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Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. l ) 

Von Dipl .-Ing. Weber. 

(Mit einer Karte.) 


Einleitung. 

Zur Beurteilung des Ertrages der schweizerischen Nebenbahnen 
kommt nicht lediglich der Vergleich der für die verschiedenen Bahnen und 
ßahngruppen vorliegenden Zahlenwerte und die Verwertung von Jahres¬ 
abschlüssen in Betracht, sie setzt auch die Kenntnis von Ausdehnung, Lage 
und V enfkehrs auf gaben der Nebenbahnen voraus. Namentlich Lage und 
Verkebxsaufgaben wirken bestimmend auf den Ertrag einer Bahn ein. 
Bahnen in einer durch andere Verkehrslinien schon gut aufgeschlossenen 
Gegend werden unter sonst gleichen Verhältnissen nicht den hohen Ertrag 
abwerfen, wie solche, die nicht von Wettbewerbsunternehmungen beein¬ 
trächtigt und zu Tarifherabsetzungen gezwungen werden. Sodann werden 
Verwaltungen, die nach privatwirtschaftlichein Grundsätzen verfahren, durch 
Ansetzung höherer Tarifeinheiten in ‘der Regel einen größeren Ertrag er¬ 
zielen, als die nur nach gemeinwirtschaftlichen Richtlinien verwalteten 
Bahnen. 

1 ) Von der Technischen Hochschule in Aachen angenommene Doktor- 
Dissertation. Die Grundlage der Arbeit bilden die von amtlicher Seite ver¬ 
öffentlichten Statistiken, sodann die Angaben der Geschäftsberichte der ver¬ 
schiedenen Nebenbahnverwaltungen, die Fachzeitschriften und die Tagesbl&tter. 
Dicso Unterlagen sind jedoch weit verstreut und ungleichförmig gestaltet,, so 
daß ein Einblick in die Verhältnisse nur durch eine eingehende vergleichende 
Untersuchung gewonnen werden konnte. Hierbei mußten die Stadtstraßen¬ 
bahnen (Trambahnen) ausgeschieden werden, weil ihre abweichenden Bau- und 
Betriebeverhältnisse (keine eigentlichen Bahnhofsanlagen, leichtere, nur auf den 
Personenverkehr zu geschnittene Betriebsmittel, Zonentarif und Fahrkarten¬ 
ausgabe während der Fahrt) einfache Vergleichsuntersuchungen ausschließen. 
Zudem bilden ihre Gesamtanlagekosten nur einen geringen Bruchteil der in den 
Nebenbahnen angelegten Gelder. Nur in den Zahlentafeln wurden die Stadt¬ 
straßenhahnen der Vollständigkeit -Wegen hin und wieder berücksichtigt. 

ArchW für EUenbahnweMH. 1919. 1 
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Die Erlragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


Nach seiner Entwicklung und seinem derzeitigen Stande läßt sich 
das schweizerische Nebenbahnnetz in vier Gruppen einteilen: 

1. Stadtstraßenbahnen (Trambahnen), 

2. Überlandnebenbahnen, 

3. vollbahnähnliche Nebenbahnen und 

4. Bergbahnen, die hauptsächlich dem Fremdenverkehr dienen. 

Alle diese Bahnanlagen unterstehen dem Nebenbahngesetz von 1899, * 
sowie der übrigen allgemeinen Eisenbahngesetzgebung, soweit das Neben¬ 
bahngesetz 1 ) keine Erleichterung gegenüber dem Eisenbahngesetz 9 ) von 
1872 gewährt*) 4 ). 

Die zweite Gruppe umfaßt die Überlandstraßenbahnen und die eigent¬ 
lichen Lokalbahnen auf eigenem Bahnkörper. Diese beiden Bahnarteu 
unterscheiden sich lediglich dadurch, daß die eine auf der Straße, die 
andere auf eigenem oder wenigstens teilweise auf eigenem Bahnkörper 

geführt wird. Die Art und Weise des Betriebes ist bei beiden gleich. 

Da die Straßenbahnen nicht nur den Stadtverkehr bedienen, sondern 
auch weit über Land führen (Bern, Basel, Genf, Lausanne und Zürich), 
greifen sie in die zweite Gruppe, die Überlandnebenbahnen hinein. Es 
kann daher zwischen der ersten und zweiten Gruppe keine scharfe Grenze 
gezogen werden. Immerhin unterscheiden sich die Stradtstraßenbahnen und 
Vorortbahnen von den Überlandnebenbahnen in drei wesentlichen Punkten: 
1. gleicht die schmälere Bauart ihrer Wagen durchaus der der Stadt- 

*) Nebenbahngesetz vom 21. Dezember 1899 mit der Vollziehungsverordnung 
vom 10. März 1906 und den beiden Bundesratsbesohltissen vom 10. August 1900 
und 24. Januar 1905 betreffend die Bezeichnung der schweizerischen Nebenbahnen. 
(Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1900 S. 849, 1905 S. 480, 1906 S. 851.) 

*) Bundesgesetz über den Bau und Betrieb der Eisenbahnen auf dem Ge¬ 
biete der schweizerischen Eidgenossenschaft vom 23. Dezember 1872 mit seiner 
Vollziehungsverordnung vom 1. Oktober 1875. Im übrigen finden sich die ge¬ 
samten auf das Eisenbahnwesen sich beziehenden Gesetze und Erlasse in der 
Eisenbahngesetzgebung des Bundes von Jul. Oetiker, Bern, 1913 Bd. I bis III. 

*) Anders verhält es sich bekanntlich bei der preußischen Eisenbahngosetz- 
gebung. Hier genießen die vollbahnähnlichen Nebenbahnen' keine gesetzlichen 
Erleichterungen gegenüber den Staatsbahnen. Vielmehr sind sie dem Eisenbahn¬ 
gesetz von 1838 unterworfen. Nur den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen räumt 
das Gesetz von 1892 weitergehende Erleichterungen ein. Dagegen finden auf 
diese diie frachtrechtlicbcn Bestimmungen der §§ 453—473 des Deutschen 
Handelsgesetzbuchs mit den ira § 473 vorgesehenen Ausnahmen Anwendung. 

' *) Dem Nehenbahngesetz unterstehen demnaoh nur solche Bahnen, bei denen 

ein Schienenweg im gewöhnlichen Sinn des Wortes vorhanden ist Andere 
Unternehmungen, bei denen diese Voraussetzung fehlt, sind daher streng ge¬ 
nommen nicht zu den Nebenbahnen zu rechnen. Hierher sind zu zählen namentlich 
der Wetterhornaufzug, der Aufzug auf dem Bürgenstock (Hammetschwand) und 
der Aufzug Matte-Plattform in Bern. Diese Bahnen hnterliegen der Verordnung, 
betreffend die Konzessioniernng und die Kontrolle der Automobilunternehmungen, 
Aufzüge und Luftseilbahnen (18. September 1906). 
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Straßenbahnen, in deren Netz sie meistens auch einmttnden; 2. dienen sie 
ausschließlich dem Personenverkehr, und 3. was auch für ihre statistische 
Einreihung unter die Trambahnen ausschlaggebend ist, vollzieht sich ihr 
Betrieb nach einem starren Fahrplan mit enger Wagenfolge unter Fahr¬ 
scheinausgabe während der Fahrt. 

Die Nebenbahnen der 2. Gruppe lassen sich am besten mit den preu¬ 
ßischen nebenbalmähnlichen Kleinbahnen vergleichen. Ihnen fällt die Auf¬ 
gabe zu, sich als enges Maschennetz zwischen die Hauptlinien zu schmiegen 
und diese zugleich enger miteinander zu verknüpfen. Während bei den 
schmalspurigen Überlandnebenbahnen die elektrische Betriehskraft vor¬ 
herrscht, überwiegt bei den regelspurigen Bahnanlagen vorläufig noch die 
Dampfkraft. Das ist darauf zurUckzuftihren, daß sie zu einem Zeitpunkte 
entstanden sind, als die elektrische Betriebsart noch in ihren Anfängen 
steckte. Sodann ist bei den schmalspurigen Anlagen, die mit Vorliebe auf 
der Straße geführt werden, der elektrische Betrieb erforderlich wegen der 
Vermeidung von Rauch und Ruß. 

Die 3. Gruppe der Nebenbahnen wird durch die schmalspurigen Haupt¬ 
bahnen gebildet, die nur ihrer abweichenden Spurweite wegen zu den Neben¬ 
bahnen gerechnet werden. Der Unterschied zwischen der Anlage dieser 
Bahnen und jener der ersten Gruppen besteht darin, daß die schmalspurigen 
Hauptbahnen selbständig einen ganzen Landesteil überspannen und be¬ 
dienen, während die anderen nur Verbindungsglieder zwischen den Haupt¬ 
verkehrsadern sind. Es sei nur auf das ausgedehnte rhätische Eisenbahn¬ 
netz mit seinen beiden Ausläufern der Berninabahn und der Furkabahn 
hingewiesen. 

Die 4. und letzte Gruppe setzt sich ihrem Charakter gemäß vorwiegend 
aus Zahnrad- und Seilbahnen zusammen. Sie schließt aber auch eine 
Iteibungsbahn, die mit 70°/» angelegte, regelspurige Uetlibergbahn mit ein. 

Neben dieser Gruppierung der Nebenbahnen nach Anlage und Ent¬ 
wicklung läßt sich noch eine andere einfachere Einteilung, und zwar nach 
deren Zweckbestimmung vornehmen. Hierbei treten 2 Bahngruppen in die 
Erscheinung: Talbahnen und Bergbahnen. Jene bezwecken vorwiegend 
die Gewinnung Von Längen, diese die von Höhen. Die Talbahnen lassen 
sich ferner in Reibungsbahnen und gemischte Bahnen emteilen. 

Trotz dieser Unterscheidung sind auch hier die Grenzen mehr oder 
weniger flüssig. Talbahnen sind im Gebirge bei Überschreitung von Pässen 
oder Gewinnung von Scheiteltunnels streckenweise wie reine Bergbahnen 
ausschließlich bestrebt, an Höhe zu gewinnen. Ohne daß jedoch die Gesamt¬ 
anlage, die nur eine Längengewinnung im Auge hat, ihren Charakter als 
Talbahn verlöre, können diese Teilstücke für sich als Bergbahnen betrachtet 
•werden. Zu solchen von Bergbahnstrecken durchsetzten Talbahnen sind 

l* 
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zu zählen: die Rhäfcische Bahn mit den Bergstrecken Klosters—Wolfgang 
(11 km), und Bergttn—Preda (13 km), die Furk&bahn mit den Steilstrecken 
Oberwald—Furka—Realp (23 km) und Andermatt—Oberalppaß—Rueras 
(23 km). 

Überwinden Reibungstalbahnen erhebliche Höhenunterschiede zweier 
auf der Karte dicht beieinanderliegender Punkte oder Ortschaften durch aus¬ 
greifende Längenentwicklungen* - so werden diese bei den gemischten Tal¬ 
bahnen durch eingelegte Zahnstrecken miteinander verbunden. 

Am gesamten schweizerischen Eisenbahnnetz in der Länge von 
5900 km beteiligen sich die Nebenbahnen mit 3358,4 km, d. h. mit 57 %. 
Von diesem Anteil geht nur ein kleiner Teil für städtische Trambahnen und 
Bergbahnen ab. Wird von diesen mehr lokalen Eisenbahnen abgesehen^ 
so durchziehen wirtschaftlich wichtige Nebenbahnen noch immer mit 
3000 km, d. i. mit mehr als die Hälfte der Gesamtlänge Vller Bahnen, die 
Schweiz. 

Diese Stellung im gesamten Eisenbahnwesen hat das Nebenbahnnetz 
vor allem der besonderen geographischen Lage und Gestaltung des Landes 
zu verdanken. Rund drei Viertel seines Gebietes liegt im Gebirge, zum Teil 
in den Alpen, zum Teil im Jura, wo der Ausbau des Eisenbahnnetzes durch 
regelspurige Hauptlinien infolge der mannigfachen Geländeschwierigkeiten 
und der damit verbundenen hohen Baukosten sich zu unwirtschaftlich ge¬ 
staltet hätte. Nebenbahnen, besonders die schmalspurigen, vermochten das 
Gelände besser und billiger zu bewältigen. Im gleichen Maße wie die Bau¬ 
kosten sinken, steigert sich aber der in das Verhältnis zum Anlagekapital 
gestellte jährliche Ertrag einer Bahnanlage. Die Hauptbahnen mußten 
daher aus Gründen der Wirtschaftlichkeit im gebirgigen Gelände den 
Nebenbahnen weichen, sofern es sich nicht um große, internationale Ver¬ 
bindungen handelte. 

Die Hauptbahn überschreitet die Alpen bi3 jetzt nur in zwei Linien: 
der Gotthardbahn und der Bern—Lötschberg—Simplon-Bahn. Den Jura, 
durchzieht sie, um jenseits desselben sich die für ihre Wirtschaftslage not¬ 
wendigen Anschlüsse an die französischen Hauptlinien zu sichern. Im¬ 
großen und’ ganzen breitet sich das Hauptbahnnetz über das nur leicht 
hügelige schweizerische Mittelland aus, das sich zwischen Alpen und Jura 
eingebettet in einer Länge von 160—180 km vom Genfer- bjs zum Bodensee; 
hinzieht. 

Selbst hier kommt den Nebenbahnen ein hervorragender Anteil am- 
Verkehr zu, indem ihre Länge in keinem Kanton unter ein Drittel des 
gesamten Bahnnetzes herabsinkt. In dem gebirgigen Kanton Graubünden 
wächst ihre Kilometerzahl auf 95 % an und in den Bergkantonen Appen¬ 
zell und Unterwalden übernehmen die Nebenbahnen sogar den ganzen 
Verkehr. 

Das Verhältnis von regelspurigen zu schmalspurigen Nebenbahnen 
verschiebt sich mehr und mehr zugunsten der Schmalspurbahnen, je weiter 
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man zu dem südlichen, gebirgigen Landesteil oder in dem westlich liegenden 
Jura emporsteigt. Es verändert sich also in dem Maße, wie die Gelände¬ 
schwierigkeiten wachsen und die Anlage von regelspurigen Linien unwirt¬ 
schaftlich wird. So weist der zum großen Teil in den Alpen und im Jura 
liegende Kanton Bern, der zugleich auch einen ansehnlichen Teil des 
Mittellandes überspannt, bereits beinahe so viele schmalspurige wie regel- 
spurige Nebenbahnkilometer auf. Das Verhältnis zwischen Regel- und 
Schmalspurbahnen liegt hier wie 3:4, im Kanton Appenzell verschiebt 
es sich auf 1 :5, im Kanton Wallis auf 1 :7, während in den Bergkantonen 
Unterwalden, Uri und Graubünden überhaupt keine regelspurigen Neben¬ 
bahnen mehr anzutreffen sind. 

Während die Straßenbenutzung durch regelspurige Nebehbahnen 1 ) nur 
vereinzelt dasteht, findet sie sich bei den schmalspurigen Reibungsbahnen 
häufiger. Es ist dies zum Teil in der geringen Beanspruchung der Straßen - 
breito begründet, wodurch leichter als bei Regelspur die Genehmigung zur 
Straßenbenutzung erteilt wird. Sodann erheischt die Anlage der 
Bahn auf der Straße gewisse bauliche Einschränkungen. Namentlich er¬ 
fordert sie schärfere Bögen. Diese sind um so leichter durchführbar, je 
schmäler die Spur ist. Daher räumt die Verordnung zum Nebenbahngesetz 
schmalspurigen Nebenbahnen, die mehr als zwei Anhängewagen mit¬ 
führen, kleinste Krümmungen von 40 m ein. Bahnen, die mit weniger als 
zwei Anhängewagen befahren werden, können mit den Krümmungen bis 
auf 20 m, ja ausnahmsweise bis auf 17 m (Aigle—Leysin) heruntergehen. 
Regelspurige Bahnen hingegen dürfen auf offener Strecke keinen kleineren 
Krümmungshalbmesser als 150 m aufweisen. Daher würde es viel schwerer, 
ja sogar unmöglich sein, regelspurige Bahnen, namentlich auf schärfer ge¬ 
krümmten Bergstraßen, in die ganze Straßenlänge einzulegen. Bei nur halb¬ 
wegs starken Straßenkrümmungen müßte hier schon auf eine größere 
Strecke von der Straße abgegangen und die Bahn auf eigenem Bahnkörper 
gefülirt werden. Dadurch würde aber der Vorteil der Straßenbenutz ung 
stark vermindert. 

Infolge freier Handhabung der Gesetze konnte es bis vor kurzem Vor¬ 
kommen, daß selbst durchgehende Bahnlinien nach Spjjir- und Betriebsart 
verschieden angelegt wurden, obwohl eie, um sich bezahlt zu machen, ein-* 
lieitlich hätten gebaut und von einer Gesellschaft hätten betrieben werden 
sollen. Es sei hier auf die Montreux-Oberlandbahn und ihre Fortsetzung 
nach Spiez hingewiesen. Während sie zwischen Montreux und Zwei¬ 
simmen als elektrische Schmalspurbahn betrieben wird, findet sie in Zwei¬ 
simmen ihren Anschluß an die von der Berner Alpenbahngeeellsohaft ver- 


*) Hierunter fallen folgende vollbahn&hnliche Nebenbahnen: die Seetalbahfl 
(54 km) mit einer Straßenbenutzung von 34 km, die Sihltalbahn (19 km) mit 
einer solchen von 4 km, die Orbe-Chavornaybahn (4 km), die 2,5 km auf der 
Straße läuft, und endlich die Kriens-Luzefnbahn (3 km), die die Straße auf einer 
Länge von rund 2 km beansprucht. 
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■waltete regelspurige Dampfbahn Zweisimmen—Spiez. Die 28 km lange 
Querverbindung zwischen dem Limm&ttal und dem aarg. Seetal: Dietikou— 
Wohlen—Meisterschwandeu ist ein weiteres Beispiel. Während die 19 km 
lange Strecke: Dietikon—Wohlen als elektrische Schmalspurbahn ausge¬ 
bildet ist, übernimmt seit Dezember 1916 eine von Wohlen ausgehende 
vollspurige Bahn den Verkehr nach dem Seetal. Anläßlich einer Bahn¬ 
anlage durch das Suhrental: Aarau—Sehöftland—Triengen—Sursee kam 
es nicht einmal zu einem Zusammenschluß der von beiden Enden aus er¬ 
bauten Bahnlinien. Bis heute fehlt noch das rund 8 km lange Mittelstück: 
Sehöftland—Triengen. Der Grund des Baues einer derart unwirtschaft¬ 
lichen Verkehrsanlage ist darin zu suchen, daß sich die beiden beteiligten 
Kantone nicht über Spur- und Betriebsart einigen konnten. Der Kanton 
Luzern unterstützte für die Verbindung Sursee—Triengen (9 km) eine 
regelspurige Dampfbahn, während der Kanton Aargau seine Beihilfe 
einer von ihm befürworteten schmalspurigen elektrischen Anlage von 
Aarau nach "Sehöftland (11 km) zukommen ließ. Allerdings hat die Ver¬ 
einheitlichung des schweizerischen Nebenbahnwesens gegen früher zu¬ 
sehends Fortschritte gemacht. Die von einer Gesellschaft betriebene 
Durchschnittslänge ist zwischen 1900 und 1914 von 9 auf 13 km ange- 
wach9en. 

Neben der gebirgigen Geländebeschaffenheit der Schweiz trug auch 
die elektrische Zugförderung zur Verbreitung der Nebenbahnen, nament¬ 
lich der schmalspurigen, bei. Neben größerer Reinlichkeit gegenüber dem 
Dampfbetrieb ermöglicht sie eine bessere Ausnutzung der Kraft und 
eine größere Anschmiegung ans Gelände. Letzteres ist namentlich darauf 
zurückzu führen, daß bei elektrischen Bahnen günstigere. Reibungsver¬ 
hältnisse zwischen Triebfahrzeug und Schiene bestehen. Während bei 
elektrischem Betrieb die Reibungsziffer zwischen */» und */s liegt, sinkt 
sie bei gleichen Schienen- und Witterungsverhältnissen bei Dampfbetrieb 
auf 1 /« ^i 8 7 r - Daher vermögen elektrische Bahnen noch ohne Gefahr er¬ 
heblich größere Steigungen als Dampfbahnen zu bewältigen, was auf die 
Wirtschaftlichkeit in doppelter Hinsicht günstig einwirkt. 1. wird da¬ 
durch die Linie verkürzt und an Baukosten gespart, 2. verringert sich 
dadurch auch die Fahrzeit. 

Folgende Angaben sollen die Ausdehnung der elektrischen Bahnen 
für das Jahr 1914 wiedergeben. Von den rund 240 Nebenbahngesellschaften 
betrieben 135 Unternehmungen ihre Bahn elektrisch. Im Betrieb standen 
2976 1 ) Nebenbahnkilometer; davon waren 1927 km für die elektrische 
Zugförderung eingerichtet. Im einzelnen betraf es 6 regelspurige Bahnen 
in einer Gesamtlänge von 157 km, während 30 Bahngesellschaften mit 
zusammen 578 km noch auf die Dampf kraft angewiesen waren. Für die 

1 ) ln dieser Zahl sind die von den schweizerischen Bundesbahnen be¬ 
triebenen Nebenbahnstrecken in einer Gesamtlänge von 888 km nicht mit 
inbegriffen. Diese haben sämtlich Dampfbetrieb. 
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elektrische Betriebsart günstiger gestalteten sich die Verhältnisse bei 
den Schmalspurbahnen. Hier verhielten sich die Unternehmungen mit 
elektrischer Zugförderung zu denen mit Zugförderung durch Dampfkraft 
wie 40 zu 11 und die befahrenen Kilometer wie 1074 zu 194. Im Jahre 
1914 waren hingegen sämtliche Trambahnen in einer Gesamtlänge von 
467 km elektrisch eingerichtet Von Zahnrad- und Seilbahnen wurden 
69 km und 40 km elektrisch betrieben, während auf 52 km die Dampf¬ 
kraft und auf 8 km noch die Krafterzeugung durch Wassergewicht vor¬ 
herrschte. 

Von vornherein wurden von den 1929 km Nebenbahnen rund 1300 km 
für den elektrischen Betrieb gebaut. Außer den meisten Trambahnen 
sind bis heute auch 180 km der übrigen Nebenbahngruppen nachträglich 
zur neuen Betriebsart übergegangen. Im einzelnen sind es die folgenden 
drei regelspurigen Bahnen: Freiburg—Murten—Ins, Orbe—Chavornay 
und die Seetalbahn. Die in die neue Betriebsart umgewandelte Gesamt¬ 
länge beträgt hier 90 km. Von Schmalspurbahnen sind nachträglich nur 
40 km zum elektrischen Betrieb Ubergegangen. In diese teilen sich die 
Balinen: Bern—Worb, BirsigTälbahn, Genf—Veyrier und Tramelan— 
Tavannes. Als einzige gemischte Bahn hat die 23,5 km lange Bemer- 
Oberlandbahn die Dampfkraft erst späterhin durch Elektrizität ersetzt. 
Von den Zahnradbahnen sind hier zu nennen die Schynige-Plattebahn *) 
und die Wengernalpbahn. Von den Seilbahnen haben z. B. die 0,iC7 km 
lange Zürichbergbahn und die 1,000 km lange Beatenbergbahn ihren Betrieb 
durch Wassergewicht mit der elektrischen Zugförderung vertauscht. 

Dem bewegten Gelände des Landes entsprechend werden hier im all¬ 
gemeinen auch die Baukosten gegenüber ausländischen Nebenbahnen 
wesentlich höher sein. Auch das Fehlen an Rohstoffen mag dazu bei¬ 
tragen; müssen doch die aus Eisen bestehenden Oberbauteile (Schienen, 
Kleineisenzeug und Schwellen) vom Ausland bezogen werden-). 

Im schweren Mittelgebirge betragen die kilometrischen Anlagekosten 
von regelspurigen Reibungsbahnen im Durchschnitt 200 000 bis 600 000 Fr. 
Diese können sich im Hochgebirge, insbesondere bei größeren Tunnel¬ 
bauten Ws auf 1 % Millionen Fr./km. steigern (Bern-Lötschbergbahn: 
1376 000 Fr./km). 

So beliefen Weh die Baukosten der im Mittelgebirge liegenden regel¬ 
spurigen , Nebenbahnen bei der Bulle-Romontbahn (18 km) auf 
179 440 Fr./km, bei der Tößtalbahn (36,o km) auf 210 000 Fr./km, bei der 

*) Ungeachtet der vollständigen Umwandlung der Schynige-Plattebahn ?u 
elektrischen Betrieb hat die Balmverwaltung 2 Dampflokomotiven zurilck- 
bebalten. Diese sind als Reserve und zur Führung von ArbeitszUgen im 
Frühling vorgesehen, weil die Oberleitung an einigen gefährlichen Lawinenzügeu 
über den Winter herunter genommen wird. 

*) Um den inländischen Eisenhahnhau zu fördern, waren jjjs 1. August 19 lt 
Schienen erstmaliger Anlage zollfrei. 
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Walä-Rülibahn ( 6,0 km) auf rund 213 000 Fr./km, bei der Süd-Ostbahn 
auf 270 000 Fr./km und endlich bei der Bodensee-Toggenburgbähn (41 km) , 
die viel unter Erdrutschungen zu leiden hatte, auf rund 600Ö00 Fr/km. 

Bei schmalspurigen Reibungsbahnen erfordert der Bau selbst im 
Hochgebirge Und bei weit ausgreifenden Kunstbauten nur noch 250 000 
bis höchstens 450 000 Fr./km. Die teuerste Anlage weist die Nebenbahn 
Marlignv—Ch&telard*) ( 20,5 hm) mit rund 433000 Fr./km auf. Die mittleren 
Baukosten der Rhätischen Bahn (280 km) sind schon bedeutend niedriger 
und betragen nur noch 350 000 Fr ./km. Hieran schließt sich die Chur-Arosa- 
bahn mit 314 000 Fr./km und die Berninäbahn mit 265 000 Fr./km. 

Verhältnismäßig niedrig sind die Herstellungskosten der gleichfalls im 
Hochgebirge liegenden schmalspurigen gemischten Bahnen. Sie tiber¬ 
stiegen bis heute nur in einem Falle (Aigle—Leysin) und zwar nur un¬ 
wesentlich 300 000 Fr./km und liegen bei den änderen Bahnen zwischen 
142 000 Fr./km (Stansstad-Engelbergbahn) und 220 000 Fr./km (Monthey- 
Chämberybahn). Ungeachtet des-teureren Oberbaues und der kostspieli¬ 
geren Betriebsmittel sind diese' verhältnismäßig geringen Anlagekosten 
namentlich darauf zurückzuführen, daß sich die gemischten Bahnen durch 
die Einlegung von Zahnstrecken viel besser dem vorliegenden Gelände 
änschmiegen. Namentlich werden dadurch Viele kostspielige Kunstbauten 
vermieden. ; • " 

Im Mittelgebirge’ sinken die mittleren Anlagekosten von Schmalspur¬ 
bahnen auf 180 000 bis 250 000 - Fr./km. Beispielsweise betrugen sie bei der 
Montreux-Oberlandbahn rund 260000 Fr./km, bei der St Galleh-Trogeribahn 
203000 Fr./km, bei der Säntisbahn 200000 Tr./kra und' endlich bei der 
Greyerzer-Bahri 180 000 Fr./km. ... . 

Im sanften Hügel- und Flachland bewegen sich sodann die Baukosten 
regelspuriger Nebenbahnen zwischen 120 000 und 180 000 Fr./km, schmal¬ 
spuriger Nebenbahnen zwischen 40 000 und 90 000 Fr./km. Die untere 
Grenze bilden in der Regel die Straßenbahnen,' da bei ihnen sowohl der 
Grunderwerb als auch der Unterbau billiger ist als bei Anlagen auf eigenem 
Bahnkörper 2 ). 

Am teuersten sind die Anlagen von Zahnrad- und Seilbahnen. Bei 
jenen kommen sie im Mittel auf 460 000, bei diesen sogar auf rund 
600 000 Fr./km zu stehen. • ' 

Da selbst unter bester Anschmiegung an das Gelände die Anlage¬ 
kosten sehr erheblich sind, so wird man beim Bau von Reibungsneben- 

D Diese Unternehmung ist streng genommen zu den gemischten Bahnen 
zu zählen. Da ihre Zahnstrecke jedoch nur 2,5 km gleich rund 10%' ihrer Ge¬ 
samtlänge beträgt, wurde eie unter den Reibungsbahnen aufgeführt' Diese Zahn¬ 
strecke nimmt der Bahn kaum den Charakter einer ReibungBbahn und übt auf 
die Anlagekosten keinen wesentlichen Einflüß aus. 

*) Vergleiche hierüber O. KaySer: Dfe belgischen Kleinbahnen (Berlin 
1011), Seite 44. ' 
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bahnen von vornherein auf die Wahl der'Linie gleichen Widerstandes ver¬ 
zichten. Obgleich sie theoretisch den günstigsten Betrieb zusichert, erfor¬ 
dert sie gegenüber anderen Linienführungen wesentlich höhere Baukosten. 
Es ist daher fraglich, ob bei ihrer Ausführung die Verzinsung der größeren 
Baukosten vermehrt um die Betriebsausgaben wirklich einen kleinsten Wert 
aimiinmt. Das ist jedoch die Bedingung, daß der größtmögliche Gewinn 
erzielt werden kann. Daher wurde bis heute einzig die 61 km lange Boden- 
sec-Toggenburgbalm 1 ) zum Teil nach Maßgabe der Linie gleichen Wider¬ 
standes erbaut. 

Auch bei den gemischten Bahnen wurde bis jetzt die von 0. Blum 
aufgestellte, den günstigsten Betrieb gewährleistende Linienführung nur 
dort durchgeführt, wo die Bildung des Talbodens sowieso darauf hinwies -). 
Will man sich nicht in oft gefährliche ünd kostspielige Berglehnen hinauf¬ 
wagen, so schreibt die häufig-treppenförmig ansteigende Talsohle der Linien¬ 
führung gemischter Bahnen ein anderes, als das für ihren Betrieb wirt¬ 
schaftlichste Neigungsverhältnis zwischen Roibungs- und Zahnstrecke vor 
(Zermattertal). Von allen gemischten Bahnen ist nur bei der Furkabalin 
und der Bahn St. Gallen—Gais dieses Verhältnis zwischen Reibungs- und 
Zahnstrecke gewahrt worden. Das beruht auch bei diesen Bahnen wohl 
mehr auf einem Zufall, als auf dem Willen des Ingenieurs 3 ). 

Um ungeachtet der erheblichen Anlagekosten zu ihren wirtschaftlich 
notwendigen Bahnen zu gelangen, versuchten die Kantone ihr Ziel dürch 
% Begünstigungen zu erreichen: Sie räumten zunächst den Bahngesellschaften 
Höchstgrenzen des Reingewinns von 8 bis 10%*ohne die Verpflichtung 
zur Taxherabsetzung ein. Es zeigte sich jedoch bald, daß bei keiner Tal¬ 
bahn solche Gewinne erzielt werden konnten, diese vielmehr gewöhnlich 
keinen oder nur einen ganz geringen Ertrag abwarfen. Infolgedessen zog 
sich das gewinnsuchende Privatkapital nach und nach von den Nebenbahnen 
zurück. Nun versuchten die Kantone auf dem Wege des Steuererlasses das 
Kapital wieder für die Nebenbahnen zu erwärmen. Da hierdurch jedoch 
nur eine Verminderung der Betriebsausgaben, aber keine wesentliche Stei¬ 
gerung des Ertrages eintrat, so war auch dieses Mittel nicht von* Erfolg. 
Daraufhin entschlossen sich endlich die Kantone, ihr Nebenbalmwesen durch 
unmittelbare Geldleistungen zu fördern. Diese Bewegung setzte besonders 

*) Diese Unternehmung wird auf 21 km (Romanshorn—St. .Gallen) als ■ 
Hauptbahn betrieben, wodurch ihre teilweise Anlage nach Maßgabe der Linie 
gleichen Widerstandes gerechtfertigt erscheint. 

*) Vergleiche hierüber O. Blum: Reibungsbahnen und Bahnen gemischten 
Systeme (Berlin 1913), Seite 29 unter D. „Bahnen gemischten Systems“, ferner 
die von C. Nipkow Angestellten Untersuchungen Uber die Wirtschaftlichkeit des 
Zahnradbetriebes auf der Albulabahn (erschienen in der „Verkehrstechnischen 
Woche“, VIII. Jahrgang, Heft 6 und 7). 

•) Offensichtlich tritt dies bei der Bahn St. Gallen—Gais zutage, indem 
die Untersuchungen von 0. Blum erst lange nach deren Betriebseröffnung 
erfolgten. 
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kräftig um die Wende des neuen Jahrhunderts ein. Voran schritten die 
Kantone Bern und Zürich, von denen der erstere bis 1912 allein 30 Mil¬ 
lionen Fr., der letztere an die 20 Millionen Fr. an seine Nebenbahnen ver¬ 
ausgabte. Der häufigste Fall der kantonalen Beihilfe besteht in einer 
Aktienübernahme. Dies geschieht teils von Fall zu Fall, teils ist ihre An¬ 
wendbarkeit und Höhe in einem kantonalen Subventionsgesetz niedergelegt, 
je nach dem Standpunkt, den der betreffende Kanton eisenbahnwirtschaft¬ 
lich einnimmt. Diese Aktienübernahmen bewegen sich je nach der Finanz¬ 
kraft des Kantons und der Bedürftigkeit der ins Leben zu rufenden Bahnen 
zwischen 10 und 50 % der gesamten Anlagekosten 1 ). 

Voraussetzung jeder kantonalen Beteiligung ist, daß es sich bei der 
Bahn um ein wirtschaftlich notwendiges Unternehmen handelt. Bergbaimen 
sind daher von dieser Vergünstigung ausgeschlossen. 

Die geldlichen Unterstützungen in Form von Aktienübernahmen 
können natürlich weder den auf das Gesamtanlagekapital bezogenen Ertrag, 
noch den auf das engere Gesellschaftskapital kommenden Reinertrag be¬ 
einflussen. Beide Ertragsberechnungen sind unabhängig davon, wer der 
Geldgeber ist. Den auf das Privataktienkapital fallenden Gewinn vermag 
eine kantonale Beihilfe erst dann zu begünstigen, wenn sie entweder ohne 
Zinsberechtigung, sozusagen als Geschenk, an die Bahn verabfolgt wird 
(Kanton Thurgau) oder aber, wenn sie im Rang hinter den anderen Aktien 
steht, d. h. erst in denr Augenblick gewinnberechtigt wird, da den privaten 
Aktien schon ein gewisser Vorrechtsertrag zugesichert ist (Kanton: 
Tessin, Waadt und Glarus), In beiden Fällen verteilt sich der Jahres¬ 
ertrag auf eine kleinere Summe, als das Gesellschaftskapital beträgt, und 
wächst demnach mit der Abnahme des Vorrechtskapitals. 

Eine Einwirkung auf den auf das gesamte Beförderungsgeschäft 
entfallenden Ertrag wird erst durch die kostenlose Hergabe von Straßen 
und anderem Grund und Boden erzielt. Die kostenlose Überlassung der 
Straße findet in allen Kantonen statt, mit Ausnahme des Kantons Neuen¬ 
burg, der eine dem Bodenwert entsprechende Aktienbeteiligung beansprucht. 
Eine gesetzliche Regelung der unentgeltlichen Hergabe von Grund und 
Boden findet man nur im Kanton Graubünden. Hier verpflichtet das kan¬ 
tonale Subventionsgesetz vom 20. Juni 1897 die Gemeinden, ihren Grund 
und Boden den vom Kanton befürworteten und unterstützten Bahnen kosten¬ 
los zur Verfügung zu stellen. 

Durch die unentgeltliche Hergabe von Straßen und anderem Grund 

*) Zudem sichern die Kantone Bern und Graubünden bei kostspieligen 
.Kunstbauten, wie Tunnels und größeren Brücken, eine entsprechend höhere 
kilometrische Beteiligung zu. 
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und Boden kommen erstens die Grunderwerbskosten, zweitens, wenn dio* 
Bahn auf einer Straße geführt wird, noch ein Teil der Unterbaukosten ge¬ 
spart werden. Wie vorteilhaft dadurch auch eine Bahnanlage auf der 
Straße erscheinen mag, erheben sich dagegen doch allerlei Bedenken. Die 
Linienführung auf der Straße ist sehr viel minderwertiger als auf eigenem 
Bahnkörper. Erstens ist die Bahn mit ihren Krümmungen und Steigungen 
ganz an 'die Straße gebunden, zweitens wird durch die Staubeinwirkung 
der Unterhalt ihrer Fahrzeuge verteuert und drittens werden bei einer 
solchen Betriebsweise entsprechend der größeren Gefahr höhere Unfalls¬ 
prämien berechnet Zudem tritt an trockenen Sommertagen durch die 
Staubentwicklung eine unangenehme Belästigung der licisenden ein. In 
Berücksichtigung all dieser Punkte schmolzen die Vorteile einer Anlage auf 
der Straße gegenüber einer solchen auf eigenem Bahnkörper beträchtlich 
zusammen. Was übrig bleibt, sind allenfalls nur noch die durch den billi¬ 
geren Grunderwerb erzielten Baukostenersparnisse. Diese berechnen sich 
im Durchschnitt höchstens auf rund 12 000 Fr./km 1 ). Falls nicht noch 
andere wichtige Verkehrsfragen mitsprechen, wird man daher in der 
Regel die Bahn vorteilhafter auf eigenem Bahnkörper führen und auf die 
billigere Straßenanlage verzichten. 

Während alle größeren Kantone Subventionsgesetze*) erließen, besitzt 
die Eidgenossenschaft kein solches Gesetz. Diese Art von Eisenbahnunter- 
siützungen überläßt sic grundsätzlich den Kantonen. Was sie bis anhin 
an Eisenbahnunterstützungen verausgabte, geschah nur ausnahmsweise. 
Durch besonderes Gesetz unterstützte sie außer einigen Hauptbahnen*) auch 
eine Nebenbalm, die Rhätische Balm und zwar durch eine zweimalige 
Cbernahrae von Aktien zweiten Ranges (Subventionsaktien). Die erste 
Beihilfe in der Höhe von 8 Millionen Fr. zum Bau der Albulabahit 


*) Die Grunderwerbekosten liegen bei den Straßenbahnen im Durchschnitt 
bei 5500 Frjkm und können bei Bahnen mit cigonem Bahnkörper bis auf 
32000 Fr ./km (Monthoy—Champery) anwachsen. Als Mittelwert hierfür kam» 
für Anlagen auf eigenem Bahnkörper 17 500 Fr./km angesetzt werden. Demnach 
beläuft sich bei Straßenbahnen die Ersparnis an Grunderwerbskosten im Mittet 
auf (17 500-5600 Fr./km) = 12000 Frjkm. 

*) Folgende 11 Kantone haben bas houte Subventionsgesetze: Basel-Land, 
Bern, Freiburg, Graubünden, Neuenburg, Schwyz, Solothurn, Tessin, Thurgau, 
Waadt und Zürich. Bestrebungen zur Schaffung eines Gesetzes scheiterten 
sowohl im Kanton Aargau, wie auch im Kanton Appenzell an der Volks¬ 
abstimmung. 

•) Beispielsweise wurden an die Gotthardbahn und die Monte Cencrebalm 
(Lugano—Chlasso) Buqdeebeihilfen geleistet. Hierüber bestimmt das Bundcs- 
gesetz, betreffend Gewährung von Subeidion für Alpenbahnen (22. August 1875). 
Hierin wurde auch einer Alpenbahn im Westen und Osten der Schweiz je eine- 
Bundesunterstützung von M Mill. Fr. in Aussicht gestellt. 
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(Thusis—St. Moritz) wurde durch Bundesbeschluß vom 30. Juni 1898 be¬ 
willigt, die Zweite in einem Betrage von 5 Millionen Fr. für den Bau der 
Seitenlinien, von Bevers nach Schule und Ilanz nach Disentis Erfolgte am 
18. Juni 1907. 

Ungeachtet des Hinweises auf die in diesem besonderen Fall berührten 
• eidgenössischen Interessen von militärischer, politischer und volkswirt¬ 
schaftlicher Bedeutung, liegt in der Unterstützung des Schmalspurbahn¬ 
netzes von Graubünden ein grundsätzlicher Entscheid 'vor. Die eine 
Bundesunterstützung rechtfertigenden Gesichtspunkte treffen auch auf 
andere Nebenbahnen im größeren oder kleineren Maße zu. Dennoch sprach 
sich der Bundesrat im Bezug auf die Unterstützung anderer Nebenbahnen 
dkhin' aus, daß im übrigen die Mitbetätigung des Bundes auf dem Gebiete 
der Förderung und Unterstützung von Eisenbahnbestrebungen sich inner¬ 
halb der Schranken des Eisenbahnrückkaufgesetzes zu bewegen habe 1 ). 

Damit wurde die Grundlage geschaffen, auf die sich der Bund bei 
der Unterstützung des Nebenbahnnetzes stützt. Die Bundesversammlung 
muß jeden Fall für sich behandeln, der Bundesbeiträge betrifft und über 
die Bestimmungen des Rückkaufgesetzes hinausgeht. Dieses bestimmt, daß 
von den Überschüssen der schweizerischen Bundesbahnen 20 % so lange in 
einen gesondert zu verwaltenden Reservefonds zu legen sind, bis dieser 
50 Millionen Fr. erreicht haben wird. Die übrigen 80 % sind im Interesse 
der' Bundesbahnen, namentlich aber zur Erweiterung des schweizerischen 
Nebenbahünetzes zu verwenden. 

Diese Unterstützungsweise ist jedoch - sehr zweifelhaft und bis jetzt 
wegen des ungenügenden Ertrages der Bundesbahnen nur selten zur An¬ 
wendung gekommen. Beispielsweise beim Baü der 19 km langen Brienzer- 
Söe-Bahn 1 ) und der 15 km langen Surbtalbahn. 

l ) Botschaft zum Bundesbeschluß vom 30. Juni 1898, betreffend die Unter¬ 
st iitzdrig der Rhätisohen Bahn. 

. *) Darüber bestimmt das Bundesgesetz, betreffend den Bau einer schmal¬ 
spurigen Eisenbahn von Brienz nach Interlaken, in seinem Artikel 1 folgendes: 
Die Bundesbahnverwaltung wird ermächtigt, als Fortsetzung der Brünigbahn eine 
Eisenbahn von Brienz nach Interlaken (Brienzerseebahn) mit Spurweite von 
1 m, 12 % Höchststeigung und 250 m Kleinsthalbmesser im Kostenvoranechlag von 
514 Mill. Fr. zu bauen. 
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1 . Abschnitt.- Tarife und Einnahmen. 

1. Der Personentarif. 

Sowohl Im Personen- als auch im Güterverkehr dient als Ausgang der 
Tarifbildung einerseits der Batikostenvoranschlag, andererseits die voraus¬ 
sichtlich von der Bahn zu bewältigende Verkehrsmenge.. Darauf gestützt, 
wird der Tarif in einer solchen Höhe festgesetzt, die für das Gesellschafts- 
kapital einen angemessenen Ertrag (4—5 %) erwarten läßt. Bei neuen Bahn¬ 
ausführungen werden auch die Tarife bestehender Bahnen zum Vergleich 
herangezogen. Der Höchsttarifsatz, den eine Bahn für das km Bahnlänge 
erheben darf, wird auf Antrag der Bahn Verwaltung von der Bundesver¬ 
sammlung in der Genehmigungsurkunde festgelegt. 

Im allgemeinen wird der schweizerische Personentarif sowohl bei 
Hauptbahnen, als auch bei Nebenbahnen für alle Entfernungen gleichmäßig 
gebildet. Die Einheitsentfernung, auf die sich der Tarif bezieht, ist das km. 
Für Hin- und Rückfahrt tritt eine Preisermäßigung ein. Diese beträgt bei 
Talbahnen gewöhnlich 20 %. 

Während die Hauptbahnen 3 Wagenklassen führen, begnügen sich die 
Nebenbahnen in der Regel mit zwei. Ausnahmen hiervon bilden die mit 
einem großen Fremdenverkehr rechnende Rhätische Bahn und die Montreux- 
Oberlandbahn, die 3 Wagenklassen führen. Andere Nebenbahnen, meist 
Überlandstraßenbahnen 1 ), besitzen nur eine Wagenklasse. 

Da bei den Nebenbahnen die verschiedenartigsten Verhältnisse nach 
Zweck, Bauart und Betrieb vorliegen, wird man bei ihnen auch ebenso ver¬ 
schiedenartige Tarifsätze vorfinden. Haben die Nebenbahnen zweeks ein¬ 
facherer Bildung von Übergangstarifen die Taxordnung der S. B. B. ange¬ 
nommen, so werden ihre Entfernungszuschlägfe , einmal in ihrer größeren 
Steigung, zweitens in höheren Baukosten und drittens in einer geringeren 
Ausnützung der Bahn, wie dies bei Sommerbahnen der Fall ist, ihre Be¬ 
gründung finden. Im allgemeinen wird man folgende Steigerung im Tarif¬ 
ansatz wahrnehmen können: S. B. B. — Überlandnebenbahnen — gemischte 
Bahnen — Zahnradbahnen — Seilbahnen. Nach dieser Aufstellung sollen 
im folgenden die Tarifsätze verschiedener Bahngruppen und einzelner 
Bahnen durch Zahlen näher beleuchtet werden. 

Als Ausgang diene der Tarifsatz der S. B. B., wie ihn das Tarifgesetz 
vom 27. Juni 1901 (vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1901 S. 1362) für‘die 
Tarife einfacher Fahrt vorgesehen hat 1 ). Die damals festgelegten Preis¬ 
ermäßigungen auf Hin- und Rückfahrt haben inzwischen eine Abänderung 
erfahren. Bei der Festsetzung der Personentarife wurden anläßlich des 
Rückkaufes der schweizerischen Hauptbahnen durch den Bund grundsätzlich 
die bei einer dieser Bahnen (Nord-Ostbahn) bestehenden niedrigsten Tarife 
als Höchstsätze angenommen v 

1 ) Beispielsweise gehören hierher die Bremgarten-Dietikonbahn, die Aarau- 
Sehöftland- und die Forcbbahn. 
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Tafel i. Grundtaxen 1 ) der schweizerischen Bnndesbahnen. 
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U 

*1 _ 

2 
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H— | 

4 

5 
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Reisend« 



lj Gepäck || 

Steigung 

Tarif 


■| Einfache 
Fahrt 

Hin- j 

und Rückfahrt | 

Preisnachlaß 

auf 

Rückfahrt 

! für 

100 kg 

I . 

© 

U ' 

© 

® ! 

9> < 

für 100 m 
erstiegene 
Höhe der 
3. Klasse 
einf. Fahrt 

Klasse . . 

. . ] l. ; 2. | 3. 

;i i. 2 . 3 .! 

L •__i 

j I. 

2. ! 3. 

t 

s 

o 

:o 
■ X 


j in Rappen 

_ 1 _ 

in Rappen j. 

% 

|i in Kapp. j ( 

in 

°/oo 

in Rappen 


Nach Gesetz vom 
27. Juni 1901 
1. Mai 1915 . . 


! *j. 

i 10,4 j i j3 ■ 5 j‘2 15,6 

10,o 

6*. ■ 25 

30 

- 

1 t 

. i 

" }ö,44; 

10,1 : 7,3 ! 6,2 1 17,7 

11,7 

7,8 ' 15 

20 

25 

5 I! 1 1 

1 


25 


s i 


Wie aus Spalte 4 und 5 ersichtlich, bezieht sich dieser Tarifsatz auf 
eine mittlere Steigung von 6.4 t °/°o und auf eine Höehststeigung von 25°/oo. 


Tafel 2. 


Bundes bahn» trecke hl 


2 - 


Reisende 




Einfache Fahrt ! 

Hin- u. 

, Rückfahrt!' 

rre lsnacmau 

Rückfahrt 

am 1 

! 

Klasse. 

'j 
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1. j 

2. 

i 

8. 

i. 

2. | 

X 

3. i 

l. 

1 
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J. 

in Rappen 

1 

in Rappen \ 


in % 


>chwei/.criöche Bundesbahnen : 

7 

ii 

I 


i 

i 

i 


[ 




a) Grundsatz. 

»i 

'! 

io ,4 : 

7,3 

5,2 

17,7 

11,7 

7,8 j| 

15 

20 

25 | 

b) Neuonburg— Le-Locle . . 

:| 

; 1 

13,8 j 

9,7 i 

6,9 

23,5 j 

15,6 

10,4 j; 

16 

' 20 

25 | 

c) Bickentunnel. 

:i 

16,6 

11,6 | 

8,3 

28,3 

18,4 

12,5 i 

15 

20 

25 

«B Brieg—Isellc. 

i 

13.1 

9,1 ' 

6,6 j 

22,3 • 

11,r. 

9,8 ; 

15 

20 

25 ! 


*) Dieser Tarifsatz hat mit dem 1. März 1917 infolge der erhöhten Be¬ 
schaffungskosten von Rohstoffen, insbesondere der Kohle, eine Erhöhung erfahren. 
Dieser erhöhte Fahrpreis soll so lange seine Gültigkeit behalten, bis das 
abgeänderte Tarifgesetz vom 27. Juni 1901 in Kraft treten wird. Wahr¬ 
scheinlich werden daraufhin die Preisermäßigungen auf Hinr und Rück¬ 
fahrkarten aufgehoben werden. Auch sind im Gesetzentwurf Schnellzugs- 
Zuschläge vorgesehen, wie sie beispielsweise bei den preußischen Staatsbahnen 
bestehen. Bis dahin sind die Schnellzüge zuschlagsfrei. 

Die neuen Fahrpreise werden bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
folgenden Richtlinien gebildet: um den Nahverkehr nicht allzu stark 
zu belasten, bleiben bis zu Fahrgeldbeträgen von 50 Rp. die alten Tarifsätze 
weiter bestehen. Auf dem Fahrgeld für einfache Fahrt in Höhe von 50 bis 95 Rp. 
wird ein Zuschlag von 5 Rp., auf einem solchen von 1 Fr. und darüber für jeden 
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In Spalte 6 ist noch nach dem Tarifsatz für einfache Fahrt dritter Klasse 
unter Zugrundelegung der mittleren Steigungen der Fahrpreis für 100 Meter 
»erstiegene Höhe angegeben. Um einerseits den vermehrten Betriebsausgaben 
auf größeren Steigungen, andererseits der vermehrten Verzinsung des Bau- 
kapitale kostspieliger Bauwerke gerecht zu werden, erhebt die S. B. B. auf 
solchen Strecken erhöhte Fahrpreise. Diese werden derweise gebildet, daß 
man die Längen dieser bestimmten Strecken durch Entfernungszuschläge 
vergrößert und den Grundtarifsatz auf diese neuen, zwar nur gedachten 
Längen anwendet. Es ließ sich jedoch weder für Strecken mit größeren 
Steigungen, noch für Tunnelstrecken ermitteln, wie diese Entfernungs¬ 
zuschläge zustandegfekommen sind. 

Durch diese Tarifbildüng soll eine Abänderung des auf dem übrigen 
Netz geltenden Grundtarifsatzes vermieden werden. Nach gleichen Gesichts¬ 
punkten werden auch die Fahrpreise der Nebenbahnen gebildet, die zur 
einfacheren Abrechnung im Übergangsverkehr den Grundtarifsatz der 
S. B. B. haben. 


ait erhöhten Tarifen. 


Tafel 2. 


3 J 

\'_ 4 5 | 

6 

1 7 8- ; 9 . 

Gepäck 

Steigung 

Tarif 

j Reisende j Gepäck . 

für 

100 kgr 

: mittlere höchste 

* 

für 100 m er¬ 
stiegene Höhe 

der 3. Klasse 
einfache Fahrt 

Entfernung« - 

Zuschlag zur Bemerkungen 

S. B. B. 

■ Grandtaxe 

1 ' 

in Kappen 

in ®/oo 

in Rappen 

lj »«»% j 

• 


i ü 


5,o 6^4 25 

6,7 19.84 27 

8,0 — — 

Ü,it — - 


81 

35 


0 

0 . 


33 

33 

für größere Steigung. 

60 

60 

„ Baukosten 

26 

26 

^ n „ 


Franken ein solcher von 10 Rp. erhoben. Bei allen anderen Fahrtausweisen, 
beispielsweise auf Hin- und Rückfahrkarten, bleiben Beträge unter 50 Rp. gleich¬ 
falls zuschlagsfrei. Für Fahrscheine von 50 bis 95 Rp. beträgt die Erhöhung 
10 Rp. und für diejenigen vön 1 Fr. und darüber für jeden Franken 20 Rp. Durch 
diese neuen Zuschläge stellen sich die Fahrpreise für Hin- und Rückfahrt im 
ungünstigsten Falle auf etwa die doppelte Höhe .der früher für die einfache 
Fahrt berechneten Preise. 

Für die Gepäckbeförderung sind auf Beträge von 25 bis 95 Rp. Zuschläge 
von 10 Rp., für 1 Fr. und darüber für jeden Franken solche von 26 Rp. vorgesehen. 

Diese von den S. B. B. erhobenen Zuschläge haben auch bei den Talbahnen 
Eingang gefunden, während die Bergbahnen zu don weitgehendsten Taxherab- 
setcungen schreiten mußten, tun den Betrieb nur einigermaßen aufrecht erhalten 
za können. 
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Auffallend ist, daß bei der Linie Neuenburg—Le Locle ungeachtet der 
Tariferhöhung von 33 % der Fahrpreis für 100 m erstiegene Höhe um mehr 
als das Doppelte hinter dem des übrigen Bundesbahnnetzes zurückbleibt. 

Tafel 3. Tarife einiger wichtiger 


11 o i s e n d o 


Einfache Fahrt Hin- u. Rückfahrt 


Preisnachlaß auf 1 
Rückfahrt 1 


Klasse. 

i* 

1. 

in 

2. 

Rappen 

3. 

1. 

in 

2. 3. 

Rappen 

1. 

2. 

in 0/o 

8. I 

! 

1. Rcgelspurige Bahnen: 
a) mit Tarifordnung der S. B. B. 

1. Emmentalbahn. 


7.3 

i 

! 

5,2 


11,7 

7 > S .. 


20 

1 

25 i 

2. Oensingon—Balsthal . . 

- 

7,3 

5,2 

— 

11,7 

7,8 

_ 

20 

25 

Süd-Ostbahn. 

— 

11,7 

8,3 

— 

18,7 , 

12,5 

1 

| 

20 

25 

-4. Tößtalbahn. 

— 

U,5 

6.8 , 

— 

15,2 

10,2 


20 

25 

b) mit eigener Tarifordnung: 

1. Langental—Huttwil . . . 

__ 

10,0 

6,0 , 


16,0 

9,6 

— 

20 

i 

i 

20 S 

2. Seetalbahn ...... 

— 

10,5 

7,0 

— 

15,8 

10,5 


25 

28 1 

3. Sihltalbahn. 1 

— : 

7,3 

6,3 

— 

11,7 

8,8 , 


20 

23 

4. Wald-Rütibabn. 

— f 

10,0 

7,0 , 

— 

16,0 

11.2 

_ 

20 

20 

5. Wohlen-M.-Bahn .... 

— 

— 

10,o 

— 

— 

15,0 


— 

25 

2. Schmalspurige Bahnen: 

1. Aarau—Schüftland. 

1 

— 

6,0 

— 


9,6 

— 

— 

20 

2. Appenzeller Bahn. 

— 1 

11,6 

8,25 

— 

18,5 

13,2 

-- 

20 

20 i 

:> . Berninabalm. 

— 

50,0 

25,0 ; 

— 

80,0 

40.0 

— 

25 

20 

4. Biasca—Aquarossa .... 

— 

15,0 

10,0 

-- 

24,0 

16,o 


20 

20 : 

5. Forchbahn. 

— 

— 

10,0 

— 

— 

16,0 

— 

— 

20 

(j. Frauenfeld — Wil. 

— 

10,o 

7 ? o ( 

— 

15,o 

10,5 

— 

25 

25 

7. Montrenx-Oberlandbahn : 










Stfeckc :Montreux Chamby 

20,5 

18,6 

10,0 1 

42,4 

27,0 

15,0 

20 

25 

25 

8. Rhätisclic Bahn: 

a) Grundtarif. 

18,0 

12,0 

6,0 

28,8 

IST,2 

6,9 

20 

20 

20 

b) Streckentarife: 










Landquart—Chur .... 

10,4 i 

7,3 

6,2 

17,7 

11,7 

7,8 

15 

20 

25 

Reichenau—Chur . . . . , 

18,0 | 

12,0 

6,0 i 

28,8 

19,2 

9,6 : 

20 

20 

20 

Landquart—Kliblis . . . 

24,0 ! 

16,0 

8,0 I 

38,4 

26,6 

12,8 

20 

20 

20 

Filisur—R.—Disentis . . , 

24,0 | 

16,0 

8,0 1 

38,4 

26,6 

12,8 ! 

20 

20 

20 

Bevers—Schuls . 

24,0 | 

16,o ‘ 

8,0 . 

38,4 

26,6 

12^ i 

20 

20 

20 

Kiiblis Davos St. Moritz 

30,0 : 

20,o 

10,o 

48,0 

32,0 

16,0 

20 

20 

20, 

Samaden—Pontresina . . 

30,0 : 

20,o 

10,o | 

i 

48,0 

32,o 

16,o 

20 

20 

i 

20 


Bahnen mit ähnlichen Steigungsverhältnissen wie die S. B. B. und ver¬ 
hältnismäßig nicht kostspieligeren Anlagen haben gleiche oder wenigstens 
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Die Ertragfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 17 

Folgende Zusammenstellung, soll einen Einblick in die Tarilverhält- 
nisse einiger Überlandreibungsbahnen geben: . 

fberlandnebenbahnen. Tafel S. 


3 ’S. 

-tj 

4 * ' 

6 

6- ; 7 

8: 

• * * r 

Gepäck 

Steigung 

Fahrpreis 

Reisende Gepäck 

■ ’ . t 

: i * 

fiir 

100 kg j 

mittlere 

für 100 ö» 

. erstiegene 
; Höhe 

1 (3. Klasse) 

Entferaungrszuschlag 
zu der 

S. B. B.-Grundtaxe 

e ’ • * * 

B ein e clcungeu 

i 1 

• • • v * . «: . 

Rappen . 

°/00 

j Beppen . 

» n % i 



5,0 

5,$c. 

89 

! . o 

0 


10,o 

9,49 

55 

0 

100 


8,o 

25,1 

' 33 

! 60 

60 

Biberbrucke-^-Einfl.—Kothen- 

7,6 

• 12,o 

57 

30 

f 52,5 

j thurm. ■, 

5,o 

11,8 

52 

_ 

— 

' 


13.5 

5*2 

— 

> — 


<v* 

5,8 

90. 

i' — 

; — 


8,?:, 

20,6 

34 

— 

- ! — 


10,o 

14 ; o 

72 

- 

— 

| 

10,o 

18,1 

33 

i _ 

1 

i 

8,2:, 

16,9 

48 

— 

i 

! ___ 

! 1—10 km. 

15.ü 

40,o 

02,5 

■ — 


Pontresina—Posciavo. 

10,o 

19,o 

53 

; — 

— 


10,o 

14,o 

- 30 

~ 

- 


10 ? o 

10,4 

67 

— 

i 

j’ 

10,o 

28.1 

36 

— 

; — 


5,o 

16,2 

55 

— 

, — 

1 

5." 

_ 

_ 

_ 

i 

i _ 

1 

v Tarifsatz der S. B. B. 
i Grundtarif der Rhätischon B. 

5,o 

— 

— 

— 


lO.o 

— 

— 

— 

— 

i' Entfernungszuschlag: 33V3°/o 

lO.o 

— 

— 

— 

i — 

33% „• 

10,o 

— 

— 

— 

j ~ 

33V:, * ■ 

12,0 


— 

— 

— 

| * 06%, • 

12,o § 

— 

■*— 

— 

i 

66%,- 

ganz 

ähnliche Tarife wie 

die S. B. B. 

t 

(Emmentalbahn, Silhtälbahn, Oen- 

cingen-Balsthalbahn, und die Wettbewerbstrecke der S. B.B.: Landquart— 

Archiv fftr Eisenbahn weseo. 1910. 2 
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Die Ertragfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


Chur der Rhätischen Bahn). Je weiter jedoch für eine Nebenbahn die 
Steigungs-, Bau- und Betriebsverhältniase von denen der 8. B. B. ab¬ 
weichen und ungünstiger liegen, einen um so höheren Tarifsatz wird sie 
sowohl für den Personen- als auch für den Gepäckverkehr annehmen. 
Als Beispiel sei hier auf die Tarifbildung der Rhätischen und Südost- 
bnlm hingewiesen, die im eigenen Netz, entsprechend den kostspieligeren 
Bauausführungen und der teureren Betriebsweise gewisser Linien eine 
demgemäß abgestufte Tarifbildung haben. Bei der Südostbahn steht der 
höchste zum niedrigsten Einheitssatz im Verhältnis von 2,5 :1, bei der 
Rhätischen Bahn sogar von 3:1 (1. Klasse-Ansatz z. B. der Strecke 
Küblis—Davo.s—St. Moritz zum entsprechenden Ansatz der Strecke Land¬ 
quart—Chur). 

Im allgemeinen läßt sich aus der Zusammenstellung nachstehendes 
folgern: 1. Die Einheitstarife von Schmalspurbahnen sind gegenüber 
denen von Regelspurbahnen wegen ihrer teilweise sehr ungünstigen 
Betriebsverhältnisse im Durchschnitt etwas höher. Sie verhalten sich 
bei der 3. Klasse einfacher Fahrt im Mittel wie 10 Rp.: 6,5 Rp. 2. Der 
Einheitssatz beträgt sowohl für Schmalspur- als auch für Regelspur¬ 
bahnen 6 bis 10 Rp., wenn die Bahn nur eine Wagenklasse führt. 3. Ist 
zu erkennen, daß sich die Preisermäßigung auf Rückfahrscheinen bei 


Tafel 4. Tarife einiger 



Reisende 


Einfache Fahrt j Hin- und Rückfahrt 


Klasse . 

'• 1 

•2 • 

i 

3. 

1. 

J 

2. 

j 

3. 

i 

in 

Kappen 

I 


io Jtappen 


a) Gern. Bahnen mit einheitl. Tarifsatz: 

1. Berner Oberlandbahn. 

1 

i 

25,0 

15,o 


! i 

40.o 

24,o 

2. Visp-Zennatt-Bahn. 


44,4 , 

27,8 

— 

71,i 

44,4 

3. Leuk—Leukerbad. 


70,0 j 

60,o 

- 

112,0 

80,o. 

4. Appenzeller Straßenbahn. 

- 

13,5 • 

10,o 


21,6 

l()j> 

b) Gern. Bahnen in. versch. TarifnAtzen: 

1. Briinigbahn: 







Talstrecko. 

10,4 

7,o 

5,2 

17,7 

11,7 

7,8 . 

Bergstrecko. 

‘20,8 

14,6 

7,8 

36,4 

23,4 

11,7 

2. Ftirkabahn: 







Talstrecko. 

— 

30,0 , 

20,o 


48,0 

32,0 

Bergstrecke. 

. 

45,0 

30/) 


72,0 . 

48,0 

Scheiteltunnelstrecke . . 


90,0 

GQ.o 

— 

144,0 

Dfi,o 

3. Sciiisstad-Engelbergbahn: 

. Talstrecke. 


15,0 | 

7.0 

J 

! - 

24,0 

11.7 

Bergstrecko: Bergfahrt . . 


50,o i 

30,o 


j (>3.o 

41,c 

Talfahrt . . . 


86.0 

22.0 

i - 
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beiden Balmgruppen zwischen 20 und 25 % bewegt. Hier liegen demnach 
ganz ähnliche Verhältnisse vor, wie bei den Hauptbahnen. 

Bei dem Fahrpreis für die Einheit der erstiegenen Höhe 
(100 m) kann die gleiche eigentümliche, schon bei den Haupt¬ 
bahnen gefundene Beobachtung gemacht werden, daß ganz wider Er¬ 
warten bei steiler angelegten Bahnen der Preis für die erstiegene Höhe 
rasch sinkt. Es mag der Grund hierfür darin liegen, daß bei Steilrampen 
eine gewisse Höhe auf kürzerem Wege als bei Flachrampen erstiegen 
wird. Demzufolge würde die Preissteigerung, aüf die Einheit der Länge 
bezogen, unter gleichbleibendem Fahrpreis für die erstiegene Einheits- 
höhe bei Steilrampen übermäßig groß' ausfallen. Aus der Zusammen¬ 
stellung ergibt sich für Haupt- und Nebenbahnen, daß sich der auf 100 m 
erstiegene Höhe bezogene Fahrpreis bei einer mittleren Steigung von 
5 —6 */« auf rund 85 Rp., von 9—16 °/ 00 auf rund 55 Rp., und von 20—35 # /« 
auf rund 35 Rp. stellt. Bei den schmalspurigen Talbahnen ist diese Ge¬ 
setzmäßigkeit weniger vorhanden, als bei den regelspurigen Neben* 
bahnen und Hauptbahnen. Der annähernd^ Fahrpreis für 100 m erstie¬ 
gene Höhe kann demnach aus der mittleren Steigung nach folgender 

Formel gefunden werden: — ^ **P‘, worin s,„ die mittlere Steigung 

bezeichnet m 


gemachter Bahnen. 




Ta f ol 4. 

4 


6 

6 

7 

8 

i . , 1 

1 R e i e o n d e j 

i 

Gepäck i 

Steigung 

. 

Fahrpreis 

--- 

Preisnachlaß auf 1 



ftir lOO.m 


Rückfahrt 

l 

i 

I 

3. 

für 

100 kg 

mittlere 

erstiegene 

Höhe 

Benierkungon 

I- 2. 



(3. Klasse) 


I 

»n % 

i 

i 

■ 

Rappen 

in °/oo 

(Rappen) 


- 20 

20 

10 

26.2 

i 

58 


: - -20 

20 

'i 15 

27,2 

1 100 


20 

20 

j 40 

i 

— 


20 

20 

'! 10 

1 27.4 

37 

1—15 km. 

i 

1 


i ; 

i 

20 r % 

32 


1 15 -30 

25 

5 

— 

• — 


15 20 

25 

j 10 

j 

— 

— 



20 

20 

! 15 

_ 

_ 

! ) Höchstsätze zufolffc der Ge- 
: nehmigungsurkunde vom 

■ 1 8. Oktober 1908. 


- 20 

20 

' 22* 

, — 

— 


20 

20 

■] 

- 

— 




! 

25,o 

44 



20 

20 

i 12 

| -20 

-- 

11 



20 

20 

, — 




2 * 
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Zur Tarifierung haben hin und wieder gemischte Bahnen für ihre 
Berg- und Talstrecken einen verschiedenen, den jeweils vorliegenden 
Betriebsverhältnissen entsprechenden Einhleitssatz angenommen. Als 
Beispiel hierfür sei auf die Brünigbahn, die Furkabahn und die elektri¬ 
sche Bahn Stansstad—Engelberg hingewiesen. Bei der Brünigbahn wird 
der Fahrpreis für die Talstrecken Luzern—Gieswil und Meiringen— 
Brienz nach den .Ansätzen des S..B. B.-£rrundtarifes gebildet. Zur Fahr¬ 
preisermittlung auf der Bergstrecke Gieswil—Brünig—Meiringen wird 
für die 3. Klasse ein um 50%, für die 1. und 2. Klasse ein um 100% 
höherer Tarifsatz in Rechnung gestellt. Bei der Furkabahn werden 
sogar drei verschiedene Tarifsätze unterschieden, durch die nicht nur die 
•verschiedenen Betriebs Verhältnisse, sondern auch die streckenweise er¬ 
höhten Baukosten berücksichtigt werden sollen. Als Talstrecken mit 
dem niedrigsten Tarifsatz kommen nur die Teilstücke Dieentis—Rueras 
und Ändermaft—Realp in einer Gesamtlänge von rund 20 km in Frage; 
auf der übrigen 70 km langen Bahnstrecke werden höhere Fahrpreise 
erhoben. Die Stansstad-Engelbergbahn wiederum berechnet die Fahr¬ 
preise auf ihrer Bergstrecke Grafenort—Engelberg ganz nach dem Vdr- 
bild der reinen Bergbahnen. Sie setzt entsprechend dem verschiedenen 
Kraftverbrauch bei Tal- und Bergfahrt auch verschiedene Einheitssätze 
für diese beiden Fahrtrichtungen an. Da sich auf der Yisp-Zermattbahn 
die Flach- und Steilstrecken zufolge des terrassenförmigen Aufbaues des 
Tales in ständiger Folge ablösen, geschieht hier die Fahrpreisermitt- 


Tafel 5. Tarife einiger 


1 ■'_2 _ 1 _ 3 I 4 

Reisende 


Einheitsklasse oder 3. Klasse 

Berg¬ 

fahrt 

Tal- 
fali rt ! 

llin-u. J 
Klick- i 
fahrt | 

1 

Berg- j 
fahrt | 

t 

Tal- ! 

fahrt ] 

1 

Hin-u. 

Rück¬ 
fahrt | 

" 1 

Preis¬ 
nachlaß 
auf Hin- 
u. Klick- 


In Rappen/km a) 1 

Itp. | Rp. f Rp. 

] in Fr. für die ganze Fahrt 

l'r. ! Fr. , Fr. 

I fahrt 

% 1 

1. Iteibungsbergbahnon: 
a) Uetlibergbahu. 

; 

' 

22,2 

1 

13,:) 

33,3 

| 

2,00 

1,20 

3,oo 

1 ° 

2. Zahnradbahnen: 
a) Yitznau— Rigi: 

1. Vitznau—StafFelhöhe . . 

, 

99,2 

49,G 

149 

1 5,oo 

2,5 

7,50 

i 1 

0 

2. Staffelhöhe—Rigi .... 

’ 110 

55 

165 

2,oo 

1,00 

*) 10,50 

O 

b) Arth— Goldau^Rigi .... 

80 

40 

108 ! 

7,20 ' . 

3,60 

0,75 

i 

28 
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lung für die ganze Bahn nach einem durchgehenden Einheitssatz. 
Ebenso bildet die Berner Überlandbahn für die ganze Anlage die Fahr¬ 
preise nach einem einheitlichen Tarif. 

Der durchschnittliche Einheitsatz ist bei dieser Bahngruppe .“wegen 
ihres größeren Kraftverbrauches und ihrer kostspieligeren Anlage gegenüber 
den anderen Talbahngruppen höher. Er beläuft sich, von den reinen 
Talstrecken abgesehen, für die 3. Wagenklasse auf rund 35 Rp./km. 
Demnach beträgt er das Drei- bis Vierfache der bei den übrigen Tal¬ 
bahnen gefundenen mittleren Einheitsätze. Die Fahrpreisermäßigung 
auf Hin- und Rückfahrt bewegt sich jedoch hier innerhalb gleicher Gren¬ 
zen wie bei jenen Bahnen. Hingegen ist der Einheitsatz für die Gepäck¬ 
beförderung höher. 

Sieht man von dem Tarifsatz für die Talstrecke der Brünigbahn ab, 
so beträgt der Preis für die Beförderung von 100 kg Gepäck für das 
Kilometer 12—10 Rp., während er bei den übrigen Talbahnen nur ,e*ne. 
Höhe von 5—12 Rp. erreicht.- Während die mittleren Steigungen dieser 
Bahnanlagen zwischen^ 20 und 30*/«® liegen — Verhältnisse, Wie sie 
schön bei den anderen beiden Talbähngnippen angetröffen wurden —, 
schwankt der Fahrpreis für 100. m erstiegene Höhe ohne Regelmäßigkeit 
zwischen 32 und 100 Rp. 

Mit ganz wenigen. Ausnahmen führen die Bergbahnen, sowohl Zahn-- 
rad- als auch Seilbahnen, nur eine Einheitaklasse. 


Bergbahnen- 


T a f e 15. 



1 5 

6 


• 7 

t 

• ■ 8 \ 

9 

10 



1 

1 Tal 

fi r p r e i 8 

' Sonn- | 

Ermäßi- 



Gepäck 

für 

100 kg 

i Er " 

stiegene 1 
* Höhe 

i 

i Berg¬ 
fahrt ’ 

! 

Tal¬ 

fahrt 

H’rn-u. 

Rück¬ 

fahrt 

tags- i 
fahr- 
karten 
für Hin- 
ü. Rück- 

gtmg 

gegen¬ 
über der 
gewöhnl. 

Rück¬ 

9 

Bemerkungen 

% 



!" » ~ 

1 für 100 m Htiheminfersch. 

! fahrt 

fahrkarte 

■ •- * . . 

1 Ri». 

I Kr- 

Rp. ’ 

Rp. 

Tr. 

: % 5 


; 

1 13,3 

399 

50 

30 

•75 •'! 

. : 1 

ii 

■ 1,80 ij 

• - 4 

40 , 

ä) Auf die Wagrechte be- 


zogen. 


30 

40 

40 


1 112 45 

1 108 | 100 j 

1310 V 55 1 


2-2.5 
' 50 ‘ 
27,6' 


67,5 ' — 

*)8Ö '■ — 
74 •' " — 


*)• Von'Vitznau aus gerech¬ 
net. 
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Jfc_ -__ _ __ _ 

1 r 2 ii 3 . 4 

i: " ~ " ’ *” ... 

I, Reisende 


Einlicitsklasse oder 3. Klasse 

!’ Borg- j 
i! fahrt | 

Tal¬ 

fahrt 

Hin-u. 

Rück¬ 

fahrt 

Berg¬ 

fahrt 

Tal- 

fahrt 

Hin-u. 
RUck- 
fahrt | 

Preis¬ 
nachlaß 
- auf Hin- 
; u. Riick- 
1 fahrt 

i; la Kl 
!l KP- 1 

fcppen/km a) j 

in Fr. für die g&nzeFahrt 

Rp. 

I 

Fr. 

Fr. 

Fr. | 

% 

c) 1 flatus . 

:• ! 

: aoo 

120 

n 

320 i 10,oo 

6,oo 

16,00;; 

0 

d) ßrienz —Rolhorn. 

100 1 

50 

125 : 

8,00 

4,oo 

. 10,oo 


16 

e) Monte Genorosohalm . . . 

83,3; 

% 55,5 

111 

7,50 

5,00 

10,oo 

! 

20 

f) Glion-2. de Naye. 

K 93,s : 

60 

131,2 i 

8,50 

5,40 

13,90 :j 

0 

g) Jungfraubahn: 

] 

■ 







1. KI. Scheidegg— Kigcrgl.. 

105 j 

106 

150 ( 

2,10 

2,10 

3.00 j; 


2. Eigergl. — Eigerwand . . 

HUM j 

163,8 

238 1 

4,9 

4,90 

7,00 i; 


3. Eigerwand— Eismeor . . 

' 980 ! 

280 

400 

5,60 

5,GO 

8.oo jj 

2b 

4. Eismeer—-Jungfrau joch . 

245 | 

246 

850 

9,80 

9,80 

14,oo ji 


h) Gornergratbahn .*..... 

120 i 

1 

120 

180 

12^0 

12,00 

18,0t) ; 

25 

i) Wengernalpbali n. 

50 

50 

100 

6,5 

5.5 

11.00 

u 

Seilbahnen : 



l 





a) Beatenbergbahn. 

125 

50 

160 

2,50 

1,00 

3,oo . 

14 

b) Braunwaldbali n. 

100 

75 

140 

2,oo 

j 

2^o , 

20 

c) Interlaken— Harder .... 

150 

75 

180 

3,oo 

i 1,60 

3,60 ; 


d) Territet—Glion. 

100 

75 j 

150 

*1,00 

1 0,75 

1,60 

14 

e) Salvatorebalm. 

120 ( 

80 . 

160. 

2,40 

1,60 

1 3,20 ; 

20 

f) Niesenbahn . 

175 

125 , 

280 

7,00 

5,00 

lO.oo 

v 17 

g) Stanserhornbahn . 

120 

100 i 

250 | 

6,00 

4.00 

IO.00 

n 

h) Mnottas-Muraiglhabn* . . . 

100 

83 ! 

168 ; 

3,75 

2.50 

5,oo 

!♦ 


Je yacli Baukostenhöhe und Betriebscrsciiwernis Hegen bei den 
Zahnradbahnen die auf das Kilometer bezogenen Einheitspreise . für 
Bergfahrt zwischen 80 und 280 Rp. Entsprechend den geringeren Be¬ 
triebskosten bei der Talfahrt verringert sich auch verhältnisgleich der 
Fahrpreis. Im Durchschnitt beträgt er % bis % des Bergfahrtpreises. 
Bei Hin- und Rückfahrt treten Ermäßigungen bis zu 30 % ein. Es be¬ 
steht also hierin nicht mehr die bei den Talbahnen gefundene Einheit¬ 
lichkeit des Preisnachlasses. Die Vergütung für die Gepäckbeförderung 
ist auch erheblich höher als bei den Talbahnen und erreicht bei- der 
Gornergratbahn eine Höhe von 200 Rp. für 100 kg/km, also den 10- bis 
20 fachen Betrag des bei den Talbahnen gefundenen Einheitssatzes. Der 
für die erstiegene Einheitshöhe gefundene Fahrpreis liegt für Berg- 
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5 

6 | 

!t . 

u_I_ 

7 

■ 1 

> 

! 8 f! 9 

i • 


:■ : 

Fahrpreis J 

Sonn- J 

taga- 
fahr- 
karte n j 
für Hin- j 
u. Rück¬ 

Ermäßi¬ 

gung 

gegen¬ 
über der 
gewöhn!. 
RUck- 

i' 

Gepäck 

für 

kg 

'• Er- i 

stiegenej 

Höhe ! 

1 

Berg¬ 

fahrt 

'Tal¬ 

fahrt 

Hin-o. | 
ltück- i 
fahrt j 

i 

1 B e in v rkunge n 

\ 

i 


: i 

jfnr lOOin Höhenuntersch. j 

fahrt 

fahrkart. 

| 

«i*. 

■ » i 

1 rp. ; 

_RrJ 

Rp - 1 

^ "i. 

0/ ° i 

i_ 


¥ 


100 

1636 

6, ' 

37 

98 

1 

i 

• 

9,00 

44 

; 

02^ 

1682 ‘ 48 

24 

60 

i 

5,oo 

50 

■ 

55, r» 

1319 

57 ■ 

38 

76 

» 

5,60 

50 


50 

1281 ; 

66 

42 

108 



— 

i * 


[ 260 [1 81 1 

81 

115 


l ^ 

— 


150 ’ 

545 : 

90 ; 

90 

128 


r • 

- 


906 

184 

184 

262 

* 

1 

— 


- 

286 i 

343 

343 

490 



- 


200 

1412 

85 

85 

128 



- 


40 

1264 i 43 

43 

86 


1 — 

— 

Lauterbrunne»—Scheid egg. 

— 

« 

566 

46 

18 j 

f 54 

’i 

•i 

♦ 

1,60 

50 


- 

583 

34 

26 

1 48 

i 

2,00 

29 


— 

726 

4 2 

21 

! 50 

4 _ 

•1 i 

— 


- 

298 | 

34 

26 

50 


.i 

— 


i 

602 ! 

! 

40 

28 | 

56 

t 

2,oo 

38 


- 

1642 i 

43 

30 

C»0 

1 

7,oo 

30 


- 

1398 

43 

29 

71 

1 

6,oo 

40 


- 

706 | 

43 

35 : 

70 

i 

1,80 j 

40 



fahrt zwischen 43 und 184 Rp., für Talfahrt zwischen 22,5 und 184 Rp. 
und für Hin- und Rückfahrt zwischen 67,5 und 262 Rp. . 

Bei den Seilbahnen beträgt der Einheiteatz für das bergwärts 
gefahrene km 100 bis 175 Rp., für die Talfahrt 50 bis 125 Rp. und end¬ 
lich für Hin- und Rückfahrt 150 bis 250 Rp. Er ist demnach im Durch¬ 
schnitt etwas höher, als der für Zahnradbahnen. Auf die erstiegene 
Kinhettshöhe bezogen, fällt er hingegen etwas niedriger aus. 

Zudem ist der Falirpreis für 100 m erstiegene Höhe im Vergleich aller 
Bahnen untereinander nicht den großen bei den Zahnradbahnen Vorgefun¬ 
denen Schwankungen unterlegen. Es können daher für die Bergfahrt 
40 Rp., für die Talfahrt 25 Rp. und für die Hin- und Rückfahrt 60 Rp. 
nU Mittelwerte angenommen werden. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




24 


Die Ertragsf&higkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


In beifolgender Tafel seien zu Vergleichszwecken noch die mittleren 
Tarifsätze für Hin- und Rückfahrt in der 3. Wagenklasse der verschie¬ 
denen Bahngruppen und die' der Gepäckbeförderung angeführt. Jene 
sind sowohl auf das krö Fahrtlänge als auch auf je 100 m erstiegene 
Höhe bezogen. 

Tafel 6. Vergleich des Fahrpreises der einzelnen Bahngattungen. 


1 


Bahngruppon 


2 


Durchschnittlicher j 
Fahrpreis für 
Hin- u. Rückfahrt 
in der 3. Klasse , 


! auf 
das km 


auf 100 in 
erstiegene 
Höhe 






Durch¬ 

schnitt¬ 

licher 

Beförde- 

i 1 

rungs¬ 
preis für i 
100 kg 
Gepäck 


v _3__ 

Auf die S. B. B. als Einheit 
bezogen 

Durchschnittlicher l Durch- 
Fahrpreis für | schnitt- 
Jlin- u. Rückfahrt lieber 

in der 3. Klasse ^ Beförde- 
| rungs¬ 
auf 100 ni jj preis für 
erstiegene 1 ; 10 o kg‘ 
Hi>he Gepäck 


auf 

das km 


in Rappen 


a) Hauptbahnen: | 

Schweiz. B. B. (Grundtarif) 7,8 

b) Nebenbahnen: 

I. Talbahnen: I 

1. regelepurige Bahnen 10 


2- schmalspurige „ 16 

3. gemischte „ 25 

11. Bergbahnen: ; 

1. Reibungsbaimen . . 33 

2. Zahnradbahnen ... 200 

3. Seilbahnen ... . . j. 180 


i 

! 


120 1 

! l 

5 

1 

1 

1 

90 ! 

| 

7,5 

iv« 

*/4 

1 V 2 

80 s 

i 

10 

2 

% 

0 

85 

1 

25 

3 

3 /4 

5 

75 1 

13,3 ; 

4« : / 4 

% 


95 ! 

80 

2ö'/ 2 

*/4 

IG 

60 

80 

23 

V* 

10 


Aus' dieser Zusammenstellung ist deutlich die Steigerung zu er¬ 
kennen, die der Fahrpreis für das km Länge erfährt, wenn man von den 
Bundesbahnen ausgehend zu den Bergbahnen fortschreitet. Während die 
Tarife der Talbahnen den 1,25- bis 3 fachen und die der Reibungsberg¬ 
bahnen den 4,25 fachen Betrag des Bundesbahnentatifes haben, steigen 
sie bei deir Seil- und Zahnradbahnen rasch auf den 23- bis 25,& fachen 
Betrag. Wifd der Tarif auf die Einheit erstiegener Höhe bezogen, so 
ergibt sich ein ganz anderes, ruhigeres Bild. Während der Preis bei 
den Talbahnen nur-rund auf ^ bis Y* des für die S. B. B. gefundenen 
Betrages zurückgeht, sinkt er bei den Seilbahnen im Mittel auf den 
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halben Betrag. Für die anderen Bergbahngruppen nimmt er einen 
gleichen Wert wie für die Talbahngruppen an. 

Der Gepäcktarif steigt von 5 Rp. bei den Bundesbahnen zuerst sehr 
langsam an, um bei den Zahnradbahn eai plötzlich auf 80 Rp. im Mittel 
emporzuschnellen oder den 16 fachen Betrag des S. B. B.-Ansatzes anzu-* 
nehmen. 1 ) • • • ' “ ! 

Neben den in Tafeln drei bis fünf angeführten Preisermäßigungen 

auf Hin- und Rückfahrkarten, die bei Talbahnen ganz allgemein eine 

• . \ 

zehntägige Gültigkeitsdauer haben, billigen die Nebenbahnen noch eine 
ganze Reihe weiterer Tarifermfißigungen zu. Diese sollen namentlich, 
den regelmäßigen Benützern der Bahn zugute kommen. Es beten hief 
kurz die wichtigsten Preisermäßigungen hervorgehoben. Vbrauszü- 
schicken ist, daß hierbei jede Unternehmung nach eigenen Gesichts¬ 
punkten verfährt. 

Wegen des allgemein gleichen Bedürfnisses hat sich hierin in» 

• ) ; It« 

Laufe der Zeit von Bahn- zu Bahnverwaltung eine gewisse Gleichheit 
herausgebildet. So führen die Talbahnen unter weitgehendster Preis¬ 
ermäßigung: 


1. Kilometerkartep. 

Kilometer karten sind unpersönlich und können daher von. jeden» 
jeweiligen Besitzer benützt werden. Ihre Gültigkeitsdauer. kann be¬ 
schränkt oder unbeschränkt sein. Ist sie beschränkt, so hängt die Be* 
nützungsdauer von der Anzahl der Fahrten ab, auf die die Karte lautet; 

Beispielsweise verabfolgt die Bremgarten-Dietikonbahn Kilometer¬ 
karten zu 100, 200, 500 und 1000 km mit 3, 6, 9 und 12 monatlicher 
Gültigkeit Die Pretsermäßigung hei den verschiedenen Karten beträgt 
65. 67, 68 und 70 %. 

Kilometerkarten mit unbeschränkter Gültigkeit gibt die Montreux- 
Oberlandbahn aus. Diese .umfassen 300, 500, 1000 und 3000 km,. . Zufolge 
der unbeschränkten Gültigkeit sind, hier die Preisermäßigungen geringer, 
als bei der Bremgarten-Dietikonbahn. Sie betragen nur 37, 42, 47 und 
52 %. ' "1 . . , ... ... - 

Entsprechend der Kilometerzalil, auf die die Karte lautet, enthält, 
sie Nummern-Abschnitte. Davon werden vom Schaffner jeweils so viele 
entwertet, wie die Fahrt km umfaßt. > 


• . ■ -vj : • 1 ■ • ■ ••••■• v:. . . ... ...-. 

1 ) Im ellgememen-kann von Jedem. Reisenden bis zu 10. kg Gepäck: kosten- > 
los mitgeftlhrt werde«,- -sofern es*sleh unter oder, über seinem Sitzplatz verwahre« ■ 
läßt. 
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2. Streckenkarten. 1 ) 

a) Auf den Inhaber lautend: 

Auf den Inhaber lautende Streckenkarten sind gleichfalls unper¬ 
sönlich. Sie werden, wie die Kilometerkarten auf beschränkte oder un¬ 
beschränkte Zeit ausgegeben. Innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer berech¬ 
tigen sie auf den Strecken, für die sie ausgegeben sind, zur Fahrt so¬ 
wohl in der einen, als auch in der anderen Richtung. Zudem dürfen 
sie meistens von mehreren Personen gleichzeitig benutzt werden und 
»war ohne Rücksicht auf deren geschäftliche oder Familienzugehörigkeit. 
Die Preisabstufung zwischen, den verschiedenen Karten erfolgt nach 
Maßgabe 1. der Anzahl der Fahrten, auf die sie lauten, 2. der Kilometer, 
die die einzelne Fahrt umfaßt. 

Beispielsweise gibt die Bremgarten-Dietikonbahn Karten für 
24 Fahrten mit einer Gültigkeit von drei Monaten aus. Die Preis¬ 
ermäßigung beträgt hier 45, 35 und 32 %, je nachdem die Fahrt ein, fünf 
<>der mehr km umfaßt. Die Montreux-Oberlandbahn führt Inhaberkarten zu 
100, 50 und 25 einfachen Fahrten; erstere mit 35, letztere mit 30% Preis¬ 
nachlaß auf einfache Fahrt. 

b) Auf den Namen lautend: 

Neben diesen auf den Inhaber lautenden Karten gelangen da und 
dort auch auf den Namen lautende Streckenkartell zur Ausgabe. 

So gibt die Bremgarten-Dietikonbahn solche zu 12 und 25 Hin- und 
Rückfahrten mit 3 monatlicher 'Gültigkeit aus, während jene zu 50 und 
100 Fahrten 6 Monate in Kraft sind. Die Preisermäßigung bängt sowohl 
von der Anzahl der Fahrten, als auch von der Länge der einzelnen 
Fahrten ab. Im Durchschnitt beträgt sie hier 33, 40, 43 und 47 %.' 

3. Zeitkarten für eine beliebige Zahl von Fahrten. 

Zeitkarten lauten auf den Namen des Besitzers und werden gewöhn¬ 
lich auf 1, 3, 6 und 12 Monate ausgestellt. Innerhalb der Gültigkeits¬ 
dauer berechtigen sie auf den Strecken, für die sie ausgegeben 
sind, zu einer beliebigen Anzahl von Fahrten in jeder Richtung. Karten 
von 6- und 12 monatlicher GUlÜgkeit werden hin und wieder auf den 
Namen von zwei Personen derselben Geschäftsfirma ausgestellt. Sie 
dürfen aber jeweils nur von einer benützt werden. Die Preis- 

*) Diese Fahrtausweise werden am treffendsten mit „Karten“ bezeichnet. 
Sie bestehen bei den S. B. B. und vielen Nebenbahnen nur aus zwei Pappdeckeln, 
die auf ihrer Innenseite die Bestimmungen und die Ausfertigung enthalten. Im 
Gegensatz hierzu wären diese Fahrtbelege, wie sie beispielsweise bei den Badischen 
ätaatsbahnen bestehen, genauer mit Fahrscheinheften zu benennen, da dort Vor¬ 
drucke in Buchform verwendet werden. 
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erinäßigung, der 4 tägliche Fahrten zugrunde gelfegt sind, bewegt sieh 
hier zwischen 40 und 70 %. 

4. Schüler-Zeitkarten. 

An Schüler der öffentlichen und Privatschulen werden auf de» 
Namen des Schülers lautende Karten in der Regel mit 1, 3, 6 und ^monat¬ 
licher Gültigkeit ausgegeben. Zu den Privatschulen werden außer den 
Anstalten für den eigentlichen Schulunterricht auch gerechnet: Zeichen-, 
Musik, Arbeits-, Koch-, Haushaltungsschulen usw. An Sonn- und Feier¬ 
tagen sind Schüler-Zeitkarten ungültig. Diese Bestimmung wird jedoch 
nicht allgemein aufrecht erhalten. 

Die meisten Bahnen legen der Preisermäßigung eine täglich viermalige 
Fahrt zugrunde Gegenüber dem Fahrpreis für einfache Fahrt besteht 
bei der Bremgarten-Dietikonbahn auf Schülerkarten ein Preisnachlaß von 
92 bis 95 %, bei der Seetalbahn von 89 bis 94 %, bei der Tößtalbahn von 
86 bis 93 %, bei der Wetzikon-Meilenbahn von 87 bis 95 % und endlich 
bei der Wohlen- Meisterschwandenbahn von rund 94 %. Die Solothurri- 
Bembahn räumt Schülern und Lehrlingen eine Preisermäßigung von 
60 bis 80 % und die Montreux-Oberlandbahn von 70 bis 90 % ein. 

5. A r bei t er karten. 

Zur Fahrt nach und von der Arbeit mit Morgen- und Abendzügen 
werden an Arbeiter und Angestellte auf den Namen lautende Arbeiter¬ 
karten abgegeben. Bezugberechtigt sind nur solche Personen, deren 
Tageslohn höchstens 8 Fr. beträgt oder deren Jahreseinkommen 2400 Fr. 
nicht übersteigt Diese Karten sind nur am Werktag und gewöhnlich mir 
in solchen Zügen gültig, die spätestens zwischen 7 und 8 Uhr morgens 
in der Bestimmungstation Eintreffen und frühestens zwischen 5 und 
6 Uhr abends von dieser nach der Station des Wohnorts wieder ab¬ 
gehen. An Samstagen und Vorabenden von allgemeinen Feiertagen ist 
die Rückfahrt schon in den nach 12 Uhr mittags abgehenden Zügen ge¬ 
stattet. 

Gegenüber den Schülerkarten genießen die langfristigen Arbeiter¬ 
karten keinen weiteren Preisnachlaß. Mehrmonatliche Karten kosten 
genau das ihrer Gültigkeitsdauer entsprechende Vielfache der Einmonats- 
karte.*) Zur Berechnung der Preisermäßigung werden hier gewöhnlich 

*} Streng genommen trifft dies nicht völlig zu. Der Preisnachlaß auf dio 
••inzehi« Fahrt ist bei mehraonatlichen Karten insofern etwas größer, als sich 
bei ihnen gegenüber den Einmonatskarten die einmalige, in allen Fällen gleich 
hohe Ausfertigungsgebühr auf eine größero Anzahl von Fahrton verteilt Di« 
daraus entspringende Fahrvergünstigung Ist jedoch sehr gering, da anf Arbeits¬ 
karten nur kleine Auefertigungsgebühren erhoben werden. Diese betragen 
beispielsweise bei der Wohlen-Meisterschwandenbahn 15 Rp. anf die Karte. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



28 


Die Ertragefähigkeit; der Schweizerischen Nebenbahnen. 


nur zwei'tägliche Fäftrten angenommen. Daraus ergeben sich felgende 
Vergünstigungen: bei der Bremgarten-Dietikon-, Solothurn-Bern- und 
Tößtalbalin von 84 %, bei der Biel-Täuffelen-Ins-, der Seetal und der 
Wetzikon- Meilenbahn von 83 % und bei der Wohlen-Meisterschwanden- 
bahn von r.und 87%. Der Preisnachlaß, auf Arbeiterkarten ist demnach 
nicht so . weitgehend wie auf Schülerkarten, was insofern verständlich ist, 
als Schiller und Lehrlinge noch kein Einkommen haben, sich wirtschaftlich 
also ungünstiger als die Arbeiter stehen. 

Den. Monat zu 30 Tage angesetzt, beläuft sich der Kilometer preis 
unter der Voraussetzung einer einmaligen täglichen Hin- und Rückfahrt 
bei der Bremgarten-Dietikonbahn auf Rp., bei der Tößtalbahn auf 
Ya bis . 1 Rp., bei der Wetzikon-Meilenbahn auf 1 bis IV* Rp,, bei dfer 
Wohlen-Meisterschwandenbahn auf 1A Rp. und liegt bei der Seetalbahn 
zwischen % und 1 Rp. Außerdem erhebt dieselbe noch eine feste Grund; 
taxe vopl^ Rp. Der höhere Kilometerpreis, bezieht sich gewöhnlich 
auf die ersten 10 km un.d verbilligt sich mit zunehmender Fahrtlänge. 

6. Familienkarten. 

Familienkarten führen gewöhnlich nur solche Bahnen, die weder 
Kilometer- noch Streckenkarten haben. Sie werden entweder als Kilo¬ 
meter- oder Streckenkarten mit unbeschränkter oder 1, 3, 6 und 12 monat¬ 
licher Gültigkeit ausgegeben. Jenes ist beispielsweise bei der Seetal¬ 
bahn," dieses bei der Rorschach-Heideribahn der Fäll. Sie lauten auf den 
Namen des Familienoberhauptes, können jedoch auch von seinen Ange¬ 
hörigen und Dienstboten mit oder ohne seine Begleitung benützt werden. 
Zur Familio zählen alle Personen, die in einem ungetrennten Haüshalte 
leben. 

Bei der Seetalbahn beträgt die Preisermäßigung 28 %, bei der Ror- 
schach-Heidenbahn liegt sie zwischen 20 und 40 %. Die Vitznau-Rigibahn 
gewährt auf ihre Familienkarten, die in 1Ö0 Abschnitte zu 20 Rp. ein¬ 
geteilt Sind, für die Bergfahrt einen Preisnachlaß von 30 und für die 
Talfahrt einen solchen von 20 %. 

Mit Ausnahme der gemischten Bahnen haben die von den S. B. B. 
ausgegebeneri Landeskarten auf den meisten Talbahnen Gültigkeit, nach 
welchen ein Übergängstarif besteht. Von den größeren Nebenbahnen 
seien hier nur erwähnt: die Rhätische Bahn, die Montreux-Oberlandbahn, 
die Seetalbahn, die Südostbalm, die Tößtalbahn und endlich noch die 
Bodensee-Teggenburgbahn. Im Kanton Teeein ..sind die Landeskarten 
nur auf der'Bahn Bellinzona—Misox gültig, nicht aber auf den von 
Lugano ünd' iJocärnö ausgehenden Nebenbahnen. .. - 

Die gemischten Bahnen, Berg- und Vergnügungsbahnen, Täqmen.den 
Inhabern Von Landeskarten Ermäßigungen zwischen 20 und 50 % ein. 
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Ferner werden von den' Nebenbahnen ermäßigte Tarife zur Beför¬ 
derung von Gesellschaften und. .Schulen gebildet. Einzelne Bahnen- 
geben zur Hebung des Verkehrs auch an gewissen Jahresfeiertagen, wie 
'Weihnachten, Ostern, Pfingsten usw. Fahrkarten zu besonders ermäßigten 
Preisen aus (Rorschach-Heidenbahn). Endlich werden außerordentliche 
Preisermäßigungen auf Fahrkarten zur Beförderung nach schweize¬ 
rischen Ausstellungen, Festen, Versammlungen und Pferderennen ge¬ 
währt. 

Militär fährt zu halbem Preise. 

Andere,’jedoch *nur wenig ins Gewicht fallende Tärifermäßigungen 
räumen die Bahnen bei einer bedingten Beförderung von in- und aus¬ 
ländischen Armen und von Krankenschwestern ein. Sie erfolgt zum 
halben Fahrpreis der dritten Klasse. — 

Durch diese große Mannigfaltigkeit von außerordentlichen Preis¬ 
ermäßigungen suchte man einesteils den verschiedensten Wünschen der 
Reisenden Und ihrer sozialen Stellung gerecht zu werden, anderenteils 
erhoffte man sich daraus eine Steigerung des Verkehrs und damit der 
Einnahmen. Während jenes vollkommen erreicht sein dürfte, so ist 
bei diesem zu berücksichtigen, daß in der Regel allzu mannigfaltige, und 
viele Preisermäßigungen, ungeachtet der Verkehrssteigerung die Ein¬ 
nahmen eher verkleinern als vergrößern. 

Die oben angeführten Preisermäßigungen werden gewöhnlich nur 
von Talbahnen eingeräümt. Da sie zum großen Teil sozialen Erwägungen 
entsprungen sind, so besteht bei Berg- und Vergnügungsbahnen hierfür 
weder eine Notwendigkeit noch ein Bedürfnis. Diese meist rein speku¬ 
lativen und volkswirtschaftlich wenig wichtigen Bahnen gewähren nur 
in solchen Fällen einen besonderen Preisnachlaß, in denen für sie ein Vor¬ 
teil daraus Veütspringt. Beispielsweise tritt hier auf Gesellschafts- und 
Schülerkarten und auf Sonntags-Hin- und Rückfahrkarten eine größere 
Preisermäßigung ein. Nach Tafel 5. beträgt letztere 30 bis 50% des 
gewöhnlichen Hin- und Rückfahrpreises. 

Gewisse Bahnen räumen auch der im Bahngebiet ansässigen Be¬ 
völkerung 1 ) einen, ermäßigten Fahrpreis ein, so z. B. die Bahn Visp— 
Zermatt, die Berner-Oberlandbahn und Stanserhornbahn, die der Ein¬ 
wohnerschaft einen Preisnachlaß von rund 50 % zubilligen. Ferner 
führte bis zum Jahre 1915 auch die Brlinigbahn für ihre Anlieger be¬ 
sonders ermäßigte Kilbmeterkarleh.*) Die Wengefnalpbahn begünstigt 

l ) Darunter sind bei der Visp-Zermattbahn die Bewohner des:durchfahrenen 
Tales, bei der Berner Oberlandbahn jene der Kirchgemeinden, Unterseen, Riggcu- 
berg Gsteig, Grindelwald und Lauterbrunnen verstanden. Bei der Stanserhorn- 
bahn genießen die Einwohner von Nidwalden diese Preisermäßigung. 

’) Seit diesem Zeitpunkte kommt hier den Anliegern keine Sonderyergünsti- 
gung' mehr zu. Alle Reisenden unterstehen von da an den gleichen Tarilvor- 
schrifteo. 
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nicht nur ihr© einheimische Bevölkerung, sondern sie gestellt auch noch 
den Bergführern und Trägern eine gleich hohe Preisermäßigung zu. 

E6 soll hier noch auf zwei besondere Tarifermäßigungen hinge¬ 
wiesen werden. Die Berninabalm begünstigt Arbeiter, die aus dem 
Puschlav und dem Veltlin im Frühling ins Engadin kommen und im 
Herbst dorthin wieder zurückkehren. Ferner fahren zum Erholungs¬ 
aufenthalt in Wolfgang 1 ) deutsche unbemittelte Lungenkranke auf den 
S. B. B., wie auch auf der Rhätischen Bahn zum halben Fahrpreise. 

Ganz allgemein haben Kinder unter vier Jahren, sofern ßie keinen 
eigenen Sitz beanspruchen, in Begleitung Erwachsener freie Fahrt, 
während Kinder vom 4.—12. Lebensjahre nur den halben Fahrpreis ent¬ 
richten. 

Durchgehende Tarife für Personen- und Gepäckbeförderung be¬ 
stehen sowohl zwischen den Hauptbahnen und den Talbahnen, als auch 
zwischen den Talbahnen unter sich.*) Zwischen Tal- und Bergbahnen 
werden solche eingerichtet, sobald sich ein Bedürfnis hierfür zeigt. 
Auch für Bahnen, die keinen Anschluß an das allgemeine Eisenbahnnetz 
haben, und deren Endhaltestelle nur mit dem Schiff erreichbar ist', 
werden bei einem einigermaßen regen Verkehr Übergangstarife ge¬ 
bildet. 3 ) So unterhält die Seetalbahn mit folgenden Bergbahnen einen 
durchgehenden Personentarif: Vitznau-Rigi-Bahn, Bürgenstockbahn, Pila¬ 
tusbahn, Staneerhorn- und Brienz-Rothornbahn. 

Währond nach dem preußischen Eisenbalingesetz vom 3. November 
1838 eine Taxherabsetzung erst von dem Zeitpunkte jui ein- 

trrten kann, in dem eine Bahn einen Ertrag von mehr als 

10 % abwirft, wurde in der Schweiz die Reinertragshöhe auf 

«i % festgelegt Hierbei besteht die Einschränkung, daß der Reinertrag 
in einem sechsjährigen Durchschnitt und für jedes der letzten drei 

Jahre dieses Zeitraums nicht mehr als 6 % betragen darf. Ferner soll 
eine Taxermäßigung nur dann ein treten, wenn die * zur Herab¬ 
setzung der bestehenden Fahrpreise aufgeforderte Bahn den Bedürfnissen 
der Bevölkerung nicht durch andere Taxerleicherungen oder Ver¬ 
kehrsverbesserungen genügend Rechnung trägt Daher läßt sich nur bei 
wenigen Bahnen eine Fahrpreisverbilligung und damit eine Schmälerung 

*) Hier befindet sich das von Deutschland unterstützte Erholungsheim: 
„Deutsches Haus“. 

*) Ein durchgehender Personentarif zwischen preußischen Hauptbahnen und 
nebenbahnfthnlicben Kleinbahnen kommt in der Regel nicht vor. Er wird nur 
dort eingerichtet, wo es sich um einen Anschluß an einen wichtigen Badeort 
handelt. 

•) Beispielsweise: Luzern-Rigebahu, Luzern-Glauserhornbahn, Buzern- 
Glaus-stadt-Engclberghnhn und Brnnnen-Bilrgcnstockbohn. 
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ihres Ertrages feststellen. Beispielsweise ist eine solche im Jahre 1907 
bei der Zahnradbahn Glion—Kochers de Naye eingetreten, was jedoch 
diese Unternehmung nicht hinderte, schon im Jahre 1911 wieder einen 
Reinertrag von 10,73 % zu erzielen. Ebenso trat bei der Monte Salva- 
dorebahn mit dem Jahre 1908, nachdem sie vorausgehend jährliche Rein- 
emträge von 8 bis 10% gezeigt hatte, eine Fahrpreisherabsetzung ein. 


2. Der Gütertarif. 


Nach der ■'•Tarifierung der Güter lassen sich die Nebenbahnen i» 
zwei Hauptgruppen einteilen. Die erste hat die Tarifordnung det- 
schweizerischen Bundesbahn angenommen, die andere verfährt nach 
einer vereinfachten Tarifordnung. Jene kann sodann wiedenin» 
in 2 Gruppen geschieden werden. Die eine nahm von den S. B. B. nicht 
nur die äuBere Einteilung der Tarifierung- (formelle Einheit), sondern 
auch den Satz der verschiedenen Klassen an (materielle Einheit). Die 
besonderen Verhältnisse der Nebenbahnen wurden hier durch die Zu¬ 
billigung von Entfernungszuschlägen berücksichtigt. Die andere hat 
sich nur die äußere Einteilung der S. B. B.-Tarifordnung angeeignet. 
Die Sätze sind jedoch von denen der S. B. B. verschieden. 

Beifolgend sei die unter dem Namen „Reformtarifsystem“ bekannte 
Tarifordnung der'S. B. B. mit ihren Grundsätzen angeführt. 1 ) * 


Tarifordnung der Schweiz. Bundesbahnen. 


T a f e 1 8. 


S. B. B. 


Eil- ! 
gut ' 


Stückgut i 
1 


Frachtgut 

W :i g e n I a d u n g c n 


2 , 

~ . Ji 


k* 


Allgem. Kl. 
A B 


Spozialtnrife 
I II III 

ft l> ;| » b , ft h 

i- 


5000 10000 5000 10000 5000 110000 > 5 000 10000 


in Rappen für 100 kg und 1 km 


1. Abfertigungsgebühren: ij 
1—20 km. 

18 


1 1 

I 10 1 

' 7,5 

- j 

7,5 1 

6 - 

j 

6 il 

! 

| 6 ; 


6 ! 

6 

‘21—39 „ ,Zu*chlaga.lkin 

0,45 

! 0,25 

0.25 

; 0,375 ! 

0,875! 

0,3 

0.2 i j 

! 0,2 ( 

0,2 

0,2 

0,2 

40 0 und mehr . . 

27 

15 

15 

1 15 

10 

10 

10 1 

! 10 ; 

10 ' 

10 1 

10 

I. ^treckentaxen. 

3,. 

1.7 

1,?S 

1 1,25 

! >»« ' 

0,95 

0,8 ■ 

! 0,85 

0 , 7 ;' 

0.76 

0.42 

1 


! ' 1 1 


*) Bis zum Inkrafttreten des neuen Tarifgeeetzos sind vom 1. März 1917 • 

an auf die Fracht von je 100 kg folgende Zuschläge vorgesehen: auf Eilgut 
10 Ep., auf Frachtgut 5 Rp., auf Gut in halben Wagenladungen (5 t) 4 Rp., in 
ganzen Wagenladungen (10 t) 8 Rp. 

Diese neuen Taxzuschl&ge dürften namentlich von den Nebenbahnen er¬ 
hoben werden, die mit den S. B. B. im durchgehenden Frachtverkehr stehen. 
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I-32 Pie Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 

Aus dies«* Zusammenstellung geht hervor, daß die Tarifordnung 
.der S..,B. B., die gleichzeitig die der wichtigsten Nebenbahnen ist, 
.^einerseits zwischen Eilgut und Frachtgut,-andererseits zwischen Slück- 
.gut und Wagenladungen unterscheidet. Für Stückgüter und für Wagen¬ 
ladungen sind verschiedene Tarifklassen vorgesehen. Die Tarif¬ 
ordnung enthält für die beschleunigte Beförderung nür die Sätze für 
Eilstückgut. Ihre Wagenladungsklasse isb-auch in zwei Unterabteilungen 
für Ladungen von 5000 und 10 000 kg eingeteilt. Für diese kommen die 
.doppelten Sätze der allgemeinen Wagenladungsklassen für Frachtgut 
: (A und B) zur Anwendung. Während für Frachtgut die Stückguteen- 

• klungen in zwei Tarifklassen eingeteilt werden, zerfallen die Wagen¬ 

ladungen in vier solche Klassen, nämlich in eine allgemeine und in drei 
. Außerordentliche, die noch in Klassen „a und b“ (A und B) für Wagen¬ 
ladungen von 5000 und 10 000 kg geschieden sind. 

Auf die Einreihung der Güter unter diese verschiedenen Klassen 
kann nicht näher eingegangen werden. Ausschlaggebend für die Ein¬ 
weihung ist einerseits der Wert des Gutes, anderseits seine wirtschaftliche 

Bedeutung. Beispielsweise wird für die Milchbeförderung auf Dauerkarten 
von allen Bahnen ein besonders niedriger Ausnahmetarif angesetzt Bei 
<ler Bewertung eines Gutes spricht sowohl der von ihm beanspruchte 
Baum, als auch sein Verkehrswert mit. Sperrige Güter zahlen das Ein- 
undcinhalbfache des Tarifsatzes, dem sie zugewiesen sind. Wertvolle 
Güter werden in eine höhere Klasse, als geringwertiges Massengut, wie 
Steine, Kohle usw., eingereiht. Wagenladungen von 10 000 kg haben einen 
billigeren Frachtsatz als solche von nur 5000 kg. 

Schon vor der Verstaatlichung der schweizerischen Hauptbahnen, 
also zu einer Zeit, da die Schweiz nur Privatbahnen besaß, hatte diese 
Tarifordnung wenigstens in formeller Hinsicht Anklang und Verbreitung 
gefunden. Sic wurde im Jahre 1882 nach mühevollen Verhandlungen 
zwischen Behörde und Eisenbahn in das schweizerische Eisenbahnwesen 
■eingeführt. Ehedem besaßen selbst die Hauptbahnen von einander ganz 
verschiedene Tarifsätze, sowohl für die Einreihung, als auch für die 
Bewertung des Gutes. Diese großen Unterschiede in der Tarifgestaltung 
zwischen den einzelnen Hauptbahnen erschwerten nicht nur den über¬ 
gangsverkehr, sondern machten ihn zum Teil geradezu unmöglich. Aus- 

s 

gleichen Gründen konnten oft nicht einmal zwischen Linien der gleichen 
Gesellschaft durchgehende Tarife gebildet werden. 

Ganz ähnlich wie bei der Tarifierung des Personenverkehrs wurden 

auch hier anläßlich der Verstaatlichung der schweizerischen Hauptbahnen 
* 

die niedrigsten bei einer Hauptbahn Vorgefundenen Tarifsätze als Tarif- 
höchstsätze angenommen. 
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Dip Nebenbahnen ,^;-t 

Ln der Tarifordnung der | : R fc*Äi die B^föT«ie l ru’ng?pr«ise in 
Straikentaxen und A,Wßi?tfgxtog^ebüLu’^t g^öhi^n WShrerid • 
Sa'oekemtaxen von. Kias«^ zu «ne ausgeprägte Abstufung 

erhalten haben, iei die der Abfertigungsgebühren nur gering Diese 
sind für die Sondertarifi^lassen Aou-ehv. eg gleich bem«<se»j werden. 

Die Streckentaxen bilden' de« Entgelt für Üiv Bnfnrdertmg und waeiiseo. 
Ähnlich wie die Peridßdatarife- ,• mit der Entfernung äti Die Abtei*tigtiiigs- 
,gebühren hitigegen sind als Enteohadiguiig Hjr die NeherAeisttingen zu 
hetraebtim. Sie >dnd von der Däuge des BeföftfenmgBW^ifei uöaWiäugfg, 
Damit durch diese ßrhebungeo der Nahverkehr av-hi allzu stark belastet 
werde, sind sie «bge*tufi ufttL -zwar' in der Weise, daß ihr höchster Be¬ 
trag erst bei einer Entfernung von dO km erreieht wird. Infolge der 
die Streckeoterife ungleich kelaatenden Abfertigungsgebühren erhält dev 
Gütertarif, der sbTtsi eth reiitbr Entfefhuugstarjf ist, das ßepriige diiies 
StaftcUarifeö. Der Einheifcpreie für das durohfahrene Kilometer ändert 
mit der Entlerimag In beifolgender Zu,Äi>ßttm;TJs!öU«ng isi für 1S.il- 
•*&i- und Stiiekgutklasse „A“ der *aujt , ' v vdrecfue4^W^^%ii ta S e,t ' bwg*»»e. 
Eioheitssntz iD Kp./ftm nn gegeben. 


■ Verschiedener Tarifsatz ■ T-a t* *; J. y.. 

bei verwhiiideoer Entfernung der Diiteriticfoidenuig " 


Ben-rctort 

auf ..“in* Knffernuug von 

■ i ■/ • 

io I '2d m 

■ K i 1 Ci tf\ »>* I 

/ : \l $(£i 

rx lur '.(8U kgxtfr 

1 

100 

,»fX> Vi»■•{£ z?i säfcg; 

i; *>£&üfX 

t 

i 

ul l km 


% 

iupithikgttt ... . . 

^rv&tetbeJtg-ai. Ktafso \ . 

zie j 

t!.; : 

1. 5^ ;-M v • ■ , 

iT X }. ' ,7 , ■ .) ••.■;’•■•• 

£ 4 1 ■ •■ »£»- • • • V«.l. 

' -A 0 

S 2,(9» : 

3,#7 

b$c- 

29,9 


Dax ans geht hervor. daß der. ^ahvwkeÄr, ungeäthtet det zu seinen 
*Biosten geschaffenen Abstufung in den AbfevligUng*gehUh.ren : gegen- 
«itrar dm Fernverkehr verhäihttfemäp.ig stark ,'iMoäisil :$&& ,■■} 

So beträgt, der aus den beiden T.rrifsäizdn gbMId^te Eidbeits#1z 
'** der Entfernung von W km 5,2 und 2,7 Rp./km. während er bet einer Ent¬ 
fernung von 100 km auf 3 und 1,85 Rp./km sinkt. Die BrmäüigiMsg; die 
.im Einheitssatz bei der Güterbeförderung von. h)ft km gegenüber einer. 
-olcKou von nur 10- .km eintriit, beläuft fifgh ciemitäöh auf rund 30/V; ‘ 

Zur Bildung von Übergangstarifen hat ein großer'Teil" achwoirc 
rUcher Talhaknen wenigstens die • • torniel k* Einheit der Tartfordnflng 
Afrhi* ßiMübatmir*«»* ! 0 tt>. 'ßM •' :V 

' XX Co gle : ' : unive ^M 
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der 8. B. B. angenommen. Außer drei kleineren Linien 1 ), die in keinem 
oder nur geringem Güteraustausch mit den S. B. B. stehen, fallen hierunter 
alle regelspurigen Talbahnen. Von den schmalspurigen Talbahnen «ind 
ungefähr X aller Unternehmungen der formellen Tarifordnung der S. B. B. 
beigetreten. Außerdem haben bis heute sozusagen alle regelspurigen 
Nebenbahnen! 1 ^ und rund die Hälfte aller schmalspurigen Nebenlinien 
auch die Sätze der 8. B. B.-Tarifordnung angenommen unter Hinzurech¬ 
nung entsprechender Entfernungszuschläge. In nachstehender Zusammen¬ 
stellung sind dieselben für einige Reibungstalbahnen wiedergegeben: 


I. regelspurige Talbahnen: 2. schmalspurige Talbahnen: 


a) Emmentalbahn . 

12% 

a) 

Aarau-Schöftlandbahn .... 

100«/, 

b) Langenthal-Huttwilbahn. 1 . . . 

70 „ 

b) 

Appenzeller Bahn: 


c); Oensingen-Balsthalbahn ... 

100 „ 


1. bis 10 km. 

185 „ 

d)"Seetalbahn'?. 

82 r 


2. über 10 km . 

36 „ 

e) ;Sihltlabahn. ... 

35 r 

l C) 

Montreux-Oberlandbahn: 


f) Süd-Ostbahn: 



1. Montreux-Chamby .... 

400 B 

l.{ Rappers wil—Pßtffikon| . . 

130 „ 


2. Chamby-Alliöres .... 

120 » 

2. Pf&ffikon—Arth—Goldau . ] 

| 75 r 

d) 

Wetzikon-Meilenbahn .... 

25 , 

8. Wftdenswil— Biberbrücke . J 

e) 

Worblentalbahn ’. 

100 , 

g) Tößtalbahn: 


f) 

Zuger Straßenbahnen .... 

300 „ 

1. 1 —10 km. 

70 „ 

g) 

Bremgarten-D.-Bahn: 


2. über 10 km. 

8&.\ 


1. Bremgarten (W)—Dietikon 

125 „ 

h) Wohlen-M.-Bahn. 

150 , 


2. Bremgarten (W) —Wohlen 

— 


Bei der Bemessung dieser Tarifzuschläge haben nicht allein die 
erschwerten Betriebeverhältnisse mitgesprochen, sondern es mußten auch 
(Be Verkehrsverhältnisse berücksichtigt werden, soweit sie für die be¬ 
treffende Talbahn in der Art und Menge des Gutes eigenartig waren. 

Die Einheitssätze der regelspurigen Talbahnen liegen zwischen dem 
gleichen und dem zweieinhalbfachen Wert des von den 8. B. B. erhobenen 
Einheitsatzes. Bei schmalspurigen Talbahnen können sie in gewiesen 
Fällen bis auf den 4- und & fachen Betrag anwachsen. 

Die folgende Zusammenstellung gibt noch die Tarifierung der Rhäti- 
schen Bahn, der Berninabahn und der Bahn von Bellinzona nach Misox 
wieder. Die Verwaltungen dieser Bahnen sind zwar der formellen, aber 
nicht der materiellen Einheit der Tarifordnung der S. B. B. beigetretten. 

l ) Arth-Rigibahn (Talstrecke, 3 km), Kr ieiu«-Lu zernbahn (3 km) und Orbe- 
Chavornaybahn (4 km). 

’) Mit Ausnahme der unter Fußnote *) angeführten Bahnen. 
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Tarifordnung einiger schmalspuriger Talbahnen. 
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Tafel 10. 


1 

i 


F rachtgut 


Entfer- 

nungs- 


• Eil- 


i 

Wagenladungen 

zu- 

schlä- 

B vt h n e li 

gut 

Ubuu 

u» 

AUg. 
;K1. A 

Spezialtarif 

i n in 

ge 

imVer- 

hältois 


1 

1 

1 

i 

2 

• 

5000 kg 


rum 

S.B.B.- 

Tarif 

% 



in Rappen für 100 kg 


KhätUche Bahn: 1 ) 
Streckentaxen (Grundtarif) 

5 

2,5 

2,5 

1 

2 

1,76 

1,5 

1,25 

47 

Landquart - Küblis, Filisur- 

| 








Disentis, Bevers-Schals - 
Tarasp . 

I 8 

4 

4 

j 

3,2 

2,8 

2,4 

2 

135 

Küblis - Davos - St. Moritz, 
Samaden - Pontresina . . 

12 

6 

6 

4,8 

1 

4,2 

3,6 

3 

253 

Abfertigung» gebühren: 3 ) 

1—40 km. 

15 

8 

8 : 

6^ 

4 

4 

4 

35 

41 —59 „, Zuschlag f. I k'n 

0.45 1 

0,25* 

0,25 

0,325 

0,2 

0,2 

0,9 

— 

€0 „ und mehr . . . 

24 , 

13 

13 

13 

8 

8 

8 

13,4 

Berninabahn :*) 

i 



i 





Streckentaxe: 









Pontresina-Posciavo . . 

14 

10 

8 

7 

5 

4,5 

4 

310 

Abfertigungsgebühren : 3 ) 
Die gleichen, wie die der 

S. B. B. 

_ | 

i 


I 




0 

Bellinzona- Misox : 

Streckentaxe: 



i 

’ 

i , 



1 

1 


1 -17 km. 

6,9 

3,45 

3 

2 

1^675 

1,6 

| 1>425 

103 

18 km und mehr . . 

8,01 j 

1 4,0 

1 3 , 75 ! 

2 

1,96 

1,99 

1 1,875 

135 

Abfertigungsgebühren : *) 
Die gleichen, wie die der 
S. B.B. 

j 

i 

i! _ ! 

i 

— 

i _ 

i 

— 

j 

— 

0 


Bemerkungen 


l ) Obgleich die unter 
l ) u. *) angeführ¬ 
ten BahnenGüter- 
w&gen für 10 t La¬ 
defähigkeit füh¬ 
ren, besitzen sie 
dennoch nur für 
ein Ladegewicht 
von 61 einen klei¬ 
neren Tarifsatz. 

*) DieAbfertigungs- 
gebühren verrin¬ 
gern sich im di¬ 
rekten schweize¬ 
rischen Verkehr 
auf die Hälfte die¬ 
ser Ansätze. 


3 ) Steht nicht im di¬ 
rekten schweize¬ 
rischen Güterver¬ 
kehr, daher tritt 
im Verkehr mit 
anderen Bahnen 
kein Preisnachlaß 
in dieser Gebühr 
ein. 


Setzt man zum Vergleich den Streckensatz für die Stttckgutklasse 1 
dieser Bahnen in das Verhältnis zu dem Tarif, der von den S. B. B. für 
die gleiche Ladungsklasse erhoben wird, so gelangt man bei der Rhäti- 
schen Bahn zu Entfernungszuschlägen von 45 bis 255 % und bei der Bernina¬ 
hahn von 310 %. Bei der Bahn von Bellinzona nach Misox erhält man 
-olche von 103 bis 135 %. 

Ein kleiner Teil von Talbahnen, namentlich von Schmalspurbahnen, 
berechnet seinen Gütertarif nach einer vereinfachten Tarifordnung. In 
dieser sind Strecken- und Abfertigungsgebühren nicht getrennt, sondern 
zu einem Einheitssätze vereinigt. Auch bedient sich diese Tarifordnung 

3* 
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keiner Bp’ezi&ikl&a&cn. sonder« nur '3 Wageuklassem A und 0 au 

denen die Güter sfugewS^e« werden. Diese boidco AVagenladungskla^Hen 
sind ihrerseits wieder -fo ßöioh& fjljf t. ftttd -10 t 
«•»iriertieö. -Bahne«, die nach. *hihiäm<' Vbrtehhingsvi-vhiiitii^se habe»! 
v, jfd nicht einmal mehr'die: Kiaseft Thgeführt >’<:.< d&ü ihr Fwpjbtgi.u nur 
•ne,eh 2 Klüsen. einer Stüekcrnf- mid eiaer Wa^entudnugski;];^ Mute¬ 
tet lt wird. 


Taiol 11- 


Tftlb«lmen mit vereinfachter Tarifnnlming, 
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D| V><iV 
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l'ii- DTilfpi’nnngftÄUHclilage. die diese Bahnen anuehmpn miitUtu 
uen» sie die Tarife der 8 . 1 k B. hiltten, werden folgendermaßen ' 

' ' ilabp: ^iini Strecken~.;itz der 6. B. ff. fer;ien utadv die .Ahterügur,«^- 
gehüUrai für die in der aw^i^ct*iedi ä^^gehenfin Lsiiig«?» hhv- 

>’Ug&(ügi. Hierauf -werde-n die für die Siüekgatkfassv' 1 wirkii.-;h »-* • 
liedenoo .Satze mit dieseu so 'bom'hnetOii veryneijEu. Men Kernmt dabei 
v.vi ähnlicheh. wie den früher Helion gtif«tidehferi >?v 

Dh'*:?’ iiiigeri d>ei deh •i^^f^pMtä^ri. 'I'albfthnen ".?r'?r5*^Ive.tj ,>fW- i)i»d l-kS 'K. 
uiid hei den «.imiaJ^t'Hvigen i’uihaiuee« ”\vt ? e!tei> i( und 270 %. 

Din letzte Gruppe der TaUsftlinan die gemischten Bahnen, bitdon 
i)tr<; Düfbrtfirife in *a>ner gima ahnUehen Weise, wie ate ihre PÄrsation- 
t;trd|e-geeites, Df»r dfe BergetMckeai wird, ein!‘höhbr^r Tarifnaiz ai- 
h-; dir TaJ^froekiHt gewäidi. ausgcntimmcn dort, wo z. B. Flach- und 


^v (jö gle 


K v. 4 V v - 

JWiVERSITYÖF MICHIG/ 





Dk- Krtfttgsiähigkeii .der Schweizerische!* Neheubahmm ’,7 

itt Mufigöi Heihentolg« ahUteen (Vlsp—Zermatibabu). 
Ja diesen Füllen wird ein über die ganze Strecke durchgehender gleicher 
Tarif gebildet. 

Die Tarifierung der gemischten Bahnen kann sieh nach irgend e; <* 
der drei bertdtf» oben angeführten Arten gesielten. Dm bängt eitrig von, 
‘dem Standpunkt ab, den die jeweilige Bahn Verwaltung in dieser Hinsicht 
emaimmt. 

Bo he-Ätimmt die geml3».hie Bahn Leuk—Leukerb&d ihre Tarife n.»eli 
«Woi BiüulesbaiwtaiTf unter Bharechnung eines Knifernungflzugchlages vm 
7*2%.. 

Ine Appen r.eiler'Stra&enbhhn und die Bahn Btansstad—Engelberg 
haben ntir noch die formelle Einheit mit der ß 

Wälurend die .Appenzeller-Straßenbahn 
.‘aHltb Isen Tarifsatz führt — dieser betrügt 
•V Rp/fctn —, berechnet die StaDSHtad-Engelhergbnhn für die nümliche 
fvhb^e ihrer Viach- und Stniktreekeu 3 Rp. und 8 Bj>- für 100 kg. timt 
1 km. Da« kommt hier ehtem Entfetuongszitöahlgg von 7&% hie 870 % 
gleich Ferner erhebt die Äppenzelier-Siraßenbahtt für alle .ßnifernuagru 
eine gleiche AbfertigungsgeMhr, Av-ftbrdnd die der iSt&nsstad- En geiberg: 
fujlijj der der 8, B. B, entepil&i 

Andere Bahnverwattnngen endlich haben - -«deli %&&-• vereinfachte' 
Tarifordnung ungenoramen. Folgende ZahlentafeJ gewährt einen Einblick 
m <Üe Taritverhtütnisse der diese Tarifordnung fülirehdmt Bahnen: Bets-- 
m pn—ViUarS“ ehesteres, Aigio— J .t-ysin und Vtsp—Zeramit. 


R» B.-Tarifordhuhg gemein- 
einen darc%ehenden eiti- 
fttr die Btückgutkiaase I 




vereinfachte Tarifordnang genaiwhter Bahnen. 
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, Die Ertragsf&higkeit der Schweizerischen Nebenbahnen 


Bei den gemischten Bahnen liegen die Tarife erheblich höher, als 
bei den übrigen Talbahnen, und entsprechen Entfernungszuschlägen von 
100 bis 800%. 

Von den Bergbahnen kommen für den Güterverkehr nur die regel- 
spurige Uetlibergbahn und die Zahnradbahnen in Betracht. Die Seilbahnen, 
die ausschließlich für den Personenverkehr gebaut wurden, haben, mit weni¬ 
gen Ausnahmen 1 ) keinen nennenswerten Güterverkehr. 

Die' Zahnradbahnen sind in der Regel zur gleichzeitigen Beförderung 
von nur 5 t Ladungsgut eingerichtet. Eine 10-t-Wagenladungsklasse hat 
lediglich die Bahn Glion—Rochers de Naye. Dies ist erklärlich, da diese 
Bahnengattung im großen und ganzen gleichfalls nur der Personenbeförde 
rung dienen soll. Infolge ihrer vereinfachten Betriebsart besitzen die Berg¬ 
bahnen gewöhnlich auch keine Eilgutklasse. Eine Eilgutbeförderung hat 
nur die Arth-Rigibahn. Die Tarifierung der Bergbahnen geschieht gemäß 
der.geringen Güterbeförderung ausschließlich nach Maßgabe finer verein¬ 
fachten Tarifordnung. 


Tafel 13. Die vereinfachte Tarifordnung bei den Bergbahnen. 


I 

B a h n e n 

i 

1 

I 1 ~ 

1 Frachtgut 

I 

Eilgut ! Stückgut 1 Wagenladungeu 

ij - - -j; ' 

1 : 2 ;; 5000 ] 10000 

in Rappen für 100 kg und 1 Tarifkm 

| Ent- 
jfernungs - 
Zu¬ 
schläge 
zum 
S.B.B 
Tarif 
°/o 

i 

- TT -■-1|- j 1 


Keibungsbahnen: j 



n) Uetlibergbahn. 

ao 

1 

•280 

Zahnradbahnen: 



a) Artli-Rigibahn. 

35 30 10 

7 iO 

b) Brienz-Rothornbahn.. 

— 1 . 37,8 


c) Gonerosobahn. 

— i 33,s< 

800 

d) Gornergratbahn. 

— j 100 

2 600 

c) Jungfraubahn: 



Kl. Scheidegg-Eigergletscher 

35 

8f»t ► 

Eigcrglctscher Jungfraujocb 

100 

2 600 

1) Pilatusbahn.I 

- oo 

i 50* > 

g) Vitznau-Rigibahn: 1 

: | 


Vitznau—Staffelhöhe .... ’ 

31,7 

750 

Staffelhöhe—Rigi .. 

: 30 

7!0 

h) Wengornalpbahn . 

20 

‘He 


\ 

*) Einen im Verhältnis zum Personenverkehr größeren Güterverkehr haben 


lediglich folgende zwei Seilbahnen aufzuweieen: Lausanne— Ouchy und Sitten— 
Montana—Vormala, während bei den übrigen 16 Seilbahnen die Ppr^ononbeffVrde- 
rung bei weitem überwiegt 
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Der den Bergbahn tärifen entsprechende S. B. B.-Tarif wurde für alle 
Bergbahnen ihrer geringen Länge wegen für eine Entfernung von 5 km ge¬ 
bildet, was einen Einheitspreis von 8,7 Rp./km ergibt Dieser Satz, ins Ver¬ 
hältnis zu den Bergbahntarifen gebracht ergibt Entfernungszuschläge von 
230 bis 2600 %. * 

Die Entfernungszuschläge zu den S. B. B.-Tarifen bewegen sieh in 
folgenden Grenzen: 


4.1 bei Talbahnen: 


1. regelspurigen Talbahnun zwischen 

12% und 150 % und betragen im 

Mittel 00% 

4 schmalspurigen 

0% * 403% - 

, 189% 

3 . gemischten 

100% „ 800% .. 

, 286%. 

b) bei Bergbahnen: 

1. Reibungsbahnen 

280% „ 

- 280%. 

4 Zahnradbahnen ., 

640% , 2600% „ 

.. 1200% 

oder die Tarife der Nebenbahnen betragen im Durchschnitt: 


a) bei Talbahnen: 


' 

1. regelspurigen', Talbahnen rund das 

1% fache des 8. B. B.-Tarifsatzes. 


4 schmalspurigen 

2 % 


3. gemischten 

s%. 


t») bei Bergbahnen: 

1. Reibungsbaimen 

• 1 ' 1 

• 

2. Zahnradbahnen 

i 3 f!}» 

*0 <m •• •? n 



Das beförderte Gut gliedert sich bei den S. B. B. in Stückgut una 
Wagenladungsgut nach dem Verhältnis von 1:12, bei den regelspurigen 
Talbahnen von 1:11, bei den schmalspurigen und gemischten Bahnen von 
1: 6 und 1:5. Mit Ausnahme der Rorschaoh-Heidenbahn ist bei den Zahn¬ 
radbahnen dieses Verhältnis 1: 2 , 5 . Der verhältnismäßig hohe Anteil, der 
hier den Stückgütern an der gesamten Beförderungsmenge zukommt, ist 
auf den Charakter dieser Bahngruppe als Vergnügungsbahn zurückzu¬ 
führen. Die verschiedenen Anteilsverhältnisse gehen übrigens schon aus 
der verschiedenen Tarifbildung der Bahngruppen hervor. Auf die ein¬ 
zelne Bahn bezogen haben diese für eine ganze Gruppe gebildeten 
Durchschnittswerte nur bei den regelspurigen Talbahnen Gültigkeit. 
Ihre Anlage geschah ausnahmslos zur Bewältigung eines größeren Güter¬ 
verkehrs. Daher werden sich bei ihnen überall ungefähr die gleichen 
Beförderungsverhältnisse finden. Zndem haben sozusagen alle die 
gleiche Tarifgestaltnng. Anders verhält es sich bei den übrigen Bahn- 
gruppen. Hier sind die einzelnen Bahnen sowohl hinsichtlich ihrer 
Zweckbestimmung und Verkehrsbewältigung, als auch in bezug auf die 
Tarifierung von einander ganz verschieden. Als Beispiel diene die Ror- 
achach-Heidenbahn. Obgleich sie zu den Zahnradbahnen gehört, ist bei 
flsr dennoch das Verhältnis von Stückgut zu Wagenladungsgut wie 1 :16. 
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Der Grund dafür ist, daß sie hinsichtlich der Güterbeförderung zu den 
regelspurigen Talbahnen zählt und nur zur besseren Bewältigung des 
Geländes als Zahnradbahn gebaut wurde. 

Die zum ordentlichen Tarif und die zu Ausnahmetarifen beförderten 
Wagenladungen verhalten sich bei den Hauptbahnen wie 1:2,1, bei den 
regelspurigen Nebenbahnen wie 1 :2,5, bei den Schmalspurbahnen wie 
1:1,9. Bei allen drei Bahngruppen liegen demnach ungefähr gleiche 
Verhältnisse vor. Bei den gemischten Bahnen und Zahnradbahnen ist 
dieses Verhältnis hingegen wie 3 :1 und 1,7 :1. Hier überwiegen die 
zum ordentlichen Tarif beförderten Güter. Dieser Umstand folgt 
aus der geringen volkswirtschaftlichen Bedeutung, die diesen beiden 
Bahngruppen zukommt. Dementsprechend treten bei der Rorschach- 
Heidenbahn die zum Ausnahmetarif beförderten Güter wieder stärker in 
Erscheinung. Die ordentliche und ausnahmsweise verbilligte Beförderung 
verhalten sich hier wie 1 :5,7. 

D a 8 starke Überwiogon der zu A u s n a h m e t a r i f e n 
boförderteni Güter weist bei den Hauptbahnen und 
Überlandnebenbahnen auf die Notwendigkeit der 
„Neugestaltung" der bestehenden Tarifordnung hin. 

. Sobald die Mehrzahl der Güter zu Ausnahmetarifen befördert werden muß. 
wird die Zweckmäßigkeit einer Tarifordnung stark in Zweifel gezogen. In einem 
solchen Falle erfüllt sie ihre Aufgabe, eine möglichst einfache Verkehrs¬ 
regelung herzustellen, nicht mehr voll. Hier müßte untersucht werden, 
ob sie nicht durch eine Erweiterung, d. h. durch Anreihung neuer Tarif 
klassen, zu besonders ermäßigten Sätzen oder durch Her¬ 
absetzung der bestehenden Tarifsätze verbessert werden könnte. Solche 
Maßnahmen würden es vielleicht ermöglichen, die Fracht einer größeren 
, Gütermenge, die bis heute zu Ausnahmetarifen befördert wird, nach den 
ordentlichen Sätzen der Tarifordnung zu berechnen. Dadurch würde aber 
nicht nur die Abrechnung von Bahn- zu Bahnverwaltung wesentlich er¬ 
leichtert, sondern es könnten dazu auch noch viele Nebenkosten vermiede» 
werden, die alljährlich bei der Veröffeni lichun« von Ausnahmetarifen ent¬ 
stehen. 

Es iät jetzt noch die wichtige Frage zu erörtern, wie sich der 
Übergangsverkehr zwischen den Haupt- und Nebenbahnen und zwischen 
den Nebenbahnen unter sich gestaltet. Es können zwei Fälle unterschieden 
werden: 

1. Bahnen mit durchgehender Abfertigung. 

2. Bahnen ohne Übergangstarif. 

Die durchgehende Güterabfertigung zwischen den schweizerischen 
Bahnen, Hauptbahnen wie Nebenbahnen, kann auf Verlangen überall 
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durt eingerichtet werden, wo diese Bahnen der formellen Tarifeinheit der 
8 .B.B. beigetreten sind. Das ist die erforderliche Grundlage, auf der 
allein Obergangstarife zwischen den verschiedenen Gesellschaften ge¬ 
bildet werden können. Es werden daher, zwecks' einfacherer Gegen¬ 
rechnung, solche überall dort durchgeführt werden, wo sich ein bestimmtes 
Verkehrsbedürfnis herausgestellt hat und wo sich zwischen den Bahn¬ 
verwaltungen eine Einigkeit erzielen ließ. Hierbei ist ohne Einfluß, ob 
ein Wagenübergang stattfindet oder nicht. Erfordernis ist lediglich, daß 
die Nebenbahn durch einen gemeinschaftlichen Bahnhof an das allgemeine 
Eisenbahnnetz angeschlossen ist. So bestehen durchgehende Tarifver- 
oinbarungen sowohl zwischen den S. B. B. und den meisten regelspurigen 
Talbahnen als auch zwischen Talbahnen unter sich. 

Auch mit den meisten, einen großen Güterverkehr aufweisenden 
Schmalspurbahnen stehen die S. B. B. in einem durchgehenden Tarifver¬ 
hältnis. Beispielsweise sei hier auf die Aarau-Schöftlandbahn, die 
Wynentalbahn, die Berner Oberlandbahn, die Rhätische Bahn und die 
Greyerzerbahn hingewiesen. Obwohl auch die Montreux-Oberlandbahn 
•lie formelle Tarifeinheit besitzt, konnte zwischen ihr und den S. B. B. für 
den Übergangsverkehr keine Einigung erzielt werden. 1 ) 

Nach allen anderen Bahnen, mit denen kein durchgehender Über¬ 
gangstarif besteht, findet wenigstens ein unmittelbarer Frachtbriefver¬ 
kehr statt. Dies betrifft jene Bahnen, die noch die vereinfachte Tarif¬ 
ordnung haben, oder bei denen sich keine Einigung mit den S. B. B. er¬ 
zielen ließ. Damit ein durchgehender Frachtbrief ausgestellt werden 
kann, ist nur ein Anschluß an das übrige schweizerische Eisenbahnnetz 
“rforderlich. 

Im schweizerischen Frachtverkehr wird, sobald ein Frachtbrief aus¬ 
gestellt werden kann, je von der Absender- und der Empfängerbahn die 
halbe Abfertigungsgebühr nachgelassen. 

In den Fällen, wo die Nebenbahn nicht an das übrige Eisenbahnnetz 
anschließt, kann für Gütersendungen zwischen dieser and den anderen * 
Bahnen kein durchgehender Frachtverkehr eingerichtet werden. Diesen 
Fall trifft man jedoch nur äußerst selten an. Beispiele sind: die 
Bahn Bellinzona—Mieox (1,3 km) und die Stansstad-Engelbergbahn 

föU km). Bei Gütersendungen nach solchen Bahnen werden die vollen 
Abfertigungsgebühren erhoben. Das Gut wird auf der Hauptbahn bis an 
'Üe der Nebenbahn nächstliegende Station befördert. Die Überführung 
ier Güter nach der Nebenbahn übernimmt gewöhnlich die Spedition der 

*) Seit dem 1. September 1917 unterhält auch die Montreux-Oberland bahn 
ait allen Schweizerhahnen einen durchgehenden Güterverkehr mit unmittelbarer 
Abfertigung und Abrechnung. 
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Hauptbahn 1 ). Bei diesen allerdings nur selten vorkommenden Verkehrs 
Verhältnissen verteuert sich demnach die Güterbeförderung nicht nur um 
zwei halbe Abfertigungsgebühren, sondern auch noch um die Kosten der 
Überleitung von der einen nach der anderen Bahn. 2 ) 

Überall dort, wo kein Wagenübergang möglich ist, kommen die 
Kosten der Umladung zu den sonstigen Frachtkosten hinzu. Für 10 t 
kostet die Umladung gewöhnlich 4,5 bis § Fr. Die Rhfttische Bahn be¬ 
rechnete vor dem Krieg nur 4,so Fr. 

Bei Wagenübergang hat die Bahn an den schweizerischen Wagen 
verband z. H. der Eigentümerin des Wagens in der Regel 5 Rp. für den 
Wagen und für die Stunde der Benutzung zu entrichten. Die 
Entladefrist beläuft sich auf. 2 mal 24 Stunden und erhöht sich 
am weitere 24 Stunden, sobald der Wagen mindestens mit 40 % des Lade¬ 
gewichtes zurückbeladen wird und über die Übergangstation hinaus 
rollt Sonn- und Feiertage werden hierbei nicht mitberechnet. Wird diese 
Zeit überschritten, so sind für den ersten Tag verspäteter Abgabe 3 Fr., für 
den zweiten Tag 4 Fr. und für jeden folgenden Tag 5 Fr. Buße zu bezahlen. 

Bei Wagenttbergang auf Schmalspurbahnen mit Rollschemelbetrieb, 
wie beispielsweise bei der Lagental-Jurabahn, rechnen die S. B. B. in der 
Regel noch weitere 50 Rp. für jede Achse des übergebenen oder zurück 
-genommenen Wagens. 

Nach dem Tarifgesetz können die zwischen den S. B. B. liegenden 
Nebenbahnen eine billige Teilung des Verkehrs in folgenden Fällen ver¬ 
langen: L wenn sie die kürzeste Verbindung darstellen, 2. wenn sie 
geeignete Betriebsverhältnisse aufweisen, 3. wenn sie ein gleichartiges 
Tarifsystem haben und endlich 4. wenn dadurch nicht wichtige Inter¬ 
essen der S. B. B. verletzt werden. Von einer Verkehrsteilung sind also 
schmalspurige Nebenbahnen ausgeschlossen, da auf sie das Erfordernis 2 
nicht zutrifft. Demnach kommen nur regelspurige Talbahnen in Frage, 
. wie die Freiburg-Murten-Insbahn (32,8 km), die Emmen talbahn (42,2 km), 
die Langenthal-Huttwilbahn (14 ,i km), die Huttwil-Wolhusenbahn (25,3 km). 
die Seetalbabn (54,2 km) und endlich die Südost bahn (49,2 km). Die 
Sihltalbahn und die Tößtalbahn sind ungeachtet ihrer geeigneten Bc 
trlebsverhältnise von einer Verkehrsteilung ausgeschlossen, da sie im 
Übergangsverkehr nirgends die kürzeste Verbindung darstellen. 

*) Auf größeren Stationen besorgt die Bahn die Zu- und Abfuhr d/»r 
Güter, ohne daß jedoch die Güterabfuhr ein Monopol der Eisenbahn wäre. 

*) Für den Übergang der Güter von der Hauptbahn nach einer nicht aa- 
aohließenden Nebenbahn bestehen demnach Ähnlich ungünstige Verhältnisse, wie 
sie in Preußen in der Regel im Verkehr zwischen Staatebahnen und nebenbahn- 
ähnllchen Kleinbahnen vorliegen. 
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Darüber, was der Gesetzgeber unter der billigen Teilung verstanden 
hat, ist man sich nicht klar. Die Nebenbahnen, die eine Verkehrsteilung be¬ 
anspruchen können, sind darum mehr oder weniger dem Wohlwbllen der 
S. B. B. ausgeliefert, sofern nicht schon Verträge mit den ehemaligen Haupt¬ 
bahnen bestanden haben. Diese Abmachungen durften nach dem Tarifgesetz 
auch von den S. B. B. unter gleichbleibenden Verhältnissen nicht ungünstiger 
gestaltet werden. Während sich früher die Verteilungsvertrüge gewöhnlich 
anf die kürzeste Betriebslänge stützten, verschlechterten sich bei neu an 
gelegten Nebenbahnen die Verhältnisse insofern, als für eie hinsichtlich der 
Verkehrsteilung künftighin nicht mehr die reinen Betriebslängen, sondern 
die tarifkilometrischen Längen, d. h. die um den Entfernungszuschlag ver 
irrößerten reinen Betriebslängen, maßgebend sein sollen. 

Die Teilung des Verkehrs findet meistens in der Weise statt, daß 
das Gut eine Zeitlang über die Nebenbahnen, dann wieder über Linien 
der ä. B. B. geleitet wird. Beispielsweise wird über die Südostbahn das 
Gut y* Jahr lang über die Nebenbahn und % Jahre über Strecken der S. B. B. 
geführt Weniger gebräuchlich ist die Verkehrsteilung, bei der die Güter nur 
von der S. B. B. befördert werden, unter späterer Verteilung des Reinerträge- 
Die Verkehrsteilung zwischen der Bundesbahn und den Nebenbahnen nach 
Zeit hat vielleicht den Zweck, auf jeder Bahn voll ausgelastete Güterzüge 
bilden zu können. .Sie kann aber den Nachteil haben, daß der Verkehr auf 
<ler Nebenbahn in den einzelnen Jahreszeiten sehr ungleich wird. 

Für den Verfrachter ist es gleichgültig, ob die schweizerischen 
Bahnen eine durchgehende Abfertigung oder nur einen durchgehenden 
Frachtbriefverkehr haben und ob das Gut Uber diese oder jene Wett¬ 
bewerbelinie geleitet wird. Der Tarif ist immer nach der bil¬ 
ligsten und die Lieferfrist nach der kürzesten Lini‘ j 
zu bestimm en. 

Abgesehen von den seltenen Fällen, daß eine Nebenbahn nicht an 
das allgemeine Eisenbahnnetz anschließt, können also die Güter in gleich 
einfacher Weise wie von einer Station zu einer anderen der Hauptbahn 
auch nach einer beliebigen Station irgend einer Nebenbahn aufgegeben 
werden. Da jedoch die Nebenbahnen häufig höhere Tarife haben als 
die Bundesbahnen, so ist eine Beförderung nach einer Nebenbahnstation 
dementsprechend kostspieliger, als die nach einer gleich weit entfernten 
Bundesbahnstation. 

Von den allgemeinen Beförderungsbedingungen 1 ) sind zur Vervoll¬ 
ständigung noch folgende anzuführen: 

l ) Diese sind zum Teil im Eisenbahngesetz Art. 35 enthalten, zum Teil i»i 
Transportreglement vom 1 . Januar 1894 und seinen Nachträgen. 
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Neue, erhöhte Tarife sind mindestens 3 Monate vor dem Inkraft¬ 
treten gehörig zu veröffentlichen und dürfen zur Sicherstellung eines 
einigermaßen ruhigen Geschäftsverkehrs nicht innerhalb eines Jahres 
wieder verändert werden. 1 ) 

Für je 250 km beträgt die Lieferfrist für EU- und Frachtgut 4 bis 
• 2 Tage. Sofern die Eilgüter rechtzeitig 2 ) aufgegeben werden, sind sie 

mit dem nächsten für Eilgutbeförderungen verwendbaren Personenzug, 
der nach ihrer Einlieferung abgeht, zu befördern. Für Frachtgut besteht 
eine Abfertigungsfrist von 2 Tagen. Die Lieferfristen können vom 
Bundesrat in folgenden Fällen verlängert werden: 1. bei außerordent¬ 
lichen Verkehrsverhältnissen, 2. bei einem Übergang auf Bahnen mit 
anderer Spurweite oder auf Dampfboote und endlich bei Güterbeförde¬ 
rungen zu ausnahmsweise ermäßigten Taxen. 

In Anbetracht eines gesunden Wettbewerbes unter der Landesindu¬ 
strie und dem Handel ist nach dem Grundsatz der gleichen Behandlung 
aller eine Begünstigung einzelner unzulässig. Demnach sind geheime 
Rückerstattungen verboten. 

Das Be- und Entladen der Wagen erfolgt, soweit das Gut nicht der 
Wagenklasse A oder B der Tarifordnung der S. B. B. zugewiesen ist, 
durch den Verfrachter oder durch die Eisenbahnverwaltung auf Kosten 
des Verfrachters. Gehört das Gut diesen Wagenklassen an, so erfolgt 
das Verladen kostenlos durch die Bahn Verwaltung. 

Zur Förderung von Kleingewerbe und Kleinhandel wird für Trag¬ 
lasten 3 ) bis zu einem Gewicht von 25 kg, auch wenn sie in besonderen, 
den Personenzügen angehängten Wagen befördert werden, keine Fracht er¬ 
hoben. Am Bestimmungsort müssen sie jedoch vom Aufgeber sofort wieder 
in Empfang genommen werden. 4 ) 

In der Regel werden frische Lebensmittel zu Stückgutsätzen eilgut¬ 
mäßig oder als Traglasten vollständig kostenlos befördert. ■ r \) 

3 ) Jede andere Änderung am Tarif ist in der Regel mindestens 14 Tng<> 
vor dem Inkrafttreten bekanntzugeben. Insbesondere sollen Tarifharab- 
•setzungen ftlr Güter 1 Jahr, für Personen mindestens 3 Monate bestehen bleiben. 
(Art. 5 des E. G. vom 23. Dezember 1872.) 

*) Auf Nebenbahnen in der Regel eine Stunde vor Abgang des Zuges. 

•) Hierunter werden verstanden: sowohl landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
wie frische Gemüse, Gartengewächse, Honig, Eier, Käse, Butter usw., als auch 
Traglasten einheimischer gewerblicher Erzeugnisse, wie Klempner-, Korb-, Seiler¬ 
und Strohwaren. 

4 ) Zur Hebung des Wintersportes und damit gleichlaufend des Personen¬ 
verkehrs gestehen die meisten Nebenbahnen neuerdings auch den Sportgeräten, 
wie Schlitten und Schneeschuhen, die nämliche Beförderangeerleichterung zu. 

B ) Ausnahmetarif Nr. 3 für Lebensmittel in Eilfracht. 
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Wie man aus der allgemeinen Regelung der Frachtverhältnisse 
einerseits und der Frachtleitung andererseits ersehen kann, ist das Haupt¬ 
augenmerk darauf gerichtet, dadurch den Wohlstand des Landes zu heben und' 
zu fördern. Die Nebenbahnen sind nicht nur bei der Verfracht 
tung des Gutes den Hauptbahnen gleichgestellt, sie haben als Wett¬ 
bewerbslinien unter gewissen Bedingungen auch ein gesetzlich feetge- 
legtes Anrecht auf die Verkehrsteilung. Sie können demnach im vollsten 
Maße der ihnen zugewiesenen Aufgabe gerecht werden, den Verkehr auch 
in die abgelegenen Landeeteile zu tragen, um dort die geschäftliche Tätigkeit 
zu fördern und neu zu beleben. 

Es darf daher die Regelung des Güterverkehrs 
zwischen den schweizerischen Bundesbahnen und 
den Nebenbahnen sowie den Nebenbahnen unter sich 
als vorbildlich angesehen werden. 

Der günstige Verlauf, den diese Verkehrsfrage für die Nebenbahnen 
genommen hat, ist wohl darauf zurückzuführen, daß sie, infolge der 
geographischen Gestaltung des Landes, einen hervorragenden Anteil 
am gesamten schweizerischen Eisenbahnwesen nehmen. Zudem war zu 
der Zeit, als die Hauptbahnen verstaatlicht wurden, das Nebenbahnnetz 
»Kreits in sich erstarkt und stand mit diesen zum großen Teil schon in 
»•inem durchgehenden Tarifverhältnis, welches die neuen S. B. B. nicht ohne 
weiteres von der Hand weisen konnten, ohne erheblich Landesintereesen 
zu schädigen. Endlich, und nicht am wenigsten mag ein weiterer Grund 
darin liegen, daß die Behörden nur in dieser Stellung der Nebenbahnen zur 
Hauptbahn eine wirklich ersprießliche Entwicklung derselben zu Nutz und 
Frommen des Landes gesehen haben mögen. 

^Schluß folgt.) 
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Die ältesten Stimmen 

Uber die militärische Bedeutung der Eisenbahnen. 1833—1842. 

Von 

Bernhard Meinhe in GoiHi.tin. 


(Schluß.) i) 


F. Militärische Stimmen 1836. 

1. Allgemeine Militär-Zeitung (anonym). 

Nachdem der Gedanke von der militärischen Benutzbarkeit der Eisen¬ 
bahnen im Jahre 1835 fast in allen Teilen Deutschlands Wurzel geschlagen 
hat, erstarkt er im folgenden Jahre ganz bedeutend. Noch vor dem zweiten 
Listschen Aufsätze bringt die Allgemeine Militär - Zeitung in Nr. 14 vom 
17. Februar und in Nr. 18 vom^. März 1836 eine weitere Abhandlung eines 
leider ungenannten Verfassers, der aber dem Inhalte nach offenbar in mili¬ 
tärischen Kreisen zu suchen ist. Einleitend bemerkt dieser Verfasser „Über 
Eisenbahnen in Beziehung auf den Krieg“, daß die Fort¬ 
schritte der Kriegskunst in der neuen Zeit hauptsächlich auf der größeren 
Beweglichkeit der Heere beruhen. 

„Wenn daher ein kleines Heer einem größeren gegenüber ein Mittel be¬ 
sitzt, seine Bewegung in einem solchen Grade zu vermehren, wie ihn das 
größere Heer niemals erreichen kann, so ist klar, daß das kleine Heer im ent¬ 
schiedenen Vorteil steht und die Rollen gleichsam vertauscht sind. Wir glauben 
dieses Mittel in den Eisenbahnen zu finden und sind der Ansicht, daß sie, an¬ 
gewendet auf die Verteidigung des Landes, dem zur Verteidigung aufgestellten 
Heere eine Kraft verleihen, welche unmöglich im voraus einer Berechnung unter¬ 
worfen werden kann und sehr bedeutende Veränderungen in der Kriegskunst 
zur Folge haben muß." 

Im weiteren meint der Verfasser, daß rin Armeekorps von 20—30 OOu 
Mann mit Kavallerie und Artillerie in einem Tage auf einen 100 Stunden 
Weges entfernten Ort versetzt werden könne, wobei auch keinerlei nach- 

*) Vargl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, 6 . 921. 
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tätige Einwirkungen infolge langer Märsche stattfänden, daß nach Über¬ 
schreitung der Grenze jede weitere Benutzung der Eisenbahnen für den 
ferneren Gang der Operationen aufhöre und daß andererseits nach einem 
erlittenen Unfälle ein Verteidigungsheer dem Gegner mit Benutzung der 
Eisenbahnen rasch ausweichen könne. Ferner gedenkt er einiger beson¬ 
derer Fälle, in denen die Eisenbahnen mit unbestreitbarem Nutzen für 
Kriegszwecke zu gebrauchen sind. Durch eine zu Flüssen oder Gebirgen 
parallel laufende Eisenbahn könne leicht der Übergang verwehrt oder teil¬ 
weise tibergegangene Truppen zurückgeworfen werden. Weiteren Nutzen 
sieht der Verfasser in der Verwendung der Eisenbahnen zur Erhaltung der 
Ruhe und Ordnung im Lande sowie zur Erleichterung für die Verpflegung 
der Truppen, für Verproviantierung fester Plätze, für die Kommunikation 
der abgesonderten Heeresteile usw. 

Im zweiten Teile hat dann der Verfasser, „um etwaigen Zweifeln 
wegen der Möglichkeit, Truppen auf Eisenbahnen zu transportieren, zu be- 
~ gegnen“, die zum Transport eines kleinen, aus den drei Waffen kombinier¬ 
ten Korps nötigen Dampfmaschinen und Transportwagen sowie die Länge 
oder Hefe der Kolonne, die dieser Transport auf der Bahn einnimmt, be¬ 
rechnet Er zieht dabei die Möglichkeit in Betracht, daß eine so große 
Zahl von Wagen nicht augenblicklich aufgebracht werden könne, eine An¬ 
nahme, die auch List erwähnt und der wir noch wiederholt begegnen wer¬ 
den. Abhilfe sei insofern leicht, als bei der einfachen Konstruktion die 
nötige Zahl der Wagen in kurzer Zeit hergestellt werden könne, wenn ein 
genügender Vorrat an Achsen und Rädern bereitgehalten würde. Den 
Wagen selbst sei für den besonderen Zweck eine vorteilhaftere Einrichtung 
zu geben. Das Ein- und Abladen biete keine Schwierigkeiten, jedoch 
würden 

„eigene hieraul bezügliche reg lernen türe Beetinunrungen über die Art und Weise 
des Verfahrens und die dabei einznhaltende Ordnung viel zur Erleichterung und 
Förderung beitragen.“ 

Der Verfasser kommt zu dem Schlüsse, daß die Eisenbahnen zu mili 
tärischen Zwecken benutzt werden können, und daß ihnen für die Folge, 
wenn ihre Einführung bei uns allgemeiner geworden ist, eine sehr große 
Wichtigkeit für die Kriegführung beigelegt werden müsse. 

2. Major du Vignau. 

Fast gleichzeitig mit den vorstehenden Ausführungen hat der Major 
der Artillerie du Vignau 1 ) „Über die Anwendbarkeit der Eisen¬ 
bahnen mit Lokomotivma8chinen zu militärischen 
• 

l ) Geb. 7. April 1795, 1836 Major, 1860 Kommandant von Thora, 1854 aL> 
Generalmajor verabschiedet, geet. SO. April 1885 in Peterswaldau. 
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Zwecken“ geschrieben. Sein Aufsatz ist zwar erst 1837 im ersten Heft 
der „Zeitschrift für Kunst, Wissenschaft und Geschichte des Krieges“ er¬ 
schienen, er ist aber unterzeichnet: „Berlin den 1. März 1836.“ 

du Vignau kommt auf Grund seiner ziemlich ausführlichen Betrach-, 
tungen etwa zu folgendem Ergebnis: Die für den bürgerlichen Verkehr 
angelegten Eisenbahnen mit Dampfwagen können zu militärischen sekun 
dären Zwecken im Kriege und im Frieden sehr nützlich sein; wenn daher 
bei deren Anlage darauf Bedacht genommen weiden kann, Punkte von 
militärischer Wichtigkeit zu verbinden, so ist dies sehr zu empfehlen; es 
kann jedoch im allgemeinen nicht eingeräumt werden, daß militärische 
Zwecke zur Anlage einer größeren Eisenbahn einen entscheidenden Ein¬ 
fluß austtben müßten, oder daß ein Staat deshalb Summen auf den Bau 
einer Eisenbahn mit Vorteil verwenden solle. Das auf die Bedürfnisse des 
Handels und der Industrie berechnete Inventarium eignet sich nicht zum 
Transport von Reitpferden, Zugpferden und Militärfuhrwerk, deren stete ( 
Kriegsbrauchbarkeit erforderlich ist Sollen Eisenbahnen des bürgerlichen 
Verkehrs einen entscheidenden Einfluß auf die Operationen des Feldkrieges 
gewinnen, so muß ihr Inventarium verstärkt und es müssen die nötigen 
Vorkehrungen dahin getroffen werden, daß ein aus allen Waffengattungen 
zusammengesetztes Korps mit Zubehör transportiert werden kann. Hierzu 
wird die Beschaffung besonderer, zum Transport von Pferden, Geschützen 
und anderen Fahrzeugen eingerichteter Wagen erforderlich werden, wobei 
man allerdings allen dasselbe Untergestell wird geben können und nur drei 
überall in Federn hängende Obergestelle erforderlich sind. Truppen zu 
Fuß können schon mit dem für den Handelsverkehr vorhandenen Inven¬ 
tarium bei weitem schneller als mittelst gewöhnlicher Märsche von einem 
Punkt nach einem zweiten gebracht werden, wob« der Nutzen mit der 
Ausdehnung der Eisenbahn wächst. Die Infanterie wird jedoch nicht in 
einem Zustande an den Bestimmungsort gelangen, welcher sie sogleich bei 
ihrer Ankunft für den Feldkrieg gefechts- und operationsfähig macht; 
Märsche gewöhnlicher Art sind eine gute Vorbereitung für die Anstrengun¬ 
gen der Truppen, die durch Benutzung der Eisenbahnen verloren geht. 
Dieser Transport wird eich daher vorzugsweise auf die Besatzungen fester 
Plätze erstrecken. Wenn entscheidende Erfolge im Feldkriege ermöglicht 
werden sollen, müßte nach Verstärkung des Inventariums ein aus allen 
Waffengattungen bestehendes Korps mit einem Male transportiert werden 
können; dieses müßte sich wenigstens auf 12 000 Mann Infanterie, 700 Mann 
Kavallerie und auf 24 Geschütze mit 24 anderen Fahrzeugen belaufen und 
würde mit Ordnung und ohne Gefahr in dem sechsten Teile der Zeit, die 
auf gewöhnlichen Märschen vergeht, seinen Bestimmungsort erreichen. Die 
von du Vignau für diese Vervollständigung des Inventariums, für die Unter- 
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haltung und für die zur Aufstellung im Frieden erforderlichen Schuppen 
einschl. Bauland berechneten Kosten würden jedoch nach seiner Ansicht 
höchstens dann durch militärische Vorteile aufgewogen, wenn eine Eisen¬ 
bahn die Elbe und den Rhein verbände, und sie würden von höchst be¬ 
deutendem Nutzen sein, wenn Rhein, Elbe, Oder und Weichsel eine solche 
Verbindung hätten. Der Nutzen der Eisenbahnen steigere sich also mit 
ihrer weiteren Ausbreitung. 

3. Eine preußische Kommission. 

In das zweite Vierteljahr 1836 fallen auch die Arbeiten einer amt¬ 
lichen, aus Militär- und Zivilpersonen gemischten Kommission in Preußen, 
die vom 3. Mai bis 15. Juli arbeitete und einen vom 4. Juli 1836 datierten 
Bericht erstattete. Dieser trägt die Überschrift' „IT n vo rg r eä f 1 iehe 
Ansichten über dio Benutzung der Eisenbahnen zu 
militärischen Zwecken in technischer Beziehung“ 
und ist unterzeichnet von: 

Eduard v. Peucker, Oberst im Kriegsministerium 1 ), 
v. Wangenheiw, Major im Kriegsministerium 2 ), 

Hagen, Oberbaurat 3 ), 

Fischer, Hauptmann im Generalstab 4 ). 

Der in den Akten des preußischen Kriegsministeriums noch vor¬ 
handene Bericht dieser Kommission, dessen Einsichtnahme dem Verfasser 
in dankenswerter Weise gestattet wurde, erwähnt zunächst die mit Pferde¬ 
kraft betriebenen Eisenbahnen, über die das Urteil jedoch dahin zusammen¬ 
gefaßt wird, daß sie für militärische Zwecke zu wenig leistungsfähig sind 
und deshalb gut chaussierte Landstraßen vorzuzdehen seien. Für den 
Tranaport vollkommen ausgerüsteter, schlagfälliger Truppen seien nur 
Eisenbahnen mit Lokomotiven von Vorteil, obwohl diese weniger eine be¬ 
liebige Vermehrung der Transportmittel gestatteten. Beide Gattungen aber 
seien nur zum Transport tauglich. Sie könnten nie dazu benutzt werden, 
um Truppen und ihre Trains darauf marschieren zu lassen und würden 
die Chausseen nie ersetzen, noch teilweise entbehrlich machen. Auf dem 

*) Geb. 19. 1. 1791 in Schmiedeberg i. Schl., 1858 General der Inf., 
gestorben 10. 2. 1876 in Berlin. 

*) Geb. 21. 9. 1792 in Gumbinnen, 1832 Major im Kriegsministerium, 1855 
Abschied als Generalleutnant, gest. 15. 6. 1867 in Winterstein bei Gotha. 

3 ) Vermutlich der Waseerboumeister Gotthilf Hagen, geb. 3. 3. 1797 in 
Königsberg i. Pr., 1831 Oberbaurat der Oberbaudeputation, 1850 vortr. Rat im 
Handelsministerium, 1869 Oberlandesbaudirektor, gest. 3. 2. 1884 in Berlin. 

*) Geb. 1798 .in Königsberg i. Pr., 1834 Hauptmann im Gr. Generalstab, 
1837—3t» in der Türkei, 1849 Mil.-Gouverneur des Prinzen Friedrich Carl 
v. Preußen, gest. als Generalmajor am 7. 3. 1857 in Coblenz. 

Archiv för Eisenbahnwesen. 1910. 4 
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Kriegstheater selbst, in engerem Sinne genommen, wären sie ganz wertlos, 
da ihre Zerstörung oder Unterbrechung außerordentlich leicht sei und da 
es in der Nähe des Feindes überhaupt gewagt sei, sich in einem Defile 
zu bewegen, wie dies eine gute Eisenbahn darstellt. 

Im weiteren ist betont, daß die militärischen Zwecke sich in ihrer 
Richtung in der Regel von den kommerziellen in dem bevölkerten Europa 
wenig entfernen dürften und die militärischen Interessen nirgends Eisen¬ 
bahnen dauernd erhalten könnten. Es komme höchstens in Frage, die 
Hilfsmittel zu fördern, die die für den Handelsverkehr in mäßiger Ausdeh¬ 
nung organisierten Eisenbahnen darbieten. Besonders bemerkenswert ist 
dabei die Forderung gewisser technischer Einheiten. Die Denkschrift ver¬ 
langt gleiche Spurweite und Lokomotiven von gleicher Stärke, 

„weil alles ineinandergreilen muß und die gesamten Transportkräfte der Balm 
gleichzeitig in Anspruch genommen werden“, 

ferner müsse in der Konstruktion der Transportfahrzeuge möglichste 
• Übereinstimmung bestehen, 

„weshalb für die Fahrzeuge der llaupteisenbahncn und ihre Tragfähigkeit all¬ 
gemeine Bestimmungen erteilt werden müßten. Bei der Feststellung 

solcher Normalvorschriften für die Gleise und die Konstruktion der Transport¬ 
fahrzeuge dürfte eine militärische Korrevision derselben wünschenswert sein, 
um diejenigen Verhältnisse rechtzeitig zur Sprache bringen zu können, welche 
unbeschadet der Handelsinteressen auch die militärischen Interessen wirksam 
zu fördern imstande sind.“ 

„Stellen wir ziun Schlüsse,“ 
so endet die Denkschrift wörtlich, 

„dio Resultate der Berechnung über die militärische Benützung großer Eisen¬ 
bahnlinien, die mjt höchsten entsprechenden Mitteln ausgestattet sind, zusammen, 
so ergibt sich folgendes: 

1. Für den Transport ^ bedeutender Truppenmassen wird nur erst bei einer 
großen Länge der Bahn — abgesehen von allen übrigen Rücksichten — an Zeit 
gewonnen, weil vorzugsweise die Anzahl der Echelons und die zwischen deren 
Abgang erforderliche Zeit die Vereinigung an dom Endpunkte der Bahn be¬ 
stimmt. ^ 

Da diese letztere Zwischenzeit sich aber nicht nach der Länge des Weges, 
sondern durch die Größe der Transportraaße bestimmt, so wird bei geringeren 
Entfernungen unverhältnismäßig weniger Zeit im ganzen gewonnen. 

So legt z. B. bei 24 000 Mann stark angenommener Kolonne Infanterie dio 
Entfernung von 100 Meilen in 16 Tagen zurück und braucht zur Hälfte dieses 
W.oges 14K» Tag. 

Geringere aus allen Waffengattungen zusammengesetzte Abteilungen als 
der Stärke einer Division gewinnen durch Benutzung der Eisenbahn schon be¬ 
deutend. 

In noch größerem Maße findet dies bei kleineren Abteilungen statt, dio 
der Armee zur Deckung des Verlustes folgen. 

Schwierigkeiten findet der Transport von Pferden, und soll derselbe in 
irgend bedeutendem Maße ausgeführt werden, so würde der Staat mit größeren 
Opfern eine nicht unbedeutende Anzahl hierzu tauglicher Plattformen auf der 
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ganzen Linie der Bahn fortwährend in Bereitschaft halten müssen. Es verdient 
<laher bei der vorhin angedeuteten Feststellung von Normalkonstruktionen wohl 
in Erwägung gezogen zu werden, ob und in welcher Art sich den Lastwagen 
für den Waren transport eine Einrichtung geben ließe, bei welcher sie, wenn auch 
nicht permanent, doch provisorisch ohne große Schwierigkeit auch zur Auf¬ 
nahme von Pferden tauglich gemacht werden könnten. 

2. Für den Transport von Waffen und anderem Kriegsmaterial zum Er¬ 

satz des Abganges, für den Transport von Belagerungartrains und für den Trans¬ 
port von Vorräten und Lebensmitteln, zur Ausrüstung der Festungen usw. steigt 
der Nutzen der Eisenbahn dagegen in hohem Grade. Die wichtigsten Leistun¬ 
gen, deren sie nach dieser Beziehung fähig sind, lassen sich auf keinem anderen 
Wege erreichen. Für den Traneport von Pulver sind noch einige Verbesserungen 
in der Konstruktion der Lokomotiven behufs Verhütung des Streuens glühender 
Zünder als notwendig zu erachten. \ 

3. Bei einem Mangel an Verpflegungsmitteln ist eine einzige Bahn hin¬ 
reichend, durch Zufuhren aus rückwärts gelegenen, entfernteren Provinzen die 
ernährende Quello für eine Armee von 100000 Kombattanten zu bilden. 

Dio Anlage von Eisenbahnen verdient daher auch in militärischer Be¬ 
ziehung allo Beachtung und es ist von Wichtigkeit, der jetzt allgemein werden- 
den Neigung zu dergleichen Anlagen durch Privatuntemehmungen eine Rich¬ 
tung zu geben, die neben dem kommerziellen Bedürfnis auch dem militärischen 
möglichst anpassend ist. 44 


4. v. Bauer. 

* 

Eine ebenso eingehende Erörterung unserer Frage scheint im Früh¬ 
jahr 1836 auch in Bayern erfolgt zu sein. Die Allg. Mil.-Ztg. berichtet 
n&mlieh in ihrer Nr. 44 v. 1. Juni 1836 folgendes: 

1. Eine Kommission von Generalstabeoffizieren und Beamten der Zivil¬ 
baufächer ist dermalen mit Prüfung des Straßensystems in Bayern und Süd¬ 
deutschland beschäftigt und mutmaßlich wird dieselbe von Untersuchung und 
Beurteilung dos Zustandes des Bestehenden im allgemeinen für Bayern auch 
auf die für die nächste Zukunft nötigen und möglichen Entwürfe neuer Ver¬ 
bindungen übergehen und bei dieser Gelegenheit dio Eisenbahn-Dampfwagen- 
und Kanalkümmiinikationcn, besonders in militärischer Beziehung, näher ins 
Auge fassen. • Zu diesem Zwecke hat auch erst vor kurzem der. als ausge¬ 
zeichneter Offizier und Schriftsteller bekannte Generalmajor Karl v. Bauer, 
welcher dermalen an der Spitze der Generalstabsgeschäfte steht, in Be¬ 
gleitung von zwei Hauptlouten seines Korps, die nähere Besichtigung der 
Nümberg-Fürther Eisenbahn mit ihren mechanischen Vorrichtungen vor- 
genommen. 

Nach der genauesten Untersuchung des Ganzen war die Verfertigung von 
Modellen, der Bahn sowohl als der dabei angewendeten Maschinen, Wagen usw. 
ungeordnet, welcho bereits vollendet und an das Hauptconservatorium der 
Armee abgeliefert worden sind. Während nach diesen vorausgegangenen Unter¬ 
suchungen zu erwarten ist, daß dio k. bayr. Regierung von dem Generalstab, 
namentlich von dem oben genannten Gencralstabsoffizier ein umfassendes Gut- 
Achten über dio Eisenbahnen in strategischer Beziehung, mit Berücksichtigung 
»ler militärischen Lago Bayerns gefordert hat, darf man auch von Seite dieses 
als Techniker und Mechaniker ausgezeichneten Generalstabsoffiziers einer sinn¬ 
reichen Anwendung dieses neuen Verbindungsmittels für den Truppen- und 
Geschtitztransport im Großen, wio auch der Vorkehrungen für Zerstörung be¬ 
leihender und Wiederherstellung zerstörter Eisenbahnen entgegensehen. 44 

4 * 
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Leider ist es mir nicht möglich gewesen, dieses Gutachten ausfindig- 
zu machen. Weder der bayr. Generalstab noch das bayr. Kriegs- 
archiv in München sind im Besitze dieses sicher außerordentlich inter¬ 
essanten Berichtes. Nur in den Personalakten v. Bauers findet sich ein 
kurzer Vermerk, daß v. Bauer 1 ) 

,,„im Frühjahr 1836 nach Nürnberg beordert worden sei, um die Eisenbahn 
Nürnberg—Fürth zu besichtigen“. 

Auch in den Akten der Ludwigs-Eisenbahn und des Verkehrsmuseums in 
Nürnberg sowie des b. Staatsrainistcriums für Verkehrsangelegenheiten 
in München hat sich nichts Näheres finden lassen. Ebenso sind die Nach¬ 
forschungen nach den für die Geschichte des Eisenbahnwesens hochinter¬ 
essanten Modellen leider ergebnislos gewesen. 

5. Allgemeine Militär- Zeitung (anonym). 

Im weiteren Verlaufe unserer Untersuchungen begegnen wir nunmehr 
einer eigenartigen, anonymen Stimme, die nicht nur <^e Benützung, sondfern 
sogar die Herstellung von Eisenbahnen durch Militär befürwortet, ein Ge¬ 
danke, den übrigens auch schon List angedeutet hat. (S. Archiv 
für Eisenbahnwesen 1918, S. 922 ff.) 2 )« Ein Aufsatz über die 

,,Vo r weiidung des Militärs zur Herstellung von 
Eisenbahnen und Kanälen“ in Nr. 96 der Allg. Mil.-Ztg. 
v. 30. Nov. 1836 befaßt sich eingehend mit dieser Frage, auf die hier näher 
einzugehen jedoch nicht verlohnt. Nur der Schluß mit einigen sehr treffen¬ 
den Bemerkungen allgemeiner Art sei hier wiedergegeben: 

„Die Verteidigung des Landes und der Schutz der Gesetze machen die 
Hauptbestimmung des Militärstandes aus. Durch Waffenübung allein kann die¬ 
ser Zweck nicht vollständig erreicht werden, es muß auch der Oberfläche des 
Landes eine Vorrichtung gegeben werden, welche die Verteidigung erleichtert. 
Diese Vorrichtung besteht sowohl in Befestigung einzelner wichtiger Punkte 
als in der Herstellung großartiger Kommunikationen. Durch die gleichmäßige 
Anwendung dieser beiden Mittel wird die Verteidigungskraft bedeutend ge¬ 
steigert, denn die schnelle Bewegung der Strcifckrüfte vervielfältigt sie gleich¬ 
sam, möchte auch in den meisten Fällen folgenreicher sein als die hartnäckigste 
Verteidigung isolierter Punkte, die oft keinen strategischen Wert h&ben. Das 
wirksamste Mittel dazu sind die Eisenbahnen, deren Herstellung ganz ab¬ 
gesehen von den pekuniären Vorteilen, die sie dem Staate gewähren — mithin 
ein wesentliches Stück der Verteidigungsanstalten des Landes ausmacht. Ob 
das Geld dazu direkt aus den Staatskassen kommt, oder das Unternehmen auf 
Rechnung von Privatgesellschaften geschieht, ist eine reine Finanzangelcgen- 
heit, also völlig gleichgültig für den Zweck. 

Streng genommen kann zwar das Militär zur Teilnahme an solchen Ar¬ 
beiten wider seinen Willen nicht verwendet werden, es müßte denn aus go- 

*) Geb. 1771 in Ludwigsburg, gest. 30. März 1847 in München. 

2 ) Über einen Versuch aus neuerer Zeit in dieser Richtung zu vergl.: 
Alken, Die Ausführung von Oberbauarbeiten durch Eisenbahntruppen. 
Zentralbl. d. Bauv. Nr. 83, Jahrg. 1908. 
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worbonen Söldnern bestehen, denen diese Verpflichtung gleich bei der Anwcr- 
l»mig auferlegt wurde. Aber es ist die Herstellung so großartiger Kommunika¬ 
tionen eine Nationalangelegenheit von durchgreifender Wichtigkeit, und da der 
Militärstand einen so wichtigen Bestandteil der Nation ausmacht, die materielle* 
und personelle Verteidigungskraft des Landes repräsentiert, muß ör sich auch 
zur lebhaften Teilnahme daran berufen fühlen, insbesondere weim das persön¬ 
liche Interesse des einzelnen dabei sorgfältig berücksichtigt und keine Zwangs¬ 
arbeit gefordert wird. Der Patriotismus, der persönliche Vorteil und selbst der 
kriegerische Beruf reichen sich hierbei brüderlich die Hand zum vereinten 
Wirken; jede imzeitige Bedenklichkeit muß sich der höheren Rücksicht unbe¬ 
denklich unterordnen, denn die Herstellung einer möglichst schnellen Kommu¬ 
nikation und die dadurch beschleunigte Tätigkeit der Streitkräfte kann in ihren 
Folgen wichtiger werden als der Gewinn einer Schlacht, wozu sie wenigstens 
als die beste Vorkehrung angesehen werden darf, indem sie die Möglichkeit 
großer und folgenreicher Überraschungen darbietet.“ 

Daß die Herstellung so großartiger Kommunikationen, wie es liier 
heißt, eine Nationakuigelenheit sei, ist ebenfalls ein Listscher Ge¬ 
danke. List hat bei seinem Wirken im allgemeinen immer ein nationales 
Transportsystem im Auge gehabt und im besonderen sich geäußert, daß 
die Eisenbahnen in Zukunft strategische Linien bilden würden und ihre 
Herstellung daher Nationalangelegenheit sei. 

6. El ne abweichende anonyme Stimme. 

I He bisher behandelten militärischen Stimmen haben sich, wenn auch 
hier und da mit Einschränkungen, im allgemeinen doch für den Nutzen 
der Eisenbahnen zu militärischen Zwecken ausgesprochen. Da erschien 
Ende 1836 bei E. S. Mittler auch eine vom 7. Mai 1836 datierte kleine 
.Schrift „Überdie militärische Benutzung der Eisenbah- 
n o n“ von einem ungenannten Verfasser, der starke Zweifel' Vorbringen 
zu müssen glaubt. 

Zunächst vertritt der Verfasser in seinen allgemeinen Notizen die 
damals freilich nicht vereinzelt dastehende Ansicht, daß sich Lokomotiv- 
eisenbahnen, wenn sie wirklich ausgeführt werden sollten, bei dem in 
J >«*utsehland zu erwartenden geringen Verkehr wahrscheinlich nur auf 
sehr wenigen Strecken, Pferdeeisenbahnen aber nur da rentieren würden, 
wo sie nicht mit dem wohlfeileren Wassertransport zu konkurrieren hätten. 
In militärischer Beziehung kommt er zu folgendem Ergebnis: Alle Eisen¬ 
bahnen seien als gute Kommunikationen, die eine beschleunigte Herbei¬ 
schaffung des Kriegsmaterials oder der Verpflegung gestatten, der Krieg¬ 
führung günstig. Bei Bewegung größerer Streitmassen müßten diese in 
Echelons zerlegt werden, die bei den auf deutschen Bahnen höchstens zu 
erwartenden Verkehrsverhältnissen nur */* so groß wie auf der Liverpool- 
Manchester-Eisenbahn sein dürften. Ein Armeekorps von 24 Bataillonen, 
L*s Schwadronen und % Geschützen werde danach 52 Meilen auf der 
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Lokomotivaisenbahn erst in 20 Tagen, in gewöhnlichen Märschen aber in 
16 Tagen zuriicklegen können; bei 63 Meilen sei die Zeit auf Eisenbahn und 
Marsch gleich; je länger die zurückzulegende Strecke, desto größer sei der 
Zeitgewinn für eine bestimmte größere Truppenmasse. Bei Pferdekraft als 
Zugkraft dauere die Beförderung nur wenig länger. Am wirksamsten 
dürften die Eisenbahnen für die Bewegung der Infanterie sein, die Ka¬ 
vallerie dagegen hätte von allen Waffen am w'enigsten Vorteil. Größere 
Truppenmassen könnten auf einmal bewegt werden, wenn es gelänge, die 
gewöhnlichen Fahrzeuge zum Transport'auf den Eisenbahnen ohne große 
Kosten, durch Anbringung von Spurkranzrädern, umzuändem, wenn also 
die Betriebsmittel der Eisenbahn durch vom Lande requirierte Wagen und 
Pferde vermehrt werden könnten, obwohl die beschleunigte Bewegung der 
Infanterie durch Aufbietung von Landfuhrwerken auf guten Chausseen nur 
wenig hinter den durch Eisenbahnen zu erreichenden Resultaten Zurück¬ 
bleiben möchten und dabei größere Einfachheit besäßen, — gute Chausseen 
aber obenso sehr die Beschleunigung der Märsche der Artillerie und des 
Fuhrwesens beförderten, ohne dazu besondere Vorrichtungen nötig zu 
machen. 

Diese Schrift erfährt in der uns schon bekannten AUg. Mil.-Ztg. 1 ) eine 
sehr abfällige Kritik. Im Gegensatz zu der geringen Zuversicht für ein 
deutsches Eisenbahnwesen in der obigen Schrift betont der weiterbliekende 
Kritiker, daß die Eisenbahnen erst ihre Wichtigkeit erhalten hätten, als 
man anfing, sie mit Dampfkraft zu befaliren. Die Masclvinen würden nach 
seiner Ansicht über kurz oder lang zu größerer Vollkommenheit gebracht 
werden, und es wäre unverzeihlich, eine Eisenbahn nicht gleich in ihrer 
ersten Anlage so einzurichten, daß auf ihr mögücherweise auch Dampf¬ 
wagen in Bewegung gesetzt werden könnten.*) Ferner meint er, der Ver¬ 
fasser habe eine sehr geringe Meinung von Deutschland, die er ihm nicht 
nehmen wolle, aber auch nicht mit ihm teilen könne. Noch spöttischer 
fertigt der Kritiker die Ansicht des Verfassers ab, daß in gewissen Fällen 
Truppen im Fußmarsch schneller als mit der Eisenbahn zu bewegen seien. 
Es sei mit den betreffenden Ausführungen weiter nichts bewiesen, als 
daß mit wenigen Transportmitteln auch nur eine geringe Anzahl von 
Truppen transportiert werden könne. Um große Zwecke zu erreichen, 

‘) Nr. 105 vom 31. Dezember 1836. 

*) Man erinnere sich, daß Gorstncr bei der Budweis-Linzcr Eisenbahn 
von Anfang an auf den Lokomotivbetrieb hingearbeitet zu haben scheint und 
daß deren erste Strecke von Budweis bis Kerschbaum mit einer so großen 
Solidität gebaut war, daß die ganze Anlage den Dampfbetrieb geradezu zu 
fordern schien. S. Hahn, Die Eisenbahnen, Leipzig, B. G. Teubner, 1905, 
Seite 22/23. 
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müßten ater auch die entsprechenden Mittel angewendet werden. Ein 
Staat, in dessen Interesse es liegen könne, ein Truppenkorps von einer 
bestimmten Stärke auf einer Eisenbahn schnell an einen anderen Ort 
zu versetzen, würde es auch an den nötigen Mitteln dazu nicht fehlen 
lassen und in Zeiten Vorkehrungen getroffen haben. Schließlich wirft der 
Kritiker dem Verfasser vor, durch dessen Schlußergebnis würde die Ten¬ 
denz klar: er wolle eben keine Eisenbahnen. 

Die abfällige Kritik geht hiermit wohl etwas zu weit. Es liegt kaum 
ein Grund vor, am besten Wissen und Willen des Verfassers zu zweifeln. ‘ 
Dieser gehörte eben zu den Zweiflern, deren es damals selbst unter den 
Gelehrten, ja gerade unter den Gelehrten noch so viele gab, während der 
Kritiker zu jenen weitblickenden Geistern zählte, die noch in der Minder¬ 
heit waren. 

G. Die weitere Entwicklung bis 1841. 

1. Das preußische Eisenbahngesetz von 1888. 

Din militärischen Stimmen scheinen, soweit festgestellt werden konnte, 
nach 1836 mit einem Male verstummt zu sein. Selbst die Allg. Militär- 
Zeitung, die durch die wiederholte Aufnahme entsprechender Aufsätze 
geradezu bahnbrechend für die militärische Seite des Eisenbahnwesens ge¬ 
wirkt hat, bringt in den Jahrgängen 1837 und 1838 gar nichts und 1839 
nichts von allgemeiner Bedeutung. Die einzige militärische Äußerung 
jener Zeit wird vom Feldmarschall Grafen Radetzky berichtet 1 ), der sich 
bei Abgabe eines Gutachtens über die projektierte Eisenbahn Venedig— 
Mailand 1839 u. a. wie folgt ausgesprochen hat: 

„Ich habe noch nio eine Eisenbahn gesehen und kenne sie nur der 
Theorie nach; ich glaube jedoch, daß eine Eisenbahn, in deren Besitz wir uns 
befinden, militärischen Zwecken nur förderlich sein kann, einerseits, weil sie 
uns die Möglichkeit gewährt, bedeutende Transportmittel mit großer Schnellig¬ 
keit in Bewegung zu setzen, andererseits, weil die Eisenbahnen einen mächtigen 
Kraftfaktor für die Verteidigung des Reiches vorstellen.“ 

Wie hier finden sich auch heim preußischen Generalstab Gutachten 
über einzelne Bahnprojekte, aber ein entscheidender Fortschritt in der 
Entwicklung des Gedankens tritt nicht ein. Erwähnt sei, daß König 
Friedrich Wilhelm III. am 13. August 1837 die übrigens vorher schon 
selbständig von den beteiligten Behörden (Handelsministerium, Kriegs¬ 
ministerium, Generalstab) betriebene Feststellung der militärischen In¬ 
teressen bei jedem Bahnprojekt nunmehr amtlich anordnete, und daß 

*) E. Zanantoni, Die Eisenbahnen im Dienste des Krieges und moderne 
Gesichtspunkte für deren Ausnutzung, Wien, Alfred Hölder, 1904, Seite 1/2 
und Geschichte der Eisenbahnen der Österr.-Ungar. Monarchie II. Band, 1898, 
8. 115. 
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die Eisenbahnangelegenheit dem Bundestage) zugehen sollte*). Dieses 
scheint jedoch nicht geschehen zu sedn, denn in den Protokollen der 
Mtlitärkommission beim Bundestage in Frankfurt a. M. findet sich bis 
zum Jahre 1853 nichts über den Wert der Eisenbahnen für militärische 
Zwecke?). 

Für die Ausgestaltung des preußischen Eisenbahnwesens wurde so¬ 
dann bekanntlich das Jahr 1838 von großer Bedeutung. Im Frühjahr 1837 
hatte die preußische Regierung eine Kommission ernannt, um Bestimmun¬ 
gen zu erwägen und vorzuschlagen, dio zur Sicherung der öffentlichen 
Interessen nötig würden und in der auch das Kriegsministerium vertreten 
war. Ihre Vorschlag« sind, im Staatsniini.sterium und im Staatsrate dis¬ 
kutiert und modifiziert worden und haben das Gesetz über die Eisenbahn- 
untemehmungen vom 3. November 1838 zur Folge gehabt. Alles, was 
sich darin auf die militärische Seite bezieht, enthält der § 43, der folgender¬ 
maßen lautet: 

„Für Kriegslieschädigimgen lind Demolierungen, cs mögen solche vom 
Feinde ausgehen oder im Iutercasc der Landesverteidigung veranlaßt werden, 
kann die Gesellschaft einen Ersatz vom Staate nicht in Anspruch nehmen.“ 

Gegen diesen für die Privateisenbahngesellschaften ziemlich ungünsti¬ 
gen Grundsatz wendet sich David Hansemann in seiner Kritik 3 ) des preu¬ 
ßischen Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 mit folgenden Worten: 

„Wenn Anstalten durch Privat Industrie liergestellt werden können, 
welche — schnell« Konzentration der Armeen möglich machend — die Vertei¬ 
digungsmittel des Staates wesentlich erhöhen, so scheint dessen wohlverstan¬ 
denes Interesse zu gebieten, diese Anstalten zu befördern, auch dafür wesent¬ 
lich« Opfer zu bringen. Deshalb dünkt mich, daß anstatt des § 43 eine Be¬ 
stimmung zu treffen sei. die den Kisenliahminteniehmern die Vergütung der 
Kriegsschulden in einem gewissen Maße zusagt.“ 

Gleichwohl ist der ablehnende Standpunkt des preußischen Gesetzes, 
dem nach § 48 sogar rückwirkende Kraft verliehen war, in der Folg« 
aufrecht erhalten worden; au.s Anlaß des Krieges 1870/71 gewährte man 
nur Beihilfen für besonders •auffallende Kriegschadenfälle unter Ausschluß 
eines Rechtsanspruches*). In den übrigen deutschen Staaten — außer in 
Bayern und da erst. 1855 — ist kein gesetzlicher Vorbehalt dieser Art 
gemacht worden. Der Ersatz für kriegerische Schäden ist aber vielfach 
in den Konzessionen für Privatbahnen ausgeschlossen worden, z. B. in 
Sachsen 1853 in den Statuten der Albertsbahn. In verschiedenen anderen 

*) Die Entwicklung des Militäreisenbahuw osens vor Moltk«. Beiheft z. 
Mil.-Wochenbl. 1902, Heft 5, S. 241. 

a ) Zur Entwicklung des militärischen Eisenbahnwesens im deutschen 
Bunde. Ztg. d. Ver. Deutscher Eisenb.-Vcrw. Nr. 52 v. 9. Juli 1898. 

*) David Hansemann, Kritik des Preußischen Eisenbahngesetzes vom 
3. N'ov. 1838. Erschienen 18-41, Vorwort Ende November 1840. 

’) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1917, S. 9-46 Anmerkung. 
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Konzessionsurkunden findet sich die Ausschließung einer Entschädigung 
im "Wortlaute des preußischen Gesetzes wieder. 1 ) 

2. David Hanseraann. 

An die Kritik jedes einzelnen- Paragraphen des preußischen Eisen¬ 
bahngesetzes knüpft David Hansemann im 3. Kapitel seiner Schrift „B e - 
mor kungen über einige Lücken im Gesetze“. Es ist 
erklärlich, daß er hierbei auch auf die militärische Seite, die im Gesetze 
äußerst kurz und nur in negativem Sinne behandelt war, zurückgekommen 
ist. Hansemann bespricht hauptsächlich das Recht des Staates zur militäri¬ 
schen Benutzung der Eisenbahnen und die dafür zu zahlende Entschädigung. 
Er schreibt zunächst a. a. 0. S. 116/117: 

„Die vor fünf Jahren hier und da geäußerto Ansicht, daß Eisenbahnen 
von geringer Bedeutung für die Landesverteidigung seien, hat der entgegen¬ 
gesetzten Überzeugung Raum gemacht. Zugleich hat die Erfahrung auch gezeigt, 
daß sie ein wirksames Mittel zur Unterdrückung von Volkaauflänfon darbieten 
und also eine Garantie der Erhaltung der inneren Ordnung sind. Es darf daher 
ohne weiteres als unbestritten angenommen werden, daß der Staat aus über¬ 
wiegenden Rücksichten die Befugnis haben muß, die Eisenbahnen zum Transport 
der Truppen, des Kriegsmaterials und der Lebensmittel zu bonutzen. 

Diese Befugnis muß der Staat ohno Einschränkung jederzeit haben. Denn 
wenn das Gesetz dio Fälle genau bestimmen w'ollte, in welchen die Befugnis 
eintreten soll, so läuft cs Gefahr, entweder einen notwendigen Fall nicht ge¬ 
hörig vorzuseben, oder auch durch Truppenbewegungen ein unnötiges oder schäd¬ 
liches Aufsehen zu erregen. "Wenn z. B. das Gesetz die Befugnis im Falle eines 
ansbrechemlen Krieges eintreten ließe, so würde dio schnelle Versammlung eines 
Armeekorps an der Grenze, wenn auch nur Vorsichtsmaßregel zur Erhaltung 
des Friedens, vom benachbarten Auslande schon als eine höchst kriegerische 
"Unternehmung betrachtet werden können.“ 

Wie Hansemann hier mit weitem Blick das ausschließliche militärische 
Benutzungsrecht der Eisenbahn für den Staat fordert, so bespricht er weiter¬ 
hin die dafür zu zahlende Entschädigung und zwar für die Eisenbahn¬ 
gesellschaften in äußerst günstigem Sinne, Er erwähnt zwar zunächst, daß 
die Militärverwaltung mit denselben Gründen, womit früher die Postver¬ 
waltung die zu ihren Gunsten im Eisenbahngesetze aufgenommenen Be¬ 
stimmungen errungen habe, etwa Anspruch erheben könne, daß die Eisen- 
bahngeseltschaften auf ihre Kosten die Betriebseinrichhingen für militärische 
Benutzung geeignet herstellten und auch die Truppen und alles Kriegs¬ 
material unentgeltlich transportierten. Die aufgeklärte preußische Militär- 

Näheres s. Dr. Koch: „Haben die Eisenbalmgesellschnftcn den Schaden 
zu tragen, welcher ihnen durch die Demojjerungen oder Schließung ihrer Bahn 
zu Kriegszwecken entsteht?“ Zeitung des Ver. Deutscher Eiscnb.-Vcrw. Nr. 27 
v. 7. Juli 1866 und ..Dio Kriegsschulden der Eisenbahnen nach österreichischem 
Recht“ nebst der hier gegebenen Literatur. Archiv fiir Eisenbahnwesen, 
T*17. S. t>16 fr. 
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Verwaltung habe aber — den unschätzbaren politischen und volkswirtschaft¬ 
lichen Wert der Eisenbahn anerkennend, die kleineren Rücksichten den 
höheren unterordnend und den Grundsätzen der Billigkeit und Zweckmäßig¬ 
keit auch in bezug auf Eisenbahngesellschaften huldigend — dem Ver¬ 
nehmen nach nie im Sinne gehabt, die von den Gesellschaften in Anspruch 
zu nehmenden Leistungen anders als gegen Entschädigung zu verlangen. 
Ilausemann schlägt sodann vor, daß die Militärverwaltung nur fünf Sechstel 
der regelmäßigen Transportpreise vergüte, wenn die Transporte mit den 
gewöhnlichen Zügen der Gesellschaft oder auch durch außergewöhnliche 
Fahrten besorgt werden, ohne den anderen Personen- oder Gütertransport 
zu hemmen oder zu stören. Wenn dagegen die Gesellschaften für die Mi¬ 
litärverwaltung außergewöhnliche Transporte anderer Art zu besorgen 
haben, so sollen sie dafür eine besondere Entschädigung erhalten, die nach 
dem Verhältnis der dadurch veranlaßten Mehrausgaben und der etwa durch 
Unterbrechung oder Hinderung des gewöhnlichen Betriebes herboigeführten 
Verluste festzusetzen sei. 

Mag auch Hansemann, wie schon erwähnt, die Entschädigungen ziem¬ 
lich hoch bemessen, beachtenswert bleibt, daß er den Eisenbahngesellschaften 
die Beförderungspflicht der Militärmacht auferlegt wissen will, und zwar 
zu ermäßigten Sätzen. Das sind Gedanken, wie wir sie noch heute 
im § 47 der Reichsverfassung und im Gesetz über dio Kriegsleistungen der 
Eisenbahnen als die wichtigsten Grundsätze finden. 

3. Eine anonyme Stimme von 1840. 

Der Vollständigkeit halber sei hier eine Stimme erwähnt, die zwar 
über unseren Gegenstand nichts Neues vorbringt, aber doch eben bei den 
Darlegungen der allgemeinen Wirkungen der Eisenbahn auch die militä¬ 
rische Bedeutung nicht außer acht gelassen hat. Eine kleine,-im Früh¬ 
jahr 1840 bei J. J. Webdr in Leipzig erschienene Schrift,*) die ausführlich 
Geschichte, Bau und Verkehrsverhältnisse der Magdeburg-Leipziger Eisen¬ 
bahn behandelt, schildert in ihrer Einleitung S. 1—22 mit beredten Worten 
in geradezu klassischer Weise den allgemeinen Nutzen, den „der Staat als 
solcher in jeder Beziehung aus der Anlegung von Eisenbahnen ziehen 
muß“. Auf Seite 18 heißt es: 

„Eine andere politische Wichtigkeit, welche dio Eisenbahnen notwendig 
erlangen müssen, liegt in der totalen Umwandlung der bisherigen Arten, Krieg 
zu lühren. Die Möglichkeit, dem anrückenden Feinde stets neue Truppenmaasen 
mit Schnelligkeit entgogenzyführen, muß diesen notwendig von dem Eindringen 
in das Innero des Landes abhalten nnd den ganzen Krieg in einen Grenzkrieg 
verwandeln. Das Land selbst wird zur Festung und jeder gewonnene Sieg hat 

*) Die Magdeburg - Leipziger Eisenbahn. Mit- einer kolorierten Karte. 
J. .T. Weber, Leipzig, 1840. 
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nichts zur Folge als die Behauptung des Schlachtfeldes, indem die geschlagene» 
Truppen, durch neuo Mannschaften verstärkt, jedem weiteren Vorrücken des 
Feindes immer neue Kräfte entgegenstelleu können. Sind daher auch vielleicht 
die Hoffnungen zu sanguinisch, dio ein Schriftsteller über Eisenbahnen hegt, 
wenn er dio Kasernen des Militärs den Seidenwürmern und den Spinn- und Wobe- 
maschinen als Legate zufallen läßt, so ist es doch gewiß nicht zu verkennen, 
daß unter den angeführten Umständen ein Krieg zu den Seltenheiten gehören 
wird, zumal wenn man erwägt, daß durch Verschmelzung der einzelnen Natio¬ 
nalitäten ein Hauptgrund wegfällt, welcher die Völker zur Führung des Krieges 
geneigt machte.“ * 

Auch diese Äußerungen sind freilich noch reichlich sanguinisch und 
von Listschen Gedanken beeinflußt, die sie zum Teil fast wörtlich wieder¬ 
geben. 


4. Die Darlegung von 1841. 

Im Jahre 1841 begegnen wir nupmehr einer neuen, etwas 
ausführlicheren- Schrift desselben Verfassers, von dem die S. 5:4 
erwähnte rückständige Abhandlung von 1836 „Über die militärische Be¬ 
nutzung der Eisenbahnen“ stammt Dieses neue, ebenfalls bei E. S. Mittler 
in Berlin erschienene Büchelchen Ist etwas umständlich betitelt: „Dar¬ 
legung der technischen und Verkehrsverhältnisse 
der- Eisenbahnen, nebst darauf gegründeter Er¬ 
örterung tibor die militä.rische Benutzung derselben 
und über die zur Erleichterung dieser Benutzung 
zu treffenden Anordnungo n.“ 

..Der Verfasser, welcher mehrere Jahre hindurch weit von allen Eisen¬ 
bahnen entfernt war, hat“ wie es im Vorwort heißt, „in neuester Zeit Veran¬ 
lassung gehabt, ihnen seine Aufmerksamkeit wieder zuzuwenden und sowohl 
4io Literatur darüber als den praktischen Betrieb der belgischen und deutschen 
Bahnen zu verfolgen. Die Fortschritte, welche die Entwicklung dieses Kommu- 
nikationssystems überhaupt gemacht, und die eben gedachte Beschäftigung haben 
seino Ansichten über Eisenbahnen und deren militärische Benutzung gegen die 
in der Schrift von 1836 dargelegten wesentlich modifiziert und, wie er glaubt, 
berichtigt, wenn er gleich fortwährend noch der Ansicht ist, daß Eisenbahnen 
für den Transport von Kriegsmaterial und Verpflegungsgegenständen weit mehr 
Vorteile als für die beschleunigte Bewegung größerer Truppenmassen gewähren. 
Er hält es um so mehr an der Zeit, eine von der gegenwärtigen Kenntnis dieses 
Gegenstandes ausgehende Erörterung der Öffentlichkeit zu übergeben, als jetzt 
Eisenbahnfragon mit Recht das allgemeine Interesse in Anspruch nehmen, dar¬ 
über aber oft ohne die erforderliche Sachkenntnis abgourtoilt wird." 

Zunächst bespricht der Verfasser ausführlich di« Verkehrs- und tech¬ 
nischen Grundsätze für die Anlegung von Eisenbahnen und bezweifelt 
schließlich nicht mehr, 

..daß später oder früher sich in Deutschland ein System von Eisonslraßen 
ausbilden wird“. 

Die Betrachtung, inwiefern ein solches militärischen Zwecken dienstbar 
gemacht werden könne, sei daher um vieles näher gerückt, als es vor nur 
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erst 5 Jahren der Fall war. Hierauf werden das ZUnvermögen und die Ge¬ 
schwindigkeit der Lokomotiven sowie die Traraportfähigkeit eines Loko- 
motivzuges eingcliend untersucht, die Größe der Abteilungen und die er¬ 
forderliche Zeit ausführlich berechnet und schließlich auch die Transport¬ 
kosten veranschlagt. Das Ergebnis dieser weitschweifigen Untersuchung 
ist etwa folgendes: 

„Wenn auch durch die Eisenbahnen für den Transport größerer Truppcn- 
niassen von allen Waffen nur wenig an Zeit gewonnen und dieser geringe Ge¬ 
winnst nur durch nicht unerhebliche Kosten erlangt werden, wenn überhaupt 
dio Benutzung der Eisenbahn für solche Transporte nur unter wenig Umständen 
Tätlich sein und die militärische Phantasie, welche schon Armeen in wenigen 
< Tagen große Länder durchfliegen sah, dadurch nicht ganz befriedigt werden 
dürfte, so kann dennoch dio Kriegführung von den Eisenbahnen einen sehr we¬ 
sentlichen Gewinn ziehen. Sie werden in größerer Ausdehnung nicht nur ge¬ 
statten, die Bew egung schon bedeutender Infanterie - Abteilungen, nötigenfalls 
beträchtlich und ohne verhältnismäßig erhebliche Kosten zu beschleunigen und 
denselben Vorteil für den Nachschub von Ersatzmaimschaften und Rekonvales¬ 
zenten oder für dio schnelle Entfernung von Kranken, Gefangenen usw. aus der 
Nähe des Kriegsschauplatzes gewähren. Sie werden endlich den Nachschub von 
Kriegsmaterial und Verpflegungsgegenständen aller Art aus größerer Ent¬ 
fernung, als dies sonst durch den Landtransport möglich war, wesentlich er¬ 
leichtern. Während alle diese Vorteile mit sehr geringen Kosten oder gänzlich 
ohne pekuniäre Opfer, ja, gemeinhin im Vergleich zum Landtransport mit Er¬ 
sparnis für die Staatskassen erreicht werden, wird das Land noch ganz be¬ 
sonders aus diesen Transporten Vorteile ziehen, weil Spitäler, Werkstätten und 
Depots weiter hinter dio Armee zurückverlegt weiden können als bei gewöhn¬ 
lichen Transportwegen, dadurch weniger Menschen auf dem Kriegsschauplatz 
angehäuft, die Verpflegung dort also auch hierdurch erleichtert und dio Pro¬ 
vinzen, in welchen der Krieg geführt wird, nicht in dem Maße, wie es sonst ge¬ 
schehen mußte, angegriffen werden/ 4 

Ferner erörtert der Verfasser in einem weiteren Abschnitte „Not¬ 
wendige Vorbereitungen für die militärische Benutzung der Eisenbahnen“, 
worin er einige Forderungen aufstellt, denen wir schon begegnet sind. Er 
hall es für erforderlich, das Vorzugsrecht zur militärischen Benutzung der 
Bahnen und die dafür zu entrichtende Entschädigung gesetzlich festzulegen. 
Daß Recht der vorzugsweisen und erforderlichen Falles zur ausschließlichen 
Benutzung müsse dem Staat unbedingt eingeräumt werden. Er schließt sich 
der von Hansemann vertretenen Ansicht an, dagegen hält er die von diesem 
vorgeschlagene Vergütung von *V 6 des allgemeinen Tarifs mit Recht für zu 
hoch und wendet sich ganz entschieden gegen die von ITanseraann geforderte 
außerordentliche Entschädigung für Störung des Betriebes. Die Ursache 
einer solchen sei in der allgemeinen Lähmung der Geschäfte zu Kriegs- 
zeiten zu suchen, und den Eisenbahngesellschaften dafür eine Vergütung 
leisten zu wollen, könne ebensowenig vom Staate verlangt werden, wie er 
gegen alle übrigen Gewerbe dazu verpflichtet gehalten wird. Für den Fall, 
daß die erwartete Vermehrung des Güterverkehrs nicht einträte und die 
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militärische Benützung deshalb nicht die erforderliche Anzahl von Trans¬ 
portwagen vorfnnde, würde der Militärverwaltung nur übrig bleiben, die zur 
Komplettierung der nötigen Zahl fehlenden Transportwagen anzuschaffen. 

„Einer die militärische Benutzung fördernden Hauptbedingung,“ heißt es 
schließlich noch, „nämlich des gleichen Gleises Cd. i. der gleichen Spurweite» 
für sämtliche, dem öffentlichen Verkehr bestimmten Bahnen ist hier nicht weiter 
gedacht, weil dieselbe in Preußen bereits gesetzlich feststeht und mit denen der 
in Sachsen und Bayern ausgefüirrten Bahnen übeneinstnmmt.“ 

Man wird nach dem Vorstehenden dem Verfasser zwar zugeben 
müssen, daß er seine Ansichten im Vergleich zu 1836 „wesentlich modifi¬ 
ziert und berichtigt“ hat, aber man hat doch das Gefühl, daß es ihm einiger¬ 
maßen schwer gefallen zu sein-scheint, die Fortschritte im Eisenbahnwesen 
anzuerkennen; von gewissen engherzigen Bedenken kommt er auch jetzt 
noch nicht loa und von einer großzügigen Erfassung der militärischen Be¬ 
deutung der Eisenbahnen kann schon gar nicht die Rede sein. 

5. v. M o 11 k e. 

Die im vorigen Abschnitt behandelte „Darlegung“ von 1841 und dio vorn 
gleichen ungenannten Verfasser 1836 erschienene Schrift „Über die militä¬ 
rische Benutzung der Eisenbahnen“ müssen noch in anderem Zusammen¬ 
hänge betrachtet werden. Sie werden nämlich anscheinend in der Tages¬ 
und Fachpresse Helmut v. Moltke zugeschrieben. In einem Aufsätze über 
„Die Eisenbahn im Kriege“ iri der Köln. Ztg. 1 ) heißt es u. a.: 

„Als das wichtigste Mittel für den ersten Aufmarsch hat Moltke als erster 
die Eisenbahnen erkannt und die richtige Verwertung der neuen technischen 
Errungenschaften du musterhafter Weise organisiert Gegen Ende der dreißiger 
Jabro des 19. Jahrhunderts veröffentlichte der damalige Generalstabshauptmajin 
v. Moltke einen Aufsatz, in dem er zuerst mit weitsehauendem Scharfblick auf 
die hohe militärische Bedeutung der Eisenbahnen hinwies.“ 

Wörtlich wiederholt diesen Absatz eine Abhandlung „Eisenbahnen und 
Eisenbahner im Kriege“ in der Deutschen Eisenbahn-Beamten-Zeitung Nr. 30 
vom 3. Sept. 1914. Die gleiche Ansicht enthält auch ein Aufsatz über „Die 
Anfänge des Eisenbahnkrieges“ im „Dresdner Anzeiger“ 2 ). Eine ähnliche 
Behauptung findet sich ferner in einer kurzen Darstellung über „Die erste 
Benutzung der Eisenbahn für Kriegszwecke“ 3 ), worin gesagt ist: 

„Einer der ersten, der die Bedeutung der Eisenbahn für den Krieg richtig 
erkannte, war Moltke, der 1836 eine kleine Schrift „Über die militärische Aus¬ 
nutzung der Eisenbahnen“ verfaßte und ihr im Jahre 1811 eine größere Ab¬ 
handlung über denselben Gegenstand folgen ließ.“ 

1 ) Abgedruckt Ztg. d. Vereine Deutscher Eisenb.-Verw. Nr. 63 v. 15. Aug. 
l‘*14 und Monatsschrift des Verb. Sächs. Mittl. Eisenb. - Beamten Nr. 11 vom 
1. Nov. 1914. 

*) Abgedruckt Monätsachr. d. Verb. Sächs. Mittl. Eisenb.-Beamteu Nr. 5 
v. 1 . Mai 1915. 

*) Ztg. des Vereins Deutscher Eisenb.-Verw. Nr. 68 v. 2. Sept. 1914. 
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Diese Angaben dürften auf einem Irrtum beruhen. So hochbedeutend 
‘auch Moltkea spätere Tätigkeit auf dem Gebiete des Militär- und Feldeisen¬ 
bahnwesens geworden ist» in jenen frühen Jahren hat er sich offenbar noch 
nicht darüber geäußert, wenigstens findet sich in seinen Gesammelten 
Werken nichts. Das erste Zeichen seines Interesses für das Eisenbahn¬ 
wesen überhaupt ist in Briefen an seine Braut vom 12. und 16. Juni 1841 
festzustdlen. 1 ) Im ersten teilt er mit, daß er vom Komiteo der Berlin-Ham¬ 
burger Eisenbahn eino Aufforderung erhalten habe, als Mitglied der Direk¬ 
tion einzutreten, und im zweiten schreibt er: .,Mein ganzer Tisch liegt jetzt 
voll von Abhandlungen über Eisenbahnen. Die Sache interessiert mich 
sehr.“ Wie sehr, beweist sein im Jahre 1848 in der Cottaschen Deuts dien 
Vierteljahrsschrift, S. 381 ff., erschienener Aufsatz: „Welche Rücksichten 
kommen bei der Wahl der Richtung von Eisenbahnen in Betracht?“*) Darin 
schiklert Moltke die technische Seite und dio wirtschaftliche Bedeutung der 
Eisenbahnen in so ansprechender, allgemein, verständlicher Form, daß es 
noch heute ein Genuß ist, seine treffende Darstellung zu lesen. Am Schlüsse 
erwähnt er auch zum ersten Male, aber nur ganz kurz, militärische Rück¬ 
sichten. 

„Dio Notwendigkeit, den weniger begünstigten Provinzen einen erleich¬ 
terten Absatz für ihre Erzeugnisse zu verschaffen, dio entlegenen Teile des 
Landes mit der Hauptmasse zu verschmelzen, endlich die militärischen 
Kückaiehten, alles sprach dafür, auch die Eisenbahnen zu bauen, wo sie nicht un¬ 
mittelbar rentieren konnteu, und dies vermochte nur der Staat.“ 

. Es ist wenig wahrscheinlich, daß dio oben angeführten Schriften von 
1836 und 1841 von Moltke stammen, zumal sie auch inhaltlich den Gegen¬ 
stand sehr engherzig behandeln. 

Der Irrtum, daß Moltko der Verfasser jener beiden Schriften sei. Ist 
vermutlich durch folgende Umstände hervorgerufen worden. Im Kriegs¬ 
archiv des Großen General stabes zu Berlin befindet sich ein Bruchstück 
ohne Datum von Moltke „Über die militärische Bedeutung der Eisenbahnen“, 
also fast mit dem gleichen Titel wio jene Schrift von 1836, mit der es an¬ 
scheinend verwechselt wird. Dieses Moltkescho Bruchstück stammt aber 
nach sachkundigem Urteil :t ) zweifellos aus seiner ersten Chefzeit im Ge¬ 
neralstab, also frühestens von Endo 1S57, denn Moltko trat im Oktober 1857 
an dio Spitzo des preußischen Generalstabs. Sodann deutet die in der All- 

') S. „Moltke und die Eisenbahnen' 1 , Ztg. dos Vereins Deutscher Bisenb.- 
Verw. Nr. 81 v. 27. Okt. 1900, und .Moltke und die Eisenbahnen“, Deutsche 
Eisenb.-Bcamten-Zcitung Nr. 17 v. 29. April 1915. 

*) Abgedruckt in Moltkes Gesammelten Schriften und Denkwürdigkeiten. 
2. Land. Vermischo Schriften. XII. Eingehend besprochen auch in der Ztg. 
des Veroins Deutscher Eisenb.-Verw. Nr. 23 v. 19. März 1892. 

3 ) Beiheft zum Mil.-Wochenblatt 1902, lieft 5, S. 237. . 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die ältesten Stimmen über di© militär. Bedeutung der Eisenbahnen. 0;’> 

gemeinen Militär-Zeitung 1 ) enthaltene Ankündigung der 1841 erschienenen 
Darlegung an, daß der Verfasser ein kenntnisreicher Offizier des General¬ 
stabs einer großen Armee sei, der unterdessen (seit 1836) im Orient gewesen 
sei. Dies würde zwar für Moltke zutreffen, doch kann man es auch auf 
andere Offiziere des preußischen Generalstabs beziehen, denn in jenen 
Jahren waren mehrere solche in türkischen Diensten. 

Wenn es erlaubt ist, hier eine Vermutung auszusprechen, so würde 
wohl viel eher Hauptmann Fischer als der Verfasser gelten können. Er war 
1837—39 ebenfalls in der Türkei und hatte 1836 als Mitglied der Kom¬ 
mission dio „Unvorgredflichen Ansichten über die Benutzung der Eisen¬ 
bahnen zu militärischen Zwecken“ (s. oben Seite 49) mitunterzeichnet. Das 
Vorwort der Schrift: „Über die militärische Benutzung der Eisenbahnen“ ist 
datiert vom 7. Mai 1836. Am 3. Mai trat jene Kommission zusammen. Sollte 
es da nicht wahrscheinlich sein, daß Hauptmann Fischer, eben weil er sich 
die Monate vorher schon mit dem Gegenstand beschäftigt hatte, in die Kom¬ 
mission berufen wurde? Dann wäre auch anzunehmen, daß er bei den 
Kommissioösberatungen seine Bedenken geltend gemacht hat. Zwar ist er 
offenbar mit seinen etwas rückständigen Ansichten nicht durchgedrungen, 
er scheint aber doch die Kommission insoweit beeinflußt zu haben, daß sie 
ihren Bericht über diese neue Sache mit einer gewissen Vorsicht abgefaßt 
hat Wenn man außerdem jene Schrift und den Kommissionsbericht genau 
vergleicht, finden sich gewisse Ähnlichkeiten in der Einteilung und Be¬ 
handlung des Stoffes. • 

H. Die Bedeutung des Jahres 1842. 

Von großer Bedeutung für die Entwicklung des hier behandelten 
Gegenstandes, der nun schon vielfach und von allen Seiten beleuchtet war, 
wurde das Jahr 1842. Erstens war nunmehr die Lebensfähigkeit der Eisen¬ 
bahnen erwiesen und zahlreiche, wohldurchdachte Pläne verhießen in Ver¬ 
bindung mit den bestehenden Linien in naher Zukunft die Verwirklichung 
eines Eisenbahn Systems, wie es als Vorbedingung für die Wirksam¬ 
keit in militärischer Beziehung von mehreren Stimmen als erforderlich be¬ 
zeichnet worden war. Sodann wurden tatsächlich die ersten praktischen 
Versuche mit Militärtransporten angestellt, und schließlich erschien die ersto 
systematische Schrift: „Die Eisenbahnen als militärische Operationslinien“ 
von dem sächsischen Hauptmann Pönitz. 

1. Dio bestehenden Linien und die preußische 
Kabinettsordrevom22. November 1842. 

Bi» Ende des Jahres 1842 waren in Deutschland 922 km Eisenbahnen 
eröffnet, und zwar die Linien: 

») All*. Mil.-Ztg. Nr. 71 v. 4. Sept. 1841. 
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Nürnberg—Fürth, F rankfurt—-Wiesbaden, 

Leipzig—Dresden, München—Augsburg, 

Potsdam—Berlin, Mannheim—Heidelberg,. 

Düsseldorf—Elberfeld, Hamburg—Bergedorf, 

Braunschweig—Vienenburg, Berlin—Frankfurt (Oder),' 

Magdeburg—Leipzig, Berlin—Angermünde, 

Cöln—Aachen, Breslau—Brieg, 

Berlin—Wittenberg—Göthen, Leipzig—Altenburg. 

Damit endeto in Preußen zugleich die erste Periode, in der die Eisen¬ 
bahnen ausschließlich mit Privatkapital gebaut waren. Durch die Kabi¬ 
nettsordre vom 22. November 1842, betr. die Übernahme einer staatlichen 
Zinsbürgschaft für die Anleihen diner Anzahl von Eisenbahnen, wurde die 
Verwendung von jährlich 6 000 000 Ji aus den laufenden Einnahmen für 
Eisenbahnzwecke genehmigt und dadurch der weitere Bau wesentlich ge¬ 
fördert, denn der erste Eifer des Privatkapitals hatte sich schon gelegt ge¬ 
habt, weil manche zu hoch gespannte Hoffnungen auf Gewinn sich nicht 
erfüllt hatten. Außerdem faßte die Ordre die preußischen Bahnen zu einem 
organischen Ganzen zusammen und stellte Grundzüge auf, nach denen die 
llaupt- und Residenzstadt mit den J’rovinzen, diese unter sich und mit dem 
angrenzenden Auslande in Schienenverbindung zu bringen wären. Durch 
dieses Bahnnetz von etwa 220 Meilen sollten auch allmählich die General¬ 
und Divisionskommandos, die größeren Festungen und Garnisonen, die 
Sitze der Oberpräsidenten und Regierungskollqgien in Verbindung gebracht 
werden. 1 ) 

Dieso bestehenden und geplanten Bahnen ließen niminelu* schon größere, 
wenn auch noch nicht miteinander verbundene Gruppen von Eisenbahn¬ 
linien hervortreten, so insbesondere die nordmitteldeutsche Gruppe mit dem 
Mittelpunkte Berlin und den Hauptendpunkten Stettin, Hamburg, Hannover, 
Altenburg, Dresden und Oppeln und die niederrheinische Gruppe mit dem 
Mittelpunkt Cöln und den Endpunkten Duisburg, Elberfeld, Bonn und 
Aachen, die beide bereits 1847 durch die Strecken Cöln—Minden—Hannover 
miteinander in Verbindung gebracht wurden. So war es nach der Kabinetts- 
ordro von 1842 sicher nicht mehr zweifelhaft, „daß sich in Deutschland ein 
System von Eisenstraßen ausbilden wird.“ 

2. Die ersten praktischen Versuche. 

Schon vor Erlaß der Kabinettsordro vom 22. November 1842 hatte 
das preußische Kriegsministerium zwischen Berlin und Zehlendorf sowie 

1 ) Das Preuß. Eisenbahnwesen mit Bezug auf dessen Benutzung für 
größere Truppentransporte; 1858 zusammengestellt durch Major v. Tiedemann 
vom Großen Gcneralstabe. 
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Berlin und Wittenberg praktische Versuche mit kleineren Truppentrans¬ 
porten angeeteilt, die im allgemeinen günstig verliefen. Die Allgemeine 
Militär-Zeitung 1 ) berichtet über einen solchen Versuch mit Artillerie aus 
Berlin unterm 4. Juli 1842 folgendes: 

„Ein ebenso interessanter wie militärisch wichtiger Versuch hat gestern 
Nachmittag auf der Berlin-Potsdamer Eisenbahn stattgefunden. Es handelt sich 
darum, die Benutzung der Eisenbahnen zu kriegerischen Zwecken auch auf den 
Transport von Artilleriematerial anzuwanden. Zu 'dem Ende wurde in Gegen¬ 
wart und unter Leitung mehrerer dazu beauftragter Herren Artillerie-Offiziere 
aller Grade eine mit allen ihren Fahrzeugen und sonstigen Ausriistungsgegen- 
st&nden völlig versehene Batterie 12-Pfünder nebst den dazu gehörigen Mann¬ 
schaften und einer, jedoch geringeren Anzahl Pferde auf einem aus den Trans¬ 
portwagen der Gesellschaft gebildeten Eisenbahnzug aufgeladen und demnächst 
nach Zehlendorf hm- und zurückgefahren. Der aus 21 Wagen bestehende Zug 
wurde von einer Lokomotive gezogen und legte den erwähnten Weg (12 km) 
jedesmal in zirka 20 Minuten zurück. Der Versuch, der in seinen Ausführungen 
einen ganz eigentümlichen Anblick dsrbot, lief ohne Störung' glücklich ab und 
dürfte für die Ausführbarkeit der in Rede stehenden Aufgabe ein nicht un¬ 
wesentliches Zeugnis abgeben können.“ (Berliner Zeitung.) 

Der Vollständigkeit halber sei hier erwähnt, daß allerdings schon fast 
drei Jahre früher eine Beförderung von Infanterie auf derselben Bahn er¬ 
folgte. In der Allgemeinen Militär-Zeitung 1839®) lesen wir darüber: 

„Berlin, 28. (September. Ein ungemein interessantes Schauspiel gewährte 
es heute, eine ganze Armee auf der Eisenbahn von Potsdam in Berlin an- 
kommen zu sehen. Der König hat nämlich die Gardeinfanterie, um ihr nach 
dem beschwerlichen Lager- und Manöverdienste den Rückmarsch nach Berlin 
zu erleichtern, auf seine Kosten durch Lokomotive hierher bringen lassen. 
Etwa 8000 Mann kamen auf diese Weise in zehn verschiedenen Trains hier an. 
An der Spitze jedes Regiments fuhr das Musikkorps desselben, das auch mit 
klingendem Spiel in den Bahnhof von Berlin einzog. Von der Macht und dem 
Umfange des neuen Kommunikationsmittels bekommt man in der Tat erst den 
rechten Begriff, wenn man auf diese Weise wie durch Zauber ein völlig be¬ 
waffnetes Armeekorps von einem Ort nach dem andern ^ersetzt sieht. Die Eisen¬ 
bahndirektion hat für diese Beförderung der Truppen eine allgemeine Entschädi¬ 
gung von 1000 Thalem erhalten.“ 

Dieser friedliche Militärtransport durch königliche Gnade dürfte d i e 
erste Truppenbeförderung auf deutschen Eisen¬ 
bahnen, ja auf denen des Festlandes darstellen. Zwar soll in England 
schon 1832 versuchsweise ein Infanterieregiment auf der Bahn von Liver¬ 
pool nach Manchester gebracht worden sein, und am 8. Mai 1834 wurde 
ein für Irland bestimmtes Infanterieregiment auf derselben Strecke be¬ 
fördert 3 ). aber die bisher bekannt gewordenen ersten Eisenbahn-Mi lltfir- 
iransporte auf dem Festlande fanden in Sachsen. Frankreich und öster- 

’) Nr. 61 vom 21. Juli 1842. 

J ) Nr. 82 vom 12. Oktober 18JU. 

*) Nach Angabe de* unter Fl (S. 16) Itosprecheneii Aufsatzes der Allg. 

MU.-Ztg. 

4r«*hlv für Ri-^ntmlinwe-eu. 
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reich erst 1840 und 1841 statt. Am 31. März 1840 benutzte ein Bataillon 
leichte Infanterie die Eisenbahn von Leipzig nach Dresden, um an einer 
Revue vor dem russischen Thronfolger, dem nachmaligen Kaiser 
Alexander II., teilzunehmen 1 ); am 15. Oktober 1840 fuhr ein französische^ 
Infanterieregiment von 1500 Mann mit der Eisenbahn von Versailles nach 
Paris zur Revue und zurück*), und am 31. August 1841 wurde das 12. öster¬ 
reichische Jägerbataillon, 800 Mann stark, in 22 Eisenbahnwagen von 
Hradisch nach Brünn befördert 8 ). Die Beförderung der Gardeinfanterie 
von Potsdam nach Berlin steht also diesen Transporten sowohl zeitlich wie 
an Größe voran. . 

3. Pönitz. 

Die bisherigen Ausführungen haben^ezeigt, daß die militärische Be¬ 
deutung der Eisenbahnen im Anfang schon eingehend, wenn auch teils zu 
optimistisch, teils zu engherzig betrachtet worden war. Aber gerade durch 
dieses Für und Wider war der Boden vorbereitet für eine zusammenfassende 
Darstellung, die. zwar auf dem Boden der Wirklichkeit stehend, doch ohne 
engherzige Bedenken die Entwicklungsmöglichkeiten ins Auge faßte, kurz, 
die den Gegenstand systematisch behandelte. Diese systematische Betrach¬ 
tung finden wir in dem Buche: „Die Eisenbahnen als militä¬ 
rische Operationslinien betrachtet u,nd durch Bei- 
spi eie erläutert Nebst Entwurf zu einem militäri¬ 
schen Eisenbahnsystem für Deutschland. Adorf, Ver¬ 
lagsbureau, 1842.“ Das Buch trägt als Motto das Wort König Friedrichs II.: 
„Bewegung ist die Seele des Krieges“ und stammt von dem sächsischen Haupt¬ 
mann Karl Eduard Pönitz, der sich vom einfachen Husarenwacht- 
meiater, zum Offizier, Lehrer am Dresdner Kadettenhause und Militärschrift- 
stelier emporgearbeitet hatte. Er starb 1858 als Oberpostrat Sein Buch 
zerfällt in zwei Hauptteile. Die erste Abteilung behandelt mit militär- 
wissenschaftlicher Gründlichkeit die Eisenbahnen als militärische Operations¬ 
linien und enthält folgende Abschnitte: 

I. Über die militärischen Operationslinien im allgemeinen. § 1—19. 

II. Die Bewegung von Truppen auf Eisenbahnen. § 20—87. 

III. Die militärische Benutzung der Eisenbahnen durch Beispiele erläutert. 

§ 38-51. 

*) Schurig, Die militärische Benützung der sächsischen Eisenbahnen im 
Dresdner Maiaufstand 1849. Deutsche Eisenb.-Beamten-Ztg. Nr. 15 v. 14. April 
1904 und Schurig, Die ersten militärischen Eisenbahntransporte und Verlade¬ 
übungen in Sachsen. 1840—1849. Monatsschrift des Verb. Sächs. Mittl. Eisenb.- 
Bsamten Nr. 12 vom 1. Dezember 1910. 

*) Nach Pönitz, Die Eisenbahnen als militärische Operationslinien usw., 

S. 39. 
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IV. Bedingungen und Vorbereitungen zur Benutzung der Eisenbahn in dem 
hier angedeuteten Sinne. § 52—55. 

V. Sicherstellung der Eisenbahnen gegen feindliche Unternehmungen. 
* 56-58. 

Die zweite Abteilung bildet der Entwurf zu einem militärischen Eisen- 
Uihnsystem für Deutschland. Einige wenige Stellen aus den allgemeinen 
Betrachtungen dieses Teiles sei anzuführen erlaubt. 

„Deutschland, vor Wenig Jahren noch durch zahllose, selbstgeschaffene 
Zollschranken an jeder bedeutenden kommerziellen Entwicklung gehindert, ohne 
haltbare politische Verbindung im Innern, ohne gemeinsames, politisches In¬ 
teresse nach außen, einem gutmütigen, aber willenlosen Menschen ähnlich, 
ist auf einmal zum charakterfesten Manne herangereift und hat eine Achtung 
gebietende Stellung eingenommen, in welcher es sich immer mehr zu befestigen 
strebt. ... So entstanden Zollvereine und Eisenbahnen, zwei mächtige Hebel dee 
deutschen Gemeinsinnee.“ 

„Unser nächstes Ziel ist also: Die Mittel zu vervielfältigen, welche sowohl 
den innem Verkehr erleichtern als im Falle eines Angriffes die einzelnen Teile 
des deutschen Staatenkörpers schnell zu einem-streitbaren Ganzen verbinden 
sollen, und das sind die Eisenbahnen.“ 

„Eine gänzliche Umgestaltung der Kriegskunst steht zwar nicht zu er¬ 
warten. Aber indem man sich die Mittel verschafft, einzelne Linien und Punkte 
des Kriegsschauplatzes schnell zu verstärken, überhaupt die großen Infanterie- 
Reserven mit ihrer Artillerie früher, als der Feind es ahnen kann, dahin zu 
bringen, wo sie den Ausschlag geben sollen, wird die Wagschale des Sieges 
künftig auf die Seite desjenigen sich neigen, der dieses künstliche Verstärkungs- 
Loittel mit Geschicklichkeit anzuwenden versteht. Ein in Deutschland vor- 
dringender Feind muß notwendig dadurch vorsichtiger werden, und sollte er 
verwegen genug sein, mit der früheren Dreistigkeit verfahren zu wollen, so 
mögen die geheimnisvollen Wirkungen unseres Eisenbahnnetzes ihn eines 
Besseren belehren. Mit einem Worte: Das Netz soll sein Grab werden.“ 

Es würde zu weit führen, hier auch nur alles Wesentliche wiederzu¬ 
geben, was heute noch lesenswert von Pönitz ist. Es muß schon auf sein 
Buch selbst verwiesen werden. 

Sachliche Zusammenfassung. 

Für die vorstehende Abhandlung war die zeitliche Anordnung 
des Stoffe» das Gegebene, schon um den Weitblick, den Fortschritt oder auch 
die Rückständigkeit der entwickelten Gedanken im rechten Lichte erscheinen 
zu lassen. Zum Schlüsse wollen wir die wesentlichsten Punkte zusammen¬ 
fassen. 

Im allgemeinen wurden die Eisenbahnen als verbesserte Kommuni¬ 
kationen begrüßt, weil solche in jeder Form der Kriegführung nützlich sind, 
v. Krauseneck meint zwar noch, Chausseen seien die einzigen, für alle 
Waffen brauchbaren Kommunikationen, die unter F. 6 (S. 53) angeführte 
Stimme hält diese für Infanterie fast ebenso leistungsfähig wie die Eisen¬ 
bahnen. und v. Rühle sowie die Preußische Kommission von 1836 glauben, 
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die Eisenbahnen würden nie die Chausseen ersetzen, aber mit diesem 
' Jahre verstummt diese Ansicht bereits. 

Wiederholt, so bei List, du Vignau und der preußischen Kommission 
1836 findet sich der Grundsatz, daß für die Anlegung von Eisenbahnen das 
merkantilische Interesse den Ausschlag geben müsse, weil es die Bahnen 
hervorgerufen habe und erhalten müsse, und daß keine Regierung über so 
große Gelds umme n verfüge, um Eisenbahnen in ausschließlich militärischem 
Interesse herzustellen, daß aber beide Interessen leicht miteinander zu ver¬ 
binden seien. Nur v. Nagler stellt die strategische Bedeutung für die Eisen¬ 
bahn nach dem Rhein in den Vordergrund. Sehr verschieden wird bei der 
zu wählenden Richtung die Berührung der Festungen beurteilt Schon 
Harkort, Camphausen und List sind für Verbindung dm* Festungen und 
Fürst Wrede sowie v. Nagler meinen, Festungen würden und müßten die 
Richtung der Eisenbahnlinien bestimmen. Um so mehr muß es auffallen, 
daß von den ersten Eisenbahnen die Festungen eher gemieden als aufge¬ 
sucht wurden. Knies 1 ) begründet dies später wohl mit Recht damit, daß die 
Eisenbahnen prinzipiell gerade überall aus dem Rayon der Festungen fern- 
gehalten worden seien, um nur den im Krieg so leicht möglichen Schaden 
von den Adern des Friedens Verkehrs fernzuhalten, und die Privatunter¬ 
nehmer hätten die genügende Ferne von jedem möglichen Kriegsschauplatz 
uni so entschiedener aufgesucht, als ihnen selbst alle Schäden des Angriffs 
wie der Verteidigung zufallen sollten. 

Für die allgemeinen Verkehrs Verhältnisse war der wichtigste und schon 
frühzeitig fast durchgängig anerkannte Fortschritt der Eisenbahnen be¬ 
kanntlich Schnelligkeit. Sicherheit und Wohlfeilheit. Die geringeren Trans¬ 
portkosten sind für militärische Zwecke anfangs wenig erörtert worden. 
Camphausen bezeichnet die Ersparnis an Transportkosten überhaupt als 
. den minderbedeutenden Erfolg in militärischer Hinsicht Dennoch hebt List 
die Vorteile der billigeren Beförderung hervor, und Hansemann und die 
Darlegung von 1841 fordern einen ermäßigten Militärtarif. Im Übrigen 
wild diese Seite nicht Heb«adelt, wa's weiter nicht zu verwundern ist. wenn 
man bedenkt, daß die Tariffrage selbst im öffentlichen Verkehr damals noch 
wenig geklärt war. Beachtenswert ist aber, daß das preußische Kriegs¬ 
ministerium schon Ende 1840 eine Ordre erließ 3 ), die besagte: 

„Bei den sich mehrenden Eisoubalmanlagen and der durch dieselben ge- 
wiilirten rascheren und leichteren Beförderung erscheint es zweckmäßig, diese 
auch auf Truppen unzuwondon. Es wird daher gestattet, daß unter gewöhnlichen 
Verhältnissen die Beförderung von Truppen auf vorhandenen Eisenbahnen für 
kürzere oder längere Touren von den Truppenkoniinando- ohne weiteres dann 


1 ) Kilies, Die Eisenbahnen und ihre Wirkungen, lsö.'i. S. 1II '45. 
-) Nach Pönitz n. a. O. S. 217/18. 
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.ingeordnet werden kann, wenn noch einem vorherigen Überschläge die Ausgaben 
inftir die Kosten des gewöhnlichen Landmarsches nicht übersteigen.“ 

Auch die größere Sicherheit wird nur igelten erwähnt. Zuerst spricht 
* amphausen von Sicherheit und Präzision. Dagegen behauptet v. Krausen¬ 
eck, die Chausseen gewährten bei Berechnung von Zeit und Baum für 
kriegerische Operationen die meiste Sicherheit, während schon Marx diesen 

Vorteil entschieden für die Eisenbahnen in Anspruch nimmt. 

/ 

Viel eingehender als Wohlfeilheit und Sicherheit wird die durch die 
Eisenbahnen gewährte größere Schnelligkeit behandelt Fast alle angeführ¬ 
ten Stimmen geben zu, daß die Eisenbahn für die Beweglichkeit der 
Truppen von Vorteil ist, nur über den möglichen Grad der Beschleunigung 
gehen die Ansichten sehr weit auseinander. Während sich einige, wie 
Camphamsen, Harttort, List und Marx, sehr viel davon versprechen und auch 
andere, wie die anonymen Stimmen unter F. 1 (S. 46) und F. 5 (S. 52), den 
Hauptvorteil der Eisenbahnen darin erblicken, wollen wieder andere, wie 
du Vignau, die preußische Kommission 1836 und die Darlegung 1841, auf 
Grund eingehender Berechnungen, so sonderbar dies heute klingen mag, 
eine Beschleunigung nur unter gewissen Voraussetzungen zugeben. Hier¬ 
bei kommt mehrfach, so bei du Vignau und der preußischen Kommission 
1836, die Ansicht zum Ausdruck, daß der Nutzen an Zeit mit der Länge 
«ier Linien oder bei Vermehrung der Bahnen wachse, und schon v. Rühle 
meint, daß die Eisenbahnen auf die Bewegung ganzer Armeen erst dann 
von Einfluß seien, wenn • ein Eisenbahnnetz über „weit verbreitete“ 
Staaten vorhanden sei. Aber gerade an der allgemeinen Verbreitung 
zweifelten damals noch viele, nur List und Pönitz entwerfen bereits ein 
vollständiges militärisches Eisenbahn netz. 

„Ein zweckmäßig angelegtes und weise benutztes Eisenbahnsystem würde 
1 Huitschlands Wehrhaftigkeit sehr bedeutend erhöhen“. 

krginnt Pönitz die zweite Abteilung seines Buches. Außerdem wird die 
Beschleunigung militärischer Bewegung je nach der Größe der Transporte 
verschieden beurteilt. Es wird mehrfach angenommen, daß nur kleinere 
Transporte, nach dem Komnnssionebericht von 1836 kleiner als ein© Division, 
bedeutend an Zeit gewinnen, dagegen glauben viele, daß große Truppen¬ 
mengen weniger Vorteil haben, weil nicht genügend Lokomotiven und Wagen 
zur augenblicklichen Verfügung stünden. Die Truppenkorps müßten in 
Vbteilungen (Echelons) zerlegt werden, um sie auf denselben, nach dem 
Ausgangspunkte zurückzuleitenden Wagenzügen nacheinander nach 
dem Bestimmungsorte zu befördern, ja die rückständige Stimme von 1836 
kommt sogar zu dem sonderbaren Ergebnis, daß deshalb Truppen zu Fuß© 
-•ehneller fortkämen als auf der Eisenbahn. Allerdings hält schon Camp- 
liausen einen gehörigen Vorrat von Lokomotiven für nötig, und selbst List 
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h-ehnet mit der Möglichkeit, daß der Staat für den Kriegsfall einen Teil de* 
Fahrapparates vorrätig halten rfiüsse, ebenso spricht du Vignau vom Ver¬ 
stärken, die Darlegung J841 von Kompletieren des Wagenparks, du Vignau 
berechnet sogar die Kosten für die zur Aufstellung im Frieden erforderlichen 
Schuppen einschließlich des Baulandes. Die Art und Weise der Vor- 
ihehrurig des Fuhrparks hat man sich verschieden gedacht. Nach der 
Stimme F. 1 (S. 46) genüge ein Vorrat an Achsen und Rädern, da dann die 
Herstellung von Wagen in kurzer Zeit möglich sei. Stimme F. 6 (S. 53) 
will gar alle Straßenfahrzeuge durch bereitgehaltene Spnrkranzräder zum 
Lauf auf den Schienen geeignet machen. Schließlich wird die zu erzielende 
Beschleunigung auch für die verschiedenen Truppengattungen verschieden 
beurteilt Am wirksamsten wird die Benutzung der Eisenbahnen für die 
Infanterie angesehen (Stimme F. 6 (S.-53) und Darlegung 1841),-weniger 
vorteilhaft für die Artillerie, die auf Chausseen keiner besonderen Vorrich¬ 
tung bedürfe, am wenigsten nutzbar für die Kavallerie (Stimme F. 61 
(S. 53). Schwierigkeiten bereite der Transport von Pferden, behauptet auch 
der Kommissionsbericht von 1836. eine Ansicht, die sich um so länger er¬ 
halten hat. als man anfangs mit der Beförderung von Pferden ungünstige 
Erfahrungen gemacht zu haben scheint. Über dio oben erwähnte Beförderung 
der preußischen Garde wird nämlich in der Allgemeinen Militär-Zeitung 1 ) 
noch folgendes berichtet: 

„Bei Gelegenheit de« vor einiger Zeit stattgefundenen Transports der 
Tmppen auf der Eisenbahn von Potsdam nach Berlin gerieten die meisten dabei 
befindlichen Pferde durch das Geräusch der Maschinen und durch das durch¬ 
dringende Geheul der Pfeife in solche Angst, daß viele nachher erkrankten. 
Man kann daher annehmen, daß für Kavallerie der Transport mittelst Eisenbahn 
nicht ohne äußerste Not anwendbar sei und auf längeren Strecken manche Pferde 
ans ,Angst zum Opfer fallen würden, wie dies auf amerikanischen Bahnen schon 
oft vorgekommen ist.“ 

Dio Benutzung der Eisenbahnen im Kriegsfälle wird nach der von 
Camphausen bis Pönitz herrschenden Meinung vorwiegend der Vertei¬ 
digung dienen, ein Gedanke, der sich bis in die hcutfge Reich s verfass 11 nir 
erhalten hat, denn dort heißt es in § 47: „Den Anforderungen der Behörden 
dos Reiches in betreff der Eisenbahnen zum Zweck der Verteidi¬ 
gung Deutschlands haben sämtliche EteenbaJinverwaltungen Folge 
zu leisten.“ Durch die Eisenbahnen wird das ganze Territorium einer 
Nation nach List in eine große Festung verwandelt, die mit der größten 
Leichtigkeit, mit'dem geringsten Kostenaufwand und den geringsten Nach¬ 
teilen für das Land verteidigt werden kann. *List glaubt^ferner durch 
parallel zu den Grenzen laufende Eisenbahnlinien jeden feindlichen Einfall 
ab wehren zu können. Schon Harkort hält durch eine Eisenbahn am 

l ) Nr. 85 v. 23. Okt. 1839. 
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Rhein entlang einen Rheinübergang der Franzosen für unmöglich, und ähn¬ 
lich meint die unter F. 1 (S. 46) angeführte Stimme, daß durch parallel zu 
"Flüssen und Gebirgen angelegte Eisenbahnen feindliche Übergänge leicht 
verwehrt oder teilweise übergegangene Truppen zurückgeworfen werden 
könnten. Wenn ferner nach Liste Ansicht ein Eisenbahnnetz’im Kriegs¬ 
fälle einen dreifachen Kranz von Festungen übertrifft, so ist hier bereite 
derselbe Gedanke zu erkennen, den Moltke später in dem Satze ausge¬ 
sprochen hat: „Eisenbahnen verteidigen das Land besser als Festungen'*. 

Allgemein wird schon damals-der Nutzen der Eisenbahnen für. die 
Sammlung der Streitkräfte anerkannt,, wobei die Heerzüge nach List das 
.Innere des Landes nicht durch Einquartierungen erschöpfen. und die 
Straßen nicht ruinieren. Von Konzentrationen zerstreuter Truppenteile auf 
wichtigen Punkten spricht v. Rühle, mal feindlichen Demonstrationen sei 
mit großer Schnelligkeit zu begegnen, meint Marx. Ferner begünstigen nach 
Camphausen .die Eisenbahnen das schöne militärische Prinzip des Inein- 
andergreifens der einzelnen Teile zur Entwicklung der ganzen Kraft 
Große Vorteile werden den Eisenbahnen sodann zugesprochen für: 

Herbeischaffung des Kriegsmaterials (F. 6 [S. 53], preußische 
Kommission 1836), 

Transport ym Kriegsbedürfnissen im Rücken der Armee 
(v. Rühle), 

Transport von Vorräten und Lebensmitteln (preußische Kom¬ 
mission 1836). 

Verproviantierung fester Plätze (F. 1 [S. 46], preußische Kom¬ 
mission 1836), 

Verpflegung der Truppen (F. 1 [S. 46]. F. 6 [8. 53], preußische 
Kommission 1836), 

Nachschub von Proviant (List), 

Versorgung aus rückwärts gelegenen Gebieten und aus größerer 
Entfernung (F. 1 [S. 46], preußische Kommission 1836, Marx, 
Darlegung 1841), 

Trausport von Bfelagerüngstrains (preußische Kommis-Ion 1836), 

Kommunikationen abgesonderter Heeresteile (F. 1 S. 46), 

Nachschub zur Deckung der Verluste (preußische Kommission 
1836, Darlegung 1841), 

Wegschaffung der Verwundeten und Kranken ins Innere (List, 
preußische Kommission 1836, Darlegung 1841). 

Verschieden wird die Einwirkung der Elsenbahnbeförderung auf die 
Truppen seihst beurteilt. Während diese nach Harkort v wohl ausgeruht“, 
nach List „durch Märsche nicht erschöpft“, nach Marx „ohne Verlust an 
physischen Kräften“'und nach F. 1 (8. 46) ..ohne nachteilige Wirkungen 
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langer Märsche“ am Bestimmungsorte eintreffen, bezeichnet du Vignou im 
Gegenteil Märsche als eine gute Vorbereitung für die Anstrengungen der 
Truppen, die durch Benutzung der Eisenbahn verloren gehe. 

Auf dem Kriegstheater seihst, also zu taktischen Zwecken, werden 
«lie Eisenbahnen damals noch als ziemlich wertlos angesehen, v. Rühle 
meint, es sei unsicher, wie lange wir über sie vorfügen könnten, und ihre 
Zerstörung sei leichter als ihre Wiederherstellung. Auch die preuß. Kommis¬ 
sion 1836 denkt sich die Zerstörung und Unterbrechung sehr leicht Entschei¬ 
dende Erfolge im Feldkriege sind nach du Vignau nur möglich, wenn ein 
aus allen Waffen bestehendes Korps transportiert werden könne, was aber 
eben viele noch bezweifeln. Nach F. 1 (S. 46) kann ein Verteidigungsheer nach 
einem erlittenen Unfälle rasch ausweichen, und Marx glaubt, bei retrograden 
Bewegungen dem Feinde die Benutzung der Bahnen schon entziehen zu 
können, wenn alle Bahnwagen mitgenommen würden; dagegen warnt er 
vor dem Aufbrechen der Schienen, weil man sich bei wieder offensiver 
Bewegung selbst um den Genuß der Bahnvorteile bringe. Mit Eist glauben 
auch andere, daß nach Überschreitung der Grenze jede weitere Benutzung 
für den ferneren Gang der Operationen aufhöre. Wir haben schon gesehen, 
daß List diesen Gedanken weiterspann und zu dem falschen Schlüsse kam. 
dann seien auch Invasionskriege unmöglich, und die Eisenbahnen würden 
den Krieg schließlich ganz zerstören und einen ewigen Frieden Jierbei- 
führen. 

Trotz dieses uud manches - anderen Irrtums ist nicht zu verkeimen, 
daß schon damals weitseliauende, allgemeine Gedanken ausgesprochen waren 
und daß auch in einzelnen Punkten einige noch hervorzuhebende Vor¬ 
schläge gemacht wurden, die zum großen Teile erst viel später Verwirk¬ 
lichung fanden. 

Sq erwähnen die preuß. Kommission 1836 und die Darlegung 1841 schon 
die Notwendigkeit der gleichen Spurweite. Starke Lokomotiven, ja solche 
von gleicher Stärke werden verlangt, eine sehr weitblickende Forderung, 
Wenn man bedenkt, daß der Bau von Lokomotiven nach einheitlichen Nor¬ 
malien in Preußen erst in den 70er Jahren begonnen und Anfang der 80er 
Jahre durchgeführt wurde, und daß erst im heutigen Weltkriege aus den 
Anforderungen des Betriebes in den besetzten Gebieten die deutsche Ein- 
heitslokomotive hervorging. Für den Transport von Pulver hält die Preuß. 
Kommission von 1836 einige Verbesserungen in der Lokoinotivkonstruktion 
zur Verhütung des Funkenfluges für nötig. Sowohl F. 1 (S. 46) wie du Vignau 
und die preuß. Kommission von 1836 verlangen eine für den besonderen Zweck 
vorteilhaftere Einrichtung der Wagen und deren Anpassung an die militäri¬ 
schen Bedürfnisse. Die gewöhnlichen Wagen eignen, sich ferner nach du 
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Vignau nicht zum Transport von Reitpferden, Zugpferden und Militär- 
hihrwerk, die Beschaffung besonders eingerichteter Wagen sei deshalb 
nötig, wobei allerdings dasselbe Untergestell verwendet werden könnte 
und nur drei verschiedene Obergestelle erforderlich seien. Die preußische 
Kommission von 1836 wünscht auch allgemeine Bestimmungen über die 
Tragfähigkeit der Wagen, ebenso du Vignau „recht viel Aufnahmevermögen 
bei möglichster absoluter Leichtigkeit“, also besseres Verhältnis der toten 
Last zur Nutzlast! 

Für die Ausführung von Militärtransporten ist erw ähnens wert , daß 
die Stimme F. 1 (S. 46) „eigene hierauf bezügliche reglementäre Bestimmungen 
über die Art und Weise des Verfahrens und die dabei einzuhaltende Ordnung“ 
— also gewissermaßen Verladevorschriften — für nötig hält. Am über¬ 
raschendsten aber ist, wie schon erwälint, der Vorschlag von Marx zur 
Bildung eines Eisenbahnregiments. Ebenso weitblickend ist der bei Hamse- 
mann zuerst auf tretende Gedanke, daß der Staat die unbedingte Befugnis 
zur militärischen Benutzung der Eisenbahnen, und zwar zu ermäßigten 
Sätzen, haben müsse. 

So ist denn tatsächlich die militärische Bedeutung der Eisenbahnen 
-chon in dm Jahren 1833 bis 1842 theoretisch fast in allen Einzelheiten 
erkannt gewesen. Ja, wie über das Eisenbahnwesen überhaupt, waren 
auch in dieser Hinsicht manche weitblickenden Gedanken für jene Zeit 
noch verfrüht Haben doch einzelnen damaligen Ansichten erst die Er¬ 
fahrungen des heutigen Weltkrieges in vollem Umfange recht gegeben. 
Wem treten rächt unwillkürlich Ereignisse aus jüngster Zeit vors Auge, 
wenn er aus jenen alten Stimmen hört, daß schnelle Bewegung folgen¬ 
reicher als hartnäckige Verteidigung isolierter Punkte sein möchte (F. 5 
S. 52]), daß die Eisenbahn im Kriege mehr wert sei als der Gewinn einer 
Schlacht (List, F. 5 [S. 52]), oder daß besonders im Falle eines russisch¬ 
französischen Bündnisses der Nutzen deutscher Eisenbahnen unberechenbar 
-ei (List) ? Wer dächte nicht an den — selbst von unseren Feinden so 
'«zeichneten — Eisenbahnsieg Hindenburgs über die Russen, wenn er oben 
Jest daß schnelle Bewegung die Streitkräfte gleichsam vervielfältige (F. 5 
S. 52j) «laß ein kleineres Heer einem größeren gegenüber durch Beweg- 
cit im Vorteil stehe (F. 1 [S. 46]), oder wenn er der Worte von Pönitz sich 
•rinnort, daß das Eisenbahnnetz das Grab des Feindes werden soll? Weitere 
Vergleiche ähnlicher Art werden sich dem aufmerksamen Leser von selbst 

."fd rängen. 

Wenn wir schließlich die verschiedenen Stimmen nach dem Berufe 
'■rer Urheber betrachten, finden wir noch einen wesentlichen Unterschied. 
Die Kauf- und Handelsherren Harkort und Camphausen und der Volkswirt 
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List — also Laien —- haben mit genialem Blick ilie militärische Bedeutung 
der Eisenbahnen zuerst und im allgemeinen vorausgesehen, ohne sich ein¬ 
gehend um die Durchführung militärischer Transporte im einzelnen zu 
kümmern. Das Überließen sie, die das Eisenbahnwesen als Ganzes im Auge 
hatten, Berufeneren: den Offizieren, den Strategen. Diese betrachteten die- 
Sache mit peinlichster Genauigkeit und berechneten mit mathematischer 
Sicherheit die mögliche Anwendung der Eisenbahnen für militärische 
Zwecke. Wenn sie dabei nicht zu übertriebenen Hoffnungen gelangten, so 
war dies für den Anfang nur guL Denn, wenn die Eisenbahnen im Ernst¬ 
fälle, die Erwartungen erfüllen sollten, mußte die Ausführbarkeit vorher 
gründlich erwogen werden. Erst wägen! hieß es auch hier. Das führte, 
wie wir gesehen haben, zii mancherlei Verbesserungs Vorschlägen, die zwar 
viel später erst verwirklicht und dann durch Erfahrungen ergänzt und 
vervollkommnet wurden, die aber doch eben im Kern schon sehr frühzeitig 
ausgesprochen gewesen sind. 
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Emdens Handel und Verkehr. 

Von F. A. Krefter, 

Eisciihalm-Vcrkehrskontrolleur in Münster i. W. 


. (Mit einer Tafel.)*) 

Xavigure necesse cst. 

A. Einleitung. 

Der neueste preußische Großseehafen Emden an der Nordsee, dessen 
Name durch den kleinen Kreuzer gleichen Namens mit dem Welt¬ 
krieg ruhmvoll und unvergänglich verknüpft worden ist, wird berufen 
sein, an dem Wiederaufbau des deutschen Handels nach Wiederkehr fried¬ 
licher Zeiten mitzuwirken. Wie und in welchem Maße dieses möglich ist, 
mögen die folgenden Ausführungen dartun, die zugleich darüber Aufschluß 
geben sollen, welche'Bedeutung Emdens Handel uud Verkehr früher besaß 
und gegenwärtig wiedergewonnen hat, sowie welchen Wert diese neueste 
Schöpfung der preußischen Staatsleitung für die Handelswelt hat. 

Noch vor etwas mehr als 30 Jahren war Emden ein wenig bekannter 
flafenort in einem trotz seiner Eigenart noch weniger bekannten Küsten- 
ländehen, dessen sich am meisten die die ostfriesischen Seebäder auf- 
suchenden Reisenden erinnerten. Und diese Erinnerung war, soweit sie 
den Hafen und die Ausreise aus ihm nach den Inseln anlangte, nicht ein¬ 
mal eine angenehme. An altersschwachem Bohlwerk liegend, waren die 
Wattdampfer von Ebbe und Flut abhängig, sie konnten daher erst bei ge¬ 
nügender Wassertiefe ein- oder auslaufen. Als sogenannter Tiedehafen 
bot Emden damals den Badereisenden keinen erfreulichen Anblick. An 
Hafenbecken waren nur die beiden stark verschlickten, untiefen Rats¬ 
und Felderndelfte mit anschließendem Liegeplatz vor der- Eisenbohn- 
kaimauer und dem Eisenbahndock vorhanden, die infolge fehlender be¬ 
sonderer Entwässerungsanlagen die Abwässer der Stadt mitaufnehmen 
mußten und bei Niedrigwasser üble Gerüche entströmen ließen. Der 
Schiffsverkehr war entsprechend den ungünstigen Hafenverhältnissen nur 
unl>edeutend und erstreckte sich in der Hauptsache auf Verfrachtungen 

1 ) Dki Tafel erscheint im nächsten Heft mit dem Schluß des Aufsätze«. 
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nach (len Ostseehäfen. In jener Zeit maß mancher Reisende des industrie- 
reichen Westens auf seiner Fahrt nach den ost friesischen Seebädern einen 
ungünstigen Eindruck von der alten Hafenstadt gewonnen haben. Und 
doch stand Emden anfangs der achtziger Jahre, nachdem nicht lange vor¬ 
her der preußische Staat die Unterhaltung des Hafens der Stadt ab¬ 
genommen hatte, an dem bedeutsamsten Wendepunkte seiner Geschichte. 
Zwar war seine außerordentlich günstige Lage sowohl zur See wie auch 

zum industriereichen Westen längst erkannt, wohl hatte man schon unter 

* 

dem Großen Kurfürsten und Friedrich dem Großen Pläne zur Schaffung 
eines schiffbaren Weges zwischen Emden und dem Herzen Westfalens ge¬ 
faßt, aber damals reichten entweder die Mittel nicht zur Ausführung dieser 
Projekte, oder die politischen Verhältnisse standen ihrer Verwirklichung 
im Wege. Erst nach der Aufrichtung des Deutschen Reiches gewann die 
maritime Lage Emdens wieder eine solche Bedeutung, daß die Stadt auf 
«ne erhebliche Unterstützung von seiten des preußischen Staates zum 
Ausbau ihres Hafens und zur Wiedergewinnung- ihres früheren nicht un¬ 
bedeutenden Handels und Verkehrs hoffen durfte. Warum ging denn 
dieser bedeutende Handel und Verkehr so außerordentlich zurück, wird 
vor allom der vorsichtige, den Emder Hafen in seine Berechnung 
ziehende Kaufmann im Hinblick auf die großen Nachbar-Hafenstädte 
Bremen und Hamburg fragen, deren Handel und Verkehr von Jahrhundert 
zu Jahrhundert nicht nur erhalten geblieben, sondern sogar ins Riesenhafte 
gewachsen jst? Man würde der Stadt Emden keinen Dienst erweisen, 
wollte man diese Frage mit einigen allgemeinen Bemerkungen abtun. 
Iveider gibt es aus früheren Zeiten kein ausreichendes zusammenhängendes 
Material, an dessen Hand man die Geschichte des alten Handels und Ver¬ 
kehrs der altersgrauen Seestadt Emden genau verfolgen könnte. Alt- 
Emdens Handels- und Nationalpolitik ist so sehr miteinander und mit der 
übrigen Geseliichte Ostfrieslands verflochten, daß es schwer hält, ein voll¬ 
ständiges Bild von dem Umfang und der Bedeutung des alten Handels und 
Verkehrs der Stadt zu gewinnen. 


B. Emdens frühere Bedeutung eis Handels* und Hafenstadt 
bis zum deutsch-französischen Kriege. 

Der Name der Stadt ist in etymologischer Beziehung nicht einwand¬ 
frei fcstzustellen, er wurde in älteren Urkunden, auf Münzen und Siegeln 
Amuthon, ^.metlia, Eimuthon, Emuda, Emetha. Kmedum, Emethen. Emuden. 
Kmbdena und Embden geschrieben und von „An“. „Ke" oder ..Ehe“ 
Wasser. Fluß und von „Muhde“ — Mündung abgeleitet. Ob die in alter 
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Zeit unmittelbar au Emdens Mauern vorüberfließende Ems (Amasus, 
Amasis, Eemse) dem Ort den Namen gegeben hat, oder die alte „Ee“, ein 
kleiner Fluß, der durch einen Teil der Stadt floß und hier im Osten der. 
ehemaligen alten Burg in die Ems mündete, oder der Emsstrom, der in 
alter Zeit durch das untergegangene Rheiderland floß und sich Loge 
gegenüber in die Ems ergoß, damit im Zusammenhang steht, darüber lassen 
sich jetzt nur Vermutungen aufstellen. Zur Erklärung würde schon aus- 
reichen, daß von jeher eine Anzahl natürlicher Wasserläufe bei Emden in 
die Ems mündete 1 ). Aus der Geschichte ist uns von Emden bis zu den 
Zeiten der Karolinger so gut wie nichts bekannt, und aus den ältesten Ur¬ 
kunden läßt sich nur schließen, daß Emden im 9. Jahrhundert der Haupt¬ 
ort des alten Emesga, im 13. Jahrhundert des EmsganoLandes war, das von 
eonsules oder judices regiert wurde und die friesische Herrschaft der 
Grafen von Ravensberg bildete. Die erste Erwähnung Emdens in beglaubig¬ 
ten friesischen Geschichtequellen findet man um 1156 in einer der 
17 Küren, in welcher es bei der Aufzählung der sieben uralten friesischen 
Straßen als Ausgangspunkt der Straße nach Münster bezeichnet wird. 

Die Stadt Emden war nach geschichtlicher Überlieferung noch 1327 
eine unbedeutende Stadt von geringem Umfange, deren Bewohner zur da¬ 
maligen Zeit hauptsächlich von Fischfang, Landwirtschaft und Viehzucht 
lebten, sowie Handel mit Fischen, Vieh, Getreide und anderen Landes¬ 
produkten nach »Westfalen betrieben. Doch haben sie auch nach den er¬ 
wähnten Urkunden schon frühzeitg Schiffahrt nach England, Norwegen 
und der Ostsee aufzuweteen, wenn auch diese damals nur gering war. 
Einen Beweis dafür, daß Emden schon im 13. Jahrhundert Handel mit 
England trieb, liefert uns eine Urkunde aus dem Jahre 1224, die über 
ein Emder Seeschiff im Londoner Hafen berichtet. 

In den Vordergrund als Seehafen trat Emden zuerst, als es Ende des 
13. Jahrhunderts den Seeräubern, den Vitalienbritdern, an der ostfriesischen 
Küste eine Zufluchtstätte bot. Verleitet durch den reichen Anteil an der 
Beute und den großen Nutzen, der sich aus dem Verkaufe der geraubten 
Güter bot, geriet Emden im Jahre 1400 zum ersten Male mit der die See¬ 
räuber verfolgenden Hansastadt Hamburg in Konflikt. Die Stadt kam 
im Jahre 1433 völlig unter die Botmäßigkeit der Hansa und blieb zwanzig 
.Jahre in Hamburgs Besitz. Die Hansa, bei der Emden später vergeblich 
Anlehnung suchte, hatte die vorzügliche Lage des Emder Hafens und 
-eine große Bedeutung für den Seehandel und die Schiffahrt längst er¬ 
kannt urul versuchte, ihn zu einem Handels- und Stapelplatz Hamburgs zu 

ij Vergl. „Die Stadt Kuidou in < ioirenwurt und Zukunft" von Oberbürger¬ 
meister Ffirbringer. 
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machen; sie wurde bei diesem Vorhaben durch die zahlreichen Fehden der 
friesischen Häuptlinge unterstützt. So wenig Emden die Herrschaft Ham¬ 
burgs ertrug, so sehr blühte es unter deren Schutze empor. Neben dem 
früheren Nutzen an dem Verkaufe der durch die Seeräuber erbeuteten 
Güter trug lüerzu in erster Linie die unbeschränkte, von den Hamburgern 
geschützte Ausübung des sogenannten Stapel- oder Vorbeifahrtsrechtes bei. 
Dieses Recht entwickelte sich allmählich im 13. Jahrhundert aus der Ein¬ 
hebung des Emszolles für den Lehnsherrn und die Stadt Emden und wurde 
der Stadt, die es gegen die Ansprüche der Landesherren oft verteidigen 
mußte, im Jahre 1494 vom Kaiser Maximilian besonders bestätigt; es be¬ 
stand in der Verpflichtung eines jeden an der Stadt vorbeifahr^nden 
Schiffes, in den Emder Hafen zu legen sowie Waren dort zu verzollen und 
drei Tage lang zum Verkauf zu stellen, von dem Unverkauften aber, wenn 
es auf eigenem Schiffe und nicht auf dem eines Emder. Schiffers wieder 
^ weggefülirt wurde, noch einmal denselben Zoll zu zahlen. Das Stapelrecht 
hat der Stadt Emden im Laufe der Jahrhunderte zahlreiche Anfeindungen 
zugezogen und zu vielen Auseinandersetzungen mit anderen an der Eros- 
schiffahrt beteiligten oder interessierten Städten geführt. Die schwersten 
Käiupfo hatte Emden mit“Groningen und später mit der aufstrebenden, den 
Handel Emdens an sich ziehenden Stadt Leer auszufechten. 

Unter die Herrschaft der Grafen von Ostfriesland zurückgekehrt, ent¬ 
wickelte sich Emden immer mehr. Sein Seehandel und seine Schiffahrt 
nahmen ständig zu und standen Mitte des 16. Jahrhunderts auf solcher 
Höhe, daß die Stadt mit verschiedenen Staaten, darunter Schweden und 
Norwegen, Handelsverträge abschließen konnte. Auch entstanden um jene 
Zeit für Emden aus dem Zollkrieg zwischen England und den Niederlanden 
besonders rege Handelsbeziehungen mit England, die dahin führten, daß 
der Umschlag- und Stapelplatz für das nach dem Kontinent bestimmte eng¬ 
lische Tuch von Antwerpen nach Emden verlegt wurde. Die Niederlassung, 
die dem Hamburger 'Handel keinen unerheblichen Abbruch zu tun 
schien und wahrscheinlich bald darauf zur Ablehnung des Gesuches der 
Stadt Emden um Aufnahme in die Hansa führte, hatte keinen langen Be¬ 
stand; spätere Niederlassungen der Engländer in Emden waren nur un¬ 
bedeutend. Wie erheblich Emden im 15. und 16. Jahrhundert am Welt¬ 
handel beteiligt war, geht daraus hervor, daß ira 15. Jahrhundert dort das 
„Hamborger Huee“ (Hamburger Haus) und das Haus der „Koplude“ (Kauf¬ 
leute) bestanden, sowie daß Großhandelshäuser in London, Venedig, Ham¬ 
burg, Cöln, Leipzig, Frankfurt, Augsburg, Ulm, Straßburg im 16. Jahr¬ 
hundert in Emden Faktoren hielten. 

Die Entwicklung der Reederei Emdens hielt mit dem Aufschwung 
des Handels und Verkehrs gleichen Schritt. Zwar baute man abweichend 
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tun den anderen bedeutenden Hafenplätzen keine übermäßig großen 
•xhiffe, dagegen um so zahlreicher Schiffe mittlerer Größe. Gegen Ende 
des 16. Jahrhunderte besaß Emden mehr als 600 Seeschiffe. Man kann 
sich bei einer solch großen Zahl von Schiffen die damalige Aufnahme¬ 
fähigkeit des Hafens vorstellen, dessen vorzügliche Lage der heimische 
Lichter Gn&pheus in folgenden Versen rühmt: 

»Selten nur leidet ein Schiff noch Schaden im Tor des Hafens, 

Keine Gefahren umdräun hier dem Piloten den Port, 

Welcher die Wellen durchs Wehr der seitlichen Dämme, des Flusses 
Strömung in Krümmungen bricht.“ 

Auch Benjamin Raule, der seemännische Berater des Großen Kur¬ 
fürsten, bezeichnete Emden als den besten europäischen Seehafen, in den 
man mit allen Winden ohne Lotsen einsegeln, wo man. mit geringer Mühe 
die Schiffe gut verwahren und aus dem man mit jedem Winde in See gehen 
könne, während der französische Forschungsreisende Tavernier noch 1684 
über den Hafen urteilte als einen solchen 

jepieieux, meilleur que celui de Hambourg, ä trois Heues de la mer ei ne 
•«inquant jamais d’eau. ee qui permettaU aux gründe vaieseaux de reneontrer 
tn toui temps jusqu’ä Emden Sans bance de sable ni rochen qui en rendiseent 
ioccis diffieile?' 

Um wieviel wertvoller muß dieser Hafen vor dem Einbrüche des 

Dollarts im 13. Jahrhundert, gewesen sein, als die Ems noch im ungeteilten 

■Strome unmittelbar au den Mauern Emdens ihr tiefes Fahrwasser in 
• • 

700 Meter Breite vorbeirollte. 

Emdens Uberseereederei konnte sich in den letzten Jahrzehnten 
des 16. Jahrhunderts mit der des ganzen Königreichs England messen. Im 
Sunde verkehrten, abgesehen von den Jahren der niederländischen Ver¬ 
kehrssperre, stets mehr ostfrieeische als englische Schiffe. Die Ostfriesen 
waren etwa mit einem Zehntel der Schiffszahl an dem Verkehr nach der 
Ostsee beteiligt Emdens Handel konnte sich zwar mit dem Weltmarkt 
Amsterdam nicht vergleichen, er übertraf aber den Handel aller anderen 
Städte der Niederlande. Selbst Hamburg gegenüber konnte Emden damals 
einen Vergleich aushalten. Wenn auch Hamburg wegen seines ausgedehn¬ 
ten Hin terlandes und seiner starken binnenländischen Beziehungen einen 
größeren Verkehr als Emden besaß, so überragte der Emder Seeverkehr 
nach dem Lastengehalte den der Hamburger. Und dabei lag anders als 
in Hamburg der Verkehr in Emden im überwiegenden Maße in den Hän¬ 
den der Schiffer. Wer konnte, verlieh sein Geld auf Schiffe oder erwarb 
Schiffaparten. 

Gegen Ende des 16. Jahrhunderts hatte Emden den Höhepunkt seiner 
Macht und seines Wohlstandes erreicht Güter aus aller Herren Länder 
kamen dort zusammen, um entweder weiter verfrachtet oder verhandelt 
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zu werden. Außer dem englischen Tuchhandel hatte der Leinenhandel mi? 
Holland, Westfalen und den Hansestädten ebenso großen Verkehr wi** 
Reichtum nach Emden gebracht. Alle Stoffe mußten damals in der großen 
Stadthalle der landesherrlichen Verfügung gemäß nachgemessen, be¬ 
steuert und verkauft werden. Die Ein- und Ausfuhr mit den Ostseestaaten 
war ebenso umfangreich wie der Verkehr mit England, Frankreich und 
Spanien. Neben Getreide, Holz, Fellen und Eisen fanden sich spanische 
und französische Weine, englisches Bier und alle Kolonialwaren auf dem 
Emder Stapelplatz, den Kaufleute der ganzen Handelswelt aufsuchten. 

Das Vermögen und die Kreditfähigkeit der Stadt nahmen so erheblich 
zu, daß Emden in jener Zeit nicht nur umfangreiche und prachtvolle 
Bauten, wie z. B. das weitbekannte Rathaus, ausführen und zahlreichen au? 
Frankreich, Spanien und den Niederlanden wegen Religionsstreitigkeiten 
eingewanderten Fremdlingen Gastrecht und Zuflucht bieten konnte, son¬ 
dern auch verschiedenen größeren kreditbedürftigen Handelsstädten nam¬ 
hafte Darlehen vorzustrecken in der Lage war. 

Von dem Wohlstände der Bürgerschaft jener Zeit zeugen noch heute 
nicht weniger die vielen alten Patrizierhäuser und großen Packhäuser der 
Stadt wie die bedeutsamen wohltätigen Stiftungen, die zum Teil noch jetzt 
bestehen. 

Es ist natürlich, daß bei den vielen inneren Streitigkeiten mit der» 
Landes herm der Aufschwung Emdens, der schon die Hansestädte und die 
holländischen Nachbarn mit Besorgnis erfüllte, ihren Gegnern in eige¬ 
nem Lande erst recht bedenklich erschien. Von diesen wurde denn auch 
das Emporblühen Emdens neidisch beobachtet und die Stadt nach Möglich¬ 
keit zu schädigen versucht. Ohne festen Rückhalt und nur auf die eigene 
Kraft angewiesen, hatte Emden namentlich sich der schweren Schläge 
zu erwehren, die seinem Handel durch den schlimmsten Widersacher, den 
Landesherrn Grafen Enno, der im niederländischen Unabhängigkeitskriege 
auf Seiten der Spanier stand, im Anfänge des 17. Jahrhunderts zugefügt 
wurden. Nur mit Hilfe der Generalstaaten konnte Emden die Blockade 
seines Hafens beseitigen, um dafür eine holländische Besatzung und hol¬ 
ländischen Einfluß einzutauschen. Statt durch die Blockade ließ Graf 
Enno nunmehr durch holsteinische und Dünkirchener Kaperschiffe Emdens 
Handel und Schiffahrt schädigen. Das alles würde jedoch Emdens Wohl- 
-tand und Zukunft nicht gefährdet haben, wenn nicht infolge von Natur¬ 
ereignissen eine weit drohendere Gefahr für die Stadt, nämlich die \ej- 
schlammung des Hafens, eingetreten wäre. Und fürwahr, man darf sagen, 
daß alle Fehlschläge, die Emden in der Folgezeit, sei es durch die politi¬ 
schen Ereignisse, sei es durch mißlungene Unternehmungen, erlitten hat. 
nicht entfernt von solcher Bedeutung für den Rückgang seines Handels und 
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^ trkehrs gewesen sind, wie die langsame, aber ständig zunehmende Ver¬ 
schlammung seines Halens und Fahrwassers. Nach dem Einbrüche des 
Dollarts wühlte sich der Ems ström quer durch das Rheiderland, der Emden 
früher vorgelagerten Halbinsel, ein immer tieferes und breiteres Bett. Der 
!>ei Lmden gelegene, mehr als doppelt so lange alte Stromarm wurde im 
Laufe der Jahrhunderte zum Nebenarm und mußte allmählich verschlickon 
und trocken werden, sein Fahrwasser verschlechterte sich von Jahr zu 
Jahr, und mit Schrecken sah die Stadt den Zeitpunkt horannahen, wo sie 
\ om Emsstrom vollständig getrennt sein würde. Der jetzige Neben-Strom- 
arm besaß bereits bei Niedrigwasser nur ungefähr S Fuß Wassertiefe. Au 
dieser Stelle nahm die Verschlickung so imheimlich und .schnell zu, daß 
schon Mitte des 17. Jahrhunderts nur bei halber Flut kleine unbeladene 
Fahrzeuge zu fahren vermochten. Ein Glück für die Stadt war es, daß 
der nach See zu gelegene Teil des alten Emsarmes infolge der Durch¬ 
spülung mit dom Binnenwasser erheblich langsamer verschlammte, sonst 
wäre Emdens Schiffahrt schon viel früher unterbunden und der Nieder¬ 
gang der Stadt noch mehr beschleunigt worden. Das Fahrwasser von 
See behielt sogar bjs zum Ende des 18. Jahrhunderts noch eine verhältnis¬ 
mäßig ausreichende Tiefe, so daß die eigentliche Seeschiffahrt bis dahin 
nicht zu stark in Mitleidenschaft gezogen wurde. 

Man machte zwar die verzweifeltsten Anstrengungen, die Ems in das 
alte Strombett zurückzuleiten, indem man durch eine abgestützte 'starke 
Spundwand dem neuen Stromarm die alte Richtung zu geben versuchte, 
aber in den unglücklichen Streitigkeiten zwischen dem Landesherrn und 
der Stadt gedieh das Unternehmen, für das schließlich auch die Mittel aus¬ 
gingen, nicht. Langsam, aber unaufhaltsam vollzog sich der Niedergang 
der Stadt, hin und wieder noch beschleunigt durch besondere Schicksals¬ 
schläge. Durch die Ausstellung falscher Seepässe, die man dem Grafen 
Enno zur Last legte, ging der Stadt im Jahre 1607 in Spanien und Portugal 
eine Anzahl Schiffe nebst Mannschaft und Ladung verloren. Andere 
Schiffe, die der im Jahre 1632 neu gegründeten abyssinischen Handels¬ 
kompagnie angehörten, wurden samt der Mannschaft von den Holländern 
festgehalten, weil ihnen diese Seehandelsunternehraung als Konkurrenz 
ihrer eigenen ost- und westindischen Kompagnie gefährlich erschien. 

Noch größer waren die Verluste, dio der Emder Handel in den großen 
Seekriegen zwischen England und Holland in der Mitte des 17. Jahr- 
honderts erlitt. Die Emder Schiffe wurden von den Engländern, weil 
Emden holländische Besatzung halte, gleich den feindlichen behandelt, von 
den Holländern aber auch nicht geschont, da die Generalstaaten, durch die 
Oromwel Leche Navigationsakte in ihrem Seehandel schwer geschädigt, sich 
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wieder an Emden schadlos zu halten versuchten. Alle Beschwerden hier¬ 
gegen waren umsonst. 

Einen Lichtblick für Emden brachte das Ende des 17. und das 
18. Jahrhundert, als der Große Kurfürst sich dort festsetzte und die Stadt 
später unter preußische Herrschaft kam. Die Verlegung der afrikanischen 
Kompagnie und der kurbrandenburgischen Marine nach Emden schien die 
Schiffahrt neu zu beleben und besseren Zeiten entgegenzuführen. Groß 
waren die Pläne, die der erste Hohenzoller für seine Marine und die Stadt 
Emden mit der Festsetzung an der Nordsee verband. Emden sollte nicht 
nur der Stützpunkt für seine junge Marine und der Ausgangspunkt für 
seine kolonialen Bestrebungen sein, sondern auch der Haupthandelsplatz 
Brandenburgs an der Nordseeküste, das Bindeglied zwischen seinen Ostsee¬ 
häfen und kolonialen Besitzungen und der Umschlagsort für einen neu zu 
schaffenden Schiffsverkehr mit Westfalen und Rheinland werden. Die Ems 
bis nach Westfalen schiffbar zu machen und Emden zum Stapelplatz des 
englischen Handels für Deutschland einzurichten, waren die weiteren 
hochfliegenden Pläne dieses Herrschers. Obgleich er die ostfriesische 
Schiffahrt durch Prämien unterstützte und ihr den Schutz und die Flagge 
seiner Flotte lieh, auch die afrikanische Kompagnie nach Kräften förderte, 
erreichte der Große Kurfürst sein Ziel ebensowenig wie sein Nachfahre 
Friedrich II. Selbst dieser war nicht in der Lage, die Gedanken seines 
berühmten Vorfahren zu verwirklichen. Zwar bestätigte er der Stadt das 
Stapelrecht, bewilligte ihr Zollerhöhungen, machte den Emder Hafen zum 
Freihafen ^urid bestätigte verschiedene neue Handelsunternehmungen, wie 
die asiatische, bengalische, ostindische und levantinische Kompagnie. Die 
transatlantischen Handelsunternehmungen kamen entweder nicht über die 
Gründung hinaus oder mißlangen auf die Dauer. 

Bei der damaligen politischen Konstellation und den besonderen Be¬ 
strebungen Englands, keinen Seehandel neben dem seinigen groß werden zu 
lassen, war das eine natürliche Erscheinung. Die Macht des preußischen 
Königs konnte den Emder Schiffen auf dem Meere nichts nutzen: Sieh 
selbst zu helfen, wie etwa Hamburg und Bremen, war Emden, obwohl es 
im Laufe der Jahrhunderte gegenüber den ostfriesischen Herrschern so 
selbständig geworden war, daß es fast einen Staat im Staate bildete, nichts¬ 
destoweniger viel zu schwach. Bei allen kriegerischen Verwicklungen 
der großen schiffahrttreibenden Nationen geriet der Emder Handel meistens 
zwischen Hammer und Ambos. Wohl zog er gelegentlich aus seiner neu¬ 
tralen Stellung gegenüber der einen oder anderen Partei oder unter 
Umständen gegenüber beiden Parteien seinen Nutzen, wie z. B. in dem 
englisch-amerikanischen Kriege, in den auch Holland hineingezogen und 
in dem dieses mit seinen Schiffen auf einen Zwischenhandel mit Emden 
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beschränkt wurde. Inzwischen war Friedrich der Große, dessen besondere 
Fürsorge für die Emder Heringsfischerei noch erwähnt zu werden ver¬ 
dient, gestorben. An dio Tätigkeit seines großen Vorfahren in Emden er^ 
innem noch heute das Magazingebäude der kurbrandenburgischen Flotte 
und die Schiffswerft „Zum preußischen Adler“. Noch einmal stieg Emdens 
Schiffahrt und Handel zu ungeahnter Höhe, seine Flotte, die vor dem 
Kriege etwa 200 Schiffe zählte, wuchs bis auf 600. Dieser Zustand hielt 
auch während des Krieges zwischen England und Frankreich an, so daß 
die Stadt Emden sich schon mit dem Gedanken einer Hafenerweiterung 
trug. Den Höhepunkt erreichte dieser vorzugsweise dem Kommissions¬ 
handel dienende Verkehr gegen Ende des 18. Jahrhunderts, wo zwischen 
3000—5000 Seeschiffe im Jahre in Emden ein- und ausliefen. Und trotz 
dieser scheinbaren Blüte der Schiffahrt war Emdens Handel schon dem 
Verfalle nahe, denn dec seewärts gelegene Arm des alten Emsstroms war 
im Laufe der Jahre derart verschlickt, daß die Stadt im Jahre 1769 not¬ 
gedrungen einen neuen Zugang von der Ems nach Emden herstellen mußte. 
Das neue Fahrwasser führte in gerader Linie vom Emder Hafen nach der 
Ecke des Festlandes bei Logum und vereinigte sich hier mit dem alten 
Fahrwasser und dem Außentief des Larreiter Siels. Aber auch dieses 
Fahrwasser konnte sehr bald bei den starken Anschlickungen in der 
Emder Bucht nicht in genügender Tiefe offengehalten werden, und man 
trug sich schon mit dem Gedanken, ein dauernd für größere Schiffe 
brauchbares Fahrwasser herzustellen, als die Ereignisse im Anfänge des 
vorigen Jahrhunderts, die Napoleonischen Kriege, der Verlust von 
278 Emder Schiffen mit wertvoller Ladung in fremden Häfen, die Kon¬ 
tinentalsperre, die holländische und französische Fremdherrschaft die 
Ausführung dieses Planes vorläufig unnötig und unmöglich machten. 
Emdens Wohlstand war dahin, seine Schiffahrt hatte fast ganz aufgehört. 

Der schmerzlichste Verlust war zweifellos die bald darauf eintretende 
Lostrennung von Preußen. Die bei der Abtretung Ostfrfeslands gestellte 
Bedingung der Schiffbarmachung der Ems wurde von der englisch- 
hannoverschen Regierung zum großen Schaden der Emshäfen nicht er¬ 
füllt: überhaupt blieb die Entwicklung der Verkehrswege in Ostfriesland 
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts erheblich zurück. 

Erwähnenswert aus diesem Zeitabschnitte ist nur die Eindeichxing 
des Königspolders und die Herstellung eines neuen, 3 km langen und 
4 —4,-» ui tiefen Fahrwassers, das in gerader Richtung von der Stadt bis 
zur Ems lief und an der Ausmündung auf der früheren Insel Nesserland 
zwei nebeneinanderliegende Schutz- und Entwässerungsschleusen erhielt, 
die in der Regel wegen der Entwässerung des Binnenlandes offenstehen 
mußten, so daß der Hafen nach wie vor ein Tidehafen blieb und der Ver- 
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schlammung stark ausgesetzt war. Der zwischen den Schleusen und der 
Ems liegende Teil der neuen Fahrrinne bildete das Außenfahrwasser, der 
innerhalb der Schleusen liegende das Binnenfahrwasser. Die beiden 
Schleusen waren 7,63 und 10,07 m breit und 4, 50 m unter Flut-Null tief. 
1856 wurde Emden durch die hannoversche Westbahn mit dem Hinterlande 
verbunden und erhielt gleichzeitig eine Verbesserung und Ergänzung 
seiner Hafenanlagen in der Gestalt einer Eisenbahnkaimauer und einee 
durch eine Schleuse abgeschlossenen Bahnhofsdocks nebst zollfreier 
Niederlage. Die Kaimauer, dem Überladeverkehr zwischen Bahn und 
Seeschiff dienend, ist 140 in lang und mit Gleisen und Handkränen aus¬ 
gerüstet. Das Eisenbahndock hat 25 200 qm Wasserfläche und wegen 
seiner schwach gebauten Kajungen und Bohlwerke eine Wassertiefe von 
nur 3 m. Es konnten infolgedessen Seeschiffe von größerem Tiefgänge 
im Eisenbahndock nicht liegen. Auch die Liegeplätze vor der Eisenbahn¬ 
kaimauer konnten nicht ausgenutzt werden, Aveil sowohl das Außenfahr¬ 
wasser als auch das Binnenfahrwasser bald derartig verschlickten, daß 
größere Seeschiffe nicht ein- oder auslaufen konnten. Der Verkehr mußte 
eich auf Schiffe mittlerer Größe beschränken, denn die Stadt, die die Unter¬ 
haltung des bis 1848 fiskalischen Hafens gegen eine jährliche Vergütung 
von 4500 Mark vom Staate übernommen halte, war nicht in der Lage, neben 
den fortdauernden kostspieligen Baggerungen des langen Außen- und 
Binnenfahrwassers noch weitere Kosten für den Hafen aufzu^enden. 
Immerhin brachte die neue Eisenbahnverbindung eine wesentliche Steige¬ 
rung auch des Seeschiffverkehrs mit sich. 


C. Emdens Handel und Verkehr 
bis zur Herstellung des Dortmund—Ems-Kanals. 

Die Reederei Emdens bestand 

1862 aus 82 Seeschiffen mit 3368 Last 


1863 

„ 87 

M 

„ 5534 

1864 

„ 75 

?* 

„ 4572 

1865 

h 80 

>» 

„ 4662 

1866 

„ 86 


„ 5370 


Es waren durchweg Segelschiffe geringer Größe, von denen das 
größte nur 200 Last führte. Nichts kann einen sichereren Beweis für den 
damaligen schlechten Stand der Seeschiffahrt Emdens bieten als die ge¬ 
ringe Durchschnittsgröße seiner Schiffe, die überwiegend nur der Küsten¬ 
schiffahrt dienten. 1862 liefen in Emden 1589 Schiffe mit 28 275 Last 
ein und 1592 Schiffe mit 29492 Last aus. Auch hieraus ergibt sich*, daß 
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■es sich, größtenteils nur um Kleinverkehr handelt. Wie hatten sich .die 
Zeiten für Emden in 300 Jahren geändert! Ein verschlickter Hafen, eine 
anbedeutende Flotte, kein Ueberseeverkehr, kein Eigenhandel. Schon 
waren die Nachbarhäfen an der Ems, Leer und Papenburg, die früher als 
Rivalen für Emden gar nicht in Betracht kamen, auf dem Punkte, Emden 
*u überholen. Der lange und aussichtslose Kampf gegen die drohende 
Abschnürung des Hafens vom fahrbaren Emsetrom hatte anscheinend den 
"Wagemut und Unternehmungsgeist der Emder Kaufmannschaft zermürbt. 

Die Ereignisse von 1866 und 1870/71 waren es, die Emden nicht nur 
dem wiedererstarkten, aufstrebenden preußischen Staate zuführten, son¬ 
dern auch ihm die Gewißheit gaben, daß sein Handel, wenn er jemals 
wieder die Ozeane überquerte, nicht schutzlos den Angriffen neidischer 
Konkurrenten ausgesetzt sein würde. Welche Rolle man der Ems und 
dem Emder Hafen in interessierten Kreisen schon bald nach der Errichtung 
des Deutschen Reiches zugedacht, ist aus dem ersten Jahresbericht der 
Handelskammer für Ostfriesland und Papenburg nach der großen Zeit 
zu entnehmen. Es heißt da: 

„Die Korrektionsarbeiten an dem Emsstrome, so unbedingt notwendig ihro 
seitherige Ausführung und demnächetige Vollendung auch gehalten werden muß, 
wenn sie für sich bestehen bleiben, werden nimmer vollständig dasjenige 
leisten, was der im Aufschwünge begriffene Handel der Emshäfen verlangt. 
Dieselben werden nimmer ausreichen, den Emsstrom zu der Bedeutung zu er¬ 
beben. welche ihm von Rechtswegen gebührt, nämlich zn derjenigen, das eigent¬ 
liche Seetor des westlichen Deutschlands zu sein. Die Anstrengungen des Han¬ 
delsstandes unserer Hafenplätze sind schon seit Jahren auf dieses Ziel gerichtet. 
Trotz aller Rührigkeit wird aber derselbe von don großen Gütennassen, dio 
das natürliche Hinterland unseres Emsstromes fortwährend zur See ein- und 
aasführt, nur einen sehr geringen Bruchteil über unseren Fluß lenken können, 
solange ihm nicht an der Unterems ein großer Seehafen zu Gebote steht, 
der allen Anforderungen der Gegenwart ln bezug auf den Verkehr großer See¬ 
schiffe und namentlich auch der großen Soedampfer entspricht. Das Bestreben 
der Emshäfen, auch ihrerseits mit großen Schiffen und mit Seedampfern zu 
arbeiten, liegt klar zutage.. Die anderwärts daraus gewonnenen Vorteile 
«eben Ihnen jedoch verloren durch die offenbare Unzulänglichkeit der vorhan¬ 
denen Hafenanstalten und damit zugleich die erhoffte Konkurrenzfähigkeit mit 
den Rivalen zur Rechten und zur Linken.“ 

Zwar ist hier wahrscheinlich in Rücksicht auf die Schwester-Hafen¬ 
städte an der Ems nicht Emden als der künftige Großseehafen genannt, 
aber im Hinblick auf Emdens Vergangenheit, seine vorzügliche Lage zur 
See and zu dem bereits in Aussicht genommenen Ems-Jade-Kanal unterlag 
es wohl keinem Zweifel, wie dieses ja auch in der Begründung des späte¬ 
ren Gesetzes über den Bau eines Kanals von Dortmund nach den Emshäfen 
«tun Ausdruck gebracht ist, daß nur Emden hierfür in Frage kommen 
konnte. 

Wenn man die weiteren Berichte der Handelskammer verfolgt, so 
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findet man, daß sich durch alle wie ein roter Faden die Forderung nach 
Verbesserung des Fahrwassers der Ems und Schaffung eines großen und 
konkurrenzfähigen Seehafens an der Unterems hindurchzieht. Das Ver* 
trauen zur preußischen Handels- und Wirtschaftspolitik war um so größer* 
als für Preußen unter sehr viel günstigeren Verhältnissen als vordem zum 
zweiten Alale sich die Gelegenheit bot, an der Nordsee einen preußischer! 
Großseehandelshafen zu schaffen. Wie sehr dieses Vertrauen berechtigt 
war, beweist schon der folgende Handelskammerbericht, in dem ge¬ 
sagt wird: 

„An der Korrektion des Emsstromes ist im Jahre 1872 mit Anstrengung 
gearbeitet worden, und die seitherigen Erfahrungen lassen die begründete Hoff¬ 
nung aufkommen, daß die Arbeiten mit bestem Erfolge gekrönt sein werden. 
Schon jetzt ist erreicht worden, daß Schiffe von 16—17 Fuß Tiefgang die Reede 
vor der Emder Fahrwasserschleuse ungehindert passieren können, und allem 
Anscheine nach wird auch das zur Stadt Emden führende Fahrwasser bald eine 
solche Tiefe erreicht haben, daß dio vorhandene Schleusenanlago vollständig 
ausgenutzt werden kann. Das Bedürfnis für die Anlage eines großen Seehafens 
in „Emden“ tritt aufs neue immer wieder hervor in der großen Anzahl Schiffe, 
die nach wie vor bei der Knock oder an anderen Stellen auf offenem Strome 
ganz oder teilweise gelöscht werden müssen. Wenn man den Schiffahrtsverkehr 
der Emshäfen mit demjenigen unserer Nachbarströme vergleicht, findet inan,-daß 
derselbe hinsichtlich der Größe der Schiffe hinter demjenigen anderer Ströme 
in höchst auffallender Weise zurüeksteht. Nach den amtlichen Aufzeichnungen 
für 1872 beträgt dio Durchschnittsgröße der eingelaufenen Seeschiffe * 
für Emden 41,89 Lasten zu je 4000 Pfund, dagegen 
für den Bremischen Staat 156 Last, 
für den Hamburgischen Staat 231 Last und 1871 
für Geestemünde 181,1 Last. 

Selbstverständlich beruht dieses Mißverhältnis auf der bei den Emshäfen 
um so viel geringeren Frequenz großer Schiffe. Die Erklärung dieser Tatsnche 
ist nicht ausschließlich in der Ungleichheit der Handelsbeziehungen zu suchen. 
Das Mißverhältnis tritt auch da zutage, wo eine so außergewöhnliche Ver¬ 
schiedenheit der Geschäftsunterlagen nicht vorausgesetzt zu werden braucht, 
nämlich bei der europäischen Fahrt. Dio Durchschnittsgröße der im Jahre 1872 
im Bremischen Staate von europäischen Häfen angekommenen Seeschiffe beträgt 
noch 81,88 Last, wahrend die Emshäfen mit ihrem Durchschnitt nicht über 
53,03 Last hinauskommen. In diesem Falle darf der ursächliche Zusammen¬ 
hang des Unterschiedes in den ungleich größeren Ilafenanlagen des Bremischen 
Staates erblickt werden. Ebenso wie ungenügende Sehiffahrtsanstalten einen 
regen Geschäftsverkehr nicht aufkommen lassen, ebenso sind vorzüglicho Hnfen- 
anstalten positiv wirkende Mittel zu seiner Hebung.“ 

Langsam aber ständig änderte sich das Bild des Emder Hafens, 
dessen Verkehr nach dem deutsch-französischen Kriege zunächst eine we¬ 
sentliche Zunahme, aber schon einige Jahre später wieder eine rückläufige 
Bewegung zeigte. 

Während Emden 1863 noch einen Bestand von 87 Schiffen mit 
•5534 Lasten hatte, der 1875 bis auf 98 Schiffe mit 9380 t gestiegen war. 
wies das Jahr 1891 nur 37 Schiffe mit 2967 t auf. Dieser auffällige Bück- 
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gang läßt sich nur durch den damaligen schlechten Frachtenmarkt sowie 
dadurch erklären, daß Emden ausschließlich nur Segelschiffe besaß, die 
der ständig zunehmenden Konkurrenz der Dampfschiffe nicht gewachsen 
waren. Dieses mußte uä so mehr in die Erscheinung treten, als in Emden 
kaum noch ein Eigenhandel bestand. 

Die folgenden Zahlen mögen ein Bild von dem Handel und Verkehr 
Emdens aus dem Jahre 1871 geben, um daran die Zunahme nach der In¬ 
betriebnahme des Dortmund-Emshafen-Kanal8 und des Emder Groß¬ 
seehafens zu messen. Zum Vergleiche sind einige Zahlen aus den Vor¬ 
jahren 'angeschlossen: 


Getreide ad HMsenfMeMe. 

a) Seeverkehr. 

Einfahr Ausfuhr 

1871 . . 43752 Himte 170390 Himte 
(1 Himte — 0,313 hl), 
b) Bahnverkehr. 



Empfang 

Versand 

1S71 . 

9915 Ztr. 

290439 Ztr. 


e) Gesamtumsatz. 


Einfuhr 

Ausfuhr j 

1666 . 

. 12548 Lasten 

11171 Lasten 1 

1867 . 

. 12679 

11710 „ 

1868 . 

. 12657 

11 651 

1869 . 

. 10828 „ 

9907 „ ! 

1870 . 

- 12092 jf 

10620 „ | 

1871 . 

.11981 

11799 „ 


d) Bahnversand. 

1^06 . 

76 771 Ztr. 1869 

. 98501 Ztr. 

1867 . 

518 802 , 1870 

. 273 146 „ 

1868 . 

47 929 „ 1871 

• 290439 jf ; 


Stroh. 

Bahnversand 

1870 . 34 760 Ztr. 1871 . 30&52 Ztr. I 

Kartoffel«. 

Bahnempfang 

1869 . 2118 Ztr. 1870 . 352 Ztr. 

Babneiupfang Bahnversand i 
1H71 . 4172 Ztr. 1871 . 825 Ztr. 

i 

Botter ad Kise. 


Bahnempfang Bahnversand | 


1866 . . 

— 

6 861 

Ztr. 

1667 . . 


9281 

ff 

1868 . . 

— 

6 848 

n 

1869 . . 


10969 

n 1 

1870 . . 

— 

12954 

„ I 

1871 . . 

986 Ztr. 

12 480 

ry 


Vieh. 

Zu- und Abgang im Handelskammcr- 
* bezirk. 

1871 . 2 750 Pferde, 

48 Fohlen, 

14289 Ochsen, Kühe u. Kinder, 
4 864 Kälber, Schafe u. Ziegen, 
6142 Schweine und Ferkel. 

Häute und Feile. 

Bahnempfang Bahnversand 
1871 . . 741 Ztr. 900 Ztr. 

Wolle. 

Bahnempfang Bahnversand 
1871 . . 171 Ztr. 388 Ztr. 

Knochen. 

Bahnempfang Bahnversaud 
1871 . . 217 Ztr. 4179 Ztr. 


Lampen. 

Bahnempfang Bahnversaud 
1871 . . 608 Ztr. 2 815 Ztr. 

Fleche. 

Babnversand 

1868 . 10 757 Ztr. 1870 . 14 376 Ztr. 

1869 . 9 932 „ 1871 . 9806 , 


Heringe. 

a) Bahnverkehr. 

1871 . Empfang 323 t, Versand 571 i, 
b) Seeverkehr. 

1871 . . . Eingang 591 t. 
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Der geringe Versand an Heringen nötigt zu einigen Ausführungen 
über diesen Erwerbszweig, der zu den wenigen Betrieben Emdens gehört, 
die die Jahrhunderte überdauert haben, und der gerade jetzt in höchster 
Blüte steht. • 

Schon in der Mitte des 10. Jahrhunderts wurde der Heringsfang von 
Emden im Großen betrieben. Für den Fang wurden sogenaunte Ileringsbüsen 
ausgerüstet, die an norwegischer und schottischer Küste fischten und schon 
damals reiche Erträge heimbrachten. 1555 besaß Emden 19 solcher Büseu, 
deren Fang vorzugsweise nach Westfalen abgesetzt wurde. Solange in 
Emden die Großschiffahrt blühte, bildete die Heringsfischerei, obschon sie 
einer großen Anzahl Familien Verdienst und Nahrung bot, einen nur neben¬ 
sächlichen Betrieb. Erst als sich im Jahre 1769 unter Friedrich dem 
Großen eine neue Heringskbmpagnie bildete, entwickelte sich bald ein 
so gedeihlicher Betrieb, daß man 1785 bereits 43 Btisen und 3 Jager aus¬ 
rüsten konnte. Der große König förderte das Unternehmen noch beson¬ 
ders dadurch, daß er für die Emder Heringe Prämien gewährte, während 
er die Holländer besteuerte. Das Betriebskapital der Gesellschaft betrug 
bei der Gründung 60 000 holl. Gulden, stieg in zehn Jahren infolge der 
guten Geschäfte auf 390000 und wuchs infolge Zuwendung der Steuer 
auf die holländischen Heringe in weiteren drei Jahren auf rund 4504 000 
Gulden. Infolge der kriegerischen Ereignisse am Anfänge des 19. Jahr¬ 
hunderts ging der Betrieb erheblich zurück und löste sich in den fünfziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts, nachdem die Lagerhäuser der Kom¬ 
pagnie durch einen Brand zerstört waren, völlig auf. Erst ira Jahre 1872 
bildete sich die noch heute bestehende und mit guten Ergebnissen arbeitende 
Emder Heringsfischerei-Aktien-Gesellschaft. Es ist daher erklärlich, daß 
in der Verkehrsstatistik von 1871 der Heringsversund ab Emden nur un¬ 
bedeutend war. 


Kolonialwaren, Drogen, Nahrungs- und 



Petroleum. 


GenuBmlttet. 



a) 

Seeverke lir. 


a) Seovorkohr. 




Einfuhr Ausfuhr 


Einfuhr 

Ausfuhr 

1871 . 

. . . 

3 496 Ztr. 

1871 

. . . t*2 >4 Ztr. 

— 


b) 

Bahnverkeli r. 

Empfang Versand 


1)' Bahnverkehr. 

1871 . 

i . . 

5 421 Ztr. 537 Ztr. 


Empfang 

Versand 



Teer Md Pech. 

187 L 

. . . 6t) 521 Ztr. 

20 435 Ztr 


a) 

Seeverkeh r. 


Erze. 


1871 . 


Einfuhr Ausfuhr 

716 Ztr. 


S eo verkehr. 



b' 1 

Bahnverkehr. 


Einfuhr 

Au sfuhr 



Empfang Versand 

187 1 

. . . 30 155 Ztz. 


1871 . 

* 

560 Ztr. 
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1871 


1871 


1868 

1869 

1870 

1871 


Kohlen. 

a) Seeverkehr. 

Einfahr Ausfuhr 

. 130913 Ztr. (engl.) — 

b) Bahnverkehr. 

Empfang Versand 

. 77 310 Ztr. _ — 

Torf. 

Kanalverkehr. 

1 330 Schiffe mit 2 771 Lasten 

1 119 
1207 
1460 


. „ 2884 

» » 2 854 

ff 


1871 


1871 


1871 


• 3058 „ 

Einen und Eisenwaren. 

a) Seeverkehr. 

Einfuhr Ausfuhr 

. . 1352 Ztr. 62 Ztr. 

b) Bahnverkehr. 

Empfang Versand 

. . 14 615 Ztr. 21 659 Ztr. 

Holz. 

Gesamt-Seeeinfuhr. 

. 30842 Schiffslasten. 

a) Seeverkehr. 


Papier und Pappe. 

a) Seeverkehr. 

1871 . . . Ausfuhr . . . 23 356 Ztr. 

b) Seeverkehr. 

1871 . . . Versand . . . 486 Ztr. 

Ausfuhr nach England. 
1871/1872 26 Schiffslad. mit 49905 Ztr. 

Farbenerden, Zement, Steine, Ziegel. 

a) Seevorkehr. 

1871 ... Einfuhr . . . 31693 Ztr. 

b) Bahnvorkehr. 

Empfang Versand 

. 23606 Ztr. 


1871 


1871 


1871 


1871 


Leinöl. 

Seeverkehr. 
Einfuhr . . . . 

Öl und Öiknchen. 

Bahn verkehr. 

Empfang 
. 772 Ztr. 


4491 Ztr. 


1 419 Ztr. 


Versand 
4 626 Ztr. 


Borke md Lohe. 

a) Seeverkehr. 

. Einfuhr .... I Ol Ztr. 
b) Bahnverkehr. 




Einfuhr: 


1871 . 

. . Empfang . . . 

89 Ztr. 

1863 . 

51 Schiffe mit 

2854 Lasten 




1864 . 

67 

ff ff 

3571 „ 


Leder. 

• 


1865 . 

• 111 

ff * 

6634 , 


Bahn verkehr. 


1866 . 

. 99 

17 n 

5298 


Empfang 

Versand 

1867 . 

. 104 

7 » ff 

6183 

1871 . 

... 1054 Ztr. 

121 Ztr. 

1868 . 

. 58 

ff ff 

5466 „ 




1869 . 

. 139 

ff ff 

11069 „ 


Seife. 


1870 . 

. 101 

ff » 

8637 „ 


Bahnverkelir. 


1871 . 

. 222 

ff ff 

21747 „ 


Empfang 

Versand 





1S7 1 . 

... 1 277 Ztr. 

809 Ztr. 


o) oannverkehr. 






Versand: 



Sirup. 


1864 . 

22 224 Ztr. 1 1869 

. 141 294 Ztr. 


a) Seeverkehr. 


1866 . 

50534 

, 1870 

T 200 819 „ 

1871 . 

. . Einfuhr .... 

326 Ztr. 

1867 . 

f Q£Q 

62994 

Q| 017 

• 1871 

. 259658 „ 


1>) Bahnverkehr. 


löOö 

öl cH i 

» 



Empfang 

Versand 

Baumwollene, seidene, wellen« Waren, 

1871 . 

. . . 3 234 Ztr. 

513 Ztr. 


1871 


Letaewand und 6ame. 

Bahnverkehr. 
Empfang 
11 332 Ztr. 


Versand 
2 366 Ztr. 


1*71 


Rohzucker und Raffinade. 

Bahnverkehr. 

Empfang Versand 

. . . 16 660 Ztr. 3440 Ztr. 
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Bier. ! 

a) S e e v e r k e h r. 

1871 . . ; Ausfuhr .... 833 Ztr. | 

b) Bahnverkchr. | 

Empfang Versand 

1871 .... 6813 Ztr. 289 Ztr. j 

Zichorien. 

a) Seeverkehr. 

1871 . . . Einfahr .... 86 Ztr. 

b) Bahnverkehr. 

Empfang Versand 

1871 .... 109 Ztr. 1 772 Ztr 

WMileofabrikate. 


Tabak and Tabakfabrikate. 

a) Seeverkehr. 

1871 : . . . Einfuhr ... 4 901 Ztr. 
(für den llauptzollamtsbezirk. 

b) Bahnverkehr. 

Empfang Versand 

1871 ... . 5130 Ztr. 1071 Ztr. 

Schiffbau. 

1871 wurde in Emden kein Schiff gebaut. 

Ree dere i and Frachtgeschäft. 

Es waren beheimatet in Emden 


a) Seeverkehr. | 

1871 . . . Einfuhr .... 2539 Ztr : 
(für den Hauptzollamtsbezirk). 
b) Bahnverkehr. 

Empfang Versand 

1871 ... . 8 782 Ztr. 420 Ztr. 


1863 . . 

87 Schiffe mit 5 534 Lasten 

1864 . . 

75 

V 

» 4572 

1865 . . 

80 

n 

, 4662 

1866 . . 

86 

T> 

» 5 370 

1867 ... 

84 

n 

„ 5379 

1871 . . 

79 

i» 

» 4973 


Das Reedereigesehüft in transatlantischer Fahrt hatte des Krieges 
wegen ein verhältnismäßig ungünstiges Ergebnis geliefert; die Schiffe 
mußten einen Teil des Jahres stilliegen und nach Eintreffen der Friedens-, 
nachrichten infolge des starken Angebots mit einem starken Sinken der 
Frachten rechnen. Auf dem europäischen Frachtenmärkte befriedigte das 
Ergebnis. 

Wie schon an anderer Stelle hervorgehoben ist, bestand schon seit 
längerer Zeit in Emden kein nennenswerter Eigenhandel mehr, infolge¬ 
dessen fuhren die der Emder Reedereiflotte angehörenden Schiffe nur in 
höchst seltenen Fällen mit des Reeders eigenen Gütern, sie hatten fast 
ausschließlich ilir Frachtgut selbst zu suchen und folgten daher in ihren 
Reisen, soweit tunlich, den Bewegungen des Frachtenmarktes. Von der 
Emder Flotte waren 1871 nur 62 mit einem Gesamt-Lastengehalte von 4298 
in Fahrt. Von diesen Schiffen wurden im ganzen 168 Reisen mit 
29 284 N.-Lasten ausgeführt, und zwar 330 Frachtreisen mit 20130 Lasten 
und 138 Ballastreisen mit 9154 Lasten. Es entfielen mithin 29,48% Schiffe 
mit 31,20 % Lasten auf die Ballastreisen. Die letzteren Reisen betrugen: 

1867 . . . 21,8 % mit 2 $,25% Lasten 1869 ... 23 % mit 22,83% Lasten 

1868 ... 29 „ „ 30,06 „ „ 1870 . . . 24.67 , „ 28,39 „ . . 

Der Schwerpunkt der Beschäftigung lag vorwiegend in der ^ord- 
und Ostsee, und zwar waren beteiligt: 

1. Ostsee, Nordsee und Weißes Meer an den Frachtreisen mit 
287 Schiffen und 15 288 Lasten, an den Ballastreisen mit 
121 Schiffen und 7242 Lasten; 
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2. Mittelländisches Meer an den Frachtreisen mit 16 Schiffen und 
1309 Lasten, an den Ballastreisen mit 6 Schiffen und 409 Lasten; 


3. außereuropäische Länder an den Frachtreisen mit 27 Schiffen-und 
3555 Lasten, an den Ballastreisen mit 8 Schiffen und 1503 Lasten. 


Schiffsverkehr im Emder Hafen. 

I. Segelschiffe. 

Im Ein- und Ansgang. 

1867 . . 959 Schiffe mit 3297) Lasten 1 

1868 . . 1274 „ „ 39 799 „ 

1869 . . 1276 „ „ 44 349 „ 

1870 . . 1181 „ „ 37 987 „ 


III. Fluß- und Wattschiffe. 
1871 .... Eingang; 

701 Schiffe mit 6311 Last Ladung 
130 „ „ 1 109 » ohne Ladung 

1871 . ; . . Ausgang: 

199 Schiffe mit 1 493 Last Ladung 
621 „ „ 4 529 „ ohne Ladung. 


1871 iin Eingänge 


IV. Kanalverkehr. 


1 126 Schiffe mit 34065 Lasten Ladung 
165 „ „ 2981 „ Baliast 

1871 im Ausgange 

396 Schiffe mit 9105 Lasten Ladung 
867 , „ 25 883 „ Ballast. 


1871 .... Eingang: 

5 219 Fährschiffe mit Torf, 

2800 Dorfschiffe „ Getreide und 
sonstigen Landesprodukten. 
Zurück mit Bedarfsgegenständen 
oder leer. 


Unter den Schiffen befanden sich 


128 deutsche. 

27667 Lasten 

131 holländische . . . 

6170 

19 

20 schwed.-norweg. . 

*•2268 

n 

6 dänische. 

406 

y» 

4 britische. 

314 

n 

1 französisches . . 

59 

n 

1 italienisches . . . 

150 

n 


* II. Dampfschiffe. 

1871 .... Eingang: 

1 Schiff mit 86 Last Ladung 
von Schweden-Norwegen, 
132 Schiffe mit 3 690 Last Ladung 
von Preußen, 

21 Schiffe mit 630 Last Ballast 
von Preußen, 


Königliche Bankkommandfter. 


1868 

. Gesamtumsatz 

5 881 400 Taler 

1 1869 

i» 

7 837 800 „ 

! 1870 

n 

9656600 „ 

1871 

* 

12111600 „ 

j 

Emder Genossenschaftsbank. 

I 1866 

, 

. Gesamtumsatz 

1 800 Taler 

1866 


216000 ^ 

1867 

• n 

1 388 600 „ 

1868 

• V 

3 637 600 * 

, 1869 

* » 

5838 900 „ 

1 1870 

n 

»578481 „ 

| 1871 

• V 

12705 859 ■„ 


OstfHesbche Hypothekenbank u. Hypotheken, 
tügnngskaeoe Emden. 


22 Schiffe mit 660 Last Ladung 
von Holland, 

1 Schiff mit 30 Last Ballast 
von Holland. , 

1871 . . Ausgang: 

1 Schiff mit 86 Last Ballast 
von Schweden-Norwegen, 

129 Schiffe mit 3 870 Last Ladung 
von Preußen, 

24 Schiffe mit 720 Last Ballast 
von Preußen, 

20 Schiffe mit C00 Last Ladung 
von Holland, 

3 Schiffe mit 90 Last Ballast 
von Holland. 


1871 . Gesamtumsatz 74 164 Taler 

Städtische Sparkasse (gegr. 1883). 

1838 Spareinlagenbestand 19100 Taler 


1843 
1848 
1863 
1858 
1863 >) 
1868 

1869 

1870 

1871 «) 


23100 
67 700 
124 400 
266136 
397 237 
265 693 
262472 
199125 
239 78t) 


Herabsetzung des Zinsfußes auf 2 2 /5%. 
Erhöhung des Zinsfußes auf 3—SVa 0 /«. 
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Potfwesen. 

Angokommene Briefo usw. 

1870-. . 307980 | 1871 . . 32«730 

Angekommeno Pakete und Geldsend. 
1870 . . 40122 | 1871 . . 44 064 

Abgesandte Pakete u. Geldsendungen. 
1870 . . 28836 \ 1871 . . 34038 

Aufgegebene Postanweisungen. 
1870 . . 7 943 | 1871 . . 8 429 

Zahl der verarbeiteten Depeschen. 

1868 . . 209187 1870 . . 220612 

1869 . . 218095 1871 . . 236018 

Zahl der aufgegebenen Depeschen. 

1868 . . 7 713 I 1870 . . 11681 

1869 . . 9 111 j 1871 . . 12389 

Ems-Lotswesen. 

Personalbestand. 


lHlo . 

. . . | 

1871 . 


SurlotsgeldeinnaluiM*. 

1861 . 

11 425 Taler 

von 941 

1865 . 

9 730 „ 

. 1000 

1870 . 

12 498 r 

„ 1 300 

1871 . 

2« 493 

„ 2 240 


Eisenbahn. 


Personen vorkeh r. 

Jahr 

i 

Zahl der 
angekom- 
niciien 
; Reisen- 
j den 

| Zahl 

1 der abge-, 

1 gangenen 

1 Reisen- 

| den i 

Ein¬ 

nahme 

Taler 

1868 

1 89 658 

; 39 857 1 

23663 

1869 

55 818 

1 47 859 ' 

22475 

1870 

52 178 

45 85;; 

20 863 

1871 

71 567 

58 897 

2/ i 76 


<»ii te 

tv erkeh r. 


Jahr 

j Empfang 

j Versand 

Ein¬ 

nahme 

i 

Ztr. 

j Ztr. 

Taler 

1868 ! 

i 

811 059 

222856 j 

37103 

1869 i 

239 816 

355 323 * 

54 743 

1870 

303 501 

638 489 . 

58 230 

1871 

313 &18 

675 504 

91 430 


Die Zahl der Einwohner Emdens betrug am 1. Dezember 1871 = 
12 ö8(). 


Manche Zahl aus der vorstehenden Verkehrsstatistik mutet angesichts 
dea Bestrebens, Emden zu einem Großseehafen zu machen, eigenartig an, 
es ist aber zu berücksichtigen, daß Emden um jene Zeit, wenn es auch 
noch nicht den größten Tiefstand seines Handels und Verkehrs erreicht 
hatte, bereits so viel von seinem einst bedeutenden Handel und Verkehr 
eingebüßt hatte, wie kaum jemals vorher eine Stadt von der gleichen 
früheren Bedeutung. 

Warum sollte nicht, wenn alle Vorbedingungen, ein großer, mit den 
neuesten Ueberladevorriehtungen ausgerüsteter Hafen, eino brauchbare 
Fahrstraße nach See, gute Verbindungen mit dem industriereichen Hinter¬ 
lande, vorhanden waren, Emden seinen Platz an der Sonne — dem Welt¬ 
handel — wiedergewinnen! Das Projekt der Verbindung des ersten deut¬ 
schen Kriegshafens mit Emden stand schon auf der Tagesordnung. Wenn 
auch mit dem im Anfänge der achtziger Jahre in Angriff genommenen Bau 
des Eros-Jade-Kanals für Emdens Handel einstweilen noch nicht viel ge¬ 
wonnen wurde, da der Kanal mehr Kultur- und Entwtisserungszwecken zu 
dienen bestimmt war, so erreichte die Stadt doch, daß ihr die Unterhaltung 
des Hafens, der nebst dem Binnen- und Außenfahrwasser einen Teil 
des Kanals bilden sollte, im Jahre 1879 wieder nbgenommen wurde 
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und die Staatsregierung aus dem bisherigen Tidehafen einen Duckhafen 

herstellte. / 

Mit einem Kostenaufwande von rund 1800 000 <M schuf die Königliche 
Staatsregierung in den Jahren 1881—1891 Verbesserungen im Emder 
Hafen, Binnen- und Außenfahrwasser, die zwar 1 zunächst durch die Ein¬ 
mündung des Ems-Jade-Kanals notwendig geworden, im übrigen aber der 
Hebung des Schiffsverkehrs zu dienen bestimmt waren. Die wichtigste 
war die neben den beiden alten Schutz- und Entwässerungsschleusen 
angelegte Kammerschleuse mit 120 m nutzbarer Kammerlänge, 15,o m 
lichter Weite in der Höhe des gewöhnlichen Hochwassers und 6,70 m 
Drempeltiefe unter diesem Wasserstande. Als Zugang zur Schleuse vom 
Außen- und Binnenfahrwasser waren Kanäle von 7 m Tiefe hergestellt, 
die an beiden Seiten der Schleuse zu Schiffsliegeplätzen erweitert wur¬ 
den. Während der Schiffsliegeplatz im Binnenfahrwasser vor der 
Schleuse eine Tiefe von 7 m erhielt, wurde der übrige Teil diese» Fahr¬ 
wassers durch Spülen und Baggern auf 5 m Tiefe gebracht. Außer der 
Wiederherstellung, Ergänzung und Verbesserung der Ufereinfassungen 
des Binnen- und Außenfahrwassers wurden auf der rechten Seite des 
Binnenfahrwassers zwischen der Eisenbahn-Drehbrücke und dem Rats¬ 
delft Gleisanlagen und an der neuen Seeschleuse ein Eisenbahn-Güter¬ 
schuppen nebst Gleisverbindung zum Hauptbahnhof für den Schiffsüber- 
gangsverkehr hergestellt. Durch die Gleisanlagen auf dem rechten Ufer 
des Binnenfahrwassers, die Anschluß an die inzwischen fertig gestellte 
Küstenbahn erhielten, wurde das ostfriesische Hinterland mit dem Emder 
Hafen in Verbindung gebracht. Der gesamte Hafen ging nach Fertig¬ 
stellung des Ems-Jade-Kanals im Frühjahr 1888 auf den Staat über und 
hätte, wenn er schließlich den großen Nachbarhäfen gegenüber auch noch 
nicht konkurrenzfähig war, damals schon für eine wesentliche Zunahme 
des Verkehrs genützt. Aber das Vertrauen zum neuen oder verbesserten 
Emder Hafen fehlte noch in Reeder- und Handelskreisen. Der Aufschwung 
im Schiffsverkehr, der seit der Einverleibung Hannovers eingesetzt 
und auch nach dem deutsch-französischen Kriege noch zugenommen hatte, 
war nur vorübergehend. Es fehlten die Vorbedingungen dafür, nftmlieh 
Dampferverkehr, billige Bahnfrachten, Eigenhandel. Der Verkehr nach 
den Emshäfen war fast ausschließlich auf die Segblschiffahrt zuge- 
sehnitten, die den Wettbewerb mit der ständig zunehmenden Dampf¬ 
schiffahrt um so weniger aufnehmen konnte, als die ostfriesischen Segel¬ 
schiffe entsprechend den örtlichen Strom- und Hafenverhältnissen durch¬ 
weg nur mäßiger Größe waren. Diese einen noch beträchtlichen Wert 
darstellenden hölzernen Schiffe baldigst abzustoßen und durch große 
eiserne oder durch Dampfer zu ersetzen, wagte man nicht, sei es, daß 
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die Mittel fehlten, sei es, daß das Risiko gegenüber der Konkurrenz der 
Nachbarhäfen und dem unsicheren Verkehr zu groß war. Der Schiffbau 
lag infolge dessen zu dieser Zeit in Emden ganz im Argen und befaßte 
sich vorzugsweise mit Wiederherstellungsarbeiten. Ein wesentliches 
Hindernis für die Zunahme des Verkehrs bildete u. a. im Getreidegeschäft, 
-einem auch für Emden wegen seiner Beziehungen zur Ostsee ins Ge¬ 
wicht fallenden Handelszweige, der seit dem Jahre 1880 eingeführte. Aus¬ 
nahmetarif. Die früheren, für die Emshäfen erheblich günstigeren See¬ 
einfuhrtarife hatten diesen gegenüber den holländischen und belgischen 
Häfen noch eine Wettbewerbsmöglichkeit bei der Versorgung der be¬ 
völkerten Provinzen Rheinland und Westfalen gelassen. Durch Ver¬ 
billigung der ausländischen Bahn- und Rheinfrachten fiel jedoch die Ge- 
treideeinftihr für das westliche Deutschland zum größten Teile Rotterdam 
und Antwerpen zu. Die Verhältnisse wurden im Jahre 1882, als auch 
der Ausnahmetarif aufgehoben und durch einen um. mehr als 30 % 
höheren Tarif ersetzt wurde, für die Emshöfen noch ungünstiger. Nicht 
weniger als die Getreideeinfuhr ging auch die Holzeinfuhr zurück, die 
für Emden ebenfalls von größter Bedeutung war. Während die Seeein¬ 
fuhr an Holz, dio 1867 nach der vorstehenden Verkehrsstatistik nur 105 
Schiffe mit 6183 Lasten betrug, im Jahre 1871 auf 222 Schiffe mit 21747 
Lasten und einem Bahnumschlag von 13 000 t gestiegen war, ging sie 
nach einer vorübergehenden Steigerung wieder so weit im Jahre 1877 
zurück, daß der Bahnversand ab Emden sich kaum noch auf 4200 t be¬ 
lief. Aehnlich wie bei der Getreideeinfuhr spielte auch bei der Abnahme 
der Holzeinfuhr der Frachtsatz eine ausschlaggebende Rolle. Da man 
fast ebenso billig nach den holländischen Häfen wie nach den Emshäfen 
verfrachten konnte und von Holland wieder geringere Frachten nach 
dem Rheinland und Westfalen hatte als von Emden, Leer und Papenburg, 
ging die Holzeinfuhr naturgemäß in den Emshäfen erheblich zurück. In 
Emden allein nahm der Verkehr in 10 Jahren (1873—1883) um 66*/a % 
ab, die Einfuhr fiel von 24 000 auf 7000 Lasten. Einen gewissen Aus¬ 
gleich für diesen Ausfall bot die infolge ermäßigter Eisenbahntarife in 
den 70er Jahren in den Emshäfen allmählich aufgekommene Ausfuhr von 
westfälischer Kohle und Koks, die zwar die englische Kohle noch nicht 
völlig zu verdrängen vermochte, immerhin aber von solchem Einflüsse 
war, daß die englische Einfuhr dort ständig zurückging. Bereits im 
Jahre 1877 fiel diese in Emden um mehr als 2000 t gegen das Jahr 1876, 
zu welcher Zeit sie noch 57001 betrug. Die Seeausfuhr an westfälischer 
Kohle und Koks belief sich in Emden 1877 auf 3500 t, 1878 auf 5400 t, 
1879 auf 5400 t, während in den gleichen Jahren noch 3700t, 3600t, 3500 t 
englischer Kohle eingeführt wurden. 
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Eine wesentliche Zunahme des Verkehrs stellte sich aber gegenüber 
dem allgemeinen bedeutenden Anwachsen des deutschen Seehandels und 
der deutschen Schiffahrt noch nicht in dem erwarteten Maße ein. Es läßt 
sich das ebenso leicht aus der zurückgegangenen Einnahme an Seelots¬ 
geld für Emden wie an der Abnahme des Schiffsbestandes festBtellen. 
Die erster« betrug 1SS0 11057 cfl, 1895 9351 Ji, 1889 9705 c H\ der letztere 
belief sich: 


1880 . . 77 Schiffe mit 8107 Tonnen 

1885 . . 55 „ „ .5388 

1890 . . 40 „ „ 3 423 „ 

1895 . . 55 „ „ 3991 „ 


189t» . . 66 Schiffe mit 4 784 Tonnen 

1897 . , 68 „ „ 4643 „ 

1898 . . 65 „ „ 5092 „ 


Erst mit dem Begine der 90er Jahre trat eine merkliche Besserung 
im Schiffsverkehr ein. Nach den Aufzeichnungen betrug in Emden 


der Eingang der Ansgang 


irn 

Jahr© 

1891 . 

810 Schiffe mit 39155 t 

849 Schiffe mit 46 455 t 

7? 

n 

1895 . 

. 1053 „ 

„ 78859 , 

1040 

„ 85 831 „ 

•* 

y» 

1896 . 

.1121 

„ 86329 , 

1188 

„ 99751 , 

n 

9 

1897 . 

.1126 

„ 73 388 „ 

1 160 

„ 81876 , 

T 

n 

1898 

. . 1 136 , 

„ 75523 , 

1216 „ 

„ 87866 ,. 


Im Vergleich zum Jahre 1871 war der Seeverkehr Emdens 20 Jahre 
später im Jahre 1891 noch zurückgeblieben. Während 1871 in Emden 
1468 Schiffe mit 42 1321 ein- und 1430 Schiffe mit 40 3541 ausliefen, betrug 
der Eingang 1891 nur 810 Schiffe mit 391551 und der Ausgang 849 Schiffe 
mit 46 455 t. Zwar war der Tonnengehalt um etwa 3000 t gestiegen, dagegen 
die Zahl der Schiffe um mehr als 1200 zurtickgegangen. Unter den 1871 
ein- und ausgelaufenen Schiffen befanden sich 163 fremde mit 9369 t. 
Bereits im Jahre 1898 belief sich der Ein- und Ausgang an Seeschiffen 
in Emden auf 2351 Schiffe mit 163 3891, darunter 259 fremde mit 28 058 t. 
Das Mehr gegen 1891 betrug also in 7 Jahren schon über 60 % an Schiffen 
und über 90 % an Tonnen. 

Noch bevor die durch den Bau des Ems-Jade-Kanals verbesserten 
Emder Hafenanlagen zur Geltung kommen konnten, trat ein Ereignis ein, 
das schon jahrhundertelang früher seine Schatten geworfen, jedoch erst 
jetzt zur Tatsache werden und Emden zum großen Heile dienen sollte. 
Durch Gesetz vom 8. Juli 1886 genehmigte der preußische Landtag die 
Ausführung eines Schiffahrtskanals, der Rhein, Ems, Weser und Elbe 
miteinander verbinden sollte, und bewilligte hierfür 58 400 000 M, die zu¬ 
nächst der Herstellung eines Kanals von Dortmund nach den Emshäfen 
■und der notwendigen Erweiterung des Emder Binnenhafens zu dienen 
bestimmt waren. In der Begründung zu diesem Gesetze war gesagt, daß 
•die Häfen Papenburg, Leer und Emden zu klein seien, um einen lebhaften 
XJmladeverkehr zwischen den Kanal- und Seeschiffen, wie ein solcher 
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die Voraussetzung des gesamten Kanalverkehrs bilde, zu vermitteln, 
auch diese Häfen weder die hierfür erforderlichen mechanischen Ein¬ 
richtungen noch ausreichende Eisenbahnanschlüsse besäßen. Wenn man 
aber überhaupt darauf ausgehe, durch die Kanalvorlage einen großen 
Emladeverkehr zur Entwicklung zu bringen, so müßten von vornherein 
die hierzu notwendigen Vorbedingungen geschaffen werden. Solches 
den kleinen und finanziell schwachen Hafenstädten an der Emsmündung 
zu überlassen, werde zur Erreichung der angestrebten Ziele nicht der 
richtige Weg sein. Daher müsse mindestens einer der vorhandenen 
Häfen so ausgebaut und mit den erforderlichen mechanischen Einrichtun¬ 
gen und Eisenbahnanschlüssen versehen werden, daß er nicht allein dem 
zunächst zu erwartenden Bedürfnisse zu genügen, sondern auch der 
späteren Entfaltung des Verkehrs zu folgen imstande sei. Dazu wurde 
der Hafen von Emden bestimmt. Daß für diese Anlage gerade Emden ge¬ 
wählt wurde, finde darin seine Begründung, daß hier der Hafen für die 
große Seeschiffahrt am leichtesten und bequemsten zu erreichen sei und 
zugleich der Anschluß an den Ems-Jade-Kanal stattfinde, ferner daß der 
hier unmittelbar an der Nesserlander Schleuse und neben dem Binnen¬ 
fahrwasser belegene große fiskalische Königspolder oin für die Hafen¬ 
anlage vorzüglich geeignetes Gelände bilde und daß der ohnehin erfor¬ 
derliche Kanal von Oldersum nach Emden Gelegenheit gebe, die Be¬ 
rührung der Kanal- und Seeschiffe in vollkommenster Art zu vermitteln. 

Was dom Großen Kurfürsten vorgeschwebt und von dem Fürst¬ 
bischof Clemens von Münster mit der Erbauung des Klcmenskanals ver¬ 
sucht worden, wurde nun Wirklichkeit. Rheinland und Westfalen, die am 
dichtesten bevölkerten und industriereichsten Provinzen des preußischen 
Staates, erhielten ein eigenes Seetor an der Xordseeküste. Die preußische 
Regierung löste das Versprechen ein, das der hannoversche Staat bei 
der Abtretung Ostfrieslauds 1815 gegeben und bis zur Wiedereinver¬ 
leibung (1866) nicht gehalten hatte, nämlich die Ems schiffbar zu machen. 
Groß waren die Widerstände, die vor der Genehmigung des Gesetzes zu 
überwinden waren. Die Interessen der an einem aus dem rheinisch-west¬ 
fälischen Induslrierevier nach der Küste führenden Kanal beteiligten 
Kreiso waren so verschieden, daß cs nur einer ziclbewußtcn, auf die 
Hebung der Emshäfen gerichteten Politik der preußischen Staats¬ 
regierung gelang, diese Hemmnisse zu beseitigen. Führende Industrie¬ 
kreise wollten durch die Ilerslolluug eines für größere Seeschiffe befahr¬ 
baren Kanuls von 7 m Tiefe Dortmund zum Seehafen machen, andere 
Kreise der Industrie legten das Hauptgewicht auf den Bau eines Mittel¬ 
landkanals, der den Rhein mit Bremen und Hamburg verbinden und der 
Industrie Gelegenheit geben sollte, je nach der Wahl holländische oder 
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deutsche Häfen zu ihren Verfrachtungen heranzuziehen. Auch fanden 
sich Interessenten, die den ersten Teil der Kanalstrecke (Dortmund— 
Henrichenburg) in größerer Tiefe als den anderen haben und dadurch 
den Verkehr nach der Rheinseite ziehen wollten. Alle diese Pläöe wür¬ 
den dazu geführt haben, daß der Emskanal in seiner Endstrecke ein totes 
Glied des ganzen Kanals geworden und die Emsh&fen entweder nur 
Durchgangshäfen oder Häfen von untergeordneter Bedeutung geblieben 
wären. . 

Der nationale Gesichtspunkt, dem westlichen Deutschland ein vom 
Auslande unabhängiges Seetor zu verschaffen, und der zugleich auf die 
Hebung Ostfrieslands gerichtete politische Gedanke; Preußen einen kon¬ 
kurrenzfähigen Großseehafen an der Nordsee zu geben, würden nicht ver¬ 
wirklicht worden sein, wenn die verschiedenen Sonderinteressen berück¬ 
sichtigt worden wären. 

Von der Genehmigung des Baues bis zu seinem Beginne und weiter 
bis zu seiner Fertigstellung verging noch eine geraume Weile. Erst im 
Jahre 1898 war das große Werk, das im ganzen einschließlich der Nach¬ 
bewilligungen 80 Millionen Mark beanspruchte, vollendet. Der Kanal er¬ 
hielt eine durchschnittliche Wassertiefe von 2,5 m, eine Sohlenbreite von 
18 m und eine Spiegelbreite von 30 m bei gewöhnlichem Wasserstande, die 
Schleusen bekamen, abgesehen von den größeren Schleppzugschleusen, 
eine nutzbare Kammerlänge von 8,o m, die lichte Durchfahrthöhe der 
Brücken betrug 4 m. Wesentlich für Emden war die Herstellung des 
Seitenkanals von Oldersum bis Emden, die von selbst dahin führte, daß 
der Kanal im Binnenhafen mündete und der Verkehr zu einem erheblichen 
Teile der Stadt unmittelbar zugute kam. - Auf die Ausgestaltung des 
Binder Binnenhafens und den Bau eines Vorflutkanals, der den Ems-Jade- 
Kanal entlasten und die bisherige zeitweise Senkung des Wasserspiegels 
des Binnenhafen überflüssig machen sollte, wurden im ganzen 6 684 000 JC 
verwendet Wenn durch die neuen Anlager^die früher bis an die Stadt¬ 
mauer heranreichende Emder Hafenbucht auch nicht wiedererstand, so er¬ 
hielt der Hafen doch Wasserflächen und Anlagen, die an die alten Zeiten 
erinnern konnten. Das Binnenfahrwasser selbst wurde zum Hafenbassin 
uungestaltet und an der Stelle, wo der Dortmund—Emshöfen-Kanal ein¬ 
mündet, mit einem Wendeplätze von 175 m Breite versehen. Hier können 
15 größere Seeschiffe in 7 m Wassertiefe an Duc d’Alben liegen und ihre 
Frachten in Kanalschiffe umladen. An der gegenüberliegenden Seite stellte 
die Stadt auf eigenem Gelände 3 Hafeneinschnitte von je 340 m Länge, 
60 in Breite und 6 m Tiefe her, die auf beiden .Seiten mit umfangreichen 
Lagerplätzen versehen sind. Für den Umschlagsverkehr vom See- und 
KanaJschiff auf die Eisenbahn und umgekehrt wurde von der Staats- 
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regierung ein Zungenkai von ÖO m Breite neben der Einmündungestelle 
des Kanals geschaffen und mit einem Bohlwerk von 255 m Länge, Eisen- 
bahnanachlttssen, einem Lagerschuppen von 1660 in Grundfläche und 
6 beweglichen elektrischen Portalkränen von je 8,26 t Tragfähigkeit aus¬ 
gerüstet Am Ende des Kais wurde ein größerer feststehender Kran von 
10 t Tragfähigkeit aufgestellt Die gesamte Wasserfläche des Binnenhafens 
bis zur Eisenbabndrehbrttcke umfaßt ohne die städtischen Hafeneinschnitte 
25 ha, wovon 16 ha eine Tiefe von 6,5 m haben. Das Außenfahrwasser 
wurde mit einem Kostenaufwande von 965 000 J( unter entsprechender Siche¬ 
rung und Begradigung von 17 m auf 40 m verbreitert und auf 8,6 m 
unter Mittelhochwasser vertieft, um als Zufahrtkanal zum Binnenhafen zu 
dienern 

Auch der ältere Stadthafen hatte durch die Niederlegnng des Stroh- 
deiches, neue Ufereinfassungen, Anlage der massiven Rathausbootstreppe 
und Ausbaggerungen erhebliche Verbesserungen erfahren, die dem kleineren 
Schiffsverkehre sehr förderlich waren. Das Hafenbecken vor dein 
Scbreiershoek besitzt eine Breite von 116—172 m und eine Tiefe von 5,3 m, 
seine Abzweigungen, der Rats- und Faldemdelft, sind 228 und 280 m lang 
und 27—36 sowie 30—50 m breit, ee wird nach der Seeeeite von der Eiaan- 
bahndrehbrticke und nach der Stadtseite von der Bootstreppe und dem 
roten Siel, der Einmtindungsstelle des Ems—Jade-Kanals begrenzt. 

tSchlutt folgt.) 
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Die königlich bayerischen Staatseisenbahnen 

iu dea Jahren 1914 nad 1916. 


Hie nachstehenden Mitteilungen sind den Jahresberichten der königl. 
bayerischen Staatseisenbahnverwaltung für die Berichtsjahre 1914 und 
1915 entnommen 1 ). 

I. Längen. 


1 

O 


Eigen tunislänge am Ende des Jahres . 
Betriebslänge „ „ „ 

Davon waren: 

mehrgleisig. 

Haupteisenbahnen. 

Nebeneisenbahnen. 

Vollspurbahnen. 

Sehmalsparbahnen. 

Betriebslänge im Jahresdurchschnitt: 

a) für den Personenverkehr .... 

b) „ „ Gflterverkehr. 

ci im ganzen. 

Außerdem waren am Ende des Jahres 
noch Anschlußbahnen ohne öffent¬ 
lichen Verkehr (vorwiegend Privat¬ 
eigentum) vorhanden . . . Anzahl 


II. Anlagekapital. 


Das verwendete Anlagekapital betrug: 

1. am Ende des Jahres überhaupt . M 

auf 1 km Eigentumslänge .... „ 

2. im Jahresdurchschnitt (ohne Zu¬ 
schüsse Dritter) . „ 

l > Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916, S. 1168 ff. 

Google 


19 14 

1 9 1 ft 

Kilo ui 

e t o r 

■ 8 436,14 

8 485,12 

; 8 358,46 

8 407,64 

• 3125,03 

3 125,03 

i 4 817,70 

4 817,70 

, 3 540,7G 

3 589,94 

! 8 242,69 

8 292,19 

) 115,77 

115,45 

1 

8 162,48 

8 228,13 

8 283,99 

8349,69 

8 308,28 

8 373,98 

1 203 

1 228. 

tal. 


19 14 

19 15 

2 381 865 187 ! 

2 401 218 646 

282 341 1 

282 992 

2 297 788 418 

2 325 139 87k 
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100 Di© königl. bayerischen Staateeisenbahnen in den Jahren 1914 u. 1915. 


III. Fuhrpark. 


1. Bestand am Ende des Jahres: 

Lokomotiven . 

Triebwagen. 


zusammen . . 

Tender ... 

Personenwagen (eingerechnet die Per- 
sonenabteiLe der Triebwagen) . . 

mit Achsen. 

in den Personenwagen befanden sich 

überhaupt Plätze. 

durchschnittlich auf 1 Achse .... 

Gepäckwagen . .. 

mit Achsen.. . 

Güterwagen einschl. Bahndienstwagen 

mit Achsen.. 

Ladegewicht auf 1 Achse. 

Postwagen. 

mit Achsen. 

Außerdem Privat ; Güterwagen .... 
mit Achsen .. 

2. Beschaffungswert dieser Fahrzeuge: 

insgesamt . . . .. 

Davon kamen auf: 

1 Lokomotive. 

1 Triebwagen (mit Personenabteil) ,, 

y \ Personenwagen. ,, 

1 Gepäckwagen. ,, 

1 Güterwagen usw. „ 

1 Postwagen. „ 

3. Im Jahresdurchschnitt standen zur 

Verfügung: 

Lokomotiven und Triebwagen . .Stück 
Personenwagen mit den Personen - 
abteilen der Triebwagen . . ,, 

mit Achsen . . .. „ 

Gepäckwagen.. „ 

mit Achsen. „ 

Güterwagen usw.„ 

. v mit Achsen ......... 

‘.Im ganzen Wagen ....... ,, 

mit Achsen. 


19 14 

19 15 

2 483 

2 501 

25 

25 

2 508 

2 526 

1 368 

1 360 

7 543 

7 544 

19 202 

19 236 

354 398 

354814 

! 18,5 

18, 

1 757 

1 752 

3 927 

3 917 

59 386 

61 176 

119 241 

123 426 

6,8 

6,8 

j 407 

424 

1 248 

1310- 

1 552 

1 673 

3 109 

3351. 

425 781 392 j 

433 165 363. 

51429 

38 400 1 

51 763 
.38400 

12 255 

12275 

7134 I 

7 142 

3 150 

3 143 

13 230 '* 

. * 1 
1 

' 13 432. 

* :-.l 

i 

2 489 | 

2 517 

7 493 

7 544 

19 052 ■ 

19 219 

1755 

. 1 755 

• 3 922 : 

3 922 

57 649 

60 281 

116 013 1 

121 3& 

66 897' 1 

i 

; >V: ‘ 69 580 

138987 [ 

144 475. 
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Die königl. bayerischen 81 aatseiaenbahnen in den Jahren 1914 u. 1915. 101 


Leistungen der Fahrzeuge. 

a) Die eigenen und fremden Lokomotiven und Triebwagen haben *uf 
den eigenen Betriebsstrecken zu- jj 1914 j 19 1 6 
rückgelegt: • | == === ==== ===—— 

Lokomotivkilometer im ganze’n.; 95 292 579 t 85 016 309 

auf 1 km durchschni^tl. Betriebslänge 11 470 10 152 

Lokomotiv n u t z kilometer der eigenen , 

Lokomotiven usw. auf eigenen und 

fremden Strecken.) *70 023176 i 60 743 688 

durchschnittlich auf 1 Lokomotive . . : 28 133 25 598 

Zugkilometer. 65 302 784 56 181 187. 


b) Auf den eigenen Betriebs- jj_ 1J> 1 4_ 1 , ^ _1915 

Strecken sind von den eige- ]! Achskilometer 


nen und fremden Wagen ; 


auf 1 km 


auf 1 km 

zuröckgrelegt worden: | 

j überhaupt 

1 durch sehn. 
Betriebs- 

überhaupt 

durchsehn. 

Betriebs- 

von 


länge 

t ( 

länge 

1 

den Personenwagen .... 

! 712 839 520 

1 87 271 

i 620402245 

75400 

. Gepäckwagen . 

173 868279 

20988 

1 140063 709 

16775 

, Gütorwagen. 

; 1577 892 242 

190475 

1 463 771616 

174111 

. Eisenbahnpostwagen . j 

77 494470 

9 494 

67193 664 

8 166 

sämtlichen Wagen . . 

; 2541 594 5*1 

306911 

| 2281 431 134 

272 443. 


c) Die durchschnittliche Stärke der geförderten Züge (Achsen) betrug bei den 


^K*hnelizii|ren 

Eilzügen 

Personenzügen j 

-1 - 

Güterzügen 

1 Arbeitszügen 

allen Zügen 

1914 

1915 

1014 

1915 

1914 

1915 | 

1914 

1915 

1914 

1915 

j 1914 i 

1915 

29 

30 

24 

27 ; 

28 1 

26 

1 

64 

72 

7 

7 

39 

4L 


IV. Verkehr. 


1. Personenverkehr, a) Im ganzen. 




19 1 

! insgesamt 

4 

% 

19 1 

insgesamt 

5 

% 

1. Es wurden befördert: 

in der 1. Wagenklasse Reisende 

: 183 870 

0,16 

1 

1 63 549 

0,06 

. - 2. 

» 

2285 407 

1,99 

1808 270 

1,61 

1 U s. » 

n 

25 890674 

22^9 

| 21140001 

18,83 



81208540 

, 70,84 

77 125 880 

68,71 

auf MiliUirfahrkarten . 

1 

n 

5 063 413 

4,49 

12104212 

10,79 

insgesamt . . 

Reisende 

i 114631904 

100 ,«0 

112241912 

1 100,00 
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102 Die königl. bayerischen Staatseisonbahnen in den Jahren 1911 u. 1915. 



j 19 14 

; insgesamt % 

1 91 

j insgesamt 

5 

% 

2. Von den beförderten Reisenden 

jf 




wurden durchfahren: 



, 


in der 1. Wagenklas.se lVrskm 

-28 944 610* 

O.M 

8‘>98 943 

0,27 

o 

** •—* V !*1 

198 483787 

♦V* 

1U9 132835 

3,33 

n y* r> r> 

886 593 564 

20,4‘j 

015 840095 

16,?» 

77 7» 1* 77 *7 

1 811 988 073 

54,13 

1027 387071 

19,c; 

auf Militärfahrkarten . ^ 

421211 747 

i- 

12,58 

! 917 001 804 

, 27,y: 

insgesamt . . Perskm 

3 347 221 771 

100,oii 

3 278 360 748 ' 

100,o*i. 

■>. die Einnahmen betrugen: 





für Fahrkarten 1. Klasse* . . M 

2 103 153 

2,83 

G88 40I 

1,07 

*7 7? 77 * • •« 

9 430950 

12,37 

5 219504 

8,12 

fl fl 1* fl * »7 

24 652 520 

32,33 

17039968 j 

26,&i 

« 77 1* ” 

35 682434 

40,73 

31970008 ! 

49,74 

„ Militärfahrkarten . . . . „ 

4 329 333 

5,cs 

9 360689 

14,.-* 

insgesamt. <H 

76 258 390 

100,oo 

64 278 555 

100,a>. 


1. Auf 1 km durchschnittlicher Betriobslnnge für den Personen- 


verkehr kamen: 




1 9 1 4 

l 9 1 :> 

Reisende. 


. . 


14 014 

13 041 

l’ersonenkilom.-ter 

. 

. ■ • 

410 077 

HOB 43H 

Einnahmen. 




i) 343 

7 

Bl 2. 

5. Im Durchschnitt betragen: 






i 

19 14 


t 

I 

19 15 



die 

die Einnahmen 

i 

die 

die Einnahmen 

. hei den Reisen 

durch¬ 

fahrene 

für 

durch¬ 

fahrene 

für 


Wege- 

i Person 

1 Per- 

; Wege- 

1 Person 

1 Per- 


strecke 

(Fahrt) | 

sonenkni' 1 strecke 

(Fahrt) 

sonenkui 

• 

km 

\. 

-5 

, km 

J6 


auf Fahrkarten 1. Klasse 

f ' 

'■ 157.1* 

11,70 

7,17 

HI.Gl 

10.83 

t .(}.*» 

o 

77 77 — 77 

86, *7. 

t.i :> 

4,««4 

00,35 

2..v.> 

4.78 

fl ?» T» 

34,21 


-2,7. 

29.1;; 

0,M 

2.77 

75 77 4. fl 

22.31 

o,u 

1 

21.10 

0.41 

l.'X. 

Militärfahrkarten . . 

83,io 

0.M? 

1,07, 

i 5,7G 

0.77 

l.OJ 

insgesamt . . 

29,20 

0,(57 

2.28 

29,21 

0..7 

K%. 

f». Von dem Gesamtpersonenvcrkehr kamen: 





19 14 



19 15 


auf den 

Reifende 

u_ 

Per- 

sonenki» ( 

Ein¬ 

nahmen 

M 

j| Reisende 

Per- 

sononkm | 

Ein¬ 

nahmen 

Binnenverkehr . . . % 

i 1 ' 

! 90,32 

71, OG 

66,77 

'! 90.7K 

75.75 

74,‘*i 

direkten Vorkehr . . „ 

8,22 

20,(55 

24,56 

! 7,n.: 

1 ^..57 

20, os 

Durchgangsverkehr . „ 

1,4(5 

7,m'j 

8.(57 

| 1,5.: 

5,GS 

5.1 ij. 
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Die königl. bayerischen Staatseisenbahnen in den Jahren 1914 u. 1915. 108 


b) Nach den Arten der benutzten Fahrkarten geordnet: 



19 14 
insgesamt j 

!! 19 16 

% |) insgesamt 

% 

1 

I. Anzahl der beförd. Reisenden: 

| 

• 

1- 


auf einftclie Fahrkarten (mit 



! 


Doppelkarten). 

82406228 

71,90 

69 668 782 

62,07 

_ Militärfahrkarten., 

5 063 413 

4,42 

12104212 

10,78 

„ Rückfahrkarten aller Art . ! 

26833906 ; 

23,40 

30418774 

27,io 

_ Rundreisekarten und -hefte 

328 362 1 

0,28 

50144 

0,06 

zusammen . . . 

114631904 1 

100,00 

112241912 

100,oo. 

•>. Anzahl der gefahrenen Per- 

J 




sonenkilometer: 





auf einfache Fahrkarten. . . . 

2 557 291682 

76,40 

1977 607636 

60,82 

n Militärfahrkarten.ii 421211747 

12,68 

917 001 804 

27,97 

, Rückfahrkarten aller Art . 

340148704 

10,16 

380114665 

11,69 

, Rundreisekarten und -hefte 

28569738 i 

0,86 

3636743 

0,19 

zusammen . . . 

3347221 771 

100,00 

3278 360748 ; 

100,00. 

3. Einnahmen aus dem Absatz: 



; j 


von einfachen Fahrkarten . . . 1 

65927 271 

86,45 ' 

48695160 ! 

75,76 

„ Militärfahrkarten.i 

4329883 

5,68 , 

9360689 

14,66 

„ Rückfahrkarten aller Art . j 

3614219 i 

4,73 I 

4 776396 

7.48 

, Rondreisekarten u. -heften j 

1 177 822 

1,55 

146842 j 

0,23 

„ Bett- nnd Zuschlagkarten . 

1209745 , 

1,69 i 

1299466 1 

2,02 

zusammen . . . 

76258390 ! 

lOO/X) | 

64 278 555 

lo0,oo. 

4. Im Durchschnitt ergaben sich: 





19 14 

f 

19 15 



bei den Reisen 
auf 


durch¬ 

fahrene 

Wege¬ 

strecke 


Einnahmen für 


1 Person I 
(Fahrt} , 


1 Per¬ 
sonen Wm 


durch¬ 

fahrene 

Wege¬ 

strecke 


Einnahmen für 


1 Person 
(Fahrt) 


1 Per- 
sonenkm 


t 

km 

M j 

1 ^ 

km 


-5 

I 

••infache Fahrkarten . . . |j 

* 

31/13 , 

0,80 

l! 

2/» 1’ 

28,» 

0,70 

2,46 

Militärfahrkarten 

83,19 

0,86 

1,03 j( 

75,76 

0,77 

1 ,o-j 

Rückfahrkarten aller Alt j 

[ 12,68 1 

0,13 

1,06 |i 

12,60 

0,1(5 

1,96 

Rundreisekarten u. -hefte ; 

87,01 

3,59 

4.18 , 

72,53 

2,99 

4,04 

insgesamt 

29,20 

0.67 

2,98 I 

29.-.-1 

0,57 

1.96. 


2. Gepäckverkehr. 


Reisegepäck wurde befördert . . t 
Zurdokgelegte Tonnenkilometer (von der 
Gesamtlast des Reisegepäcks) . . . 

Erzielte Einnahmen. K, 

Hund6 (bei Reisenden) wurden befördert 
Erzielte Einnahmen.<.«; 


1 !) I 4 

271 962 

15 409 746 
3 679 781 
358 938 
158 354 


19 15 

238 259 

11 475 986 
2 670 382 
336 272 
142 110. 
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104 Die königl. bayerischen Staateeisenbahnen in den Jahren 1914 u. 1915. 


9. Güter- und Tierverkehr 

• 



■ | 

1 19 14 


19 15 


1 . Es wurden befördert 

* 

1 _ 

i 

j Tonnen 

% 

Tonnen 

o/o 

Eil- und Expreßgut . 

438905 

I 

1,17 

465 949 

1,30 

Stückgut. 

1 1 757 853 

4,68 

1 645 417 

4,go 

„ nach dem Spezialtarif 1 a . . 

(»27026 

1,67 

516 137 

1,44 

Wagenladungsgut: 

Allgemeine Klasse A 1 . 

537 861 

1,43 

562232 

1,67 

» . B . 

1229 762 

3,27 

1324 630 

3,71 

Spezialtarif A 2 . 

838187 

2,23 : 

584044 

1,63 

» I. 

2313092 

6 . 15 ; 

! 1898764 

5,31 

„ II (in Ladungen von 10 t) . 

1 384 048 

3,69 

1 166017 

3,>ß' 

w n (» » »bi)* 

678 784 

1.81 

669055 

1,87 

. m . 

5 540866 

14,71 ! 

4 147 324 

11,60 

Ausnahmetarife. 

20645829 

64,94 

19009559 

53,16 

Militärgut . 

909538 

2,42 

3022667 

8,4ä 

Tiere . 

690870 

1,57 

688868 

1,93 

Frachtpflichtiges Dienstgut ...... ! 

85998 

0,28 

60860 

0,17 

i 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

| 37 578619 

100,00 

35 761523 

IOO .00 

ohne „ 

2 437 865 

— 

1902267 

— 

im ganzen . 

40 016484 

— 

37 663 790 

— • 

2. Es haben zurückgelegt 

19 14 

Tonnenkm 

1 

% 

19 15 

Tonnenkm 

% 

Eil- und Expreßgut . . 

i 

1 47 410592 

i 

1,05 

i 

50993979 

1 

1,16 

Stückgut . . 

197 764 165 

4,37 

182880003 

4,io 

„ nach dem Spezialtarif l a 

66916568 

j 

59 320390 

1,35 

Wagenladungsgut : 

Allgemeine Klasse A> . . 

71337659 

1,58 | 

73 255 761 

1,G7 

9 9 B.j 

191215935 

4,22 

. 192399408 

4,38 

Spezialtarif A 2 . 

84845339 

1,87 

63 411431 

1,44 

» *.i 

237 747 850 

6,24 

• 200258 429 

4,50 

„ II (in Ladungen von 10 t) . 

174 152 161 

3,84 j 

146 040 528 

3,32 

» H (» » »ot). 

56 147 154 

1,24 

63 530040 

1,51 

» m. 

652003 908 

12,18 

! 442476227 

10,01 

Ausnahmetarife. 

■: 2667 717 748 

! 58,89 

2 486 107 174 

56,68 

Militär gut . 

| 126605623 

2,79 

371 154 905 

8,45 

Tiere., 

52879 240 

1,17 

* 59466919 

l,3o 

Frachtpflichtiges Dienstgut.4 

3 660733 

0,08 

2476289 

0,oo 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

l 4 530394 665 

100,00 

4 393 771 483 

! 100, oo 

ohne „ 

359 961672 

. — 

321 963 900 

; — 

im ganzen. 

! 4 890 346 337 


! 4 715 735 383 

i _ 
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Die-königl. bayerischen StaatseisenbShnen in den Jahren 1914 u. 1915. 105 


1 

3. Die Einnahmen aus der Güter- 

19 14 


; 19 15 


befürderung betrugen für 

J6 

% 

1 

J6 

i 

% 

Eil- and Expreßgut. 

8687 432 

5,06 

9049293 

5,42 

Stückgut ...... . 

20677 500 

12,15 

19 124 272 

11,45 

„ nach dem Spezialtarif 1 a 

6 377 794 

3,76 

5 206424 

3,12 

W agenladungsgut: 

Allgemeine Klasse A 1 . 

6160010 

3,03 

5299889 

3,1 i 

* » B. 

11672642 

6,86 

11805943 

7,07 

Spezialtarif A 2 . 

4 748893 

2,79 ; 

i 3 468107 

, 2,08 

» I . . 

11982 791 

7,04 

j 10018933 

1 6 ? oo 

„ II (in Ladungen von 10 t) . 

6470497 

' 3,80 

i 5430844 

3,25 

» n („ „ „ r»t). 

2334702 

. ■ 1,37 

2563989 

1,15 

, in. 

15 719 781 

9,24 I 

! 10280541 

6,15 

Ausnahmetarife. 

, 64 626664 

37,93 j 

62780875 

37,55 

ifilitftrgut. 

j 7 333 176 

4,31 

16768667 

10,01 

Tiere..'.• • • j 

4 456 517 

. 2,62 

; 5 257 706 

3,15 

Frachtpflichtiges Dienstgat. 

j 99979 

0,06 

j 70629 

[ 0,04 

im ganzen (ohne Nebengebühren) 

170137268 

,100,oo 

! 167076112 

100,oo. 


i 

4. Im Durchschnitt betrugen 

i 

L . 11,14 j 

| 

die 

durch¬ 

fahrene 

Wege¬ 

strecke 

km 

19 15 

e 

ihrneti 

ir 

die 

| durch¬ 
fahrene 
Wege¬ 
strecke 

km 

die 

Einnahmen 

für 

di 

Eintia 

i fi 

1 t 

M 

1 tkm 

-5 

: 

M 

1 

1 tkm 

■4 

Eil- und Expreßgat 

■ 

108,02 

19,67 

18,11 

109,04 

| 19,33 

17,74 

Stückgut.. . 

112,60 

11,76 

10,46 

111,15 

11,62 

10,46 

* nach dem Spezialtarifl a 

106,72 

10,17 

9,53 

115,00 

10,09 

8,78 

Wagenladungsgut: 







Allgemeine Klasse A 1 . 

132,63 

9,57 

7,22 

130,31 

9.43 

7,28 

- » B. 

155,49 

9,49 

6,10 

145,26 

8,91 

6,14 

Spezialtarif A 2 . 1 

101,23 

5,67 

5,60 

108,68 

6,94 

5,47 

i . ; 

102,62 

5,18 

5,06 

105,47 

6,28 

5,00 

- n (in Ladungen v. 10 t) 

125,83 

4,68 

3,72 

125,25 

4,66 

3,72 

» II (» » »5 t) 

«2,71 

2,44 

4,16 

94,95 

3,88 

4,04 

» m .. 

99,62 

2,84 

2,85 

106,70 

2,48 

2,32 

Ausnahraetarife. 

I 129,21 

3,13 

2,42 

130,78 

3,30 

2.52 

MiJitärgtit . 

139,20 

8,06 

2,79 

122,79 

5,55 

4,52 

Tiere . 

99,49 

! 7,54 

8,43 

1 86,32 

7,63 

8,84 

Frachtpflichtiges Dienstgut . . . 

42,46 

1,16 

2,74 

40,69 

1,16 

' 2,85 

zusammen: 







gegen Frachtberechnung 

120,66 

4,53 

3,76 . 

122,86 

4,67 

3,80 

ohne „ 

| 147,66 

— 

— 

169,25 

— 

— 

im ganzen. 

1 122,21 

— 

■ — 

125,21 

— 

• —. 
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106 Die königl. bayerischen Staatseismi bahnen in den Jahren 1911 n. 1915. 

r>. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den Güterverkehr 

kamen: ,r ~ _ 

I 1914 1915 

gegen Frachtbrrcchnung befördertes i 

Gut . t j 4 536 . 4 288 

tkm j 548886 526220 


Kiunahmen an Fracht . 

M 


21 085 

20 

57 S 

Gut überhaupt (mit den fracht- 


, 


* 


freien Sendungen) . 

t 

’ 

4 830 

4 

»u 


tkm 

590 337 

561 780. 

6. All der Gesaintgüterbeförderuiig gegen Frachtbereclinung 

waren 

beteiligt: 






' 

9 l 4 


] 

19 15 


d o r gefahrene , 

Ein- 

gefahrene 

Kin- 

i; 1 

tkm 

nahmen ij t 
_ ü_ 

tkm nahmen 

““ ‘ ““ — 

;i) Rechtsrheinisches Netz: 






Binnenverkehr. . mit % 41,cs 

25,ö7 

82,83 

39,63 

23,% 

31.15 

direkte Verkehr . „ 4H,?s 

50,Ü8 

51,88 

60,34 

59,38 

54.7g 

Durchgangsverkehr „ n 9 ,m 

17,75 

1 5,29 

9,53 

16, CG 

14,a> 

n) Pfälzisches Netz: 1 



1 



Binnenverkehr. . mit % 15,os 

8,3*2 

16,18 

11,10 

5,9? 

13,io 

direkte Verkehr . . „ 52,a: 

4t), 75 

43,so 

49,01 

36,80 

39,tw 

Durchgangsverkehr,, ,, :>2,3s 

50,93 

40,2 i 

39.89 

57.78 

47. G4. 

V. Betriebsergebnisse. 




1. Bmnfthaen. 






19 14 

‘ ; 

1 9 1 5 



rlt 

% 


%, 

a) Aus dem Personen- und Gepäck- 






verkehr: 






insgesamt. 

80 479 422 

28,52 

67-193 790 

24.:i 

auf 1 km durchschnittlicher Be- 






triebslänge. 

9 6S7 

— i 

SO60 

- 

h) Aus dom Güterverkehr: 






insgesamt. 

174 <»7e 315 

01,91 

171 820 096 

62,*: 

auf 1 km durchschnittlicher Bo- 






triehslänge. 

21023 

- • 

20 519 

— 

Vorkohrseinnahmou im ganzen 

266149 737 

90,43 j. 

239314 486 

87.7-' 

r) Sonstige Kinnahmen. 

27 0168Ö1 

9,57 j, 

33560615 

4 

12 , & 

Gesamteinnahmen. 

r — 

282 166098 

100 ,oo 

272865001 

100 ,00. 
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2. Ausgaben. 


4 r 


- 


LL 


1914 


1 91 

5 

_ 'L-ä. 

\ 


r 

I c 11 

i- 

% 

'! I 

•i) Persönliche Ausgaben.jj 120999607 ! 

56,40 

115 368 533 

59,04 

W Sächliche Ausgaben . 1 93 528 738 j 

43,60 

! 78086724 

40,3*8 

i! ^ 

Gesamtausgaben . . . 214 523 345 

-1-- 

100,oo ; t 193 465257 

lOO.Oi» 

;m Verhältnis zu den Gesamteinnahmen 


i 



(Betriebszahr*. 

— 

76,03 

— 

7< MV*. 

3. Uberschuß. 


• 


Insgesamt . 07 642 750 

— 

: 79 409 744 

— 

im Verhältnis zu den Gesamtein- 





nahmen. 

— 

23,07 ; 

— 

2 ? Mo 

irn Verhältnis zum (lurchschnittliehen 





A nlageJcapital. 

— 

2,94 

( 

i 

OAJ 

■I. Im Durchschnitt kamen 

: 




• 19 14 

.j; 

r' 

i 

19 15 


auf 1 km au f 

auf 

auf l km rt ,,f 

aut 

,1 '* rch - 1 Loko- 

1 

durch- 

1 Loko- 

1 

schnittl. f . 

Betriebs- motlv 

Wagen- ! 

schnitt!. m .. 

Wagen- 

länge nutzkni 

achskm | 

j länge 

DUtzkm 

achskm 

■ t¥j M 

C H, ,j 

M 

M 

cU 

von den Einnahmen . . 33962 4,02 

1 

0,11 

32685 

» 4,49 

0 ? LJ 

, „ Ausgaben ... 25820 3 ,og 

0,08 

1 23 102 3,ih 

0 /*> 

vom Uberschuß .... 814*2 0,% 

0*03 

9 483 

; l,8i 

0 ,* • *. 

VI. Zahl der Beamten und Arbeiter im Jahresdurchschnitt. 

♦ 

19 14 

19 15 

:i 

insgesamt 

% 

i 

r 

i; insgesamt 

V, 

■i 

\. Verwaltungsdienst.I 

3 140 

4#i 

| '2779 

5.it> 

TL Bahnbewachungs- und Bahnunter- 





haltungsdienst. 

18 404 

21,13 

9 862 

18.:*." 

< \ Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 





begloitdienst. 

28 445 

44,83 

■ 24 963 

46.34 

D. Zug'fördemngs-u. Werkstättendieust Jj 

18 460 

29,00 

j 16267 

30,’. J O 

zusammen . . . 

63 449 

100 ,0(1 

1 

: 53 871 

inn,OM. 
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1 ()h Die königl. bayerischen Staatseisenbahnen in den Jahren 1914 u. 1915. 


VM. Unfälle. 


Zahl der: 

Entgleisungen. 

; 19 14 

i 9 i r> 

1 

21 

21 

Zusammenstöße . .. 

22 

16 

sonstigen Unfälle. 

387 

282 

Unfälle im. ganzen . . . ..... . . 

380 

319 

davon kamen: 

• 


auf 100 km durehschnittl. Betriebslänge 

4,57 

3,81 

1 Million Lokomotivkilometer 

3,99 

3,75 

., 1 „ Wagenachskilometer 

0,15 

0,14. 


2. Zahl der beim Eisenbahnbetrieb getöteten oder verletzten Per¬ 
sonen (ohne die Selbstmörder): 


1914 1915 



getötet 

verletzt 

( getötet 

verletzt 

a) Reisende überhaupt. 

8 

66 

19 

i 

6o 

auf 1 Million: 





beförderte Reisende. 

0,069 

0,576 J 

0,169 

0,5:n 

Personenkilometer. 

0,00*2 

1 

0,020 

0,005 

0,016 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im \\ 

Dienst überhaupt. 

46 

157 

46 

122 

auf 1 Million: 





Zugkilometer. 

0,704 

2,404 

0,819 

2,171 

Wagenachskilometer aller Art 

0,018 

0,062 | 

0,020 

1 

| 0,05,1 

c) Fremde Personen 1 ). 

51 

4! 

34 

32 

Gesamtzahl . . 

105 

264 

99 

214 



313 

auf 1 Million: 

Zugkilometer. 


5,650 

* 

5,571 

Wagenachskilometer aller Art . 


0,145 

• 

0,136 

Infolge von Selbstmordversuchen . 

‘29 

* ! 

33 

6. 


l ) Eingerechnet die Post-, Steuer-, Polizei- und sonstigen im Dienst )><■- 
lindlichen Beamten. 
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Die Staatseisenbahnen in Australien. 

1916/17. 


Über die Entwicklung der Eisenbahnen Australiens haben wir 
früher, zuletzt Archiv 1914 S. 1665 ff. für die Jahre 1911/12 und 1912/13, 
regelmäßig Mitteilungen gemacht, die aus den amtlichen, von der Re¬ 
gierung veröffentlichten Berichten entnommen werden. Diese Berichte 
gehen uns seit Kriegsbeginn nicht mehr zü. Nachdem wir die Londoner 
Wochenschrift „The Railway News“ seit kurzem wieder erhalten, bringen 
wir nach dieser 1 ) über den Stand der australischen Staatseisenbahnen für 
die am 30. Juni 1916 und 1917 abgelaufenen Betriebsjahre folgende 
Mitteilungen: 

Von den im Bundesgebiet Ende Juni 1917 vorhandenen Eisenbahnen 
= 23840 Meilen (38 367 km) kommen 21 672 Meilen (34 878 km) auf 
•Staats- und 2168 Meilen (3489 km) auf Privateisenbahnen. Unter Ein¬ 
rechnung der erst nach Ablauf des Berichtsjahres (am 12. November 1917) 
in Betrieb genommenen Überlandbahn von Port Augusta nach Kalgoorlie 2 ) 
sind 1916/17 rund 930 Meilen (1496 km) neue Bahnlinien in Zugang ge¬ 
kommen. 

Länge der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen'(Meilen): 


Gebiet 

30. Juni 1916 

30. Juni 1917 j 

Z u g a n g 

!. .Neu&üdwales . . . 

4 188 

4 437 

4- 249 

-2- Victoria 

4105$ 

4 127’ 

+ 22$ 

3. Queensland.v . 

4 967 . 

5214 

+ 247 

4. Südaustralien. 

2186| 

2220J 

+ 34$ 

Westaustralien. 

3 332 

3 425 

”J- 93 

Tasmanien. 

562 

566 

+ 4 ' 

Eiuzelstaaten.! 

- 19341 

19 990$ ; 

-}■ 649$ 

Staatenbund. 

1402 

1 662 3 ) 

+ 280 *) 

Stautseisenbähm h. 1 

•20 743 

21672$ 

+ 929$ 

Privateisenbahnen.. . . . . . j 

... 2168 

2 168 (geschätzt) — 

Gesamtlänge.1 

: " -22911 

28 840$ l 1 

+ 929$ 


*) Nr. 2820 vom 19. Januar 1918 und Nr. 2828 vom 16. März 1918. 
-■) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918. S. 184 und 510. 

3 ; Einschi. Überlandbahn. - - 
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Hiernach waren Neusüd Wales, Queensland und der Slaatenbund am 
stärksten an dem Zugang beteiligt, nicht nur bei den fertigen, sondern 
auch bei den noch im Bau befindlichen oder zur Ausführung genehmig¬ 
ten Strecken. Mehl' als die Hälfte aller noch im Bau befindlichen Strecken 
befindet sich in Neusüdwales. Auf einigen hat die Arbeit wegen Mangels 
an Baukapital eingestellt werden müssen. Außer rund 2000 Meilen 
(8219 km) im Bau befindlichen Bahnen waren rund 3400 Meilen 
(5472 km) zur Ausführung genehmigt. Die Vollendung dieser Linien 
würde etwa 50Ö00000 £ kosten, ungeachtet der noch größeren Aufgabe, 
die vorhandenen Bahnen auf eine einheitliche Spurweite zu bringen. 1 ) 
Für die Eisenbahnen der Einzelstaaten stellten sich die Betriebs- 
ergebnisse wie folgt: -——-= - -= 


]. 




3 . 



1915/16 

1916/17 

mehr + 

weniger — 

N'cusüd Wales: 




BetriebslÄnge am 80. Juni Meilen 

4 188 

4 437 

+ 249 

Gesamteinnahme. £ 

8 00607K 

8 380085 

+ 374007 

Bctriehsausgabe. „ 

6661 168 

5 91530O 

+ 254 192 

Ausgabe 

Betriebszahl . - ■ • • • % 

Einnahme 

70.71 

70.;,0 


t Iberschuß. £ 

2 844 910 

2 404 725 

. + 119 815 

Kapitalzins. „ 

■2668669 

2858 789 

+ 290 180 

V erlust (nach Begl. der Zinsen) „ 

228 749 

394 004 

+ 170 316 

Victoria : 

Betriebslange am 80. Juni Meilon 

4 105A 

4 127; 

+ 22 i 

Gesamteinnahme. £ 

5 730743 

5980638 

+ 249896 

Bctriehsausgabe. „ 

4141688 

4 905 95* 

+ 164 370 

, , , Ausgabe i 

Hctnebszahl w -— . . . °/ 0 

Einnahme 

i 

72,26 

72.t »o 

— 

Uberschuß ......... £ 

1 1589166 

1674 080 

+ 85 525 

Kapitalzins. „ ; 

! 1 927 107 

2012447 

+ 86 340 

Verlust (nach Begl. der Zinneu) „ 

387 962 

j 

337 767 

, - ** 

Queensland: 

. ! 

Betriebslange am 30. Juni Meilen , 

1 

4 967 

5 214 

j 

+ 247 

Hesamtelnnahme.£ 

8 746860 

8 H31 967 

I + 86617 

Betriebsausgabe .- „ j 

2746061 

2 994 187 ! 

+ 249126 

Bctriehszahl ■ . % ; 

Einnahme 

78,» 

78,h 

1 

Uberschuß. £ jj 

1000289 

837 780 

— 162609 

Kapitalzins. „ l! 

1609686 

1 672 777 

I + 68092 

Verlust (nach Begl. der Zinsen) „ 

609896 

784997 

i +226061 


*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918. S. 111C. 
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A. Sütlaustralien (nähere Angaben 

1916/16 

1916/17 

mehr -j- 
weniger - 

siehe tS. 112): 

;— 

1 


BetriehsIILnge am BO. Juni Meilen 

2186i 

2220^ 

+ 84^ 

Samteinnahme. £ 

1966410 

2278690 

-f 308 120 

Betricbsaußgabe.„ 1 

1 646469 

1 726 841 

+ 179 862 

Ausgabe 

Betriebsaahl - \ ... %, ; 

Einnahme 

78,6» 

76,89 


Überschuß. £ 

419921 

548169 

+ 128268 

Kapitabrins. „ 1 

663686 

673986 

4- 10397 

Verlust (nach Bcgl. der Zinsen) „ 

248667 

126 79C 

117 871 

*• Westaustralien : 




Betriebsl&nge am 30. Juni Meilen 

8 882 

3 425 

4- 93 

Gesamteinnahme. £ 

2098 804 

1 878 434 

— 219 870 

ßetriebsaasgabe. „ 

1616614 

1 455879 

— 69 786 

. . Ausgabe 

Hetnebszahl - ... % 

Einnahme 

72,83 

77,4ö 

-- 

('berechuli. £ 

682690 

422666 

160 135 

Kapitalzins. „ 

626260 

640000 l ) 

4- 14 760 

Verlust (nach Bcgl. der Zinsen) „ 

42660 

217 446 

4- 174 885 

. 

h. Tasmanien: 

i 

1 



Betriebslänge am Bo. Juni Meilen 

562 

566 

4- 4 

Geßamteinnahme.£ 

348028 

340505 

— 7628 

Betriebsansgabe.„ ! 

j 248 661 

289186 

4- 40 536 

1 

Ausgabe 

Betriebszahl • • • % 

Einnahme | 

71.« 

i 

84,9» 

— 

• rberschutt. £ \ 

j 99377 

51319 

4805b 

Kapitalsin*«. „ j 

180772 

190000 l ) 

4- 9228 

Verlust (nach Begl. der Zinsen) * ( 

i 

j 81895 

138681 

4- 57 480 

- i 

Gesamtergebnis für die j 




6 Einzelstaaten: 

i 



BetriebslAnge am 80. Juni Meilen 

; 19341 

19990$ 

4- 6*t 

Gtegamteinnahme.£ 

j 21898913 

22686169 

4-791246 

Betriebsausgabe. „ 

S 16667671 

16686911 

4-898340 

Betriebszahl ... % 

Einnahme 

f 72,4« 

73*65 

— 

Überschatt. £ 

6086342 

3 999 248 

- 37 094 

Kapitalzins.„ 

• 7476061 

7 947 998 

4-472937 

Verhüt (nach Begl. der Zinsen) „ 

1 1438719 

1948 790 

4-510081 

l > Oeschhtet. 
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Die Staateeisenbahnen in Australien. 


Die Steigerung der Zinsenlast um rund 473 000 £ gilt — abgesehen 
von der Steigerung um 11,3 % in Neusüdwales — noch nicht für bedenk¬ 
lich. Der Gesamtverlust stieg auf 510000 £. Im Betriebsjahr 1910/11 
erreichten dieselben 6 Staatsbahnverw&ltungen nach Begleichung der Kapi¬ 
talzinsen einen Reingewinn von rund 1473000 £; der seither eingetretene 
Rückgang in den Überschüssen um rund 3421000 £ verdient daher 
Beachtung. Die gesteigerten Betriebsausgaben und Kapitalzinsen bilden 
die Hauptursache dieser Verschlechterung. Die erheblich gesteigerten 
Roheinnahmen konnten hieran nicht viel ändern. Lohnaufbesserungen 
haben in überreichlichem Maße stattgefunden, und trotz hohen Zinsfußes 
wurde auf umfangreichen Bahnbau gedrängt, ohne Gewähr für die Mög¬ 
lichkeit, die neuen Linien ertragreich zu gestalten. 

Die Betriebsergebnisse der dem Staatenbund gehörigen Eisenbahnen 
sind vorstehend unberücksichtigt geblieben. Bei ihnen hielt es im all¬ 
gemeinen schwer, die Betriebsausgaben zu decken, ganz abgesehen von 
den Kapitalzinsen. Im Jahre 1915/16 betrug der Verlust der Bundes¬ 
bahnen nach Begleichung der Zinsen rund 180 000 £, doch ist mit einer 
weiteren Verschlechterung zu rechnen. 


Über die Staatseise nb ah nen in Südaustralien 1 ! (vgl. 
oben unter Ziffer 4 S. 111) enthält der Bericht des Bahnbevollmächtigten 
für das Betriebsjahr 1916/17 die nachstehenden Angaben: 

Fast alle Einnahmetitel zeigen gegenüber dem Vorjahr eine Besse¬ 
rung. Besonders die Güterverwaltung verzeichnete wesentliche Gewinne • 
im Verkehr mit Weizen, Erzen, geringere mit Wolle. Der Personen¬ 
verkehr war zwar schwächer als im Vorjahre, aber die durchschnittliche 
Reiselänge stieg von 10,so auf 11,ci Meilen. 


4 

Betriebsergebnisse: 
Betriebslänge (am 30. Juni): 

Breitspur — 1,600 m . . Meilen 
Kapspur = l,o<>7 m . . . ' „ 

Mittlere Betriebslänge. ,, 

Im Bau befindliche und genehmigte 

Linien . . . . . „ 

Verwendetes Baukapital ...... £ 


1915/16 

.i 

1 209»/ 2 J 
977 1 


2 185 


1916/17 

. 1 209 % 

1 Oll 

2 193 


152 

17 016 351 



18 067 159 


1 ) The Kaihvav New« Nr. 2819 vom 12. Januar 1918. 
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" 

' 1915/16 

1916/17 

Einnahmen im 

Personen- und Reiseverkehr . 


1 _ 


. . £ 

1 

721 555 

739 483 

Erzverkehr (minerals) . . . . 

• • • n 

354 362 

478 665 

Verkehr mit Weizen. 

* • v 

120 258 

228 894 

v, Wolle. 

* • v 

27 186 

27 411 

„ anderen Gütern . 

• * 

j 593 829 

6 yi 699 

- Vieh. 

D 

115 830 

105 694 

Sonstige Einnahmen. 


32 390 

31 684 

Gesamteinnahme. 

* ' v 

1 965 410 

2 273 530 

Betriebsausgabe. 

* * tt 

1 545 489 

1 725 341 

Überschuß. 

• • ^ 

419 921 

548 1H9 

Betriebszahl v .v U8fi ^ be . 

Einnahme 

■ • % 

78,64 

75,89 

Verzinsung des Baukapitals . . . 

\ * « 

2,40 

3,06 

Kapitalzins. 

Beförderte Güter: 

. . £ 

663 588 

673 985 

Erze. 

. . t 

966 754 

1 070 075 

Weizen. 

• * 

391 258 

731 319 

Wolle. 

* * 

18 697 

19 774 

Andere Güter. 

„ 

891 459 

889 970 

Vieh. 

• ■ 

128 770 

111 263 

Frachtpflichtige Güter zusammen 

i? 

2 396 938 

2 822 401 

Beförderte Personen. 

Anzahl 

20 512 753 

18107 015 

Geleistete' Zugmeilen. 

Betriebsmittel: 

r 

5 630 984 

5 730 539 

Lokomotiven. 


470 

485 

Personen-, Güter- u. Viehwagen 

V 

9 661 

9 699 

Arbeits- und andere Wagen 


356 

405 


[Vorstehende Angaben erstrecken sieh nicht auf die seil 1911 in das Kigen- 
ruin des Staatenbundes iiborgcgangene Eisenbahn von Port Augnsta nach Oodna- 
«Jaffa = 41t< Meilen <799 km».] 


Die Einnahme stieg hiernach um rund 308 000 £ = 15,07%, die Aus¬ 
gabe dagegen uin rund 180000 £ = %. Die Ausgabesteigerung ist 

hauptsächlich auf den Preisaufschlag bei allen Stoffen und auf die Ge¬ 
halts- xind Lohnzulagen an die Bediensteten zurückzuführen. Der Mindest¬ 
lohn für den Tag wurde auf 9 sh erhöht. Auch das Zugeständnis acht¬ 
stündigen Dienstes auf einer großen Anzahl von Stationen steigerte den 
Lohnaufwand. Ein Kohlenarbeiterstreik gegen Ende des Jahres 1910 
hatte vorübergehend beträchtliche Einschränkungen im Zugdionst zur 

ArchCv für Kl**iib;ihnw4?m*n. 101». 
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Folge und beeinträchtigte die Verkehrseinnahmen; auch die Kohlenpreise 
stiegen infolge des Streiks erheblich. Durch Mischung von Kohle und 
Koks wurden demgegenüber bei den Islington-Werkstätten einige Er¬ 
sparnisse erzielt und die Rauchplage gemildert. 

Zur Erleichterung de6 Verkehrs und zur Bequemlichkeit der Reisen¬ 
den wurde seit März 1917 für die 1. und 2. Wagenklasse des Melbourne- 
Ei preßzuges die Vorausbestellung fester Plätze (Gebühr je 1 sh) ein¬ 
geführt, eine Maßnahme, die beim Publikum gute Aufnahme fand und für 
die Verwaltung zu einer schätzbaren Einnahmequelle — durchschnittlich 
10 £ wöchentlich — geworden ist. 

Bemerkenswert ist die infolge Einschränkung der Schiffahrt wäh¬ 
rend des Krieges eingetretene und noch weiterhin erwartete Anhäufung 
der Weizenvorräte auf den Eisenbahnstationen und Hafenplätzen. 


\V o i z c n v o r r ä t e 
lagert«' ii 


auf auf i! 

Stationen Hafeuplittzcn | zusammen 

Sack Sack Sack 


am 80. Juni 1915 . 31 155 15*299 46 454 

„ 80. „ 1916 . *2989132 1 351 843 4 340975 

„ 30. „ 1917 . 4 230 710 4 107 008 8 337 724 


Die gute Ernte in Weizen und anderen Getreidearten hat die Verkehrs¬ 
einnahmen nicht nur Im Getreideverkehr, sondern auch im allgemeinen 
Güter- und Personenverkehr günstig beeinflußt. 

Dem Rufe ihres Vaterlandes sind die Eisenbahnbediensteten gern 
gefolgt. Bis Ende Juni 1917 wurden 1760 Mann angeworben. Im Be¬ 
richtsjahr wurden 47 Mann als gefallen gemeldet. 
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Eintritt der Nord Brabant Deutsche» Eisenbahn (NBDS) in die 
Betriebsgemeinschaft der holländischen Bahnen. Seit dem 1 . Januar 1917 
'*\steht eine Gemeinschaft der holländischen Eisenbahnen, der außer der 
Maatseisenbahnbetriebsgesellsehaft und) der Holländischen Eisenbahn 
)SS und I1SM) auch die Niederländische Zentralbahn (NCS) angehört. 
Nur die Nord Brabant Deutsche Eisenbahngesellschaft mit ihrer Linie 
Hostel—Wesel war dieser Gemeinschaft noch fern geblieben (vergl. 
Archiv 1917 S. 530). Zwar waren schon 1913 und 1914 Vereinbarungen 
/.wischen ihr und SS zustande gekommen, als es sich darum handelte, die 
< «< Id Verhältnisse der NBDS in feste Bahnen zu lenken (vergl. Archiv 
1910 S. 202), docii hatte der Krieg ihre Ausführung auf geschoben. Nach¬ 
dem in der Zwischenzeit die übrigen Gesellschaften sich vereinigt hatten, 
konnte diese lose Verbindung der NBDS mit der SS nicht mehr genügen, 
mul e* galt nunmehr für die festere Angliederung der NBDS an die Ge¬ 
meinschaft einen Weg zu finden. Das ist jetzt geschehen, und am 1. Ja¬ 
nuar 1919 ist der Gesamtbetrieb der NBDS an die SS-HSM-Gemeinschaft 
übergegangen. 

Die geldliche und rechtliche Stellung der NBDS ist ebenso wie die 
der NCS insofern anders als die der beiden großen Gesellschaften, als 
NBDS keinen Vertrag mit dem Staate geschlossen hat, sie betreibt viel- 
iiKÜir lediglich ihre Linie Boxtel—Büderich (—Wesel) anf Grund der Kon¬ 
zessionen. Damit war auch eine Aufnahme der NBDS als selbständiges 
Mitglied in die Gemeinschaft der anderen Eisenbahngesellschaften aus¬ 
geschlossen, vujd der gewünschte Zweck konnte am einfachsten erreicht 
werden durch den Abschluß eines Betriebsüberlassungsvertrages. Dies 
ist auch geschehen, und damit geht auch das gesamte Personal der NBDS 
io den Dienst der SS-HSM über. Für sämtliche Eisenbahnbedienstete der 
holländischen Bahnen gelten daher von jetzt ab die gleichen Vorschriften 
t vergl. Archiv 1918 S. 730 ff.), eine gleichmäßige Behandlung aller ist 
gewährleistet, und die Rechte aller bei einer Verstaatlichung sind gleicher¬ 
weise gewahrt. Dies ist für die NBDS insofern noch von großer Bedeu¬ 
tung, als das zuständige Ministerium bereits von ihr verlangt hatte, ihre 
Löhne denen der SS-HSM anzupassen, und hier eine erhebliche Herauf¬ 
setzung im Gange ist- Die augenblicklichen Verhältnisse, wie sie nach 
Beend!gong des Krieges vor liegen werden, bieten keine Sicherheit da¬ 
für, daß NBDS in der Lage sein wird, diesen Forderungen zu entsprechen, 
also drängte alles zu einer Anlehnung an die großen Gesellschaften. 

Beim Abschluß des Vertrages vom 23. Oktober 1913 gingen SS und 
NBDS davon aus, daß die Einnahmen und Ausgaben beider Gesellschaf- 
*»-n sich in dem gleichen Verhältnis weiter entwickeln würden wie in den 
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10 Jahren verlier. Darauf gründete sich die Bestimmung, dal» jede 
Partei 70 % ihrer Roheinnahmen behalten, während von den übrigblei¬ 
benden 30 % der Gesamteinnahmen SS % % und NBDS 1 % erhalten 
sollte. Ferner war vorgesehen, daß das, was NBDS nach diesem Schlüssel 
zu empfangen hätte, mindestens 3,t>» % der gemeinsamen Roheinnahmen 
betragen müßte. Daß diese Regelung wegen des Ausbruchs des Krieges 
und der militärischen Beschlagnahme der Bahnen nicht angewendet wor¬ 
den ist, ist bereits hervtfrgehoben worden, im Laufe des Krieges aber 
zeigte sich auch, daß sie den Verhältnissen nach dem Kriege nicht mehr 
entsprechen würde, denn der Krieg gestaltete das Verhältnis von Ein¬ 
nahmen und Ausgaben bei den Bahnen derart um, daß in absehbaren 
Zeiten mit der Rückkehr der früher als regelmäßig angesehenen Verhält¬ 
nisse nicht zu rechnen ist. Abgesehen von den Ausgaben für Brenn¬ 
stoffe, Schmiermittel und Oberbaustoffe usw\. die immer höher bleiben 
werden als früher, legt die oben erwähnte Ix>hnerhöhung der Betriebs¬ 
rechnung die schwersten Lasten auf. und ob es dagegen geliugt, die Ein¬ 
nahmen auf eine entsprechende Höhe zu bringen, ist sehr zweifelhaft. 
Allerdings gewährt der Vertrag von 1913 der NBDS die Möglichkeit, 
durch zinslose Vorschüsse von SS unter bestimmten Voraussetzungen 
ihren Verpflichtungen nachzukommen, doch eine Sicherheit, daß diese 
Voraussetzungen unter allen Umständen erfüllt werden, besteht nicht, 
denn ein Anspruch auf den Vorschuß bestellt nicht, wenn der Anteil der 
NBDS an den Einnahmen 438 000 Gulden mehr beträgt als 70 % ihrer 
eigenen Einnahmen. Aber selbst in diesem Fall besteht keine Sicherheit, 
daß NBDS bei einem solchen Anteil an den Einnahmen und einem dem¬ 
entsprechenden Verkehr in der Lage ist. die stark vermehrten Lasten zu 
tragen. Jetzt aber, wo seit 1914 auch für die erste Hypothek ein fester 
Zinssatz vereinbart worden ist, kann eine gewisse Sicherheit in den Ein¬ 
nahmen nicht entbehrt werden, denn die Hypotheken erfordern eine 
festbestimmte Zinsensumme. (Eine Dividende wird nicht verteilt.) Diese 
Sicherheit schafft die neue Regelung, die bis zur endgültigen Geneh¬ 
migung des Betriebsüberlassungsvertrages durTh den Minister in Kraft 
bleibt. 

SS erhält nach dem neuen Vertrage sämtliche Einnahmen der 
NBDS und übernimmt dafür auch alle Ausgaben, sow r eit. beide auf die Ge¬ 
winn- und Verlustrechnung gehören, einschließlich der Zinsen für die 
erste Hypothek. Dafür erhält NBDS jährlich einen Betrag von 25 (KM'» 
Gulden; diese Summe erhöht sich um soviel Prozent, als die Gesamt- 
einnahme der Eisenbahngemeinschaft mehr beträgt als die des Jahres 
1910. Die Festsetzung dieses Betrages beruht auf folgender Grundlage: 
Bei der einzuführenden Betriebs- und Interessengemeinschaft ist es un¬ 
möglich, Einnahmen und Ausgaben der NBDS gesondert zu ermitteln, wie 
es bei der gegenwärtigen Regelung nötig ist. Man ging daher, um 
NBDS möglichst entgegenzukommen, auf das für sie günstigste Jahr 
(1910) zurück, in dem nach Abzug aller Zinsen 24146 fl. in die Er¬ 
neuerungsrücklage abgeführt wurden: auch das Verhältnis des Gewinns 
der NBDS zu dem der anderen Gesellschaften war in diesem Jahre für 
NBDS am günstigsten. Nunmehr ist also nicht nur die Verzinsung der 
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'•vMen Hypothek sichergestelh, sondern NBDS erhält auch jährlich min¬ 
destens 25 0(X) fl. zur freien Verfügung. Diese Summe soll jedoch nicht 
wie bisher ganz der Erneuerungsrücklage zufließen, sondern diese soll 
nur noch 10 000 fl. erhalten, da die Erneuerungskosten zu Lasten der SS 
aelien. während der Rest von mindestens 15 000 fl. zur Auslosung der An¬ 
teile der zweiten Hypothek benutzt werden kann. Die Erneuerungsrück¬ 
lage soll zusammen mit etwaigen anderen Rücklagen zur Sicherheit für 
Verluste dienen. - die der Gesellschaft in Zukunft bei einer Verstaat¬ 
lichung des holländischen oder deutschen Teiles der Bahn entstehen 
könnten. 

Im übrigen nimmt SS die Bahn in ihrem jetzigen Zustand in Betrieb 
und trägt auf eigene Kosten für* Erneuerung und Unterhaltung Sorge. Die 
rollenden Betriebsmittel werden übernommen zu einem Preise, der den 
Anschaffungskosten entspricht, erhöht um die durch NBDS angebrachten 
Vorbesserungen und vermindert um eine Abschreibung von VA % für 
jedes Jahr seit der Einstellung. Das Inventar, worunter die Sicherungs¬ 
anlagen und alles andere zu begreifen ist, was bei SS darunter verstanden 
wird, wird ebenfalls zu den Anschaffungskosten übernommen; diese 
werden, falls sie nicht aus den Büchern der NBDS hervorgehen, durch 
Sachkundige festgestellt. Der Kaufpreis für alles wird der SS gestundet, 
außer dem für die Lagerstoffe, der sofort entrichtet wird; erst bei Be¬ 
endigung dieser Übereinkunft zahlt SS die Kaufsumme aus. Soweit die 
Ubcrnahmesunnne kleiner ist als die Bilanzwerte, kann NBDS den Unter¬ 
schied bei der Stelle „Kosten für die Anlage der Bahn“ zuschreiben. -Bei 
der Auflösung des Vertrages“ nimmt NBDS das Inventar und an Stoffen 
-«►viel. als sie gebraucht, zu den Preisen, mit denen sie bei SS zu Buche 
-teilen, zurück. 

Das Geld für Erweiierungsanlagen beschafft zunächst SS Vorschuß- • 
weise. Sobald diese Vorschüsse den Betrag von 300 000 fl. erreichen, muß 
NBDS dafür Anteile der ersten Hypothek ausgeben, sei es, daß SS diese • 
übernimmt, sei es, daß sie zur Zeichnung aufgelegt werden. Die Zu- 
-timmung der Hypothekengläubiger zu diesem Vertrage und zu der je¬ 
weiligen Erhöhung des Hypothekenkapitals wird Vorbehalten. 

SS übernimmt nicht die noch fälligen Zahlungen in den Deutschen 
Pensionsfonds, diese müssen aus den vorhandenen Wertpapieren oder % 
-on.-tigen Mitteln der «SS erfolgen. Dasselbe gilt für Verpflichtungen, 
die aus Verbindlichkeiten entstehen, die vor dem 1. Januar 1919 entstan¬ 
den sind und die nicht auf die Gewinn- und Verlustrechnung gehören. 

Der Zustand für NBDS ist somit folgender. Der Zinsendienst der 
• •rston Hypothek ist gesichert, Vorschüsse der 88 sind nicht mehr nötig. 
Für die zweite Hypothek sind jährlich mindestens 15 000 fl. verfügbar, 
für die Rücklage stets 10 000 fl. Die Geldbedürfnisse für Erweiterungs- 
aulagen werden sich stets leicht befriedigen lassen, da SS die Verzinsung 
der hierfür auszugebenden Hypothekenanteile übernimmt. Zunahme der 
-rsten Hypothek und sonstigen Lasten bleibt ohne Einfluß auf die 
Mindestsumrne. die der NBDS zufließt. 

Dr. 0 v § r m a n n . Königsberg. 
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Die bosnisch - lierzegoviniachen Landeshahnen im Jahre 1915/1**.'t 
Nach dem von der Direktion der bosnisch-herzegoviuischen Laudesbahnen 
herausgegebenen Bericht über die Ergebnisse des Betriebes für das Jahr 
1915/16, Sarajewo 1917, betrug die Betriebslänge der Landesbahnen: 


Ende 


a) eigene Linien. 

b) für fremde Rechnung betriebene 
Linien: 

1. Elektrische Stadtbahn in Sarajevo 

2. Montanbahn Podlugovi—VareS . 

3. Süddalmatinische Linien der k. k. 
österreichischen Staatsbahnen 

zusammen . . . 


• . ! 

1914/15 

1915/10 

km 

935,448 

! 135,14:: 

"> .■ 

•Ö.OIS 

5,04s 

n 

2 4,8HS 

24,5WS 

j , 

58,544 

58,544 

.1 

1 024,0-28 

1 024,02:. 


Alle Linien sind eingleisig, ihre Spurweite ist 0,7oo in. Die Lundes¬ 
bahnen schließen in Bosanski Brod an die ungarischen Stnatseisen- 
bahnen an. 

Das Bahnnetz hatte im ganzen 151 Stationen und 38 Haltestellen. 
290 Lokomotiven (darunter 44 Zahnradlokomotiven), 404 Personenwagen. 
157 Post- und Gepäckwagen und 4791 Güterwagen. Die Vermehrung 
gegen dos Vorjahr betrug 40 Lokomotiven und 188 Güterwagen. Von den 
Güterwagen hatten ein Ladegewicht von 10 t: 3286. von 15 t: 439. von 30 t 
2 Wagen, die übrigen Wagen hatten ein Ladegewicht von 5 bis 7,r. 1. 
Teistungen des Betriebes auf den eigenen Linien: 


Beförderte Züge: 

1914/15 

1915/10 

Personenzüge. 

13 311 

11 339 

Gemischte Züge. 

39 383 

39 003 

Güterzüge .. 

12 347 

15 412 

Material- und Arbeitszüge . . . . 

110 

1 103 

zusammen . . . . 

05 151 

(><) 9 1 f* 

Gefahrene Zugkilometer: 

Personenzüge. 

1 170 835 

- 1 058 929 

Gemischte Züge. 

3 72G 777 

3 854 029 

Gütorzügc. 

195 647 

005 514 

Material- und Arbeitszüge . . . . 

2 729 

15 227 

zusammen . . . . 

. j 5 101 988 

5 533 600 


') Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1917 S. 382: Die bosnisch-hcr/.cgovjni- 
schen I/indesbahnen im Jahre 1914/15. Das Geschäftsjahr geht vom 1. Juli bis 
80. Juni. — Eine Ebersichlskarto befindet sich im Archiv für Eisenhahnwesen 
1915 8. 197. 
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•Von den eigenen Wagen geforderte 
Wagenachskilometer: 

Personenzüge . 

Gemischte Züge. 

Güterzttge. 

Material- und Arbeitszüge . . . . 

zusammen ...... 

Durchschnittliche Achsenzahl eines Zuges : 

Personenzüge. 

Gemischte 'Züge. 

Güterzttge. 

Material- und Arbeitszüge 

im ganzen Durchschnitt . 
Geleistete Lokomotivkilometer im ganzen 


Personenverkehr: 

Beförderte Reisende. 

Einnahmen.Kr. 

Gepäck und Expreßgüter. t 

Einnahmen Kr. 

Eilgüter. t 

Einnahmen.Kr. 

Frachtgüter.t 

Einnahmen.Kr. 


Transporteinnahinen im ganzen 

für 1 km. 

Gesamteinnahmen (einschließlich ver¬ 
schiedene Einnahmen) . . 


für 1 km., 

Gesamtausgaben. 

für 1 km.. 

Betriebsziffer •. % 

Betriebsttbersehuß.Kr. 

1 *e rsonal: 


Beamte, Unterbeamte, Diener. Aus¬ 
hilfsdiener, zusammen Personen 
Handwerker und Arbeiter . „ 

im ganzen . Personen 


; 1914/16 

1916/16 

~ r ~ 'r 

■- — • 

59 328 196 

56 475 611 

! 211916 841 

220 793 830 

10 004 284 

.34 626 363 

77 862 , 

493 491 

281 327 172 

312 288 285 

* 50,4 

53,3 

56,9 

57,3 

51,1 

57,0 

28,5 

32,4 

56,1 

56,4 

8 905 488 

9 853 995 

2 834 462 

2 408 584 

5 601 604 | 

7 854 725 

116 328 ' 

86 433 

1 671 592 

2 275 275 

20063 

14 528 

910 234 

770 360 

1 318 059 

1 457 889 

14 608 952 

16 831555 

22 792 382 

27 731 914 

24 364 

29 644 

23 572 493 

28 951 34b 

25 198 

30 950 

16 967 706 

29 099 344 

18 188 

21 485 

71,9S 

69,41 

6 H0t 7SS 

8 855 904 


2 835 

2 228 

4 428 

4 909 

7 2r>8 

7 737 


Hier Dach ist eine Personalvermehrung 
gegen das Vorjahr um 479 Köpfe 
»-in getreten. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 

























120 


Kleine Mitteilungen. 


1914/15 1915/1». 


Betriebsunfälle: 



Entgleisungen . 

; 19 

■jr» 

Zusammenstöße und Streifungen . . 

14 

ii 

Sonstige Unfälle. 

30 

40 

zusammen. 

03 

70 

Außerdem fanden ....... 

f> 

11 

Erd- und Felsstürze statt. 

1 



1914/15 1915/10 

1914/15 1915/10 

Verunglückte Personen: 

; getötet 

\ e r J e t z t 

1 


Reisende. 

— - 

6 4 

Bedienstete. 

- ' - 

25 26 

Fremde Personen. 

1 2 ' 4 

6 3 

zusammen. 

2 1 

37 : 33 


An Wohlfalirtseinrichtungen bestehen — neben der Gewährung f»*rl- 
laufender Gnadengaben und von Unterstützungen — ein Pensionsinstitut, 
ein Altersversorgungsfonds, »ein Kranken- und Unterstützungsfonds (Be¬ 
triebskrankenkasse). Unfallversicherung, ein Lebensmittelmagazin in 
Sarajevo und eine Bekleidungsaustalt. 

Der während des Jahres 1015/16 fortdauernde Kriegszustand., der, 
abgesehen von sonstigen tiefgreifenden Wirkungen, insbesondere auch 
»■ine stetig fortschreitende Erschwerung der Lebensverhältnisse nach sich 
zog. hat an die Bahnverwaltung auf dem Gebiete der Personalfürsorge 
außerordentliche Anforderungen gestellt, denen sie in jeder Richtung nach 
Tunlichkeit durch Zuwendungen und Vorsorgen anderer Art gerecht 
zu werden trachtete. 


Fortführung des Baues der Eisenbahn Thies—Kayes 1 ). Nach län¬ 
gerer Unterbrechung der Bauarbeiten auf der Neubaustrecke Thies — 
Kayes in der Kolonie Senegal von Französisch - Westafrika infolge 
des Weltkrieges ist durch Verordnung vom 18. Mai 1918 die Wiederauf¬ 
nahme der Arbeiten und die Fertigstellung des rückständigen Baues aus 
den Mitteln der 167 Millionen-Frank-Anleilie vom Jahre 1913 verfügt 
worden. Die vorhandene Lücke von rd. 200 km erstreckt sich zurzeit 
noch von Gotiari*—Naude. Km. 422 der Strecke Thies—Senegal bis Amhi- 
dedi. dem ■westlichen Endpunkt der seit 1910 mit 44 km in Betrieb befind¬ 
lichen Strecke Kayes—Ambidedi. Mit Vollendung der ganzen Bahn 
Thifcs—Kayes — 677 km — darf daher in absehbarer Zeit gerechnet 
werden. Man kann dann von Dakar nach Kulikoro am Niger, im ganzen 

*) Yergl. Archiv f. Eisenbahnwesen 1918, 8. 511 und 1014. 


Digitized by 


Gck igle 


Original ffom 

UNIVERSITY 0F MICHIGAN 











Kleine Mitteilungen. 


121 


1295 km Huhn, in zwei Tagen gelungen. Die fertige Strecke ist schon 
jetzt von großer Bedeutung für die Ausfuhr der Erdnüsse des Senegal¬ 
gebiets. (LAfrique fram;nise .1918, S. 1.-50.) 


Eisenbahnpläne in- Angola. Nach einer aus Brüssel kommenden 
Mitteilung des „Neptune“ vom 3. August 1918 soll sich die portugiesische 
Kegierung entschlossen haben, die 1 m-spurige Eisenbahn von S. Paulo 
de L o tt n d a nach A m b a k a , von der Kolonie verlängert bis M a - 
lange, im ganzen 504 km, in östlicher Richtung fortzufiibren, nach der 
genannten Quelle bis ins Katangagebiet von Belgisch-Kongo, also um 
mehr als 000 km. nach einer Mitteilung der „Times“ (vom 19. Juli 1918) 
um- bi* an das schiffbare Kongonetz, zum Kwango-Fluß, d. h. um etw-a 
ist» km. Im ersten Falle würde durch diese Balm ein Wettbewerb für die 
Bengtiellabahn entstehen, an der das Kapital und die Eisenbahnpolitik 
von Belgisch-Kongo interessiert sind. 


In Spanisch-Marokko wurde die 40 km lange Eisenbahn Oeuta- 
T e t u a n in 1 m-Spur am 17. Mai 1917 dem Veirkehr übergeben, nachdem 
der Bau im Januar 1913 beschlossen war. Die Baukosten betragen rund 
10,«c Millionen Peseten. Die Einie enthält 5 Tunnel und 5 Brücken. Die 
Fahrzeuge. 0 Lokomotiven, 12 Personen- und 10 Güterwagen, stammen 
aus den Vereinigten Staaten. Tetuan ist mit dem Hafenorte Rio Martin 
schon seit längerer Zeit durch eine 11 km lange Bahnlinie verbunden. 

Eber die Fortführung der Bahn Tanger — Rabat, die innerhalb 
«ie^ internationalen Gebiets vollendet ist, über die Grenze des spanischen 
Protektorats hinaus, verlautet noch nichts. Auch der Balmbau Tanger 
-Fes ist innerhalb der spanischen Zone nicht weiter gediehen. Der 
Bau ist nach dem französisch-spanischen Übereinkommen vom 27. No¬ 
vember 1912 der französischen Compagnie Generale du Maroc in Pari- 1 
uml der spanischen Compagnie Generale Espagnole du Maroc in Madrid 
übertragen-, Tochtergesellschaft dieser beiden Gesellschaften ist die 
französisch-spanische Eisenbahn-Gesellschaft Tanger—Fes mit dem Sitz 
in Meknes und der Hauptverwaltung in Paris; von dem Gesellschafts¬ 
kapital von 15 Millionen Franken fallen 40 % auf die spanische. 00 % auf 
die französische Muttergesellschaft. 

Im Bezirk Melilla ist die Bahn Nador—Batel im Betriebe. 

- (Nach Wirtschaftsdienst 1918. Nr. 3G vom 6. 9. 18.) 
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Rechtsprechung. 


Haftyflichtreclit. Kraftfahrzeuge. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 30. Mai 1918, in Sachen 1. tier 
Witwe 1>. in G.. 2. ihrer Kinder. Kläger, Revisionskläger, wider den preußischen 
Eisenbahnfiükua, vei treten durch die königliche Eisenbahndirekt inn zu E., Be¬ 
klagten, Revisionsbeklagten. 

Hebere Gewalt liegt nicht vor bei Unfällen, die sich infolge Durchfahrens einer geschlossenen 
Wegeschranke durch einen Kraftwagen ereignen. 

Tatbestand. 

Wirt Theodor D. in G., der Ehemann der Klägerin 1 und der Vater 
der Kläger 2, befand sich am 8. Februar 1915 in Gesellschaft anderer Per¬ 
sonen in E. und trat von da die Heimreise nachts mit jenen in einer Kraft¬ 
droschke an, die man am Hauptbahnhof in E. gemietet hatte. Als der 
Kraftwagen die Kreuzung der Straße von E. nach H. mit der eingleisigen 
Güterzugstrecke von V. nach A. beim Wärterposten im Stadtteil A. etwa 
um 2 Uhr zu passieren hatte, fuhr der Wagenführer F. in die dort ange¬ 
brachte und ordnungsmäßig geschlossene, auch beleuchtete Schranke hinein. 
IMe Spitze des großen Schrankenbaums wurde durch gedrückt, der Kraft¬ 
wagen fuhr auf einen vorübergehenden Güterzug auf. wurde von diesem 
erfaßt und beiseite gedreht, und D.. von seinem Sitze auf dem Wagen ab¬ 
springend, wurde vom Zuge überfahren und sogleich getötet. 

Der cingeklagte Schadensersatzanspruch ist in Ansehung des Fest¬ 
stellungsbegehrens, eines Ersatzes von UKX) dt Begräbniskosten und eines 
Betrages für Aushilfskosten von monatlich 150 dt für die Zeit vom 9. Fe¬ 
bruar 1915 bis 6. September 1982 zuerkannt, im übrigen abgewiesen 
worden. 

Hiergegen hat der Beklagte die Berufung eingelegt. Das Berufungs¬ 
gericht hat die Klage abgewiesen, weil es aunimmt, daß der Unfall durch 
höhere Gewalt verursacht sei. 

Hiergegen haben die Kläger die Revision eingelegt und den Antrag 
auf Zurückweisung der Berufung wiederholt. Der Antrag des Beklagten 
gellt auf Zurückweisung der Revision. Der Sach- und Streitstand ist aus 
den Urteilen der Vorinstanzen vorgetragen worden. 
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Eutscheidungsgründc. 

1 >a=. Berufungsgericht hat ausgesprochen, daß das geschildei*te Hin- 
eiufahren eines Kraftwagens in einen Eisenbahnzug, dessen Kommen durch 
rechtzeitige Schließung der Schranken eines hellbeleuchteten und infolge¬ 
dessen auf 50—60 m als solchen deutlich erkennbaren Bahnübergangs an¬ 
gekündigt war, ein 

von außerhalb des Eisenbahnbetriebes wirkendes Ereignis sei, da.-, 
nach menschlicher Erfahrung nicht vorauszusehen sei und nicht 
erwartet werde und dessen Eintritt auch bei den zweckmäßigsten 
und nüt dem wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens noch ver¬ 
einbaren Einrichtungen durch menschliche Kraft und Sorgfalt 
nicht abgewendet werden könne. 

Die Revision wendet ein, mit der Möglichkeit des Anpralls eine- 
Kraftwagens an eine Eisenbahnschranke müsse nach der Entwicklung der 
Verkehrsverhältuisse immerhin gerechnet werden; man könne ohne weiteres 
annehmen, daß solche Fälle durchaus nicht vei*einzelt dastehen, und hätte 
nötigenfalls lücriiber unter Ausübung des Fragerechts eine Beweiserhebung 
veranlassen sollen. 

Die Revision mußte Erfolg haben. 

Die erste Frage ist, ob ein von außerhalb dos Betriebs- 
Unternehmens wirkendes Ereignis vorliegt. Das ist zu ver¬ 
neinen. Nach dem festgeslellten und insoweit unstreitigen Sachverhalt 
kreuzt sieh an der Unfallstelle das Balmgleis mit der Straße, ist in deren 
Körper eingelegt und die Bahnaulage damit zum Bestandteil der Straßen- 
anlage geworden. Die von jener herrührende Gefährdung des Straßen¬ 
verkehrs hängt mit dem Eisenbahnbetrieb und seinen Einrichtungen inner¬ 
lich zusammen. Indem die Bahngleise die zum Fuhrwerksverkehr be¬ 
stimmte Straße schneiden, benutzt die Eisenbahn diese wie ein Fuhrwerk, 
bietet aber einem solchen gegenüber besondere Gefahren, weil sie rascher 
fährt und, auf Schienen laufend, nicht auswciclien kann. Der Eisenbalin- 
unternehmer. der sich in dieser Weise mit seinem Betrieb in den Straßen¬ 
verkehr hincinbegibt, schafft damit für diesen eine Gefahrenquelle, die dem 
Eisenbahnbetrieb als solchem zuzuzählen ist. Für diese .selbstgeschaffene 
Gefahr muß er einstehen. An dieser Sachlage ändert sieh auch nichts da¬ 
durch, daß an der Kreuzungsstelle Schranken vorhanden und zur Zeit de- 
l'nfalls herabgelassen waren, nach den gegebenen Umständen kann hierin 
eine Ausscheidung der Bahngleise und des Betriebsunternehmens aus dem 
Straßenkörper und aus dem Straßenverkehr nicht gefunden werden. 

Hiernach kommt es auf die übrigen Tatbestandsvoraussctzungen der 
höheren Gewalt im Sinne des § 1 Reichshaftpflichtgesetz sowie auf da¬ 
weitere Vorbringen der Revision nicht an. 

Die ausgesprochene Klageabweisung wird mithin durch die dafür ge- 
gegobeno Begründung nicht gerechtfertigt. Den Einwand des Selbstver- 
schuldeus hat das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß verworfen. Das 
erste Urteil war daher wiederherzustellen in Ansehung des Feststellung.-- 
hegehrons und des Ersatzpostens Begräbniskosten, über dessen Betrag kein 
Streit bestand. Die Höhe der Aushilfskosten dagegen (2II der Formel 
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des ersten Urteils) war in der Berufungsinstanz bestritten worden; insoweit 
war datier die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an 
das Berufungsgericht zuriiekzuverweisen. 


Güterverkehr. Haftpflicht. Alilitiirhahneii. 

Erkenntnis des lleiehsgerichis. I. Zivilsenats, vom 22. Juni 1918. in Sachen der 
Ei mm \f.-K. Company m. b. H. in B.. Klägerin und itevisioiisklägerin. wider den 
königlieh preußischen Eiseidmlmfiskusi, vertreten durch die königliche Eisenhahn- 
direktion in B. ? Beklagten und llevisionsheklugten. 

Die preußische Staatsbahn haftet nicht für Verlust von Frachtgut, das sie den im Militär¬ 
betrieb befindlichen Bahnen im besetzten feindlichen fiehiet zur Weiterbeförderung über¬ 
geben hat. 

T a t b e s t a n d. 

Am 2b. September 1911 übergab der Spediteur K. in B. auf Grund 
eines Eilfraelitbiiefs 2ö Kisten Zigarren und Zigaretten dein Beklagten zur 
Beförderung an die Etappeninlendantur in V. (Frankreich) und bezahlte 
die Fracht im voraus. Das Frachtgut ist am Bestimmungsorte nicht an- 
gekommen, sondern in Verlust geraten. Die Klägerin, an welche lv. seine 
Beeilte allgetreten hat. verlangt vom Beklagten Schadensersatz in Höhe von 
11 b(Mv»a cH. Der Beklagte, erhebt*, abgesehen von. der Verjährungseinrede, 
den Ein wand, daß der Verlust der Sendung auf der belgisch-französischen 
Bahnstrecke eingetreten sei, auf welcher er für Verluste des Frachtguts 
nicht hafte. 

Die 9. Zivilkammer des Landgerichts I in B. wies «^urch Urteil \om 
IS. Mai 191b die Klage ab. Der 12. Zivilsenat des Kammergerichts hat 
durch Erkenntnis vom 27. Oktober 1917 die von der Klägerin gegen dieses 
Urteil eingelegte Berufung zurückgewiesen. AuT die angeführten Ent¬ 
scheidungen wird Bezug genommen. 

Mit der Kevision beantragt die Klägerin, das Urteil des Kammer 
geüchts aufzuheben und nach dem in der Berufungsinstanz von ihr ge¬ 
stellten Antrag (auf Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 
11 ÖOÖ.:*<» Jf n. Z.) zu erkennen. Der Beklagte beantragt, die Kevision 
zurliekzuweisen. Letzterem Anträge ist aus folgenden 

E n l s c li e i d u n g s g r ü n d e n 

cnt-prochen worden. 

Mit liecht nimmt das Berufungsgericht an, dal» das Internationale 
Uebereiukommeu. über den Eisenbahnfrachtverkebr vom 11. Oktober 1890 
(KGBl. 1892 S. 798) auf den abgeschlossenen Frachtvertrag keine Anwen¬ 
dung linden könne. Die Güter sind nicht auf Grund eines <1 n r c h g e h e n - 
den Frachtbriefs aus dem Gebiete eines der vertragschließenden 
Staaten befördert worden. Gebiete verschiedener Staaten im Sinne des In¬ 
ternationalen Uebereinkommens sieben überhaupt nicht in Frage. Der 
vorliegende Hechtsfall beruht hiernach auf einer anderen rechtlichen Grund¬ 
lage als der KGZ Tbl. 89 S. 842 initgeteilte. 
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Die Vertragsparteien haben dem Frachtverträge das der Eisonbalin- 
verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 unter K anliegende Eilfraehtbrief- 
fonimlar zugrunde gelegt, das den Vermerk enthält: „Für den Fracht¬ 
vertrag gelten die E V O. und die in Betracht kommenden Tarife.“ Aus 
der Anführung der Eisenbahnverkehrsordnung und Nichtanführung des 
Handelsgesetzbuchs darf nicht etwa gefolgert werden, dal» bei der Güter¬ 
beförderung — sei es auf den deutschen, sei es auf den außerdeutscheu 
Strecken — für die Anwendung der Bestimmungen der Eisenbahnverkeil rs- 
ordmuig etwas anderes gelte, als für die Anwendung der Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs. Daß das streitige Frachtgeschäft, das in B. zwischen 
einem deutschen Absender und einer deutschen Eisenbahnverwaltung abge¬ 
schlossen wurde, im ganzen auch den deutschen Gesetzen unterworfen ist. 
kann nicht dem geringsten Zweifel unterliegen. Nichtsdestoweniger hat 
aber das Berufungsgericht mit Recht verneint, daß für die Verantwortung 
für den Verlust der Güter, der auf den unter Militärverwaltung 
stehenden belgisch-französischen Eisenbahnstrecken eingetreien ist, die 
-132. 109 HGB. maßgebend seien. Nach diesen Vorschriften würde die 
prenßi-cho Eisenbahn für die Ausführung der Beförderung bis zur Ab¬ 
lieferung des Gutes an den Empfänger (in V.) zu haften haben und könnte 
.-io als Versandhahn unmittelbar in Anspruch genommen werden. Auf 
einer Linie mit diesen Vorschriften -teilt — was das Berufungsgericht zu 
übersehen scheint — der ? 10!) EVO., wo ebenfalls ausdrücklich ausge¬ 
sprochen wird, daß ..die Versandbahn für die Ausführung der Beförderung 
bis zur Ablieferung des Gutes an den Empfänger haftet, ohne Rücksicht 
darauf, ob nur eigene oder auch fremde Strecken benutzt werden", sowie 
daß die Ansprüche auch unmittelbar gegen die Versandbahn geltend 
gemacht werden können. Entgegen dem Standpunkte des Berufungs¬ 
gericht- -ucht die Revision auszuführen, für die Beförderung privater 
Güter auf den Militärbahnen gälten alle Bestimmungen des Handelsgesetz¬ 
buchs. somit'auch die §8 132. 409, solange nicht eine anderweite Regelung 
getroffen sei. Die Ablehnung der Haftung für Güterverlust sei jedoch erst 
vom 10. Pezemlior 1914 an verordnet worden (\ergl. Tarif- und Verkehrs- 
Anzeiger für den Güter- und Tierverkehr im Bereich der preußiseh-hes-i- 
.-chen Staalseiscnbahnvcrwaltung. der Militärei-enbahn usw. Nr. 8 vorn 
28. Januar 1915. Anlage). 

Den Ausführungen der Revision läßt sich aus folgenden Erwägungen 
nicht beipfliehten. Der schon vom Berufung-lichter herangezogene, den 
7. Abschnitt des Handelsgesetzbuchs über den Eisenbahnverkehr einleitende 
• 5 15:1 ist auf „die Uebernahme von Gütern zur Beförderung nach einer für 
den Güterverkehr eingerichteten Station innerhalb des I) e u t s c h e n 
It e i c hs“ abgestellt und kennzeichnet damit zugleich im allgemeinen das 
Gebiet, welches den nachfolgenden Gesetzesregeln unterworfen wird. Fälle, 
wie der hier zur Entscheidung stehende, avo die Güter die Reichsgrenzc 
überschreiten und nach einem in der Etappe liegenden Bestimmungsorte 
geführt werden sollten, liegen insoweit außerhalb des Gebietes, das der 
7. Abschnitt des Gesetzes, insbesondere die Haftungsvorschriften der §§ 132. 
109 beherrschen wollen. Die entgegengesetzte Auffassung müßte um so 
mehr zu unhaltbaren Ergebnissen führen, als. \\ r enn einmal die $§ 132, 
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169 die hier maßgebenden liechtaregeln enthielten, auch die Anwendung 
des § 471 nicht abgelehnt werden könnte. Es würden also die in den §§ 432. 
169 begründeten Verpflichtungen der Eisenbahn durch besondere Verträge 
weder ausgeschlossen noch beschränkt werden können. Das wäre schwer 
erträglich im Hinblick auf die mannigfachen Gefahren, welche die Güter¬ 
beförderung innerhalb 'des Kriegsgebietes bedrohen, sowie im Hinblick 
darauf, daß von vornherein eine Haftübernahme durch die Militärbahn 
l icht erwartet werden konnte. Ähnliche Erwägungen sind bereits für ein 
1 rteil des Reichsoberhandelsgerichts leitend gewesen, ln dem in den Entscheid, 
des Reiehsoberhandelsgerichts Bd. 21 S. 57 mitgeteilten Falle hatte die 
preußische Eisenbahn am 1. Oktober 1870 Säcke mit Graupen zur Beför¬ 
derung nach N. übernommen. In P. ä M. wurde das Frachtgut der dama¬ 
ligen militärischen Betriebskommission zur Weiterbeförderung nach N. 
übergeben. Fis gelangte nicht an seine Adresse. Im Prozesse erhob die 
verklagte Eisenbalmverwaltung den Einwand, daß die militärische Betriebs - 
kommission in ihrem Tarife bestimmt habe, die Bahn diene zunächst nur 
militärischen Zwecken, und jede Garantie sowohl für die rechtzeitige Lie¬ 
ferung privater Sendungen wie auch überhaupt für ihre Ablieferung werde 
ausgeschlossen. Das Reichsoberhandelsgericht sprach sich in dem Urteile 
vom 11. Oktober 187G, durch das der Kassutiousrekurs des Klägers ver¬ 
worfen wurde, dahin aus, daß die Eisenbahnstrecke von P. ä M. bis N. 
..nicht als eine der Eisenbahnen zu betrachten sei, wie solche Art. 422 HG 1:5. 
bezeichne und für welche allein die im Art. 123 enthaltenen Verbote aus¬ 
gesprochen seien“. Die Artikel 422 und 423 IIGB. a. F. entsprechen den 
§§ 453 uud 471 des geltenden Handelsgesetzbuchs. 

Können hiernach die Haftungsvorschriften der §§ 132, 469 nicht an¬ 
gewandt werden, so fragt es sich, nach welchen anderen Vorschriften sich 
die Verpflichtungen der Fasenbahn regeln. Unter gewöhnlichen Betriebs- 
Verhältnissen in Friedenszeiten würde die Versendung der in Verlust ge¬ 
ratenen Güter nach Maßgabe des erwähnten Internationalen Überein¬ 
kommens erfolgt sein. Mit dem Ausscheiden der darin enthaltenen Be¬ 
stimmungen öffnet sich bei der Güterbeförderung auf den im Besetzungs- 
irebiete liegenden Eisenbahnstreekcn insofern eine Gesetzeslücke, als weder 
im Flandelsgesetzbuehe noch in der Eisenbahnverkchrsordmmg Vorschriften 
enthalten sind, welche unmittelbar für solche Güterbeförderungen aufgestellt 
w ären. Ganz sachgemäß haben aber beide Vorinstanzen den § 7G Abs. 9 
EVO. für eine entsprechend anwendbare Rechtsnorm erklärt. Daneben 
kommen § 85 Abs. 1 EVO., sowie § 468 HGB. in Betracht. Diese Bestim¬ 
mungen haben Frachtgeschäfte zum Gegenstände, bei denen als Abliefe¬ 
rungsort ein ..nicht an der Eisenbahn liegender Ort“ oder ein solcher Ort 
bezeichnet ist, wo sich keine Güterabfertigungsstelle befindet. Die Haftung 
der Eisenbahn soll sich hier beschränken auf die Beförderung bis zur letzten 
Eisenbahnstation oder der letzten für die Güterabfertigung eingerichteten 
Station. Wegen der Weiterbeförderung hat die Eisenbahn nur die Ver¬ 
pflichtungen eines Spediteurs. Die entsprechende Anwendung dieser Vor¬ 
schriften ist unbedenklich. Gemäß ihrem Sinne durfte V. als ein Bestim¬ 
mungsort angesehen werden, wo ein« Güterabfertigungsstelle oder Eisen¬ 
bahnstation nicht vorhnnden war. Die normale Beförderung 
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laud an der Grenzstation H. ihr Ende. Für die Weiterbeför¬ 
derung von dort an können dem Beklagten nur die Pflichten eines Spe¬ 
diteurs auferlegt werden. Diese Pflichten (§ 408 HOB.) hat die Eisenbahn 
durch Übergabe der Güter an die Militärbahn erfüllt. Sie konnte nach 
Lage der Sache nichts anderes tun, als diese Übergabe ordnungsmäßig 
ausftthren. Von einem dabei dem Beklagten zur Last fallenden Ver¬ 
schulden ist keine Rede. 

Die Klägerin kann hiernach einen Schadensersatzanspruch.— um den 
es sich im gegenwärtigen Rechtsstreit allein handelt — gegen den Beklagten 
nicht geltend machen. Die Revision mußte daher zurückgewiesen werden. 


' KiHenbaliiifrachtreclit. * 

* 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom JO. Juli 1018 in Sachen des 
Kaufmanns J. B. in N., Klägers und Revisionsklägers, wider den königlich säch¬ 
sischen Staatsfiskus, vertreten durch die königliche Generaldirektion der sächsi¬ 
schen Staatsbahnen, Beklagten und'Revisionsbeklagten. 

Vwjihru msfHot bei Räokvergittungsanoprttchen. Bäckers tattungsberochiiiHig bei Notstands- 
tarifen. Haftung der Eisenbahn aur für grobes Verschulden bei unzweck müßiger Umbehandlung. 

Veröff ent lichung von Notstandstarifen. 

Tatbestand. 

Zur Verringerung des durch die Trockenheit des Jahres 1911 herbei- 
geftihrten Notstandes führten die deutschen Staatseisenbahnverwaltungen 
und viele deutsche Privatbahnen Ausnahmetarife ein. Ein solcher Tarif 
wurde auch für Futter- und Streumittel erlassen. Unter den Gütern, auf 
die sich der Tarif beziehen sollte, sind an erster Stelle Gerste zu Futter- 
7. wecken und Mais zu Futter- oder Brennereizwecken erwähnt worden. In 
der für die Zeit vom 15. Dezember 1911 bis 30: Juni 1912 maßgeblichen 
Fassung des Tarifs (Verkehrsanzeiger der sächsischen Staatseisenbahnen 
vom 21. Dezember 1911) ist unter der Überschrift: „II. Anwendungsbedin- 
jungen“ ferner bestimmt worden: 

1. Der Ausnahmetarif wird nur gewährt für Sendungen, die als 
Futter- oder Strenmittel — Maissendungen auch zu Brennerei- 
zwecken — im Inlande verwendet und während seiner Gültigkeit im 
Inlande aufgegeben oder von einer deutschen Eisenbahnverwaltung' 
aus dem Auslande übernommen werden. 

2 . . . . 

3. Die ermäßigte Fracht wird im Rückvergütungswege gewährt: 
a) . . . 

c) bei Sendungen von o^er nach Bahnen (auch von außer¬ 
deutschen), die dem Ausnahmetarif nicht . . . beigetreten sind 

• . In diesen Fällen wird der Unterschied zwischen der 

gewöhnlichen und der nach diesem Tarif ermäßigten Fracht dem 
Empfänger der Sendung erstattet. 

Im Abschnitt „HL Frachtberechnung“ sind unter 1 und 2 Bestim. 
mungen über die Frachtsätze and deren Berechnung getroffen, und e.s 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSSTY OF MICHIGAN 





Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


1 -Js 


heißt dann unter 3: Im Verkelir von oder nach Hahnen (auch von äußer- 
deutschen), die dem Ausnahmcturif nicht . . . beigetreten .sind, . . . werden 
die Fracht an teile für die im Geltungsbereich des Ausnahmetarifs durch¬ 
laufenen Strecken nach den Bestimmungen unter 1 und 2 berechnet. 

Der Klager und 15 Handelsfirmen, die ihre Ansprüche auf Fracht- 
vergiitung an ihn abgetreten haben, versandten nach dem Inkrafttreten des 
Ausnahmetarifs von österreichischen Bahnstationen aus mit durchgehenden 
Frachtbriefen größere Mengen Gerste und Mais zu Futterzwecken nach 
Stationen der königlich sächsischen Staatseisenbahn. Die Sendungen wur¬ 
den auf den Aufgabestationen unter Zugrundelegung des direkten Tarifs 
nach den Bestimmungsstationen abgefertigt und über M. befördert. Nach 
Aushändigung des Gutes sind dem Kläger und den übrigen beteiligten Fir¬ 
men auf Grund des Ausnahmetarifs vom Beklagten Rückvergütungen ge¬ 
zahlt worden. Der Kläger hat diese Vergütungen al? zu niedrig bezeichnet 
und die Erstattung des Unterschiedes zwischen den regelmäßigen Tarifen 
für Sendungen von M. nach den Bestimmungsstationen einerseits, dem Aus¬ 
nahmetarif andererseits gefordert. Den ihm und den übrigen Beteiligten 
noch zustehenden Betrag hat er auf insgesamt 27 031,ör» berechnet und 

ntif Zahlung dieser Summe nebst 4 vom Hundert Zinsen seit dem 1. Juli 
11> 1 -> Klage erhoben. Der Beklagte hat die Abweisung der Klage beantragt. 
Er hat die vom Kläger vorgenommene Berechnungsart der Frachtvergütung 
für unzutreffend erklärt, auch die Einrede der Verjährung erhoben. 

Durch Urteil der 5. Kammer für Handelssachen bei dem Königlichen 
Landgericht zu D. von 31. Dezember 1913 ist der Klageanspruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt worden. Mit der hiergegen einge¬ 
legten Berufung hat der Beklagte Abweisung der Klage gefordert, wogegen 
der Kläger im Wege der Anschlußberufung seinen Zinsenanspruch auf 
5 vom Hundert erhöht hat. Der 2. Zivilsenat des königlichen Oberlaudes¬ 
gerichts in I). hat zunächst durch Zwi-chenurteil vom 30. März 1917 die Ein¬ 
rede der Verjährung verworfen. Alsdann hat er durch Endurteil vom 
26. November 1917 die Anschlußberufung des Klägers zurückgewiesen und 
die Klage abgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger Revision eingelegt und 
beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und nach den von ihm in 
der Berufungsinstanz gestellten Anträgen zu erkennen. Der Beklagte hat 
beantragt, die Revision zurückzuweisen. 

E n t s c li e i d u n g s g r ü n d e. 

Der Revision muß der Erfolg versagt werden. 

Dem Klagcanspruche. der auf Rückvergütung eines Teils der für die 
Beförderung Güter gezahlten, «lern allgemeinen Tarif entsprechenden 
Fracht gerichtet ist und seine rechtliche Grundlage im Abschnitt II 3 des 
Ausnahmetarifs für Futter- und Stmunittel vom Jahre 1911 findet, hat der 
Beklagte in erster Reihe die Einrede der Verjährung entgegengesetzt. Das 
Berufungsgericht hat die Einrede durch Zwischen urteil vom 30. März 1917 
verworfen, also in diesen) Punkte zugunsten des Klägers und Revisions¬ 
kläger- entschieden. Da aber der Beklagte in der Revisionsinstanz um 
Nachprüfung dic-cr Entscheidung gebeten hat. und die Einrede, falls sie be- 
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gründet wäre, das Eingehen auf die sämtlichen übrigen Streitpunkte ent- 
behrlich. machen würde, so bedarf es vorweg der Untersuchung, ob der Be¬ 
klagte sich mit Recht auf Verjährung der Kiageforderung berufen kann. 
Gestützt wird die Verjährungseinrede auf den mit den §§ 70, 71 der Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung im wesentlichen übereinstimmenden Art. 12 Abs. 4 
des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahn-Frachtverkehr, 
wonach bei unrichüger Anwendung des Tarifs oder bei fehlerhafter Berech¬ 
nung der Frachtgelder und Gebühren der Anspruch auf Rückzahlung des 
zuviel erhobenen Betrages in einem Jahre vom Tage der Zahlung an ver¬ 
jährt. Diese Bestimmung erklärt das Berufungsgericht auf den vorliegen¬ 
den Fall nicht für anwendbar, weil der Tatbestand, den sie zur Voraus¬ 
setzung habe, sich mit dem vorliegenden nicht decke. Bei der ursprüng¬ 
lichen Frachtberechnung nach dem allgemeinen Tarif seien Unrichtigkeiten 
nicht vorgekommen; streitig sei nur die Berechnung der Rückvergütung. 
Auf diese aber passe nicht die Verjährungsbestimmung in der ihr vom 
Gesetz gegebenen Ausgestaltung, insbesondere nicht die Bestimmung des 
Anfangstermins der Verjährungsfrist Denn mit der Zahlung der Fracht 
sei ein Anspruch, dessen Geltendmachung möglich wäre, nicht zur Ent¬ 
stehung gelangt, der Schuldner habe nur das gezahlt, was er zu zahlen 
gehabt habe, und der Anspruch auf Rückvergütung könne erst in Frage 
kommen, wenn deren Betrag dem Vergütungsberechtigten mitgeteilt worden 
sei. Dabei handle es sich um einen Zeitpunkt, der von dem der Fracht¬ 
erhebung weit entfernt sein könne und nicht selten bei hin- und hergehenden 
Verhandlungen der Beteiligten der rechten Bestimmbarkeit entbehren werde. 
Diesen Ausführungen ist durchweg beizupflichten. Der Beklagte macht 
demgegenüber geltend, daß das Bedürfnis nach einer kurzen Verjährung 
bei Ansprüchen auf Rückvergütung nicht minder bestehe als bei Ansprüchen 
auf Erstattung zuviel gezahlter Fracht, daß deshalb die gesetzliche Verjäh¬ 
rungsvorschrift sich auch auf Rückvergütungsansprüche erstreckt und hier 
der Beginn der Frist auf den Tag bestimmt werden müsse, an dem die Zah¬ 
lung des unrichtig berechneten Vergülungsbetrages erfolgt sei. Allein 
diese Bestimmung des Anfangstermins erscheint durchaus willkürlich; im 
Gesetze selbst findet sie keine Stütze. Wollte das Gericht der Anregung 
des Beklagten folgen, so würde es sich nicht in den Grenzen der ihm zu¬ 
stehenden Gesetzesauslegung halten, sondern eine neue Vorschrift in das 
Gesetz einfügen, was nicht angängig ist. Zutreffend weist schon das Be¬ 
rufungsgericht darauf hin, daß die Bestimmung einer kurzen Verjährungs¬ 
frist eine so einschneidende und gefährliche Maßregel ist, daß deren Vor¬ 
aussetzungen den davon Betroffenen in klarer und unzweideutiger Weise 
bekanntgegeben werden müssen. Mit Recht hat es daher die kurze Ver¬ 
jährung aus Art. 12 Abs. 4 des Int. Eisenb.-Fr.-Übereink. auf den vorlie¬ 
genden Fall für unanwendbar erachtet. 

Auch im übrigen erweist sich seine Entscheidung als richtig. Un¬ 
streitig ist die Beförderung der Güter, auf die sich der Klageanspruch be¬ 
zieht. von österreichischen nach sächsischen Stationen mit durchgehendem 
Frachtbrief und auf Grund eines direkten Tarifs, d. h. eines solchen er¬ 
folgt, der das Frachtgeld von der österreichischen Ausgangsstation bis zur 
sächsischen Bestimmungsstation, in einem einheitlichen Betrage festsetzt. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 9 
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Bei Tarifen dieser Art zwischen der österreichischen und der deutschen 
Eisenbahngenieinschaft besteht zufolge eines Abkommens aus dem Jahre 
1910 die Eigenheit, daß für die Berechnung des Frachtgeldes nicht die tat¬ 
sächliche als Beförderungsweg benutzte Eisenbahnstrecke maßgebend ist, 
vielmehr der Frachtbetrag nach anderen, in der Klagebeantwortung 
näher dargelegten Grundsätzen ermittelt wird und nach solchen auch 
die Verteilung der Fracht zwischen den österreichischen und den deutschen 
Bahnen erfolgt. Dadurch ^ommt es vor, daß eine deutsche Eisenbahnver¬ 
waltung für Beförderung von Gütern, die sie von österreichischen Bahnen 
übernimmt, unter Umständen an Fracht bedeutend weniger erhält, als ihr 
zustehen würde, wenn der gesamte Frachtbetrag auf die beteiligten Bahnen 
nach der Zahl der durchlaufenen Kilometer verteilt, oder w r enn die Berech¬ 
nung der Fracht für die Inlandstrecke nach dem sonst für diese maßgeb¬ 
lichen Binnentarife erfolgen würde. ' 

Auf diese Besonderheit hat das Berufungsgericht bei dei: Auslegung 
der einschlägigen Bestimmungen des Ausnahmetarifs von 1911 Rücksicht 
genommen. Die in II3 des Tarifs enthaltene Vorschrift, daß bei der Rück¬ 
vergütung der Unterschied zwischen der gewöhnlichen und der nach diesem 
Tarif ermäßigten Fracht dem Empfänger der Sendung zu erstatten ist, faßt 
es dahin auf, daß als gewöhnliche Fracht diejenige gemeint sei, die für die 
ganze durchfahrene Auslands- und Inlandsstrecke bei Zugrundelegung des 
gewöhnlichen Tarifs, hier also des direkten Tarifs zwischen Ausgangs- und 
Bestimmungsstation, zu zahlen sei. Dieser „gewöhnlichen“ Fracht stellt 
das Berufungsgericht die nach dem Ausnahmetarif ermäßigte Fracht gegen¬ 
über, für deren Berechnung es die Tarifbestimmung IIF3 berücksichtigt, 
nach welcher im Verkehr von Bahnen, die dem Ausnahmetarif nicht beige¬ 
treten sind (auch außerdeutschen), die Frachtanteile für die im Geltungs¬ 
bereiche des Ausnahmetarifs durchlaufenen Strecken nach den Bestimmun¬ 
gen unter 1 und 2 (enthaltend die Ermäßigungssätze) berechnet werden. 
Unter „Frachtanteil“ versteht es denjenigen Betrag, der bei einer von meh¬ 
reren Eisenbahnen gemeinschaftlich ausgeführten Güterbeförderung den 
beteiligten Bahnen im Verhältnis untereinander an der Fracht zusteht. Dem¬ 
gemäß vertritt es die Ansicht, daß jede deutsche Eisenbahnverwaltung bei 
Auslandssendungen mit direktem Tarif als Frachtanteil zufolge III3 des 
Ausnahmetarifs nur soviel fordern könne, als sie für die im Inlande durch¬ 
laufene Strecke an Fracht mach III1 und 2 des Ausnahmetarifs zu bean¬ 
spruchen habe, mithin aus diesem Betrage und dem hinzuzurechnenden 
Frachtanteile der ausländischen Bahnen sich die ermäßigte Fracht im Sinne 
der vorerwähnten Bestimmung II3 des Ausnahmetarifs zusammensetze. Der 
Unterschied zwischen dieser Summe und der „gewöhnlichen“ Fracht sei dem 
Empfänger zu vergüten, woraus sich ergebe, daß die der Ermittlung der 
Rückvergütung vom Beklagten zugrunde gelegte Berechnungsart richtig, 
dagegen die mit der Klage geltend gemachte unzutreffend sei. 

Diese Ausführungen werden von der Revision bekämpft; sie bieten 
aber keinen Anlaß zu rechtlichen Bedenken. Zweifelsfrei ist vor allem die 
Auslegung, die das Berufungsgericht dem Begriff „Frachtanteil“ gibt. Da¬ 
für, daß dieser Begriff, wie das Berufungsgericht annimmt, im Eisenbahn¬ 
recht ein feststehender ist und den Anteil bedeutet, der bei einem von meh- 
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reren Eisenbahnen gemeinschaftlich ausgeführten Transport den beteiligten 
Bahnen im Verhältnis untereinander an der Fracht zusteht, spricht schon 
der Art 23 des für die rechtlichen Beziehungen der Parteien maßgeblichen 
Int. Eisenb.-Übereiqjf. Dort wird der Eisenbahn, die im internationalen 
Verkehr die Gesamtfracht eingezogen hat, die Verpflichtung auferlegt, den 
1 >eteiligten Bahnen den ihnen gebührenden „Anteil der Fracht“ zu be¬ 
zahlen. In wie hohem Grade der Ausdruck „Frachtanteil“ demnächst in 
den bei der Handhabung oder Bearbeitung des Eisenbahnrechts beteiligten 
Kreisen zu einer feststehenden Begriffsbestimmung geworden ist, ist aus 
Eger, Kommentar zum Int. Eisenb.-Fr.-Übereink. zu ersehen, wo die ge- 
-amte Abhandlung über den Art. 23 die Seitenüberschrift „Verhältnis der 
Eisenbahnen betreffs der Frachtanteile“ führt (a. a. O. 3. Aufl. S. 256-bis 
268). Derselbe Schriftsteller hat denn auch in dem vom Kläger selbst zu 
den Akten überreichten Privatgutachten (S. 18, 19) ausdrücklich anerkannt, 
daß in Ziff. III3 des Ausnahmetarifs mit den nach den Bestimmungen 
unter 1 und 2 zu berechnenden Frachtanteilen die „Frachten gemeint sind, 
die die Eisenbahn auch für Auslandstransporte auf den von ihnen im Aus¬ 
nahmetarifgebiet durchlaufenen Strecken berechnet wissen wollte“. Mit 
Recht weist auch das Berufungsurteil auf weitere namhafte Schriftsteller 
bin, beispielsweise Röll, Enzyklopädie des Eisenbahnwesens, 2. Aufl., 
Bd. 5 S. 117, Bd. 1 S. 189, Pauer, Lehrbuch des Eisenbahn-Tarifwesens, 
S. 189 ff., Ulrich, Das Eisenbahntarifwesen der Gegenwart S. 33, wo 
überall der Ausdruck „Frachtanteil“ zur Bezeichnung desjenigen Ge¬ 
bührenanteils gebraucht wird, der von einem zwischen mehreren Bahnen 
einheitlich vereinbarten direkten Tarifsätze auf jede einzelne der betei¬ 
ligten Bahnen entfällt. Als weitere Belegstelle hierfür kann noch Hil- 
-cher. Das österreichisch-ungarische und internationale Eisenbahn-Trans¬ 
portrecht, S. 238, angezogen werden. Abwegig erscheint es, wenn die 
Revision das Gewicht der im Berufungsurteil genannten Literaturstellen 
unter Hinweis auf Hilscher, a. a. 0., S. 89, Anm. a. E., dadurch zu ent¬ 
kräften sucht, daß sie die angeführte Literatur als nicht in das Gebiet 
des Eisenbahnrechts, sondern das der Tariflehre und Abrechnungskunde 
gehörig hinstellt. Was die Revision hiermit sagen will, ist nicht recht 
verständlich. Denn daß die Regelung des Eisenbahnfrachtwesens über¬ 
haupt und die Festsetzung allgemein verbindlicher Tarife im besonderen 
das rechtliche Gebiet berührt, kann nicht zweifelhaft sein. Die Bemer¬ 
kung bei Hilscher bezieht sich auch nur auf rein rechnungsmäßige Durch¬ 
führungen. Auf diese näher einzugehen, lehnt Hilscher ab, weil sie nicht 
in das Eisenbahnrecht, sondern in die Tariflehre und in die Abrech- 
mmgskunde gehörten. Diese Äußerung hat mit dem vorliegenden Falle 
nicht das mindeste zu tun. 

Die Revision sucht nun weiter darzulegen, daß die Bestimmungen 
des Ausnahmetarifs unklar und mißverständlich gehalten seien, da die 
Ausdrücke „gewöhnliche Fracht“ und „Frachtanteil“ nur auf denjenigen 
Anteil an der Fracht bezogen werden könnten, welcher den deutschen 
Eisenbahnverwaltungen nach den allgemein geltenden Grundsätzen 
über die Teilung der Fracht zwischen mehreren am Transport beteiligten 
Eisenbahnverwaltungen zustande, wogegen das der Öffentlichkeit nicht 
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bekanntgegebene Sonderabkommen zwischen den österreichischen und 
den deutschen Eisenbahnverwaltungen außer Betracht bleiben müsse. 
Dem ist zunächst entgegenzuhalten, daß der Ausnahmetarif selbst in un¬ 
zweideutiger Weise ausspricht, daß die Frachtanteijg, von denen er in 
Ziff. III3 handelt, etwas anderes sind, als Anteile an der nach dem re¬ 
gelmäßigen Binnentarif zu berechnenden Fracht. Denn wenn dort be¬ 
stimmt wird, daß die Frachtanteile für die im Geltungsbereiche des Aus¬ 
nahmetarifs durchlaufenen Strecken nach den Bestimmungen unter 1 
und 2 berechnet werden, so geht daraus zwingend hervor, daß sie den 
Sätzen des Ausnahmetarifs für die betreffenden Inlandstrecken gleich 
sein sollen. Zuzugeben ist der Revision allerdings, daß der Begriff 
„Frachtanteile“ für den Laien nicht recht verständlich ist. Hieraus folgt 
aber nicht, daß die Eisenbahnverwaltung sich des Ausdrucks im Tarife 
nicht bedienen durfte. Wenn der Tarif sich auch an das Publikum wendet 
und diesem die Möglichkeit bieten soll, sich über die Tarifsätze zu unter¬ 
richten, so erscheint doch der Gebrauch üblicher Fachausdrücke nicht 
ausgeschlossen. Notwendige Vorbedingung hierfür Ist nur, daß die Faeh- 
ausdrücke nicht zur Irreführung des Publikums geeignet und als solche 
erkennbar sind. Es bleibt dann Sache der beteiligten Laien, über die 
Bedeutung der Fachausdrücke nötigenfalls bei den zuständigen Eisen¬ 
balmbehörden oder in sonst geeigneter Weise Erkundigungen einzuziehen. 
Dies trifft auf den vorliegenden Fall zu. Wer mit einiger Aufmerksam¬ 
keit die Ziffer III3 des Ausnahmetarifs liest, kann darüber nicht im 
Zweifel sein, daß der Gebrauch „Frachtanteile“ auf einem fachmännischen 
Sprachgebrauch beruht, und es war daher Aufgabe jedes Geschäfts¬ 
manns, der an der Anwendung des Tarifs Interesse hatte, sich über die 
Bedeutung des Ausdrucks Gewißheit zu verschaffen. Eine derartige Zu¬ 
mutung übersteigt nicht das Maß der bei jedem Geschäftsmann voraus¬ 
zusetzenden Überlegung und der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. 
Geht man aber davon aus, daß unter Frachtanteilen diejenigen Gebühren¬ 
anteilbeträge zu verstehen sind, die von einem einheitlichen direkten 
Tarifsätze auf die einzelnen beteiligten Bahnverwaltungen entfallen, so 
ist damit jede Schwierigkeit für das Verständnis des Ausnahmetarifs be¬ 
seitigt. Die Ziffer III3 besagt dann für den Verkehr vom Auslände 
her in nicht mißverständlicher Weise, daß die dem Tarif angeschlossenen 
Bahnen als ihre „Frachtanteile“ diejenigen Beträge erhalten sollen, die 
nach den vorangegangenen Tarifsätzen — Nr. 1 und 2 desselben Ab¬ 
schnitts — auf ihre durchlaufenen Inlandstrecken entfallen. Daraus er¬ 
gibt sich, daß bei Anwendung des Ausnahmetarifs die zu entrichtende 
Fracht sich zusammensetzt aus den dem Ausnahmetarif entsprechenden 
Frachtbeträgen für die Inlandstrecke und dem der Auslandbahn gebüh¬ 
renden Anteil am ursprünglichen Frachtsätze. Die Summe dieser Be¬ 
träge stellt im Sinne der Ziffer II3 des Ausnahmetarifs „die nach diesem 
Tarif ermäßigte Fracht“ dar, die zur Ermittlung des Rückvergütungs¬ 
betrages der gewöhnlichen Fracht gegenüberzustellen ist. Daß hier¬ 
unter nur diejenige Fracht verstanden werden kann, die für die be¬ 
treffende Sendung ohne das Bestehen des Ausnahmetarifs zu bezahlen 
wäre, ist vom Berufungsgericht mit Recht angenommen worden. Jede 
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andere Auslegung des Ausdrucks „gewöhnliche Fracht“ erscheint er¬ 
künstelt und findet in den Bestimmungen des Tarifs keine Stütze. Da¬ 
nach erweist sich die vom Beklagten angewendete und auch vom Beru¬ 
fungsgericht gebilligte Berechnungsart als die den Tarifbestimmungen 
entsprechende. 

Ohne rechtliche Bedeutung ist es, daß einzelne der preußischen 
Eisenbahndirektionen, wie die Revision in Übereinstimmung mit dem 
früheren Vorbringen des Klägers geltend macht, bei Berechnung der 
Tarifsätze anfänglich bis zum Erlaß einer allgemeinen Ministerialverfü- 
gung den Standpunkt des Klägers geteilt haben, daß der Minister in seiner 
Verfügung den Begriff „Frachtanteile“ durch Gebrauch des Ausdrucks 
..tatsächliche Bezugsanteile“ verdeutlicht hat, und daß später in einem 
Kriegs-Notstandstarif von 1914 eine deutlichere, für das Publikum besser 
verständliche Fassung gewählt worden ist. Diese Umstände liefern 
keinen ausreichenden Beweis dafür, daß der Inhalt des Ausnahmetarifs 
den an seine Klarheit und Verständlichkeit zu stellenden Anforderungen 
nicht genügt. Sollten selbst Beamte der Eisenbahndirektionen die Be¬ 
stimmungen des Tarifs unrichtig aufgefaßt haben, so könnte dies nur 
auf Unaufmerksamkeit und Flüchtigkeit zurückgeführt werden. 

Ganz unwesentlich ist der Hinweis der Revision darauf, daß jeder 
Absender cs in der Hand gehabt habe, die Güter zunächst nur bis zur 
deutschen Übergangsstation aufzugeben, sie von hier mit einem neuen 
Frachtbrief weiterzusenden und sich so die ermäßigten Frachtsätze auf 
den deutschen Bahnen zu sichern. Diese Tatsache ist richtig, beweist 
aber für den vorliegenden Fall gar nichts. Würden die Sendungen von. 
der Grenzstation M. mit neuen Frachtbriefen befördert, oder würde dort 
bei durchgehenden Frachtbriefen zufolge Anordnung des Absenders eine 
Umkarlierung (Umbehandlung) der Sendungen bewirkt worden sein, so 
wäre die Folge davon gewesen, daß die Fracht für die im Inlande durch¬ 
laufenen Strecken von vornherein nach den Binnentarifen berechnet wor¬ 
den wäre. In einem solchen Falle hätte allerdings der ausländische Ab¬ 
sender auf Grund des Ausnahmetarifs den Unterschied zwischen den 
Sätzen des gewöhnlichen deutschen Binnentarifs und den Sätzen des Aus¬ 
nahmetarifs als Frachtermäßigung erhalten. Die deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen hätten aber auch dann die Sätze des A'usnahmetarifs für 
die im Inlande durchlaufenen Strecken als Fracht erhalten. Für sie 
blieb also das Frachtgeld.nach dem Ausnahmetarife das gleiche, mochte 
der ausländische Absender das Gut von der Grenzstation aus mit neuem 
Frachtbrief versenden oder mochte er es mit durchgehendem Frachtbrief, 
auf Grund direkten Tarifs oder unter Umbehandlung auf der Grenz¬ 
station, befördern lassen. Hielt der Absender die Umbehandlung des 
Gutes an der Grenze wegen des Ausnahmetarifs für vorteilhaft, so war 
es seine Sache, bei Absendung des Gutes eine entsprechende Anweisung 
zu geben. 

Von der R6vision wird freilich die Ansicht vertreten, daß nach 
Art. 6 des Int. Eisenb.-Fr.-Übereink. die Beamten auf den österreichischen 
Ausgungsstationen auch ohne ausdrückliche Anordnung der Absender 
die Pflicht gehabt hätten, die Umkartierung auf der Grenzstation zu ver- 
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anlasscn, wenn dadurch der Beförderungssatz mit Rücksicht auf den Au>- 
nalimetarif verringert worden wäre. Das Berufungsgericht hat aber ein 
Verschulden der österreichischen Beamten ohne Rechtsirrtum verneint. 
Die Bestimmung des Art. 6, a. a. O., nach welcher mangels Angabe de- 
einzuhaltenden Transportweges im Frachtbriefe die Eisenbahn den ihr 
für den Absender am zweckmäßigsten erscheinenden Transportweg zu 
wählen hat, hat es im Anschluß an RGZ. Bd. 42, S. 27 für sinngeraii ß 
anwendbar auch auf den hier interessierenden Fall erachtet, 
daß mehrere Tarife zur Auswahl stehen und möglicherweise 
eine niedrigere Fracht erzielt w'erden könnte, wenn die Güter nicht auf 
direktem, sondern auf gebrochenem Wege, unter Umbehandlung, beför¬ 
dert würden. Es hat jedoch erwogen, daß der Ausnahmetarif nur für 
deutsche Bahnen galt und mutmaßlich den österreichischen Beamten un¬ 
bekannt war, die insbesondere auch nicht hätten Missen können, daß nach 
dem Ausnahmetarif der Empfänger der Sendungen bei Umbehandlung an 
der Grenze eine höhere Rückvergütung erhielt, als bei direkter Versen¬ 
dung. Diese Ausführungen sind bedenkenfrei. In Art. t> a. a. O. ist der 
Eisenbahn die Haftpflicht für die Folgen einer unzweckmäßigen Wahl 
nur bei grobem Verschulden aufgebürdet. Eine solche schwere Verfeh¬ 
lung der österreichischen Beamten, die die im Regelfälle billigste direkte 
Versendungsart gewählt haben, erscheint aus den vom Vorderrichter an¬ 
geführten Gründen als ausgeschlossen, zumal der Kläger keinen Beweis 
für die wenig wahrscheinliche Bekanntgabe des inländischen Ausnahme¬ 
tarifs an die ausländischen Beamten angetreten hat. AYenn die Revision 
hierzu die Verletzung des § 139 ZPO. durch Nichtausübung des richter¬ 
lichen Fragercebtes rügt, so muß diese Rüge versagen, da der Kläger in 
der Berufungsinstanz durch den Schriftsatz des Beklagten vom 5. Fe¬ 
bruar 1917 ausdrücklich darauf hingewiesen worden ist. daß die 
Abfertigungsstellen ausländische Dienststellen Maren, die die deut¬ 
schen Ausnahmetarife nicht kannten. Hierdurch w*ar ihm die Not¬ 
wendigkeit, seine Behauptungen in der bezeiehneten Richtung zu er¬ 
gänzen und unter Beweis zu stellen, genügend nahegelegt, so daß das 
Berufungsgericht keinen Anlaß hatte, auf eine Ergänzung des Tatsachen¬ 
materials auch seinerseits durch Fragen hinzuwirken. (RGZ. Bd. 78. 
S. 33.) 

Eine weitere Rüge der Revision betrifft die Veröffentlichung des 
Ausnahmetarifs. Sie verweist auf ROHG. Bd. 20, S. 373 und macht A’er- 
lelzung des dort ausgesprochenen Rechtsgrundsatzes geltend, daß die 
Eisenbahnen den Frachtgebern für allen unmittelbar oder mittelbar aus 
unrichtiger oder mangelhafter A^eröffentlicliung der Tarife entstehenden 
Schaden verantwortlich seien. Das Berufungsgericht hat zu diesem 
Punkte ausgeführt: der Ausnahmetarif verstoße insofern gegen § 6 Abs. 1 
»Satz 2 der Eisenb.-Verk.-O., als die Frachtanteile wenigstens in bezug 
auf die von deutschen und österreichischen Bahnen gemeinsam bewirkten 
Transporte unstreitig nicht veröffentlicht worden seien. Daraus sei 
jedoch nichts zugunsten des Klägers zu folgern, da die unvollständige 
Veröffentlichung des Tarifs seine Ungültigkeit zur Folge habe und der 
Kläger bei Ungültigkeit des Tarifs auch nicht die darin vorgesehenen 
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Frachtermäßigungen beanspruchen könne. Ob diesem Satze ohne Ein¬ 
schränkung zuzustinnuen ist, kann dahingestellt bleiben. Denn die Be¬ 
kanntmachung des Ausnahmetarifs muß so, wie sie erfolgt ist, als aus¬ 
reichend angesehen werden. Der Tarif bezog sich nur auf Frachtsätze 
für Beförderung des Gutes auf inländischen Bahnen. Er genügte daher 
den im § 6 Eisenh.-Verk.-O. für seine Veröffentlichung und seinen Inhalt 
aufgestellten Erfordernissen, wenn sich aus der Veröffentlichung ergab, 
welche Bestimmungen für die Beförderung des Gutes auf inländischen 
Bahnstrecken maßgebend sein sollten, wie sich hier die Beförderungs¬ 
preise gestalteten .und ob etwa noch Nebengebühren zu entrichten waren. 
Alles das geht für den regelmäßigen Binnenverkehr aus dem öffentlich 
bekannt gegebenen Ausnahmetarif hinlänglich hervor. Weitere Voraus¬ 
setzungen für die.Wirksamkeit der Tarife werden auch im Art. 11 des 
Int. Eisenb.-Fr.-übereink. nicht auf gestellt. Wenn hier bestimmt wird, 
daß die Berechnung der.Fracht nach Maßgabe der zu Recht bestehenden, 
gehörig veröffentlichten Tarife erfolgt, so sind als zu Recht bestehend alle 
diejenigen Tarife anzusehen, die den gesetzlichen Bestimmungen des be¬ 
treffenden Staates über die Ausgabe von Tarifen, insbesondere in bezug 
auf Form, Feststellung, Genehmigung und dergl. entsprechen (Eger, Int. 
Eisenb. : Fr.-übereink. Art. 11, Anm. 75, 3. Aufl., S. 134). Gegen die Gül¬ 
tigkeit des in Rede stehenden Ausnahmetarifs ist von der Revision gel¬ 
tend gemacht worden, daß durch die darin enthaltene Bezugnahme auf 
nicht veröffentlichte Fraclitanteile eine Unklarheit geschaffen werde, die 
den Absendern des Gutes die Möglichkeit zur Berechnung der von ihnen 
zu entrichtenden Fracht entziehe. Dieser Vorwurf ist insofern berech¬ 
tigt, als tatsächlich eine Ungewißheit über die Höhe der Fracht ein- 
tritt, wenn die Beförderung der Güter auf Grund eines direkten Tarifs 
und unter Beteiligung von Bahnen, inländischen oder ausländischen, die 
dem Ausnahmetarif nicht beigetreten sind, erfolgt und das Frachtgeld' 
zwischen den beteiligten Bahnen nicht nach dem Längenverhältnis der 
durchfahrenen Strecken, sondern nach anderen, der. Öffentlichkeit nicht 
bekanntgegebenen Grundsätzen verteilt wird. In solchen Fällen führt 
die Bestimmung III 3 des Ausnalunetarifs zu dem Ergebnis, daß die Fracht 
nicht endgültig berechnet werden kann, ehe die Frachtanteile der betei¬ 
ligten Bahnen ermittelt worden sind. Hierdurch entsteht für den Ab¬ 
sender die Notwendigkeit besonderer Nachfrage, die aber unter den 
eigenartigen Verhältnissen eines solchen Falles durch Tarifbestimmungen 
überhaupt nicht zu vermeiden sein dürfte. Denn bei einem Ausnahme¬ 
tarif. der, wie der vorliegende, eiuem dringenden Notstände abhelfen soll 
und mit besonderer Beschleunigung eingeführt werden muß. erscheint es 
in Anbetracht der ungeheuren Anzahl der durch direkte Spezialtarife 
verbundenen in- und ausländischen Eisenbahnstationen nicht angängig, 
die Frachtsätze für alle denkbaren Kombinationen des Güterverkehrs 
zwischen diesen Stationen veröffentlichen. Hierzu wäre eine Arbeit 
erforderlich, die bis zur Einführung eines Ausnahmetarifs schlechter¬ 
dings nicht geleistet werden könnte. Auf diese Schwierigkeit muß bei 
Bemessung der Anforderungen, die an die Ausführlichkeit des Tarifs zu 
stellen sind, Rücksicht genommen werden. Deshalb erscheint es unter 
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den besonderen Verhältnissen des vorliegenden Falls nicht als unzu¬ 
lässig, daß der Ausnahmetarif im Abschnitt III 3 für den dort behan¬ 
delten Sonderfall nur die Grundsätze der Frachtberechnung mitteilte und 
es stillschweigend den Beteiligten überließ, wegen der Höhe der Fracht¬ 
anteile bei den zuständigen Eisenbahnbehörden anzufragen. Daß von 
' diesen bei ausreichender Begründung des Gesuchs die Auskunft verwei¬ 
gert sein würde, ist nicht anzunehmen. Das Gegenteil folgt keineswegs 
aus den vom Kläger mitgeteilten abschlägigen Antwortschreiben meh¬ 
rerer preußischen Eisenbahndirektionen. Denn die an diese gerichtete 
Anfrage nach dem Betrage eines Frachtanteils ließ jede Begründung 
eihes Interesses an der Fragestellung vermissen und erging zu einer 
Zeit, als der Ausnahmetarif längst nicht mehr in Kraft war. Muß hier¬ 
nach die Veröffentlichung der Frachtsätze des Ausnahmetarifs als den 
Anforderungen des Gesetzes genügend angesehen werden, so scheitert 
damit auch der Versuch des Klägers, den Klageanspruch aus dem recht¬ 
lichen Gesichtspunkte einer Schadensersatzforderung wegen ungenügen¬ 
der und irreführender Veröffentlichung des Tarifs zu begründen. 

Unberechtigt ist endlich auch die Rüge der Revision, daß der Aus¬ 
nahmetarif gegen den § 6 Abs. 1 Eisenb.-Verk.-O. verstoße, da die darin 
enthaltenen Frachtsätze nicht jedermann in gleicher Weise zugute kämen. 
Im einzelnen wird diese Rüge damit begründet, daß in den Abmachungen 
der deutschen und der österreichischen Eisenbahngemeinschaft für die 
Wahl des Beförderungsweges und die Verteilung der Frachtsätze unter 
ihnen eine von Bodenbach nach Hannover verlaufende Scheidelinie fest¬ 
gesetzt sei und die östlich dieser Linie wohnhaften Empfänger bei der 
Frachtvergütung nach dem Ausnahmetarif besser daständen, als die west¬ 
lich wohnenden. Wie hierin eine Verletzung des § 6 Abs. 1 a. a.„0. 
liegen soll, ist unerfindlich. Die Vorschrift, daß die Tarife bei Erfül¬ 
lung der darin angegebenen Bedingungen für jedermann in derselben 
Weise anzuwenden sind, besagt nach ihrem klaren Wortlaute nichts 
weiter, als daß niemandem höhere oder geringere Sätze als die im Tarif 
angegebenen berechnet werden dürfen. Jedem Absender also, der das 
Gut in gleicher Menge, in gleicher Verpackung, auf gleicher Strecke, 
überhaupt unter gleichen Bedingungen aufgibt, soll auch der gleiche 
Frachtsatz berechnet werden. Dagegen ist es der Bahn nicht verwehrt, 
die Fracht nach bestimmten Orten oder Gegenden höher oder niedriger 
festzusetzen, als nach anderen ebensoweit entfernten (Eger, Eisenb.- 
Verk.-O. § 6, Anm. 23, 3. Aufl., S. 23). Diesen Grundsätzen widerspricht 
der in Rede stehende Ausnahmetarif durchaus nicht. 

Hiernach versagen die sämtlichen Angriffe der Revision. Da das 
Berufungsurteil auch im übrigen eine Gesetzesverletzung nicht erkennen 
läßt, so ist die Revision mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO. als unbe : 
gründet zurückzuweisen. 
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Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Ver-zichtsurkunde Kaiser Wilhelms II. 

vom 28. November 1918. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 253. Deutscher Reichs- und 
Preußischer Staatsanzeiger Nr. 283 vom 30. November 1918.) 

Bekanntmachungen des Reichskanzlers: 

Vom 9. November 1918, betr. Änderung der Militär-Transportordnung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 237. R.-G.-Bl. S. 1283.) 

Vom 25. Oktober 1918, betr. Grundsätze für die Besetzung der mitt¬ 
leren Kanzlei- und Unterbeamtenstellen mit Militäranwärtern 
und Inhabern des Anstellungsscheines. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 245. Z.-Bl. f. d. D. R. S. 1067.) 

Vom 9. November 1918, betr. Änderung der Militär-Transport¬ 
ordnung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 248. R.-G.-Bl. S. 1302.) 

Verordnung des Rats der Volksbeauftragten und 
des Staatssekretärs des Reichsarbeitsamts vom 
12. November 1918 über die Weitergewährung von Zulagen an 
Empfänger einer Invaliden-, Witwen- oder Wiwerrente aus der 
Invalidenversicherung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 256. R.-G.-B1. S. 1310.) 

Bekanntmachung des Reichs-Eisenbahnamts vom 
9. November 1918, betr. Änderung der Anlage C zur Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. • 

(Eisenbahn-Vprordnungsblatt S. 247. R.-G.-Bl. S. 1301.) 


Preußen. Erlaß des Staatsministeriums vom 24. September 
1918, betr. Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens 
bei der Erweiterung der Lokomotivbeköhlungsanlagen auf Bahn¬ 
hof Sangerhausen. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 8. 237. G.-S. S. 152.) 

Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 2. No¬ 
vember 1918, betr. Änderung der allgemeinen Verfügung über die 
Festsetzung von Pauschvergütungen für Dienstreisen nach nahe¬ 
gelegenen Orten vom 13. Oktober 1911. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 248. G.-S. S. 177.) 

Anordnung des Staatskommissars für die Demo- 
bilmachuhg vom 17 November 1918, betr. ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 254. G.-S. S.. 179.) 
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B e k u n n t iu a e hangen der preußischen Regier u a g: 

Vom 12. November 1918, betr. Übernahme der Staatsleitung in 
Preußen. 

('Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 215.) 

Vom 14. November 1918, betr. Zuständigkeit und Bezeichnung der 
Behörden. • « 

(■Eisenbahn-Verordnungsblatt- S. 249.) 

Vom 23. November 1918, betr. Befolgung der Anordnungen der 
preußischen Regierung und. der nachgeordnet eil Behörden durch 
die Beamten und Arbeiter. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 250.) 


Erlasse des Ministers der öffentlichen Arbeiten: " g j u 

Vom 18. Oktober 1918, betr. anerkannte technische Lehran¬ 
stalten .238 

Vom 21. Oktober 1918, betr. Anhörung von Vertretern der 
Beamtenverbände bei Regelung des Dienstes usw. . . . 233 
Vom 22. November 1918, betr. Zuständigkeit und Bezeich¬ 
nung der Behörden. 250 

Vom 23. Oktober 1918, betr. Änderung der Bestimmungen 

über die Wahl des Arbeiterzentralausschusses .... 234 

Vom 23. Oktober 1918. betr. Leitung des Arbeiterzentral- 
ausschusses der preußisch-hessischen Staatseisenbahn¬ 
verwaltung . ^ ..... . 236 

Vom 27. November 1918, betr. Befolgung der Anordnungen 
der preußischen Regierung und der nachgeordneten Be¬ 
hörden durch dio Beamten und Arbeiter.250 

Vom 29. November 1918, betr. Gewährung von Zulagen an 

Empfänger von Renten aus der Invalidenversicherung . 255 


Deutschösterreich. Beschluß der provisorischen Nationalversammlung für 
Deutsehösterreich vom 30. Oktober* 1918 über die grundlegenden 
Einrichtungen der Staatsgewalt. 

(Veröffentlicht in dem am 15. November 1918 ausgogebenen 1. Stücke 
des Staatsgesetzblattes für /den Staat Deutschösterreich unter 
Nr. 1 und im Verordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiffahrt 1 ) 
Nr. 1 vom 21. November 1918, S. 1.) 

') Au Stelle,des bisher vom k. k. Eisenbahnministerimn geleiteten Ver¬ 
ordnungsblatts für Eisenbahnen und Schiffahrt erscheint das Verordnungsblatt 
für Eisenbahnen und Schiffahrt, herausgegeben vom Deutschösterreichischen 
.Staatsamte für Verkehrswesen im Einvernehmen mit dem Dentsehösterreichiseheu 
St.antsamte für Gewerbe, Industrie und Handel. 


Digitized by 


Go. igle 


Original from 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 







Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


139 


§ 1. 

\ orbt haltlich der Beschlüsse der konstituierenden Nationalversammlung 
vird einstweilen die oberste (Gewalt des Staates Deutsehösterreich durch die 
nuf Grund des gleichen 'Wahlrechtes aller Bürger gewählte provisorische Xa- 
ti o i in i vp rs:i 1 n in 1 ung a u s ge libt. 

§ 2. 

Die gesetzgebende Gewalt wird von der provisorischen Nationalversamm¬ 
lung selbst ausgeiibt. 

§ 3. 

Mit der Kcgierungs- und Vollzugsgewalt betraut dio provisorische National¬ 
versammlung einen Vollzugsausschuß, den sie aus ihrer Mitte bestellt. 

Der Vollzugsausschuß führt den Titel „Deutschöstorrcichißcher Staatsrat “. 

§ 4. 

Der Staatsrat bestellt nebst den drei Präsidenten der Nationalversamm¬ 
lung, die ihm kraft dieses Amtes angehören, aus weiteren zwanzig Mitgliedern 
and ebenso vielen Ersatzmännern, die verhältnismäßig aus dem Hause gewählt 
4erdt*n. 

Der Staatsrat ist ständig. Er bleibt im Amt, bis die neugewählte Na¬ 
tionalversammlung den neuen Staatsrat eingesetzt hat. 

§ 3 . . 

Der Staatsrat konstituiert sich unter dem Vorsitze des Präsidenten, be¬ 
stellt aus seiner Mitte den Leiter seiner Kanzlei, der für die Führung der 
Staatsratsprotokolle verantwortlich ist, und den Notar des Staatsrates, der die 
Ausfertigungen des Staatsrates beurkundet. 

Die drei Präsidenten, der Leiter der Kanzlei und der Notar bilden das 
£ es« -hä f f s f i i 11 reude Staat sra tsd i rek tor iu m. 

§ 6- 

Die Präsidenten vertreten den Staatsrat nach außen, somit vor den 
»Staatsbürgern wie vor den Vertretern anderer Staaten und Nationen. 

Ausfertigungen des Staatsrates sind ungültig, wenn sie nicht von einem 
der Präsidenten gefertigt und vom Leiter der Kanzlei und dem Notar des 
Staatsrates mitgezeichnet sind. 

§ 7. 

Der Staatsrat berät die Vorlagen an die Nationalversammlung vor, be¬ 
urkundet deren Beschlüsse, macht sie kund und erläßt die nötigen Vollzugs- 
; nueisungen. 

§ 8. 

Der Staatsrat führt die Geschäfte der Staatsverwaltung nicht unmittel¬ 
bar. sondern durch Beauftragte. 

Diese Beauftragten bilden in ihrer Gesamtheit die Staatsregierung. 

§ 9. 

Die Beauftragten sind jeder einzeln und alle vereint für die Befolgung 
der Beschlüsse der Nationalversammlung, die Erfüllung der Aufträge und die 
Einhaltung der Vollmachten, die ihnen der Staatsrat erteilt, dem Staatsrat und 
Vr Nationalversammlung verantwortlich. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



140 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Das Gesetz vom 25. Juli 1867, R.-G.-B1. Nr. 101, über die Verantwort¬ 
lichkeit der Minister der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder 
findet atif die St&atsbeauftragten sinngemäß mit der vorläufigen Maßgabe An¬ 
wendung, daß an die Stelle des Staatsgerichtshofes ein 20gliedriger Ausschuß 
der provisorischen Nationalversammlung tritt. 

§ 10 . 

Die Beauftragten bestellt der Staatsrat, er setzt dabei im Rahmen der 
Beschlüsse der Nationalversammlung (§ 12) den Umfang der erteilten Auf¬ 
träge und Vollmachten fest. Die Beauftragung ist jederzeit durch Beschluß 
des Staatsrates widerruflich. 

§ 11 . 

Jedem Beauftragten ist ein besonderes Amt mit allen nötigen persön¬ 
lichen und sachlichen Erfordernissen unterstellt. Ein solches Amt trägt die 
Bezeichnung „Staatsamt“. Der Beauftragte führt als Vorsteher dieses Amtes 
den Titel „Staatssekretär“ unter Beifügung des Zusatzes (§ 13), der das 
unterstellte Amt bezeichnet. 


§ 12 . 

Die allgemeinen ständigen Aufträge und Vollmachten der Staatsämter 
werden durch Beschluß der Nationalversammlung festgestellt und abgegrenzt. 

Bis auf weiteres, bis die Nationalversammlung die Zahl der Staats¬ 
ämter verringert und deren Aufträge und Vollmachten neu regelt, wird Auf¬ 
trag und Vollmacht jedes Staatssekretärs und Staatsamtes vorläufig — vor¬ 
behaltlich der im § 13 getroffenen Änderungen — nach Umfang und Grenzen 
ebenso festgestellt, wie die derzeitige Zuständigkeit der für die im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder 'bestehenden Ministerien. 

§ 13. 

Demnach werden einstweilen eingerichtet: 

Ein Staats&mt des Äußern mit der Zuständigkeit des bisherigen k. und 
k. Ministeriums des Äußern und mit Auftrag und Vollmacht^ auch die auswär¬ 
tigen Beziehungen zu den auf dem Boden der bisherigen österreichisch-unga¬ 
rischen Monarchie entstehenden souveränen Nationalstaaten zu regeln und zu 
pflegen; 

ein Staatsamt für Heerwesen, das in sich die Aufträge und Vollmachten , 
des k. und k. Kriegsministeriums einschließlich der Marine^ektion und des 
k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vereinigt; 

ein Staatsamt des Innern; 

ein Staatsamt für Unterricht; 

ein Staatsamt für Justiz; 

ein Staatsamt der Finanzen; 

. ein Staatsamt für Landwirtschaft, entsprechend dem k. k. Ackerbau- 
minister ium; 

ein Staatsamt für Gewerbe, Industrie und Handel, entsprechend dem k. k. 
Handelsministerium; 

ein Staatsamt für öffentliche Arbeiten; 

ein Staatsamt für Verkehrswesen, entsprechend dem k. k. Eisenbahn¬ 
ministerium; 

ein Staatsamt für Volksernährung, entsprechend dem k. k. Amte für Volki- 
ernährung; 

ein Staatsamt für soziale Fürsorge:, 
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ein Staatsamt für Volksgesundheit; 

ein Staatsamt für Kriegs- und Übergangswirtschaft mit Auftrag und Voll¬ 
macht, die planmäßige, rasche und stetige Zusammenarbeit der volkswirtschaft¬ 
lichen und sozialen Ämter während der Kriegs- und Übergangszeit zu sichern. 

§ 14. 

Der Staatsrat kann auch für verwandte Staatsämter gemeinsam einen 
Staatssekretär bestellen und bei Bedarf die gemeinsame Beauftragung wieder 
teilen. 


§ 15. 

Der Staatsrat betraut einen der Staatssekretäre mit dem Vorsitz in der 
Staatsregierung. 

’S 

§ 16. 

Insoweit Gesetze und Einrichtungen, die in den im Reichrate vertretenen 
Königreichen und Ländern in Kraft’ stehen, du^ch diesen Beschluß nicht auf¬ 
gehoben oder ahgeändort sind, bleiben sie bis auf weiteres in vorläufiger 
Geltung. 

§ 17. 

Mit dem Vollzüge dieses Beschlusses der provisorischen Nationalversamm¬ 
lung ist der Deutscliösterrcichische Staatsrat betraut. 


Gesetz vom 22. November 1918 über Umfang, Grenzen und Beziehungen 
des Staatsgebietes von Deutsehösterreich. 

(Veröffentlicht in dem am 28. November 1918 ausgegebenen 9. Stücke 
des Staatsgesetzblattes für den Staat Deutsehösterreich unter 
Nr. 40 und im Verordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiffahrt 
Nr. 5 vom 30. November 1918, S. 19.) 

- Die provisorische Nationalversammlung des Staates Dcutschösterreich hat 
beschlossen: 


§ 1 . 

Die Republik Dcutschösterreich übt die Gebietshoheit über das geschlossene 
Siedlungsgebiet der Deutschen innerhalb der bisher im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder aus. 

Die Republik umfaßt: 

Die Länder Österreich unter der Enns einschließlich des Kreises Deutsch 4 - 
Süd-Mähren und des deutschen Gebietes um Neu-Bistritz, Österreich ob der Enn3 
einschließlich des Kreises Deu tsch-Süd-B Öhmen, Salzburg. Steiermark und Kärnten 
mit Ausschluß der geschlossenen Jugoslawischen Siedlungsgebiete, die Graf¬ 
schaft Tirol mit Ausschluß des geschlossenen italienischen Siedlungsgebietes, 
Vorarlberg, Deutschböhmen und Sudetenland sowie die deutschen Siedlungs¬ 
gebiete von Brünn, Iglau und # 01mütz. 

§ 2 . 

Kraft dieser Gebietshoheit unterstehen alle Personen, die im Staatsgebiete 
»eilen, und alle beweglichen und beweglichen Sachen, die sich im Staatsgebiete 
vorfinde®. den Gesetzen und Behörden von Deutschösterreich. Welche Ge¬ 
bäude und Liegenschaften als exterritorial zu behandeln sind, verordnet der 
Staatsrat nach völkerrechtlichen Grundsätzen. 

V 
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§ 3. 

Die Gerichtsbezirke, Gemeinden und Ortschaften, die das Staatsgebiet 
bilden, werden durch den Staatsrnt bestimmt und kundgemacht. 


Schweiz. Bundesratsbeschluß vom 5. November 1918. betreffend vorüber¬ 
gehende Taxmaßnahmen der schweizerischen Buhn- und Schiff¬ 
fahrtsunternehmungen. 

(Veröffentlicht in der Schweizerischen Gesetzsammlung Nr. 70 voih 
6. November 1918, S. 1131.) 

Der Schweizerische Bundes rat, 
in Anwendung von Art. 3 des Bundesbeschlusses vom 3. August 1914. be¬ 
treffend Maßnahmen zum Schutzo des Landes und zur Aufrechtcrhaltung de:- 
Neutralität, 

auf Ansuchen des VerwUltungsrates der schweizerischen Bundesbahnen, 
auf Antrag seines Post- und Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

I. Der Bundesratsbeschluß vom 16. April 1918 (Gesetzsammlung, 
Bd. XXXIV, Seite 438)0 wird hinsichtlich der darin vorgesehenen Maßnahmen 
für die Beförderung von Gepäck und Expreßgut, Traglasten, lebenden Tieren 
und Gütern aufgehoben und wie folgt ersetzt: 

♦ 

A. Gepäck und Expreßgut. 

1. Der Zuschlag von 60 % zu den tarifgemäßen Taxen darf weiterhin 
erhoben werden. Darüber hinaus ist für Entfernungen bis 99 Tfkm. die Ein- 


rechnung folgender Beträge gestattet: 



Auf Entfernungen 

biß 10 Tfkm. . .. 

100 Rappen 

pro 100 kg 

,, von 11 

20 „ 

. 120 .. 

.. 100 .. 

.. 21 

,, 30 ,, . . 

. 140 .. 

.. 100 

.. 31 

,, • 

. 138 .. 

.. 100 .. 

•> i) it 32 

» 

. 136 „ 

100 .. 

usur.; für jeden weitern Tarifkilometcr 2 Rappen 

weniger. 



2. Das Mindestgewicht einer Sendung hat 10 kg zu betragen. 

3. Die Mindesttaxe für eine Sendung darf auf 80 Rappen an gesetzt werden. 


B. Traglasten. 

Für das taxpflichtige Mehrgewicht (über 25, bzw. 15 kg) darf der für 
Frachtßtückgut angesetzte Zuschlag erhoben werden. Die Mindesttaxe für eine 
taxpflichtige Sendung darf 80 Rappen nicht übersteigen.' 

C. Lebende Tiere. 

1. Auf den Taxen des provisorischen Tiertarifs vom 22. Oktober 1917 
darf ein Zuschlag bis auf 100 %, für Exportvieh bis auf 150 % erhoben werden 

Diejenigen Unternehmungen, für die der obige Tarif nicht gilt, werden 
zur Erhebung eines Zuschlages bis auf 180 % zu den tarifgemäßen Taxen er¬ 
mächtigt. 

0 Vor gl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 691. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





Rechtsprechung und Gesetzgebung. 143 

Als Minimaltaxen für eine Sendung werden folgende Ansätze bewilligt: 

a) b) 

Für Sendungen Für Sendungen 
in gewöhnlicher Fracht in Eilfrncht 
Tarifklasse Fr. Fr. 

I 8.— 11.20 

II 6.— 8.40 

III und IV 1.— 1.40 


: 2 . Uie in § 2, Absatz 4, des Tarifs der schweizerischen Eisenbahnen für 
die Beförderung von lebenden Tieren vom 1. März 1909 und des provisorischen 
-chweizerischeii Tiertarifs vom 22. Oktober 1917 vorgesehene, mit dem 
1. April 1918 aufgehobene Taxbegünstigung für Aufzuchttiere des Pferde- und 
F; indvieh*eschlechtes (Sömmerungsvieh) (Schweiz. Gesetzsammlung, Bd. XXXIV, 
•S. 3i>Ö. Ziff. II), bestehend in der eilfrachtmäßigen Beförderung der Sendungen 
•> Li n a den tarifgemäßen Eilfrachtzuschlag von 40%, ist wieder einzuführen. 
F iir solche Transporte ist zudem der allgemeine Tax zu schlag auf 50 % zu be- 
schränken- 

3. Der früher zugestandeno frachtfreie Rücktransport der an Zuchtatier- 
raärkten mit AuBStellungscharakter unverkauft gebliebenen Tiere ist wieder 
ei nzuführeii. . 


D. Güter. 


1. ^Denjenigen Transportunternehmungen, für die der [Normaltarif der 
schweizerischen Bundesbahnen gilt, wird die Einführung folgender Taxzuschläge 
bewilligt: 



Eil¬ 
st Uck- 
gut 


Allgemeine i Spezialtarif I 
I Wagenladung»- ' und ET, Aus- ! 
Fracht- klassen, nahmetarif (i 
... , Ausnahme- j, und 21, mit 

1 | tarif 3 und jj Ausnahme der 

gut j Ausfuhrgüter Ausfuhrgüter 


Spezial¬ 
tarif in, ■ 
mit Aus¬ 
nahme der 
Ausfuhr¬ 
güter 


Ausnahme¬ 
tarif io, 
mit Aus¬ 
nahme der 
Ausfuhr¬ 
güter 


1 

! 

Tarifkm 

_1 


r. t io t ! st io t- 

Kappen für je an gefangen' 

r> t 

10 t 

.10 t 

Kappen für je 
; angefangene 
! 10 kg Taxgewicbt 

ei 100 kg Taxgewicbt 


bis 

IO 

8 : 

4 

20 

17 ! 

18 

12 

16 

11 

1 9 

11 


20 

! 1*2 

6 

29 

26 

28 

18 

25 

16 

12 

21 


30 

| 15 

8 

45 

40 

39 

27 

36 

24 

17 

31 


40 

18 

9 

1 

j 65 ; 

60 

54 

40 

49 

37 

24 

41 


50 

*22 

11 

86 ’ 

80 

70 

54 

67 

52 

32 

51 

19 

70 

26 

13 

110 

102 | 

93 

I 

72 

86 

67 

40 

71 


lOO 

30 ' 

15 

136 

126 

114 

91 

104 

82 

i 51 

101 

yt 

130 

35 ■ 

18 

162 

150 

135 

110 

119 

98 

1 60 

131 

mf 

180 

1 40 

20 

187 

168 

150 

126 

133 

112 

69 

1dl 


240 

|i 60 

25 

210 

185 

1 165 

139 

147 

123 

! 76 

241 

yf 

800 

|s 60 

30 

231 

202 

| 179 

160 

158 

133 i 

82 

301 


350 

70 

35 

248 

219 

] 190 

159 

168 

141 

87 

361 

a. mehr 

! 80 

1 

40 

263 

1 ' 1 

231 1 

1 

1 

198 

168 

1 

176 

149 

92 


unter A'ö^ rulK ^ ung der Zuschlagsbeträge auf die nächsten 10 Rappen. Für jede 
AWtorti &tu^g (auch im Umbehandlungsverkehr) darf die Zuschlagstaxe l>esonders 
berechne* ^ nd erhoben werden. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


Den übrigen Transportunternehmungen wird die Erhebung von Zuschlägen 
bis anf 120 % auf den tarifgemäßen Taxen gestattet. 

2. Für Güter, die nicht auf Grund des Gewichtes taxiert werden, darf 
ebenfalls ein Zuschlag bis auf 120 % erhoben werden. 

3. Von jedem Zuschlag befreit sind Milchtransporte im Abonnement und 
auf Grund der Ausnahmetarife. 

4. Von den allgemeinen Ausnahmetarifen haben in Kraft zu bleiben 
Nrn. 3, 4, 6,* 10, 19, 21 und 41, deren Frachtsätze, abgesehen von den Milch¬ 
transporten, um die für den gewöhnlichen Verkehr geltenden Zuschläge erhöht 
werden dürfen. Die Anwendung der übrigen Ausnahmetarife kann vorüber¬ 
gehend eingestellt werden. 

5. Das Post- und Eisenbahndepartement kann den privaten Transport¬ 
unternehmungen die vorübergehende Aufhebung anderer besonderer Ausnahme¬ 
tarife gestatten. 

6. Das Post- und Eisenbahndepartement wird ermächtigt, den Transport¬ 
unternehmungen vorübergehende Änderungen in der Warenklassifikation zu be¬ 
willigen, soweit dadurch die wirtschaftlichen Verhältnisse der Schweiz keine 
Schädigung erfahren. 

7. Die Anwendung des Reglements über die Gewährung von Tax- 
crmäßigungen für Ausstellungsgegenstände vom 1. März 1909 wird bis auf 
weiteres eingestellt. 

II. Der Rundesrat behält sich vor, die Taxzuschläge für gewisse Waren 
niedriger anzusetzen, wenn dies im allgemeinen Landesinteresse geboten ist, 
und die Anwendung der Zuschläge sowohl im Personen- als im Güterverkehr 
Unternehmungen gegenüber, die genügende Erträgnisse aüfweisen, ein¬ 
zuschränken. 

III. Das Post- und Eisenbahndepartement wird bei Meinungsverschieden¬ 
heiten zwischen den Transportunternehmungen über die Anwendung der Tax¬ 
zuschläge und die Verteilung ihres Ertrages den Entscheid treffen. 

IV. Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1919 in Kraft. 

I 

Bumiesratsberichluß vom 22. November 1918, betreffend Einführung des 

fünften eingeschränkten Fahrplanes. 

(Veröffentlicht in der Schweizerischen Gesetzsammlung Nr. 73 vom 
22. November 1918, S. 1185.) 

Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf Art. 3 des Bundesbeschlusses vom 3. August 1914, betreffend 
Maßnahmen zum Schutze des Landes und zur Aufrechthaltung der Neutralität, 

auf den Bericht und Antrag seines Post- und Eisenbahndepartements, 

beschließt: 

1. Da für die nächste Zukunft in bezug auf die Kohlenzufuhr vollständige 
Unsicherheit herrscht, sind die auf Grund des Bundesratsbeschlusses vom 
16. April 1918 1 ) aufgestellten und vom Eisenbahndepartement genehmigten 
fünften eingeschränkten Fahrpläne auf Montag den 2. Dezember 1918 für un¬ 
bestimmte Zeit in Kraft zu setzen, und es ist für deren ausreichende Bekannt¬ 
machung zu sorgen. 

2. An Sonn- und allgemeinen Feiertagen ist der Personenverkehr auf 
sämtlichen mit Dampf betriebenen Strecken bis auf weiteres vollständig ein¬ 
gestellt An diesen Tagen dürfen nur die für die Milchversorgung der größem 

U Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 695. 
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Ortschaften nötigen Züge ausgeführt werden: Personenbeförderung mit diesen 
Zügen ist ausgeschlossen. 

3. Den elektrisch betriebenen Bahnen steht es frei, an Sonn- und all¬ 
gemeinen Feiertagen den Personenverkehr aufrecht zu erhalten. 

4. Das Eisenbahndepartement wird, ermächtigt, die Aufnahme des Per¬ 
sonenverkehrs an Sonn- und allgemeinen Feiertagen gemäß dem genelunigten 
fünften eingeschränkten Fahrplane und die Wiedereinführung des vierten ein¬ 
geschränkten Fahrplanes zu verfüget», sobald eine Besserung in der Kohlen¬ 
belieferung dies gestattet. 

5. Um die Ausgabe der Kursbücher und des allgemeinen Plakatfahrplanes 
nicht zu verzögern, dürfen an' den vom Eisenbahndepartemento genehmigten 
■endgültigen Entwürfen für den fünften eingeschränkten Fahrplan nur die un¬ 
umgänglichen Änderungen vorgenommen werden. Solche Änderungen sind den 
Beteiligten mittels Berichtigungsblatt sofort bekanntzugeben. 

€. Wenn eine Verwaltung nach der Inkraftsetzung des fünften einge¬ 
schränkten Fahrplanes sich veranlaßt sieht, Änderungen an Lage oder Zahl 
ihrer Züge oder Schiffskurse vorzunehmen, so ist das durch Art. 9 der bundes- 
Tätlichen Fahrplanverordnung vom 5. November 1903 geordnete Verfahren ein- 
zuschl&gen. 

7. Das Eisenbnhndepartement wird mit der Vollziehung dieses Beschlusses 

beauftragt. 


Archiv für EUenhahQWfMHi. 1910. 
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Bücherschau. 

Besprechungen. 


Sympher, Leo, Dr.-Ing., Oberbau- und Ministerialdirektor. Die zu¬ 
künftige Entwicklung der deutschen Wasser¬ 
wirtschaft. Mit 3 farbigen Tafeln.' 36 S. 8 °. Heft 9 der Ver¬ 
einsschriften der deutschen Weltwirtschaftlichen Gesellschaft. 
Berlin 1918. Carl Heymann. 2,50 M. 

Das Scliriftchen enthält einen Vortrag, den der Verfasser im Sommer 
1918 gehalten, und die Besprechung, die sich an'diesen angeschlossen hat. 
Unter Wasserwirtschaft versteht der Verfasser die Regulierung der 
Ströme, den Bau von Kanälen, von Talsperren und in Verbindung damit 
von Kraftwerken zur Erzeugung von Elektrizität. Die Wasserwirtschaft 
soll nicht allein dem Handel und dem Verkehr, sondern ebenso der Land¬ 
wirtschaft dienen, indem sie die Be- und Entwässerung des Bodens ver¬ 
bessert. Der Verfasser nimmt an, daß nach Beendigung des Krieggs dem 
Staate gewaltige Aufgaben zum weiteren Ausbau der Wasserwirtschaft 
bevorstehen, die mit ganz erheblichen Kosten verbunden sind. Zu diesen 
Kosten, so., denkt er, und einer der Teilnehmer an der Besprechung, em 
Landwirt, führt das weiter aus (S. 27/28), wird ein Teil der zu erhoffen¬ 
den Kriegsentschädigung wesentlich beitragen, der den Bundesstaaten für 
•wirtschaftliche Zwecke überwiesen wird. Diese Hoffnung haben wir 
inzwischen — schon als dey Vortrag im Oktober v. J. in Druck erschien — 
leider auf geben müssen. — Weiterhin ist der Verfasser grundsätzlich der 
Meinung, „daß die Kosten ohne Entgelt der Allgemeinheit oder einem 
oft unbekannten Dritten nicht aufgebürdet werden dürfen, im großen 
und ganzen muß die Wasserwirtschaft sich selber tragen, sonst würde 
sie eben nicht wirtschaftlich sein.“ Ob dies möglich sei, wurde von einem 
Diskussionsredner (S. 28/30) aus Gründen, die jedenfalls viel für sich 
haben, bezweifelt. Binnenkanäle, geschweige denn Flußregulierungen. 
die dieser Aufgabe genügen, sind mir nicht bekannt. 

Die Darstellung der Aufgaben der Wasserwirtschaft nach dem 
Kriege, wobei der Verfasser (S. 2/3) nur seine persönlichen An¬ 
sichten vorträgt, hat, da die beiden Grundbedingungen für ihre Ver¬ 
wirklichung fehlen, heute eine fast nur noch theoretische Bedeutung. 
Es mag sein, daß eines oder das andere der Projekte, in erster Linie 
wohl der Kanal Hannover—Magdeburg, in absehbarer Zeit ausge- 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Bücherschau. 


147 


führt wir<L Immerhin bleibt es von Interesse, den Gesamtplan nach den 
Ausführungen eines auf diesem Gebiete hervorragenden Sachverständigen 
und angesehenen Wasserbauingenieurs sich zu vergegenwärtigen. Er 
wünscht zunächst den Ausbau der Zufahrtstraße zu den Nord- und Ost¬ 
seehäfen auf eine Tiefe von 12 und 10 m, ferner eine tunlichst gleich¬ 
mäßige Abmessung aller Binnenwasserstraßen. Die wichtigsten 
Binnenwasserstraßen sind so auszubauen, daß sie von Schiffen von einer 
Tragfähigkeit von mindestens 1000 t, ja tunlichst von solchen von 1200 
bis 1500 t, befahren werden können. Ein derartiger Ausbau des neu ge¬ 
planten Donau-Main-Kanals ist beabsichtigt. Die Richtung der neuen 
Wasserstraßen, ist so zu wählen, daß sie vornehmlich dem Massenverkehr 
dienen können, und nach diesen Grundsätzen sind die großen Ströme soweit 
erforderlich zu verbessern. Bei den auf Weichsel und Memel bezüglichen 
Vorschlägen ist allerdings nach der zur Zeit des Vortrags herrschenden 
politischen Lage angenommen, daß die in den östlichen Nachbargebieten 
belegenen Teile dieser Ströme mit berücksichtigt würden, eine Annahme, 
die heute kaum noch zutrifft. Von neuen Kanälen handelt es sich haupt¬ 
sächlich um den Ausbau des Mittellandkanals von Hannover nach Magde¬ 
burg. Die Linienführung dieses Kanals wird schon jetzt von der Wasser- 
bauvcrwaltung untersucht, u. zw. handelt es sich um drei Richtungen, 
eino Nord-, eine Süd- und eine Mittellinie. Der Verfasser scheint der 
Südlinie den Vorzug zu geben, der später, wenn der Verkehr soweit ge¬ 
wachsen sei, die Nordlinie folgen könne. Er meint, eine derartige Ent¬ 
wicklung werde sich der „der Eisenbahn zwischen Hannover und Berlin 
durchaus anpassen. 


Auch hier sei zunächst eine Verbindung geschaffen, welche 
von Hannover über Peine, Braunschweig, Oschersleben, Magde¬ 
burg durch bereits entwickelte Gebiete nach Berlin führe, während nach¬ 
träglich bei steigendem Durchgangsverkehr eine abgekürzte Linie über 
öbisfelde-Stendal gebaut sei.“ Diese Begründung halte ich nicht für 
stichhaltig. Ich sehe davon ab, daß für die Richtung eines doch wesent¬ 
lich dem Massengüterverkehr dienenden Kanals ganz andere 
Gesichtspunkte maßgebend sind als für die einer Eisenbahn, die nicht 
nur Güter jeder Art und Menge, sondern auch Personen befördert und 
dabei natürlich auf verkehrsreiche Zwischenstationen Bedacht nehmen 
muß. Bei dem Bau der jetzt einheitlichen Linie Berlin—Magdeburg— 
Hannover hat aber niemand an die direkte Verbindung Berlin—Hannover 
gedacht. Sie ist stückweise von verschiedenen Unternehmern nach und nach 
gebaut worden. Das erste Stück war die Bahn Braunschweig—Wolfenbüttel, 
die erste deutsche Staatsbahn, die 1838 von der damaligen braunschweigi¬ 
schen Regierung gebaut wurde. Von Berlin gingen zwei Privatbahnen 
nach dem Westen, die Berlin-Potsdam-Magdeburger und Magdeburg-Hal- 
berstädter Bahn, die vom Ende der dreißiger bis zur Mitte der vierziger 
Jahre langsam sich nach Westen selbständig entwickelten. Das letzte 
Stück, Hannover—Braunschweig, war wieder eino hannoversche Staats- 
bahn, die 1843 fertig wurde. An den Zusammenschluß dieser Linien zu 
-tdner einheitlichen Durchgangsstrecke hat niemand gedacht. Von einem 
■durchgehenden Verkehr Berlin—Hannover war damals schon deswegen 
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kaum die Rede, weil Hannover dem Zollverein nicht angehörle und ziem¬ 
lich bedeutende Durohgangszölle erhob. Den Anschluß von Berlin nach 
dem Westen suchte und fand man in mehr südlicher Richtung über Thü¬ 
ringen und Cassel. — Endlich, die Berlin-Lehrter Bahn ist nicht ge¬ 
baut worden wegen Überlastung der Berlin-Magdeburger Strecke, sondern 
lediglich, um dieser Strecke eine wirksame Konkurrenz zu machen (vgl. 
auch v. der Leyen, Die Eisenbahnpolitik des Fürsten Bismarck, S. 17 ff.) . 
Mit einer Parallele zur Eisenbahnverkehrspolitik läßt sich hiernach das Süd¬ 
kanalprojekt nicht wohl begründen. 

Dio übrigen vom Verfaser besprochenen Kanäle sind die zahl¬ 
reichen, zur Verbindung des deutschen Wasserstraßennetzes mit der 
Donau geplanten, etwa 10 verschiedene Linien, ferner der Moäelkanal 
und. ein Kanal zur Verbindung des Ruhrgebiets mit den Nordseehäfen 
Bremen, Hamburg und Lübeck. Der Verfasser schildert kurz die Lage 
dieser Kanäle und äußert sich über ihre wirtschaftliche Bedeutung. Den 
Schluß des Vortrags bildet eine Schilderung der großartigen wasserwirt¬ 
schaftlichen Anlagen im Zusammenhang mit dem Rhein-Hannover-Kanal_ 
darunter die gewaltigen Talsperren usw. A. v. d. L. 


lliibner, Dr. A. H., Professor, Oberarzt der Klinik. Versuche ün d 
Beobachtungen zur Simulationsfrage. Aus der 
, Univ.-Klinik für psych. u. Nervenkranke (Geh. Rat Westphal). 

Die Deutschen Eisenbahnverwaltungen gehen einer schweren Zeit ent¬ 
gegen, die ihnen die Verpflichtung auferlegt, mit größester Sparsamkeit 
ihren weitgestellten Aufgaben gerecht zu werden. 

Sparsamkeit führt aber nur dann zum Ziele, wenn sie an richtiger 
Stelle geübt wird, darum soll nicht etwa kleinlicher Engherzigkeit das Wort 
geredet werden. Vor allem dürfen nicht durch Unfälle verletzte und ge¬ 
schädigte Reisende und Bisenbahnbedienstete unter dieser Sparsarnkeit 
leiden, oder Arbeitern oder Beamten, die durch anstrengenden und lang- 
jälirigen Dienst ihre Gesundheit geopfert haben, ihre wohlverdienten Pen¬ 
sionen gekürzt werden. 

Wo aber Eigennutz sich ein bequemes Leben auf Kosten der Ver¬ 
waltung erstrebt, da ist es am Platze, Halt zu machen mit Entgegenkommen 
lind Freigebigkeit. Freilich sind die Beträge, die für Haftpflichtentseliädi- 
gungen, Unfallrenten und Pensionen gezahlt werden .müssen, nur ver¬ 
schwindend klein gegenüber den Ausgaben, die die Einrichtung und der- 
Betrieb von Eisenbahnen erfordert. Wenn aber Sparsamkeit geübt werden 
soll und muß. dann muß sie überall geübt werden, — vor allem da, wo un¬ 
rechtmäßige Ansprüche erhoben werden, — wo Unberechtigte maßlose For¬ 
derungen stellen, ganz abgesehen von dem moralischen Schaden, der durch 
Gewährung von Entschädigungen an Unberechtigte erwächst, und der im 
Volke weiter frißt wie eine ansteckende Krankheit. 

Jedem erfahrenen Gutachter ist es bekannt, daß nicht nur Über¬ 
treibungen von Krankheitszuständen zur Erlangung von unberechtigten 
Vermögensvorteilen ein beliebtes Mittel sind, sondern daß^auch vielfach be¬ 
wußte Vortäuschung nicht vorhandener Krankheitserscheinungen an ge- 


Digitized by 


Go», igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Bücherschau. 


149 


wendet /wird. Es ist auch bekannt, daß gerade hysterisch veranlagte Men- 
«ckieii ein besonderes Geschick haben, Krankheitsbilder vorzutäuschen, ins- 
hesondere auch Krämpfe, sowie einzelne weniger schwere Erscheinungen, 
wie S eh wanken bei Augen fußschlu ß, eine Erscheinung, die ja der Gesunde 
•willkürlich auftreten lassen kann. Es kann nicht ausbleiben, daß bei dem 
H estreben, ein Krankheitsbild vorzutäuschen, aus Mangel an medizinischen 
Ivenntnis>sen Krankheitsbilder gezeigt werden, die vielfach sieh wider¬ 
st preebende Symptome aufweisen. 

Um nur eins zu erwähnen: Das Schwanken bei Augenfußschluß tritt 
-*m willkürlich ein. wenn das Muskelgefühl. und damit die Erhaltung des 
Gleichgewichts aufgehoben ist Trotzdem wird diese Erscheinung sehr 
häufig: vorgetäuscht wenn eine Störung des Muskelgefiihls oder andere Ur¬ 
sachen gänzlich ausgeschlossen sind. Von vielen Ärzten, die nicht kritisch 
genug bei der Untersuchung vorgehen, wird ohne weiteres diese Erschei¬ 
nung, die leicht von der Willkür hervorgerufen wird, als sicheres Zeichen 
eines Nervenleidens betrachtet, wenn auch-nichts anderes für — und vieles 
segen. das Bestehen eines solchen Leidens spricht. • Als bestes Beispiel kann 
die früher beliebte Diagnose der sogenannten „traumatischen Neurose“ an¬ 
geführt werden, welche durch die Vielgestaltigkeit des Krankheitsbildes in 
den Gutachten zu dem häufig angewendeten Aufdruck des „typischen 
Bildes“ führte, obwohl gerade hier von einem typischen Bilde am wenigsten 
'.gesprochen werden konnte, weil ein Typ bei der Vielgestaltigkeit des Krank- 
lieitsbiicles nicht aufzustellen war. 

"Wenn auch in Ärztekreisen der Glaube an die „traumatische Neurose“ 
—chon. sehr erschüttert ist, nachdem die bedeutendsten deutschen Nervenärzte 
.auf ihrer Münchener Tagung den Stab über dieses Leiden gebrochen haben, 
- so spukt die Krankheit in den Köpfen der Laien noch immer. Ja; ein mit 
mehr oder weniger Geschick vor Gericht inszenierter Krampfanfall wird 
AU { di« Richter immer noch einen überzeugenden Einfluß austibeh. 

■Während des Krieges war die Erfahrung zu machen, daß bei manchen 
Ürsatastruppenteilen und in manchen Lazaretten gewisse nervöse Krank- 
heitsbilder so gehäuft und einander bis in die kleinsten Einzelheiten sich 
gleichend auftraten, daß von einem zufälligen Zusammentreffen nicht mehr 
<lie ftede sein konnte. 

Bisher war die Entlarvung von Simulanten, abgesehen von wenigen 
wks»cHschaftlich begründeten Untersuchungsmethöden in Einzelgebieten, 
mehr oder weniger ein Zufall. Es ist deshalb von Prof. Dr. Hübner sehr 
Aank ens wert, daß er den Weg beschritten hat, wissenschaftlich die Möglich¬ 
keit der Vortäuschung von Krankheitsbildern und Krankheitsenscheinnngen 
7Vi er förschen und dämit auch Wege zu fceigen, die zur Entscheidung führen 
können, ob eine wirkliche Erkrankung vorliegt, oder ob es sich um einen 
Täuschungsversuch handelt 

Kieht nur in Ärztekreisen, sondern auch unter Laien kann es nicht oft 
«enug betont werden, daß derartige Täusehungsversuche vielfach und mit 
Erfolg gemacht werden, und wie sie gemacht werden, damit auch von be- 
ru feen, er Stelle vor Gericht bei der Bewertung Vota angeblichen Krankheits- 
bildern eine gerechte Würdigung Platz greift. Den wirklich Kranken wird 
ö ur zugute kommen, doch daneben werden nicht unbeträchtliche Er- 
tparni^ e gemacht werden. 
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Hübner weist dai'auf hin, wie die „Krankheit“ „gelernt“ wird, dabei 
i?t nicht einmal die Voraussetzung notwendig, daß „Lehrer“ und „Schüler“ 
Simulanten sind. „So sagte z. B. ein mit hysterischen Anfällen behafteter 
Kranker einem Kameraden, der gleichfalls wegen solcher Krämpfe der Ab¬ 
teilung zugewiesen war, in vollem Ernst: ,Wenn du Krämpfe lxast, dann 
mußt du dich aufregen, so daß du sie auch liier bekommst, denn die Ärzte 
hier glauben nur, was sie sehen.*“ 

Als Leihrstube dienten häufig abgelegene Stellen (Badezimmer, Abort. 
Nebenraum Mies Waschsaals). 

Hübner bespricht dann das Vortäuschen von körperlichen Einzel- 
Symptomen — Reflexe und Sensibilitätsstörungen, Haltungsanormalien. 
Zittererscheinungen, psychogene Schwächezustände. 

Daß Sprechstundenuntersuchungen des vielbeschäftigten Arztes dem 
Simulanten sein Spiel erleichtern, ist selbstverständlich. Bei klinischer Be¬ 
obachtung ist auch auf der Abteilung genaueste Notierung aller Beobach¬ 
tungen erforderlich. „Der Pseudokranke darf keinen Augenblick das Ge¬ 
fühl verlieren, daß er unter Aufsicht steht. Das allein macht den wirk¬ 
lichen Simulanten unsicher. Sobald er aber seine Sicherheit verliert, wird 
er ungeschickt und' verräterisch.“ _ 

Viele Simulanten unterlassen die Vortäuschung eines Krankheitsbildes 
ganz, sondern erzählen statt dessen nur eine gute Vorgeschichte. Je mehr 
sie untersucht werden, desto mehr lernen sie. Dafür erbringt H. Beispiele. 
Es kann nicht Verwunderung erregen, daß Dämmerzustände bei Simulanten 
eine besondere Rolle spielen. Aber auch Schwachsinn läßt sich gut vor- 
läuschen. 

Ganz neu ist es aber, und wohl nur wenigen Ärzten und noch weniger 
Laien bekannt, daß II. nachgewiosen hat, daß Psychosen durch Urin-Trinken 
und Kot-Essen vorgetäuscht werden. Schon Ivrafft-Elbing machte die Er¬ 
fahrung, daß der Genuß von Exkrementen keineswegs nur hßi Geistes¬ 
gestörten, sondern auch bei Degenerierten, Imbezillen, Hysterikern vorkommt. 

Durch die Anstrengung beim Simulieren können selbst leichte sub¬ 
jektive und objektive Krankheitserscheinungen hervorgerufen werden. 
Hübner wirft deshalb die Frage auf: „Muß man nun angesichts dieser 
Symptome etwa annehmen, daß bei G. — (ein Beispiel) — wäIrrend des 
Simuliorens eine Hysterisierung eingetreten war, /laß er also in Wirklich¬ 
keit gar nicht mehr vortäuschte, sondern tatsächlich krank war?“ H. glaubt 
diese Frage verneinen zu müssen: „denn bei einer psychogenen Psychose¬ 
ist der Patient nicht in der Lage, nach eigener Entschließung ruckartig das 
Krankheitsbild abzuschließen, wie G. es getan hat. Auch das sorgfältige 
Beobachten der Umgebung und die Verwendung von Situationen, die zu 
Selbstbeschädigungsversuchen oder sonstigen Manipulationen 6icli eigneten, 
würde einem Psychogenen wohl nicht in dcir. Maße möglich sein wie dem G.“ 

II. verweist dann noch auf Herzog Borwin zu Mecklenburg, den Ost- 
seefiieger, Kapitän Lauterbach und andere, die am Schlüsse ihrer schweren 
Arbeit vorübergehend gleichfalls nervöse Symptome hatten, die sie sehr 
richtig als Folgen der enormen Aufregungen ansahen, ohne daß diese Er¬ 
scheinungen sie aber in ihren Entsehlüssen oder ihrem Handeln beeinflußt, 
hätten. 
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Hübner kommt zu dem Schlüsse: „Ich bin mir wohl bewußt, daß die 
Experimente, welche ich begonnen habe, nur bedingte Gültigkeit haben.“ 

„Mit neuen, exakteren Untersuchungsmethoden wird sich 'manches 
von dem, was wir jetzt als echt hinnehmen müssen, als vorgetäuscht er¬ 
weisen lassen. Darum muß unser Streben dahin gehen, möglichst einfache, 
leicht anwendbare und wenig zeitraubende Untersuchungsmethoden zu 
suchen, damit auch der vielbeschäftigte Praktiker sie sich zu eigen machen 
kann. Darauf hinzuweisen ist ein Zweck dieser Untersuchungen.“ 

„Daneben aber wollen sie zur Sammlung von Material anregen, das 
uns später einmal eine Psychologie der Simulation bringen soll. Die Gegen¬ 
wart ist zur Gewinnung neuer Tatsachen durch die Fülle der uns zuströmen¬ 
den Kasuistik besonders geeignet. Wenn wir dazu noch das Experiment 
zu Hilfe nehmen, dann werden wir eino wesentliche Bereicherung unserer 
Kenntnisse sicher erzielen.“ 

Dr. G. Wagner. 


Hern, Paul, Dr. med. Über nervöse Erkrankungen nach 
E is en b ah n un f ä 11 en mit besonderer Berücksich¬ 
tigung von Verlauf und Entschädigungsver¬ 
fahr on. Zweite völlig umgearbeitete und erweiterte Auflage. 
Bonn 1918. 9 oK. 

Die erste Auflage ist seinerzeit der preußisch-hessischen Eisenbahnver¬ 
waltung, den Bahnärzten und Ärzten im allgemeinen warm empfohlen 
worden. 

Die Umarbeitung berücksichtigt die reichen Erfahrungen der Kriegszeit. 
Sie ist gegliedert in neun Abschnitte, die behandeln: 

1. Geschichtliches über Unfallneurosen. 

2. Häufigkeit und praktische Bedeutung der Eisenbahnunfall¬ 
neurosen. 

3. Krankheitsformen. 

4. Bedeutung der Krankheitsbereitschaft. 

5. Untersuchung und Behandlung. 

6. Rechtsgrundlagen des Entschädigungsanspruchs. 

7. Verlauf bei Kapitalabfindung und bei Rentengewährung. 

8. Vergleichende Bewertung der einzelnen Entschädigungsverfahren. 

9. Begutachtung. 

Von den der zweiten Auflage hinzugefügten Leitsätzen sind besonders 
liervorzuheben die unter 8—13 angeführten, die die durchaus günstigen 
Heilungsaussichten bei rascher, einmaliger Abfindung betonen und höch¬ 
stens zeitlioh begrenzte, fallende Rente empfehlen, ferner die Wiederher¬ 
stellung voller Erwerbsfähigkeit häufig schon in wenigen Wochen oder 
Monaten, insbesondere bei den rein seelisch bedingten Formen, zumal den 
leichten Schreckneurosen, versichern. 

Leitsatz 14 empfiehlt in strittigen Füllen Einberufung einer dreiglie¬ 
drigen Ärztekommission oder rechtsverbindliche Einigung auf das Gutachten 
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einer unparteiischen Autorität, während Leitsatz 15 dem Versuch der Auf¬ 
klärung und Suggestionsbehändlung das Wort redet, andere Heilverfahren 
nur in besonders geeigneten Fällen zubilligt, das beste Heilmittel vielmehr 
in Ablenkung durch allmähliche Wiederaufnahme geregelter Tätigkeit neben 
Erledigung der Entschädigungsfrage erblickt. 

Auch die Neubearbeitung des Stoffes ist dem Verfasser trefflich ge¬ 
lungen und kann nur dringend empfohlen werden. 

Dr. Wagner, Geh. Med.-Rat, Berlin. 


Jaeger, Paul. Leinölfirnis -Ersparnis und die Verbesse¬ 
rung der Anstreich- und Lackiertechnik. Stutt¬ 
gart 1918. Konrad Wittwer. 

Das vorliegende Buch soll für Betriebsleiter, Werkmeister und 
Techniker als ein Hand- und Nachschlagebuch dienen mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung der Bedürfnisse der Eisenbahn- und Straßenbahn-Wagen¬ 
werkstätten, Autofabriken, Schiffswerften und der Großindustrie. Das 
Buch gliedert sich in folgende drei Hauptabschnitte: 1. die Verbesserungen 
der alten Anstreich- und Grundierungstechnik, 2. Werkstattanleitungen und 
3. Meistererfahrungen auf allen Gebieten. 

Im ersten Abschnitt legt der Verfasser dar, wie durch die von ihm 
eingeführte neue Grundiertechnik in großem Umfang dadurch Fett ge¬ 
spart werden kann, daß an Stelle des Leinölfirnis die neuen Grundierstoffe, 
Kronengrund bei Holz unsd P'erlgrund bei Eisen verwendet 
werden, die namentlich aus Zellulose bestehen. Durch diese Grundierstoffe 
wird ein rasch erhärtender, unveränderlicher dichter Untergrund gebildet, 
bestehend aus einer zäh haftenden, elastisch auftrocknemüen Zellulose- 
Schicht, und diese Grundierstoffe verbinden sich mit den Lack- und Farb- 
schiChten in vollkommenster Weise, während diese Verbindung bei dem 
früher zum Grundieren benutzten Leinölfirnis sehr viel zu wünschen übrig 
ließ, weil sich aus Leinölfirnis durch Ausdehnung infolge Sauerstoffauf- 
nahme aus der Luft ein stetig veränderter, undichter Ölgrund bildet, 
dessen Mängel sich namentlich im Kleben, Rissigwerden und Abspringen 
des Anstrichs zeigen. Bei Benutzung der neuen Grundierstoffe wird 
außerdem beim Anstreichen ganz erheblich an Zeit gespart, und aus 
allen diesen Umständen ergeben sich aus dem neuen Verfahren auch er¬ 
hebliche wirtschaftliche Vorteile. 

Im einzelnen wird darauf hingewiesen, daß der Zweck der Grun- 
d i e r u n g nicht darin besteht, dem Grund Fett zuzuführen, sondern den 
Grund so zuverlässig abzudichten, daß er nicht mehr aus der aufgestriche¬ 
nen Farbe öl absaugen kann, dies wird durch die zähe Zellulosehaut 
in durchaus zuverlässiger Weise erreicht, und diese verhindert auch die 
früher so oft festgestelltcn Wucherungen in den Anstrichen und Lackie¬ 
rungen. Weiter hat sich das neue Verfahren bei der Auffrischung f alter 
Anstriche als besonders gut erwiesen, da man damit den alten Farb- 
gründ ‘wieder vollkommen auffrischen und auch selbst dann Wieder durch¬ 
aus fest haftbar machen kann, vrenn sie rissig, spröde oder sehr ■porös 
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geworden waren, und daß ein nachträgliches Abblättern und Abplatzen 
der neuen von den alten Farbschichten nicht zu befürchten ist. Man 
kann daher mit einer erheblichen Ersparnis an Farbstoffen rechnen, die 
zu mindestens 50 % angenommen werden kann. 

Das neue Verfahren ist besonders auch bei wasserdichten ölfarben- 
anstrichen und Lackierungen von großem Wert und hat sich auch als 
Rostschutz gut bewährt, sowie auch zur Verhinderung von Rissebildungen 
in neuen und zur Beseitigung von solchen in alten Anstrichen. 

über die tatsächlich erzielten Erfolge werden nähere An¬ 
gaben gemacht, auch werden sie durch zahlreiche Abbildungen einzeln nacli- 
irewiesen; auch wird bezüglich der Zeitersparnis in einem Falle dargelegt, 
daß eine bei der früheren Arbeitsweise mindestens eine Woche erfor¬ 
dernde Arbeit an einem Tage erledigt werden konnte. 

Im zweiten Abschnitt werdest Mitteilungen gemacht über die zu ver¬ 
wendenden verschiedenen Stoffe und ihre Zusammensetzung, ferner über 
die Ausführungs- und Arbeitsweise sowohl für Neuanstriche wie für 
Erneuerungsanstriche, und getrennt nach den im Eingang genannten Be¬ 
nutzungsgebieten (Eisenbahn- und Straßenbalm-Wagenwerkstätten usw.). 

Im dritten Abschnitt veröffentlicht der Verfasser eine ganze Reihe 
ihm zugegangener Zuschriften über die in den verschiedensten Vetwen- 
dongsgebieten tatsächlich erzielten Erfahrungen. 

Das Buch bietet viel des Bemerkenswerten und kann daher den be¬ 
teiligten Verwaltungen und ihren Technikern zur sorgfältigen Beachtung 
und Benutzung empfohlen werden. B. 


Sieblist, Otto, Oberpostrat. Das Telegraphen- und Fern- 
sprech wesen. 2. Auflage. Band" 183 der Sammlung: Aus 
Natur und Geisteswelt. VI. und 119 S. kh 8°. Leipzig und Ber¬ 
lin 1918, B. G. Teubner. l,ao <M, geh. l,so Jl. 

Das Werk enthält eine gedrängte, in erster Linie für den Nichtfach¬ 
mann bestimmte Darstellung des gesamten Telegraphen- und Fernaprecli- 
wesens, seiner geschichtlichen Entwicklung und seiner gegenwärtigen 
Ausbildung. Die Technik ist nur kurz soweit behandelt, als ihre Kenntnis 
zum Verständnis der Organisation und des Betriebs dieser Verkehrs.- 
anstalten erforderlich ist. Eine umfassende Darstellung der Tech¬ 
nik ist in anderen Bänden der Sammlung veröffentlicht. Besonders 
wertvoll scheint mir die Geschichte des Telegraphen Wesens und des Fern¬ 
sprechwesens und der internationalen Verträge (Deutsch-österreichischer 
Telegraphenverelh, Weltpostverein, Funkentelegraphenvertrag), ferner 
die Darstellung des deutschen Telegraphenwesens. Ein Kapitel ist 
den Unterseekabeln und den großen telegraphischen Überlandlinien ge¬ 
widmet. Den Schluß bilden eine Reihe statistischer Übersichten. • Die 
Darstellung ist knapp und klar. Das Büchlein ist für jeden, der sich 
über diesen wichtigen Zweig des Verkehrswesens zu unterrichten beab- 
-iclitigt ein willkommenes Hilfsmittel, und auch der Fachmann wird es 
nicht ohne Nutzen gebrauchen können. - L. 
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Technischer Literatnrkalender 1918. X und 320 Seiten in 8° mit einem 
Bildnis. München und Berlin 1918. B. Oldenbourg. 

Die Beobachtung, daß der bekannte Kürschnersche Literaturkalender 
die Technik nur ungenügend berücksichtigt, hat die rührige Verlags¬ 
buchhandlung veranlaßt, einen technischen Literaturkalender zu be¬ 
gründen. Herausgeber ist der Oberbibliothekar im kaiserlichen Patent¬ 
amt Dr. Paul Otto. 

Das Buch enthält auf 320 Seiten rund 6000 Namen der Fachschrift- 
steiler aus dem Gebiet der deutschen Technik, und zwar auch solcher, 
deren Veröffentlichung nur in Zeitschriften erschienen sind. Die 
Hochschullehrer sind in dem Buch anscheinend vollständig vertreten, 
daneben aber aueh eine große Zahl der führenden Geister aus den pri¬ 
vaten Wirtschaftsbetrieben. Auffallend ist die geringe Beteiligung der 
Staatsbeamten, besonders der Staatseiseübahnbeamten. Da die Angaben 
des Buches zumeist auf den von den Verfassern selbst ausgefüllten 
Fragebögen beruhen, so scheint hier ein Mangel der Fragestellung vor- 
/.uliegen, der vielleicht bei einer späteren Auflage des Buches beseitigt 
werden kann. 

Soweit die Angaben des Buches auf den eigenen Angaben der Ver¬ 
fass* beruhen, enthalten sie einen kurzen Lebenslauf und ein lücken¬ 
loses Verzeichnis der in Buchform veröffentlichten Werke zeitlich ge¬ 
ordnet und am Schluß die Angaben über Mitarbeit an Sammelwerken. 
Die Angabe der Wohnung und der Fernsprechnummer erleichtert den 
persönlichen Verkehr. 

Zu bedauern bleibt, daß die Verstorbenen nicht berücksichtigt sind. 
Es besteht zweifellos auch das Bedürfnis, sich über die schriftstelle¬ 
rischen Arbeiten verstorbener Führer auf technischem Gebiet zu unter¬ 
richten. Vielleicht kann auch diesem Mangel bei einer Neuauflage ab¬ 
geholfen werden. 

Ein Bedürfnis, das Buch in jedem Jahre neu erscheinen zu lassen, 
liegt wohl kaum vor. Es wird genügen, etwa alle 5 Jahre eine Neuauf¬ 
lage zu veranstalten. 

Allen denen, die auf dem Gebiet der Technik selbst geistig schaffen, 
und denen, die sich auf technisch-literarischem Gebiet auf dem Laufenden 
erhalten wollen — und das ist schließlich heute jeder Techniker —, wird 
das Buch ein unentbehrlicher Ratgeber sein. 

Druck, Papier und Ausstattung (Papierband mit Leinenrüeken) sind 
in Anbetracht der heutigen Verhältnisse recht gut. S. 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aas verwandten Gebieten. - 

Edlefgen, Zollinspektor. Gesetz über die 'Besteuerung des Personen- und Güter¬ 
verkehrs. Edlefsen-Leitbücher zum Verständnis der Zoll- und Steuergesetze, 
Band 18. Hamburg 1918. 

Engesser, Dr.-Ing. Fr. Die Berechnung des Rahmenträgers mit besonderer Rück¬ 
sicht auf die Anwendung. Zweite erweiterte Auflage. Berlin 1919. 

Lange, Dr. Friedrich. Die Ansohlußpflieht der Vollbahnen und Kleinbahnen in 
Preußen. Inauguraldissertation. Greifswald 1918. 

Poppe Ireator, Dr. phil. et mod. "Walther. Die Arbeitsschauuhr. Ein Beitrag zur 
praktischen "Psychologie. Langensalza 1918. 

Vater, R., Geheimer 'Bergrat, Professor. Die Dampfmaschine. I. Wirkungs¬ 
weise des Dampfes im Kessel und in der Maschine. Vierte Auflage. II. Ihre 
Gestaltung und Verwendung. Zweite Auflage. Aus Natur- und Geistes¬ 
welt. 393. und 394. Bändchen. Leipzig und Berlin 1918. 


Zeitschriften. 

Allgreneiner Tarifanzoiger. Zeitschrift für internationales Verkehrswesen,. 

Finanz- und Volkswirtschaft. Wien. 

37. Jahrgang. Nr. 43 bis 51. Vom 20. Oktober bis 15. Dezember 1918. 

(43:) Die Vergütung für bahn-seitige Verwendung von Privatgütcr- 
wagen. — Verkehrseinschränk ungen auf den Eisenbahnen. — (45:) Die 
dringendste Aufgabe. — Die Eisenbahnen in den Nationalstaaten. — 
Organisation der deutsch-österreichischen Eisenbahnvenvaltung. — 
(46:) Die zwischenstaatlichen Eisonbahnverträge. — (47:) Die Staats¬ 
bahnen der Monarchie. — (48:) Zwischenstaatliche Vereinbarungen, zur 
Aufrechterhaltung des Eisenbahnverkehrs. — Das Ende der Privat- 
bahnen. — (49:) Westliche oder östliche Orientierung in der Verkehrs- 
politik? — (50:) Die gegenwärtige tarifpolitischo Lage. — Proviso¬ 
rische Organisation der Staatabahnen in der tschecho-slowakischen Re¬ 
publik. — Drohende Stillegung des Eisenbahnverkehrs in Deutsch- 
östermch. — (51:) Neue Verfügungen über die Erteilung von Trans- 
portbewilligungen in Demtschösterreich. — Die staatliche Neuordnung 
und die Eisenbahnen. — Die Erstattungsansprüche an die Staatsbahnen. 
— Tariferhöhung in Deutschland. 

Deutsche Eisenbahnbeamteii-Zeituiig. Stuttgart. 

21. Jahrgang. Nr. 41 bis 44. Vom 1. November bis 16. Dezember 1913. 

(41:) Die Konjunktur nach dem Kriege. — (42:) Bemessung des Ruhe¬ 
gehalts. — (43): Die neue Regierung imd die Beamten. — (44:) Neue 
Kräfte und WirtschAftebildungon. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

9. Jahrgang. Nr. 11 bis 12. Vom 15. Oktober bis 1. Dezember 1918. 

(11:) Zur Geschichte der Bagdadbohn. — (u. 12:) Die deutsche See¬ 
schiffahrt und der Ausbau der Binnensehiffahrtswoge. — (11:) Ein 
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neues elektrisches Schweißverfahren. — (12:) Per bargeldlose Zahlungs¬ 
verkehr bei der Eisenbahn. 

Deutsche Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

81. Jahrgang. Nr. 40 bis 51. Vom 5. Oktober bis 21. Dezember 1918. 

(40:) Elektrischer Betrieb der Schwedischen Staatebahn Kiruna — 
Riksgränsen. — Hochbahn und Straßenbahn in Hamburg. — (41:) Ein 
eigenartiger Straßenbahn tu nnel. — (48 bis 45:) Die Lokomotiven amt 
3 gekuppelten Achsen. — (44:) Ein Mittel gegen den Mauerlraß bei 
Bahnbauten. — (45:) Die englischen Eisenbahnen nach 4 Kriegsjahren. 
— Zur Kohlenersparnis im Betriebe der Eisenbahnen. — Kleingarten¬ 
bau und Kleintierzucht. — (46:) Eiserne AVaggons. — Der Eisenbahn¬ 
verkehr nach dem Kriege. — (47:) Österreichs Zerfall und die öster¬ 
reichischen Staatsbahnen. — Die Haftpflicht der Eisenbahn für Schäden 
infolge mangelhafter Heizung. — (48:) Staubfreie Fußböden für Eisen¬ 
bahn Werkstätten. — Die wirtschaftliche Lage der Eisenbahnen Frank¬ 
reichs. — Sozialisierung der Industrie, Achtstundentag und Preisbil¬ 
dung. — Verstärkte Bautätigkeit der deutschen Bahnen. — (60:) Die 
Reinigung des Speisewassers. — (51:) von Breitenbach. — Milch-Kessel¬ 
wagen für Kleinbahnen. — Schutzmittel für Betonbauten im Bahnbau. 

Eisenbahnblatt. IV ien. 

28. Jahrgang. Nr. 89 bis 41. Vom 20. November bis 10. Dezember 1918. 
(39:) Die staatsrechtliche Umgestaltung und das Eisenbahnwesen. — 
(n. 40:) Eisenbahnverkehr und die Demobilisierung. — (40:) Der 

Wechsel im preußischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten. — Di© 
staatliche Umgestaltung und das Eisenbahnwesen. — Der Wechsel im 
bayerischen Verkehrsministcrium. — Verstärkte Bau- und Beschaffungs¬ 
tätigkeit der preußischen Staatseisenbahnverwaltuug anläßlich der 
Demobilisierung. — (41:) Staatssekretär Jukel über die Kohlennot der 
Staatsbahncn. — Staatssekretär Zerdik über die Kohlenfrage. 

Der Eisenbau. Wien-ILeipzig. 

9. Jahrgang. Nr. 12. Dezember 1918. 

über die Grundrißgestaltung eiserner Brücken bei schiefer Bahn¬ 
kreuzung. 

Das Kiseubahnblatt. (Jämbanebladet.) Stockholm. 

1918. Nr. 13 — 18. Vom Juli bis November 1918. 

(13:) Sverige. Nägra använclningar af hastighetsdiagram. — (14:) 

Taxeatgärdar i olika länder med anledning «f kriget. — Jämvägarnas 
och trarfikanternas samverkan i tralikfr&gor. — Atgärder för den tyska 
valutans stabilisering. — Enhetlighet i de tyska j&rrtvägarnas för- 
valtning. — Förbindelsevägar mellan Frankrike och Italien. — Eesein- 
ekränkning 1 England. — Oricntbanorna. — Staten och de amerikanska 
järnvägama. — Järnvägar och Politik i Japan. — (15:) Luftaflodnings- 
ventil för ängvämcledning i iärnvägsvagnar. — Dobrudschabanan. — 
Engelska lasarettst&g för amerikanska trupper. — (16:) Europas ioko- 
motivhunger öfter krigen. — Den nye tyske godstogbremse. — Under- 
sökning.för anläggning af statsbana fr&n Morjärvs jämvägsstaticm tili 
Nedcrkalix samt utredning angdend«* anläggning af järnväg genom 
Kalix och Torne älfdalar. — Jßrnvägstrafiken efter kriget. — (u. 17:) 
Pamplokoinotivets Massevirkning. — (18:) Sverige. Öfverrevisioneu 
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\ id statens järnvägar. — Untervisningsväsondets ordnande vid staten 3 
järnvägar. — Jordens j&ravägar. *— 

Eisenbahn- und Verkehrsrechtliche Entscheidungen und Abhandlungen. Berlin 
und Leipzig. 

35. Band. Heft 1. ' 

Der § 42 des Enteignungsgoeetzes und die Enteignung nach Flucht G. 

— 6ind Kinematographenfilms „Kunstgegensttade“ i. 8. der §§ 429, 456, 

462 de© Handelsgesetzbuches (§§ 34, 10, 96 Eisenbahnverkehrsordnung) ? 

— Eine erlaubte Umgehung des staatlichen Postzwaage. — Die Kraft¬ 
wagen- und Tierhalterhaftung bei verschleierten Kaufverträgen. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. Berlin-München. 

16. Jahrgang. Heft 29. Vom 14. Oktober 1918. 

Die elektrische Zugförderung auf der Puget Sound-Strecke der Chi¬ 
cago-, Milwaukee-, St Paul-Bahn als Anregung und Vorbild für den 
elektrischen Betrieb auf den österreichischen Gebirgsbahnen. — Ersatz 
der doppelpoligen Bremskupplung an Straßenbahnwagen durch ein¬ 
polige. — 

Elektrotechnik nnd Maschinenbau. Wien. 

36. Jahrgang. Heft 47. Vom 21. November 1918. 
Einphasen-Schnellzugslokomotive der preußischen Staatsbahnen. — 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

39. Jahrgang. Heft 50. Vom 12. Dezember 1918. 

Weiteres über die Riksgränsenbahn. 

Le Gdnie civil. Paris. 

72. Band. Nr. 25. Vom 22. Juni 1918. » 

Chemins de fer ä voie etroite. — Le materiel de guerro francais ä voie 
6froi{o. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

83. Band. Heft 9 bis 12. Vom 1. November bis 15. Dezember 1918. 

(9:) Zur'Frage der Brennstoff-Ausnutzung der Zukunft. — Bandagen¬ 
wärme. — Transformator zum Erwärmen von Radbandagen, Schrumpf¬ 
ringen, Zahnkränzen usw. der Maschinenfabrik Oerlikon bei Zürich. — 

(10:) Der Bowegungswiderstund der Eisenbahnfahrzeuge. — Über den 
Einfluß der Größe der Dampfzylinder und Güte des Brennraaterials auf 
dio Leistung der Lokomotiven. — (11 u. 12:) Die Ausnutzung der Kohle 
bei ihrer Verbrennung, Entgasung und Vergasung. — (12:) Rad- 
schoibenbearbeitungsbänke. — 

lJanomag-Nacbrichtcn. Hannover-Linden. 

5. Jahrgang. Heft 10. 

(u. 11:) Lokomotivbau und Lokomotiviudu^trio in Frankreich mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der cingefiihrteii Lokomotiven. — (10:) 

Kesselstein iin Lokomotivkessel. 

De Ingenieur. ’s-Gravenhage. 

33. Jahrgang. Nr. 45. Vom 9. November 1918. 

Tien iaren eleetriseho tractio op een Nedcrlamischen hoofdspoorweg. — 
Bepaling van de verbruikte hoeveelheid olie bij het creosoteeren. 

Nr. 46. Vom 16. November 1918. 

IIct uicuwo rollend materiecl der Eleetriseho Spoorwog-Maalschappy. 
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Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. Jona. 

111. Band. Heft 5. November 1918. 

Die handelspolitische Bedeutung des Eisenbahn-Gütertorifwesene. 

Die Lokomotive. Wien. 

15. Jahrsrang. Heft 10. Oktober 1918. 

Neuere russische Schnellzuglokomotiven. — Ein Vorschlag für zeitge¬ 
mäße Schkmendrucke in Österreich. — Der Zusammenbruch des ruesi- 
sischen Eisenbahnwesens und seiner Industrie. 

Heft 11. November 1918. 

Lokomotivleistungen aul der Kascliau-Oderbergcr Bahn I. — C-Heiß- 
dampUTonderlokoinotivo der Stubhcköbing-Nyköbing-Nysted-Bahn (S. N. 
N. B.) mit Kleinrauchröhrenüberhitzer Patent Schmidt. — Ein Bei¬ 
trag zur Lokomotivgeschichte. XXVIII. 

Vagazin für Technik und Industriepolitik. Berlin-Wilmersdorf. 

9. Jahrgang. Nr. 10. November-Dezember 1918. 

Englische Eieenbahnpolitik im Kriege. — Die Auslieferung von 5000 
Lokomotiven und 150 000 Waggons. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens in technischer Beziehung. 
Wiesbaden. 

73. Jahrgang. Heft 20 bis 23. Vom 15. Oktober bis 1. Dezember 1918. 
(20:) Die Wirkung zwischen der Hohlkehle des Radreifens und der 
Abrundung des Schienenkopfes. — Baustoffe von Lokomotivzapfen. — 
Drehscheibe in ringförmigen Ix)koiootivschupi>en. — Ferneprochier- 
Wagen. — Außergewöhnliche Antriebe für Drehscheiben. — Bauart des 
Ä Doppelscheibcn-Vorsignales. — (21:) Gleisabstand auf freier Strecke bei 

mehrgleisigen Eisenbahnen. — Anlage zum Wechseln der Achsen für 
große Leistungen. — Versetzbare Umlenkrolle. — Drehmoment, Ver¬ 
änderlichkeit der Zugkraft und Triebraddruek. — (23:) Wahl der Span¬ 
nung für Bahnen mit Gleichstrom. — Umbau vorhandener Bahnwasser- 
werko für elektrischen Betrieb während des Krieges. — Anwendung 
des Massenmaßstabes bei Erdkörpern mit veränderlicher Breite, gebro¬ 
chener Böschung oder gekrümmter Bahnachse. Querausglcdch. 

österreichische Eisenbahn-Zeitung. Wien. 

41. Jahrgang. Heft 18 bis 21. Vom 1. November bis 15. Dezember 1918. 
(18:) Die Zukunft unseres Fremdenverkehrs. — Wesen und Werdern 
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Demobilisiernng 

Railway Ajse. New ,York : Chioago. 
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gage car. — Returns of dass 1 roads in calendar year 1917. — Railroads 
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olevators in Soutli Afriea. — Liberia and her Great Railway. — (2859:) 
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Die elektrische Schmalspurbahn Langenthal—Melchnau. 
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Der Wagonumlauf und seine Bescheonigung. 

Technisches Wochenblatt*, (Teknisk Ukeblad.) Kristiania, 
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banen. — (84:) Sörlondsbaneu og Hirtshalsruten. — Elektrifioering 
av de schweiziske Jembaner. — (37:) J&mbanebro i Stockholm. — 
Numed&lsbanen. — (38:) Ekspropriation av Jarlsbergbanem, Drammen- 
banen og Randafjordbanen. — (39:) Urskog—Hölandsbanens Ombygning. 
—• (41—42:) Havne- og Statdonskonkurransen 1 Haugesund 1 . — (42:) 
Plaoene for Elektrifioering av de svenske Jembaner. — (43—44:) 
Stavanger Radio. — (45:) En taelefri Skinnegang. — (45 u. 47:) Statens 
Forhold til Vandkraften. — (47:) Et nyt HJaelpeApparat ved Avspo- 
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(48:) Elektricitetsforsynings Centralisering. — 

Zeitschrift für Bauwesen. Berlin. 

68. Jahrgang. 10. Ms 12. Heft. 

Umbau der Bahnhofsanlagen in Weimar. 


Zeitschrift für Transportwesen and Straßenbau. Berlin. 

35. Jahrgang. Nr. 86. Vom 20. Dezember 1918. 

Elektromagnetische Weichenstellvorrichtung für Straßenbahnen. — Zur 
Frage der Verwendung von Motorlastwagen nach dem Kriege. 


Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

62. Band. Nr. 45. Vom 9. November 1918. 

1 E-Dreizylindor-Heißdampf-Güterzuglokomotive des Kaiserl. Ottomani- 
echen Kriegsministerinms, Konstantinopel. 

jg r . 46. Vom i6. November 1918. 

Die neuzeitliche Heißdampf-Straßenlokomotive (Zuglokomotive) mit be¬ 
sonderer Berücksichtigung der Ausführung. 
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Zeitnng de« Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltunge«. 

58. Jahrgang. Nr. 82 bis 99. Vom 23. Oktober bis 21. Dezember 1918. 

(82:) Über die Leistungsfähigkeit von Eisenbahnen in längeren Stei¬ 
gungen. — Die Betriebeergebmese der ungarischen Staateeisenbahnen 
im Jahre 1915/16. — Schute des Ingenieurtitele. — (83:) Tariferhöhung 
in Frankreich.. — Der Tunnel unter dem Ärmelkanal. — (84:) Vor¬ 
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in England. — Der ständige Ausschuß für Angelegenheiten der gegen¬ 
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bahnen. — (89 u. 90:) Über elektrische Beleuchtung der Eisenbahnzügc 
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leihe 1918 der Schweizerischen Bundesbahnen und die wirtschaftliche 
Lage. — Jahresbericht der oldenburgischen Staateeisenbohnen für 1917. 
— (90:) Verhütung von Eisenbahndiebstählen. — (91:) Zum Wechsel 
im preußischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten. — Wechsel im 
bayerischen Verkehntninisterium. — Tariferhöhung auf den deutschen 
Eisenbahnen. — (92 u. 94:) Eisenbabn-Bildtmgswesen. — Italienische 
Eisenbahnpläne. — (93:) Staatsminister Dr. Paul von Breitenbach. — 
(94:) Staatsminister von Seidl ein. — Zum Wechsel in der Leitung der 
ungarischen Staatebähnen. — (95:) Neuer Vertrag des Verbandes Groß- 
Berlin mit der Großen Berliner Straßenbahn und ihren Tochtergesell¬ 
schaften. — (960 Zur Geschichte der Draisine. — Die Lage der Eisen¬ 
bahnen in Beesarabien. — (97 u. 98:) Über das Leitungsvermögen der 
Eisenbahnen und den Ausbau des Eisenbahnnetzes.— (96:) Die Revo¬ 
lution in Ungarn und die Eisenbahnen. — Die Darranlage der ESeen- 
bahndirektiou Berlin. — Die gegenwärtigen Aussichten der Donau- 
Kan&lpläna — (99:) Einarm-Blocktaste, Bauart Blum. — Im Wandel 
der Zeiten. — Abgrenzung der Direkt! onsbezlrke des deutsohöstorred- 
chischen Staatsamts für Verkehrswesen. 
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Einleitung. 

Schwierigkeiten im Eisenbahnbetriebe treten ein, wenn die vor¬ 
handenen Bahnhöfe und Bahnstrecken oder auch die Betriebsmittel den an 
sie herantretenden Anforderungen des Verkehrs nicht gewachsen sind. Es 
werden also auch da, wo die Anlagen im allgemeinen für den Verkehr 
gerade ausreichen, alle "mehr oder weniger großen Verminderungen der 
Leistungsfähigkeit Betriebsschwierigkeiten im Gefblge haben» können. 
Der Eisenbahnbetrieb erfordert es, daß alle die Verrichtungen und Tätig¬ 
keiten, die in ihrer Gesamtheit den Betrieb ausmachen, ständig ohne 
Unterbrechung $usgeübt werden, daß die Züge oder Wagengruppen in 
geordneten Kreisläufen dauernd in Bewegung bleiben, denn die Stelle, -auf 
der ein Zug zurzeit steht, soll nach Ablauf einer bestimmten Frist von einem 
anderen Zuge eingenommen werden. Hat der erste Zug den Platz nicht frei¬ 
gemacht, so kann der zweite Zug nicht an die vorgesehene Stelle treten: 
— der Kreislauf des Fahrdienstes ist gehemmt. Bis zu einem gewissen Um¬ 
fang können die Eisenbahnanlagen solche Störungen des Kreislaufes selbst¬ 
verständlich vertragen, denn die vielfach nur kleinen Hemmungen treten 
nicht an allen Stellen gleichzeitig auf, so daß die Ausgleichstellen an einigen 
Punkten die Reste an anderen aufnehroen können; aber wenn die Einzel¬ 
hemmungen längere Zeit anhalten und wenn verschiedene Arten von Störun¬ 
gen gleichzeitig auftreten, dann entstehen schließlich Betriebschwierigkeiten, 
die bei nicht rechtzeitiger Abhilfe zu einer vollständigen Betriebstockung 
führen müssen. 

Im folgenden sollen die Ursachen dieser Betriebschwierigkeiten unter¬ 
sucht und die Mittel zur Abhilfe erörtert werden. 

I. Ursachen der Betriebschwierigkeiten. 

1. Von den mannigfachen Ursachen der Betriebschwierigkeiten 
kommen zunächst die Betriebsunfälle in Betracht. 

Die Bedeutung der Unfälle für die Betrieb-läge eines Bezirks hängt 
nicht nur von der betriebstechnischen Schwere des Unfalles, von der 
Sperrung eines oder beider Gleise, sondern vor allem von der Größe des 
Verkehrs ab, der auf den betroffenen Strecken oder Bahnhöfen zu bewältigen 
ist. Während bei verkehrsarmen Strecken die Folgen eines schweren Un¬ 
falles, durch den beide Gleise einer zweigleisigen Strecke einen Tag und 
länger gesperrt werden, nach 1 oder 2 Tagen überwunden sein können, 
-«.•hleppeii sich bei stark besetzten Strecken die Folgen eines weniger 
-i hweren Unfalles mit der "Sperrung eines Gleises von zehnstündiger Dauer 
längere Zeit fort Solche Unfälle machen eine Betriebsführung nötig, die 
entweder Pendelverkehr der Personenzüge von beiden Seiten bis zur Unfall- 
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stelle, Leitung der Schnellzüge und einiger Güterzüge über Nachbarstrecken 
oder Durchführung der Schnell- und Personenzüge sowie einiger Güterztige 
auf dem nicht gesperrten Gleise, ferner in beiden Fällen Zurückhalten des 
größeren Teils der Güterzüge auf vorliegenden Bahnhöfen, unter 
Umständen auch die Beanspruchung benachbarter Rangierbahnhöfe 
mit neuen Rangierleistungen zur Folge hat.. Sie bringt Unordnung 
und Unpünktlichkeit nicht nur auf der von dem Unfall betroffenen 
Strecke, sondern auch auf den benachbarten Strecken und Quer¬ 
verbindungen hervor. Wenn eine stark befahrene längere Strecke außer 
einem Dutzend von schnellfahrenden Zügen noch etwa 60 Güterzüge 
zu bewältigen hat, also ziemlich bis zur Grenze ihrer praktischen Leistungs¬ 
fähigkeit beansprucht ist, und die in Frage kommenden Umleitungsstrecken 
ebenfalls stark beansprucht sind, so daß sie nur zur Umleitung der Schnell¬ 
züge und weniger Güterzüge benutzt werden können, so ist begreiflich, daß 
bei einem schweren Unfall, der beide Gleise unfahrbar macht, die Strecke 
so lange in Unordnung sein muß, bis sich eine Pause ergibt, in der man die 
Reste aufarbeiten und den Betrieb wieder einigermaßen fahrplanmäßig 
machen kann. Sind solche Pausen auch am Sonntag nicht vorhanden, weil 
wegen des Wagenmangels nach Plan C gefahren Vird, so schleppen sich 
die Folgen solchen Unfalles wochenlang weiter. 

Sehr bedenkliche Folgen haben Unfälle auf wichtigen Rangierbahn¬ 
höfen, besonders in den Spitzen der Ablaufgleise, durch die die Arbeilsmög- 
lichkeit des Bahnhofes ziemlich lahmgelegt wird. Da die Einfahrgleise bei 
deutschen Bahnhöffen nur in geringer Menge vorhanden sind, so ist schon 
bei mehrstündiger Unterbrechung des Ablaufens ein starkes Auflaufen der 
Güterztige die Folge, dessen Rückstau sich auf langen Strecken hin bemerk¬ 
bar macht. Auch bei einem solchen Unfall können sich die folgen unter 
Umständen tage- und wochenlaug fortschleppen. 

2. Ähnlich ungünstig wie Unfälle wirken Witterungsein¬ 
flüsse auf die Betriebs läge ein. 

a. Als schlimmster Feind muß der Schnee angesehen werden. Starker 
Schneefall kann unter Umständen dazu führen, daß der Betrieb auf ein¬ 
zelnen Strecken längere Zeit vollständig eingestellt werden muß. Es treten 
dann ähnliche Folgen wie bei großen Unfällen ein. Auch wenn der Schnee¬ 
fall zu solchen Einstellungen nicht führt, wirkt er doch außerordentlich 
schädlich durch die vielen Störungen, die er im Gefolge hat. Die geläufigste 
Erscheinung ist die Störung in der Bedienung der Sicherungsanlageu, be¬ 
sonders bei elektrischen Stellwerken. Die Weichen können nur mit - Mühe 
vom Schnee freigehalten werden. Ihro Umstellung erfordert lange Zeit, und 
das Ablaufgeschäft der Bahnhöfe wird erheblich behindert, die Gesamt¬ 
leistungsfähigkeit Ttark beeinträchtigt. Das bei Schneeverwehungen häufig 
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auf tretende Aufwirbeln des Schnees beeinträchtigt zudem die Sichtbarkeit der 
Signaleinrichtungen, eo daß schwere Unfälle infolge Überfahrens der Halt¬ 
signale eintreten. In Preußen hatten diese in dem schneereichen Winter 
1917/18 längere Zeit hindurch Betriebsschwierigkeiten an einzelnen Stellen 
zur Folge. 

b. Ein ebenso schlimmer Feind wie der Schnee ist stärkerer Frost. 
Wenn er auch nicht vollständige Sperrungen von Strecken zur Folge hat, so 
wirkt er doch durch die längere Dauer, die er aiinehmen kann, häufig be¬ 
trieberschwerender als der Schnee. Verhältnismäßig gering sind die Be¬ 
hinderungen in der Bedienung der Sicherungseinrichtungen durch Feetfrieren 
der Leitungen, der Signale und Vorsignale, wenn auch hierdurch Unfälle 
nicht ausgeschlossen sind. 

Sehr unangenehm machen sich die vielen Verspätungen bemerkbar, 
die der Frost, besonders wenn er mit Schnee zusammentrifft, im Gefolge 
hat Das Kuppeln der Fahrzeuge dauert länger. Starke Verzögerungen 
verursacht häufig das Wiederauftauen der Heizung. Die Verbindungen an 
den Faltenbälgen lassen sich nur schwer lösen oder hersteilen, so daß der 
Ab- und Zugang von Kurswagen zu Zugverspätungen Anlaß gibt. Das 
llnterbringen der Reisenden dauert auf vielen Bahnhöfen länger, weil dio 
Fensterscheiben gefroren sind und man von außen die Besetzung der ein¬ 
zelnen Abteile nicht übersehen kann. 

Infolge der Frostwirkungen werden dio Lokomotiven leicht schad¬ 
haft, besonders da, wo die Schuppenstände nicht ausreichen (Einfrieren 
der Schmicrmatcrialien, Luftpumpen usw.. ungenügende Ausführung von 
Reparaturen, da die Arbeiter im Freien nicht gut arbeiten können), so daß 
häufiger Lokomotivwechsel eintreten muß, als vorgesehen ist. Kurzum, 
hei starkem Frost ist bei Personen- und Güterzügen der Fahrplan nicht auf¬ 
recht zu erhalten, und damit wird die Leistungsfähigkeit der Strecke herab¬ 
gesetzt. Sehr ernste Folgen kann die Beeinträchtigung der Leistungen der 
Rangierbahnhöfe durch den Frost haben. Hier machen sich seine Wirkungen 
empfindlich bemerkbar, wenn er über 6—8 c steigt. Die vorher geschilderten 
Fahrplanunregelmäßigkciten wirken dann besonders ungünstig, weil die Züge 
sich häufig in unerwünschter Weise zusammendrängen. Zeitweise stehen die 
Ablaufberge ganz leer, bald darauf sind alle Einfahrgleise wegen des lang¬ 
samen Ablaufs gefüllt, und die Züge stauen nach der Strecke hin zurück. 
Wegen des Einfrierens des Öls laufen die Wagen auf den Rangierbalin- 
höfen nicht so flott wie sonst. Sie bleiben häufig, besonders wenn sie leer 
sind, bald hinter den Verteilungsweichen stehen, so daß das Ablaufgeschäft 
fortwährend unterbrochen werden muß, um mit Lokomotiven oder Arbeiter¬ 
rotten die Gleisspitzen frei zu drücken. Weitere Behinderungen treten durch 
schlechtes Arbeiten der Stellwerkanlagen ein. Geradezu verhängnisvoll 
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kann der Frost in dieser Beziehung wirken, wenn er längere Zeit anhält, 
weil dann jeden Tag weniger geleistet wird, als notwendig ist, und die Rück¬ 
stände von Tag zu Tag zunehmen. 

Frost und Schnee wirken auch mittelbar auf den Eisenbahnbetrieb 
ein, indem der Fuhrwerkverkehr stark behindert wird, so daß häufig zwei 
Gespanne nur soviel leisten wie eins. Die Entladeleistungen werden stark 
herabgesetzt; es entstehen Wagenrückstände, die die Bahnhöfe verstopfen. 

Noch viel bedeutender sind die Frostwirkuugen durch Zufrieren der 
Wasserläufe. Die sonst durch die Schiffahrt bewältigten Massengüter wer¬ 
den plötzlich der Eisenbahn zugeführt und dadurch die vielleicht durch 
andere Ursachen im Keim vorhandenen Betriebsschwierigkeiten zum Aus¬ 
bruch gebracht. Die bei Aufhören der Schiffahrt, der Eisenbahn zufallenden 
Transportleistungen bind sehr große, denn die Güter, die vorher nur von 
der Zeche bis. zur Umschlagstelle die Bahn benutzten, müssen nun auf große 
Entfernungen befördert werden. Der Einfluß der langen Beförderungs¬ 
strecke ?eigt sich sehr schnell in der Verschlechterung der Wagengestellung. 

c. Eine starke Herabminderung der Leistungen der Rangierbahnhöfe 
tritt auch bei stärkerem Nebel ein. Der pünktliche Eisenbahnbetrieb-er¬ 
fordert sichtiges Wetter. Ist dieses nicht vorhanden, so dauern viele Tätig¬ 
keiten länger als sonst, und damit treten Verringerungen der Leistungen 
ein; besonders störend macht sich der Nebel bei Rangierbahnhöfen geltend. 
Dio Hemmschuhleger sehen den Wagen nicht von weitem herannahen, werden 
daher unsicher in ihren Bewegungen, versäumen häufig- das Auflegen der 
Hemmschuhe; die Rangiersignale werden nicht so gut gesehen wie sonst; 
Pfeifensignale häufen sich auf größeren Bahnhöfen und ^werden vielfach 
mißverstanden. Durch alle diese Übelstände treten Verringerungen der 
Leistungen ein, dio vielleicht nur zwei Drittel der gewöhnlichen Leistungen 
betragen. Leistet so ein großer Rangierbahnliof, dem von einer Strecke her 
jeden Tag 36 Züge Zuströmen, wegen starken Nebels nur 24, so werden 
jeden Tag im Vorbezirk Züge aufgestellt werden müssen, die nach 3 Tagen 
eine volle Tagesleistung betragen. Derartige Nebel behinderten das Arbeiten 
der Berliner Rangierbahnhöfe im Januar 1918 beinahe eine Woche lang. 

Für die freie Strecke bedeutet der Nebel eine Verringerung der 
Leistungsfähigkeit, weil wegen der vielen Unfälle, die durch Überfahren der 
Haltesignale vorgekommen sind, dio Lokomotivführer ohne Rücksicht auf 
Verspätungen vorsichtig fahren sollen. 

d. Ein gefürchteter Feind des Eisenbahnbetriebes ist der Wind, weil 
er einmal bei großer Stärke die Telegraphen-, Licht-, und Kraftleitungen 
zerstört und dadurch die Vorbedingungen für Unfälle schafft, dann vor 
allem deshalb, w-eil er die Leistungen der Bahnhöfe stark beeinträchtigt. 
Wenn der Gegenwind längere Zeit anhält, so bleiben jeden Tag Restwagen 
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vorhanden, die schließlich die Leistungsfähigkeit des Bahnhofs beeinflussen 
und zu Schwierigkeiten im ganzen Bezirk führen. Es gibt Rangierbahnhöfe, 
die während eines großen Teils des Jahres in ihrer Leistung durch Wind 
behindert werden. Es muß als fehlerhaft bezeichnet werden, wenn bei An¬ 
lage der Rangierbahnhöfe nicht entscheidend die vorherrschende Wind¬ 
richtung in Rechnung gestellt wird. 

e. Sehr große Behinderungen für den Betrieb und zuweilen schwer¬ 
wiegende Betriebechwierigkeiten können Hochwasserschäden, Bergstürze 
und Rutschungen, Tunneleinbrüche u. dergl. zur Folge haben, wenn diese 
Naturereignisse auf Strecken Vorkommen, die einen starken Zugverkehr 
zu bewältigen haben. Es sei hier an den Einsturz dos Mettlacher und des 
Altenbekener Tunnels erinnert, durch die langdauernde und viele Störungen 
verursachende Umleitungen notwendig wurden, denn die Strecken, über die 
die Umleitungen geführt werden mußten, waren schon durch den eigenen Ver¬ 
kehr erheblich beansprucht und konnten nur schwer den neuen Verkehr 
aufnehmen. 

f. Zuweilen können Massenerkraukungen und Epidemieen die Ur¬ 
sachen von Betrieb8chwicrigkeiten werden. Der hohe Krankenstand, der 
dann eintreten kann, erzeugt an vielen Stellen starken Personalmangel, be¬ 
sonders bei Zugbegleit- und Lokomotivpersonalen, die wegen ihrer anstren¬ 
genden und unstetigen Beschäftigung den Einflüssen von Krankheiten be¬ 
sonders ausgesetzt sind. Durch den Personalmangel können die Züge 
nicht rechtzeiüg bespannt werden. Es entstehen daher große Zugver¬ 
spätungen, ferner stehen die Züge längere Zeiten in den Bahnhöfen umher 
und beeinträchtigen dadurch deren Leistungsfähigkeit. Durch dio Zug¬ 
verspätungen wird der Lokomotivumlauf ungünstig beeinflußt. Es entsteht 
also an vielen Stellen Lokomotivmangel, der noch dadurch erhöht wird, daß 
Ersatz für die erkrankten Lokomotivpersonale aus den "Werkstätten gestellt 
werden muß; infolgedessen verringert sich die Zahl der Werkstätten- 
schlorser, und es werden weniger Lokomotiven ausgebessert. Bei den 
preußischen Staatsbahnen stieg die Zahl der an Grippe Erkrankten im 
Oktober 1918 auf 54 000. 

3. Betriobsebwierigkeiten, z. T. erheblicher Natur, sind zuweilen im 
Verfolg der U n t e r h a 11 u n g d e r baulichen Anlagen eingetreten. 

a. Durch Schadhaftwerden von Bauwerken wie Brücken usw. infolge 
mangelhafter oder zu spät begonnener Ausbesserungsarbeiten sind zuweilen 
Streckensperrungen größeren Umfangs herbeigeführt worden, die erhebliche 
Schwierigkeiten auf den Umleitungsstrecken zur Folge hatten. Glücklicher¬ 
weise sind umfangreiche Störungen durch Einsturz von Bauwerken bei der 
sorgfältigen Unterhaltung der deutschen Bahnanlagen sehr selten. 

b. Einen ungleich größeren Raum nehmen die vielen kleineren Schwie 
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rigkeiten und Störungen ein, die bei unzweckmäßiger Anordnung der Aus¬ 
führung der baulichen Erneuerungen und Ergänzungen auftretcn können, 
und die sich in einer Verminderung der betrieblichen Leistungfähigkeit be¬ 
merkbar machen. Nicht rechtzeitig vorgenommene Arbeiten an Bauwerken 
oder am Oberbau oder ohne Rücksicht auf den Betrieb aufgestellte Arbeits¬ 
pläne bei Bauarbeiten zwingen zu vielen Langsamfahrstellen. Nicht gut 
unterhaltene Signalanlagen führen zu unbeabsichtigten Aufenthalten der 
Züge. Müssen alle Züge wegen Ungangbarkeit des Einfahrsignals halten, 
so ist das gleich bedeutend mit einer Vergrößerung der Blockstrecke, also 
einer Verminderung 3er Leistungsfähigkeit. Die Schwierigkeiten, die 
durch Langsamfahrstellen entstehen, werden häufig nicht in genügender 
Weise gewürdigt. Man vergegenwärtige sich, daß ein von 90 auf 30 km 
seihe Geschwindigkeit vermindernder Schnellzug 4 bis 5 Minuten einbiißt, 
daß ein Personenzug, der seine Geschwindigkeit von 70 auf 30 km ver¬ 
ringern muß, rund 3 Minuten Verlust erleidet. Wenn nun mehrere solcher 
Langsamfahrstellen aufeinander folgen, wie es von Frühjahr bis Herbst bei 
starker Bau- und Umbautätigkeit häufig der Fall ist, so ergibt sich auf 
stark mit Personenzügen besetzten Strecken, da die Spannung zwischen 
Grund- und Höchstgeschwindigkeit bei den schnell fahrenden Zügen gering 
ist, gegen Endo der in Frage kommenden Strecken eine derartige Abweichung 
vom Fahrplan der Personenzüge, daß eine Verminderung der Zahl der 
täglich durchzubringenden Güterzüge die sichere Folge ist. 

Noch bedeutender sind vielfach die Betriebserschwernisse durch schlecht 
angebrachte Sparsamkeit bei Umbauten. Durch zeitweilige Unterbrechung 
von Gleisen während des Umbaues von Bahnhöfen entstehen häufig Mehr¬ 
arbeiten im Rangierbetrieb, die täglich in einer Minderleistung von mehreren 
Güterzügen bestehen können. In ähnlicher Weise können längere Ein¬ 
schränkungen bei Umbau der Sicherungsanlagen (Einrichtung von Hand¬ 
stellung statt vorübergehender Stellwerksanschlüsse) - größere Minder¬ 
leistungen im Gefolge halten. Es kann auch Vorkommen, daß die beiden 
letztgenannten Fehler der Bauleitung nicht eine Verringerung der Leistungs- 
lähigkeit auf dem eigenen Bahnhof, aber dafür eine mangelhaftere Aus¬ 
führung des Rangierdienstes verursachen, die Betriebschwierigkeiten auf 
anderen Bahnhöfen zur Folge hat. 

Erhebliche Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit von Bahnhöfen 
und damit Betriebschwierigkeiten treten bei Schadhaft werden von Dreh¬ 
scheiben oder Wasserstationen ein. Dio-fortfallendo Drehscheibe zwingt bei 
allen Lokomotiven zu Umwegen, die geradezu Lokomotivinangel herbei- 
fiihren können. Eine schadhafte Wasserstation zwingt die Lokomotiven, 
über Gebühr weil zu fahren, so daß sie häufig aus Wassermangel auf der 
Strecke abspannen müssen, um als Leerfahrt die nächste Wasserstation zu 
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erreichen und den Zug auf der Strecke zurückzulassen. Dadurch wird 
natürlich die Leistungsfähigkeit der Bahn herabgesetzt. 

4. Mängel in der Ausgestaltung derbaulichen Anlagen 
haben häufig in verkehrstarken Zeiten Betriebschwierigkeiten herbeigeführt. 

a. "Wenn z. B. viele Tage hintereinander für eine Ladestelle oder einen 
Privatanschluß mehr Wagen eingehen, als täglich verarbeitet werden 
können, so entstehen täglich Rückstände. Diese rückständigen Wagen 
werden zunächst in verfügbaren Gleisen des eigenen Bahnhofs aufgestellt, 
danach in Gleisen benachbarter Bahnhöfe, schließlich in den Arbeitsgleisen 
des nächsten Rängierbahnhofs. Dieser wild dadurch in seiner Arbeits¬ 
fähigkeit beschränkt. Die Ausrangierung der neu ankommenden Züge 
stößt auf Schwierigkeiten, die Einfahrgleise werden nicht rechtzeitig geleert, 
so daß die Züge zögernd von der Strecke abgenommen werden. Der Zug¬ 
lauf w T ird schleppend, die Züge rücken nur zögernd von Block zu Block vor. 
Es entstellen größere Verspätungen, die sich auf die folgenden Züge über¬ 
tragen und schließlich sogar die Arbeitsleistung des nächsten dahinter- 
liegenden Rangierbahnhofs beeinträchtigen können. Der schleppende Be¬ 
trieb bringt häufiges Halten der Züge vor den Signalen oder Warten auf 
Bahnhöfen in hohem Feuer der Lokomotiven mit sich und verursacht häufig 
wechselnde Temperaturschwankungen in der Feuerkiste, die Undichtigkeiten 

zur Folge haben. Der Unterhaltungszustand der Lokomotiven wird auch 

0 

dadurch ungünstig beeinflußt, daß infolge größerer Fahrplanunregelmäßig¬ 
keiten die Diensteintcilungen nicht inne gehalten werden können und die 
Lokomotiven wild besetzt werdeh müssen. 

Gleiche verderbliche Folgen können eintreten, wenn ein Bahnhof für 
die Behandlung des durchgehenden Verkehrs nicht genügend entwickelte 
Gleisanlagen besitzt; wenn namentlich die Zahl der Gruppengleise eines 
Rangierbahnhofes nicht ausreicht. Es laufen dann zunächst die Wagen 
von 2 oder gar 3 Gruppen in ein Gleis, müssen durch umständliche Fahrten 
wieder herausgezogen und nochmals getrennt werden. Die Folge ist, wie 
schon oben gezeigt, daß dann bei stärkerem Verkehr die Einfahrgleise nicht 
schnell genug frei werden und die Züge nach der Strecke zurück^ lauen. 

Verhängnisvoll «sind für viele größere Bahnhöfe unzureichende Be¬ 
kohlung*- und Ausschlackungsanlagen geworden, besonders, wenn weniger 
gute Kohle die Zeit des Aussehlackens verlängert und ein häufigeres Aus- 
schlacken erforderlich macht. Die Wendezeiten für die Lokomotiven 
reichen dann nicht aus, und es entsteht lediglich durch diesen Mißstand der 
baulichen Anlagen ein empfindlicher Lokomotivmangel, der zu .einer unzu¬ 
lässig langen Besetzung der Ausfahrgleise führt. Infolgedessen werden 
wieder dio Gruppengleise nicht rechtzeitig geleert, und die vorher erörterten 
Schwierigkeiten der Herabminderung der Gosamtlristungsfähigkeit der 
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Strecke treten ein. Durch das Warten auf Ausschlacken und Instandsetzen 
der Lokomotiven werden auf größeren Bahnhöfen täglich viele Lokomotiv- 
stunden vergeudet. Wenn z. B. etwa täglich 100 Lokomotiven ausgeschlackt 
werden müssen und jede etwa l A Stunde warten muß, so werden täglich 
50 Lokomotivstunden oder rund 2 volle Lokomotiven vergeudet, ganz ab¬ 
gesehen von den vielen Zugverspätungen, die die entstandene Lokomotiv- 
knappheit im Gefolge hat. 

b. Die vorher geschilderten, aus der Unzulänglichkeit der Bahnhofs¬ 
anlagen hervorgerufenen Schädigungen der Leistungsfähigkeit werden er¬ 
heblich vergrößert, wenn auch die Gleisanlagen der Strecke nicht genügend 
entwickelt sind. Andererseits macht sich der nicht genügend entwickelte 
Ausbau der Streckenanlagen sehr unangenehm bemerkbar, wenn die Ran¬ 
gierbahnhöfe leistungsfähig sind. Der Zugverkehr auf solchen Strecken 
ungleichmäßiger Leistungsfähigkeit ist sehr schwerfällig, die Zeiten, wäh¬ 
rend deren der Zug auf Blockabstand oder Kreuzung wartet, oder wäh¬ 
rend deren er in Überholung liegt, sind naturgemäß bei solchen Strecken 
sehr groß, infolgedessen ist die Zahl der Züge, die durchgebracht werden 
kann, bedeutend geringer als auf gut ausgebauten Linien. Die Stationen 
haben ferner die Züge nicht so in der Hand, und letztere fallen häufig in der 
Zahl zeitlich zusammengedrängt auf die Rangierbahnhöfe, während diese zeit¬ 
weise wieder zu wenig zu tun haben; die „toten“ Zeiten für die Rangier¬ 
bahnhöfe werden dadurch sehr groß. 

Besonders schwierig für den Betrieb sind Überholungsgleise, die für 
beide Richtungen dienen müssen, weil bei Schwierigkeiten beide Richtungen 
in Mitleidenschaft gezogen werden, und weil bei einer Richtung sowohl bei 
Ein- als auch bei Ausfahrten die Gegenrichtung gekreuzt werden muß und 
damit Störungen eintreten, ganz abgesehen von den Betriebsgefährdungen, 
die bei solchen Kreuzungen eintreten können. Eine starke Herabminderung 
der Leistungsfähigkeit einer ganzen Bahnlinie kann durch fehlende Block¬ 
stellen herbeigeführt werden, da die Zahl der über eine Strecke zu fahrenden 
Züge wesentlich von der Länge der Blockstrecken abhängt. Die Leistungs¬ 
fähigkeit der Bahnhöfe muß mit den Leistungen der Streckenanlagen stet- 
sorgfältig abgestimmt sein, sonst muß dauernd die Zugleitung (s. S. 192) 
eingreifen und dafür sorgen, daß dem Bahnhof nicht mehr Züge zugeführt 
werden, als er leisten kann, und umgekehrt nicht mehr Züge aus dem Bahn¬ 
hof auf die Strecke gelassen werden, als sie leisten kann. 

c. Eine wesentliche Erhöhung der Betriebschwierigkeiten tritt häufig 
durch schlecht entwickelte Verstündigungsmittel ein. Ist aber das Fern¬ 
sprechen schwer oder gar.unmöglich, so muß telegraphiert werden. Die 
telegraphische Nachricht kommt häufig zu spät an, weil die Leitungen zu 
belastet sind oder weil Boten zum sofortigen Austragen der Depeschen 
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fehlen. Es wird auf diese Welse so manche Lösung zur Beseitigung einer 
Schwierigkeit zu spät wirksam; häufig kann eine passende Lösung gar 
nicht versucht werden, weil der Fernsprecher fehlt. Einem fehlenden Fern¬ 
sprecher gleich zu achten ist ein solcher, der eine schlechte Verständigung 
ergibt. 

5 a. Eihs der wichtigsten Gebiete des ganzen Betriebsdienstes ist die 
Vorhaltung einer ausreichenden Zahl betriebsfähiger, leistungs¬ 
fähiger Zugkräfte. Es bedarf keiner eingehenden Erörterung zur 
Begründung der Tatsache, daß das Fehlen einer genügenden Zahl von 
Lokomotiven den Betriebsdienst lahmlegt. Durch die Abgabe der 5000 
leistungsfähigsten Lokomotiven an die Entente hat das ganze deutsche Volk 
erfahren, daß eine Eisenbahn ohne genügende Ausrüstung mit Lokomotiven 
ein unbrauchbares Werkzeug ist Diesem Punkte, der die Leistungsfähig¬ 
keit des ganzen Bahnnetzes entscheidend bestimmt muß dauernd die größte 
Beachtung des Betriebsleiters und des Lokomotivtechnikers geschenkt 
werden, damit sie vor allem erkennen, ob der Lokomotivmangel in einem 
tatsächlichen Mangel oder nur in unsachgemäßer Verwendung der vor¬ 
handenen Lokomotiven zu suchen ist. 

Die betrieblichen Folgen bei mangelnder Zahl von Lokomotiven sind 
ähnlich wie die bei Personalmangel durch Krankheiten geschilderten. Die 
fertigen Züge können nicht rechtzeitig aus den Bahnhöfen abgefahren 
werden und beeinträchtigen so die Leistungsfähigkeit der Bahnhöfe. Außer¬ 
dem erhalten die Züge Verspätungen; es entstehen Unregelmäßigkeiten im 
Zuglauf. Die Wendestationen werden nicht rechtzeitig erreicht, so daß für 
die Gegenzüge Ersatzlokomotiven genommen werden müssen, falls man dem 
Gegenzuge nicht auch wieder Verspätung geben will. Die entgegen dem 
Plan benutzte Ersatzlokomotive fehlt natürlich wieder dem eigentlichen 
Zuge oder einem notwendig zu fahrenden Bedarfszuge. Auch dadurch ent¬ 
stehen häufig Reste, daß bei fehlenden Lokomotiven mit den Rangier¬ 
lokomotiven übermäßig gespart werden muß. Die zu geringe Zahl führt 
häufig dazu, daß kleinere Reparaturen wegen des Drängens der Stationen 
nach einer Lokomotive von den Betriebswerkstätten nicht genügend sorg¬ 
sam ausgeführt werden können, so daß solche Lokomotiven dann bald 
wieder schadhaft werden, liegen bleiben und den eigenen Zug und andere 
Züge verspäten. Durch die Zugverspätungen wird naturgemäß infolge 
nicht rechtzeitigen Zurückkommens der Züge der Lokomotivmangel wieder 
erheblich vermehrt, und es entsteht schließlich der unerfreuliche Zustand, 

man im ersten Augenblick schlecht erkennen kann, ob im schlechten 
Betrieb oder im Mangel an Lokomotiven die ursprüngliche Ursache der 
Schwierigkeit zu suchen ist. 

b. Auch die Mängel der W a g e n u n t e r h a 11 u n g können Betrieb- 
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Schwierigkeiten stark vergrößern. Wenn die Zahl der Reparaturwagen in 
unzulässiger Weise zunimmt, so reichen die Werkstätteogieise zur Auf¬ 
stellung der vielen schadhaften Wagen nicht aus, sie müssen in Betriebs¬ 
gleisen abgestellt werden und, falls sie dort schließlich stören, müssen die 
Wagen meist gerade zu Zeiten, wo der Verkehr stark ist und wo Loko¬ 
motiven knapp sind, durch ganz überflüssige Leistungen nach freien Be¬ 
zirken abgeschoben werden. 

6. Mängel im Betriebsdienste. 

a. I)io unzweckmäßige und zuweilen geradezu fehlerhafte Durch¬ 
bildung des Fahrplans hat häufig Anlaß zu Betriebsunregelmäßigkeiten 
gegeben und dadurch an vielen Stellen bei stark besetzten Strecken die 
Grundlago für Betriebschwierigkeiten geschaffen. Wie im Eingänge hcr- 
vorgohoben, kann der Betrieb nur bei Pünktlichkeit und Ordnung gedeihen, 
und er leidet, wenn diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Wenn der 
Fahrplan nicht innegehalten werden kann, weil die Fahrzeiten oder die 
Aufenthalte bei Personenzügen nicht ausreichen, so entstehen Unpünktlich¬ 
keiten, die nur in ganz geringen Grenzen durch Anwendung der Höchst¬ 
geschwindigkeit wieder eingeholt werden können, denn bei schnellfahrenden 
Zügen ist die Spannung zwischen Grund- und Höchstgeschwindigkeit 
fehlerhafterweise häufig nur 5 km, also bei 90 km Grundgeschwindigkeit 
Vis oder 5,r. %. Bei größeren Verspätungen versuchen die Lokomotivführer 
leider unter Überschreitung der Höchstgeschwindigkeit häufig auch das 
Einholen von Verspätungen, tiberbeanspruchen die Lokomotiven, so daß 
diese leichter schadhaft werden. Ist der Personenzugfahrplan nicht in 
Ordnung, so wird der Güterzugverkehr überaus ungünstig beeinflußt. 
Selbst bei Durchführung der vorgeschriebenen Meldungen über Verspä¬ 
tungen (§33P. V.) sind die Fahrdienstleiter auf stark besetzten .Strecken im 
Unsicheren über den wirklich cinlretenden Zuglauf. Aus Furcht, den Per- 
soivtnzug aufzuhalten, lassen sie die Güterzüge nicht mehr vor verspäteten 
Personenzügen ab oder in der Annahme, daß der Güterzug die nächste 
Überholungsstation noch erreicht, lassen sie ihn verfahren und erhöhen 
hierdurch die Verspätung des Personenzuges. 

Da der Güterzug im ersteren Falle den Bahnhof nicht rechtzeitig ver¬ 
lassen kann, bleiben häufig die Bahnhofsglei.se zu lange besetzt, so daß ein 
nachfolgender oder begegnender Güterzug nicht einfahren kann. Er muß 
vor dem Einfahrsignal liegen bleiben und hält einen anderen Güterzug 
oder gar einen Personenzug auf. In dieser Weise entstehen nutzlose Auf¬ 
enthalte, durch die die Streekenleistung, also die Anzahl der täglich durch¬ 
zubringenden Güterzüge, verringert wird. 

Einen Mangel des Personenzugfahrplans, der die Betriebsunregel¬ 
mäßigkeiten stark vermehrt, bilden ferner die ungenügenden Übergänge- 
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Zeiten auf Anschlußbahnhöfen. Sie führen zur Festsetzung von Warte¬ 
zeiten, die die an einer Stelle auftretenden Unregelmäßigkeiten auf andere 
Strecken übertragen und schließlich zur Verwahrlosung des Personenzug¬ 
fahrplans eines ganzen Bezirks führen können. 

Auch der Fahrplan der Güterzüge gibt häufig Anlaß zu großen 
Schwierigkeiten. Außer den den Personenzügen anhaftenden Mängeln 
kommt bei den Güterzügen hinzu, daß sie wegen ihrer Durchbringung 
auf der Strecke oft zu unpassender Zeit den Rangierbahnhöfen zugeführt 
werden, und daß sie vielfach zu oft nach Bedarf halten müssen. Diese 
Bedarfshalte verhindern die fahrplanmäßige Durchführung. Geradezu 
leichtfertig muß es genannt werden, wenn ein Zug mehrere Bedarfshalte hat, 
denn sein Fahrplan wird dadurch vollständig unübersehbar. Daß bei so* 
fehlerhaft aufgestelltem Fahrplan die einigermaßen pünktliche Durchführung 
zur Unmöglichkeit wird, liegt auf der Hand. Man darf sich dann nicht 
wundern, wenn schließlich völlige Fahrplanlosigkeit im Zugverkehr ein¬ 
reißt, die unglaublich viel toten Gang verursacht. Die Güterzüge liegen 
auf der Strecke, die Bahnhofsgleiso stehen leer. Die Gesamtjjgistungsfähig- 
keit ist stark herabgesetzt, der Wagenuralaul stark verschlechtert. 

b. Ebensolche schlimme Folgen, wie die geschilderten Fahrplan- 
iuängel, haben unzweckmäßig aufgestellte Zugbildungspläno für die Per¬ 
sonenzüge und Rangiervorschriften für die Güterzüge. Die Kurswagen 
der Personenzüge bilden für die Reisenden allerdings eine große Bequemlich¬ 
keit, aber für den Betrieb eine Erschwernis, die zu zahlreichen Unpünkt¬ 
lichkeiten Anlaß gibt, besonders im Winter, wenn die Wirkungen von 
.Schnee und Frost die Arbeiten an den Kupplungen und Faltenbäigen er¬ 
schweren. Angesichts dieser Schwierigkeiten, die die Kurswagen dem Be¬ 
triebe verursachen, müssen ihre Vorteile in vielen Fällen als zu teuer erkauft 
bezeichnet werden. 

Im Güterzugverkehr kann an manchen Stellen die einseitige Berück¬ 
sichtigung des Wagen- oder Beförderungsdienstes im kleinen zu einer all¬ 
gemeinen Verschlechterung der Betriebsleistungen und damit auch zu einer 
Verschlechterung des Wagendienstes im großen führen. Es ist beobachtet 
worden, daß auf stark besetzten Strecken Durchgangszüge und sogar Fern- 
zügo auf weniger wichtigen Zwischenstationen zum Aufnehmen und Ab¬ 
setzen von Wagen halten mußten. Die Folge hiervon ist, daß einmal die 
Zugbildungsbahnhöfe durch diese zu weit getriebenen Rangierungen unzu¬ 
lässig beansprucht werden und damit ihre Leistungsfähigkeit vorzeitig er¬ 
schöpft wird, daß sodann den Zwischenbahnhöfen, besonders in der Nähe 
großer Städto.und in Industriegebieten, die Behandlung zahlreicher Züge 
zugemutet wird. Diese Bahnhöfe können aber häufig die von beiden Rich¬ 
tungen eintreffenden Züge nicht immer rechtzeitig imhandeln; die Gleise 
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reichen wegen des gleichzeitigen Zusammentreffens mehrerer Züge nicht 
aus, die Hauptgleise müssen vorübergehend mit Wagen besetzt werden, so 
daß sie nicht rechtzeitig zur Einfahrt oder Durchfahrt der fälligen Züge 
fpeigemaeht werden können. Die Züge warten dann vor den Einfahr¬ 
signalen und halten wieder andere Züge auf. Eine Verschlechterung de« 
Laufs aller Güterzüge muß schließlich die Folge sein. Man mache sich das 
Gesamtergebnis an der Hand folgender Zahlen klar. Dadurch, daß 20 Züge 
auf je 3 Stationen mehr halten und auf jeder Station durchschnittlich 
3 Wagen mitgenommen und 4 Stunden früher abbefördert werden, 
mögen 20'. 3.3.4 = 720 Wagenstunden am Tage gewonnen werden. Die 
Folge kann aber bei stark besetzten Strecken sein, daß 20 mit je 50 Wagen 
ausgelastete Fern- oder Durchgangszüge rund 1 Stunde später auf ihren 
’ Endbahnhöfen ankommen. Der Verlust beträgt dann 20.50.1 = 1000 
Wagenstunden. 

Den Zugbildungsbahnhöfen wird auch häufig die Bildung zu vieler 
Gruppen, insbesondere durch Trennung nach Ort und Übergang bei ent¬ 
fernteren Bahnhöfen zugemutet. Das Ergebnis besteht dann darin, daß die 
Züge nicht r&htzeitig aus dem Bahnhof herauskornmen, diesen in seiner 
Tveistungsfähigkeit beeinträchtigen und den Zugverkehr auf der Strecke 
Gören. 

In manchen Fällen wird auf die Möglichkeit der Zusammenfassung 
des Verkehrs zu geschlossenen Zügen und Fernzügen nicht der Wert gelegt, 
der ihr zukommt. Geschlossene Züge sind in hervorragendem Maße geeignet, 
Schwierigkeiten auf einzelnen Bahnhöfen zu vermindern. Ferner erreicht 
man mit ihnen eine schnellere Beförderung und hat die Möglichkeit, solche 
Züge über andere Wege zu leiten, also gefährdete Strecken zu umgehen. . 

e. Im Zusammenhang nüt der Zugbildung müssen die auf einzelnen 
Bahnhöfen bestehenden sogenannten inneren Schwierigkeiten erwähnt 
werden, dio zum Teil durch die Lage des Bahnhofes zum Bahnnetz, zum 
Teil durch bauliche Ausgestaltung der Zuführungsgleise hervorgerufen 
werden. In erster Linie kommt hier der Eckverkehr in Betracht. Er ver¬ 
ursacht auf vielen Bahnhöfen sehr große Schwierigkeiten, weil die Wagen 
im Eckverkehr zweimal, zum Teil noch öfter behandelt werden müssen. 

Trotz günstiger Ausgestaltung der dafür vorgesehenen Bauanlagen 
muß auf einzelnen großen Bahnhöfen der Lokomotivwechscl als innere 
Schwierigkeit empfunden werden, wenn zu viele Lokomotivwechscl von 
mehreren Richtungen her sich zusaminendrüngen. Ganz besonders tritt 
aber der Lokomotivwechsel als Störung in die Erscheinung auf Bahnhöfen 
mit ungünstig gelegenen Lokomotivschuppenanlagen. Auf solchen Bahn¬ 
höfen wird dio Zugzahl geradezu durch die Möglichkeit des Lokomotiv- 
weohsels bestimmt. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Über Betriobediwierigkcitcn. 


177 


Auf vielen Bahnhöfen müssen auch die Sicherungsanlagen als innere 
Hemmungen angesprochen werden. Bei gewissen Fahrten kann von beiden 
Selten her ein Zug weder in den Bahnhof hinein noch aus ihm heraus. Auf 
.-tark besetzten Strecken kann dies zu einer wesentlichen Beeinträchtigung 
der Leistungsfähigkeit führen, denn durch solche Anlagen wird der Fahr¬ 
plan zahlreicher Züge zerstört. Die Ursachen können in der übertrieben 
peinlichen Ausgestaltung der Sicherungsanlagen liegen. Meistens liegt der 
i’.iuud in unzweckmäßiger Ausgestaltung des Gleisfrlans, bei dessen Bear¬ 
beitung nicht von Anbeginn auch der Sicherungsanforderungen gedacht 
wurde. Solche inneren Schwierigkeiten sind auch da vorhanden, wo die 
-ohnelle Entwicklung neu hinzukemmenden Verkehrs eine andere Benutzung 
der Gleise, als im Entwurf vorgesehen, nötig gemacht hat. Die Folgen 
dieser inneren Schwierigkeiten äußern sich in nicht rechtzeitiger Fertig¬ 
stellung der Rangierarbeiten und damit wieder in einer Verringerung der 
Leistungsfähigkeit ' 

d. Nicht unerwähnt bleiben darf die Vermehrung der Schwierigkeiten, 
die durch Verstöße gegen die Betriebsvorschriften durch das Personal ent¬ 
stehen. Unkenntnis der Sicj^rheits- und Ordnungsvorschriften führt zu 
Störungen oder sogar Unfällen. Lässigkeit in der Beachtung der Vor¬ 
schriften, schlechte Schulung und mangelhafte Beaufsichtigung der an der 
Zugbildung und Zugabfertigung beteiligten Bediensteten führen zu Ver¬ 
zögerungen in der Abfertigung des gesamten Zugverkehrs. Zu sparsame 
Bemessung der Zahl der Bediensteten, insbesondere im Aufsichtsdienst, und 
Anstellung ungeeigneter Kräfte kann ebenfalls die Betriebsleistungen stark 
»jeeinträchtigen. Die Bedeutung dieser Punkte wird häufig unterschätzt. 
Ein einziger Zug, der in jeder Nacht z. B. durch die Einführung besserer 
Beaufsichtigung der einzelnen Assigtentenbezirke oder die Mehreinstel- 
hmg vSn Rangierern mehr geleistet wird, kann für eine ganze Reihe von 
Stunden auf einem Rangierbahnhof und der vorliegenden Strecke ord¬ 
nungsmäßige pünktliche Zustände herbeiführen. 

7. Durch gewisse Män*gel im Verkehrsdienst können be¬ 
triebliche Schwierigkeiten stark vergrößert werden. 

a. In erster Linie durch unzweckmäßige Verteilung des Verkehrs 
auf die verschiedenen Bahnwege. Bahnlinien mit nicht leistungsfähigen 
Knotenpunkten können durch die Menge des über sie geführten Verkehrs 
erdrückt werden, während andere Strecken und Bahnhöfe nicht voll aus¬ 
genutzt werden. 

# & 

b. Starke Erschwerungen entstehen für den Betriebsdienst durch 

fehlerhafte oder mangelhafte Beklebezettel, denn nach den Beklebezetteln 
arbeiten die Rangierer. -Wenn die Zettel fehlerhaft oder unvollständig 
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sind, so müssen die Rangierer oder Zugabfertiger die Bestimmung¬ 
station des Wagens häufig erst in einem Stationsverzeichnis aufsuchdn 
und danach die Gruppe, in die der Wagen eingestellt werden muß, er¬ 
mitteln. Bei mangelhafter Ausfertigung des Zettels gerät der Wagen 
häufig in eine falsche Gruppe und muß dann nochmals ablaufen. Bei 
fehlender Bezeichnung wird der Wagen erst in das Fehlläufergleis auf¬ 
genommen und verursacht noch mehr Arbeit als die vorher behandelten 
Wagen. 

c. Umabfertigungen von Kleinbalm auf Staatsbahn beim Fehlen 
direkter Tarife verursachen zuweilen Uberfüllungen in den Anschluß¬ 
bahnhöfen, die zu Verminderungen der Leistungsfähigkeit führen. Viel¬ 
leicht ist aber dieser Mangel im ganzen geringer zu bewerten als der 
Mangel, der dadurch entsteht, daß die Beklebezettel von der Kleinbahn 
leicht falsch und unvollständig ausgefertigt werden, da das Personal der 
Kleinbahnen in diesen Arbeiten wenig geschult ist. 

d. Auch übertriebene Ansprüche des Verkehrs an den Betrieb haben 

an vielen Stellen die Schwierigkeiten vergrößert. Es ist selbstverständ¬ 
lich, daß der Betrieb nicht Selbstzweck ist, Ändern daß “er dem Verkehr 
zu dienen hat. Die Ansprüche des letzteren dürfen aber nicht zu weit 
gehen, indem auch Betriebsleistungen zu einer Zeit verlangt werden, wo 
es ohne Störung der Ordnung und ohne Beeinträchtigung der Leistungs¬ 
fähigkeit nicht möglich. ist. In erster Linie müssen Beförderungspläne 
für einzelne Sendungen erwähnt werden, die häufig besonders schwie¬ 
rige, die übrigen Geschäfte störende Rangierleistungen erfordern. Hier¬ 
her gehören auch die auf einzelnen Balmhöfen in gewissen Zeiten be¬ 
sonders störend empfundenen Verwiegungen, die von einzelnen Inter¬ 
essenten oft sogar zweimal verlangt werden. Es kann hier nötig f erden, 
daß sich die Eisenbahn mit dem angeschriebenen Gewicht zufrieden gibt. 
Überlastungen der Wagen, die zum Heißlaufen und zu Federbrüchen 
führen können, müssen in solchem Fall durch Stichproben verhindert 
werden. * 

8. Auch wenn keine der vorerwähnten Vorkommnisse oder Mängel 
in Frage kommen, können gleichwohl Betrieb-chWilligkeiten eintreten, weu« 
den Bahnanlagen überraschend ein sehr starker Verkehr zugeführt 
wird, für den sie nicht eingerichtet sind und zu dessen Aufnahme die 
Verwaltungen keinerlei Vorbereitungen treffen konnten. Es kann sich 
in diesem Falle sowohl um Ortsverkehr, um zu starken Eingang für 

% Ä 

einen Anschluß oder eine Ladestelle, als auch um zu starken Durchgangs¬ 
verkehr mit Überbeanspruchung eines Rangierbahnhofes handeln. Die 
Folgen äußern sich in ähnlicher Weise, wie es bei den verschiedenen 
unter 1 bis 7 behandelten Ursachen ausgeführt ist. 
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'9. Selten hat eine der angeführten Ursachen allein nachhaltige Be- 
triebaschwierigkeiten hervorgerufen. In der Regel treten mehrere der 
untersuchten Erscheinungen, besonders zur Winterszeit, zusammen auf 
und bringen dann, einer schleichenden Krankheit vergleichbar, längere 
Zeit anhaltende betriebliche Verwicklungen in einem größeren Bahngebiet 
hervor, die schleppenden Zuglauf mit geringem Nutzungsgrad der ge¬ 
samten Betriebsmaschine zur Folge haben. Die Beförderungsdauer ver¬ 
längert sich, der Wagenumlauf wird verzögert, es müssen auf ver¬ 
schiedenen Bahnhöfen für grolle Knotenpunkte oder Verbrauch stellen 
Iksbragen „abgestellt“ werden. Es bedarf dann nur noch einer kräftigen 
Erschütterung, eines schweren Unfalles, mehrerer sich folgender Unfälle 
°d«e starken Frostes, und Betriebschwierigtoeitcn in großem Umfange 
sind unvermeidbar. Welchen Einfluß die Betriebsführung dann, ganz 
abgesehen von der ungeheuren Verteuerung der Betriebskosten, auf den 
Wagonumlauf hat, braucht nicht hervorgehoben zu werden. Nimmt man 
an, daß infolge obiger Ursachen in einem Gebiet 10000 Wagen beladen 
oder leer im Durchschnitt 12 Stunden nutzlos herumstehen, so würde dies 
einem täglichen Verlust von 5000 Wagen entsprechen. Bei einem fünf¬ 
tägigen Umlauf der Wagen zwischen Versandgebiet und Empfangsgebiet 
würde also täglich ein Verlust in der Gestellungszahl von 1000 Wagen 
entstehen. 

Die abgestellten Wagen und Züge stellen also die Krank¬ 
heit des Betriebs dar, ihre Zahl ist der beste Gradmesser für die Leistungen 
des Betriebes. Man kann sagen, daß die Güte der Betriebsführung eine 
Funktion der Zahl der abgestellten Wagen ist; je geringer die Zahl 
dieser Wagen, um so besser ist die Betriebsführung des Bahnnetzes. 
Anch bei bestem Betriebe werden auf vielen Bahnhöfen Restwagen zu 
finden sein, denn der stets wechselnde Verkehr ist an einzelnen Stellen 
zuweilen so stark, daß trotz Fahrens von Bedarfszügen Reste verbleiben, 
für die die Einlegung eines Bedarfszuges nicht wirtschaftlich sein 
^ürde. Das Zurückbleiben von Restwagen erfordert aber erst dann ein 
Eingreifen seitens des Betriebsleiters, wenn, wie oben geschildert, die 
Abstellung wegen „stockender Vorflut“ erfolgen mußte. 


II. Ermittlung der Ursachen. 

Wie der Arzt, um eine Krankheit zu heilen, zuerst feststellen muß, 
wo sie sitzt und worin sie besteht, so muß der Betriebsleiter in erster 
Linie Sitz und Ursache der Betriebschwierigkeiten ergründen. 

Die Ermittelung der eigentlichen Ursache der Betriebschwierig¬ 
keiten ist häufig nicht leicht, weil die Störungen am Ausgangspunkte 
nicht immer so in die Erscheinung treten, wie an-den sonst in Mitleiden- 

Archiv fflr Eisenbahn wesen. 1019. 1 :i 
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Hohaft gezogenen Stellen. Der für einen abgegrenzten Bezirk verant¬ 
wortliche Leiter des Betriebs muß daher durch rechtzeitige genaue Be¬ 
obachtung aller Betriebsvorgänge dafür sorgen, daß er von Schwierig¬ 
keiten im ersten Stande der Entwicklung erfährt, weil er sonst leicht 
über die eigentliche Ursache der Schwierigkeit getäuscht werden kann, 
außerdem leicht den richtigen Augenblick zum Eingreifen versäumt. 
Sehr anzuraten ist, um jede Überraschung auszuschließen, eine dauernde 
Überwachung aller Betriebstellen. In gewöhnlichen Zeiten ist eine 
solche v dauernde Überwachung der Leistungen nicht ohne weiteres nötig. 
In Deutschland setzte man früher geradezu seinen Stolz darin, daß man 
sich um die Ausführung des Betriebsdienstes eigentlich nicht eingehend 
zu kümmern brauchte. Man hatte alles derartig durch Gesetze und Aus¬ 
führungsanweisungen festgelegt, daß der Dienst keiner besonderen Über¬ 
wachung bedurfte. Für den Lauf der Züge auf Bahnhof und Strecke ist 
der Fahrplan maßgebend. Die Zusammensetzung regelt der Zugbildungs¬ 
plan für die Personenzüge, Heft 4 der Beförderungsvorschriften für die 
Güterzüge, die Bespannung der Züge bestimmen die Diensteinteilungen für 
das Lokomotiv- und Zugbegleitpersonal. Für den Umlauf der von einem 
Zuge auf den anderen übergehenden Packwagen besteht der Packwagen¬ 
umlaufsplan. Für die Behandlung der Züge auf den Bahnhöfen dient die 
Bahnhofsfahrordnung. Für die Behandlung der einzelnen Wagen auf 
den Bahnhöfen sind Bahnhofsbedienungs- und Wagenübergangspläne auf¬ 
gestellt. Andere örtliche Vorschriften finden sich in den Bahnhofs¬ 
dienstanweisungen. Die Zahl der Züge entspricht dem mittleren Ver¬ 
kehr. Zur Bewältigung des stärkeren Verkehrs sind Bedarfszüge mit 
festgelegter Rangierordnung vorgesehen, über deren Abfassung d$ie 
Bahnhöfe zu entscheiden haben. Für die Bespannung dieser Züge ist 
ihnen eine Anzahl von Bereitschaftspersonalen zur Verfügung gestellt. 
Man muß zugeben, daß dieses Gebäude so durchdacht ist, daß man das Ab¬ 
standnehmen von einer dauernden Überwachung des Betriebsdienstes ver¬ 
steht. Die Erfahrungen bei einigen größeren Stockungsperioden (1899 
Leipzig, 1905/06 Ruhrbezirk, 1912/13 Rhein-Ruhrgebiet, 1915/16 Ostdeutsch¬ 
land) weisen aber doch darauf hin, daß man nicht erst nach Eintreten 
von Schwierigkeiten, sondern vorbeugend dauernd eine gewisse geregelte 
Überwachung eintreten lassen muß. Jedenfalls muß eine dauernde Über¬ 
wachung aller wichtigen Betriebsstellen einsetzen, sobald die Lage im 
geringsten gespannt wird. Diese Überwachung wird erreicht durch 
regelmäßige Meldungen an die Oberzugleitung (s. S. 191) der Eisenbahn¬ 
direktion. 

1. Die Betriebsmeldungen 1 ), die ein oder mehrere Male 

l ) Eisenbahn-Nachi iehtenblatt 1918, S. 37. 
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am Tage von den verschiedenen Stellen * erstattet werden, müssen in 
erster Linie über die Zahlen der abgestellten Wagen Auskunft geben, 
’üd zwar je nach der Ursache getrennt, die in Lokomotivmangel oder 
stockender Vorflut liegen kann. Bei letzteren Wagen oder Zügen müssen 
die Richtungen oder Übergänge genannt werden, damit ungesäumt An¬ 
ordnungen zur Abhilfe getroffen werden können. Es hat sich als vor¬ 
teilhaft herausgestellt, die Anzahl der Wagen und Züge als abgestellt 
za betrachten, die zur Meldezeit um 4 Uhr nachm, voraussichtlich in 
t-echs Stunden wegen stockender Vorflut oder wegen Stockungen nicht 
Abrollen können. Wenn auch die Anzahl nicht genau ermittelt werden 
kann, so i^t dieses Vorausschauen in die Zukunft vorteilhafter, weil auf 
diese Weise eine bessere erzieherische Wirkung auf die Bahnhofsvor¬ 
steher ausgeübt wird, als wenn nachträglich festgestellt werden müßte, 
wieviele Wagen bereits 6 Stunden gestanden haben. Die Betriebe¬ 
meldungen müssen ferner Aufschluß über die nicht laderecht gestellten 
Wagen geben-, über die Aufnahmefähigkeit der Bahnhöfe, über besonders 
notleidende Bahnhöfe mit Angabe des Grundes, schließlich über Loko- 
motiv- und Zugbegleitpersonalgestellung. Daneben sind einmal am Tage 
für die letzten,24 Stunden Angaben über die Leistungen der wichtigsten 
Rangierbahnhöfe und der für die Betriebslage ausschlaggebenden 
Strecken, ferner über die Verspätungen im Güter- und Personenverkehr 
notwendig. Bei den Verspätungen der Güterzüge ist eine Angabe über 
die Fahrzeitverlängemmgen zwischen den großen Bahnhöfen außerordent¬ 
lich wichtig. Zur Zeit, wo militärische oder sonstige besondere Leistun¬ 
gen die Betriebslage stark beeinflussen, müssen auch über die Höhe dieser 
Leistungen genauere Vermerke gemacht werden (vgl. die Vorschriften 
iber die Betriebsmeldungen der preußischen Staatsbahnen, Eisenbahn- 
Xachrichten-Blatt 1918, S. 37. Die übrigen deutschen Eisenbahnen haben 
im wesentlichen die gleichen Vorschriften). 

2. Da die in den allgemeinen Betriebsmeldungen anzugebenden Ver¬ 
merke über Lokomotivgestellung häufig zur Ergreifung von Abhilfsmaß¬ 
nahmen nicht genügen, so sind bei den preußischen Staatsbahnen be¬ 
sondere tägliche telegraphische Lokomotivmeldungen eingeführt, 
die die Gründe für die Ursachen der verspäteten Bespannung der Züge an- 
gebeu. 

Durch aufmerksames Verarbeiten der täglichen Meldungen und 
hre Ergänzung durch Nachfragen auf Fernsprecher und örtliche Er¬ 
hebungen werden die Betriebsdezementen in der Lage sein, die Ursachen 
und den Sitz der Schäden rechtzeitig zu erkennen und Abhilfsmaßnahmen 
zu ergreifen. Besonders wertvolle Schlüsse lassen sich durch Vergleich 
der Zahlen der Betriebsmeldungen an den einzelnen Wochentagen ziehen; 
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es ist daher dringend anzuraten, die Ergebnisse der Meldungen täglich im 
übersichtlichen Listen zu vermerken, die monatsweise abgeschlossen* 
werden 1 ). 


111. Mittel zur Beseitigung. 

Bei der Beseitigung eingetretener oder der Verhütung zu befürch- 
tender Betriebschwierigkeiten muß der Betriebsleiter sich von zwei Ge¬ 
sichtspunkten leiten lassen. Zunächst muß er unter Benutzung aller vor¬ 
handenen Mittel versuchen, die Leistungsfähigkeit der Bahnanlagen so¬ 
weit als irgend möglich zu steigern. Erst wenn er nach Erschöpfung 
aller dieser Mittel keinen Erfolg erzielen kann, wird er zur Einschränkung 
des Verkehrs schreiten müssen.-) 

A. Bauliche Maßnahmen. 

Als wichtigste? Mittel muß der rechtzeitige Ausba uund d i e vor¬ 
zügliche bauliche Unterhaltung der Bahnanlagen be¬ 
zeichnet werden. Der Ausbau muß mit der Entwicklung des Verkehrs Hand 
in Hand gehen. Er darf den Tatsachen nicht nachhinken, sondern muß mög¬ 
lichst vorausschauend sein. Soll dieses Ziel erreicht werden, so müssen’die' 
zuständigen Betliebsdezernenten, in erster Linie der Betriebsleiter, von allen 
beabsichtigten Verkehrsänderungen Kenntnis erhalten, damit sie be¬ 
urteilen können, ob die vorhandenen Betriebsanlagen für den vergrößer¬ 
ten oder neu beabsichtigten Verkehr ausreichen oder ob Erweiterungen 
oder Umbauten nötig werden. Der Betriebsleiter muß daher auch die 
Entscheidung bei den Fragen haben, die die Übernahme neuen Verkehrs 
durch die Eisenbahn betreffen, wie die Anlage oder Erweiterung von 
Gleisanschlüssen, neuen Fabriken und die Genehmigung von Industrie¬ 
gleisen. In dieser Sorge für den betrieblich richtigen Ausbau des Bahn¬ 
netzes ist eine Haupttätigkeit des Betriebsleiters und der übrigen Be¬ 
triebsdezernenten zu erblicken. 

Im einzelnen ist Folgendes zu berücksichtigen: 

1. Der Ausbau des Bahnnetzes muß sich in gleicher Weise- 
auf die freie Strecke wie die Bahnhöfe erstrecken. Nach den Beobachtungen, 
die in den letzten Jahren über Betriebschwierigkeiten bei den preußischen 
Staatsbahnen gemacht sind, darf behauptet werden, daß die schwer¬ 
wiegendsten Schwierigkeiten von der Unzulänglichkeit nicht der Strecken,, 
■sondern der Bahnhöfe ausgingen. Wegen der zu langsamen Behandlung der 

*) Listenförmige Darstellung der täglichen Betifcbsmeldnngen. Eisonbahu- 
Xachrichtenblatt 1918, S. 64. 

*) Merkblatt zur Veihiitung von ßetriebsehwierigkeiten. E. X Bl. 1918.. 

S. 57. 
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Zotige in den Bahnhöfen ergab sich vielfach erst die Notwendigkeit, sie 
•auf der Strecke schneller durchzubringen. 

a. Da die Verbesserung der Strecke zur Entlastung der Bahnhöfe 
<Lienen kann, ist der Ausbau durch Anlage von Blockstellen, Überholungs- 
gleisen und Kreuzungsgleisen sehr wichtig. Es darf allerdings nicht ver¬ 
kannt worden, daß eine sehr reichlich mit Überholungsgleisen und Block¬ 
stellen ausgestattete Strecke für den anschließenden Rangierbahnhof insofern 
eine Gefahr bildet, als bei unregelmäßigem Verkehr der Güter-züge leicht eine 
tTberfüllung der Strecke und damit eine Vergrößerung des schleppenden 
Betriebes und ein Mehrverbrauch an Lokomotiven eintritt, wemv die 
regelnde Hand für den Zugverkehr zwischen den Stationen fehlt. Dieser 
■Gefahr kann durch Aufmerksamkeit der Zugleitung vorgebeugt werden. 

Es muß als Regel gelten, daß Überholungsgleise nicht nur da angelegt » 
werden, wo sie nach dem jeweiligen Fahrplan nötig sind, sondern plan¬ 
mäßig in bestimmten Abständen, wenn die Belastung einer Strecke mit 
Zügen über ein gewisses Maß hinausgeht. So werden etwa alle 8 km 
Überholungsgleise nötig sein auf einer Strecke, die etwa 20 Güterzüge 
und 10 schnellfahrende Züge aufzunehmen hat. Die Überholungsgleise 
müssen auf dqr Seite des durchgehenden Hauptgleises liegen. Für jede 
Richtung müssen also besondere Gleise vorhanden sein. Ein Gleis für 
beide Richtungen oder zwei Gleise auf einer Seite der Hauptgleise, wie 

es leider häufig bei mittleren Bahnhöfen gefunden wird, muß als schwerer 
Fehler bezeiclmet werden. Bei eingleisigen Strecken ist auf eine ge¬ 
nügende Zahl von Kreuzungsgleisen hinzuwirken, zu denen für durch¬ 
fahrende Züge noch ein Überholungsgleis zu treten hat. 

b. Bei den Bahnhöfen ist in erster Linie auf ausreichende Zahl und 
Länge der Ladegleise, Güterschuppengleise hinzuweisen. Zur Verhütung 
von Resten im Stückgutverkehr ist auf rechtzeitige und ausreichende Er¬ 
weiterungen der Schuppengleise hinzuwirken. Zur Unterbringung der 
Wagen, die nicht sofort entladen werden können, sind einige Aufstell¬ 
gleise mit bequemer Auswechselgelegenheit von Hand gegebenenfalls mit 
Wagenschieber wichtig. 

Privatanschlußglei8e sind ebenfalls rechtzeitig zu erweitern. Die 
aufmerksamste Beobachtung des Anschlußverkehrs durch die Betricbs- 
Hezernenten ist überaus wichtig. 

Es ist auffallend, daß bei vielen Rangierbahnhöfen, selbst bei denen. 
Hie erst einige Jahre im Betrieb sind, sich das Fehlen von Richtungs- 
gleisen störend bemerkbar macht; infolgedessen ist es sehr schwer, dem 
Bedürfnis nach Bildung neuer Ferngüterzüge, das mindestens geradlinig 
rnit dem Wachsen des Verkehrs hervortritt, gerecht zu werden. Offenbar 
j-t bei der Entwurfbearbeitung zu sehr von den augenblicklichen Ver- 
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hältnissen ausgegangen. Die zu den Verkehrszahlen des Entwurfsjahres 
für Erweiterung hinzugerechneten Werte, nach denen Zahl und Länge 
der Richtungsgleise bemessen wurden, sind zu gering angenommen. — 
Man muß aber daran denken, daß der Verkehr sich nicht nur durch gerad¬ 
linige Fortsetzung des bestehenden ändert, sondern daß häufig ein voll¬ 
ständig neuer Verkehr entsteht, der nicht vorausgesehen werden konnte. 
All solchen Änderungen trägt man am besten Rechnung, wenn man den 
Entwurf nicht, nur auf die gerade vorhandenen Verhältnisse zuschneidet, 
sondern wenn man die Lösung etwas allgemeiner, etwas akademischer 
gestaltet. Also möglichst viele (wenn auch zunächst zum Teil punktierte) 
Richtungsgleise von voller Zuglänge mit der Möglichkeit der unmittel¬ 
baren Ausfahrt aus ihnen. Daneben aber noch stets eine Gruppe von 
Ausfahrgleisen, damit nicht das Ablaufen in die Richtungsgleise schon 
unmöglich wird, wenn wegen Störungen auf der vorliegenden Strecke 
die Ausfahrt fertiger Züge eine Zeitlang behindert wird. Die Länge der 
Richtungsgleise reicht mit 550 m, die allerdings der gebräuchlichen größ¬ 
ten Zuglänge entspricht, nicht aus, denn beim Ablaufen der Wagen ent¬ 
stehen viele Lücken zwischen den Wagen. Man wird daher im Flach¬ 
land die Richtungsgleise 650—700 m lang machen müssen. 

Bei einer Bahnlinie mit vielen schnellfahrenden Zügen liegen diese 
meist in Bündeln; es kommt dann vor, daß während IX Ws 2 Stunden 
kein Güterzug gefahren werden kann. Nachher drängen sich die Güter¬ 
züge wieder zusammen. Ferner kann durch einen kleinen Unfall die Not¬ 
wendigkeit eintreten, Züge auf der Strecke zurückzuhalten, wodurch der 
v ganze Fahrplan zerstört wird. Hat man zahlreiche Ein- und Ausfahrgleise 
und Richtungsgleise, also einen guten Puffer, so bleibt eine viel größere 
Stetigkeit im Betriebe der ganzen Strecke. 

Eine besondere Gruppe für die Ordnung nach Stationen sollte nie 
fehlen; auf mehreren Bahnhöfen hat sich das Fehlen unangenehm bemerk¬ 
bar gemacht, denn das Ordnen nach Stationen in den Spitzen der Rich¬ 
tungsgleise beeinträchtigt *da» Arbeiten in dieser Gleisgruppe. 

Die Ein- und Ausfahrten in den und aus dem Bahnhof müssen so 
angelegt werden, daß möglichst wenig Kreuzungen entstehen, sonst treten 
dauernd* Behinderungen in der Arbeitsfähigkeit des Bahnhofes ein. Es 
muß auf diesen Punkt besonders hingewiesen werden, weil auch bei neueren 
Bahnhöfen der alte Felder immer wieder gefunden wird. Die Schienen- 
kreuzungen sind weniger eine Frage der Betriebsicherheit, denn die tritt 
bei der vorzüglichen Ausgestaltung der deutschen Sicherungstechnik zu¬ 
rück, als eine Frage der Behinderung der betrieblichen Leistungen. 

Wir können in bezug auf weitsichtige Bahnhofsausgestaltung von den 

Amerikanern lernen. Die Illinois-Oentral-Bahn hat den Entwurf für einen 
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zweiseitigen Rangierbahnhot südlich von Chicago aulgestellt, der für die 
Nordsüdrichtung 21 Einfahrgleise, 40 Richtungsgleise und 20 Ausfahngleiee, 
für die Südnordrichtung 20 Einfahrgleise, 62 Richtungsgleise und 20 Aus¬ 
fahrgleise vorsieht. 1 ) ■? 

Die Schwierigkeiten, die durch ungenügende Anlagen für den Loko- 
motivdienst entstehen können, erfordern die sorgfältigste Ausbjjdung bei 
Planung neuer und beim Ausbau bestehender Bahnhöfe. In erster Linie 
zweigleisige Zufahrten vom und zum Schuppen, Unabhängigkeit der Loko- 
motivfahrten von den Ein- und Ausfahrgleisen, überhaupt die ganze An¬ 
lage der Lokomotivschuppen so, daß die geringste Zahl von Kreuzungen 
mit Hauptgleisen entsteht Bei größeren Bahnhöfen sollten die Zufahrten, 
zweckmäßig unter Benutzung des hochgelegenen Ablaufbergs als Stelle 
für eine Unterführung, möglichst schienenfrei, hergestellt werden. 

In zweiter Linie kommen ausreichende Anlagen für Bekohlen, Wasser¬ 
nehmen und Ausschlacken in Frage; es muß möglich sein, gleichzeitig 
mehrere Lokomotiven auszuschlacken und gleichzeitig andere Lokomotiven 
mit Kohlen und Wasser zu versorgen. Hierbei ist an die Rangierlokomotiven 
zu denken. Für sie sind imbedingt besondere kleine Ausechlackungs- 
anlagen mit Kohlenbtthne und Wasserkran an den Ablaufbergen oder 
anderen geeigneten Stellen anzulegen, die von der Behandlung der Zug- 
lokomotiven vollständig unabhängig sind. Bei den Ausschlackungsanlagen ist 
dafür zu sorgen, daß die Abfuhr der Schlacke ohne Störung des Ausschlack- 
geschäfts erfolgen kann. Krananlagen haben sich an vielen Stellen be¬ 
währt; es lassen sich aber auch befriedigende Lösungen bei Aufladung der 
Schlacke auf gewöhnliche Wagen erzielen. 

Bei Neubauten müssen bequem gelegene Reparaturgleise an ver¬ 
schiedenen Stellen des Bahnhofes vorgesehen werden für die sogenannten 
Schnellreparaturen. Am besten ist es, 2 bis 3 der kürzeren Richtungs¬ 
gleise hierzu zu nehmen, damit die beim Eingang ais beschädigt Vorge¬ 
fundenen Wagen gleich in diese Gleise ablaufen können. In ihnen können 
dann auch Wagen aufgenommen werden, die bei der Ausgangsprüfung 
beschädigt gefunden werden. Eine Besetzung der verschiedenen Schnell¬ 
reparaturstellen mit Handwerkern wird nur bei starkem Verkehr nötig 
sein. Bei schwachem Verkehr machen sich die Verschiebungen der Wagen 
nach der Betriebswerkstatt nicht so störend bemerkbar. 

Damit die zuständigen Betriebsdezernenten, insbesondere der Betriebs¬ 
leiter die Überzeugung erhalten, daß die entwerfende Stelle alle fahrdienst¬ 
lichen Bewegungen, die mit Zügen, Lokomotiven und Wagen auf dem 
neuen oder umzubauenden Bahnhofe nötig werden können, bei Ausgestal- 
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tung des Bahnhofe planes berücksichtigt hat, müssen sie verlangen, daß für 
den Entwurf ein genauer Betriebsplan aufgeetellt wird. In ihm ist auf 
Grund des vorhandenen Verkehrs der Nachweis der Auskömmlichkeit der 
Hauptgleise und aller wichtigen Nebengleise zu erbringen. Alle Rangier¬ 
bewegungen, wie Lokomotivfahrten zwischen Schuppen und Zügen, Fahrten 
der Rangierlokomotiven, Verschieben der Kurswagen, der eiligen Wagen, 
Bedienen der Umladehallen, Schuppen, Gleiswagen, Entseuchungsanlagen 
usw., das Zusammenfällen der Rangierfahrten mit Zugfahrten und sonstige 
gegenseitige Behinderungen sind genau zu beschreiben. Soweit erforder¬ 
lich, ist bei neuen Anlagen ein gedachter Fahrplan unter Berücksichtigung 
von Fahrplanunregelmäßigkeiten zugrunde zu legen. 

c. Überaus wichtig ist der Ausbau der Verständigungsmittel. Bei 
Morseleitungen ist klare Scheidung der Zugmeldeleitungen von den Nach¬ 
richtenleitungen, den Bezirks- und Fernleitungen, unbedingt nötig, nur b<?i 
unbedeutenden Nebenbahnen kann die Benutzung der Zugmeldeleitung für 
den Nachrichtendienst als zulässig bezeichnet werden. Leider findet sich 
dieser Zustand auch heute noch bei Hauptbahnen mit stärkerem Verkehr. 
Im Fernsprechverkehr muß ebenfalls eine bessere Trennung des Fern- und 
Nahverkehrs eintreten. Die Eisenbahnstellen, die zur Regelung des Zug¬ 
verkehrs miteinander sprechen müssen, also die Bahnhöfe untereinander 
und mit anderen Dienststellen und den Ämtern, wichtige Bahnhöfe mit den 
Direktionen und Ämtern, Ämter mit allen ihren Dienststellen, Ämter unter¬ 
einander und mit den Direktionen, sowie die Direktionen untereinander 
und mit der Zentralstelle, müssen die Gespräche auf den Eisenbahnleitungen 
ohne Zuhilfenahme der Post auslühren können; denn zur Zeit der Börse 
oder auch nachmittags ist bei der Post in der Regel erst in 1 bis 2 Stunden 
eine Verbindung zu erhalten, selbst wenn die Gespräche als dringende 
angemeldet werden. Kostbare Stunden gehen auf diese Weise verloren. 
Sie sind bei Betriebschwierigkeiten oft nicht einzuholen. Die Einfachheit 
des Morsedienstes hat bisher bei der Eisenbahn die Einführung leistungs¬ 
fähigerer Telegrapheneinrichtungen verhindert. Nachdem insbesondere der 
Fernschreiber, der auch bei schlechtem Wetter, bei Regen, feuchter Luft 
und bei Nebel, wo Gesprächo häufig nicht verständlich sind, gute Verstän¬ 
digung und gleichzeitig schriftliche Festlegung gestattet, den Eisenbahnern 
durch die Heeresverwaltung im Krieg näher gebracht worden ist, kann ge¬ 
hofft werdenj . daß dieser sehr nützliche Apparat auch im Eisenbahn- 
telegraphendienst baldigst Verwendung findet. 

Um im Nachrichtendienst von den Störungen durch Wind, Regen und 
Schnee unabhängig zu sein, wäre es erforderlich, hach und nach mit der 
Verlegung der wichtigeren Leitungen für den Telegraphen- und Fernsprech¬ 
dienst in Kabel vorzugehen. Denn erst' durch Verwendung von Kabeln im 
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weitesten Umfang wird ein Nachrichtenwesen ermöglicht, das dem Betrieb 
zu allen Zeiten den Gebranch seiner wichtigsten Hilfsmittel sichert. 

Neben Schaffung von auf der Höhe der Technik stehenden baulichen 
Einrichtungen ist dio Bedienung der Zentralen durch gut geschulte Kräfte 
und die Unterhaltung aller baulichen Anlagen durch ein entsprechend her- 
angebildetes Personal von höchster Wichtigkeit. 

Den großen Aufgaben, die im Verständigungswesen bei der Eisenbahn 
zu lösen sind, wird man nur gerecht werden können, wenn man bei den 
wichtigeren Direktionen besondere Dezernate für diesen Zweck einrichtet. 
Es darf behauptet werden, daß bei größeren Direktionen, wo viel gebaut 
wird und wo der Stellwerksdezernent viel mit der Bearbeitung der Siche- 
rung^entwürfe für neue Bahnhöfe zu tun hat, ihm die Zeit zur Entwicklung 
•de6 Fernschreib- und Fernsprechwesens fehlt. 

2. ^Wenn der Betriebsleiter sich über die Verkehrsbewegungen iu 
seinem Bezirk dauernd Bechenschaft ablegt, Iso wird er auch rechtzeitig 
finden, wo durch Anlage neuer Strecken oder Bahnhöfe eine 
Entlastung der zu stark beanspruchten alten Betriebstrecken stattfinden muß. 
Es darf damit nicht so lange gewartet werden, bis alle für eine Verkehrs¬ 
richtung in Frage kommenden Strecken und Bahnhöfe bis zur Grenze der 
Leistungsfähigkeit in Anspruch genommen sind. . Man muß daran denken, 
daß bei Unfällen und Stockungen immer noch die Möglichkeit von zeit¬ 
weisen Umleitungen vorhanden sein muß. Es kann nicht genug davor 
gewarnt werden, auf dem Papier nachzuweisen, daß eine Strecke eine be¬ 
stimmte Anzahl von Zügen aufnehmen kann. Nicht der auf dem Papier 
mögliche Fahrplan darf hierfür maßgebend sein, sondern die durch die 
Praxis nachgewieseno Zahl von Zügen, die tatsächlich behandelt werden 
können. Der auf dem Papier behandelte Fahrplan setzt stets voraus, daß 
auf der Strecke und den Bahnhöfen alles am Schnürchen geht. Das ist 
aber im wirklichen Betriebsleben selten der Fall. 

Sowolxl beim Ausbau bestehender Aulagen als auch beim Bau neuer 
Bahnhöfe und Strecken muß daran gedacht werden, daß gute Anlagen nur 
unter Aufwendung entsprechender Mittel geschaffen werden können und 
daß nichts eich so bitter rächt, als übel angebrachte Sparsamkeit bei 
V B ahnbauten, hauptsächlich bei Bahnhofsanlagen in Gegenden mit starkem 
Verkehr, insbesondere in der Nähe größerer Städte. Bei der Nachprüfung 
der Ursachen von Betriebschwierigkeiten würde man vielleicht finden, daß 
die Sorge für die Einschränkung der Baumittel an manchen Stellen den 
Grund zur Enstehung von späteren, hohe Geldopfcr erfordernden Betrieb- 
Schwierigkeiten gelegt hat. 

Gewisse Erfahrungen, die bei Rangierbahnhöfen zur Verhütung von 
Betriebschwierigkeiten beachtet werden müssen, sind schon beim Ausbau 
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bestehender Anlagen (S. 182) behandelt worden. Hier soll für die Anlage 
neuer Rangierbahnhöfe nur nochmals auf die Gesamtlago zur vorherrschen¬ 
den Windrichtung hingewiesen werden. Es muß unbedingt dafür gesorgt 
werden, daß die Hauptablaufrichtung nicht unter Gegenwind leidet. Ebenso 
müssen starke Krümmungen bei den Ablaufgleisen vermieden werden. 
Man bedenke, daß auf Bahnhöfen, wo dies nicht beachtet ist, mehrere 
Monate lang im Jahre Tag und Nacht 2 bis 4 Rangierlokomotiven mehr 
gebraucht werden, um stehengeblicbeno Wagen nachzudrticken, d. h. es 
müssen für den Tag 100 bis 200 <M (Friedenspreis) an Betriebskosten mehr 
aufgewendet werden, ganz abgesehen von der ohnehin stark verringerten 
Leistungsfähigkeit. 

Notwendig ist es, beim Bau von Nebenbahnen zu prüfen, ob sie nicht 
zweckmäßig zur % Entlastung von überlasteten Hauptbahnlinien gebraucht 
werden können, selbstverständlich unter hauptbahnmäßiger Ausgestaltung. 
So mancher Betriebsleiter wird zu Zeiten betrieblicher Schwierigkeiten mit 
Mißmut auf ein häufig gut ausgestaltetes, aber für die Aufnahme des Durch¬ 
gangsverkehrs so garnicht geeignetes Nebenbahnnetz geblickt haben. 
Während die Hauptbahnen unter der Größe des Verkehrs erstickten, lagen 
die gleichlaufenden Nebenbahnen mit ihren z. T. starken Steigungen, 
scharfen Krümmungen, dem vielfach fast zu schwachen Oberbau, den meist 
gänzlich unzulänglichen Bahnhofsanlagen verödet da und konnten nicht zur 
Hilfeleistung herangezogen werden. 

Zu einem vollständigen Bahnhof gehört auch die Unterbringung eines 
großen Teils des Personals in dessen Nähe. Wenn ein großer Bahnhof 
fern ab von menschlichen Wohnungen errichtet wird, so muß auch gleich¬ 
zeitig mit dem Bau des Bahnhofes der Bau von Beamten- und Arbeiter¬ 
wohnungen gefördert werden. Der Zustand, daß von einem 400 bis 600 Köpfe 
starken Personal nur der Bahnhofsvorsteher unmittelbar am Bahnhof 
wohnt, während das übrige Personal in besonderen Arbeiterzügen nach 
der Arbeitstelle befördert wird, erschwert den. Betrieb außerordentlich und 
befördert das Entstehen von betrieblichen Schwierigkeiten. Die Dienstzeit 
des Personals wird außerdem durch die Fahrten stark verlängert, das Per¬ 
sonal wird mißmutig und verrichtet nicht mit dem notwendigen Eifer seine 
Arbeit, so daß nicht soviel geleistet wird wie sonst Das Personal hat 
kein Interesse daran, Dienst auf einem Bahnhof mit ungünstigen Wohn¬ 
verhältnissen zu tun. Die Beamten melden sich nach kurzer Zeit fort, so 
daß ein dauernder Personalwechsel auf einem solchen Bahnhof stattfindet 
und die Heranbildung eines tüchtigen, mit den Eigenheiten des Bahnhofs 
vertrauten Beamtenstammes kaum möglich ist. 

3. Wenn durch Schadhaftwerden der baulichen Anlagen be¬ 
triebliche Schwierigkeiten verhütet werden sollen, so kann dies mir durch die 
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liest© Beaufsichtigung und Instandhaltung dieser Anlagen geschehen. 
Es darf behauptet werden, daß in dieser Beziehung mit anerkennenswerter 
Gründlichkeit seit vielen Jahren auf deutschen Bahnen vorgegangen wird. 
Die Prüfung der Stellwerksanlagen, der Brücken und Tunnel geschieht zu 
bestimmten Zeiten nach voraus festgesetztem Plan. Es empfiehlt sich, in 
diese regelmäßigen Pläne auch die Prüfungen der Maßnahmen aufzu¬ 
nehmen, die zum Schutz gegen die Wirkungen des Winters, insbesondere 
von Schne©N.und Frost, getroffen werden müssen, wie die Aufstellung und 
Instandsetzung der Schneezäune, Instandsetzung der Winterablaufberge, 
Schutz der Kräne, Wasserleitungen, Stellwerkleitungen, die Sicherstellung 
der Hilfsmannschaften, Anweisung des Zugpersonals über das Verhalten 
bei drohenden Verwehungen usw. Es muß darauf hingewiesen werden, 
daß die Aufstellung der Schneezäune am Rande der Einschnittsböschungen, 
wie man sie häufig in Deutschland trifft, keinen sicheren Erfolg verbürgt, 
weil ein Vorfeld zur Ablagerung des Schnees fehlt. Die russische Übung, 
die die Aufstellung beweglicher Schneezäune am Anfang jeden Winters vor¬ 
sieht, verdient den Vorzug. 1 ) 

Trotz aller peinlichen Untersuchungen werden natürlich auch künftig 
größere Reparaturen unerwartet nötig werden, die auf Materialfehler oder 
Unfälle zurückzuführen sind. Hier gilt es schnell zu arbeiten. Jede 
Sfiumigkeit oder gar Nachlässigkeit verdient die schärfste Ahndung. Wenn 
eine Drehscheibe oder eine Wasserstation schadhaft wird, so muß, wenig¬ 
stens auf verkehrsreichen Bahnen, ohne Rücksicht auf Kosten Tag und 
Nacht gearbeitet werden, um solche schweren betrieblichen Behinderungen 
so schnell als möglich wieder zu beseitigen. 

Überaus wichtig sind bei größeren Reparaturen in oder an Gleis- 
Anlagen, bei Oberbauauswechselungen, Stellwerks- und Bahnhofsumbauten 
sorgfältig aasgearbeitete Arbeitspläne. Der Betriebsleiter muß darauf 
dringen, daß der Bauausführende- ihm bis ins Einzelne ausgearbeitete Pläne 
vorlegt, aus denen die Behinderungen, die der Betrieb erfährt, mit Angabe 
der Zeiten genau ersichtlich sind, damit der Betrieb danach seine ent¬ 
lastenden Maßnahmen treffen kann. In erster Linie steht dabei natürlich 
die Sicherheit des Betriebes, dahinter kommt aber sofort die Durchführung 
des Zugverkehrs in voller Ordnung. Vor Ausführung aller solcher Ar¬ 
beiten ist für die Betriebsbeamten eine kurze aber erschöpfende Betriebs- 
dienstvorschrift aufzustellen.-) Ufh dem Betrieb Erschwerungen und da¬ 
mit auch die Möglichkeit von Betriebschwierigkeiten zu ersparen, muß 

*) Preußisches Merkblatt zur Verhütung von Betriebsehwierigkeiten 
durch Froet und Schnee vom 12. Februar 1918. 

*) Heinrich, Anleitung zur Bearbeitung von Betricbsdienstanweisuiigci» 
Zentralblatt der Bauverwaltung 1914, S. 65. 
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boi starkem Verkehr umlangreicher Gebrauch von vorübergehenden An¬ 
lagen gemacht werden. Bei größeren Verhältnissen muß sich vor Einleitung 
jedes neuen Bauzustandes der Betriebsleiter außer dem Betriebsamtsvor- 
stande davon überzeugen, ob die Durchführung auch möglich ist; keinen- 
falls darf er der Bauarbeit zustimmen, wenn die Durchführung innerhalb der 
vereinbarten Frist nicht gesichert erscheint» Bei kleineren Verhältnissen 
obliegt diese Pflicht dem Betriebsämtsvorstande allein. 

Immer wieder von neuem muß darauf hingewiesen werden, daß Aus¬ 
besserungen, bauliche Ergänzungen usw. auf verkehrsreichen Bahnen, so¬ 
weit irgend angängig, in der verkehrschwachen Zeit vorgenommen werden 
müssen, nicht etwa im Herbst, wo der Betrieb vielfach empfindlich durch 
die Vornahme der Arbeiten gestört wird. Der Haushalt muß dazu so früh 
wie möglich in die Hände der Betriebsämter kommen, damit sie die Bauten 
noch im Winter durch Ausschreibung vorbereiten können. Um größeren 
Ämtern die umfangreichen, sorgfältig auszuftthrenden Vorbereitungen recht¬ 
zeitig zu ermöglichen, muß man ihnen für eine Reihe von Wochen Ver¬ 
stärkung an technischem Personal gewähren. Aus dem technischen Büro 
der Direktion wird man gleichzeitig verschiedenen größeren Ämtern solche 
technischen Hilfskräfte nicht stellen können; die Ämter könnten sich aber 
selbst leicht helfen, wenn man in einer oder zwei Arbeitsraten an Stelle 
der nichttechnisehen technische Sekretäre oder Assistenten beschäftigte, z. B. 
für Bearbeitung der Geräte- und Materialangelegenheiten. Diese Btiro- 
beamten könnten dann an den sich auf kurze Zeit zusammendrängenden 
Ausschreibungsarbeiten beteiligt werden; die Bauten würden früher ange- 
iangen und könnten bei Eintritt stärkeren Verkehrs beendet sein. 

4. Um die unter I, 5, S. 173 geschilderten Schwierigkeiten zu vermeiden, 
bedarf es vor allem der Bereitstellung der genügenden Mittel zur Be¬ 
schaffung der notwendigen Lokomotiven, nach Zahl und 
Gattung, ferner müssen die Lokomotiven auf die in Frage kommenden 
Strecken richtig verteilt werden. Ebenso wichtig wie die Beschaffung einer 
ausreichenden Anzahl ist die Erhaltung der Betriebsfähigkeit der vor¬ 
handenen Lokomotiven. 

Von ausschlaggebender Bedeutung ist die gute Unterhaltung der Lo¬ 
komotiven im Betrieb, damit sie möglichst selten die Werkstätte aufzusuchen 
brauchen. Man schaffe bei allen Lokomotivstationen eine ausreichende Zahl 
von Schuppensiänden, damit die Lokomotiven nicht im Freien zu stehen 
brauchen, denn bei größerer Kälte werden die im Freien stehenden Ma¬ 
schinen leicht schadhaft, außerdem können die Arbeiter bei Kälte im Freien 
nicht arbeiten. Ferner sorge man für die Heranbildung eines guten Heizer¬ 
personals. Daß nur ein Schlosser als Heizer in Frage kommen könne, ist 
wohl nicht ganz zutreffend, aber zweifellos bringt er die bessere Veran- 
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lagung für den Heiaerberuf mit als ein Arbeiter. Ein ungelernter Arbeiter, 
der als Heizer verwendet werden soll, muß •jedenfalls eine sehr lange Aus¬ 
bildungszeit als Putzer usw. durchmachen, bis er die ihm fehlenden Hand- 
werfcereigeasch&ften sich angeeignet hat. Bei hochwertigen Lokomotiven 
kann von vornherein nur ein Schlosserheizer in Frage kommen. 

Überaus wichtig für die gute Instandhaltung ist ein geordneter pünkt¬ 
licher Betrieb, damit eine geregelte einfache oder doppelte Personalbesetzung 
jeder Lokomotive erreicht werden kann. Bei solcher Besetzung können 
die Personale die Eigenheiten ihrer Lokomotive besser kennen lernen und 
weiden sich bemühen, sie besser in Ordnung zu halten. Bei geordnetem 
Betriebe ist unter sonst gleichen Verhältnissen der Reparaturstand bedeu- 
tend geringer als bei schleppendem Betrieb. 1 ) 

Zur Ermöglichung der schnellen Reparatur größerer Schäden an den 
Lokomotiven muß rechtzeitig an die Erweiterung bestehender und den Bau 
neuer Werkstätten gedacht werden, muß für die Heranbildung einer genü¬ 
genden Zahl geschulter Arbeits- und Aufsichtskräfte gesorgt werden. 

Bei Bemessung der Zahl der Lokomotiven muß an den stärksten Ver¬ 
kehr gedacht werden und ferner daran, daß zur Zeit des stärksten Verkehrs 
häufig schon früher Frost oder Schnee eintreten kann. Es muß ferner be- 
rücksichtigt werden, daß auch genug Rangierlokomotiven zu allen Zeiten 
grofier Verkehrsanspannung zur Verfügung stehen. Es wird dann nicht 
Ausbleiben, daß zu Zeiten geringeren Verkehrs ein Teil der Lokomotiven 
unbenutzt steht, doch wird dies für die gute Instandsetzung vorteilhaft sein. 

Große Aufmerksamkeit verdient die Frage der Wagenreparatur, damit 
vermieden wird, daß schadhafte Güterwagen die Gleise der Werkstätten- 
- bahnhöfe und der daran anschließenden Rangierbahnhöfe anfüllen oder daß 
wegen Uberfüllungen der Bahnhöfe Reparatur wagenztige über große 
Streiken befördert werden müssen. Deshalb muß die genügende Ausgestal¬ 
tung der Wagen Werkstätten mit allem Zubehör stets mit großer Aufmerk¬ 
samkeit verfolgt werden. (Anlagen für die Schnellreparatur siehe III A 1, 
8. 185.) 

B. Verwaltungsmaßnahmen. 

1. Die Zusammenstellung und Verarbeitung der von den verschiedenen 
Bisenbahnstellen eingehenden, unter II, 1 (S. 180) erörterten Betriebs- 
Meldungen, ferner die dauernde Überwachung des gesamten betrieblichen 
Aiheitens eines Bezirks kann bei Betriebserschwerungen nicht von den Büro- 
bäften der Direktionen im Nebenamt vorgenommen werden. Es ist hierzu 
•m Anschluß an das Betriebsbüro eine besondere, bei gespannter Betriebs- 
läge Tag- und Nacht besetzto Stelle erforderlich, die in Preußen 0 b e r - 

l ) Maßnahmen zur Verhütung von Lokomotivschädcn, Zeitung de» Verein* 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen 1918, S. 799. 
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zugleitung 1 ) genannt wird. Sie ist gewissermaßen das Auge des Be 
triebeleiters, sie muß dauernd über alle wichtigen Vorgänge im Bezirk und 
in den Nachbarbezirken unterrichtet sein, die dem Bezirk bevorstehenden 
größeren Verkehrsleistungen kennen. Sie hat den Dienststellen und Ämtern 
auf Anfrage Bat zu erteilen, sowie dem Betriebsleiter die Unterlagen für die 
Entscheidungen zu liefern, die er nach Abschnitt C oder D zu treffen hat. 
Durch die mit ihr verbundene Personal- und Lokomotivausgleichstelk- 
kann sie für eine gleichmäßige, den wechselnden Verkehrsverhältnissen ent¬ 
sprechende Beanspruchung der Bespannung bei allen Maschinenämtern 
sorgen. 

2. Mit Zunehmen der Schwierigkeiten im Zugverkehr, wenn die Betrieb? 
führung lediglich auf Grund der betrieblichen Vorschriften, nach dem Fahr¬ 
plan, den Diensteinteilungen und Rangiervorschriften nicht mehr gesichert 
erscheint, wenn die an einzelnen Punkten vorhandenen Unregelmäßigkeiten 
auf andere Stellen überzugreifen drohen, genügt'die Oberzugleitung fin¬ 
den ganzen Direktionsbezirk nicht mehr zur Aufrechterhaltung der Ordnung. 
Es müssen dann für kleinere gefährdete Betriebsbezirke örtliche Züg¬ 
le i tu n g e n *) eingerichtet werden. Die Zugleitungen haben sich über die 
Betriebslage auf allen Bahnhöfen und Strecken ihres Bezirks und über die 
allgemeine Lage bei den Nachbarzugleitungen dauernd unterrichtet zu halten. 
— Auf Grund dieser Kenntnis sind sie in der Lage, die planmäßige Durch¬ 
bringung der Züge zu fördern und Verstopfungen zu verhindern. Zu diesem 
Zweck müssen sie, soweit erforderlich, Züge zurückhalten, sie auflösen. 
zeitweise abstellen und wieder in Gang setzen, und unter Umständen inner¬ 
halb des von der Direktion bestimmten Umfangs umleiten. Durch die 
dauernde Beobachtung des Zuglaufs sind sie in der Lage, die beste wirt¬ 
schaftliche Ausnutzung der Zugbegleitpersonale, Packwagen und Lokomo¬ 
tiven zu erzielen. Für letzteren Zweck müssen alle wichtigeren Zugleitungen 
mit einem lokomotivtechnischen Beamten besetzt sein. 3 ' 

3. Bei schwieriger werdenden Betriebsverhältnissen tritt die Notwendig¬ 
keit einer Zusammenfassung der gesamten betrieblichen Tätigkeiten inner¬ 
halb der Eisenbahndirektionen gebieterisch hervor. Die Arbeiten der De¬ 
zernenten für die Betriebsleitung für den Fahrplan-, Lokomotiv- und 
Wagendienst müssen dann hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt der Ver¬ 
meidung betrieblicher Schwierigkeiten wahrgenommen werden. Hierzu ist 
erforderlich, daß einer der Betriebsleiter als Oberbetriebsleiter eine 
gewisse Befehlsgewalt über die übrigen Dezernate im Direktionsbezirk erhält; 

*) Dienstvorschrift für Zugleitungen s. E. N. Bl. 1918, S. 71. 

*) Dienstvorschrift fiir Zugleitungen s. E. N. Bl. 1918, S. 71. 

s ) Zugleitungen ohne einen solchen heißen in Preußen Hilfszugleitungen. 
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Es erscheint zweckmäßig, auch für gewöhnliche Betriebszeiten eine 
solche Anordnung beizubehalten, zum mindesten dürfte die jetzt in Preußen 
übliche örtliche Geschäftsverteilung zwischen den Betriebsleitern besser 
durch eine sachliche ersetzt werden, so daß der Oberbetriebsleiter den Ge- 
s&mtbetriebsdienst vom Standpunkt der Erzielung höchster Betriebsleistun¬ 
gen, ein zweiter Betriebsleiter den sogenannten kleinen Betriebsleitungs¬ 
dienst auszuführen hätte. Andernfalls bleibt wegen des umfangreichen klei¬ 
nen Dienstes dem ersten Betriebsleiter nicht überall genügend Zeit für die 
Bearbeitung der großen Fragen. 

4. Der über die Bezirke der Eisenbahndirektionen hinausgehende durch¬ 
gehende Zugverkehr verlangt, besonders in betriebeschwerer Zeit, eine 
scharfe Zusammenfassung und Beaufsichtigung des gesamten betrieblichen 
Zusammenarbeiten der Direktionen in der Zentralstelle, damit alle Direk¬ 
tionen wie ein einheitliches Netz arbeiten und Unebenheiten vermieden wer¬ 
den, die leicht an den Grenzen der Direktionen auftreten und Anlaß zu Be¬ 
triebschwierigkeiten geben. Es wäre erwünscht gewesen, wenn die B e - 
triebsabteilung der preußischen Zentralstelle schon vor 
dem 1. März 1917 gegründet worden wäre. Ihr Arbeiten hätte dann schon 
in den voraufgegangenen Kriegsjahren, die schwere betriebliche Krisen 
brachten, nutzbringend sein können. 

Unter der betrieblichen Zentralgewalt müssen für gewisse große Ver¬ 
kehrsgebiete, wie es das rheinisch-westfälische Industriegebiet mit seinen 
Abfuhrstrecken darstellt, nach Bedarf noch Generalbetriebs- 
t e i t u n g e n eingerichtet werden, denn es ergibt sich für solche Eteen- 
bahngebiete die Notwendigkeit zu so häufigen örtlichen Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Direktionen, daß eine ständige Geschäftsführung 
mit gewissen, sonst dem Ministerium zufallenden Befugnissen unerläßlich 
erscheint. 

Wenn auch durch die Errichtung der Betriebsabteilung in Berlin eine 
einheitliche Betriebsführung auf den preußischen Staatseisenbahnen zur Er¬ 
zielung höchster Leistungen erreicht war, so erschien es doch notwendig, 
diese einheitliche Leitung in gewissem Umfange auch auf die übrigen deut¬ 
scheu Bahnen auszudehnen, um auf allen Eisenbahnen Höchstleistungen mit 
dem geringsten Betriebsaufwand zu erzielen. 

Die Kriegsbetriebsleitung, in der Angehörige aller deutschen 
Staatsbahnen vertreten sind, hat gezeigt, wie man auch unter Beibehaltung 
der bestehenden Eigentumsverhältnisse im Wege der Vereinbarung Ersprieß¬ 
liches leisten kann. Noch bessere Erfolge hätten sich in Einzelfällen wohl 
erreichen lassen, wenn der Kriegsbetriebsleitung auch Anordnungsbefugnis 
zugestanden worden wäre, denn das Interesse des Ganzen kann es in Zeiten 
betrieblicher Not erfordern, daß im Gebiet des Einzelnen Maßnahmen auch 
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gegeu «einen Willen durchgeüihrt werden. Hoffentlich gelingt es. falls die 
Umwandlung der Staatseisenbahnen in Reichseisenbahnen nicht zustande 
kommen sollte, bei der Umbildung der Kriegsbetriebeleitung in eine 
Oberste Betriebsleitung des Friedens, ihr diese Befehlsgewalt 
zu sichern, denn erst dann kann man sagen, daß die zur Verhütung oder 
Beseitigung betrieblicher Schwierigkeiten notwendige Organisation voll¬ 
endet ist. 

5. a. Von ausschlaggebender Bedeutung für die Erzielung höchster 
Betriebsleistungen und für die Verhütung von Betriebschwierigkeit«! ist die 
Besetzung aller in Frage kommender Stellen mit gutem und aus¬ 
reichendem Personal. Dies gilt in erster Linie für alle Betriebs¬ 
dezernenten der Eisenbahndirektion, für die Vorstände der wichtigen Be¬ 
triebs- und Maschinenämter und die Vorsteher der großen Rangierbahnhöfe 
und der Betriebswerkstätten. Das dienstliche Interesse erfordert den Ersatz 
solcher Beamten, die sich ihrer Aufgabe nicht oder nicht mehr gewachsen 
zeigen, durch voll geeignete Kräfte. Diese Beamten dürfen nicht mit Er¬ 
ledigung minder wichtiger Bureauarbeiten belastet sein, damit eie genügend 
Zeit haben, sich um den Außendienst zu kümmern. Deshalb gebe man ihnen 
jede nur erdenkliche Hilfe für den kleinen Dienst. 1 ) 

Für verkehrstarke Zeiten muß auf großen Bahnhöfen außer dem Ober¬ 
vorsteher noch für Tag und Nacht je ein Vorsteher oder ihm gleichgestellter 
Beamter zur dauernden Beaufsichtigung des guten Arbeitens der einzelnen 
Aufsichtsbezirke vorhanden sein. Überaus wichtig ist auch die Besetzung 
der leitenden Beamten in den Oberzugleitungen und Zugleitungen mit nur 
tüchtigen Kräften, sonst kann es leicht dahin führen, daß die Zugleitungen 
durch ihr vieles Fernsprechen die Dienststellen belästigen, anstatt ihnen zu 
helfen. Auch die Beamten der Aufsichtsbezirke auf den großen Bahnhöfen 
und die Rangiermeister können durch ihre Tätigkeit viel niitzen oder 
schaden; sie müssen daher sorgfältig ausgesucht werden. 

Rechtzeitige Heranbildung eines genügenden Bestandes an Reserve¬ 
mannschaften bei stärkerem Verkehr für alle Betriebstellungen muß eine 
dauernde Pflicht der Direktionsmitglieder und Amtsvorstände sein, be¬ 
sonders auch für den Zugförderungsdienst. Damit die Zugleitungen, Ober¬ 
zugleitungen, Ämter und die größeren Dienststellen jederzeit über die zur 
Verfügung stehenden Reserven des Zugpersonals Klarheit haben, empfiehlt 
es sich, etwa alle vier Wochen Verzeichnisse über die bei den einzelnen 
Dienststellen des Direktionsbezirks vorhandenen Köpfe für den Zog führ er- 

x ) Die Reisetätigkeit der Beamten der Direktion und Ämter ist deshalb von 
größter Bedeutung, weil bei vielen sonst tüchtigen Beamten des Außendienstes, 
bis in die Kreise der Vorsteher hinauf, eine gewisse »Scheu vor Berichten an Vor¬ 
gesetzte Stellen besteht. 
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und Bremserdienst herauszugeben und sie allen in Fragte kommenden Stellen 
im Umdruck zuzuleiten. Diese Verzeichnisse enthalten zweckmäßig An¬ 
gaben über die Kopfzahlen, die für die Ausbildung überhaupt in Betracht 
kommen. Der Betriebsleiter kann dann übersehen, ob die Amtsvorstände 
ihrer Pflicht in der Ausbildung der Reserven nachkommen. 

b. Zur Erreichung einer guten Schulung des gesamten Betriebt 
Personals ist regelrechter Fortbildungsunterricht in den einschlägigen Be¬ 
stimmungen für die Betriebsicherheit und den Zugförderungsdienst überaus 
wichtig. Damit ein Erfolg im Unterricht erreicht wird, wende man die 
größte Sorgfalt bei der Auswahl der Lehrer an. Es ist nicht angängig; diese 
schwierige und zeitraubende Arbeit der Unterrichterteilung im Nebenamt 
einem Obervorsteher oder dem Vorsteher eines großen Bahnhofs zuzumuten. 
Für größere Dienststellen mit mehreren hundert Köpfen ist ein Lehrer an¬ 
zustellen, der den Unterricht im Hauptamt erteilt. Damit er mit dem prak¬ 
tischen Betriebsleben dauernd in Verbindung bleibt, ist er mindestens einen 
Tag jeder Woche im Außendienst zu beschäftigen. Der Unterricht muß 
unterstützt werden durch die dauernde Überwachung durch alle Vorge¬ 
setzte beim praktischen Dienst Nur wenn jeder Verstoß gegen Betrieb¬ 
sicherheitsvorschriften sofort gerügt wird, wird man ein gut geschultes Per¬ 
sonal heranbilden, das in der Lage ist, die höchsten Betriebsleistungen zu 
erreichen. 

c. Die Betriebsbediensteten müssen nicht nur gut geschult, sondern 
sie müssen auch friedfertig sein. Die leider leicht eintretenden Reibungen 
zwischen einzelnen Beamtenklassen, besonders zwischen denen der Station 
und der Betriebswerkstatt, müssen durch richtige Auswahl der leitenden Be¬ 
amten, der Bahnhofs- und Werkstättenvorsteher unbedingt verhindert wer¬ 
den. Die Vorstände der Betriebs- und Maschinenämter müssen in allen 
Dingen volle Objektivität zeigen und tatkräftig für Ausgleich beginnender 
Gegensätzlichkeit arbeiten. Anstatt aus Empfindlichkeit der anderen Be¬ 
amtenklasse Einblicke in den eigenen Geschäftsbereich zu verwehren, gebe 
xpan gerade häufig Gelegenheit dazu; so mancher sonst aus Unkenntnis Uber 
das Geschäft des anderen erhobene Vorwurf wird dann unterbleiben. 

d. Die vielen Unpünktlichkeiten des Zugverkehrs bei Betriebschwierig¬ 
keiten machen es notwendig, daß die Bediensteten, besonders die des Zug¬ 
dienstes sehr scharf in Anspruch genommen werden. Beim besten Willen 
lassen sich die vorgeschriebenen Dienstdauerzeiten nicht immer innehalten, 
sie werden zum Teil erheblich überschritten. Da kommt es darauf an, das 
hart mitgenommene Personal bei Kräften und guter Laune zu erhalten. 
Man kräftige es in verwaltungseitigen Kantinen, Kaffeeküchen und der¬ 
gleichen, lasse es ausruhen in bequemen und ruhigen Ubemachtungs- 

Archiv für KUtnb&hnweaen. 1010. 14 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



196 


Über Betriebäch Widrigkeiten. 


gebäuden und entschädige es reichlich durch Zulagen zu den Neben- 
gebühren. Man treffe bei Zeiten alle Vorbereitungen für solche Wohl- 
fahrtseinrichtungen, damit sie im Falle der Not sofort in Benutzung ge¬ 
nommen werden können. 

& Der schnellen Durchführung betrieblicher oder baulicher Abwehr- 
Aaßnahmen stehen häufig verwaltungstechnische Bestimmungen entgegen, 
die in gewöhnlichen Verkehrszeiten für eine sparsame Verwendung der 
Mittel und zur Vermeidung unnützer Ausgaben durchaus nötig, aber in 
Zeiten der Betriebsnot störend sind. 

Man ermächtige daher Amtsvorstände und Vorsteher in solchen Zeiten 
ein für allemal zu größerer Selbständigkeit und befreie sie vom bürokrati¬ 
schen Zwang, insebondere bei Vermehrung der Rangierer, der Rangier¬ 
lokomotiven, bei Ausführung kleinerer baulicher und maschineller Ergän¬ 
zungen, und begnüge sich mit der Anzeigepflicht. Man vermehrt dadurch 
die Dienstfreudigkeit und dient der schnellen Beseitigung von Betrieb- 
schwierigkeiten. Unbedingt nötig ist in solchen Fällen aber die Über¬ 
wachung durch die Vorgesetzten Stellen, damit bei Fortfall der Voraus¬ 
setzungen die Ersatzkräfte wieder zurückgezogen werden. 

C. Betriebsmaßnahmen. 

1. Die wichtigste Grundlage für den ordnungsmäßigen Betrieb ist 
der Personenzugfahrplan. Er ist gewissermaßen das Knochen¬ 
gerüst der gesamten Betriebsführung. Er muß wahr sein, damit er auch 
innegehalten werden kann. Dazu gehören richtige Fahrzeiten, ausreichende 
Aufenthalte, genügende Spannung zwischen Grund- und Höchstgeschwin¬ 
digkeit, damit der ganze Fahrplan nicht durch ein paar Langsamfahr¬ 
signale, mit denen man stets auf längeren Strecken zu rechnen hat, über 
den Haufen geworfen wird. Eine Spannung von 5 km bei Grundge¬ 
schwindigkeiten von 80 bis 90 km ist natürlich zu wenig. Bel geringer 
Spannung liegt die große Gefahr vor, daß di^Lokomotivführer zum 
Überschreiten der Höchstgeschwindigkeit verleitet werden. Bei An¬ 
schlußstationen ist auf ausreichende Übergangsaufenthalte zu achten. 
Nicht die Sucht, möglichst viel Anschlüsse auf dem Papier zu erreichen, 
sondern die Überzeugung, daß der Fahrplan draußen im Betrieb inne¬ 
gehalten werden kann, muß der maßgebende Gesichtspunkt sein. Bei 
ausreichenden Übergängen wird das Verzeichnis der Wartezeiten, das 
Jetzt erschreckend groß ist, einen erträglichen Umfang annehmen. 

Überaus wichtig ist die richtige Zeitlage der Züge auf den Bahn¬ 
höfen. Bei der Einfahrt und Ausfahrt von Zügen, die annähernd zu 
gleicher Zeit verkehren, ist genau zu prüfen, ob die gewählten Zeiten 
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nach den Stellwerksanlagen überhaupt möglich sind, bei Zwischen¬ 
stationen ist bei Fehlen von Bahnsteigtunneln daran zu denken, ob die 
Furcht, einen Unfall zu verschulden, den Fahrdienstleiter nicht zu einem 
gewohnheitsmäßigen Stellen eines Zuges vor dem Einfahrsignal führen 
wird, denn die Bestimmungen des § 26 der F. V. erfordern viel Geschick¬ 
lichkeit Die Aufstellung des Personenzugfahrplans muß so zeitig ab¬ 
geschlossen sein, daß der Güterzugfahrplan bis zum Fahrplanwechsel 
fertiggestellt werden- kann. Unter rechtzeitiger Fertigstellung ist eu 
verstehen, daß alle Fahrpläne und Fahrplanbehelfe 3 Tage vor dem 
Inkrafttreten auch in den Händen des Zugpersonals sind. Nach Fertig¬ 
stellung des Personenfahrplans dürfen keine Änderungen mehr vorge- 
nommen werden. Diese sollen unbedingt bis zum nächsten Fahrplan¬ 
wechsel zurückgestellt werden. Der Notwendigkeit dieser Forderung muß 
«ch auch die Zentralstelle, die in Personenzugfahrplanangelegenheiten die 
Entscheidung hat, unterordnen. 

Für den Güterzugfahrplan gelten die gleichen allgemeinen 
. Grundsätze für die Bemessung ausreichender Fahrzeiten und Aufenthalte, 
wenn auch hier für die Aufenthalte auf Zwischenstationen große Schwierig¬ 
keiten bestehen, da der Verkehr stark schwankt Die Bestimmung in 
§ 24 der F. V., wonach Güterzüge 10 Minuten vor Plan abfahren dürfen, 
gewährt eine Erleichterung. Bei Nahgüterzügen, deren Aufenthalte 
beim Herbstverkehr bedeutend* größer als bei gewöhnlichem Verkehr 
sind, muß für gewisse Strecken ein Fahrplan a oder sogar b aufgestellt 
werden, wenn der größere Verkehr längere Zeit andauert. Besondere 
Aufmerksamkeit ist dem Plan der Stückgüterzüge zu widmen, da diese 
Züge vielfach wechselnden Verkehr auf weisen. Betriebsaufenthalte 
dürfen nie zu Verkehrsaufenthalten werden. Nur das Einsetzen von 
Wagen muß gestattet sein, falls tatsächlich keine Aufenthaltsüberschrei¬ 
tung eintritt Das Einsetzen von Wagen nach Stationen, für die ein 
Betriebsaufenthalt vorgesehen ist, darf unter keinen Umständen ge¬ 
stattet werden. Auf die richtige Zeitlage in den Bahnhöfen muß größter 
Wert gelegt werden. Durch Verschiebung eines Zuges um mehrere 
Stunden lassen sich häufig unangenehme Schwierigkeiten auf einem 
R&ngierbahnhof beseitigen. Bedarfshalte auf stark besetzten Strecken 
müssen eine seltene Ausnahme bleiben. Entschließt man sich dazu, 
einzelne solche Halte zuzulassen, so muß man nach wöchentlichen Mel¬ 
dungen feststellen, wie oft sie benutzt werden, um danach den Fahrplan 
baldigst ändern zu können. 

Neben einem richtigen Fahrplan ist eine gute Regelung der Be¬ 
spannung von höchster Wichtigkeit für die pünktliche Durchführung der 
Gtiterzüge. Trotz aller üblen Erfahrungen wird die Wendezeit immer 
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wieder zu kurz bemessen, so daß . die Diensteinteilung für Loko¬ 
motiven- und Zugbegleitpersonal schon bei nicht erheblichen Ver¬ 
spätungen zerstört wird. Um gute Einteilungen zu erhalten, bilde man 
eine genügende Zahl von Bürokräften in diesem schwierigen Dienst¬ 
zweige aus, damit die mühevolle Arbeit, bei der viel versucht werden 
muß und die in verhältnismäßig kurzer Zeit herzustellen ist, auf mehrere 
Schultern verteilt werden kann. Bei solcher Anordnung wird man es 
auch erreichen, daß alle Fahrdiensteinteilungen vbr Inkrafttreten mit den 
Vertrauensleuten der Personale durchgesprochen und gewünschte Ände¬ 
rungen berücksichtigt werden können. 

2. Die Zusammenstellung der Züge erfordert dauernd die 
größte Aufmerksamkeit. Bei Personenzügen ist auf möglichste Einfachheit 
im Zugbildungsplan zu halten. Kurswagen, die auf Anschlußstationen mit 
meist geringem Aufenthalt ab- oder angesetzt werden, sind rücksichtslos 
zu beseitigen. Zu rechtfertigen wären nur Wagen nach großen Bade¬ 
orten, um Kranken das lästige Umsteigen zu ersparen. 

Bei der Bildung der Güterzüge muß an der Einfachheit der Zug¬ 
bildung als oberstem Grundsatz festgehalten werden, d. h. es muß ver¬ 
sucht werden, einen Wagen mit möglichst wenig Bangieraufenthalten 
von der Abgangsstation nach der Zielstation zu befördern, denn jede Um¬ 
stellung, ganz gleich, ob auf einem Auflösebahnhof oder einer Zwischen¬ 
rangierstation, erfordert Arbeit und Wagenstillstand. Der normale Lauf 
des Wagens geht z. B. von einer Nebenbahnstation im Nahgüterzug nach 
der Hauptbahnanschlußstation, Von dieser im Durchgangsgüterzug nach 
einem großen Bangierbahnhof, auf dem der Wagen in einen Fernzug 
eingestellt wird. Von dem Auflösungsbahnhof gelangt der Wagen in 
umgekehrter Beihenfolge zum Empfangsbahnhof. Mit Bücksicht auf dlie 
großen Vorzüge der geschlossenen Züge — Fernzüge — sowohl in 
Bezug auf Schnelligkeit der Beförderung als auch Erleichterung des Be¬ 
triebs, ist ihre Bildung auf das tatkräftigste zu fördern. Jeder Wagen 
ist sobald als möglich in den Fernzug zu bringen und solange als mög¬ 
lich in ihm zu belassen. Dieses Bestreben darf aber nicht dahin führen, 
den Lauf des Femzuges in Bücksicht auf die Beförderung vereinzelter 
Wagen zu verschlechtern. Man muß die Nerven haben, einen Wagen 
auch einmal mehrere Stunden stehen sejien zu können, und darf nicht 
unruhig werden, wenn auf einem Bahnhof mit fertigen Wagen Züge, ohne 
zu halten, durchfahren. Man muß weniger an die Besserung des Laufs 
des einzelnen Wagens als an den besseren Umlauf des Wagenparks des 
ganzen Netzes denken. Dieser Gesamtwagenlauf ist am besten, wenn 
der Betrieb am besten ist, und der Betrieb ist am besten, wenn er sich 
pünktlich abwickelt. Zur richtigen Abschätzung der Zahl der Fern-, 
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Durchgangs- und Nahgüterzüge, besonders der Notwendigkeit der Bil¬ 
dung der Fernzüge (geschlossene Züge) sind zeitweise Aufschreibungen 
über die Zahl der auf den Hauptbahnhöfen eines Netzes für die verschie¬ 
denen Richtungen aufkommenden Wagen unerläßlich. Sie sind auf den 
preußischen Staatsbahnen seit etwa einem Jahre allgemein angeordnet. 
( Mit Hilfe dieser Auf Schreibungen, die möglichst in regelmäßigen Zeit¬ 
räumen bewerkstelligt, aber nach Bedarf ergänzt werden müssen, und 
auf Grund der daraufhin vorzunehmenden genauen Durchsichten der 
Papiere wird man meist in der Lage sein, die zur Entlastung kranker 
Strecken oder Bahnhöfe erforderlichen Änderungen der Zugbildung ein,- 
zuführen. In allen Fällen wird die dem Wagenaufkommen entsprechende 
Zugbildung, insbesondere Bildung der Ferngüterzüge, nicht möglich sein, 
weil die Gleisanlagen, insbesondere der Mangel an Gruppengleisen auf 
manchen Bahnhöfen depo entgegenstehen. 

3. Die besten betrieblichen Grundlagen, ein richtiger Fahrplan 
and richtige Beförderungsvorschriften, gewährleisten natürlich noch 
keine gute Betriebsführung, wenn nicht dafür gesorgt wird, daß Ord¬ 
nung und Pünktlichkeit im Zugverkehr aufrecht er¬ 
halten bleibt. Hier ist ständige Beaufsichtigung und dauernde Ver¬ 
folgung aller vorkommenden Fehler notwendig. Richtige Vormeldung 
der Verspätungen, sorgfältige Verfolgung der Fahrberichte, häufige 
Begleitung der Züge durch Kontrollöre, dauernde Beaufsichtigung der 
Zugabfertigung auf den Bahnhöfen durch die Vorsteher muß gefordert 
werden. 

Bei richtiger Ausnutzung der Verspätungsmeldungen wird er¬ 
reicht, daß die Lokomotiven und Zugbegleitpersonals nicht nutzlos 
bereitgehalten werden. Es wird nicht nur sparsamer mit Lokomotivkraft 
gewirtschaftet, sondern das Personal wird auch weniger leicht mißmutig. 

Das kostbare Material, das die Fahrberichte enthalten, wird nicht 
von allen Stellen gehörig ausgenutzt. Besonders über den Lauf der 
Güterzüge fehlt vielfach die Übersicht. Für die preußischen Staats¬ 
bahnen sind seit einiger Zeit Übersichten über die Verspätung der Güter¬ 
züge allgemein eingeführt worden, die sich zweifellos bewähren werden. 1 ) 

Bei Unregelmäßigkeiten im Zugverkehr ist dauernde Verständi¬ 
gung der Stationen untereinander über den Lauf der Züge notwendig. 
Nur so kann erreicht werden, daß beim Zurückhalten oder Vorlassen von 
Güterzügen vor schneller fahrenden Zügen alle Lücken des Fahrplans 
richtig ausgenutzt werden und damit die Höchstzahl von Zügen auf der 
Strecke durchgebracht wird. 

l ) Elaenbahn-Nachrichtenblatt 1918, S. 54. 
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4. Die inneren Schwierigkeiten, die auf einzelnen 
Bahnhöfen den Betrieb erschweren und die den Bahnhof geradezu als 
einen Pfropfen im flüssigen Lauf des Zugverkehrs einer Strecke er¬ 
scheinen lassen, werden nicht immer zu beseitigen sein, da diese 
Schwierigkeiten häufig in der unzulänglichen Ausgestaltung des 
Bahnhofes liegen. Der Eckverkehr wird, wenigstens zum Teil,« 
durch andere Zugbildung, wenn auch mit vermehrter Betriebs¬ 
leistung, zu beseitigen oder zu verringern sein. Störender Loko- 
motiv- und Personalwechsel kann durch Änderung der Dienst¬ 
einteilungen, indem ein Teil der Lokomotiven auf weitere Ent¬ 
fernungen durchfährt, und auch durch Anordnung einer Notwechsel- 
etation ausgeschaltet werden. Da, wo der Pfropfen entsteht oder wo er 
dadurch verstärkt wird, daß der Bahnhof Einbruchstelle für Leerwagen¬ 
züge oder Dienstkohlen ist, wird sich Besserung durch andere Verteilung 
der Wagen oder der Dienstkohlen schaffen lassen, wobei nutzlose Läufe 
bis zu gewissem Grade in Kauf genommen werden müssen. Auch wenn 
an dieser oder jener Stelle besondere Beamte für die Durchführung dieser 
Maßnahmen notwendig werden sollten, darf ihre Einstellung nicht 
unterlassen werden. Zuweilen hat man eine größere Anzahl von 
Gleisen für den Rangierverkehr dadurch gewonnen, daß inan den Bahn¬ 
hof von den dort für stärkeren Verkehr aufgestellten Personen- oder 
sonstigen Bereitschaftswagen befreite. 

Durch Mehreinstellung von Rangierlokomotiven lassen sich die 
inneren Schwierigkeiten oft verringern. Wenn auf einem Bahnhof die 
Rangierlokomotive z. B. umständliche Wege zurückzulegen hat, um von 
einem fertig abgedrückten hinter den nächsten zu drückenden Zug 
zu gelangen, so wird durch Einstellung einer weiteren Lokomotive viel 
genutzt, die sofort zu drücken anfängt, wenn die erste das Abdrücken 
beendet hat. Zeitverluste im Abdrücken, die beim Waseernehmen der 
einen Lokomotive eintreten, werden dann ebenfalls vermieden. 

Dio richtige Benutzung der Gruppengleise erfordert dauernd die 
angespannteste Aufmerksamkeit. Es ist hierbei zuweilen vorteilhaft, 
Wagen verschiedener Bestimmung zunächst zusammenlaufen zu lassen, 
um ein Gleis zu gewinnen. Die Trennung muß dann später vorgenommen 
werden, aber sie fällt vielleicht in eine Zeit, wo die Mehrarbeit nicht ins 
Gewicht fällt. 

5. Der gebräuchlichste Fall der betrieblichen Hilfe für einen not- 
leidenden Bahnhof besteht darin, daß man gewisse hierfür geeignete 
Züge auf Vosstationen oder ohne Rücksicht auf Rückläufe auf hinter¬ 
liegenden benachbarten Bahnhöfen ausrangiert. Wenn auch 
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dieses Verfahren häufig teurer und zuweilen nicht ungefährlich ist, weil 
Hauptgleise gekreuzt oder benutzt werden müssen, weil der meist unzu¬ 
reichende Bahnhof für derartige Leistungen gamicht eingerichtet ist, so 
ist das Mittel doch meist sofort anwendbar. Sobald das Verfahren einige 
Zeit andauert, muß der Fahrplan zur Schaffung des Rangieraufeuthaltes 
abgeändert werden, und ebenso müssen die Rangieraufgaben festge¬ 
legt werden. 

i 

6. Ein gutes Mittel zur Beseitigung oder Verringerung betrieb¬ 
licher Schwierigkeiten besteht in anderer Regelung des Eisen¬ 
bahndienstverkehrs. Soweit Bahnhöfe in Frage kommen, kann auf 
III C 4 S. 199 verwiesen werden. Eine Entlastung der Strecken wird bis¬ 
weilen durch Verlegung der Probefahrten für Lokomotiven und Wagen auf 
andere Strecken zu erreichen sein. Auch der zeitweise Ausfall von Arbeits- 
zttgen wird in Frage kommen. Größte Sorgfalt ist bei Verteilung der 
Leerwagen, die auf größere Entfernungen befördert werden müssen, an¬ 
zuwenden. Da die Beförderung größerer Mengen von leeren Wagen die 
ganze Betriebsführung stark beeinflußt, so muß die Verteilende Stelle 
(Zentralamt) über die Betriebslage in allen Bezirken unterrichtet sein, 
um die Verteilung von der Betriebslage abhängig zu machen oder die 
Zustimmung zu ihrer Durchführung von der zuständigen Stelle erwirken 
zu können. Die die Beförderung ausführenden Direktionen müssen 
durch die verteilende Stelle über die Verfügungen größeren Umfangs 
unterrichtet werden. Sie sollen den Lauf der in Frage kommenden Züge 
verfolgen, damit sie bei Störungen rechtzeitig andere Wege wählen, 
unter Umständen Züge, die nicht vorwärts kommen, auflösen und die 
Wagen im Bezirk verwenden. Es versteht sich von selbst, daß auch 
innerhalb der Direktionebezirke das engste Einvernehmen zwischen Be¬ 
triebsleiter und Güterzugfahrplandezernenten (Oberzugleitung) und der 
Wagenverteilung herrschen muß, daß die zuständigen Betriebs¬ 
dezernenten vor wichtigen Verteilungen vorher gehört werden müssen 
und von allen übrigen sofort Kenntnis erhalten. 

7. Die gegen Wochenende erfahrungsmäßig immer vergrößerten 
Rückstände in der Abbeförderung der Wagen können bei zweck- 
müßiger* Handhabung der Sonntagsruhe im Güter¬ 
verkehr in der Regel beseitigt werden. Man sollte daher, so 
bedauerlich es für die Güterzugpersonale auch ist, nicht mit der 
Aufhebung der vollen Ruhe zögern, wenn die Betriebslage es 
erfordert. Natürlich müssen die zu fahrenden Züge sorgfältig 
nosgesucht werden, damit nicht etwa Montags ein Teil der Züge 
ohne Belastung fährt. Vorteilhaft wird es sein, planmäßig bei durch- 
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brochener Ruhe möglichst wenig Züge vorzusehen, damit am Tage nacb 
Sonn- oder Feiertagen das Fahren nicht ausgelasteter Züge vermieden 
wird. Dafür sollten lieber einige Bedarfszüge mehr gefaben werden, 
falls es erforderlich ist. 1 ) 

8. Da, wo die bisher behandelten betrieblichen Mittel zur Flüssig¬ 
haltung des Betriebes, zur Verhütung von Verstopfungen nicht ans¬ 
reichen, müssen schärfere Maßnahmen ergriffen werden. Man muß für 
möglichst umgehende Fortnahme der Züge sorgen, die auf einem Bahn¬ 
hof oder einer Strecke nicht mehr bewältigt werden können. Diese 
müssen über andere Strecken umgeleitet werden. Bei Unfällen oder 
sonstwie unerwartet auftretenden Behinderungen wird man sich mit der 
üblichen telegraphischen Vormeldung der einzelnen Züge begnügen und 
sie ohne weitere Vorbereitungen auf die neuen Strecken schicken. So¬ 
bald sich aber übersehen läßt, daß die Umleitung einige Zeit dauern wird, 
müssen in einer Besprechung der beteiligten Direktionen die Fahrpläne, 
die Rangieraufgaben sowie die Diensteinteilung für Lokomotiven und 
Personale festgesetzt werden. Wenn irgend möglich, muß hierbei auch 
für die Umleitung von Gegenzügen gesorgt werden, damit nicht unwirt¬ 
schaftlich gearbeitet wird. Es wird vorteilhaft sein, wenn man bei stark 
/ mit Zügen belegten Strecken für derartige Zwecke außer den planmäßig 
verkehrenden Zügen nicht nur „einige“ Bedarfszüge vorsieht, sondern 
wenn man bis zur vollen Füllung des Fahrplannetzes alle Bedarfszüge 
vorsieht, die überhaupt möglich sind. Um der Möglichkeit der betrieb¬ 
lichen Durchführung Rechnung zu tragen, könnte man die Nummern der 
Züge, die Schwierigkeiten auf Bahnhöfen hervorrufen, die nur 
im Notfall belegt werden dürfen, mit einem Stern oder dergl. bezeichnen. 

Umleitungen haben im allgemeinen den Nachteil, daß sie mehr 
Lokomotiven und Personale als der Stammweg verbrauchen, und das 
gerade zu einer Zeit, wo sowieso Mangel an Lokomotiven besteht, wo 
der Lokomotivmangel zuweilen sogar einzige Ursache der Schwierig¬ 
keiten sein kann. Theoretisch ist bei der Umleitung der Lokomotiwer- 
brauch wohl größer als bei Benutzung des geraden Weges. Gleichwohl 
ist die Umleitung häufig vorteilhaft, da der Lokomotivbedarf in Wirk¬ 
lichkeit sich vielleicht doch nicht höher stellt. Erreicht man z. B. 
durch Umleitung von 4 Zugpaaren, daß der Betrieb auf einer Strecke 
annähernd flüssig bleibt und die Verspätungen von 30 Güterzügen mit 
Gegenzügen um durchschnittlich 2 Stunden herabgehen, so kann der Um¬ 
leitungsweg 6 Lokomotiven mehr verbrauchen, denn diese werden auf 
der Stammstrecke gespart 

*) Vgl. 'Eiaenbahn-Nachrichteublatt 1918, S. 94. 
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9. Wenn Umleitungen nicht zum Ziele führen, weil ein Dm* 

leitungsweg nicht zur Verfügung steht oder weil er schon überlastet ist, 
so müssen, besonders bei Unfällen und plötzlich auftretenden Entlade¬ 
schwierigkeiten Rückhaltsperren — Betriebsperren — ausge¬ 
sprochen werden. Wenn die Sperre nur wegen Unfahrbarkeit einer Un¬ 
fallstelle oder wegen Uberfüllung einer Entladestelle nötig wird, wobei 
also die nicht für die überlastete Stelle bestimmten Wagen weiter befördert 
werden können, so müssen die letzteren schleunigst ausrangiert und auf 
freien Wegen ihrem Ziele zugeführt werden. Sehr wichtig ist es. die 
Aufstellung der Züge oder Wagen bei Rückhaltsperren so vorzunehmen, 
daß sie die Bahnhöfe in ihrer Arbeitsfähigkeit nicht beeinträchtigen. 
Rückwärtsbewegungen, um die Züge beiseite zu setzen, dürfen deshalb 
nicht gescheut werden. Die Rückhaltsperre ist nur gerechtfertigt bei 
plötzlich auftretenden Schwierigkeiten. Sobald sich übersehen läßt, daß 
die Schwierigkeiten anhalten, darf man sich unter keinen Umständen mit 
der Rückhaltsperre begnügen, sondern muß schleunigst dafür sorgen, 
daß eine weitere Annahme von Sendungen nach den gefährdeten Gebieten 
unterbleibt (siehe III D 5 S. 208. , 

10. Wenn die bisher betrachteten Mittel nicht genügen, um Ordnung zu 
schaffen, und auch die unter IIID zu betrachtenden Verkehrsmaßnahmen 
nicht ausreichen, um wieder geregelte Betriebsverhältnisse zu schaffen, so 
muß man zur Einschränkung des Zugverkehrs 
schreiten. Um fehlende Lokomotiven und Personale zu gewinnen 
oder um stark belastete Strecken zu entlasten, kommt in erster 
Linie der Ausfall von Nahgüterzügen in Frage. Er hat meist 
die geringste Störung des Wirtschaftslebens im Gefolge. Durch 
Verteilung der Wagen auf ändere Züge wird die Beförderung nur 
etwas verschlechtert, der Wagenumlauf verlangsamt, aber vielleicht keine 
erhebliche sonstige Störung verursacht. Empfindlicher greift schon der 
weiter in Frage kommende Ausfall von Personenzügen in das Wirt- 
«chaftsleben ein. Sehr sorgfältig muß auf die Diensteinteilung Rück¬ 
sicht genommen werden, damit der Zweck, Lokomotiven zu gewinnen, 
auch wirklich erreicht wird. Es empfiehlt sich, vorbereitende Pläne für 
den Ausfall auszuarbeiten. 

Wenn dann notgedrungen auch Personenzüge ausfallen müssen, so 
wird auch die in § 5 der F. V. festgesetzte Vorrangsbestimmung nachzu¬ 
prüfen, und unter Umständen leerfahrenden Lokomotiven der Vorrang 
vor Güter- und unter Umständen auch Personenzügen zu geben sein. 

11. Die Schwierigkeiten der Kriegsverhältnisse haben zu Zu¬ 
ständen geführt, die in der Geschichte des Eisenbahnwesens bisher un- 
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erhört waren und die einem völligen Zusammenbruch des Betriebes be¬ 
denklich nahe kommen. Zur Abstellung von rund 110000 Wagen, die 
in den letzten Monaten in Preußen wegen fehlender Zugkraft, wegen 
geringen Verkehrs oder wegen Reparaturbedürftigkeit Überzählig waren 
oder nicht befördert werden konnten, genügten die vorhandenen Neben¬ 
gleise bei weitem nicht. Man war gezwungen, um die für die Auf¬ 
stellung dieser Wagenmassen nötigen rund 1100 km Gleise zu schaffen, 
verschiedene Nebenbahnen und das eine Gleis von weniger be¬ 
fahrenen zweigleisigen Hauptbahnen außer Betrieb zu setzen. 
600 km Aufstellgleise wurden auf diese Weise geschaffen. 


D. Ve r k e h r s m a ß n a h m e n. 

♦ 

Alle vorher besprochenen baulichen, Verwaltungs- und Betriebs¬ 
maßnahmen können unwirksam gemacht werden, wenn sie nicht ver¬ 
ständnisvolle Unterstützung durch Verkehrsmaßnahmen erfahren. In 
gewissen Fällen kann überhaupt nur durch Verkehrsmaßnahmen, d. h. 
Beseitigung des hindernden Verkehrs, Abhilfe geschaffen werden. 

1. Zur Erzielung einer schnelleren Räumung der Ladegleise und 
damit der Betriebsgleise in unausgesetzter Druck auf die Empfänger zu 
besserer Entladung nötig. Im Frieden hat Verkürzung der Lade¬ 
fristen und starke Erhöhung der Wagenstandgelder meist genügend ge¬ 
wirkt Im Kriege, wo der Geldwert stark sank und die Unternehmer 
z. T. Riesenverdienste erzielten, konnte auch durch erhöhte und rück¬ 
sichtslose Einziehung der Standgelder die nötige Wirkung nicht erzielt 
werden. Die Eisenbahn übernahm an vielen Stellen selbst das Abfuhr¬ 
geschäft Sie versuchte auch, die Benutzung der elektrischen Straßen¬ 
bahn zur Abfuhr der mit der Bahn angekommenen Güter zu ermöglichen. 
Doch konnte dies mit Erfolg nur bei Postsendungen geschehen. 
Die weitere Durchbildung dieser Lösung ist noch im Gange. Die Bei¬ 
behaltung des Rollgeschäfts durch die Eisenbahn scheint nicht in Aus¬ 
sicht zu stehen. 

In großen Städten mit mehreren Bahnhöfen müssen bei Über¬ 
füllung eines Bahnhofes unter Umständen andere Bahnhöfe zur Lade¬ 
rechtstellung der zu entladenden Wagen herangezogen werden. 

2. Die Wichtigkeit der Leitungsvorschriften für die Ab¬ 
wicklung des Betriebes ist erst in neuerer Zeit scharf in den Vorder¬ 
grund getreten, seitdem sich der Verkehr stark gesteigert hatte und da¬ 
mit auch Bahnhöfe und Strecken überflutete, die früher nur geringeren 
Verkehr hatten. Es muß gefordert werden, daß der Betriebsleiter (oder 
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der Güterzugfahrplandezernent) entscheidend auf Gestaltung und Weiter¬ 
bildung der Leitungsvorschriften einwirkt. 

Die Vorschriften müssen in erster Linie sachlich richtig sein, d. h. 
sie müssen den günstigsten Beförderungsweg vorschreiben, der — man 
denke an Steigungstrecken — nicht immer der kürzeste zu sein braucht. 
Der günstigste Leitungsweg berücksichtigt nicht nur die Kosten der 
Beförderung, sondern auch die betriebliche Eigenart der berührten 
Strecken und Bahnhöfe, ferner die Art des Verkehrs in der Gegenrich¬ 
tung, denn es muß erreicht werden, daß auf jeder Strecke möglichst 
gleichviel Züge in beiden Richtungen verkehren. Hierbei ist zunächst 
nur der Fall eines einem Staate gehörenden Eisenbahnnetzes betrachtet. 
Bei Netzen, die verschiedenen Staaten gehören, spielen selbstverständ¬ 
lich Gesichtspunkte des Wettbewerbs eine wichtige Rolle, die die Rück¬ 
sichten auf günstige Betriebsführung bis zu einem gewissen Grade 
rarücktreten lassen. 

Dem Betriebsleiter obliegt die Pflicht der dauernden Beobachtung 
der Verkehrsbewegung vom Standpunkte der betrieblichen Durch¬ 
führung, damit er rechtzeitig eingreifen kann. Wenn z. B. (vgl. die 
ädzze) als Leitungsweg aus den Verkehrsgebieten Vi und V* nach dem 





Gebiet Vs der Weg über’ Strecke C als günstigste Strecke gewählt ist, 
der Betriebsleiter aber erkennt, daß der Verkehr über C Betriebs¬ 
schwierigkeiten hervorruft, so wird er veranlassen, daß der ganze Ver¬ 
kehr V» + V» über E oder D geleitet wird, oder etwa Vi über E und 
Vs über D. Man muß selbstverständlich vor solcher Änderung der 
Leitungsvorschriften feststellen, ob es sich um eine vorübergehende An- 
eohwellung oder eine länger bleibende Verkehrsvermehrung handelt 
In ersterem Falle wird man versuchen, mit Umleitung von Zügen aus- 
sukonunen, weil sie schneller wirkt als die umständliche, viel Arbeit ver¬ 
ursachende Änderung der Leitungsvorschriften. 

In formeller Beziehung müssen die Leitungsvorschriften so sein, 
daE eine leichte und zuverlässige Übertragung auf Frachtbrief und Be¬ 
klebezettel gesichert ist. Die Beklebezettel, nach denen die Rangierer 
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bej Ablaufbergen und auch bei andrer Art des Rangierens allein arbeiten, 
müssen alle Umstellstationen enthalten, aber auch nur diese, -nicht dar 
gegen noch verschiedene andere Stationen, an denen der Zug zufällig 
vorbeifährt. Man kann sich nicht damit behelfen, daß man nur die 

t 

großen Rangierstationen angibt und es dem Rangierer überläßt, die 
fehlenden aus Stationsverzeichnissen zusammenzusuchen. Das er¬ 
schwert den Rangierdienst viel zu sehr. Da unter Umständen ziemlich 
viele Bahnhöfe genannt werden müssen, wird es zweckmäßig sein, die 
größeren Bahnhöfe, zwischen denen Fernzüge verkehren, zu unter¬ 
streichen. Vor allem muß dafür gesorgt werden, daß die Beklebezettel 
einheitlich eingerichtet werden. Es erschwert den Dienst des Rangierers, 
wenn er die für seinen Dienst nötigen Angaben nicht genau an derselben 
Stelle im Zettel findet Daß die Betriebsschwierigkeiten arg vermehrt 
werden' durch unleserliche (Kriegskleister!), falsch ausgestellte oder 
verloren gegangene Zettel, braucht nicht hervorgehoben zu werden. Des¬ 
halb muß durch den Vorsteher der Güterabfertigung durch Stichproben 
dauernd überwacht werden, ob die Leitungsvorschriften berichtigt sind, 
ebenso die danach hergestellten Stationsbehelfe, und ob die Übertragung 
auf den Frachtbrief und vor allem auf die Beklebezettel sorgfältig vor¬ 
genommen wird. 

Wenn d‘e Zettel nur die Umstellstationen, enthalten sollen, so 
müssen selbstverständlich die Leitungsvorschriften der vorhandenen 
Zugbildung entsprechen. Die Bearbeiter der Vorschriften müssen daher 
die Zugbildungen genau kennen und die Aufstellung der Leitungshefte 
im engsten Einvernehmen mit den Beamten vornehmen, die die Rangier¬ 
vorschriften für Güterzüge bearbeiten. Es bedarf keiner Erwähnung, 
• daß in den Leitungsheften nur die dauernden Leitungen berücksichtigt 
werden können, aber nicht die aus Anlaß von Betriebschwierigkeiten an 
einzelnen Punkten hergestellten vorübergehenden, ganz gleichgültig, ob 
die Abweichungen kurze oder längere Zeit bestehen bleiben. Die Be¬ 
rücksichtigung solcher zeitweisen Änderungen würde zuviele Berich¬ 
tigungen erfordern, und die Hefte würden nie auf dem Laufenden sein. 
Für solche Abweichungen müssen den Rangierern für den besonderen 
Fall zurechtgemachte Rangiergruppenverzeichnisse ausgehändigt werden. 

3. Eine große Erleichterung für die Betriebsführung kann durch 
wirtschaftliche Regelung der Transporte erreicht werden. Da, 
wo keine Betriebschwierigkeiten zu erwarten sind, hat die Eisenbahn¬ 
verwaltung keine Veranlassung, danach zu forschen, ob auch alle Trans¬ 
porte innerhalb wirtschaftlicher Grenzen stattfinden. Wenn aber Be¬ 
triebschwierigkeiten herrschen oder zu befürchten bind, wird sie zum 
Nutzen der Allgemeinheit verlangen müssen, daß eine Verkehrs- 
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regehing unter Beachtung der Lebensinteressen der Bahn versucht wird. 
"Zwei Beispiele für die Wichtigkeit dieser Frage sollen angeführt werden: 



Eine Firma am Orte b (vgl. vorstehende Skizze) bezieht ihre Kohlen 
aus Punkt a im Norden des Kohlenreviers, eine Firma im Orte d aus Punkt c 
im Süden; diese Läufe berühren den bereits überlasteten Bahnhof e. So¬ 
bald es gelingt zu erreichen, daß die Firma in d von Punkt a bezieht und die 
in b von Punkt c, verliert Bahnhof e die störenden Wagen, und es ge- • 
lingt vielleicht hierdurch, eine geordnete Betriebsführnpg auf dem Bahn- 
hod aufrecht zu erhalten, ohne daß zu einer zeitweisen Sperrung des über 
» gehenden Verkehrs geschritten zu werden braucht. 

In einer Gegend im Norden Deutschlands hat sich in den letzten 
Jahren die Kohlerzeugung stark gehoben, so daß täglich viele Hunderte 
von Kohl wagen zum Versand kommen. Die Landwirte versenden ent¬ 
sprechend ihren Geschäftsabschlüssen diese vielen Wagen in das übrige 

* _ _ 

Deutschland hinein. Falls eine Regelung dieser Transporte durch die 

.Eisenbahn fehlt, so müssen die vielen Sendungen sämtlich auf dem Bahn¬ 
hof L.behandelt werden und rufen auf ihm große betriebliche Störungen 
hervor, die nur durch Ännahmesperren behoben werden können. Kann. 
nun durch Ein wirken auf die Versender erreicht werden, daß sie ihre 
Transporte entsprechend den Erfordernissen des Eisenbahnbetriebs ge¬ 
stalten, so wird es möglich sein, schon auf den kleineren Bahnhöfen im 
Erzeugungsgebiet geschlossene Züge nach mehreren im Innern des 
Reiches gelegenen Rangierbahnhöfen zu bilden, so daß der empfindliche 
Bahnhof L. in keine Schwierigkeiten mehr kommt. 

Ob die durch die zentrale Bewirtschaftung während des Krieges 
geschaffene Möglichkeit der Bildung solcher geschlossenen Züge auch 
im Frieden bestehen bleiben wird, muß bezweifelt werden, jedenfalls 
aber muß eine ähnliche Regelung auch im Frieden versucht werden 1 ). 
Dem Beförderungsdezernenten der Eisenbahndirektion erwachsen hier 

*) Vgl. auch: „Der Wagenumlauf und seine Beschleunigung“ von Rc- 
' gierungs- und Baurat Falk. 
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neue, sehr wichtige Aufgaben. Dör zuweilen bei der Bildung ge¬ 
schlossener Züge gemachte Fehler — nicht genügend schnelle Entladung 
am Empfangsort und daraus folgende Schwierigkeiten — muß natürlich 
vermieden werden. 

Eine Begelung der Transporte derart, daß sie zu einer Zeit statt¬ 
finden, wo sie von der Eisenbahn ohne Schwierigkeiten bewältigt werden 
können, würde vielleicht durch Tarifmaßnahmen erreicht werden können 
(z. B. Frachtermäßigung bei gewissen Kohlentransporten oder bei Kali¬ 
transporten in den Sommermonaten). 

Nennenswerte Erleichterungen für den Betrieb haben sich durch 
bessere Zusammenfassung des Eilstückgutverkehrs erzielen lassen. 
Durch Beschränkung der Annahme nach Richtungen und Tagen oder 
durch Ansammlung der Güter (soweit es sich nicht um leichtverderbliche 
handelt) bis zu 24 Stunden und einmalige tägliche Abbeförderung 
konnten gut ausgelastete Orts- und Umladewagen für entfernte Orte 
gebildet werden, wodurch die Zahl der Eilgutwagen bedeutend herab¬ 
ging. Hierdurch sowie durch Entfernung schlecht ausgenutzter Eilgut¬ 
kurswagen aus PArsonenzügen und ihre teilweise Verweisung auf Güter- 
zilge konnte eine wesentliche Vereinfachung des Ladegeschäfts an den 
Zügen erreicht werden, so daß eine erhebliche Verbesserung des Laufs 
der Personen- und Eilgüterzüge mit Verminderung der Verspätungen 
eintrat; außerdem wurde eine bessere Ausnutzung des Wagenraums und 
in vielen Fällen eine Verbesserung der Beförderung dadurch erzielt, daß 
die Bildung der Orts- und Umladewagen über bisherige Umladestellen 
hinaus stattfinden konnte. 

4 Eine weit stärker in das wirtschaftliche Leben eingreifende 
Verkehrsmaßnahme ist in der Verweisung der für die Eisenbahn unbe¬ 
quemen Transporte auf den Wasserweg zu erblicken. Wenn man auch 
nur im Notfall zu diesem Mittel greifen wird, so ist es doch andererseits 
nicht zu entbehren, denn es kann unter Umständen eine Entlastung der 
Eisenbahn herbeifilhren. Im Kriege ging man so weit, daß man für 
gewisse Verkehrsbeziehungen, für die Wasserverbindung vorhanden war, 
die Eisenbahnannahme vollständig sperrte. 

Zu große Hoffnungen darf man an die Entlastung der Bahn durch 
die Wasserstraßen aber nicht knüpfen, denn beide haben leider zur 
gleichen Jahreszeit ihre Hauptkrisen zu bestehen. Die Eisenbahn im 
Winter wegen der oben geschilderten Witterungseinflüsse bei gleich¬ 
zeitiger Erhöhung der Leistungen (Kohlen, Kali, Rüben) und die Wasser¬ 
straßen, weil sie zufrieren. Also gerade zu einer Zeit, wo die Eisen¬ 
bahnen die Hilfe der Wasserstraßen am dringendsten brauchen, versagen 
diese vollständig und belasten die schon schwer arbeitende Eisenbahn 
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mit ihrem eigenen Verkehr. Mit Grauen denken die Betriebsleiter daher 
in Deutschland im Winter an den Tag, an dem Oder und Elbe oder gar 
4er Rhein zufrieren, denn dann muß die Eisenbahn die Kohlen tief ins 
Land hinein fahren, die bis zu diesem.Tage von den Gewinnungstellen 
nur bis Kosel, Duisburg oder Hamburg mit der Bahn befördert wurden. 
Große Mengen von Wagen fallen dann plötzlich auf die Rangierbahnhöfe 
ein, die dieser gewaltigen Flut nicht gewachsen sind, und auf den Entlade* 
stellen entstehen nicht geringe Schwierigkeiten, weil die für die Wasser¬ 
entladung eingerichteten Fabriken die Menge der eintreffenden Bahnwagen 
nicht schnell genug entladen können. . 

5. Wenn schon die vorbeschriebenen Maßnahmen arge Behinderungen 
der Verkehrtreibenden darstellen, so unterbinden sie doch die Beförderung 
nicht vollständig, wie es bei der Annahmesperre der Fall ist Sie 
ist das letzte Mittel und soll daher nur angewendet werden, wenn alle an¬ 
deren Mittel sich als unzureichend erwiesen haben. Aber deshalb darf man 
mit der Verhängung der Sperre doch keinen Augenblick zögern, wenn man 
ihre Notwendigkeit einmal erkannt hat. Wenn es gilt, sie anzuwenden, darf 
man nicht fragen, was kann gesperrt werden oder was kann ohne Störung 
des Geschäftslebens fortfallen, sondern man muß fragen, was muß gesperrt 
werden, um eine wirklich fühlbare Erleichterung für den Bahnbetrieb zu 
schaffen. Der Betriebsleiter wird also zu prüfen haben, wie viele Züge 
oder Wagen von einem Rangierbahnhof oder einer Strecke ferngehaltea 
werden müssen, um Bahnhof oder Strecke gesunden zu lassen; und Sache 
des Verkehrsleiters wird es alsdann sein, zu entscheiden, durch Sperrung 
welcher Verkehrsbeziehungen oder Verkehrsarten dieser Erfolg sicherge* 
stellt werden kann. Das allgemein gegen Verkehrsperren immer wieder 
angeführte Bedenken, daß die Verkehrtreibenden Schaden erleiden würden, 
ist fast immer hinfällig, denn in dem Augenblick, wo die Sperre verhängt 
wird, ist schon eine gewisse Stockung vorhanden; eine Anzahl Züge für 
das betreffende Verkehrsgebiet ist abgestellt, die noch rollenden kommen 
außerordentlich langsam vorwärts, für eine Reihe von Tagen ist also genug 
Gut auf der Achse, so daß die Sperrung für die Empfänger gar nicht in 
die Erscheinung treten kann. Ein Nichtverhängen der Sperre in solchem 
Falle bedeutet also gewissermaßen nur eine Rücksichtslosigkeit gegenüber 
den Versendern von Gütern für nicht gesperrten Verkehr, denn ihnen ent* 
zieht man Wagen, indem man diese nach Richtungen beladen läßt, in denen 
sie doch nicht vorwärts kommen. 

Wenn eine Annahmesperre ihren Zweck erfüllen soll, wenn also das 
von der Beförderung ausgeschlossene Gut auch wirklich erfaßt werden 
soll, so muß sie einfach sein, auch von dem untersten Organ leicht ausgo* 
führt werden können. Man unterlasse daher viele Ausnahmen, sondern 
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sperre für kurze Zeit alles. Man richte an den Übergangstellen von Klein¬ 
bahn auf Staatsbahn Abfangstellen ein, denn erfahrungsgemäß werden die 
meisten Verstöße auf den Kleinbahnen begangen. Man sage die Sperre 
nicht zu kurz vorher den Eisenbahndienststellen an, denn man denke daran, 

v 

daß die Abgabe eines Telegramms bis zur kleinsten Kleinbahnstation herab 
meist sehr viel Zeit erfordert, man berücksichtige, daß die Verladung nur 
dann unterbleiben wird, wenn noch kein Wagen gestellt ist. Wenn also 
die Verladung vom 20. des Monats ab verboten sein soll, so muß die Station 
spätestens bis 19., 8 Uhr früh, im Besitze der Nachricht sein. 

Es wird nochmals hervorgehoben, daß die Annahmesperre das letzte 
Mittel des Betriebstechnikers ist, das erst zur Anwendung kommt, wenn alle 
übrigen Mittel erschöpft sind. Er wird nie vergessen, daß der Betrieb dazu 
da ist, den Verkehr zu bedienen, und daß er nicht den Verkehr vergewaltigen 
darf, um sich Erleichterungen zu verschaffen, die nicht auf andere, aller¬ 
dings anstrengendere Weise auch zu erreichen gewesen wären. 

6. Ein anderes Mittel zur Herabminderung des starken Verkehrs liegt 
in der Einschränkung der Wagengestellung,, indem man 
eine Art Teildeckungsverfahren anwendet. 

Wenn z. B. im Herbste eine starke Überflutung eines Ortes oder eines 
Überganges durch Wagen eintritt, die hauptsächlich aus den Direktioas- 
bezirken D, E, F, G kommen, und man erkennt, daß etwa doppelt soviele 
Sendungen eingehen als man verarbeiten kann, so kann Abhilfe dadurch 
geschaffen werden, daß man die Dienststellen dieser Bezirke anweist, nur 
.halb soviele Wagen für Kartoffeln oder Getreide zu stellen als im Durch¬ 
schnitt der letzten drei oder mehr Tage verladen sind. Die Lösung kann 
auch in der Weise gefunden werden, daß man in den Bezirken D und F 
für die in Frage kommenden Beziehungen voll deckt und für E und G vollen 
Ausfall anordnet. Der Maßstab der drei Tage versagt natürlich für alle 
die Stationen, auf denen in der fraglichen Zeit keine Güter nach den be¬ 
treffenden Punkten verladen worden sind. Für diese Stationen muß ein 
vollständiges Annahmeverbot ausgesprochen werden. Das Verfahren ist 
«etwas gewaltsam und erfordert viel Arbeit bei den Abfertigungen oder im 
rWagenbureau der Direktion, aber dafür wirkt es sehr pünktlich; es hat 
Außerdem den Vorteil, daß die immerhin unbeliebte Annahmesperre nicht 
ausgesprochen zu werden braucht. 

Schlußwort. 

Aus einer glänzenden industriellen Aufwärtsentwicklung ist Deutsch¬ 
land durch den Krieg jäh herausgerissen worden, und trostlos ist deshalb 
der Blick in die Zukunft des deutschen Wirtschaftslebens: Das ganze Volk 
«durch gewaltige Steuerlasten bedrückt, die Löhne der Industrie auf fabel- 
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hafte Hohe gestiegen, die auswärtigen Absatzgebiete von den Feinden be¬ 
herrscht, Rohstoffe, falls sie demnächst wieder geliefert werden, unerhört 
verteuert, so daß die Industrie ihre Wettbewerbsfähigkeit stark einbüßen 
wird und nur mit einem Teil der früheren Erzeugung rechnen kann. Der 
Handel wird stark herabgehen und der Verkehr auf den Eisenbahnen er¬ 
heblich nachlassen. 

Aus ednem reichen Volk ist Deutschland ein armes Volk geworden und 
es wird mit äußerster Sparsamkeit in nächster Zukunft wirtschaften müs¬ 
sen, um die drückenden Verpflichtungen zu erfüllen, die ihm auf erlegt wer¬ 
den. Jede nicht unbedingt nötige Ausgabe wird unterbleiben müssen. Unter 
dem Druck dieser äußersten Sparsamkeit wird auch die Zukunft des Eisen¬ 
bahnwesens in den nächsten Jahren stehen, und es i 3 t zu befürchten, 
daik deshalb manche der als notwendig erkannten baulichen Verbesserungen 
vor der Hand nicht ausgeführt werden können. Zunächst werden sich 
Schwierigkeiten im Betriebe der Eisenbahnen aus diesem Zurückhalten 
in der Bautätigkeit wohl nicht ergeben, da auch der Verkehr die Höhe 
vor dem Kriege nicht sobald wieder erreichen wird. 

Hoffentlich wird in der Einschränkung dieser Bautätigkeit nicht zu 
weit gegangen, sondern stets daran gedacht werden, daß größere Umbauten 
eine Reihe von Jahren an Bauzeit erfordern, also erst fertig sein werden, 
wenn der Tiefstand der jetzigen Wirtschaftskrise überschritten sein wird. 
Es wird sich daher empfehlen, alle die Bauten, die wegen unhaltbarer Ver¬ 
hältnisse vor dem Kriege sich als nötig erwiesen haben, auch jetzt auszu¬ 
führen, und nur die Bauten zunächst zurückzustellen, die vorausschauend 
für den Fall weiterer Steigerung des Verkehrs eingeleitet werden sollten. 

Für die leitenden Betriebs- und Verkehrsbeamten erwächst aber bei 
dieser Sachlage die Pflicht, alle die anderen Mittel, die geeignet sind, Be¬ 
triebschwierigkeiten zu verhüten, zu einer höheren Vollkommenheit aus¬ 
zubilden, damit die deutschen Eisenbahnen, wenn'eine Besserung der Ver¬ 
hältnisse eintritt, den wieder erstarkenden Verkehr ohne Schwierigkeiten 
bewältigen können; die hierfür aufgewendeten Mühen und Kosten werden 
sich durch Erzielung einer wirtschaftlicheren Betriebsführung stets bezahlt 
machen. 
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Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 

Von Dipl.-Ing. Weber. 

(Mit einer Karte.) 

< Fortsetzung statt Schluß.) 1 ) 


8. Der Tarif im Verhältnis zu den virtuellen Längen. 


Im folgenden soll untersucht werden, ob eine Abhängigkeit zwischen 
den Tarifsätzen der einzelnen Bahnen und ihren virtuellen Längen be¬ 
steht. Ferner soll geprüft werden, ob auch die Kosten der Zugkraft 
sich ähnlich wie die Vergleichszahlen der virtuellen Längen verändern. 
iBt dies der Fall, so läßt sich daraus verhältnismäßig leicht ein Weg für 
eine theoretisch zweckmäßige Tarifgestaltung neuer Bahnanlagen finden. 
Der Untersuchung liegen mir die von der Statistik wiedergegebenen "Werte 
zugrunde. 

Bevor man die Tarife und den Kraftverbrauch mit den virtuellen 
Längen vergleichen kann, muß das Verfahren zur Ermittlung der Ver¬ 
gleichslängen festgelegt werden. 

Es stehen hierzu im wesentlichen zwei Wege offen. Entweder 
können die verschiedenen Widerstandsarbeiten miteinander verglichen 
oder die der Maschine angehängten Zuggewichte (ohne Tender) in ein 
Verhältnis zueinander gebracht und daraus Vergleichslängien gewonnen 
werden. Die letzte sehr einfache Vergleichungsweise, die bereits Mutzner 
seiner Untersuchung über virtuelle Längen zugrunde gelegt hat, soll 
auch hier Anwendung finden. 

Bezeichnet man mit Q das Gewicht des angehängten Wagenzüges in 
Tonnen und zwar Qq in der Horizontalen und Qg in der Steigung, so er¬ 
hält man die Vergleichslänge einer in der Steigung liegenden Strecke zu: 


1 — Qp i —. n i 

v_ Qs ’ 


(\ 
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wobei 1 die wirkliche, auf die Wagerechte bezogene Länge der in der Stei¬ 
gung liegenden Bahnstrecke wiedergibt. 

Für die Vergleichsziffer erhält daraus Mutzner: 



GrW-'H+r 

l - (W. + s)’ 


I 


(2 


worin s die Steigung in Tausendstel, w den Laufwiderstand, f die gleitende 
Reibung; beides in kg/t und d die Verhältniszahl des Lokomotivdienst- 
gewichts in seinem Reibungsgewicht darstellt. 

Die Verhältniszahl d kann man für Dampflokomotiven im Mittel 
zu 1 a für elektrische Triebfahrzeuge zu 1 ansetzen, da auf Nebenbahnen 
gewöhnlich sämtliche Axen der Triebfahrzeuge gekuppelt sind. Für die glei¬ 
tende Reibung f darf bei Dampfbetrieb 113 kg/t, bei elektrischer Zug¬ 
förderung 166 kg/t gesetzt werden. Da ferner w in Formel 2 von der 
Geschwindigkeit v und der Steigung s abhängt, also w = F (v, s) ist, läßt 
sich die Vergleichsziffer unter Ausschaltung von w einfacher und 
schneller nachfolgender, leicht faßlichen Formel berechnen: 



Mutzner wies ferner auch einen Weg zur Berechnung der Ver¬ 
gleichsziffern für andere, innerhalb der Linienführung vorkommende 
Steigungen, als die maßgebende Höchststeigung. Er geht davon aus, daß 
überall dort, wo in einer Linienführung die maßgebende Steigung nicht 
erreicht ist, die Beförderungskosten für die Tonne und Länge kleiner 
sind, als auf der maßgebenden Steigung, weil hier etwas an Brennmaterial 
gespart wird. Sie sind aber größer, als sie bei Vollbelastung auf dieser 
Strecke wären, da die Maschine für diese Steigung unnötig schwer ist 
und deshalb nutzlos totes Gewicht mitschleppen muß. Er erhält nach 
verschiedenen Untersuchungen die Zahl y, mit der man die für die maß¬ 
gebende Steigung geltende Vergleichsziffer a vervielfältigen muß, um 
die Vergleichsziffer für eine andere, als die maßgebende Steigung zu 
erhalten, zu 

1 + 750 [M (w'm + 8-) + Q (w'q + s')t ^ 

r l + 750[M(w m + Sm) + Q(w q + S nl )i ' 

Hierin stellt dar: M das Lokomotivgewicht, w m und w q den Rei- 
tmngswiderstand der Maschine und des Wagenzuges in der maßgebenden 
Steigung, w'n, und w' q denselben in der Unter einer anderen Neigung 
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liegenden Strecke, s m und s' die maßgebende und die streckenweise 
Steigung. Vereinigt man 8 ffi , w m und w q zum Gesamtwiderstagd: 
w g = (s m + w m + w q ) und s' m , w / m und w' q zum Gesamtwiderstand: 
wY = (s'm + w‘ m w'q), so geht Gleichung 4) in folgende sehr einfache 
Formel über: 

1000 3 f w / g 
■ Md 4 d vr g 

r= -—,.(5- 

1000 3._f 

Md 4 d / 

worin Md das Dienstgewicht der Maschine in Tonnen angibt. 

Die Vergleichsziffer für die streckenweise Steigung erhält man 
dann aus der für die maßgebende Steigung gültigen Vergleichsziffer zu: 

ß = ay. .,.(ß 

Zur Berechnung der in Tafel 14 (S. 216/217), Spalte 5 wiedergegebenen 
Vergleichsziffern für Reibungsbahnen wurden die Gleichungen 3, 5 und 6 
verwendet. Zur Bestimmung der Vergleichsziffern anderer Bahngattungen 
wurde unter Berücksichtigung ihref Eigenart unmittelbar von Gleichung 1 
ausgegangen. Alle Vergleichslängen sind somit auf die Wagerechte be¬ 
zogen. 

Da sich diese Vergleichsziffern von der der Maschine angehängten 
Zuglast ableiten, so sollen sie theoretisch unmittelbar den zur Beförderung 
des Wagenzuges benötigten Kraftbedarf anzeigen. _ 

Aus der Statistik erhält man folgendermaßen die Vergleichsziffern 
für den wirklich aufgewendeten Kraftbedarf: man teilt bei jeder Bahn 
die Kosten der Zugkraft durch die Anzahl der vom Wagenzug (ohne 
Lokomotive) geleisteten tkm. Um auch elektrische Betriebe auf diese 
Weise mit Dampfbahnen vergleichen zu können, sind die von ihnen be¬ 
zahlten Strompreise zuerst in die ihnen entsprechenden Kohlenpreise um¬ 
gewandelt worden. Die so gefundenen und in Spalte 9 zusammengestellten 
Vergleichswerte können unmittelbar als Maßstab für den Kohlenver¬ 
brauch auf den verschiedenen Linien dienen. Es wird nämlich für sämt¬ 
liche Nebenbahnen der Kohlenankauf durch eine besonders dazu ge¬ 
schaffene Kohleneinkaufsstelle besorgt Der Kohlenpreis dürfte dem¬ 
nach bei jeder Bahn ungefähr gleich sein. 

Um die Tarife, die virtuellen Längen und den Kraftbedarf besser 
miteinander vergleichen zu können, sind diese Werte auf die Emmen¬ 
talbahn als Einheit bezogen, und in Spalte 11, 12 und 13 dargestellt. 
Es läßt sich folgendes aus den Zahlen herauslesen: bei Bahnen, die ein 
erhebliches Anschwellen der virtuellen Vergleichsziffern aufweisen, er¬ 
höht sich in der Regel auch der Kohlenverbrauch und der Tarif. Von 
einer Übereinstimmung dieser verschiedenen Vergleichswerte kann je- 
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doch nur im großen und ganzen gesprochen werden; im einzelnen trifft 
sie bald zu, bald nicht. Die Verschiedenheit zwischen den virtuellen 
Vergleichs- und den Kohlenverbrauchsziffern läßt sich wohl darauf zu¬ 
rückfahren, daß zur Gewinnung der virtuellen Längen nur mit den 
Mittelwerten, wie sie die Statistik gibt, gerechnet worden ist. Ferner kann 
sich auch der Betrieb bei den verschiedenen Bahnen ungeachtet der 
gleichen Kohlenpreise bald mehr, bald weniger wirtschaftlich gestalten. 
Hierbei wird es namentlich auf die mehr oder weniger günstigeren Zug¬ 
zusammensetzungen, auf die Leistungsfähigkeit der Maschinen und die 
Tüchtigkeit des Personals der einzelnen Bahnen ankommen. 

Die Vergleichsziffer et läßt jedoch die Wagenausnutzung, die von 
Bahn zu Bahn wechselt, außer Acht. Sie hat daher nur Gültigkeit, -wo 
es sich darum handelt, verschiedene Linienführungen ein und desselben 
Bahnentwurfes zu vergleichen, da hier auf allen eine gleiche Wagen¬ 
ausnutzung angenommen werden darf. Handelt es sich jedoch darum, 
Vergleichs- und Tariflängen verschiedener Bahnanlagen zu gewinnen, 
so ist die Einbeziehung der verschiedenen Wagenausnutzungen in die 
Berechnung der virtuellen Länge unbedingt erforderlich. Erst hierdurch 
wird man zu einer den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Ver¬ 
gleichsziffer gelangen können. ~~ 

, Der Kohlenverbrauch zur Beförderung einer bestimmten Nutzlast 
ist auf ein und derselben Linie ein anderer, je nachdem eine bessere oder 
schlechtere Auslastung der Wagen besteht. Die virtuelle Vergleichs¬ 
ziffer muß daher auch für ein und dieselbe Linie je nach der Wagen¬ 
ausnutzung verschieden sein. Bei nur einfacher Wagenauslastung - wird 
eine Lokomotive doppelt so viel Kraft brauchen, als bei doppelter. Sie 
wird im ersten Falle zweimal die Strecke durchfahren müssen, um die 
Nutzlast, auf die es letzten Endes ankommt, an das Ziel zu befördern. 
Dementsprechend muß sie auch zweimal nutzlos totes Gewicht mit¬ 
schleppen, was den vermehrten Kraftverbrauch gegenüber einer Beför¬ 
derung mit doppelt so guter Auslastung hervorruft. 

* Der wechselnde Kraftverbrauch bei verschiedenen Beförderungs¬ 
verhältnissen auf ein und derselben Linie ergibt sieb aus folgender 
Überlegung: das eine Mal soll die Strecke mit einem Zuggewicht von 
(W + P,), das andere Mal mit einem solchen von (W + P a ) befahren 
werden. P a und P, stellen die verschiedenen Nutzlasten bei gleichem 
Wagengewicht W dar. Ist die Nutzlast P 3 n-mal größer als P„ so muß 
der Zug bei der ersten Zusammenstellung n-mal die Strecke durchfahren, 
um die gleiche Nutzlast befördern zu können, wie bei der zweiten Zug¬ 
zusammensetzung. Es wird also im Falle: (W + P,) die Strecke 
n = P,/P 1 -mal zurückzulegen sein. 
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Tafel 14. Die virtuellen Längen im Verhältnis an 


i ! 

2 | 

3 1 

4 

5 

6 

7 


Bahnpaltung 

| 

S t e i 

mittlere 

Sm 

l! 

Hing | 

’j 

höchste| 

1 

i 

Fahrpreis 

für 

3. Klasse 
und 1 km 

(Bei Berg¬ 
bahnen 
für Berg¬ 
fahrt) 

Vir¬ 

tuelle 

Ver¬ 

gleichs¬ 

zahl 

ß 

Ver¬ 

hältnis 

W 

T~ ~ x 

Ver¬ 

hältnis 

x +1 

— 

1. Hauptbahnen: S.B.B. . . . : 

6,44 

26 

5,3 1 

9,5 j 

4,4 

5,4 


'1 

6,44 1 

(10) 

- i 

(3,6) I 

— 

— 


2. Nebenbahnen: ! 




i 

1 




• 

a) Talbahnen: 




1 

! 




rt) regclspurige Bahnen: 


1 

1 

, 





1. Emmentalbahn .... ü 

5,86 

15 

5,2 | 

6,6 

3,6 

i 4,6 


2. Seetalbahn. 1 

13,5 

37 

7,0 | 

11,3 

4,7 

1 -V 

✓ 

3. Sihhalbahn .. 

5,8 

25 

6,2 

6,4 

4,7 

5,7 


4. Süd-Ostbahn.j 

26,1 

50 i 

10,4 

21,5 

4,7 

5,7 


6. Tößtalbahn. 

11,9 

30 1 

7,S i 

10,7 

5,4 

6.4 


p) Schmalspurbahnen: 



! 





1. Aarau-Sehöftlandbahn. 

12,1 

46 ; 

6 j 

15,6 ; 

1,5 

2,5 


2 Berninabahn.■ 

40 

70 

25 

35,1 

3,s 

! 4,9 


3. Birsigtalbahn.' 

9,3 

35 ; 

7 

11,8 

4,1 

6,1 


4. Bremgartcn-D.-Bahn . i 

25,6 

50 ! 

9 

21,8 

3,1 

*»,1 


^ ö. Ginf-Veyrierbahn . . . | 

22 

50 

8 

18,8 

1,15 

2,16 


6 Montreux-O.-Bahn . . 

28,1 

67 

11,3 

28,1 

0,6 

6,5 


7. Rhätische Bahn.... • 

! 16,2 

45 

13,3 ' 

16,4 

5 

j 6 


8. Yverdon-Ste. Croixb. . 

! 26,1 

40 | 

10 1 

20,3 

2,8 



y) gemischte Bahnen: 

i 


i 


! 

i: 

|. 


1. Aigle-Leys inbahn. . . 

154 

230 i 

90 

49 ! 

; 2.7 

1 3,7 


2. Appenzeller Straßenb. 

1 27,4 

92 ; 

11,5 

20 

6,8 

7,8 


3. Berner Oberlandbahn . 

26,2 

120 1 

15 

20 

6,2 

, 7,2 


4. Furkababn. 

25 

110 

25 

30 

5 

11 6 


5. Stansstad -Engelbergb. 

| 25,1 

250 j 

30 

17 

1,7 

2,7 


6 . Visp-Zermattbahn . . 

1 27,3 

125 

! 28 

23 

5 

6 


b) Bergbahnen: 

1 

i 

i 1 

! 



,1 


rr) Reibungsbahnen: 


i ; 






1. Uetlibergbahn .... 

44,7 

; 70 ! 

22,3 

1 45 

6,5 

7,s 


ß) Zahnradbahnen: 

i 

1 

i 

; i 

i 




1. Arth-Rigibahn . 

! 1-14,5 

200 

i) 80 

! 73 

0,5 

ii 1,5 


2. Vitznau-Rigibahn . . . . 

| 191 

i 250 

99,2 j 

ii 77 

2,7 

1; «3,7 


8. Bricnz-Roihorabahu . 

1 224 

1 250 

100 

91 

9,8 

10,8 


4 . Pilatusbahn. 

i 381 

i 480 

i 200 

ü 205 

0 

i 


5. Montreux-Glyonbahn . 

107 

130 

36,6 

22 

5,3 

6,3 


6. Rorschach-Hfeidenbahn 

1 54 

90 

32,5 

16 

3 

;! 4 


y) Soilbahnen : 

1 

| 


i 


i 

1 


1. Beatcnberffbalin . . . 1 

,1 280 

400 

; 125 

78 

| 23 

24 


2. Lau sanne-Ouchy bahn . 

1 25 

396 

1 — 

39 

! 8,5 

9,5 


3. Niesenbahn. 

333 

1 680 

1 175 

i 40 

| 25 

26 


4. Sitten-Mont.-Venn.-B. . 

40 

! 116 


50 

38 

39 


5. Stanserhornbahn . . 

465 

! 630 

|| 120 

•i 

27 

i 21 

f| 

l< 

28 



Anmerkung: Bei der Berechnung von x und e für Seilbahnen wurde 
inotivgewicht bestünden. 
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den Tarifen and zum Kraftrerbraach. 


Tafel 14. 



Vergleichszahlcn 
für den 

Kraftverbrauch 
in Rp./tkm, für 

gesamte j 

Anhänge- ! Nutzlast 
last 


Vergleichszahlcn, 

Tarife und mittlere Steigung auf die Werte der 
Emmentalbahn, als Einheit bezogen 


Kraftver-I Tarifo j 

o brauch für ... i 

P Anhänge- tur 

last ’ 3. Klasse 


30 


0,48 

2,06 1 

1 

1 I 

64 

!< 

j ■ 

0,60 • 1 

3,4 

1,7 

2,4 ji 

36 

! 

0,68 

3,85 | 

1 

1,5 ll 

122 

1 

1 

0,97 ! 

5.5 

3,8 

2,2 

69 

r 

0,65 1 

v j 

1,6 

1,4 1 

39 

ji 

1,71 j 

4,3 | 

2,4 

6,8 

172 

I 

2.25 i 

ll,i ! 

5,3 

9 

60 


0,78 i 

3,96 i 

1,8 

1,73 i 

90 

j 

1,46 

5,4 

3,8 

5,8 ' 

41 

i 

2,66 

10,6 

2.8 

10,6 

183 

j 

0,34 | 

2,28 

4,3 

1,4 

98 


0,82 | 

4,95 ; 

2,5 

1,8 

77 


0,8t | 

i 

8 j 

3,1 

1,8 | 

m 

J 

5,8 

9,i ; 

7,4 

23,2 

156 


1,43 

ii 

8 

3,16 I 

142 


1,68 

12 ! 

3 

3,7 

96 

! 

— 


4,5 


40 


0,47 

1,27 

2,6 

2 I 1 

108 

j 

1,86 

11 

3,6 

4,1 ji 
i 

338 


3,7 

28 j 

1 

0,9 

l 

8,2 

| ' j 

110 


1,73 

27 i 

11,1 

24,5 j 

237 


17,7 

65 

11,6 

39,3 : 

885 


18,5 

122 

13,8 

41,2 j 

205 

1 

71 

71 

31 

158 j 

138 


2,85 

18 

3,8 

; 6,3 ! 

64 

ji 

3,85 

14,2 

i 

SM 

1 

7,5 ; 

i 

1800 

1 

2,2 j 

50 

11,8 

6,3 

330 


1,58 

75 

5,9 

4,5 ! 

1040 


3,t 

84 

6,1 

6,9 

1900 


M 

43 

7,6 

3.1 

600 


3,t 

4 

68 

4,1 

• 

6,9 

1 1 


Kraftver- mittlere 
brauch für o,. 

Nutzt.- Steigung 

I last 


1.7 

0.C2 

1 1,1 

(0.97) 

i 

(1,1 

j 

1 

i 1 

I 1 

2,1 

| 2.9 

2,8 

1,2 

i 1,9 : 

1 

4,1 

i 2,6 

1 4,8 

2,8 

j 2,0 

1,8 

1,3 

! 3,8 

2 

5,7 

9,7 1 

6,8 

2 

1,7 

1,6 

3 

4,7 

4,3 

1,4 

9 > 4 

3,7 

6,3 

! 2,0 l! 

4,8 

3,3 

2,4 j: 

2,8 

2,6 

1,5 

i 4,4 

6 

: 7,9 J 

26 

5,2 

j 5,3 

4,6 

4,7 

| 5.8 

4,4 

3,2 


4,9 

1,3 

! 1,4 1 

4,8 

3,6 

5,3 , 

• i 

4,6 

11,3 

13.7 1 

7,6 

3,7 

13 

24,5 

7,7 

31,5 

32,5 

29.5 

60 

- 38 

6,9 

38 i 

65 

4,6 

8,6 

18 

2,1 | 

6,9 

9,2 

60 

25 ;| 

47,5 

11 

7,5 *j 

4,2 

34,5 

42 

56,5 

63 

21,5 ! 

24,6 

20 

34 

78 


angenommen, daß diese nur aus einem Wagenzug mit unendlich kleinem Loko- 
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Das Verhältnis der verschiedenen Kraftbenötigungen gestaltet sich 
daraus zu: 

n(W + P 1 )_(l + x,) 

(W + P 2 ) _ (l+x 2 ) . 

w w 

worin x, = — und x 2 = — das Verhältnis von mitgefiihrter toter Last zur 
“1 "i 

mitgeführten Nutzlast ist. 

Daraus ergibt sich die neue, ganz allgemein gültig e 
virtuelle Vergleichsziffer zu: 

d 1 ) = e • y * « = «• ß. .(8 

Man ersieht aus Gleichung 7, das e, d. h. die auf eine bestimmte 
Linie bezogene virtuelle Vergleichsziffer dort am kleinsten wird, 

wo der Zug nur aus einem Triebwagen besteht Dabei wird 

das angehängte Wagengewicht gleich Null. Es verschwindet hier der 
Wert x, und die virtuelle Vergleichszahl: d nimmt den Wert: 1.(1 an. 
Es läßt sich aus Gleichung 7 des weiteren auch die größere Wirtschaft¬ 
lichkeit des Betriebes mit Triebwagen gegenüber dem mit Lokomotiven 
erkennen. Da die vom Triebwagen selbst beförderte Nutzlast in die 
des angehängten Wagenzugs mit eingerechnet wird, so nimmt auch das 
Verhältnis von mitgeführter toter Last zur mitgeführten Nutzlast und 
mit ihm die virtuelle Länge ab. 

Es kann also erst durch die Einführung von „ft“ in die Berech¬ 
nungweise der virtuellen Länge ein richtiger, den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechender Maß¬ 
stab geschaffen werden, und erst mit Hilfe dessen wird 
ein Vergleich und eine sachliche Beurteilung verschie¬ 
dener Bahnen hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit 
möglich sein. 

Im weiteren soll untersucht werden, ob sich beim Vergleich der 
Tarife und des Kohlenverbrauchs mit dieser neuen Vergleichszahl: ft 
eine bessere Übereinstimmung ergibt als beim Vergleich mit Ziffer ß. 
Es ist deshalb in Spalte 6 für jede Bahn der aus der Statistik gefundene 
Wert x und in Spalte 7 daraus die Vergleichszahl e angeführt worden. 
Diese Werte wurden auf die Einheit bezogen, also auf den Fall, wo 
x = o wird, d. h. der Zug nur aus einem einzigen Triebwagen besteht. 
Endlich sind die neuen Ziffern der virtuellen Vergleichslängen in 
Spalte 8 wiedergegeben. Da diese sich auf den Kraftverbrauch be- 

*) Da bei den Tal-Nebenbahnen bei gleicher Beförderungmenge die reinen 
Betriebsausgaben wie der Kraftbedarf anwachsen, so ist in „8“ unmittelbar ein 
Maßstab zur Beurteilung der Betriebsausgaben, d. h. der Wirtschaftlichkeit der 
verschiedenen Bahnanlagen gegeben. 
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» 

ziehen, der zur Beförderung der Nutzlast benötigt wird, so wurden auch 
die aus der Statistik gewonnenen Kosten der Zugkraft hier durch die An¬ 
zahl der geleisteten Nutz-tkm geteilt' und in Spalte 10 eingereiht. Fer¬ 
ner wurden in Spalte 14 und 15 die Vergleichszahlen der virtuellen 
Längen und die Ziffern für den Kraftverbrauch auf die Emmentalbahn 
als Einheit bezogen. Daraus ergibt sich wiederum eine zu Vergleichs- 
Zwecken besser geeignete Übersicht. 

Es konnte auch hier nur eine mäßige, allerdings schon erheblich 
bessere Übereinstimmung, namentlich zwischen den Vergleichslängen ö und 
dem Kraftverbrauch festgestellt werden. Die auch hierbei Vorgefundenen 
Abweichungen sind zum Teil auf die gleichen schon früher angeführten 
Gründe zurückzuführen. Eine andere Ursache mag darin liegen, daß bei 
der Bestimmung der Tarife die Wagenauslastung einer Bahn bis heute nur 
selten berücksichtigt wurde. 

Eine größere Abhängigkeit zwischen der virtuellen Länge, dem Kohlen¬ 
verbrauch und den Tarifen ist nur dann vorhanden, wenn die auf ein 
und dieselbe Bahn bezogenen Ziffern annähernd den gleichen Wert»ergeben. 
Dies konnte aber nur bei wenigen Bahnen beobachtet werden. Es 
ist daher auf Grund dieser Zahlenwerte nicht möglich, einen auf den 
virtuellen Längen beruhenden Weg zur Tarifbestimmung zu weisen. Es 
soll also von einer weiteren Verfolgung der Untersuchung nach dieser 
Richtung hin Abstand genommen werden. Aus diesen Zahlenangaben ab¬ 
geleitete Durchschnittswerte und Formeln könnten kaum Anspruch auf 
Gültigkeit und Brauchbarkeit erheben. 

Die in Spalte 16 angegebenen Zahlenwerte zeigen, daß die mitt¬ 
leren Steigungen miteinander verglichen ein ungefähr ebenso gutes Bild 
der Leistungsfähigkeit einer Bahnanlage geben, wie es aus dem Ver¬ 
gleich der virtuellen Längen hervorgeht. 

4 . Der Tarif im Verhältnis zu den Gesamtausgaben und zum Ertrag. 

Da zwischen den virtuellen Längen einerseits und den Tarifen und 
dem Kraftverbrauch andererseits keine genügende Übereinstimmung ge¬ 
funden werden konnte, ließ sich auch mit Hilfe der Vergleichszahlen der 
virtuellen Längen keine Bestimmungsart zur Berechnung neuer, den vor¬ 
liegenden Eisenbahnverhältnissen besser entsprechender Tarife finden. 
Um dies zu erreichen, sollen nun die wirklichen, auf das tkm Nutzlast 
bezogenen Einnahmen den Ausgaben gegenübergestellt und beide Zahlen 
miteinander verglichen werden. 

Die auf das tkm fallenden Einnahmen lassen sich wie folgt dar- 
atellen: 

8 = *<?£>' (B p) . <• 
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worin z und g die auf das tkrn Nutzlast fallenden Einnahmen aus dem 
Personenverkehr bzw. Güterverkehr in Rappen darstellen. Durch den 
Wert <p wird das Verhältnis zwischen den geleisteten Güter- und Personen- 
tkm gekennzeichnet. 

In Gleichung 9 soll nun S durch S' ersetzt werden, worin in S' die 
Gesamtausgaben wiedergegeben sind. Ist die Gleichung dann immer noch 
erfüllt, so sind die auf die Einheit 1 ) 9 ) bezogenen Einnahmen z und g genü¬ 
gend groß, um für die Ausgaben Aufkommen zu können. Wird hingegen 
S' größer als die rechte Seite der Gleichung 9, so sind die Einnahmen z 
und g zu knapp, d. h. der Tarifsatz ist in diesem Falle zu niedrig be¬ 
messen, als daß daraus die Ausgaben bestritten werden könnten. Hier 
hat demzufolge eine angemessene Tariferhöhung einzusetzen. Diese hat 
sich jedoch innerhalb solcher Grenzen zu bewegen, daß die hierdurch auf 
das tkm erzielte Einnahmeerhöhung nicht durch einen Verkehrsrückgang 
wieder aufgehoben wird. Ohne einen solchen befürchten zu müssen, kann 
eine Tariferhöhung von 10 bis 20 % vorgenommen werden. Diese An¬ 
nahme stützt sich auf die Beobachtung, daß ungeachtet der bis zu 20 % 
erfolgten Fahrpreisaufschläge, die die schweizerischen Bahnen während der 
Kriegszeit voTgenommen haben, bei ihnen trotzdem keine Verkehreabnahme 
erfolgt ist. 

Die Ausgaben S', für die die Einnahmen S aufzukommen haben, setzen 
sich aus folgenden Beträgen zusammen: 

a) den Gesamtbetriebsausgaben, 

b) der Verzinsung des Obligationenkapital!-, 

c) der Rücklagen in gesetzlich und satzungsgemäß vorgeschriebene 
Fonds, 

d) einer entsprechenden Verzinsung des Gesellschaftskapitals. 

In den reinen Betriebseinnahmen, die mit den entsprechenden Gesamt¬ 
betriebsausgaben verglichen werden sollen, sind auch noch die Postvergü¬ 
tungen P enthalten. Diese sind jedoch nach der Verordnung über die Berech¬ 
nung des Reinertrages vom 14. Juni 1914 nicht zu diesem zu rechnen 
und müssen daher zwecks Ausgleichs den Ausgaben zugczählt werden. 
Ferner kommen von den Ausgaben die Nebeneinnahmen N, die nicht iA 
den reinen Betriebseinnahmen S mitenthalten sind, in Abzug, da ohne diese 
Vornahme die Ausgaben im Vergleich zu den Einnahmen zu groß erschei¬ 
nen würden. Die Einlagen in die verschiedenen Fonds, die Postvergütungen 

1 ) Aul das geleistete tkm bezogen. 

*) Zur Vereinfachung der Formeln und zur C beieinst inmiung mit der 
für den Güterverkehr wiedergegebenen Beförderungseinheit (tkm). werden auch 
die Einnahmen aus dem Personenverkehr auf das tkm bezogen. Das Gewicht 
einer Person ist hierbei auf 75 kg anpesetzt. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSfTY OF MICHIGAN 



Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


221 


und die Nebeneinnahmen sind sodann zur Vereinfachung der Rechnungs¬ 
führung ins Verhältnis zu den Betriebsausgaben gesetzt worden. Tafel 15 
stellt die daraus entspringenden Beiträge zu den Gesamtbetriebsausgaben 
für folgende zwei Fälle dar: 1. Daß nur die Rücklagen in den gesetz¬ 
lich vorgeschriebenen Erneuerungsfonds vorgesehen sind, 2. daß dazu auch 
noch andere Reserven zusammen mit einer gleich hohen Summe bedacht 
werden sollen. 


PostvergUtung: P, Einlagen in den Ernenernng«fonds : P, und 
Nebeneinnahmen: N in Prozenten der Betriebsausgaben. 


Tafel 1B. 


I Fall I Fall II 

Bahngattung j P + F j #N iP-|-F—N S P + F i N 


regelspurige Talbahn...... 11 —81+3 21 — 8 

schmalspurige * 13 — 3 +10 23 i — 3 

gemischte „ 11 — 3 + 8 27 j • - 3 

Zahnradbahn . 8 —12 — 4 IG j —12 


P+F—N 
% 

+ 13 
+ 20 
+ 24 
+ 4 


Um die Ausgaben mit den Einnahmen vergleichen zu können, ist im 
voraus anzunehmen, für welche Verzinsung des Aktienkapitals und für 
welche Rücklagen und sonstigen Aufwendungen die Einnahmen noch neben 
der Deckung der Betriebsausgaben und der Sicherstellung der Schuldverzin¬ 
sung aufzukommen haben. Es sollen hierbei drei Fälle von Ausgaben 
unterschieden werden: 

1. Auf das Aktienkapital soll ein Reinertrag von 4 % kommen. Außer 
dem Erneuerungsfonds werden jedoch keine weiteren Reserven mit 
Einlagen bedacht. (Tafel 16, S. 224, Spalte 10). 

2. Das Gesellschaftskapital soll wiederum zu 4 % verzinslich 6cin. 
Neben den gesetzlich geforderten Rücklagen sollen auch solche in 
gleicher Höhe * 1 2 3 ) in andere Fonds stattfinden. (Tafel 16, Spalte 6.) 

3. Neben einer Verzinsung des Aktienkapitals zu 4 % sollen die Ein¬ 
nahmen in Fall 1 und 2 auch noch einer durch den Krieg hervor¬ 
gerufenen Ausgabenerhöhung von 15 % bei elektrisch betriebenen 


1 ) Beispielsweise beliefen sich bei der Rh&tischen Bahn die Einlagen in 
«ödere als die geeetzMch vorgeschriebenen Reserven ftlr dae Jahr 1913 auf rund 
den dreifachen Betrag. Sie verteilten sich auf einen dufth die Satzung vorge* 
Betriebenen Reservefonds mit 140 Fr ./km, auf einen Unfallfonds mit 1070 Fr ./km, 
auf Reserven für außerordentliche Naturereignisse mit 900 Fr./km und endlich 
auf Reeerven für bevorstehende Bauverhiete mit 1070 Fr./km. 
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Bahnen und 20 % bei Dampfbahnen genügen 1 ). (Tafel 16, Spalte 8 
und 12). 

Die Ansetzung einer Kapitalverzinsung von 4 % entspricht dem lan¬ 
desüblichen Zinsfuß. Es genügt deshalb, wenn bei notleidenden Gesell¬ 
schaften der Tarif so weit erhöht wird, daß die Einnahmen gerade noch 
diese Verzinsung ermöglichen. Daher soll allein auf die Tariferhöhungen 
näher einge'gangen werden, die den Punkten 1 und 3 entspringen. Bei einer 
Neuregelung der Tarife sollen darum notleidende Gesellschaften außer für 
die Rente vorläufig nur noch für den gesetzlich vorgeschriebenen Erneue¬ 
rungsfonds . aufkommen können. Wenn diese Gesellschaften auch un¬ 
sicherer als die dastehen, die noch andere Rücklagen vornehmen können 
(Punkt 2 und 3), so ist zu berücksichtigen, daß es auch ihnen im Laufe 
der Jahre gelingen wird, andere Ersparnisse aus dem Reinertrag zu machen. 

Zufolge der jährlichen Verkehrszunahme steigt der auf das gesamte 

1 ) Die Annahme dieser Steigerung in den Betriebsausgaben stützt sich 
einerseits auf die voraussichtliche Erhöhung der Kohlenpreise von 35 auf 
50 Fr./t, andererseits auf eine zu erwartende Lohnerhöhung von rund 20 %■ 
Setzt man diese Ausgabenerhöhungen unter der Annahme einer ehemaligen 
Durchschnittsbesoldung (1913) von 2300 Fr. für den Angestellten in Verhältnis 
zu den Gesamtbctriebeausgaben, so erhält man die folgenden prozentualen Zu¬ 
nahmen derselben: 

a)bei Dampfbahnen: b)beielektr. Bahnen: 

1. Emmentalbahn.19 % 1. Aarau-Schöftlandbahn . . 11 % 

2. Rhätische Bahn .... 22 % 2. Aigle-Leysinbahn .... 10 % 

3. Südostbahn.18 % 3. Montreux-O.-Bahn ... 12 % 

4. Tößtalbahn.20 % 4. Seetalbahn.15 % 

5. Yverdon-Ste. Croix ... 20 % 

Daraus ergibt sich als durchschnittliche Ausgabenvermehrung 20 % bei 
Dampfbahnen und 12 % bei elektrisch betriebenen Bahnen. Bei diesen ist zu 
berücksichtigen, daß ungeachtet des voraussichtlich gleich bleibenden Strom- 
. Preises sich die Kosten für die Schmiermittel und andere Betriebstoffe und 
Bestandteile erhöhen werden. In den oben angeführten prozentualen Ansätzen 
für die elektrischen Bahnen sind diese letztgenannten Preissteigerungen noch 
nicht enthalten. Die Annahme eines ungefähr gleichbleibenden Strompreises 
beruht darauf, daß heute für sämtliche elektrisch betriebene Nebenbahnen der 
Strom durch Wasserkraft erzeugt wird, diese aber entgegen der Kohle durch 
den Krieg keine Preiserhöhung erfährt. Allerdings werden auch hier die Unter¬ 
haltungskosten und Löhne steigen. Diese Mehrausgaben dürften auf den Strom¬ 
preis bestehender Bahnen .ohne Rückwirkung sein, da sie in der viel 
größeren Summe verschwinden, die die Verzinsung der erstmaligen Anlagekosten 
erfordert. Neue Wasserkraftanlagen werden den veränderten Geldverhältnissen 
entsprechend teurer, und in demselben Maße steigt auch der Strompreis der an 
sie angeschlossenen Nebenbahnen. Es ist hier jedoch darauf hinzuweisen, daß 
neue Nebenbahnen nach Möglichkeit ihren Betriebstrom von den bereits in 
großer Anzahl bestehenden Wasserwerken zu erhalten suchen und sich nur bei 
sehr ungünstiger und kostspieliger Fernleitung zur Krafterzeugung durch eine 
eigene Kraftanlage entschließen werden. Somit dürften auch bei ihnen die 
Stromkosten keine wesentliche Erhöhung erfahren 
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Anlagekapital kommende Reinertrag um jährlich durchschnittlich 1,5 %. 
Dieser Mehrertrag kann dann für andere Reserven verwandt werden. 

Die Erhöhung der Tarife darf im Mittel bis auf 15 % der bisherigen 
Sätze gehen, da, wie bereits erwähnt, hierbei noch kein Yerkehrsrückgang 
zu befürchten ist Durch eine weitere Erhöhung des Tarifes wäre weder 
der Gesellschaft noch dem Verkehr gedient, jener nicht, weil durch die zu 
befürchtende Verkehrsabnahme die vermehrten Einnahmen wieder herab¬ 
gemindert würden, diesem nicht, weil er zu sehr unter der Tariferhöhung 
leiden müßte. 

Die in vorstehendem Punkt 3 berücksichtigten Erfordernisse an Mehr? 
ausgaben entsprechen der durch den Krieg verursachten Preissteigerung 
in der Kraftbeschaffung und Besoldung. Diese Ausgabenerhöhung dürfte 
sich nach dem Kriege weiter auf der einmal angenommenen Höhe behaup¬ 
ten. Daher sind in Tafel 16, um den nach Friedensschluß zu erwartenden 
Ausgabenverhältnissen möglichst nahe zu kommen, die um 20 und 15 % 
vermehrten Ausgaben mit den im letzten Friedensjahre vor dem Weltkrieg 
erzielten Einnahmen verglichen worden. 

Spalte 2 gibt die Betriebsausgaben, Spalte 2 a die um 20 und 15 % er¬ 
höhten Betriebsausgaben wieder. In Spalte 3 finden sich die Aufwendun¬ 
gen für die Schuldverzinsung und in Spalte 4 die für die Verzinsung des 
Gesellschaftskapitals mit 4 %. Alle Ziffern beziehen sich auf das geleistete 
Nutztkm. In Spalte 5 und 9 finden endlich die Postvergütungen, Nebenein- 
nahmen und die Reserven Berücksichtigung. 

Um die, den erhöhten Ausgaben Rechnung tragenden Entfernungs¬ 
zuschläge zu den alten Tarifen zu erhalten, sind die in Spalte 12 wieder¬ 
gegebenen Gesamtausgaben ins Verhältnis zu den 1913 erzielten Einnahmen 
gesetzt worden (Spalte 13). Man findet daraus Entfernungszuschläge, die 
bei den Talbahnen bis auf 80 %, bei den Bergbahnen bis auf 175 % steigen. 
Bahnen, die zu ihrer Gesundung höhere Entfernungszuschläge als solche 
von nur 15 % benötigen, wird auch durch eine Tariferhöhung nicht endgültig 
geholfen werden. Immerhin kann sich auch bei ihnen dadurch der Jahres¬ 
ertrag verbessern. 

Bei einer Tariferhöhung von 15 % (vergl. hierüber Spalte 13 und 14) 
können zwölf der 25 aufgeftthrten Bahnen ein befriedigendes Erträgnis ab¬ 
werfen. Bei vier bis fünf weiteren Bahnen wird dies wenigstens annähernd 
der Fall sein. Es sollte daher der Bund nach Kriegsende 
nicht zögern, den Nebenbahnen diese geringen Tarif¬ 
zuschläge einzuräumen. Dadurch könnte die wirt¬ 
schaftliche Lage der Nebenb.ahnen äußerst günstig 
beeinflußt werden. Voraussetzung ist, daß nach Kriegsende Handel 
and Industrie wieder neu Aufblühen werden. 
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Tafel 16 . Bestimmung yon Entfernungscuscblägen auf Grand des Vergleichs 


1 

2 | 2a 

3 I 4 

i 6 i 6 | 

(Za S. 221 gehörig.) 

Nebenbahnen 

Betriebs¬ 

ausgaben 

Verzinsung 

des 

Fall II 

As 

A s 

vermehrt 

um 

20%(15) 

Obliga¬ 

tionen- 

kapitale 

Aktien¬ 
kapitals 
zu 4% 

Ag Gesamt- t 

+ ausgaben 

(P+F-N) S* 


in Rappen für das geleistete Nntztkm 


1 

Talbahnen: 

| 



1 

! 

i 

i 



a) regelspurige Bahnen: 

1. Emmentalbahn. 

13,« 

16,1 | 

1,5 

2,7 


19,« 

2. Seetalbahn.. 

23 

23,6 i 

5,8 

3,3 

26 

34,6 

3. Sihltalbahn. 

23 

27,7 ! 

5,0 ! 

8,1 

26 i 

39,1 

4. Süd-Ostbahn. 

22,6 

27,1 | 

7,8 1 

8,5 

25,6 

41,3 

6. Tößtalbahn. 

24.2 

29,2 j 

2,2 

11,9 

27,4 

41,5 

b) schmalspurige Bahnen: ; 
1. Aarau-Schöftlandbahn 

31 

36,8 

3,1 

8 

37,2 

CO 

2. Birsigtalbahn. 

28,5 

32,9 

4,75 

7,2 

34,2 

46,2 

8. Berninabahn. 

80 

92 

36,8 

27,7 

96 

160 j 

4 . Bremgarten-D.-Balin . . 

34 

39,2 

9,6 j 

4,8 

36,5 

28 

50,9 

6. Genf-Veyrierbahn. 

23,8 

26,9 

9,2 ! 

14,« 

f»M 

6. Montreux-O.-Bahn 

41,5 

48 

20,6 ; 

21* 

49,8 

91,7 

7. Rhätische Bahn.i 

31 

37,4 

10,6 : 

6,8 

37,1 

54,ß 

8. Yverdon-Ste. (Jroixbahn 

17 

20,6 

l,i 

10 ,« 

20,5 

32 ( 

c) gemischte Bahnen: 

1. Aigle-Leysinbahn. ... 

i 135 1 

166 

33 

30,6 

! 167 | 

231 

2. Appenzeller Straßenbaiin 

: 52,5 

63,8 

12,6 

11,2 

j 65 | 

89 

8. Berner O.-Bahn. 1 

67 

80,6 

14 

15,« 

83 

112 i 

4. Stansstad-Engelbcrgb. . 

53,ö 1 

61,8 

13,7 

12,2 

66 ' 

93 

6. Visp-Zermattbahn. . . . 

1 97 

116 

38 

32,5 

l 

! 120 

190 

Bergbahnen: 
a) Reibungsbahnen: 

1. Uotlibergbahn. 

j 185 

j 

210 1 

1 

21 * 

i 

1 

61,5 j 

i s 

I >98 | 

281 

b) Zahnradbahnen: 

1. Arth-Rigibahn. 

430 

1 

494 i 

| 

! 

355 

480 

j 448 

1 

i 

1283 •; 

2 . Vitznau-Rigibahn .... 

585 

700 . 

6,4 | 

63,5 

610 

680 

8. Brienz-Rothornbahn . . 

720 

863 

31,5 ! 

400 

750 

1182 : 

4. Pilatusbahn. 

800 

960 

1 / ,4 t 

417 

832 

1266 

5. Montreux-Glyonbahn . . 

103 

120 

16,8 i 

75 

107 

199 

6. Rorschach-Heidenbahn . i 

■TO 

87,7 

i 

20 i 

20 

76 

l| 

116 


Anmerkung: In Ermangelung genügender Angaben für Seilbahnen 
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zwischen den Gesamtausgaben and den Gesamteinnahmen. 


Tafel 16. 



9_| 1° I 11 i 12 | IS | 14 

Fall I 

Ver- 

U Gesamt- ^Betriebs-] S'», ( lB ) S' 20 ( l5 )_ Entfer- häUn18 

i ein- um —— nungs- der 

£ ** nahmen 2O°/ 0 (15) Zuschlag Tft if 

F—N) g' g vermehrt 100+ von 16% ™ ar “ e 


in Rappen für das geleistete Nutztkm 


Wagen- 

aus- 

lastang 


18,s 

22,1 

j 

13,8 

18 

18,3 

20,7 

12,5 


3,5 

3,7 

28, s 

38 

23,6 

32,2 

28,5 

35.8 

25 

10 

2,9 

4,9 

28,7 

43,8 

23,6 

36,7 

28,7 

31,4 

9 

— 

! 1,6 

2,5 

32,6 

46,9 1 

23,1 

38,9 

32,6 

42,5 

SO 

15 

5,3 

2,7 

24,5 

46,5 

24,9 

39 

24.5 

44 

80 

65 

! 5,3 

2,8 

43 

o3,i 

34,1 

4f 2 

„ 

50 

16 

1 

1,38 

1,4 

43 

60,e 

31,8 

43.8 

43 

47,7 

10 

— 

0,71 

3,9 

138 

172 

88 

154 

138 

166 

20 

5 

i 4,8 

3,1 

40,6 

66,1 

33 

47.« 

40,6 

52,8 

29 

14 

I 1,65 

1,9 

70 

55 

25,6 

49,2 

70 

52,8 

0 


' 0,48 

1,5 

80 

97,3 

46,6 

87,5 

80 

93,7 

17 

2 

3,8 

! 5,7 

48,6 

60,9 

34,1 

50,5 

48,6 

57,1 

17 

2 

3,4 

4,6 

29,3 

So,6 

18,7 

30,3 

29,2 

33,7 

15 

l 

4,7 

4,9 

340 

242 ! 

j 146 

210 

340 

231 

0 

_ 

2,6 

! 1,8 

71 

100 

56 

80 

71 

91 

28 

13 

2,5 

2,1 

111 | 

126 

72 

102 

111 

115 

4 

— 

4,3 

1,5 

86 

101 

68 

85 

85 

93 

9 

— 

2,6 

8,7 

192 

' 1 

210 

i : 

104 

176 

192 

194 

i ! 

i 

5,3 

1,8 

I 

165 

! t 

; 1 

: 306 I 

1 

191 

274 

165 

i 

1 299 

94 

| i 

| 79 | 

! 0,5 

! i.i 


160 1 


konnten diese hier nicht berücksichtigt werden. 
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Im folgenden soll noch gezeigt werden, wie die Tarife für neue Bahn¬ 
anlagen auf Grund der mutmaßlichen Ausgaben in einfacher Weise voraus- 
bestimmt werden können. 


Nach Gleichung 9 entspricht, sobald <p bekannt ist, jedem angenomme¬ 
nen Gütertarifsatz ein ganz bestimmter Personentarifsatz. Ferner darf für 
die Nebenbahnen, wennn o das Verhältnis der Einnahmen für das geleistete 
Personen-tkm zu denen für das geleistete Güter-tkm wiedergibt, q> = «i 
gesetzt werden. Hierin stellt i das sich stets gleichbleibende Verhältnis 
der jährlichen Gesamteinnahmen aus dem Güterverkehr zu denen aus dem 
Personenverkehr dar. Beispielsweise betrug die Verhältniszahl i zwischen 
1902 und 1912 bei den S. B. B. rund 58/42, bei der Emmentalbahn 59/41, bei 
der Seetalbahn 52/48, bei der Sihltalbahn 56/44, bei der Ehäüschen Bahn 
55/45 und bei der Vitznau-Rigibahn 6/94. 


Das dem Kraftverbrauch am besten gerecht werdende Einnahmeverhält¬ 
nis und damit auch Tarifverhältnis o entsteht dann, wenn es die verschie¬ 
dene Wagenauslastung einerseits im Personen-, andererseits im Güterver¬ 
kehr berücksichtigt Die günstigsten mittleren Tarifsätze für die Personen- 
und Güterbeförderung sind demnach entsprechend der auf die Tonne Nutz¬ 
last kommenden toten Last zu bestimmen. Die Tarifsätze sollten daher 
unter Berücksichtigung der verschiedenen Beförderungsleistungen dem 
Kraftverbrauch entsprechen, der nach Gleichung 7 durch folgenden Aus¬ 
druck wiedergegeben werden kann: 


0 = 


(Xp-j- 1) 

(x* + 1). 


(10 


Hierin bedeuten x p und x, das Verhältnis von beförderter toter Last zu 
beförderter Personen- und Gttternutzlast 

Innerhalb der beiden verschiedenen Beförderungsarten (Güter- und 
Personen) können die Tarife nur teilweise nach Maßgabe des beanspruchten 
Raums und der erforderlichen Kraft bestimmt werden. Hierbei sprechen 
noch allerhand andere Verkehrsrücksichten mit, die im allgemeinen Yer- 
kehrsinteres&e eine schrankenlose Tarifierung weder nach Maßgabe des er¬ 
forderlichen Raumes, noch des Kraftverbrauchs zulassen. UngeachUd 
dessen sollte aber in der Tariffestsetzung zwischen Personen- und Güter¬ 
beförderung danach verfahren werden. Hierbei handelt es sich um zwei 
ganz verschiedene Beförderungsarten, innerhalb derer man die Tarifierung 
halten kann, wie eeden vorli e g e n den Verh ä ltnis sen am besten entspricht 
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Dabei werden keine einzelnen Verkehrsinteressen in dem Maße ge- 
schädigt, daß sich nicht eine Tarifierung nach solchem Grundsätze recht- 
fertigen würde. Es ist daher nicht einzusehen, warum eine Bahn beispiels¬ 
weise dauernd die Personen zu billig, die Güter zu teuer be¬ 
fördern soll. Bei einer Neuregelung der Tarife müßte man 
somit nicht nur ihre Höhe, sondern auch ihr gegensei¬ 
tiges Verhältnis nachprüfen und nötigenfalls ändern. 
Das Tarifverhältnis wäre dementsprechend gleich oder ähnlich dem Verhält¬ 
nis in der Wagenausnutzung zu setzen. Nur dort, wo diese Voraussetzung 
besteht, vollzieht sich sowohl die Personen-, als auch die Güterbeförderung 
nach Maßgabe der Selbstkosten, d. h. der für die einzelne 

Beförderungsgattung aufgewandten Kraft. 

* 

In Spalte 15 und 16 (Tafel 16) finden sich die Verhältuiszahlen « und 
0 für jede der dort aufgeführten Bahnen. Bei ihrem Vergleich ergibt 
sich, daß nur für die Emmental-, die Yverdon-Ste. Croix- und die Appenzeller- 
Straßenbahn o ähnlich 0 ist Dieser Umstand wird auch zu ihren im Ver¬ 
hältnis zu den Ausgaben hohen Einnahmen wesentlich beitragen. 

Bei allen anderen Bahnen stehen die Beförderungspreise für Personen 
oder Güter nicht im richtigen Verhältnis zum Kraftverbrauch. Ist o kleiner 
als 0, so sind die Reisenden gegenüber den Gütern hinsichtlich des erho¬ 
benen Fahrpreises im Vorteil, im umgekehrten Fall im Nachteil. Jenes 
trifft gewöhnlich bei den Talbahnen, dieses bei den Bergbahnen zu. 

• Es läßt sich der Einwand machen, daß entsprechend der meist sehr 
ungünstigen Auslastung von Personen- gegenüber Güterwagen die Fahr¬ 
preise für den Personenverkehr zu hoch ausfallen müßten. Ist dies zu be¬ 
fürchten, so muß ein angemessener Ausgleich statt finden. 

Aus den Mittelwerten für Wagenausnutzung, Wagengewicht, Platz¬ 
anzahl und Tragfähigkeit läßt sich für jede Bahngruppe 0 bestimmen. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1919 . 


16 
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e 1 1 *' Ermittlung des Verhältnisses 0 

der verschiedenen Wagenanslastnng zwischen dem Personen- nnd Güterverkehr. 


Personenverkehr 


Bahngattung 

• 

Wagen¬ 

gewicht 

t 

j Platz¬ 
anzahl 

j mittlere 
Ausnutzung 
der Plätze 

% 

Wagen- 
anslastung: 
Verhältnis 
von toter 
zur Nutzlast 

Xp+ 1 

regelspurige Talbahnen. 

10 

i 

85 1 

26 

10,5 

11,6 

schmalspnrige „ . 

7 



11 

12 

(mit starkem Personenverk.) 

4,5 

40 

20 

7,5 

i 8,5 

gemischte Talbahnen. 

5 

26 

33 1 

7,8 

8,8 

Zahnradbahnen . 

4 

B6 

30 

6 

1 ! 7 


Bahngattung 

Wagen¬ 

gewicht 

t 

Gi 

Lade¬ 

fähig¬ 

keit 

t 

Literverl 

mittlere 
Ausnutzung 
des Lade¬ 
gewichts 
% 

e h r 

Wagen¬ 
auslastung: 
Verhältnis 
von toter 
zur Nutzlast 

Xg4" 1 

0 

regelspurige Talbahncn. 

7 

11,5 

24 

2,65 

3,85 

3,38 

schmalspurige „ . 

4,5 

8 

•20 ' 

2,8 

3,8 

3,16 

(mit starkem Personenverk.) 

1 

2 I 

10 

5 

6 

M 

gemischte Talbahnen. 

4 

5 

25 

2,6 

3,5 j! 


Zahnradbahnen . . '. 

i,s ; 

7 ! 

33 

0,8 

1,8 i 

•3,3 


Mit Hilfe der Gleichungen 9 und 10 erhält man daraus die Einnah¬ 
men, die mindestens von einem Reisenden oder einer Tonne Gütern er¬ 
bracht werden muß, zu: 


Reisende: t! — 


75 S'(l + 0i) 
1000 (1 + i) 


, (Rp.) 


• Gl 


Güter: 


, S'(l + 0i) z‘ 

*—0\Or i)"- 18,8 0' <RpJ 


(11a - 


Als Mittelwert kann für i bei den verschiedenen Bahngruppen gesetzt 
werden bei: , 


Regelspurbahnen: 

1,04, 

Schmalspurbahnen: 

0,43, 

gemischten Bahnen: 

0,25, 

Zahnradbahnen: 

0,22. 
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Auf Grund dieser Zahlenwerte bestimmt sich der im Durchschnitt zu 
erhebende Tarif zukünftiger, den verschiedenen Bahngruppen angehören- 
der Bahnen wie folgt: 


Tafel 18. Tarifbestimmung neuer Bahnanlagen. 


Bahngattung j 

Personen: ^... 

».. . 7 Guter: 

für das ... 

Pers.-km f,,rda8 tkm 

Bemerkungen 

z l e 

Rappen 

a) Talbahnen: 


f 

jl 

regelspurige Bahnen. 

0,16 . 8' 

0,66 . S' ,1 S' ist in Rappen einzusetzen. 

schmalspurige „ .i 

0,13 . S‘ 

o,56 . s- •;! 

(mit großem Personenverk.) | 

0,083 . S' 

0,79 . S' |; 

gemischte Bahnen.! 

0,097 . S' 

0,52 . S' ' Das Gewicht einer Person 

b) Bergbahnen: j 

Zahnradbahnen . 

i 0,034 . S' 

ist wie in der Statistik zn 
75 kg angenommen. 


Für den Ausdruck S' = - tesamtau sgajren j iftnn j. e j n Mittelwert ange- 

Nntztonncnkm 

geben werden, da die Ausgaben und noch mehr die geleisteten Nutztkm von 
Bahn zu Bahn sehr verschieden sind. Diese Werte finden sich auf Grund 
der bei ähnlichen Bahnanlagen gemachten Erfahrungen und in Berücksich¬ 
tigung der örtlichen Verhältnisse in der jeweiligen Ertragsberechnung, aus 
der sie für den Einzelfall leicht zu entnehmen sind, um damit zu dem zur 
Tarifbildung erforderlichen Wert S' zu gelangen. 


5. Die Einnahmen aus dem Bahnbetrieb. 


Die Einnahmen aus dem Fracht- und Personenverkehr bilden die 
beiden wichtigsten Betriebseinnahmen. Die Größe dieser Einnahmequellen 
wird bei jeder Bahn eine andere sein. Der Güterverkehr der regelspurigen 
Bahnen ist im allgemeinen größer als der der Bahngruppen, die haupt¬ 
sächlich zur Personenbeförderung gebaut worden sind. In folgender Zusam¬ 
menstellung ist die Verteilung der Betriebseinnahmen auf Fracht- und Per¬ 
sonenverkehr für einige wichtige Bahnen angeführt. Diese wurden in 
Spalte 10 zu den reinen Betriebseinnahmen zusammengezogen. In Spalte 11 
finden sich noch die Nebeneinnahmen und in Spalte 12 die gesamten Be¬ 
triebseinnahmen . 
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Tafel 19. Betriebseinnahmen verschiedener 


3 |_4_||_6 


1 

1 

Einnahmen 

aus dem Frachtverkehr 

B ahngattung 

Gepäck 

Fr. 

i 

Tiere i 

Fr. 

Güter 

aller Art 

Fr. 

Gesamt¬ 

betrag 

Fr. 

1. Hauptbahnen: S. B. B. 

2. Nebenbahnen: 

8 522697 | 

i 

2890341 

107787 173 

119200111 ■ 

' 

a) Talbahnen: 

a) regelspurigo Bahnen: 


i 

i 



1. Emmentalbahnen. 

25 612 

26 655 

573 335 

625602 

2. Seetalbahn. 

21099 

15 804 

413018 

449921 

3. Sihltalbahn. 

6 807 

688 

189062 

196667 

4. Süd-Ostbahn. 

19686 

25 790 

292672 

338 048 

5. Tößtalbahii. 

19542 

6296 

242481 

268319 

ß) schmalspurige Bahnen: 




1 

1. Aarau-Schöftlandbahn . . . 

4 670 

2381 

48501 

56502 1 

2. Birsigtalbahn. 

3 044 


23283 

26827 

3. Bremgarten-D.-Bahn .... 

6 289 

3082 

43025 

52396 

4. Genf-Veyrierbahn. 

3239 

— 

— 

3239 

S. Montroux-O.-Bahn. 

81763 

25995 

262639 

370897 ; 

6. Rhäti8cho Bahn. 

*540994 

117 671 

4049383 

4 707 948 

7. Yverdon-Ste. Croixbahn . . 

V) gemischte Bahnen: 

9980 

4 571 

160 157 

174 708 

1 

1 

1. Aigle-Leysinbahn. 

30225 


211 751 

241976 

2. AppenzelleT Straßenbahn . 

38 391 

1 2573 

j 85 081 

125995 

3. Berner O.-Babn. 

38366 i 

3226 

80952 

122534 

4. Stansstad-Engelbergbahn . 

33 943 

! 2258 

| 82194 

1 118395 

6. Visp-Zermattbahn. 

34 935 

! ’1751 

72957 

| 109653 

b) Bergbahnen: 

• 

a) Reibungsbahnen: 


i 

i 

i 

1. Uetlibergbahn. 

1053 

I -- 

| 

15 120 

16173 

ß) Zahnradbahnen: 



1 


1. Vitznau-Rigibahn. 

8532 

j 

24 347 

32879 

2. Pilatusbahn. 

90 


3868 

, 3 958 

3. Brienz-Rothornbahn .... 

291 

— 

1916 

2206 

4. Montreux-Glionbahn .... 

9852 

— 

34803 

44655 

5. Rorschach-Heidenbahn . . 

Y) Seilbahnen: 

9 992 

2 352 

24 347 

| 

32879 

1. Lausanne-Ouchybahn . . . 

— 

— 

— 

146 612 

2. Niesenbahn. 

— 

— 

— 

2291 

3. Sitten-Montana-Vermalab. . 

— 

— 

— 

67 851 

4. Stanserhornbahn. 

— 

— 

— 

2377 

6. Territet-Glionbahn. 

—• 

— 

— 

6454 
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wichtiger Bahnen (1913). Tafel 19. 



7 

8 

L 9 

10 

11 

12 

1 6 

aus 

Einnahmen 

dem Personenverkehr 

Reine 

Betriebs¬ 

einnahmen 

Fr. 

Noben- 

einnahmen 

Fr. 

Gesamte 

Betriebs¬ 

einnahmen 

Fr. 

i 

einfache 

Fahrt 

Fr. 

Hin- nnd 
Bäck- 
Fahrt 

Fr. 

zn anderen 
ermäßigten 
Preisen 

Fr. 

Gesamt¬ 

betrag 

Fr. 

; 23 746238 

36246810 

24596104 

84589152 

203 789263 

8932052 

212 721 815 

69007 

223132 

! 

167352 

449491 

1075093 

i 

71919 

1 147 012 

50101 

198321 

172245 

420667 

870588 

49973 

920561 

26615 

68498 

74161 

169274 

864831 

13 855 

378686 

107166 

316260 

311778 

735199 

1078247 

18109 

1091856 

36697 

124794 

132400 ! 

298891 

562210 

67626 

629886 

11947 

54759 

l 

17799 

84505 

140007 

4 456 

144 463 

61 103 

59001 

256411 

376515 

402842 

3917 

406769 

17 363 

81852 

39 731 

188936 

191832 

16868 

208200 

1 82842 

46815 

43245 

172902 

176141 

— 

176141 

! 505 978 

292438 

341668 

1140081 

1510478 

7 917 

1518 895 

' 1936 646 

1 047 343 

919079 

3902968 

8 610016 

228576 

8 839492 

37 341 

46318 

37912 

121571 

296279 

11360 j 

307 629 

82 719 

136149 

8523 

227 891 

469367 

12712 

482079 

62741 j 

159556 ! 

106889 

329186 

455181 

16634 

471815 

152646 | 

384298 

206350 

743194 

865728 

5228 

870956 

90297 

126950 I 

104 106 

321353 

439748 

7 873 

447621 

150821 

232292 ' 

i 

211 184 

596297 

704960 

10442 

716392 

10 295 

37 185 

35 858 

83 338 

99611 

i 

5 566 

1 

105007 

78 790 

278 897 

162578 

520265 

558144 

1 

6427 

559571 

7591 | 

138695 1 

111693 

257879 

261837 

5523 

267 360 

1344 | 

4960 | 

26552 

32856 

35062 

884 

35946 

28264 

40908 

19604 

88 776 

133431 

9 278 

142709 

IS 335 ! 

*<$8016 

49230 

105681 

197 378 

14629 

212007 

— 

1 

! 

j _ 

233875 

378987 

87090 

466077 

— 


i 

51734 

54025 

1166 

55191 

1 

— 


78 795 

146646 

1233 

147 879 

| _ 

— 


94 490 

96867 

540 

97 407 

— 

— 

J - 

118 317 

124 771 

14 953 

189 724 
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Tafel 19 gibt die Einnahmen wieder, wie sie von einigen wichtigen 
Nebenbahnen für das Jahr 1913 erzielt wurden. Denkt man sich die ver¬ 
schiedenen Nebenbahnen zu Gruppen vereinigt und alle Bahnen einer sol¬ 
chen Gruppe gemeinsam verwaltet, so erhält man die in Tafel 19 a aufge¬ 
führten Betriebseinnahmen. 


Tafel 19a. 


Betriebseinnahmen nach Bahn- 


l 


B a h n g a 11 n n g 


! 

2 ; 

3 j. 4 _ 

Einnahmen 

1 6 

aus 

dem Frachtverkehr 

Gepäck j 

1 

1 Güter 

Gesamt- 

Tiere 1 1Ä 

! aller Art 

ertrag 


in 1000 Franken 


li 

1. Hauptbahnen: ;i 

S.B. B. r 

2. Nebenbahnen: 

i 

a) Talbahnen: | 

1. regelspurige. 

2. schmalspurige. 

3. gemischte . jj 

b) Bergbahnen: 

1. Reibungsbahnen. 

2. Zahnradbahnen.j 

3. ' Seilbahnen. v | 

Gesamtbetriebseinnahmen der 
Nebenbahnen.Fr. I 


1 

8 522 

1 

2890 

107 787 

i 

119 200 

253 | 

288 

j 

5135 , 

5 676 

875 

232 

6250 ! 

7 357 

246 

11 

769 , 

1026 

i 

i 

l 

i 

i 

15 

16 

76 i 

2 

261 ; 

1 1 

339 

i 

— 

1 - ! 
! ! 

412 


Die Gesamtbetriebsein nahmen betragen für das Jahr 1913 
rund 42 Millionen Franken oder 8 % der in den Nebenbahnen 
angelegten Gelder. Diese im Verhältnis zum Anlagekapital niedri¬ 
gen Gesamtbetriebseinnahmen lassen vermuten, daß die schweizerischen 
Nebenbahnen im Durchschnitt nicht >ehr gewinnbringend sein werden. 
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Nimmt man vorläufig eine mittlere Betriebsziffer von 0,65 an, so kommt auf 
das Anlagekapital nur ein Durchschnittsertrag von 8 — 8.6,5 = 2,8 %. 

Damit noch weitere Schlüsse aus den Betriebseinnahmen gezogen, ins¬ 
besondere die einzelnen Bahngruppen und Bah n en miteinander verglichen 
werden können, sind deren Einnahmen in Tafel 20 und 20 a auf die Ein- 


g nippen zusammengestellt Tafel 19a 


) 

6 

7 

8 

9 

* 

10 

11 

12 

1 

an 6 

Einnahmen 

dem Personenverkehr 

Reine 
| Betriebs- 
| einnahmen 

Neben¬ 

Gesamte 

Betriebs¬ 

einnahmen 

einfache 

Fahrt 

Hin- 

und Ruck- 
Fahrt 

zu anderen 
erm&ßigten! 
Preisen | 

Gesamt¬ 

ertrag 

• 

einnahmen 


i i n 1000 Franken 

i 


1 

23 746 

1 

1 

36247 

24 596 

84 589 

203 789 

8 932 

212721 


1 012 

2648 

1 818 

5 478 

11 154 

640 

11794 


3 861 

3 703 

2648 

10202 

17669 

1634 

19193 


783 

1 194 

854 

2831 

3 867 

36 

3.893 

! 10 

37 

36 

83 

99 

6 ! 

106 


879 

1854 

941 

3674 


344 

4 367 



— 

— 

2278 

2690 

176 

2866 


— 

# 

i 

— 

! 

i 

i 


! 

! 

42208000 


heit des km bezogen. In den gleichen Zahlentafeln wurde zudem auch 
der prozentuale Anteil der reinen Betriebseinnahmen und Nebeneinnahmen 
an den Gesamteinnahmen in verschiedenen Spalten wiodergegeben: 
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Tafel 20. 


Auf das km bezogene Betriebseinnahmen. 


1 

2 

3 

. ^ 

EaJ 

1_® 

7 i 

8 

9 1 

10 

11 

Bahngattung 

| Einnahmen aus dem 

[ Fracht- || Personcn- 

| verkehr 

Reine 

Betriebs¬ 

einnahmen 

Gesamte 

Betriebs¬ 

einnahmen 

Neben¬ 

einnahmen 

. - 

i 

Fr./km 

in% 

von 

Sp.6 

Fr./km 

in % 

von 

Sp.6 

Fr./km 

>“% 

von 

Sp.8 

Fr./km 

•n% 

von 

Sp.8 

Fr./km 

in% 

von 

Sp.8 

„ ! 
1. Hauptbahnen: 

S. B. B. 

42 862 

58,6 

30 417 

41,5 

78 279 

! 

95,8 

76491 

100 

3 212 

«i* 

2. Nebenbahnen: 
a) Talbahnen: 
a) regelspurigc 
Bahnen: 

1. Emmentalbahn. 

14 549 

58,2 

10453* 

' 

41,8 

25002 

1 

1 

93,7 

26674 

100 

1672 

6,8 

2. Seotalbahn. . . 1 

8180 

51,7' 

7 649 

48,8 

15829 

94,6 

16787 

100 

908 

5^ 

3. Sihltalbahn . . 

10292 

53,6 

8909 

46,4 

19201 

96,3 

19 930 

100 

729 

8> 

4. Süd-Oßtbahn . . s 6 761 

31,6 

14 704 

68,6; 

21465 

98,3 

21829 

100 

862 

1,7 

5. Tößtalbahn . . 

6 708 

47,7 

7 347 

52,8 

14 055 

89,3 

15 746 

100 

1691 

10,7 

ß) schmalspurige ; 
Bahnen: 


' 








1. Aar.-Schöftl.-B. 

4 625 

39,c 

7 042 

60,4 

11667 

96,9 

12038 

100 

371 

3,i 

2. Birsigtalbahn . 

1549 

6,6 

22148 

93,5 

23697 

99,0 

23 927 

100 

230 

1,0 

3. Bremgarten-D.. 

2758 

27,4 

7 312 

72,6 

10070 

91,9 

10958 

100 

888 

8,1 

4. Genf-Veyrier-B. 

540 

1,8 

28 817 

98,2 

29 357 

100 

29 367 

100 



5. Montreux-O.-B.. 

4 874 

24,6 

15001 

75,5 

19 875 

99,6 

19979 

100 

104 

0,6 

6. Bhätische Bahn 

18682 

64,7 

15488 

45,8 

34170 

97,4 

36077 

100 

907 

2^6 

7. Yvord.-Ste.Croix 

6988 

69,0 

4 863 

41,0 

11851 

96,3 

12305 

100 

454 

3,7 

Y) gemischte 
Bahnen: 
l. Aigle-Leysin-B. 

34 568 

51,6 

32484 

i 

48,4 

67 052 

97,4 

68868 

100 

1816 


2. Appenzeller Str. 

6300 

27,7 

16459 

72,3 

22759 

96.5! 

23 590 

100 

831 

8 i * 

3. Berner Oborl.-B. 

5106 

14.8 

26.9 

30966 

85,8 

30072 

99,4 ; 

36290 

100 

218 

<M 

4. Stanstad-Egl.-B. 

5148 

13 972 

73,1 

19120 

98, j! 

19 462 

100 

342 


5. Visp-Zermatt-B. 

3 046 

15,6 

16 536 

i 

84,4 

19582 

98,5 

19 872 

100 

290 

M 

b) Bergbahnen: 
a) Reibungsbahn.: 



i 








1. Uetlibergbahn . 

1617 

! 16,2 

8 334 

83,8 

9951 

94,7 | 

10508 

100 

557 

6,3 

ß) Zahnradbahn.: 








i 



1. Vitznau-Rigib. . 

4 697 

6,9 

74 324 

94,1 

79021 

98,9 

79939 

100 j 

918 

1,1 

2. Pilatusbahn . . 

792 

1,5 

51575 

98,5 

52367 

97,9 

53 472 

100 

1105 

2,1 

3. Brienz -Rothnb. 

276 

6,3 

4107 

93,7 

4 883 

97,5 1 

4 493 

100 1 

110 

2* 

4. Montreux- Glion 

14585 

33,5 

29 592 

66,5 

44477 

93,6 

47 570 

100 i 

3093 

6A 

5. Rorschach-Heid. 

11474 

46,5 

13198 

53,6 

24 672 

93,1 

26501 

100 \ 

1829 

6,9 

Y) Seilbahnen: 

1. Lausanne-Ouchy 

126000 

60,6 

82001 

39,6 

208001 

81,0 

257 601 

1 

1 

100 

49500 

19,0 

2. Niesenbahn . . 

770 

5,0 

14665 

95,0 

15435 

97,5 

15 769 

100 

334 


3. Sitt.-M.-Verm.-B 

186000 

53,5' 

16068 

46,6 

34 668 

99,0 

34 960 

ioo | 

292 

1 fi 

4. Stanserhornb. . 

1120 

4,6 

23654 

96,5 

24 774 

99,5 

24 912 

100 I 

138 

Ofi 

5. Torritet-Glion . 

9800 

5,0 

1 

186084 

95,0 

196 784 

89,6 

221784 

100 

25 000 

10,6 
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Im Mittel ergeben diese Einnahmen für jede Bahngruppe berechnet: 


Tafel 20 a. 

Durchschnittliche Betriebseinnahmen, nach Bahngrnppen znsammengestellt. 


1 

2 

8 || 4 

I 

.6 

7 

_® 


MM 

11 

12 

Bahngattung 

Einnahmen auB dem | 
Fracht- |( Personen- | 
verkehr 

1 

Reine ! 
Betriebs¬ 
einnahmen 
Er 

Gesamte 
Betriebs¬ 
einnahmen 
E g 

Neben¬ 

einnahmen 

N 

Eg 

Er 


Fr./km 

in% 

von 

Sp.6 

Fr./km 

in%j 
von ; 
Sp.6 

Fr ./km 

in % 

von 

Sp.8 

Fr./km 

m% 

von 

Sp.8 

Fr./km 

von 

Sp.8 

Q 

1 . Hauptbahnen . 

43000 

60 

1 

30000 

* 

40 

73000 

96 

76000 

100 

8000 

4 

1,04 

2 . Nebenbahnen: 







1 





a) Talbahnen: j 












1 . regelspnrigo . 

8500 

51 

8500 

49 

17000 

95 

18000 

100 

1000 

5 

1,00 

2 . schmalspurige 

4000 

30 

9000 

70 

13000 

98 

13 800 

100 

300 

2 

1,03 

8 . gemischte . . 

5000 

20 

20000 

80 

25000 

98 

25400 

100 

.400 

2 

1,03 

b) Bergbahnen: 





1 






0 

1 . Beibungsbahn. 

2000 

20 

8000 

80 

10000 

94 

10600 

100 

600 

6 

1,06 

2. Zahnradbahn.. 

3000 

11 

32000 

89 

35000 

95 

87 800 

100 

2800 

7 

1,07 

3. Seilbahnen . . 

10500 

18 

46000 

82 

56500 

94 

61000 

100 

3500 

6A 

1,07 


Dem großen Durchgangsverkehr entsprechend, liefert die Fracht bei 
den Hauptbahnen' die größten Einnahmen (60 %). Je mehr man sich den 
Berg- und Vergnügungsbahnen nähert, um so stärker treten die Einnahmen 
aus der Fracht in den Hintergrund. Bei den regelspurigen Talbahnen, die 
mit der Hauptbahn bei der Verkehrsbewältigung die größte Ähn¬ 
lichkeit haben, belaufen sich die Einnahmen aus der Güterbeförderung 
im Durchschnitt auf 51 %. Sie sinken bei den schmalspurigen Talbahnen 
und den gemischten Bahnen rasch auf 30 und 20 %. Die Frachteinnahmen 
sind bei den fast ausschließlich der Personenbeförderung dienenden Seil- 
und Zahnradbahnen mit 18 und 11 % am kleinsten. Was die kilometrischen 
Einnahmen anbetrifft, so läßt sich weder hier noch bei den einzelnen Bah¬ 
nen eine Gesetzmäßigkeit feststellen. Beim Vergleich zwischen der Haupt¬ 
bahn und den Talbahnen erkennt man nur ein starkes Zurückgehen in 
den kilometrischen Einnahmen. Das läßt sich auf das Fehlen des großen 
Durchgangverkehrs bei Nebenbahnen zurückführen. Die verhältnismäßig 
hohen Einnahmen aus dem Personenverkehr auf den gemischten Bahnen 
rühren daher, daß sie erstens als Fremdenbahnen tatsächlich eine große 
Anzahl Reisender befördern; zweitens, daß sie aus dem Bestreben heraus 
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entstanden sind, in der Hauptsache Längen zu gewinnen, dies aber auf 
einer kürzeren Linie als gewöhnliche Reibungsbahnen erreichen. Mit der 
Verkürzung der Linie wachsen aber die kilometrischen Einnahmen einer 
Bahn. Die sehr hohe Ziffer von 46 000 Fr./km kann bei den Seilbahnen 
auf ihre kleinen Längen, die oft nur zwischen 0,i und 0,5 km liegen, zurück¬ 
geführt werden. Da diese kurzen Linien gewöhnlich einen großen Ver¬ 
kehr haben, erscheint er auf das km bezogen besonders groß. 

Von den in Tafel 20 a aufgeführten Durchschnittswerten sind in jeder 
Bahngruppe Abweichungen nach oben wie nach unten zu beobachten. 
Unter den regelspurigen Talbahnen fällt besonders die Südostbahn 
auf, die gegenüber dem Mittelwert von 51 % nur eine Frachteinnahme von 
31,5 % hat. Der Grund des geringen Prozentsatzes dieser Regelspurbahn ist 
darin zu suchen, daß sie jährlich gegen. 50 000 Pilger nach dem Kloster Ein¬ 
siedeln befördert. Dies bildet für sie ungeachtet der stark ermäßigten 
Pilgerfahrkarten eine Haupteinnahmequelle. Von den regelspurigen Bah¬ 
nen weist die höchsten Gesamteinnahmen auf die Oensingen-Balsthalbahn 
mit rund 30 000 Fr./km, die niedrigsten die 25 km lange Uerikon-Baumabahn 
mit nur 5000 Fr./km. 

Die schmalspurigen Tälbahnen zeigen entsprechend ihren zum 
Teil sehr verschiedenen Beförderungsaufgaben noch größere Abweichungen 
von den Mittelwerten. Die fast ausschließlich der Personenbeförderung die¬ 
nenden Bahnen schöpfen ihre Haupteinnahmen aus dem Personenverkehr. 
Beispiele sind: die Birsigtalbahn und die Bahn Genf—Veyrier,Vieren Ein¬ 
nahmen aus der Personenbeförderung 93,5 und 98,2 % der Betriebseinnah- * 
men ausmachen. Andere schmalspurige Reibungsbahnen, die nur infolge # 
der geographischen Gestaltung des Landes und zur besseren Überwindung 
der" Geländeschwierigkeiten als Schmalspurbahnen ausgebildet worden sind, 
haben über den Durchschnittswert hinausreichende Frachteinnahmen. Diese 
beliefen sich bei der Rhätischen Bahn für 1913 auf rund 55 %, bei der Bahn 
Yverdon—Ste. Croix sogar auf rund 60 % der Betriebseinnahmen. Das sind 
Verhältnisse, wie sie bei den Hauptbahnen und den regelspurigen T$l- 
bahnen bestehen. 

Von den schmalspurigen Talbahnen hatten die größten und die klein¬ 
sten Einnahmen die Rhätische Bahn mit rund 35 000 Fr./km und die Bahn 
Biel—Meinisberg mit 245 Fr./km. v 

Von den gemischten Bahnen zeigt besonders die Balm Aigle—Leysin 
mit einer Frachteinnahme von 51,o % ein vom Mittelwert stark abweichen¬ 
des Ergebnis. Zugleich erreicht sie einen Höchstbetrag an Einnahmen von 
70 000 Fr./km, während sich die Bahn Altstätten—Gais für das Jahr 1913 
mit einer Betreibseinnahme von 7189 Fr./km begnügen mußte. 

Besitzen die meisten Bergbahnen das Gepräge einer Vergnügungs¬ 
bahn und erfreuen sich eines größeren Personenverkehrs, so befinden sich 
doch einige darunter, die, ähnlich wie die Schmalspurbahnen, nur zur besse¬ 
ren Bewältigung des Geländes als Bergbahnen angelegt sind. Iin iibri- 
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gen haben sie aber den Charakter einer regelspurigen Talbahn nüt großem 
Frachtverkehr. Zu erwähnen sind hier von Zahnradbahnen die Bahn Mon¬ 
treux—Glion mit einer Einnahme aus dem Frachtverkehr von 33,5 % und 
die Rorschach-Heidenbahn mit einer solchen von sogar 46,5 %. Von den 
Seilbahnen kommen namentlich folgende zwei Unternehmungen in Be¬ 
tracht: Lausanne—Ouchy mit einer Frachteinnahme von 60,5 % und Sitten— 
Montana—Vermala mit 53,6 %. Von den Seilbahnen erreichte die höchste 
kilometrische Einnahme die Bahn Lausanne—Ouchy mit 620 000 Fr./km, 
die niedrigste die -Seilbahn Biel—Magglingen mit nur rund 16 000 Fr./km. 

Im folgenden sollen die Einnahmen noch auf die erstiegene Höhe be¬ 
zogen werden. Als Einheit dient eine Höhe von 100 m. 

Tafel 20b. 


Durchschnittliche Betriebseinnahmen anf 100 m erstiegene Höhe. 


1 

2 

3 

4 

6 

I 6 

7 

8 


l 

Haupt¬ 

bahn 


Nebenbahnen 



Talbahnen 

Bergbahnen 


S.B.B. 

• 

regel- 

spurige 

schmal¬ 

spurige 

ge¬ 

mischte 

i 

' Reibungs- 
j bahnen 

Zahnrad¬ 

bahnen 

Seil¬ 

bahnen 




i n 

Franken 

____i_ 



Personenverkehr .... 

Frachtverkehr. 

460000 

660000 

76600 

76600 

48000 

• 21000 

68000 

17000 

18000 

4500 

15 200 

1400 

15600 

3500 

Reine Betriebseinnahmen 

1120000 

153 000 

69000 

86000 

22600 

16800 

19000 


Auch bei der erstiegenen Höhe weisen die S. B. B. den weit¬ 
aus größten Ertrag auf. Dabei ist der Unterschied zwischen den Ein¬ 
nahmen der Hauptbahnen und denen der Nebenbahnen noch stärker aus¬ 
geprägt als dort, wo sie auf die Wagerechte bezogen sind. Während dort 
die reinen Betriebseinnahmen der S. B. B. rund das Vierfache der der 
regelspurigen Talbahnen betragen, wachsen sie hier auf das rund 7 X A facho 
an. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die S. B. B. von allen aufgeführten 
“Bahngruppen die kleinste mittlere Steigung haben. Wäre sie beispielsweise* 
O, so würden die auf die Höhe bezogenen Einnahmen sogar unendlich groß 
werden. Führte die. Bahn hingegen senkrecht empor, so fielen die sowohl 
auf die Höhe, als auch auf die Bahnlänge bezogenen Einnahmen zusammen. 
Demnach müssen bei gleichen, auf die Wagerechte bezogenen Einnahmen 
die steilsten Bahnen die niedrigsten auf die Höhe bezogenen aufweisen. 
Die Zahlen in Tafel 20 b bestätigen die Richtigkeit dieser Annahme. Unge¬ 
achtet der hohen auf das wagerechte km bezogenen Einkünfte weisen hier 
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die Bergbahnen das niedrigste auf die Höhe bezogene Erträgnis auf. Be¬ 
reits beim Vergleich zwischen den schmalspurigen Talbahnen und den ge¬ 
mischten Bahnen macht sich diese Erscheinung bemerkbar. Die auf die 
Wagerechte bezogenen Einnahmen der gemischten Bahnen betragen nahezu 
doppelt soviel wie die der Schmalspurbahnen. Auf die Einheit der Höhe 
bezogen, sind sie jedoch nur noch um ein Kleines größer als jene. Auf 
die Wagerechte bezogen, ist hier das Verhältnis wie 25 :13, auf 100 m 
erstiegene Höhe hingegen wie 16 :13. 

Für sich betrachtet, setzen sich die Einnahmen aus dem Frachtver¬ 
kehr wie folgt zusammen: Einnahmen aus der Güter-, Gepäck- und Tier¬ 
beförderung. In folgender Tafel sind die Mittelwerte für jede Bahngruppe 
wiedergegeben: 


Tafel 21. Zusammensetzung der Einnahmen ans dem Frachtverkebr. 


1 1 

2- 

1 3 1 

1 4 

1 6 

! 6 l 

1 7 | 

1 8 


! 1' 

! I; 


Nebenbahnen 


I 

i Haupt- 


— 

— 

-- 



j 

! bahnen 

T a 1 b a h n 

e n 

Bergbahnen 

1 

i 

1 

i S. B. B. | 

regel- 

schmal- i 

i 

! t r e- 

; Reibungs- 

1 „ 

Zahnrad- 

Seil- 

j- 

1 

' spurige 

spurigo j 

mischte 

| bahnen 

j bahnen 

bahnen 

1 

1 



i n P 

r o z e n 

ton 

. 


Güter. i 

90,5 J 

90 

1 

77 

65 

80 

78 

90 

Gepäck . 

7 1 

6 

21 

34 ' 

20 

22 

10 

Tiere . 

2,5 ; 

1 4 ; 

2 

1 

1 

l — 



Die Zusammensetzung der Einnahmen aus dem Frachtverkehr ist bei 
den regelspurigen Talbahnen ganz ähnlich wie bei den Hauptbahnen, was 
auf der Gleichheit der Verkehrsaufgaben beider Bahngruppen beruht 

Bei den schmalspurigen und gemischten Bahnen tritt der Gepäckverkehr 
mehr in den Vordergrund, weil diese beiden Bahngruppen, namentlich die 
letzte, schon einen erheblichen Fremdenverkehr haben. Von den schmal¬ 
spurigen Bahnen sei beispielsweise auf die Rhätische Bahn und die Mon¬ 
treux-Oberlandbahn hingewiesen, von den gemischten Bahnen auf die Visp- 
Zermattbahn, die Brünigbahn, die Stansstad-Engelbergbahn und die Berner 
Oberlandbahn, die je zu einem größeren Kurort hinführen (Montreux, 
Gstaad, St Moritz, Davos, Zermatt, Meiringen und Engelberg). Auch alle 
Bergbahnen, an deren Ende sich ein Gasthof befindet, erreichen höhere 
Einnahmen aus dem Gepäckverkehr, denn es ist bekannt, daß die Fremden 
in der Schweiz viel Gepäck mit sich führen. 

Es soll hier noch untersucht werden, wie sich das Einnahmeverhältnis 
zwischen Stückgut und Wagenladungsgut gestaltet Hierzu wurde ange¬ 
nommen, daß der mittlere Tarif der Wagenladungsklassen rund */**) jenes 

1 ) Vergl. hierüber die Tafeln 8 bis 13, S. 31 bis 38. 
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der Stückgutklassen betrage, ferner daß der mittlere Ausnahmetarif gegen¬ 
über letzterem im Durchschnitt nochmals um 30 % verbilligt sei. Daraus 
und aus dem Beförderungsverhältnis von Stückgütern zu Wagenladungs- 
gütem berechnet sich das Einnahmeverhältnis bei den Hauptbahnen wie 
1 :6, bei den regelspurigen Talbahnen wie 1 :5,6, bei den schmalspurigen 
und gemischten Bahnen wie 1 :3,i und 1 : 2 , 5 , und endlich bei den Zahn¬ 
radbahnen wie 1 : 1 , 5 . Teilten sich beispielsweise bei den regelspurigen Ne¬ 
benbahnen 100 t Gut nach dem Verhältnis von 1 : 11 in 8,3 t Stückgut und 
91,7 t Wagenladungsgut, so würden demnach die aus dem Stückgut er¬ 
zielten Einnahmen mit rund 15 %, die aus den Wagenladungen nur noch 

* 

mit rund 85 % zu den Gesamteinnahmen aus der Fracht beitragen. Ferner 
läßt sich aus diesen Verhältnissen deutlich ersehen, wie die Einnahmen aus 
dem Wagenladungsverkehr von den Hauptbahnen gegen die Vergnügungs- 
bahnen hin abnehmen und die aus dem Stückgut erzielten mehr und mehr 
in den Vordergrund treten. Bei den Zahnradbahnen sind beide ungefähr 
gleich groß, bei den Hauptbahnen überwiegen die ersteren mit einem sechs¬ 
fachen Betrage. 

Folgende Zusammenstellung gibt die prozentualen Einnahmen aus 
dem Personenverkehr nach Klassen und nach Fahrten getrennt wieder. 


Prozentuale Einnahmen aus dem Personenverkehr, 

nach Klassen und nach Fahrten getrennt. Tafel 22. 
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28 
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12 
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Im Verhältnis zur Hauptbahn ist bei den Reibungstalbahnen der Pro¬ 
zentsatz von Reisenden der dritten Klasse bedeutend größer. Das ist ein¬ 
mal auf den kürzeren Reiseweg bei den Nebenbahnen zurückzuführen, der 
ohne zu große Unbequemlichkeit in der dritten Wagenklasse zurückgelegt 
werden kann. Sodann wird ein guter Teil der Personeneinnahmen der Ne¬ 
benbahnen von der die Bahn bereisenden Bauernbevölkerung herrühren. 
Diese benutzt in ihrem angeborenen Sparsinn fast ohne Ausnahme die billig¬ 
ste Wagenklasse. 

Bis heute führt nahezu die Hälfte aller Schmalspurbahnen, d. h. 24 
von 55 Unternehmungen, den einfachen Betriebsverhältnissen und der nur 
kurzen Reisedauer entsprechend die Einheitsklasse. Diese einfache 
Betriebsweise ‘bringt der betreffenden Eisenbahngesellschaft den Vorteil 
einer besseren Wagenausnutzung mit sich. Ferner können für die Ein¬ 
heitsklasse verhältnismäßig höhere Fahrpreise erhoben werden. 

Die Einheitsklasse läßt sich allerdings nur dort mit wirtschaftlichem 
Vorteil gegenüber der Zweiklassen-Einrichtungen durchführen, wo die Rei¬ 
senden in der Hauptsache aus der Landesbevölkerung stammen. Dies wird 
bei den meisten Überlandnebenbahnen der Fall sein, auch bei vielen Vergnü¬ 
gungsbahnen, die im wesentlichen von der einheimischen Bevölkerung benutzt 
werden. Bei ausgesprochenen Fremdenverkehrsbahnen hingegen würde 
die Einklassenordnung nicht zweckmäßig sein,-weil dort die Reisenden in 
zwei scharf getrennte Gesellschaftsklassen zerfallen, in die Fremden und 
in die Anwohner. In einem solchen Falle wäre es unwirtschaftlich, jene 
zu billigerem Preise zu befördern, als sie ihn beim Vorhandensein einer 
Polsterklasse bezahlen. Zudem wäre es ungerecht, von der einheimischen 
Bevölkerung einen gleich hohen Fahrpreis zu fordern, wie von den die 
Bahn nur wenig benutzenden Fremden. Bei den gemischten .Bahnen, die 
zum Teil ausgesprochene Fremdenverkehrsbahnen sind, wachsen die Ein-, 
nahmen aus der zweiten Klasse gegenüber den anderen Talbahnen um das 
Dreifache an. Diese betragen hier rund ein Drittel der aus dem Personen¬ 
verkehr herrührenden Einnahmen. So brachte die Polsterklasse der Mar- 
tigny-Chätelardbahn 37,8 %, der Visp-Zermattbahn 37,5 %, der Stansstad- 
Engelbergbahn 37,2 % und der Montreux-Oberlandbahn 27 % der Einnahmen 
aus dem Personenverkehr. Die Zahnrad- und Seilbahnen führen fast aus¬ 
nahmslos nur die Einheitsklasse. Auch die Uetlibergbahn würde eine solche 
mit Vorteil einführen, weil bei ihr die zweite Klasse nur 15 % der gesamten 
Personeneinnahmen einbringt. 

Sowohl bei den Hauptbahnen als auch bei den Talbahnen werden aus 
den Hin- und Rückfahrkarten die 2- bis 2,5 fachen Einnahmen der einfachen 
Fahrkarten erzielt Die Beliebtheit der Rückfahrkarten beruht nicht nur 
auf der Preisermäßigung, sondern auch auf der Bequemlichkeit der einmali¬ 
gen Lösung für zwei Fahrten. Nicht zuletzt liegt der Grund in ihrer langen 
Gültigkeitsdauer von 10 Tagen. Bei den Zahnrad- und Seilbahnen wächst 
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der prozentuale Anteil der Einnahmen aus den Rückfahrkarten sogar auf 
das 5- und 12fache an, weil bei entsprechend billiger Rückfahrkarte diese 
Bahnen keinen anderen Wettbewerb, auch nicht den des Fußgängers, zu 
befürchten haben. Zudem spielen bei den Bergbahnen einfache Fahrten 
keine große Rolle, da diese Bahnen in der Regel nicht zur dauernden Auf¬ 
enthaltsverlegung, auch nicht zu Rundreisen benutzt werden, bei denen zur 
Rückfahrt eine andere Wegrichtung eingeschlagen wird. 

Anders liegen die Verhältnisse bei der Arth-Rigibahn, die mehr berg- 
als talwärts benutzt wird, indem der von der Arther Seite kommende Rigi¬ 
besucher gewöhnlich den landschaftlich reizvolleren Abstieg nach demVier- 
waldstätter-See unternimmt. Demzufolge überwiegen bei der Arth-Rigibahn 
die Einnahfhen aus den einfachen Fahrkarten die aus den Hin- und Rück¬ 
fahrkarten um ungefähr den doppelten Betrag. 

Auffallend ist der hohe prozentuale Anteil an den Einnahmen, die 
durch andere Fahrpreisermäßigungen erzielt werden.. Bei den Hauptbahnen 
stammen diese Einnahmen namentlich aus der Nachfrage nach den stark er¬ 
mäßigten Landeskarten. Bei den Nebenbahnen lassen sie sich auf die 
früher besprochenen, zahlreichen anderen Tarifermäßigungen zurückführen. 

6 . Nebeneinnahmen. 

Während den Nebeneinnahmen bei den Schmalspurbahnen und ge¬ 
mischten Bahnen nur ein geringer Anteil an den gesamten Betriebseinnahmen 
zukommt, nach Zahlentafel 20 a nur rund 2 %, wachsen sie bei den regel- 
spurigen Talbahnen und Bergbahnen auf 5 % und 6 % an. Sie steigern sich 
von 300 Fr./km bei den Schmalspurbahnen auf rund das Dreifache, bei den 
regelspurigen Bahnen, ja sogar auf das Zehn- und Zwölffache bei den Zahn¬ 
rad- und Seilbahnen. 

Unter Berücksichtigung dieser Nebeneinnahmen sind die gesamten Be¬ 
triebseinnahmen, die mit E ? bezeichnet werden sollen, etwas größer als die 
reinen Betriebseinnahmen E r , die sich aus den Einnahmen für Fracht- und 
Personenverkehr zusammensetzen. Es kann daher die Gesamtbetriebsein¬ 
nahme als ein Vielfaches der reinen Beförderungseinnahme aufgefaßt und 
wie folgt dargestellt werden: 

E*=*E r ..(12 

worin q ein unechter Bruch ist, d. h. das Verhältnis E g : E r wieder¬ 
gibt. Sein Wert für die verschiedenen Bahnklassen ist in der letzten Spalte 
der Zahlentafel 20 a aufgeführt.- 

Die verhältnismäßig hohen Nebeneinnahmen einerseits bei den regel¬ 
spurigen Talbahnen, andererseits bei den Bergbahnen rühren von den beson¬ 
deren Betriebsverhältnisaen und Zweckbestimmungen dieser beiden Bahn- 
gruppen her. 
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Bei den regelspurigen Bahnanlagen werden sie durch Pacht- und 
Mietzinse ihrer auf den anschließenden Hauptbahnen mitrollenden Wagen 
und Lokomotiven hervorgerufen. So buchte hierfür die Tösstalbahn in ihrer 
Betriebsrechnung für 1913 unter dem Sammelbegriff „Verschiedene Einnah¬ 
men": 31 850 Fr., was auf das km 800 Fr. ergibt. Die Seetalbahn erzielte 
daraus Einnahmen von 340 Fr./km. 

Den Vergnügungsbahnen fließen die hauptsächlichsten Nebeneinnah¬ 
men aus der Verpachtung von Wirtschaften und Reklameflächen zu. So 
betrugen sie im Jahre 1913 bei der Jungfrau- und Arth-Rigibahn je rund 
13 000 Fr./km und bei der Wengern&lpbahn rund 1200 Fr./km. Die auf das 
km bezogenen Nebeneinnahmen der Jungfrau- und Arth-Rigibahn nehmen 
zum Teil darum diese Höhe an, weil sie sich nur auf eine kleine Anzahl von 
Kilometern beziehen. Bei größerer Bahnlänge würden sie von selbst her¬ 
untersinken, da sie mit dieser nicht Schritt halten. 

Weil bei den Schmalspurbahnen, zumal den Überlandnebenbahnen, die 
Voraussetzungen fehlen, die den regelspurigen Tal- und Bergbahnen diese 
oft recht erheblichen Nebeneinkünfte bringen, findet sich bei ihnen auch nur 
der geringe Durchschnittsbetrag von 300 Fr./km. 

Andere, bei allen Bahngattungen vorkommende Nebeneinnahmen, die 
aber größtenteils nur geringe Beträge ausmachen, werden beispielsweise 
durch die Verpachtung von Böschungen, Lagerplätzen und Schuppenräumen 
gewonnen. 

Zu den Nebeneinnahmen sind ferner die Einkünfte zu rechnen, die 
z. B. durch die Übernahme des Posttelegraphendienstes oder durch die Ge¬ 
schäftsführung der Verwaltungsstelle erzielt werden. So erhielt die Bahn 
Frauenfeld—Wil für das Jahr 1909 für die Geschäftsführung des Unfall- 
Verbandes 2500 Fr. Eine eigenartige Nebeneinnahme, die recht deutlich 
zeigt, wie die Bahngesellschaften oft gar nicht zum Betrieb gehörende Ge¬ 
schäfte betreiben, bestand bei derselben Bahn in einer Provision für Salz¬ 
verkauf in Höhe von 482 Fr. Die zuletzt genannten Nebeneinkünfte sind 
jedoch selbst da, wo sie auftreten, meist nur ganz gering im Verhältnis 
zu den anderen Nebeneinnahmen. Sie beliefen sich beispielsweise bei der 
Frauenfeld-Wilbahn auf 170 Fr./km, bei der Südostbahn für das Jahr 1913 
auf 90 Fr./km und bei der Sihltalbahn auf nur 62 Fr./km. 

Weitere Nebeneinnahmen fließen den Bahnen aus der Postvergütung 1 ) 
durch den Bund zu. Diese werden in den Betriebsrechnungen der einzelnen 

4 ) Nach Artikel 4 des Nebenbahngesetzes erhalten Nebenbahnen, die nicht 
Bestandteile des Netzes der Hauptbahn sind, für die Beförderung der Fahrpost- 
stücke die volle Eilgutgebühr oder dio höchste Gütergebühr, und da, wo Bolche nicht 
bestehen, dio volle Gepäckgebühr. - Diese Entschädigung wird auf Grund des monat¬ 
lichen Gesamtgewichtes der Fnhrpoststücke ermittelt. Für die zur Postbeförde¬ 
rung nötigen Beamten und Schaffner wird ferner eino Entschädigung von 
2 Rp. für das Fahrkm. gewährt. Von gleicher Höhe ist die Vergütung für das 
Axkilometer bei Mitführung eines Bahnpostwagens. Seine Unterhaltung 
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Unternehmungen zumeist in einer Summe aufgeführt. In der Statistik er¬ 
scheinen sie aber zum Teil unter den Einnahmen aus Gütern, zum Teil unter 
den persönlichen Einnahmen, letzteres, soweit sie aus der Beförderung 
von Bahn-Postbeamten herrühren. Zusammengerechnet bilden sie eine 
Durchschnittseinnahme von rund 275 Fr./km 1 ). Sie machen daher nur 
einen kleinen Teil der reinen Betriebseinnahmen aus. Bei den Talbahnen 
sind sie besonders hoch und betragen 1,5 bis 2 %. 

Neben den genannten, in der Betriebsrechnung gebuchten Nebenein¬ 
nahmen ist noch auf weitere in der Gewinn- und Verlustrec hnun g erschei¬ 
nende Nebeneinnahmen aufmerksam zu machen. Diese rühren aus der 
Verzinsung flüssiger, nicht im Bahnbau angelegter oder im Betrieb mitarbei¬ 
tender Gelder her*). Sie betrugen beispielsweise für das Jahr 1913 bei der 
Berner Oberlandbahn 1270 Fr./km, bei der Tößtalbahn 200 Fr./km, bei der 
Bremgarten-Dietikonbahn 134 Fr./km und endlich bei der Uetlibergbahn nur 
1 ,to Fr./km. Sie sind um so größer, je kräftiger eine. Bahn geldlich dasteht 
und je günstiger ihre Jahreserträge ausfallen. 


fällt jedoch der Post zu. Anders verhält es sich bei den Hauptbahnen, denen nach - 
wie vor die'kostenloso Beförderung sowohl des Bahnpostwagens als auch der 
dazu gehörigen Beamten obliegt. Auch erhalten sie nur für die nichtregal¬ 
pflichtigen Fahrpoststücke, also für solche, deren Gewicht 5 kg übersteigt, 

75 % der Gepäcktaxe; 25 % derselben zieht die Post für sich ein, weil sie die 
Abfertigung auf eigene Kosten zu übernehmen hat 

*) Die auf Grund der Fahrpoststücke crmittelto Entschädigung bewegt sich 
lei den einzelnen Bahnen zwischen 100 und 500 Fr./km, je nach Umfang der 
von ihnen zu bewältigenden Postsendungen. So wurden für das Jahr 1913 der 
Sihltalbahn 110 Fr., der Bahn Frauenfeld—Wil und der Tößtalbahn je 200 Fr., 
der Südostlahn 310 Fr., der Wynentalbahn 320 Fr. und endlich der Appenzeller 
Straßenbahn 500 Fr. auf das Bahnkilometer vom Bund vergütet. Als Mittel 
können hierfür 275 Fr./km angenommen werden. 

Zur Zeit der Entsiehung des Nebenbabngesetzes berechneten sich die Selbstkosten 
der Postbeförderung bei der Seetalbahn aut 280 Fr./km. bei der Langental-Huttwil- 
bahn auf 295 Fr./km, bei der Huttwil-Wolhuscnbahn auf 250 Fr./km und bei der 
Emmentalbahn auf 200 Fr./km. Da sich diese im Laufe der dazwischen liegenden 
Jahre mit dem Anwachsen der Postbefürderungen gleichfalls vermehrt haben 
dürften, würde die derzeitige, im Durchschnitt genommene Postvergütung von 
275 Fr7km kaum mehr die den Bahnen entstehenden Selbstkosten decken. Zum 
Teil überstiegen sie diese bereits im Jahre 1899. Die Betriebsbeiträge durch 
den Bund sind demnach sehr bedingte und an eine im Wert höherstehende Gegen¬ 
leistung gebunden. Dies tritt namentlich dort deutlich zu Tage, _wo die Gesell¬ 
schaften zur Mitführung von besonderen Bahnpostwagen verpflichtet sind. 

Zufolge der im E. G. von 1S72 niedergelegten Bestimmungen über die Post- 
boförderungen belief sich für das Jahr 1899 die Vergütung hierfür bei der See- 
lalbahn auf 30 Fr./km, bei der Langental-Huttwillbahn auf 20 Fr7km, bei der 
Emmentalbahn auf 14 Fr./km und bei der Huttwil-Wolhusenbahn sogar nur auf 
12 FrTkm. 

Demnach kann die durch das N. G. festgelegte Postvergütung dennoch als 
ziemlich crheblicho Einnahmequelle aufgefaßt werden. 

*) Außer dem Kassenbestand sind- die flüssigen Gelder in Wertpapieren 

angelegt. 

Archiv für Eisenbahnwesen, 1919. 17 
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Weitere in der Gewinn- und Verlustrechnung erscheinende Einnahmen, 
die aus den verschiedenen Fonds und Reserven zufließen, haben nur den 
Charakter einer Saldobuchung. • 

7. Beihilfen Dritter. 

Durch Beihilfen Dritter fließen den Nebenbahnen oft recht namhafte 
Einkünfte zu. Diese, obgleich auch von Nebengeschäften herrührend, bilden 
insofern eine Gruppe für sich, als sie nur ganz mittelbar mit dem eigent¬ 
lichen Bahnbetrieb Zusammenhängen. Rein äußerlich wird für sie daher 
auch eine andere Buchungsform gewählt. Während die Nebeneinnahmen 
schon in der Betriebsrechnung erscheinen, werden Beihilfen Dritter erst in 
der Gewinn- und Verlustrechnung gebucht. 

Gewöhnlich bilden eie ein besonderes Merkmal von Berg- und Ver¬ 
gnügungsbahnen. 

Beihilfen Dritter hängen nur noch ganz lose mit dem Bahnbetrieb zu¬ 
sammen und haben im engeren Sinne des Wortes mit ihm nichts anderes 
gemein, als die Geschäftsstelle. Sie stammen beispielsweise Äs der Ver¬ 
pachtung von Gasthöfen, der Vermietung von Beamten- und Dienstwohnhäu- 
sern und aus der Abgabe von elektrischer Kraft. Die Geldanlage in derlei 
Nebengeschäften betrug im Jahre 1905 7 % der Gesamtanlagekosten und 
sank mit dem Jahre 1914 auf 5,5 %. Diese Bewegung kann hauptsächlich 
auf einen prozentualen Rückgang im Liegenschaftenbesitz zurückgeführt 
werden. An Nebengeschäften beteiligen sich die regelspurigen Talbahnen 
am wenigsten mit nur rund 1 %. Der hohe Anteil der Seilbahnen fällt hin¬ 
gegen unmittelbar auf. So beanspruchten deren Nebengeschäfte für 
das Jahr 1914 rund ein Drittel ihrer Gesamtbaukosten, für das Jahr 1905 
sogar rund zwei Drittel. Es lagen also damals in Nebengeschäften mehr 
Gelder gebunden, als auf den eigentlichen Bahnbau verwendet wurden. 

Diese Erscheinung rührt namentlich von Geldanlagen in Gasthof¬ 
gebäuden her, an denen die Bergbahnen im Jahre 1914 mit rund 8 Millionen 
Franken beteiligt waren. Dieser Anlagebestand hat sich seit dem Jahre 
1905 verdoppelt. Bei den Talbahnen stehen hingegen die sozialen Einrich¬ 
tungen im Vordergrund. Die Aufwendungen hierfür betrugen bis zum 
Jahre 1914 rund 2,5 Millionen Fr. Derartige Ausgaben finden sich bei den 
Bergbahnen wiederum nur in ganz kleinem Maße (rund 50 000 Fr. bei 
Zahnradbahnen). 

Andere Beihilfen Dritter, allerdings nur bedingte, fließen den Neben¬ 
bahnen aus den an sie geldsteten Betriebsunterstützungen zu. 

Auf Gewinn- und Verlustrechnung gebuchte Einkünfte aus Gasthof¬ 
betrieben gehen im Falle einer Unterbilanz in Ausgaben über und 
verwandeln sich demgemäß in Beihilfen an Dritte. Vor solchen Zufällig- 
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beiten werden sich die Gesellschaften in den meisten Fällen durch eine Ver¬ 
pachtung des Gasthofes sichern. Der Ausgleich zwischen den verschiedenen 
Jahreseinkünfteh ist dann Sache des Pächters, während der Bahn eine jähr¬ 
lich gleichbleibende Summe als Nebeneinnahme zufließt. Auch bei schlech¬ 
tem Geschäftsgang des Gasthofes ist die Gesellschaft gegenüber dem eigenen 
Betrieb im Vorteil, weil so an einem etwaigen Verlust zwei Parteien, nament¬ 
lich aber der Pächter, zu tragen haben. 

Als Beispiel sei hier zunächst die Uetlibergbahn erwähnt, die aus der 
Verpachtung ihrer Bergliegenschaften für das Jahr 1913 nach Abzug aller 
Abschreibungen einen Gewinn von 14 677 Fr. erzielt hat. Auf das km 
Bahnlänge berechnet sich diese Summe zu rund 1600 Fr. und beträgt dem¬ 
nach 14,5 % ihrer reinen Betriebseinnahmen. Diese beliefen sich für das 
gleiche Jahr auf 11500 Fr./km. Die Brienz-Rothornbahn konnte im Jahre 
1912 rund 500 Fr./km aus ihrem auf dem Brienzer - Rothorn betriebenen 
Gasthof ziehen, was rund 9 % ihrer reinen Betriebseinnahmen ausmachte. 
Die Berner Überlandbahn erzielte laut Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Jahr 1913 aus Nebengeschäften rund 980 Fr./km, also im Verhältnis zu 
ihren reinen Betriebseinnahmen 3 %. Die Einkünfte aus den Nebengeschäf¬ 
ten setzen sich hier zusammen aus denen für die Verpachtung der Gast¬ 
hofbetriebe auf der Bchynigen-Platte und in Breitlauenen und des Post- und 
Telegraphengebäudes in Grindelwald. Ferner flössen ihr Einnahmen aus 
der Vermietung der Angestellten-Wohnhäuser in Zweilütschinen und des 
Verwaltungsgebäudes in Interlaken zu. Als letztes Beispiel dieser Art sei 
noch die Rhätische Bahn aufgeführt, die für das Jahr 1913 Betriebsüber- 
schttsse aus folgenden Nebengeschäften erzielte: Aus der Verpachtung 
zweier Gasthöfe und der Vermietung von Dienst- und anderen Wohnhäu¬ 
sern rund 2800 Fr. u aus der Verpachtung der Wasserleitung Seewies-Land- 
quart und der Eraftabgabe aus dem Elektrizitätswerk in Landquart rund 
22000 Fr. Zusammen ergab dies eine Nebeneinnahme von rund 200 Fr./km 
oder von 0,e % der reinen Betriebseinnahmen. 

Daraus läßt sich erkennen, daß die auf da3 km berechneten und auf 
die reinen Betriebseinnahmen bezogenen Nebeneinnahmen um so größer 
sind, »je mehr die Bahn den Charakter einer Vergnügungsbahn annimmt 
und je geringer ihre Ausdehnung ist. Bei reinen Bergbahnen kann das Ver¬ 
hältnis im Mittel zu 10 % der Betriebseinnahmen angenommen werden. Es . 
sinkt bei den an Ausdehnung schon längeren gemischten Bahnen auf rund 
3 %, um bei den Reibungsbahnen sogar nur noch einen Bruchteil eines Pro¬ 
zents auszumachen. 

Betriebsunterstützungen flössen beispielsweise der Bremgarten-Dieti- 
konbahn von den S. B. B. im Betrage von rund 1100 Fr./km zu. Sie sind 
aber an die Betriebsübernahme der 7 km langen Bahnstrecke Bremgarten— 
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Wohlen geknüpft. Durch den Betrieb dieser Linie erwuchs ehedem den 
S. B. B. ein gleich hoher Ausfall. Ferner erhielt die Straßenbahn Schaffhau¬ 
sen—Schleitheim zur Deckung ihres Betriebsausfalls für dal Jahr 1910 eine 
kantonale Beihilfe von rund 1200 Fr./km. Auch der Brienzerseebahn wer¬ 
den während ihrer ersten 10 Betriebsjahre zur Deckung ihrer vorausberech¬ 
neten Betriehsausfälle jährlich kantonale Beihilfen von rund 2500 Fr./km zu¬ 
kommen. 

Vergleicht man endlich noch die Einnahmen aus den Nebengeschäften 
mit dem Betriebsüberschuß, so erkennt man, daß dieser bei der Uetliberg- 
bahn in der Höhe von rund 6700 Fr. allein aus dem Nebengeschäft herrührt, 
indem hier für das Jahr 1913 die reine Bahnunternehmung einen Fehlertrag 
von 8002 Fr. aufwies. Bei der Brienz-Rothornbahn vermochte der aus dem 
Gasthofbetrieb stammende Einnahmeüberschuß den sich aus dem Bahn¬ 
betrieb ergebenden Minderertrag von 12 500 Fr. auf 7500 Fr. zu verringern. 
Zu dem Betriebsüberschuß der Räthischen Bahn, der Niesen- und Berner Ober¬ 
landbahn trugen die Einnahmen aus den Nebengeschäften mit 1,5 bis 5 % bei. 

Wie den ersten Beispielen zu entnehmen ist, wird der Reingewinn, 
sofern überhaupt ein solcher zustande kommt, häufig gar nicht vom Bahn¬ 
betrieb, sondern vom Nebengeschäft erbracht. Bei kleineren, wenig ertrag¬ 
reichen Bergbahnen bildet daher Bahnbetrieb und Gasrthofbetrieb ein Gan¬ 
zes. Beide sind für sich allein nicht lebensfähig. 

Zusammenfassung. 

Faßt man das über die Einnahmen Gesagte kurz zusammen, so ge¬ 
langt man zu dem Ergebnis, daß die schweizerischen Nebenbahnen im 
Durchschnitt nicht die Einnahmen erzielen, die einen befriedigenden Ertrag 
erwarten ließen. Das ist darauf Zurückzuführen, daß der Tarifsatz 
trotz seiner zum Teil erheblichen Höhe weder den Baukosten 
noch den Betriebserschwernissen entspricht. Schon 
durch die geringe Erhöhung der Tarife um 15 bis 20% könnte 
einer Reihe von Nebenbahnen wirksam geholfen werden. 

Eine Besonderheit in den Einnahmeverhältnissen der schweizerischen 
Nebenbahnen liegt darin, daß ihnen nicht nur durch den eigentlichen 
Bahnbetrieb, sondern häufig auch aus von ihnen betriebenen N e b eh g e - 
schäften namhafte Einkünfte zufließen. Im Jahre 1914 waren 
rund 31 Mill. Fr. in Nebenbetrieben angelegt, wovon IIV 2 Millionen Franken 
allem auf die Seilbahnen kamen. Diese Summe macht hier rund ein 
Drittel der gesamten Baukosten aus. Demzufolge bilden bei Seilbahnen 
Nebenbetrieb und Bahn häufig ein untrennbares Ganzes, während bei den 
anderen Bahngattungen das Nebengeschäft mehr in den Hintergrund tritt. 

(Fortsetzung folgt.) 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Emdens Handel und Verkehr. 

Von F. A. Krefter, 

Eisenbahn-Verkehrskontrolleur ln Münster i. W. 

(Mit 3 Tafeln.) 

(Schluß) i). 


D, Der Bau des Außenhafens. 

‘ Noch bevor der Dortmund—Emshäfen-Kanal fertiggestellt war, brach 
eich die Erkenntnis Bahn, daß die neuen Anlagen nur dann einem größeren 
Umschlagverkehre genügen würden, wenn der Hafen Seeschiffe von erheb¬ 
lich größerem Tiefgange aufnehmen konnte. Massenartikel, wie sie für 
den Transport auf dem Dortmund—Ems-Kanal in Aussicht genommen 
waren, ließen sich nutzbringend nur auf Seeschiffe von größten Ab¬ 
messungen verfrachten. Solche konnten jedoch die vorhandene Emder 
Seeschleuse trotz ihrer Drempeltiefe von 6,7 m nicht passieren, weil diese 
mit gewölbtem Boden gebaut ist, während die größeren Seeschiffe neuerer 
Bauart flachbödig sind. 

Es blieb daher nur die Wahl, sofern der Emder Hafen mit dem be¬ 
nachbarten Auslandshafen Rotterdam konkurrenzfähig werden sollte, ent¬ 
weder eine neue, den größten Anforderungen entsprechende Seeschleuse zu 
bauen oder den Außenhafen so auszugestalten, daß er die größten Seeschiffe 
aufzunehmen imstande war. Man entschied sich zunächst für den Ausbau 
des Außenhafens, hauptsächlich aus der Erwägung, daß ein ohne Schleusen 
jederzeit erreichbarer Seehafen nicht nur für einen raschen Umschlagver¬ 
kehr, sondern auch für die Übernahme von Bunkerkohle für große Dampfer 
die meisten Vorteile biete. Schon durch den Staatshaushaltsetat für 1899 
wurden die ersten Mittel für diesen Bau, der auf 2229 000 M veranschlagt 
worden, bereitgestellt. Die Arbeiten wurden sofort in Angriff genommen 
und mit allen Kräften gefördert. Die Pläne wurden indes bald erheblich 

>, Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 75. 
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erweitert, als die beiden größten deutschen Reedereien, die Hamburg- 
Amerika-Linie in Hamburg und der Norddeutsche Lloyd in- Bremen, 
Sr. Majestät dem Kaiser und König bei der feierlichen Eröffnung des 
Dortmund-Ems-Kanals im August 1899 erklärten, sie würden ihren Betrieb 
auf den Dortmund-Ems-Kanal und den Emder Hafen ausdehnen, sofern 
die Unterems und der Emder Hafen so ausgebaut würden, daß sie für ihre 
großen Seedampfer benutzbar wären. Der Landtag bewilligte bereits für 
1900 noch 5 3Ö4 000 JC nach, so daß für den weiteren Ausbau des Hafens 
jetzt 7 613 000 <M zur Verfügung standen. 

Großarüge Anlagen waren es, die nun im Außenhafen entstanden und 
Emden zum wirklichen Großseehafen machten. Die Sohle des Hafens wurde 
auf 11,5 m unter Mittelhochwasser ausgebaggert, so daß selbst bei Niedrig¬ 
wasser-Springzeit Seeschiffe von 8 m Tiefgang noch flott bleiben. Der 
Unterschied zwischen Mittelhochwasser, und Niedrigwasser beträgt nämlich 
im Außenhafen gewöhnlich 2,9 m. Der Hafen ist ein offener, d. h. den Ein¬ 
wirkungen von Ebbe und Flut ausgesetzt und wird durch große Pump¬ 
bagger ständig von Schlick freigehalten; seine Länge beträgt 1400 m, die 
Sohlenbreite 94 m, die Spiegelbreite rd. 125 m. 

Da der Hafen von Nordost nach Südwest verläuft, die schweren 
Stürme an der Nordseeküste aus Nordwesten wehen, bildet der Außenhafen 
für die Schiffe ein ruhiges und sicheres Becken. Das Hafengelände selbst 
ist gegen etwaige Sturmfluten aus Nordwesten durch einen Schutzdeich ge¬ 
sichert, dessen Krone noch 4,3 m über Mittelhochwasser liegt. 

Zur Erleichterung der Einfahrt in den Hafen wurde an der Westseite 
eine massive, auf Pfahlrost gegründete Mole von 215 m Länge erbaut und 
an diese eine 850 m lange Kaimauer angeschlossen, deren Oberkante 2,o m 
über Mittelhochwasser liegt, also bei hohen, jedoch selten vorkommenden 
Sturmfluten qoeh überschwemmt wird. Eine völlig sturmflutfreie Lage 
würde den Verkehr zwischen Schiff und Kai wesentlich erschwert haben. 
Hinter der Kaimauer, etwa 50 m von der Molenwurzel, wurde ein elektrisch 
betriebener hochragender Kran von 40 t Tragkraft, 13 m Auslegerweite 
über Uferkante hinaus und 28,8 m Hubhöhe zur Verladung besonders 
schwerer Gegenstände errichtet. Die an den Kran anschließende Kaifläche 
wurde zunächst für die Verladung von Massenartikeln freigehalten, auf der 
folgenden Strecke errichtete die Bauverwaltung 2 Kaischuppen nach Ham¬ 
burger Vorbild, den ersten von 4100 qm Grundfläche (einschl. der Lade¬ 
bühnen) für die Hamburg-Amerika-Linie nebst einem massiven Verwal¬ 
tungsgebäude, den zweiten von 8200 qm Grundfläche für die Westfälische 
Transport-Aktiengesellschaft in Dortmund, ebenfalls mit einem Anbau zu 
Wohn- und Bureauzwecken. Die Schuppen sind 80 und 160 m lang uni 
je 45,2 m tief, ihre Böden liegen 4,07 m über Mittelhochwasser, also sturm- 
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flutfrei. Die Schuppen erhielten auf der Wasserseite 10 elektrisch betrie* 
bene fahrbare Portalkräne von je 3,25 t größter Tragkraft und 10 m Ausla« 
düng über die Vorderkante der Kaimauer, auf der Landseite drei ebenfalls 
elektrisch betriebene Wandkräne von je 1,5 t Tragjkraft. Eine für die Kohlen- 
und Koksausfuhr besonders wichtige Anlage, der Kohlenkipper, wurde 
ungefähr am Ende der Kaimauer ausgeführt und mit den erforderlichen 
Zu- und Ablaufgleisen, Drehscheiben und elektrischen Spills sowie eindr 
Zentesimalwage ausgerüstet. Der Kohlenkipper wird ebenfalls elektrisch 
betrieben und kann stündlich 12 beladene Eisenbahnwagen heben und bei 
jedem Wasserstande in Schiffe entleeren. Auf der letzten Strecke der west¬ 
lichen Hafenseite wurde das Empfangsgebäude für den Personenverkehr 
mit einer beweglichen Landungsbrücke hergestellt, die sich dem jeweiligen 
Wasserstande anpaßt und den Verkehr zwischen Schiff und Bahnsteig ver¬ 
mittelt. 

Auf der Ostseite des Außenfahrwassers wurden zunächst keine be¬ 
sonderen Hafenanlagen ausgeführt; das Ufer erhielt dort teils ein Bohlwerk, 
teils einen abgepflasterten Buschdamm. Vor dem Ostufer sind 14 kräftige 
Seedelben zum Festmachen für solche Seeschiffe hergestellt, die Massen¬ 
güter zum unmittelbaren Überladen.in Kanalleichter bringen oder aus diesen 
übernehmen. Der Außenhafen bietet an den Kais 7—8 und an den Delben 
noch sechs großen Seedampfern Platz, so daß gleichzeitig 13—14 Seeschiffe 
löschen und laden können. 

Mit der bereits 1901 erfolgten Übergabe der neuen Hafenanlagen an 
den Verkehr wurde zugleich die neue Eisenbahnstation Emden Außenhafen 
für den Personen- und fast unbeschränkten Güterverkehr eröffnet. Es fehlte 
nur noch eine feste Rampe für die Verladung von Vieh und Fahrzeugen im 
Übergangsverkehr von der Eisenbahn zum Schiff. Der neue Bahnhof kann 
gleichzeitig 350 Wagen, ohne in seinem Rangiergeschäft gestört zu werden, 
aufnehmen und 120 Wagen zur Überladung in den beiden an der Kaimauer 
entlang führenden Gleisen stellen. Der Außenhafen wurde durch Beschluß 
des Bundesrats vom 7. Februar 1901 zum Freibezirk erklärt und unter Aus¬ 
schluß des Personenbahnhofes mit einem Zollgitter eingefriedigt. Mit 
Wasserleitung, elektrischem Lichte, Straßenbahn- und Motorbootverbindung 
und mit einem ausreichenden Hafenarbeiterpersonal ausgerüstet, konnte 
der Emder Außenhafen mit der rückwärtigen Kanalverbindung mit dem 
Industrierevier Westfallens und Rheinlands die Konkurrenz sowohl 
mit den westlichen Auslandshäfen als auch mit den östlichen deutschen Häfen 
getrost beginnen. Der Emder Außenhafen ist von See ohne Zeitverlust zu 
erreichen, da er nicht durch eine Schleuse abgesperrt ist, er hat für den nach 
dem Osten gerichteten Seeverkehr eine bevorfugte Lage gegenüber Rotter¬ 
dam, Amsterdam und Antwerpen und ist als westlichster deutscher Hafen 
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für den Verkehr nach dem Westen wiederum im Vorteil gegen die anderen 
deutschen Häfen. Die Entfernung nach See (bis zur Ansegelungstonne) ist 
nur bei Rotterdam, Amsterdam und Bremerhaven geringer als bei Emden, 
wenn man die Konkurrenzhäfen in diesem Punkte miteinander vergleicht, 
eie beträgt bei Emden 35 Seemeilen, bei Hamburg 70 Seemeilen, bei Bremen 
66 Seemeilen, bei Bremerhaven 33 Seemeilen, bei Rotterdam 19 Seemeilen, bei 
Amsterdam 14 Seemeilen, bei Antwerpen 50 Seemeilen. Emdens Vorsprung 
im überseeischen Verkehr vor den Elbe- und Weserhäfen ist, was seine 
Lage angeht, augenscheinlich. Haben doch die von Holland und Belgien 
nach Osten fahrenden Schiffe bis zum Feuerschiff Borkumriff 120, 150 bis 
190 Seemeilen zurückzulegen, während von der Außentonne der Weser und 
Elbe bis Borkumriff die Entfernung noch 66 und 79 Seemeilen beträgt 
Wenn auch dieser Vorteil bei der gegenwärtigen Tarifpolitik nicht sehr in 
die Wagschale fällt, so bleibt er im -Zusammenhänge mit einer günstigen 
Zufahrtstraße von See nicht ohne Einfluß auf die Wahl des Verfrachtungs- 
hafens. 

Und dieses ist der springende Punkt für Emdens Weiterentwicklung 
und Konkurrenzfähigkeit gegenüber den benachbarten Welthäfen. Vor 
400 Jahren hatte Emden eine Zufahrtstraße nach und von See, die sich als 
eine der besten bezeichnen ließ und ihm seine damalige Bedeutung im Welt¬ 
handel gab. Diese durch Naturgewalt zerstörte Straße hat die preußische 
Regierung in einer Weise wiederhergestellt, daß sie die Seefahrtstraßen 
nach Antwerpen, Rotterdam, Amsterdam, Bremen und Hamburg in bezug 
auf die Wassertiefe erheblich tibertrifft. Während die genannten Nachbar¬ 
häfen bis zum Jahre 1904 eine durchschnittliche Niedrigwassertiefe von 
8 m auf ihren Zufahrtstraßen noch nicht erreicht hatten, besaß Emden dank 
der umfangreichen Korrektionsarbeiten der- preußischen Regierung auf der 
Unterems eine solche von 10 m Tiefe. Der angesehene holländische Wasser¬ 
bauingenieur Jongherr C. E. W. van Panhins urteilte 1900 in einer bedeuten¬ 
den Fachzeitschrift seines Landes in einer für Emden sehr günstigen Weise, 
indem er auf Grund der Projekte sagte, daß nach September 1901 Schiffe 
mit 80 dm Tiefgang bei allen Wasserständen und mit 90 dm Tiefgang wäh¬ 
rend eines großen Teiles der Tide an Emden herankommen könnten, daß 
aber die Rede davon gewesen sei, die Zugänge aus See auf 120 dm unter 
Vollsee zu bringen, wodurch das Einlaufen von Schiffen mit 90 dm Tief¬ 
gang während der ganzen Tide möglich sein würde. Der Zugang von 
See aus entspreche den höchsten Anforderungen der Schiffahrt und die 
große Tiefe des völlig ungehinderten Zuganges von See aus gebe Emden 
einen Vorsprung vor allen anderen Nordseehäfen. Rotterdam sei zugänglich 
für Schiffe von etwa 78 dm 'ftefgang, doch betrage bei niedrigstem Wasser¬ 
stande die Tiefe durchschnittlich nur 67 dm. Wenn nun Emden, wie wahr- 
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scheinlieh demnächst zu erwarten sein werde, für Schilfe mit 90 dm Tief¬ 
gang bei jedem Wasserstand zugänglich sei, dann werde sich die Konkur¬ 
renz fühlbar machen 

Mit der Begradigung und Vertiefung der Unterems ist ihre Betonnung 
und Beleuchtung, deren Kosten die niederländische Staatsregierung mit der 
preußischen zu gleichen Teilen zu tragen hat, gleichen Schritt gegangen. 
Was auf diesem Gebiete geleistet ist, ist dem auf anderen Strömen Geschaffe¬ 
nen ebenbürtig und für die Schiffer in einer besonderen Segelanweisung für 
Ems niedergelegt Auch der Lotsendienst ist mit der Ausbildung des Emder 
Hafens und seiner Seezufahrtstraße fortgeschritten und in der Lage, allen 
Anforderungen der schiffahrttreibenden Kreise zu entsprechen. 

Vergleicht man Emdens Lage zum Kohlenrevier mit Hamburg, Bre¬ 
men und Bremerhaven unter Zugrundelegung der Eisenbahntarifkilometer 
bis Wanne, so ergibt sich für Emden eine Entfernung von 245 km, für 
Hamburg von 349 km, für Bremen von 237 km und für Bremerhaven von 299 
Kilometern. Diese günstige Lage kommt Emden namentlich beim Bunker- 
kohlenversande zugute, denn es darf mit Sicherheit angenommen werden, 
daß der Emder Hafen in erheblichem Maße zum Einnehmen von Bunker¬ 
kohlen durch die Seedampfer benutzt wird. Als Massengüter für die Ein¬ 
fuhr über Emden waren besonders Erze (schwedische und spanische), Ge¬ 
treide und Holz, als Ausfuhrartikel Kohlen und die Produkte der Stahl- und 
Eisenindustrie in Aussicht genommen. Diese sollten natürlich in erster 
Linie und vorzugsweise über den Kanal verfrachtet, aber je nach Bedarf 
und den Umständen auch mit der Eisenbahn befördert werden. So war 
auch vorgesehen, daß die Seeleichter, die Kohlen von den Zechen direkt 
nach den Seehäfen der Nordsee und Ostsee bringen, ihre Ladungen in der 
Kegel in Emden mit dem Kohlenkipper vervollständigten. Die Leichter 
können auf dem Dortmunder-Ems-Kanal etwa 450 t befördern und erhalten 
im Außenhafen eine Zuladung von annähernd derselben Menge. 

Noch vor der Fertigstellung des Außenhafens hatte sich auf dem 
Kanal ein solcher Verkehr entwickelt, daß die Zahl der Seeschiffe, die im 
Jahre 1900 in den Emder Hafen einliefen, die des Jahres 1898 um etwa 400 
mit einem Mehr-Raumgehalte von.100000 Registertonnen tibertraf. Während 
1898 1135 Schiffe mit 75 525 t ankamen, liefen 1900 1521 Schiffe mit 177 070 t 
ein. An Kanalschiffeni verkehrten 1899 im Emder Hafen 156 mit 89 525 t 
Tragfähigkeit, dagegen 1900 schon 419 mit 175 724 t. In demselben Zeit¬ 
raum war die Zahl der Flußschiffe von 4395 mit 74 485 Registertonnen 
auf 5804 mit 96 380 t gestiegen. Mit welchen Erwartungen man in kauf¬ 
männischen und Reederkreisen dem Verkehr auf dem Dortmund-Ems- 
häfen-Kanal entgegensah, ergibt sich am besten aus der Zahl und 4er 
Leistungsfähigkeit der Betriebsmittel, die für den Kanaldienst im Jahre 1901 
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vorgesehen waren. Die Westfälische Transport-Aktiengesellschaft verfügte 
über 30 Schleppkähne mit einer Gesamttragfälligkeit von 28 500 t, 3 Kanal¬ 
seekähne mit 2675 t Ladefähigkeit, 3 Güterdampfer mit 2700 t und 355 HP. 

Die Schleppschiffahrts-Gesellschaft „Unterweser“ zu Bremen besaß 
eine Flotte von 16 Kanalseekähnen zu je 850 t Ladefähigkeit, 5 Kanalkähnen 
zu je 650 t und 4 Schleppdampfern für den Kanalverkehr. 

Die Gesellschaft „Dortmund-Ems“ hatte 7 Schleppkähne mit einer 
Tragfähigkeit von 3280 t und 2 Schleppdampfer von 100 bzw. 200 HP. zur 
Verfügung. Die Reederei Schulte & Bruns zu Emden und Papenburg stellte 
5 eiserne Seeleichter von je 500 t Tragfähigkeit, 1 Leichter zu 360 t und 
2 Schleppdampfer von 220 HP. in den Dienst. 

Außerdem hatten sich die Emsschiffer, die über 50 Fahrzeuge mit 
einer Gesamttragfähigkeit von 4000 t verfügten, und deren Schiffe dem Lokal- 
verkqhr dienen sollten, zu einer Gesellschaft in Meppen vereinigt. Die 
Flotte, die für die Güterbeförderung auf dem Dortmund-Ems-Kanal bereits 
zu Anfang 1901 zur Verfügung stand, umfaßte danach 134 Fahrzeuge mit 
einer Tragfähigkeit von 60 871 t. Für den Kanal- und See-Schlepp- und 
liugsierdieust besaß die Firma P. W. Wessels Witwe in Emden noch 
2 Dampfer mit 330 HP. 

Von den Betriebsanlagen im Außenhafen pachtete die Hamburg- 
i Amerika-Linie einen 200 m langen Kai mit einem Kohlenlagerplatz von 
5000 qm und einem 4000 qm großen Schuppen nebst den dazu gehörigen 
elektrischen Kränen und Eisenbahnanlageri, dabei die Verpflichtung über¬ 
nehmend, dem Staate das Anlagekapital von 1314 000 M während der ersten 
5 Jahre mit 3, später mit 3 y A % zu verzinsen und die Anlagen, soweit sie 
zeitweilig von der Gesellschaft nicht benutzt werden, dem öffentlichen Ver¬ 
kehre freizugeben. Der Betrieb der für den allgemeinen Verkehr bestimmten 
Anlagen wurde der Westfälischen Transport-Aktiengesellschaft übertragen 
gegen Übernahme der gesamten Betriebs- und Unterhaltungskosten und 
Zahlung einer jährlich steigenden, vom 6. Betriebsjahre an 2 % betragenden 
Verzinsung des Anlagekapitals aus eigenen Mitteln, soweit die Betriebsein¬ 
nahmen hierzu etwa nicht ausreichen sollten. De 3 weiteren wurde bei 
einer 10jährigen Vertragsdauer vereinbart, daß der Staat von dem Über¬ 
schüsse bis dahin, daß eine Verzinsung des Anlagekapitals von 3% % er¬ 
reicht ist, y* und von dem Reste die Hälfte erhält. 

Aus den Vereinbarungen des Staates mit der Hamburg-Amerika-Linie 
und der Westfälischen Transport-Aktiengesellschaft erhellt, welches Ver¬ 
trauen diese beiden Gesellschaften zu der Entwicklungsfähigkeit des Emder 
Hafens hatten. Hamburg besaß ja Erfahrung in diesem Punkte und hatte 
vor fast 500 Jahren schon einmal zum Emporblühen Emdens beigetra<gen. 

Den Betrieb der Hafenanlagen nicht in die eigene. Hand zu nehmen. 
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sondern kaufmännisch verwalten zu lassen, war ein glücklicher Gedanke der 
Staatsregierung. 

Da ein Großseehafen Industrie, wenigstens Schiffbauindustrie größeren 
Stils, nicht-entbehren kann, so beteiligte sich die Stadt auch an der ersten 
industriellen Gründung, an der Emder Werft- und Dock-Aktiengesellschaft 
Nordseewerke für Schiffs- und Maschinenbau mit 500 000 Ji. Die neue 
Gesellschaft, der vom Fiskus ein Gelände von 20 ha im Erbbaurecht ver¬ 
liehen wurde, beabsichtigte, nicht nur Schwimmdocks zu bauen, um den im 
Emder Hafen verkehrenden großen Dampfern Gelegenheit zu geben, zu 
docken und zu reparieren, sondern auch Schiffe bis zu 6000 t zu bauen und 
auszurüsten. Die Beteiligung an dieser Gründung, ein für eine Stadt unge¬ 
wöhnliches, in diesem Falle aber nicht unberechtigtes Vorgehen, sollte * 
der Stadt nicht zum Heile dienen, denn schon nach kurzem Bestehen geriet 
das auf ungesunder Grundlage errichtete Unternehmen in Vermögens verfall, 
nicht weniger zum Schaden zahlreicher Gläubiger wie zum Nachteil für 
die Finanzen und das Ansehen der emporstrebenden Stadt. 

So schmerzlich dieser Rückschlag auch war, so wenig entmutigte er 
die Arbeit der Stadtverwaltung. Daß die Staatsregierung ihre Pläne für die 
Entwicklung Emdens zum Großseehafen durchsetzen würde, war zweifellos. 
Daran änderten auch gelegentliche Fehlschläge und Hemmungen nichts. 
Die im Emder Hafen zu zahlenden Abgaben waren nach Beratung mit den 
beteiligten Stellen durch Tarife vom 14. Februar 1901 so mäßig bemessen, 
daß sie für die Benutzung des Hafens kein Hindernis sein konnten. Bunker¬ 
kohlen waren von Abgaben frei gestellt und die Eisenbahnfrachtsätze für 
Schiffs- und Ausfuhrkohlen nach Emden billiger als nach allen anderen 
deutschen Häfen, so daß von vornherein damit gerechnet werden durfte, daß 
die Seedampfer den Emder Häfen vorzugsweise zum Einnehmen von Schiffs¬ 
kohlen anlaufen und auf diese Weise auch zur Hebung des sonstigen Ver¬ 
kehrs erheblich beitragen würden. 


Für die Kanalabgaben war zunächst für 5 Jahre ein ermäßigter 
Tarif festgesetzt, der die Güter ihrem Werte nach in drei verschiedene Grup¬ 
pen teilte, nach Ablauf von 5 Jahren aber durch einen erhöhten Tarif 
ersetzt werden sollte. 


Die Abgaben betrugen für jede angefangenen 5 km der zu durch¬ 
fahrenden Strecke 

A. bei beladenen Fahrzeugen für jede angefangenen 10 t des Ladungs- 
gewichtcfe 


während der ersten 5 Jahre nach der 
Eröffnung des Kanalbetriebs . . . 
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B. bei leeren Fahrzeugen und Schleppern für jede angefangenen 10 t 
ihrer Tragfähigkeit 
während der ersten 5 Jahre nach der 

Eröffnung des Eanalbetriebs . . . 0,23 A 

' später.0,7 „ 

Der Satz für das Tonnenkilometer stellt sich danach nach Ablauf von 
6 Jahren auf j.^Ki. II. Kl. III. Kl. 

0,328 A 0,234 A 0,14 A- 

Bei der Festsetzung der Kanalabgaben war einerseits berücksichtigt, 
daß die Kanalinteressenten sich durch Aufbringung der Grunderwerbskosten 
bis zum Betrage von 4 800000 M beteiligt hatten, weshalb von der Ver¬ 
zinsung und Tilgung der Baukosten abgesehen und nur die Verwaltungg- 
nnd Unterhaltungskosten gedeckt werden sollten, andererseits war Wert 
darauf gelegt worden, durch einen niedrig bemessenen Tarif den Teil 
des Verkehrs, der bisher über holländische und belgische Häfen nach West¬ 
falen ging, über die Emshäfen zu leiten. Solche Rücksichten waren außerdem 
der Erwägung entsprungen, daß der Dortmund-Ems-Kanal und der Emder 
Hafen lediglich in der Absicht gebaut waren, die westfälische Industrie 
möglichst von den Auslandshäfen unabhängig zu machen und dem östlichen 
Teile des Industriegebiets eine billige Wasserstraße zur Verfügung! zu stellen, 
wie sie der Westen schon in hervorragendem Maße in der abgabenfreien 
Eheinstraße besaß. Je billiger die Verfrachtung unserer Industrieausfuhr 
sich bis zum Seehafen gestalten läßt, um so größer ist naturgemäß ihre 
Konkurrenzfähigkeit mit dem Auslande. 

Nicht nationalpolitische, sondern wirtschaftliche Rücksichten sind es, 
die den Kaufmann bei der Wahl des Frachtweges leiten. Diesen mußte 
letzten Endes auch die Staatsregierung Rechnung tragen, als sie für Abgaben 
und Frachtsätze auf dem Kanal eintrat, die eine Abwanderung des Verkehres 
nach der Rheinstraßa verhinderten und die in Verbindung mit der Herab¬ 
setzung des Eisenbahntarifs für Ausfuhrkohlen und Koks nach den über¬ 
seeischen Ländern dem Emder Hafen die Konkurrenz mit Rotterdam er¬ 
leichterten, die Ausfuhr westfälischer Kohlen nach dem Mittelmeer und 
Südamerika förderten und die englischen Kohlen aus den norddeutschen 
Häfen zu verdrängen vermochten. Lehrreich ist die Statistik des Verkehrs 
aus dem Jahre 1902, dem Jahre nach der Herstellung des erweiterten Außen¬ 
hafens, und dem Jahre 1913, dem letzten Jahre vor Ausbruch des Welt¬ 
krieges, im Vergleich zu den vorstehenden Verkehrszahlen aus dem 30 Jahre 
früher liegenden Zeitraum, dem Jahre 1871. Leider läßt sich infolge ver¬ 
änderter Aufstellung der Handelskammerstatistik keine Vergleichung im 
See-Ein- und Ausfuhrverkehre bei den einzelnen Güterarten vornehmen. 
Auch sind mehrfach die Emshäfen Papenburg, Leer und Emden als ein 
Ganzes aufgeführt, so daß der Verkehr Emdens allein nicht festzustellen ist. 
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Jedenfalls zeigen die Zahlen aber den gewaltigen Aufschwung des Emder 
Hafens am Ende des 19. und am Anfang des 20. Jahrhunderts. Den Ver¬ 
gleichsjahren sind meistens die Zahlen der vorhergehenden Jahre vorange¬ 
stellt Die in Bruchziffern angegebenen Jahreszahlen umfassen ein Rech¬ 
nungsjahr (vom 1. April des einen bis zum 31. März des anderen Jahres)» 
die anderen Jahreszahlen ein Kalenderjahr. 1 Registertonne entspricht l,4i 
Tragfähigkeitstonne; 1 Last = 2 t- 
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Der Gesamt-Bahnverkehr in Getreide und Hülsenfriichten belief sich 
also 1902 auf 25 463 t, während er 1871 nur 15 017 t betrug. 

Hafenverkehr. 

(See-, Fluß- und Kanalverkehr.) 


Eingang Ausgang 

1897 . 4 227 t 7 550 t 

1898 . 3 536 „ 8 510 „ 

1899 .C • • 10441 „ 18 457 * 

1900 . 40 703 61009 ., 

1901 . 123 270 „ 122499 , 

1902 . 182139 „ 164 305 „ 


Zusammen für 1902 = 346 444 t 
Gcsamt-Ein- und -Ausfuhr 1871 =. 23 780 Lasten oder 47 560 t. 

Der Bahnverkehr hat also in 40 Jahren rd. 41 %, dagegen der Schiffs¬ 
verkehr 628 % zngenommen. Diese Gegenüberstellung ist auch um deswillen 
von besonderem Interesse, weil Emden infolge seiner regen Beziehungen zu 
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Der erhebliche Rückgang im Holzgeschäft ist zum *Teil auf die Nach¬ 
wirkungen des Stillstandes der Industrie in den letzten Jahren, zum Teil auf 
die in den nordischen Produktionsländern infolge starker Einschränkung 
der Produktion sehr gestiegenen Preise zurückzuftihren. Die Abnahme des 
Holzverkehrs trotz des Dortmund-Emshäfen-Kanals ist für Emden um so auf¬ 
fälliger, als die Gesamt-Holzeinfuhr in den Emshäfen in den 90er Jahren eine 


entschiedene Steigerung auf wies. Sie betrug: 

1890 . 42905 t I 1896 60768 t 1898 ..... 65 145 t 

1895 ...... 63575 * 1897 . 62908 * j 1899 : . . . . 70 400 * 


Danach ist der Mehrverkehr ohne Zweifel den Nachbarhäfen Leer und 
Papenburg zugefallen äderen Eigenhandel in Holz denjenigen Emdens schon 
seit Jahren tibertraf, ißt der wachsenden Bedeutung des Dortmund—Ems- 
Kanals stieg auch der Holzverkehr in Emden, wie die nachfolgende Statistik 
zeigen wird. 


Der Verkehr an Steinkohlen und Koks 

auf der Eisenbahn belief sich für Emden oinsebi. Außenhafen: 


•1899/1900 

1900/1901 j 

1901/1902 | 

1902/1903 

Empfang 

t 

1 

Versand | 
t | 

1 

Empfang 

t 

" il 

Versand j 
t ; 

Empfang | 

t ! 

1 

Versand 

t 

Empfang | Versand 

t j t 

67537 | 

1435 

38946 

1024 

40 227 | 

259 • 

| 70 761 j 206 


Gesamtverkehr auf der Eisenbahn 1902/3 = 70967 t, 

1871 = 3 865 t (77 310 Ztr.). 

Der Hafenverkehr (See-, Fluß- und Kanalverkehr) an Steinkohlen und 


Koks betrug: 

Eingang: Ausgang I Eingang Ausgang 

1897 ... 8617 t 12055 t 1901 ... 34949 t 20518 t 

1900 ... 33 454 8 904 „ j 1902 ... 51441 „ 64 658 „ 

Gesamt-Schiffsverkehr 1902 . .. 116099 t 


1871 130 913 Ztr. (englische Kohlen) oder 6 545 , 


Zunahme im Bahnverkehr.1 736 % 

„ - » Schiffsverkehr. 1 674 „ 


Die Seeinfuhr englischer Kohlen, die in den 40er Jahren die Emshäfen 
noch völlig beherrschte, fiel mit der zunehmenden Ausfuhr deutscher Kohlen 
ganz beträchtlich, sie betrug: 

1894 ... 55 Schiffe zu 9187 t j 1901 ... 40 Schiffe zn 4 924 t 

1895 ... 68 „ r 10 943 „ ; 1902 ... 26 „ „ 3 155 „ 

1900 ... 32 , „ 3878 „ | 

Die englische Kohleneinfuhr verlor nach und nach so an Bedeutung, 
daß sie &1b Konkurrenz für die deutsche Kohle kaum noch in Betracht kam. 

Bei der Heringsfischerei, die von Jahr zu Jahr aufblühte, lassen sich 
aus dem schon früher mitgeteilten Grunde Vergleiche mit dem 40 Jahre vor¬ 
her liegenden Zeitraum nicht ziehen. Die weitere folgende Statistik wird 
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aber ein ausführliches Bild der Entwicklung dieses Geschäftszweiges der 
Stadt Emden geben. 

Kartoffeln empfing Emden 1901/1902 .... 842 t mit der Bahn, 

„ 1902/1903 .... 822 

Der Versand und Empfang betrug 1871 rd. 5 000 Ztr. oder 225 t. 

Zunahme . . . 2G5 %• 

Weißkohl versandte Emden 1900/1901 .... 11 652 t 

1901/1902 .... 22770 „ 

1902/1902 . ... 6593 „ 

Der Anbau von Weißkohl wird erst seit etwa 25 Jahren in einem Umfange 
betrieben, daß ein lohnender Großversand einseLzen konnte. 

Pferde- und Viehzucht, ein alter und lohnender Erwerbszweig Ostfries¬ 
lands, ist in dem Vergleichszeitraum erheblich gewachsen. Der Handel 
bevorzugte seit längerer Zeit die Märkte in Aurichund Leer, erfuhr aber 
auch in Emden eine wesentliche Steigerung. Er betrug hier im Eisenbahn¬ 
verkehr: 



Pferde 

i 

Rindvieh 

| 

j Schafe ij 

und Lämmer |i 

Schweine 
und Ferkel 


Empfang 

Versand 

Empfang ; 

Versand 1 

Empfang 

Versand ; 

Empfang ! 

Versand 

1 

Stück 1 

; 

| Stück 

Stück ! 

Stück 

1899/1900 

399 

205 

| 2330 

7259 

1 321 

972 

8692 i 

! 5 741 

1900/1901 

; 260 

357 

! 3 902 

6 489 


1226 1 

3 273 

6032 

1901/1902 

200 

438 

;j 3 724 

6 746 

850 ■ 

546 | 

2315 

3 451 

1902/1903 i 

ii 

179 

418 

' 3 851 

6 443 

i 

1246 

i 

960 { 

2 342 ! 

4 407 


Gesamt verkehr 


1902/1903 für Emden 


1871 für den Handels- 
kammerbezirk 


Stück Stück 


Pferde. 

Rindvieh. 1 

Schweine und Ferkel. I 

Schafe und Lämmer. ! 

i 

Der Schiffsbestand Emdens bol 


597 
10 294 
2 206 
0 749 

ief sich: 


2 798 
14 289 
4 864 
f> 142 


19<K) auf 90 Schiffe mit. • 10 133 Reg.-Tons. 

1901 „90 * - .10 133 

1902 „91 „ „ .. 8003 

er betrug 1871 „ 79 „ „ 4 973 Lastengehalt oder 9 946 Tonnen. 

Die geringe» Zunahme im Tonnengehalt ist auf die größere Ausmusterung 
von älteren Segelschiffen und den Zugang an Horingsloggern zurückzuführen. 


Der Schiffsverkehr Emdens bestand: 


a) S 

Eingang 


1902 . 

. 1 32G 

Schifte 

mit 302872 


347 

V 

„ 60073 

1871 . 

. 1281 

V 

„ 76 982 


187 

n 

„ 7 282 


everkehr. 

AuHgang 

1 363 Schiffe mit 205 487 Reg.-Ton. Ladung 

280 „ „ 156 965 „ Ballast. 

545 „ „ 27 150 t Ladung, 

885 „ „ 53 558 „ Ballast. 
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b) Fluß- und K&nalverkehr. 

Flußschiffe. 

Eingang Ausgang 

1902 . - 2837 Schiffe mit 73643 2 475 Schiffe mit 91999 Reg.-Ton. Ladung, 

1986 „ „ 62218 , 2333 „ „ 33 038 » Ballast, 


Kanalschiffe, 


1902 . • 362 Schiffe mit 197 211 

542 „ „ 192169 

Oesamteingang 

1902 . . 3199 Schiffe mit 210854 
' 26?8 „ a 244 387 


6U4 Schiffe mit 371908 t Ladung, 
325 „ „ 20342 „ Ballast. 

Gesamtausgang 

3079 Schiffe mit 463 907 t Ladung, 
2658 . „ 53 380 „ Ballast. 


Ohne Torf- und Fährschiffe. 

Eingang 

1871 . 701 Schiffe mit 6 811 Last oder 10622 t Ladung, 

130 „ „ 1109 „ „ 2218 „ ohne Ladung. 


Ausgang 


1871 . 199 Schiffe mit 

621 - n 

Seeeingang: 

Zunahme bei den Schiffen '. . . 3,5 2 

, „ der Ladung .... 293 „ 

„ „ den Ballastschiffen 86, 

v „ dem Baliast.... 588 „ 


1 493 Last oder 2 986 t Ladung, 

4 529 „ „ 9058 . ohne Ladung. 

Seeausgang: 

Zunahme bei den Schiffen ... 150 
„ , der Ladung.... 657 „ 

■ Abnahme , den Ballastschiffen 68 „ 
Zunahme „ dem Ballast.... 190 „ 


Fluß- und Kanaleingang: 

Zunahme bei den Schiffen . . . 356 % 
, „ der Ladung .... 2450 , 

, „ den Ballastschiffen 1845 „ 

, , dem Ballast . . 10 918 „ 


Fluß- und Kanalausgang: 

Zunahme bei den Schiffen . . . 1447 $ 
„ „ der Ladung. . . 15456» 

„ „ den Ballastschiffen 328 „ 

„ n dem Ballast.... 489 „ 


[Ohne Berücksichtigung des Unterschieds zwischen Registertonnen und 
Tragfähigkeitsto nnen.] 


Die Vergleichszahlen lehren zweierlei, zunächst die* riesige Zunahme 
der Ladung — obschon der Kanal erst einige Jahre im Betriebe und der 
Außenhafen kaum 1 Jahr fertiggestellt ist —, zum anderen die geringe Größe 
der früher in Emden verkehrenden Schiffsgefäße und die häufigen Ballast- 
reisen im Seeaüsgange von Emden. Die erhebliche Zunahme an Schiffen 
im Seeausgange ist auf den ständig gewachsenen Heringsfischereiverkehr 
zurückzuführen. Auch der Verkehr fremder Schiffe in Emden ist seit 40 
Jahren beträchtlich gewachsen. Während sich 1871 unter 1291 Schiffen 
im Seeeingange nur 163 fremde, vorwiegend holländische, befanden, 
sind 1902 unter 1673 Seeschiffen 444 fremde edngelaufen. Rußland, Spanien 
und Griechenland waren 1871 gar nicht, England nur durch 4 Schiffe mit 
628 t vertreten, 1902 sind u. a. 9 russische Schiffe mit 12 234 Reg.-Tons, 
61 englische Schiffe mit 91 025 Reg.-Tons, 9 spanische*Schiffe mit 14 250 Reg.- 
Tons, 2 griechische Schiffe mit 3643 Reg.-Tons in Emden eingegangen. 

Archiv für Eisenbahn wesen. 1919 lg 
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Nach der Statistik des Deutschen Reiches über den Seeverkehr in dem 
~ehen Hafenplätzen bezifferte sieh der Verkehr des Emder Hafens, Ein 
irang und Ausgang zu-anmiengercchnet und zur Hälfte genommen: 


m i t 

• 1896 1 

ijSchifTej Reg.-T. | 

1 89 7 | 

^ch9l'e| Reg.-T. j 

| 1900 

jSchiffe| Reg.-T. 

1 190 1 

|Schifle| Reg.-T. 

deutschen Ostseehäfen 

28 | 3 728 | 

15 2 728 

I 61! 

10810 ; 

’ 43 

11218 

r Nordsee hafen 

1: 729 1 55 182 !l 

1 731 | 43 176 

| 778 

60 055 1 

958 

89 674 

.»iißcrdeutschen 11 nfon . . 

!; 300 j 30 036 j 

290 29 241 

1 1 

: Ü80; 

84 7021 

| 415 

124 570 

überhaupt . . . 

1 003 1 88 940 j 

' 1 030 j 75 145 | 

; 1 209 

| 101 507 1 

j i 416 | 

225 402 

darunter Dampfer . 

424 i 54 582 jj 

! 404 | 42 078 ’ 

1 480 

: 95 274) 

1 * 585 j 

159604 


An Lotsentrel-d wurden veicinnuhmt in Emden: 

IW 12 ... 11 518,7.-» Ji. 

1 W 2 /:J .... ♦«>l*r* 8 ,nr. ... * 

1871 ... sr> I7',> 

Die MiiHleremmdma' ist .-ml die Aufheben;: dos SeeloG/wnntrcs (seit 1890) 
/iiriiekzuriilnen. 

Auch der steigende Einsatz der Banken und öffentlichen Sparkassen 
kann als wertvoller Gradmesser für die Entwicklung des Handels und Ver¬ 
kehrs in Emden dienen. 


Reich sha n ksteile. 

1!)00 . 8*4 712 400 Jl 

1901 . 876G18 10.) . j 

1902 . 392 891500 „ | 

• iiiHclil. Norden, Willudinshuven u. Leer. I 

i 

Km der Bank, A.-G. 1 

1900 . 111 719 14(5 ■'< \ 

1901 .. . 113 810 819 „ | 

1902 .* . . 108242575 r I 

Kinder Gew erbe bank (E.O.in.b.H.) 

1900 . 38 H3 812c« 

1901 . 39 819 842 „ 

1902 . 42 3u3 858 v { 


Koni gl. Bank komm and i te. 

1871. 30 334 800 c« 

Kinder Genossenschaftsbank 
(später Emdcr Bank). 

1H71 ... . 38117 577 

Städtische Sparkasse. 

1902 Spareinlagenbestaud 3908011 ,1( 
1871 . 719 367 . 

v 


Der Eisenbahnverkehr in Emden und Emden Außenhafen war folgen¬ 
der 1901/02: 


(r e s a in tu inaat z. 



1901/1902 


! Emden 

Emden Außenhafen 

1 

Einnahme aus dem Personenverkehr . M 

j 200690 

! 

2665 

* „ Güterverkehr . . „ 

587 589 

!• 

35056 
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1901/1902 | 

1902/1903 


[i 

Emden 

1 

Emden 
Außenhafen J 

Emden 

Emden 

Außenhafen 

Abgegangene Personen 

!| 

. . I 130625 

2504 

109773 

3418 

Versand: 

,! 

i 



Stückgut . 

. i ,, 6082 

44 

6 654 

46 

Wagenladungen ... 

i 56151 

3 988 

39589 

12 170 

Dienstgilt. 

. ! 2423 

— 

2379 

10 

Empfang: 

! I 

:i l 

! 

| 

1 : 


Stückgut . 

. 1 jj 8 280 

164 

| 7 759 

261 

Wagenladungen . . . . 

■ , |j 72572 ' j 

9 465 

66 017 

16217 

Dienstgut. 

. . 6263 

495 j 

5 689 

! 770 

Abgefertigte Frachtbriefe 

. . . ;! 170 303 ; 

; 2 439 i 

189648 1 

i 

5 346 


Die Mchreinnnhmo gegen 1871"")«'trügt im Personenverkehr 120 027 M, 

,. Güterverkehr 318 355 „. 

Der Mehrverkmif an Fahrkarten gegen 1871 beträgt 1901/2 = 74 632, 

1902/3 = 51794. 


Po st- u u (l T degraphen verkeh r. 
1871 1902 


Angekoimiione Briefe, Pakete 


und Wertsendungen . . . 370 800 Stück 
Allgegangene Pakete u. Wert¬ 
sendungen (ohne Briefe) . 31033 

Postanweisungen .... 8129 

Depeschen .218 107 


Bevölkoruugsrüffer 1871: 12 586, 
„ 1900: 16 453. 


2 189 826 Stück. 

3 387 732 .. (einschl. Briefe). 

86 310 .. 

339 516 : . 


Unleugbar hatten Handel und Verkehr Emdens sieh in den ersten 
40 Jahren uach dem deutsch-französischen Kriege bedeutend gehoben, ob¬ 
gleich die für seine Entwicklung in Rechnung zu stellenden Faktoren noch 
längst nicht zur vollen Geltung gekommen waren. Zunächst war die vor¬ 
gesehene Industrie noch nicht im Betrieb, zum Teil sogar noch nicht ge¬ 
gründet. Der Gründuhg der Werft- und Dock-Aktiengesellschaft Nordseo- 
werke schloß sich die der Hohenzollernhütto Aktiengesellschaft an, die, am 
Dortmund-Emshäfen-Kanal gelegen, zur Verhüttung von Eisenerzen dienen 
und mit einer größeren Gießerei verbunden werden sollte. Das erweiterungs¬ 
fähige Werk, an dem große Seedampfer anlegen und verfrachten können, hat 
sich aus demselben Grunde wie die Nordseewerke von vornherein nicht gut 
eutwickelu können. Es arbeitete mit einem Hochofen und hat zurzeit 
seino jährliche Produktionsmenge von 200 000 t an die Nordische Hütte ab¬ 
getreten. Nach Ablauf des mit dem Roheisensyndikat abgeschlossenen 
Vertrages ist eine Erweiterung dos Werkes um 2 Hochöfen und 1 Kokerei 
geplant. Ein für Emden und seinen Hafen sehr bedeutungsvolles Unter- 

> 18 * 
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nehmen ist die in den Jahren 1905 und 1906 vom Rheinisch-Westfälischen 
Kohlensyndikat an der Mündungsstelle des Dortmund-Emshäfen-Kanals er¬ 
baute Brikettfabrik, die jährlich 250 000 t Feinkohlen zu Briketts verarbeitet 
und nach den Ostseehäfen und überseeischen Ländern verfrachtet Durch 
die Erbauung einer Tankanlage im Außenhafen zur Sammlung von Teer¬ 
ölen, die in Kanaltankleichtern aus Westfalen angebracht werden, hat das 
Teerölsyndikat ebenfalls zur Belebung des Emder Hafens beigetragen. Die 
Kanaltankleichter übernehmen das von den Seetankdampfem angebrachte 
amerikanische Petroleum als Binnenlandsfracht, während letztere wieder das 
Teeröl für Amerika laden. Außer diesen größeren Industrien hatten sich 
inzwischen schon verschiedene kleinere im Verlaufe des Hafenausbaucs im 
Binnenhafen angesiedelt. Als zweites Heringsfischerei-Unternehmen ließ 
sich bereits in den 90er Jahren die holländische Heringsfischerei Aktien¬ 
gesellschaft Neptun oberhalb der Eisenbahndrehbrü'cke nieder. Daran an¬ 
schließend baute sich die Ostfriesische Molkereigeräte- und Emder Kannen¬ 
fabrik, Stanzwerk und Küpferschmiederei von T. Bartels (G. m. b. H.) an. 
An den. städtischen Hafeneinschnitten richteten sich zwei weitere Herings¬ 
fischerei-Gesellschaften — Dollart und Großer Kurfürst — ihre Betriebs¬ 
stätten ein, nachdem schon vorher ein kleineres Hammerwerk und die Emder 
Maschinenfabrik und Eisengießerei von Heuer & Co. ihren Betrieb dort 
eröffnet hatten. Eine Dachpappenfabrik und verschiedene größere Holz¬ 
bandlungen (Caasens & Maaßen) vervollständigen das Bild der Betriebs¬ 
stätten des Hafens. 

Nicht lange nach der Fertigstellung des Außenhafens brach sich schon 
in den beteiligten Kreisen die Erkenntnis Bahn, daß die Schiffsliegestellen 
im Binnen- und Außenhafen in Bälde nicht ausreichen würden und daß man, 
falls der Bau einer neuen Seeschleuse nicht in nächster Zeit beschlossen 
würde, was jedenfalls im Interesse der größeren, im Binnenhafen angesie¬ 
delten Industrie lag. geeignetes Gelände für die Hafenerweiterung beschaffen 
und herrichten müsse Die Erhebungen und Verhandlungen über diesen 
Punkt führten schon 1903 dahin, daß die Stadt Emden zu den auf 21 Mill. 
lionen Mark veranschlagten Kosten einer neuen Seeschleuse und der Ein¬ 
deichung des Hafenpolders D 800 000 <M bewilligte und zu diesem Anteil an 
den künftigen Nutzungen des Hafengeländes beteiligt wurde. 

In das ExtrÄordinarium für 1904 wurden zunächst 1557 000 Ji für 
Vermehrung der Liegestellen und Anschaffung eines Baggers mit Spül¬ 
vorrichtung sowie 1340 750 <M für die Eindeichung des Watts vor dem 
König;polder mit allen Nebenkosten eingestellt. Die Arbeiten waren in 
3 Jahren fertig zu stellen 

Zur Beurteilung der derzeitigen Verhältnisse ist es von Wert, auf die 
Begründung der Etatsforderung näher einzugehen. Es heißt dort: 
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„Der Vorkehr in dem staatlichen Seehafen Emden hat sich nach der Er* 
bauung des Außenhafens stark entwickelt. Während im Jahre 1900 der aus* 
und eingehende Schiffsverkehr 786697 Registertonnen betrug, hat derselbe sich 
nach Eröffnung des neuen Außenhafens im Jahre 1902 auf 1432084 Reg.-Tonnen 
gehoben und in den ersten neun Monaten des Jahres 1903 bereits 1425246 Re¬ 
gistertonnen betragen. In den Herbstmonaten, wo der Verkehr am stärksten 
ist, war der Außenhafen bereits mehrfach so stark mit großen Seedampfern be¬ 
legt, daß die zur Aufrechterhaltung der notwendigen Tiefe erforderlichen Bagge¬ 
rungen kaum noch ausgeführt werden konnten. Bei der erheblichen Zunahme des 
Verkehrs wird sich schon in der nächsten Zeit in dem Hafen Platzmangel einstellen, 
und es ist deshalb dringend erforderlich, alsbald für Vermehrung der Schiffs¬ 
liegeplätze zu sorgen. Würde dieses nicht geschehen und sich infolgedessen 
die Notwendigkeit ergeben, Dampfer von Emden abzuweisen, so müßte der Emder 
Hafen seine Wettbewerbsfähigkeit gegen die konkurrierenden ausländischen 
Häfen, insbesondere Rotterdam, einbUßen. Bevor zu einer durchgreifenden Er¬ 
weiterung der Hafenanlagen geschritten wird, erscheint es zunächst zweck¬ 
mäßig, die Leistungsfähigkeit des vorhandenen Außenhafens tunlichst zu stei¬ 
gern. Zu diesem Zwecke soll derselbe um VA m Uber seine Normaltiefe aus¬ 
gebaggert werden, damit sich in dieser Vorratstiefe der Schlick ablagern kann 
und während der stärksten Zeit des Verkehrs die Bagger zeitweise zurückgezogen 
werden können. Außerdem wird beabsichtigt, in den Emsstrom Beibet einige 
Delben oder Festmachetonnen zu schlagen, an welchen die Scedampfer bei ruhigem 
Wetter liegen können. Zur Verbesserung des Baggerbetriebes soll ferner ein 
Bagger beschafft werden, der das im Hafen gewonnene Baggergut in sich selbst 
aufnimmt, wodurch die sonst zur Bedienung eines Baggers erforderlichen zahl¬ 
reichen Prähme entbehrt werden. Diesem Bagger wird ein Spülapparat bei¬ 
gegeben, durch welchen die Baggermassen auf das am Ostufer des Außenhafens 
belogene Watt aufgepumpt werden sollen. Das-Watt wird mit einem Deiche um¬ 
geben, und damit eine Fläche von 300 ha dem Meei’e abgewonnen und in festes 
Land verwandelt. Dieses Terrain, welches unmittelbar am tiefen Emsstrom liegt, 
ist für eine spätere Hafener Weiterung und für Fabrikanlagen aller Art ganz 
besonders geeignet.“ 

Die Eindeichung des neuen Hafengeländes wurde noch in den Jahren 
1905 und 1906 durchgeftihrt, sie konnte gewissermaßen als die Vorarbeit zu 
der unentbehrlich gewordenen neuen Seeschleuse angesehen werden. Ihr 
Bau, für den die Staatsregierung 11221000 M bewilligt hatte, folgte schon im 
Jahre 1906, und zwar in Abmessungen, die sie zu einer der größten See¬ 
schleusen des Festlandes machten. Sie ist für die von der Unterems einlau¬ 
fenden Schiffe ohne Biegung in einem spitzen Winkel zu erreichen und be¬ 
sitzt einen gegen die Strömung gesicherten Vorhafen, mit einer Reihe Delben 
versehen und genügend groß, um neben den in die Schleuse einfahrenden 
Schiffen anderen ein gesichertes Festlegen zu ermöglichen. Die neue See- 
schleuse hat eino Länge von 260 m, eine Nutzweite von 40 m und eins 
Drompcltiefe von 13 m unter Mittelhochwasser und ist mit elektrischem 
Schiebepontonverschluß versehen; ihr ist ein Hafenbecken von 41 ha Größe 
und 10,5 m Wassertiefe angeschlossen, das durch eine Zufahrt mit dem alten 
Binnenhafen in Verbindung gebracht ist. Außerdem wurde der Dortmund* 
Emshäfen-Kanal von der Borssumer Schleuse bis zur Einmündungsstolle in 
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Jen Binnenhafen auf 150 m verbreiten und auf 0 ni vertieft. Mi* »len neuen 
Anlagen hat der Binnenhafen nunmehr rund 152• ha, und »ler Außenhafen 
(Tiedehafen) rund 23 hu Wasserfläche, beide zusammen bieten Kaum für 50 
größere Seeschiffe. 4Die für den Hafenverkehr erforderlichen allgemeinen 
Anlagen sind durch Anlegebrücken, eine Quarantäneanstalt, durch schwim¬ 
mende Dampfkräne, Dnmpfwinden und elektrisch betriebene Verladebrücken 
erweitert worden. Die 3 Verladebrücken im Außenhafen gehören zu den 
vollkommensten Anlagen für den Umschlagverkehr und vermögen je 00 bis 
00 t in der Stunde zu 1'Uten. Außer verschiedenen Privatkräuen sind noch 
2 schwimmende, der Kinder Elcvatorengesellsclinft m. h. II. gehörende 
Oetreideelevatoren von ,i»* 15D—200 t durchschnittlicher Stundenleistung in 
Dienst gestellt. Neben den privaten Lademith ln und den bereits erwähnten 
Portal- und sonstigen Kränen am Zungenkui und an den Belriebsanlagen 
des Außenhafens arbeiten gegenwärtig 12 schwimmende Danipfkrauc und 
2 Dampfwinden von jje 3 t Tragfähigkeit für den Lösch- und Ladediensl. Di»> 
gewaltig»' Arheilsleistung »licser gesamten Ladeanlagen erfährt in kurzem 
noch eine bedeutende Erweiterung durch die zurzeit im Bau begriffenen 
4 großen Verladebrücken auf dem neuen llufcugclüiulc. Die Stundenleistung 
dieser neuen Bauten Dt auf je 150 t berechnet, so daß ein Dampfer von 
3000 t mit diesen Ladebrücken in 5 Stunden gelöscht werden kann. Das 
neue Hafengelände hat Straßen- und Eistmhalmanschluß und bietet zurzeit 
noch Kaum für weiten« Hafenbecken und industrielle Anlagen. Von beson¬ 
derem Wert ist die Einbeziehung des neuen Hafens in das Zollausschluß 
gebiet. Und trotz der vorzüglichen Ausstattung des Hafens und des ständig 
wachsenden Verkehres fehlte ihm für seine Geltung im Welthandel noch 
gewissermaßen die Schlußnote. d. h. die ihm seinerzeit in Au-sicht gestellte 
Aufnahme in die regelmäßigen großen Ubersrclinieu der Hamburg-Amerika 
Linie und des Norddeutschen Lloyd. Zwar besaßen diese beiden größten 
deutsehen Reedereien Vertretungen in Emden, dio Hamburg-Amerika-Linie 
sogar ein eigenes Kontor, auch ließen hehle Gesellschaften, zum Teil auf 
staatliche Anregung und Veranlassung, hin und wieder größere Übersee¬ 
dampfer im Kinder Außenhafen Frachten aufnelunen, aber zu einem regel¬ 
mäßigen Verkehr der Hamburg-Amerika- und Lloyd-Dampfer kam es erst, 
als der damalige Oberbürgermeister Eindens, Geheimer Kogicrungsrnt Fiir- 
bringer, zur weiteren Entwicklung des Hafens mit der Deutschen Handels 
gesellschaft (G. m. b. H.) in Berlin in Verbindung trat, nrn durch Inan¬ 
spruchnahme des sogenannten Fürsten!rusts sowohl die übernähme der 
stilliegenden Nordsoewerke als auch die Gründung einer Auswandercrlinie 
von Emden nach Nord- und Südamerika zu erreichen. Das beim. Reichs¬ 
kanzler eingerciebte Konzessionsgesuch dos Oberbürgermeisters Fürbringer 
und der Deutschen Handelsgesellschaft um Zulassung einer Auswanderer 
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linie ab Emden nach Nord- und »Südamerika erregte die Besorgnis der Ham¬ 
burger und Bremer Gesellschaften wegen der ihrem Monopolverkehr drohen 
den Konkurrenz. Um der beabsichtigten neuen Auswandererlinie vorzu 
beugen, entschlossen sieh die Hamburg-Amerika-Linie und der Norddeutsche 
Lloyd im Jahre 1913, selbst die Konzession für den Hufen von Emden nach 
zusuehen und sich zu verpflichten, ihre Auswanderer- und Übersee-Fracht 
dampfer während der nächsten 25 .Jahre regelmäßig in Emden zur Personen* 
und Gitter-Übernahme anlnufen zu lassen und für jeden Fall einer Nicht 
erfüllung^der gegenüber der »Stautsrcgievung eingegangenen Verpflichtung 
eine Konventionalstrafe von 1000 0UU Jl zu versprechen. 

Große Anlagen für diesen *Verkehr. entstanden nunmehr, der Puls 
schlag des Welthandels machte sich bemerkbar, als schon nach kurzer Zeit 
der erste Auswandererdampfer abgefertigt wurde. Und als ob ein neuer, 
glückverheißender Wendepunkt in der Geschichte des Handels mul Verkehrs 
der alten »Seehandelsstadt eiugeireten wäre, bekam auch Emdens Großindu¬ 
strie frisches Blut und neues-Leben. Statt des FUr-tenlru-ts übernahm 1911 
die Deutsch-Luxemburgische Be rgwerks-nmd Ifütteugc-mllselmfl in Bochum 
die darniederlicgenden Nordseewerke, verbe-serto und erweiterte sie in einem 
Umfange, daß sie zu den leistungsfähigsten Betrieben ihrer Art gerechnet 
werden dürfen. Die Werke besitzen 2 Längshellinge. I Querhelling und 
2 »Schwimmdocks. Auf den Hellingen können sie »Schilfe von den größten 
Abmessungen bauen und instandsotzeu. Die Schwimmdocks sind für Schiffe 
von 3000 und 10i)0 t Tragfähigkeit eingerichtet. Die Werke beschäftigen 
900—1000 Arbeiter, für die sie auch eine größere Anzahl Wohnhäuser ge¬ 
baut haben. 

E. Emdens Handel und Verkehr bei Ausbruch des Weltkrieges. 

Der im Jahre 1911 entflammte "Weltkrieg unterbrach den Aufstieg 
Emdens zu einer Zeit, als alles in die Wege geleitet war. um die »Stadt einer 
verheißungsvollen Zukunft entgegenzuführen. Es ist daher von besonderen) 
Werte, sieh an der llaml der »Statistik ein Bild von dem Staude des gesamten 
Handels und Verkehrs am Schlüsse des Jahres 1913 zu machen und sich 
«leasen ErweiterungsmöglielikeHen zu vergegenwärtigen. Emden war im Be¬ 
griffe, mit den benachbarten Welthüfcn. mit denen die alle .Seelnindels»stadt 
schon vor 400 Jahren rivalisierte, von neuem in s«liarfen Wettbewerb zu 
treten. Zunächst mögen einige Angaben über Emden- älie-de und blühendste 
Eigenindustrie, die Henngsfisclicrei. deren Entwicklung zeigen. 

Dio älteste der zurzeit bestehenden Ge.-;llschajten ist die Kinder 
IXeringsfisclierei Aktiengesellschaft, die ira Jahre 1872 gegründet wurde und 
noch in demselben Jahre den Betrieb mit t> Loggern aufnabm. Trotz krüf 
liger Unterstützung der Slaatsroirierung. die «ler Gesellschaft ein Darlehn 
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von 150.(XX) «k gewährte und für jeden Logger eine Ausrüstungsprämie von 
2000 cM bewilligte, hatte das Unternehmen in der ersten Zeit mit erheblichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen. Infolge schlechter Fangreisen und beträcht¬ 
licher Netzverluste hatte die Gesellschaft mehrfach wesentliche Verluste, so 
z. B. noch in den Jahren 1886 und 1887 rd. 38 000 und 33 000 M. Durch 
ständige Verbesserung und Vergrößerung des Betriebes gestaltetet sich dieser 
*von Jahr zu Jahr rationeller, so daß die Gesellschaft gute Betriebsgewinno 
erzielen und bis >u 25 % Dividende verteilen konnte. Im Betriebsjahre 
1912/13 verteilte sie auf 600000 M Aktienkapital 48000 M Dividende, ihre 
gesetzlichen Rücklagen beliefen sich dabei auf 60 000 Jt, die Nebenrücklagen 
auf 200 000 <M, die Erneuerungsrücklage auf 125 000 M und die Ruhegehalts¬ 
rücklago auf 33 200 M. Für das Betriebsjahr 1913/14 betrug der Gewinn 
sogar 271 774 cH, von dem 150 000 M {= 25 % des Aktienkapitals) verteilt 
und 121 774 M auf neue Rechnung vorgetragen wurden. 


Die Gesellschaft verfügt zurzeit "über 29 Heringslogger, darunter 
7 Dampflogger und 1 Schleppdampfer. Die Fangergebnisse seit der Grün 
düng sind folgende: 


Im 

Jahre 

'Zahl der 
Schiffe 

Fang 
in Tonnen 

Ertrag 

M 

im 

Jahre 

jzahl der 
Schiffe 

Fang 
in Tonnen 

Ertrag 

1872 

6 

3 786 

: 

147 777 

1900 

30 | — 

20945 

. 

740615 

1876 

11 

3 220 

145155 

1905 

36 £ 1 

31725 

1047564 

1880 

11 

8064 

250483 

1910 

34 £ 7 

42 774 

1181 736 

1888 

14 

11456 

347 597 

1911 

34 ^ 7 

32094 

995429 

1890 

17 

12 126 

350045 

1912 

32 1 7 

21080 

787 472 

1895 

24 

25831 

731 621 

1913 

29 | 7 

34 788 

1274546 


Im Jahre 1894 siedelte die holländische Ileringsfischereigosellschaft 
„Neptun“ von Maasluis nach Emden über; sie fischte zeitweilig mit 30 Log¬ 
gern, mußte sich aber infolge eines größeren Brandunglücks im Jahre i914 
aufläsen. Als weiteres Unternehmen kam ira Jahre 1899 die Heringsfischerei- 
Aktiengesellschaft „Dollart“ hinzu. Ihr Aktienkapital beträgt 600000 <M, 
ihr Schiffsbestand 2 Dampf- und 17 Segellogger. Die Gesellschaft verteilte 
bis 14 % Dividende. Das Betriebsjahr 1913/14 hatte ein derart gutes Ergeb¬ 
nis für die Gesellschaft, daß sie neben 14 %' Dividende (= 84 000 <M) noch 
99 753 M auf neue Rechnung vorzutragen in der Lage war. Als viertes 
Unternehmen wurde im Juhre 1904 die Heringsfischeri-Aktiengesellschaft 
„Großer Kurfürst“ mit einem Aktienkapital yon 1 000 000 M gegründet. Die 
Gesellschaft besitzt 2 Dampflogger und 19 Scgellogger und konnte ebenfalls 
schon bis 9 % Dividende verteilen. Auch diese Gesellschaft machte 1913/14 
einen günstigen Abschluß, denn sie konnte nicht nur 9 % Dividende 
(= 90 000 M) verteilen, sondern auch 93 889 M auf neue Rechnung vor¬ 
tragen. Auf im ganzen 2 200 000 Ji Aktienkapital der drei Gesellschaften 
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fiel^i also 1913/14 zusammen 639 416 Jt Gewinn (ohne Abschreibungen und 
Rücklagen). Fürwahr ein glänzendes Ergebnis, das der Ausbreitung der 
deutschen Heringsfischerei die günstigsten Aussichten stellt! Die gesamte 
Emder Heringsflotte besteht zurzeit noch aus 69 Schiffen (11 Da'mpflogger 
und 58 Segellogger), sie geht in der Regel vom Juni bis November auf den 
Fang aus und bringt ungefähr die Hälfte der gesamten Produktion Deutsch¬ 
lands herein. « 

Ein weiterer erwähnenswerter Eigenbetrieb Emdens ist die Leer- 
Emder Dampfschiffahrts-Aktiengesellschaft „Ems“, die, aus kleinen An¬ 
fängen entstanden, ursprünglich — vor der Eröffnung der Ostfriesischen 
Küstenbahn — dem Badereiseverkehr zwischen Emden bzw. Leer und den 
Inseln Norderney und Borkum diente. Die Gesellschaft unterhält gegen¬ 
wärtig Dampf6chiffsverbindungcn zwischen Emden/Leer und Borkum, Bor¬ 
kum und Groningen (über Delfzyl) und Borkum und Norderney und besitzt 
7 gut ausgerüstete Dampfer. Die Fahrten von Emden nach Borkum werden 
vom 1. Juli bis 30. September drei- bis viermal täglich, die von Borkum nach 
Norderney vom 1. Juli bis 15. September einmal täglich und die von Borkum 
nach Delfzyl—Groningen von Anfang Juli bis Anfang September zwei- bis 
dreimal wöchentlich ausgeführt. Welche Bedeutung dieser Fremdenverkehr 
auch für Emden hat, läßt sich aus der Besuchsziffer des Inselbades Borkum 
entnehmen. Die Zahl der Badegäste auf Borkum (ohne Durchreisende) 
betrug: 

1897 . . . 15000 1910 ... 26886 1912 . . . 26274 

1905 . . . 20000 1911 . . . 29870 1918 . . . 30000 

Sämtliche ankommenden und aMahronden Badeschnellzüge finden in * 
Emden Außenhafen direkten Anschluß nach und von Borkum. Die Züge 
fahren bis zur Dampferanlegestelle, von wo aus Borkum in VA bis 2 Stun¬ 
den erreicht wird. Die Gesellschaft arbeitet mit 700 000 M Aktienkapital 
und macht sehr gute Geschäfte. In dem am 30. Juni 1913 beendeten Ge¬ 
schäftsjahre erzielte die Gesellschaft einen Reingewinn von 69 298 <M , von 
dem sie 6 % Dividende (i= 42 000 M) auszahlte, 15 000 Jt dem Erneuerungs¬ 
fonds zuführte und 12298 JC auf neue Rechnung vortrug. In enger Ver¬ 
bindung mit der Aktiengesllschaft „Ems“ steht die Borkumer Kleinbahn und 
Dampfschiffalirt Aktiengesellschaft Emden, die neben dem Betriebe der 
Kleinbahn auf Borkum dem Güterverkehr zwischen Emden und der Insel 
dient. Diese Gesellschaft hatte im Jahre 1913 einen Überschuß von 43 973 M, 
von dem sie 5 % (= 35 000 JC) Dividende verteilte, 5000 Ji der gesetzlichen 
Rücklage überwies und 3975 M in die neue Rechnung übernahm. Im übrigen 
wird auf die im Archiv für Eisenbahnwesen 1907, S. 1101 erschienene beson¬ 
dere Darstellung des Verfassers „Die geechichtliche Entwicklung und die 
Tarife des Nordseebäderverkehrs nach den Ostfriesischen Inseln“ verwiesen. 
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Was Emdens übrigen Handel und Vorkehr im Jahre KHo und n, 
einigen Jahren vorher an langt, so besagt die Statistik darüber folgendes 

Getreide-Verkehr. 

.Seewärts wurden in Emden 11*13 angebracht 211075 t. 

Auf der Eisenbahn kamen an lind gingen ab: 
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11 a u p t b a h n li o f E m d e n. 



1909/1910 

328 

904 

411 

1 039 

|| 969 

13 581 

1 657 

865 ■ 235 

919 

1910/1911 

152 

207 

■ 517 

2 012 

jl 819 

19 318 

3 0G0 

332 ' 324 

1086 

J911/1912 

99 

100 

295 

2 220 

447 

22 415 

789 

742 jj 733 

3 600 

1912/1913 

240 

7213 

299 

1 894 

1032 

13913 

1 923 

1 170 708 

2082 

1913/1914 

813 

421 

|*» 

1 972 

; 2955 

19 735 

2 633 

123 : 719 

I 244 




K m d e n 

A u ß v 

li h a f e 

n. 



19J9/19IO 

; ' - 

G0 ; 

- 

118 

— 

853 

1 

3 1 


1910/1911 

i 

5 

■ . _ 

60 

14 

4 IG 

l 


| 52 

1911/1912 


— 


326 

’ — 

2 822 



! 6<> 

1912/1913 

I 

— 

— 

39 

— : 

: 2 560 


i 

249 

| 

1913/1911 


— 

. -- 

160 

-- 

3 406 

— 

— ; -- ' 

! - 


Gesanitbahnverkchi* an Getreide und Hülsenfriichlen 1013/1014 . . 34 869 t 


100 - 2/1003 . 25 463 „ 






1871 . . . 

15017 ,. 


H a f e n v o r 

k e h r (Sei 

>, Fluß und 

Kanalverkehr). 



Eingang- 

Ausgang 


Eingang 

Ausgang 

1903 

. 212552 1 

214 716 t 

um . . 

. . . 294 726 l 

288 821 t 

1904 


201 295 „ 

1910 . . 

. . . 332 361 . 

310648 ,. 

1905 

. 253 295 

230 492 , 

1911 

. • 331 779 

314 900 r 

1906 

. 247 350 

236 890 „ 

1912 . 

. 162 997 , 

143 118 . 

1907 

. 208 187 „ 

264 809 „ 

1913 . . 

. . 219141 , 

199 347 „ 

1908 

. 219 628 .. 

213 004 » 





Gesaint-Ein- lind -Ausfuhr . . . 

1913 . . . . 

. 418491 ( 

- 




1902 . . . 

. 346 444 





1671 . . . . 

47 560 ... 



Stärkste Ein- und Ausfuhr . . . 

1911 . . . . 

. 646 679 1. 



Wenn auch der Umschlagverkehr bei weitem gegenüber dem Ürt^verkohi 
überwicgl, so sprechen doch diese Zahlen deutlich dafür, daß das Schwergewicht 
Jes Kinder Handels im Getrcidegesehäft liegt. 
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Holzverkehr. 

B a h n v e r k e h r. 



f % 

| Nutzholz usw. 

J Grubenholz und Brennholz 


: Buhuuinpfang 1 Bahnversand 

1 t | t 

i ^ I 

i Bahnempfang 

1 t 

Bahn versa ml 

t 


Hauptbahnhof Emden. 


1912/1918 


5 347 

! 

3 493 ; 


354 j 

5 

1913/1914 


10 251 


2541 


898 




Emden Außenhafen. 




1912/1913 

. 

146 


— ! ! 

i 

i 

i 

G 

1913/1914 

! 

71 


■ 37 ii 

i 

j 

25 

42 

Gesam tb all n v erkeh r 

1913/1914 


. . . 13 865 t 





19 -2 1903 


... 7 200 „ 




\ 

1871 . . 


. . . 13 000 ... 




Hafonvorkohr (See-, 

Fluß- und 

Kanalverkehr). 



FJngang 

Ausgang | 



Eingang 

Ausgäng 

1903 . . . 

. . 14 811 t 

Ü 069 

t 

1911 . . 


. 91722 t 

80319 i 

1904 . . . 

. . 18 182 r 

7 174 

v • 

1912 . . 


. 73 659 „ 

59594 .. 

1905 . . . 

. . 13 552 „ 

4 238 

» i 

1913 . . 


. 25 578 „ 

20289 . 

1910 . . . 

• • ö 6 Oo3 fi 

40 530 

V 1 






Gesamtlnifenverkchr.1913. 15H(J7 t 


1902 ... 14 5*21 * 

1871. *13 494 

Stärkste Ein- und Ausfuhr . 1911.172i-41 t. 

Verkehr in Steinkohlen, Koks und Briketts. 

Emden einschl. Außenhafen. 


1910/1911 _■! 1911/1912 ; 1912 1913 | 1913/1914 


Empfang 

Versand ij Empfang ; Versand 

; Empfang 

i 

Versand 

f Empfang j 

Versand 

t 

t j| t | t j 

i * ■ 1 

t 

1 1 

t 


Bahnverkehr in Steinkohlen und Koks. 


249811 | 

748 |! 338250 2 969 |! 

398 846 | 

202 t 

|| 385 917 | 

1 241 


Bahn v e rk e h r 

in Briketts. 



11964 1 

— i; 14 844 ! 2J7 i 1 

14 631 j 

207 

3 245 

42 

Gesamtbahnverkehr 1913/1914 . . . 

1902/1903 . . . 
1871. 

. . 390 445 t 
. . 70 967 „ 

. . 3 865 „. 




Halonverkühr (See-, 
p]ingang Ausgang 


1903 . 149552 t 194 689 t 

1904 . 106687 * 199 100 „ 

19J6 . 188 671 „ 170 477 „ 

1910 .... . 789305 „ 7'9 927 „ 


Gesamthafenvorkehr 1913 
1902 
1871 


Fluß- und Kanalverkehr). 


Eingang Ausgang 

1911 ... . 1 033 885 t 915287 I 

. 1912 .... 1062915 „ 1-276 491 „ 

1913 .... 1 368 190 „ 1 408436 ,. 


2 776 620 I 
116 099 „ 
6 545 
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. Verkehr in EJssnwarea Mit der Bahn. 


1913/1914 


1 

Empfang 

t 

Versand 

t 

Emden und Emden Außenhafen. 


Roheisen und Rohstahl. 

207 

4 

Altes Eisen, Brucheisen. 

109 

1 524 

Eisen und Stahl, fassoniert. 

16 623 

1 B6 

Achsen und Bandagen . 

27 

1 

Eisenbahnschienen. 

783 

76 

Eisenbahnschwellen, eiserne. 

192 

— 

Maschinen und Maschinenteile. 

1629 

174 

Eiserne Röhren und Säulen. 

i9 125 

67 

Eisen- und Stahldraht. 

640 

4 

Eisen- und Stahlwarcn. 

2918 

570 

Sonstige Metallwaren. 

118 

15 

Eisenerz. 

— 

461 


Verkehr hi Eineawaren Mit deM Schiff. 


• 

Eingang 

t 

Abgang 

t 

Eisenbahnmaterial im Seeverkehr. 

!j 

25 187 

„ » Fluß- und Kanalverkehr 

I 25 041 

• 

Eisen und Stahl zusammen: 1918. 

26041 

25187 

1912. 

53 716 

61072 

1911. 

52436 

67289 

1910. 

36 386 

38607 


1909 . 40608 i 45013 


l! 

Viehverkehr mit der Eisenbahn. 



Pferde 

Rindvieh 

i Schafe 

und Lämmer 

Schweine 
| und Ferkel 


Empfang | Versand 

j Empfang ] Versand 

1 Empfang | Versand 

| Empfang | Versand 


Stück 

Stück 

Stück 

| Stück 

1909/1910 

178 

470 

6308 

8999 

3229 I 

236 

2261 

3714 

1910/1911 

161 

489 

6 789 

9408 

3 522 | 

431 

1375 

2461 

1911/1912 

197 

627 

6947 

8 414 

3 552 | 

127 

1216 

4 566 

1912/1913 

185 

456 

6 615 

9819 

| 4058 | 

144 

884 

2471 

>918/1914 

226 

» 

523 

4 700 

8 722 

1 3 443 1 

i! 1 

852 

1518 

1602 


(Gesamtverkehr für den Handelskainmcrbozirk.) 


1918/1914 

749 

II 

II 

.1 

13 422 

! 4 295 j! 3120 

1902/1903 

697 

10294 

2206 1 «749 

; 4 864 || 6142 

J871 . . 

2 798 

ll 

li 

14 289 
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Der ScNfftfaestand Emden» betrug: 

Ende Dezember 1911 — 130 mit 11600 Reg.-Tons, 


1912 — 129 

10137 

1913 — 128 „ 

14659 

1902 — 91 

8503 

1871 = 79 „ 

9946 


Schiffsverkehr. 


a) S o e v e r k e h r. 

Eingang 

1913 ■ ■ . 1 966 Schiffe mit 898993 Reg.-Tons Ladung (darunter 641 Dampfer) 
942 „ „ 664609 , Ballast ( , 620 » ) 

Ans gang 

1913 . . . 2625 Schifte mit 961 722 Reg.-Tons Ladung (darunter 746 Dampfer) 
338 692866 • „ Ballast ( , 306 » ) 

Die Bemannung bestand aus S6686 und 37240 Personen. 

Größter Tiefgang der Dampfer 8,5 m. 

Größter Netto-Raumgehalt 4789 Reg.-Tons. 

1918 Gcsamtverkehr an beladenen Schiffen . 4490 mit 1860 715 Reg.-Tons, 




„ Ballastschiffen . . 

1280 „ 

1257 375 

it 

1902 


beladenen Schiffen . 

2689 „ 

508359 

»r 



„ Ballastschiffen . . 

627 „ 

207038 

»> 

1871 

,, 

.. beladenen Schiffen . 

1826 „ 

104132 

i» 


91 

„ Ballastschiffen . . 

1072 ., 

60840 

5» 


b)Fluß- und Kanalverkehr. 

Flußschiffe. 

Eingang Ausgang 

2636 Schiffe mit 63246 R.-T. Ladung 2169 Schiffe mit 67 303 R.-T. Ladung 

972 „ „ 26666 » ohne Lad. 1268 „ , 19337 » ohne Lad. 

Kanalschiffe. 

Eingang Ausgang 

2369 Schiffe.mit 1971366 t Ladung 2400 Schiffe mit I 913953 t Ladung 

1328 , » 257 866 ohne Ladung 1336 „ » 818 834 ohne Ladung 


1913 

Gcsamtverkehr an beladenen Schiffen 

— 9473 mit 3995868 t. 


lf unbeladenen 

»t 

= 4893 „ 

622 591 t, 

1902 

beladenen 

ft 

= 6278 ., 

734 761 t. 


„ unbeladenen 


= 5186 „ 

297 767 t, 

1871 

, beladenen 

jt 

= 900 „ 

13608 t.. 


„ unbeladenen 

»* 

= 751 „ 

11 276 t. 


Unter den eingelaufencn Schiffen befanden sich: 

1913 . 2248 deutsche und 659 fremde, 

1902 . 1229 , » 444 „ , 

1871 .. 1 128 „ »163 , . 
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Von der Kntwicklung des Verkehrs auf dein Dorlnmnd-Em.-5-K.anaI 
und der Zunahmo des Verkehrs im Hafen zu Emden gewinnt man erst durch 
die beigefügten graphischen Übersichten, die zum Teil auch die Kriegs- 
jahre umfassen, ein vollständiges und übersichtliches Bild. Die Zahlen 
lassen deutlich erkennen, daß' die Aufwendungen der Staalsrogierung für 
den Emder Hafen nicht vergeblich gewesen, und sie geben uns eine Vor 
Stellung von dem Riesenverkehre, der dem Hafen von Emden zu fließen 
würde, wenn der schon seit Jahren besprochene Plan, dem deutschen Rhein 
bei Emden eino deutsche Mündung zu geben, verwirklicht würde. Die Ein 
nahmen (Kanalabgaben) der Kanalverwallung 

1898. . . 18000 J* .1 1910. . . 583 000 >. 16 j 1912. . . GUOOOc# 

1900 - . . 74000 „ i 1911 . . . 679 000 * j 1918 . . . G17000 „ 

1905 . ... 302000 „ j * I 

lassen auch erkennen, daß die an die Erhöhung der Kanalabgaben, die 
vom 1. April PH)."» in Kraft trat, geknüpften Befürchtungen eines Verkehrs 
rückganges nicht emgetreten sind. Die Sätze für das Tonnenkilometer 
wurden durch den neuen Tarif 

in Klasse I von Ü.veu atu' 0,»5 ä 

., „ II .. 0,u« .. .. 0,-'5 „ 

III 1 ( 0.15 - 

IV ( ' 0,1 c, „ 

erhöht. 

Durch die Einrichtung einer neuen G iiierklas.se IV, die Kohlen, Erze. 
Düngstoffe, Futtermittel und verschiedene andere minderwertige Massen 
giiter umfaßt, ist es jedoch möglich geworden, die Erhöhung für diese 
Güter auf das geringste Maß zu beschränken. Auch die befürchtete Ab¬ 
wanderung des Verkehrs auf den Rhein-Herne- und Ems—Weser-Kanal 
ist 1 nicht eingetreten. 

Der im Jahre 1911 eingeführte Tarif umfaßt 5 Güterklassen und 
beträgt für das Tonnenkilometer 

in Güterklasse I .... (),;» ,A ; in Güterklasse IV ... . 0,125 

„ . II ... . 0,275 „ ! .. .. V . . . 0,05 „ 

„ , III ... . 0.30 „ | 

Seino Wirkung läßt sieh noch nicht übersehen. 

Die Lotse ngeld - Einnahme in Emden betrug 
1913/11 203 933 J(. (bei aufgehobenem Lotsenzwange), 

1902/3 : 66 958 Jt ( .. .. .. ), 

1871 85 479 M. 
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Die erhebliche Zunahme von 1902—1918 i.s( als eine Folge des be- 
iraohtlich gesteigerten (Überseeverkehrs anziLschen. 

Der Umsatz der l > a n k e n und S p a r k a * s o n hatte entsprechend 
dem bedeutend gewachsenen Handel und Verkehr bis zum Jahre 1918 eben 
falls außerordentlich zugenommen. 


G c .s a ii 

Ueichfibankstelie Emden 
mit den Nebenstellen Leer und Norden 

1011 . " - 884 712800 lW> 

1012 . 419 992 100 „ 

1013 • • 422 195 800 ... 

1002 . . . . 395 3915ÜO „ 

‘ i ii sc ii 1 . W i 1 ho 1 m sha > ♦ 11 

ib71 . . 30 334 800 *46 


t u m s a I z. 

Kinder Gewerbebank 
(o. G. m. b. H.). 

57 886 520 J( 

\ 62 147 700 r 

1 57 487 286 „ 

i 42 303 *58 „ 


Dio Emder Bnnk-.\ktienge*ellschaft ist inzwischen von der 0.~nn 
io-iieker Bank übernommen und von dieser als Zweigstelle weiter betrieben 
worden. Vergleiehszahlon liegen von dev Bank nicht vor. Ebenso fehlen 
diese von der inzwischen in Emden errichteten Depositenkas-e der Dresdener 
Bank. 


Städtische Sparkasse. 

UU3 Spareinliurenbestand r - 6 375 001 Jl, 
1002 ~ 3 968 Gl l 

1871 .. r_: 719 367 


Verkehr auf den Bahnhöfen Emden und Emden Außenhafen. 


; Emden 

1 

1 

Emden Außenhafen 

" 1913/1914 | 1902/1903 

| 1913/4914 | 1902/1903 


Verkaufte Fahrkarten . 

Stück 

235 426 

109 773 

Empfang: 

ii 



•Stückgut .. 

- ■ 11 

13 091 

7 759 

Wagenladungen 


167 05! 

06 017 

Dienstgut . 


14 082 

• 5 689 

Versa ml: 

ij 



Stückgut . 

• • « i 

11 222 

6 654 

Wagenladungen 

• • M 

57 918 S 

39589 

Dienstgut . 

* • « 

2 680 | 

1 

2379 

Abgefertigte Frachtbriefe 

Stück 

247 223 

189648 


13 238 ! 

1 

! 

3 418 

1 

2 676 ! 

261 

348 791 ; 

40 217 

— 

770 

550 

46 

4 686 \ 

12170 

— 

1 10 

46 027 

5 346 


Neben der erheblichen Zunahme des Verkehrs auf dem Hauptbahn - 
hofo ist die Verkehrssteigerung im Außenhafen förmlich in die Augen 
-pringend. v 
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Pott- und Telegraphenverkehr. 


1 

t 87 t 

1902 

19 13 

Stück 

Angekommene Briefe, Pakete und 




Wertsendungen.. . 

37t ‘ 800 

2 189826 

3 420246 

Abgegangene Pakete und Wert- j 




sendnngen . 1 

34 038 

3 387 732 

3534 776 


(ohne Briefe) 

(einschl. Briefe) 

(ohne Briefe) 

Aufgegebene Pos anweisungen . . 

H,29 

86310 

149506 

Depeschen . 

248 407 

j 339546 

843 994 


Bevölkern ngnziffer Emdens 1871: 12546. 1901: 16458, 1910 : 24034. 


Es ist natürlich, daß in einer Seehafenstadt der Handel überwiegt 
und die Industrie, soweit sie nicht mit der Schiffahrt zusammenhängt oder 
auf sic angewiesen ist, mehr in den Hintergrund tritt Die auffälligste Er¬ 
scheinung für Emden ist daher, seitdem der Hafen in die regelmäßigen 
Dampferlinieif der Hamburg-Amerika Linie und des Norddeutschen Lloyd 
aufgenommen ist, die Niederlassung der beiden großen Schiffsgesellschaften 
daselbst und in Verbindung hiermit die Gründung der Emder Verkehrs- 
Aktiengesellschaft mit einem Aktienkapital von 3 Millionen Mark. Die neue 
Gesellschaft, deren Aufsichtsrat zum Teil aus führenden Persönlichkeiten 
des rheinisch-westfälischen Industriegebiets besteht, besitzt dio General¬ 
vertretung der Hamburg Amerika Linie und verfolgt als hauptsächlichsten 
Zweck, die Ausfuhr aus dem Industriegebiet über Emden zu leiten und 
diesen Hafen gegenüber den Auslandshäfen Rotterdam und Antwerpen zu 
kräftigen. An Beförderungsgelegenheit ist kein Mangel, denn außer der 
Hatpburg-Amerika Linie und einer Zweigstelle des Norddeutschen Lloyd 
sind am Verkehr in Emden noch beteiligt die 

Hamburg Südamerikanische Dampfschiffahrtsgesellschaft, 

Deutsche Levantelinie in Hamburg, # 

Reederei A Kirsten in Hamburg, 

Deutsche Dampfsohiffahrtsgesellschaft „Kosmos“, Hamburg, 
Syndikats Reederei, Hamburg, 

Reederei Vereinigung, Hamburg, 

Woermann Linie, Hamburg, 

Deutsche Ost Afrika Linie, Hamburg, 

sämtlich durch die Emder Verkehrsgeselhchaft verteteu. Für die Hebung 
der Emder Seeschiffahrt kommt ferner noch die Emder Reederei-Aktien¬ 
gesellschaft in Emden in Betracht, die im April 1914 mit einem Aktienkapital 
von 500 000 Jl gegründet worden ist und ihren Betrieb zunächst mit vier Sec- 
dampiern ei öflnete. Die Gründung ist lür Emden um deswillen von be- 
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27 .*> 

-onderer Bedeutung, weil es das erste größere eigene Dampferunternehmeii 
ist, das in Emden seinen Sitz hat und den neu aufblühenden Handel auf 
eigenen Schiffen über alle Meere hinaustragen kann. Für den weiteren 
Reedereibetrieb kommen noch die Westfälische Transport-Aktiengesellschaft 
in* Dortmund, die Sec- und Kanalschiff-Aktiengesellschaft W. Hemsoth in 
Dortmund, die Dampfschiffahrt-Aktiengesellschaft „Ems“ und die Borkumer 
Dampfschiffahrt- und Kleinbahn-Aktiengesellschaft in Emden in Betracht. 
An überseeischen Linien werden über Emden regelmäßig betrieben: 

1. Emden—New-York, vierwöchentliche Verbindung mit Passagieren 
und Frachtdampfern, 

2. Emden—Australien mit Frachtdampfern alle vier Wochen, für die 
Güter in Durchfracht nach Neuseeland und Neuguinea angenommen 
werden, 

3. Emden—Südamerika, für die Güter in Durchfracht nach allen Häfen 
des La Plata angenommen werden. 

Nach Bedarf werden auch Dampfer nach Ostasien und Kuba 
uew. von Emden abgefertigt. 

Die europäische Fahrt Emdens erstreckt sich vorzugsweise auf die 
Ostsee. England, das Mittelländische und Schwarze Meer, der Nahverkehr 
auf die Elbe- und Weserhäfen, auf Holland und Belgien und die Nordeee- 
inseln. Dem Kanal- und Seeleichterverkehr dienen z. Zt. durch Schlepper¬ 
dienst und Verfrachtung Vorzugsweise 

die Westfälische Transport-Aktiengesellschaft mit 
93 Kanalleichtem zu je 750 t Tragfähigkeit, 

6 Gtiterdampfem ., 600/700 t ,. 

13 Miotskähnen .. .. 400/750 t 

Lehnkering & Co. mit 

35 Kanalleichtern zu jo 750 t IVaglähigkeit. 

4 „ .. 350/600 t 

4 Mietskähnen „ 350/400 t 

3 Tankleichtern ,. 700 t 

Schulte & Bruns mit 

19 Kanalleichtem zu jo 750 t Tragfähigkeit. 

•> „ „ 600 t 

11 „ „ „ 850/600 t 

See- und Kaualschiffalirt Wilhelm Hemsoth mit 
34 Kanalleichtem zu je 750 t Tragfähigkeit. 

9 Mietskähnen „ ., 200/700 t 

1 Tankleichter, 

Schlepp- und Bugsiergesellschaft Unterweser. Bremen 

mit. Ihrer auf dem Rhc-in-Hannover-Kanal in Dienst befindlichen 
Kanalflotte und 

Münsterscho Lagerhaus-Gesellschaft unter Benutzung der vorge¬ 
nannten Kanalflotten. 

Archiv Jttr Eisenbahnwesen. 191*. # 19 
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I >io Ausfuhr von Kohlen, Koks und Briketts von Emden hat nach der 
vors teilenden Statistik bereits einen solchen Umfang angenommen, daß sich 
mit der Verfrachtung dieser Güter eine besondere Gesellschaft in erster 
Linie, die Frachtkontor-Gesellschaft m. b. H., eine Tochtergesellschaft des 
Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats sowie des Deutschen Kohlen¬ 
depots (G. m. b. H.) in Hamburg, befassen konnte. Die Briketts werden 
fast, ausschließlich von der Emder Brikettfabrik, der vorzügliche erstklassige 
und neuzeitliche Verladeeinriehtungen zur Verfügung stehen, übernommen. 
Die Gesellschaft übernimmt auch das Löschen von Getreide und Erz und 
besorgt Maklergeschäfte und Stauerei. 

Außer der Emder Verkehrsgesellschaft stehen für die Spedition auch 
-amtliche am Kanalverkehr beteiligten Firmen zur Verfügung. 

Den Schlepp- und Bugsierdienst für fremde Rechnung nimmt haupt¬ 
sächlich die Firma P. W. Weßels Witwe mit 9 Dampfern von 200 bis 
iöO Pferdekräften wahr. Für Stau- und Hafenarbeit ist ein geschultes Per 
sonal von 1000—1200 Mann vorhanden, die zum Teil in den angrenzenden 
ländlichen Bezirken, zum Teil in den von der Stadt besonders erbauten Ar¬ 
beiterhäusern wohnen. Die Löhne belaufen sich für den Kopf und die 
Woche auf 30—35 Ji. 

Wenn man sich vorstellt, daß im Emder Hafen zurzeit etwa 50 größere 
l.'ampfer gleichzeitig löschen und laden können und für das Ladegeschäft 
die elektrischen Krane am Zungenkai, an der Brikettfabrik, im Außenhafen, 
ferner der Kohlenkipper, die Verladebrücken an der Hohenzollernhütte und 
im Außenhafen neben den zahlreichen Schwimmkränen, den Dampfwinden 
und den Getreide-Elevatoren zur Verfügung stehen, so kann man sich nicht 
nur ein Bild von dem umfangreichen Hafenbetrieb, sondern auch -von der 
außerordentlichen Leistungsfähigkeit des Hafens machen. 

Dem Kreditbedürfnis wird außerdem durch eine von der Emder Ver 
kehrsgesellschaft übernommene Vertretung der Deutschen Schiffsbeleihungs- 
Bank A.-G. in Hamburg Rechnung getragen. Die Deutsche Schiffspfand¬ 
briefbank (A.-G.) in Berlin wird in Emden eine Zweigstelle mit dem Ge¬ 
schäftskreise Provinz Hannover (ausschließlich der Regierungsbezirke 
Stade und Lüneburg), Großherzogtum Oldenburg und Provinz Westfalen 
errichten. 

Mit Emdens Handel und Verkehr in enger Beziehung steht auch seine 
Bedeutung als Telegraphen- und Kabelstation. Der ganze außereuropäische 
Depeschenverkehr aus Deutschland und seinen meisten Nachbarländern geht 
über Emden. Das dortige Telegraphenamt ist das größte des europäischen 
Festlandes und nächst dem Londoner das bedeutendste der ganzen Welt. 
Von Emden laufen 20 Seekabel nach England. 2 nach Amerika und weitere 
direkt nach Südwestafrika und Asien. In Emden werden jährlich über 
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*’ Millionen Depeschen verarbeitet, also täglich etwa 20 000. Der Umstand, 
'iafi sämtliche deutschen Uberseekabel in Emden das Festland erreichen, 
hat dahin geführt, daß sich dort verschiedene Telegraphenagenturen nieder¬ 
gelassen haben, die die politischen Auslandsberichte und Welthandelsnach 
richten in großen Mengen an ihre Abnehmer absofzen. * . 

F. Emden« Zukunftsmöglichkeiten. 

bme unerläßliche Vorbedingung ftir Emdens und seines Seehafens 
gesunde Weiterentwicklung ist neben einem» starken Verkehrszufluß und 
einer guten Zufahrtstraße von See eine völlige Bewegungsfreiheit innerhalb 
-einer Hafenanlagen und seiner Wasserwege. Diese würde Emden in dem 
Augenblick verlieren, in dem der Hafen zum Kriegshafen ausgebildet oder 
auch nur zum Stützpunkt für die Marine würde. Wo Mars herrscht, kann 
Merkur nicht gebieten. Daß ein Großhandelshafen für eine gut gelegene 
Seestadt unendlich wertvoller ist als ein Kriegshafen, kann auch der über¬ 
zeugte Kriegsmarineanhänger schwerlich leugnen. Um Emdens Hafen zu 
-chützen. wird *neben der befestigten Insel Borkum wohl ein weiter see¬ 
wärts gelegener Marinestützpunkt an der ostfriesischen Küste ausreichen. 

Der Träger von Emdens Handel und Verkehr ist in erster Linie der 
1 laten, dessen Entwicklung um so schneller und kräftiger fortschreitet, je 
irrößer das Verkehrsgebiet seines hauptsächlichsten Zubringers, des Dort¬ 
mund—Ems-Kanals, ist. Dieses Verkehrsgebiet kann einmal durch den Bau 
von Eisenbahn-Anschlußstrecken erweitert, zum anderen Mal durch ent¬ 
sprechende Eisenbalm- und Kanaltarif-Maßnahmen gegen eine Abwanderung 
des Verkehrs auf anschließende Kanäle und Ströme gesichert werden. 
I>ie Gefahr der Verkehrsabwanderung liegt in erster Linie nach der 
Kheinseite vor, weil der Rhein nicht nur abgabenfrei, sondern auch infolge 
Fehlens von Schleusen eine schnellere Beförderung gewährleistet. Beide 
Vorzüge werden noch durch billige Eisenbahntarife und völlige Abgaben¬ 
freiheit für Höfen, Kanäle, Schleusen und Brücken in Holland unterstützt. 
Es ist daher ein Gebot der Selbsterhaltung für die preußische Staatsregierung 
gegenüber den Welthäfen Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen, den Kanal¬ 
und Eisenbahnverkehr nach dem neuen Großhafen Emden durch ermäßigte 
Tarife sicherzustellen und nach Möglichkeit zu vergrößern. Die einfachste 
und auch dem deutschen Nationalbewußtsein am meisten entsprechende 
fjösong dieser Frage wäre natürlich die Ablenkung des gewaltigen deutschen 
Rheinverkehrs nach Emden, dem nächstgelegenen deutschen Hafen». Vor 
dem Kriege ist ein solcher Plan, Uber den sich die maßgebenden Stellen, was 
zu betonen nicht unterlassen werden darf, auch jetzt noch nicht schlüssig 
-tind, ja viel und lange Zeit erörtert worden, ihm näher zu treten, hielten 
weniger technische Schwierigkeiten,, als Bedenken politischer und finan- 

| 9 * 
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zieller Natur ab. Der Krieg hat uns auch in diesem Punkte anders zu 
denken gelehrt. Warum soll der überwiegende Teil der deutschen Industric- 
ausfuhr nach dem Kriege noch länger in die Häfen fremder Staaten aus¬ 
wandern und deutscher Fleiß noch weiter ausländischen Hafenstädten zu 
Wohlstand und Reichtum verhelfen? Wenn der deutsche Rhein eine deutsche 
Mündung erhalten sollte, so könnte diese nur bei Emden liegen. 

Um welchen riesenhaften, steigerungsfähigen Verkehr es sich hierbei 
handelt, ersieht man aus den Aufzeichnungen über den Güterverkehr auf 
dem Rhein bei Emmerich. Dieser betrug im Jahre 1902 = 14 135 933 t. 
1903 = 17 282635 t, 1910 = 30 131388 t, 1911 = 31 241153 t, 1912 - 
«44466 278 t 

Warum soll 'Emden nicht dasselbe Recht auf eine künstliche Rhein- 
mündung besitzen, das Amsterdam durch den holländischen Merwede-Kaual 
bereits vor mehr als 25 Jahren zugestanden worden ist? Welchen Wert 
diese künstliche Rheinmündung für Amsterdam hat, lehrt die Verkehr¬ 
statistik, nach der der Rheinverkehr Amsterdams auf dem Merwede-Kanal in 
20 Jahren um 1140 000 t zunahm. Dieser Verkehr betrug 1Ö92 nur 210 000 t. 
1912 schon 1 350 000 t. Welcher Ausgangspunkt und welche Linienführung 
dem Rhein—Emden-Kanal zu geben sein würden, das näher zu untersuchen, 
ist nicht Zweck dieser Darstellung. Es dürfte genügen, den Plan wieder 
in den Vordergrund zu rücken und auf Emdens hervorragend entwickelte 
Hafeinanlagen hinzuweisen. Diese würden zwar dem durch den Rhein 
verkehr zu erwartenden ungeheuren Verkehrszuwachs nicht entfernt ge¬ 
nügen, sie besitzen aber eine Ausdehnungsmöglichkeit, wie 9ie selten einer 
anderen Seehafenstadt zur Verfügung steht. Zunächst bietet das Gelände am 
neuen Hafen noch reichlich Raum für eine Erweiterung des großen Hafen¬ 
beckens und die Ansiedelung von Industrien an den dort anzulegenden 
neuen Hafeneinschnitten. Ein vollständiger Ausbau des Ostufers im Außen¬ 
hafen würde ebenfalls eine wesenstliche Vermehrung der Verkehrsanlagen “ 
in diesem Teil des Hafens nach sich ziehen. Diese .Erweiterungen sind 
aber bei weiterem Anwachsen des jetzigen Verkehrs schon unentbehrlich 
und auch in Aussicht genommen. Der Rheinverkehr könnte nur an einer 
Stelle abgewickelt werden, ‘die den Bau erheblich größerer Verkehrsanlagen 
als di$ bisherigen ermöglichte und gleichzeitig eine unmittelbare Zufahrt 
von See und von der Ems gestattete. Die weiten Wattflächen vor der 
Larreiter und Wybelsumer Bucht, die der Eindeichung harren, bieten hierfür 
das denkbar günstigste Hafengelände, das neben einer eigenen Seeschleuse 
eine direkte Verbindung mit dem Binnenhafen erhalten müßte. Ohne Zweifel 
hat Emden, das schon jetzt in dem benachbarten holländischen Seehafen 
Delfzyl und dem leistungsfähigen Binnenhafen Groningen scharfe Kon- 
kurenlen in bezug auf den Dortmund—Emskanal-Verkehr besitzt, mit einem 
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nkksiehtslosen und mächtigen Konkurrenzkampf von holländischer Seit© zu 
rechnen. Die dem Hafenverkehr Emdens zu gewährenden Erleichterungen 
und Unterstützungen müssen daher schon ganz außerordentlich sein, wenn 
die preußische Staatsregierung der Stadt Emden in diesem Wettstreite mit 
«lern handelsgeübten Nachbar zum Siege verhelfen will. 

Eine nicht viel geringere Gefahr der Verkehrsablenkung droht dem 
Kinder Hafen, sofern die einzelnen der neuerdings viel erörterten Kanal¬ 
pläne verwirklicht werden. Der Hafen von Emden ist namentlich an drei 
Kanalplänen beteiligt und zwar 

1 an der Verbindung zwischen der Ems und Hunte in der Linie des 
Hunte-Eme-Kanals. dein sog. Projekt Kampe—Dörpen 

-. an dem Projekt ßramsche—Bremen und 
• ’. an dem Ausbau des Ems-Jade-Kanals von Emden nach Wilhelmshaven 
unter Fortführung nach der Unterweser auf Nordenham. 

1 >as erste Projekt hat ungefähr 20 Jahre lang wie ein Damokles¬ 
schwert über dem Dortmund—Ems-Kanal geschwebt, und wegen der Be¬ 
teiligung des Oldenburgischen Staates den Emdern viel Sorge bereitet, weil 
man nach dem Ausbau des vorhandenen Hunte—Ems-Kanals unter Be¬ 
nutzung der schiffbaren Hunte ab Oldenburg die Kohlen aus dem Kohlen¬ 
revier auf billigem Wege zur Unterweser bringen und dadurch einen erheb¬ 
lichen Teil des Verkehrs vom Dortmund—Ems-Kanal ablenken wollte. 
Emdens hauptsächlichster Einfuhrverkehr, Erz und Getreide, würde sich 
wahrscheinlich den Unterweserhäfen zugewendet haben. 

Das zweite Projekt vergrößert die durch das erste drohende Gefahr, 
weil dieser neue Wasserweg 

1. Bremen,^ diesen großen mit ioiuilcn BoliMoffmurkt timt Stapelplatz. un¬ 
mittelbar berührt. 

’ die Entfernung zwischen dem Kohlenrevier (Gelsenkirchen) und 
Bremen, die über den Rhein-Hanuover-Konal und die Weser abwärts 
■578,8 km beträgt, auf 217,8 km herabmindert, während die Entfernung 
von Dortmund bis Emden auf der 19 Schleusen und 1 Hebewerk ent¬ 
haltenden Strecke des Dortmuud-Ems-Kanals 270 km beträgt, und 
dem Rheinisch-westfälischen Kohlen Syndikat: als Mittel dienen könnte, 
die englische Kohle aus deu Weser- und Elbbäfen völlig zu verdrängen. 

L>io Bedeutung des Bremer Rohstoffnmrktes soll gewiß nicht unter- 
-chatzi werden. Aber auch Emden wird nach Schaffung eines größeren 
Eigenhandels, z. B. in Getreide und Holz, größere Bedeutung gewinnen. 
Uber den Emder Seeverkehr im Vergleich mit dem Bremer erscheinen 
folgende- Zahlen beachtenswert. Der Nettn-Raumgehalt der angekommenen 


Seeschiffe betrug: 



in Emden 

in Bremen 

Ulli . . . 

. 1287000 Reg.-T 

1 970845 Reg.-T.. 

1912 . . . 

. 1628 000 

2092455 . ,. . 

1913 . . 

1564000 

2 128 078 

Digitized by 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



280 


Kxndens Handel und Verkehr. 


Der reine Kanalverkehr des Emder Hafens im Jahre 191:5 ulx.rtrat 
den Güterverkehr Bremens mit der Oberweser während derselben Zeit um 
das Vielfache. 

Es betrug nämlich in Emden 

die Einfuhr . . . . 14 572350 Dz. Güter 

.. Ausfuhr .... 15 130 300 „ 
der Gesamtverkehr . 29 702 650 Dz. Güter 

in Bremen 

die Einfuhr . 8 626 750 Dz. Güter 

„ Ausfuhr . 2 857 369 „ 

der Ge3amtverkehr 11 484 119 Dz. Güter 

Wenn der Kanalverein in Bremen zur Begründung der Notwendigkeit 
des Kanals Bramsche—Bremen ausführt, daß die von unseren Nordseehäfen 
zu leistenden großen Aufgaben nicht zu lösen sind, wenn nicht eine neue 
Wasserstraße (d. h. der Bramscher Kanal) das in erster Linie dort erfor 
derliche Ausfuhrgut, Kohle und /Eisen, auf kürzestem, schnellstem und 
billigstem Wege hinbringt, so vergißt er, daß diese Aufgabe jetat vom Don 
mundi—Ems-Kanal schon Irewältigt wird und auch künftig in vollem Um 
fange gelöst werden kann. Im Jahre 1913 belief sich die Ausfuhr an 
deutscher Kohle über Emden auf 1 589 037 t. während über Bremen 

seewärts nur. 16231 t 

als Schiffsbodarf . . 694 100 .. 

und land- und flußwärts 14 038 .. 
also zus. nur. 724 369 t ausgeführt wurden. 

Von dem Rheinverkehr abgesehen, gibt es noch eine Reihe andern 
Zukunftsmöglichkeiten für Emden, die nicht gering zu veranschlagen sind 
Mit Recht fragt man sich, warum in Emden nicht, angesichts der 
blühenden Heringsfiseherei der Betrieb der Hochseefischerei auf den Frisch 
fischfang ausgedehnt worden ist. Diese Frage ist um so berechtigter, als von 
Emden aus seit dem Ausgange des 16. Jahrhunderts der Heringsfang und 
vor mehr als 100 Jahren der Walfischfang erfolgreich betrieben wurde 
Die deutsche Dampf-Hochseefischerei nahm im Jahre 1886 in Geestemünde 
ihren Anfang, der Erfolg war von vornherein ein so günstiger, daß andere 
Küstenplätze — namentlich Cuxhaven — bald folgten. Auch in Emden 
wurde in den neunziger Jahren ein Versuch mit der Dampf-Hnclisee 
fischerei gemacht und ein Dampfer hierfür in Dienst gestellt. Das Unter¬ 
nehmen wurde mit viel zu geringen Mitteln begonnen, um erfolgreich zu 
sein, und mußte schon nach einigen Jahren wieder aufgegeben werden. 
Inzwischen ist der Seefisch zum Volksnahrungsmittel geworden, dessen 
Fang in der Nordsee sich kurz vor dem Kriege auf 1115 Mill. kg belaufen 
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hat. Trotz der günstigen Geschäftsergebnisse in der Dampf-Hochsee¬ 
fischerei — einzelne Fischdanipfer sollen bis 32 % des Anlagekapitals ab¬ 
geworfen haben — ist Deutschland an diesem Fangergebnisse nur mit 8 % 
beteiligt. Es ist daher mit Freuden zu begrüßen, daß neuerdings in Emden 
eine Hochseefischerei- und Werft-Aktiengesellschaft mit einem Aktien¬ 
kapital von 4 000 000 JL in der Bildung begriffen ist. die nach dem Kriege 
die Dampf-Hochseefiselierei mit 20 Dampfern aufnehmen und vorzugsweise 
den sehr abnahmefähigen Markt des rheinisch-westfälischen Industrie¬ 
gebiets versorgen will. Da- erforderliche Gesamikapital beträgt 7 000 000 C M. 
Ein weiterer Eigenbetrieb, der einer außerordentlichen Ausdehnung fällig 
ist, ist das Getreidegeschäft. Wegen seiner bevorzugten Lage zum dichtest 
bevölkerten Teil der Monarchie eignet sich gerado Emden zum Stapel¬ 
platz für Getreide. Der große Freihalenbezirk Emdens erlaubt den Ge¬ 
treidehändlern die Anlage großer Getreidespeicher als Transitlager, die 
besonderen Lösch- und Ladeeinrichtungen für Getreide, die Emden schon 
jetzt durch die Elevatorengesellsohaft besitzt, gewährleisten eine -elmelle 
Abfertigung der Getreideschiffe. 

Für den Handel in Holz, namentlich in Schnitt- und Bauholz, liegen 
die Verhältnisse ähnlich wie beim Getreidehandel. Mehr Eigenhandel, 
weniger Umschlag verkehr. Auch hier ist es wieder das •bezugsbedürftige 
und abnahmofühige Industrierevier Westfalens und Rheinlands, das Emden 
die günstigsten Aussichten eröffnet, 

Als Umschlaghafen für die Erzeugnis»e und Rohstoffe der rheinisch 
westfälischen Industrie, wie Kohlen, Koks. Eisen- und Stahhvaren, Erze. Gr 
Emden vermöge seines leistungsfähigen Zubringers, des Dortmund-Ems- 
Kanals, von selbst der gegebene Platz. Den Umsehlagverkehr zu helieu. 
ist die »Staatsregierung durch Gewährung besonderer Eisen bahn-Ausnahme¬ 
tarife in der Lage. Daneben muß Emden für die Vermehrung und Ver¬ 
größerung seiner Eigenindustrie sorgen. Lokomotiv- und Eisenbahnwagen¬ 
fabriken für die Ausfuhr und für den Inlandsbedarf sind Unternehmungen, 
die gerade nach dem Kriege voll beschäftigt sein werden. Es sind so zahl 
lo 3 e tVerte auf allen Gebieten des Wirtschaftslebens zu ersetzen, daß aueli 
Emden bei seiner günstigen Lago eine Reihe neuer Betriebstätten eröffnen 
kann. Die Bedarfsgegenstände fiir die Werften, den Schiffbau und die 
Schiffsausrüstung müßten in Emden selbst hergestollt, die Kolonialprodukte 
nach Möglichkeit am Einfuhrorte zunächst verarbeitet werden. Das ln- 
dustriegeländo Emdens ist so umfangreich und so gut gelegen, daß es auch 
weitestgehenden Ansprüchen genügen wird. 

Je mehr sich Emdens Handel und Verkehr entwickelt und der Schiffs¬ 
verkehr auf der Unterems sich vergrößert, desto gebieterischer macht sich 
die Forderung nach einer Verstaatlichung des Ems-Lotsendienstes geltend 
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Ohne Zweifel hat sich die Emslotsgesellsehaft bemüht, den ihr gestellten 
Anforderungen gerecht zu werden, unleugbar hat die Gesellschaft unter 
schwierigen Verhältnissen viel geleistet, aber ebenso sicher ist, daß eine 
staatliche Organisation vermöge der ihr zur Verfügung stehenden größeren 
Mittel verhältnismäßig mehr leisten und namentlich auch für das Lotsen¬ 
personal in bezug auf Besoldung und Hinterbliebenenversorgung besser 
sorgen kann. Die Errichtung einer staatlichen Lotsenstation in Emden 
liegt daher nicht weniger im Interesse des Verkehrs, wie in dem des Lotsen - 
] »er son als. 


G. Schluß. 

Die Vorbedingungen für eine gesunde und gute Entwicklung des 
Handels und Verkehrs des wiedererstandenen Großseehafens Emden sind 
geschaffen, Staat und Stadt haben das möglichste geleistet; an der Kauf¬ 
mannschaft liegt es nunmehr, auf den vorhandenen Grundlagen weiter zu 
arbeiten und dafür zu sorgen, daß Emden am künftigen Welthandel ge¬ 
bührend beteiligt ist. Der im Treppenhause des aliehrwiirdigen Emder Rat¬ 
hauses angebrachte Wahlspruch 

..ln spe et silcntio iortitudo no-tra“ 

darf nicht länger gelten, er muß durch ein zielbewußtes, tapferes Vor¬ 
wärtsstreben und durch ein wagemutiges Handeln mit dem Zieh*, die 
friiliere Blüte Emdens wiederherzustellen. ersetzt, werden. 
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Die württembergischen Staatsbahnen 

in den Jahren 1915 und 1916 


Die nachstehenden Mitteilungen sind den Verwaltungsberichten der 
württembergischen Verkehrsanstaken für die Rechnungsjahre 1915 und 1916 
und der Statistik der Eisenbahnen Deutschlands für 1915 und 1916 ent¬ 
nommen 1 ). 

Beide Werke sind wegen des Krieges wesentlich gekürzt worden 
e«» haben daher nur die nachstehenden Angaben gemacht werden können. 

I. Längen. 

i j) l r» i n l ü 

Kilometer 


1 Eigentunislänge am Ende des Jahres . 

2 125,58 

2 143,79 

‘2 Berriebslänge .. .. „ „ 

2 125,58 

2 143,79 

Davon waren: 

i 


mehrgleisig*. 

588,20 : 

588,20 

1 Inupteisenbahnen. 

l 597,02 

l 597,02 

Nebeneisenbahnen. 

528,56 

546,77 

Vollspurbahnen. 

2 014,27 

2 022,62 

Schmalspurbahnen. 

111.81 

121,17 

:< Betriebslänge im Jahresdurchschnitt: 



a' für den Personenverkehr... 

2 106,40 

2 124,72 

io .. „ Güterverkehr 

2 113,34 

2 131,66 

i* im ganzen. 

2 113,34 

2 131,66 

4 AnUerdetn waren am Ende des Jahres 



noch Anschlußbahnen ohne öffent¬ 

A n •/. a li 1 


lichen Verkehr (vorwiegend Privat^ 

r 


eigentum) vorhanden. 

*220 

— *). 


1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918. S. 489 fl'. 
Angabe fehlt. 


Digitized by 


Go«. igle 


Original ffom 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 









281 


Die württembergisrheu Staatebahnen in den lahren Hilf) mni 1 - + 1 * - 

II. Anlagekapital. 

. , . •! 19 15 19 10 

Das verwendete Anlagekapital betrug. -L^.. —— 


1. am Ende des Jahres überhaupt . <*t 

auf 1 km Eigentumslftnge . . • 

2. im* Jahresdurchschnitt (ohne Zu 

schösse Dritter'!. •• 

III. Fuhrpark. 

1. Bestand am Ende des Jahres: 

Ijokomotiven. 

Triebwagen 


849 944 714 
399 86b 

843 377 902 


862 724 997 
102 430 

856 07•> 633 


zusammen .... 

'Fender . . 

Personenwagen (eingerechnet die Per 
sonenabteile der Triebwagen) 

mit Achsen. 

In den Personenwagen befanden siel 

überhaupt Plätze. 

durchschnittlich auf 1 Achse . 
Gepäckwagen 

mit Achsen. 

Güterwagen cinschl. Bahndienstwagen 

mit Achsen. 

Jjadcge wicht auf 1 Achse . . t 

Postwagen. 

mit Achsen. 

Außerdem Privat Güterwagen 

mit Achsen. 

2. Beschaffungswert dieser Fahrzeuge (ohn 
Post- und Privat Güterwagen): 

insgesamt. u 

Davon kamen auf: 

1 Lokomotive mit Tender ... „ 

1 Triebwagen (mit Personenabteil) „ 

1 Personenwagen. t ■ -i 

1 Gepäckwagen.. 

1 Güterwagen *usw.. 

0 Angabe fehlt. 


844 

17 


S39 

17 


861 


621 

1 

2 410 

j \ i v 

*> 22r> 

6 243 

136 329 

1 36 809 

21,90 

2\‘>\ 

<)1 () 

*>23 

1 519 

l 342 

14 882 

13 440 

29 990 

31 104 

6,81* 


161 

161 

397 

497 

428 

126 

862 

662 

373 022 

126 637 OOl 

50 7 7 8 

31 361 

27 347 

27 347 

12 737 

12 760 

3 263 

■; 264. 
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Die württembergiachen Staatsbahnen in den lahw n 1915 und 1 yl■» 


,?>. Im Jahresdurchschnitt standen zur Ver- „ r • 

' 19 15,1910 

fttgung: .. - 7 

Lokomotiven und Triebwagen . Stück ' 858 85s : , 

Personenwagen (mit den Personen- 

abteilen der Triebwagen » . . 2 402 2 414 1 /., 

mit Achsen.„ ö 203 (>234 

Gepäckwagen. 607'/.,, 619',, 

mit Achsen.. ... „ 1 504 1 330' /., * 

Güterwagen teinschl. Bahndienst¬ 
wagen und Privat-Güterwagen) ,, 15 127 15 589 

mit Achsen. 30 485 31409 

im ganzen Wagen (ohne Post wagen 18 136 1 /.. 18 623 

mit Achsen.. 38 192 39 178 1 /.,. 

Leistungen der Fahrzeuge. 

a) Die eigenen und fremden Lokomotiven und Triebwagen haben auf den 
eigenen Betriebsstrecken zurückgelegt: 

I Lokomotivkilometer im ganzen 28 613 392 29 229 198 

auf 1 km durchschn. Betriebslänge . 13 539 18 712 

Die eigenen Lokomotiven und Trieb¬ 
wagen haben zurückgelegt : 

Lokomotivkilometer im ganzen . 29 221 516 29 926 018 

auf 1 Ivokomotivc usw. . km 34 058 34 858. 

0’ Auf den eigenen Betriebsstrecken sind von den eigenen und fremden 
Wagen zurückgelegt worden: 


29 926 018 
34 858. 


9 1 f> ] 1 9 1*3 

Achskilometer 


auf 1 km ; 
durchschn. ! 


auf 1 km 
durchschn 


überhaupt = TetHeTs- «^au„t i 



i 

! länge 1 


1 längp 

den Personenwagen 
. Gepäckwagen . . 

. Güterwagen . 

. Eisenbahnpostwagen 

'! 

: 200054044 
48980689 
346006588 
14323513 

! ( 

94 974 r 

i J 186902 1 

6 778 

212927 259 
50815820 
352194853 

14 146 9&'> 

f 

100 214 
| 1811 05!* 

7 

sämtlichen Wagen 

1 609 364834 

! 288 342 | 

630 084 417 

2% 5*4 


Die Zahl der geleisteten Zug- — ■ *" 1 ; 

kilomcter und die durch- 19 15 l ü l i. 

schnittlichc. Stärke dor ge- Zugkilometcr j Achsen j Zui;kilometor 'Achsen 
forderten Zuge betrugen . ■ -Jy -,—— - 

'»di den Schnellzügen . 1597 903 26 1649008 26 

- „ Eiterigen 241 417 25 266923 j 24 

- Personenzügen 9 88310S 20 " 9 722 476 27 

- - Güterzügen 5190344 ! 60 | 5370821 j *30 

» Arbeitszügen 84170 22 66845 30 

- allen Zügen . 1*3 996942 36 i 17065573 3S- 
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28«) I württomber gischen Staatöbalyien in den Jahren 1915 und 1916. 

IV. Verkehr. 

' 1. Personenverkehr. 

im ganzen: 


1 9 1 5 

insgesamt % 


19 16 

insgesamt j % 


l. Es wurden befördert: 

in der 1. Wagenklasse Reisende 
o 

- » — • r> V 

w « n v 

p « 4. » « 

auf Militärfahrkarten 


r, _ 


. Reisende 

2 Von den beförderten Reisenden 
wurden durchfahren: 
in der 1. Wagenklasse Perskm 

- , a. 

" J • p r* 

" n 4* r n 

Militärpersonen .... „ 


0! 281» 038 


74 831021 


insgesamt . . Perskin 

1 317 820 960 

! 

1 952267 717 

•- 

die Einnahmen betrugen: 






für Fahrkarten 1. Klasse . 

M 

173 571 

0,l>8 

171 722 

0,48 

2- 

V 

2 073131 

8,11 . 

2531961 

7,11 

.. » r 

„ 

7 395 187 

28,0-.' h 

8362935 , 

23,47 

*• P 4 * n 

n 

11 942074 

4 «,ti ; 

14197214; 

39,84 

Militärpersonen. 

t? 

3 983 064 

15,68 J 

10370108 ! 

29,io 

insgesamt . . . 


25 567 027 

100.0« 

35 638 940 

100, oo 


4. Auf 1 km durchschnittlicher 
verkehr kamen: 

Reisende. 

Personenkilometer 

Einnahmen . .. 

l ) Angaben fehlen. 


Betriebslänge für den Personen 


i 


1 9 1 5 

1916 

29 096 

36 219 

626 627 

918836 

12 138 

16771 
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6. Im Durchschnitt betragen: 


bei den Reisen 


ioia 

die Einnahmen t 
für I 


19 16 


die 


die 

durch¬ 
fahrene 

Wege- l Person | 1 Per¬ 
strecke i (Fahrt) sonenkmstrecke 


die Einnahm ea 
für 


km 


M 


durch¬ 
fahrene ■ , 

| Wege- * 1 Person I 1 Per- 
(Fahrt) ■ sonenkm 
km M | 


auf Fahrkarten 1. Klasse 

V yf 2. » 

r jj 3 * p 

- 1f 4. „ 

„ Militärfahrkarten . . 


11 ) - 


! ) - 


insgesamt 


21,50 0,42 1,84 

2. Gepickverkehr. 


20,09 


0,4 S 


19 15 


1. Reisegepäck wurde befördert . . t 
Zurück gelegte Tonnenkilometer 

(von der Gesamtlast des Reise¬ 
gepäcks) . . . . ; . 

Erzielte Einnahmen. M ' 

2. Hnnde (bei Reisenden) wurden 

befördert.Stck. !| 

Erzielte Einnahmen. M i 


137 980 


') - 

987 828 

126 234 
41 254 


1.33 

19 16 

144 344 


*) - 

1 066 082 

125 504 
41 342. 


3. Güter- und Tierverkehr. 


1. Es wurden befördert: 


Eil- und Expreßgut. 

Stückgut. 

„ nach dem Spezialtarif l a 
Wagenladongsgut: 

Allgemeine Klasse A 1 . 

i» n B. 

Spezialtarif A*. 

, I. 

, II (in Ladungen von 10 t) . 

II (n - , B.t) . 

. HI. 

Ausnahmetarife. 

') Angaben fehlen. 
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1915 

f 

| 

1 

j 1916 


l 

| Tonnen 

i! 

*; 

Tonnen j 

% 

! 164582 

1,90 

i 

169798 

1,25 

] 984065 

7,80 

851 26:5. 

6.29 


725 885 

5,75 

584 429 

4.*:* 

3 134 210 i 

t 

24,86 

3 374 409 

24.97 

5 539970 

43,91 

5 886189 

43.54 
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1915 1916 


• 

: i 

I 

Tonnen 

1 ‘» 

1 Tonnen 

% 

Militärgut. 


1 665 697 

18,12 

2 333251 

17.*! 

Tiere.. . 


249882 

1.98 

119008 

O.ss 

Frachtpflichtiges Dienstgut. 


161488 

l F28 

;j 200718 


zusammen: gegen Frachtberechnung 

1! 

12615 779 

100,00 

13 519065 

100,« 

. ohne „ 

ii 

») - 

— 

1 


im ganzen. . 


n 

— 



Es haben zurückgelegt: 







r 

1915 


1916 




Tonnenkm 

% 

Tonnenkm 

% 

Eil- und Expreßgut . 

i 

12 549184 

l.lG 

10648484 

0.9«* 

Stückgut. 

, nach dem Spezialtarif l . 1 . . . 

J 78 936 149 

j 7,28 

67 869 477 

0.7* > 

W agenladnngsgut: 



i i 



Allgemeine Klasse A*. 

v r 15 

] 63 518 791- 

' . 1 

:>,6C 

52082223 

4.:r 

Spezialtarif A 2 .. 

I. 

„ II (in Ladungen von 10 t) . 



» 



1 

265 169036 

' 24,46 

284 880194 

28,9, 

» 11 (. * r 5 t). 

, HI. 



! 

| 


Ausnahmetarife 


öl 1 661 868 

47,19 

573 271677 

48,1* 

Militärgut.. . 


135951554 

12,54 

j 189142710! 

16,s* 

Tiere . 


11282875 

1,04 

! 8 137 293 i 

0,68 

Frachtpflichtiges Dienstgut . 

' 

6127600 

0,47 

i 3 899400 

0,33 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

i 1084 196956 

100,00 

1 189 931458 

100;O 

ohne , | 


>) - ! 

— 

; — 

— 

im ganzen . 


1 : _ 

— 

1 i 

— . 


8. Die Einnahmen aus der Güterbeförderung betrugen für 



i' 

1915 


1916 



1“ ' , 

, <u 

% 

J6 j 

% 

Eli- und Expreßgut . 

Stückgut. 

■ . ' 8 235 467 

j 8 729 873 

6,67 

18,01 

' 1 

2882093 

1 

7 473 330 

5,7: 

14,6. 

r nach dem Spezialtarif 1 a . 


') Angaben fehlen 
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i! 

l 9 1 5 

;i 

\ 

°,0 

1916 

,16 

r % 

i 

Wagenladungsgut : i 

Allgemeine Klasse A 1 i 

\ 


4*627 750 


, K 1 

| 4 428 Oif' 

9,14 ( 

7.2! 

Spr/ialtarif A 1 

i 





i. 

H (in Ladungen von 10 t) . 

IU097 61H 1 

20.84 

10 857 244 

1 21 ,r»T 

II . - r» t) . 

III 





Ausnahrnetarite 

1-2 903 20-2 I 

•26,(iJ 

14 456959 

; 28,73 

Militärgm 

7 07b 988 

14.61 

9549347 j 

18.08 

Tiere 

1805260 ! 

3.7-’ i. 

1 301 967 

2,59 

Frachtpflichtiges Dienstgut 

194 818 i 

0,40 

174 656 

0,36 

im ganzen . 

4 1 in Durchschnitt betrugen 

18 473 359 

100,00 ' 

50 323346 

100,no 


1915 1916 

* 


die : 
durch- i 
fahrene ! 
Wege- 


die die 

Kin nahmen durch- 

fü r * fahre ne 
Wege- 


die 

Einnahmen 

für 



strecke 
für l t 

1 

1 

1 t 

- f 

1 tkm 

1 strecke 
für 1 t 

11 

1 tkm 


km 

cU 

A 

km 

vM> 


Eil- und Expreßgut. 

76,25 

19,66 

! 

25,78 

62,71 

16,10 

27,o: 

Stückgut . I 

Stückgut nach dem Spezialtarif la 

8*0.21 

8.87 

‘ 

1 

11,06 

79.73 

8,78 

11,01 

Wagcnladung8gut: 

Allgemeine Klasse A ; 

B. 

Spezialtarif A 2 . 

i. 

11 (in Ladungen v. 10 t) 


6,10 

6,87 

89,12 

6,21 

6,9;» 

*4.6*» 

3,22 ! 

3,81 J 

84,42 

5,22 

6,81 

11 ( „ .. „ 5 t) 

r HI * 



1 




Ausnahmetarife . . 

92,30 

2,33 

2,62 

97,40 

2,46 

2,62 

Militärgut 

62,11 

i 4,28 

5,21 

81,00 

4,09 

5.0.» 

Tiere 

45,15 

i 7,22 

16,00 

68,37 

10,94 

16,oo 

Frachtpflichtiges Dienst-gut . 

41,75 

; 1,21 

3,80 

' 19-43 

0.87 

4,48 

zusammen: 


• 





gegen Frachtberechnung | 

85,93 

3,84 

4,47 

88,02 

3,72 

4,.m 

ohne „ 

») 

; - 


1 

- 

— 


im ganzen 
1 Angaben fehlen. 
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5. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den Güterverkehr 


kamen: 

gegen Frachtbercchuung befördertes 

• 

19 15 

19 16 

Gut. 

t 

5 970 

l* 342 

. 

rkm 

513025 

55,s 218 

Einnahmen an Fracht. 

M 

22 937 

23 60S 

Gut überhaupt (mit den frachtfreien 
Sendungen) . 

t 

tkm 

; J ) 

: l ) - . 



V. Betriebaergebniue. 
1. Einnahmen. 


19 15 19 1 *; 



ol6 

% || 

c U 

% 

a) Aus dem Personen-u. Gepäckverkehr: 
insgesamt. 

26 857 235 

!i 

ji 

HO, 79 1 

97 105815 

36,4. 

auf 1 km durchschn. Betriebslänge 

13 420 


1S 460 


b) Aus dem Güterverkehr: 

insgesamt. 

51096 749 

58,5b 1 

7 l 

53069 176 

52,0 ( .« 

auf 1 km durchschn. Betriobslänge 

25443 

1 

— ü- 

26311 




Verkehrseinnahmo im ganzen 

77 953984 

89,87 ,i 

1 

90 174 991 

i 

68.01 

C) 

Sonstige Einnahmen. 

9278 259 ; 

10,63 \< 

11 700483 

11,49 


Gesamteinnahmen. 

i i 

87 232 243 

j; 

100,oo 'j 

101 875 474 

100.1*1. 


2. Ausgaben. 




a) 

Persönliche Ausgaben. 

34598297 

56,w 

57 983271 

54. So 

b) 

Sächliche Ausgaben. 

! 26607784 

i 1 

43,*7!: 

i 

31 251 881 

45,1* 


Gesamtausgaben. . . . 

' l 

61206061 i 

ii 

ioo,oo r 

69 235 152 

h *0,oo 

im 

Verhältnis zu den Gesamteinnahmen 
(Betriebszahl). 

1 - 

70,16 .! 

- 

67,9«;. 


3. Überschuß. 




Insgesamt. 

26026162 

- 

32 640 322 



im Verhältnis zu den Gesamtein- 

1 





nahmen. 


29,84 

- 

32,04 


im Verhältnis zum durchschnittlichen 






Anlagekapital. 

- 

8,09 

— 

3,m . 


') Angaben fehlen. 
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4. Im Durchschnitt kamen: 


j 

I 

I 

/ 

19 15 


1 

19 16 


auf 

1 km 
Bahn¬ 
länge 

M 

auf 

1 Loko- 
motiv- 
nutzkm 
M 

auf 

1 

Wagen- 

achskm 

M 

auf 

1 km 
Bahn¬ 
länge 
M 

auf 

1 Loko- 
motiv- 
nutzkm 

1 M 

auf 

1 

Wagen- 

achskm 

von den Einnahmen . . 

41277 

4,63 

0,14 

47 792 

5,32 

' 0,16 

, „ Aasgaben . . . 

28962 

3,25 

0,10 

32479 

| 

3,62 

| 7 

0,11 

vom Uberschuß.I 

12315 

1,38 

1 

0,04 

16313 

1,70 

i 

0,05. 

1 


VI. Zahl der Beamten und Arbeiter im Jahresdurchschnitt. 



1916 

19 16 


insgesamt 

% ! 

insgesamt 

% 

1. Arbeiter im 

A. Verwaltungsdienst.' 

111 

i 

1,03 i 

116 

1,06 

B. feahnbewachunga- und Bahnunter- | 
haltungsdienst. 1 

3 636 

| 

33,81 j 

3 594 

33,08 

C. Bahnhofs-, Abfertigung^- und Zug¬ 
begleitdienst . 

3 911 

36,36 i 

3971 

36,55 

D. Zugförderungs- und Werkstätten¬ 
dienst . 

3096 

28,80 

3184 

29,81 

1. Arbeiter zusammen . 

10 764 

100,oo 

108& 

100, oo 

2. Beamte und Hilfsbeamte.1 

9615 

— 

9 684 

— 

Gesamtzahl . . . 

20269 

1 

l i 

20548 



VII. Unfälle. 


l. 


Zahl der: 

Entgleisungen. 

Zusammenstöße. 

sonstigen Unfälle. 

Unfälle im ganzen 
davon kamen: 

auf 100 km dnrchscbn. Betriebslänge 
1 Million Lokomotivkilometer 
n 1 „ Wagenachskilometer 


'• 1 1915 

1 19 16 

7 „ 

18 

7 

9 

\ 77 

78 

: f>5 

| 105 

i! -, > 73 

; 5,21 

:| 

' 8,60 

0,1». 

i 0,17. 


*/chlv für Bteen bahn wesen. 19t#.. 
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Die Mlirttembergischen Staatsbaimen in den Jahren 1915 und 191b 


2. Zahl der beim Eisenbahnbetrieb getöteten oder verletzten Per¬ 
sonen (ohne die Selbstmörder): 



|j , 1915 

| 19 16 

r 

i getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

a) Reisende überhaupt. 

'j 10 

14 

9 

10 

anf 1 Million: 



j 


beförderte Reisende. 

0,16 

0,23 

i 0,12 

0,13 

Personenkilometer. 

O,008 

0,010 

0,004 

0,005 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im 





Dienst überhaupt. 

, 17 

28 

18 

29 

auf 1 Million: 

!j 

i 



! 

Zugkilometer. 

" . 1,02 

1,68 

1,08 

1,;* 

Wagenachskilometer aller Art . . 

0,03 

© 

O 

0,03 

0,05 

c) Fremde Personen 1 ). 

15 

i 

8 

9 

9 

Gesamtzahl . . . 

!’ 

42 

60 j 

1 

36 

48 

auf 1 Million: 

--- 1 

j 92 

' 84 . 

Zugkilometer. ! 

i 

;| 

5,53 


5,04 

Wagenachskilometer aller Art . . 


0,15 


0,15 

Infolge von Selbstmordversuchen . . 

20 

!' 1 

1 

6 

8 


*) Eingerechnet die Post-, Steuer-, Polizei- und sonstigen im Dienst befind¬ 
lichen Peamten. 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Gafsab&hn in Tunis. Die Eisenbahnen von Tunis verteilen .sich 
im wesentlichen auf die Eisenbahngesellschaft von Böne-Guelma und 
auf die Phosphat- und Eisenbahngesellschaft von G a f s a. Erstere verfügte 
1911 über ein Netz von rund 1650 km, die zum größten Teil im Betriebe 
oder konzessioniert sind; letztere betreibt rund 300 km, sämtlich in der 1-m- 
Spur, neben dem Abbau der großen Phosphatlager von M e 111 a u i 
und Redeyef. In dem Gebirge zwischen dem Meer und dem Tal Medjerdah 
wird außerdem Eisenerz, Zink und Blei ausgebeutet; Ejerissa und ICialaa 
Djerdah liefern täglich rund 1000 t Erz, und die letztere Grube außerdem 
ebensoviel Phosphat. Die Auffindung neuer Lager nötigt von Zeit zu Zeit 
zu weiterer Ausdehnung des Eisenbahnnetzes. Die Gafsabahn, die heut* 
eine der bedeutendsten Unternehmungen, in Tunis ist, befördert jährlich 
weit über 1 Million Tonnen Phosphat aus dem Grubenbezirk von Mettlaui, 
die in Sfax zur Verschiffung gelangen. Die Bahn Sfax—Redeyef, im ganzen 
285,» km, überschreitet bei Sened, km 156, eine Wasserscheide auf reich¬ 
lich 400 m Paßhöhe, fällt hinter Gafsa, km 203, wieder auf 165 m Höhe 
und endigt bei Redeyef auf 555 m Höhe. Auf der Strecke Sfax—Sened ver¬ 
kehren täglich 16 Züge, darunter 2 gemischte, auf der Strecke Sened— 
Mettlaui 17 Züge und zwischen Mettlaui und Redeyef 10 Züge in jeder 
Richtung. Die Bahn hat zu diesem Zwecke bereits Nacht dienst einge¬ 
führt, was für eine Kolonialbahn besonders bemerkenswert ist. Die reinen 
GütcTzüge bestehen aus 81 stählernen Selbstentladewagen und haben ein 
Gesamtgewicht von 2004 t; die sehr schweren Lokomotiven wurden in letzter 
Zeit von der Fabrik in Winterthur in der Schweiz geliefert. Infolge der 
Sandstürme wird das Gleis oft so versandet, daß leicht Entgleisungen 
der Lokomotiven Vorkommen. Die Station Sened liegt 420. Gafsa und 
Mettlaui nur 272 und 202 m hoch. 


Über die Ertragsfähigkeit der holländischen Eisenbahnen war im 
Archiv 1918, Seite 971 ff., berichtet worden. Im Anschluß an diese Mit¬ 
teilungen bringen wir an dieser Stelle die fingierte Bilanz der holländischen 
Eisenbahnen (unter Ausschluß der Nord-Brabant-Deutschen Eisenbahn) für 
Ende 1916, eine fingierte Gewinn- und Verlustrecfcnung für das Jahr 1917 

(Fortsetzung s. S. *21*0.' 
20 * 
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Kleine Mitteilungen. 


I». Fingierte Bilanz der holländischen Eisenbahnen für den 31. Dezember 1916. 


Aktiv» 1 

ü. 

1 Passiva 

fl. 

1. Die Eisenbahnen 

308 974 426,99»* 

! 1. Anlagekapital . . . 

450 866 844,60' 

2. Rollende Betriebs- 

1 

| 2. Uberschuß verschie- 

] 

mittel. 

94 500203,09 1 

dener Passiva über 


3. Betriebseinrichtun- 

1 

1 vers ch i ede ne A kti va 

■ 4 606 477,6$ 

gen.! 

13 336692,47 ! 

3. Unterstützungs- 

• 

4. Lagervorräteoisw. . s 

22 276 683,68 . 

kasse für Bedien- 

i 

5. Beteiligung an an- 


stete der früheren 

j 

deren Eisenbahnen 


Niederländischen 

• 

und sonstigen Un- 

i 

i Rheinbahn. 

5 957,67 

ternehmungen und 


i 4. Erneuerungsrech¬ 

! 

Vorsc hüsse an diese 

j 11 484 521,72 i 

nungen . 

166 141,16* 

0. Anlagen, Betriebs¬ 

| 1 

\ 

1 

mittel und Betriebs- 


\ 


cinrichtungen bei 

t 

\ 

j 

HSM im Bau . . . , 

j 3 720 382,62» 

\ 

I 

7. Verschiedenes an 

1 

\ 

| 

Eigentum bei HSH 

1 

: \ 

| 

sowie Dampfschiffe 


\ 

1 

und Fähren . . . . i 

1362611,61 

\ 

i 

ii 

465646 421,12 

1 

|| 455645421,13 


b. Fingierte Gewinn- und Verlust-Rechnung der holländischen Eisenbahnen für das Jahr 1917. 


Soll 

; | 

1 Haben 

i"‘ ■ fl- 

]. Auszahlungen für 


1. Betriebsrechnung 

i 

Pacht und Mitbe- 

i 

| (Betriebsgewinn) 

• 24 010 825,22 : 

nutzung von frem- 


j 2. Vergütung für die 


don Eisenbahnen 


t Mitbenutzung von j 


und Bahnhöfen . . 

2 137 693,62» 

Eisenbahnen und j 

• 

2. Pacht und Aner- 

' 

Bahnhöfen. 

75 972^2' 

kennungsgebühr für 

• i 

3. Verschiedene Ein- 

1 

Kaianlagen; Wagen- 

i 

nahmen. 

7 392 283,6? 

und Fahrzeugmiete 

1 

4. Vergütung für die 


•und für Wiederher- j 

1 

Beförderung der 


Stellung von Wagen j 

245 344,92 

Post. 

1865000,00 

3. Kranken-, Unter- 


5. Verlust .". 

8194204,04 

stützungs- und Pen- ; 

i 

\ 


sionskassen . . . . 

1 945 028,48 

\ 

] 

4. Abschreibung auf 

i 

\ 

I 

die rollenden Be¬ 


i \ 

1 

triebsmittel . . . . | 

3 817 585,63 

\ 

i| 

5. Abschreibung auf 


\ 

1 

1 

die Bötriebseinrich- j 

• 

\ 


tun gen. 1 

| 1 328807,28 

I \ 

j 

6. Abschreibung auf 

! 

l \ 

i 

die Eisenbahnen . . 

5 250 481,87 ' 

| \ 

| 

7. Abschreibung auf 

i 


j 

Dampfschiffe und 

j 

1 \ 

j 

Fährschiffe. 

70 093,87» 

\ 

1 

8. Rücklage fiirUnfall- 

1 

\ 


entschädigungen . I 

47 387,68 | 

\ 


9. Verschiedenes . . . 

6 916 522,78 

\ 

j 

10. 8Va % Zinsen auf 


\ 


das Anlagekapital 


\ 


von 450866844,60» fl. 

15780 339,67 



Ii 

1 36 588 285,41 


1 36 638 286,41 
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II. Abschreibungen 1917. 


Abschreibungen nach der obigen Ge- j 
winn- und Verlust-Rechnung j, 

auf die Eisenbahnen . 

„ „ rollenden Betriebsmittel . . 

„ » Betriebseinrichtungen. . . !| 

TatsRchliche Abschreibungen der Ge¬ 
sellschaften nach ihren Gewinn- | 
and Verlustrechnungen 
auf die rollenden Betriebsmittel 
bei SS. 


*7 Ti 



auf die Betriebseinrichtungeil 

bei SS :.. . 

- HSM. 


Daher ist zu wenig abgeschrieben 

worden. 

F.s wurde in die Rücklage abgeführt ! 

bei SS . . x . 

- HSM . '. 

Hiervon ist als durch den Staat in j 
den Betrieb gesteckt unzuseheu 

die Hftlfto mit. i 

bleibt. 1 

Hiervon ist noch abzusetzen: j, 

a) dio Abschreibung, die als ge- i 

seheben anzusohen ist durch | 
Einlösung von Schuldverschrei- ; 
bungen in Höhe von. j 

b) die Staatsausgaben für Erweite- ! 
rnngs- und Verbesserungsanla- ]• 
gen, dio vor 1907 als außerordent- 
liehe, seitdem als ordentliche 
bezeichnet werden *in Höhe von 


fl. | fl. i fl. 

i | 

i 

5 250 481,67 j 
j 3 817 585,63 
! 1828807,28 

I 10 396874,78 


1 378 505,33 
146 806,86 
171 862,61 
748476,76 
133 190,20 
28061,86* 


116 453,w 
112 918, 10 * 


•2 606 903,(io'’ 


229 372,09* I 


1 22500D.OO 

180000,oo 

! 4O6OOO.00 


2 836 276,70 
7 560 599,08 


202 500,oo 
7 358099,08 


1*54 i.MH.oo 


4 57 491,15 

1 41 i 579,1* 


^oniit wird 1917 zug'CK'Ut 


5 946 519,93 
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Kleine Mitteilungen. 


,Fort Mt*'! uh ">n S. •293.) 

sowie eine Zusammenstellung (lei Abschreibungen, wie sie hätten vorge¬ 
nommen werden müssen und wie sie tatsächlich erfolgt sind. Wegen der 
Grundsätze, nach denen die fingierten Rechnungen aufgestellt worden sind, 
wird auf den oben erwähnten Aufsatz verwiesen; im einzelnen wird noch 
bemerkt, daß der errechnte Verlust I b zu 5 sich auf 2 630 763,68s fl. er¬ 
mäßigen würde, wenn man für das Kapital, das der Staat unter Berücksich¬ 
tigung der Abschreibungen. bis einschließlich 1908 in die Eisenbahnen gc- 
-teokt hat, nicht 3H, sondern nur 3 % in Rechnung stellt, und daß die Unter¬ 
bilanz der Pensionskassen mit beinahe 2 % Millionen Gulden in Rechnung 
gestellt werden müßte. (’Schlußsummc zu II.) l)r. O. 


l)ie mecklenburgische Friedrich-Franz Eisenbahn im Jahre 19I6/17. 1 ) 


Am Ende des Jahres 1916/17 waren im Betrieb: 

1. vollspurige Hauptbahnen, eigene. 4b2.s km. 

davon sind zweigleisig.131,2 km, 

2. vollspurige Nebenbahnen, eigene. 641, 

zusammen . . . 1 094,3 km. 

.'». vollspurige Kleinbahnen . •.. 67,8 .. 

4. schmalspurige Kleinbahnen. 15,4 .. 

zusammen ... 1 177,5 km. 

dem öffentlichen Güterverkehr dienende Anschluß¬ 
bahnen: 

a) eigene Strecken, vollspurig. 6,4 km. 

b) mitverwaltete fremde Strecke, vollspurig . . 0,8 

zusammen ... 1 184,7 km. 

«i. dem nichtöffentlichen Güterverkehr dienende An¬ 
schlußbahnen : 

a) vollspui*ige Strecken. 15,1 km. 

M schmalspurige Strecken. 15,8 .. 

im ganzen ... 1 215,fi km. 

Davon kommen: 

auf Mecklenburg-Schwerin.1 115,4 km. 

., Mecklenburg-Strelitz. 88,8 .. 

Preußen. 1,1* - 

das Gebiet der Freien und Hansestadt Lübeck 9,5 .. 

An Betriebsstellen sind vorhanden: 202 Bahnhöfe, 


19 Haltepunkte. 

zusammen . . . 221 Bahnstationen, 

außerdem sind 99 Betriebshilfsstellen auf freier Strecke vorhanden. 

* ’•) Nach dem Bericht über die Verwaltung der mecklenburgischen Friedrich 
Fian/.-Kisonbahn fiir 1916/17. Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1917. 8. 327. 
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Kleine Mitteilungen. 


Zwischen Warnemünde und Gjedser auf Falster ist ein Dampffähren 
betrieb eingerichtet, der von der Bahn gemeinschaftlich mit der dänischen 
StaatBbahn ausgeführt wird. Benutzt werden vier Fährendarapfschiffe 
(zwei von jedem der Beteiligten). Der Seeweg beträgt 42 km. 

Außerdem ist eine Kraftwagenlinie eingerichtet, die eine 5,6 km lange 
Chansseestrecke benutzt. 

Die Hauptbetriebsergebnisse in 1916/17, verglichen mit denen in 

1915/16, sind folgende: ---- -- -— 

• 1915/16 1916/17 


I. Betriebseinnahmt“: 
Personen- und Gepäck verkehr: 

Beförderte Personen (auf den Haupt- 

und Nebenbahnen).Anz. 

Geleistete Personenkilometer . . „ 

und für jede Person. 

Gesamteinnahme aus dem Per- 


sonen- und Gepäckverkehr 

M, 

8 159 153 

10 442 524 

auf 1 km Betriebslänge . . . 


6 929 

8 869 

Güterverkehr: 




Güter aller Art, einschl. Dienst- 

■ 

1 



gut (auf den Haupt- und Neben- 




bahnen) . 

t 

— 

1 

Geleistete Tonnenkilometer . . . 

tkm 

.1, 

- 1 

und für jede Tonne. 

km 


1 

Gesamteinnahme aus dem Güter- 




verkehr . 

M 

13 904 909 

16 224 085 

auf 1 km Betriebslänge . . . 


11 809 

13 779 

Vergütung für Überlassung von 

l 



Bahnanlagen. 


534 219 

| 

594 571 

desgl. von Fahrzeugen.... 

• ? 

975 475 

l 055 702 

Erträge aus Veräußerungen . . 


286 547 

366 294 

verschiedene Einnahmen .... 


420 561 

1 201 789 

Schiffsverkehr: 




Beförderte Personen. 

Anz. 

: 61640 

37 556 

Frachtgut. 

t 

400079 

523 891 

Einnahme aus dem Schiffsverkehr 


850 472 

933 255 

Gesamte Betriebseinnahme .... 

rt 

25 131 336 

30 818 220 


') Hierüber sind Angaben nicht gemacht worden. 
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II. Betriebsausgabe: 

Persönliche Ausgaben: 

Anzahl der Beamten einschl. der¬ 
jenigen bei der Werkstätten - 
und Gasanstaltsverwaltung . . Anz. 

Zahl der Arbeiter desgl. 

Gesamtbetrag der persönlichen 

Ausgaben. « 

auf 1 km Betriebslänge ... 
Unterhaltung und Ergänzung der 
Ausstattungsgegenstände so¬ 
wie Beschaffung der Betriebs 

materialien. 16 

davon: 

Kosten für Beschaffung von Be 
triebsmaterialien (hauptsäch¬ 
lich Kohlen). 

und auf 1 km mittlerer Be 
triebslänge. 

Leistungen der Fahrzeuge: 

Gesamtzahl der beförderten Züge Anz. 

täglich. 

Kosten für Unterhaltung, Erneue¬ 
rung und Ergänzung der bau¬ 
lichen Anlagen . *. ■'< 

davon für erhebliche bau 
liehe Ergänzungen ... 
Kosten für Unterhaltung, Erneue 
rung und Ergänzung der Fahr¬ 
zeuge und maschinellen Anlagen <# 
Kosten der Benutzung fremder 

Bahnanlagen usw. 

Kosten der Benutzung fremder 

Fahrzeuge. 

Verschiedene sachliche Ausgaben 
.Kosten des Schiffsverkehrs ... „ 

Gesamte Betriebsausgabe. 

im Verhältnis zur gesamten Be¬ 
triebseinnahme (nur für Haupt 
und Nebenbahnen).% 


1916/16 


3 157 
3 619 

8 873 597 
7 112 


8 500 515 


2 883 118 
2 449 

128110 

350 


2 270 496 
305 964 


2 536 327 

509 801 

1 030 992 
241 626 
665 813 
19 129 167 


1916/17 

3 495 

4 126 

9 551 814 
8 112 

3 999 788 

3 326 677 
2 825 

124 257 
340 

2 968 323 
394 871 

2 541 553 

514 615 

1 057 329 
468 314 
767 513 
21 869 249 


76,04 ' 70,61 
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m IlLBetriebsüberschuß M 

Gegenüber dem darchschnittlichen 

Anlagekapital von. ,, 

ergibt der Betriebsüberschnß eine 

Verzinsung von.% 

und gegenüber den noch bestehenden 
Verpflichtungen des Landes für den 
Erwerb von Eisenbahnen im Be¬ 
trage von. m 

eine Verzinsung von“..% 

Unfälle haben sich ereignet: 
Entgleisungen: 

auf freier Bahn. 

in Stationen .. 

Zusammenstöße: 
auf freier Bahn 

in Stationen. 

Sonstige Betriebsunfälle; 

auf freier Bahn . 

in Stationen. 

zusammen . . 

Getötet oder verletzt sind: 

Reisende: 

getötet . 

verletzt .. 

Beamte und Bahnarbeiter ira Dienst: 
getötet . 

verletzt. 

✓ 

andere Personen: 

unverschuldet durch Unfälle der Züge: 

getötet . 

verletzt. 

infolge eigener Unvorsichtigkeit: 

getötet . 

verletzt. 

durch Selbstmord . 

zusammen . . 


! 1915/16 

1916/17 

I 6 002 169 

i! 

8948 971 

157 706 406 

160 704 872 

j. 3,81 

1 

5,57 

i 

( 104 396 458 

103 074 671 

5,75 

8,68 

5 

8 

3 

il 

3 

1 

1 

8 

_ 2 

i 3 

3 

u ; 

28 

31 

i 

! 

45 


!' — 

2 

16 

11 

u 

12 

29 i 

I! 

22 

_ 

__ 

*) 

— 

1 

o 

1 

% 

“ 

1 

1 

62 1 

52 


In den Wohlfahrtseinrichtungen für Beamte und Arbeiter — vgl. 
Archiv für Eisenbahnwesen 1912, S. 746 — sind im Berichtsjahre keine 
nennenswerten Änderungen eingetreten. 
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Betriebslängeu und Roheinnahmen der französischen Kolonialeren- 
hahnen 1 ) im ersten Halbjahr 1918 und 1917*): * 


i 

: 

I Jetriebs¬ 
länge 1 
in 

kin 

,i 

ii 

Roheinnahme in Franken < 

. für das Kilometer 

im 


ganzen nn Halb¬ 

jahr 1918 

im 1. Halb- 
[ jahr 1917 

Indochina. 

i 1 1 

j 2063 

10486000 | 5082 

4 247 

Französisch Westafrika .... 

2Ö56 

10149000 1 3 821 

•2618 

.Madagaskar.. 

.3% 

1615000 | 4 078 

5146 

R&mion. 

126 

580000 1 4 603 ' 

4 498 

Somaliküstc. 

762 

243000(1 j . 3189 

3 627 

Veukaledonien. 

29 

80000 ; 2 758 

3 627 


Französisch Indien. 

30 

i 80000 j 

2 667 

3 627 

• 

Summe . . . 

6062 

i 25 419 000 

4 193 

— 



Danach ist im Jahre 1918 auf den Bahnen von Franzöfe.iseh-\Ye&i- 
ufrika eine bemerkenswerte Steigerung der Einnahmen eingetreten. 


’i Vgl. Archiv für Kisenbahnwesen 1917, Seite KMi u. f. 

-i Journal offieiell vom 14. Dezember 1918. 

r. b. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Haftpflicht. Kleinbahnen. 

Krk.mnlüia 1 1 e,< Reichsgerichts. VI. Zivilsenats, vom 20. Juni 1018 in Sachen der 
Stadtgemeindo M.-Gl., Beklagte, Revisionsklögerin, wider 1. die Witwe C., 
2. die minderjährige 0.. beide in R., Klägerinnen und Revision.-.lx'klagle. 

HaftpMehtentsehtidigang bei StraßenbahnunfkJlen. Abtretung von Schadensersatzanspriicheu 

an Dritte. Militärhinterbiiebenengesetz. 

Tatbestand. 

Der Vater der Klägerin zu 2 und Ehemann der Klägerin zu 1, ('.. 
stand im November 1915 als Unteroffizier beim Heere. Am 6. November 
1915 verunglückte er bei einer Fahrt mit der von der Beklagten betrie¬ 
benen Straßenbahn und starb am 8. November 1915 an den Folgen der 
erlittenen Verletzungen. Von der Beklagten verlangen die Klägerinnen 
Schadensersatz und zwar den Ersatz der Beerdigungskosten mit 284,60 <M 
und vierteljährliche Renten, die für die Klägerin zu 1 mit 600 c ff, für die 
Klägerin zu 2 mit 300 Jl gefordert werden, weiter haben sie Feststellung- 
begehrt, daß die Beklagte verpflichtet sei, ihnen den aus dem Unfälle ent¬ 
standenen und noch entstehenden Schaden zu ersetzen. Das Landgericht 
in M.-G. gab dem Feststelhmgsantrage statt und erklärte die bezifferten 
Ansprüche dem Grunde nach für berechtigt, das Oberlandosgorieht wies 
dagegen die Festsiellungsklage ab, bestätigte im übrigen das Urteil erster 
Instanz und brachte in den Entscheidungsgründen zum Ausdruck, daß die 
zeitliche Begrenzung der Rente dem Verfahren über den Betrag Vorbehalten 
bleibe. Gegen dieses Urteil hat die Beklagte, isoweit zu ihren Ungunsten er¬ 
kannt ist, Revision eingelegt und beantragt, das Urteil in dem bezeichnten 
Umfange aufzuheben und überall nach ihrem in der vorigen Instanz ge¬ 
stellten Anträge zu erkennen. Von den Klägerinnen wurde die Zurück¬ 
weisung der Revision begehrt. 

Die Revision wurde aus folgenden 

E n t s c h e i d u n g >3 g r ü n d e n 

zurückgewiesen: 

In tatsächlicher Hinsicht steht über den Hergang des Unfalls fest, daß 
eia Wagen der städtischen Straßenbahn die Haltestelle an der W... straße. 
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an der der Verstorbene mit anderen Personen wartete, ohne Anhalten durch¬ 
fuhr. Der Verstorbene bestieg aber trotzdem den Wagen und gelangte auch 
glücklich auf die Plattform. Hinter der Haltestelle senkt sich die Fahrbahn, 
und nun nahm der Wagen, dessen Bremsen nicht ordnungsmäßig funktio¬ 
nierten, eine größere Geschwindigkeit an. Wie es gekommen ist, daß der 
Verstorbene aus dem Wagen wieder herausgelangte, ob er absprang oder 
herausstürzte, ist nicht sicher aufgeklärt; daß der Schaffner G. und eine 
mdfcfahrende Frau seiner Aussage nach aus dem Wagen „geflogen“ sind, 
spricht aber nach der Ansicht des Berufungsgerichts dafür, daß es, bei dem 
Verunglückten ebenso gewesen sei. Das Aufspringen auf den fahrenden 
Zug verstieß, wie das angefoehtene Urteil sagt, gegen ein polizeiliches Ver¬ 
bot, auch Keß der Verunglückte hierbei die im Verkehr erforderliche Sorg¬ 
falt außer acht, es war aber, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, 
nicht ursächlich für den späteren Unfall, da der Verstorbene bei dem Auf¬ 
steigen nicht zu Schaden gekommen ist. Weiter wird nicht verkannt, daß 
auch die Benutzung des Wagens an sich und unabhängig von dem Auf¬ 
springen gefährlich war, aber festgestellt, daß der Verstorbene diese Ge¬ 
fahr, als er aufsprang, weder kannte noch kennen mußte. Gegen diese 
Feststellung wendet sich die Revision und rügt, daß hierbei ein Beweis- 
antrag übergangen tsei, dem, nötigenfalls unter Ausübung des Fragerechts, 
hätte stattgegeben werden müssen. In dem vor getragenen Schriftsätze der 
Beklagten vom 6. Dezember 1917 sei behauptet, daß der Verunglückte eine 
Strecke von 32 m Länge (Beweis: Ortsbesichtigung) neben dem Wagen her¬ 
gelaufen sei, bevor er aufsprang, währenddem müsse es ihm zum Bewußt¬ 
sein gekommen sein, daß der Wagen an der W ... straße. wo die Wagen hätten 
halten müssen, nicht habe halten können; er könne auch die Bemühungen 
des Schaffners, ihn vom Einsteigen zurüekzuhalten, nicht übcnselien und 
dessen laute Rufe nicht überhört haben. Die Rüge ist jedoch nicht be¬ 
gründet. Das Berufungsgericht hält es nicht für erwiesen, daß der Wagen 
schon an der Haltestelle eine ungewöhnlich große Geschwindigkeit hatte, 
und stellt fest, daß das Überfahren einer Haltestelle an und für sich kein 
so außergewöhnliches Ereignis war, daß der Verunglückte hieraus allein 
hätte erkennen müssen, das Mitfahren sei gefährlich. Daß der Schaffner 
G. gewinkt und gerufen haben will, wird nicht übersehen, aber angenommen, 
daß der Verunglückte, der nach der Aussage von G. neben dem Wagen her¬ 
gelaufen sei und bereits den Handgriff erfaßt gehabt hatte, die Zurufe und 
Winke so habe deuten können, daß er während der Fahrt nicht aufspringen 
solle. Diese Folgerung liegt auf tatsächlichem Gebiete, und es ist nicht 
ersichtlich, daß sie von Rechtsirrtum beeinflußt sei. Ob der Verun¬ 
glückte 32 m weit neben dem Wagen hergelaufen ist, erscheint danach 
unerheblich, denn dieser Umstand würde, wenn er als richtig unterstellt 
wird, der Feststellung des Berufungsgerichts nicht entgegenstehen. Es 
bedurfte daher nicht der Einnahme des Augenscheins oder der Ausübung 
des richterlichen Fragerechts. 

Hiernach ist es nicht zu beanstanden, daß das Berufungsgericht die 
Frage, ob ein Verschulden des Verunglückten bei dem Unfall mitgewirkt 
hat, verneinend beantwortet hat. Seine weitere Annahme, daß die Be¬ 
klagte für die Folgen des Unfall? sowohl aus dem 
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Haffpflichtgesetz wie aus unerlaubter Handlung 
grundsätzlich verantwortlich sei, wird von der Revision 
nicht beanstandet. Dagegen hat sie hinsichtlich der Frage, ob die Klä¬ 
gerinnen zur Klage befugt seien, um Nachprüfung der Urteilsgründe ge¬ 
beten. Nach dieser Richtung kommt das folgend^ in Betracht. 

Nach dem Tatbestände erster Instanz war der Verstorbene bei der 
Bayerischen Versicherungsbank in M. gegen Unfälle in Höhe von 10 000 
Mark versichert, auch haben die Klägerinnen diesen Betrag eingek’lagt. 
Das Berufungsgericht stellt nun fest, daß die Empfangsberechtigten nach 
§ 13 der allgemeinen Bedingungen dieser Bank nun verpflichtet sind, 
gegen Zahlung der Entschädigungssumme ihre Schadensersatz- 
aneprüche gegen Dritte an die Bank abzutreten, und 
erklärt diesen Anspruch der Versicherhngsbank auf Abtretung für die 
Frage der Klagebefugnis der Klägerinnen für bedeutungslos. In dieser 
Auffassung ist keön Rechtsirrtum ersichtlich. Solange die Entschädi¬ 
gungssumme von der Bank nicht bezahlt ist und jhr die Klägerinnen 
ihre Schadensersatzansprüche, soweit dies zulässig ist, nicht abgetreten 
haben, kann die erwähnte Bestimmung ihre Aktivlegitimation nicht be¬ 
einträchtigen. Ob etwa die Versicherungsbank aus ihr gegenüber den 
Ansprüchen der Klägerinnen Einwendungen her leiten könnte, wenn diese 
zur Abtretung ihrer Schadenersatzansprüche außerstand sein sollten, 
ist jetzt nicht zu untersuchen. 

Ein weiteres Bedenken gegen die Aktivlegitimation der Klägerinnen 
will die Beklagte daraus herleiten, daß den Hinterbliebenen des Verun¬ 
glückten von dem stellvertretenden Generalkommando in Coblenz 300 dl 
Witwengeld und 60 dl Waisengeld seit dem 11. Februar 1916 und außer¬ 
dem für die Zeit vom 11. November 1915 bis zum 10. Februar 1916 Gna- 
dengebühmisse mit monatlich 33,oo dl angewiesen worden sind. Es 
komme in Frage, ob nicht die Ansprüche der Kläge¬ 
rinnen.auf den Militärfiskus in Höhe der diesem ob¬ 
liegenden Aufwendungen von Gesetzes wegen über¬ 
gegangen seien. Von dem Berufungsgericht wird ein solcher 
Übergang mit dem Bemerken verneint, daß es die abweichenden Dar¬ 
legungen von Günther in der J. W. 1917, S. 432 nicht als überzeugend an¬ 
zuerkennen vermöge. Dem Ergebnis des Berufungsgerichts ist zuzu¬ 
stimmen. 

Auszugehen ist davon, daß den Klägerinnen als Hinterbliebenen 
eines zur Zeit des Unfalls bei dem Heere stehenden Unteroffiziers die 
erwähnten Bezüge vom Reichsmilitärfiskus gewährt werden. Maßgebend 
für dessen Leistungen ist das Militärhinterbliebenengesetz vom 17. Mai 
1907, das aber keine Vorschrift dahin enthält, daß Schadensersatzansprüche 
der Hinterbliebenen gegen Dritte in irgendwelchem Umfange auf den 
Fiskus übergehen sollen. Dagegen findet sich eine solche Bestimmung 
in § 41 Abs. 2 des Mannschaf tsversorgungsgesetzes vom 31. Mai 1906, 
die sich aber ihrem Wortlaute nach nur auf die „nach Maßgabe dieses 
Gesetzes versorgungsberechtigten Personen“ bezieht, und ebenso im § 38 
Abs. 2 des Gesetzes über die Pensionierung der Offiziere in bezug auf 
<lie „nach Maßgabe dieses Gesetzes pensionsberechtigten Personen“. Ee 
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wird nun behauptet, daß das Mannschufteversorgungsgesetz und cft? Mi¬ 
litärhinterbliebenengesetz eine Art Einheit bildeten und daß daher die 
Vorschrift des § 41 Abs. 2 auch auf die Schadensersntzansprüche versor¬ 
gungsberechtigter Hinterbliebener von Militärpersonen anzuwenden sei. 
Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. Zwar läßt sich nicht ver¬ 
kennen, daß die erwähnten drei Gesetze insbesondere wirtschaftlich zu¬ 
sammen gehören und in engem Zusammenhänge miteinander stehen, aber 
weder hieraus noch aus Billigkeitsgründen läßt sielt 
her leite n. daß nun die Sonde rbestimmung des §41 
Abs. 2 ii b e r ihren Wortlaut hinaus auf Schadensersatz¬ 
ansprüche von Militärhinterbliebenen gegen Dritte 
ausgedehnt werden d ü r f t e. Es kann in dieser Hinsicht auf 
die Ausführungen des IV. Zivilsenats des Reichsgerichts in seinem Ur¬ 
teil vom 18. April 1918 1 ) unter Nr. 4, RGZ. 92, S. 405—407. verwiesen 
werden. 

Von Günther wird a. a. 0. geltend gemacht, daß ein Forderungsübei- 
gang wenigstens in Höhe des Gnadenquartals ohne weiteres nach § 41 
der MVG. stattfinden müsse, weil die Hinterbliebenen, wenn der Renten¬ 
empfänger stirbt, das Gnadenvierteljahr auf Grund dieses Gesetzes zu 
erhalten hätten. Es liege aber kein Grund dafür vor, daß die Hinter¬ 
bliebenen ihre Ansprüche gegen Dritte zwar für die ersten drei Monate 
verlieren, sonst aber neben ihrer Versorgung behalten sollten. Die letz¬ 
tere Erwägung ist nicht durchgreifend: sic hätte vielleicht den Gesetz¬ 
geber zu einer entsprechenden Bestimmung veranlassen können, vermag 
aber deren Mangel nicht zu ersetzen. Es ist aber auch zweifelhaft, ob 
die gemäß § 39 MVG. zum Empfange des Gnadenvierteljahrs berechtig 
ten Hinterbliebenen zu den „nach Maßgabe dieses Gesetzes versorgungs¬ 
berechtigten Personen“ im Sinne des § 41 zu rechnen sind. Rein sprach¬ 
lich mag eine solche Auslegung möglich sein, da man das Gnaden Viertel¬ 
jahr als eine zeitlich beschränkte Versorgung betrachten kann. Dagegen 
läßt sich aber anfüfiren, daß § 39 von den „dem Verstorbenen“ zu zah¬ 
lenden Versorgungsgebührnissen spricht, die den Hinterbliebenen als 
Gnadenvierteljahr gewährt werden, und vor allem, daß der analoge § 38 
des Gesetzes über, die Pensionierung der Offiziere vom 31. Mai 1906 von 
den „nach Maßgabe dieses Gesetzes pensionsberechtigten Personen” 
redet, zu diesen aber die nach § 27 das. zum Bezüge des Gnadenviertel- 
jahrs berechtigten Hinterbliebenen nicht gezählt werden können. Einer 
Entscheidung bedarf die Frage im gegebenen Falle nicht, weil der Ver¬ 
unglückte zur Zeit des Unfalls als Unteroffizier beim Heere stand, also 
kein Rentenempfänger gewesen sein kann, was § 39 MVG. voraussetzt. 

• Andere Gründe, die den Übergang der eingeklagten Forderung auf 
den Militärfiskus ganz oder teilweise verursacht haben könnten, sind 
nicht ersichtlich, namentlich greift BGB. § 426 Abs. 2 Satz 1 nicht ein. 
wie in dem bereits zitierten Urteile des IV. ZS., RGZB. 92 S. 407 unter 
Nr. 5 dargelegt ist. Wie hoch der den Klägerinnen erwachsene Schaden 
ist, ist in dem späteren Verfahren zu prüfen, wobei auf den Kommentar 


') Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S 835. 
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vuu Reichsgerichtsräten, Anm. 6c zu § 844, Anm. 3 d zu § 843 BGB. ver¬ 
wiesen werden möge. 

Die von der Beklagten eingelegte Revision war hiernach zurück- 
zuweisen. 


Eisen ba li n-Verkeil rsoiil nuug. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, I. Zivilsenats, vom 16. November 1918 in Sachen 
der Monopolfilm-Vertriebsgesellschaft H. und Sch., G. m. b. H., in B., Klägerin 
und Revisioneklägerin. wider den preußischen Eisenbahnfiskus, vertreten durch 
die Eisenbahndirektion in B., Beklagten und Revisionsbeklagten. 

Wann sind Films als Kostbarkeiten im Sinne der Eisenbahn-Verkehrsordnung anzusehen? 

Tatbestand. 

Die Klägerin gab am 14. Februar 1917 in B. auf dem Bahnhofe F. der 
preußischen Staatseisenbahn eine Kiste zur Beförderung als Expreßgut an 
dio Ostdeutsche Lichtspielhaus-Gesellschaft m. b. H. zu K. auf. Die Kiste 
enthielt einen photographischen Filmabzug des Originalfilms „Der Meineid- 
bauer“ und trug Beklebezettol mit der Aufschrift: „Inhalt: Kinemato- 
graphische Films aus Zelluloid“ und „Zelluloid“. Sie ist der Empfangs¬ 
berechtigten nicht ausgeliefert worden und abhanden gekommen. Mit der 
Behauptung, daß der Inhalt der Kiste, die eine Länge und Breite von etwa 
35 cm, eine Höhe von etwa 25 cm und ein Gewicht von etwa 15 kg gehabt 
habe,' bei der neuen und tadellosen Beschaffenheit des Eilmabzugs einen 
Wert von 3500 Jt besessen habe, hat sie diesen Betrag nebst Zinsen vom 
Beklagten als Ersatz des ihr durch den Verlust des Gutes entstandenen 
Schadens gefordert. Der Beklagte hat um Klageabweisung gebeten. Er 
hat dio klägerische Wertangabe bestritten und eingewendet, daß er zum 
Schadensersatz nicht verpflichtet sei, da die Klägerin dei\ Film, der al- 
Kunstgegenstand und Kostbarkeit anzusehen sei, nach den maßgeblichen 
Tarifvorschriften als Expreßgut nur mit Wertangabe habe aufgeben dürfen 
und durch die Unterlassung der Wertangabe jeden Ersatzanspruch ver¬ 
wirkt habe. Überdies würde die Kiste bei Angabe eines Wertes von 3500 cM 
als Expreßgut überhaupt nicht angenommen worden sein, da zu dieser Art 
der Güterbeförderung Sendungen von Kunstgegenständen oder Kostbar¬ 
keiten nur bei Angabe eines Wertes von höchstens 500 <M zugelas-en 
würden. 

Die 9. Zivilkammer des Landgerichts I in B. hat durch Urteil vom 
18. Oktober 1917 die Klage abgewiesen. Hiergegen hat die Klägerin Be¬ 
rufung eingelegt und geltend gemacht, daß sie von dem Beklagten, der durch 
mindestens grobe Fahrlässigkeit das spurlose Verschwinden der anscheinend 
durch seine eigenen Angestellten gestohlenen Kiste verschuldet habe, nun 
mehr auch Ersatz desjenigen Schadens verlange, der ihr durch Ausfall an 
Leihgebühren für den abhanden gekommenen Film entstanden sei. Sie hat 
deshalb entsprechend den Ausführungen ihres Schriftsatzes vom 26. März 
1918 den Klageanspruch erweitert und die Verurteilung des Beklagten zur 
Zahlung von 5000 nebst Zinsen sowie die Feststellung begehrt, daß der 
Beklagte auch zur Erstattung allen weiteren Schadens verpflichtet sei, der 
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ihr noch vom 26. März 1918 ab durch den Verlust des Filmabzuges ent¬ 
stehen würde. Durch Urteil vom 10. April 1918 hat der 12. Zivilsenat des 
Kammergerichts die Berufung zurückgewiesen. 

Gegen diese Entscheidung hat die Klägerin Revision eingelegt mit dem 
Anträge, das Berufungsurteil aufzuheben und nach ihrem Berufungsantrage 
zu erkennen oder die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Der Beklagte hat beantragt, 
die Revision zurückzuweisen. 

Entscheidungsgründe. 

Der Revision, die auf Verletzung des § 54 Abs. 2B 1 EVO. und 
der §§ 286, 445 ZPO. gestützt ist, muß der Erfolg versagt werden. 

In rechtlicher Beziehung' geht das Berufungsgericht zutreffend davon 
aus, daß die Eisenbahn nach den §§ 456 HGB., 84 EVO. grundsätzlich 
aus dem Frachtverträge für den Schaden, der durch Verlust des Gutes in 
der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entsteht, 
zu haften hat, daß aber im vorliegenden Falle eine Haftung des Beklagten 
auf Grund des Frachtvertrages gemäß § 96 EVO. ausgeschlossen sein 
würde, wenn das verlorene Gut zu den nur bedingungsweise zur Beförde¬ 
rung zugelassenen Gegenständen zu rechnen wäre und die Klägerin als 
Absenderin diese Gegenstände unter unrichtiger Bezeichnung aufgegeben 
oder die für sie vorgesehenen Sicherheitsmaßregeln unterlassen hätte. Nur 
bedingungsweise zur Beförderung zugelassen sind nach § 54 Abs. 2 B 1 
a. a. 0. 

Gold- und .Silberbarren, Platina, Geld, Münzen und Papiere mit Geld¬ 
wert, Dokumente, Edelsteine, echte Perlen, besonders wertvolle 
.Spitzen und besonders wertvolle Stickereien sowie andere Kostbar¬ 
keiten, ferner Kunstgegenstände, wie Gemälde, Bildwerke, Gegenstände 
aus Erzguß, Kunstaltertümer. 

Für diese Gegenstände hat nach der ausdrücklichen Vorschrift der eben 
genannten Gesetzesstelle der Tarif die Beförderungsbedingungen zu be¬ 
stimmen. Der deutsche Eisenbahn-Personen- und Gepäcktarif vom 1. Mai 
1916 läßt nach Ausführungsbestimmung 4 zu § 40 EVO. die Gegenstände zur 
Beförderung als Expreßgut nur unter folgenden Bedingungen zu: 

,,a) Die Stücke müssen fest verschlossen sein. 

b) Der Inhalt der Stücke und der Wert, der den Höchstbetrag für die 
zu zahlende Entschädigung bilden soll, sind auf der Eisenbahn¬ 
paketadresse anzugeben. Wird der Wert oder das Interesse an 
der Lieferung auf mehr als 500 M angegeben, so sind die Gegen¬ 
stände ■ zur Expreßgutbeförderung nicht anzunehmen.“ 

Mit Rücksicht auf diese Tarifbestimmung gelangt das Berufungsgericht, 
übereinstimmend mit dem Landgericht, zur Verneinung des Klageanspruchs. 
Es läßt dahingestellt, ob der in Verlust geratene Film ein Kunstgegenstand 
im Sinne des vorerwähnten § 54 Abs. 2B 1 EVO. gewesen sei, da es sich 
bei ihm nicht um die ursprüngliche Filmaufnahme des „Meineidbauern“, 
sondern um einen der vielen fabrikmäßig ohne künstlerische Betätigung 
auf mechanisch-technischem Wege hergestellten Filmabzüge gehandelt habe. 
Dagegen erachtet es ihn im Hinblick auf den hohen Wert von 3500 <M, der 
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in einem auffallenden Mißverhältnis zur Größe und zum Gewichte des 
Frachtstückes gestanden habe, für eine Kostbarkeit. Als solche aber wäre 
der Film von der Expreßbeförderung — so führt das Berufungsurteil weiter 
aus — ausgeschlossen gewesen, wenn die Klägerin den Wert auf 3500 Ji 
angegeben hätte. Aus der bloßen Bezeichnung „Kinematographenfilm aus 
Zelluloid“ auf der Kiste hätte die Bahn nicht entnehmen können, welchen 
hohen Wert die Sendung gehabt habe, da es auch sehr minderwertige Films 
gebe. Da somit die Klägerin gegen die Vorschrift des § 96 EVO. in Ver¬ 
bindung mit der Tarif Vorschrift zu § 40, Abs. 4, verstoßen habe, so sei die 
Haftung des Beklagten aus dem Frachtverträge ausgeschlossen. 

Hiergegen wendet sich die Revision, indem. sie rügt, daß das Be¬ 
rufungsgericht den Begriff „Kostbarkeit“ verkannt habe, da dieser nur 
solche Güter von hohem Werte umfasse, bei denen Umfang und Gewicht 
im Verhältnisse zum Wert außergewöhnlich gering seien. Diese Rüge er¬ 
scheint jedoch nicht begründet. Über den Begriff „Kostbarkeit“ im Sinne 
des i-isenbahnfrachtrechts hat sich das Reichsgericht bereits wiederholt aus¬ 
gesprochen. In seinem Urteile vom 7. März 1885 (RGZ. Bd. 13 S. 38) hat 
es ausgeführt, daß der Ausdruck „Kostbarkeit“ schon nach dem gewöhn¬ 
lichen Sprachgebrauchs nicht nur solche Gegenstände umfasse, die aus 
besonders wertvollem Stoffe hergestellt seien oder einen besonders hohen 
Kunstwert besäßen. Weiin für den Frachtverkehr die Bestimmung ge¬ 
troffen sei, daß der Frachtführer für Kostbarkeiten nur bei Angabe der 
Beschaffenheit oder des Wertes des Gutes zu haften habe, so habe der 
Gesetzgeber den Frachtführer dadurch in den Stand setzen wollen, bei der 
Beförderung eines im Verhältnis zu seinem Umfange und Gewichte beson¬ 
der» wertvollen Guts entsprechend größere Vorsichtsmaßregeln anzuwenden. 
Auf Grund dieser Erwägung hat das Reichsgericht angenommen, daß ein 
Ölgemälde, auch wenn es an sich nicht aus kostbarem Stoffe gefertigt sei, 
mit Rücksicht auf seinen Kunstwert als Kostbarkeit erscheinen könne. 
Auf den gleichen Standpunkt hat sich das Reichsgericht in seinem Urteile 
vom 18 Januar 1911 *) (RGZ. Bd. 75 S. 191) gestellt, wo es sich um die 
Frage handelte, ob ein Zobelpelz im Sinne des internationalen Eisenbahn¬ 
frachtrechts als Kostbarkeit gelten könne. Diese Frage hat cs mit der 
Begründung- bejaht, daß es für den Begriff der Kostbarkeit entscheidend 
sei, ob das betreffende Stück bei Betrachtung von Umfang und Gewicht im 
Vergleiche mit anderen als Frachtgut aufgegebenen Waren einen das ge¬ 
wöhnliche Maß erheblich übersteigenden Wert habe. Hiermit steht auch 
die von der Revisionsbegründung angezogene Entscheidung des Reichs¬ 
gerichts vom 10. Januar 1913 (Warneyer Rechtsprechung 1913 Nr. 163, 
J. W. Sehr. 1913 S. 382), die den Vorinstanzen bereits Vorgelegen hat, 
keineswegs im Widerspruch. Wenn hier als Kostbarkeiten „solche Güter 
von hohem Werte“ bezeichnet worden sind, „bei denen Umfang und Gewicht 
im Verhältnis zum Wert außergewöhnlich gering erscheinen", so hat damit 
genau dasselbe gesagt sein sollen, was die früheren Entscheidungen „ein 
im Verhältnis zu seinem Umfange und Gewicht besonders wertvolles Gut“ 
genannt haben. Das beweist schon der Umstand, daß im Urteile vom 


*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1911, 8. 1070. 

Archlr für EteenbAhnweMB. 1919. 
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10. Januar 1913 auf die beiden älteren Entscheidungen des Reichsgerichts 
als Belegstellen für die gleiche Rechtsansicht ausdrücklich hingewiesen 
wird. Hiernach steht die Auslegung, die das Berufungsgericht dem Be¬ 
griffe „Kostbarkeit“ gibt, in vollem Einklänge mit der bisherigen Recht¬ 
sprechung des Reichsgerichts, von der abzugehen auch der jetzt erkennende 
Senat keinen Anlaß findet. 

Wann ein solches Mißverhältnis zwischon dem Werte des Frachtguts 
einerseits, seinem Umfange und Gewichte andererseits al3 vorhanden anzu¬ 
sehen ist, ist im wesentlichen Sache dos tatsächlichen Ermessens (RGZ. 
Bd. 13 S. 38). In vorliegendem Falle hat die Klägerin den Wert des in 
Verlust geratenen Films auf 3500 dt, den Umfang der zur Verpackung 
verwendeten Kiste auf 35 X 35 X 25 cm und das Gewicht des ganzen Fracht¬ 
stücks auf 15 kg angegeben, während bahnamtlich sogar nur ein Gewicht 
von 9 kg festgestellt worden ist. Bei Zugrundelegung der klägerischen 
Angabe entfällt also auf das Kilogramm des Frachtstücks ein Wert von 
233 di, nach der bahnamtlichen Feststellung sogar ein solcher von 389 di. 
während beispielsweise ein Kilogramm deutscher Silbermünzen nur 180 di 
ausmacht (Art. 3 § 1 MünzG.). Auch der Umfang des eng zusammen¬ 
gerollten Films wie de3 ganzen Frachtstücks war geringfügig sowohl im 
Verhältnis zu dem hohen Wert der Sendung als auch im Vergleich mit 
denjenigen Gepäckstücken, welche für gewöhnlich bei der Eisenbahn zur 
Beförderung aufgeliefert werden. WennunterdiesenUmständen 
das Berufungsgericht den abhanden gekommenen 
Film für eine Kostbarkeit im Sinne des § 54 Abs. 2 B 1 
EVO. erklärt hat, so kann ein Rechtsirrtum darin 
nicht gefunden werden. 

Zutreffend hat auch das Berufungsgericht darauf liingewiesen, daß 
der vorliegende Fall sich in tatsächlicher Hinsicht wesentlich von dem¬ 
jenigen unterscheidet, der dem reichsgerichtlichen Urteile vom 10. Januar 
1913 zugrunde gelegen hat Die damals nicht als Kostbarkeiten angesehenen 
Films hatten einen Wert von 13 000 di bei 134 kg Gewicht; es handelte 
sich also um ein schweres Frachtstück, bei dem nur ein Wert von 97 di 
auf 1 kg entfiel. Auch das von der Klägerin angezogene Urteil des öster¬ 
reichischen Obersten Gerichtshofs vom 23. November 1915 (Eger Eisen¬ 
bahn-Entscheidungen Bd. 33 S. 88) nimmt in rechtlicher Hinsicht keinen 
abweichenden Standpunkt ein. Nur aus tatsächlichen Erwägungen wird 
der dort behandelte Film nicht zu den Kostbarkeiten gerechnet, weil sein 
Umfang und Gewicht zu seinem Werte „in keinem allzu disproportionellen 
Verhältnisse ständen“. Dabei wird erwogen, daß der Wert des Films nur 
etwa 1 Krone auf 1 m Länge betragen, mithin sich etwa auf der gleichen 
Stufe mit besseren Arten von Seidenbändem gehalten habe, die als Kost¬ 
barkeiten nicht gelten könnten. Dem ist aber entgegenzuhalten, daß für die 
Beurteilung des Umfangs eines Frachtstücks das Gut nur in derjenigen 
Form gewürdigt werden kann, in der es bei der Eisenbahn aufgeliefert 
wird. Es kommt daher, wenn das Frachtstück einen zusammengerollten 
Film enthält, weder auf dessen Längo in ausgebreiteter Form, noch auf 
den Wert an, der auf 1 m Länge entfällt Maßgeblich kann viel¬ 
mehr nur das Verhältnis des Wertes zu dem Gewichte 
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und'dem Umfange des Frachtstücks sein, wie dieses 
zur Beförderung aufgeliefert worden ist Hier interessierten 
also nur das Gewicht und der Umfang des für die Beförderung zusammen- 
gerollten Films, nicht dessen Länge beim Lichtspiele. 

Hat hiernach das Berufungsgericht den in Rede 
stehenden Film ohne Rechtsirrtum für eine Kostbar¬ 
keit erklärt, so ist auch seiner weiteren Ansicht bei¬ 
zupflichten, daß die Klägerin bei der Auflieferung 
des Frachtstücke nach der Tarif - Ausführungs¬ 
bestimmung 4b zu § 40 EVÖ. verpflichtet war, den In¬ 
halt des Stück'« und den Wert, der den Höchstbetrag 
fttr die zu zahlende Entschädigung bilden sollte, auf 
der Eisettbahn-Paketadresse anzugeben. Dieser Verpflich¬ 
tung ist die Klägerin nicht nachgekommen, da sie in die Paketadresse keine 
Angabe über den Inhalt und den Wert des Frachtstücks aufgenommen hat. 
Der Umstand, daß sie auf die Kiste Zettel mit der Aufschrift „Zelluloid“ 
und „Inhalt: Kinematographische Films aus Zelluloid“ geklebt hat, ist 
nicht geeignet, die für die Ausfüllung der Paketadresse vorgeschriebene 
Inhalts- und Wertangabe zu ersetzen. Durch die Unterlassung dieser An¬ 
gabe hat die Klägerin, wie das Berufungsgericht mit Recht angenommen 
hat, ihre vertragsmäßigen Ersatzansprüche gegen den Beklagten verwirkt, 
da nach den §§ 467 HGB., 96 EVO. die Haftpflicht der Eisenbahn auf 
Grund des Frachtvertrages ausgeschlossen ist, wenn Gegenstände, die nur 
bedingungsweise zur Beförderung zugelassen sind, unter unrichtiger oder 
ungenauer Bezeichnung %ufgegeben werden. Liegt ein solcher Mangel der 
Bezeichnung vor, so entfällt jeder vertragsmäßige Ersatzanspruch des Ab¬ 
senders auch dann, wenn der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahr¬ 
lässigkeit der Eisenbahn (§ 457 Abs. 3 HGB., § 95 EVO.) herbeigeführt 
worden ist. Denn da nach § 467 HGB., % EVO. jede vertragsmäßige Haf¬ 
tung ausgeschlossen ist, so ist es gleichgültig, ob der Eisenbahn bei Er¬ 
füllung des Frachtvertrages in einem solchen Falle ein Verschulden zur 
Last fällt oder nicht (R0HG. Bd. 8 S. 271, RGZ. Bd. 13 S. 38). 

Die Klägerin hat nun weiter geltend gemacht, daß der Beklagte auch 
außervertraglich auf Grund unerlaubter Handlung haftd| und die Behaup¬ 
tung aufgestellt, daß die Kiste von Eisenbahnbeamten, die mit der Beförde¬ 
rung beauftragt gewesen seien, gestohlen worden sei. Über diese Behaup¬ 
tung hat sio dem gesetzlichen Vertreter des Beklagten den Eid zugeschoben. 
Das Berufungsgericht hat die Eideszuschiebung für unzulässig erklärt, 
einmal wegen mangelnder Substantiierung, da dem Vertreter des Beklagten 
jede Unterlage zur Nachprüfung der klägerischen Behauptung fehle, insbe¬ 
sondere von der Klägerin trotz Befragens keine Angabe über die Person 
des Täters oder den Ort und die Art und die näheren Umstände des Dieb¬ 
stahls gemacht worden sei, zum anderen wegen Fehlens der Voraussetzun¬ 
gen des § 445 ZPO., weil diejenigen Bahnangestellten, die allein als Täter 
in Betracht kommen könnten, nicht als Vertreter des Beklagten im Sinne 
der genannten Geeetzesvorschrift anzusehen wären. 

Hierzu rügt die Revision, daß es nicht Sache der Klägerin sei, die 
schuldigen Eisenbahnbeamten zu bezeichnen, wenn der Beklagte, wie das 
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Berufungsgericht annehme, die unerlaubten Handlungen der Eisenbahn¬ 
beamten als seiner Erfüllungsgehilfen nach § 278 BGB. zu vertreten habe. 
Diese Rüge ist verfehlt. Die Behauptung, daß die Kiste durch Eisenbahn¬ 
beamte gestohlen worden sei, hat die Klägerin aufgestellt, ohne dafür eine 
weitere tatsächliche Unterlage zu haben als das unzweifelhafte Abhanden¬ 
kommen der Kiste und den Umstand, daß zu jener Zeit in anderen Fällen 
auf Berliner Bahnhöfen Diebstähle an Frachtstücken von Bahnbeamten 
verübt worden sind. Hieraus läßt sich indes, wie das Berufungsgericht mit 
Recht hervorhebt, kein Anhaltspunkt dafür gewinnen, daß der Verlust der 
Kisto der Klägerin in einem* durch Bahnbeamte ausgeführten Diebstahle 
seine Ursache hat. Die Kiste kann sehr wohl auch auf andere Weise, als 
durch Diebstahl, abhanden gekommen sein, und selbst wenn sie gestohlen 
sein sollte, können andere Personen als Täter ebensogut in Frage kommen 
wie Eisenbahnbeamte. Unter diesen Umständen stellt sich die klägerische 
Behauptung als eine solche dar, die ohne bestimmten Anhalt auf eine leere 
Vermutung hin aufgestellt worden ist und die bei dem Fehlen jeder Unter¬ 
lage für die Person des Täters sowie den Ort und die näheren Umstände des 
angeblichen Diebstahls dem Schwurpflichtigen es unmöglich macht, in 
gewissenhafter Weise, wie das Gesetz es will, Nachforschungen über die 
Richtigkeit des unter Eid gestellten Vorbringens vorzunehmen. Eine der¬ 
artige allgemeine Behauptung genügt nicht den Anforderungen des § 451 
ZPO., wonach die Tatsache, über die der Eid zugeschoben wird, bestimmt 
zu bezeichnen ist (vgl. auch Warneyer Rechtsprechung 1908 Nr. 101, 382: 
1917 Nr. 90). 

Unbegründet ist auch die Bezugnahme der .Revision auf § 278 BGB. 
Diese Vorschrift setzt voraus, daß der Schuldner bei Erfüllung seiner Ver¬ 
bindlichkeit sich der Person bedient hat. durch deren Verschulden der 
Schaden entstanden ist. Sie trifft daher auf den Fall der außervertraglichen 
Haftung des Geschäftsherrn für das Verhalten von Hilfspersouen (§ 881 
BGB.) nicht zu. Derartige Hilfspersonen können nicht ohne weiteres als 
Vertreter des Geschäftsherrn ira Sinne des § 445 ZPO. angesehen werden. 
Deshalb ist es abwegig, wenn die Revision die Ansicht vertritt, daß dci 
gesetzliche Vertreter des beklagten Eisenbahnfiskus nach § 445 ZPO. eides 
pflichtig für jeden Diebstahl sei, der von eigenen Eisenbahnangeetellten an 
Eisenbahnfrachtgut ausgeführt werde (RGZ. Bd. 13 S. 357). 

Hiernach versagen die Angriffe der Revision. Da das Berufungsurteil 
auch im übrigen eine materielle Gesetzesverletzung nicht erkennen läßt, so 
ist die Revision mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO. als unbegründet zurück 
zuweisen. 
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Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Verordnungen des Rats der Volksbeauf¬ 
tragten und des Staatssekretärs des Reichs¬ 
arbeitsamts: 

Vom 22. November 1918 über Ausdehnung der Versicherungspflicht 
und Versicherungsberechtigung in der Krankenversicherung. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 258. R.-G.-B1. 8. 1321.) 

Vom 2. Dezember 1918 über die ^Veitergewährung von Zulagen zu 
Verletztenrenten aus der Unfallversicherung. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919, S. 4. R.-G.-B1. S. 1398.) 

Vom 23. Dezember 1918 zur Sicherung der ärztlichen Versorgung 
bei den Krankenkassen. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919, S. 8. K.-G.-Bl. S. 1454.) 

Vom 14. Dezember 1918 über die Nachentrichtung freiwilliger Bei¬ 
träge und die Anmeldung von Ansprüchen in der Invalidenver¬ 
sicherung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919, S. 11. R.-G.-JBJ. S. 1437.) 

Vom 21. Dezember 1918 über die Wochenhilfe aus Mitteln des 
Reichs. 

('Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919, S. 13. R.-G.-Bl. 8. 1467.) 

Vom 23. Dezember 1918 über Unfallversicherung (Ergänzung des 
' § 592 der Reichsversicherungsordnung). 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919» S. 13. R.-G.-B1. S. 1453.) 

Vom 14. Dezember 1918- über die Gewährung von Zulagen an 
Empfänger einer Altersrente aus der Invalidenversicherung. 
(Eiseribahn-Verordnungsblatt 1919, S. 14. R.-G.-B1. S. 1429.) 

Bekanntmachung des Reichamts des Innern vom 
22. November 1918, betr. Ausfertigung von Leichenpässen. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 257. Z.-Bl. f. d. D. R. S. 1127.) 


Preußen. Konzessionsurkunde (Nachtrag) vom 10. Juni 1918 
für die Cöln-Bonner Eisenbahnen, Aktiengesellschaft in Cöln a. Rh. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919, 8. 1.) 


V ororduung der preußischen Regierung und des 
Staatskommissars für die Demobilmachung 
vom 11. Dezember 1918, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs¬ 
verfahren zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919» 8. 2. R.-G.-B1. 6. 197.) 
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Bekanntmachungen der preußischen Regierung : 

Vom 10. Dezember 1918, betr. Abtrennung einzelner Landes teile 
von Preußen, eigenmächtige Ausübung obrigkeitlicher Be¬ 
fugnisse. 

('Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 259.) 

Vom 14. Dezember 1918, betr. Orden und Titel. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 1919, S. 7. G.-S. S. 206.) 


Erlasse des Ministers der öffentlichen Arbeiten: * ge j te 

Vom 11. Dezember 1918, betr. Krankenversicherung . . . 259 

Vom 12. Qezember 1918, betr. Verhalten der ausführenden, 
beaufsichtigenden und leitenden Amtsgenoesen unter¬ 
einander .260 

Vom 17. Dezember 1918, betr. Abtrennung einzelner Landes¬ 
teile von Preußen, eigenmächtige Ausübung obrigkeitlicher 
Befugnisse.260 

Vom 24. Dezember 1918, betr. Zivilversorgung . . (1919) 6 

Vom 8. Januar 1919, betr. Errichtung eines neuen Werk¬ 
stättenamtes in Danzig. 9 

Vom 18. Januar 1919, betr. Gewährung von Zulagen an 

Empfänger von Renten aus der Invalidenversicherung 16 

Vom 27. Januar 1919, betr. Form der Bestallungen . .* . 17 


Schweiz. Bundesbeschluß vom 18. Dezember 1918 über Hilfe¬ 
leistung an notleidende Transportunternehmungen. 

(Veröffentlicht in der Schweizerischen Gesetzsammlung Nr. 79 vom 
26. Dezember 1918, S. 1243.) 

l)ie 15 u nde 8 v er samml unig der schweizerischen Eid¬ 
genossenschaft, nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrats vom 
13. September 1918i beschließt: 

Art. 1. Der Bundesrät wird ermächtigt, gemäß den nachstehenden Be¬ 
stimmungen in Verbindung mit den Kantonen und Gemeinden dafür zu sorgen, 
daß der Betrieb von privaten Eisenbahn- und Schiffahrtsuntemehmungen, der für 
den allgemeinen Verkehr des Landes oder eines Gebietes desselben von erheb¬ 
licher Bedeutung Ist, auch für den Fall aufrecht erhalten bleibt, wo zufolge der 
durch den Krieg geschaffenen Verhältnisse die Einnahmen zur Deckung der Be¬ 
triebsausgaben (Art. 2) nicht ausreichen. 

Transporlunteraohmungen, die im weaentlichen nur dem Ortsverkehr, 
Touristenverkehr und dem Hotelgewerbe dienen, haben auf diese Hilfeleistung 
keinen Anspruch. 

Art. 2. Die Transportunternehmung, jlie eine solche Hilfeleistung in 
Anspruch nehmen will, hat mit dem Gesuch trat deren Anordnung dem Bundesrat 
den Nachweis zu erbringen, daß die Betriebsausgaben durch die Einnahmen der 
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Unternehmung mit Einschluß all fällig verfügbarer Mittel und bestehender Sub- 
venUoncnrerpflichtm^oo nicht gedeckt werden. 

Unter die Betriebsausgaben werd-cn auch die allgemeinen Verwaltungs- 
kosten, anfällige Zinsen für Betr iohszuschüsso und ähnliche «mit dem Betrieb 
verbundene Ausgaben gerechnet, wogegen Zinsen für Anleihen und schwebende 
Schulden, Schuldentilgungen, Abschreibungen und Amortisationen, Einlagen in 
irgendwelche Fonds, Tantiemen und Dividenden nicht darunter fallen. 

Art. S. Das Gesuch um Hilfeleistung wird durch die Verwaltung der 
Unternehmung oder durch bevorrechtete Gläubiger, sei es durch Pfandgläubiger, 
sei es durch Gläubiger mdt dem in Art. 7 des Bundesgesetzes vom 25. September 
1917 über Verpfändung und Zwangsliquidation von Eisenbahn- und Schiffahrtß- 
unternehinungen genannten Vorrecht, dem Bundesrate vorgelegt. 

Das Gesuch ist öffentlich bekanntzumachen, sofern es nicht durch die 
Verwaltung mit Einwilligung aller bevorrechteten Gläubiger gestellt wird, ln 
der Bekanntmachung ist eine angemessene peremptorische Frist fest^usotzen» mit 
der Androhung, daß die Zustimmung aller Einspruchsberechtigten angenommen 
wird, wenn nicht binnen der Frist Einspruch erhoben wird. Dieser Einspruch 
hat die Wirkung, daß dem Hilfegeeuch keine weitere Folge gegeben wird. 

Zu solchem Einsprüche ist berechtigt jeder bevorrechtete Gläubiger und, - 
sofern ein solcher unter Umgehung der Verwaltung das Hilfegesuch ein/gereicht 
hat, die Verwaltung. 

Jedes in Partialobligationen zerfallende Anleihen gilt als einheitliche 
Forderung, deren Gläubiger eine Gemeinschaft bilden. Diese kann das Recht der 
Gesucheteilung, der Einwilligung und des Einspruchs hinsichtlich der Hilfe¬ 
leistung nur durch Beschluß der Gläubigervcrsammlunig, das Recht der Gesuch¬ 
stellung überdies durch ihren Treuhänder (Art. 875 ZGB) geltend machen. Die 
Beschlüsse der G1 äu bi ge r gerne inschaf teil werden rechtsgültig mit dem absoluten 
Mehr der an der Versammlung vertretenen Kapitalanteile gefaßt. Uber die Ein¬ 
berufung und Abhaltung dieser Versammlung wird der Boindeerat nähere Vor¬ 
schriften erlassen, wobei er» wenn nicht die Einwilligung der bevorrechteten 
Gläubiger mit dem Hilfegesuch vorgeLogt wird, den Partial gläubigem, die zu¬ 
sammen den zwanzigsten Teil des Anleihens darstellen, sowie dem Treuhänder 
der Gemeinschaft das mit dem Hilfegesuch bekanntzugebende Recht ehuäumen 
soll, zur Entscheidung über die Frage des Einspruchs gegen die Hilfeleistung 
eine Versammlung durch den Schuldner einberufen zu lassen. 

Art. 4. Der Bundesrat entscheidet endgültig darüber, ob die Voraussetzungen 
für die Hilfeleistung vorhanden sind. 

Art. 5. Die Hilfeleistung erfolgt auf der Grundlage eines Zusammen¬ 
wirkens des Bundes mit den beteiligten Kantonen, denen anheimgestellt wird, 
auch Gemeinden beizuziehen. 

A r t. 6. Es ist in jedem einzelnen Falle eine freie Vereinbarung zwischen 
der Trsnsportuntcrnohimmg einerseits und dem Bund sowie den beteiligten 
Kantonen bzw. Gemeinden anderseits abzuschließen. 

Gegenstand der Vereinbarung ist entweder die Gewährung von Darlehen 
an die Unternehmung zur Deckung des Botrdebsausfalles (Art. 2) oder die Über¬ 
nahme des Betriebes auf Rechnung der Unternehmung, wobei die Hälfe leistenden 
Gemeinwesen eine Forderung an dio Unternehmung im Umfang des Darlehens 
bzw. Defizits erlangen. Die Übernahme des Betriebes kann vom Bunde, und falls 
er es ablehnt, von den beteiligten Kantonen, und, wo kein Kanton sieh dafür 
entscheidet, mit Zustimmung des Bundesrafe9 von einer oder mehreren Ge¬ 
meinden beansprucht werden. 
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Die Hilfeleistung in der einen oder andern Gestalt erfolgt in der Weise, 
daß der Bund die eine, die Kantone, eventuell mit Gemeinden, die andere Hälfte 
za tragen haben. 

Sind bei der Hilfeleistung mehrere Kantone beteiligt, so sind für die Höhe 
ihrer Beteiligung maßgebend .die Länge der auf die einzelnen Kantone fallender* 
Betriebestrecken sowie die Zahl der Stationen und ihre Bedeutung. Sind mehrere 
Gemeinden beteiligt, so wird auf die Bedeutung der einzelnen Stationen ab¬ 
gestellt. Wenn die Kantone bzw. Gemeinden grundsätzlich bereit sind, die ihnen 
auffallende Hälfte des Defizits zu übernehmen, jedoch über die Verteilung dieser 
Hälfte unter sich eine Verständigung nicht erzielen können, so ist in die Verein¬ 
barung eine Bestimmung aufzunehmen, wonach der Bundesrat diese Verteilung 
vornimmt. 

Die Vereinbarung wird auf eine Dauer von längstens 10 Jahren abge¬ 
schlossen. 

Art. 7. Der Bundesrat entscheidet nach Anhörung der Beteiligten 
darüber, ob 1>ei Eintritt der nilfeloistung die konzessionsgemäßen Verpflich¬ 
tungen der Unternehmung aufrechterhalten werden sollen, oder ob und wie der 
Betrieb einzuschränken sei. Ebenso entscheidet er darüber^ ob und wie die 
konzeesionsgemüßen und gesetzlichen Taxen zu erhöhen seien, 

A r t. 8. Den aus der Hilfeleistung entstehenden Forderungen wird ein 
gesetzliches Pfandrecht eingerüumt Bis zur Hälfte des Betrages der bei Eintritt 
der Hilfeleistung bereits bestehenden Pfandrechte und Vorrechte geht dieses 
gesetzliche Pfandrecht allen anderen pfandrechtlichen Belastungen und Vor¬ 
rechten vor. 

Art. 0. Die aus der Hilfeleistung entstehenden Forderungen sind in den 
Jahren, in denen sieh kein Betriebsüberschuß ergibt, unverzinslich. 

Ergibt sich ein Überschuß der Einnahmen über die in Art. 2 umschriebenen 
Betriebsausgaben, so ist für das betreffende Jahr den Gläubigern auf der Summe 
der Hilfeleistungen aller Defizitjahre ein Zins bis zu 3% und sodann eine 
Amort isati onsquo to bis zu 1 % zu entrichten. Bleibt nach Bezahlung dieser 4 % 
ein Überschuß, so verfügt darüber unter Vorbehalt von Absatz 3 die Unter¬ 
nehmung zur Erfüllung ihrer andern Verpflichtungen. 

Übersteigt der Reinertrag eines Jahres 4% des Aktienkapitals, so ist der 
Überschuß zur verstärkten Amortisation der aus der Hilfeleistung entstandenen 
Forderungen zu verwenden. 

Art 10. Ist die Hilfeleistung eingetreten, so kann die Liquidation der 
Unternehmung während der Dauer der Vereinbarung nur auf Verfangen des 
Bundesratcs, und, wenn sie von anderer Seite anbegehrt wird, nur mit dessen 
Zustimmung angeordnet werden. 

Art 11. Der Bundoarat entscheidet ob und wie weit Vorschüsse von 
Kantonen und Gemeinden, die seit 1. Juli 1918 im Hinblick auf diesen Bundos- 
beödhluß gemacht wurden, bei der Hilfeleistung nach Maßgabe desselben an¬ 
rechenbar und pfandberechtigt sind. 

A r t. 12. Der Bundesrat wird mit dor Vollziehung dieses Bundeeboechlusses 
beauftragt. 

Art 13. Gegenwärtiger Beschluß tritt weil dringlicher Natur, sofort 
in Kraft. 
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BundesratsbeSchluß vom 17. Januar 1919, betr. die vor¬ 
übergehende Einführung eines verkleinerten .Frachtbrief¬ 
formulars und die daherigo Abänderung des Tranaportreglements 
der schweizerischen Eisenbahn- und Dampfschiffunternehmungen 
vom 1. Januar 1894*). * 

(Veröffentlicht in der Schweizerischen Gesetzsammlung Nr. 4 vom 
24. Januar 1919, S. 29.) 

Der ech we i zer isehe'B unde s r at, auf Antrag seines Post- und 
Eisenbahndepartements, b e s cjh 1 i e ßt : 

I. Die Frachtbriefe für die Beförderung in Eil- und in gewöhnlicher 
Fracht dürfen vom 15. Februar 1919 an bis auf weiteres, in Abweichung von 
den Anlagen Via und b zum Transportreglement der schweizerischen Eisenbahn- 
und Dampfschiffunternehmungen (Nachtrag I vom 1. März 1909) 2 ). ausschließ¬ 
lich nur nach Mustern im verkleinerten Format von 17/82 cm erstellt werden. 

II. Fraclitbriofo nach dem alten Muster, die von Buohdruckereien für 
Rechnung von Privaten erstellt worden sind, müssen den Traneportunter- 
nehmungon bis spätestens am 1. März 1919 zur vor geschriebenen Anbringung des 
Kontrollstempels (§ 59, Absatz 5, des Nachtrages I.vom 1. März 1909 zum Trans¬ 
portregiemont) eingereicht werden. Nach diesem Datum ist den Verwaltungen 
der Transportunternehmungen die Entgegennahme solcher Frachtbriefe zur An¬ 
bringung des Kontrollstempels untersagt. 

III. Frachtbriefe naoh dem alten Muster dürfen bis zum Anfbraucb der 
vorhandenen Vorräte verwendet werden. Die Verwaltungen der Transportnnter- 
nehmungen habon für deren unbeanstandete Annahme zu sorgen. 

IV. Mit Rücksicht auf die Einführung des neuen Frachtbriefenustciv 
worden für dieses vorübergehende Änderungen an den Vorschriften des Trans¬ 
portreglements der schweizerischen Eisenbahn- und DampfsohLBfunternehjnungen 
eingeführt. Dieselben haben Gültigkeit, solange das neue Frachtbriefanusto i 
A nwendung findet. 

Während der Gültigkeit des Bundesratsbeschlusses vom 10. Juni 1918, 
betreffend vorübergehende Änderung der Leitung des Güterverkehrs auf den 
schweizerischen Bahnlinien 3 ), darf der Absender von Wagenladungsgütern von 
dem ihm zu gestandenen Recht der Vorschreibung dos Loitungsweges Am-Fracht¬ 
brief keinen Gebrauch machen. Bei Nichtbeachtung dieser Vorschrift durch 
den Versender ist die Transportunternehmen« verpflichtet, der Wegevorschrift 
keine Folge za geben. 

In Abänderung des Bundesratsboschlusses vom 30. Juli 1916 4 ) darf bis 
amt weiteres für die Frachtbriefe ein Papier verwendet werden, das ein Ge¬ 
dieht von wenigstens 60 g per m* aufweist. Die im fünften Absatz des § 69 
vorgesehene Beschränkung dos Aschengehalte auf 10 % fällt bis auf weiteres 

dahin. 

In Abweichung von den Vorschriften des ersten Satzes des vierzehnten 
Absatzes des § 59 hat der Absender im Frachtbrief allo auf der Vorderseite vor¬ 
gesehenen Angaben, mit Ausnahme des Stempels der Versandstation und des 
Wagstempels, anzubringen. 


i) Nur die wesentlichsten Bestimmungen sind wiodergegeben. Vom Ab¬ 
druck dos neuen Fr achtbriofmusters ist abgesehen. 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1909, S. 519. 

*) VergL Archiv für Eisenbahnwesen 1918, 6. 697. 

•) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1917, 8. 167. 
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Folgende Besti mmung ist neu in den § 69 aufzunehmen: 

„Ist der im Frachtbrief für die Bezeichnung des Gutes vorgesehene Raum 
iür die Aufnahme aller Angaben ungenügend, so hat der Absender dem Fracht¬ 
brief dio erforderliche Anzahl besonderer Blätter von der Größe des Fracht¬ 
briefes fest anzuheften. Die Angaben für die einzelnen Guter sind auf diesen 
Blättern zu machen. In den Fraohtlbrie? ist nur das Gesamtgewicht der Sendung 
einzutragen. Die beigehefteten Blätter sind vom Absender au unterzeichnen 
und von der Versandstation abeustempeln.“ 

V. Der Bundesrat wird den Zeitpunkt bestimmen, auf welchen dieser 
Beschluß wieder außer Kraft tritt. 


Italien. Gesetz vom 9. Mai 1912, Nr. 1447, betr. die Privateisea- 
bahnen, Straßenbahnen mit Maschinenbetrieb und Automobil- 
unternehmungen. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Uffioiale del Regno Nr. 49 vom 
28. Februar 1913.) 

Die bisher in mehreren Gesetzen und Verordnungen verstreuten Vor¬ 
schriften über dio Privatbahnen (vgl. u. a. Gesetz vom 12. Juli 1906 Nr. 444, 
Archiv 1910, S. 1526 ff. und vom 21. Juli 1911, Archiv 1913, S. 1640 ff.) sind zu 
einem einheitlichen Text zusamroengefaßt. Am Eingang Jedes der 286 Artikel 
des neuen Gesetzes ist der Ursprung der in dem Artikol enthaltenen Vorschrift 
angegeben. Das Gesetz ist wie folgt gegliedert: 

Titel I: Allgemeine Bestimmungen (Einteilung der Eisenbahnen). 

Titel II: Konzessionsverfahren (Unterstützung der öffentlich-rechtlichen 
Verbände durch Zuschüsse usw. Art 25—40). 

Titel III: Rechte und Pflichten des Konzessionärs (Enteignungsrocht 
Art. 67-60). 

Titel IV: Bauvorschriften. 

Titel V: Betriebsvorschriften. 

Titel VI: Transportbedingungen (Tarife). 

Titel VII: Abgaben und Steuern. 

Titel VIII: Polizeivorschriften. 

Titel IX: Ablauf der Konzession (Rückkauf). 

Titel X: Aufsicht. 

Titel XI: Schluß- und Übergangsbestimmungen. 

Ein zweiter Teil des Gesetzes enthält die besonderen Vorschriften, für 
städtische Straßenbahnen und nebenbahnähnlicho Kleinbahnen, ein dritter Teil 
die für die Automobilunternehmungen. Der Staat kann für öffentliche 
AutomobiLunternchmungen zwischen Ortschaften, die nicht von Eisenbahnen und 
Straßenbahnen bedient werden, durch königliche Verordnung Unterstützungen 
bis zu 600 — in besonderen Fällen bis 1000 — Lire f. d. Kilometer auf 9 Jahre 
bewilligen. Diese Bewilligungszeit kann nach Ablauf verlängert werden. Der 
Minister der öffentlichen Arbeiten erläßt die nötigen Betriebsvorschriften. 


Gesetz vom 14. Juli 1912, Nr. 835, betr. die Personalverhältnisse 
der Angestellten der öffentlichen Transportanetalten. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Uffioiale del Regno Nr. 186 vom 
7. August 1912.) 

Das Gesetz ist anwendbar auf das Personal der öffentlichen Transport- 
unternehmungen (Eisenbahnen, nebenbahn ähnlichen Kleinbahnen, Binnenschiff- 
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fahrtunternöhmungcii), die von Privatpersonen, Provinzen oder Gemeinden be¬ 
trieben werden. Es wird eine Kommission von 12 Mitgliedern durch den Minister 
der öffentlichen Arbeiten ernannt, bei der auch die Angestellten vertreten sind. 
Sie prüft in jedem Falle nach Anhörung der Vertretung der Angestellten, für 
deren Bildung der Minister der öffentlichen Arbeiten eine Dienstanweisung auf- 
steilen soll, ob die Anstellungsbedingungen angemessen sind, unter Berück¬ 
sichtigung der Verhältnisse der Bahn und der an das Personal gestellten An¬ 
sprüche, und erstattet dem Minister der öffentliclien Arbeiten ihr Gutachtern, der 
hierüber Entscheidung trifft Änderungen der Bestimmungen können erst nach 
Ablauf von 6 Jahren verlangt werden. Ferner kann der Minister der öffentlichen 
Arbeiten nach Anhörung der Kommission von den Konzessionären erhöhte Zu¬ 
schüsse für die Alters- und Invaliditätsversicherung verlangen. Die Kommission 
kann auch von den Beteiligten als Schiedsgericht in Streitigkeiten zwischen •, 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern angerufen werden. 

Um die durch das Gesetz entstehenden erhöhten finanziellen Lasten zu 
decken, können die betriebführenden Verwaltungen mit Genehmigung der Auf¬ 
sichtsbehörde Zuschläge zu den Tarifen einfüliren, ähnlich wie dies in den 
Artikeln 14 und 15 des Gesetzes vom 13. April 1911 Nr. 315 (Arohiv 1911, 

8. 1317 ff.) als Ausgleich für die Besserstellung des Staatseisenbahnpereonais 
vorgesehen war. 


Königliche Verordnung vom 20. Oktober 1912. . 
Nr. 1285, betr. Konzession einer elektrischen Kleinbahn von Gen- 
zano naeh Velletri. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale <lcl Regno Xr. 297 vom 
18. Dezember 1912.) 

Der Societa dolle tramvie e ferrovie elettriche di ’R’om!a wird der Bau und 
Betrieb einer elektrischen, vollspurigen Kleinbahn von Gonzano nach Velletri 
konzessioniert. Die Baukosten der 9,750 'km langen Bahn werden auf 683 000 Lire 
veranschlagt. Sie soll die Provinzialstraße von Genzano nach Velletri und die 
Gemeindestraßen innerhalb dieser Ortschaften benutzen und bildet einen Teil 
des Kleinbahnnetzes der Castelli Romani. Die Konzession dauert, wie bei diesen, 
bis zum 28. Dezember 1951. Die Kleinbahn führt 2 Wagenklassen, übernimmt 
die Posfbeföndenmg und muß im Winter miiMestens 5, im Sommer mindestens 
4> Zugpaare fuhren. 


Königliche Verord nung vom 19. Dezember 1912, 
Nr. 1458, betr. Konzession einer Eisenbahn von Piove nach Adria. 

(Veröffentlicht in der Gazzettn Ufficiale del Regno Nr. 40 vom 
18. Februar 1913.) 

Der Gemeinde Padua wird eine volls^irige Dompfeisenbahn von Piove 
tlsuA Adria konzessioniert. Sie hat eine Länge von 29,780 km und dient dem 
Personen- und Güterverkehr. Der Kostenanschlag sieht für den Bau und die 
Beschaffung der Betriebsmittel 5,442 Millionen Liro vor. Die Linie muß zwei 
Jahre nach Genehmigung des Projektes gebaut sein. Die Konzessionedauer be¬ 
trägt 70 Jahre. Der Staat zahlt während der 50 ersten Jahre einen kilometrischen 
Zuschuß von 8478 L. Dafür erhält er 20 % der Roheinnahmen, soweit diese die 
ft wi n w von 7550 L. für das Kilometer übersteigen. 
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Königliche Verordnung vom 29. Dezember 1912, 
Nr. 1437, betr. Konzession einer schmalspurigen Eisenbahn von 
Ghirla nach Ponte Tresa. 

(Veröffentlicht in der Gazzctta Ufficialo dol Rogno Nr. 62 vom 
15. März 1913.) 

Der SooietA Varesina per Impiante elettriche wird der Bau und Betrieb 
einer 9 km langen, elektrisch zu betreibenden Eisenbahn mit der Schmalspur von 
1,10 m von Ghirla nach Ponte Tresa am Luganer See konzessioniert. Für den 
Bau und die Beschaffung der Betriebsmittel ist ein Anlagekapital von 
1,687 Millionen Lire vorgesehen. Eine Bauzeit von zwei Jahren wird zuge¬ 
standen. Dio Konzession läuft am 5. Mai 1975 ab. Der Staat zahlt 50 Jahre 
lang einen kilometrischen Betriebszuschuß von 6487 Lire und erhält von der 
kilometrischen Roheinnahme, soweit sio 9580 Lire übersteigt, eine Beteiligung 
in Höhe von 30%. 


Königliche Verordnung vom 5. Januar 1913, Nr. 18, 
betr. Konzession einer Dampfeisenbahn von Cair&te—Lonate 

Ceppino zur Schweizer Grenze. 

(Veröffentlicht in der Gazzctta Ufficialo del Ilegno Nr. 26 vom 
1. Februar 1913.) 

Der Eisenbahngesellschaft Novara-Sercgno mit Sitz in Mailand wird die 
Konzession für den Bau und Betrieb einer vollspurigen, dem Personen- und 
Güterverkehr dienenden Eisenbahn von Cairate-Lonate Ceppino bis zur Schweizer 
Grenze erteilt.. Dio Bahn hat eine Länge von 20*/* km. Der Kostoavoranschlag 
für den Bau und die Beschaffung der Betriebsmittel beläuft sich auf rund 
3 Millionen Lire. Die Bauzeit beträgt zwei Jahre. Dio Kouzossionsdauor reicht 
bis zum 15. Januar 1972. Während der ersten 50 Jahre zahlt dor Staat einen 
kilometrischen Zuschuß von 5700 Lire und wird dafür mit 20 % an der kilo- 
metrischen Koheinnahme, soweit sie 10000 Lire übersteigt, beteiligt. 


Königliche Verordnung vom 26. Januar 1913, Nr. 1491, 
betr. Konzession einer Eisenbahn von Rimini nach Mercatino 
Talamello. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficialo del Regno Nr. 57 vom 
10. März 1913.) 

Der Aktiengesellschaft für Eisenbahnen und Straßenbahnen von Padua 
wird der Bau und Betrieb einer Eisenbahn von Rimini nach Morcatino Talamelie 
mit einer Baulänge von 35,68« km konzessioniert Es ist die Schmalspur von 95 cm 
vorgesehen. Für den Bau uncT die Beschaffung der Betriebsmittel sind 
3,461 Millionen Lire veranschlagt Die Vollendung der Bahn hat zwei Jahre 
nach Genehmigung des Projektes zu erfolgen. Dio Konzessionsdauer beträgt 
70 Jahre. Der Staat zahlt 50 Jahre lang einen kilometrischen Zuschuß von 
4547 Lire und wird dafür mit 15% an den 3000 Lire überschreitenden Jrilo- 
metrischen Roheinnahmen beteiligt 
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Königliche Verordnung vom 13. Februar 1913, Nr. 228, 
betr. Konzession für den Bau und Betrieb einer Eisenbahn von 
Mantua nach Peschiera. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 75 vom 
81. März 1913.) 

Durch diese Verordnung wird ein mit der Eisenbahn-Aktion-Gesellschaft 
Mantua—-Peschiera mit Sitz in Mailand abgeschlossener Vertrag vom 7. Januar 
1913 über die Konzessionierung einer Eisenbahn von Mantua nach Peschiera am 
Gardasee bestätigt. Ihre Länge beträgt 37 km, sie hat Dampfbetrieb und bedient 
■den Personen- und Güterverkehr. Sie muß innerhalb zweier Jahre nach Ge¬ 
nehmigung der Projekte beendigt sein. Die Konzessionsdauer beträgt 70 Jahre, 
dann fällt die Linie an den Staat, der die beweglichen Werte käuflich erwerben 
muß. Der Staat zahlt für die Betriebsdauer einen kilometrischen Betriebs¬ 
zuschuß von jährlich 4950 Lire. Soweit die Roheinnahmen 5187 Lire für das 
Xilometer übersteigen, wird der Staat mit 22% daran beteiligt. 


Königliche Verordnung vom 9. März 1913, Nr. 314, betr. 
den Bau und Betrieb der Staatsbahnen in Libyen. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 106 vom 
7. Mai 1913.) 

Der Bau des Eisenbahnnetzes in Tripolitanien und Cyrenaica wird auf 
Staatskosten durch die Generaldirektion der Staatsbahnen nach der Weisung des 
Kolonialministers ausgeführt. Dio Bauvorschläge des Generaldirektors bis zu 
oinem Kostenbeträge von 250000 Lire genehmigt der Kolonialminister selbständig. 
Darüber hinaus muß der beim Kolonialministerium gebildete Ausschuß für öffent¬ 
liche Arbeiten gehört werden. Der Ausbau des Eisenbahnnetzes und die dafür 
nötigen Beschaffungen werden zu Arbeiten öffentlichen Nutzens erklärt. Der 
Betrieb soll unter Aufsicht des Kolonialniinisters durch dio Genoraldirektion ge¬ 
führt werden. Dafür wird ein besonderes Amt mit Sitz in Tripolis eingesetzt, 
das dem Generaldirektor unmittelbar untersteht. An der Spitze des Amtes steht 
ein Betriebsdirektor. In der Verordnung werden die Zuständigkeiten des Ko¬ 
lonialministers, des Generaldirektors und des Betriebsdirektors im einzelnen fest¬ 
gesetzt. Zurzeit werden folgende Linien in Betrieb genommen: 

Tripolis Hafen—Ain Zara, 

Fornaci—Tag iura, 

Tripolis—Zanzur und Abzweigungen, 

Gheran—Azizia. 


Gesetz vom 13. März 1913, Nr. 216, beftr. Änderung der All¬ 
gemeinen Tarifbestimmungen für die Eisenbahnen. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 72 vom 
27. März 1913.) 

Der Königlichen Verordnung vom 29. Juli 1909 Nr. 558 (Archiv 1910 
S. 1531) wird Gesetzeskraft verliehen. Diese Verordnung betraf Veränderungen 
des Gesetzes vom 27. April 1885 über die Allgemeinen Tarif- und Traneport- 
bestfnnnungen, die infolge des Gesetzes vom 7. Juli 1907 Nr. 489 Uber die Sonn¬ 
tagsruhe notwendig geworden waren. 
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Königliche Verordnung vom 20. M ä r z 1913, Nr. 801, 
betr. Übernahme des Baues der Strecke Bologna —Pianoro in 
eigene Regie durch die Generaldirektion der Staatsbahnen. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 164 vom 
15. Juni 1913.) 

Zur Beschleunigung des Baues dieser Strecke, die daä nördlichste Stück, 
der mit Gesetz vom 12. Juli 1906 Nr. 444 (Archiv 1910 S. 1526) genehmigten 
direkten Linie Bolegna—Florenz bildet, wird die Generaldirektion ermächtigt, 
den Bau in eigene Regie zu übernehmen, wobei sie bei der Vergebung der ein¬ 
zelnen Arbeiten die Arbeite- und Produktionsgenossenschaften der Gegend be¬ 
rücksichtigen soll. 


Gesetz vom 3. April 1913, Nr. 392, betr. den Bau und Betrieb 
der Eisenbahnen in Tripolitanien und Cyrenaica. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Uffioiaie del Regno Nr. 126 vom 
81. Mai 1913.) 

Der königlichen Verordnung Nr. 1376 vom 28. Dezember 1911, veröffent¬ 
licht im Bollettino Ufficiale del Ministero del L&vori publici 1912, Seite 49, wo¬ 
nach der Generaki irektion der Staateeisenbahnen der Ausbau und Betrieb eines 
Eisenbahnnetzes in diesen .Kolonien übertragen wird, wird Gesetzeskraft ver¬ 
lieh en. 


Königliche Verordnung vom 1. Mai 1913, Nr. 578, betr. 
Ausftthrnngsbeötimmungen zu dem Gesetz über die Poraonal- 
verhältnisse der Angestellten der öffentlichen Transport¬ 
anstalten. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 141 vom 
18. Juni 1913.) 

Durch diese Verordnung werden zwei Reglements genehmigt, dio zur Aus¬ 
führung des Gesetzes vom 14. Juli 1912 Nr. 835 — s. S. 316 — aufgestellt sind. 
Das erste Reglement enthalt nähere Bestimmungen über die von den Eisenbahn- 
Unternehmern dem Minister der öffentlichen Arbeiten eimzureichenden Nonnen 
über die Anstellungsverhältnisse ihres Personals. Sie sind in folgende Punkte 
zu gliedern: 

a) Allgemeine Bestimmungen, 

b) Annahme des Personals, 

c) Vorbercitungs- und Probedienst, 

d) Beförderungen, 

e) Versetzungen, Urlaub, Krankheiten, ^ 

f) Dieziplinarvorschriften, 

g) Löhne, Gehälter, Nebengebühren, 

h) Verhältnisse des Personals, wenn sie bei mehreren Unternehmungen 
verschiedener Gattung (z. B. Eisenbahn und Straßenbahn) derselben 
Gesellschaft beschäftigt werden, 

i) Wohlfahrtseinrichtungen. 
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Weiter 'werden nähere Bestimmungen getroffen über die Anrufung der 
ständigen Rommiseion oder einzelner ihrer Mitglieder zur Abgabe von Schied¬ 
ssprüchen bei Streitigkeiten zwischen Personal und Unternehmer. 

Das zweite Reglement betrifft die Bildung einer Vertretung des Personals. 
Danach werden die Angestellten der Unternehmung'in Gruppen von Urwählern 
geteilt, zu denen alle fest oder im Probedienst angestellten Personen gehören. 
Jede Gruppe wählt aus ihrer Mitte einen Vertreter und Stellvertreter nach 
Stimmenmehrheit. Diese werden von der Kommission zu Sitzungen zusammen* 
berufen, auf denen ihnen Gelegenheit geboten wird, die Wünsche des Personals 
und Fragen allgemeinen Interesses zur Sprache zu bringen. 


Königliche Verordnung vom 1. Mai 1913, Nr. 636, betr. 

Rückkauf der Eisenbahnlinie Chivaseo—Ivrea. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 149 vom 
27. Juni 1913.) 

Diese Eisenbahn, die in Piemont von Ohivasso (bei Turin) in nördlicher 
Richtung nach Ivrea führt, ist durch Gesetz vom 14. Juni 1866, Nr. 1694, kon¬ 
zessioniert und am 5. November 1858 eröffnet worden. Im Dezember 1904 ist 
durch den Staat der Rückkauf zum 1. Januar 1906 angekündigt worden. Seitdem 
schwebten Meinungsverschiedenheiten über die Höhe der RUckkaufssumme, die 
nunmehr mit rück wirkender Kraft auf den 1. Januar 1906 auf 3,175 Millionen Lire 
festgesetzt wird. 


Gesetz rom8. Juni 1913, Nr. 631, betr. Maßnahmen zur Hebung 
des Privatbahnbetriebes. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 153 vom 
2. Juli 1913.) 

1. Für die Gewährung von Zuschüssen zur Unterstützung des Baues von 
Privateisenbahnen wird für die Rechnungsjahre 1914 und 1915 die Summe von 
7 Millionen Lire bewilligt 

2. Dio Regierung wird ermächtigt, den Provinzen, Gemeinden oder anderen 
Unternehmern, die Verbindungsbahnen zwischen Eisenbahnstationen und See¬ 
oder Binnenhäfen bauen wollen, Beihilfen zu gewähren. Diese dürfen 50 % der 
gesamten Bausunune nicht übersteigen und werden in Jahresraten bezahlt. 

3. Zur Hebung der Schiffahrt mit mechanischem Betrieb auf Binnenseen 
kann derartigen Unternehmungen, wenn sie ihren Betrieb nach festem Fahrplan 
führen, das ausschließliche Betriebsrecht bis zu 15 Jahren übertragen werden. 
Für die gleiche Zeitdauer kann ihnen ein Staatszuschuß bis zu 1 Lira für das 
Fahrtkilometer bewilligt werden. 

. 4. Privatbahnen dürfen keine höheren Tarife als die Staatsbahntarife er¬ 
heben. Ausnahmen werden zugelassen für Bahnen mit anderer Betriebsart, als 
dem Adhäsionssystem, oder in besonders gebirgiger Gegend, oder mit so kost¬ 
spieligem Betrieb, daß sonst das Unternehmen unmöglich wäre; endlich Tou¬ 
ristenbahnen unter der Bedingung, daß Einheimische den normalen Tarif ge¬ 
nießen. 

6. Die Regierung wird ermächtigt, den Betrieb auf den Staatsbahnstrecken 
Foggia—Manfredonta und Foggia—Lucera einer Privatgesellschaft zu über¬ 
tragen. 
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Königliche Verordnung vom 8. Juni 1913, Nr. 689, betr. 
Konzession für eine Eisenbahn von Lecce nach Francavilla mit 
Abzweigung von Novoli nach Nardö. 

(Veröffentlicht in der Gazzettii Ufficiulo del Ivegno Nr. 155 vom 
4. Juli 1913.) 

Durch diese Verordnung wird ein Vertrag vom 28. April 1913 bestätigt, 
durch den der Betrieb der genannten Staatebahnlinio der SocietA delle ferrovi© 
Salentine, mit Sitz in Genua, übertragen wird. Die Dauer der Betriebsüber¬ 
lassung wird auf die Zeit bis zum 11. Juli 1976 festgesetzt, wo?! an diesem Zeit¬ 
punkt die Konzession der Eisenbahn Nardö—Tricaec—Maglio abläuft. 


Gesertz vom 22. J uni 1913, Nr. 7G5, betr. Bewilligung von Staats¬ 
mitteln für öffentliche Arbeiten in der Kolonie Erythrea. 

(Veröffentlicht in der GazzetUT Ufficialo del Regno Nr. 160 vom 
10. Juli 1913.) 

Für den Bau einer Eisenbahn von Choren nach Agordat worden 7 722 000 
Lire zur Verfügung gestellt und für die Beschaffung der erforderlichen Betriebs¬ 
mittel weitero 500000 Lire. 

Desgl. werden für den Ausbau des Hafens Massaua und für den Bau einer 
Wasserleitung und anderer öffentlichen Arbeiten in dieser Stadt weitere 3 700000 
Lh*o bewilligt. 


Gesetz vom 29. Juni 1913, Nr. Stil. betr. Ergänzung der Haupt¬ 
strecke der Eisenbahn Aulla—Lucca, Rückkauf und Betriebs- 
Übernahme der Privatbahnstrecken, und Betriebsübernahme der 
Staatsbahnstrecke Lucca—Bagni di Lucca, und Betriebsübernahme 
der Privatbahn Varcse—Porto Ceresio durch den Staat. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficialc del Regno Nr. 193 vom 
19. August 1913.) 

Die Strecken Bagni di Lucca— Castelnuovo di Garfagnana und Aulla— 
Monzone sind der Privatbahngesellschaft Aulla—Lucoa durch kgl. Verordnung 
vom 31. Dezember 1905, Nr. 651 konzessioniert und von dieser der Aktiengesell¬ 
schaft „Unione industrialo“ mit Staatsgenehmigung unterverpachtet. Außerdem 
ist die Staatsbahnstrecke Lucca—Bagni di Lucca mit Vertrag vom 14. Juli 1911 
der genannten Privatgesellschaft zum Betrieb überlassen. Der Staat will nun¬ 
mehr die Bahnlinien in eigenen Betrieb nehmen. Die Rückkaufssumroo wird für 
die Privatbahnstrecken und deren Betriebsmittel auf 16 465 924 und 781300 Lire 
festgesetzt. Für den Ankauf der Betriebsmittel der Staatsbahnstrecke Lucca^— 
Bagni di Lucca werden 300 000 Lire bewilligt. Die Konzession für die Haupt¬ 
strecke Castelnuovo di Garfagnana—Monzone (Gesetz vom 21. Juni 1911, Nr. 848) 
wird bis zum 81. Dezember 1913 verlängert. 

Endlich wird die Eisenbahnverw'altung ermächtigt, den Betrieb der Privat- 
bahnen V&reee—Ponte Ceresio zu übernehmen und mit dem Konzessionär die 
Bedingungen der Betriebeübernahme zu vereinbaren. 
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Königliche Verordnung vom 11. September 1913, 
Nr. 1202, betr. das Dienstalter des Personals der 7., 8., 9. und 
• 10. Klasse der Stammrollen. 

(Veröffentlicht in der Caz/.etta UJiiciale del Rogno Nr. 249 vom 
25. Oktober 1913.) • 

Diese Verordnung ist eine Ausführungsbcstiuimung zu dem Gesetz vom 
7. Juli 1907 Nr. 429 (Archiv 1908 ß. 273). In dem letzteren Gesetze ist bestimmt, 
daß für diese (unteren) Rangklnssen die Festsetzung der Stellenzahl usw. durch 
len Verwaltungsrat mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
erfolgt, während bei den sechs oberen Klassen eino königliche Verordnung er¬ 
forderlich ist. 

Nunmehr wird zur Ergänzung bestimmt, daß für die unteren Klassen durch 
die Staatsbahnverwaltung alljährlich eine Rangliste der Beamten veröffentlicht 
worden soll, aus der ihr Dienstalter ersichtlich sein muß. Dieses wird nach 
dem Zeitpunkt der Ernennung zu der betr. Rangstufe berechnet. Für gleiche 
Emennungsdaten werden Vorschriften über den Vorrang durch den Verwaltungs- 
rat erlassen. Dienst ab Wesenheit behufs Erfüllung der militärischen Dienstpflicht 
darf den Beamten keinen Nachteil bringen. 

Gegen die Dienstaltersliste kann binnen 60 Tagen nach der Veröffent¬ 
lichung bei dem Verwaltnngsrat, der endgültig entscheidet, Einspruch erhoben 
werden. 


Königliche Verordnung vom 5. Oktober 1913. Nr. 1350, 
betr. Konzession einer Eisenbahn von Erbet nach Canzo und Asso. 

(Veröffentlicht in der Guzzetta Ufficialo del Regno Nr. 295 vom 
' 19. Dezember 1913.) __ 

Der Eisenbahn gesellschalt Nord-Milano wird die Konzession für den Bau 
und Betrieb einer vollspurigen, 7,8 $ö km langen Eisenbahn mit Dampfbetrieb 
von Erba (an der Eisenbahn Como—Lecco) nach Canzo und Asso (auf dem ge¬ 
birgigen Gelände zwischen den beiden südlichen Ausläufern des Corner Sees) 
erteilt. Die Baukosten werden auf rund 2 l A Millionen Lire geschätzt Die Bau¬ 
zeit ist auf zwei Jahre festgesetzt. Die Konzession dauert bis zum 14. Juni 
1967, dem Tage des Ablaufes der Konzession der Eisenbahn Mailand—Incino— 
Erba, deren Fortsetzung die neuo Linie bildet. Der Staat zahlt 50 Jahre lang 
einen kilometrischen Zuschuß von 8500 Lire und wird mit 20% an den Rohei n- 
nnhmen beteiligt, soweit sic 9000 Lire für das Kilometer überschreiten. 


Königliche Verordnung vom 6. November 1913, 
Nr. 1340, betr. Einführung des elektrischen Betriebes auf der 
Eisenbahn Mailand—Gallarate. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficialo del Regno Nr. 292 vom 
16. Dezember 1913.) 

Es wird genehmigt, daß die bisher mit Dampflokomotiven betriebene voll- 
spurigo Privatbahn, die Mailand mit der Simplonbahnstation Gallarate verbindet, 
für elektrischen Oborlcitungsbetrieb mit Gleichstrom von 750 Volt umgebaut wird. 


Archiv für Kifenbahnwesen. 1910. 
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Königliche Verordnung vom 9. November 1913, 
Nr 1475, betr. Konzession einer Eisenbahn von Faenza nach 
Russi mit Abzweigung von Granarolo nach Lugo. 

(Veröffentlicht in der Gazaetta Ufficialo del Regno Nr. 19 vom 
24. Januar 1914.) 

Der Societä Veneta per Costruzione ed Esercizio di Ferrovie Secondarie 
Italian© wird eine Konzession für den Bau und Betrieb einer vollepurigen Eisen¬ 
bahn mit Dampfbetrieb von Faenza (Einmündungsstation der Eisenbahn von 
Florenz in die Linio Bologna—Rimini) nach Russi (an der Linie Bologna— 
Lugo—-Ravenna) mit Abzweigung von Granarolo nach Lugo erteilt. Die Bau¬ 
länge ist aiif 24,130 km veranschlagt, die Baukosten auf rund VA Millionen Lire. 
Der Bau ist innerhalb zweier Jahre nach Genehmigung der Baupläne zu voll* 
enden. Die Konzession dauert 70 Jahre, der Staat zahlt 50 Jahr© lang einen 
kilometrischen Zuschuß von 9628 Lire und wird mit 20 % an den kil ©metrischen 
Roheinnahmen beteiligt, soweit diese 12000 Lire übersteigen. 


Ministcrial vero r d nung vo m 12. Novembe r 1913. betr. 
Polizeivorschriften für Bahnen mit elektrischem Betrieb. 

(Veröffentlicht im Bollettino Uffioiale del 'Ministern dei lavori 
publici, Nr. 33 vom 21. November 1913.) 

Diese Verordnung trifft erleichternde Bedingungen für die Führerprüfung 
der Beamten, dio von Privatunternehmungen zur Staatebahnverwaltnnc 
übertreten. 


Königliche Verordnung vom 17. November 1913. 
Nr. 1501, betr. Konzession einer Eisenbahn von Soresina über 
Sesto nach Cremonä. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno, Nr. 28 vom 
4. Februar 1914.) 

Diese Eisenbahn, die in der Lombardei von Creiuoua in nördlicher Richtung 
nach Soresina ftiiiren soll, wird der Societä nazional© di ferrovie e tramvie in 
Rom konzessioniert. Ihre Länge beträgt rd. 24 km; eie ist vollspurig und hat 
Dampfbetrieb. Dio Baukosten werden auf rund VA Millionen Lire veranschlagt, 
di© Bauzeit auf 40 Monat© nach Genehmigung der Baupläne festgesetzt. Der 
Staat zahlt eine kilometrische Jahresunterstützung von 5700 Lire 50 Jahre lang 
und nimmt an den Roheinnnhmon, soweit sie 7424 Lire für das Kilometer über¬ 
steigen, mit 15 % teil. 

(Schluß folgt. 
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GsteeUen über das Projekt der Sehweizerigcheu Bundesbahnen vom Juni 
1916 zur Erweiterung des Hauptbahnhofs Zürich,* erstattet im 
April 1918 im Aufträge des Regierungsrates des Kantons Zürich 
und des Stadtrates von Zürich durch W. C a u e r. Geheimer Bau¬ 
rat und Professor an der Technischen Hochschule in Charlotten¬ 
burg, Dr.-Ing. C. O. G1 e i m in Hamburg, Dr. K. Moser, Pro¬ 
fessor an der Eidgenössischen Technischen Hochschule in 
Zürich. 

Das Gutachten sollte sich nach dem Wortlaut der gestellten Fragen 
darauf erstrecken, ob und inwieweit der von den Schweizerischen Bundesbahn- 
nen (S. B. B.) vorgelegte allgemeine Entwurf allen für die Ausführung maß¬ 
gebenden Anforderungen entspricht. Um die zur Beantwortung der 
Fragen erforderliche Erkenntnis zu gewinnen, sahen sich die Gutachter 
aber genötigt, als Unterlagen für das Gutachten selbst Versuchsentwürfe zu 
bearbeiten. Diese Entwürfe sind nun dem Gutachten beigefügt und in 
diesem eingehend besprochen, leider liegt dem Gutachten aber der Entwurf 
der S. B. B. nicht bei, so daß die daran geübte Kritik nicht immer genau 
übersehen und beurteilt werden kann. 

Das Gutachten gliedert sich in folgende Untersuchungen: 

L Inwieweit werden durch den Entwurf der S. B. B. die Mängel des 
jetzigen Bahnhofs beseitigt und die an den Bahnhof für die Zu¬ 
kunft zu stellenden Anforderungen erfüllt? 

II. Welche Vorschläge sind von den Gutachtern zur Abänderung de« 
Entwurfs der S. B. B. zu machen? 

III. Wie gestaltet sich hiernach die Beantwortung der den Gutachtern 
gestellten Fragen? 

Im Abschnitt I wird der Gesamtanordnung des Ent¬ 
wurfs der S. B. B., der auf der Anlage eines neuen Kopfbahnhofs für 
den Personenzugverkehr beruht, im allgemeinen zugestimmt, insbesondere 
der Beseitigung des jetzt im Personenbahnhof stattfindenden Spitzkehren - 
betriebe für zahlreiche Güterzüge und dem vorgesehenen viergleisigen Au« 
bau der Bahn Zürich—örlikon. 

22 * 
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lu betreff der Einzelan Ordnungen wird aber die Beibehaltung 
des alten Empfamgsgeb&udes des Personenbahnhofs -und die damit 
in Verbindung stehende Anordnung der Bahnsteige, insbesondere die Anord¬ 
nung besonderer Bahnsteige für den Lokalverkehr bemängelt, weil sich da- 
• durch die Zahl der Kreuzungen von Zugein- und -ausfahrten erhöht Eben¬ 
so wird bei. den Abstell anlagen gerügt, daß" zwischen den Ein- 
fahr- und Ausfahrgleisen der verschiedenen Strecken getrennte Abstellgleis¬ 
gruppen vorgesehen sind, weil eine solche Anlage nicht so leistungsfähig 
uud wirtschaftlich ist, wie eine einheitlich gestaltete Abstellgleisanlage. Es 
wird daher für notwendig erklärt, den Verschiebebahnhof weiter 
nach Westen zu verlegen und etwas mehr nach der Breite als nach der 
Länge zu entwickeln, um Kaum für dief Anlage eines zusammenhängenden 
Abstellbahnhofs zu gewinnen. Die für den Eilgutvorkehr vorge¬ 
sehenen Anlagen sowie der Ortsgüterbahnhof werden im allge¬ 
meinen als zweckmäßig anerkannt, dagegen wird es als erwünscht bezeich-' 
. net, die Anlagen für den Postverkehr in bessere Verbindung mit den 
Bahnstciganlagen zu bringen, als es im Entwurf der S. B. B. vorgesehen ist. 

Im Abschnitt II werden zunächst die verschiedenen in Betracht 
kommenden Möglichkeiten und die Grundsätze für die Entwurfsaufstellung 
erörtert. Dabei werden die von anderer Seite gemachten Vorschläge, einen 
Durchgangsbahnhof jenseits der Langstraßo anzulcgen, wegen der dadurch 
zu erwartenden städtebaulichen und betrieblichen Mißstände und der weiten 
Entfernung des Bahnhofs von der Stadtmilte abgelehnt, ebenso der Vor¬ 
schlag, im Zuge des Sihlflusses einen tiefliegenden Durchgangsbahnhof an¬ 
zulegen. Es werden dann weiter die Entwürfe für einen verbesserten Kopf¬ 
bahnhof an der Stelle des alten Bahnhofs; wie dies auch im Entwuff der 
S. B. B. vorgesehen ist, sowie für einen Durch gang s bahnhof an der¬ 
selben Stelle eingehend erläutert und betrieblich und wirtschaftlich mitein 
ander und mit dem Entwurf der S. B. B. in Vergleich gestellt. 

Der K o p f b a li n li o f ist, entgegen dem Entwurf der S. B. B., so hoch 
angelegt, daß der der Sihl entlangftihrendo Kasernenkai durchgeführt werden 
kann, und sieht die Herstellung eines neuen Aufnahmegebäudes für den 
Personenbahnhof vor, an dessen Ost- und Nordfront getrennte geräumige 
Abfahrt- und Ankunftsvorplätze angelegt werden sollen. Der Personen¬ 
bahnhof ist mit 10 Personenbahnsteigen ausgestattet, die von 20 Gleisen ein¬ 
gefaßt sind. Diese gliedern sich in 4 Gruppen von je 5 Gleisen, die eine 
gleichzeitige Ein- und Ausfahrt der betreffenden Züge und auch eine Ver¬ 
bindung mit 3 zwischen diesen 4 Gruppen angelegten Wartegleisgruppen 
sowie mit einem sich westlich anschließenden geräumigen Abstellbahn- 
h o f gestatten, ohne daß sich die Ein- und Ausfahrten behindern. Der Ab¬ 
stellbahnhof ist mit dem Personenbahnhof und den dazu gehörigen Warte¬ 
gleisgruppen durch 3 Vcibindungsgleisc schienenfrei verbunden. Zwischen 
den Personenbahnsteigen und den zugehörigen Gleisen sind 9 Ge¬ 
päckbahnsteige angeordnet, und an 7 Personenbahnsteige schließt sich 
jo ein Bahnsteig für Kurswageq mit zugehörigem Stumjjfgleis an, und außer¬ 
dem sind noch 3 Postbahnsteige anschließend an 2 Personen- und 1 Gepäck- 
bahnsteig angeordnet, die mit der recht auskömmlich gestalteten Post- 
a n 1 a g e zweckmäßig verbunden sind. Ebenso ist die neben der Postanlage 
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ungeordnete Eilgutanlage in guter Art durcli Schiebebühne, Tunnel 
,und Aufzüge mit dem Personenbahnhof und den Abstellbahnanlagen ver 
bunden. Im Aufnahmegebäude sind im Untergeschoß die Schalter 
und Gepäckanlagen untergebracht. Von der Eingangs- ünd Schalterhalle 
führt eine 10 m breite Treppe zum Querbahnsteig, von dem aus die im Ober¬ 
geschoß angelegten Warteräume und die Zungenbahnsteige zugänglich sind. 
außerdem ist ein besonderer, nach dem Ankunftsvorplatz führender Aus¬ 
gangstunnel angeordnet, der von jedeni Zungenbahnsteig aus je durch eine 
4 m breite Treppe zugänglich ist. Der westlich sich an den Abstellbahnhof 
anschließende hnd durch besondere Dienstgleise mit diesem verbundene 
Verschiebebahnhof ist mit Rücksicht auf den starken Übergangs¬ 
und Ortsverkehr einseitig angeordnet, das Stationsordnen erfolgt mit 
Ausziehgleisen in entgegengesetzter Richtung zum Ordnen nach Richtun¬ 
gen; die Ausfahrgleisgruppen schließen sich an die’ Stationsordnungs¬ 
gruppen an, und auch der Ortsgüterbahnhof kann unmittelbar vom Ver¬ 
schiebebahnhof aus bedient werden. 

Bei dem Bahnhof in Durchgangsform sind die Linien von Meilen 
und örlikon von Osten her durch Untertunnelung des Zürichberges und 
durch Überbrückung der Lirnat nahe beim Balmhof in diesen eingeführt 
und zwar die Strecke von örlikon in viergleisigem Ausbau, es bleibt 
aber für die Verbindung mit örlikon auch die vorhandene zweigleisige 
von Westen in den Bahnhof einmündende Personenzuglinie bestehen, so 
daß es möglich ist, ringförmige Züge von örlikon über Zürich nach ör¬ 
likon zu fahren und . Züge von örlikon über Zürich nach Meilen zu 
Durehgangszügen zusammenzustoßen. Die Durchgangsform des Bahn¬ 
hofs gestattet weiter, die Züge zwischen Altstetten und örlikon und 
Meilen sowie zwischen örlikon und Thalwyl zu Durchgangszügen zu 
machen; nur die Züge zwischen Altsteten und Thalwyl müßten auch fer¬ 
nerhin im Bahnhof Zürich Kopf machen. Diese Umstände lassen S - 
Personenbahnsteige mit 16 Personengleisen vollkommen ausreichend er¬ 
scheinen, außerdem sind noch 3 Durchgangsdienstgleise vorgesehen, von 
denen 2 außen herumführen und eins in der Mitte angelegt ist. Die Zahl der 
Gleisüberwerfungen ist wesentlich geringer als beim Kopfbahnhof, die 
Anlagen .für Kurs- und Postwagen sowie die Abstellanlagen und die 
Verbindungen mit diesen sind im wesentlichen dieselben wie beim Kopf¬ 
bahnhof. Das Aufnahmegebäudo ist in der Anordnung der. Eingangs¬ 
halle, der Warteräume usw. ähnlich gestaltet wie beim Kopfbahnhof 
und ist mit getrenntem Eingangs- und Ausgangslunnel ausgestattet. Die 
Postanlagen schließen sich unmittelbar an das Aufnahmegebäude an; dm 
Anlagen für den Eilgüter verkehr, der Ortsgüterbahnhof und der Ver- 
schiebebahnhof stimmen im wesentlichen mit den entsprechenden An¬ 
lagen für den Kopfbahnhof überein. Dagegen weicht die mit dem Bahn¬ 
hofsumbau zusammenhängende Umgestaltnug der städtischen Straßen 
und Plätze, die für die beiden Entwürfe in besonderen Plänen dargostellt 
ist, zum .Teil erheblich von der für den Kopfbahnhof vorgesehenen ab. 
insbesondere sind die Bahnhofsvorplätze anders gestaltet und die Sihl 
wird um 20 m weiter nach Westen verschoben. Die Gutachter halten die 
Elinwirkung auf daß Stadtbild und auf den städtischen Verkehr beim 
Durchgangsbahnhof für günstiger als beim Kopfbahnhof. 
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Am Schlüsse des Abschnitts II werden die Entwürfe der Gutachter 
einer eingehenden Kritik unterzogen und es wird zunächst die 
Leistungsfähigkeit der vorgeschlagenen Anlagen 
erörtert und in Vergleich gestellt. Für den Kopfbahnhof wird sie auf 
1000 Züge und für den Durchgangsbahnhof auf 1400 Züge an einem Tag 
angenommen, und da für die nächste Zukunft ein so starker Verkehr noch 
nicht zu erwarten ist, befürworten die Gutachter eine zunächst einge¬ 
schränkte, aber im Rahmen der bearbeiteten Entwürfe liegende Aus¬ 
führung in der Weise, daß der Kopfbahnhof zunächst nur 14 und der 
Durchgangsbahnhof nur 11 Personenbahnsteige erhält, was einer täg¬ 
lichen Zugzahl von 700 und 825 Zügen entsprechen w ürde. Auch könnten die 
Abstellanlagen etwas eingeschränkt werden. Wenn die Strecken nach 
Brugg und Thalwyl vier- und dio nach örlikon seinerzeit sechsglepsig 
ausgebaut werden, so würden die in Zürich oinmündenden Strecken täg¬ 
lich höchstens etwa 1250 Personenzüge leisten können, der Durchgangs¬ 
bahnhof würde also zur Bewältigung dieses Verkehrs bei vollem Aus¬ 
bau jedenfalls genügen, der Kopfbahnhof aber nicht, und dieser Umstand 
spricht entschieden dafür, dem Durchgangsbahnhof den Vorzug zu geben. 
Auch in wirtschaftlicher Hinsicht würde gegen eine solche Entscheidung 
nichts Wesentliches einzuwenden sein. Allerdings werden die Kosten der 
Durchgangsbahnhofsanlage um 20 000 000 Fr. höher geschätzt, als die 
der Anlagen mit Kopfbahnhof, die sich mit denen des Entwurfs der S. B. 
B. ungefähr gleich stellen, aber mit Rücksicht auf die beim Durchgangs¬ 
bahnhof zu erzielenden erheblichen Ersparnisse an Betriebskosten und 
dessen erheblich größere Leistungsfähigkeit wird sich die Herstellung 
eines Durchgangsbahnhofs empfehlen, besonders wenn man berücksich- 
ligt, daß der Kopfbahnhof in nicht ferner Zeit den wachsenden Betrieb 
kaum mehr in befriedigender Weise zu bew-ältigen imstande sein würde, 
und daß dann erneut Erweiterungsanlagen unter Aufwendung erheblicher 
Kosten erforderlich werden würden. Diese Tatsachen werden in einem 
zusammenfassenden Vergleich beider vorgeschlagenen Bahnhofsanlagen 
eingehend dargelegi und begründet. Auch wird die Art der Ausführung 
der Anlagen und der Bauvorgang unter Berücksichtigung der Betriebs¬ 
bedürfnisse besprochen; bei beiden Bahnhofsanlagen würde neben dem 
bestehenden Bahnhof zunächst ein Teil der geplanten Bahnsteig- und 
Gleisanlagen herzustellen und als Ersatz für die jetzigen Anlagen bald¬ 
möglichst in Betrieb zu nehmen sein, so daß die alten Anlagen dann ab¬ 
gebrochen und weiterhin durch die neuen ersetzt werden könnten. Dabei 
w r ären die erst auszuführenden Anlagen auch beim Durchgangsbahnhof 
als Kopfbalmhof zu gestalten und zu betreiben, bis die östliche Verbindung 
mit örlikon mit der Limatbrticke und dem Zürichbergtunnel fertigge- 
üostellt wäre. 

Im Abschnitt III werden dann alle die vorstehend besprochenen 
Untersuchungen und erzielten Ergebnisse an der Hand der den Gutach¬ 
tern vorgelegten Fragen nochmals kurz zusammengestellt. 

Das vorliegende Gutachten bietet viele recht bemerkenswerte Dar¬ 
legungen zur Lösung der nicht einfachen Frage der Umgestaltung der 
Bahnliofsenlagen bei Zürich, und es ist zu hoffen, daß diese Untersuchun- 
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o<>n und Darlegungen recht weitgehend beachtet und berücksichtigt 
werden. B —m. 


Mitteilungen über die Studien und vorbereitenden Maßnahmen der öster¬ 
reichischen Staatseisenbahnverwaltung zur Ausnützung der 
Wasserkräfte und zur Einführung des elektrischen Betriebes auf 
Vollbahnen. I. Teil. Bearbeitet im K. K. Eisenbahnministerium. 
97 S. in IV. Wien 1917. K. K. Hof- und Staatsdruckerei. 

Österreich besitzt in den zahlreichen Gefällstufen der Gebirgströme 
und in den hochgelegenen Bergseen Millionen von Pferdekräften, von denen 
bisher nur ein kleiner Teil ausgenutzt worden ist. 

Ungünstig beeinflußt wurde der Ausbau der Wasserkräfte durch das 
Vorhandensein großer Kohlenlager in Böhmen und Mähren. Um die Kohle 
siedelte sicli die Industrie an. Mit den niedrigen KoLlenpreisen an der 
Gewinnungsstello konnte der von den Wasserkräften erzeugte, weit her¬ 
geholte Strom nicht in Wettbewerb treten, und dadurch wurdo der Ausbau 
der Wasserkräfte gehemmt. 

Etwas anders lag die Sache für dio österreichische Staatseisenbahn¬ 
verwaltung. Sie hatte gerade in den kohlenarmen Alpenländem große 
Energiemengen nötig. Hierzu kam die Schwierigkeit der Lüftung in den 
langen Gebirgstunneln. * 

Dio österreichische Staatseisenbahnverwallung hat sich daher schon 
seit längerer Zeit mit der Frage der elektrischen Zugförderung beschäftigt 
und diese namentlich für lange, schwer lüftbare Tunnelstrecken ins Auge 
gefaßt, beispielsweise für dio Arlbergbahn. 

Auch gelegentlich der Erbauung der Eisenbahnlinie Salzburg—Triest 
wurden Studien für die Nutzbarmachung der Wasserkräfte angestellt. 

Durch den Krieg sind dio wirtschaftlichen Verhältnisse verschöben 
worden. Der Abbau der Kohle wurde durch den Mangel an Arbeitskräften 
-•rschwert und verteuert. Diese Verteuerung des Brennstoffs ließ den Aus¬ 
bau von Wasserkräften in wesentlich günstigerem Lichte erscheinen. 1 ) 

Diese Erwägungen gaben Veranlassung dazu, die Ergebnisse der bis¬ 
herigen Studien durch dio Herausgabe der vorliegenden Schrift weiteren 
Kreisen zugänglich zu machen. Dio Schrift ist das erste Heft einer größeren 
Veröffentlichung. In einem zweiten Teil sollen dio Hauptangaben der Ein- 
zelentwürfo in Tafelform zusammengestellt und Einzelheiten der Studien auf 
wasserbautechnischein und elektrotechnischem Gebiet unter Beigabe von 
Zeichnungen mitgeteilt werden. 

Der wesentlichste Inhalt der Schrift wird nachstehend wiedergegeben. 

Die österreichische Staalseisenbahn Verwaltung begann im Jahre 1905 
eine systematische Untersuchung der Frage der Nutzbarmachung der Wasser- 


i) Durch die Teilung Österreichs in ein deutsches und ein slawisches Ge¬ 
biet hat die lVage der Erzeugung und Verteilung elektrischer Energie aus 
Wasserkräften eine neue erheblich größere Bedeutung gewonnen, weil die 
Wasserkräfte in der Hauptsache dem deutschen Gebiot, dio Kohlensch&tae in 
•Jf*r Haupt.snehe dem nördlichen slawischen Gebiet zugefallen sind. 
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kräfto in deu Alpenländern. Die Grundlagen hierzu lieferte die Inventari 
sierung der gesamten Wasserkräfte, die von dem hydrographischen Bureau 
des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten ausgeführt wurde. Dm von der 
Staatseisenbahnverwaltung aufgestellte Programm umfaßte folgende Ar¬ 
beiten : 

1. bautechnische: Ausbau der Wasserkräfte; 

2. verwaltungsrechtlicho: Erwerb von Konzessionen, Abschluß von 
Stromlieferungsverträgen; 

3. maschinen- und elektrotechnische: Berechnung des Strombedarfs, 
der Kraftwerke und Leitungen, Aufstellung der Fahrpläne, ver¬ 
gleichende Wirtschaftsberechnungen. 

Dio Studien erstreckten sich zunächst nur auf die beteiligten Staatsbahn¬ 
direktionen; später wurden auch das Netz der Südbahn und einige Privat¬ 
bahnen einbezogen. Die Gesamtlänge des in Frage kommenden Staats¬ 
bahnnetzes beträgt rund 4400 km, dio der Privatbahnlinien 1800 km 1 ). Die 
Gesamtlänge der Wasserläufo in dem fraglichen Gebiet ist 8700 km. 

Die Schrift beginnt mit einem allgemeinen Überblick über dio Wasser- . 
krüfle. Für die Wasserkräfte Tirols konnte eine im Jahre 1900 er¬ 

schienene Arbeit von C. M. Menghuts benutzt werden. Sie enthält u. a. den 
Vorschlag, das Wasser des Achensees, das jetzt zur Isar abläuft, zum Ab¬ 
lauf nach dom Inn zu benutzen und auf diese Weise eine Gefällstufe von 
100 m Höhe nutzbar zu machen, 

Die Schrift bespricht zunächst die Ausbildung der Täler und insbeson¬ 
dere der Gefällslufen. Kino Hauptschwierigkeit besteht darin, daß in dem 
Kalkboden, der einen großen Teil der Gebirgsgegenden bildet, die Wasser¬ 
adern teilweise unterirdisch verlaufen. 

Dio Anwendung der im Mittelgebirge üblichen Stauweiher ist im Hoch- 
■ gebirge ausgeschlossen wegen der Schwierigkeiten der Gründung von 
Staumauern, wegen der im Verhältnis zur Durchflußmcngo geringen Auf¬ 
speicherungsmöglichkeit und wegen der Mitführung von Geschieben. Nur 
auf alten Talböden außerhalb der Flußläufe lassen sich gelegentlich Weiher 
hersteilen; im übrigen müssen vorhandene Seen als Wasserspeicher dienen. 
Es handelt sich also in der Hauptsache darum, die Gefällstufen in den vor¬ 
handenen Wasserläufen auszunutzen. Dazu dienen Wasserfassungen und 
Stollen. 

Das ganze Gebiet wurde einer systematischen Bearbeitung unterzogen 
und zwar zunächst an der Hand der Karten. Auf Grund dieser Vorarbeiten 
wurden Skizzen für Wasserkraftanlagen ausgearbeitet und dieso Skizzen 
auf Grund örtlicher Prüfungen verbessert. Der nächsto Schritt war die ein¬ 
gehende Planung einzelner Wasserkraftanlagen. Den äußeren Anlaß hier¬ 
zu gab dio Absicht, auf gewissen Staatsbahnlinien oinen elektrischen Probo¬ 
betrieb einzuriehteu. Zur Beschleunigung der Arbeiten wurde die Aufstel 
lung einzelner Entwürfe Zivilingenieuren und Baufirmen übertragen. 

Die Schrift macht der bisherigen Ausnutzung der Wasserkräfte den 
Vorwurf, daß hier in violen Fällen Raubbau getrieben worden sei, indem eine 

*) Beide Zahlen einschließlich des südslawischen und italienischen Sprach¬ 
gebiets. 
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möglichst wirtschaftliche Ausnutzung der gesamten vorhandenen Energie¬ 
menge nicht in Rücksicht gezogen worden sei. Infolge des Fehlens gesetz¬ 
licher Grundlagen für den staatlichen Ausbau von Wasserkräften war die 
Staatseisenbahnverwaltung in jedem Einzelfall gezwungen, als Konzessions¬ 
bewerber aufzgtreten. 

Eine große Schwierigkeit bildet es, daß auf Fischfang und Flößerei 
Rücksicht genommen werden muß, während dies nur auf der Donau erfor¬ 
derlich ist; bei Donaukraftwerken sind daher Schiff schleusen vorzusehen. 

Der elektrische Bahnbetrieb stellt an die Kraftwerke bedeutende An¬ 
forderungen, sowohl für die Leistung als auch für die Betriebssicher¬ 
heit Der Wettbewerb mit den modernen schweren Dampflokomotiven hat 
zum Ban elektrischer Lokomotiven mit Stundenleistungen bis zu 3000 PS 
geführt. Für den Bahnbetrieb kommen daher nur Großkraftwerke in Frage, 
die ein Vielfaches dieser Lokomotivleistung herzugeben gestatten. Die 
Rücksicht auf die Betriebsicherheit macht das Zusammenarbeiten einer 
größeren Anzahl von Kraftwerken erforderlich, damit ein einzelnes Werk 
bei Störungen ausscheiden kann, ohne den Eisenbahnbetrieb lahm zu legen. 
Störungen durch Wassermangel und Hochwasser müssen von vornherein 
ausgeschlossen werden. Besondere Schwierigkeiten machen die täglichen 
Schwankungen des Strombedarfs; sie machen gewisse Aufspeicherungen 
des Wasser8 notwendig. 

Wo eine Aufspeicherung des Wassers nicht möglich ist, müssen 
Dampfkraftanlagen zur Aushilfe herangezogen werden. 

Der wirtschaftliche Vergleich zwischen Dampf- und elektrischem Be 
trieb gipfelt in der Ermittlung des sogenannten kritischen Strompreises, bei 
dem unter Berücksichtigung der Verzinsung und Tilgung der Neuanlagen 
die Kosten beider Betriebsarten die gleichen werden. 

Man unterscheidet ausbaufähige und ausbauwürdige Wasserkraft¬ 
anlagen, je nachdem es sich nur um die technische oder um die wirtschaft¬ 
liche Ausnutzung handelt. Die ausbauwürdigen Gefällstufen sind hier¬ 
nach aus der Reihe der ausbaufähigen Gefällstufen ausgewählt. 

Eine wichtige Frage .war die Fora des bestehenden Wasserrechts. 
Dieses sucht seinen Hauptzweck darin, bestehende Rechte gegenüber Neu¬ 
anlagen zu schützen und zwar auch dann, wenn die Neuanlagen von großer 
volkswirtschaftlicher Bedeutung sind. 

Neue Wasserkraftgesetze, die den modernen Anschauungen Rechnung 
tragen, sind kurz vor dem Kriege von den Landtagen dreier Kronländer 
angenommen worden, aber nicht in Kraft getreten. 

Zur Bearbeitung aller Wasserrechtsfragen ist ein besonderer Aus¬ 
schuß gebildet, der keinem der vorhandenen Ministerien untersteht. 

Die Eisenbahnverwaltung muß, wie jeder Private, bei der staatlichen 
Wasserrechtsbehörde um dio Konzessionierung einkommen. 

Stellenweise ging dio Eisenbahnverwaltung bei der Konzessionsbe¬ 
werbung mit anderen öffentlichen Körperschaften, Kreisen und Stadtgemein¬ 
den Hand in Hand. Überall da, wo Private bereits Konzessionen besaßen 
und ihre Verwirklichung in absehbarer Zeit zu erwarten war, wurden mit 
ihnen Optionsverträge geschlossen. Eine Monopolstellung in bezug auf die 
Ausnutzung der Wasserkräfte hat die Staatseisenbahnverwaltnng weder er- 
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strebt noch erlangt, sie ist vielmehr privaten Mitbewerbern tunlichst entgegen - 
gekommen. In einzelnen Fällen wurden mit privaten Unternehmern Aus¬ 
bauverträge abgeschlossen. 

Die Schrift wendet sich dann dem Ausbau dm 1 Wasserkräfte in anderen 
Ländern zu. Ausführlich wird die Schweiz besprochen, deren Wasserkräfte 
eine durchschnittliche Abgabe von 2,25 Millionen PS gestatten. Hiervon 
sind etwa 550 000 PS ausgebaut. In Schweden ist der Staat Eigentümer von 
277 Wasserfällen mit einer Leistungsfähigkeit von rund 800 000 PS. Drei 
Werke mit zusammen 180000 PS sind bereits ausgebaut. Die gesamten 
Wasserkräfte werden auf rund 4 Millionen PS angegeben; von ihnen sind 
bereits 750 000 PS ausgebaut. Der norwegische Staat besitzt Wasserkräfte 
von etwa 700 000 PS Leistung, hat aber den Ausbau bisher Privaten tiber¬ 
lassen. Die in Norwegen vorhandenen Wasserkräfte werden zu rund 8 Mil¬ 
lionen PS angegeben, wovpn bereits rund 1 Million ausgenutzt sind. Die 
Leistungsfähigkeit aller Wasserkräfte Italiens wird mit rund 5 Millionen PS 
angegeben. Hiervon sind etwa 1 Million PS ausgebaut. Der Staat hat sich 
300 000 PS zum Zwecke des elektrischen Bahnbetriebes gesichert. Eine Reihe 
von Wasserkräften ist während des Krieges ausgebaut wordeti. Auch in 
Frankreich hat der Ausbau von Wasserkräften infolge der hohen Kohlen¬ 
preise während des Krieges eine große Ausdehnung erfahren. Die Gesamt¬ 
leistung der ausgebauten Wasserkräfte betrug im Jahre 1910 ruud 450000 PS; 
heute beträgt sie rund 1 Million PS. Die Gesamtleistung der Wasserkräfte 
ist rund 9 Millionen PS. 

In Österreich wurde die Elektrisierung der Linie Salzburg—Triest ge¬ 
plant, aber infolge der Forderungen der Heeresverwaltung wieder aufge¬ 
geben. Die Heeresverwaltung verlangt nämlich, daß bei militärisch wichtigen 
Linien neben der elektrischen Ausrüstung die Anlage für den Dampfbetrieb, 
also die Dampflokomotiven. Wasserstationen, Lokomotivschuppen, Werk¬ 
stätten und Kohlenvorräte beibehalten oder hergestellt werden, ^im im Be¬ 
darfsfälle den Dampfbetrieb sofort einlühren zu können. Unter diesen Um¬ 
ständen war die Einführung des elektrischen Betriebes nicht mehr wirt¬ 
schaftlich. 

Ein weiterer Teil der Schrift befaßt sich mit der Frage der elektrischen 
Zugförderung auf Vollbahnen. Bis Ende des vorigen Jahrhunderts kamen 
Tür den Bahnbetrieb nur Gleichstrom und Drehstrom in Frage; im Jahre 
1902 entstand der Einphasenkollektormotor und mit ihm die Möglichkeit, 
einfachen Wechselstrom für den Bahnbetrieb zu benutzen. Dieser Umstand 
wirkte verzögernd auf die Elektrisierung der Vollbahnen, weil es sich nun 
zunächst darum handelte, auf Grund internationaler Vereinbarungen 
Stromart, Spannung und Periodenzahl festzulcgen. 

Obwohl diese Vereinbarung bisher nicht zustande gekommen ist, ist 
dennoch die Elektrisierung einer Reihe von Alpenbahnstrecken eingeleitet, 
nachdem die Wirtschaftlichkeit vorher durch eingehende Berechnung nach¬ 
gewiesen war. Zu diesen Linien (gehört u. a. die Arlbergbahn. Der Aus¬ 
bruch des Krieges und die Schwierigkeit der Beschaffung von elektrischen 
Ausrüstungsteilen hat aber die Angelegenheit ins Stocken gebracht. 

Auch für das Gebiet nördlich der Donau wurden Vergleiche der elek¬ 
trischen Zugförderung mit der Zugförderung durch Dampflokomotiven ge¬ 
macht, fielen aber ungünstig aus. 
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Wenn es zurzeit in Österreich noch keine elektrische Vollbabn gibt, so 
sind doch 18 elektrische Lokalbahnen mit zusammen 492 km Betriebslänge 
vorhanden. Von ihnen werden 16 Linien mit Gleichstrom, 3 mit Wechsel- 
ström betrieben. 

Die Elektrisierung der VoUbahnen hat gewisse Hemmungen erlitten 
durch die ungünstige Erfahrung,"die mit den für Wechselstrombahnen gelie¬ 
ferten Lokomotiven an verschiedenen Stellen gemacht worden sind. 

Das andauernde Anwachsen der Kohlenpreise macht den Ausbau von 
Wasserkräften immer wirtschaftlicher. Während die Kosten der Kohle in¬ 
folge des Anwachsens der Bergarbeiterlöhne stetig steigen, sind die Kosten 
der Waeserkraftenergie nahezu konstant. Ein Vorteil der Wasserkraftenergie 
beruht auch in dem Wegfall der Kohleförderung auf der Eisenbahn. 100 PS 
ausgebauter Wasserkraft machen 2 Kohlenwagen frei. 

In einem weiteren Teile des Werkes werden die wirtschaftlichen Ge¬ 
sichtspunkte für die Erzeugung und Verteilung elektrischer Energie für 
ganze Staatsgebiete erörtert. Die Versorgung des ganzen Landes oder ein¬ 
zelner Teile mit elektrischer Energio ist in Baden ; und in der Provinz Bran¬ 
denburg bereits in die Wege geleitet, in Bayern und Sachsen in Vorberei¬ 
tung begriffen. Auch in Österreich ist eine Verteilung von Energie über 
das ganze Land im Zusammenhang mit der Elektrisierung der Vollbahnen 
gedacht. Die Staatseisenbahnverwaltung hat sich vorläufig 18 Wasserkräfte 
mit zusammen 164 000 PS Durchschnittsleistung gesichert und sich bei der 
Verteilung neuerer Konzessionen an Private das Heimfallrecht Vorbehalten. 

Wie der vorliegende Auszug erkennen läßt, gibt die Schrift neben der 
Schilderung der in Österreich vorliegenden Verhältnisse einen guten Über¬ 
blick über den jetzigen Stand des Ausbaues von Wasserkräften, der elektri¬ 
schen Zugförderung und der Versorgung ganzer Länder mit elektrischer 
Energie. Schimpft. 


Schwarze, Bruno, Dr.-lng., KegierungsbaumeL-ler, Das Lehrlings- 
wosen der preußisch-hessischen Staatsoison- 
bahnverwaltung unter Berücksichtigung der Lehrlingsver¬ 
hältnisse in Handwerks- und Fabrikbetriebon. 511 S. 8° mit 56 Abb. 
Berlin 1918, Julius Springer. Geb. 18 M. 

Wer sich mit Fragen der maschinentechnischen und elektrotechni¬ 
schen Industrie beschäftigt, dem wird es nicht entgaugen sein, wie gerade 
m neuerer Zeit immer mehr die hoho Wichtigkeit der Heranbildung eines 
gut geschulten Nachwuchses von Facharbeitern erkannt wird, und wie als 
Frucht dieser Erkenntnis bei zahlreichen Werken ausgezeichnete Lehrwerk¬ 
stätten und Werkschulcn Jahr für Jahr eine große Anzahl von Lehrlingen 
zu brauchbaren Handwerkern und Männern erziehen. Große Verdienste 
haben auf diesem Gebiet insbesondere der Verein Deutscher Ingenieure, der 
Peutscho Ausschuß für das technische Schulwesen, der Verein Deutscher 
M&schinenbauanstalten, das preußische Landesgewerboamt und die Zentral¬ 
stelle für Volks Wohlfahrt in Berlin. 

Der Verfasser, ein gründlicher Kenner dieser Fragen, hat es unter¬ 
nommen, das Lehrlingswesen der preußisch-hessischen Staatseisenbahn- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



334 


BUcherschau. 


Verwaltung, das als meist wenig beachtetes Reislein an dem besonders im 
und nach dem Weltkrieg sich mächtig entfaltenden Baum des Werkst&tten- 
wesens gleichwohl schon seit 40 Jahren kräftig sproßt — 3500 Lehrlinge 
hei Kriegsausbruch, jetzt etwa 15 500 —, ins rechte Licht zu setzen und die 
mit ihm zusammenhängenden Fragen eingehend zu behandeln. Dies konnte 
erschöpfend nicht geschehen, ohne daß in umfangreicher Weise auch die 
Lehrlingsfrage in der Privatindustrie erörtert wurde, so daß das vorliegende 
Werk von besonderem Wert auch für alle dafür Interessierten außerhalb 
der Eisenbahnverwaltung sein wird. 

Festgestellt sei, daß der Verfasser als Maschineningenieur und ale 
mehrjähriger Vorstand einer Eisenbahnwerkstätte ganz besonders die Vor¬ 
bedingungen erfüllt, die es ihm ermöglichen, die Zusammenhänge aller der 
zahlreichen Fragen der praktischen und theoretischen Ausbildung und der 
Wohlfahrt der jungen Leuto richtig zu erfassen und in Einklang zu bringen. 

Mit Bienenfleiß hat er ein umfangreiches — manchmal vielleicht allzu 
reichliches — Material zusammengetragen; und ganz unwillkürlich regt 
sich bei dem Leser der Wunsch, daß auch andere Gebiete des so ausge¬ 
dehnten Eisenbalmwerkstätteinwesens einmal eine ähnlich gründliche, 
wissenschaftliche Behandlung erfahren möchten. 

Der Stoff ist in folgende llauptteile gegliedert, von denen jeder wieder 
in zahlreiche Paragraphen zerfällt: 

Teil I Allgemeines; 

II Dienstliche Bestimmungen der preußisch-hessischen Slaats- 

cisenbahnverwaltung über das Lehrlingswesen; 

III Die Annahme der Lehrlihge; 

IV Die Lehrvertragsbestiminungen; 

V Die praktische Ausbildung; 

VI Die Ausbildung der T/ehrlinge in Forlbildungs- und Werk- 
schulcn; 

VII Die Gesellenprüfung; 

.. VIII Lohn- und Wohlfahrtswesen; 

IX Bauliche und Maschinenanlagen. 

Anhang: Dio handwerksmäßige Ausbildung der Frauen. 

Im § 3 des 1. Teils wird ein Erlaß des damaligen Ministers für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten aus dem Jahre 1878 im Wortlaut mitgeteilt, 
der trotz der bis dahin vielfach in Eisenbahnwerkstälten im einzelnen er¬ 
zielten weniger günstigen Erfolge dio damals schon scharf erkannte hohe 
Bedeutung der Lehrlingsausbildung hervorhebt und das Lehrlingswesen in 
einer vorbildlichen Weise auf einer Grundlage aufbaut, die selbst bis in 
dio jüngste Zeit keiner erheblichen Verbreiterung bedurfte. Hier einige 
Sätze dieses geradezu klassischen Erlasses die zeigen sollen, wie weit 
sichtig und wie hoch man damals schon dachte: 

,Jch kann diesen Standpunkt — (daß nämlich eine Ausbildung von Lehr¬ 
lingen nur insoweit zu bewirken sei, als eich an einzelnen Orten oin Mangel an 
ausgebildetcn Arbeitern fühlb.ar macht) — nicht als richtig anerkonnen, muß die 
Ausbildung von tüchtigen Handwerkern vielmehr als eine Aufgabo betrachten, 
welch© die Kisenbahnverwaltung, vor allem die Staatseisenbahn-Verwaltung, 
welche die ausgebildetcn Kriifto in erheblichem Umfang in Anspruch nimmt, zu 
fördern sich mit angelegen «ein lassen soll.“ 
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„Es würde gerade Sache der Eisenbahnverwaltuag sein, die geistige und 
moralieche Erziehung der Lehrlinge zu fördern und mit der praktischen Aus¬ 
bildung derselben in Einklang zu bringen.“ 

*JEs läßt sich annehmen, daß die ausgcbildelen Lehrlinge . . . später . . . 
gewiß das Material zu tüchtigen Lokomotivführern, Wagemneislcrn usw. ab¬ 
geben werden.“ * 

In den dem Erlaß beigegebenen „Grundztigen“ wird u. a. angeordnet: 

Berücksichtigung der Söhne von Bisenbahnbeamten und Eisenbahn - 
arbeitern, 

Aufstellung eines förmlichen Lehrvertrages, 

Löhnung der Lehrlinge und Sparzwang, 

Ausbildung zunächst in besonders einzurichtenden Lehrwerkstätten. 

Unentgeltlicher theoretischer und Zeichenunterricht, 

Nach Beendigung der Lehrzeit vorzugsweise Berücksichtigung hei 
Einstellung von Handwerkern in Eisenbahnwerkstättcn. 

Von Interesse sind die statistischen Angaben aus der Hauptwerkstatt 
Guben — auf S. 42 —, die mehr oder weniger allgemeine Gültigkeit haben 
dürften, daß etwa nur */* der ausgebildeten Lehrlinge dauernd als Hand¬ 
werker den Eisenbahnwerkstätten erhalten bleibt, während */ s ins Beamten¬ 
verhältnis übertreten oder ganz ausscheiden. Bis zum Krieg war die Zahl 
der Lehrlinge auf höchstens 12 v. II. der Zahl der vorhandenen Schlosser 
und Dreher eines Direktionsbezirks festgesetzt Nach den erwähnten Er¬ 
fahrungen in Guben ist damit zu rechnen, daß nur etwa 7 v. H. der aus¬ 
scheidenden Schlosser und Dreher dauernd durch ehemalige Eisenbahn- 
lehrlinge ersetzt werden. Die übrigen 03 v. H. sind meist weniger tüchtige 
Handwerker aus der Privatindustrie; denn die vollwertigen strömen 
von dort infolge der meist höheren Verdienstmöglichkeiten seltener ab. 

In Anlehnung an die im Teil II wörtlich wiedorgogebenen neueren 
Lehrlingsvorschriften vom Jahrö 1903 erörtert der Verfasser sehr eingehend 
alles Wesentliche unter den vorher angeeebenen Überschriften der Teile III 
bis VIII. 

Aus dem überreichen Stoff sei hier nur besonders erwähnt die mit 
großer Sorgfalt und mit pädagogischem Geschick aufgestellto Reihenfolge 
der in den ersten beiden Lehrjahren der Schlosserlehrlinge auszuführenden 
praktischen Arbeiten und der musterhaften bildlichen Darstellungen nebst 
Erläuterungen hierzu — S. 165—173 —. Bedeutungsvoll sind auch die 
Ausführungen in § 7 bis 9 des Teils V über die praktische Ausbildung 
im Dreher-, Schmiede-, Kesselschmiede-, Tischler-, Lackierer- und Former¬ 
handwerk. 

Sie lassen vor allem klar erkennen, in welchen der genannten Iland- 
werkszweige die Lehrlingsausbildung in einer Eisenbahnwerkst&tte über¬ 
haupt zweckmäßig, und wo sie andererseits infolge der Einseitigkeit der 
vorkommenden Arbeiten — zumal im Hinblick auf dio in den Prüfungs¬ 
ordnungen der Innungeaussehüsse gegebenen Vorschriften — weniger zu 
empfehlen ist. 

Sehr beachtenswert scheint mir auch der Gedanke, wenn irgend mög¬ 
lich, Kesselschmiedelehrlinge der Eisenbahnwerkstätten gegen solche aus 
Kesselfabriken am gleichen Ort vorübergehend auszutauschen, um die he 
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fruchtende Wirkung der Neuarbeit für die Eiisenbahnlehrlinge und umge¬ 
kehrt der Reparaturarbeit für die Lehrlinge des Privatwerks zur Geltung 
zu bringen. 

Auf 104 Seiten wird im Teil VI das Fortbildungs- uud Werkstätten¬ 
sehulwesen nach dem heutigen Stand gründlich behandelt und sowohl auf 
seino Vorzüge, als auch auf die nicht fehlenden Mängel hingewiesen. Be¬ 
deutendes wird ajuf diesem Gebiet von einigen führenden Firmen der 
Metallindustrie geleistet • 

Wichtig ist die Betonung der richtigen Wahl der Lehrkräfte, zumal 
jetzt oft aus Mangel an solchen und vielleicht auch aus falsch augewendeter 
Sparsamkeit auf Werkstättenbeamto zuriickgegriffen wird, die vielfach durch 
ihre sonstigen Arbeiten stark belastet die Lehrtätigkeit als unwesentliche 
Nebenbeschäftigung betrachten, sowie häufig — ohne pädagogische Be¬ 
gabung oder seminaristische Vorbildung — der für einen erfolgreichen 
Lehrer wesentlichen Vorbedingungen ermangeln. 

Überall in diesem Buche stößt man auf Anschauungen und Vorschläge, 
die dafür Zeugnis ablegen, daß der* Verfasser zu der ganzen Lehrlingsfrage 
mit idealer Auffassung Stellung nimmt, und daß er mit dem Herzen bei 
der Sache ist. Warmes menschliches, ja väterliches Empfinden für die 
jungen, werdenden Glieder der Gesellschaft bewegt ihn. Beläge hierfür 
sind it a. der Vorschlag für die feierliche Gestaltung der Lehrlingsauf¬ 
nahme (S. 102), die Empfehlung der Nachprüfung der zweckmäßigen Un¬ 
terbringung der etwa im Werkstättenspeisesaal ihre Mittagszeit zubringenden 
Lehrlinge durch den Amtsvorstand (S. 120), oder der persönlichen Vor¬ 
stellung der Lehrlinge nach Beendigung der einzelnen Ausbildungsab- 
sehnitto bei dem Amtsvorstande (S.,152) und besonders die über Wohl- 
fahrtseinrichtunigen handelnden §§ 11 und 12 des Teils VIII. Gerade diese 
Ausführungen lassen aus zahlreichen Hinweisen erkennen, daß der Ver¬ 
fasser in nachahmenswerter Weise aus der Abgeschlossenheit der eigenen 
Verwaltung heraustretend Fühlung mit großen Wohlfahrtsorganisationen 
genommen hat, aus denen er manche befruchtende Anregung zum Besten 
der Sache heimtragen konnte. Die weitgehende persönliche Fürsorge, die 
der Verfasser in der mittelgroßen Wcrlestätte Guben seinen Lehrlingen 
angedeihen lassen konnte, wird bedauerlicherweise heute den Amtsvor¬ 
ständen zumal in .den größeren Betrieben kaum selbst bei beetem Willen 
möglich sein, da die erhebliche Steigerung der Arbeiterzahlen — es gibt 
Werkstättenämter mit über 2000 Köpfen —, die Einführung doppelter Schich¬ 
ten und die großen Schwierigkeiten mit der Arbeiterschaft die Amtsvorstände 
fast sämtlich stark überlasten. 

Das vorliegende Werk vermag somit dem, der Lehrlingsfragen ein¬ 
gehend studiert, reichliche Aufschlüsse zu geben und wird hier guten 
Nutzen stiften. 

Leider ist die große Menge des Stoffs, der dem Verfasser zur Ver¬ 
fügung stand, ihfn in gewissem Sinne zur Gefahr geworden. Die Auf¬ 
nahme von vielem, das nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Kern¬ 
frage des Lehrlingswesens steht, stört die klare Übersichtlichkeit und macht 
die rasche Unterrichtung über bestimmte Fragen zeitraubend, die gerade der 
viel beschäftigte Werkstättenamtsvorstand oder der Werksingenieur, der 
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an den prägnanten kurzen Ausdruck des wesentlichen schon von seinen 
Zeichnungen her gewöhnt ist, in dem Buch suchen wird. 

Weniger wäre hier mehr gewesen. 

Beispielsweise hätten die über 6 Seiten füllenden allgemeinen Aus¬ 
führungen über Gültigkeit und Anwendung der Gewerbeordnung für die 
Betriebe der Staatscisenbahnverwaltung durch eine kurzo^Feststellung des 
tatsächlichen Zustande« in einem Satz ersetzt werden können, wobei viel¬ 
leicht äußerstenfalls noch in einer Fußnote auf die einschlägige Literatur 
hätte hingewiesen werden können. 

Der ausführliche Abdruck von Bestimmungen aus der Reichsversiche¬ 
rungsordnung und den Vorschriften der Arbeiterpensionskasse mit den 
zahlreichen Vordrucken erscheint ebenso wie die häufigen Wiederholun¬ 
gen längerer Ausführungen an mehreren Stellen des Werks überflüssig. 

Noch manches könnte hier angeführt werden, das m. E. zur Erhöhung ~ 
der Brauchbarkeit des Werkes hätte wegfallen oder mindestens erheblich ein¬ 
geschränkt werden müssen. 

Nicht unerwähnt mag auch bleiben die bei dem Verfasser stark aus- * 
geprägte Neigung zum bürokratischen Formalismus, die ihn an manchen 
Stellen rein äußerlichen Dingen ein^i vielleicht doch zu hohen Wert bei¬ 
messen läßt. 

Die Druckfehler sind nicht völlig ausgemerzt, besonders hingewiesen 
sei auf folgende: # 

Seite 76 Zeile 12 von unten: wohl „10—14“ statt „11—14“ 

„ 381 „ 22 „ oben: „ „O,036“ „ „0,88“ . 

Die Ausstattung des Buches entspricht dem, was man bei dem be¬ 
kannten Verlag gewöhnt ist. Äußerlich würdig und gediegen, Druck und 
bildliche Darstellung vorzüglich. 

Ein Mißgeschick des Werks ist es, daß es erst kurz vor der gewaltigen 
politischen und sozialen Umwälzung im Vaterland erschienen ist, die schon 
jetzt vieles von dem umgestaltet hat und noch viel mehr uragestalten wird, 
was als* bestehender Zustand geschildert ist. 

Gleichwohl ist dem Buch sein bleibender Wert gesichert, und man 
darf wohl dem Verfasser in bestimmte Aussicht stellen, daß seinom Wunsch: 
.,seino Arbeit möchte in dem einen oder andern Fall eine Anregung geben 
oder Verbesserungen ermöglichen“ in reichem Maße Erfüllung beschießen 
sein wird. Wd. 


Edlefsen, Zollinspektor, Verkehrssteuergesetz vom 8. April 
1917. 109 S. kl 8°. Hamburg 37. 1918. Richard Hermes Verlag. 
2,40 Jt. 

Als. achtzehnter Band der Leitbücher vom Zollinspektor Edlefsen er¬ 
schien soeben das Gesetz über die Besteuerung des Personen- und Güter¬ 
verkehrs vom 8. April 1917 nebst den Ausführungsbestimmungen und den 
preußischen Ausführungsvorschriften, Der Verfasser bringt zunächst die 
Gesetzesparagraphen mit kurzer Anführung der zugehörigen Stellen der 
Allsführungsbestimmungen und zahlreichen geschickt gewählten Wieder¬ 
gaben aus der Begründung des Gesetzes. Die sonst übliche Anfügung de- 
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Wortlautes der eiuzeluen Ausführungsbestiinmungen unmittelbar hinter die 
betreffenden Gesetzesstellen ist bei diesem Gesetz mit Recht vermieden, da 
die Ausführungsbestimmungen selbst und in anderer Weise als das Ge¬ 
setz systematisch gegliedert und sehr ausführlich gehalten sind. Sie be¬ 
fassen sich nacheinander eingehend mit dem öffentlichen Eisenbahngüter¬ 
verkehr, dem öffentlichen Güterverkehr auf Wasserstraßen, dem nichtöffent¬ 
lichen Güterverkehr auf diesen beiden Verkehrswegen, dem Güterverkehr 
auf den Landwegen, dem Personen- und Gepäckverkehr und bringen an¬ 
schließend eine Reihe allgemeiner Vorschriften und die Bestimmungen über 
die Erhebung und Verrechnung der Abgabe. Bei den einzelnen Bestim¬ 
mungen bringt der Verfasser die preußischen Ausführungsvorschriften, so 
daß der Leser sich bequem ein vollständiges Bild der einzelnen Materie ver¬ 
schaffen kann. Ein gutes Sachverzeichnis erhöht den Wert des Heftes als 
Nachschlagebuch, so daß nicht nur die Steuerstellen, sondern jeder, der 
als Beamter oder als Schuldner mit dieser weit in das Wirtschaftsleben 
eingreifenden Steuer zu tun hat, sich des Werkes mit Vorteil bedienen 
wird. K. 




Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und atu verwandten Gebieten. 9 

Uesemielder, Dr. E. R., Dipl.-Chemiker. Die staats wirtschaftliche Verwer¬ 
tung der Kohle. Berlin 1919. 

Ellerbeck, Dr.-Ing., Regierunge- und Baurat. Von der Schrumpfarbeit am 
Fachwerk. Berlin 1918. 

Melesnoff, W., Professor. GrundzUge der Volkswirtschaftslehre. Nach einer 
vom Verfasser für die deutsche Ausgabe vorgenommenen Neubearbeitung 
des russischen Originals übersetzt von Dr. E. Altschul. Leipzig und 
Berlin 1918. . 

Kriegswirtschaftliche Vereinigung E. V. Soziale Forderungen für die Übcr- 
gangswirt-schaft. Leipzig und Berlin 1918. 


Zeitschriften. 

Allgemeiner Tarif-Anzeiger. Wien. 

38. Jahrgang. Nr. 1 bis 8. Vom 1. Januar bis 16. Februar 1919. 

(ls) Transportversicherung und Versicherungsschutz. — (2:) Neue 

Tariferhöhungen. — Zum Problem: K. k. österreichisch« Staatebahnen. 
— (3:) Die politische Neuordnung und die Südbahn. — (4:) Das Inter¬ 
nationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr gekündigt. 
— Ansprüche gegen die ehemaligen k. u. k. Heeresbahnen. — (6:) Auf¬ 
hebung aller direkten Tarife mit Deutschland. — Kündigung des Inter¬ 
nationalen Übereinkommens über den Eisenbahn-Frachtverkehr. — (7:) 
Einschränkungen des Güterverkehrs auf der Südbahn wegen Kohlen- 
mangehs. — (8:) Notenabstempelung und Eisenbahntarife. — Notwen¬ 
dige Änderung der Verjährungsbestimmungen für Ansprüche gegen die 
Eisenbahn. 
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I>eutsclic Bauzcitiing. Ik 1 1 iu. 

53. Jahrgang. Nr. 1 bis 7. Vom 4. bis 22. Januar 1919. 

Das neue Empfangsgebäude des ITauptbahnhofes in Karlsruhe in Baden. 

Nr. 8 bis 13. Vom 25. Januar, 1. bis 12." Februar 1919. 

Vom Bau der neuen Murgtal-Bahnstrecke Forbach —Raumiiiiznch. 

Nr. 10. Vom 1. Februar 1919. 

Aquädukt über den Güterbahnhof Fniertürkheim. 

Deutsche Eisenbahnbeamten-Zeitung. Stuttgart. 

21. Jahrgang. Nr. 42. Vom 30. Oktober 1919. 

Bemessung des Ruhegehalts. 

22. Jahrgang. Nr. 1 bis 4. Vom 1. Januar bis 16. Februar 1919. 

(l:^Die Gründung des Deutschen Beamtenbundes. — (2:) Zum Streik- 
recht der Eiseubahnbediensteteu. Beamtenausschüsse. (3:) Wirt¬ 
schaftliche* Selbsthilfe der Fest besoldeten. — Die bevorstehende Er¬ 
höhung der Eisenbahntarife. — Das Endo des Vereins der Reiehseisen- 
bahnbeamten in Elsaß-Lothringen und Luxemburg. — (4:) Die gewerk¬ 
schaftliche Organisation der Beamten. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

Nr. 1. Jannar 1919. 

Bahn frei für den Tüchtigen. — Die Bcamtongewei kschaft. — # Neue 
Verkehrswege in Afrika. 

Deiitstdio »Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

31. Jahrgang. Nr. ß2. Vom 28. Dezember 1918. 

Feuerschutzmaßnahmen in Werkstätten. 

32. Jahrgang. Nr. 1 bis 5. Vom 4. Januar bis 1. Februar 1919. 

(1:) Wechselstrom-Lokomotiven für die Gotthard bahn. — (u. 2:) Ki*cir 
babneiL und Kleinbahnen im Jahre 1918. — (2:) Industrielle Ersatz¬ 
stoffe. — .(3:) Dio Langer-Marrottysche Rauch verhüt ungseinrichtung 
für Lokomotiven. — (4:) Lokomotiv-Geschwindigkeitsmc?ssor, Gruppen- 
und Typenfabrikation. — Die Eisenbahnen Rumäniens. — (.*>:) Schieds¬ 
spruch, betreffend Tarif und Verkehrs.steuer im Gütertarif. — Kolilen- 
ersparnis in Amerika. 


Dorna Volkswirtschaftliche Wochenschrift. Wim. 

35. Jahrgang. 70. Band. Nr. 1813. Vom 8. NovciiiInt 191s. 

Die Donau. 

36. Jahrgang. 71. Band. Nr. 1822 u. 1823. Vom 10. u. 17. Januar 1919. 

Zur Neuordnung des Eisenbahnwesens Dmtselmsterreichs. 


Eisenbahn und Industrie und Mitteilungen für die Förderung des Lokalbahn- 
und Straßenbahn wesen«. Wien-Prag-Berlin. 

25. Jahrgang. Heft 12. Dezeml>or 191S. 

Die Föderalisierung und die Staafshalmen. 

26. Jahrgang. Heft 1. Januar 1919. 

Die k. k. Generalinsj>cktioji. 

Heft 2. Februar 1919. 

Der .^^bau der Wasserkraft«*. 
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Da« Eibcubaliiiklnlt. (Jürnbaucbladct.) -Stockholm. 

1918. Nr. 19 und 20. November mul Dezember 1918. 

(19:) Sveiige, Genomgaende bronis ä godstüg.— 8venge. Järnvägania.» 
trafik, inkompter och utgiftcr under april, maj och juni mänader ai 
1918. — Sverige. Stockholm» bangärdars ombyggnad. — .Minskning at 
arbete-intensiteten bland arbotarua vid »taten» järnvägsbyggnadci. - 
Taxe&tgärder i olika länder med anledning af kriget. — Trafikfr&gor 
i Finland. — TrafikförbindeLse mellan Tyskland och Finland. — Tunnel 
under Gibraltar »und. - Järnvägarna i Tyskland» fredsfördrag med 
Ryssland. — (20:) Sten og Grus paa Jfirnbaneme. — Sverige. Järn- 
vägtsförbindelsen vid Haparanda mellan de svenska och de finska järu- 
vägsnfiten. — FrAn Spanien. 

Kisenbahnblatt. Wien. 

20 . Jahrgang. Nr. 42 bi» 43. Vom 20. bi» 30. Dezember 1918. 

( 42 :) Die staatliche Umgestaltung und das Eisenbahnwesen. — Die 
Bauaufträge der deutschen Eiseubahnverwaltung. — Der Wechsel in 
‘der Leitung der ungarischen Staatsbahnen. — (43:) Unterstaatssekretär 
Jt. v. Enderos über die Neuordnung der den t sch österreichischen Staats¬ 
balm en. — Die staatliche Umgestaltung und das Eisenbahnwesen. — 
öOprozentige Einschränkung des Eisenbahnverkehrs in Deutschland. 

24. Jahrgang. Nr. 1 bis 5. Vom 10. Januar bi» 20. Februar 1919. 

* (1:) Änderungen in der Organisation des deutschösterreichischeu Staats¬ 
amtes für Verkehrswesen. — Bodookung des Eisonbedarfe» der deutsch- 
österreichischen StaatsbalmoLi. — Das Programm des Ei.scnbnhnmini- 
sters P. Zahradnik. — Die böhmischen Bahnen im Jahre 1918. — Die 
Berliner Verkchrsnot. -- Elektrischer Betrieb Berlin—Oranienburg. — 
(2:) Eine Lieferungsausschreibung für die Werkstätten und Fahi- 
betriebsmittel der Staatsbahnen. — Der Baufortschritt der im ersten 
-Semester 1918 im Bau gewesenen österreichischen Eisenbahnen. — 
(3:) Erhöhung der Personentarife in Deutschland. — Die sächsischen 
Staatsbahnen im Jahre 1917. — (4:) Aufhebung der direkten Güter- und 
Kohlentarife mit Deutschland. — Einige Fragen der elektrischen Voll¬ 
bahntraktion, besprochen an lland der elektrischen Zugförderung in 
der Schweiz. — Beichegcselzliche Regelung der Energieversorgung in 
' Deutschland. ~ Die neuen Personentarife der preußischen Staats 

bahnen. — (5:) Das Elektrisicrungsamt der deutschesteiTeichiöchcü 
.Staatsbahnen. — Italienische Forderungen nach Ablieferung von Eiseu- 
l »ahn material. — Verstaatlichung der englischen Eisenbahnen. Dje 
Aussichten der deutschen Lokomotivindustrie. 

Elektrische Kraftbetriebo und Bahnen. Berlin-München. 

10. Jahrgang. Heft 35. Vom 14. Dezember 101S. 

(35:) Verschiebewagen tiir Wagenkästen. 

17. Jahrgang. Heft 4. Vom 4. Februar 1919. 

Die elektrische Zugförderung auf der Fuget-Sound-Strecke der Ghigacu- 
Milwaukee-St. Paul-Bahn als Anregung mul Vorbild für den elektrischen 
Betrieb auf den Österreich!sehen Gobirg^liahnen. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. ; 

37. Jahrgang. Heft 6. Vom 9. Februar 1919. 

Die Korrosion durch Erdströme elektrischer Bahnen. ^ 
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Elektrotechnische Rundschau. Berlin. 

85. u. 86. Jahrgang. Nr. 44/47. Vom 13. November 1918 und Nr. 1/2, 8/4 vom 
9. u. 22. Januar 1919. 

Btudicn über elektrische Lokomotiven im 8chuell^ugsdieuste der Voll¬ 
bahnen. 

i 

Kngincering. Loudon. 

106. Band. Nr. 2760. Vom 22. November 191 s. 

Express locomotives for 3-ft. (>-in. «äuge. 

1^! Gdnie civil. Pari*. 

73. Band. Nr. 15. Vom 12. Oktober 1918. 

La eräe dos frausports «n France. 

Nr. 16 v Vom 19. Oktober 1918. 

La traction äconoimqu© des trains de marchaudises par locouiotives 
öleetriques. 

Nr. 18. Vom 2. November 1918. 

Train-ambulance de l’arince americaine. 

Nr. 22. Vom 30. November 1918. 

Machin© allemand« pour le creusemeut des tuanels et des galeries de, . 
reines. — Doveloppement des wies ferrces desservant le port do Rotter¬ 
dam et ses ©xtensions. 

Nr. 24. Vom 14. Dezember 1918. 

Lo laminage des roues de wugons par les mackiuos Slick, aux usiues 
de la Cambria steel Company, ä Johnstown (Pennsylvanic, F.-U.) 

Nr. 25. Vom 21. Dezember 1918. 

I*a traction dlectriqu© sur b*> ligncs du ..(Vntnil Argeiitimi". 

Nr. 26. Vom 28. Dezember 1918. 

Les ehemins de fer de Campagne alleniauds. 

Cllascrs Annalen für Gewerbe und Ban wesen. Berlin. ^ 

84. Band. Heft 1 bis 4. Vom 1. Januar bis 15. Februar 1919. 

(1:) Zur Frage der zukünftigen Brenustoff-Ausnutzung. — Ersatz 
Sc hmi ermittel für Lokomotiven und Wagen. — (2:) Einiges über elek 
frischte» Grubenlokomotiven. — Elektrisch© Güterzuglokomotiv©n für 
besonders große Zugkraft. — (3 u. 4:) Untersuchung über die zweck¬ 
mäßigste Verwendung von Glühlampen für die Beleuchtung von Babu- 
hofsanlagen. — (3:) Die Träger mit wandernden AuflagesteU.cn, eiu 
Beitrag zur Ösenfrage. — Neuer Luftmesser für Kompressoren und 
Preßluft werk zeuge. (4:) Neuerungen im Weichenbau. 

Das Qandelsmuscum. Wien. 

33. Band. Nr. 49 u. 50. Vom 5. u. 12. Dezember 1918. 

Ilanuover—Magdeburg.^ das Schlußstück des deutscheu MitteUuud- 
Kauals. 

Ha nomag-N aehrichteu . Hau u ove r-LLud< ■ u. 

6. Jahrgang. Heft 1. Januar 1919. 

Federst titzenbriiehe. 

De Ingenieur. s’Gravenhage. * ’ 

34. Jahrgang. Nr. 1 bis 4. Vom 4. bis 25. Januar 1919. 

(1:) Jaar veralag over 1917 van den Raad van Toezicht of de Spoor- 
Avegdienstcn. — (4 0 Berekcniug van den spoorwogbnvonbouw. 

23* 
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Büdierscluiu. 


Die Lokomotive. Wien. 

15. Jahrgang. Heft 12. DezendMT BUS. 

Lokomotivleistuugen auf der Kasehau-* tflerl>ergeL Balm. 

lli. Jahrgang. Heft 1. 1. Januar 1919. 

1 Fd leilklamprYierzy linder AkudimuM Hit erziiglokomotive Klasse Iv der 
w ürttembergischcn Staalsbahnen mit KaiiclirolirenUberhitzer Patent 
Schmidt. — (u. 2:) Entwurf und Vergleich einer Naßdampf-Zwilling- 
Naßdampf-Verbund-. Heißdainpf-Z willing- uml Heißdnmpf-Vcrbund- 
Lokomotive für gleiche Leistung am Tendei zughaken. — (u. 2:) K Musi¬ 
sche Giiterzuglokoinotiveu. 

Heft 2. Februar 1919. 

1 1) 1 - lleißdauipf - Vierzylinder- Verbund - Schnei Izuglokomotive mit 

l{auchröhreniiberhitzer Patent Schmidt, Keihe XX 11V’ der sächsischen 
Siuatebahnen. — Maßnahmen auf dem Gebiet der Personafverwaliimg 
zur Verhütung von Lokomotivsehäden und zur Beschleunigung der Aus- 
lKiKserung der Lokomotiven der preußischen Staatsbaimen. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens in technischer Beziehung. 
Wiesbaden. 

79. Jahrgang. Heft 22 bis 24. Vom 15. November bis 15. Dezember 1919. 

(22 u. 24:) Anwendung de* Massenmallstal>e* Ivei Enlkörpern mit vt*i- 
amlerlichcr Breite, gebrochener Böschung oder gekrümmter Balmachsc. 
— (22:) Gleisabstand auf freier Strecke Ikö mehrgleisigen Eisenbahnen. 
(24:) Vereinheitlichung des Brückenbauwese ns in Mitteleuropa. - Wahl 
der Spannung für Bahnen mit Gleichstrom. — Die Abhängigkeit dvs 
Sclmellbreiusweges von der Geschwindigkeit bei unveränderlichem 
Bremsdrücke. — Schienen mit Vertiefung Tür Kugelzapfen auf der 
Schwelle gegen das Wandern, „Kalottcnscliieiie“. - Neue zeichnerische 
Verfahren zur genauen Erdmassenermittlung Ui Eisenbahn- und 
St rußenbauten als Ergebnis einer Fehleruntersuehung der üblichen 
y. Weise der Berechnung. 

Österreichische Eisenbahn-Zeitung. Wien. 

42. Jahrgang. Heft 1 bis 2. Vom 1. bis 15. Januar 1919. 

(1:) Die Zukunft des deutscheste! nückischen Verkehrswesens. — (u. 2:) 
Die Scehafenpolitik der dem sehen Eisenbahnen und die Kohdoffveixu- 
gung. — (2:) Freie europäische Straße. 

Österreichische Wochenschrift fiir öffentlichen Baudienst. 

24. Jahrgang. Heft 45. Vom 7. Noveml>er 191 s. 

Die neuen österreichischen Vorschriften für Eisenbeton und Stampf- 
Iveton. 

Railway Age. New York, rhicago. 

Jahrgang II. Hälfte von 1918. Nr. 1(5 bis 2(i. Vom 18. Oktol>er Bis» 
27. Dezember 1918. 

(16:) Effectivness of jdeeework should be restored. — Ts this neoessarv 
tr» winning the war? — The big Problem of the Bailroad adininistrn- 
tinn. Heavy Mailet, locomotives for the Yirgininn. — (bis 26:) Döings 
ef the 1 nited States Hailrond administrat ion» — Important chnnges 
0,1 the ( anadiun Pacilic. (Orders issin*d by the regional direetors. — 

I lio development ol the Brazilian l\ailways. — Bridge and huilding men 
lia\e live Convention. (IS:) Eflicieney of freight Iraiii Operation. —. 
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The short Uno Railroad coutract. — A ehange iu the express cuntraet 
suggeeted. — Navy guns mounted on Railway eure. — Interstate Com¬ 
merce Commission abseits itself. —• Pacifie-type locouiotivos for the 
Central of New Jersey. — Wartime Standardization of Railroad track 
scaies. — Repairing a boscule bridge Irunnion bearing. — Impor¬ 
tante of unit Operation of large terminal*. — Revised animal reporl 
form* for 1918. — Account ing officers association to eo-operate wit.ii 
Railroad administration. — 'fhe Short lino coutract is final ly agreed 
upon. — Ordern of the regional directors. — A new floor surface for 
slope*. — Standard scaies of dass rate* are proposed. — (19:) Stan¬ 
dard freight rate*. — Soidiers build logging road* in spruce forest*. - 
Convention of Railway electrical engineers. — Volume of traffie again 
shows increase. — Railroads must play big part in conserving titulier. 

— Train accidents in August. — Signals required to facilitate traffie 
in Australia. — Xinety-two passengers killed in Brooklyn. — Women 
iu the offiee* of the Canadian Railway*. — Freudi clief de gare, 

. System and train Operation. — The vibrophoue. Electric car light ing 
specification*. — Railway notes from China. — (20:) The Railroads after 
the war. —- Laokawanna improvements inj) ran ge, N.,). —With an Ameii- 
lirti Railway regiment. —Federal and State comtuissioiiers in conveniion. 

— Train accidents in September. — Supply field expects continuing 
good business. — Alarked sueeess of „sailing day” plan. — R ereilt 
locomotives for French Statp Railway*. — Mexico as a potential mar¬ 
ket for Railway supplies. — The Organization of our Railroads after 
the war. — Government ownership of Railroads and taxes. — (21:) 
Railroad eommissioners on safety. — Tho problem of reconstruction, 

— United States Standard refrigerator car, — Mine* can no longer cry 
car shortago. — The coming industrial expansion of the world. — Con¬ 
servation of fud on the Railroads. — New wage increase for tole- 
graidi and telephone oj>erators. — Standard time zones defined in 
detail by Commission. — Increased savings in car mileage through 
reroitting. — Strengt licning a long steel viaduct on tlu* Chicago and 
Fast ein Illinois. — Load assumption iu the desigu of concreto floor 
slabs. — (22:) Mr. Me Adoo and the administration’* Railroad policy. - 
What’s to become of the Railroads? — Special foundation work for a 
Railroad bridge. — The Railroads and a new era for agricultural 
development. — Train accidents in October. — The valuation aspect of 
abandoned property. — First mountain type locomotives for the Santa 
Fe. — Organization and work of fuel Conservation seetion. - Trans¬ 
versa fissures and phosphorus streaks in rails. — Shippers are hostile 
to government ownership. —' Railroad irren man mobile battery for 
navy. — Press eomments on Me Adoo’s retirement. — Solid express 
train. — Gokl inside connected vapor valve. — (24:) Mr. McAdoo Is ing 
forced into the open. — The Railroads-practice vs. theory. — San 
Francisco’* venture in Railroad consfruetion. — The Operation of the 
largest ticket offiee. — McAdoo proposes extension of federal control. 

— Effect of federal control on Railway labor. — Railway activities in 
the war. — Railway statistics for 1917. — Standard heavy 4 —8—2 and 
light 2—10—2 locomotives. — Service work for freight and passen ge r 
traffic. — Railroad rental as fixed by the Commission. ~ The Railroad 
uuestion hefore congress. — Relinquishment of government- rontrol of 
Railroads. — Standard ficket forms approved. — (25:) Blocking foreign 
trade. — l'iiily. — 'The next stop. — Why not order new eipiipiiient ? - 
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Büchersehau. 


AMiat ure lut? motives? — Railroad polioy discussed by Walker 
D. Hines. The Railroad questiou in congress. — Illinois Central 
reduees grudes ou Kentucky line. — The war department Railway 
artillery. — Development of a Standard refrigerator ear. — Hard 
knocks for Me Adoo fivc-year plan. — Aeeident prevention „at the 
sourco“. — Important points in fuel Conservation. — Report of chiof 
inspector of loeomotive boilers. - Hollow concrete pole# made by 
new mctliocls. — (-6:) Great Britains Railway Problem. — An extra 
session of cougress. — Can rates be reduced? — Government owner- 
ship in England. — Great Britain faces serious Rhihvay Situation. - 
New' Häven improvements at South Boston terminal: — Train 
accidents in November. — Group life insuronce. — Railroading two 
miles above sea level. — Store-door delivery in London. — Opinion 
of Railway supply industry sought. — Uniform highway Crossing signs 
in Connecticut. — What time saved by signals means in equipment. — 
Timetables in border territory. — Experienccs of an American Rail¬ 
road engineer in France. — Railway notos froin China. - \ cär for 

earrying whales. — 

The Railway News. London * • 

110. Band. Nr. 2862 bis 2864. Vom 9. bi* 22. November 1918. 

(2862 bis 2864:) Railway travel and traffic before and alter the 
war. — (2862:) Sir J. A. F. AspinalTa presidential adress to the 
iuslitution of civil engincers. — Three cylinder loeomotives. — Dis 
triet- snpervision of the loeomotive department of a British Railway. 
-- Motors uji Australasian Kailways. — Shunting by signals. — (2863 
mul 2864:) Labour matter». — (2863:) Traders* season tickets. - 

Löss of guods in transit. — (2861:) Division of expenditure between 
j>asseuger and goods train traffif*. — The war loan and the Burma 
Rnilways. — Railway rates and fare-, - - The elianne! ferry. 

Rundschau für Technik und Wirtschaft. Wien-Leipzig. 

11.. Jahrgang. Nr. 11 und 12. Vom ir*. Dezember 1918. 

Bemerkungen zur Linienführung und zum Bau des Dnuau-Oder- 
Schiffahrtskanals. — 

12. Jahrgang. Nr. 1 und 2. Vom 15. Januar 1919. 

Ermäßigung des Gefälles in feuchten Tunneln, 

Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 

72. Band. Nr. 23 bis 26. Vom 7. bis 28. Dezember 1918, 

(23 und 1/1919:) Die Erweiterung des llauplbahnhofs Zürich. — (25:) 
Wettbewerb für Arbeiter-Wohnhäuser. — (26:) Zur Berechnung von 
Tragfedern für Eisenbahnfahrzeuge. — Das Arbeiter-Wohnhaus. 

73. Band. Nr. 1 bis 6. Vom 4. Januar bis 8. Februar 1919. 

(1, 2 und 5:) Die Ventilationsanlage des Simplontmittels. — (0:) Trieb¬ 
werk-Anordnung und störende Xebenbewegungen elektrischer Ix>ko- 
motiven. 

Scliw eizerische elektrotechnische Zeitschrift. Zürich. 

16. Jahrgang. Heft 3/4 und 6. Vom 18./25. Januar und 8. Fohr. 1919. 

Eine 2000 Volt-Gleichstromanlago. 

Heft 5/6. Vom 1./8. Februar 1919. 

Nietlerspanmmgsbeleuclitiing elcktrisch betriebener Überlandbahnen. 
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8t;ihl und Eisen. IJurte«Ulort. 

39. Jahrgang. Heft 4. Vom 23. .lamuu 1919. 

Die Erhöhung der Eisenhalintarife und <li-e Fiiian/.wirbschafl der 
St aatseisen bahnen. 

Technisches Wochenblatt. (Trkni.sk Ukeblad.) Kristiania. 

1918. Nr. 50 bis 52. Vom 13. bis 27. Deaember 1918. 

(50:) Bane&olacg ved Sydvaranger Malmgrubcr. -- (51:) Omhygamg 

av Fetsund Bro. — En taelefri Skinnegang. — (52:) KlekfriciteU- 
forsyningen. — Kristiania og Aker Sporveisnet. > 

1919. Nr. 1 bis 6. Vom 3. Januar bis 7. Februar 1919 

(1:) Elektrisk Kraft i de Forenede Stater. — (2:) Vestlamlske Jern- 
banekrav og Jernbaneplauer. — Sporveissaken i Kristiania og Aker. 
(3:) Islands Betydning som freratidig Indnstriland. — Sörlandshanen. 
— (5:) Norges Jembaner 1916/17. 

Weltwirtschaftliches Archiv. Jena. 

13. Band. Heft 4. Vom 15. November 1918. 

Das-österreichische Verkehrswesen im Kriege. 

Zeitschrift fär Eisenbahnrecht. Wien. 

7. Jahrgang. Heft .1/3. 

Der Berner Entwurf eines internationalen Übereinkommens über die 
Beförderung von Personen und Reisegepäck (I. Ü. P.). Eine Kritik. 
Inhaltsangabe und Frachtberechnung. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

20. Jahrgang. Nr. 12. Dezember 1918. 

Zu Emil Rank „Die künftigen Gütertarife“. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- nnd Architekten-Vereines. Wien. 
71. Jahrgang. Heft 1. Vom 3. Januar 1919. 

Die Kohlennot und die Elektrisierung der Bahnen. 

Heft 6 und 7. Vom 7. nnd 14. Februar 1919. 

Diskussion Uber den Vortrag des Unterstaatssekretärs Ing. Bruno R. 
v. Enderes „Zur Neuordnung der deiitsehösterifdchisehcn Staatsbalui- 
verw&ltung'-. 

Zeitschrift für Transportwesen und Straßenbau. Bei-Lju. 

90. Jahrgang. Nr. 1 nnd 2. Vom 1. und 10. Januar 1919. 

Das Oiiterlicförderungsweson während des Krieges in Stuttgart. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

03. Band. Nr. 7. Vom 15.‘Februar 1919. 

Deutschlands zukünftige Kohlenwirtsehaft. 

Zeitung des Vereins Deutscher EiscnbahnverwaHungcn. Berlin. 

58. Jahrgang. Nr. 100. Vom 28. Dezember 1918. 

Weiterer Ausbau der Zugleitungen. 

59. Jahrgang. Nr. 1 bis 14. Vom 1. Januar bis 19. l-Vbruar 1919. 

(1:) Rückblick auf das Jahr 1918. -- (2 und 3:) Selbsttätige Achs¬ 
zählung. — Die Haftung für Verlust und Minderung von Handgepäck 
bei Beförderung in unbeleuchteten Personenwagen. — Zur Verein- 
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Liebling dos Frachtbriefes, insbesondere im deulschösterreieliiselion 
Verkehr. (•>:) Einiges von den englischen Eisenbahnen im Kriege. 

- Reehtsgültigkeit dor vorübergehenden Änderungen einzelner Vor¬ 
schriften dor Eisenbahn-Verkeil rsordming durch das Reichs-Eisen- 
huhnamt. — (4:) Entwicklungsgang der rmgrenzungslinie für Fahr¬ 
zeuge und Ladungen seit 50 Jahren. - - Zu den gegenwärtigen An>- 
■siehtcn dor, Douan-KaruUpläno. - (5:) Ersuchen der nicht fristge¬ 
mäßen Ablieferung des deutschen Kisenbahnmatermls an die Entente. 
-- Beieithaltung der Signalinittel zur Zugdeckung. — (0:) Die Psycho¬ 
logie der KiscnltuhnsigiiAle auf der Grundlage des Versuchs. — Die 
Bedeutung der technischen Messen in Leipzig für die deutschen Eisen¬ 
bahnverwaltungon. (7:) Die lOdchsnmsatzsteuer und ihre Ein¬ 

wirkungen auf die Eisenbalmvorwaltuiig. - Die künftige Gestaltung 
der ileutseliösterreiehisehen Kiscnhahntarife. — (8:) Wie sah es in 

Rußland auf den Eisenbahnen aus? Die derzeitige I^age der j>iid- 
lialm. — (9:) Das Verhältnis von Wagenbestand und Liegedauor auf 
Rahnhöfen. 1 >io Gotthardlinie in Gefahr. — The Railway Gazette 
and Railway News. — (10:) Zur Erhöhung des Personengeid-Tarifs 
der deutschen Eisenlmhnen. — Die staatliche Verwertung der Wasser¬ 
kräfte Deutsehöstcrreichs. — (II:) Die .Eisenbahnen der Vereinigten 

Sinaten von Amerika nach FriedenssohlnB. — Dreitausendpferflige 
Eiuphnscn-Schncllziiglnkoiiiot ive auf der Schlesischen Gebirgsbahn. 
Bauart Bergmann. — (P2 und 19:) Die Schiedsgerichte des Vereins 

Deutscher Eisenbahnverwaltungin. . (12:) Bayerischer Ijuuleseisen- 

balmrat. - (19:) Die Leistungen und die finanzielle Lage iler russi¬ 
schen Eisenbahnen wahrend des Krieges. -- (14:) Zur Yereinhoit- 

lichung der deutschen Eisenbahnen. Neuregelung iler Beförderungs¬ 
bedingungen und Fraclitbereehming für hochwertige Güter. 
Schnellbahnen oder Schncllstraßonlwhnen in Groß-Berlin 1 

Zcutnilblutt für das deutsche Baugewerbe. Berlin. 

18. Jahrgang. Nr. 4. Vom 24. Januar 1919. 

Die (ieschoßzuhl der Häuser mul Kleinwohmingon. 

Zentralblatt der Bauvorwaltuiig. Berlin. 

99. Jahrgang. Nr. 10. Vom 29. Januar 1919. 

Die Vollendung der Brücke über den St. 1 .nren/stmin (mm Duebcc 
(11:) Tunnelbau inner Wasser. 


fl( musfrrgf'hcii im A uftra^r dt« KilnlfcÜolien Mininttrlunn der öffentlichen. Arbeiten. 
V.rW .luliuH Springer. Ilerlln W - Drnrk von II. S. rirrmmnn. Itorlln SW. 




Zur Umbildung des deutschen Eisenbahn-Gütertarifs. 

Von 

Hermann, Wirkl. Geh. Oberregiernngsrat. 


Die in den letzten Jahren eingetretene gewaltige Steigerung der Aus¬ 
gaben hat auch die deutschen Eisenbahn Verwaltungen gezwungen, auf eine 
Vermehrung der Einnahmen durch Erhöhung der Tarife Bedacht zu 
nehmen. Bei den Beratungen der Bundesregierungen mit Staatsbahnbesitz 
über die erforderlichen Tarifänderungen war nicht nur das Mäh der Tarif¬ 
erhöhungen, sondern auch die Art der Durchführung zu erörtern. Bei den 
Gütertarifen — nur diese sollen in folgendem behandelt werden — standen 
zwei Möglichkeiten zur Wahl: allgemeine gleichmäßige Zuschläge zu den 
bestehenden Tarifsätzen oder eine gründliche Umbildung der bestehenden 
Tarife mit weitgehender Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse. Darüber konnte ein Zweifel nicht bestehen, daß die zweite Lösung 
au sich den Vorzug verdiente. Wenn man sich gleichwohl für die erstere 
entschloß, die eine überaus rohe Form der Tarifgeetaltung darstellt, so 
waren dafür Erwägungen verschiedener Art maßgebend. Der allgemeine 
gleichmäßige Zuschlag läßt ohne weiteres erkennen, daß es sich um eine 
außerordentliche vorübergehende Maßnahme handelt. Die Umbildung der 
bestehenden Tarife aber hätte — und das war der tiefere, entscheidende 
Grund — eingehende und zeitraubende Untersuchungen erforderlich ge¬ 
macht, die die Durchführung der Tarifmaßnahmen in einer für das Gleich¬ 
gewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben bedenklichen Weise verzögert 
hätten. Bei dem in vollster Umbildung begriffenen Wirtschaftsleben hätten 
auch geeignete Grundlagen für eine nur einigermaßen Dauer versprechende 
Tarifgestaltung kaum ermittelt werden können. Man entschloß sich daher, 
die nach allen Kegeln der Kunst vorzunehmende Umbildung der bestehen¬ 
den Tarife einer späteren Zeit zu überlassen. In Preußen, wo es zu den 
am 1. April 1918 und am 1. April 1919 durchgeführten Erhöhungen der 
Normaltransportgebühren der gesetzlichen Ermächtigung bedurfte, hat man 
die Zuschläge zeitlich begrenzt. Sie treten außer Kraft mit Ablauf des 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 24 
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Zur Umbildung des deutsehen Eisenbahn-Gütertarifs. 


zweiten Wirtschaftsjahres, das dem Abschluß des Friedens mit der letzten 
mit' Deutschland im Kriege stehenden europäischen Großmacht folgt. Es 
ist angenommen worden, daß in der Zwischenzeit ein gewisser Beharrungs¬ 
zustand in der Gestaltung der Ausgaben eintreten und das Wirtschaftsleben 
sich wieder in ruhigeren Bahnen bewegen wird, so daß die Gütertarife in 
einer den finanziellen und den wirtschaftlichen Bedürfnissen entsprechenden 
Weise u ingestaltet werden können. 

Inzwischen sind im Laufe des Krieges bei den größeren Eisenbahn¬ 
verwaltungen die Wege geebnet worden, um demnächst eine den ver¬ 
änderten wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechende Umgestaltung der 
Tarife vornehmen zu können. Zahlreiche Ausnahmetarife sind aufgehoben 
oder doch geändert worden, soweit die Voraussetzungen nicht mehr be¬ 
standen, die für ihre Einführung bestimmend gewesen waren. Der für 
alle deutschen Bahnen gemeinsame Normaltarif, der in den 42 Jahren 
seines Bestehens von Jahr zu Jahr geändert worden ist und dadurch viel 
von seiner ursprünglichen Geschlossenheit und Folgerichtigkeit eingebüßt 
hat, ist in vielen Bestimmungen geändert worden. Dabei Bind aber die 
gewohnten Gleise rocht verlassen worden. Es handelt sich — ohne daß 
mit diesem Urteile die geleistete dankenswerte Arbeit verkleinert werden 
soll — um Änderungen des Tarifs, die ohne Antastung wesentlicher Be¬ 
stimmungen den Eisenbaimen wirtschaftlich erträgliche Mehreinnahmen 
bringen sollten. Mit dieser Kleinarbeit ist es aber nicht getan. Bei der 
unvermeidlichen Umgestaltung des Tarifwesens, die die nächste Zukunft 
bringen muß, wird der deutsche Eisenbahngütertarif einer eingehenden 
Durchprüfung unterzogen werden müssen, und zwar nicht nur hinsichtlich 
der im Teil I enthaltenen allgemeinen Tarifvorschriften nebst Gütereintei¬ 
lung, sondern auch hinsichtlich der Sätze des Normaltarifs. An den Grund¬ 
lagen des Tarifs wird nichts zu ändern sein. Denn eine Jahrzehnte lange 
Anwendung hat doch gezeigt, daß der deutsche Reformtarif, der die Schei¬ 
dung zwischen Stückgut, halben und ganzen Wagenladungen vom 
Wagenraumsystem, die Einteilung der Wagenladungen und später auch 
der Stückgüter in verschiedene, nach dem Werte der Güter gebildete 
Klassen vom Wertsystem übernommen hat, als Vorbild für das sogenannte 
gemischte Tarifsystem bezeichnet werden kann. Aber man wird auch vor 
erheblichen Änderungen nicht zurückschrecken dürfen, wenn die wirt¬ 
schaftlich berechtigten Anforderungen der Gegenwart sie notwendig 
machen. 

Wie bereits erwähnt, besteht der deutsche Eisenbahngütertarif seit 
mehr als 40 Jahren. Am 12. und 13. Februar 1877 tagte in Berlin auf Ein¬ 
ladung des preußischen Handelsministers eine Generalkonferenz sämtlicher 
deutschen Eisenbahnverwaltungen, in der die mehrjährigen schwierigen 
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Verhandlungen über den deutschen Reformtarif zum Abschluß .kamen. 
Ein ron der Generalkonferenz eingesetzter Ausschuß stellte am 15. Februar 
die Tarifvorschriften sowie die Klassifikation der Spezialtarife nach Maß¬ 
gabe der in der Generalkonferenz gefaßten Beschlüsse fest. Noch im 
selben Jahre erschien (Erfurt 1877) der neue Tarif unter dem Titel 

Deutsche Eisenbahn-Verbände: Verbands-Güter-Tarif, Teil I. 
Allgemeine Bestimmungen für den Güterverkehr. A. Betriebs- 
Reglement nebst allgemeinen Zusatzbeetimmungen. B. Allge¬ 
meine Tarifvorschriften nebst Güterklassifikation. 

Erst bei einer späteren Ausgabe erhielt der Tarif den Titel 
Deutscher Eisenbahn-Güter-Tarif. 


Der graue Erfurter Tarif war nicht sehr umfangreich. Die allge¬ 
meinen Tarifvorschriften mit dem Verzeichnisse der sperrigen Güter und 
der bedeckt zu befördernden Güter der Spezialtarife waren auf 8 Seiten 
abgedruckt; ebensoviel Seiten beanspruchte die Gütereinteilung trotz großen 
Druckes. Das ursprüngliche Schema des Reformtarifs war wesentlich ein¬ 
facher als das jetzige: 


18 7 7 

Eilstückgut. 


Eilgut in Wagenladungen. 


Frachtstückgut. 


Allgemeine Wagcnladungsklassc 
B mit der Nebenklasse A l. 
■Spezialtarife I t II and HI mit der 
Nebenklasse A 2. 


1919 

Eilstückgut der allgemeinen Eilgutklasse, 

Eilstückgut des Spezialtarifs für bestimmte 
EUgüter, 

Beschleunigtes Eilgut in Stückgutsendungen. 

Eilgut der allgemeinen Eilgutklasse in Wagen¬ 
ladungen, 

Eilgut des Spezialtarifs für bestimmte Eilgüter 
in Wagenladungen, 

Beschleunigtes Eilgut in Wagenladungen. 

Fracht6tückgut der allgemeinen Stückgutklasse, 

Frachtstückgut des Spezialtarifs für bestimmte 
Stückgüter. 

Allgemeine Wagenladungsklasse B mit der 
Nebenklasse Al, 

Spezialtarife I und II mit der Nebenklasse A 2, 

Spezialtarif III mit der Nebenklasse Spezial¬ 
tarif II. 


Die meisten Änderungen weist das Eilgut auf, bei dem neue Klassen 
unter Berücksichtigung des Wertes der Güter und der Schnelligkeit der 
Beförderung geschaffen würden. Auch beim Frachtstückgut ist — einem 
bereits bei der Einführung des Reformtarifs geäußerten dringenden Ver¬ 
langen entsprechend — durch Schaffung einer zweiten ermäßigten Klasse 
dem Weltsystem Rechnung getragen worden. Man wird anerkennen 
müssen, daß die Schaffung dieser neuen Tarifklassen einem wirtschaft¬ 
lichen Bedürfnis entsprach. Von einer Änderung wird daher abzusehen 
sein. 

24* 
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Bei den Wagenladungsklassen ist eine Vermehrung nicht eingetreten, 
eine Änderung nur insofern, als der Spezialtarif II an Stelle der Klasse A 2 
zur Nebenklasse des Spezialtarifs III geworden ist. Darf man daraus 
schließen, daß das 1877 für die Wagenladungsklassen Geschaffene auch 
jetzt noch den wirtschaftlichen Bedürfnissen und der Entwicklung der 
Eisenbahnen entspricht? Ich glaube: nein. Da eine allgemeine Wagen¬ 
ladungsklasse für die den Spezialtarifen nicht zugewiesenen Güter unent¬ 
behrlich ist, kann es sich nur um die Beantwortung der Frage handeln, 
ob es bei den jetzt vorhandenen Spezialtarifen für die Hauptklassen auch 
ferner bewenden soll. Wie sind wir zu den drei Spezialtarifen gekommen ? 
Bei den Reformverhandlungen in den Jahren 1875/76 hatten die Privat¬ 
bahnen ursprünglich 7 Spezialtarife gewünscht. Auch der aus der Dresdener 
Generalkonferenz vom 29./30. Juli 1876 hervorgegangene Tarifentwurf sah 
noch 4 Spezialtarife vor. Der Bundesrat aber machte die Zustimmung zu 
dem vorgeschlagenen Tarifsystem davon abh&ngig, daß nicht mehr als 
3 Spezi altarife eingeführt würden. Das war am 14. Dezember 1876. Seit¬ 
dem sind mehr als 42 Jahre vergangen, in denen sich die Verhältnisse 
nicht unerheblich geändert haben. Die Einnahmen der deutschen Eisen¬ 
bahnen im Güterverkehr für dieselbe Beförderungsleistung sind andauernd 
geringer geworden. Die Einnahmen aus dem gegen Frachtberechnung be¬ 
förderten Frachtgut betrugen für das tkm 1880 = 4,23; 1890 = 3,86; 1900 
= 3,52; 1910 = 3,53 und 1913 = 3,44 Während also 1880 die Durch¬ 
schnittseinnahme für das tkm nicht viel niedriger war, als der Strecken¬ 
einheitssatz für das tkm im Spezialtarif I, ist sie jetzt unter den Strecken¬ 
satz des Spezialtarifs II gesunken. Da die Frachtsätze in den Hauptwagen¬ 
ladungsklassen des Reformtarifs seit 1880 nur unwesentlich geändert wor¬ 
den sind, folgt aus dem Sinken der Durchschnittseinnahme eine Verkehrs¬ 
verschiebung zugunsten der billigeren Klassen des Normaltarifs und 
zugunsten der unter den Sätzen des Normaltarifs bleibenden Ausnahme¬ 
tarife. Das wird durch zwei Zahlenreihen bestätigt. Zunächst durch eine 
Vergleichung des auf die Hauptwagenladungsklassen kommenden Anteils 
an dem gesamten frachtpflichtigen Güterverkehr in den Jahren 1880 und 
1913. In Prozenten aller gegen Frachtberechnung beförderten tkm be¬ 
trugen die Verkehrsmengen 



1880 

19 13 

der Klasse B . •. 

. 3,66 

2,68 

des Spezialtarifs 1 . 

. 6,78 

3,75 

•n. 

. 3,44 

3,77 

, „ in. 

.16^8 

21,02. 


Diese Zahlen zeigen einen Verkehrsrückgang in den teureren Klassen I> 
und Spezialtarif I, dagegen eine Verkehrszunahme in den Spezialtarifen 1L 
und III. Vergleicht man ferner den nach den Sätzen des Normaltarifs ab- 
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gefertigten Verkehr mit dem gesamten frachtpflichtigen Verkehr, so ergibt 
sieh, daß die nach den Sätzen des Normaltarifs beförderten Tonnenkilometer 
in Prozenten aller gegen Frachtberechnung beförderten tkm betragen 
haben: 1880 = 43,23; 1890 = 50,79; 1900 = 37,85; 1910 = 37,15 und 1913 
= 40,79 %. Das erste Jahrzehnt von 1880 bis 1890 bringt eine Zunahme 
der nach dem Normaltarif beförderten Güter. Sie erklärt sich durch die 
allmähliche Beseitigung der bei Einführung des Reformtarifs vorhandenen 
Ausnahmetarife, die in Preußen wesentlich mit der in diesem Jahrzehnt 
durchgeführten Verstaatlichung zusammenhängt. In den nächsten 20 Jahren 
zeigt sich dann ein erheblicher Rückgang der nach dran Normaltarif be¬ 
förderten Güter: die wirtschaftliche Entwicklung hat dahin geführt, daß 
für einen immer größeren Teil der auf den deutschen Eisenbahnen beför¬ 
derten Güter die Sätze des einheitlichen Normaltarifs zu hoch waren. In 
den Jahren von 1910 bis 1913 ist dann ein Rückschlag eingetreten, der auf 
verschiedenen, im wesentlichen von der Tarifgestaltung unabhängigen 
Gründen beruht *). Immerhin bleibt die Zahl des Jahres 1913 hinter der 
des Jahres 1880, besonders aber der des Jahres 1890 zurück. Soweit die 
Sätze des Normaltarifs nicht ausreichten, mußte durch Einführung von Aus¬ 
nahmetarifen den Bedürfnissen des Wirtschaftslebens Rechnung getragen 
werden. 

Will man die Notwendigkeit der Ausnahmetarife prüfen, so darf man 
nicht übersehen, daß es zwei wesentlich von einander unterschiedene Arten 
von Ausnahmetarifen gibt, nämlich die allgemein gültigen und die örtlich 
gebundenen. Die wirtschaftlichen Verhältnisse, denen die Gütertarife ge¬ 
recht werden sollen, sind innerhalb des Deutschen Reiches zum Teil so 
verschieden, daß eine Einheitlichkeit der Gütertarife nur in beschränktem 
Umfange möglich ist. Den Bedürfnissen, die nur für bestimmte Versand- 

') Der Rückschlag fällt hauptsächlich in die Jahre 1912 und 1913. Die 
billigeren Klassen haben den Hauptanteil an dieser Verschiebung. Im Jahre 
1913 sind gegenüber dem Jahre 1910 mehr befördert worden an Wagenladungen 

der Klasse B.19 %, 

des Spezialtarifs I. 8,4 %, 

„ . „ II als Hauptklasse . . 32 %, 

III.51 %. 

Wichtigere Ausnahmetarife sind in der Zeit zwischen 1910 und 1913 nicht aufge¬ 
hoben worden. Die Verschiebung beruht häutpsächlich auf dem Stocken der 
Bautätigkeit und dem übergange von Massengütern auf den Wasserweg- In 
beschränktem Umfange hat auch die Einführung des am 1. 2. 1919 wieder be¬ 
seitigten Frachtnachlasses für Ausnutzung des Ladegewichte mitgewirkt, weil 
auf einzelnen Entfernungen zwischen 30 und 50km der Spezialtarif III mit 
Fraehtnaehlaß etwas billiger ist, als der Rohstofftarif und der Wegebaustoff¬ 
tarif ohne Frachtnachlaß. — Endlich sind in den Jahren vor 1913 in verkehrs¬ 
wichtigen Bezirken der preußischen Staatsbahnen Irrtümer in der Anschreibung 
vorgekommen, die nachträglich nicht mehr berichtigt werden konnten. 
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und Empfangsgebiete hervortreten, wird man immer durch örtlich gebundene 
Ausnahmetarife Rechnung tragen müssen. Da durch übermäßiges An¬ 
schwellen dieser Ausnahmetarife die Übersichtlichkeit der Tarife stark be¬ 
einträchtigt wird, und schließlich ein für das Wirtschaftsleben bedenklicher 
Tarif Wirrwarr entsteht, sollte man in der Einführung örtlich gebundener 
Ausnahmetarife möglichst zurückhaltend sein und sie jedenfalls dann wieder 
beseitigen, wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorhanden sind, die für ihre 
Einführung bestimmend gewesen waren. Die deutschen Eisenbahnverwaltun¬ 
gen haben ja auch erfreulicherweise in den letzten Jahren zahlreiche ent¬ 
behrlich gewordene Ausnahmetarife beseitigt. Vielleicht hätte man dabei noch 
etwas weniger zaghaft Vorgehen sollen. Diese örtlich gebundenen Ausnahme¬ 
tarife sind indessen für unsere Betrachtung von geringerer Bedeutung. Viel 
wichtiger sind die allgemein gültigen, in allen Verkehrsbeziehungen ohne 
örtliche Einschränkung anwendbaren Tarife, die nur deshalb als Ausnahme¬ 
tarife erscheinen, weil sie in den Aufbau des Normaltarifs nicht passen. Da¬ 
hin gehören beispielsweise der allgemeine Holzausnahmetarif, der Rohstoff¬ 
tarif, der Düngemitteltarif, der Kalitarif. Da der Normaltarif für die in 
diese Ausnahmetarife aufgenommenen Güter versagt, wird man prüfen 
müssen, ob nicht durch Vermehrung der Tarifklassen Abhilfe zu schaffen 
ist. Freilich wird man dabei nicht soweit gehen dürfen, daß man für jeden' 
allgemein gültigen Ausnahmetarif eine besondere Klasse in den Normaltarif 
einsetzt, weil dann die Übersichtlichkeit des Normaltarifs wieder gefährdet 
werden würde. Es wird vielmehr genügen, den wichtigsten dieser allgemein 
gültigen Ausnahmetarife, den Rohstofftarif, als Spezialtarif IV in den Nor¬ 
maltarif aufzunehmen. Man wird vielleicht einwenden, daß es eine für die 
Sache ziemlich gleichgültige Äußerlichkeit sei, ob der Rohstofftarif als Nor¬ 
maltarif in den Teil I aufgenommen werde, oder ob er weiter als Ausnahme¬ 
tarif bestehen bleibe. Dieser Einwand würde nicht stichhaltig sein. Die 
Einreihung der Güter in die verschiedenen Klassen des Normaltarifes wird 
von der ständigen Tarifkommission und dem ihr bei gegebenen" Ausschuß der 
Verkehrsinteressenten vorbereitet. Die Leistungen dieser Körperschaften 
bieten die größte Gewähr dafür, daß bei der Gütereinteilung'die Anforderun¬ 
gen des wirtschaftlichen Lebens und die Bedürfnisse der’Eisenbahnen gleich¬ 
mäßig berücksichtigt .werden. Die Arbeiten der ständigen Tarifkonpmission 
werden aber wesentlich erleichtert, wenn sie sich möglichst auf alle Güter 
erstrecken, die im Geltungsbereich des Teils I gleichmäßig tarifiert werden. 
— Gegen die Aufnahme des Rohstofftarifes in den Teil I ist auch ein ge¬ 
wendet worden, daß die Anwendungsbedingungen des Rohstofftarifs inso¬ 
fern von den allgemeinen Tarifvorschriften abweichen, als für einen großen 
• Teil der Güter des Rohstofftarifes die Fracht mindestens für das Lade¬ 
gewicht der gestellten Wagen zu zahlen sei. Kann diesem Einwande schon 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Zur Umbildung des deutschen Eisenbahn-Gütertarifs. 


353 


jetzt eine ausschlaggebende Bedeutung nicht beigemessen werden, so ver¬ 
liert er noch mehr an Kraft, wenn nach den Vorschlägen des Unteraus¬ 
schusses der ständigen Tarifkommission die Frachtberechnung für Massen¬ 
güter bei Verladung in Wagen mit mehr als 15 t Ladegewicht da, wo sie 
technisch möglich ist, an dieses höhere Ladegewicht gebunden wird. 

In Frage kommen könnte ja, ob man trotz Aufnahme des Rohstofftarifs 
in den Teil I es bei drei Spezialtarifen bewenden lassen solle; dann müßte 
einer der jetzt bestehenden Spezialtarife beseitigt werden. Der Gedanke ist 
nicht neu; schon 1883 ist die Aufhebung des Spezialtarifs I angeregt worden. 
(Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen, Jahrgang 1883, 
Seite 65 ff.) Ich vermag einer derartigen Maßnahme nicht das Wort zu 
reden. Im Jahre 1913 sind auf den deutschen Eisenbahnen befördert worden: 


zu den Sätzen des Spezialtarifs I ..3,75 % 

„ „ „ „ „ II als Hauptklasse.3,77 % 

„ » „ * ,, III . ..21,02% 


aller gegen Frächtberechnung beförderten Tonnenkilometer. In Frage käme 
daher nur die Aufhebung des Spezialtarifs I oder des Spezialtarifs II, die 
einen nahezu gleichen Anteil an dem Gesamtverkehr haben. Man müßte 
dann die dem aufzuhebenden Spezialtarif jetzt angehörigen Güter den beiden 
benachbarten Klassen zuweisen. Die Beseitigung des Spezialtarifs. I oder II 
hat aber, sofern die jetzigen Einheitssätze beibehalten würden, ein Bedenken: 
der Sprung von der allgemeinen Wagenladungsklasse B nach Spezial¬ 
tarif II (bei Aufhebung des Spezialtarifs I) oder vom Spezialtarif I zum 
Spezialtarif III (bef Aufhebung des Spezialtarifs II) wäre unverhältnismäßig 
groß. Ein Ausweg könnte zwar dadurch gefunden werden, daß man für 
den verbleibenden teuersten Spezialtarif einen Streckeneinheitssatz worsähe, 
der etwa die Mitte hält zwischen den Streckeneinheitssätzen der allgemeinen 
Wagenladungsklasse und des Spezialtarifs III. Der Verkehr in den Spezial¬ 
tarifen I und II ist aber doch so beträchtlich, daß eine solche Lösung eine 
erhebliche Belastung des Wirtschaftslebens und beträchtliche Axisfälle in 
den Einnahmen der Eisenbahnen zur Folge haben würde. Damit wäre aber 
die mit der Beibehaltung von drei Spezialtarifen verbundene Vereinfachung 
des Tarifs zu teuer icrkauft. Es kann daher nur empfohlen werden, den Roh¬ 
stoff tarif als Spezialtarif IV in den Teil I aufzunehmen. Da das Waren¬ 
verzeichnis des Rohstofftarifes nicht bei allen deutschen Verwaltungen völlig 
übereinstimmt, müßten zunächst die Güter festgestellt werden, die dem 
neuen Spezialtarif IV zuzuweisen wären. Diese Feststellung, die voraus¬ 
sichtlich keine großen Schwierigkeiten bieten würde, müßte durch die ständige 
Tarifkommission erfolgen. 

Bezüglich der übrigen allgemein gültigen Ausnahmetarife wäre zu 
prüfen, ob sie überhaupt und in der jetzigen Gestalt beizubehalten sind. Der 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 






354 


Zur Umbildung des deutschen Eisenbahn-Gütertarifs. 


allgemeine Holzausnahmetarif wird voraussichtlich ohbe Schaden ganz auf¬ 
gehoben werden können, wie die Untersuchung bei mehreren größeren deut¬ 
schen Eisenbahnverwaltungen ergeben hat. — Bei den verschiedenen all¬ 
gemein gültigen Ausnahmetarifen für Düngemittel wird eine Vereinfachung 
anzustreben sein. Es handelt sich um die Ausnahmetarife für Kali, Dünge¬ 
kalk, Staubkalk und Mergel-mit folgender Tarifbildung: 

Kalitarif. 

1 — 200 km. 2,9 ... . 

201 — 860 „ M (Anstoß) 

über 360 . l,o (Anstoß) 

Düngekalk. 

1 — 50 km. 2,«.\ , 0 

über 60 „ 1,4 (Anstoß)./ ' 

Staubkalk und Mergel. 

1 — 50 km. . 

51 — 200 , 1,0 (Anstoß). 

über 200 „ 1,4 (durchgerechnet) . 

Die Tarifbildung ist also recht abweichend. Es sind durchweg Staffeltarife, 
teils mit Anstoß, teils mit Durchrechnung der billigeren Einheitssätze. Die 
so gefundenen Tarifsätze weichen in verschiedenen Entfernungsstufen nicht 
wesentlich von einander ab. Es wird zu ermitteln sein, wie sich der Ver¬ 
sand dieser Düngemittel auf die verschiedenen Entfernungsstufen verteilt. 
Danach wird beurteilt werden können, ob eine Verschmelzung von Tarifen 
(beispielsweise des Kalitarifs mit dem Rohstofftarif) oder die Bildung eine< 
einheitlichen Tarifes für Düngemittel angezeigt ist. 

Bisher sind nur die Hauptwagenladungsklassen, nicht auch die 
Nebenklassen besprochen worden. Bei der Einführung des Reform¬ 
tarifs gab es 2 Nebenklassen, die Klasse A1 als Nebenklasse der allge¬ 
meinen Wagenladungsklasse B und die Klasso A2 als Nebenklasse der drei 
Spezialtarife. Eine Änderung ist nur insofern eingetreten, als seit dem 
1. Dezember 1886 bei den Gütern des SpezialtarifB III die Nebenklasse A 2 
durch den Spezialtarif II ersetzt worden ist. Festzuhalten wäre auch ferner¬ 
hin an dem Grundsätze, für die sogenannten halben Wagenladungen eine 
Fracht zu erheben, die verhältnismäßig höher ist als die Fracht für ganze 
Wagenladungen, aber verhältnismäßig niedriger, als die Fracht für Stück¬ 
güter. Man würde sonst den im allgemeinen wirtschaftlich schwächeren 
Verfrachtern halber Wagenladungen die mit dieser Einrichtung verbundenen 
Frachtvorteile entziehen und gleichzeitig eine der Eisenbahn durchaus un¬ 
erwünschte Vermehrung des Stückgutverkehrs herbei führen. Fraglich ist 
es dagegen, ob die jetzige tarifarische Behandlung der halben Wagenladun¬ 
gen beibehalten werden soll. Sie ist nämlich recht wenig folgerichtig. Ein 
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Vergleich des Streckeneinheitssatzes der Nebenklassen mit dem Strecken¬ 
einheitssatz der Hauptklassen gibt folgendes Bild: 


Der Streckensatz von ... Al ( 6 , 7 ) ist um 12% höher als der von . . . B ( 6 , 0 ) 


7t 

TB 

» • • • »2 (5,o) ff 

» 11 » . 

„ „ des Spez.-T. I (4,&) 

ft 

n 

ff ... 0 2 (5,o) ff 

» 43 „ 

* * * * II (3,5) 

« 

rt 

des Spez.-T. II (3^) „ 

* 35 , „ 

ff » ff ff III (2,6) 

ff 

it 

* * II (3,6) , 

» 59 «1 * 

ff ff ff ff III (2,2). 


Diese Verschiedenheit in dem Verhältnis der Streckeneinheitssätze der 
Haupt- und der Nebenklassen ist sachlich gar nicht zu begründen. Schon 
' in.der 28. Sitzung der ständigen Tarifkommission vom 6. Mai 1886 (Nieder¬ 
schrift Seite 18) hat ein Mitglied des Ausschusses der Verkehrsinteressenten 
(Kommerzienrat Weidert) angeführt, dall „der Aufschlag für 5000-kg - 
Sendungen töllig ungleichartig und durchaus unrationell“ erfolge. Er be¬ 
antragte, folgende Bestimmung aufzunehmen: 

Die Güter der allgemeinen Wagenladungsklasse B sowie die 
Güter der Spezialtarife I, II und III bei Aufgabe von nur 5000 kg werden 
gleichmäßig mit einem Aufschläge von 30 % zu der für Sendungen von 
10 000 kg festgesetzten Grundtaxe der betreffenden Klassen verfrachtet. 
Der Antrag wurde von der Tarifkommission und dem Ausschüsse der Ver¬ 
kehrsinteressenten abgelehnt. Aus der Niederschrift ist nicht ersichtlich, 
welche Gründe gegen den Antrag geltend gemacht wurden. Ich halte die 
Erwägungen, die zu dem Anträge geführt haben, für durchaus zutreffend, 
möchte aber eine andere tarifarische Regelung vorschlagen. Auch ich 
würde die Nebenklassen ganz beseitigen, jedoch der Frachtberechnung für 
die als Wagenladungen aufgegebenen, aber unter dem Mindestgewicht der 
Hauptklassen bleibenden Gewichtsmengen — ähnlich wie bei den sperrigen 
Gütern — ein höheres, als das wirkliche Gewicht zugrunde legen. Geht 
man von der' jetzigen Tarifvorschrift aus, daß der Frachtberechnung nach 
dem Satze der Hauptklassen ein Gewicht von mindestens 10 000 kg für jeden 
verwendeten Wagen zugrunde gelegt wird, so käme etwa eine Tarifvor¬ 
schrift in Frage, daß die Fracht nach den Sätzen der Hauptklasse für ein 
um 2000 kg erhöhtes Gewicht, mindestens für 7000 kg zu berechnen sei. Die 
Abweichungen gegen die bisherige Berechnung ergeben sich aus der nach¬ 
stehenden Gegenüberstellung, bei der die Kriegszuschläge nicht berück¬ 
sichtigt sind. 


Bei einer Entfernung von 100 km beträgt 
die Fracht für 


Bei 200 km sind 
die Zahlen 


ö-J-2 t nach .... B = 30,t gegen 5 t nach 
6*4-2* * .... „—57* „ 6 „ „ 

7 -f 2 „ y ....„ — 64* „ 7» * 

3 “4“ 2 ■ „ — 72 * » 8 * » 


A 1 = 43,o 
, 1 = 51,60 
* 1 =60,2 
, 1 = 68,8 


92 * — 77,0 
103* — 92.4 
118 * —107,8 

132 * —123,2 
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Bei einer Entfernung von 

100 km beträgt 

Bei 200 km sind 


die Fracht für 

die Zahlen 

6 -f- 2 t nach Spez.-T. I = 37* 

„ 5 t nach A 2 = 29.5 

7U- 

56-0 

6 + 2, „ 

, 1 = 43* 

r» 6 n t n 2 — 36,4 

• 81 *- 

67.2 

7 + 2, - „ 

„ I = 48* 

v ^ jj r* ?»2 — 41,3 

su- 

76,4 

8 + 2 „ , 

, I = 54,o 

y* 6 n rf n 2 — 4/,2 

102*- 

89.o 

5 + 2 t nach Spez.-T. 11 = 30.« gegen 5 t nach A 2 = 29,5 

«57,4 — 

56.0 

6 + 2, „ 

n 11 — 3o,2 

„ 6, „ ,2 = 35,4 

05,6 — 

67.2 

7 + 2 „ „ 

§ 

II 

r 

, * , , ,2 — 41,3 

73.8 — 

78.4 

8 + 2, „ 

, II = 44,0 

f(8 , , ,2 = 47,2)\ 

” tlO, , Sp.-T. n = 44,0 / 

82,0 — 

(89.0 82 

6 + 2 t nach Spez.-T.IlI = 23, t gegen 5 t n. Sp'-T. II = 22,0 

39,2 — 

4I.o .. 

6 + 2 , » 

. 111 = 27* 

,6,, , H = 26,4 

44,8 — 

49,2 

7 + 2, „ 

, III = 30,6 

, 7 , , , II — 30,8 

50.4 —- 

(57.4 56 

8 + 2, „ 

, III = 34,o 

/ (6 » , , II = 36,*) l 

” llO „ , , III = 84,0 f 

56,o — 

X 6V) 56 


Die schräg gedruckten Zahlen enthalten Erhöhungen gegen die bisherigen 
Sätze. Die Erhöhungen sind am geringsten bei den Spezialtarifen II und III. 
Falls nach dem Anträge des Unterausschusses der ständigen Tarifkommis¬ 
sion für die Frachtberechnung nach den Hauptklassen grundsätzlich ein 
Mindestgewicht von 15 t gefordert werden sollte, so müßten natürlich auch 
die oben vorgeschlagenen Gewichtszahlen entsprechend geändert werden. — 
Der Vorschlag würde nicht nur eine Vereinfachung des Tarifs durch Wegfall 
der jetzigen Nebenklassen herbei führen, sondern auch die bestehende Un¬ 
gleichheit in den Frachtsätzen der Haupt- und Nebenklassen beseitigen. 
Schwierigkeiten in der Anwendung der vorgeschlagenen Tarifvorsehrift 
sind in. E. nicht zu befürchten. 

Soviel von dem Aufbau des Tarifs. 

Die allgemeinen Tarif Vorschriften waren 1877 schon 
ebenso gegliedert, wie noch jetzt: Grundsätze für die Frachtberechnung, 
Auf- und Abladen der Güter, Bedeckung der Güter. Hinzugekommen sind 
zwei weitere Abschnitte. Der eine behandelt die Beförderung von Gütern 
in großräumigen Wagen, in Privatguterwagen und in bahneigenen Kessel¬ 
wagen, der andere regelt die Beförderung der Privatwagendecken und der 
nicht der Eisenbahn gehörenden Ladegeräte und Wärme- und Kältesclnitz- 
mittel. Auch abgesehen von diesen beiden neu hinzugetretenen Abschnitten 
haben die allgemeinen Tarifvorschriften stark an Umfang zugenomen. Tn 
dem Tarife vom 1. Februar 1879 nahmen sie — einschließlich der "Ver¬ 
zeichnisse der sperrigen und der bedeckt zu befördernden Güter — einen 
Raum von 8 Seiten ein, dagegen in der Ausgabe vom 1. Mai 1916 (der letzten 
ohne Erläuterungen und Entscheidungen erschienenen und daher allein 
noch vergledchfäliigen Ausgabe) ohne die Verzeichnisse der sperrigen und 
der gedeckt zu befördernden Güter und ohne die neu hinzugekommenen Ab- 
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schnitte 4 und 5 trotz engeren Druckes 16 Seiten. Dabei ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß es 1879 weder den Spezialtarif für bestimmte Stück¬ 
güter, noch den Spezialtarif für bestimmte Eilgüter gab. Diese neuen Tarif- 
klassen machten auch neue Bestimmungen nötig. Ferner sind hinzugekom¬ 
men in den Abschnitten 1 bis 3 die Vorschriften über Wagenladungen zur 
Ausfuhr über explosionsgefährliche Gegenstände, über giftige und ätzende 
Stoffe, über -Edelmetalle, Kostbarkeiten usw., über leichtzerbrechliche Gegen¬ 
stände, über Fahrzeuge, über Flugzeuge und Luftschiffe, über frisches 
Fleisch sowie über Fische, Krabben, Bienen. Bei diesem Anwachsen des zu 
behandelnden Stoffes ist auch der größere Umfang der allgemeinen Tarif¬ 
vorschriften erklärlich. So dankenswert an sich eine Vereinfachung dieser 
Vorschriften w£re, so wäre sie doch ohne nennenswerte Verkehrserschwer¬ 
nisse nicht zu ermöglichen. 

Dringend erwünscht wäre dagegen eine bessere Fassung der allge¬ 
meinen Tarifvörschriften. Zwar die zahllosen Fremdwörter, die vor vierzig 
Jahren den Tarif verunzierten, sind mit verschwindenden Ausnahmen be¬ 
seitigt. 1 ) Aber das Deutsch ist an vielen Stellen noch recht mangelhaft. 
Wendungen wie „wenn Schutzwagen zur Einstellung gelangen müssen" 
oder „das Auflegen der mietweise überlassenen Decken liegt dem Absender 
ob“ sind mit einem geläuterten Sprachempfinden nicht vereinbar. Als Muster¬ 
beispiel einer schlechten Fassung kann der § 32 (in der Ausgabe vom 
1. April 1918) gelten: 

Bei folgenden Packmitteln wird die Fracht für das wirkliche Gewicht der 
Frachtbriefaendung, mindestens jedoch für 1000 kg für jeden Wagen und jede 
Frachtbriefsendung, zu den Sätzen des Spezialtarifs III berechnet, sofern sich 
nicht für das halbe Gewicht nach den Sätzen der Allgemeinen Stückgu,tklas?e 
eine billigere Fracht ergibt: 

1. gebrauchte leere Bierfässer, gebrauchte leere Bierflaschen oder Küsten 
(Kisten) und Körbo mit gebrauchten leeren Bierflaschen; 

2. gebrauchte leere Gebäckkasten (Kisten), 

wenn sie in Wagen verladen werden, die zur Bier- oder Gebäckbeförderung be¬ 
sonders eingerichtet sind und die von der Entladestation ohne Ablenkung durch 
Verfügung des Eigentümers nach der Bestimmungsstation der genannten Pack- 
mittel zurückgehen. 

Noch schlimmer aber sind solche Vorschriften, die ohne eingehendes Studium 
überhaupt nicht verständlich sind, wie z. B. der § 21, Absatz 2: 

Dieses Mindestgewicht gilt auch, wenn mit den in Absatz 1 genannten (ic- 
genstäuden andere Güter in getrennten Frachtstücken auf einen Frachtbrief 
aufgegeben werden. Gehören diese Güter einer anderen Tarifklasse an, so wird 
das frachtpflichtige Gewicht der unter Abs. (1) fallenden Gegenstände so be¬ 
rechnet. daß mit Einrechnung des Gewichts der anderen Güter das im Abs. (1) 
bezeiehneto Mindestgewicht erfüllt wird. 

} *) Für die Beseitigung dieser Reste liegen dankenswerte Vorarbeiten eine« 

Unterausschusses der ständigen Tarifkommission vor. 
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Man wird es dem Abfertigungsbeamten mit Durchschnittsbildung nicht übel 
nehmen können, wenn er gegen eine so undeutliche Vorschrift verstößt. 

In sachlicher Beziehung ist nur auf einen, allerdings überaus wichtigen 
Punkt der allgemeinen Tarifvorschriften noch näher einzugehen, nämlich 
das der Frachtberechnung nach den Sätzen der Hauptklassen zugrunde zu 
legende Gewicht. Ein Unterausschuß der ständigen Tarifkommission hat 
diese Frage bereits eingehend geprüft und das Ergebnis seiner Unter¬ 
suchungen in folgenden Sätzen zusammengefaßt: 

'Die ‘Vorschrift im § 9 der 'Allgemeinen Tarifvorschriften des deutschen 
Eisenbahn-Gütertarifs, Teil IB, nach der bei Wagenladungen der Fraehtbereeli- 
nung zu den Sätzen der Hauptklassen ein Mindestgewicht von 10000 kg, der 
Berechnung nach den Sätzen der Nebenklassen ein solches von 5000 kg zugrunde 
zu-legen ist, stammt noch aus der Zeit der Einführung des Reformtarifs, also 
aus dem Jahre 1878. Sie hatte damals ihre volle Berechtigung, weil der Nor- 
inulwugen seinerzeit nur über ein Ladegewicht von 10 t verfügte- Heute aber, 
wo der Wagen der Regelbauart 15 t Ladegewicht hat, wo bereits mehr als 
80 v. H. des gesamten Wagenbestandes dieses Ladegewicht besitzen, die Eisen¬ 
bahn sich ihre weitere Vermehrung nach Kräften angelegen sein läßt und Wagen 
geringeren Ladegewichts überhaupt nicht mehr baut, so daß letztere in nächster 
Zeit ganz aus dem allgemeinen Verkehr verschwinden werden, ist sie nicht 
mehr am Platze. Die Entwicklung des Wagenparks weist vielmehr naeh- 
drücklichst auf eine völlige Aufhebung des 10-t-Tarifsystems und Einführung 
des reinen 15-t-Systems hin. 

Der Unterausschuß hat sich aber nicht entschließen können, diese 
Regelung zu empfehlen, weil sie vielleicht einen zu scharfen Eingriff in das 
Wirtschaftsleben bedeute. 

Es gibt — so beißt es in der Denkschrift über die Verhandlungen deä 
Unterausschusses — eine Zahl von Gütern, mit denen infolge ihrer Sperrigkeit 
oder aus zwingenden wirtschaftlichen Gründen der Wagen nicht ausgenutzt 
werden kann, für die aber wegen ihres geringen Wertes die Verweisung auf 
die Nebenklassen eino empfindliche Fraehtverteuerung bedeuten würde. 

Der Unterausschuß hat sich dafür ausgesprochen, grundsätzlich für 
die Fraohtberechnung nach den Sätzen der Hauptklassen ein Mindest¬ 
gewicht von 15 t zu fordern, aber zwei Ausnahmen zu machen. — Für die 
in eine Liste A aufzunehmenden Güter sollen die Sätze der Hauptklassen 
wie bisher bereits bei einem Mindestgewicht von 10 t oder Frachtzahlung 
für dieses Gewicht angewendet werden. Für die in eine Liste B aufzu¬ 
nehmenden Güter dagegen soll als Mindestgewicht der Hauptklasse das 
Ladegewicht des verwendeten Wagens gelten. Die Vorschriften des Unter¬ 
ausschusses werden zunächst die ständige Tarifkommission und die General¬ 
konferenz der deutschen Eisenbahnen zu beschäftigen haben. Die von dem 
Unterausschuß vorgeschlagene Lösung scheint mir nicht sehr glücklich 
zu sein. Darüber wird allerdings ein Zweifel nicht bestehen können, daß 
das 10-t-System der Entwicklung des Wagenparks der deutschen Eis<(t- 
bahnen nicht mehr entspricht. Die aus der Denkschrift mitgeteilten Sätze 
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sind überzeugend. Dann lasse man es aber nicht bei einer halben Maß¬ 
nahme bewenden, sondern fordere ausnahmslos die Frachtberechnung nach 
einem Mindestgewicht von 15 t. Bei der jetzigen Umwälzung unseres Wirt¬ 
schaftslebens wird das ohne- erhebliche Nachteile durchgeführt werden 
den können. Glücklich scheint mir dagegen der Vorschlag zu sein, nach 
dem Vorbilde zahlreicher Ausnahmetarife bei gewissen Massengütern als 
Mindestgewicht der Öauptklassen das Ladegewicht der verwendeten Wagen 
festzusetzen. Eine derartige Bestimmung empfiehlt sich umso mehr, als seit 
dem 1. Februar 1919 auf den deutschen Eisenbahnen die Bestimmungen 
über den Frachtnachlaß bei Ausnutzung des Ladegewichts aufgehoben sind. 


Gleich den Tarifvorschriften hat auch 

die 

G ü te r e i 

seit 1877 erheblich an Umfang zugenommen. 

•Es waren 


1877 

1918 

im Spezialtarif I. 

69 

108 

II. 

50 

111 

III. 

40 

223 


Tarifstellen vorhanden. Die größte Vermehrung der Tarifstellen weist der 
Spezialtarif III auf, die geringste der Spezialtarif I. Diese Entwicklung 
erklärt sich zum Teil durch das Bestreben nach Tarifherabsetzungen, zum 
Teil durch reichere Ausgestaltung des wirtschaftlichen Lebens. Eine den 
tatsächlichen Bedürfnissen Rechnung tragende Zergliederung in der Gtiter- 
einteilung wird nicht von der Hand zu Preisen sein. Um der Gefahr der Un¬ 
übersichtlichkeit zu begegnen, könnte man vielleicht mehr noch, als dies bis¬ 
her schon geschehen ist, einzelne Posten in Sammelposten zusammenfassen. — 
Der Gütereinteilung ist der größte Teil der Tätigkeit der ständigen Tarif¬ 
kommission gewidmet Das in ständigem Flusse befindliche wirtschaft¬ 
liche Leben macht auch fortwährend Ergänzungen und Änderungen der 
Gütereinteilung erforderlich. So notwendig es auch ist, die Gütereinteilung 
dauernd den wechselnden Bedürfnissen des Wirtschaftslebens anzupassen, 
so liegt dojh dabei eine Gefahr sehr nahe. Der Tarifgeber wird häufig 
in die Versuchung geraten, nur den Forderungen des einzelnen Falles ge¬ 
recht zu werden und die Rückwirkung auf den gesamten Tarifaufbau zu 
gering einzuschätzen. Es wäre eine dankenswerte Arbeit wenn einmal die 
ganze Gütereinteilung unabhängig von Einzelanträgen eingehend durch¬ 
geprüft werden würde. Zum mindesten sollte man da die bessernde Hand 
anlegen, wo allgemein zugegebene Mängel vorliegen. Das gilt z. B. von den 
Hohlglaswaren und den Tonwaren, bei denen die Zuweisung an die ver¬ 
schiedenen Tarifklassen von der Verpackung abhängt — ein Unterschei¬ 
dungsmerkmal, das sich nicht als brauchbarer Wertmaßstab erwiesen hat. 
Denn die Versender geben auch Waren von höherem Wert in einer Ver¬ 
packung auf, von der der Tarifgeber angenommen hatte, daß sie nur bei 
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billigeren Waren gebräuchlich sei. Auch bei der Zuweisung lebender 
Pflanzen an verschiedene Tarifklassen hat sich die Verpackung als unzu¬ 
treffendes Unterscheidungsmerkmal erwiesen. Im übrigen beruht die sehr 
anfechtbare Tarifierung der lebenden Pflanzen darauf, daß der deutsche 
Gütertarif Merkmale, die für die Sperrigkeit bei Aufgabe als Stückgut 
maßgebend sind, unzweckmäßiger Weise auch der Tarifierung bei Aufgahe 
in Wagenladungen zugrunde legt So hängt es von einem geringen Unter¬ 
schied in : der Verpackung ab, ob eine Sendung lebender Pflanzen nach dem 
Spezialtarif III oder nach der allgemeinen Wagenladungsklasse abzu¬ 
fertigen ist. 1 ) 

Ein Bedenken allgemeiner Art sei schließlich noch erwähnt. Bei 
nicht wenigen Gütern ist di» Zugehörigkeit zu der einen oder anderen Tarif¬ 
klasse von Merkmalen abhängig gemacht, deren Vorhandensein ohne be¬ 
sondere technische Kenntnisse und Vorrichtungen gar nicht geprüft werden 
kann, so bei den Tarifstellen Baryt, Erdfarben, glyoerinlialtige Unterlaugen, 
Holzessig, Kleie, Mineralöle, Lumpenhalbzeugmaße. Bei der Tarifstelle 
Erdfarben heißt es beispielsweise im Tarif: 

Als geschönte Erdfarben werden Farben aus mineralischen Stoffen an¬ 
gesehen, denen höclistens 2 % Teerfarbstoffe oder höchstens 10 % pflanzliche 
Farbstoffe oder höchstens 12 % chemisehmineralische Farbstoffe zugesetzt sind, 
ohne daß die natürliche Grundfarbe der mineralischen Stoffe dadurch geändert 
worden ist. 

und bei der Tarifstelle Mineralöle: 

Mineralöle, schwere (Braunkohlenteeröle, Schieferöle, Bogheadöle, aus 
Petroleum gewonnene Schweröle usw.), welche bei 20° C. ein spezifisches Ge¬ 
wicht von mehr als 0,835 und bei gleicher Temperatur eine Viskosität (Dick- 
flüssigkeit) — bestimmt mit dem Englerschen Viskositätsmesser und bezogen 
auf Wasser — 1 — von höchstens 2,6 haben. 

Bei derartigen Tarif Vorschriften ist eine Nachprüfung der im Fracht¬ 
brief enthaltenen Inhaltsangabe durcli den Abjertigungsbeamten so gut wie 
ausgeschlossen. Das Streben sollte jedenfalls dahin gehen, die Zugehörig¬ 
keit der Güter zu den verschiedenen Tarifklassen so zu bestimmen, daß der 
Abfertigungsbeamte mit durchschnittlicher Warenkunde nicht vor unlös¬ 
baren Rätseln steht. 


Wenn es jetzt auch verfrüht wäre, die Höhe der künftigen neuen 
Frachtsätze des Normaltarifs zu erörtern, so erscheint doch eine kurze Be- 


*) Auf diese und andere Einwendungen gegen die Giitereinteilung des 
deutschen Tarife ist in dem Bericht der deutschen Kommissare über die Verein¬ 
heitlichung der deutschen und österreichisch-ungarischen Gütertarife hinge¬ 
wiesen worden. 
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handlung der Frage geboten, von welchen Grundsätzen bei der Neuregelung 
der Tarifsätze ausgegangen werden soll. 

Mag das Reich die Eisenbahnen übernehmen oder nicht, so wird als 
erstes Ziel der Neuregelung der Tarifsätze gelten müssen, die jetzt noch 
bei einzelnen Bundesstaaten bestehenden Verschiedenheiten in den Sätzen 
des Normaltarifs zu beseitigen. Dieses Ziel wird sich um so leichter er¬ 
reichen lassen, als die Abweichungen nicht sehr erheblich sind. Bei den 
Streckensätzen besteht ein Unterschied nur insofern, als für das rechts¬ 
rheinische Netz der. bayerischen Staatsbahnen im Spezialtarif III bei Ent¬ 
fernungen bis zu 100 km 2,7 Pfennige für das tkm eingerechnet werden, 
sonst dagegen überall 2,o Pfennige. Bei den Abfertigungsgebühren besteht 
die Abweichung im wesentlichen darin, daß in Norddeutschland die vollen 
Sätze der Abfertigungsgebühren erst bei 100 km, in der allgemeinen Wagen¬ 
ladungsklasse bei 40 km erreicht werden, in Süddeutschland dagegen durch¬ 
weg schon bei 40 km. Aber auch innerhalb der ersten 40 km stimmen die 
Abfertigungsgebühren nicht bei allen süddeutschen Verwaltungen überein. 
Sollte man dahin kommen, in Zukunft für alle Entfernungen dieselben Ab¬ 
fertigungsgebühren einzurechnen, so würden damit die jetzigen Verschieden¬ 
heiten ohne weiteres beseitigt werden. 

Die Streckensätze sind gegenwärtig nicht nach einheitlichen 
Tarifgründsätzen gebildet. Bei der Einführung des Normaltarifs waren — 
mit einer Ausnahme — für alle Tarifklassen gleichbleibende Streckensätze 
vorgesehen. Nur der Spezialtarif III war gestaffelt. Am 1. Oktober 1898 
wurden auch die Sätze der allgemeinen Stückgutklasse gestaffelt. Damit 
trat ohne weiteres auch eine Staffelung der Frachtsätze für Eilstückgüter 
der allgemeinen Eilgutklasse und des — allerdings erst am 1. April 1899 
eingeführten — Spezialtarifs für bestimmte Eilgüter ein, weil für Eilstück¬ 
güter der allgemeinen Eilgutklasse die doppelten Sätze der allgemeinen 
Frachtstückgutklasse, für Eilstückgut des Spezialtarifs für bestimmte Eil¬ 
güter die einfachen Sätze der Frachtstückgutklasse erhoben werden. Seit 
dem 1. Oktober 1917 sind auch die Sätze des Spezialtarifs für bestimmte 
Stückgüter abgestaffelt. Nicht abgestaffelt sind daher jetzt mir die Strecken¬ 
sätze der Wagenladungsklassen mit Ausnahme des Spezialtarifs III. Da 
die Einrechnung eines mit wachsender Entfernung fallenden Strecken¬ 
salzes einem berechtigten wirtschaftlichen Grundsätze der Tarifbildung 
entspricht, der auch auf dem Gebiete der Ausnahmetarife fast durchweg 
maßgebend geworden ist, wird auch innerhalb des Normaltarifs die Staffe¬ 
lung der Streckensätze durchzuführen sein. 

Die bestehende Staffelung der Stückgutsätze und der Sätze des Spezial¬ 
tarifs III beruht auf verschiedenen Grundlagen, jene auf dem Anstoß 
niedrigerer Sätze bei bestimmten Entfernungen, diese auf der Durch- 
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rechnung eines niedrigeren Satzes bei Entfernungen über 100 km. Um 
gleichmäßige Tarifgrundlagen zu gewinnen, wird nur eine Form der 
Staffelung vorzusehen sein und zwar wegen ihrer größeren Übersichtlich¬ 
keit die Anstoßform. 

Da die bestehenden Streokensätze der verschiedenen Tarifklassen 
nach den bisherigen Erfahrungen richtig gegeneinander abgestimmt sind, 
wird man auch für die Folge im allgemeinen von diesen Streckensätzen 
ausgehen können. Sollte es sich beispielsweise darum handeln, eine syste¬ 
matische Erhöhung der Streckensötze auf Grund des am 1. 4. 1918 einge- 
ftihrten Zuschlages von 15 % *) vorzunehmen, so könnte folgende Berech¬ 
nung in Frage kommen: 



Bisheriger Satz 

+ 16% 

abgerandet 

AUg. Wagenladungsklasse B . 


6,9 

7 

Spezialtarif I. 


6,175 

5 

11. 

3,5 

4,076 

4 

, HI. 

2,6 

2,99 

3 


Danach wäre von einem Streckensatze von 7 Pfg. für Klasse B, von 
5 Pfg. für Spezialtarif I, von 4 Pfg. für Spezialtarif II und von 3 Pfg. für 
Spezialtarif III auszugehen. Diese Sätze wären für eine der bisherigen 
durchschnittlichen Beförderungsetrecke etwa entsprechende Entfernung zu¬ 
grunde zu legen. Im Jahre 1913 betrug auf den deutschen Eisenbahnen 
die durchschnittliche Beförderungsstrecke bei 

der allgemeinen Wagenladungsklasse B . . . . 134,42 km 

dem Spezialtarif I . . . 90,34 „ 

„ „ II als Hauptklasse.115,97 „ 

„ „ III. 79,63 „ . 

Um zu einfachen Tarifbildungsgrundsätzen zu kommen, könnte man 
den ermäßigten Streckensatz bei den Klassen B, Spezialtarif I und II 
gleichmäßig bei einer Entfernung von etwa 120 km, beim Spezialtarif III 
dagegen schon bei einer Entfernung von 80 km anstoßen. Für den 
Spezialtarif III wäre eine nicht nur früher einsetzende, sondern auch stärker 
wirkende Staffel vorzusehen, weil der Spezialtarif III, die verkehrswrchtigste 
Klasse des Normaltarifs, schon jetzt abgestaffelt ist, und weil die durch¬ 
schnittliche Beförderungsstrecke bei ihm besonders klein ist. 

Auch für den Rohstofftarif — mag er als Spezialtarif IV in den 
Normaltarif übernommen werden oder als Ausnahmetarif weiterbestdien — 
wird sich nicht nur eine einfache Erhöhung, sondern eine Umgestaltung 
empfehlen. Die jetzige Bildung (bis 350 km 2 , 2 , über 350 km Anstoß von 
1 . 4 ) ist schon länger als allzu unvermittelt empfunden worden. Vor einer 

*) So gering wird die Erhöhung ja leider für absehbare Zeit nicht sein 
können. 
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Reihe von Jahren wurde bereits von der preußischen Staatsbahnverwaltung 
beabsichtigt, durch eine allmählich eintretende, bis auf den Satz von 1,4 
heruntergehende Abstaffelung den Übergang zu mildem und zugleich den 
Tarif auch für die weiteren Entfernungen zu ermäßigen. Es war folgende 
Staffelung in Aussicht genommen: 

1—150 km.2,2 

151—250 .. 2,o 

251—350 .. 1,7 

über 350 „.1,4 

An der Abfertigungsgebühr von 7 Pfg. sollte nichts geädert werden. 
Die Angelegenheit ist damals wegen der Durchführung anderes als dring¬ 
licher betrachteter Tarifmaßnahmen nicht weiter verfolgt worden. Bei der 
bevorstehenden Umgestaltung der Tarife würde man den an sich richtigen 
Gedanken wieder *aufnehmen können. 

Die Streckensätze der Stückgutklassen sind seit dem 1. Oktober 1917 
neu festgesetzt. Bei der allgemeinen Stückgutklasse wurde die am 1. Oktober 
1898 eingeführte Staffel durch" eine neue ersetzt Beim Spezialtarif für 
bestimmte Stückgüter, dem ein für alle Entfernungen gleichbleibender 
Streckensatz (8 Pfg.) zugrunde lag, wurde eine Staffelung eingeführt, die 
der neuen Staffelung der allgemeinen Stückgutklasse angepaßt ist Zweck 
der damals vorgenommenen Änderung war, durch Vergrößerung der Span¬ 
nung zwischen den Stückgutsätzen und den Sätzen der Wagenladungs¬ 
klassen den Sammeldienst der Spediteure zu fördern und den wegen der 
ungünstigen Wagenausnutzung für den Betrieb unbequemen Stückgutverkehr 
eänzudämmen. Diese Rücksichten werden für die Tarifbemessung im Stück¬ 
gutverkehr auch fernerhin maßgebend sein müssen. Man wird also die 
jetzige Art der Staffelung im wesentlichen beibehalten und sich auf die Ein¬ 
rechnung des erforderlichen Zuschlages beschränken können. 

Die Abfertigungsgebühren sind bei allen deutschen Staatsbahnen ge¬ 
staffelt und zwar so, daß sie in ihrer vollen Höhe erst von einer gewissen 
— nicht in allen Bundesstaaten gleichen — Entfernung ab eingerechnet 
werden, daß dagegen bei geringeren Entfernungen niedrigere Gebühren 
eingerechnet werden. Eine derartige Staffelung ist streng genommen mit 
dem Begriff der Abfertigungsgebühr nicht voll in Einklang zu bringen; 
denn die Abfertigungsgebühr ist das Entgelt für die mit der Güterbeförde¬ 
rung verbundenen, von der Länge des Beförderungsweges unabhängigen 
Leistungen der Eisenbahn, nämlich die Annahme, das Verwiegen, das Auf- 
und Abladen der Güter, das Bereitstellen der Wagen, das Ausfertigen der 
Begleitpapiere usw. Die Abfertigungsgebühr ist gestaffelt worden, weil man 
befürchtete, daß die Einrechnung einer auf alle Entfernungen gleich- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 25 
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bleibenden Abfertigungsgebühr den Nahverkehr zu stark belasten würde, 
und daß der zu stark belastete Verkehr anderen Verkehrswegen, anderen 
Verkehrsmitteln zufallen könnte. Diese Besorgnisse sind unbegründet oder 
zum mindesten stark übertrieben. Andererseits darf nicht außer Betracht 
bleiben, daß die Selbstkosten der Eisenbahn im Nahverkehr erheblich größer 
sind, als der für den Gesamtverkehr errechnete Durchschnitt ergibt. Es 
liegt auch ein gewisser Widerspruch vor, wenn man für die Streckensätze 
den Grundsatz des mit wachsender Entfernung fallenden Einheitssatzes als 
berechtigt anerkennt, dagegen die Abfertigungsgebühr mit wachsender Ent¬ 
fernung steigen läßt. Alle diese Gründe sollten dahin führen, daß man bei 
der bevorstalienden Tarifumgestaltung innerhalb des Normaltarifs die volle 
Abfertigungsgebühr unterschiedslos bei allen Entfernungen- einrechnet. 
Allerdings wird sich dann eine gewisse Zurückhaltung bei der Erhöhung 
der Abfertigungsgebühren empfehlen. Andererseits wird es keinem Be¬ 
denken unterliegen, die jetzige Gleichstellung der vollen Abfertigungs¬ 
gebühr bei allen Wagenladungsklassen zu beseitigen und jedenfalls für die 
allgemeine Wagenladungsklasse eine höhere Abfertigungsgebühr vorzu¬ 
sehen, als für die Spezialtarife. 
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Die Arbeiterpensionekaese, die Krankenkassen und die Unfall¬ 
versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 

im Jahre 1917.0 

Von 

• M. Stephan, Geh. exped. Sekretär im Ministerium der öffentlichen Arbeiten. 


Zur Durchführung der gesetzlichen Invaliden- und Hinterbliebenen- 
versicherung sowie der Krankenversicherung (Buch 2 und 4 der Reichs¬ 
versicherungsordnung) sind im Bereich der preußisch-hessischen Eisen¬ 
bahngemeinschaft in der Pensionskasse für die Arbeiter der 
preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft und in den Allgemeinen 
Eisenbahnbetriebskrankenkassen besondere Einrichtungen 
getroffen, während die Vorschriften der Unfallversicherung (Buch 3 
der Reichsversicherungsordnung) nach Maßgabe des Gesetzes von den 
Eisenbahndirektionen als staatlichen Ausführungsbehörden durchgeführt 
werden (vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1915, S. 32/33). 

Die Arbeiterpensionskasse, die bereits auf Grund des früheren 
Invalidenversicherungsgesetzes errichtet worden ist, besteht seit dem 
1. Januar 1891. Seit dem 1. April 1913 nimmt sie, wie im Archiv für 
Eisenbahnwesen 1914, S. 41 ff. ausgeführt ist, auch die Arbeiter der dem 
Minister der öffentlichen Arbeiten unterstellten Wasserbauverwaltung auf. 
Sie zerfällt in die Abteilungen A und B, die mit getrennter Vermögens¬ 
verwaltung nebeneinander bestehen. Die Abteilung A erfüllt als eine 
gemäß §§ 1360 ff. der Reichsversicherungsordnung vom Bundesrat zuge¬ 
lassene Sonderanstalt unter Erhebung der gesetzlichen Beiträge alle Auf¬ 
gaben der reichsgesetzlichen Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung, 
während die Abteilung B eine über die reichsgesetzliche hinausgehende 
besondere Fürsorge leistet und alle Arbeiter umfaßt, die mindestens ein 
volles Jahr bei der Eisenbahnverwaltung oder der Wasserbauverwaltung 
beschäftigt sind. • ■ 

Zur Durchführung der gesetzlichen Krankenversicherung ist für 
jeden Eisenbahndirektionsbezirk eine Allgemeine Betriebskrankenkasse er¬ 
richtet. Außerdem können nach Bedarf im Einzelfall für die bei größeren 


l ) Im Anschluß an den gleichen Aufsatz- für die Jahre 1915 und 1916 im 
Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 1 
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Bauausführungen beschäftigten Bauarbeiter noch Besondere Be¬ 
triebskrankenkassen errichtet werden (vgl. Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen 1916, S. 6ff.). 

Neben den auf Grund gesetzlicher Vorschriften errichteten Allge¬ 
meinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen bietet die von dem Allgemeinen 
Verbände der Eisenbahnvereine der preußisch-hessischen Staatsbahnen und 
der Reichseisenbahnen errichtete, am 1. Oktober 1904 in Wirksamkeit 
getretene Verbandskranken- und Hinterbliebenenkasse, 
über deren Einrichtung und Verwaltung im Jahrgang 1907 des Archivs 
für Eisenbahnwesen S. 103 das nähere mitgeteilt ist, den Eisenbahnbe¬ 
diensteten Gelegenheit zu einer weiteren, über die gesetzliche Krankenver¬ 
sicherung hinausgehenden Fürsorge in Krankheitsfällen. Außerdem tuet et 
diese Kasse den Beamten eine Arznei- und Hinterbjiebenenversicherung. 

Die beiden nachstehenden Übersichten geben ein Gesamtbild von den 
Leistungen der Pensionskasse und der Allgemeinen Betriebskrankenkassen, 
von den Ausgaben auf Grund der Unfallversicherung einschließlich der 
Haftpflichtrenten an Arbeiter und deren Hinterbliebene sowie von den Auf¬ 
wendungen der Verwaltung für diese Zwecke, für die Angestelltenversiche¬ 
rung und für Unterstützungen an Arbeiter und deren Hinterbliebene in den 
Jahren 1915 bis 1917. » 


■ ■ ■ 

im Jahre 

Es wurden gezahlt 

»1916 

M 

1916 

1917 

M 

1. von der Arbeiterpensionskasse: 

a) an Invaliden-, Kranken-, Alters-, Witwen- 
(Witwer-), Waisen- und Zusatzrenten, Wit- 
wen-und Waisengeld und Waisenaussteuer 

4 358787 

5246690 

6103 205 

b) fürHeilbehandlung erkrankter Kassenmit¬ 
glieder und für Invalidenhauspflege . . 

824 800 

865000 

811058 

c) an Rentenzuschüssen, Pensionen, Witwen- 
und Waisenzusatzrenten, Sterbegeld . . 

111Ö9000 

12890000 

14005 000 

2. von den Allgemeinen Betriebskrankenkassen: 
an Krankheitskosten (Krankengeld, für 
Krankenpflege, freie ärztliche Behand¬ 
lung, Arznei und sonstige Heilmittel bei 
Erkrankungsfällen sowohl der Kassonmit- 
glieder als auch ihrer Familienangehöri¬ 
gen, Wochen- und Stillgeld, Schwangeren¬ 
geld und Sterbegeld). 

15638638 

17119 487 

22 972129 

3. an Renten, Abfindungen, Heilungskosten so¬ 
wie an Sterbegeldern und anderen Ent¬ 
schädigungen auf Grund der Unfallver¬ 
sicherung . 

8529315 

8814584 

9 184 245 

4. an Haftpflichtrenten an Arbeiter und deren 
Hinterbliebene.'. 

345 000 

323000 

345 622 

insgesamt . . . . 1 

i 

40755540 

i 

44 768 761 

53 421159 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 







Versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft. 


367 


Die Beiträge der Eisenbahnverwaltung betrugen: 



im Jahre 

a n 

1916 

rund 

1916 
rund <M> 

1917 
rund M 

Barauschüssen: 

zu den Allgem. Eisenbahnbetriebskranken¬ 
kassen .. 

• 

6467 800 

6326600 

7685400 

zur Arbeiterpensionskasse: 

Abteilung A . 

3631400 

3428600 

4156400 

. B . 

9864200 

9303600 

12239200 

zur Angestelltenversicherung. 

146100 

161700 

202800 

Entschädigungen: 

auf Grund der Unfallversicherung. 

8629300 

0 

8814600 

9184 300 

„ „ , Haftpflichtgesetze, soweit es 

sich um Unfälle der Arbeiter handelt . . 

346000 

323000 

345600 

Unterstützungen an Eisenbahnarbeiter und an 
Hinterbliebene ausgeschiedener Arbeiter 
(nach der Istausgabe des Rechnungsjahres) 

j! 

| 2979600 

3600000 

8000000 

insgesamt .... 

30853400 

30968000 

36812700 


Hierbei wird bemerkt, daß am Ende des Rechnungsjahres 1917 = 
2929 (2487 am Ende des Rechnungsjahres 1916) Bedienstete der Eisen¬ 
bahnverwaltung nach dem am 1. Januar 1913 in Kraft getretenen Ver¬ 
sicherungsgesetz für Angestellte, über das im Archiv für Eisenbahnwesen 
1914 auf S. 44 ff. nähere Angaben gemacht sind, versicherungspflichtig 
waren. In der Hauptsache waren dies die außerhalb des Beamtenverhält¬ 
nisses beschäftigten technischen Hilfskräfte und* die während des Krieges 
eingestellten nichttechnischen Aushilfskräfte. Sie entrichteten im Rech¬ 
nungsjahre 1917 insgesamt 182 561 dt (131787 dt im Rechnungsjahr 1916) 
Beiträge, während die Eisenbahnverwaltung, die gesetzlich die Hälfte der 
Pflichtbeiträge zu leisten hat, für sie in der gleichen Zeit 202 788 dt 
(161 680 dt im Rechnungsjahre 1916) an die Angestelltenversicherung 
zahlte. Der Gesamtbeitrag der Eisenbahnverwaltung ist höher als der der 
Versicherten, weil die Eisenbahnverwaltung ihren Beitragsteil auch für die 
Versicherten entrichten muß, die auf Grund des § 390 des Gesetzes von 
der eigenen Beitragszahlung befreit sind. Die Zugehörigkeit der Ver¬ 
sicherten zu den einzelnen Gehaltsklassen ergibt sich aus nachstehender 
Übersicht: 


- « 


Zahl der 

Vers icherungspflichti gen 


Zeitpunkt 



in der Gehaltsklasse 



A 

B 

C 

D 

E 

F 

G 

H 

J 

31. März 1917. 

22 

139 

i 614 

639 

114 

199 

362 

479 

19 ' 

31. „ 1918. 

5 

1 19 

S 73 

276 

798 

772 

311 

461 

225 
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1. Die Arbeiterpensionskasse. 

'“^Obwohl der Krieg auch im Berichtsjahr nicht ohne Einfluß auf die 
Verhältnisse der Pensionskasse geblieben ist, haben diese sich doch er¬ 
heblich günstiger gestaltet als in den beiden Vorjahren. Nachdem die 
Bautätigkeil und die Unteriialtungsarbeiten der Eisenbahnverwaltung wäh¬ 
rend der ersten beiden Eiriegsjahre notgedrungen aufs äußerste einge¬ 
schränkt worden waren, mußten im Jahre 1917, um die Eisenbahnen den 
immer größer werdenden Anforderungen des Kriegs gegenüber leistungs- 
‘fähig zu erhalten, die Arbeiten zur Unterhaltung des Bahnkörpers und 
ganz besonders der Lokomotiven und Wagen mit allen zu'Gebote stehen¬ 
den Mitteln aufgenommen und gefördert werden. Auch eine Vermehrung 
des Betriebspersonals war zur Bewältigung des Verkehrs erforderlich. 
Dazu mußten, weil die zum Heeresdienst eingezogenen und die beim Feld¬ 
eisenbahnwesen tätigen Bediensteten nicht sämtlich zurückgezogen wer¬ 
den konnten, zahlreiche Arbeitskräfte neu eingestellt werden. Dadurch 
vermehrte sich die Zahl der Mitglieder bei Abteilung A im Berichtsjahr 
um 44621 gegenüber dem Vorjahr. Dieser beträchtliche Mitgliederzu¬ 
wachs hatte naturgemäß auch eine Mehreinnahme an Beiträgen zur Folge, 
die durch die am 1. Januar 1917 in Kraft getretene Erhöhung der Wochen¬ 
beiträge (um 2 Pf. in jeder Lohnklasse 1 ) nicht unwesentlich gesteigert 
wurde. Infolgedessen ergab sich bei Abteilung A gegenüber dem Vorjahr 
eine Mehreinnahme von insgesamt 2 006 749 M. Weil die Mitglieder der 
Abteilung A erst nach einjähriger Beschäftigung bei der Eisenbahnver¬ 
waltung der Abteilung B beitreten dürfen, konnte die umfangreiche Xeu- 
einstellung von Arbeitern bei der Mitgliederzahl der Abteilung B im Be¬ 
richtsjahr noch nicht in Erscheinung treten. Auch ist anzunehmen, daß 
ein erheblicher Teil der während des Kriegs eingestellten Bediensteten — 
vermutlich wegen der überaus günstigen Lohnverhältnisse in der Kriegs¬ 
industrie — schon nach kurzer Zeit die Beschäftigung bei der Eisenbahn¬ 
verwaltung wieder aufgegeben und deshalb die Berechtigung zum Beitritt 
zur Abteilung B gar nicht erworben hat. Ferner ist ein Teil der Mitglie¬ 
der der 'Abteilung A zu dem Zeitpunkt, an dem er das erste Beschäftigungs¬ 
jahr vollendet hätte und demgemäß Mitglied bei Abteilung B hätte werden 
müssen, zum Kriegsdienst eingezogen gewesen und daher nicht der Ab¬ 
teilung B beigetreten, während andererseits die zum Heeresdienst einbe- 
rufenen Mitglieder der Abteilung B vielfach ihre Mitgliedschaft unter 
Rückforderung der Beiträge aufgegeben haben dürften. Aus diesen Grün¬ 
den ging die Mitgliederzahl bei Abteilung B wiederum, wie in den Jahren 

*■) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 137, Ziffer 5. 
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1915 und 1916, zurück und zwar um 998 Mitglieder. Gleichwohl sind auch 
bei Abteilung B die Einnahmen im Berichtsjahr gegen das Vorjahr er¬ 
heblich gestiegen und zwar um 6 165 862 JC, weil die von der Hauptver¬ 
sammlung im Jahre 1916 beschlossene Beitragserhöhung 1 ) am 1. April 
1917 in Kraft getreten und vom gleichen Zeitpunkt ab der außerordent¬ 
liche Beitrag der Eisenbahnverwaltung von einem Sechstel auf ein Viertel 
der Gesamtbeiträge*) erhöht worden ist. Außerdem haben bei beiden Ab¬ 
teilungen die wesentlichen Lohnaufbesserungen, die im Berichtsjahr mit 
Rücksicht auf die durch den Krieg verursachte allgemeine Verteuerung 
der Lebenshaltung vorgenommen worden sind, zur Erhöhung der Ein¬ 
nahmen beigetragen. Dies ist am besten aus dem Übertritt der Mitglieder 
in dio höheren Lohnl^assm (®. S. 380) zu erkennen, der in diesem Um¬ 
fang in keinem der früheren Jahre wahrzunehmen war. So sind z. B. in 
die am 1. April 1917 errichtete höchste Lohnklasse (X) bei Abteilung B 
207 226 Mitglieder oder 59 ,12 % aller Mitglieder übergetreten. 

Die Ausgaben an Renten sind bei Abteilung A um rd. 856 000 Ji, bei 
Abteilung B um rd. 1482 000 <M gegen das Vorjahr gestiegen. Die Stei¬ 
gerung bei Abteilung B ist in der Hauptsache auf die im Jahre 1916 be¬ 
schlossene, im Berichtsjahr durchgeftihrte Erhöhung der Renten 3 ) zu¬ 
rückzuführen. 

Neben dieser Verbesserung ihrer regelmäßigen Bezüge haben die 
Kassenmitglieder im Jahre 1918, wie hier der Vollständigkeit wegen be¬ 
merkt sein mag, noch eine weitere Aufbesserung erfahren. Durch Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 3. Januar 1918 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 7) ist den Empfängern einer Invaliden- oder Krankenrente eine im 
voraus zahlbare Zulage von 8 dl monatlich und den Empfängern einer 
Witwen- (Witwer-) oder Witwenkrankenrente eine solche von 4 dl monat¬ 
lich für die Zeit vom 1. Februar 1918 bis 31. Dezember 1918 gewährt wor¬ 
den. Sämtliche Empfänger einer Rente der genannten Art, sofern sie nieht 
Ausländer sind und sich nicht im Auslande aufhalten, beziehen ohne An¬ 
trag diese Zulage, die auf Grund einer Verordnung des Rats der Volks- 
beauftragten und des Staatssekretärs des Reichsarbeitsamts vom 12. No¬ 
vember 1918 (Reichsgesetzblatt S. 1310) auch im Kalenderjahr 1919 ge¬ 
zahlt wird. In seiner schon so oft bewiesenen Fürsorge für die Eisen¬ 
bahnbediensteten hat der Minister der öffentlichen Arbeiten nach Benehmen 
mit dem Finanzminister durch Erlaß vom 4. Dezember 1918 angeordnet, 
daß allen Rentenempfängern, die als frühere Eisenbahn bediepstete ihre 
Rente aus der Abteilung A der Arbeiterpensionskasse erhalten und die 

1) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 187, Ziffer 8. 

*) » » » „ 1918, „ 138, „ 10. 

*) „ * , * 1918, , 137, „ 6 und 7. 
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oben erwähnten Zulagen von 8 oder 4 Ji monatlich beziehen, m Rücksicht 
auf die durch den Krieg hervorgerufene Teuerung bis auf weiteres und 
zwar rückwirkend vom 1. Oktober 1918 ab eine monatlich im voraus zahl¬ 
bare weitere Zulage von 8 bzw. 4 <M aus Mitteln der Eisenbahnverwaltung 
zu zahlen ist, so daß eine Verdoppelung ihrer bisherigen Rentenzulage 
eingetreten ist. 

Die Empfänger von Altersrente hatten im Jahre 1918 keine der¬ 
artige Zulage erhalten. Wohl mit Rücksicht auf die immer mehr zuneh¬ 
mende Teuerung ist jedoch auch ihnen, sofern sie nicht Ausländer sind 
und sich nicht im Auslande aufhalten, durch Verordnung des Rats der 
Volksbeauftragten und des Staatssekretärs des Reichsarbeitsamts vom 
14. Dezember 1918 . (Reichsgesetzblatt S. 1429) für <Jas Kalenderjahr 1919 
eine im voraus zahlbare Zulage von 8 M monatlich gewährt worden. 

Wie bereits mehrfach erwähnt (s. Archiv für Eisenbahnwesen 1916, 
S. 5 und 1918, S. 154) sind von den beim Feldeisenbahnwesen tätigen Mit¬ 
gliedern der Pensionskasse während des Krieges keine Beiträge verein¬ 
nahmt 1 ) worden, weil die Verhandlungen mit der Militärverwaltung über 
die Regelung des Versicherungsverhältnisses dieser Bediensteten nicht'zum 
Abschluß gebracht werden konnten. Strittig war, ob die Tätigkeit beim 
Feldeisenbahnwesen als Heeresdienst im Sinne des § 1393 der Reichsver¬ 
sicherungsordnung anzusehen ist. Wurde diese* Frage bejaht, so mußte 
die beim Feldeisenbahnwesen zugebrachte Zeit den Mitgliedern beider 
Kassenabteilungen satzungsgemäß ohne Beitragszahlung angerechnet wer¬ 
den. Mit Rücksicht auf die erheblichen Ausgaben und die sonstigen Nach¬ 
teile, die der Kasse ohnehin durch den Krieg erwachsen sind, hoffte der 
Kassenvorstand, daß die Frage verneint und die Beitragseinnahme der 
Kasse gesichert werden würde. Diese Hoffnung hat sich leider nicht er¬ 
füllt. In seiner Entscheidung vom 20. März 1917 (Amtliche Nachrichten 
des Reichsversicherungsamts, S. 440, Nr. 2332) hat das Reichsversiche¬ 
rungsamt ausgesprochen, daß die Dienste des zum Feldeisenbahnwesen her- 
angezogenen militärdienstpflichtigen d. h. wehrpflichtigen Eisenbahnper- 

i) Für den Fall, daß später eine Verpflichtung zur Beitragszahlung bei der 
Pensionskasse, Betriebskrankenkasse oder der Verbandskranken- und Hinter¬ 
bliebenenkasse festgestellt werden sollte, ist von den beim Feldoisenbahnwesen 
tätigen Bediensteten zunächst ein Pauschbetrag von je 10 M monatlich eingezogen 
und von den Eisenbahnhauptkassen bei den Verwahrgeldern vereinnahmt worden. 
Durch Vermittlung der Pensionskasse sind diese Beträge zugunsten ihrer Eigen¬ 
tümer zinstragend angelegt werden. Nachdem sich bei der endgültigen Regelung 
des Versicherungsverhältnisses dieser Bediensteten ergeben hat, daß sie zumeist 
keine Beiträge für die Dauer ihrer Tätigkeit beim Feldeisenbahnwesen zu ent¬ 
richten haben, ist die Abrechnung und Rückzahlung der Pauschbeträge an die 
Bediensteten durch Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 17. April 
1918 angeordnet worden. 
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sonals ohne Rücksicht auf die Art und Höhe des Verdienstes als Kriegs¬ 
oder ähnliche Dienste anzusehen sind. Danach ist den- militärdienstpflich- 
tigen Mitgliedern der Abteilung A die beim Feldeisenbahnwesen zuge¬ 
brachte Zeit als Beitragswochen der Lohnklasse II anzurechnen, ohne 
daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen, während bei Abteilung B diese 
Zeit ohne Beitragszahlung als Beitragswochen nach der Lohnklasse zu 
zählen ist, der das Mitglied vor seinem Eintritt beim Feldeisenbahnwesen 
zuletzt angehört hat. Bei beiden Abteilungen sind also von den beim Fejd- 
eisenbahnwesen tätigen militärdienstpflichügen Mitgliedern für die Dauer 
dieser Tätigkeit keine Beiträge einzuziehen. Damit erleidet die Pen¬ 
sionskasse einen EinahmeausfaU, der bei der großen Zahl dieser Mitglieder 
und der langen Dauer des Krieges schätzungsweise rd. 10 Millionen Mark 
betragen dürfte. Die nicht militärdienstpflichtigen Mitglieder sind da¬ 
gegen während der Tätigkeit beim Feldeisenbahnwesen bei beiden Kassen-, 
abteilungen beitragspflichtig. Die Beitragsanteile des Arbeitgebers für Ab¬ 
teilung A trägt die Militärverwaltung, die für Abeilung B werden auf An¬ 
ordnung des Ministers der öffentlichen Arbeiten vorläufig zu Lasten der 
Eisenbahnverwaltung verrechnet, »weil die Militärverwaltung ihre Über¬ 
nahme mehrfach abgelehnt hat. 

Über die Gesamtzahl der Kassenmitglieder während des Be¬ 
richtsjahres und ihre Zugehörigkeit zu den beiden arbeitgebenden Staats¬ 
verwaltungen gibt die nachstehende Zusammenstellung einen Überblick: 


/ 

• 

Zahl der Mitglieder 

bei der 

Abteilung A 

Abteilung B 

Eisen- 

bahn- 

Verwa 

Wasser- 

bau- 

Jtung 

zu¬ 

sammen 

Eisen- 

bahn- 

Verwa 

Wasser¬ 

bau- 

Jtung 

zu¬ 

sammen 

Beim Beginn des Jahres 







1917 vorhanden .... 

494057 

18917 

512974 

351521 

4 406 

365 927 

Im Laufe des Jahres 







eingetreten .... 

148 734 

8868 

157 602 

23625 

8266 

26891 

ausgeschieden . . 

104113 

8621 

112734 

24623 

1223 

25846 

Beim Schluß des Jahres 




1 



1917 vorhanden .... 

638678 

19164 

567 842 

350523 

6449 

356972 

darunter weibliche . 

105931 

1832 

107 763 

12674 

615 

13289 

„ freiwillige . 

62768 j 

145 

62913 

43 422 

19 

43 441 


Die nachstehenden Ausführungen und Zahlenangaben beziehen sich, 
sofern etwas anderes nicht ausdrücklich bemerkt ist, lediglich auf die bei 
der Staatseisenbahnverwaltung beschäftigten Kassenmitglieder. 
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Die Zahl der bei der E i s e n b a h n Verwaltung beschäftigten Kassen- 
mitglieder ist au»‘der nachstehenden vergleichenden Zusammenstellung er¬ 
sichtlich : 


1 


Zahl der Mitglieder 
bei der Abteilung 



A 

B 

1 

! A 

B 

A 

B 

i 

• 

1 

1915 

1916 | 

1917 

Beim Beginn des Rech- ! 
nungsjahres vorhan- | 
den. 

434 810 

i 

864 163 

449 440 

351 788 

494 057 

351521 

Im Laufe des Rechnungs- } 
jahres neu e i n g e - : 
treten: 

überhaupt. 

115 716 

1 

1 

1 

1 

1 

16 706 j 

150 917 

23 691 

148 734 

23 62fr 

auf je 100 der Mitglieder- 
zahl im Jahresmittel 

25,95 

4,41 

32,42 

6,79 

29,24 

6,78 

Im Laufe des Rechnungs- • 
jahres ausgeschie¬ 
den: 

überhaupt . 

100 586 

1 

28080 

106 300 

23958 

104113 

24 623. 

auf je 100 der Mitglieder- | 
zahl im Jahresmittel l 

22,65 

7,88 ; 

22,84 

6,81 

20,47 

7,08 

Beim Schluß des Rech- ' 
nungsjahres vorhan¬ 
den : 

überhaupt . 

1449 440 

i 

851 788 

; 

494057 

1 

851 521 

1 

538 678 

1 

350523 

darunter weibliche . . 

| 30 352 

8251 

81 709 

9 449 ' 

105 931 

1267+ 

„ freiwillige . . 

61435 

39189 

64 665 

37 616 * 

62 768 

43 422 

Durchschnittlich 
t ä g 1 i c h (im Jahres¬ 
mittel) vorhanden 1 ) . , 

i 

445 986 

i i 

! 

i i 

356495 

i 

i 

i 1 

465 459 

j 

351848 : 

1 

1 

i 

> 508598 

348627 

überhaupt haben teil- | 
genommen. 

550026 

379 868 

i ! 

i 

600357 

j 

376479 | 

, I 

642 791 

375 14«; 

! 


Die Gesamtzahl der Mitglieder der Abteilung A hat sich gegen das 
Vorjahr um 44 621 erhöht. Da als Ersatz für die zum Heeresdienst einge- 


i) Die Mitgliederzabl im Jahresmittel ist in der Weise berechnet, daß die in 
den benutzten Unterlagen angegebenen Bestandsziffern vom ersten Tage jedes 
Monats zusammengezählt sind und die Gesamtsumme durch die Zahl der Monate 
geteilt ist. 
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zogenen männlichen Bediensteten zumeist weibliche Personen eingestellt 

werden mußten, ist der Mitgliederzuwachs hauptsächlich bei den weiblichen 

Mitgliedern eingetreten, deren Zahl von 81 709 im Jahre 1916 auf 105 931 
♦ 

gestiegen ist. Die Zahl der im Laufe des Jahres neu eingetretenen Mit¬ 
glieder ist aus den auf Seite 368 angegebenen Gründen erheblich größer 
gewesen als in den letzten Jahren vor dem Krieg. Ihr steht jedoch auch 
ein erheblich größerer Abgang als in früheren Jahren gegenüber, weil die 
während des Krieges eingestellten Ersatzkräfte, wie bereits auf Seite 368 
ausgeführt ist, in vielen Fällen bald wieder ausgeechieden und die zum 
Heeresdienst eingezogenen Mitglieder vielfach aus der Kasse abgemeldet 
worden sind, obwohl sie nach einer Anordnung des Kassenvorstandes erst 
nach Beendigung der militärischen Dienstleistung als ausgeschieden be¬ 
trachtet werden sollen, wenn sie ihre Beschäftigung nicht wieder aufnehmen. 

Die Zahl der freiwilligen Mitglieder der Abteilung A betrug am Schluß 
des Jahres 1916 = 54 665, am Schluß des Jahres 1917 dagegen 62 768, mit¬ 
hin 8103 mehr. 

Die Zahl der bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 
beschäftigten, der Invalidenversicherungs pflicht unterliegenden Personen 
hat sich um 36 518 (im Vorjahre um 41387) erhöht. 

Mit einer nach § 1370 der Reichs Versicherungsordnung ausgestellten 
Bescheinigung über die Teilnahme an der Abteilung A sind im Jahre 1917 
97199 Personen (= 19 ,i % des durchschnittlichen Mitgliederbestandes) ge¬ 
gen 100191 Personen (= 21,5 % des durchschnittlichen Mitgliederbestandes) 
im Vorjahre aus der Beschäftigung bei der Eisenbahn ausgeschieden. 

Die Zahl der Mitglieder der Abteilung B der Pensionskasse ist im 
Jahro 1917 aus den auf Seite 368 angegebenen Gründen um 998 gegen das 
Vorjahr zurückgegangen. Zum Beitritt zur Abteilung B ist jedes Mitglied 
der Abteilung A nach einjähriger Beschäftigung im Dienste der Eisenbahn¬ 
oder der Wasserbauverwaltung' verpflichtet, sofern es nicht der Versiche- 
rungspflicht nach dem-Angestelltenvereicherungsgesetz vom 30. Dezember 
1911 unterliegt 

Der Abteilung B gehörten im Jahre 1917 im täglichen Durchschnitt 
348 627 Mitglieder (= 69 % des Durchschnittsbestandes der Mitglieder der 
Abteilung A) gegen 351 848 (= 76 %) Mitglieder im Jahre 1916 an. 

Die Zahl der aus der Abteilung B ausgeschiedenen Mitglieder hat 
betragen: 
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infolge 

1914 

1916 

1916 

1 

1917 

I 

a) Ablebens. 

b) Übertritts in den Bezug einer 
Pension, Invalidenrente nebst 

1901 1 

i 

1 

4 041 

3253 

3 724 

j 

Zusatzrente. 2 473 

c) bahnseitiger Gewährung einer i 

2076 

2119 _ 

i 

i 

1 818 

Unfallrente. 

d) Übernahme von Mitgliedern in 
das Verhältnis von Eisenbahn- | 

71 

89 

110 

137 

unterbeamten. 

e) Bonstiger*freiwilliger oder un¬ 
freiwilliger Aufgabe der Be- 
schäftigung bei der Eisenbahn- | 
Verwaltung: j 

7 681 

: | 

2 382 

i 

1974 

1 

1 8661 

mit Beitragsrückgewähr. . 

12 997 

12517 

11 164 

7 453 

ohne „ . . 

10 837 

6 976 

j 5 338 

i 

2830 

zusammen. . . 

35 9G0 

28080 

2". 958 

24 623 


Yon den unter e) aufgeführten Personen hatten nur 4889 eine fünf¬ 
jährige oder längere Mitgliedzeit. 

Unter den in das Staatsbeamtenverhältnis übergeführten Mitgliedern 
befanden sich im Jahre 1917 7421 mit einer mindestens fünfjährigen Mit¬ 
gliedschaft bei der Pensionskasse. Diesen, wie ihren Angehörigen, bleiben 
ohne weitere Beitragsleistung die Ansprüche auf die Leistungen der Ab¬ 
teilung B erhalten, die zu gewähren gewesen wären, wenn das Mitglied 
am Tage seiner'Übernahme erwerbsunfähig geworden oder gestorben wäre. 
Sie sind aber auch berechtigt, die Mitgliedschaft bei der Abteilung B. frei¬ 
willig fortzusetzen, und haben dann den Beitrag in voller Höhe allein zu 
zahlen, da die Verwaltung keinen Zuschuß leistet. Bei Aufgabe der frei¬ 
willigen Versicherung werden die während ihrer Dauer entrichteten Bei¬ 
träge bis auf eine geringe Risikogebühr zurückgezahlt. Von der frei¬ 
willigen Versicherung wird, wie die Anzahl der freiwilligen Mitglieder 
zeigt, in größerem Umfang Gebrauch gemacht. In den aufgeführten 2830 
(5338 im Jahre 1916) Fällen des Ausscheidens aus der Beschäftigung ohne 
Beitragsrückgewähr handelt es sich nicht um Fälle strafweiser Ent¬ 
lassung, in denen die Beitragsrückgewähr vorenthalten werden kann, son¬ 
dern fast ausschließlich um Fälle, in denen die ausgeschiedenen Mitglieder 
von dem ihnen nach § 34 Abs. 4 und 5 und nach § 36 der Satzungen zu- 
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stehenden Recht Gebrauch gemacht haben, die Beiträge in der Kasse zu 
lassen, um sich und ihren Angehörigen die bis zum Ausscheiden erwor¬ 
benen Ansprüche auf Zusatzrente und Witwen- und Waisengeld zu erhalten. 
Die Steigerung der Zahl dieser Mitglieder von 156 im Jahre 1909 auf 2830 
im Jahre 1917 beruht auf der am 1. April 1910 in Kraft getretenen Bestim¬ 
mung, wonach den Mitgliedern, die zur Erfüllung der aktiven Militärdienst¬ 
pflicht aus der Beschäftigung ausscheiden, ebenfalls das Recht eingeräumt 
worden ist, die Beiträge in der Kasse zu lassen. 

Weitere Auskunft über Zahl, Ein- und Austritt, Lebensalter und Ab¬ 
leben der Mitglieder beider Abteilungen der Pensionskasse im Jahre 1917 
gibt nach den einzelnen Jahrgängen die Anlage I (Seite 396—403). 

Faßt man auf Grund des Bestandes am Jahresanfang die Mitglieder 
der Abteilung B in Lebensaltergruppen zusammen, so erhält man über die 
Beteiligung der verschiedenen Lebensaltergruppen bei den nach der Dauer 
der Mitgliedzeit gebildeten zwei Gruppen die nachstehende Übersicht (S. 376 
und 377). 

Diese Übersicht weist im Jalir« 1917 eine Erhöhung der Mitglieder¬ 
zahl in dem Lebensalter bis zu 24 Jahren nach (2992 mehr als im Vor¬ 
jahr). Sie beruht auf der am 1. April 1910 in Kraft getretenen Bestim¬ 
mung, nach der die Mitgliedschaft bei Abteilung B bereits vor Erfüllung 
der Militärpflicht beginnen kann. Die Zahl dieser Mitglieder ist in den 
Jahren 1911 bis 1914 von Jahr zu Jahr gestiegen, in den Jahren 1915 und 
1916 jedoch zurückgegangen, weil einerseits ein Teil dieser Mitglieder in 
die nächste Altersklasse (25—29 Jahre) aufgerückt ist, anderseits infolge 
des Krieges aus den auf Seite 368 angegebenen Gründen der sonst übliche 
Zuwachs an neuen Mitgliedern ausgeblieben ist. 

Am 1. Januar 1918 hatten 65,se % (gegen 63,43 % am 1. Januar 1917) 
aller bei der Eisenbahnverwaltung beschäftigten Mitglieder Anspruch auf 
Kassenleistungen. 


Die Sterblichkeitsziffern haben betragen auf je 100 Mitglieder 



1 

1 

1 

im Jahre 



1916 

19 16 

1917 

bei der Abteilung A. 

.% 

0,99 

0,87 

0,90 

. . . B. 

.n 

1,13 

0,92 

1,07 


Von den im Jahre 1917 verstorbenen 3724 Mitgliedern der Abteilung B 
hinterließen 2764 Angehörige, die einen Anspruch auf Witwen- und Waisen¬ 
geld hatten, während sich diese Zahl im Jahre 1916 bef 3253 Sterbefällen 
auf 2231 belief. 
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Die Zuteilung der Mitglieder zu den für die Höhe der Beiträge und 
der Leistungen maßgebenden Lohnklassen erfolgt nach dem Jahresarbeits¬ 
verdienst. Für dessen Ermitlung ist bei beiden Abteilungen seit der am 
1. April 1913 in Kraft getretenen Änderung der Satzungen der Pensionskasse 
(vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1914, S. 41 ff.) nicht mehr ausschließlich 
der zur Krankenkasse veranlagte Tagesverdienst maßgebend, sondern auch 
der wirkliche, tägliche Arbeitsverdienst (bei schwankendem Verdienst der 
erfahrungsmäßige tägliehe Durchschnittsatz), wenn der wirkliche Arbeits¬ 
verdienst höher ist. Vom 1. April 1913 ab gilt somit bei der Abteilung A r 
deren Lohnklassen sich den durch die Reichsversicherungsordnung einge¬ 
führten Lohnklassen völlig anschließen, als Jahresarbeitsverdienst: 

a) für Mitglieder einer Krankenkasse das Dreihundertfache des für 
ihre Krankenkassenbeiträge maßgebenden Grundlohnes oder des 
wirklichen täglichen Arbeitsverdienstes (bei schwankendem Ver¬ 
dienst des erfahrungsmäßigen täglichen Durchschnittssatzes), wenn 

der wirkliche Arbeitsverdienst höher ist; 

* 

b) im übrigen der dreihundertfache Betrag des durchschnittlichen 
Tagesentgelts, mindestens aber der dreihundertfache Betrag des 
Ortslohnes, soweit das Oberversicherungsamt für einzelne Berufs¬ 
zweige nichts anderes bestimmt hat. 

Bei der Abteilung B dagegen wird vom gleichen Zeitpunkt ab der 
Jahresarbeitsverdienst derart ermittelt, daß der für die Krankenkassen¬ 
beiträge maßgebende Grundlohn oder der wirkliche tägliche Arbeitsver¬ 
dienst (bei schwankendem Verdienst der erfahrungsmäßige tägliche Durch- 
schnittssatz), wenn der wirkliche Arbeitsverdienst höher ist, 

a) mit 365 vervielfältigt wird, wenn das Mitglied regelmäßig auch an 
den Sonntagen beschäftigt wird oder dienstbereit sein muß und hier¬ 
für gelöhnt wird, oder 

b) mit 300 vervielfältigt wird, wenn das Mitglied regelmäßig nur an 
den Wochentagen beschäftigt wird. 

Die gegenwärtig bei beiden Abteilungen bestehenden Lohnklassen sind 
in der nachfolgenden Übersicht dargestellt: 


Abteilung A 


Lohnklasse 

Jahresarbeitsverdienst 

j Tagesverdienst 

I. ! 

bis zu 350 M einschließlich 

bis 1,16 M 

II. 

von mehr als 360— 560 M 

1,17 — 1,83 „ 

III. 

n r, * 650 — 860 „ 

1,8* — 2^8 „ 

IV. 

„ „ „ 850-1150 „ 

2,8* — 3,83 „ 

V. 

* * * 1 160 M 

3,8* M und mehr. 
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Abteile 

n g B 





! 

Tagesverdienst 

Lohn¬ 

klasse 

Jahresarbeitsverdienst 

ii 

bei den nicht 
für die Sonntage 

bei den 

für die Sonntage 

| 




gelöhnten 

gelöhnten 

i 

1 




Arbeitern 

Arbeitern 

n i 

bis zn 560 J6 

einschließlich 

bis 1,63 M 

! 

bis 1,50 <M> 

in i 

| 

von mehr als 

660 — 860 M 

1,84 — 2,83 „ 

j 1,51 — 2,32 n 

IV j 

» 77 

» 

860 — 1050 „ 

2,84 — 3,50 „ 

2,33 — 2,87 „ 

V 

» n 

n 

1060 — 1200 „ 

3,51 — 4,00 „ 

2,88 — 3,28 „ 

VI 

n n 

n 

1200—1360 „ 

4,01 — 4,60 „ 

3,29 — 3,69 „ 

VII 

» » 

n 

1350 — 1600 „ 

4,51 — 6,00 „ 

1 3,70 — 4,10 „ 

VIII 

r> n 

77 

1600 — 1650 „ 

5,01 — 6,50 „ 

! 4,11 — 4,52 ,, 

IX 

' n 77 

77 

1650—1800 „ 

6,51 — 6,00 „ 

4,53 — 4,93 „ 

X 

i 

n n 

77 

1800 M 

6,01 c¥>. und mehr 

j 4,94 <M und mehr. 


Die Kassenmitglieder verteilen sich auf die einzelnen Lohnklassen 
wie folgt: v , 


Zeit- 

Zahl der Mitglieder 

der Lohnklasse 


punkt 

t: 

it 

i_ 

i 

a 

►H 

V 1 VI 

VII 1 VIII 

| 

ix ! xi) 

insgesamt 


Abteilung A: 


Wi. 1914 

16126 

12802 

80218 

157 611 

163111 

” D- 

___ 


. 

1 

419 868 

Wl. 1916 

18627 

13 463 

82042 

148110 

172 178 


— 

_ 

— 

— ! 

434 310 

1./1.1916 

18260 

17 635 

92698 

147 226 

173 821 

_ 

— 

— 

— 

— 

449 440 

1/1. 1917 

18601 

20512 

116415 

168 348 

181281 

~ 

— 


— 

— i 

494 057 

1-/1-1918 

16023 

10621 

24227 

68 162 j 429655 — 

Abteilung B 




i 

538 678 

1/1. 1914 

— 

! 7031 

| 32206 

60591 

59 614 

. 

62 312 

i 

68 689 

40510' 

44 176 

— 

355 129 

1/1.1916 

— 

6 778 

31062 

46938 

57 306 

66254 

62964 

44 274 

58 688 

— 

364163 

1/1.1916 

— 

7086 

26 741 

42912 

64 862 

54 801 

60 340 

42256 

63291 

— 

351788 

1/1.1917 

— 

6177 

25236 

41 376 

62192 

56 321 

59 172 

42433 

69 615 

i 

351521 

1/1. 1918 

— 

2219 

7 732 

14646 

82219 

17 804 

18 947 

20 652 

29078 

207 226; 

350523 


i) Vom 1. April 1917 ab errichtet. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 26 
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In Prozenten der Kassenmitglieder gehörten*an: 


der 

Beitragsklasse 



am 1. Januar 



19 

15 

1916 j 

1917 

1918 


bei Abteilung 



A | B 
% 

PQ 

_ 0 

o* 

< 

A | B 
% ■ 

A | B 
°/o 

I (untersten) . 

4,27 

— 

4,06 

— 

s 

CO 


2,97 

— 

II. 

3,10 

1,86 

3,90 

2,01 

4,16 

1,76 

1,97 

0,68 

m. 

18,89 

8,68 

20,60 

7,60 

23f86 

7,18 

4,60 

2,20 

IV . 

34,10 

12^8 

32,76 

12,90 

82,06 

11,77 

10,80 

4,18 

V . 

39,64 

16,78 

88,68 

15,46 

36,09 

14,86 

79,76 

9,19 

VI . 

J 

16,48 

— 

15,58 

— • 

15,74 

— 

5*8 

VH. 

1 — 

17,29 

— 

17,16 

— 

16*8 

— 

6,41 

VHI. 

1 

12,16 

— 

12,01 

1 _ 

12,07 

— 

5,89 

IX .i 

— 

16,09 

— 

17,99 

! 

1 

19,80 

— 

8,80 

X') . 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

69,19 


Nach dieeer Übersicht gehörten den Lohnklassen IV und V der Ab¬ 
teilung A am 1. Januar 1918 = 90,56 % der Mitglieder an gegen 68,74 % 
am 1. Januar 1917. Diese erhebliche Steigerung ist auf die im Jahre 1917 
vorgenommenen umfangreichen Lohnaufbesserungen zurückzuführen. Die 
Zahl dieeer Mitglieder, die vor dem Kriege von Jahr zu Jahr gestiegen 
war und am 1. Januar 1914 74,oi % betrug, war in den 
Jahren 1914 bis 1916 infolge des Krieges — vermutlich infolge 
der Abmeldung der zum Heeresdienst eingezogenen Mitglieder aus 
der Kasse — auf 73 , 74 , 71,44 und 68 , 74 % zurückgegangen. Bei der Ab¬ 
teilung B ergibt die Übersicht, wie bisher, ein ständiges Aufsteigen der 
Mitglieder in die höheren Lohnklassen. Den Lohnklassen IV—IX ge¬ 
hörten an am 1. Januar 1914 = 88,05 %, 1915 = 89,ei %, 1916 = 90,3# %, 
1917 = 91,06 % und 1918 (Lohnklasse IV bis X) = 97,17 % der Mitglieder. 
Besonders hervorzuheben ist hierbei, daß in die vom 1 . April 1917 ab er¬ 
richtete höchste Lohnklasse (X) im Laufe des Jahres 1917 = 59 , 12 % der 
Mitglieder übergetreten sind. 

Die Wochenbeiträge bei der Abteilung A sind vom 1 . Januar 1917 ab 
für jede der fünf Lohnklassen um 2 Pf. auf 18 Pf., 26 Pf., 34 Pf., 42 Pf. und 
50 Pf. erhöht worden. Sie decken sich in ihrer Höhe mit den durch die 
Novelle zur Reichsversicherungsordnung vom 12. Juni 1916 vorgeschriebenen 
Beiträgen. Die Wochenbeiträge bei der Abteilung B betragen vom 1 . April 
1917 ab in den Lohnklassen II bis X 42 Pf., 62 Pf., 84 Pf., 96 Pf., 110 Pf., 
126 Pf., 140 Pf., 154 Pf. und 168 Pf. für männliche Mitglieder, 20 Pf., 

i) Vom 1. April 1917 ab errichtet. 
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30 Pf., 40 Pf., 44 Pf.,* 50 Pf., 56 Pf., 62 Pf., 68 Pf. und 76 Pf. für weib¬ 
liche Mitglieder. 

Sie werden zur Hälfte von dem Lohn der Kassenmitglieder gekürzt, 
zur anderen Hälfte von der Verwaltung gezahlt. 

Die Dmnahmen der Pensionskasse im Berichtsjahr und im Vergleich 
mit den Einnahmen des Vorjahres werden durch die nachstehende Zusam¬ 
menstellung veranschaulicht: 


Bezeichnung der Einnahmen 

im Jahre 1916 

im Jahre 1917 

Abteil. A 
M 

Abteil. B 

AbteU. A 
M 

Abteil. B 
<M> 

Eintrittsgelder bei der 





a) Eisenbahn-Verwaltung. . . 

— 

28 676 

— 

106 326 

b) Wasserbau- „ ... 

— 

2180 

— 

4 476 

Laufende regelmäßige Beiträge 





der Kassenmitglieder bei 





a) der Eisenbahn-Verwaltung 

3 426473 

6786472 

4166333 

8211211 

b) „ Wasserbau- . 

160110 

44773 

211996 

177 198 

Laufende regelmäßige Beiträge 





a) der Eisenbahn-Verwaltung 

3428473 

6 786472 

4166833 

8211211 

b) . Wasserbau- , 

160110 

44 773 

211996 

177198 

Außerordentlicher Beitrag 





a) der Eisenbahn-Verwaltung 

— 

2618094 

— 

4027926 

b) , Wasserbau- „ 1 

Beitragsnachzahlungen ^Beiträge 
freiwilliger Mitglieder bei 


14 923 


86 646 

a) der Eisenbahn-Verwaltung 1 

649213 

2104 613 

689824 

2 141 870 

b) „ Wasserbau- » 

32988 

3 494 

10686 

31474 

Beiträge für die freiwillige Zusatz¬ 
versicherung bei 





a) der Eisenbahn-Verwaltung 

268 

— 

199 

— 

b) „ Wasserbau- „ 

14 

— 

36 

— 

Wiedereingezahlte Beiträge bei i 





a) der Eisenbahn-Verwaltung j 

' — 

13 776 

— 

21252 

b) , Wasserbau- . . 

— 

314 

— 

3199 

Zinsen.I 

2 876669 

8947 462 

2787049 

10009686 

Wert der Nutzungen aus Grund¬ 





stück- und baulichen Anlagen ‘ 

64 378 

— 

68890 

— 

Strafgelder und sonstige nicht i 





vorhergesehene Einnahmen . ' 
Zuwendung aus dem Vermögen j 

' 

19 987 

j “ 

16438 

der Abteilung A (§ 66 Abs. 7 ; 





der Satzungen). j 

— 

769662 

— 

1028401 

Verwaltungskosten . 

— 

— 

— 

— 

zusammen . . . 

dagegen im Jahre 1916 . . 

10279 691 

10 367768 

28 083 480 
28 806270 

12286340 

84249312 


26 * 
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Die Einnahmen sind bei beiden Kassenabteilungen gegen das Vor¬ 
jahr gestiegen und zwar bei Abteilung A um 2006 749 dl, bei Abteilung B 
um 6 165 862 dl. Diese wesentliche Steigerung der Einnahmen ist einer¬ 
seits auf die Erhöhung der Beiträge (bei Abteilung A vom'l. Januar, bei 
Abteilung B vom 1. April. 1917 ab), anderseits auf den äußerst zahlreichen 
Übertritt der Mitglieder in die höchste Lohnklasse zurückzuführen, den 
die im Jahre 1917 vorgenommenen beträchtlichen Lohnaufbesserungen zur 
Folge hatten. Außerdem hat bei Abteilung A der Mitgliederzuwachs 
(44 621 mehr als im Vorjahr) mitgewirkt, während bdl Abteilung B ein 
nicht unwesentlicher Teil der Mehreinnahme durch die Erhöhung des 
außerordentlichen Beitrages der Eisenbahnverwaltung von einem Sechste! 
auf ein Viertel der Gesamtbeiträge (vom 1. April 1917 ab) verursacht ist. 
Besonders zu berücksichtigen ist hierbei noch, daß die zum Kriegsdienst 
einberufenen Kassenmitglieder beider Abteilungen satzungsgemäß keine 
Beiträge entrichtet haben, und daß auch von den beim Feldeisenbahnwesen 
tätigen Mitgliedern Beiträge nicht vereinnahmt worden sind, weil die Ver¬ 
handlungen mit der Militärverwaltung über die Regelung des Versicherungs¬ 
verhältnisses dieser Bediensteten noch nicht abgeschlossen waren (s. S. 370). 

Im Durchschnitt fielen auf ein'bei der Eisenbahnverwaltung beschäf¬ 
tigtes Mitglied an laufenden, von ihm selbst entrichteten Beiträgen: 


im Jahre 


■ 

j 1913 

1914 

1915 

1916 

1917 



cU 

M 

M 1 

e M 

bei der Abteilung A. 

10,47 *■ 10,03 

8,95 | 

! 

8,85 

9,32 

9 • » B . . . 

| 25,73 

25,54 

22,45 : 

21,60 

26,90 


Der Durchschnittsbetrag, der infolge des Aufrückens der Kassen- 
mitglieder in höhere Lohnklassen vor dem Kriege regelmäßig um ein ge¬ 
ringes gestiegen, in den Jahren 1914 bis 1916 aber infolge des Kriegs ge¬ 
fallen ist, hat im Jahre 1917 wieder eine wesentliche Steigerung erfahren, 
die auf die Erhöhung der Wochenbeiträge und die beträchtlichen Lohn¬ 
aufbesserungen zurückzuführen ist. Die Steigerung ist in Wirklichkeit 
noch größer. Sie kommt jedoch nicht voll zum Ausdruck, weil die bei 
den Fahnen und beim Feldeisenbahnwesen befindlichen Mitglieder auch 
weiterhin als Kassenmitglieder angesehen werden und infolgedessen in der 
Mitgliederzahl enthalten sind. Da für sie, wie oben ausgeführt ist, keine 
Beiträge vereinnahmt sind, verringern sie den Durchschnittssatz. 

An Beitragsnachzahlungen und Beiträgen freiwilliger Mitglieder sind 
bei der Abteilung A 40 611 < M, bei der Abteilung B 37 357 dl mehr ver¬ 
einnahmt worden und zwar hauptsächlich infolge der Zunahme der Zahl 
der freiwilligen Mitglieder. 

Der außerordentliche Beitrag der Eisenbahnverwaltung, belief sich 
auf 4 027 926 dl gegen 2 518 094 dl im Vorjahr. Dieser Beitrag stellt den 
Zuschuß dar, den die liisenbahnverwaltung (Archiv für Eisenbahnwesen 
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1908, S. 43) vom 1. April 1906 ab in Höhe eines Sechstels, vom 1. April 
1917 ab in Höhe eines Viertels der Gesamtbeiträge zur Erhöhung -der 
Leistungen der Abteilung B freiwillig zahlt. Er ist im Jahre 1917 um 
1509 832 <M gegen das Vorjahr gestiegen, einerseits infolge des Wachsens 
der Einnahmen an Beiträgen, anderseits und zwar hauptsächlich infolge 
seiner Erhöhung von einem Sechstel auf ein Viertel der Gesamtbeiträge. 

Die Zuwendung aus dem Vermögen der Abteilung A gründet sich auf 
§ 65 Abs. 7 der Satzungen, wonach soviel vom Hundert der Beitrags¬ 
einnahmen der Abteilung A dem Vermögen der Abteilung B zuzuführen ist, 
als nach den Veröffentlichungen des Reichsversicherungsamts durchschnitt¬ 
lich von den Beitragseinnahmen aller Landesversicherungsanstalten auf 
deren Verwaltungskosten kommt. Bei der Festsetzung dieses Betrages sind 
jedoch die im Rechnungsjahre bei der Abteilung A bereits verausgabten 
Verwaltungskosten in Abzug gebracht. * 


Die Ausgaben abzüglich der wiedererstatteten Beträge haben in den 
Jahren 1916 und 1917 betragen: 




im Jahre 1916 

im Jahre 1917 

Bezeichnung der Ausgaben • 

AbteU. A 
M 

Abteil. B 1 
M [ 

Abteil. A 

Abteil. B 
M 

Invaliden-, Kranken-, Alters-, 
Witwen- (Witwer-), Waisen- 
und Zusatzrenten (aus Abt. A) ; 

5 246 690 


6 103 205 


Zusatzrenten (aus Abt. B) . . . . 


6 025 330 

— 

6 354036 

Satzungsmäßiges Witwengeld . . 

35645 

4 613 143 

35 204 

5 598422 

a Waisengeld und 

Waisenaussteuer. 

463 

1 846208 

1368 

1 513 764 

Beitragserstattungen 


606 

1959 778 j 

282 

1356 345 

Sterbegeld. 

aus den 
früheren 
Arbeiter- 

— 

286 977 ! 


396292 

Statutmäßig i* 

Invalidenpension . 

i — 

18 809 | 


16279 

Witwengeld . . . 

pensions- 

i 

37 980 

% 

44 774 

Waisengeld . ... ‘ 

kassen 

i 

71 

— 

68 

Abfindungen von Witwen bei 
Wiederverheiratung ..... 

— 

61621 

_ 

81377 

Heilverfahren .... 


788718 

— 

733 861 

— 

Invalidenhauspflege . 


76 274 

— 

77197 

— 

Waisenhauspflege . . 


17 240 

— 

i 20090 

— 

Verwaltungskosten . 


17 226 

17741 

29852 

44 797 

Erhebungen bei Gewährung oder 
Entziehung der Rente .... 

20142 

i 

21 876 

— 

Berufungs-, Revisions- und Be¬ 
schwerdeverfahren (früher 

Schiedsgerichtskosten) .... 

449 

| 

288 


Sonstige Ausgaben . 


13 

— 

269 

— 

Zuwendung der Abteilung A an 
Abteilung B. 

769652 

. 

1023401 


zusammen . . . 

6978118 

14 367 658 

8046843 

15 406164 

dagegen im Jahre 1916 . . 

5 947960 

12962896 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall* 


I. Ausgaben der Abteilung A. 

Die Ausgaben der Abteilung A haben die des Vorjahres um rund 
1074 000 M überstiegen. In der Hauptsache ist diese Mehrausgabe auf 
die Steigerung der Ausgaben an Renten (rd. 856 000 M mehr als im Vor¬ 
jahr) und die Erhöhung der Zuwendung der Abteilung A an die Abtei¬ 
lung B (rd. 254 000 <M) zurückzuführen. 

In den Ausgaben an Invaliden-, Kranken-, Alters-, Witwen-, Waisen- 
und Zusatzrenten von 6103 205 M sind die anteiligen Beträge enthalten, die 
die Abteilung A neben der Sonderlast nach den Vorschriften der §§ 1403 
bis 1407 der Reichsversicherungsordnung nach der bei dem Reichsversiche¬ 
rungsamt vorgenommenen Abrechnung von der Gemeinlast zu tragen hat. 

Über die Zahl der Empfänger bei den verschiedenen Rentenarten und 
die durchschnittliche Höhe der einzelnen Rentenarten im Berichtsjahr 
können keine Angaben gemacht werden, weil die erforderlichen Unter¬ 
lagen während des Kriegs nicht gefertigt worden sind. 

Wie in den Vorjahren hat der Vorstand der Pensionskasse auch im 
Berichtsjahr von dem ihm nach § 1269 der Reichsversicherungsordnung 
(§ 16 der Satzungen) zustehenden Recht zur Übernahme des Heilverfahrens 
erkrankter Mitglieder in großem Umfang Gebrauch gemacht. Insbeson¬ 
dere hat er lungenkranken Mitgliedern durch Unterbringung in 
Heilstätten seine Fürsorge zugewendet und hiermit an der Bekämpfung 
der Lungenschwindsucht wesentlichen Anteil genommen, tlierbei haben 
auch die Eisenbahnbetriebskrankenkassen mitgewirkt, indem sie der Pen¬ 
sionskasse die einen Heilerfolg versprechenden Krankheitsfälle rechtzeitig 
überwiesen und das den Mitgliedern satzungsmäßig zustehende volle 
Krankengeld zur Verfügung stellten. Die Pensionskasse zahlte den Fa¬ 
milien verheirateter Kurbefohlener während der Dauer des Heilverfahrens 
ein Hausgeld in Höhe des vollen Krankengeldes, während sie gesetzlich 
nur verpflichtet gewesen wäre, ihnen die Hälfte des Krankengeldes zu be¬ 
lassen. 

Im Jahre 1917 wurden 1878 (gegen 2133 im Jahre 1916) Personen 
durch Ausführung eines planmäßigen Heilverfahrens einer ständigen Heil¬ 
behandlung unterzogen, und zwar 1182 (1317 im Jahre 1916) Personen, 
die an Lungentuberkulose, und 696 (816 im Jahre 1916) Personen, die 
an anderen Krankheiten litten. Außerdem wurde noch bei 3348 (3036 im 
Jahre 1916) nicht lungenkranken Personen eine nicht ständige Heilbehand¬ 
lung abgeschlossen. 
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Untergebracht waren: 

im Jahre 

1916 1 1917 

Personen 

in Krankenhäusern, Kliniken, Wasserheilanstalten.i 

81 

187 

. Genesungsheimen, Walderholungsstätten, Luftkurorten . . 

174 

78 

„ Bädern .... 

636 

429 

Landaufenthalt. 

25 

52 

zusammen . . . 

816 

696 


Von den beiden Heilstätten der Pensionskasse diente nur die Heil¬ 
stätte Stadtwald voll und ganz ihrem eigentlichen Zweck. Die Heilstätte 
Moltkefels wurde auch noch im Berichtsjahr teilweise von der Militär¬ 
verwaltung zu Lazarettzwecken benützt. Die Lungenkranken wurden, 
während dieser Zeit in privaten Anstalten, insbesondere in Görbersdorf 
und Lippspringe, untergebracht 

Die Gesamtkosten für die an Lungentuberkulose behandelten 1182 
Kranken betrugen 554 738 M. Davon erstatteten die Eisenbahnbetriebs- 
krankenkassen anteilig 161866 so daß der Pensionskasse 392872 M 
Selbstkosten verblieben. Die Gesamtzahl der Krankenverpflegungstage be¬ 
lief sich auf 71771, so daß im Durchschnitt 60,72 Verpflegungstage auf 
einen Kranken entfielen. Die durchschnittlichen Kosten für einen Ver¬ 
pflegungstag betrugen 7,73 M. 

Im Jahre 1917 betrugen: 



bei der Heilstätte 


Stadtwald 

| Moltkefels 


M 

die Elinnahmen ... *. 

38 768 

29199 

» Ausgaben. 

,267443 

270444 

so daß an Mehrausgaben verblieben. 

223676 

241245 

dagegen An Jahre 1916. 

214946 j 

248702 


Von den im Jahre 1917 an Lungentuberkulose behandelten 1182 Kran¬ 
ken wurden 923 wieder erwerbsfähig hergestellt Nähere Angaben können 
über die Erfolge der im Jahrgang 1905 des Archivs für Eisenbahnwesen, 
S. 5 ff., geschilderten Heilstättenbehandlung nicht gemacht werden, da die 
hierzu erforderlichen Feststellungen während der Kriegszeit unterlassen 
worden sind. 

Die von dem Vorstand der Pensionskasse seit dem Jahre 1910 ein¬ 
geführte, im Archiv 1912, S. 58, dargestellte Tuberkulin-Nachbehandlung 
kam im Jahre 1917 nicht zur Anwendung. An Knochen- und Gelenk- 
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tuberkulose sind 2 Personen mit einem Kostenaufwand von 719 Jt (einschl. 
Hausgeld) behandelt worden. 

Für die im Jahre 1917 insgesamt durchgeführte Heilbehandlung sind 
915 124 Jt (996 406 <M im Jahre 1916) aufgewendet worden, wovon auf 
Familienunterstützung 145 860 Jt (165 238 Jt im Jahre 1916) kommen. 
Die Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen und andere Verpflich¬ 
tete erstatteten 181 263 Jt (207 688 Ji im Jahre 1916), so daß die Pensions¬ 
kasse allein 733 861 Jt (788 718 Jt im Jahre 1916) zu tragen hatte. 

Von den Ausgaben für Invalidenhauspflege fielen der Abteilung A 
zur Last 77197 Jt im Jahre 1917, 76 274 Jt im Jahre 1916, 66 293 Jt im 
Jahre 1915, 63 055 Jt im Jahre 1914. 


Die Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Invalidenheime 
betrugen im Jahre 1917: 



Invalidenheim in 






ZU- 


Jenkau 

Birken- 

Herz- 

1 sammen 



werder 

berg 

1 


ja 


c M> 

ji 

Einnahmen. 

:] 224B4 i 

10 617 

10096 

43147 

Ausgaben . 

' 62165 1 

31825 

30 450 

114440 


Der Bestand, Zu- und Abgang an Invaliden ist aus der nachfolgenden 
Übersicht ersichtlich: 


1 

| 

Invalidenheim 

1 

1 zu¬ 
sammen 


Jenkau 

i 

Birken¬ 

werder 

j 1 

1 Herz- | 
j berg j 

Bestand am 1. Januar 1917. 

i 

i 28 

32 

1 28 

88 

Hinzugetreten im Laufe des Jahres 1917 

4 

! 5 

14 

23 

Ausgeschieden im Laufe des Jahres 1917 
a) freiwillig. 

j 1 

3 

I i 

. 

10 

i 

13 

b) infolge Todes. 

i 10 

| 

7 

21 

c) infolge Entlassung. 

; i 

1 _ 

1 

1 

bleibt Bestand am 1. Januar 1918 

19 

83 

24 

76 


Von den Ende 1917 in den Invalidenheiraen befindlichen Invaliden 

standen im Alter: unter 50 Jahren. 4, 

von 50—60 „ 3, 

» 60-70 „ 17, 

„ 70—80 „ 37, 

über 80 „ 15. 
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Die in das Invalidenheim eintretenden Invaliden haben, soweit sie neben 
der Invaliden- oder Altersrente noch Zusatzrente aus der Abteilung B der 
Pensionskasse beziehen, satzungsgemäß nicht nur auf die Invaliden- oder 
Altersrente, sondern auch auf ein Drittel der Zusatzrente zu verzichten. 
Hierfür erhalten sie freie Wohnung, freie Beköstigung, freie Reinigung der 
Wäsche, freie ärztliche Behandlung, Arznei und Heilmittel, während sie sich 
Kleidungsstücke, Stiefel, Schuhe und Leibwäsche in der Regel selbst zu be¬ 
schaffen haben. 

Die Invaliden genießen im Heim völlige Freiheit und haben nur die zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung festgesetzte Hausordnung zu beobachten. 
Sie können sich an den Haus- und Gartenarbeiten beteiligen, wofür sie ein 
mäßiges Entgelt erhalten. Ausgeschlossen ist noch die Aufnahme von 
Ehepaaren. Auch sollen Invaliden nicht aufgenommen werden, deren 
baldiges Ableben zu erwarten ist, oder die an einer andauernde Pflege er¬ 
fordernden Krankheit leiden. 

Die Pensionskasse hat wiederum Invaliden, die aus den vorerwähnten 
Gründen in den eigenen Invalidenheimen keine Aufnahme finden konnten, 
in geeigneten fremden Anstalten (Krankenhäusern, Siechenheimen) unter¬ 
gebracht. Die Anzahl dieser Invaliden belief sich am Schluß des Jahres 1917 
auf 21 (1916 auf 22). Die Kosten dieser erweiterten Invalidenhauspflege be¬ 
trugen im Jahre 1917 = 5421 Jl (gegen 9672 Jl im Jahre 1916). 

Von der Berechtigung, Waisenrentenempfänger in einem Waisenhause 
unterzubringen, hat die Pensionskasse im Berichtsjahre in weiterem Um¬ 
fange Gebrauch gemacht. Neben Vollwaisen kommen auch Halbwaisen in 
Betracht, wenn die Waisenhauspflege nach Lage der Verhältnisse zum 
Zweck einer ordentlichen Erziehung des Kindes erwünscht erscheint. Die 
Waisenhauspflege wird vom vollendeten 5. bis zum vollendeten 15. Lebens¬ 
jahre gewährt. Wegen der Unterbringung der Kinder sind mit dem dem 
Eisenbahntöchterhort gehörenden Christianenheim in Erfurt und mit dem 
Waisenhaus Nazareth in Höxter besondere Vereinbarungen getroffen. Im 
übrigen wird von Fall zu Fall die geeignete Anstalt ausgewählt und dabei 
auf die Wünsche der Angehörigen gebührende Rücksicht genommen. Im 
Jahre 1917 sind 75 (69 Im Jahre 1916) Waisenrentenempfänger in einem 
Waisenhauso untergebracht gewesen, und zwar im Christianenheim in 
Erfurt 27 (28), im Waisenhaus Nazareth in Höxter 20 (12), in 13 (12) 
anderen Waisenhäusern 26 (25), in Familienpflege 2. An Kosten wurden 
hierfür aufgewendet im Jahre 1917 = 25122 Jl (21 895 Jl im Jahre 1916). 
Dagegen wurden erspart an Rentenbeträgen im Jahre 2917: 


a) gesetzliche Waisenrenten (Abt. A). 1752 Jl 

b) Zusatzrenten aus Abt B. . . . 3 280 M 


zusammen 5 032 Jl, 
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8o daß die wirklichen Gesamtkosten der Waisenhaüspflege 20 090 M 
(17 240 JC) betrugen. 

In Übereinstimmung mit § 1274 der Reichsversicherungsordnung ent¬ 
hält die Satzung der Pensionskasse im § 16 Abs. 8 die Bestimmung, daß 
die Versicherungsanstalt mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde Mittel 
auf wenden kann, um allgemeine Maßnahmen zur Verhütung des Eintritts 
vorzeitiger Invalidität unter den Versicherten oder zur Hebung der gesund¬ 
heitlichen Verhältnisse der versicherungspflichtigen Bevölkerung zu fördern 
oder durchzuführen. Da das Reichsversicherungsamt sofort bei Ausbruch 
des Kriegs den ihm unterstellten Landesversicherungsanstalten die 
Genehmigung erteilt hat, für Maßnahmen zur Krankenpflege, zur Verhütung 
von Seuchen usw. Mittel aufzuwenden, hat auch der Vorstand der Pensions¬ 
kasse mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten in weitem 
Umfang von dieser Bestimmung Gebrauch gemacht. Aus Mitteln der 
Abteilung A sind in den Jahren 1914 bis 1917 insgesamt 315000 <M für 
derartige Zwecke aufgewendet worden (s. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, 
S. 161). Im Jahre 1918 sind weitere 100 000 <M und zwar je zur Hälfte zu¬ 
gunsten der Eisenbahntruppen des Feldheeres und der eigentlichen Front¬ 
truppen verausgabt worden. Ein Teil dieses Geldes soll nach dem Wunsche 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten gegebenenfalls zugunsten der zu¬ 
rückkehrenden Kriegsgefangenen, insbesondere der etwa darunter befind¬ 
lichen Eisenbahnbediensteten verwendet werden. 

Um den Kindern der in den Städten wohnenden Kassenmitglieder einen 
Landaufenthalt zu verschaffen, beteiligte sich die Pensionskasse im Jahre 
1917 mit rd. 3000 <M und im Jahre 1918 mit rd. 10 000 Ji bei verschiedenen 
Gemeinden an den Kosten dieser Art. Im Jahre 1918 wurde ferner sftir Er¬ 
richtung eines Kinderheimes für skrophulöse, erholungsbedürftige und 
tuberkuloseverdächtige Kinder in Bad Münster a. Stein ein Grundstück zum 
Preise von 105 000 <M erworben. Das Kinderheim ist im Juli 1918 in Be¬ 
trieb genommen worden. Wegen sehr starker Inanspruchnahme des Kin¬ 
derheimes in Münster a. Stein wurde in dem ländlich gelegenen Invaliden¬ 
heime Jenkau bei Danzig eine weitere Gelegenheit zur Aufnahme von Kin¬ 
dern geschaffen. 

Zur Förderung der Geschlechtskrankenfürsorge hat die Pensionskasse 
mit fast allen Landesversicherungsanstalten ein Abkommen getroffen, das 
die Mitbenutzung der von diesen errichteten Beratungsstellen den Kassen- 
mitgliedem ermöglicht. Die Kasse beteiligt sich an den Kosten der Bera¬ 
tungsstellen nach dem Verhältnis der Zahl der Beratungen ihrer Mitglieder 
zur Zahl aller Beratungen. Die Kosten der Behandlung Geschlechts¬ 
kranker gehen zu Lasten der Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen. 
Die Pensionskasse trägt aber die Kosten in den Fällen, in denen die Kran- 
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kenkassenleistungen abgelaufen sind oder überhaupt nicht in Frage kommen» 
wie bei den in das Beamtenverhältnis übernommenen freiwilligen Mitglie¬ 
dern der Abteilung A und den Rentenempfängern. Außerdem übernimmt 
die Pensionskasse in allen Fällen die Hälfte der Salvarsan-Kosten. 

II. Ausgaben der Abteilung B. 

Die Ausgaben der Abteilung B sind gegen das Vorjahr um r<L 


1039 000 Jt gestiegen, und zwar 

die Zusatzrenten um rund. 329 000 JC 

„ laufenden Witwen- und Waisengelder um rund . . 1153000 „ 
„ Abfindungen von Witwen bei Wiederverheiratung 

um rund. 20000 „ 

„ Sterbegelder um rund .. 109000 

„ Verwaltungskosten um rund .......... 27 000 


Dagegen sind die Beitragserstattungen um rund 603 000 M gefallen. 

Die Zahl der Empfänger von Zusatzrenten und von Pensionen aus 
den früheren Arbeiterpensionskaseen ist von 20173 im Jahre 1916 auf 20 277 
im Jahre 1917 gestiegen. 

Die nach und nach abnehmende Zahl der Empfänger von Pensionen 
auf Grund der vor 1891 geltenden Pensfonskassenstatuten ist im Berichts¬ 
jahre tun 10 niedriger geworden. Sie betrug Ende 1917 = 123. 

Die Gesamtleistung der Abteilung B an invalide Mitglieder und an 
Hinterbliebene verstorbener Mitglieder hat 


im 

Jahre 

1912 

rund 7 809 000 M 

n 

n 

1913 

11 

8 751 000 „ 

V 

ii 

1914 

11 

9 853 000 „ 

n 

ii 

1915 

n 

11159 000 „ 

11 

ii 

1916 

n 

12 390000 „ 

n 


1917 

n 

14 005 000 „ betragen. 


Da zu den Leistungen der Abteilung B, die durch die Beschlüsse der 
im Jahre 1916 abgehaltenen Hauptversammlung erhöht worden sind 
(e. Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 137, Ziffer 6 und 7), noch die ge¬ 
setzlichen Invalidenrenten aus Abteilung A hinzutreten, haben sich all¬ 
mählich die regelmäßigen Bezüge der Mitglieder erheblich verbessert. 
In den Fällen, in denen sich entweder die Bezüge der Berechtigten als 
unzulänglich erwiesen, oder erwerbsunfähig gewordene Kassenmitglie¬ 
der oder Hinterbliebene verstorbener Kassenmitglieder weder satzungs¬ 
mäßige Pensionskassenleistungen noch Kenten auf Grund der Unfallver¬ 
sicherung beanspruchen konnten, sind, wie in den früheren Jahren, aus 
den Mitteln der Eisenbahnverwaltung sowie aus einigen der Eisenbahn- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 







390 


Die Arbeiterpeosionskasse, die Krankenkassen und die Unfall¬ 


verwaltung zur Verfügung stehenden, aus den Vermögensbest&nden 
früherer Kasseneinrichtungen ausgesonderten Hilfsfonds einmalige und 
laufende Beihilfen gewährt worden. 

Über die Zahl, das Lebensalter usw. der Empfänger laufender Be¬ 
züge aus der Abteilung B der Pensionskasse gibt die Anlage II (S. 404 
bis 407) Auskunft Werden die darin enthaltenen Ziffern zusammen¬ 
gefaßt, so erhält man nachstehende Übersicht: 



| Zahl der Empfänger und Empfängerinnen 


von 

Pensionen, 
Rentenzu- 
| Bchiissen u. 

Ausnahme- 
1 renten 

von 

Witwen¬ 

geld, 

von 

! Waisen- 

; geld 

i 

1 

zusammen 

Am 1. Januar 1916 waren vorhanden 

i 

19 969 

1 27 960 

i 

20590 

68519 

» 1* f> 1917 „ „ 

20173 

: 80 113 

1 22686 

1 72872 

Im Jahre 1917 sind hinzugetreten , 

1927 

4 231 

— ; 

— 

aus dem Genuß ausgeschieden 

1823 

1263 

— 

1 

| 

Am 1. Januar 1918 waren vorhanden 

20277 

33 091 

24675 

1 78 043 

durchschnittlich täglich waren 
vorhanden: | 

im Jahre 1916 etwa. 1 

5 20071 

29037 

1 ' 

21588 j 

i 

70696 

» . 1917 „ . 

20226 

31602 

23 631 ] 

t 

75 468 


Die Zahl der Bezugsberechtigten hat sich demnach im Berichtsjahr 
um 5171 Personen (gegen 4353 Personen im Vorjahr) vermehrt, und zwar 
um 104 Pensionäre, 2978 Witwen und 2089 Waisen. 

Von den im Jahre 1917 aus dem Witwengeldbezuge ausgeschiedenen 
1253 Frauen haben sich 180, im Jahre 1916 von 1085 Frauen 133 wieder 
verheitratet. 


Von den in den Jahren 1916 und 1917 mit Hinterlassung empfangs¬ 
berechtigter Kinder verstorbenen Mitgliedern und Pensionären der Ab¬ 
teilung B haben hinterlassen: - 



j e 

im Jahre 

1 

2 

3 

4 

5 

6 und mehr 


Kind 



Kinder 


1916 .... 

647 

533 

298 

160 

109 

63 

1917 .... 

822 

719 

397 

207 

78 

64 
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Alle zum Waisengeldbezuge berechtigten Kinder verteilten sich, wie¬ 
folgt, auf die einzelnen Lebensalterjahrgänge: 



Zahl bei einem Lebensalter von Jahren 

^ uttr 
1 

1 i 2 

i_1__ 

3 

4 

6 

6 

i 

7 8 

- 

[l 

10 

11 

12 

13 

14 

am 1. Januar 1917 
. 1. „ 1918 

264 

349 

! 1 

723 9991110 

686 403o!l868 

1 . 1 

1185 

1428| 

11481364 

14511561 

1 i 

16111748j 
16611836 

1 

1786 

1979 

1949 

2033 

2066 

2217 

2100 

2246 

2247 

2337 

2387 

2505- 


Von den von der Abteilung B erstatteten Beiträgen kommen (unter 
Einschluß der Wasserbauarbeiter) im Jahre 1917: 
auf ausgeschiedene Ka'ssenmit- 

gliuder. 1 312 323 (1 915 959 M i. J. 1916), 

auf Hinterbliebene gestorbener 

Kassenmitglieder. 44 022 „ ( 43 819 „ „ „ 1916). 


Der Betrag der an ausgeschiedene Kassenmitglieder der Eisenbahn¬ 
verwaltung von der Abteilung B erstatteten Beiträge, der von 1355 438 <M 
im Jahre 1914 auf 1 785 329 c H im Jahre 1915 und 1948 755 <M im Jahre 
1916 gestiegen war, ist im Jahre 1917 auf 1302 365 M zurückgegangen und 
ist damit sogar hinter dem Betrage des Jahres 1914 zurückgeblieben. 

Die Überschüsse der Einnahmen über die Ausgaben und die Ver¬ 
mögensbestände werden in folgender Tafel zusammengestellt: 


Es betrugen 


I 

| Betrag 

bei der Abteilung 


Durchschnittlich kamen 
auf je ein am Jahresschluß 
vorhandenes Kassenmitglied 1 ) 
bei der Abteilung 


die Überschüsse: I 

de» Jahres 1916.i 8 306478 1 13 715 792 1 6,15 

„ * 1917.|i 4 239497 18 843168 7,60 

die Vermögensbestände: I * I 

am Schluß j 

des Jahres 1916.[ 62792 801 211712119 j 122,n 

„ * 1917.| 67964381 j 232706960 J 121,81 


B 


38,54 

62,79 


594,8? 

651,8& 


l ) D. h. mit Einschluß der Wasserbauarbeiter. 
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Das Geeamtvermögen setzt sich am Schluß des Jahfes 1917, wie folgt, 
zusammen: 



Abteilung A 

Abteilung B 


M 

M 

bar. 

2849868 

6330176 

Darlehen usw. 

88 877068 

162871286 

Wertpapiere. 

24021010 

72828660 

Grundstücke. 

2061719 

676 938 

| 

Bewegliche Einrichtungen . . . 

166 196 

1 _ 

zusammen . . . 

67 964881 

232706960 


Baugenossenschaften, denen ausschließlich oder in größerer Zahl 
Eisenbahnarbeiter und untere Eisenbahnbeamte angehören, werden Dar¬ 
lehen zu einem billigen Zinsfuß (in der Regel 3,5 %) gewährt Bis Ende 
des Jahres 1916 waren zu dem Zwecke nach und nach rund 54 Millionen 
Mark bewilligt oder zugesagt worden. Dadurch wird den Bestrebungen zur 
Verbesserung der Wohnungsverhältnisse des unteren Eisenbahnpersonals 
eine wesentliche Förderung zuteil. 


2. Krankenversicherung. 

Auf keinem Gebiete der sozialen Versicherung sind aus Anlaß des 
Kriegs so viele Verordnungen zur Ergänzung und Änderung der Bestim¬ 
mungen der Reichsversicherungsordnung ergangen, wie auf dem Gebiet 
der Krankenversicherung. Diese Verordnungen sind vom Reichskanzler 
oder seinem Stellvertreter auf Grund des § 3 des Gesetzes über die Er¬ 
mächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Maßnahmen usw. vom 
4. August 1914 (ReichsgesetzbL S. 327) erlassen worden und betrafen 
hauptsächlich die Erhaltung der Anwartschaften aus der Krankenversiche¬ 
rung, die Wahlen von Vertretern bei Versicherungsbehörden und Versiche¬ 
rungsträgern, die Krankenversicherung von Arbeitern im Auslands und von 
Ausländern während des Krieges, vorwiegend aber die Wochenhilfe 
während des Kriegs, für die der Kreis der Empfangsberechtigten immer 
mehr erweitert und der Umfang der Leistungen mehrfach erhöht worden 
ist Auf die Reichswochenhilfe braucht hier nicht näher eingegangen zu 
werden, weil ihre Kosten zum größten Teile vom Reich getragen und daher 
den Krankenkassen erstattet werden. 

Von wesentlicher Bedeutung für die Eirankenkassen und ihre Mitglie¬ 
der war die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 22. November 1917 
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(Reichsgesetzbl. S. 1085). Sie erhöhte mit Rücksicht auf die während des 
Kriegs eingetretene Steigerung der Löhne die im § 180, Abs. 1 der Reichs- 
versicherungsordnung für die Festsetzung des Grundlohnes bestimmte obere 
Grenze des durchschnittlichen Tagesentgelts von 5 auf 8 Jl und die im 
Absatz 2 und 4 daselbst bestimmte obere Grenze des durchschnittlichen 
Tagesentgelts und des wirklichen Arbeitsverdienstes von 6 auf 10 M. Da¬ 
durch wurde es den Kassenmitgliedern möglich, sich mit einem Tagesentgelt 
bis zu 10 Jl (früher 6 JC) zu versichern und demgemäß ein entsprechend 
höheres Krankengeld zu erhalten. Zur leichteren Durchführung der infolge 
dieser Verordnung nötigen Satzungsänderungen wurde unterm 17. März 
1918 (Reichsgesetzbl. S. 129) vom Bundesrat bestimmt, daß der Kassen¬ 
vorstand — vorbehaltlich der Zustimmung des Oberversicherungsamts — 
diese Änderungen, und zwar ohne Aufnahme in die Satzungen, beschließen 
kann. Der sonst bei Satzungsänderungen notwendigen Mitwirkung des 
Kassenausschusses bedurfte es in diesem Falle also nicht. 

Die vom Bundesrat in seinen zahlreichen Verordnungen während des 
Kriegs betätigte Fürsorge für die der sozialen Versicherung unterliegen¬ 
den Arbeiter wurde naturgemäß auch nach der Revolution vom 9. Novem¬ 
ber 1918 von dem die Regierungsgewalt ausübenden Rate der Volksbeauf¬ 
tragten fortgesetzt Bereits am 22. November 1918 wurde eine Verordnung 
über die Ausdehnung der Versicherungspflicht und Versicherungsberech¬ 
tigung in der Krankenversicherung erlassen (Reichsgesetzbl. S. 1321). Da¬ 
nach sind u. a. Betriebsbeamte, Werkmeister und andere Angestellte in ähn¬ 
lich gehobener Stellung (wenn diese Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet), 
Handlungsgehilfen und Schiffer auf deutschen Seefahrzeugen sowie auf 
Fahrzeugen der Binnenschiffahrt bis auf weiteres %ach den Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung für den Fall der Krankheit auch dann 
versichert, wenn sie gegen Entgelt beschäftigt werden und ihr regelmäßiger 
Jahresarbeitsverdienst mehr als 2500 Jl, aber nicht mehr als 
5000 Jl beträgt. Die Versicherungspflicht, die früher bei einem Jahres¬ 
arbeitsverdienst von 2500 M für die genannten Personen erlosch, ist dem¬ 
nach erheblich erweitert worden. Die bisherige Bestimmung des § 178 der 
Reichsversicherungsordnung, daß die Versicherungsberechtigung in allen 
Fällen erlischt, wenn das regelmäßige jährliche Gesamteinkommen 4000 Jl 
übersteigt, ist aufgehoben worden. Ebenso die Bestimmung des § 314, Abs. 2 
R.V. O. 1 ), nach der der Kaqsenvorstand einem versicherungsberechtigten 
Mitglied vom Erlöschen seiner Mitgliedschaft Mitteilung zu machen hatte, 
wenn das regelmäßige jährliche Gesamteinkommen des Mitgliedes 4000 JL 
überstieg. Personen der in der Verordnung genannten Art, die während 


- ‘) R. V. O. = Reichsversicherungsordnung. 
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des Kriegs wegen Überschreitung der Einkommensgrenze von 2500 dl aus 
ihrer Krankenkasse ausgeschieden waren, wurden vom 2. Dezember 1918 
ab wieder versicherungspflichtig und mußten daher bei der Kasse sofort 
wieder angemeldet werden, wenn ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst 
nicht mehr als 5000 <M betrug. Personen der genannten Art, die während 
des Kriegs wegen Überschreitens der Einkommensgrenze von Ü500 dl 
aus der Krankenkasse ausgeschieden waren und nach der Verordnung 
nicht wieder versicherungspflichtig wurden, konnten bis zum 13. Januar 1919 
ihre Wiederaufnahme als versicherungsberechtigtes Mitglied beantragen» 
sofern sie beim Ausscheiden zur Weiterversicherung berechtigt gewesen 
waren. Gleichzeitig wurde bestimmt, daß bei den nach der neuen Verord¬ 
nung versicherungspflichtigen Personen, die trotz Überschreitens der Ein¬ 
kommensgrenze von 2500 dl von ihrer Krankenkasse weiter wie versiehe 
rungspflichtige Mitglieder behandelt worden waren, und bei Versicherungs¬ 
berechtigten, die trotz Überschreitens der 4000 «^-Grenze Mitglieder ihrer 
Kasse geblieben waren, diese Mitgliedschaft nachträglich nicht mehr ange- 
fochten werden darf. Außerdem wurde bei der freiwilligen Fortsetzung der 
Versicherung auf Grund des § 313, Abs. 1 R. V. O. der Übertritt in eine 
niedere Klasse oder Lohnstufe von der Zustimmung des Kassenvorstandes 
abhängig gemacht. 

Die auf Seite 278 des Archivs für Eisenbahnwesen für 1918 als be¬ 
vorstehend bezeichncte Entscheidung des Reichsversicherungsamts über die 
Gültigkeit des § 16 der Satzungen der Allgemeinen Betriebskrankenkassen 
der Eisenbahnverwaltungen liegt nunmehr vor. In diesem Paragraphen ist 
das Verhältnis der Kassenniitglieder bei Dienstleistungen im Heer und in 
der Marine geregelt, und zwar in folgender Weise: Kassenmitglieder, die 
zur Ableistung ihrer Dienstpflicht im Heer oder in der Marine einberufen 
werden, scheiden aus der Kasse aus. Kassenmitglieder hingegen, die nach 
abgeleisteter Dienstpflicht zeitweilig zu Übungen oder zum Kriegsdienst zu 
Lande oder zu Wasser eiuberufen werden, verbleiben Mitglieder der Kasse, 
jedoch mit der Maßgabe, daß während der Dauer dieser Dienstleistungen 
Beiträge von ihnen selbst nicht erhoben werden und alle Ansprüche auf 
die Kassenleistungen ruhen. Es steht ihnen indes frei, gegen Entrichtung 
eines Beitrages, der zumeist nur 1 % von dem zuletzt maßgebend gewesenen 
Grundlohne beträgt, den Anspruch auf die Kassenleistungen für ihre Fa¬ 
milienangehörigen während der Dauer der Dienstleistungen zu erhalten. 
Diese Bestimmungen sind im Jahre 1913 aus den früheren Satzungen in die 
vom Minister der öffentlichen Arbeiten aufgestellten Mustersatzungen und 
demgemäß in die Satzungen der einzelnen Kassen übernommen worden, um 
den Kassenmitgliedern, für die ja während einer militärischen Übung oder 
eines Kriegs im Falle der Krankheit und Verwundung oder des Todes die 
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Militärverwaltung zu sorgen hat und eine doppelte Fürsorge nicht erfor¬ 
derlich erscheint, die Weiterzahlung der vollen Beiträge als freiwillige 
Mitglieder zu ersparen, während ihnen anderseits der Anspruch auf die 
Kaseenleistungen für ihre Familienangehörigen gegen Entrichtung eines 
äußerst mäßigen Beitrags erhalten bleiben sollte. Das Reichsversicherungs- 
amt hat durch' Entscheidung vom 10. November 1917 — abgedruckt in den 
Amtlichen Nachrichten des Reichsversicherungsamts für 1918, Seite 174 ff. 
unter Nr. 2415 — diesen Paragraphen 16 in vollem Umfang für ungül¬ 
tig erklärt. Nach dieser endgültigen und grundsätzlichen Entscheidung ist 
die Rechtslage der zu militärischen Dienstleistungen herangezogenen 
KrankenkassenmitgUeder folgende: 

a) Die Versicherungs pflicht hat* in der Regel ein tatsächliches 
entgeltliches BeschäftigungsVerhältnis und dieses wiederum 
die Verfügungsgewalt des Arbeitgebers über den Beschäftigten zur. 
Voraussetzung, ohne daß es auf das rechtliche Fortbestehen eines 
Dienstverhältnisses ankommt. Lediglich ein zeitweiliges 
Ruhen der Verfügungsmacht des Arbeitgebers schließt die Fort¬ 
dauer des Beschäftigungsverhältnisses nicht aus. Bei Einziehung 

_ zu militärischen Dienstleistungen wird der Beschäftigte allein der 
Verfügungsmacht seiner militärischen Vorgesetzten unterworfen, 
es sei denn, daß der Eingezogene gleichzeitig für den Arbeitgeber 
* tätig sein darf. Hieraus folgt, daß bei militärischen Übungen von 

kürzerer Dauer die Verfügungsgewalt des Arbeitgebers nur ruht, 
die Versicherungspflicht also fortbesteht, daß dagegen bei Ab- 
, leistung der Wehrpflicht oder bei Einziehung zum Kriegsdienst die 

Verfügungsgewalt in der Regel aufhört, weil sie für längere oder 
unbestimmte Zeit auf die militärischen Stellen übergeht und somit 
ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis nicht mehr 
besteht. Das hindert aber nicht, daß der Eingezogene sich unter 
den. Voraussetzungen des § 313 R. V. 0. freiwillig weiterversichert. 
Hiernach kann nur von Fall zu Fall beurteilt werden, ob das ver¬ 
sicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis auch während mili¬ 
tärischer Dienstleistungen fortdauert. 

b) Die Mitgliedschaft freiwillig Weiterversicherter 
(§ 313 R. V. 0.) endet — abgesehen von Tod, freiwilligem Austritt, 
Verlegung des regelmäßigen Aufenthaltes in das Ausland, Übertritt 
zu einer anderen Kasse und den sich aus § 311 R. V. O. ergebenden 
Fällen — nach dem Gesetz lediglich, sofern das regelmäßige, jähr¬ 
liche Gesamteinkommen des Versicherten 4000 JC übersteigt 1 ) oder 
wenn er zweimal nach einander am Zahltage keine Beiträge ent¬ 
richtet hat. Die Einziehung zum Militärdienst hindert daher an 

-- (Fortsetzung s. S. 408.) 

l ) Überholt durch die Verordnung vom 22. November 1918 über die Aus¬ 
dehnung der Versicherungspflicht und Versichernngsberechtigung (s. S. 393). 
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Anlage I. 

Übersicht über den Mitgliederbestand der Pensionskasse für die 


1 

2 

3 

4 5 6 

7 

8 

9 

Ge- 


Zahl 

der Mitglieder der Abteilung A 



burts- 



1 

im Jahr 1917 ausgeschieden 



jahr 

am 

im Jahr 

.! , 

-ii ,m 

am 

der 

l. 

1917 

T mit 

mit ln- 

mit 

1- 

1 . 

Mit¬ 

Januar 

ein¬ 

Unfall- durch 

validen- 

Besch ei- 

Januar 

Januar 

glieder 

1917 

getreten 

u»w. Tod 

| rente Rente l 

nigung 

1918 

j 1917 

i 


I. Arbeiter der Eisen- 


1835 

u. früher 

22 

1 

3 


4 

i 

16 | 

2 

1836 

12 

1 

3 


4 

. 

6 

. 

1837 

12 


1 


3 


8 

3 

1838 

13 

2 

4 


3 

. 

8 

2 

1839 

21 

1 

. 


ß 

. 

IV , 

r> 

1840 

29 

1 

9 


4 

4 

13 

13 

1841 

34 

6 

11 
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20 

25 

1842 

77 

3 

13 


7 

4 

86 1 

40 

1843 

121 

6 

19 


9 

8 

91 

6t; 

1844 

122 

11 

25 

l 

13 

2 

92 

65 

1845 

224 

12 

35 


16 

8 : 

177 

140 

1846 
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13 

28 


12 
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179 
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19 
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16 

13 

260 
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30 
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23 

11 
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1849 
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24 

83 
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944 
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21 
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35 

53 
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65 1 

105 


37 

44 

1061 
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1852 
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76 1 

87 

. 

33 

46 | 

1268 

1 117 

1853 
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57 

96 


30 

75 ; 1486 

1 1309 

1854 

l 712 

73 : 

76 

1 

39 

61 

1606 

| 1430 

1855 '! 1807 

68 1 

84 

2 

49 

42 ji 1698 

64 P 2002 

1523 

1856 2103 

67 ii 

61 


43 

1735 

1857 
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128 ; 

54 

2 

56 

99 

2441 
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2874 

163 

68 

2 

51 

103 

2813 

2292 

1859 !i 3 203 

198 

58 


35 
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3 206 
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1860 : 
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269 j, 

49 

1 

45 

138 

3 497 

2589 
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3 696 

220 j 
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3 789 
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45 
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35 

, 
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1 

38 

179 

4 893 
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23 

1 

55 

1286 j 

6 078 

3670 

1866 

5675 , 

332 j 

30 

3 

46 
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5 682 

4041 
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5 691 
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40 
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Anlage I. 


Arbeiter der preuBiech-hessischen Eisenbahngemeinschaft im Jahre 1917. 


10 11_| 12 | 13 14 16 16 17 

Zahl der Mitglieder der Abteilung B 


im Jahr 

1917 

-ein- ; 


im Jahr 1917 ausgeschieden 

i 

i 

i 

i 

am 1. Januar 1918 mit 
einer Mitgliedzeit 

mit 

i 

mit * 

durch 

1 infolge 
| Übernahme 

zusammen 
einschL 
der aus 

von noch 

nicht 

von 

mehr als 

Zusatz- i 

Unfall- 

in das 

anderen 

getreten 

rente 

t 

rente 

Tod 

Beamten- 
j Verhältnis 

Ursachen 
j Aus ge- 
j, schiedenen 

5 
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I_ J 

5 
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14 

; iss ! 

211 

3 212 

83 : 

22 

6 

j 64 

14 

210 1 

219 

i 

3 329 

81 

25 

; 10 

! 44 

> 32 

228 

261 

3 633 

100 

20 

1 8 

| 47 

38 

239 

1 286 

3 717 

140 

12 

4 

! 46 

34 

i'i 237 

j 865 

3 936 

116 

29 

2 

56 

36 

, 265 

1 364 

4 494 

il 59 j 

1 20 

'\ 

2 

52 

65 

'! 263 

340 

4 955 

27* 
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Die Arbeiterpensionskaase, die Krankenkassen und die Unfall 


Noch: Anlage I. 


1 

2 

3 

4 • 

6 

6 ' 

7 1 

8 

9 

Ge¬ 

burts¬ 

jahr 

der 

Mit¬ 

flieder 

1 

1 

am 

L 

Januar 

1917 

Zahl 

im Jahr 

1917 

ein- 

fetreten 

der Mitglieder der Abteilang A 

im Jahr 1917 auafeschieden 

mit In- j ^ mit 

Unfall- i durch . 

validen- . Beschei- 

uaw. Tod 

rente Rente i ■*«“* 

! I 

_ _!_1_ 

am 

1. 

Januar 

1918 

am 

1. 

Januar 

1917 

1871 

6674 

638 

18 

1 

38 

311 

6844 

5084 

1872 

8696 

716 

24 

1 

58 

580 

8 749 

f 6879 

1873 

9107 

906 

22 

1 

64 

577 

9348 

7125 

1874 

9924 

861 

16 

3 

74 

663 

10030 

7900 

1876 

10944 

927 

16 

2 

69 

724 

11060 

8872 

1876 

11716 

1 177 

18 

1 

72 

789 

12013 

9535 

1877 

12284 

1 167 

23 

1 

88 


12 437 

, 10269 

1878 

12986 

1886 

23 

2 


986 

13 268 

10806 

1879 

13 838 

1466 

24 

4 


1274 

13 898 

11 862 

1880 

14 363 

1599 

24 

1 

139 

1291 

14 497 

1 

12436 

1881 

15496 

1638 

20 

2 

121 

1443 

15 447 

13238 

1882 

16689 

1724 

26 

3 

149 

1441 

16 794 

14 448 

1883 

17 861 

1864 

18 

3 

* 136 


17 460 

14990 

1884 

19049 ! 

2128 

26 

2 

172 


19038 

! 16068 

1886 

19366 j 

2228 

36 

2 

199 

1838 

19609 

| 

! 16 792 

1886 

19659 

2326 

33 

3 

180 

2177 

19491 

16617 

1887 

21027 

2901 

39 

2 

217 

2252 

21418 

! 17 626 

1888 

21863 

2982 

39 

3 

220 


21883 

| 17 700 

1889 

21232 

8 881 

42 

3 

* 243 

2829 

21446 

1 16 862 

1890 

18 763 i 

3 634 

48 

• 

186 

2867 

19227 

j 13 944 

1891 

15089 

4629 

32 

. 

167 

3194 

16186 

9 723 

1892 

10829 1 

6404 

47 

2 

90 


12 474 

5766 

1893 

8421 

6242 

43 

. 

87 

3 731 

10802 

3911 

1894 

8424 

6 871 

36 

. 

66 


11 T72 

- 3 495 

1895 

8978 

7684 

47 

2 

73 

4 446 

11994 

1 4308 

1896 

9 368 

8 715 

19 

# 

75 

6274 

12706 

1 4 057 

1897 

10660 

1 9667 

4 

1 

67 

6 563 

13 682 

1 4 425 

1898 

16038 

11800 


1 

76 


16 160 

4 101 

1899 

16792 

18684 



86 

11767 . 

17623 

2502 

1900 

10818 

16925 

’ 1 

* 

57 

7 484 

20201 

1 323 

1901 

. 

16602 

. 1 

. 

33 


18166 


Summe 1 

i 

494 067 

i 

148734 

2266 

64 

4 594 

97199 

i 

638 678») 

• 351 521 


') Darunter: 

a) 62 768 freiwillige Mitglieder, 

b) 446 Mitglieder im vorübergehenden Bezug einer Invalidemente. 
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Versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft. 
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Noch: Anlage I. 


1° 11 12 13 14 15 jl 16 : 17 

Zahl der Mitglieder der Abteilung B 


im Jahr 

1917 

ein¬ 

getreten 

mit 

Zusatz¬ 

rente 

im Jahr 1917 ausgeschieden 

i 

1 infolge 

m,t i durch Ubernftlune 
Unfall- in das 

rente 1 T ° d i Bwmtan * 
Verhältnis 

zusammen 
einschl. 
der aus 
anderen 
Ursachen 
Aus ge¬ 
schiedenen 

am 1. Janu 
einer Mit 

von noch 

nicht ; 

t' 

5 

Jahren ( 

ar 1918 mit 
gliedzeit 

von 

mehr als 

5 

Jahren 

i 

157 

19 

• 1 

39 

63 ! 

305 

370 

4 566 

203 

16 

1 

58 

76 

480 

550 

6052 

20\ 

21 

1 

62 

98 

460 

642 

6 324 

199 

14 

2 

69 

107 

494 

710 

6 895 

230 

10 

1 

63 

167 

498 

834 

7 770 

309 

16 

1 

70 

195 

475 

1001 

8 368 

288 

12 

1 

66 

254 

549 

1212 

8 796 

415 

18 

3 

96 

267 

549 

1387 

9285 

381 

15 

1 

94 

351 

628 

1677 

9943 

409 

16 

1 

113 

393 

719 

2014 

10112 

429 

14 


105 

461 

807 

2563 

10297 

435 

19 


12k 

471 

832 

2891 

11160 

471 

21 

. 

115 

594 

893 

3 499 

11069 

532 

23 

1 

139 

682 

1206 

4281 

11 113 

652 

22 

1 

154 

662 

j 1057 

6228 

11169 

626 

24 


143 

638 

i 1081 

6096 

9966 

541 

20 


148 

720 

! 1418 

7507 

9242 

566 

23 

' . 

157 

715 

1388 

8 760 

8 16« 

566 

23 


169 

601 

1 132 

9424 

6862 

717 

20 


155 

415 

860 

I | 

i 9280 

4521 

819 

23 


96 

224 

617 

7197 

2728 

746 

41 


57 

98 

r 403 

4680 

1 419 

978 

35 


64 

1 42 

' 402 

3727 

760 

987 

38 

1 

37 

! 34 

324 

3 523 

635 

844 

35 


44 

1 14 

377 

3929 

846 

968 

13 


22 

23 

450 

4676 


1 188 

2 


21 

20 

1 552 

5061 


1390 

. 


15 

1 3 

704 

4 787 


2081 

. 


15 

7 

519 

4064 


2016 

• 


3 

1 

202 

3137 


2004 

, . 


2 

1 

37 

1967 


23625 

! 1818 

137 

3 724 

j- 8 661 

1 

i 

24 623 

i 

"9 

119671 

350 i 

230852 

523*) . 


-j Darunter: 

a) 43 422 freiwillige Mitglieder, 

b) 235 974 mftnnliche Verheiratete. 

c) 1867 Witwer mit Rindern unter 15 Jahren, 

4) 12 674 weibliche Personen, 

'.*) 321 Mitglieder im vorübergehenden Bezug einer Zusatzrente. 
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Die Arbeiterpensionskasse, die' Krankenkassen und die Unfall 


Noch: Anlage I. 


1 __ i 2 1 3 _ Jr _4_I _ 6_6 _ 7 _ 8 _ J; _9 


Ge- 


Zahl der Mitglieder der Abteilang A 

! 








i 


burt*-' 



im Jahr 1917 ausgeschieden 

i 

r i 


jahr 

am 

im Jahr 




1 

1 am j 

am 





[der 

i. 

1917 

mit In- 

mit 


mit 

i. ! 

1. 

Mit- 

| Januar 

ein- 

▼aliden- 

Unfall- 

durch 

Beschei- 

| Januar 

i I 

Januar 

glieder 

. 

1917 

getreten 

rente 

usw. 

Rente 

Tod 

n Unrat 

1918 

_1 

1917 

1873 

300 

126 


. 

• 

1 

114 ! 

312 

116 

1874 

336 


. 

. 

5 


327 

164 

1875 

344 


2 


3 

117 

328 

192 

1876 

384 

84 

j 


8 

97 

363 

184 

1877 

353 

112 

1 

• 

3 

77 

384 

198 

1878 

315 

120 

2 


5 


323 

181 

1879 

313 

133 

: 

i 


4 


341 

20o 

1880 

268 

152 


7 



187 

1881 

325 

142 

3 


12 

99 

353 

181 

1882 


127 

| 


11 

86 

310 

137 

1883 

372 

119 

1 


5 

129 


154 

1884 

306 

133 

i i 


7 

115 

316 

167 

1885 

323 

164 

l 


3 

116 

368 

164 

1886 

366 

176 

i 


8 



146 

1887 


174 

! i 


4 

124 

354 


1888 

362 

185 

i 


6 

147 

394 

167 

1889 

380 

177 

3 


1 5 

151 

398 

150 



218 

1 



179 

378 

144 

1891 

372 

219 

4 


5 

172 

410 

90 

1892 

322 

199 

2 


8 

174 

342 

120 

1898 

385 

244 

. 


2 

173 


161 

1894 

323 

288 

1 


3 

236 

371 

122 

1896 

374 

289 

1 


3 

259 


145 

1896 

! 417 

294 

1 

1 


4 

293 

414 

131 

1897 


325 

I 


1 

396 

485 

151 

1898 

617 

388 


’ 

3 

543 

459 

147 

1899 

766 




2 

677 

595 

125 

■ 

1 556 

876 



2 

679 

751 

90 



858 




277 

581 

, 

SWH II 

18917 

8868 

180 


251 

8240 

l )19 164 

Bl 

Hierzu 







1 


Sohn 1 

494057 

148 734 

2256 

64 

4 594 

97 199 ; 

538678 

351521 

m kibim 

512 974 

167 602 

2 386 

64 ! 

4 845 

105 439 

567 842 

355 927 


*) Darunter: 

a) 146 freiwillige Mitglieder, 

b) 29 Mitglieder im vorübergehenden Bezug einer Invalidenrente. 
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.ersieherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft. 


Noch: Anlage I. 


Zahl der Mitglieder der Abteilung B 


im Jahr 

1917 ; mit 

j Zus&tz- 
* etreten reute 


im Jahr 19(7 ausgeschieden 


mit 

Unfall¬ 

rente 


durch 

Tod 


infolge 
Übernahme 
in das 
Beamten- 
verhältnis 


| am 1. Januar 1918 mit 
i einer Mitgliedaeit 


zusammen 
einschl. 
der aus 
anderen 
Ursachen 
Ausge¬ 
schiedenen 


von noch 
nicht 
5 

Jahren 


von 

mehr als 
5 

Jahren 


48 

• 

35 

! i 

55 

. 

36 

1 

44 

2 

44 

1 

39 

i • 

42 

l 

42 

l 

45 

i 1 

46 

! 

44 

1 

40 

. 

73 

. 

103 

i * 

105 

1 

79 

. 

3266 

21 

23 623 

1818 

26 891 

! 1839 


24623 
25 846 


J ) Darunter: 

a) 19 freiwillige Mitglieder, 
b> 3 995 männliche Verheiratete, 

c) 52 Witwer mit Kindern unter 15 Jahren, 

d) 615 weibliche Personen. 


122 I 

18 

136 , 

17 

184 I 

14 

160 ! 

15 

190 I 

20 

175 ; 

25 

185 i 

19 

149 

i 

18 

151 

11 

127 , 

8 

149 ; 

9 

169 ; 

8 

178 

6 

140 

3 

181 1 

7 

163 

5 

142 1 

5 

147 

2 


1223 2) 5 690 M*) 759 


119 671 


230 862 


125361 | 231611 
356972 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall- 


"Noch: Anlage II. 


I 

Ge¬ 

burts¬ 

jahr 

2 

3 

4 

6 | 6 , 

7 8 j 9 

Zahl der im 
Jahr 1917 

verstorbenen Mit- J 
glieder, Pensions- i 
und 

Rentenempfänger 

l. 10 _ 

11 : 

12 

13 

Pi 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1917 

Zahl der Empfänger 

▼Ott 

»nsionen, Zusatzrenten, 

Auanahmerenten 

Zahl der 

zum 

'Witwengeld 
berechtigten Witwen 

im 

Jahr 

1917 

hinsu- 

ge- 

treten 

im i 

Jahr 1917 am 

aus dom 

Genuß aus* 1. Ja- 
geschieden 

über¬ 

haupt 

mit Hinter¬ 
lassung zum 
Empfang von 
Witwen- und 
Waisengeld 
Berechtigter 

— 

| am 

1. Ja- 

im Jahr 

* 1917 

am 

l. Ja¬ 
nuar 

1918 

nuar 1 

durch; Uber-! 1 

Tod 1 haart 1 10 * , 
___J_ 

Wit¬ 
wen 1 

Kin¬ 

der 

nuar i 

| 19f7 

hinzu- 

*e- 

treten 

aus¬ 

ge¬ 

treten 

1891 

*1 

18 

28 

3 

I 1 

7 34 

99 

33 

37 

! 162 

94 

9 

247 

1892 

l 30 

41 


18 | 63 

57 

16 

17 

1 120 

76 

5 

191 

1898 

1 32 

85 

3 

16 1 51 

67 

21 

21 

| 99 

64 

6 

147 

1894 

21 

38 

. 

14 45 

37 

6 

5 

1 70 

40 

4 

106 

1895 

7 

35 

1 

7 ! 35 

45 

10 

9 

28 

23 

1 

60 

1896 

| 

13 


1 1*2 

22 

1 

2 

12 

10 


22 

1897 

r 

3 


3 

21 

■1 


3 

4 


7 

1898 

1 

. 


. 

15 


. 

2 

• 

• 

*2 

1899 

j • 

. 



15 

i 

• 

i 

2 


o 

1900 


* 


• 

i . 3 

* 

• 

• 

! • 

• 

• 

1901 

• 

1 

• 

• 

j 2 

< • 

• 

* 

• 

• 

• 

Sum.1 <20 173 

! 1 927 

1668 

1823 '*20 277 

6 39*2 

: 3 569 

1 

2 287 

|30113 

4 231 

1053 

33 091 


II. Arbeiter der Wasserbauverwaltung. 

• 1835 , ; 1 ' | i 1 


»i.früh. 





.. 

2 




. 



1836 | 

■ 
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. 
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1838 | 
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. i 

1843 1 
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1847 | 
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1849 - 
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1 2 

i • 
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i • 
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. 




3 


. 

• 



. 
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Noch: Anlage IL 


I 

2 

3 

Zahl < 

ension« 

Aus 

! 4 

i 

6 

!' 6 

7 

8 

9 

1 10 

11 

12 

13 

Ge¬ 

burts¬ 

jahr 

P 

Ler Empfänger 

von 

»n, Zusatzrenten, 
aahmerenten 

Zahl der im 
Jahr 1917 
verstorbenen Mit¬ 
glieder, Pensions¬ 
und 

Rentenempfänger 

Zahl der 

zum 

Witwengeld 
berechtigten Witwen 

am 

1« Ja¬ 
nuar 

1917 

im 

Jahr 

1917 

hiuCUr 

fe- 

treten 

im 

■ Jahr 1917 
j aus dem 
j Genuß au8- 
I geschieden 

am 

L Ja¬ 
nuar 

1918 

über¬ 

haupt 

1 

mit Hinter¬ 
lassung zum 
Empfang von 
Witwen- und 
Waisengeld 
Berechtigter 

am 

1. Ja¬ 
nuar 

1917 

im Jahr 

1917 

i 

am 

! 

1. Ja¬ 
nuar 

1918 

durch 

Tod 

j über- 
|haupt 

Wit¬ 

wen 

Kin¬ 

der 

hinzu¬ 

ge¬ 

treten 

| aus- 
j *e- 
| treten 

1866 

i 

1 


1 

i 
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1 
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1867 

9 
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1 
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1 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen usw. 


•> Fortsetzung von S. :m»5.) 

sich die Fortsetzung der freiwilligen Weiterversicherung nicht. Sie 
dauert vielmehr solange fort, als sie nicht aus einem der bezeich- 
neten Gründe erlischt. 

c) Bei Personen, die nach § 176 Abs. 1, Nr. 1 R, V. 0. als v e r - 

- sicherungsfreie Beschäftigte der Kasse freiwillig 

beigetreten sind, hängt es wie zu a) von den Umständen des' Einzel¬ 
falles ab, ob das Beschäftigungsverhältnis bei Einziehung zu mili- 
t-irischen Dienstleistungen fortbesteht oder nicht. Das Erlöschen 
des Beschäftigungsverhältnisses schließt aber auch bei diesen Per¬ 
sonen die Versicherungsbereclittgung nur aus den unter b) ange¬ 
gebenen Grüntfen aus. Sie sind gegen die Pflichtmitglieder bei 
der Weiterversicherung nach Beendigung des Beschäftigungs- 
Verhältnisses insofern be.-ser gestellt, als es bei ihnen der Voraus- 
•, Setzungen des § 313 R. V. O. nicht bedarf. Sie können demnach 

auch während militärischer Dienstleistungen ohne weiteres die Ver- 
Sicherung fortsetzen, gleichviel, ob das Beschäftigungsverhältnis 
: aufhört oder nicht, jedoch nur solange, als nicht die Mitgliedschaft 

oder die Versicherungsberechtigung nach den allgemeinen Grund¬ 
sätzen erlischt. 

d) Der Anspruch auf Kassen leistungen für die Fa¬ 
milienangehörigen kann während militärischer Dienst¬ 
leistungen nur durch freiwillige Fortsetzung der Versicherung für 
das eingezogene Mitglied (§ 313 R. V. 0.) gewahrt werden. In 
diesem Falle sind die vollen satzungsmäßigen Beiträge zu ent¬ 
richten. 

I)a nach der Entscheidung des Reichsversicherungsamts — durch 
Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 17. April 1918 ist der § 16 
der Mustersatzungen gestrichen —, die freiwillige Fortsetzung der Ver¬ 
sicherung nur zugunsten der Familienangehörigen unzulässig und daher 
weggefallen ist, und da ferner die zum Kriegsdienst eingezogenen Kassen¬ 
mitglieder nur bei einigen wenigen Betriebskrankenkassen die Versiche¬ 
rung nach § 313 R. V. 0. freiwillig fortgesetzt hatten, hat die Mehrzahl 
dieser Kassenmitglieder die Familienhilfe verloren. Zur Vermeidung dieser 
unerwünschten Folge hat der Minister der öffentlichen Arbeiten darauf 
hingewiesen, daß allen zum Kriegsdienst eingezogenen Kassenmitgliedern, 
obwohl die im § 313 R. V. O." vorgesehene dreiwöchige Frist meist 
verstrichen war, nochmals Gelegenheit zu der Erklärung zu geben sei, ob 
sie vom Tage der Satzungsänderung ab die Versicherung nach § 313 
R. V. 0. gegen Zahlung der vollen satzungsmäßigen Beiträge freiwillig fort- 
«etzen wollen. Soweit bekannt, sind die Kassenvorstände sämtlich dieser 
Anregung nachgekommen. 

(Schluß fol^t.) 
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Die Ertragefähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 1 ) 

Von Dr.-Ing. Weber. 


(Mit einer Karte.) 


(Fortsetzung.)») 


2. Abschnitt. Ausgaben. 

1. Reine Betriebsausgaben. 

In der Betriebsrechnung stehen den Betriebseinnahmen die Betriebs¬ 
ausgaben gegenüber. Zu diesen, gesellen sich gegebenenfalls noch Beihilfen 
an Dritte. Die Unterteilung der Gesamtausgaben ist somit die gleiche, wie 
die der Gesamteinnahmen. 

Die reinen Betriebausgaben werden je nach der Art ihres Entstehens 
in der Rechnungsführung in vier voneinander geschiedene Gruppen geteilt. 
Die erste umfaßt die Aufwendungen, die durch die Allgemeine Verwaltung 
entstehen, die zweite die für den Unterhalt und die Aufsicht der 
Bahn, der dritten werden die Abfertigungs- und Zugdienstkosten zuge¬ 
wiesen, und die vierte endlich enthält die Ausgaben für den Fahrdienst. 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 191!», S. 2t 1. 
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Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


Tafel 23. 


Betriebsaasgaben verschiedener 


1 


2 3 

4 



Betriebsausgaben 

für 

B a h n £ a t t u n g 


Allgemeine I UnterbaU 

.. und 

\ erwaltung .... 

, Aufsicht 

Abfertigung 1 

und 

Zugdienst 


■ 

If 

in -Franken 


1 . Hauptbahnen: S. B. B. 

4 260251 

' 22528956 ' 

47 172745 

2 . Nebenbahnen: ' 

a Talbahnen: 




u regelspurige Bahnen: 

1 . Emmcntalbahn. 

48 304 

142 482 

221 856 

2 . Seetalbahn.i 

41428 

156027 

185465 

3. Sihltalbahn.i 

13616 

67 407 

77 144 

4. Süd-Ostbahn. 

36221 

111995 

176359 

5. Tößtalbahn. 

30 868 

116817 

142586 

ß; schmalspurige Bahnen: 

1 . Aarau-Schöftlandbahn . . . 

7 262 

15538 

•27683 

2. Birsigtalbahn., 

18 078 

60537 

56496 

3. Bremgarten-Dietikonbahn . 

9110 

18540 

46453 

4. Genf-Vevrierbahn. 

7909 

13 396 

23143 

5. Montreux Oberlandbahn . . , 

60830 

142228 

192878 

6 . Rh&tische Bahn.| 

231 306 

1488 530 

920596 

• . 7., Yverdon-Ste. Croixbahn . . j 

15 874 

43 330 

32805 

y) gemischte Bahnen: 

1 . Aigle-Leysin. 

16 810 

19 594 

44 483 

2 . Appenzeller Straßenbahn i 

21387 

68871 

73 577 

3. Berner Oberlandbahn . . . j 

40618 

64137 

121462 

4. Stansstad-Engelbergbahn . 

17 679 

71364 

81690 

5. Visp-Zermattbahn.i 

b) Bergbahnen: 1 

23 626 

61 837 

* 

40 860 

o) Reibungsbahnen: 

1 . Uetlibergbahn. 

6 209 

35 327 

13 008 

ß) Zahnradbahnen: • 

1 . Vitznau-Rigibahn. 

19 659 

45 910 

51 477 

2 . Pilatusbahn. 

27056 

15 703 

26638 

3. Brienz-Rothombahn . . . . : 

3 774 

8181 

4048 

4. Montreux-Glionbahn 

5 106 

7 249 

11812 

5. Rorechach-Heidenbahn . . 

13716 

38 317 

26973 

v) Seilbahnen: 

1 . Lausann e-Ouchy bahn . . . ' 

17 879 

30 884 

99 879 

2 . Niesenbahn. H 

5 267 

i 6 797 

9998 

3. Sitten-M.-Vermalabahn . . . | 

9 990 

1 16949 

23 886 

4. Stanserhornbahn.. 

1 875 

. 8 086 

16 735 

5. Territet-Glionbahn.i 

4 014 

4 946 

44 723 
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wichtiger Bahnen. (1913.) 


Tafel 23. 


1 

6 

7 

1 _8 

9 

! io 

Betriebs¬ 

ausgaben 

für 

. Fahrdienst j 

Keine 

Betriebs¬ 

ausgaben 

Neben¬ 

ausgaben 

Gesamt¬ 

ausgaben 

i 

in 

Prozenten 
j der 

[ Betriebs- j 
einnahmen 

Überschuß 

der 

Gesamt¬ 

einnahmen 

i 

in Fr 

a n k e n 

% | 

in Franken 

55 502977 

129464 929 

| 12940787 

142405 716 

i 

67 1 

70315699 

■ 

267 770 

i 

680412 

102662 

783074 

68 

863 938 

242326 | 

624249 

76260 

700509 

76 

220052 

114028 | 

262195 

29761 

291966 

77 

86 730 

336220 j 

660795 

83147 

748 942 

68 

347 414 

215266 i 

• I 

506717 

46 526 

561543 

87,5 

78293 

1 

42465 

92948 

7628 

100576 

70 

43 887 

104 635 

239746 

29 327 

269073 

66 

137 686 

68853 | 

142966 | 

12 723 

155 679 

75 1 

52521 

53746 ! 

98196 

10938 

109134 

62 

67 007 

277 314 ! 

773 250 j 

109716 

782966 

51,5 

735 429 

2366818 ii 

5007 249 ! 

465 652 

5472901 

62 i! 

3 366691 

| 64036 

156045 

15451 

171 496 

56 j j 

136 133 

1 ' ' 

, 79395 

160282 

24059 

184 341 

j! 

38 i 

297 738 

1 156980 ; 

^ 319815 

18163 

337 968 

72 !; 

133847 

225 733 j 

451950 

72470 

524 420 

60 

346 636 

80685 | 

251 418 

31267 

282686 

63 

164 936 

133 830 { 

260153 

98689 

i 

358 842 

58 

356 650 

42 372 

96 916 , 

16194 

113110 : 

108 

— 8033 

150258 

267 304 i 

162554 i 

1 

429858 ! 

77 ' 

129 713 

62 937 

132334 

22 487 1 

154821 

58 

112539 

23816 

39819 

8 672 

48 491 

135 

— 12545 

23 781 

47 948 

6 936 j 

54884 

ao 

CO 

87 825 

62 371 

141 377 

6 731 1 

i 

148 108 

70 

63 899 

77 631 | 

83 673 

15 841 j 

242114 

i 

»2 ; 

223 963 

9075 ! 

9 137 

13 008 ! 

44 145 

80 

11046 

19084 

69911 

8 374 

78285 i 

58 

15295 

16317 

43 013 

16228 

59241 j 

61 

38166 

8 791 ! 

62 474 

14 716 

77 190 

55 

62534 

Anliiv für 

Eisenbahnwesen. 191 
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Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


Tafel *23 ä. Durchschnittliche Betriebsausgaben 


1 

o 

3 

4 


Betrieb 

sausgaben 

für 

B a li ii *z a t t u u g 

Allgemeine 

Verwaltung 

Unterhalt 

und 

Aufsicht 

1 

Abfertigung 

und 

Zugdienst 


i n 1000 Frank 

e n 


I. Hauptbahnen: 

S. B. B. 

*2. Nebenbahnen: 
a) Talbahnen: 

1. regelspurige Bahnen. 

•2. schmalspurige „ . 

3. gemischte . . 

h) Bergbahnen: 

1. Reibungsbahnen. 

2. Zahnradbahnen. 

3. Seilbahnen. 

Gesamtbetriebsausgaben der Neben¬ 
bahnen .Fr. 

Überschuh der Gesanitbetriebsein- 
nahmen.Fr. 

Die Zahlenangaben vorstehender Tafeln lassen noch keine Schlüsse 
über die Ausgaben der Nebenbahnen ziehen, da die darin aufgeführten 
Werte die im Jahre 1913 tatsächlich erfolgten Ausgaben darstellen. Ihre 
Höhe hängt damit namentlich von der Länge der einzelnen Bahn und B&hn- 
gattung ab, wodurch die Einflüsse aus der Geschäftsführung und wirtschaft¬ 
lichen Lage nur verschleiert erscheinen. Um auch diese, auf deren Un- 


4*260 22 529 47 173 


510 

1520 

2350 

720 

2800 

2560 

155 

269 

429 

<> 

35 

13 

224 

362 

402 

156 

227 

509 


I 
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nach Bahn gruppen zusammengestellt. Tafel 23a. 


5 > 

6 . i 

•7 

8 

9 

10 

Betriebs¬ 

ausgaben 

für 

Fahrdienst 

i 

Reine 

Betriebs¬ 

ausgaben 

Neben¬ 

ausgaben 

Gesamt¬ 

ausgaben 

in 

Prozenten 

der 

Betriebs¬ 

einnahmen 

I • 

Überschuß 
der Gesamt¬ 
einnahmen 
(ohne Neben¬ 
geschäfte) 


in 1000 Franken 

! % 

in 1000 Fr. 

i 

i 

55 503 

1 

1 

129 765 

i 

i 

12 941 

142 406 

67 

70 316 

3 620 

i 8 000 

• | 

1 (J00 

9 000 

76 

2 794 

5 100 

11 170 

920 

12090 

63 

7 103 

954 

H*07 

320 

2 137 

55 

1 756 

42 

96 

17 

113 

108 

— 8 

991 

1 979 

456 

2 435 

56 

1922 

444 

1 336 

245 

1 581 

55 

i 1285 



t 

27 356 000 


t 


14 852000 


tersuchung es hier im wesentlichen ankommt, klarzulegen, wurden die Aus¬ 
gaben in den Tafeln.24 und 24 a noch auf die Einheit, das km, bezogen. 

Im übrigen ergibt sich aus der Gesamtausg&bensumme die Richtigkeit 
der unter den Einnahmen gemachten Annahme, daß die Ausgaben 
im Durchschnitt aller Nebenbahnen rund zwei Drittel 
der Einnahmen ausmachen. 
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Tafel 24. 



. 


Auf das Kilometer 

1 

2 

3 ‘ i 

4 

5 !| 

6 

_ 7 1 

-— *| 

) 

1 







! 

Betriebsausgaben für 

il 

■ \ 

Länge ' 

mittlere 

Allgemeine ! 

Unterhalt und 


der 1 

Stei- il 

Verwaltung 1 

Aufsicht 

I? a h n galt u n g 

1 

11 

1 





Bahn j 

gung I 


in % ! 

1 

in 0,o 

1 

j 



von 

Fr./kin 

von 


km | 

°/00 j 

Fr./km j 

• t 

Sp.12 


Sp.12 

1. Hauptbahnen: S. B. B. . . . 

i 

2735 ; 

! 

6.4 

1522 | 

3 

8101 

17 

‘2. Nebenbahnen: 







a) Talbahnen: 







«) regelspurige: 







1. Emmentalbahn . . . 

42 

6 

1123 

' 

3 314 

21 

•2. Seetalbahn . 

54 

14 

753 

7 1 

2819 

25 

3. Sihltalbahn . 

19 

6 

716 

6 

i 

3021 

22 

4. Süd-Ostbahn . 

49 

25 | 

725 

6 

2240 

17 

5. Tößtalbahn . 

40 

2 

759 

7 

,2921 

23 

ßi schmalspurige: 


i 





1. Aarau - Schöftlandbahn 

11 

12 | 

606 

8 

1 295 

16 i 

2. Birslgtalbahn. 

16 

9 

1 063 

8 

3 561 

25 1 

3. Bremgarten-Dietikonb. 

19 

26 

479 

7 f 

976 

13 

4. Genf-Veyrierbahn. . . 

6 

22 

1 318 

8 

2233 

13 

6. Montreux Oberlandb. . 

75 

28 j 

800 

9 

1871 

20 

6. Rhätische Bahn. . . . ] 

276 

16 l 

918 

4 

5 907 

30 | 

7. Yverdon-Ste. Croixb. . 

1 24 

26 | 

634 

10 j 

. 1733 

28 

V) gemischte: 


.1 

; 

1 



1. Aigle-Leysinbahn. . . 1 

7 

154 

2 400 

10 ! 

2 799 

12 

. 2. Appenzeller Straßenb. 

20 

27 j 

1069 

6 

3 444 

21 

3. Berner Oberlandbahn . 

23 

26 

1692 


2672 

| 

14 

i 

4. Stansstad-Engelbergb. 

23 

25 

769 

1 7 ! 

3 102 

28 

5. Visp-Zermattbahn . . . 

36 

27 

656 

10 

1 718 

24 

b) Bergbahnen : 

i 



' 


; I 

aj Reibungsbahnen: 

1 






1. Uetlibergbahn .... 

9 

i 

! 45 

621 

6 

3 533 

| 35 

ß) Zahnradbahnen: 

i 


1 




1. Rigi-Vitznaubahn . . . 

7 

1 191 

! 2808 

8 

6 559 

1 lä 

2. Pilatusbahn. 

! 6 

381 

1 5411 

20 

! 3141 

12 

3. Brienz-Rothornbahn 

8 

223 

Ü 472 

10 

1022 

1 

* 21 

4. Montreux-Glionbahn . 

3 

107 

| 1702 

10 

2417 

1 i 5 - 

5. Rorschach-Heidenb. . 

i 6 

54 

, 1714 

9 1 

4 790 

! 27 

V) Seilbahnen: 







1. Lausanne-Ouchybahn . 

1.8 

567 

9 900 

8 

; 17200 

14 

2 . Niesenbahn . 

3,4 

! 538 

1 600 

17 

1900 

21 

3. Sitten -M.-Vermalabah n 

i 4,2 

! 225 

i 

2 370 

! U 

4 000 

26 

4. Stanserhornbahn . 

4 

I 550 

! 480 

! 4 

2060 

19 

r>. Territet-Glionbahn . . 

0,6 

1 7 

j 540 

6 360 

! 6 

1 

7860 

8 
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bezogene Betriebsausgaben. Tafel 24. 


6 

9 

1 10 

11 

12 

13 

14 

15 , 

16 

17 

Betriebsausgaben für 

AMMicn»- ' Fahrdleng , 

und Zugdienst , 

Beine 

Betriebs¬ 

ausgaben 

| Gesamte ! 

; Betriebs¬ 
ausgaben j 

N e h e 

a u s ga 

.. 

11 - 

h e n 

F r./km 

in o/o 

von 

Sp. 12 

F r./km 

von 

Sp. 12 

1 Fr./km 

. 

in% 

von 

Sp. 14 

Fr./km 

"* % 
von 

Sp.14 

Fr./kiii 

in % 

von 

Sp.14 

16963 ' 

37 

' 

19 538 

43 

• 

I 

46 544 

91 

r" 

' 51 207 

: 

100 

! 4 653 

9 

5 159 

22 

6 227 

40 

' 15823 

87 

18211 

100 

2 388 

13 

3 372 

30 

4 406 

38 

11350 

89 

12786 

100 

1 386 

11 

4060 

23 

6002 

43 

13 799 

90 

15 366 

100 

1567 

10 

3527 

26 

6 724 

51 

13216 

89 

14 879 

100 

1 1 663 

11 

3565 

29 

5 381 

41 

12626 

j 

91 

13 789 

100 

1 163 

9 

2307 

30 

3 538 

46 

7*745 

92 

8381 

100 

636 

8 

3 324 

24 

6155 

43 

14103 

89 

15828 

100 

1 725 

11 

2445 

33 

3 624 

47 

7 524 

92 

f 8194 

100 | 

670 

8 

3 857 

24 

8958 

53 

16366 

90 

18189 

100 

1 823 

10 

2 538 

29 

3649 

42 

8 858 

88 

10302 

100 

1 444 

12 

3 653 

19 

9 392 

47 

19671 

91 

! 21719 

100 

1 1848 

9 

1 31 2 

20 

2563 

42 

6242 

91 

' 6800 

100 

618 

9 

6 355 

27 

11342 

49 

22897 

89 

26334 

100 

1 3 437 

11 

3 679 

23 

j 7 799 

51 

15991 

95 

16 898 

100 

1 907 

5 

5061 

26 

9 406 

51 j 

18 831 

87 

21851 

100 ; 

) 3020 

13 

3 552 

31 

3 506 

34 \ 

10981 

89 

12291 

100 

; i 3(X) 

11 

i m 

15 

1 | 

I 3 718 

. 

51 i 

, 

7 227 

72 

9968 

10O ! 

2 741 

28 

1 301 

14 

4 237 

1 

45 , 

9 692 

88 : 

11311 

100 

1 

1 619 

12 

7 354 

19 

21466 

55 

88186 

• 

62 i 

61408 

100 

23222 

| 38 

5 327 

20 j 

12682 

48 

26466 

84 1 

30964 

HX) 

4498 

16 

500 

10 

2977 

59 

4977 

82 ; 

6061 

100 

1 1064 

18 

3 937 

25 

7 927 

50 

I 15 983 

88 

‘ 18 295 

100 

j 2 312 

12 

3 372 

19 

7 796 

45 I 

1 

j 17 672 

95 

16514 

s loo 

• 842 

. * r > 

55 5U<) 

44 

43000 

i 

34 ! 

i 

, 125600 

93 

: 134 400 

100 

j 

8 800 

7 

2 850 

32 

2600 

30 

8 850 

70 

12570 

100 

| 3 720 

30 

5 700 

35 

! 4 250 

26 1 

16 320 

83 

18520 

ICO 

1 2200 

17 

4 270 

39 

4160 

38 

10960 

73 

15110 

100 

J 4 150 

i 27 

71 000 

72 

14000 

14 

99200 

81 

' 122620 

100 

23 400 

19 
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Tafel 24;i- Durchschnittliche Betriebsausgaben 


1 

1! 2 

3 

4 

5 

6 

4 



Betriebsausgaben für 


I » a h n g a t t u n g 

Allgemeine 

Verwaltung 

Unterhalt und 
Aufsicht 

I Abfertigung*- 
I und Zugdienst 

Fr./km 

in % 

| von | 

Fr. km 

' n % i 
von j 

! 

Fr-/kin 

in 0 o 
von 



1 s l>. 10 | 

p 


Sp. 10 


Sp.lO 

1. Hauptbahnen . 

1500 

! 

3 

8000 

17 

17 000 

37 

2. Nebenbahnen: 


, 





a) Talbahnen : 


1 





1. regelspurige Bahnen . 

700 

6 

2200 

20 

3 200 

30 

2. schmalspurige „ 

6oo 

8 

1 600 

19 

2000 

24 

3. gemischte „ 

1200 

9 

2 200 

17 

3500 

27 

b) Bergbahnen: 







1. Reibungsbahnen . . . 

600 

i 6 

3 500 

35 

1 300 

14 

2. Zahnradbahnen .... 

1 800 

. 10 

2 700 

15 

4000 

22 * 

3. Seilbahnen. 

:t 400 

12 

4 900 

18 

10000 

37 


Diese Zusammenstellungen ergeben ein klareres Bild von der Vertei¬ 
lung der verschiedenen Betriebsausgaben, als der Vergleich der Zah- 
lenwerte in Tafeln 23 und 23 a. Besonders auffallend i-t, daß die 
Ausgaben für den Fahrdienst bei allen Bahngattungen ungefähr die 
Hälfte der reinen Betriebsausgaben ausmachen. Ihre Bauweise spielt 
hierbei keine Rolle. Bei den steilsten Bahnen sinken sie sogar auf ein 
Drittel. Diese Erscheinung erklärt sich wohl daraus, daß bei den Seil¬ 
bahnen, ihrer geringen Länge wegen, die prozentualen Ausgaben für die 
Verwaltung, den Unterhalt und die Aufsicht gegenüber jenen der anderen 
Bahngruppen erheblich anwaehsen. Selbst bei der kürzesten Balm ist es 
nicht möglich, diese Ausgaben unter einen bestimmten Kleinstwert sinken 
zu lassen. Betrieb und Verwaltung benötigen immer einen gewissen Stab 
von Angestellten. In Anbetracht einer glatten Abwicklung des Betriebs 
darf ihre Zahl auch bei der kleinsten Babnlänge nicht weiter verringert 
werden. Die verhältnismäßig niedrigen Fahrdienstkosten mögen bei Seil¬ 
bahnen ihren Grund auch darin haben, daß hier das tote Gewicht der mit¬ 
fahrenden Lokomotive wegfällt. Die Kraft wird von einem festen Stand 
aus. mit dem Seil auf den zu Berge fahrenden Wagen übertragen, 
und es kommt hier nur die Schreibung als Aveiterer Zugwiderstand hinzu. 
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nach Bahngrnppen zns&mmengestellt. Tafel 24a. 


8 ; 

9 

1 w 

ii 

12 

13 

14 

15 

16 

Betriebsausgaben 

ii 1 

Reine 

Gesamte 

Neben¬ 

ausgabe 



für 


Betriebsausgaben 

Betriebsausgaben 

n 

, 

i 

a k 

Fahrdienst 

A r 

I 

i 

A« 


A r 


°/rt 


% ! 


in % 


in °/ 0 ; 


Fr./kin 

von 

j Fr./km 

von 1 

Fr./km 

von 

Fr./Tan 

von 

u 

i 

8p. 10 


sp .12 ; 


Sp.12 , 


8p. 12 j 


1 

20000 

| 

43 

46500 

91 

51000 

100 

4 500 1 

! 

9 

1.09 

5 200 

44 

i 11300 

88 

12 800 

100 

1500 

12 

1,13 

4000 

49 

8200 

90 

9100 

100 

900 

10 

1.11 

6200 ' 

47 

13 100 

87 

15100 

100 

2000 

18 

1,15 

4 200 

45 

9 600 

88 

11200 

100 

1600 

12 

1.14 

10000 

53 

18500 

82 

22 600 

10O 

3 900 

18 

1.2*2 

9 000 

33 

27 300 

80 

33 750 

i 

100 

6 -100 

20 

1 ,-4 

Mit 

Ausnahme der 

Zahnrad 

und Seilbahnen 

sind bei* den übrigen 


Bahnen die Fahrdienstkosten, die zu rund 40 % aus „Materialausgaben“ 1 ) 
bestehen, nur um wenige Prozent voneinander verschieden. Das läßt dar¬ 
auf schließen, daß ungeachtet der Lage und Steilheit der Bahn auch die 
anderen Betriebsausgaben ebenso anwachsen, wie die Kosten für die Be¬ 
schaffung der Kraft Die größeren und geringeren Verkehrsmengen der 
verschiedenen Bahnen und Bahngruppen kommen hierbei nicht in Frage, da 
bei den schweizerischen Nebenbahnen im allgemeinen sowohl die Kosten für 
die Zugkraft*) als auch die übrigen reinen Betriebsausgaben wie die Ver¬ 
kehrsmenge anwachsen. Der Untersuchung, wie sich bei fortschreitender 
Zunahme der Verkehrsmenge die gesamten reinen Betriebsausgaben ver¬ 
halten, wurde der 20jährige Zeitraum 1893 bis 1913 zugrunde gelegt. Es 

*) Die in der Statistik*enthaltenen Materialausgaben setzen sich zusammen 
aus den eigentlichen Kosten für die Zugkraft (Kohle oder Strom) und aus 
anderen Kosten, z. B. für öle, Schmier-, Reinigungs- und Desinfektions¬ 
mittel, Wasser, Sand und Beleuchtung. Im Durchschnitt betragen die Kosten 
für die Zugkraft 90 % der von der Statistik wiedergegebenen Materialausgaben. 

*) In dieser Richtung angestellte Untersuchungen an schweizerischen 
Nebenbahnen ergeben mit geringen Abweichungen ein mit dem Verkehr,s- 
zuwachs -übereinstimmendes Ansteigen der Kosten für die Zugkraft. 
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zeigte sich, daß bei allen zur Untersuchung herangezogenen Nebenbahnen 
der Kostenanteil für die Zugkraft'an den gesamten reinen Betriebsausgaben 
stets gleich war. Die beobachteten geringen Abweichungen vom Mittelwert 
hingen nicht mit der Zunahme an Zugkraft zusammen, sondern mußten auf 
zufällig auftretende Einflüsse betriebstechnischer Natur zurttckgeführt 
werden. 

In der Literatur stößt man hin und wieder auf die Ansicht, daß bei 
wachsendem Verkehr sich die reinen Betriebsausgaben nicht in. dem gleichen 
Maße vergrößern. Bei den schweizerischen Nebenbahnen trifft diese An¬ 
nahme nicht zu. 

Hieraus läßt sich die Folgerung ziehen, daß sich bei den schweizeri¬ 
schen Talbahnen die reinen Betriebsausgaben im großen und ganzen einer¬ 
seits mit den virtuellen Längen, andererseits mit der Verkehrsmenge ver¬ 
ändern'). Bei den Zahnradbahnen wachsen die Kosten für die Zugkraft 
schneller, bei den Seilbahnen langsamer als die übrigen Betriebsausgaben. 

Ein verhältnismäßig hoher Anteil an den Gesamtausgaben kommt den 
..Verschiedenen Ausgaben“ zu. Sie betragen bei den S. B. B. 9 %, bei den 
Talbahnen rund 11 % und steigen bei den Zahnrad- und Seilbahnen sogar 
auf 20 %. , 

Die einzelnen Bahngattungen lassen in der Ausgabenzusammensetzung 
größere oder kleinere Unterschiede erkennen, was auf die Verschiedenartig¬ 
keit ihrer Betriebsweise zurückzuführen ist. In der Unterteilung dieser 
Ausgabeposten in persönliche und sachliche besteht bei allen Bahngruppen 
ein gleiches Verhältnis. Im weiteren wird auch ein Teil von Ausgaben für 
persönliche Arbeitsleistungen, jedoch nicht sichtbar, unter den sachlichen 
Ausgaben erscheinen. Die Arbeitsleistungen lassen sich meistens nicht 
ganz von den sachlichen trennen, da ein Sachwert überhaupt erst durch 
die menschliche Arbeitsleistung entsteht. Beispielsweise erhält der Unter¬ 
bau seinen Wert erst durch die aufgewendete Arbeit. Es darf daher ange¬ 
nommen werden, daß sich von den Arbeitslöhnen noch 25 bis 35 % unaus- 
geschieden in den sachlichen Ausgabeposten finden. 

') Wie sich die Bctriebeverh&ltuiase in der Folge im schweiaerieohon 
Nebenbahn wesen gestalteten, war es unrichtig, zur Berechnung von erhöhten 
Taxen auf Eisenbahnstrecken mit größeren Steigungen anzunehimen, daß sich 
die Betriebsausgaben zur Hälfte gleichbloiben, zur Hälfte wie der Kohlenver¬ 
brauch anwneheen. (Botschaft des Bundesrates vom 11. September 1873.) Die 
auf Grund dieser Annahme berechneten virtuellen und Tariflftngen und die daraus 
sich ergebenden Tarifsätze mußten, als nicht den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechend, zu niedrig uusfnllcn. 
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Tafel 25. 


Gliederung der Betriebsausgaben in persönliche and sachliche Ansgaben. 


Allgemeine Ver¬ 
waltung 

Unterhaltung und 
Aufsicht 

i | 

. Abfertigungs- und j; 

Zugsdienst 

Fahrdienst 

sonstige 

Personal 

Auslagen 

Personal 

Unterhalt 
und Er¬ 
neuerung 
der 

Anlagen 

1 ) Stoff- 

sonstige 

| Personal j Personal ver- 

1 Auslagen i 

I f brauch 

: 1 !■ 

Unterhalt 

und Er¬ 
neuerung 

i 

°,0 

i o 

i 

i i 

.0 

i i 

% 


90 20 

! 39 

f 

61 

88 12 U 

I 

\ 44 

; 23 

i 


Zu den reinen Betriebsausgaben sind im weiteren Sinne auch noch die 
gesetzlich geforderten Einlagen in den Erneuerungsfonds zu rechnen. Ob¬ 
gleich sie wie Beihilfen an Dritte erst in der Gewinn- und Verlustrechnung 
erscheinen, so stellen sie dennoch eine unmittelbar durch den Betrieb her¬ 
vorgerufene Ausgabe dar. Ihnen fällt die Aufgabe zu, die durch den Be¬ 
trieb verursachte Abnutzung des Oberbaues, der Betriebsmittel und der Ein¬ 
richtungen buchtechnisch auszugleichen. Der Erneuerungsfonds bedeutet 
demnach nichts anderes, als eine Abschreibung auf die durch den Betrieb 
abgenutzten Bahnbestandteile. 

Auf Grund der Lebensdauer der verschiedenen Bahnteile und ihres 
Altwertes wird für jede Nebenbahn in einer besonderen Aufstellung die Ge¬ 
brauchsdauer ihrer Einrichtungen festgelegt. Daraus werden die prozentualen «■ 
jährlichen Einlagen in den Erneuerungsfonds abgeleitet 1 ). Nach Maßgabe 
einerseits der prozentualen Durchschnittseinlagen, andererseits der kilo¬ 
metrischen Durchschnittskosten der verschiedenen abzuschreibenden Bahn¬ 
teile, berechnen sich die jährlichen Durchschnittseinlagen in den Er¬ 
neuerungsfonds zu den in folgender Tafel wiedergegebenen Werten. 


Jährliche Durchschnittseinlagen in den Erneuerungsfonds. Jafcl 2(i. 



! 

1 T a 1 b a h n e n 

... . . _ _ 

Bergbahnen 

Betriebsart 

regel- 

schmal- 

ge- 

• Zalinrad- 

He merk mit: 


spurige 

spurige 

mischte 

bahnen 

bahnen 



Fr./km 


Fr./km 

__i_:_ 

% 

I >;unpfkraft. 

i 

1060 

820 

1 100 

1 

j 1380 

1380*)jj *) Betrieb durch 

Elektrischer Betrieb . 

1300 

i 

i 

*1 040 

1 640 

| 2 240 

£240 1 Wassergewicht. 


’) Zur Vereinfachung der Einlagenbereehnung konuneu Behörden und Ver¬ 
waltungen überein, die Einlagen in den Erneuerungsfonds nach den Bilanz¬ 
werten zu bestimmen. Bei »len S. B. B. hingegen werden sie sowohl nach 
der Bahnlänge, als nach den darüber gerollten Lasten berechnet. 
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Ehe das Gesetz über die Nebenbahnen in Kraft trat, war es bei ihnen 
Brauch, jährlich auf das km 500 bis 1000 Fr. in den Erneuerungsfonds 
einzulegen, also im Mittel rund 750 Fr./km. Dadurch entstand meistenteils 
eine Schuld an den Erneuerungsfonds. Nur wenige Gesellschaften vermoch¬ 
ten diese sofort bar zu decken. Deshalb legte das Nebenbahngesetz in 
seinem Art. 10 fest, daß die Einlagen in den Emeuerungsfonds nach Maß¬ 
gabe eines Tilgungsplanes abgeschrieben, d. h. auf eine längere Reihe von 
Jahren, verteilt werden können. Da diese Schulden oft recht beträchtliche 
Summen ausmachten, hätten sie bei ihrer einmaligen Abschreibung da und 
dort beträchtliche Unterbilanzen hervorrufen müssen. 

Zufolge der durchschnittlichen reinen Betriebsausgaben, wie sie der 
Tafel 24 a, Spalte 10 zu entnehmen sind, belaufen sich die Einlagen in. den 
Erneuerungsfonds bei Talbahnen auf rund 10 %, bei Bergbahnen auf S % 
der Ausgaben. Auf diese Erhöhung der reinen Betriebsausgaben ist nament¬ 
lich bei der Aufstellung von Ertragsbereclinungen neuer Bahnen gebührend 
Rücksicht zu nehmen. Da diese gesetzlich geforderten Rückstellungen den 
Einnahmeübergchuß entsprechend ihrer Höhe schmälern, würden sie bei 
ihrer Vernachlässigung den vorausberechneten, auf das Aktienkapital 
fallenden Gewinn verhältnismäßig stark vermindern. 

2. Nebenniisgaben. 

Die Nebenausgaben können 1. durch Pacht- und Mietzinse, 2. durch 
' Verliisto aus Hilfsgeschäften und endlich 3. durch andere Umstände hervor¬ 
gerufen werden. 

In der Betriebsrechnung finden sie sich unter dem Sammelbegriff 
„Verschiedene Ausgaben“. Nach Zahlentafel 24 a ist ihr Anteil an den 
Gesamtbetriebskosten bei den Schmalspurbahnen 10 % und wächst bei den 
Seilbahnen bis auf 20 % an. Wenn durch A r die reinen Betriebsausgaben 
und durch A* die Gesamtbetriebsausgaben dargestellt werden, so besteht 
zwischen diesen Größen folgende Gleichung: 

A u — * A p, . . . . .*.13 

worin n ähnlich wie früher e ein unechter Bruch ist, d. h. das Verhältnis 
der um die Nebenausgaben vermehrten reinen Betriebsausgaben zu den reinen 
Betriebsausgaben wiedergibt. Der für die verschiedenen Bahnklassen maß¬ 
gebende Wert p ist aus der letzten Zahlenreihe der Tafel 24 a zu entnehmen. 

Pacht- und Mietzinse werden überall dort in größeren Beträgen auf- 
treten, wo es sich um regelspurige Nebenbahnen handelt, die an das Haupt¬ 
netz anschließen. In diesem Falle liegen die Verhältnisse umgekehrt, wie 
wir sie früher bei den entsprechenden Einnahmen vorgefunden haben. 
Allerdings kommt hier noch ein weiterer Ausgabeposten hinzu. Dieser 
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entsteht durch die Einmündung der Nebenbahn in die Hauptlinie und durch 
das Mitbenutzungsrecht des der Hauptbahn gehörenden Bahnhofes und 
dessen Anlagen. Die der Hauptbahn zu vergütenden Auslagen für Pacht¬ 
zins von Wagen und Lokomotiven sind ungefähr den entsprechenden Ein¬ 
nahmen gleich. In der Regel rollen im Jahresdurchschnitt ebenso viele 
* % 

Nebenbahnwagen auf der Hauptbahn, als lungekehrt Hauptbahnwagen auf 
Gleisen der Nebenbahn. Diese Ausgaben und Einnahmen stehen in der 
Betriebsrechnung getrennt zu Buch. 

So zeigt die Betriebsrechnung für 1914 der in Pfäffikon, Wädenswil, 
Rapperswil und Arth-Goldau an das S. B. B.-Netz anschließenden Südost¬ 
bahn für Pacht- und Mietzins aus Bahnhöfen und Bahnstrecken und für 
Wagengebühren eine Nebenausgabe von rund 700 Fr./km. Sie beläuft sich 
hier demnach auf die Hälfte aller aus Nebengeschäften entstandenen Un¬ 
kosten. Die in Winterthur und Rüti an das Hauptnetz anschließende 
Tößtalbahn buchte für 1913 unter Pacht- und Mietzins folgende auf das 
km umgerechnete Ausgaben: Anteil an Baukapitalzins des Bahnhof? in 
Wintertur 232 Fr., Verwendung fremder Wagen auf eigener Bahn 
365 Fr., Miete der Büroräume für die Verwaltung, sowie für die eines 
Kohlenplatzes 46 Fr. Zusammen ergab dies eine Nebenausgabe von 
643 Fr./km. Bei der in Wil, Weinfelden und Emmishofen an die S. B. B. 
anschließenden Mittel-Thurgaubahn belaufen sich die Miet- und Pachtzinse 
auf rund 930 Fr./km. Sie machen’ hier sogar Y aller Nebenausgaben aus. 
Endlich sei noch die Sihltalbahn erwähnt, der für ihr Mitbenutzungsrecht 
dreier Bahnhöfe und für die Verwendung fremder Wagen auf eigener Bahn 
im Jahre 1913 Ausgaben von rund 580 Fr./km erwuchsen. 

Je nach der Anzahl der Anschlüsse können hierdurch kilometrische 
Nebenausgaben von 500 bis 1000 Fr./km für die einzelne Nebenbahn ent¬ 
stehen. 

Anders liegen die Verhältnisse bei den übrigen Bahngattungen, die 
zufolge ihrer abweichenden Spur und Betriebsart nicht die gleich günstigen 
Anschlußmöglichkeiten wie die regelspurigen Nebenbahnen haben. Hier wer¬ 
den demzufolge Pacht- oder Mietzinse nur einen geringen Bruchteil der Neben¬ 
ausgaben ausmachen. Sie dürften dort wieder anwachsen, wo zwei Schmal¬ 
spurbahnen in einander übergehen und mit gleichen Wagen befahren werden 
können. Dieser Fall Ist jedoch selten. Beispielsweise kommt er in Disentis 
und Andermatt vor, wo die Furkabahn einerseits an die Khätische Bahn, 
andererseits an die Schöllenenbahn anschließt. Zu erwähnen ist hier auch 
der Anschluß der Beminabahn an die Rhätische Bahn in Pontresina. 

Derartige Nebenausgaben betragen z. B. bei der von der S. B. B.- 
Haltestelle Dietikon ausgehenden Bremgarten-Dietikonbahn rund 70 Fr/km, 
gleich 10 % ihrer Nebenausgaben. Die Straßenbahn Schaffhausen—Schleit- 
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heim weist hierfür eine Ausgabe von 42 Fr./km, die in Chur und Landquart 
an die S. B. B. anschließende Rhätische Bahn eine solche von 17 Fr./km auf. 
Bei der Berner Oberlandbahn erscheinen derartige Aufwendungen über¬ 
haupt nicht mehr. 

Auf das km berechnet ergibt das durchschnittliche Nebenausgaben von 
• rund 50 Fr. 

Verluste aus Hilfsgeschäften konnten nicht ermittelt werden. Es 
wären solche auch nur infolge einer unwirtschaftlich geführten Sachver- 
waltung denkbar. Verluste aus Nebengeschäften, wie aus Grasthofbetrieben. 
Wohnungsvermietungen und anderweitigen Verpachtungen machen sich erst 
in der Gewinn- und Verlustrechnung geltend. 

Unter den „Sonstigen Ausgaben“ werden in der Betriebsrechnung fol¬ 
gende Unkosten gebucht: 1. Gerichts- und Prozeßkosten, 2. Aufwendungen 
für die Feuerversicherung, 3. Ausgaben für Unfallversicherung und Unfall- 
entscliädigungen, 4. Versicherungskosten für die Beförderung, 5. Aufwen¬ 
dungen für außerordentliche Beförderungen bei Bahnunterbrechungen, 
ti. Beiträge an Unterstützungskassen und endlich 7. verschiedene Ausgaben, 
wie beispielsweise für Reklame. 

Mit Ausnahme der Berg- und Vergnügungsbahnen stehen bei allen 
anderen Bahngruppen die in Punkt 3 und 6 erwähnten Nebenausgaben im 
Vordergrund. Bei ersteren sind gleichfalls die Reklameaufwendungen er¬ 
heblich. . Die in den Punkten 1, 2, 4 und 5 aufgeführten anderen Un¬ 
kosten tragen nur wenig zu den allgemeinen Nebenausgaben bei. Sie 
können daher im Verhältnis zu den anderen Aufwendungen für Neben¬ 
geschäfte vernachlässigt werden. Um so eher wird dies erlaubt sein, als 
dio* Gerichts- und Prozeßkosten und die für außerordentliche Beförde¬ 
rungen nicht jährlich wiederkehren. Eine Ausnahme bildet die Bernina¬ 
bahn, bei der die Ausgaben filr außerordentliche Beförderung, infolge der 
mannigfachen Hindernisse, die der Hochgebirgswinter für sie mitbringt, stets 
erscheinen. 

Die Ausgaben für Kranken- und Unterstützungskassen kommen einer 
Einrichtung zugute, zu der die Bahnen bereits durch die Genehndgungs- 
urkunden verpflichtet werden. Die Schaffung solcher Wohlfahrtseinrich¬ 
tungen geschieht jedoch nicht nur im alleinigen Interesse der Bahnange¬ 
stellten, sondern auch in einem gleichen, wenn nicht höheren der Gesell¬ 
schaften selbst. Je weiter diese im Ausbau solcher sozialer Einrichtungen 
gehen, umso sicherer können sie auf ein fähiges und geeignetes Personal 
rechnen. 

Die Einrichtung eigentlicher Pensionskassen scheiterte an der 
sehlechten Geschäftslage der meisten, besonders der kleineren Nebenbahnen. 
Es hatten daher auch die Bestrebungen nach einer einheitlichen Pensions- 
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kasse keinen Erfolg. Das hierbei von den Verwaltungen allein aufzubrin¬ 
gende Deckungskapital hätte sich für den Angestellten im Mittel auf 
1000 Fr. gesteift. Selbst die einfache Pensionierung der Angestellten unter 
Wegfall der Witwen- und Waisenunterstützung bedeutete mit ihrem gefor¬ 
derten Deckungskapital von immer noch 700 Fr. auf den Kopf eine uner¬ 
schwingliche Geldbelastung der kleineren Nebenbahnen. Da sich um die 
Zeit dieser sozialen Bestrebungen die Angestelltenzahl der in Frage kom¬ 
menden Nebenbahnen auf 6000 bis 7000 Köpfe belief, so hätte demzufolge 
von diesen Bahnen zusammen ein Deckungskapital von 5—6 Millionen Fr. 
aufgebracht werden müssen. Der Betrag, der den Nebenbahnen an dieser 
Summe fehlte, berechnete sich für Ende 1915 auf 2 720 011 Fr. Aus dieser 
Zahl ergibt sich von selbst, daß die Bestrebungen zur Schaffung einer 
gemeinsamen Hilfskasse scheitern und jede Nebenbahn ihren eigenen Weg 
einschlagen mußte. Um der Genehmigungsurkunde gerecht zu werden, 
entschlossen sich daher die meisten Gesellschaften zur Gründung von Un- 
terstützungs-, Spar- oder Krankenkassen 1 ). 

Nach dem Vorbilde der Appenzellerbahn errichteten sie für ihre An¬ 
gestellten mit größeren oder kleineren Abweichungen sogenannte „Dienst¬ 
alterskassen“. In diese zahlen die Angestellten jährlich 3 bis 6 %*) ihres 
Gehalts ein, was einer jährlichen Beitragssumme von 80 bis 120 Fr. gleich¬ 
kommt. Einen gleichen Beitrag leisten auch die Gesellschaften an diese 
Kassen. Unter der Annahnfe von durchschnittlich 2,6 bis 3 Angestellten 
auf das Bahnkilometer erwachsen daraus für die Gesellschaft Nebenaus¬ 
gaben von rund 300 Fr./km. 

Die weniger gut gestellten Gesellschaften gründeten für ihr Personal 
nur Krankenunterstützungskassen, die allein für die Arzneien, Apotheker¬ 
und Spitalkosten aufzukommen haben. Diesen Einrichtungen steuern die 
Bahngesellschaften gleichfalls mit- einem der Einlage ihrer Angestellten 
gleichen Betrag bei. Dieser beläuft sich hier infolge der Eingehung 
kleinerer Verpflichtungen für das Jahr und den Angestellten nur auf rund 
20 bis 40 Fr. oder auf rund 100 Fr./km. 

Die Gelder dieser Wohlfahrtseinrichtungen sind von denen der Balin- 
gesellschaft getrennt zu verwalten und in mündelsicheren Wertpapieren an¬ 
zulegen. Es muß also die Ausscheidung ^les Kassenvermögens von dem 

*) I)i© Satzungen dieser Kassen unterliegen den Bestimmungen des Bundes- 
KCM'tzes, betreffend die Hilfskassen der Eisenbahn- und l)ampfschiffgOM*ll- 
echaften, vom 20- Juni 18W>. 

J ) Bei der Südostbjihn und Sihltalbahn betragen die Beiträge in die „Dienst¬ 
alterkasse“ 5,5 und 3 %. Die Sihltalbahn unterhält daneben noch eine Kranken¬ 
kasse, wodurch die niedrigen Einlagen in die Dienstalterskasse wieder aus¬ 
geglichen werden. Bei beiden Gesellschaften ist die Beitragsleistung gleich 
derjenigen ihrer Angestellten. 
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übrigen Geeellschaftsvermögen tatsächlich sein. Diese Verwaltungsform 
wurde zur Sicherstellung der betreffenden Einrichtungen angeordnet. All¬ 
jährlich ist hierüber der Behörde eine besondere Abrechnung vorzulegen. 

Abgehende Mitglieder haben Anspruch auf eine Rückvergütung von 
60 % ihrer ordentlichen Einlagen, jedoch ohne Zinsvergütung. 

Zwischen den Jahren 1900 und 1913 ist die Zahl der Wohlfahrtsein- 
richtungen von 79 auf 136 gestiegen. Die Mitgliederzahl hat sich in diesem 
Zeiträume von 25 475 auf 48 397 erhöht. Die Beiträge der Angestellten und 
der Gesellschaft machten 1900 1,7 und 2,36 Millionen Fr. aus und sind mit 
1913 schon auf 5,3 und 6,i Millionen Fr. gestiegen. Die Gesamteinnahmen 
der Kassen sind innerhalb dieses Zeitraumes von 5,7 auf 20,5 Milionen Fr. 
angewachsen. Die Zahl der unterstützten Mitglieder erhöhte sich von 8933 
auf 17 290, und die Ausgaben für Unterstützungen wuchsen von 2,5 auf 
8,7 Millionen Fr. 

Neben den Ausgaben für die Wohlfahrtseinrichtungen weisen die 
Aufwendungen für Unfallversicherungen und Entschädigungen Beträge in 
ähnlicher Höhe auf. Diese belaufen sich bei der Berner-Oberlandbahn 
auf rund 420 Fr./km, bei der Rhätischen Bahn auf 350 Fr./km, bei der 
Tößtal- und Langental-Huttwilbahn auf je 310 Fr./km, bei der Bremgarten- 
Dietikonbahn auf- 220 Fr./km und endlich bei der Mittel-Thurgaubahn auf 
150 Fr./km. 

Im Durchschnitt entstehen daraus Nebenausgaben von rund 280 Fr./km. 

Die zu diesen Unkosten noch hinzukommenden Aufwendungen für 
Reklamen werden nur bei den Bahnen in vermehrtem Maße auitreten, die 
nicht von vornherein auf einen für ihre Wirtschaftlichkeit genügenden 
Personenzuzug rechnen können. Namentlich die Berg- und Vergnügungs¬ 
bahnen machen von diesem Mittel ausgiebigen Gebrauch. Auf diese Weise 
vermögen sie nachdrücklicher auf die Vergnügungsreisenden einzuwirken, 
als* es durch die Kursbücher allein möglich ist. 

Je kleiner die BahnJänge und je stärker der Charakter der eigent¬ 
lichen Vergnügungsbahn bei der einzelnen Unternehmung ausgeprägt ist, 
um so rascher nehmen bei ihr auch diese auf das km bezogenen Neben¬ 
ausgaben zu. Für das Jahr 1913 betrugen sie beispielsweise bei der Niesen¬ 
bahn (3,5 km) 2700 Fr., bei def Gomergratbahn (9,3 km) 1300 Fr., bei der 
Berner-Oberlandbahn und der Visp-Zermattbahn je rund 1000 Fr., bei der 
Wengernalpbahn (19 km) 700 Fr. und sanken bei der 280 km langen 
Rhätischen Bahn auf 420 Fr. 1 ). 

• *) Es .kann hierbei die gleiche Beobachtung gemacht werden wie bei den 
Nebeneinnahmen aus Bahnhofswirtschaften und der Vermietung von Reklame¬ 
flächen. daß diese Ausgaben im umgekehrten Verhältnis zur Bahnlänge rasch 
an wachsen. 
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3. Die Steuern. 

Besteht bei einer Bahn eine Steuerpflicht, so werden die daraus ent- 

i 

stehenden Unkosten wie die anderen Xebenausgaben in der Betriebs- 
reehnung unter den „Verschiedenen Ausgaben 4 ' aufgeführt. Obwohl 
sie mit dem eigentlichen Betrieb nur wenig Zusammenhängen und nicht 
unmittelbar durch ihn entstehen, sind sie doch nicht als reine Nebenaus¬ 
gaben zu betrachten. Andernteils bedeuten sie auch keine eigentlichen Bei¬ 
hilfen an Dritte, da sie nicht freiwillig verausgabt werden und die Bahn 
durch Gesetz und Genehmigungsurkunde zu ihrer Zahlung verpflichtet ist. 
Sie lassen sich daher am besten als unfreiwillige Beihilfen an Dritte oder 
als von dritter Seite erzwungene Nebenausgaben bezeichnen. Auf diese 
Weise stehen sie in der Mitte zwischen den beiden andern Ausgabegruppen 
und sollen deshalb hier kurz für sich behandelt werden. 

Von den Kantonen werden zur Besteuerung in der Regel nur die 
Berg- und Vergnügungsbahnen herangezogen, also Unternehmungen, denen 
keine volkswirtschaftliche Bedeutung zukommt. Eine Ausnahme hierin 
macht der Kanton Glarus, der sämtliche Nebenbahnen, auch die Berg- und 
Vergnügungsbahnen (Linthal—Braunwald) der Steuerpflicht enthebt. Im 
Kanton Luzern genießt nur die Vitznau-Rigibahn eine solche Vergün¬ 
stigung. 

Da den einzelnen Kantonen das Steuerhoheitsrecht zukommt, so wech- 
selt dementsprechend die Besteuerung mit der Überschreitung der Kantons¬ 
grenze. Es läßt sich daher kein allgemein gültiger Grundsatz für die Be¬ 
steuerung der Bergbahnen angeben. Im allgemeinen werden sie hierin wie 
die übrigen im Kanton niedergelassenen Aktiengesellschaften behandelt. 
Gewöhnlich wird sowohl das Vermögen, als auch der Erwerb zur Be¬ 
steuerung herangezogen. Als Vermögen wird bald das Anlagekapital 
(z. B. Basel-Stadt, Waadt und Schwyz), bald das gesamte im Kanton lie¬ 
gende bewegliche und unbewegliche Gut angesehen, (Bern, Luzern, Nied- 
walden, Solothurn, Uri.) Das zu versteuernde Einkommen ergibt sich aus 
dem Reingewinn, und zwar unter Zuzählung aller der Verwendungen, die 
nicht zu den Betriebskosten gezählt werden können, wie Reserven und über¬ 
mäßige Abschreibungen. 

So wurden beispielsweise für das Jahr 1915 von der Wengernalp¬ 
bahn 1500 Fr./km, der Berner Oberlandbahn 1250 Fr./km, der Gornergrat- 
bahn 1000 Fr./km, der Visp-Zermattbahn 600 Fr./km, der Stansstad-Engel- 
bergbahn 420 Fr./km und endlich von der Niesenbahn 370 Fr./km an Steuern 
erhoben. Diese schmälern den Betriebsüberschuß um 5 bis 10 % und wirken 
daher schon recht empfindlich auf den Gewinn ein. 

Sobald einer Bahn ein allgemeiner wirtschaftlicher Wert zukommt 
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und der Kanton oder ein größerer Teil davon an ihrem Bestreben ein 
Interest hat. ist sie gewöhnlich von der Besteuerung befreit. Dies trifft 
namentlich auf die Überlandnebenbahnen zu. 

Die Steuerbefreiung bildet jedoch keine glückliche Lösung der Eisen- 
bahnuntersttttzung, da sie vor dem Gesetz eine Ungleichheit schafft. Sie 
findet ihre Rechtfertigung vielleicht darin, daß die Eigenbahngesellschaften 
durch Gesetz und Verordnung sowohl in ihrer Handlungsfreiheit als auch 
in ihrem Erwerb eingeschränkt sind. Eine Behinderung der vollen Hand¬ 
lungsfreiheit tritt dadurch ein, daß die Gesellschaften selbst bei schlechtem 
Geschäftsgänge zur Aufrechterhaltung des Betriebes angehalten werden 
können. Auch ist ihrem Erwerb nicht durch den Wettbewerb allein eine 
Grenze gesetzt, sondern bereits durch die in der Genehmigungsurkunde nie¬ 
dergelegten Höchsttarifsätze. Somit können die ihnen verliehenen Steuervor¬ 
rechte als billiger Ausgleich dafür gelten, daß sie andererseits strengeren 
Gesetzesvorschriften unterstehen. 

Die in den älteren Genehmigungsurkunden niedergelegten Steuer¬ 
vorrechte weisen alle Abstufungen von der gänzlichen Steuerbefreiung auf 
Vermögen und Erwerb bis zur vollkommenen Besteuerung auf. Es lassen 
sich drei Hauptgruppen bilden: 

Die erste Gruppe ist sowohl von der Vermögenssteuer als auch von 
der Erwerbssteuer befreit. Diese Steuerfreiheit bezieht sich allerdings nur 
auf Gebäude und Liegenschaften, die unmittelbar mit der Bahnanlage Zu¬ 
sammenhängen. Als Beispiel hierfür sei das Eisenbahngesetz von Grau- 
bünden angeführt. Dieses sichert der Rhätischen Bahn auf den Zeitpunkt 
der Inangriffnahme neuer Linien' Befreiung von der kantonalen und Ge¬ 
meindesteuer zu, und zwar auf Vermögen und Erwerb. Das gleiche Vor¬ 
recht genießen auch die anderen mit rhätischer Staatsbeteiligung erstellten 
Eisenbahnen. Gleiche oder ganz ähnliche Bestimmungen finden sich hin 
und wieder auch in den Genehmigungsurkunden anderer Kantone (Aargau, 
Bern, St. Gallen, Luzern, Neuenburg, Schaffhausen, Tessin, Thurgau, Zug 
und Zürich). 

Bei einer zweiten Gruppe von Bahnen bezieht sich die Steuerbefreiung 
nur auf die Kapitalanlage oder mit noch mehr Einschränkung nur auf den 
Grund und Boden. Derlei Vorrechte gewähren beispielsweise die Kantone 
Aargau, Basel-Land, Bern, Solothurn und Waadt ihrdh Nebenbahnen in 
einzelnen Genehmigungsurkunden. 

Andere Kantone wieder, w’ie beispielsweise Genf, Freiburg 1 ) und 

') Durch Großratbeschluß vom 21. November 1906 wurden einer ganzen 
lieiho von Nebenbahngesellschaften in Anbetracht ihrer Ertragslosigkeit die 
Gemeindesteuern erlassen. Diese Steuerbefreiung soll jedoch nur so lange dauern, 
bis die betreffenden Unternehmungen wieder einen Gewinn erzielen. 
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Wallis verwerfen, vollständig das ßteuervorrecht. HS er unterstehen die 
Eisenbahngesellschaften gleich den andern Aktiengesellschaften dem all¬ 
gemeinen Steuergesetz. 

Nachdem die Eisenbahnhoheit mit dem Bundesgesetz vom 23. Dezember 
1872 von den Kantonen an den Bund übergegangen war, finden sich in den 
Genehmigungsurkunden keine derartigen Bestimmungen mehr vor. Der 
Bund stellte sich von Anfang an auf den Standpunkt, daß die Regelung der 
Steuerverhältnisse einzig den Kantonen zustehe. So wies er auch zu wie¬ 
derholten Malen die Ansuchen von Kantonen ab, die eine Wiederaufnahme 
von Besteuerungsvorschriften in den Genehmigungsurkunden bezweckten 1 ). 

Von denf Zeitpunkt an legten die Kantone, die weiter Steuervorrechte 
gewähren wollten, diese in ihren Subventionsgesetzen fest. Steuerbefreiung 
gewähren beispielsweise immer noch die Kantone Graubünden, Glarus, 
Neuenburg und Luzern. 

Eine gewisse eidgenössische, dem Bund zufließende Steuer ist in der 
jährlichen Erhebung von Genehmigungsgebühren 3 ) 3 ) zu erkennen. Ihre 
Höhe hängt von dem durch die Bahn erzielten Reinertrag ab. Be- 1 
wegt sich dieser unter 4 % des gewinnberechtigten Kapitals, so wird 
keine Steuer erhoben. Bei 4, 5, 6 und mehr Prozent sind jedoch für jedes 
betriebene km dem Bund 50, 100 und 200 Fr. 4 ) zu entrichten. Im Jahre 
1913 unterstanden dieser Bundessteuer nur 44' der 240 Eisenbahngesell- 
schaften. Es waren dies 5 regelspurige, 7 schmalspurige und 3 gemischte 
Talbahnen, ferner 5 Trambahnen und 24 Bergbahnen. 

Der Begriff dieser Genehmigungsgebühr hat mit der Zeit eine Wand¬ 
lung durchgemacht. Anfänglich kam ihr die Bedeutung einer Entschädi¬ 
gung an. die Postverwaltung zu, während sie heute mehr den Charakter 
einer Staatssteuer angenommen hat. 


*) Beispielsweise ersuchte der Kanton Bern den Bund, anläßlich der < >e- 
nehmigung der Bahn Thun—Konolfingen (1873) in der Genehmigungsurkunde 
die Be8teuerungsbestimmung aufzunebmen, daß die Bahn solange von der kanto¬ 
nalen und Gemeindesteuer befreit sein solle, als ihr Ertrag unter 5 % liege. 

Desgleichen wollte der Kanton St. Gallen in gewisse Genehmigungs- 
nrkunden eine Bestimmung aufnehmen lassen, die die betreffenden Bahngesell- 
scbaften wie andere Aktiengesellschaften zur Besteuerung heranziehen sollte. 

*) Vergl. hierüber auch Art. 10, Abs. 4 des Rückkauf geeetzes. Danach 
sind die S. B. B. von der Zahlungsverpflichtung dieser Genchmigungsgebtihr 
befreit. 

*) Eisenbahngesetz Art. 19, Abs. 3. 

*) Eine ähnliche Gebühr haben die Straßenbahngesellschaften an die 
Kantone zu entrichten, als Entgelt für die'Inanspruchnahme der Straße. Hierbei 
ist gewöhnlich ein Reinertrag von mindestens 5 % Voraussetzung. 

Archiv fflr Eisenbahnwesen. 1919. 29 
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4. Beihilfen an Dritte. 

Beihilfen an Dritte treten in all den Fällen auf, wo sich ein Neben- 
geschäft der Bahn, beispielsweise ein Gasthofbetrieb nicht selbst erhalten 
kann. Hier wird der Einnahmeüberschuß der Bahn Deckung schaffen 
müssen. Derlei Aufwendungen an Nebenbetriebe erscheinen erst in der 
Gewinn- und Verlustrechnung. Andere Beihilfen an Dritte kommen vor als 
Betriebsunterstützungen an andere Bahnen oder Dampfschiff-Gesellschaften. 
Diese erfolgen jedoch nur, wenn hierdurch ein besonderer Vorteil für die 
spendende Bahn, z. B. eine Verkehrssteigerung entstehen sollte. 

Bei keiner der untersuchten Nebenbahnen konnten derartige Beihilfe¬ 
leistungen beobachtet werden. Das beruht wohl darauf, daß die 
meisten selbst unterstützungsbedürftig sind. Die Zuwendungen an Ver¬ 
kehrs- und Verschönerungsvereine erscheinen ihrem Charakter gemäß un- 
ausgeschieden unter den Reklameaufwendungen. Hierbei kann es sich 
nur um geringfügige Verausgabungen handeln, da mit Ausnahme einiger 
Berg- und Vergnügungsbahnen die Reklamen selbst nur mit einer kleinen 
Summe zu Buch stehen. 

Die jährlich wieder kehrenden, durch die Straßenunterhaltung hervor- 
gerufenen Ausgaben können nicht als eigentliche Beihilfen an Dritte an¬ 
gesprochen werden. Die Verpflichtung zur Straßenunterhaltung ist an die 
Genehmigung der Bahn geknüpft und bildet demzufolge eher einen Teil 
ihrer reinen Betriebsausgaben. Sie stellt die Gegenleistung für die kosten¬ 
lose Überlassung der Straße dar. Bei der Seetalbahn belaufen sich bei¬ 
spielsweise diese Ausgaben bis auf 35 000 Fr. jährlich und bewirken dort 
bereits eine erhebliche Belastung der Betriebsrechnung. Schon allein da¬ 
durch, daß diese Aufwendungen in der Betriebsrechnung gebucht werden, 
kommt ihnen der Charakter der reinen Betriebsausgabe zu. 

5. Tilgungen 1 ). 

Dem Rechnungsgesetz von 1896 zufolge sind nur die einer wesentlichen 
Abnutzung unterworfenen Anlagen und Einrichtungen abschreibungs¬ 
pflichtig. Die Abschreibungen werden jedoch nicht unmittelbar am Baukonto 
vorgenommen. Zu diesem Zweck ist auf der Passivseite der Bilanz ein soge¬ 
nannter Erneuerungsfonds*) einzurichten, dem jährlich die der Abschreibung 

') Vergl. hierüber Schimpff, Wirtschaftliche Betrachtungen über Stadt- 
und Vorortbahnen, Seite 121, auch Archiv für Eisenbahnwesen, 1912, S. 1477. 

*) Da der Erneuerungsfonds in dieser Form lediglich ein Bewertungskonto 
darstellt, so dürfen ihm auch keine Zinsen gutgeschrieben werden (R.G. Art. 11). 
Vergl. hierüber auch Passow, Die Bilanzen der privaten Unternehmungen, 
Seite 49. 
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entsprechenden Summen gutgeschrieben werden. Der Erneuerungsfonds ist 
demnach lediglich ein Bewertungskonto und unterscheidet sich von den 
unmittelbaren Abschreibungen nur durch die ^Buchungsform. Demnach 
bildet er auch keinen Teil des Reingewinns, sondern er kürzt ihn. 

Durch die Entnahmen aus dem Erneucrungsfonds soll einzig die 
dauernde Erhaltung der Betriebsfähigkeit der betreffenden Bahnteile 
bezweckt werden. Der Erneuerungsfonds schließt demnach weder eine 
Tilgung der Baulichkeiten in sich, noch eine solche des Unter- und Ober¬ 
baues, der Grunderwerbskosten und der Betriebsmittel. Damit trägt er 
aber keiner von anderen Gesichtspunkten ausgehenden Wertvermin¬ 
derung Rechnung, als der des unmittelbaren VerschLeisses. 

Außer dem Erneuerungsfonds pflegen die Bahngesellschaften nur 
noch in den Fällen einen besonderen Tilgungsfonds anzulegen, wo ein 
Heimfallsrecht besteht, d. h. wo sie früher oder später ihre Anlage oder 
einen Teil davon unentgeltlich oder zu niedrigerem Preis dem Kon- 
zessionserteiler zu überlassen haben. Das ist aber nur bei ganz wenigen 
Straßenbahnunternehmungen (Frauenfeld-Wil-Bahn) der Fall. Zur För¬ 
derung des Bahnbaus und zur Erleichterung der Geldbeschaffung haben 
die Kantone in der Regel darauf verzichtet, das Heimfallsrecht in die 
Genehmigungsurkunde aufzunehmen. Auch der Bund macht von diesem 
Recht keinen Gebrauch. 

Der Verzicht auf eine planmäßige Abschreibung 1 ) kann vielleicht darauf 
zurückgeführt werden, daß man in der Bahn eine ständig dauernde Unter¬ 
nehmung sieht und demzufolge auch keine durch Stillstand des Betriebes ent¬ 
stehende Wertverminderung der Gesamtanlage befürchtet. Sie mag 
ihren Grund auch darin haben, daß die älteren Genehmigungsurkunden 
«inen Rückkauf in der Höhe der vollen Anlagekosten vorgesehen haben. 
Weitere den Reingewinn schmälernde Tilgungen erschienen daher über¬ 
flüssig und unwirtschaftlich. Besonders aber dürfte ein Verzicht auf 
weitergehende, als durch das Gesetz geforderte Abschreibungen von dem 
Zeitpunkte an eingetreten sein, da die Genehmigungsurkunden nur noch 
«inen Rückkauf nach Maßgabe des Reingewinns vorgesehen haben. 

Ungeachtet dessen sollte bei der Bemessung der Abschreibungen 
nicht nur der unmittelbare Verschleiß maßgebend sein. Hierbei müßten 
bei vorsichtiger Geschäftsführung auch noch andere Wertverminderungen 
berücksichtigt werden. Diese verlangen eine umso größere Beachtung, 
je eigenartiger die Anlagen sind, aus denen sich eine Unternehmung zu¬ 
sammensetzt. Daher sollte besonders im Bahnwesen auch noch ein den 


*) Vergl. hierüber Passow, Die Bilanz der preußischen Staatseisenbahnen 

S. 89. 
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anderen Entwertungen Reehnung tragender Tilgungsfonds ange¬ 
legt werden. Hierüber besteht jedoch weder eine gesetzliche Vorschrift, 
noch werden solche Tilgungen in den Satzungen der Gesellschaften er¬ 
wähnt. Ist hier von Abschreibungen oder Amortisationen zufälligerweise die- 
Rede, so drückt man sich darüber derart unklar aus, daß man alles andere, 
nur keine planmäßige Tilgung darunter verstehen kann. 

Gesetzlich können die Bahngesellschaften nur insofern zu weiteren 
Abschreibungen angehalten werden, als sie sich auf Anlagen beziehen, 
die nicht auf Baukonto gebucht werden dürfen. Dadurch soll eine un¬ 
sachliche Vermögensdarstellung verhindert werden. Hierbei handelt es 
3 ich in erster Linie um solche Bauwerke, die wie Straßen und Brücken 
im Eigentum Dritter (Kanton- oder Gemeinde) verbleiben. Sodann be¬ 
zieht sieh diese Vorschrift 1 ) auf beseitigte*) oder untergegangene An¬ 
lagen, ferner auf Ergänzungsbauten'), Neuanlagen und Neubeschaffungen, 
sofern hierdurch keine wesentliche Verbesserung der Bahnanlage und 
des Betriebes herbeigeführt wird. 

Sollte durch ihre einmalige Abschreibung eine Unterbilanz ein- 
treten, so können sie als zu tilgende Werte zeitweise unter den Aktiven 
der Bilanz aufgeführt werden 4 )*). Die in der Gewinn- und Verlust¬ 
rechnung enthaltenen Abschreibungen von den „zu tilgenden Summen ' 
dienen demnach nur zur nachträglichen Tilgung solcher nicht auf Bau¬ 
konto zu buchender oder nicht einmalig abgeschriebener Bauwerte. Mit 
Tilgungen, die infolge einer allgemeinen Wertverminderung vorge¬ 
nommen werden, haben demnach diese Abschreibungen nichts zu tun. 
Auch die bei einzelnen Gesellschaften wiederkehrenden Abschreibungen 
von „anderen Vermögensgegenständen“ stellen gewöhnlich nichts anders 

') Art. 9 des R.G. 

-) Vgl. die Bundesgerichtscntecheidung in Sachen der Seetalhahnge- 
ßcllschaft gegen den Bund vom 1. Dezember 1908. Zufolge dieser durften 
die Versetzungskosten eines Lokomotivschuppens auf Baukonto belassen 
werden, da durch diese bauliche Umänderung eine Verbesserung des ganzen Be¬ 
triebes eingetreten ist. 

*) Ohne eine gesetzliche Vorschrift hierüber ist es im Laufe der Zeit 
üblich geworden, daß Ergänzuugen baulicher Anlagen in Beträgen von unter 
1000 Fr. auf iBetriebsreehnung, höhere Summen auf Baukonto gebucht werden 

*) So finden sich beispielsweise bei der Bahn Bellinzona—Misox, die im 
Jahre 1910 durch Hochwasserschäden entstandenen Unkosten von 105 000 Fr. auf 
der Aktivseite ihrer Bilanz. 

*) Diese Bestimmung (Rechnungsgesetz, Art. 13 und 14) deckt sich inhalt¬ 
lich mit Art. 10 des Nebenbahngesetzes, der die Tilgung allfälliger Schulden an 
den Erneuerungsfonds behandelt. 
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<lar. als einmalige Abschreibungen auf Anlagen, die nicht zum Vermögen 
gerechnet werden dürfen. Ebenfalls sind die an gleicher Stelle hin 
<md wieder auf tretenden „Kapitals-Amortisationen“ nicht mit einer der 
ständigen Wert Verminderung Rechnung tragenden Tilgung zu ver¬ 
wechseln. Diese dienen lediglich zur allmählichen Abschreibung von 
Darlehen. 

Gewisse andere, der ständigen Wert Verminderung gerecht werdende 
Tilgungen werden aber schon durch die einfachsten Grundsätze einer sach¬ 
gemäßen Verwaltung verlangt. Es sei hier beispielsweise nur auf die jähr¬ 
lichen Abschreibungen auf die Baulichkeiten hingewiesen. So tilgt die 
Rhätische Bahn ihre freilich nur einem Nebenbetrieb an gehörenden Gebäude 
und anderen Anlagen 1 ) je nach ihrer Art und Erfordernis jährlich mit 2 bis 
1 * * V Die zum Hauptbetrieb, d. h. zum eigentlichen Balmbetrieb gehörenden 
Hochbauten unterliegen sonderbarerweise keiner solchen Abschreibung. 
Dabei dürfte ihre Entwertung eine gleiche, wenn nicht noch größere sein, 
als die der Gebäude des Nebenbetriebes. 

Durch Erfindungen oder Umwandlungen in elektrischen Betrieb 
können Einrichtungen unter Umständen plötzlich ihres ganzen gebuchten 
Wertes verlustig gehen, obwohl sie an und für sich ihren Dienst noch 
gut versehen würden. 2 ) Hierbei wird beispielsweise an die durch die Um¬ 
wandlung in elektrischen Betrieb verursachte Entwertung der Dampf¬ 
lokomotiven und der Betriebstätten . gedacht. Eine größere Wertver- 
•minderung des Oberbaus könnte dadurch eintreten, daß etwa in der Zu¬ 
kunft ein ganz stoßfreier Schienenweg erfunden würde, zu dessen Ein¬ 
führung man den alten Oberbau ganz oder teilweise beseitigen müßte. 

Eine Wertverminderung der gesamten Bahnanlagen wird durch 
neue Wettbewerbsunternehmungen irgend welcher Art eintreten. Ganz 
besonders dürfte dies bei Bergbahnen der Fall sein, die den Fremden¬ 
strom ganz oder zum Teil von neuen Unternehmungen an sich ziehen 
und der schon bestehenden Bahn streitig machen, auch selbst dann, 
wenn der Zielpunkt der neuen Bahn ein ganz anderer ist. Ferner ist 
eine derartige Vervollkommnung des Flugwesens denkbar, daß der zu¬ 
künftige Flugverkehr für die Eisenbahn einen ernsthaften Wettbewerb 

*) Darunter fallen z. 13. die Gasthöfe Landquart und Bristol, die mit 5 % 
abgeschrioben werden, die Wohnste]le Landquart, die Gebäude und Wasser¬ 
leitung des Kraftwerkes Landquart und verschiedene Dienstwohnh&user, die mit 
nur 2%, der Feuerwehrschuppen Landquart, der mit 3% und die Maschinen, 
Freileitungsnetz und Einrichtung des Kraft- und Lichtwerks Landquart, die mit 
10 % getilgt werden. 

*) Vergl. hierüber Passow, Die Bilanz der privaten Unternehmungen S. 138 
und Die Bilanz der preußischen Staatseisenbahnen S. 69 unten. 
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(larstellt. Bei etwaiger Betriebseinstellung wäre dann nur noch aus den 
Gebäuden ein größerer Erlös zu erzielen. Allerdings erst, nach¬ 
dem zu ihrer Herrichtung für Privatzwecke noch weitere Summen auf¬ 
gewendet sein würden. Oberbau und Betriebsmittel dürften, da keine 
große Nachfrage mehr nach ihnen bestünde, nicht viel über Altwert los¬ 
zuschlagen sein. Der zur Sicherstellung des Obligationenkapitals ver¬ 
pfändete Bahnkörper wird dabei vollkommen seinen Buchwert verlieren. 
Gleichfalls dürfte der Landwert stark unter den einst bezahlten und in 
der Bilanz aufgeführten Preis sinken. Die Nachfrage nach dem in der 
Regel außerhalb des übrigen Geländes liegenden, schmalen und steinigen 
Bodenstreifen wird nur schwach sein. Die einst bezahlten hohen Land¬ 
preise dürften daher außerhalb des eigentlichen Bahnhofsgebiets wohl 
kaum wieder erreicht werden. 

Durch derartige Verkehrs Wandlungen können auch ertragreiche 
und als sicher geltende Unternehmungen vollkommen an Wert verlieren. 
Wenn beim Eintritt solcher Verhältnisse nicht die ganze Bahnanlage ab¬ 
geschrieben ist, dürften selbst ehemals ertragreiche Bahnen kaum im¬ 
stande sein, ihre Schuld voll einzulösen. In diesem Falle ist aber das 
Obligationenkapital auch bei einer Verpfändung der gesamten Bahnanlage 
nicht mehr genügend gesichert. 

Da nun das Gesetz keine Vorschriften über allgemeine Tilgungen 
enthält, wird es namentlich Sache der Gläubiger sein, für eine Aufnahme 
entsprechender, sie schützender Tilgungsvorschriften in die Satzungen* 
der Gesellschaften* zu sorgen. 

Nimmt man die durchschnittlichen Kosten des Unterbaues 
bei regelspurigen Nebenbahnen zu 70 000 Fr./km, 
bei schmalspurigen „ „ 40 000 Fr./km, 

bei gemischten „ „ 66 000 Fr./km und 

bei Zahnradbahnen „ „ 200 000 Fr./km 

an. und soll dessen vollständige Tilgung bei Zugrundelegung eines Zins¬ 
fußes von 4 % nach 50 oder 100 Jahren erfolgen, so sind jährlich 0,c<» oder 
0,0808 % seines Bilanzwertes zurückzulegen 1 ). Das ergibt eine jährliche 
Mehrausgabe 

bei regelspurigen Bahnen von rund 460 Fr./km oder 60 Fr./km, 
bei schmalspurigen Bahnen von rund 260 Fr./km oder 35 Fr./km, 
bei gemischten Bahnen von rund 430 Fr./km oder 50 Fr./km, 
bei Zahnradbahnen von rund 1310 Fr./km oder 120 Fr./km. 

1 ) Hierbei hat man eich stets darüber klar zu sein, daß bei dieser Ab¬ 
schreibungsform ein wirklicher, vom übrigen Gesellschaftsvermögen getrennter 
Tilgungsfonds vorliegen muß. Diesem sind auch die jährlichen Zinsen gutzu- 
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Bei 50 jähriger Tilgungszeit tritt bei den ersten drei Bahngruppen 
dadurch eine Ausgabenvermehrung von 3 bis 4 % und bei den Zahnrad¬ 
bahnen eine solche von 1% % ein. Wird der Tilgung eine 100 jährige 
Zeitdauer zugrunde gelegt, so beträgt die daraus entstehende Ausgaben- 
Steigerung bei allen Bahngattungen nur einige Tausendstel. 

Durch die Tilgung dieses Bahnteiles, dessen völlige Entwertung 
unter Umständen möglich ist, wird demnach nur eine ganz geringe 
Schmälerung des Betriebsüberschusses eintreten. Von einer Benach¬ 
teiligung der Gesellschafter kann hierbei nicht gut die Rede sein. Über¬ 
haupt wäre eine solche nur scheinbar, da jede Abschreibung eine Unter¬ 
nehmung tatsächlich stärkt und gegen ungünstige Einwirkungen wider¬ 
standsfähiger macht. Diesem einfachsten Erfordernis an eine sachgemäße 
Verwaltung sollte daher ohne alles Bedenken nachgekommen werden. 

6. Der Zinsendienst. 

Im folgenden soll unter Zuhilfenahme aus der Statistik entnommener 
Mittelwerte und unter Zugrundelegung vereinfachter Verhältnisse unter¬ 
sucht werden, wie groß der Überschuß der Gesamteinnahmen über die 
Gesamtausgaben ausfallen muß, um gerade noch die Verzinsung der 
Obligationenschuld zu verbürgen. Ferner soll auch für die Betriebsziffer 
ein durchschnittlicher Höchstwert angegeben werden, über den sie nicht 
hinausgehen darf, damit die gleiche Bürgschaft der Schuldverzinsung 
gewährleistet wird. 

Um für die Rechnungsführung ganz einfache Verhältnisse herzu¬ 
stellen, soll nur mit den Gesamteinnahmen aus dem Betrieb gerechnet 
werden. Zu den Einnahmen sollen demnach nicht gezählt werden: Zins¬ 
erträgnisse aus flüssig verfügbaren Geldern und Einnahmen aus Neben¬ 
geschäften, die erst in der Gewinn- und Verlustrechnung und nicht schon 

schreiben. Dieser -Fonds kt in zu mindestens 4 % verzinslichen Wertpapieren 
oder -bei gleichem Zinsfuß in bar anzulegen. Falk er dem Gesellschaftsvermögen 
nicht entzogen werden soll, wäre sein Bestand durch Anlage in fest verzinslichen 
Eisenbahnpapieren (Obligationen) zu sichern. Könnten bei einem edn- .oder 
mehrjährigen Mißerfolg dem Fonds keine flüssigen Mittel zugewiesen werden, 
so entstünde dadurch an ihn eine Schuld, di» unter Zins&nfrechnung auf 
der Passivseite der Bilanz zu erscheinen hätte. Diese wäre beim nächsten 
erfolgreichen Geschäftsabschluß wieder Zu tilgen und gegebenenfalls in festver¬ 
zinslichen Eisenbahnpapieren anzulegen. Die durch diese Abechreibungsweise 
verursachte Schmälerung des Reingewinns kt in den ersten Betriebsjahren, da die 
mekten Nebenbahnen noch sehr um ihr Dasein zu kämpfen haben, bedeutend 
weniger fühlbar, als bei einer buchmäßigen Abschreibung vom Anschaffangs¬ 
wert ohne Zinsaufrechnung, die dementsprechend viel höher ausfallen würde. 
Dieser Abschreibungsfonds stellt also nicht wie der Erneuerungsfonds lediglich 
ein Bewertungakonto dar. Vergl. hierüber auch Passow, Die Bilanzen der 
privaten Unternehmungen, Seite 162. 
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in der Betriebsrechnung erscheinen, letzteres nur insofern es sich nicht 
um Zahnrad- und Seilbahnen handelt. Ferner sollen die gleichfalls 
wenig ins Gewicht fallenden Zuschüsse aus den verschiedenen Fonds 
und Reserven* ebenso ein etwaiger Saklovortrag aus dem Vorjahr außer 
Betracht bleiben. 

Unter den Ausgaben bleiben aus gleichen Gründen unberücksichtigt: 
Pro Visionen und Konto-Korrentzinsen, ferner Verwendungen auf Abschrei¬ 
bungen und Einlagen in nicht durch das Gesetz geforderte Fonds und 
Reserven, ebenso etwaige Saldovorträge. 

Bezeichnet man das Verhältnis der Obligationenschuld zum Gesamt- 
kapital B mit b, den Zinsfuß des Obligationenkapitals mit o, die gesetz¬ 
lichen Einlagen in den Erneueningsfonds mit F, so besteht zwischen 
diesen Größen folgende Beziehung, die gerade noch die Verzinsung der 
Schulden verbürgt: 

e„-a 8 = *Joo b + r . (u 

Hierin bedeuten, wie in den Gleichungen 12 und 13: E g die Gesamt¬ 
einnahmen, A g die Gesamtausgaben. Ihre Differenz ist demnach gleich 
dem gesamten Betriebsüberschuß, der mit U bezeichnet werden soll. 

Bei den Bergbahnen ist zu den Gesamtbetriebseinnahmen noch ein 
aus Nebengeschäften herrührender Einnahmezuschlag von 10 % hinzuge- 
Jiigt worden. Dadurch soll den tatsächlich bestehenden Verhältnissen 
näher gekommen werden. Für diese Bahngattung erhält man daraus 
folgende Gleichung: 

Ri Eg —■ A g = jqqP B + F.(14a 

Nach der Statistik für 1913 beträgt b bei regelspurigen Bahnen im 
Durchschnitt 0 , 26 , bei Schmalspur-, gemischten und Zahzadbahnen 0,5 und 
bei Seilbahnen 0,35. Die Zahl b wird auch im einzelnen hei den Tal¬ 
bahnen meist kleiner als 0,5 sein, da die Kantone nur selten eine Obliga¬ 
tionenschuld zulassen, die die Hälfte des Baukapitals überschreitet. Die 
meisten Bahnen dieser Gruppe sind aber mit kantonaler Hilfe gebaut 
worden. 

Der durchschnittliche Zinsfuß o beläuft sich bei den regelspurigen 
Talbahnen und bei den gemischten Bahnen auf 4,2 %, bei den Schmal¬ 
spurbahnen auf 4,i %, bei den Zahnradbahnen auf 4,8 % und bei den 
Seilbahnen auf 4,5 %. Ferner betragen die auf das km berechneten durch¬ 
schnittlichen Anlagekosten B : 

bei regelspurigen Talbahncn .... 180 000 Fr., 
bei schmalspurigen Talbahnen . . . 140 000 Fr., 
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bei gemischten Bahnen. 240 000 Fr., 

bei Zahnradbahnen. 460 000 Fr., 

bei Seilbahnen. 600 000 Fr. 

Die kilometrischen Einlagen in dem Erneuerungsfonds ergeben sich 
tkm h den Angaben auf 419, „Tafel 26“ im Mittel: 

bei regelspurigen Talbahnen . . zu 1180 Fr., 

• bei schmalspurigen Talbahnen . . „ 930 Fr., 

bei gemischten Bahnen .... ,, 1370 Fr., 

bei Zahnrad- und Seilbahnen . . „ 1810 Fr. 

Mit diesen Durchschnittswerten erhält man aus Gleichung 14 für 
»len kilometrischen Mindestüberschuß, den eine Bahnanlage haben muß, 
um daraus ihre Schuldenlast verzinsen zu können, bei: 

4 q . o 9ß 

1 regelspurigen Talbahnen U r — 180000 + 1180 = 3030 Fr./km, 

lUÜ • 


180000 + 1180 = 3030 Fr./km, 


':•> schmalspurigen 


gemischten Bahnen 


.. _ 4,1 • 0,6 


140000+ 930 = 3730 


• U* = 4,2 i ’ 240000 + 1370 = 6410 

1UU 


Gleichung 14 a liefert unter Zugrundelegung durchschnittlicher 
kilometrischer Gesamtbetriebseinnahmen bei Zahnradbahnen von 37 800 Fr. 
und bei Seilbahnen von 61 000 Fr. für diese Bahngattungen einen erfor¬ 
derlichen Einnahmeüberschuß: 


>1) bei Zahnradbahnen von Uz 


e „ Seilbahnen „ U* = 600 MO + 1B10 - 61 000 • 0,1 

= 5160 Fr./km. 

Nach der Statistik von 1913 beträgt der durchschnittlich erzielte 
kilonietrische Überschuß: 

bei regelspurigen Talbahnen r l!st = 5 200 Fr. 

„ schmalspurigen „ „Ust = 4 200 „ 

„ gemischten Bahnen . . g Ust — 9 500 „ *) 

„ Zahnradbahnen .... zUst = 15 200 „ 

„ Seilbahnen.sUst = 27 200 „ 


4,3 • 0,5 
100 


460 000 + 1810 - 37 800 • 0,1 
= 7820 Fr./km 


4,5 • 0,35 

I 

100 


*) Zur Berechnung dieses Mittelwertes wurde der ausnahmsweise hohe 
Ei nnahmeüberschuß von 42 500 Fr./km der Bahn Aiglo—Leyain außer Betracht 
gelassen. Bei der geringen Zahl von gemischten Bahnen hätte er den Durch- 
sehnittswert des Einnahmeüberschusses zu sehr in die Höhe getrieben. Dadurch 
wäre die Gesamtlage der gemischten Bahnen zu günstig wiedergegeben worden. 
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Damit verbleibt zu Gunsten der Gesellschafter noch über die Ver¬ 
zinsung des Obligationenkapitals hinaus ein Reingewinn von (Ust — U> 
oder bei: 

a) regelspurigen Talbahnen . von (5 200—3030). 1= 2170.1 Franken. 

b) schmalspurigen Talbahnen „ (4 200—3 730). 1= 470.1 „ ,' 

c) gemischten Talbahncn . . „ (9 500—6 410).1= 3 090.1 „ , 

d) Zahnradbahnen.. (15200—7 820). 1= 7 380.1 „* , 

e) Seilbahnen.. (27 200—5 160). 1 = 22 040.1 „ , 

worin 1 die Länge der betreffenden Bahn in km bedeutet. 

Nach den Reinerträgen zu schließen, können sich die schweize¬ 
rischen Nebenbahnep im Durchschnitt selbst erhalten. 

Obgleich die Bremgarten-Dietikonbahn für 1913 nur einen Über¬ 
schuß von 2832 Fr./km hatte, konnte sie ihr Obligationenkapital 
zu 4'A% verzinsen. Eine Schuldverzinsung ist aus den reinen Be¬ 
triebseinnahmen aber nur dort möglich, wo die Schmalspurbahn einen 
Einnahmeüberschuß von mindestens 3730 Fr./km aufweist. Damit hier 
ungeachtet dessen eine Verzinsung der Schuld stattfinden konnte, mußten 
der Bahn von dritter Seite erhebliche Beihilfen zukommen. Diese mußten 
wenigstens (3730—2832) gleich rund 900 Fr./km betragen. Die Betriebs¬ 
unterstützungen, die der Bahn alljährlich von den S. B. B. zufließen, be¬ 
laufen sich auf 1100 Fr./km. Dadurch erscheinen die abgeleiteten Zahlen¬ 
werte für den zu erzielenden Mindestüberschuß zuzutreffen. 

Ungünstiger liegen die Verhältnisse bei der Uetlibergbahn. Diese 
hatte für das Jahr 1913 sogar einen Minderertrag von 840 Fr ./km. Unter 
Berücksichtigung der Schuldverzinsung kommt das aber einem Fehlertrag 
von (3030 + 840) Fr./km gleich. Dieser konnte auch nicht aus den 
Nebengeschäften (Bergliegenschaften), die einen Gewinn von 1630 Fr./km 
abwarfen, gedeckt werden. Zur Vermeidung einer Zwangsauflösung der 
Gesellschaft verzichteten die Obligationäre seit 1910 auf eine Verzinsung 
ihrer in der Bahnanlage festliegenden Gelder. 

Endlich soll noch auf eine ertragreiche Bahnunternehmung hinge¬ 
wiesen werden, die neben der Erfüllung ihrer Schuldverpflichtungen 
auch an die Aktionäre einen angemessenen Gewinn verteilen konnte. 
Es jsf dies die Oensingen-Balsthalbahn, die im Jahre 1912 einen Einnahme¬ 
überschuß von 11300 Fr./km hatte. Da bei ihr das halbe Baukapital 
durch Schulden aufgebracht ist, der Zinsfuß 4 % und die Baukosten 
209 600 Fr./km betragen, berechnet sich hier der Mindeetüberschnß auf 
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5400 Fr. /km (Gl. 14). Damit bleibt außer der Schuld Verzinsung noch ein 
Reingewinn von 11300—5400 = 5900 Fr./km zu Gunsten des Gesell¬ 


schaftskapitals. Dieser hätte zu einer Verzinsung von - = 5> 6 % 

i /*2 • —uy uuu 

aasgereicht. Die tatsächlich ausgezahlte Rente betrug' 5 %. 


Zum Schluß soll mit Hilfe von Durchschnittswerten eine gerade 
noch die Schuldverzinsung verbürgende Betriebsziffer für die verschie¬ 
denen Bahngruppen abgeleitet werden. Der Rechnungsführung liegen 
die gleichen vereinfachten Annahmen zugrunde. Unter Hinzuziehung 
der Gleichungen 12 bis 14 erhält man folgende neue Gleichungen: 

a) fär Talbahnen ... U= q • E r — fi • A r = B + F, . . (15 

b • o 

b) „ Bergbahnen. . . U = 1,1 p • E r — p • A r = — ^r- B + F. . (15a 


Zur Vereinfachung dieser Gleichungen sollen die Einlagen in den 
Erneuerungsfonds F hier mit den reinen Betriebsausgaben verglichen 
werden. Es sei somit: 

F = Y- A r ,.(Iß 

worin y ein echter Bruch ist, da die Betriebsausgaben stets erheblich 
größer als die Einlagen in den Erneuerungsfonds sind. 

Wenn das Verhältnis A r : E, die Betriebsziffer Z wiedergibt, lassen 
sich die Gleichungen folgendermaßen in ihrer Schlußform darstellen: 


a) für Talbahnen . . . Z = - ( -(i - .• < n 

b) „ Bergbahnen. . z =(l --f-), .(17a 


worin B:E r das Verhältnis der Baukosten zu den reinen Betriebsein¬ 
nahmen darstellt. Dieses kann im Durchschnitt 

bei den regelspurigen Talbahnen . . zu 10,e, 

bei den schmalspurigen Talbahnen . . „ 10,8, 

bei den gemischten Talbahnen . . . „ 9,6, 


bei den Zahnradbahnen.„ 13,i, 

bei den Seilbahnen.. 10,3 

angenommen werden. 


Um die für eine bestimmte Bahnanlage maßgebende Betriebsziffer 
zu erhalten, die gerade noch die Verzinsung der Schuld gewährleistet, ist es 
notwendig, für jede einzelne Bahn das Verhältnis B:E,. aufzusuchen. 
Dieses zeigt für den bestimmten Fall oft größere Abweichungen vom 
Mittelwerte. 
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Daraus und aus den Tafeln 20 a und 24 a ergibt sich folgender Durch¬ 
schnittswert ftir die Betriebsziffer, die gerade noch eine Schuldverzinsung 
zuläßt und mit Zh bezeichnet werden soll: 

a i bei regelspurigen Bahnen r Z|, = 7—7 

1 ««OO 


b 

,, schmalspurigen 

y _ .1.02 , 
s '' 1,212 1 

/ 4,1 • 0,5 

i 102 

10,8) 

1 — 0,CM>3, 

C) 

„ gemischten „ 


f 4,2-0,5 

V 100 

9,e) 

— 0,605, 

<V' 

„ Zahnradbahnen . . . 

* = -&! 

' 4,3 • 0,5 

V 118 

13,l) 

= 0,692, 

e 

„ Seilbahnen . . . . . 


( 4,5 • 0,85 

l 118 

10,s) 

= 0,782. 


Die verhältnismäßig niedrige Betriebsziffer bei den schmalspurigen und 
* 

gemischten Tal bahnen ist darauf zurückzuführen, daß bei ihnen mit einer 
hohen Schuldverschreibung nur geringe Nebeneinkünfte zusammenfallen. 


Bildet man gruppenweise das Verhältnis A r : E r = Zgt zwischen den 
d*T Statistik entnommenen reinen Betriebsausgaben und reinen Betriebs¬ 
einnahmen, so erhält man als durchschnittliche Betriebsziffer : Zst 

a) für regelspurige Talbahnen . . . . 0 , 7 : 2 . 

b) für schmalspurige Talbahnen .... 0,o-i, 

<0 für gemischte Talbahnen.. 0,47, 

d) für Zahnradbahnen.0,io. s 

e) für Seilbahnen.ö,.vt’). 


Im Vergleich zu den berechneten, noch eine Schuldverzinsung 
verbürgenden Betriebsziffern Zh, sind die Werte der aus der Statistik für 
jede Bahngruppe gefundenen mittleren Betriebsziffern kleiner als jene. 
Dabei kann auch hier wieder beobachtet werden, daß die Vergnügungs¬ 
baimen das beste Erträgnis abwerfen. Bei diesen beträgt der Unterschied 
zwischen der maßgebenden Betriebsziffer Zh und der aus der Statistik je 
für eine Bahngruppo gebildeten Zst für Zahnrad- und Seilbahnen 0,20 und 
0 , 28 . Die gemischten Bahnen weisen fast dio gleiche Differenz (O.mo) wie 
die Zahnradbahnen auf. 

A ) Vergl. hin über auch Tafel 23, a), Spalte 9, 8. 413, iu welcher die aus den 
Gesamteinnahmen und Ausgaben gewonnenen Betriebsziffem wiedergegoben sind. 
Diese liegen bis auf jene der schmalspurigen Talbahnen etwas höher, indem 
die Nebenausgaben die Nebeneinnahmen übersteigen. Im Vergleich dieser Be¬ 
triebsziffern mit den maßgebenden Betriebeziffem ergibt sich jedoch bei jeder 
Bahngruppe gleichfalls eine positive Differenz. Man kommt also auch hier zu 
dem gleichen Ergebnis, wie im Vergleich der aus E r und A r erhaltenen Be- 
triebsziffer mit der maßgebenden. 


-M • 0,*> 
100 


10,6 j — 0,770, 
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Bei den regel- und (schmalspurigen Talbahnen sinkt der Unterschied 
zwischen diesen beiden Betriebsziffern auf 0,o5 und + 0 , 02 . Bei ^llen 
Bahngruppen fällt demnach die Differenz der beiden betrachteten Betriebs- 
Ziffern positiv aus, was mit anderen Worten sagen will, daß jede Bahn¬ 
gruppe, ertragreiche und ertragarme Bahnen zusammengenommen und ge¬ 
meinsam verwaltet gedacht, von sich aus bestellen kann. Die Differenz der 
• « 

regel- und schmalspurigen Talbahnen ist jedoch so gering, daß es hier frag¬ 
lich ist, ob neben der Selbsterlialtung auch noch der Erneuerungsfonds in 
der vom Gesetz vorgeschriebenen Höhe unterhalten werden kann. 

Diese, gegenüber den maßgebenden, tiefer liegenden mittleren Be¬ 
triebsziffern beweisen aber noch nicht, daß es nun jeder Bahn innerhalb 
einer Gruppe möglich wäre, ihre Schuld aus dem Einnahmeüberschuß 
zu verzinsen. Ungeachtet dessen können innerhalb einer Bahngattung 
Unternehmungen Vorkommen, deren Betriebsziffern größer als die maß¬ 
gebenden sind. Dies wird namentlich dort der Fall sein, wo die Gruppe 
eine größere Anzahl von Bahnen umschließt. Hier sind die Einnahmen und 
Ausgaben einzelner, besonders kleinerer Bahn Unternehmungen ohne merk¬ 
lichen Einfluß auf die für die ganze Gruppe gebildeten Durchsclmittsummen.. 

Dadurch ist es auch erklärlich, daß die aus den einzelnen Betriebs¬ 
ziffern abgeleitete mittlere Betriebsziffer Z m einen anderen und zwar höheren 
Wert annimmt als der Mittelwert Zg t , der durch den Vergleich der Aus¬ 
gaben mit den Einnahmen erhalten wurde. Dieser gleichfalls der Statistik 
entnommene zweite Mittelwert Z m beträgt: 


a) bei regelspurigen Talbahnen.0,73, 

b) ,, schmalspurigen ,, 0,72, 

c) „ gemischten ,, 0,64, 

d) „ Zahnradbahnen.0,65, 

e) „ Seilbahnen .0,60. 


Bildet man auch hier die Differenz zwischen der maßgebenden Be¬ 
triebsziffer Zb und der mittleren Z m , so ergibt sich für regelspurige 
Tafbahnen ein Wert von +0,04, für Schmalspurbahnen von —0,oo, für 
gemischte Talbahnen +0,025, für Zahnradbahnen von +0,04 und endlich 
für Seilbahnen von +0,is. 

In nachstehender Tafel sollen die beiden Differenzen (Zh — Zg t ) 
und (Zb — Z m ) einander gegenübergestellt und daraus Schlüsse auf die 
wirtschaftliche Lage der einzelnen Bahngruppen und Bahnen gezogen 
werden. 
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Tafel 27. 


Differenzbetrftge (Zt — Zs*) und (Zä — Zm) 
zwischen maßgebender und mittlerer Betriebsziffer. 


Bahngattung 

ij Zh ! 

Zst 

Zm 

1 D» 

! Zh-Zst 

Db 

Zfa — Zm 

a) Talhahnen: 

• ; 

1 


1 


1. rogelspurige Bahnen . . 

0,77 

0,72 

0,7S 

! +0,05 

-Hm* 

± .schmalspurige * . . 

0,663 

0,64 | 

0,72 

—’ 0,023 

— 0,06 

3. gemischte „ . . 

1 0,665 ; 

0,47 

0,61 

+ 0,195 

+ 0,025 

b) Bergbahnen: 




| 


1. Zahnradbahnen. 

0,65-2 

0,49 

0,65 

+ 0,202 | 

+ 0,042 

2. Seilbahnen. 

0,782 

, 

0,50 

0,60 

+ 0,283 | 

+ 0,182 


Hieraus ersieht man, daß die Seilbahnen nicht nur hinsichtlich der 
Gesamtheit, sondern auch die Unternehmungen für sich betrachtet am 
besten dastehen. Die für die Gesamtheit, also für jede Bahngruppe maß¬ 
gebende Betriebszifferndifferenz D K und die, dio zu Vergleichszwecken 
für die einzelnen Bahnen gebildet wurde:.Di, sind hier größer als 
Null. Die Zahnradbahnen stehen ungefähr gleich günstig da, sowohl 
in bezug auf die ganze Gruppe, als auch auf die einzelnen Unternehmun¬ 
gen. Der Wert Dg ist bei beiden Bahngruppen ungefähr gleich groß. 
Der kleinere Wert.Dh bei den Zahnradbahnen weist darauf hin,-daß 
sich hier das Erträgnis auf eine geringere Zahl von Unternehmungen, 
als bei den Seilbahnen verteilt. 

Der bei den regelspurigen und gemischten Bahnen auftretende po¬ 
sitive Betrag für Dg und Dt, bedeutet die Fähigkeit der Bahn, im gan¬ 
zen für ihre eingegangenen Verpflichtungen aufzukommen, ebenso ist 
dies auch dem größeren Teil der Einzelunternehmungen möglich. 

Das von allen Bahngruppen ungünstigste Ergebnis weisen die 
schmalspurigen Talbahnen auf. Bei dieser Gruppe zeigt Dg den kleinsten 
positiven Wert, während Db sogar kleiner als Null wird. Damit dürfte 
sich hier das durch den positiven Wert von Dt, ausgewiesene Erträgnis 
nur auf verhältnismäßig wenige Bahnen verteilen. 

In bezug auf die Gesamtheit der Bahnen gelangt man also hier zu 
dem ganz gleichen Ergebnis, wie bei dem Vergleich der Betriebsüber¬ 
schüsse. Der Einblick in die ErtragsVerhältnisse hat sich hier insofern 
erweitert, als in der Differenz Db noch ein Maßstab zur Beurteilung der 
einzelnen Unternehmungen gegeben ist. 

Die Bremgarten-Dietikonbahn weist für das Jahr 1913 eine Be¬ 
triebsziffer von 0,748 auf. Di, beträgt demnach hier — 0 , 28 . Der nega¬ 
tive Wert deutet darauf hin, daß es dieser Gesellschaft nicht möglich ist, 
aus dem Betriebsüberschuß allein ihren Schuldverpflichtungen nachzu¬ 
kommen. Bei der Uetlibergbahn kann von einer Bildung der Differenz abge¬ 
sehen werden, da sie einen Minderertrag hat. Somit ist sie von vornherein 
nicht imstande, aus dem Betriebsüberschuß ihre Obligationenschuld zu 
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verzinsen. Ein erfreulicheres Bild gibt die regelspurige Oensingen-Bals- 
thalbahn, die mit ihrer niedrigen Betriebsziffer von nur O.csi in der Lage 
ist, auch ihrem Aktienkapital einen Gewinn zuzuweisen. 

Bei nur geringen Differenzwerten wird sich im voraus nicht sicher 
sagen lassen, ob eine Bahn aus dem Betriebsüberschuß allein ihre Schuld 
verzinsen kann oder nicht. Die tatsächlichen Zahlenwerte weichen für 
die einzelne Bahn bisweilen erheblich von denen ab, die der Berechnung 
der maßgebenden Betriebsziffern zugrunde gelegt werden. 

Wie aus folgender Zusammenstellung ersichtlich, ist der Zins¬ 
fuß für Anleihen in den letzten 10 bis 20 Jahren bei allen Bahnen unge¬ 
fähr gleich geblieben. 


Tafel 28. Verzinsung der Anleihen. 


Bahngattung 

1-8 93 

1903 

j 1908 

! 19 13 


in Pro: 

zenten 


1. Hauptbahnen: 


! 

1 


1 

a) S. B. B. 

j 

3,63 

1 3,52 . 

3,55 

b) Bern-Nounburger Bahn. 

i — 

4,1 

| 3,3 

3,3 

2. Nebenbahnen: 1 

a) Talbahnen: 



i 


a) regelspurige Bahnen: 

1. Emmentalbahn. 

! 

! 4,25 

i 

3.9 

i 

1 3.9 

4 

2. Seetalbahn. 

4,5 

1 4 

I 4,2 , 

4,3 

3. Sihltalbahn. 

4 

i 4 

4 

! 4 

4. Süd-Ostbabn. 

4 

1 

4 

4 

1 

4 

5. Tößtalbahn. 

i 4 

4r 

4 

4,25 

ß) schmalspurige Bahnen: ! 


! 

i 



1. Appenzeller Bahn. 

2,4 

1 4,2 

i 4 

2,7 

2. Frauenfeld-Wil-Bahn . . . j 

4 

1 3,5 

i 3,5 

' 3,5 

3. Rhätische Bahn. 

4,5 

' 3,8 

3,6 

3,9 

y) gemischte Bahnen: 

1 

l ! 

I 

i 


1. Appenzeller Straßenbahn . 

3,7 

4 

! 4,3 

4,3 

2. Berner Obcrlandbahn . . . i 

4,5 

3 

3 o 

3,5 

3. Visp-Zermattbahn. ! 



' 

4 

4 

b) Bergbahnen: 

a) Reibungsbahnen: 

1 

1 



i 

1. Uetlibergbahn.| 

! 4 

3,4 

3,8 

3,6 

ß) Zahnradbahnen: 





1. Vitznau-Rigibahn. 

, 4,25 

4,25 

4 

4,28 

2. Pilatusbahn. 

1 4 

5 

4,3 

4 


Der Zinsfuß von wirtschaftlich wichtigen Überlandnebenbahnen 
wird gegenüber dem von Berg- und Vergnügungsbahnen gewöhnlich etwas 
niedriger sein. Schon im eigenen Interesse sucht der Kanton den Bahnen, an 
■denen er beteiligt ist, billiges Geld zu verschaffen. 
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Dies ist deutlich an der für die Ehätische Bahn wiedergegebenen 
Zahlenreihe zu erkennen. Solange diese noch Privatbahn war und aus 
eigenen Mitteln gebaut und unterhalten werden mußte, betrug der Zins¬ 
fuß 4,5 %. Als sie aber zufolge des kantonalen Subventionsgesctzes vom 
20. Juni 1897 zur graubündener Staatsbahn erhoben wurde, ist der Zins¬ 
fuß auf 3,8 % gesunken. , 

Zusammenfassung. 

Ein Rückblick über die Ausgabenverhältnisse gibt kurz zusammen- 
gefaßt folgende für die Nebenbahnen bemerkenswerte Punkte. 

Die Gesamtausgaben machen im Durchschnitt aller Bahnen bei ihrer 
Höhe von 27 356 000 Fr. rund zwei Drittel der Einnahmen aus. Dieses 
Verhältnis ließe auf einen günstigen Ertrag schließen, sofern die Ein¬ 
nahmen den erheblichen Bau- und Betriebskosten entsprechen würden. 
Da dies aber nicht zutrifft, so ist der Jahresabschluß der Nebenbahnen 
im allgemeinen kein glänzender. Im einzelnen betragen die mittleren 
Ausgaben bei den regelspurigen Nebenbahnen 12 800 Fr./km, bei den 
schmalspurigen und gemischten Bahnen 9100 und 15100 Fr./km, bei den 
Zahnrad- und Seilbahnen steigen sie auf 22 600 jind 33 750 Fr./km. 

Außer den gesetzlich vorgeschriebenen Tilgungen auf die einer we¬ 
sentlichen Abnutzung unterworfenen Bahnteile erfolgt meistens nur noch, 
ein Abschreiben der Bauten, die keine Verbesserung der Bahnanlage 
darstellen und demnach auch nicht auf Baukonto gebucht werden 
dürfen. Mit Ausnahme der Bahngesellschaften, bei denen ein Heimfallsrecht 
besteht, nehmen keine andern Gesellschaften planmäßige Tilgungen der 
Bahnanlage vor. Derartige Abschreibungen sind aber schon zur Sicher¬ 
stellung des Obligationenkapitals erforderlich und sollten daher von 
keiner Bahn unberücksichtigt bleiben, zmftal sie nur eine ganz geringe 
Schmälerung des Reinertrages mit sich führen. 

Der kantonalen Besteuerung, die auf Vermögen und Erwerb oder 
auf eins von beiden erhoben wird, unterstehen in der Regel nur die 
Berg- und Vergnügungsbahnen, während die wirtschaftlich wichtigen 
Überlandnebenbahnen, solange 6ie keinen genügenden Ertrag auf weisen, 
davon befreit sind. 

Werden die Betriebsüberschüsse mit denen verglichen, die allein zur 
Verzinsung des Obligationenkapitals erforderlich sind, so verbleibt bei allen 
Bahngruppen noch ein kleinerer oder größerer Reingewinn für das Aktien¬ 
kapital. Somit ist es im Durchschnitt allen Bahnen möglich, ihre Schuld 
ohne fremde Beihilfe zu verzinsen. Das gleiche Ergebnis findet sich auch 
im Vergleich der im Durchschnitt tatsächlich eingetretenen und der gerade- 
noch eine Schuldverzinsung verbürgenden Betriebeziffern. 

, (Schluß folfrt.) 
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Die Sahara-Eisenbahn. 

Entwicklung und heutiger Stand der Frage. 

Von 

F. Baltzer, Geh. Oberbaurat. 


Mit einer Übersichtskarte. 


Der Plan, das gewaltige Ländergebiet von französisch West- und 
Äquatorial-Afrika durch eine die Wüste Sahara durchquerende 
Eisenbahn mit den Besitzungen in Nordafrika, Algier und Tunis, zu 
verbinden, ist in Frankreich nicht mehr von der Tagesordnung verschwun¬ 
den, je mehr der Ausbau des großen französischen Kolonialreiches in 
Afrika während der letzten Jahrzehnte Fortschritte gemacht hat. Wenn 
auch der verhängnisvolle Fehlschlag der Erkundung des Oberstleutnants 
Flatters im Jahre 1881 dem Plan in der Öffentlichkeit vorübergehend 
zweifellos Abbruch tat, so brachte ihn die fortschreitende Aufteilung 
Afrikas in den Jahren 1890 bis 1900 und das erfolgreiche Vordringen der 
französischen Waffen im nördlichen Gebiet der Sahara erneut in den Vor¬ 
dergrund. Die Angelegenheit gewann durch den bedrohlich zunehmenden 
Geburtenrückgang in Frankreich erhöhte militärische und politische Be¬ 
deutung, besonders seitdem Oberst Mangin durch sein Buch La force 
noire, 1910, darauf hingewiesen hatte, wie gewaltige militärische Hilfs¬ 
kräfte man aus dem schwarzen Erdteil ziehen und durch eine Sahara¬ 
bahn auf kürzestem Wege nach Nordafrika werfen könne, -um sie nach 
Bedarf auf europäischen Kriegsschauplätzen zu verwenden. Auch für 
die Truppenversorgung von Madagaskar und der asiatischen Kolonien 
Frankreichs versprach die Bahn wertvolle Dienste. Inzwischen hat der 
Plan der Sahara-Eisenbahn durch den Weltkrieg infolge der zur Tat¬ 
sache gewordenen umfassenden Verwendung schwarzer Truppen — nach 
* einer Mitteilung des Senatsberichts in dem Economiste fran<jais vom 
17. August 1918 hat Frankreich bis dahin an Schwarzen 680 000 Soldaten 

Archiv fOr Eisenbahnwesen. 1910. 30 
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und 238 000 Arbeiter, zusammen 918 000 Mann auf europäischen Kampf¬ 
plätzen verwendet — für Frankreich besondere Wichtigkeit erlangt. 

Schon 1868 hatte Prevost-Paradol ausgesprochen, es sei für das euro¬ 
päische Frankreich bei Gefahr des Verfalls unerläßlich, sich durch ein afri- 
kanisches Frankreich zu verdoppeln; diese Hilfe könne aber 
bei den Bedürfnissen und Zielen der heutigen Zivilisation nur wirksam 
sein, wenn- sie auf machtvollen und raschen Verkehrsmitteln beruhe. Die 
erste Anregung zu einer Schienenverbindung von Algier nach dem fran¬ 
zösischen Sudan gab 1879 der Ingenieur Duponchel durch sein Buch: 
Le chemin de fer Transsaharien, jonction coloniale entre l’Alg^rie 
et le Soudan 1 ). Dabei betrachtete er den Sudan als das künf¬ 
tige „Französische Indien“, das von Paris und den übrigen 
europäischen Hauptstädten aus in fünf bis sechs Teigen erreichbar^werden 
müsse. Der Augenblick war günstig: F r e y c i n e t hatte gerade sein 
großes Programm für die Ausführung umfassender öffentlicher Arbeiten 
veröffentlicht. Er erkannte die Bedeutung der Frage «und rief zum Zwecke 
ihrer Untersuchung einen besonderen Ausschuß, die Commission 
supörieure du Transsaherien, ins Leben. Dieser Ausschuß 
trat alsbald an die gleichzeitige Bearbeitung zweier Bahntrassen, die 
eine östlich, die andere westlich des mittleren Gebirgsstocks der Sahara, 
heran und ließ jede von ihnen durch zwei getrennte Gruppen unter¬ 
suchen: die eine sollte die eigentliche Durchquerung der Sahara behan¬ 
deln, die andere die Ausgänge vom Innern nach der algerischen Küste 
erkunden. Demnach wurden im Jahr 1880 zuMchst die vier Erkundungs¬ 
gruppen: Choisy, Poujanne, Soleillet und Flatters ausgerüstet. C h o i s y, 
mit dem Bergingenieur G. Rolland, bereiste die östliche Trasse von 
Laghuat nach EL Golea und kehrte über Wargla und Biskra mit reichör 
geologischer und hydrologischer Ausbeute zurück. Poujanne sollte 
mit einigen Mitgliedern der geographischen Gesellschaft von Oran ent¬ 
lang der Ostgrenze von Marokko die westliche Trasse Oran-Timbuktu 
erkunden, kam aber infolge der Unsicherheit des Landes über die'Oase 
Tiut bei Aln Sefra nicht hinaus. Soleillet sollte in entgegengesetzter 
Richtung, von Süd nach Nord, von Saint Louis am Senegal aus, Uber 
Timbuktu durch die Landschaft Tuat nach Algier Vordringen; auch er 
kam nicht weit, denn einige Tagereisen nördlich von Senegal wurde er 
von feindlichen Mauren aufgehalten und zur Umkehr gezwungen. Die 
vierte Erkundung unternahm Oberstleutnant Flatters, mit dem Auf¬ 
trag, eine südliche Bahntrasse nach dem Sudan zu suchen, die zwischen 
Niger und Tschadeee endigen sollte. Er gelangte über Biskra und 


1 ) Paris, Libr. Haohette, 1879. 
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Wargla in das Tal des Ingharghar und entlang des Sees Menghugh in 
die Nähe von ■ Ghat; hier mußte er vor der drohenden Haltung der 
Tuaregs umkehren. Als er im folgenden Jahr den Versuch wiederholte, 
wurde er am 16. Februar 1881. südlich des Gebirgsstocks von Ahaggar 
bei Tadjenut, immittelbar südlich des Wendekreises, mit allen seinen 
-europäischen Begleitern ermordet. Er fiel der gefährlichen Wahn¬ 
vorstellung vom „friedlichen Eindringen“ zum Opfer. Dieser Schlag 
entmutigte für lange Zeit die Regierung wie die Interessenten in ihren 
- Sahara-Bahnplänen, wie sehr auch R. Rolland und Leroy-Beaulieu mit 
größtem Eifer für diese eintraten. Erst zwanzig Jahre später, nach der 
völligen Befriedung der Sahara, konnte man den Gedanken mit Erfolg 
wieder aufnehmen. Diese vollzog sich im Lauf der Jahre 1899 und 1900 
durch die Einnahme von Insalah, die Besetzung von Igli, die gegen die 
marokkanischen Einfälle Sicherheit schuf, und durch die Unternehmung 
Foureau-Lamy, die das Land um den Tschadsee zur Unterwerfung 
brachte. 1904 vollendete Oberst Laperrine die Eroberung der Sahara 
endgültig durch die Vereinigung der Truppen des französischen Sudans 
mit denen von Algier in der Gegend von Timiauin und bei Taodeni. 
Seitdem stand der Weg für wissenschaftliche und wirtschaftliche Erkun¬ 
dungen offen, denn man konnte jetzt — nach einem Scherzwort von 
Nieger — „bloß mit dem Stocke in der Hand zwischen Insalah und 
Zinder Spazierengehen“. 

Die Sahara wurde ndnmehr wiederholt in beiden Richtungen von 
Offizierpatrouillen durchzogen, und es entstanden zahlreiche Vorschläge 
zu Saharaquerbahnen; viele Städte von Algier und Tunis bewarben sich 
um den Vorzug, der Ausgangspunkt solcher Linien zu werden. Die 
Saharabahn wurde ein Lieblingsgedanke der Franzosen, und für jeden 
französischen Eolonialpolitiker von Ruf war es Ehrensache, der Vater 
irgend eines neuen Linienentwurfs für die Saharabahn zu sein. Die ver¬ 
schiedenen Trassen nehmen ihren Ausgang in Oran, Algier, Biserta oder 
Tunis, Gabes, Bugrara oder Tripolis; sie endigen entweder am Scheitel 
des Nigerbogens, westlich bei Timbuktu, oder Östlich bei Gao oder An- 
songo; oder am Tschadsee, vorwiegend nördlich bei Ngigmi oder östlich 
davon; oder endlich zwischen Niger und Tschadsee, bei Sinder oder 
Kano. 

Es würde zu weit führen, sämtliche Vorschläge — es sind wohl 
deren 15 oder mehr — hier einzeln durchzugehen. Leroy-Beau¬ 
lieu 1 ) empfahl die mittlere Linie Biskra—Wargla—Amgid—Sinder, mit 


*) Leroy-Be'äulieu, Le Sahara, k> Souclan et kg chemins de fer Trang- 
saliariens. 1904. S. 386. 
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der 1 m-Spur und glaubte die Baukosten dieser rund 2700 km langen Balm 
mit einer Gesamtsumme von 162 Mill. Fr. beetreiten zu können. (Kilo¬ 
metrische Baukosten im Durchschnitt 52 000 Fr.) 

Die Linie Tripolis — Tschadsee. 

Für uns Deutsche ist von besonderem Interesse die östliche 
Linie, vorgeschlagen von B o n n a r d , die von Tripolis zum Tschadsee 
geht und mit rund 2300 km Länge die kürzeste Verbindung unter allen 
Vorschlägen darstellt; sie soll in Tripolis oder Gabes beginnen, sich 
südwestlich nach. Ghadames wenden und, der Jahrhunderte alten Kara¬ 
wanenstraße folgend, über Bhat nach Bir und Amar oder über Djebado, 
in die reiche Oase von Kauar gehen und östlich des Tschadsees endigen. 
Soweit die Linie das Gebiet von Tripolis berührt, hat sie mehr Wert für 
Italien, als für Frankreich. Den Ausgangspunkt weiter westlich zu 
wählen, etwa in Bugrara, in der Bucht, die die Insel Djerba vom 
Festlande trennt, würde dem Interesse Frankreichs entsprechen; eine 
Küstenbahn über Gabes würde die Verbindung mit Tunis und Biserta 
hersteilen. Hier wäre demnach das nördliche Ende der kürzesten Über¬ 
landlinie vom Tschadsee nach Mitteleuropa über Genua, Triest, Saloniki, 
nach Bußland über Odessa, nach Frankreich und England über Marseille. 
Südlich Bhat würde die Linie sich auf Höhen von 1200 m erheben, so¬ 
dann in Siggedim die Karawanenstraße Tschad—Mursuk treffen. Weiter 
südlich wird die wellige Ebene von Tintumna berührt, wo eisenhaltige 
Felsbänke zu Tage treten und große Dünen harten Sandes von Ost nach 
West streichen. In der Nähe von Bhat würde die südwestliche Zweig- 
linie nach dem Niger abgehen, die, über Djanet, Bir Asiu und Bambo 
führend, am Nigerbogen endigen könnte; die Linie Bambo—Bhat—Tunis 
hätte kaum 500 km mehr Länge als die unmittelbare Verbindung 
Bambo—Tunis. — Die Schienenverbindung Tripolis — Tschadsee 
hätte auch für Kamerun, als kürzester Überlandweg nach der Nordküste 
von Afrika, im Frieden für den Post- und Beiseverkehr und im Kriegs¬ 
fälle militärisch, besonderen Wert für die Verbindung mit der Heimat, 
wenn Tripolis wieder Besitz einer uns befreundeten oder verbündeten 
Macht würde. Denn ein solcher Überlandweg mit der Bahn im Anschluß 
an die etwa von Triest ausgehende Schiffahrt im Mittelländischen Meer 
würde im Kriegsfälle die Verbindung des Schutzgebiets mit der Heimat 
aufrecht erhalten, wenn Uuch die Westküste von Afrika vom Feinde ge¬ 
sperrt ist; die Verbindung Tripolis—Triest, rund 1800 km, würde dabei 
notfalls durch U-Boot bedient werden können. — 

Wie sehr in der Folge die Saharabahnfrage die öffentliche Meinung 
Frankreichs dauernd beschäftigte, zeigt die Bildung einer besonderen 
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Gesellschaft in Paris — 1911 .— zum Zwecke des Baues transafrika¬ 
nischer Eisenbahnen: „l’Union Franqaise pour la realisation des chemins 
de fer Transäfricains“. Diese verfolgte unter Führung von A n d r 6 
B e r t h e 1 o t, dem Begründer der Pariser Untergrundbahn, die Frage 
mit großem Eifer und machte sie zum Gegenstände weiterer Unter¬ 
suchungen und örtlicher Erkundigungen. 

Berthelot’s „Transafricain“. 

Die Linie nach Berthelots Vorschlag verläuft über Igli, Wallen, 
Agadös, Bir-Alali nach Ngigmi am Nordwestende des Tschadsees, wurde 
aber erweitert zu einem Bahnentwurf'Oran — Kapstadt: der Trans- 
saharien wuchs sich aus zum Transafricai n. In der Sitzung der 
Gesellschaft vom 1. Dezember 1911 trug Berthelot den neuen Plan seiner 
transafrikanischen Überlandbahn von Oran nach Kapstadt vor. Er be¬ 
gründete ihn zunächst mit dem gerade abgeschlossenen deutsch-franzö¬ 
sischen Marokkovertrage, durch den Frankreich einen Teil seines Kongo¬ 
gebiets aufgab; zur möglichst baldigen Erschließung von Französisch- 
Äquatorialafrika, sowie zur schnellen und sicheren Beförderung einer 
schwarzen Armee aus dem Sudan nach Algier schlug er eine von Oran 
ausgehende, die vorhandene Strecke nach Colomb Böchar benutzende 
Linie von Igli über die Tuat- und die Tidikelt-Oasen nach Aulef und 
Silet vor; sie sollte in Silet gabeln und einerseits westlich über Adrar 
den Nigerbogen nördlich Ansongo bei Gao, andererseits südöstlich über 
Agades den Tschadsee bei Ngigmi und, nördöstlich des Sees verlaufend, 
weiter über Ndele die französich-belgische Kongogrenze bei Semio er¬ 
reichen (vergl. auch Karte). Die westliche Zweiglinie sollte von Gao 
aus Verbindung mit dem Eisenbahn- und Wasserstraßennetz von Fran- 
zÖ3isch-Weetafrika erhalten, während die östliche Zweigbahn von Semio 
aus in der belgichen Kongokolonie südlich bis Stanleyville am Kongo 
fortzuführen und nach Osten über Tambura in Port Florence an die 
Ugandabahn anzuschließen wäre. Ferner sollte von der östlichen Seiten¬ 
linie in Agades eine Zweigbahn in südlicher Richtung über Sinder nach 
Kano abgehen, um hier den Anschluß an die Nigerische Bahn Lagos— 
Kano herzustellen. Auf diese Weise würde Algier mit den teils be¬ 
stehenden, teils noch zu bauenden Eisenbahnen von Französisch-West- 
afrika, Nigerien, Französisch-Äquatbrialafrika, Britisch-Ostafrika und 
mit dem Verkehrsweg der Kongokolonie, und dadurch mittelbar auch 
mit dem rhodesischen, portugiesischen und kapländischen Eisenbahnnetz 
verbunden werden. Der Plan Oran-Kapstadt wäre demnach in gewissem 
Sinne ein französisches Wettbewerbsunternehmen gegen die britische 
Kap-Kairobahn, und Berthelot nahm für seine Linie in Anspruch,, daß 
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sogar der Weg von England nach Britisch-Südafrika über Algier und 
seine Saharabahn kürzer und bequemer sein werde, als über Kairo und 
Ägypten. — Die Bahn soll zwei Bevölkerungsgebiete verbinden, die schon 
jetzt in einem lebhaften Personenaustausch stehen: Westeuropa und 
Südafrika, dessen britische Union allein 150 000 Weiße zählt, mit einem 
Handelsverkehr nach Europa von 2X Milliarden Fr. im Jahr. Die euro¬ 
päische Wareneinfuhr dahin übersteigt 1100 Mill. Fr., zum großen Teil 
Mode- und Luxuswaren. Neben den Weißen werden auch die Einge¬ 
borenen, bei der raschen Entwicklung der von der Balm durchschnittenen 
Länder, sich bald als Reisende einfinden, wie sie auf indischen und 
chinesischen Bahnen ja allein genügen, um dem Unternehmen eine reiche 
Verkehrseinnahme zu sichern. Abgesehen vom Ortsverkehr dürfe man 
auch auf einen «Strom von Auswanderern aus dem Innern Afrikas nach 
den Küstenländern von Algier und Transvaal rechnen, wo sich eine 
steigende Nachfrage nach Arbeitern geltend macht Zu Beginn des Be¬ 
triebs ist die Bahn ausschließlich auf die Reisenden zwischen Westeuropa 
und Britisch-Südafrika angewiesen, und für sie entsteht die Frage des 
Wettbewerbs zwischen Seereise und Überlandweg. Berthelot nimmt an» 
daß hochwertige Güter sowohl wie Reisende den teureren, aber schnelle¬ 
ren Landweg der Seefahrt vorziehen werden, wenn ein^ Reise¬ 
geschwindigkeit der Bahn von 60 km/Std. geboten wird, während die 
schnellsten Dampfer es nur auf 45 km/Std. bringen, die gewöhnlichen 
Dampfer aber nur 15 bis 16 Knoten = 28 bis 30 km/Std. fahren. Dem¬ 
nach würde gegenüber einer jetzigen Reisedauer mit dem Schnelldampfer 
von 17 Tagen zwischen Southampton-und Kapstadt und 19 Tagen nach 
Transvaal die Reise über Calais, Marseille und die Saharabahn nur 9 Ins 
10 Tage in Anspruch nehmen; mit anderen Worten: bei der Reise nach 
Kapstadt gewinne man 1 Woche, nach Transvaal oder Rhodesien 10 bis 
15 Tage; von Antwerpen nach Stanleyville, wo man jetzt 35 bis 40 Tage 
braucht, gelange man künftig für weniger Geld als bisher in 5 Tagen; 
der Offizier, der jetzt von Frankreich bis zum Tschadsee 3 Monat unter¬ 
wegs ist, erreiche sein Ziel künftig in 4 Tagen! 

Die Betriebskosten der Bahn schätzt Berthelot recht niedrig 
mit 4000 Fr. für das Kilometer und Jahr und hofft sie durch den Verkehr der 
Reisenden, 40 000 mit je 0,io Fr. für das Personenkm, zu decken; 40000 
im Jahr sind 110 auf den Tag, also 55 In jeder Richtung, eine Zahl, die 
sicher erreicht werde, wenn man bedenke, daß jetzt die Dampfergesell¬ 
schaften zusammen 250 Reisen im Jahr nach Südafrika veranstalten, wo¬ 
bei z. B. die Union Castle-Linie Dampfer bis zu 13 000 t und mit 500 
Betten in 1. und 2. Klasse in Dienst stellt. Zum Personenverkehr werde 
mit der Zeit natürlich auch die Beförderung hochwertiger Güter von ge- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Sahara-Eisenbahn. 


449 


ringem Ausmaß treten, wie Wertmetalle, Diamanten, Kautschuk, Federn, 
Elfenbein u. der gl., so daß die Saharabahn von Beginn des Betriebs an 
die Deckung ihrer Betriebskosten finden werde. Berthelot hofft sogar auf 
einen baldigen Strom von Vergnügungsreisenden, die von Algier über 
Zentralafrika nach Ägypten gehen werden. Da man mit der Zweiglinie 

v 

zur Ugandabahn künftig 1 bis 2 Tage eher in Mombasa eintreffen werde 
als in Aden, und beide Orte etwa gleichweit von Colombo entfernt seien, 
so werde sich- der Postdienst von Australien und vielleicht sogar auch 

der von Indien künftig Mombasa und der Saharabahn zuwenden. 

* 

Technische Forderungen: Um den Ansprüchen ver¬ 
wöhnter Reisenden in bezug auf Bequemlichkeit und Schnelligkeit zu 
entsprechen, darf die Reisegeschwindigkeit, wie schon erwähnt, nicht 
unter 60 kjn/Std. sinken, und die Personenwagen müssen schwer und breit 
genug sein, um den Reisenden ausreichende Bewegungsfreiheit zu 
sichern lind die Austführung doppelter Wände zum »Schutz gegen die 
Tropenhitze zu ermöglichen. Hieraus leitet Berthelot die Forderung 
der europäischen Vollspur von 1,435 m her, sowie die Anwendung schwe¬ 
ren Oberbaus mit einem metrischen Schienengewicht von 45,5 kg, verlegt 
in flachen Krümmungen und geringen Steigungen. Daher soll die Höchst¬ 
steigung im allgemeinen 1 :100, ausnahmsweise 15 "/«« (= 1 :66^) nicht 
überschreiten, der kleinste Bogenhal'bmesser 750 m, ausnahmsweise 
300 m, nicht unterschreiten. Die Beförderung der Züge, deren Höchst¬ 
gewicht 800 t nicht übersteigen soll, fordert die Anwendung von Loko¬ 
motiven zu 2000 bis 2500 PS. 

Die kilometrischen Baukosten sind geschätzt auf 80 000 Fran¬ 
ken im trockenen Saharagelände und auf 100000 Franken im Kongo¬ 
gebiet; in ersterem sollen hunderte von Kilometern ohne wesentliche 
Erdarbeiten und Kunstbauten Vorkommen. Da infolge dessen die An¬ 
wendung der größeren Spurweite nur unerhebliche Mehrkosten erfordere, 
so werden die oben genannten Kostensätze auch bei der europäischen 
Vollspur für ausreichend gehalten. Ob dies bei dem Umfange der 
Baufrachten, bei der Schwierigkeit der Arbeiterbeschaffung, der Ver¬ 
pflegung und Versorgung der Arbeiter, der Beschaffung der Bau¬ 
stoffe, des Trink- und Speisewassers zutreffen wird, erscheint in hohem 
* Grade zweifelhaft. Nach den Erfahrungen bei der Bahn nach Khartum, 
der transkaspischen und transsibirischen Eisenbahn glaubt man auf Bau¬ 
fortschritte von 700 bis 1000 km im Jahr rechnen zu können. Die Ge¬ 
samtkosten schätzt Berthelot für die Bahn zwischen Algier und Kongo 
nebst Abzweigung nach dem Niger auf 4—500 Millionen Franken. 

Soweit der Entwurf und die Darstellung Berthelots. 
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Die Erkundung Niegers. 

Den Worten folgten alsbald Taten-: Zur Untersuchung der örtlichen 
Trassenverhältnisse der Saharabahn bis zum Niger und Tschadsee wurde 
eine Erkundungsgesellschaft unter' Führung des Hauptmanns N i e g e r 
entsandt, die sich am 17.*Januar 1912 in Marseille nach Algier einschiffte. 
Die Gesellschaft, der auch Hauptmann C o r t i e r und der Geologe 
Professor C h u d e a u angehörte, sollte zur Durchquerung des großen 
„Erg“ von Colomb B6char durch die Täler der Saura und des Adrar nach 
der Oase El Aulef des Tidikelt gehen, von da das Tal des Ued Tesaret 
bis zu seiner Quelle verfolgen und die auf einem Ausläufer des Haggax- 
gebirgs gelegene Oase und wichtige Wasserstelle Silet erreichen. In 
Silet sollte sich die Gesellschaft teilen, eine Gruppe westlich des Adrar- 
massivs zum Niger Vordringen, die andere über In Gezzam und Agad&s 
den Tschadsee bei Ngigmi erreichen. 

Die Gesellschaft brach, von 50 Soldaten und 120 Kamelen begleitet, 
am 29. Januar 1912 in Colomb Bäcbar nach der südlichen Karawanen¬ 
straße auf und gelangte am 20. Februar nach El Aulef; sie teilte sich 
nördlich von Silet, indem Cortier über Wallen und Timiauin zum Niger 
ging, um sich später in Agadös der Gesellschaft wieder anzuschließen. 
Nachdem sudanesische Kamelreiter die algerische Begleitwache in Agadös 
abgelöst hatten, erfolgte dort am 12. Juli der Abmarsch nach Ngigmi, wo 
man am 13. September 1912 eintraf. Die Rückkehr ging über Maine-Soroa 
und Geidam in britisches Gebiet nach Kano, von wo die Rückreise mit 
der Bahn nach Lagos angetreten wurde. Im November 1912 traf die Ge¬ 
sellschaft wieder in Paris ein. 

Bei der Trassenwahl war im allgemeinen die Lage der Wasser¬ 
stellen in erster Linie maßgebend, ihr wurde die Einfachheit der Linien¬ 
führung stets nachgeordnet. Die Linie verläuft von El Aulef über den 
südwestlichen Abhang des Ahaggar-Massivs, zu dem der Aufstieg zwischen 
den Höhenzügen von Muydir und Ahnet erfolgt. Die Hochebene von 
Ah&ggar Bietet große Schwierigkeiten für die Frischwasserbeechaffuig. 
Von Silet aus ist die aller Lebewesen entbehrende, dürre und öde Hoch¬ 
fläche der Landschaft — des Tanesrufts — von Tuareg-Ahaggar zu * 
durchqueren, um dann südlich des Hochlandes von Air geraden Wegs zum 
Tschadsee zu gelangen. 

Die Erkundung hatte die Ausführbarkeit der Bahn durch die Sahara 
ohne allzu große Schwierigkeiten und Kosten erwiesen; freilich hatte 
man stellenweise 11 und selbst 13 Tage lang kein Wasser angetroffen, 
und die meisten Wasserstellen boten wenig und minderwertiges, meist 
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salzhaltiges Wasser. Im Gebiet der saharischen Oasen sind als ergiebige 
Wasserstellen nur folgende vier zu rechnen: Aulef, Silet, Tinverho und 
In Gezzam. Nach Mitteilung Niegers 1 ) auf einer französischen Geo- 
graphenversammlung in der Sorbonne verläuft die Bahn im allgemeinen 
in Höhen zwischen 300 und 600 m; der Umfang der Erdarbeiten und 
Kunstbauten wüfde dementsprechend gering sein: erstere sind geschätzt 
auf die ersten 420 km bis Adrar auf 5000 obm/km, von da bis zum Tschad¬ 
see 2500 cbm/km und auf der Stichbahn zum Niger sogar nur auf 
1200 cbm/km. An größeren Bauwerken sind auf die ersten 880 km hinter 
Adrar 13 von 20 bis 340 m Länge vorgesehen. 

Nach einer Veröffentlichung der Studiengesellschaft bringt das 
Giomale del Genio Civile von 1914 (S. 329—345) neuere Mitteilungen 2 ) 
über die Betriebsführung. Danach ist wegen der Schwierigkeiten 
der Wasserbesohaffung — auch die Kohlen müßten von Europa einge¬ 
führt werden — der Gedanke des Lokomotivbetriebs aufgegeben und 
elektrischer Betrieb mit einphasigem Wechselstrom und 25 Pe¬ 
rioden in Aussicht genommen. Dieser soll in sieben Kraftwerken mit 
70000 Volt Spannung erzeugt und in je 60 km voneinander entfernten 
Unterstationen auf eine Arbeitsspannung von 16 500 Volt tungeformt wer¬ 
den. Die Kraftwerke sollen mit Verbrennungsmaschinen — Diesel¬ 
motoren — ausgerüstet werden, und für die elektrischen Lokomotiven 
von je 2000 PS sind Fahrten bis 1500 km Länge vorgesehen. »Der elek¬ 
trische Betrieb soll schon bei den Bauarbeiten ausgedehnte Verwendung 
finden, so daß es nur geringer Arbeiterzahlen bedarf. Die-Kraftwerke 
sollen demgemäß zuerst erbaut werden. Ob der elektrische Betrieb sich 
für eine Bahn wirtschaftlich gestalten lassen wird, die auch in Zukunft 
nur mit einem schwachen Betrieb zu rechnen hat, darf wohl bezweifelt 
werden. Zu den nunmehr auf 100 000 Franken/km geschätzten Baukosten 
kommt noch die elektrische Ausrüstung der Bahn, deren Kosten auf 35 000 
Franken/km veranschlagt sind. Für Verzinsung und Tilgung der An¬ 
lagekosten wird eine staatliche Bürgschaft gefordert, während der Be¬ 
triebsaufwand durch das Erträgnis des Verkehrs Deckung finden soll. Die 
Gesamtlänge der Saharabahn bis zum Tschadsee wird auf 3500 km ange¬ 
nommen; dazu kommen 1000 km für die Zweigbahn von Silet zum Niger 
und 2500 km vom Tschadsee nach Stanleyville, zusammen 7000 km Bahn. 

Je weniger die Bahn einem wirtschaftlichen Bedürfnis entspricht und 
finanziell gerechtfertigt erscheint, um so mehr überwiegen die politischen 
und strategischen Gründe für ihre Herstellung, die für den Franzosen 


*) Mouvement gfeograpfa. 1913, S. 383. 

*) Zentralbl. d. Bauverwaltung 1915, S. 76. 
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heute fast zu einer Selbstverständlichkeit geworden ist. Es wird ihn at 
nicht rühren, daß die Berthelotsche Begründung mit der erhöhten Rei 
geschwindigkeit auf recht schwachen Füßen steht. Denn wenn Berthel 
für den ganzen Weg Oran—Kapstadt usw. mit einer Reisegeschwindigk« 
von 60 km/Std rechnet, so übersieht er, daß die sämtlichen, heute fertig« 
Bahnstrecken seines Überlandweges nach Mombasa, Kapstadt, Transval 
usw. nicht die europäische Vollspur haben, sondern in der 1 ui- oder dei 
Kapspur oder (in Algier) in der Spur von l,os m hergestellt sind. HieJ 
ist also die erhöhte Reisegeschwindigkeit, die den Reisenden verleite! 
soll, die Überlandbahnfahrt dem Seeweg vorzuziehen, nicht möglich, sc 
lange nicht der recht kostpielige Streckenumbau in die europäische Voll- 
spur auf allen Strecken durchgeführt ist. Verzichtet man aber auf dieser 
Streekenumbau, so entstände, abgesehen von der beträchtlichen Steigerung 
der Reisedauer, der sonderbare Zustand, daß die Bahn in der fast völlij 
menschenleeren Sahara die europäische Vollspur von 1,435 m, in den An-! 
fangs- und Endstrecken aber, die zum Teil hoch entwickelte Länder durch 
schneiden, in Algier, Südafrika, Britisch Ostafrika usw., die Spur vor 
l,oo oder 1,05 oder l,o«7 m zeigt. 

Zum Schluß noch als Beispiel, welcher Blüten die französisch« 
Phantasie bei diesen Plänen fähig ist, der Vorschlag des französische« 
Senators Gauthier 1 ). Er empfiehlt eine Bahn von Tanger übe«! 
Larrache, Fes, Taza mit Überschreitung des Atlas auf 1200 m Höhe, weitet 
über Figig, Tuat, Agadfes zum Tschadsee und von da über Bagimiri und 
Tambura nach dem Grenzflüsse Juba zwischen Britisch Ostafrika un< 
Italienisch Somali. Für diese Linie von Nordwest- nach Ostafrika vot 
Ozean zu Ozean in Vollspur soll elektrischer Betrieb mit einer F a h 
geschwindigkeit von nicht weniger als 200 km/Std angewend« 
werden. Die Fahrt von London nach Juba soll demnach nicht ganz fiinl 
Tage dauern, und die Anlage dieser Bahn würde die Kleinigkeit vot 
3 Milliarden Franken kosten! Wie ein solcher Betrieb sich wirtschaftlicl 
gestalten soll, das hat Gauthier seinen Landsleuten nicht verraten. 


Quellen. 

A. Duponchel. Le chemin de fer transsaharien. Jonction coloniale entr 
l’Alg4rie et le. Soudan. Paris,. Hachetto & Co. 1879. 

Pouyanne. Mission d’dtudes dirig^e au Sud de rAlgörie. 1886. 
Leroy-Beaulieu. Le Sahara, le Soudan et les ehern in« de fer trän 
«ah arietu«. Pari«, Guillaumin & Co. 1904. 

*) Mouvement guograph. 1912, S. 269. Journal de Paris, 26. April 1912. 
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Die Eisenbahnen im Königreich der Niederlande 

in den Jahren 1914—1917.') 


Innerhalb der Grenzen des Königreichs waren am 


ocniusbö 

0 der Jahre. 

• • 

i 

! 1914 

1915 

1916 

1917 


rund. 

km 

3 339 

! 3 409 

; 3 400 

3 400 

Eisenbahnen im Betrieb. 

Davon kamen: 

auf die Gesellschaft für den Betrieb 
von Staatseisenbahnen . . 

j 

* i 

1 847.6 

| 

1 847,5 

t 

1 847,5 

1 847.6 

1» 

„ Holländische Eisenbahngo- 
sellschaft. 

- i 

1 227.4 

1 

1288,1 

1 288,1 

j 1288,t 


„ Niederländische Zentral¬ 
eisenbahngesellschaft . . . 

- ! 

147,9 

147,9 

i 

147,9 

i 

j 147,# 

V 

„ Nordbrabant-Deutsche 
Eisenbahngesellschaft - . . 

V 

52,6 

52,7 

52,7 

i 52,7 

* 

„ Mecheln-Terneuzener 
Eisenbahngesellschaft . . . 

ff 

23,6 

i 

23,6 

1 23.6 

i 

i : 23 > 6 

r> 

„ Gent - Terneuzener Eisen- 
bahngepellschaft. 

* 

11,7 

11,7 

1 

11,7 

11,7 

V 

sonstige fremde Bahnstrecken 


28,4 

28,4 

28,4 

| 28,4 


zusammen . . 

rt 

i 

3 339,1 

3 399,9 | 

1 

3 399,9 

I 3 399,9 


*) 'Vgl. Die Eisenbahnen im Königreich der Niederlande in den Jahren 1913 
und 1914. Archiv für Eisenbahnwesen 1916. S. 982 ff. 

Die nachstehenden Angaben sind entnommen aus dem amtlichen Bericht: 
Statistiek van het vervoer op de spoorwegen en tramwegen in Nederland over het 
jaar 1914, 1915. 1916 und 1917. Uitgegeven door het Departement van Waterstaat. 
’e-Gravenhage 1915, 1916, 1917 undi 1918. 
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Unter Einrechnung der von den niederländischen Eisenbahnen im 
Auslande betriebenen Strecken und unter Berücksichtigung der im ge¬ 
meinsamen Betrieb mehrerer £isenbahnverwaltungen stehenden Strecken 
umf&llte das niederländische Eisenbahnnetz 1 ): 


am Schlüsse der Berichtsjahre . . 

’ * 

1914 

1916 1 

1916 

1917 

rund . 

km 

3 776 

8836 

3836 

N 

3 828 

Davon kamen: 

auf die Gesellschaft für den 
Betrieb von Staatseisen¬ 
bahnen: 

a) auf Strecken in eigener Ver¬ 
waltung . 


I 

1 

1 

i 

i 

1 860,6 

! 

1860,6 

1 860,6 

1860,6 

b) auf mitbenutzte Strecken der 
Holländischen Eisenbahnge- 
sellscbaft. 


1 

! 

136,4 j 

i 

136,4 

' 136,4 

136,5 

zusammen . . 

n 

1996,0 

1996,0 

1996/) 

19964 

auf die Holländische Eisen¬ 
bahn ge se 11 Schaft: 

*a) auf Strecken in eigener Ver¬ 
waltung . 

n 

1264,3 

! 

1 324,9 

! 

1 324,9 

1 325,0 

b) auf mitbenutzte Strecken: 

1. der Gesellschaft für *den 
Betrieb von Staatseisen¬ 
bahnen . 

v ■ 

1 ; 

243,2 

243,2 

1 ' 

i 

! 

243,2 

242,8 

2. der Niederländischen Zen- 
traleisenbahngcsellschaft . 


21,1 

1 l 

21,1 

21,1 

21,1 

zusammen . . 

1 

n j 

1628,5 

1 689,3 

1689,2 

1 588,9 

auf die Niederländische Zen¬ 
trale isenbah nges eil- 
schaft . 

i 

7? 

149,6 

149,6 

i 

| 149,6 

149,6 

auf die Nordbrabant-Deutsche 
Eisenbahngesellschaft . 

j 

i 

r> I 

101,0 

101,2 

| 101,3 

98,0*) 

‘insgesamt . . . 

i 

n 1 

3 776,1 

3 836,0 

8 836,0 

■ -3827,6 

Zweigleisig waren davon. 

1 

1 917,8 

1927,0 

1962,o 

1976,7 


Die Betriebsergebnisse der Hauptbahnen des nieder¬ 
ländischen Eisenbahnnetzes für 1914 bis 1917 sind in den folgenden Über¬ 
sichten zusammengestellt:*) 

*) Ausschließlich der Meobe ln—Turnen zener und der Gent—Terneuzener 
Eisenbahngesellschaft, für die im amtlichen Bericht Zahlen nicht enthalten sind. 

*) Die Strecke Goch—Weeel wurde während der Berichtszeit von der 
Eisenbahndirektion in Essen betrieben. 

*) Über Betriebskosten, Reinertrag, Anlagekapital, Verzinsung und dergl. 
enthält die amtliche Quelle keine Mitteilungen. 
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\ 

Übersicht über die Länge, die Betriebsmittel und die wesentlichste! 


*Ö 

Ö 

Jp 


Bezeichnung 

der 

Eisenbahngesellschaften 


Jahr 


Be¬ 

triebs- 

länge 

im 

Jahres¬ 
durch¬ 
schnitt ! 


km 


Dop¬ 

pel¬ 

gleisig 


km 


Qesellschaft für den Betrieb 
von Staatseisenbahnen . 


Holländische Eisenbahnge¬ 
sellschaft . 


Niederländische Zentral¬ 
ei senbahngosellschaft. . 


| Die Gesellschaften lfd. Nr. 
i 1—8 zusammen 9 ) . . . . 

' Nordbrabant - Deutsche 
Eisenbahngesellschaft . 


1914 

1915 

1916 

1917 

1914 

1915 

1916 

1917 

1914 

1915 

1916 

1917 

1917 


1914 

1915 

1916 

1917 


zusammen 


1914 

1915 

1916 

1917 


2) 1 973,4 

1996,0 

1996,0 

1996.1 

*) 1 544,3 
1 575,7 
1607,4 

1609.1 

148 * 

148,8 

148,8 

148,8 


*) 102,2 
102,4 
102,4 
*) 94,1 


3768,6 
1 3822,9 

3 8o4* 
3 848,1 


1030,2 

1041.6 

1076.6 
1083,8 

726.7 
725,0 
725,0 

740.7 

91,1 

91,1 

91,1 

91,1 


69,8 

69,4 

69,4 

6U 


1917,8 
1 927,o 
1 962,0 
1976,7 


Am Jahre sschluß 
vorhandene Betriebsmittel 


Loko¬ 

motiven 

(einschl. 

Tender- 

loko- 

motiven) 

Personen- 
j wagen 

|f 

Güter¬ 

und 

Viehwagen 

StUck 

Anzahl 

Sitz¬ 

plätze 

be¬ 

deckte 

( 

offene 

*) 761 

2382 

80405 

7 459 

9397 

789 

2426 

61920 

7612 

9352 

788 

2492 

83 732 

7800 

9797 

782 

2512 

85372 

8031 

9936 

478 

1426 

77 938 

5814 

2473 

490 

1466 

80772 

5988 

2464 

489 

1499 

83036 

6319 

2484 

492 

1473 

82234 

6 716. 

2479 

49 

110 

6607 

387 

197 

49 

111 

6667 

407 

197 

49 

110 

6623 

405 

247 

49 

110 

l 

6623 

406 

247 

26 

49 

1 

1 

2037 

* j 

325 

1 

| 152 

27 

49 

2037 

320 j 

152 

27 

49 

2037 

320 1 

196 

26 

49 

2037 

320 1 

202 

1314 

3967 

166 987 

13978 

12219 

1355 

4051 

171 386 

14 327 

12185 

1353 

4150 

175 428 

14 844 

12726 

1349 

4144 

176266 

16 473 

12864 


4 ) Vgl. Anmerkung 1 auf Seite 455. 

*) Einschließlich der mitbenutzten Strecken der Holländischen Eisenbahn- 
gesellschaft (135,5 km), der Dampfstraßenbahn ’s-Gravenhage— Scheven iogen 
(4,7 km), der Eisenbahn Gouda—Schoonhoven (17,2 km) und der deutschen Teil¬ 
strecken (12,7 km). 

*) Einschließlich der roitbenutzten Strecken der Gesellschaft für den Be¬ 
trieb von Staatseisenbahnen (bis 1916: 243,2 km, 1917 : 242,8 km) und der Nieder¬ 
ländischen Zentraleisenbahngesellschaft (21,l km), der Dampffähre Enkbuizen— 
Stavoren (22 km), der Dampfstraßenbahn ’s-Gravenhage—Scheveningen (7 km) 
sowie der deutschen Teilstrecken (36,0 km). 

*) Einschließlich der deutschen Teilstrecke (bis 1916: 48,4 km, 1917: 
40,2 km) — vgl. auch Anmerkung 2 auf Seite 455. 

s ) Einschließlich 21 Straßenbahnlokomotiven. 

•) Von eigenen und fremden Betriebsmitteln im eigenen Betriebe. 
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Betriebsergebnisse des niederländischen Eisenbahnnetzes 1914—1917. 1 ) 


Zurückgelegte *) 

Beförderte 

Durchschn. 

Fahrt 

| Durchschn. Ertrag 


Per- 

Güter- 

I- 

Per¬ 

sonen 

Fracht¬ 
güter 
(ohne Ge¬ 
päck, 
Fahr¬ 
zeuge 
lundVieh) 

Per- 

• sonen- 

km 

tkm 

(Fracht¬ 

gut) 

einer 

i 

für 

die 

t 

1 

für das 

Zug- 

km 

sonen- 

Per- 

t 

Per- 

1 

Per- 

sonen- 
| km 

tkm 

■ 

Wageuachskm 

son 

Gut 

son 

Gut 

Tausend kjn 

Anzahl 
ln Tau 

1- 

| t 

senden 

Tausend km 

km 

i 

fl. 

i 

| Cents 


316 104 

431 747 

8 )20674 

10627,4 

»)671 363 

965807 

27,6 

90,9 

0,74 

1*8 

2,7 

1,8 

21106 


«13666 


9161,1 


1064263 

26* 

115,3 

l0 ) 0,46 

2*0 

;‘ 0 ) 1,7 

1,7 

23866 

428663 


28686 

9693,6 



26* 

117,0 

10 ) 0,45 

2,18 

‘0>1,7 

1,9 

18 262 



*0 




! 






17161 

195 742 


*)24591 


HR 

KUHU 

1 

111,7 

‘°)0,46 

1,97 

h iA 

1,8 


213 436 


31562 


727412 

546906 


108,7 

to )0*o 

2,16 

0)i,7 

2,0 

18 784 246619 

294925 

42968 

ÄJy/jf 

MtTüITI 

487 792 

23,3 

97a 

*®) 0,41 

2,34 

! l0 )l,6 

2.1 

13078 


219 484 

») 








■ 

t 


2171 

11364 

9 726 

») 2734 

691,6 

I 8 ) 66736 

41554 


60,1 

10) 0,80 

1,54 

l0 )lA 

2,5 


11 132 

9826 

3404 

717,7 

73 991 


21,7 

56,1 

10) 0,32 

1A* 

|°) 1A 

2,7 

2468 

15 187 

11159 



87 294 

62663 

22,8 

68,0 

*0) 0,80 

1,46 

10 ) 1,4 

2.5 

1828 

8629 

9526 

») 






' 


| 


• 

- 

■ * 

63428 

| 

12438,6 

• 



• 

10 )0,64 

3,68 

* 

• 

726 


8 680 

618 

648,7 

18830 

19969 

K 

36^ 

0,74 

0,84 

1 

L 2)4 

2,3 

347 

1 166 

8064 


616,e 

10216 

17 436 

16,8 

33,8 

10 ) 0,25 

0,83 

f°) 1A 

2,5 

862 

1868 

2967 

787 

418,3 

10362 

18453 

13,3 

32,6 

1®) 0,19 

0,81 

,0 ) lA 

2,5 

440 

1 149 

8 617 

934 

827,9 

— 

— 

— 

— 

‘0)0.26 

1,04 

1 - 

— 

41044 



48617 

16 877,4 

1274963 

_ 

26,3 

_ 

| 0,66 

_ 

2,4 


40882 


— 

60006 

15 405,2 

1467 867 

— 

24,8 

— 

I 0,68 

— 

2,7 

— 

44474 

— 

— 

76 861 

15 920,3 

{1776634 

— 

23,8 

— 

! 0,64 

— 

. 2.7 

— 

33606 

— 

— 

64 362 

18266,6 


— 

1 

! 

— 

i 0*2 

3,48 

— 

— 


7 ) Durch die — Zeichen wird angezeigt, daß Angaben fehlen. 

®) In den Jahren 1914—1916: ausschließlich der auf Zeitkarten, Kilometer¬ 
hefte und Kilometerkarten beförderten Personen. 

•) Die Gesellschaft für den Betrieb von Staatseisenbahnen, die Holländische 
Eisenbahngesellschaft und die Niederländische Zentraleisenbahn gesellschaft 
haben mit Beginn des Jahres 1917 eine engere Gemeinschaft geschlossen — vgl', 
den Artikel: „Zusammenlegung der holländischen Eisenbahnen“, Archiv für Eisen¬ 
bahnwesen 1917, S. 564 ff. — Seit diesem Zeitpunkte des engeren Zusammen¬ 
schlusses werden die Angaben über den Verkehr und die Einnahmen in der amt¬ 
lichen Quelle nicht mehr filr jede der drpi Gesellschaften besonders, sondern nur 
noch für alle drei Gesellschaften gemeinsam veröffentlicht. 

*•) Ohne Berücksichtigung der auf Zeitkarten, Kilometerhefte und Kilo¬ 
meterkarten beförderten Personen. 
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Laufende Nummer 11 

’< 

Bezeichnung 


Die Einnahmen betrogen 

überhaupt 

1 

durchschnittl. für 1 km 

der 

Eisenbahngesellscb 

laften 

Jahr 

im 

i) 

Person.-1 Güter- 3 ) 
Verkehr 

. Zu- 

sammen 

1 im 1 

i 1 ) i 

Person.-; Güter- 2 ), 

Verkehr | 

Zu¬ 

sammen 

in Tausend Gulden 

Gulden 

1 

Gesellschaft für 






\ 



den Betrieb von 









Staatseisenbah- 









nen. 

1914 

15211 

20421 

35 632 

7 708 

10 316 

18024 



1915 

21850 

22246 

44096 

10 967 

11146 

22092 



1916 

24296 

25566 

49862 

12 172 

12809 

24 981 



1917 

8 ) 





| 

2 

Holländische 





1 


: 


Eisenbahnge- 




1 

' 


i 

1 


Seilschaft . . . 

1914 

14 872 

12056 

26928 

10230 

7 807 

18037 



1916 

16598 

13239 

29837 

11177 

8400 

18933 



! 1916 

22482 

14561 

37 043 j 

14 893 

9 061 

23051 


! 

1917 ! 

3 ) 


1 

1 

1 



3 

Niederländische 

1 



E 




Zentraleisen- 




| 





bahngesellsch. 

1914 

1323 

1235 

2558 ! 

8 889 

8 302 

17192 



1915 

2001 

1342 

3 343 

13 428 

9007 

22435 



1916 

2208 

1601 

3809 1 

L4 823 

10 741 

25564 



1917 

*») 


! 

1 

. 



DieGesellschaften 





1 




lfd. Nr. 1—3 zu¬ 




j 


i 



sammen 3 ) . . . 

1917 

52474 

46247 

98 721 

14 329 

12319 

! 26 298 

4 

Nordbrabant- 



i 

J 




i 

i 


Deutsche Eisen- 

J 





! 

i 


bahngesellsch. . 

1914 

461 

538 i 

099 

4 607 

5 264 ! 

9 771 



1916 

209 

458 

667 ; 

2054 

4 491 

6 546 



1916 

213 

371 

- 584 

2087 

3 641 

5 729 



1917 

300 

871 

1171 j 

3195 

9268 

12453 


insgesamt . . 

1914 

31867 

34 250 

66117 

8 664 

9084 

17 748 



1915 

40 658 

37 285 

77 943 

10895 

9 755 j 

1 20393 



1916 

49199 

42099 

91 298 

13078 

10 920 j 

| 23683 



1917 

62774 

47 118 

99 892 

14051 

12246 ' 

§25 959 


*) Einschließlich der Einnahmen für Zeitkarten, Sonderzttge usw. 
*) Einech ließ liefe Gep&ck, Fahrzeuge und Vieh. 

*) Vgl. Anmerkung 9 zu Seite 456/467. 
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Die Verteilung des Personenverkehrs und der Einnahmen aus dem 
Personenverkehr auf die einzelnen Wagenklassen zeigt folgende Über¬ 
sicht: 


Es kamen im Jahre 


von den beförderten Personen: 

auf die -1. Klasse . . . • • [ Tausend. 

. „ ü. „ „ 

„ « HE , * 

, ermäßigte Fahrpreise . „ 

zusammen . „ 

von den geleisteten Persouen- 
kilometern: 

auf die I. Klasse. „ 

n - H. , v 

n - UI. , j) 

„ ermäßigte Fahrpreise . „ 

zusammen „ 


von den Einnahmen aus dem Per¬ 
sonenverkehr: 


auf die I. Klasse. 

» n ff* „ . 

• * HI* . . 

„ ermäßigte Fahrkartan . 
„ Zeitkarten u. dgl. . . . 


Tausend 

Uuldcu 

w 

T 

ff 

V 


zusammen 


vou dem Durchschnittsertrag für 
das Personenkm: 

anf die I. Klasse.Cents 

„ Ji ff* V “ 

„ , HI-. , 

„ ermäßigte Fahrkarten . „ 

überhaupt „ 


! 

1914 

j! 

1 

1915 i 

i 

1916 

1917 

|! ; 

i 

;j 1633 

1 

. 1 691 

2051 

1807 

i 11246 

11 798 

14289 

11908 

33171 

41 410 | 

50882 

39336 

2567 

6106 i 

9189 

11311 

i 

48,617 

i 

60005 i 

:• J 

76 361 j 

64362 

59164 

56580 

68 715 

- ') 

288 742 1 

265478 

343293 

— 

|l 827 485 | 

944 99B 

1187228 

— 

104 572 

190801 

226398 

— 

|l 

i 1274963 ! 

Ü 1 

1457 857 

i 

1775 634 

— 

i 1 

l! 

|| 1902 | 

1 737 

2 106 

' 

3084 

6508 ; 

6 361 

| 7768 

9798 

12892 i 

14 362 

| 16 770 

19098 

k 1419 

2655 

5 309 

9042 

' 9145 j 

15643 

17246 

11752 

!' 31867 

ii 1 

40658 1 

49199 

52774 

:j ■ 

1 

|l 3,2 

! 3,0 

i 

1 

1 

3,0 

| __ 

Ij 2,2 

i 2,4 

1 2.3 

■ — 

:j 1,5 

1,5 

1.5 

1 — 

!! 1.3 

i: 

1,4 

1,4 

I “ 

2,4 

2.7 

2,7 

1 

1 - 


x ) Durch dio — Zeichen wird angezeigt, daß Angaben fehlou. 

Archiv für Eisenbahn wesen. 1919. 31 
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Die Eisenbahnen im Königreich der Niederlande 1914—1917. 


Die durchschnittliche Fahrt 

i 

i 

i 

1914 

1915 

1916 

i 1917 

einer Person betrug: 


| 

j ! 

i 

j 

j 1 


in der I. Klasse. 

. km , 

30,2 

i 33,6 

1 33,5 

- ') 

, , n. „ . 

‘ » i 

25,2 

' 22,5 

j 24,0 ! 

i - — 

* * ui. . . 


24,9 

22,8 

i 22,4 

, — 

zu ermäßigten Preisen . . . 

■ v 

i 40,7 

i 37,3 

24,6 

— 

überhaupt . . 

1 

. km 

l 

26,2 

| 24.8 

1 

23,8 



Die bewegten Plätze der Personenwagen waren in den Jahren 1914 
bis 1916*) auf den niederländischen Eisenbahnen durchschnittlich in Pro¬ 
zenten, wie folgt ausgenutzt: 



_ _ 

Name ! 

der [ 

Eisenbahngesellschaften j 

19 14 

19 15 

1 9 1 6 2) 

Lfd 

l 1 11 

Prozenten 

1 

Gesellschaft für den Betrieb von 
Staatseisenbahnen. 

- 1 ) 


_ 

2 

Holländische Eisenbahngesellschaft . 

: 19,36 

20,89 

21,48 

3 

Niederländische Zcntraleisenbahn- 
gesellschaft. 

1 

|! 

;i 29,C5 

32,94 

33,70 

4 

1 

Nordbrabant - Deutsche Eisenbahn¬ 
gesellschaft . 

‘i 

r 17,13 

1 

1 22,55 

i 

19,54 


Die nach den amtlichen Berichten der Eisenbahnaufsichtsbehörde 
für 1914 und 1916*) 4 ) auf den niederländischen Eisenbahnen in den Jahren 
1914 und 1916 vorgekommenen Unfälle und die dabei verursachten Ver¬ 
letzungen von Personen sind in der folgenden Übersicht zusammen¬ 
gestellt: 


*) Durch die — Zeichen wird angezeigt, daß Angaben fehlen. 

*) Die amtliche Quelle für 1917 bringt hierüber keine Angaben. 

*) Verelag ever bet jaar 1914 (1916) door den Raad van Toezicht op de 
Spoorwagdienskn aan den Minister van Waterstaat uitgebracht, ter voldoening 
aan bet voorschrift van art. 31 van het Koninglijk beeluit van den 11. Mei 1911 
(Staatsblad No. 125). ‘s-Gravenhage 1915 (1917). 

*) Für die Jahre 1915 und 1917 können Angaben über die Unfälle nicht ge¬ 
macht werden, weil der amtliche Bericht der Aufsichtsbehörde für diese Jahre 
der Redaktion nicht zugegangen ist. 
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Kleine Mitteilungen. 


Die Forderungen der englischen Eisenbahner beim Übergang zur 
Friedenswirtschaft bereiten der englischen Regierung, die die Eisen¬ 
bahnen während des Krieges und bis auf weiteres in Staatsbetrieb über¬ 
nommen hat 1 ), schwere Sorgen. Während.des Kriegs war zwischen ihr 
und den Gewerkschaften der Eisenbahner eino Art Burgfrieden vereinbart 
Alle grundsätzlichen Änderungen der Arbeitsbedingungen sollten bis zum 
Frieden unterbleiben; nur sollten dem Personal neben dem ausbedungenen 
Lohn ausreichende Kriegsteuerungszulagen gezahlt werden. Das ist auch 
geschehen. Diese Zulagen, die sich von den unsern heimischen Eisen¬ 
bahnern 'gewährten Kriegsteuerungszulagen dadurch unterscheiden, daß sie 
für das gesamte Personal ohne Rücksicht auf die dienstliche Tätigkeit und 
den Familienstand des Einzelnen von gleicher Höhe sind, haben all¬ 
mählich den wöchentlichen Betrag von 33 s. für Erwachsene (von 18 Jahren 
ab) und von 16 s. 6 p. für Jugendliche erreicht. Nach dem Abschluß des 
Waffenstillstands im November 1918 forderten die National Uniron of 
Railwaymen (400000 Mitglieder) und die Associated Society 
of Railway Engineers and Firemen (40 000 Mitglieder) die 
Durchführung ihrer während des Kriegs zurtickgestellten „nationalen 
Programme“. Am 6. Dezember 1918 kam zwischen ihnen und dem H a n - 
: d e 1 s a m t ein vorläufiges Abkommen zustande, durch das die Regierung 
eine der gewerkschaftlichen Forderungen, nämlich „der Grundsatz des 
; Achtstundentags“, für das Betriebspersonal *) mit Gültigkeit vom 1. Februar 
t .1919 ab zugestand, während die übrigen Lohn- und Arbeitsbedingungen de-« 
: Personals noch so lange in Kraft bleiben sollen, bis sie von einem alsbald 
einzusetzenden Ausschuß den Wünschen des Personals entsprechend ge¬ 
ändert werden. Am 30. Januar wurdo dann noch zwischen dem staatlichen 
Eisenbahn-Botriebsausschull (dem Railway Executive Com¬ 
mittee) , dem Präsidenten des Handelsamts und der National 
Union o f Railwaymen vereinbart, daß der Achtstundentag „auf der 
Grundlage der bestehenden Arbeitsbedingungen“ durchgeführt werden solle 

’) Zeitung de« Verein« Deutscher Eisenb.-Verw. v. 20. 9. u. 15. 11. 1916. 

*) In den Eisenbahn Werkstätten besteht bereits der Achtstundenarbeitstag: 
die wöchentliche reine Arbeitszeit beträgt hier ausschließlich der Pausen 
17 St niidcn. 
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und daß die Eßpausen des Personals wie bisher zu behandeln seien. Mit 
der Associated Society of Railway Engineers and 
Firomen wurde ein gleiches Abkommen getroffen. Der Sinn dieser Ab- 
redo kann nur' der sein, daß Pausen, die bisher schon zur eigentlichen 
Arbeitszeit gerechnet wurden, nun auch bei der achtstündigen Arbeitszeit 
zu gewähren seien, ohne daß sie eine Verlängerung der Schichtdauer be¬ 
wirken. Gleichwohl kam es hierüber zu Meinungsverschiedenheiten, die am 
3. Februar zu dem mehrtägigen Ausstand auf den Londoner Untergrund- 
und Eisenbahnen führten. 

Die Verhandlungen über die Forderungen der beiden Gewerkschaften 
haben am 12. Februar in London begonnen; sie werden für die Regierung 
von dem Railway Executive Committee geführt. Jede Gewerk¬ 
schaft hat ein eigenes „nationales Programm“ *) aufgestellt. 

Die National Union of Railwaymen 

fordert, daß die Kriegsteuerungszulagen in voller Höhe zum ständigen 
Lohn geschlagen werden und daß dem Personal Tagelohn und Wochenlohn 
garantiert werden.*) Für Überstunden und Sonntagsdienst — von Mitter¬ 
nacht zu Mitternacht — soll der doppelte Lohnsatz gezahlt werden. Der 
Sonntagsdienst rechnet nicht zu der dem Personal garantierten wöchent¬ 
lichen Arbeitszeit. Für den Nachtdienst — von 6 Uhr abends bis 6 Uhr 
morgens — ist der V4 -fache Lohn zu zahlen. Die Akkordarbeit und alle 
Prämiensysterao sind abzuschaffen. Wo das Lokomotivpersonal nach der 
Meilenleistung entlohnt wird, gelten 120 Meilen im Personenzug- und 
96 Meilen im Güterzugdienst als ein Tagewerk; Mehrleistungen sind nach 
dem sich hieraus ergebenden Meilenlohnsatz zu vergüten. Zwischen zwei 
Dienstschichten müssen mindestens 12 Stunden Ruho gewährt werden. 
( Jährlich sind 14 Tage Urlaub bei Fortzahlung des Lohnes zu bewilligen. 
Dio Arbeitsbedingungen müssen auf allen Eisenbahnen des Vereinigten 
Königreichs vereinheitlicht werden. Der Gewerkschaft ist ein örtliches und 
nationales Mitbestimmungsrecht bei der Leitung aller dieser Bahnen ein¬ 
zuräumen. 

Die Associated Society of Locomotive Engineers and 

F ire m e n 

hat ein umfassenderes und zugleich mehr ins einzelne gehendes Programm 
* auf gestellt. Ihre wesentlichen Forderungen sind: 

Auslegung des Achtstundentags. — Niemand 
soll in einer ' Schicht länger als 8 Stunden Dienst tun; 
in diese Zeit sind alle Pausen einzurechnen, die in die 
Zeit von der Meldung zum Dienstantritt bis zur Abmeldung im Loko¬ 
motivschuppen usw. fallen. Bei Betriebsunregelmäßigkeiten muß das Per¬ 
sonal vor oder bä dem Ablauf der 8 Stunden abgelöst und ohne Dienst nach 
Hause befördert werden. Die sich hieraus oder bei andern Gelegenheiten er¬ 
gebenden Überstunden sind mit dem 1K-fachen Lohnsatz zu vergüten; das 

*) Beide Programme sind im Engineering v. 28. 2. 1919 veröffentlicht. 

*) Da* richtet sich gegen ßohiohtverkürzungen und die Einlegung von 
Feierschichten bei schwächerem Verkehr. 
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gleiche gilt für die Bezahlung des Nachtdienstes zwischen 6 Uhr abends und 
G Uhr morgens. Der Sonntagsdienst — von Mitternacht au Mitternacht — 
wird mit dem doppelten Lohnsatz bezahlt. Für jede Dienstschicht ist der 
volle Tagelohn zu gewähren, wobei jeder Tag für sich abgerechnet wird; 
ebenso wird dem Personal der Wochenlohn — neben der besonderen Be¬ 
zahlung des Sonntagsdienstes — garantiert. Der außerplanmäßige Sonder¬ 
dienst ist nach Möglichkeit abzuschaffen. Wo das nicht angeht, haben die 
in ihm beschäftigten Personale, wenn sie nicht zwischen der 12. und 
16. Stunde nach Beendigung der letzten Schicht wieder zum Dienst heran¬ 
gezogen werden, Anspruch auf einen Tagelohn. Sie stehen dann erst nach 
einer weiteren Ruhe von 9 Stunden zur Verfügung der Gesellschaft. Die 
Mindestruho zwischen zwei Dienstschichten soll in der Heimat 12 und unter¬ 
wegs 9 Stunden dauern. 

Eßpausen. — In jeder Dienstschicht ist dem Personal zwischen 
der 3. und 5. Dienststunde eine Eßpauso von mindestens 30 Minuten ohne 
Lohnabzug zu gewähren. 

Löhne. — Der Anfangslohn für den Achtstundentag soll für die 
Lokomotivführer und Motorwagenführer 20 s., für die Lokomotivheizer 
und die Begleiter der elektrischen Züge 15 s., für das Schuppenpersonal 
10 s. betragen. Ist das Personal der mittleren Lohngruppe nach 15 Jahren 
und da3 der untersten Lohngruppe nach 5 Jahren noch nicht in die nächst¬ 
höhere Dienslklasso befördert, so erhält es gleichwohl den Lohn der höheren 
Klasse. Ebenso wird verfahren, sobald das Personal vor Ablauf dieser 
Fristen aushilfsweise insgesamt 313 Diensfschichten in der höheren Dienst¬ 
klasse geleistet hat. 

Lohnregelung nach den Kosten der Lebenshal¬ 
tung. — Jede gegenüber dem Preisstand vom Oktober 1918 eintretende«! 
10 proz. Erhöhung der Kosten der Lebenshaltung hat eino 10 proz. Lohn 
erhühung zur Folge; 1 ) Verminderungen des Preisstandes bewirken eine 
Herabsetzung der Löhne. Sinkt der Preisstand unter den vom Oktober 1918, 
so findet eino Lohnherabsetzung nicht statt. 

Wohnungsgeldzuschuß. — Dem Personal in London und 
andern teuern Industriezentren ist ein wöchentlicher Mietszuschuß von 5 s. 
zu gewähren. 

Moilenlühne. — 120 Meilen bei Schnellzügen sowie 96 Meilen bei 
Personen- und Eilgüterzügen werden mit dem Tagclohn bezahlt. Mehr¬ 
leistungen werden in jedem Fall berechnet und mit dem Stundenlohn für 
10 Meilen bezahlt. 

Übernachtungsgold er. — Die auswärtigen Übernachtungen 
sind abzuschaffen. Können sie infolge unvorhergesehener Umständo nicht 
vermieden werden, so wird dem Personal für dio Übernachtung mindestens 
9 und höchstens 12 Stunden Ruho eingeräumt Das Übernachtungsgeld be 
trägt 4 s., wenn die Gesellschaft für die Unterkunft des Personals sorgt. 


') Diese Forderung entspricht einer bei dar letzten Erhöhung der Kriegs- 
ti-Kirnngszuffcgon iin .hdire UHS unter Mitwirkung-des Ilandelsnmts getroffenen 
Vereinbarung. 
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sonst 10 s. 6 p' Dauert die mit der Übernachtung verbundene auswärtige 
Ruhe länger als 9 Stunden, so wird das Peronal gelöhnt, als ob es im Dienst 
wäre. 1 ) 

Urlaub. — Nach einjähriger Dienstzeit erhält das Personal 14 Tage 
Urlaub hebst Lohn. 


Außerdem fordern dio Gewerkschaften der Eisenbahner im Verein 
mit denen der Berg- und der Transportarbeiter die Verstaatlichung der 
Eisenbahnen und Bergwerke sowie der sonstigen Verkehrsanstalten. 

Die‘Verhandlungen über die wirtschaftlichen Forderungen der beiden 
großen Eisenbahngewerkschaften sind nach wechselvollem Verlauf Ende 
März zu einem vorläufigen Abschluß gekommen. Damit soll die Gefahr eines 
Generalstreiks nicht nur der Eisenbahner, sondern auch der Berg- und der 
Transportarbeiter, die sich mit jenen solidarisch erklärt haben, beschworen 
sein. Die Einigung ist zunächst nur eine grundsätzliche; über die einzelnen 
Forderungen müssen weitere Verhandlungen gepflogen werden, über die zu¬ 
nächst nichts Näheres bekannt geworden ist. Eine Würdigung der Forde¬ 
rungen und ihrer Bedeutung für das Wirtschaftsleben des Landes muß des¬ 
halb Vorbehalten bleiben. Rg. 


Organisation der Staatsverwaltung der Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Die Nr. 25 des Railway Age vom 20. Dezember 
1918 enthält in tabellarischer Form eine Darstellung der Organisation der 
Verwaltungsbehörde ( Railroad Administration) der Eisenbahnen der Ver¬ 
einigten Staaten von Amerika in Washington. An der Spitze steht ein 
Generaldirektor der Eisenbahnen. Bis zum 31. Dezember 1918 war W. G. 
Mc Adoo in diesem Amt, seit dem 1. Januar 1919 ist dessen bisheriger 
Vertreter Walker D. Hines Generaldirektor. Neben ihm sind als oberste 
Stellen genannt: 

die Ausfuhr-Kontrollkommission (Expgrts control Committee); 

das Besoldungs- und Arbeitsamt ( Board of wag es and working con- 
dition8 ); 

das Bureau für Raterteilung und Beschwerden ( Bureau of suggestions 
and complaints ) und 

der Ausschuß für Gesundheit und ärztliche Hilfe ( Committee on 
Health and medical relief). 

Die staatliche Verwaltung selbst erfolgt durch eine Zentralstelle und 
durch Landesämter. 

Die Zentralstelle zerfällt in folgende Abteilungen: 

die Rechtsabteilung (Division of law ): 

dio Finanz- und WirtschafIsabteilung ( Division of finance and 
purchases ); 

1 ) Wohl nur für dio 9 Stunden Überschreitende Zeit. 
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die Abteilung für Kapitalverwendung ( Division of cajrital expen- 
diture ) ; 

die Verkehrsabteilung ( Division of iraffic ); 
die Betriebsabteilung ( Division of Operation) ; 

die Abteilung für Binnen- und Küstenwasserstraßen (Division of 
inland and coastwise waterways) ; 

die Abrechnungsabteilung (Bureau of public Service and accounting) 

und 

die Arbeiterabteilung (Division of labor). 

Die vorerwähnten Abteilungen haben folgende Unterabteilungen: 

Die Rechtsabteilung: eine Abteilung für Forderungen und Eigentum 
(Claims and property section ); 

die Finanz- und Erwerbsabteilung und die Abteilung für Kapitalver¬ 
wendung: 

einen beratenden Ausschuß für Ankäufe (Purchasing section advi- 
sory committee ); 

eine Vermittlungsabteilung (Procurement section); 
eine Vorratsabteilung (Stores section) ; 
einen Verteiler für Brennmaterial • (Fueldistributor ): 
eine Abteilung für Erzeugnisse der Waldwirtschaft (Forest Pro¬ 
ducts section ); 

einen Schatzmeister (Treasurer) ; 

eine beratende Finanzabteilung (Finance section advisory commitee); 
eine Seeversicherungsabteilung (Marine Insurance section); 
eine Abteilung und einen beratenden Ausschuß für Brandverluste und 
Brandschutz (Fire loss and protection section. Advisory committee); 
die Verkehrsabteilung: 

eine Abteilung für die Beförderung der Post und von Expreßgut 
(Committee on mail transportation. Express and mail section ); 

eine landwirtschaftliche Abteilung für den Norden und Westen und 
eine gleiche Abteilung für den Südosten, Texas und Okla (Agricultural 
section. Agricultural committee North and West. — Agricultural committee 
Sovtheast, Texas, Okla ); 

einen Ausschuß für durchgehende Speisewagen (Interregional dining 
cor committee ); 

je einen Ausschuß für den Personen- und je einen für den Güterver¬ 
kehr für den Osten, den Süden und den Westen (Eastem freight, passenger 
iraffic committee, Southern freight, passenger traffic committee, Western 
freight, passenger traffic committee ); 

Verkehrsvertreter in verschiedenen Regierungsabteilungen (Kriegsab¬ 
teilung, Marineabteilung, Verschiffungsamt, Lebensmittel Verwaltung, • 
Brennmaterialverwaltung, Petroleumabteilung, Kriegsindustrie-Amt (Traffic 
representatives in govemments departements: war department, navy depart- 
ment, shipping board, food administration, fuel administration, petroleum 
section, war industries board ); 

die Betriebsabteilung und die Abteilung für Binnen- und Küsten¬ 
wasserstraßen : 
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eine Werkstattsabteilung ( Mechanical deparlment ); 
einen Anschuß für Normalmaße ( Committee on Standards ); 
eine Abteilung für Überwachung und Versuche ( Inspection and sec- 
tion test ) ; 

' eine Maschinenbau- und Unterhaltungsabteilung (Engineering and 
maintenance department. — Maintenance commütee ); 

eine Abteilung für Brennmaterialersparnis (Fuel Conservation sec- 
Hon); 

eine Abteilung für Wagendienst (Car Service secüon) ; 

eine Abteilung für Betriebsstatistik (Operating staiistics section ); 

eine Sicherheitsabteilung (Safety section) ; 

eine Abfbilung für Truppenbeförderung (Troop movement section); 
eine Telegraphenabteilung (Telegraph section) ; 
ein Bureau für Gewährung von Frachtnachlässen und Änderungen 
in der Güterklassifikation (ExempUon and deferred Classification bureau) ; 
die Abrechnungsabteilung: 

einen Abrechnungsausschuß (Accounting commütee) ; 
eine Rechnungsrevisionsabteilung (Auditing section) ; 
eine Abteilung für Leitungsvorschriften (Short line section). 
die Arbeiterabteilung; 

die Schlichtung8ämter Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3 (Board of adjustment Nr. 1, 
Nr. 2, Nr. 3) ; 

die Abteilung für weibliche Diensttätigkeit ( Women's Service section). 

Die Landesämter umfassen folgende Bezirke (region): 

Ostbezirk, New York, 

Allegheny Bezirk, Philadelphia, 

Pocahontas Bezirk, Roancke, Va., 

Südbezirk, Atlanta, Ga., 

Nord weetbezirk, Chicago, 

Zentralwestbezirk, Chicago, 

Süd westbezirk, St Louis, Mo. 

Diese Landesämter haben auch Unterabteilungen, wie z. B. eine Er¬ 
werbskommission (Regional purchasing commütee), eine Haushaltkom¬ 
missäon (Budget commütee) , eine Güterverkehrsko mmission (Freight traffic 
commütee), eine Ausfuhrkommisision (Export commütee). Für gewisse 
Bezirke sind auch noch besondere Distriktdirektoren bestellt. 


Verstaatlichung der Schweizerischen Seethalbahn. Der Schweize¬ 
rische Bundesrat hat, gestützt auf die Artikel 1 und 3 des Rückkauf¬ 
gesetzes vom 15. Oktober 1897‘) und auf die Bestimmungen der Kon¬ 
zession, der Schweizerischen Seethalbahngesellschaft in Btochdorf den 
Rückkauf ihrer sämtlichen Linien zum 1. Januar 1922 angekündigt. Die 
Linien dieser ursprünglich englischen Gesellschaft sind folgende: Emmen- 


1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1898, S. 610. 
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brücke—Lenzburg, Beinwil—Reinaeh—Menziken, Lenzburg—Wildegg, 
• Reinaeh—Münster. Ihre gesamte Länge beträgt 54,21 km, wovon 33,53 km 
auf Straßen liegen. Die Baukosten belaufen sich im ganzen auf rund 
7 Mill. Franken. Seit 190-1 verkehren die Züge von und bis Luzern, im 
Jahre 1910 ist die Bahn elektrisiert worden. 

Das eigentliche Anlagekapital der Seethalbahn besteht aus 2,c Mill. 
Franken Aktien und 3,7 Mill. Franken Obligationen. Die Betriebsüber¬ 
schüsse betrugen im Jahre 1916 : 320 000 Fr., 1917: 366 000 Fr., für 1918 
erreichten sie bis Ende Oktober 1918 bereits die Höhe von 414 000 Fr., 
für 1919 sind sie vom Eisenbahndeparteinent auf 560 000 Fr. veranschlagt. 
Dividenden sind seit 1908 nicht mehr gezahlt worden. 


Die Staatseisenbahnen in Baden in den Jahren 1916 und 1917. Die nach¬ 
stehenden Mitteilungen sind dem Jahresbericht über die Staatseisenbahnen 
und die Bodensee-Dampfschiffahrt in Baden für das Jahr 1917 entnommen 1 ). 

Wegen des Kriegs ist dieser Bericht wesentlich eingeschränkt; es 
haben daher nur die nachstehenden Angaben gemacht werden können: 

Längen. 


!■ 

1 9 i 6 

19 17 


K i 1 o m 

cter 

1. Eigentumslänge am Ende des Jahres . |j 

i 

1 830,GB 

1 830,65 

2. Betriebslängc „ „ „ 

1 862,05 

1 865,90 

Davon waren: 



mehrgleisig. 

936,33 

936,38 

Haupteisenbahnen . . 

1 574,53 

1 574,53 

Nebeneisenbahnen. 

287,52 

291,37 

Vollspurbahnen 2 ). 

1 862,05 

1 865,05 

3. Betriebslänge im Jahresdurchschnitt: 



a) für den Personenverkehr 

1 709,32 

1 710,29 

b) „ „ Güterverkehr. 

1 862,05 

1 865,05 

c) im ganzen. 

1 862,05 

1 863,02 


Außerdem waren am Ende des Jahres 
noch Anschlußbahnen ohne öffent¬ 
lichen Verkehr (vorwiegend Privat- 1 

eigen tum) vorhanden .... Anz. . 301 304 

*) Vgl. Archiv für Ebonbuhnw ose» 1918, 8. 318 ff. 

'-’) Außer den Vollspurbahnen besitzt der badische Staat noch die 27,53 km 
lange, 1 m-spurigo Nebenbahn Mosbach—Mudau, die, auf seine Kosten erbaut, 
von der Eisenhahnbau- und Betriebsgesellschaft Vering & Wächter in Berlin 
betrieben wird. (Näheres Jahresbericht 1913, S. 10.) 
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Anlagekapital 

Das verwendete Anlagekapital betrug: 


19 16 

19 17 

1 954 796 514 

956 873 776 

521 561 

ij 

522 696 


1. am Ende des Jahres überhaupt . di ! 954 796 514 956 873 776 

auf 1 km Eigentaraslänge. . . ,, 521 561 522 696 

2. im Jahresdurchschnitt (ohne Zu- j| 

schüsse Dritter) ....... „ |j 951 303256 1 955835 145 

Fuhrpark. 

1. Bestand. 

1. Am Ende des Jahres waren vorhanden: 

Lokomotiven.. . . ji 891 927 

Tender. 603 596 

Personenwagen 1 ). 2 482 2 471 

mit Achsen..j 6 041 | 6 014 

In den Personenwagen befanden sich | . 

überhaupt Plätze.I 126 402 l 125 920 

durchschnittlich auf 1 Achse. 20,92. i 20,94 

Lastwagen. 26 387 27 655 

mit Achsen. 54 026 56 600 

Ladegewicht auf 1 Achse.t 6,82 6,90 

Bahnhofeustreifwagen 2 ) .. 69 72 

mit Achsen . 138 ‘ 144 

Außerdem Privat-Güterwagen. 1 155 1 202 

2. Die vorstehend nachgewiesenen Fahrzeuge hatten einen Be¬ 
schaffungswert von insgesamt . . . M ! 178 749 954 j 187 058 442 

Davon kamen auf: l i 

1 Lokomotive ........ i 59711 61 133 

1 Personenwagen. ,, | 13 963 13 975 

1 Lastwagen. i 3 231 3 278 

1 Bahnhofzustreifwagen . . . . „ j 3 738 3 180 

2. Leistungen der Fahrzeuge. 

a) Leistungen der Lokomotiven. 

Die eigenen Lokomotiven und Triebwagen haben auf eigenen und 
fremden Strecken sowie auf Neubaustrecken der eigenen Bahn geleistet: 
Lokomotivkilometer im ganzen. .... 37 784 838 35488010 

1 Lokomotive durchschnittlich .... 47055 42047 

während auf den eigenen Betriebsstrecken von den eigenen und fremden 
Lokomotiven zurückgelegt wurden: ( 

Ijokomotivkilometcr im ganzen. 37 077 419 i 35 177 086 

auf 1 km durchschn. Bctriebslänge . . | 19 912 j 18 882 

*) Mit 8 Dampftriebwagen für Personenbeförderung. 
s ) Werkstättenwagen, Ijbcrladewagcn und Materialwagen. 
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b) Leistungen der Wagen. 

Die eigenen Wagen haben auf eigenen und fremden Betriebsstrecken 
sowie, auf Neubaustrecken zurückgelegt: 

1916 1917 


Achskilometer 



überhaupt 

^ je 1 Achse 

überhaupt 

je 1 Achse 

die Personenwagen . . 

266 845 138 j 

44216 

218701025 

36284 

, Gepäckwagen .... 

61 129388 1 

42246 

51 708084 

34 221 

„ Güterwagen. 

738 744 959 

13 708 

772704387 | 

13 750 

sämtliche Wagen. . 

1066 719 485' 

18130. ! 

1043 113 496 

16 367 


Dagegen sind auf den eigenen Betriebsstrecken von den eigenen und 
fremden Wagen zurückgelegt worden: 


" ~ ' I 

19 16 

19 17 

l 

i 

j Achskilometer 


von 

überhaupt 

auf 1 km j 
durchschn. 
Betriebs- 
länge 

überhaupt 

auf i km 
durchschn. 
Betriebs¬ 
länge 

den Personenwagen .... 

267687 984 

166605 

235 623 620 

137 768 

, Gepäckwagen. 

58165970 

34029 

53 432 122 

31 242 

„ Güterwagen.i 

586528963 

314 990 

675 108939 

| 

306 697 

„ Eisenbahnpostwagen . 1 

17 822593 

10427 

16806936 

9 828 

sämtlichen Wagen . . j 

930205510 ! 

499560 

| 880973 617 | 

472 874 


Betriebsergebnisse. 
1. Einnahmen. 


a) Aus dem Personen- und Gepäck- 1 
verkehr: 

19 16 | 

1917 

M 

i % 


% 

insgesamt. 

33964206 

| 25,68 

‘) 53017286 

32,23 

b) Aus dem Güterverkehr: 

insgesamt.• 

78527167 

59,88 

88435868 

53,76 

Verkehrseinnahme im ganzen 

112491 378 

85,06 

141 453 144 

65,99 

e) Sonstige Einnahmen. 

19762117 

14,94 

23043480 j 

14,m 

Gesamteinnahmen. 

132243490 

100,oo 

164 496624 | 

100,00 

auf 1 km durchschnittliche 
Betriebslänge. i 

71020 

— 

88 296 ! 

— 


0 In der Verkehrseinnahmo aus dem Personen- und GepÜckverkehr des 
Jahres 1917 sind nachträglich ermittelto Einnahmen aus den Jnhren 1914 mit 
700000 M, 1915 mit 5100000 JK, 1916 mit 6 300000 M, zusammen 12100000 M 
enthalten. 
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19 16 


1 

19 17 


Ji | 

ü 1 

% 

<46 

i % 

• 

2. 

a) Persönliche Ausgaben ..... 

Ausgaben. 

1 51068688 

55,86 

62 415 926 

51,31 

b) Sächliche Ausgaben. ' 

| 40359124 : 

44,14 

59224 732 . 

48,69 

Gesamtausgaben.' 

j 91427 812 ! 

100,oo 

121640664 

100,oo 

im Verhältnis zu den Gesamtein¬ 
nahmen (Betriebszahl). . . . ! 

1 

69.14 

— • 

73,96 

3. Überschuß. 

Insgesamt. 40 815678 

| 

j 42 B85 960 


im Verhältnis zu den Gesamt- 



j 


einnahmen. 

— 

30,86 | 

— 

26,1.15 

im Verhältnis zum durchschnitt- 





liehen Anlagekapital. 

i 

4,29 

; — 

4,48 


4. Im Durchschnitt kamen : 


1 

1 

1 


19 16 

i' 

• . il 

19 17 


aut* 

1 km 
Bahn- 
längo 

J6 

auf • 

1 Loko- 
motiv- 
nutzkm 

M 

auf 

1 

Wagen- 

achskm 

# j 

auf 

1 km 
Bahn¬ 
länge 

M 

auf 

1 Loko- 

motiv- 

nutzkm 

M 

auf 
■ 1 

Wagen- 

achskui 

von den Einnahmen . 

71020 

5,67 

i 

14,23 

i 

88 296 

i 

7,70 

18,07 

„ „ Ausgaben . . 

49101 

3,85 

9,83 

65292 

5,70 

13,81 

vom Uberschuß.... 

1 

21920 


4,39 

23003 

i 

2,01 

4,86 


Unfälle. 



19 16 

i 1917 

1. Zahl der: — 


1 

-1- 

Entgleisungen. 

n 

6 

Zusammenstöße. 

2 

16 

sonstigen Unfälle. 

94 

109 

Unfälle im ganzen. 

107 

131 

dhvon kamen: 



auf 100 km durchschnittliche Be- j. 



triebslänge. 

O, / •) 

7,03 

auf 1 Million Wagenachskilometer 

0,12 

0,15 
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2. Zahl der beim Eisenbahnbetrieb getöteten oder verletzten Per¬ 
sonen (ohne die Selbstmörder): 



1916 

1917 

getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

a) Reisende überhaupt. 

6 

13 

5 

23 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im 





Dienst überhaupt. 

18 

48 

18 

69 

auf 1 Million: 1 





Zugkilometer.[ 

0,84 

2,23 

0,93 

3,54 

Wagenachskilometer aller Art. . ! 

0,oa 

0,05 

0,03 

0,06 

c) Fremde Personen 1 ). j 

8 

15 

11 

18 

Gesamtzahl. 

32 

76 

34 

110 

auf 1 Million: 




# 

Zugkilometer. 

5,01 

7,88 

Wagenachskilometer aller Art . j 

0,ia 

0,16 

Außerdem Selbstmörder. 

1B 


* 

1 


Main-Neckarbahn. 


Vom badischen Anteil dar 

Main- 1 

19 16 

19 17 

Neckarbahn betrug: 

• 


das verwendete Anlagekapital 

im 




Jahresdurchschnitt. . . . 

, 

Ji 

13 256 206 

14198861 

der Einnahmeüberschußanteil . 

, 

Yi 

632 621 

550 387 

die Verzinsung des Anlagekapitals 

% 

4,47 

3,88 


Die Eisenbahnen in Brasilien. Der Railway Age (New York-Chi- 
cago, Oktober 1918, S. 701 ff.) entnehmen wir folgendes: 


Stand der brasilianischen Eisenbahnen 3 ) 
am 1. Januar 1916 

Längen in 

Kilometern 

im 

Betriebe 

im Bau 

ge¬ 

nehmigt 

zu¬ 

sammen 

I. Im Eigentum und unter Verwaltung 
der Bundesregierung. 

4 836 

1799 

1101 

7 786 

11. An Privatgesellschaften verpachtete 
Bundesbahnen . 

9174 

1603 

3820 

14497 

Im Eigentum der Bundesregierung 

14 010 

3 302 

4 921 

22233 


1 ) Eingerechnet die Post-, Steuer-, Polizei- und sonstigen im Dienst be¬ 
findlichen Beamten. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916, S. 1208 ff. 
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Stand der brasilianischen Eisenbahnen 

am 1. Januar 1916 

Länge in Kilometern 

im 

Betriebe 

im Bau 

ge¬ 

nehmigt 


UI. Von der Bundesregierung geneh¬ 
migte und unterstützte Linien . . . 

3 623 

390 

1879 

5 892 

IV. Desgl., nicht unterstützte Linien . . 

2227 

14 

416 

2657 

Privatbahnen zusammen. 

# 

6 850 

404 

2 295 

8 549 

V. Unter Zuständigkeit der Einzel¬ 
staaten . 

6 786 

428 

293 

7 507 

Gesamt netz. km 

26 646 

| 4134 

j 7 509 

38289 


Die Bauerlaubnis für die Bahnen sowie ihre Unterstützung durch 
Zinsgewähr waren früher verhältnismäßig leicht zu erreichen. Das Land 
• sah sich aber infolge dieser Politik oft genötigt, solche Linien so lange 
finanziell zu stützen, bis die Entwicklung der von der Eisenbahn be¬ 
rührten Landstriche die Rückzahlung der verauslagten Beträge gestattete. 
Seit etwa 15 Jahren wird die Erwerbung dieser Bahnen von der Bundes¬ 
regierung nach bestimmtem Plane durchgeftihrt. 

Die Bau- und Ausrüstungsstücke müssen den brasilianischen Eisen¬ 
bahnen durchweg vom Ausland zugeführt werden. Nachstehende Über¬ 
sicht zeigt den Rückgang der eingeführten Mengen während der Kriegs¬ 
jahre 1915 und 1916 gegenüber dem Friedensjahr 1912. 


Qegenstände der Einfuhr 

1912 

1915 

1916 

und Ursprungsländer 

Gewicht in Tonnen 

1. Schienen, Laschen u. a. Gleisbauteile aus: 

Deutschland. 

34 940 

873 


Argentinien . . '. 

276 

29 

1065 

Belgien. 

72761 

— 

— 

Vereinigten Staaten. 

51971 

4 309 

7 579 

Frankreich. 

57 149 

l 

B 

Großbritannien. 

17 344 

597 

240 

anderen Ländern. 

277 

3 

— 

1. zusammen .... 

234 718 

5312 

8887 

2. Lokomotiven aus: 

Deutschland.•. . 

5985 

_ 

- . 

Belgien. 

1 160 

— 

— 

Vereinigten Staaten. 

8272 

1054 

3519 

Frankreich . . •. 

10 

— 

— 

Großbritannien. 

1359 

440 

45 

anderen Ländern. 

6 

— 

— 

2. zusammen .... 

|J 16 791- 

!i 

1494 

3564 
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Gegenstände der Einfuhr 
und Ursprungsländer 

1912 

1915 

1916 

Gewicht in Tonnen 

, i 

3. Achsen, Räder und Wagenzubehör aus: j 

Deutschland. . . . 

Belgien. 

Vereinigten Staaten. 

Frankreich. 

Großbritannien. 

Italien. 

anderen Ländern. 

5 682 

4 229 
*2207 

122 

1847 

7 

_ 

28 

1 340 

4 

525 

•1 

. •*> 

1 976 
o 

883 

3. zusammen .... 

14094 

1900 | 2861 

4. Wagen aus: 

Deutschland . 

Argentinien . 

Belgien . 

Vereinigten Staaten . 

Frankreich . 

Großbritannien . 

anderen Ländern . 

3 551 

67 

35 879 
17*286 
736 
5163 

178 

Die Angaben zu 4- 
fttr 1916 und 1916 
fehlen 

4. zusammen .... 

62869 

(?) | (?) 


Die Einwirkung des Kriegs auf die Einfuhr von Eisenbahnbedarf aus 
den daran am meisten beteiligten Ländern nach Brasilien geht aus der 
folgenden Zusammenstellung der Einfuhrwerte (in Pollar) besonders 
hervor: 


9 

Ursprungsländer 

1912 

1916 

1916 

Vereinigte Staaten. 

% 

6106622 

*746784 

1 798860 

Großbritannien. 

Y) 

2516000 

427160 

234066 

Deutschland. 

n 

3 500863 

17780 

— 

Belgien. 


8025991 

— 

— 

Frankreich. 

n 

2265 455 

1164 

1020 

zusammen . . . 

% 

22 414 931 

1191818 

2028 4S6 


Hier hat Belgien noch 1912 mit einer Ausfuhr von Eisenbahnbedarf 
nach Brasilien im Werte von mehr als 8 Mill. $ mit fast 2 Mill. $ einen 
Vorsprung vor den Vereinigten Staaten. Dem nächsten Mitbewerber 
Deutschland folgten dichtauf Frankreich und Großbritannien. Im Jahre 
1915 erlosch die Einfuhr Belgiens. Zurzeit ist die Lage des brasilia¬ 
nischen Marktes für die Einfuhr von Eisenbedarf ungewiß. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


+ Haftpflichtrecht. 

Erkenntnis des Reichsgerichte, YJ. Zivilsenats, vom 4. November 1918, in Sachen 
des königlich preußischen Eiseiihahnfiskuß, ^vertreten durch die königliche 
Eisonbahndirektion in H., Beklagten, Revisionskläger«, wider 1. die 
Bergmannswitwe Marie J. in G., 2. ihre minderjährigen Kinder, Kläger, Re¬ 
visionsbeklagte, 3. den Allgemeinen iKnappsdhafteverein in ©., Nebeninter¬ 
venienten. 

Haftung der Eisenbahn für die Folgen eines Unfalls, den ein Reisender dadurch erleidet, daB 
er in einem Tranmznstande ans dem Abteilfenster eines fahrenden Eisenbahnzuges springt. 

Tatbestand. 

Der Ehemann und Vater der Kläger, der Bergmann J., ist in der Nacht 
vom 19 l auf 20. Oktober 1915 auf der Rückfahrt von K. nach G. aus dem 
Abteil eines fahrenden D-Zuges des Beklagten, nachdem er die Fenster¬ 
scheibe eingeschlagen und den Fensterrand erklettert hatte, hinausgesprun¬ 
gen und tot auf der Strecke aufgefunden worden. 

Die Schadensfeststellungsklage der Kläger ist vom Landgericht abge- 
wieeen, vom Oberlandesgericht zugesprochen worden. 

Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt, die Berufung der 
Kläger zurückzuweisen. Die Kläger und der Nebenintervenient bitten um 
Zurückweisung der Revision. 

Der nähere Sachverhalt ist aus dem Berufungsurteil vorgetragen 
worden. 

Entscheidungsgründe. 

Die von der Revision bekämpfte Annahme des Landgerichts, daß J. 
beim Betriebe der Eisenbahn getötet worden ist, unterliegt keinem recht¬ 
lichen Bedenken. Denn die Geschwindigkeit des fahrenden Zuges, aus dem 
er hinausgesprungen ist, muß als die Ursache oder als eine der Ursachen, 
di© seinen Tod herbeigeführt haben, betrachtet werden. 

Das Berufungsgericht hält für erwiesen, daß J. infolge eines Traums 
vorübergehend unter der Wahnvorstellung stand, ein Eisenbahnunfall sei 
eingetretep oder stehe unmittelbar bevor und bringe die im Zuge Bleiben- 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 32 
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den in höchste Lebensgefahr, aus welcher er sich nur durch einen Sprung 
aus dem Fenster retten könne. Die hohe Wahrscheinlichkeit spreche dafür, 
daß die Einbildung des J. durch einen Betriebsunfall in der vorhergegan¬ 
genen Nacht ausgelöst worden sei. Der Zug, in dem er sich befand, lial>e 
einen Achsenbruch erlitten, die Puffei' zweier Wagen seien übereinander ge¬ 
schoben und die Reisenden stark durcheinander geschüttelt worden. Höchst 
wahrscheinlich habe sich im Gehirn des J. unter der Nachwirkung dieses 
Unfalls und infolge ihrer eine besonders lebhafte und nachhaltige Traum- 
vorstellung der hier fraglichen Art gebildet. Ursächlich könnten auch die 
sonstigen Ereignisse der Fahrt gewesen sein, namentlich der lange Aufent¬ 
halt des J. in dem fahrenden Wagen, die Geräusche des Betriebs und die 
Bewegungen des Zuges. Jedenfalls habe sich die Einbildung, daß ein Be¬ 
triebsunfall eingetreten sei oder drohe, und daß allein ein schneller Sprung 
durch das Fenster Rettung bringen könne, überhaupt nur bilden können 
aus den zu irgend einer Zeit erfolgten Eindrücken des Eisenbahnbetriebs 
auf J. Die Wahnvorstellung sei dann notwendig eine Folge des Eisenbahn¬ 
betriebs gewesen und schließe höhere Gewalt aul^ weil das schadenbrin¬ 
gende Ereignis durch den Betrieb selbst entstanden sei, so daß es auf seine- 
Unvorhersehbarkeit und Unabwendbarkeit nicht ankomme. 

Die Auffassung des Berufungsgerichts, daß höhere Gewalt nicht vor¬ 
liege, steht mit der Rechtsprechung des Senats in Übereinstimmung«. Da¬ 
nach ist als höhere Gewalt ein Ereignis anzu-elien, das von außerhalb des 
Betriebs oder seiner Einrichtungen wirkt, unvorhersehbar, mit wirtschaft¬ 
lich erträglichen Mitteln nicht abzuwenden, auch nicht w r egen seiner Häufig¬ 
keit von dem Betriebsunternehmer mit in den Kauf zu nehmen ist. Das Er¬ 
fordernis, daß das Ereignis von außerhalb des Betriebs wirke, bedeutet 
nicht, daß es räumlich von außen in den Betrieb greift, sondern nur. 
daß es außer Zusammenhang mit dem Betrieb stehe, seinen Grund nicht in 
dem Betrieb oder seinen Einrichtungen selbst habe. 

Das Berufungsgericht nimmt nun rein tatsächlich an, daß das Traum¬ 
gebilde und die verhängnisvolle Wahnvorstellung des J. auf den Eisenbahn¬ 
betrieb zurückzuführen seien, und zwar entweder auf den Zusammenstoß 
der verflossenen Nacht oder auf die sonstigen Ereignisse der ganzen Fahrt. 
w f ie es sie näher erwähnt, oder auf beides zusammen. Damit erledigt sich 
der Einwurf der Revision, daß der Beklagte keinesfalls den Zusammenstoß 
zu vertreten brauche, von dem nicht festgestellt sei, daß er sich innerhalb 
seines eigenen Betriebs ereignet habe. Denn wenn dies auch nicht der 
Fall war, so haben sich die übrigen Ereignisse, die nach der Annahme des 
Berufungsgerichts die Tat des J. hervorgerufen haben können, im Betrieb 
des Beklagten zugetragen oder fortgesetzt. Den Einwand der höheren Ge¬ 
walt hat aber der Beklagte zu beweisen, also auch, daß keines der beiden Er¬ 
eignisse, die allein oder zusammen den Traum und in seinem Gefolge den 
Todessprung des J. zur Wirkung gehabt haben, in seinem Betrieb wurzele. 
' Mangels dieses Beweises fällt der Tod des J. dem Beklagten zur Last. 

Hiernach war die Revision zurückzuweisen. 
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Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Gesetz vom 10. Februar 1919 über die vorläufige 
Reichsgewalt 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 29. R.-G.-BI. S. 169.) 


Verordnungen der Reichsregierung: 

Vom 15. Januar 1919 über die Ausgestaltung der Statistik der Waren¬ 
ausfuhr. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 19. R.-G.-Bl. S. 53.) 

Vom 13. Januar 1919 zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der Kran¬ 
kenkassen, 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 31. R.-G.-Bl. S. 41.) 

Vom 24. Januar 1919, betr. Kraftfahrzeuglinien. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 33. R.-G.-Bl. S. 97.) 


Bekanntmachung der Reichsregierung vom 13. Ja¬ 
nuar 1919, betr. Änderung der Militär-Transport-Ordnung. 

(Eisenbalm-Verordnungsblatt »S. 27. R.-G.-B1. S. 63.) 

Bekanntmachung des Reichsamts für die wirtschaftliche 
Demobilmachung vom 4. Februar 1919 über die Aufrechterhaltung 
der von militärischen Stellen zur Regelung verkehrswirtschaft¬ 
licher Verhältnisse erlassenen Bekanntmachungen. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 31. R.-G.-Bl. S. 159.) 

Ausführungsbestimmungen des Reichswirt¬ 
schaftsministers und des Reichsministers der Finanzen 
vom 22. März 1919 zu der Verordnung über die Ausgestaltung 
der Statistik der Warenausfuhr vom 15. Januar 1919. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 59. Z.-Bl. f. d. D. R. S. 55.) 

Bekanntmachungen des Reichseisenbahnamts: 

Vom 13. Februar und 21. März 1919, betr. Änderung der Anlage C 
zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 31 u. 58. R.-G.-Bl. S. 195 u. 331.) 

Vom 1. März 1919, betr. Änderung des § 30 der Eisenbahn-Verkehrs¬ 
ordnung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 40. R.-G.-Bl. S. 267.) 

Vom 13. März 1919, betr. vorübergehende Änderung der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung. 

(Eisenbehn-Vernrdnungsblatt S. 57. R.-G.-Bl. S. 309.) 
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Preußen. Verordnungen der preußischen Regierung: 

Vom 16. Februar 1919 über die Gewährung von Straffreiheit und Straf¬ 
milderung in Disziplinarsachen. 

' (Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 35. G.-S. S. 27.) 

Vom 9. März 1919 über die Erhebung von Zuschlägen im Güter- und 
Tierverkehr der preußisch-hessischen Staatseisenbahnen. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 39. G.-S. 8. 50.) 


Beschluß der preußischen Regierung vom 19. Februar 
1919, betr. Anrechnung von Kriegsdienstzeit auf das Dienstalter der 
Staatsbeamten. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 40.) 

Erlaß der preußischen Regierung vom 12. Februar 1919, 
betr. Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens für eine 
Teilstrecke der Privatanschlußbahn der Stadtgemeinde Hameln von 
dem Weserhafen bei Hameln an die staatliche Hamelner Hafenbahn. 

(Eiscnbahn-Verordnungblatt ß. 41. G.-S. S. 38.) 


Bekanntmachungen des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten : 

Vom 1. Februar 1919 über Gleichstellung und‘Anerkennung der 
Diplomprüfungen in Preußen und Baden. 
(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 28.) 

Vom 29. März 1919, betr. Errichtung eines Eisenbahn-Maschinenamts 
in Uelzen. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 59.) 


Erlasse des Ministers der öffentlichen Arbeiten: "g^ 

Vom 20. Februar 1919, betr. Fachprüfung 1. Klasse -. . . . 37 

Vom 9. März 1919, betr. Befreiung der Beamten von der 
Krankenversicherungspflicht ..41 


Vom 19. März 1919, betr. Zuziehung von mittleren und unteren 
Beamten sowie Arbeitern zu den ständigen Fachaus¬ 
schüssen der Staatseisenbahn Verwaltung .42 

Vom 20. März 1919, betr. allgemeine Bedingungen für die Zu¬ 
lassung von Privatanschlüssen . * . 43 


Deutschösterreich. VollzugsanWeisung des deutschösterreichischen 
Staatsamtes für Verkehrswesen vom 7. Februar 1919, betreffend dje 
Bestellung eines vorläufigen deutschösterreichischen Staatseisen- 
bahnrates. 
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(Veröffentlicht in dem am 15. Februar 1919 ausgegebenen 
32. Stücke des Staatsgesetzblattes für den Staat Deutsch- 
* Österreich unter Nr. 109 und in* Verordnungsblatt für Eisen¬ 
bahnen und'Schiffahrt Nr. 19 vom 18. Februar 1919, S. 79.) 

Uber Ermächtigung des Staatsrates wird verordnet wie folgt: 

§ 1 . 

(1) Zur Begutachtung der geplanten Neuordnung der deutschösterreiohi- 
schen Staatseisenbahnverwaltung wird ein vorläufiger deuteohösterreichischer 
Staatseisenbahnrat bestellt. 

(2) Dieser kann auch zur Abgabe von Gutachten in anderen Fragen des 
deutschösterreichisohen Eisenbahnwesens herangezogen werden. 

§ 2 . 

(1) Die Mitglieder (Ersatzmänner) des vorläufigen deutsohösterreichi- 
echsn Staatseisenbahnrates werden vom denteohösterräichischen Staatesekretär 
für Verkehrswesen au« dem Kreise derjenigen Personen ernannt, 'die auf 
Grund der Bestimmungen des § 2 des Statuts für den bisherigen österreichi¬ 
schen Staalseisenbalinrnt seinerzeit als Mitglieder (Ersatzmänner) in diese 
Körperschaft berufen worden waren, ihr bis zum Ablauf der XI. Amtsdauer 
(1914—1918) angehört haben und im Sinne des Gesetzes vom 5. Dezember 1918, 
8t.-G.-BL Nr. 91, über das deutschösterreichisohe Staatsbürgerrecht, deutsch- 
östereichisohe Staatsbürger sind. 

(2) Die Amtsdauer des vorläufigen deutschösterreichischen Staatseisen¬ 
bahnrates erlischt, sobald nach Neuordnung der deutschösterreiohischen Staats¬ 
eisenbahnverwaltung auf Grund des zu erlassenden Statuts für den deutsch- 
österreichischen Staatseisenbahnrat die Bildung der neuen Körperschaft voll¬ 
zogen sein wird. 

(3) Die von den berufenen Mitgliedern (Ersatzmänner^) seinerzeit für 
den bestandenen Staatseisenbahnrat geleistete Angelobung gilt auch für den 
vorläufigen deutschösterreichischen Staatseisenbahnrat. 

§ 3. 

(1) Den Vorsitz in der Vollversammlung des vorläufigen deutschöster¬ 
reichischen Staatseisenbahnrates führt der deutschösterreichische Staatssekre¬ 
tär für Verkehrswesen oder der von ihm bestimmte Stellvertreter. 

(2) Die Vollversammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens 15 Mit¬ 
glieder anwesend sind. 

(3) Zur Vorberatung der Verhandlungsgegenstände können Ausschüsse 
eingesetzt werden. 

§ 4. 

Für den vorläufigen deutschösterreichischen Staatseisenbahnrat haben» 
«oweit nicht in dieser Vollzugsan Weisung anderes angeordnet ist, die für den 
bisherigen Staatseisenbahnrat erlassenen Bestimmungen des Statuts (Kund¬ 
machungen des Eisenbahnministeriums vom 20. April 1909 1 ), R.-G.-B1. Nr. 57, 
vom 23. November 1911* R.-G.-JB1. Nr. 220, und vom 27. Mai 1913, R.-G.-B1. Nr. 93) 
nnd der Geschäftsordnung (kungemacht mit dem Erlasse de« Eisenbahn- 
ministeriums vom 14. Mai 1909 1 ), Z. 23.811, V.-Rl. f. E. u. Sch. Nr. 57) sinn¬ 
gemäß Anwendung zu finden. 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1909, S. 1042 und 1051. 
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Vollzugsanweisung des Staatsamts für Verkehrs¬ 
wesen vom 22. Februar 1919, betreffend d|e vorübergehende 
Änderung einiger Bestimmungen des Eisenbahn-Betriebsreglements. 

(Veröffentlicht in dem am 7. März 1919 ausgegebenen 48. Stücke 
des Staatsgesetzblattes für den Staat Deutschösterreich unter 
Nr. 160 und im Verordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiff¬ 
fahrt Nr. 31 vom 18. März 1919, S. 132.) 

Auf Grund des § 2, Absatz (4), des Eisenbahn-Betriebsreglements vom 
11. November 1909 1 ), Ry-G.-Bl. Nr. 172, weinten in Anbetracht der außergewöhn¬ 
lichen Verhältnisse folgende vorübergehende Änderungen der Vorschriften 
de§ Eiseubahii-Betriehsreglements verfügt: 

§ 1. Die im § 6, Absatz (3), E.-B.-R. für das Inkrafttreten von Tarif¬ 
erhöhungen oder anderen Erschwerungen der Beförderungsbedingungen fest¬ 
gesetzte Frist von zwei*Monaten wird vorübergehend auf 14 Tage herabgesetzt. 

§ 2. Im § 31 erhält Absatz (2) folgenden Wortlaut : 

(2) Jedes Gepäckstück muß die genaue und dauerhaft befestigte Adresse 
des Reisenden (Name, Wohnort, Wohnung) sowde den Namen der Aufgabs- 
und Bestimmuug*s t ation tragen. Nicht, derartig gekennzeichnetes Gepäck kann 
zurückgewiesoiL werden. Ältere Bezeichnungen usw. wie bisher. 

§ 3. Bei Sendungen von Reisegepäck und Expreßgut hat der Inhaber 
des Gepäckscheines eist 48 Stunden nach der Ankunft des Zuges, zu dem das 
Gepäck aufgegeben war, Anspruch auf Auslieferung. Es beginnen daher auch 
die nach dem Eiscnbahn-Betri< i l;sreglement von der Ankunft des Zuges laufen¬ 
den Fristen erst mit dem Ablaufe der hiermit festgesetzten Frist von 48 Stunden. 

§ 4. Unter Abweichung von der Vorschrift des § 76, Absatz (3), E.-B.-R. 
kann das Gut .statt in der vom Absender bezeichnten Bestimmungsstation 
in einer anderen in demselben Orte l>efindlichen Station abge liefert werden; es 
darf jedoch keine höhere Fracht erhoben werden, als bei Ablieferung in der 
vom Absender liezeichneten Station zu zahlen wäre. 

§ 5. Fäulnisfähige Stoffe der Ziffern 1 und 2 des Abschnittes VI der 
Anlage C zum Eisenbahn-Betriebsreglement sind in Abweichung von den 
Vorschriften unter VI, A (2), a, 2, a, auch in der Zeit vom 1. März bis 31. Ok¬ 
tober unter Beachtung der unter VI, A (2), a, 2, ß, für die Zeit vom November 
bis Ende Februar festgesetzten Bedingungen zur Beförderung anzunehmen. 

§ 6. (1) Diese VollzugsanWeisung tritt sofort in Kraft. 

(2) Die Verordnung des k. k. Eisenbahnministeriums vom 5. Juni 1918» 
R.-G.-Bl. Nr. 203, und die Verordnung des k. k. Eisenbahnministeriuins vom 
10. Juni 1918 2 ), R.-G.-Bl. Nr. 209, werden hiermit außer Kraft gesetzt. 


Erlaß des 1) e utsoh österreichischen Staatsamtes 
für Verkehrswesen vom 27. Februar 1919 an alle Direk¬ 
tionen der Deutseliösterreichischen Staatsbahnen und an die 
Privatbahnverwaltungen in Deutschösterreich, betreffend die 
auf vollspurigen Eisenbahnen einzuhaltende Umgrenzung des 
lichten Raumes. 

(Veröffentlicht im Verordnungsblatt für Eisonbahnen^und Schiffahrt 
Nr. 37 vom 1. April 1919, S. 149.) 

A ) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1910, 8. 232. 

*) Vergl. Archiv für Eisen l*vlmwe*cn 1918, <?. 1026. 
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Die mit der Kundmachung des k.* k. oster r. Eieenbahnministeriums vom 
15. Juli 1914, R.-G.-B4. Nr. 150, in Wirksamkeit gesetzten Bestimmungen der 
-..Technischen Einheit, Fassung 1913“ bedingen durch die Vorschreibungen über 
«iie Breitenabmessungen der sogerihnnten Transitwagen (Artikel II, § 22, 2) und 
der Ladungen (Artikel IV., § 6, 2) längs gekrümmter Gleise die 
Freihaltung eines größeren als des nach den bestehen¬ 
den Vorschriften eiin zuhalt onden lichten Raumes. Da 
diesen die vom Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen in den Technischen Ver¬ 
einbarungen festgesetzte Umgrenzung des lichten Raumes zugrunde liegt, sollten 
auch die nunmehr notwendig gewordenen Erbreiterungen im Geeamtgebiete des 
Vereines einheitlich geregelt werden. 

Infolge des eingetretenen Kriegszustandes konnte diese Absicht nicht ver¬ 
wirklicht werdem weshalb mit der ungarischen Regierung eine vorläufige Rege¬ 
lung des Gegenstandes vereinbart wurde. 

Die durch ein besonderes Komitee, dem auch Vertreter der beiderseitigen 
Eisenbahn-Direktoren-Konfcrenzen beigezogen waren, gefühlten Verhandlungen 
wanden am 3. Juli 1918 zum Abschlüsse gebracht, ohne jedoch bisher die förm¬ 
liche (Genehmigung der beteiligten Regierungen gefunden zu haben. In die ge¬ 
dachten Verhandlungen wurden nur Krümmungen bis zu 100 m Halbmesser ein- 
bezogen, während die Behandlung schärferer Krümmungen der selbständigen 
Regelung der österreichischen und ungarischen Regierung überlassen blieb. 

Um in IIinkunft bei Neubauten längs gekrümmter Gleise die 
Freihaltung dos erforderlichen lichten Raumes zu ge- 
wrährleisten, werden vorbehaltlich einer späteren zwischenstaatlichen Regelung 
und des. Staatssekretärs für Justiz auszuüben. 

(Es folgen unter 10 Punkten die einzelnen Bestimmungen, denen bildliche 
Darstellungen der Umgrenzung des lichten- Raumes und Zahlentafeln über die 
Hreitenmaße de- lichten Raumes in Krümmungen beigegeben sind.) 


Gesetz vom 14. März 1919 über die Staatsregierung. 

(Veröffentlicht in dem am 15. März 1919 ausgegebenen 56. Stücke 
des Staatsgesetzblattes für den Staat Deutschösterreich unter 
Nr. 180 und im Verordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiff¬ 
fahrt Nr. 31 vom 18. März 1919, S. 130.) 

Art. 1. (1) Mit der Ausübung der Regierungs- und VolLzugsgewalt wer¬ 

den nach den folgenden. Bestimmungen Volk^beauftragte, und zwar der Staats¬ 
kanzler und die Staatssekretäre betraut. 

(2) Sie bilden in ihrer Gesamtheit die Staatsregierung. Den Vorsitz in 
«lieber führt der Staatskanzler und in seiner Vertretung der Vizekanzler. 

Art. 2. (1) Zur Erstattung von Vorschlägen über die Bestellung der 
Staatsregierung ist der von der Nationalversammlung aus ihrer Mitte gewählte 
Hauptausschuß berufen. (Art. dO des Gesetzes über die Volksvertretung.) 

(2) Die Staatsregierung wird über einen solchen Vorschlag des Haupt- 
ausschusses von der Nationalversammlung gewählt. Die Nationalversamm¬ 
lung nimmt die Wahl der «Staatsregierung durch namentliche Abstimmung über 
•den Gesamt Vorschlag des Bauptausschusses vor. Ist die Nationalversammlung 
n.icht versammelt, so wird die Staatsregierung bis zum Zusammentritt der 
Nationalversammlung vom Hauptausschuß bestellt. 

(3) Die Angelobung des Staatskanzlers wird vom Präsidenten der Na¬ 
tional Versammlung vor dem Hauptaussohusse, die der übrigen Mitglieder der 
Staatsregierung bei Anwesenheit des Staatskanzlers vorgenommen. 
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(4) Treten nur einzelne Mitglieder der Staateregierung zurück oder wer¬ 
den eie ihres Amtes verlustig, so bestellt das Haue oder gemäß Absatz 2 der 
Hauptausechuß den Nachfolger. Der Präsident der Nationalversammlung ge¬ 
lobt ihn im Beisein des Staatskanzlers an. 

(5) Die Bestallungsurkunden des Staatskanzlers und der Staatssekretäre 
werden vom Präsidenten mit dem Datum des Tages der Angelobung ausge¬ 
fertigt und vom neubestellten Staatskanzler gegengezeichnVt. 

Art. 3. Bis die neue Staatsregierung gebildet wird, hat der Präsident 
entweder die scheidende Regierung unter dem Vorsitz des bisherigen Staats¬ 
kanzlers oder eines Staatssekretärs mit der einstweiligen Fortführung der Ge¬ 
schäfte zu beauftragen oder leitende Beamte der Staatsämter unter dem Vor¬ 
sitze eines dieser leitenden Beamten oder eines eigens hieran bestellten Be¬ 
amten mit der einstweiligen Leitung der Verwaltung zu betrauen. 

Art. 4 (1) Versagt das Haus der Staatsregierung oder einzelnen Mit¬ 
gliedern derselben durch ausdrückliche Entschließung sein Vertrauen, so ist 
eine neue Regierung zu bestellen, bzw. der betreffende Staatssekretär seines 
Amte« zu entheben. 

* (2) Zu einem Beschlüsse, mit welchem das Vertrauen versagt wird, ist 

die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder der Nationalversammlung erforder¬ 
lich. Doch ist, wenn vierzig Mitglieder es verlangen, die Abstimmung aqf den 
zweitnächsten Werktag zu vertagen. Eine neuerliche Vertagung der Ab¬ 
stimmung kann nur auf Beschluß der Nationalversammlung erfolgen. 

(3) Die gesamte Staatsregierung und die einzelnen Mitglieder der ßtaats- 
regierung werden in den gesetzlich bestimmten Fällen oder über ihren Wunsch 
vom Präsidenten der Nationalversammlung ihres Amtes enthoben. 

Art. 5. Die Mitglieder der Staatsregierung sind nach Maßgabe des § 9 
des Beschlusses vom 30. Oktober 1918 über die grundlegenden Einrichtungen 
der Staatsgewalt, St.-G.-Bl. Nr. 1, der Nationalversammlung verantwortlich* 

Art. 6. (1) Die Geschäfte des Staate rates und des Staatsratsdiiektoriums 
gehen auf die Staatsregierung über, soweit gesetzlich nicht anders bestimmt ist. 

(2) Die in den §§14 und 17 des Gesetzes vom 6. Februar 1919, St.-G.-BL 
Nr. 85, über den Staatsreehnungshof dem Staatsrat oder seinem Direktorium 
übertragenen Befugnisse gehen auf den Präsidenten der Nationalversammlung 
über. 

Art. 7. (1) Die in den bisherigen Gesetzen dem Staaterate oder dom 
Staatsratedirektorium vorbehaltenen Ernennungen und Bestätigungen von Be¬ 
amten und sonstigen öffentlichen Organen sowie die Verleihungen von Amts¬ 
titeln vollzieht der Präsident der Nationalversammlung über Vorschlag der 
Staatsregierung. Die Ernennung des Präsidenten des Staatsrechnungshofes 
erfolgt über Vorschlag des Hauptausschusses, von höheren Beamten über Vor¬ 
schlag des Präsidenten des Staate rech nu n gab o fes. 

(2) Bezüglich der Ernennung von Richtern bleiben die bestehenden ge¬ 
setzlichen Vorschriften mit der Änderung in Geltung, daß die Behörden, denen 
das Vorschlagsrecht zusteht, die Besetzungsvorschläge dem zuständigen Mit- 
gliede der Staatsregierung zur Weiterleitung an die Gesamtregierung erstatten 
und diese auf Grund des Vorschlages dem Präsidenten der Nationalversamm¬ 
lung einen Besetzungsantrag unterbreitet, den dieser im Sinne des ersten Ab¬ 
satzes vollzieht. Soweit es sich nicht um die Präsidenten und Mitglieder der 
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes handelt, kann der Präsident der National¬ 
versammlung den Staatssekretär für Justiz zur Ernennung von Richtern er¬ 
mächtige^ 

(3) Alle diese Akte des Präsidenten der Nationalversammlung bedürfen 
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der Gegenzeichnung des Staatskanzlers oder des ressortmäßig berufenen Mit¬ 
gliedes der Staateregierung. 

(4) Die gemäß § 16, Absatz 2 und 3, des Grundgesetzes vom 22. November 
1918, St.-G.-Bl. Nr. 38, über die richterliche Gewalt dem Staatsrate zustehenden 
Befugnisse hat der Präsident der Nationalversammlung im Einvernehmen mit 
dem Zweiten und Dritten Präsidenten unter Gegenzeichnung des Staatekanzlers 
und des Staatssekretäre für Justiz auszuüben. 

Art. 8. Der Präsident der Nationalversammlung vertritt die Republik 
Deutsohösterreich nach außen, empfängt und beglaubigt die Gesandten und 
ratifiziert die Staatsverträge gemäß § 5, 3. Absatz, und § 10, 2. Absatz, des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1918, St.-G.--Bl. Nr. 139 (Verfassungsno veile). 

Art. 9. (1) Zur Durchführung der Aufgaben der obersten Staatsver¬ 
waltung werden in Hinkunft folgende Staatsämter mit dauernden Aufträgen 
und Vollmachten bestehen: 

die Staatskanzlei mit ihrem bisherigen Wirkungskreise unter der Lei¬ 
tung des Staatskanzlere; 

dann: 

1. das Staatsamt für Inneres und Unterricht mit der Zuständigkeit der 
bisherigen Staatsämter des Innern und für Unterricht; 

• 2. das Staatsamt für Justiz mit der Zuständigkeit des bisherigen gleich¬ 
namigen Staatsamtes; 

3. das Staatsamt für Finanzen mit der Zuständigkeit des bisherigen 
gleichnamigen Staatsgutes; 

4. das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft mit der Zuständigkeit 
des bisherigen gleichnamigen Staatsamtes; 

5. das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten mit der 
Zuständigkeit der bisherigen Staatsämter für Gewerbe, Industrie und Handel, 
dann für öffentliche Arbeiten sowie für Kriegs- und Übergangswirtschaft, je¬ 
doch unter Ausschluß der Schiffahrtsangelegenheiten sowie der Post-, Tele¬ 
graphen- und Telephonangelegenheiten; 

6. das Staatsamt für soziale Verwaltung mit der Zuständigkeit der bis¬ 
herigen Staatsämter für soziale Fürsorge, Volksernährung und Volksgeeundheit. 

(2) Das Staatsamt für Inneres und Unterricht steht, wenn mit dessen 
Führung nicht ein eigener Staatssekretär betraut wird, unter der Leitung des 
Staatakanzlers, die übrigen Staatsämter stehen unter der Leitung von Staats¬ 
sekretären. 

Art. 10. (1) Außer den in Art. 9 bezeiohneten Staatsämtern und bis zu 
deren endgültigen Errichtung, bzw. bis zur Erlassung der zur Durchführung 
des Artikels 2 des Gesetzes vom 12. November 1918, St.-G.-Bl. Nr. 5, über die 
Staats- und Regierungsform von Deutschösterreich erforderlichen besonderen 
Gesetze haben unter der Leitung von Staatssekretären noch fortzubestehen: 

1. das Staatsamt für Außeres, 

2. das Staatsamt für Ileereswesen, 

3. das Staatsamt für Volksei nährung, 

mit der Zuständigkeit der bisherigen gleichnamigen Staatsämter, und 

4. das Staatsamt für Verkehrswesen mit der Zuständigkeit des bisherigen 
gleichnamigen Staatsamtes unter Einbeziehung der Schiffahrtsangelegenheiten 
sowie der Post-, Telegraphen- und Telephonangelegenheiten. 

Art. 11. (1) Zur Vertretung des Staatskanzlers wird ein Vizekanzler be¬ 
stellt. Das Amt des Vizekanzlers kann einem mit der Führung eines Staats¬ 
amtes beauftragten oder einem mit bloß persönlichem Wirkungskreis betrauten 
Staatssekretär (Arikei 13, Absatz 2) übertragen werden. 
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(2) Das Amt des ßtaatenotars und das ihm bisher unterstellte Staats- 
«iegelamt sind aufgehoben. 

Art. 12. Die Staatsnegierung ist ermächtigt, innerhalb der allgemeinen 
Richtlinien der Artikel 9 und 10 über die Zuständigkeit der einzelnen Staats¬ 
ämter unter Zustimmung des Huuptaiisschusses durch Voll zu gsan weisun g die 
zur fachgemäßen Aufteilung der Geschäfte der Staatsverwaltung und nament¬ 
lich zur Erleichterung des Überganges erforderlichen näheren Verfügungen 
zu treffen und den Wirkungskreis der 'Staatsämter im einzelnen festzusetzen. 

Art. 13. (1) Ausnahmsweise und vorübergehend kann der Staatskanzler, 
der Vizekanzler oder ein »Staatssekretär auch mit der Führung eines ihm nicht 
nach Artikel 9 und 10 unterstellten ßtaalsamtes betmut werden. 

(2) Anderseits können in besonderen Fällen auch Staatssekretäre mit 
einem bloßen persönlichen Aufgabenkreise ohne gleichzeitige Betrauung mit 
der Führung eine« Staatsamtes bestellt werden. 

(3) In jedem Staatsamt wird iu der Regel dem verantwortlichen Leiter 
zur Wahrung der Einheit und Stetigkeit des Geschäftsganges ein Beamter zur 
Seite gestellt, der den Amtstitel eines Staatsamtsdirektors führt. 

Art. 14. Dem Staatskanzler und den Staatssekretären können zur Unter¬ 
stützung in der politischen Geschäftsführung und zur parlamentarischen Ver¬ 
tretung von der Nationalversammlung oder gemäß Artikel 2, Absatz 2, vom 
1 Iauptuusschusse Un 1 ersta alssekretäio bcigegelen werden, welche die* ihnen 
übertragenen Geschäfte im Einvernehmen mit dem verantwortlichen Leiter 
dos Stantsamtes zu besorgen haben. 

Art. 15. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Kraft. 
Mit seinem Vollzüge ist der Staatskanzlei betraut. 


Frankreich. Verordnung vom 11. November 1917 Uber die Polizei, die 
Sicherheit und den Betrieb auf den Haupt- und Nebenbahnen. 

Die nachstehende Verordnung tritt an die Stelle der ulten, bekannten Balrn- 
pclizeiordiiung vom 15. November 1846 und der diese ergänzenden Et lasse vom 
1. Mäiz 1901 über die Polizei, die {Sicherheit und den Betrieb der Eisenbahnen und 
vom 16. Juli 1907 über den Bau und Betrieb der auf öffentlichen Stiaßen 
liegenden Nebenbahnen. Die Verordnung bezieht sieh auf alle Schienenstrafien, 
auf die unter das Gesetz vom 11. Juni 18N0 (vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen 1894, 
8. 573 ff. und 612 ff.) und das Gesetz vom 31. Juli 1913 (Zeitschrift flir Klein- 
bahnen 1911. 8. 3 ff.) fallenden. Wir haben in ihr also eine vollständige 
K o d i f i k a t i o n d e r z. Z. i n F r a n k r o i c li geltende n B e s t i m m u n - 
- e n über die E i s e n b n h n p o 1 i ze i. Soweit sich die ifevehstehemlen Be¬ 
stimmungen nur auf Nebenbahnen und städtische Straßenbahnen oder 
nicht auf diese beziehen, ist dies vor den einzelnen Artikeln vermerkt. 
Eire eingehendere zusammenhissende Darstellung des Zwecks und des Inhalts 
der neuen Verordnung findet sich in der Zeitschrift für internationalen Eisen¬ 
bahntransport vom Juli 1918. S. 190 ff. Die Verordnung selbst ist in den Beilage- 
heften <Jer Zeitschrift vom Juli und den folgenden Monaten (S. 29—59) in 
französischem Text mit einer deutschen Übersetzung abgcdiuckt. Diese Über¬ 
setzung ist bei dm* nachstehenden mit benutzt worden. 

Titel I. 

Allgemeine Bestimmungen. 

A r 1. 1. Die Bestimmungen dieser Verordnung finden, mit den atn Eingang 
einzelner, für gewisse Bahnen nicht geltender Artikel, aufgeführten Einschräi:- 
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klingen, auf alle Haupt- und Nebenbahnen Anwendung. Der Minister der 
öffentlichen Arbeiten kann für die Linien mit elektrischer Zugförderung Aus¬ 
nahmen von den nachstehenden Bestimmungen zulassen, soweit solche durch die 
besondere Betriebsart begründet sind. 

A r t, 2. Die Anwendung der Bestimmungen dieser Verordnung, die sieh nicht 
ausschließlich auf die Nebenbahnen beziehen, wird gegenüber den Nebenbahnen 
den Präfekten,, in Vertretung des Ministers der öffentlichen Arbeiten, übertragen, 
soweit sie nicht durch Gesetz oder besondere Verordnung dem Minister selbst od'er 
einer anderen Behörde Vorbehalten ist. Der Präfekt trifft seine Abordnungen im 
Benehmen mit der Aufsichtsbehörde. 

Art. 3. Für die Anwendung der nachstehenden Bestimmungen gelten als 
städtische Straßenbahnen die Nebenbahnen, die innerhalb von Ortschaften und 
deren Vororten auf den öffentlichen Straßen betrieben werden und ausschließlich 
dem Personenverkehr sowie gegebenenfalls der Beförderung von Gepäck dienen. 

Der Umstand, daß dius Bahngleis auf gewissen Strecken nebenbei, in 
beschränktem Maße und nur zu gewissen, bestimmten Zeiten, auch für den Güter¬ 
verkehr benutzt wird, schließt eine Anwendung der für die städtischen Straßen¬ 
bahnen gültigen Bestimmungen auf diese Linien nicht aus. 

Wenn eine Nebenbahn den Vorschr iften über die städtischen Straßenbahnen 
untersteht, so ist dies in der Konzessionsurkunde zu bemerken. 

Bei 1. den gemäß Gesetz vom 11. Juni 1880 1 ) als Straßenbahn konzessionier- 
;en Nebenbahnen; 2. den auf öffentlichen Wegen betriebenen Nebenbahnen, die nach 
der Veröffentlichung des Gesetzes vom 31. Juli 1913*) und vor der der gegenwärtigen 
Verordnung konzessioniert worden sind, und auf die auf Grund einer besonderen 
Bestimmung ihrer Konzession der Erlaß vom 16. Juli 1907*) Anwendung findet, 
wird ein besonderer Beschluß des Staatsrates nach Anhörung der Gesellschaften 
die Strecke bezeichnen, auf die die Vorschriften über die städtischen Straßen¬ 
bahnen Anwendung finden sollen. 

Art. 4. Die auf die Eisenbahnen der Ausladeplätze von See- und 
Flußhäfen anzuwendenden^Vorschriften werden durch besondere Erlasse be¬ 
stimmt werden. \ 

Bis zur Veröffentlichung der besonderen Erlasse bleiben diese Bahnen 
den zurzeit: geltenden Bestimmungen unterworfen. 

Art. o. Die unmittelbar vom Staate, von den Departements oder den Ge¬ 
meinden oder von Gemeindesyndikaten betriebenen Eisenbahnen haben dieselben 
Pflichten und Rechte, die den Privatgesellschaften nach dieser Verordnung zu- 
sifhen. 


Titel II. 

Von den Bahnhöfen und den Linien. 

Art. 6. Die polizeilichen Vorschriften zur Sicherung der Ordnung in 
den dem Publikum zugänglichen Teilen der Bahnhöfe werden durch den De- 
I ;<rtementspräfekten aufgestellt. 

Diese Bestimmung bezieht sich namentlich auf die Einfahrt, den Aufenthalt 
und den Verkehr der öffentlichen und privaten Fuhrwerke für die Beförderung 
\on Personen oder Gütern in den zum Bahnhof gehörigen Plätzen. 

Derartige Beschlüsse der Präfekten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
tb nehmigung durch den Minister der öffentlichen Arbeiten. 

J ) Vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen 1894, S. 573 ff. 

*) Vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen 1914, S. 3 ff. 

a ) Vgl. Zeitschrift für Kleinbahnen 1908. S. 326 ff. 
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Art. 7 (nur auf die auf öffentlichen Wegen liegend.o,n 
Neben bahnstreckcn anwendbar). — Die Gesellschaft kann keine 
Entschädigung verlangen: 

für die Beschädigung der Bahnanlagen, die durch den gewöhnlichen 
Fuhrwerksbetrieb verursacht wird; 

sowie wegen des Zustandes der Straße und der Folgen, die daraus für den 
Zustand und die Unterhaltung der Gleise entstehen könnten; 

sowie für irgend einen Nachteil der der Bahn infolge der normalen.’ allge¬ 
meinen Benützung des öffentlichen Weges oder durch dessen Instandhaltung 
erwachsen sollte. 

An Dritte zu leistende Entschädigungen für Schäden, die durch den Bau 
oder Betrieb der Bahn verursacht werden, sind von der Gesellschaft zu leisten. 

Art. 8 (nur auf die auf öffentlichen Wegen liegenden 
Nebenbahnstrecken abwendbar). — Falls zur Ausführung von Ar¬ 
beiten an einer öffentlichen Straße, die von einer Nebenbahn befahren wird, der 
Bahnverkehr zeitweilig unterbrochen werden muß, ist die Behörde, deren Auf¬ 
sicht dieser Weg untersteht, verpflichtet, die Aufsichtsbehörde, die die Kon¬ 
zession erteilt hat, und die Gesellschaft vorher davon zu benachrichtigen. 

Dio Behörde, die die Konzession erteilt hat, kann, wenn nötig, die Ge¬ 
sellschaft zur vorläufigen Aufrechterhaltung der Verbindungen durch vorüber¬ 
gehende Verlegung der Gleise, unter Beachtung der gesetzlichen Vorschrift; 
Inhalten; dafür hat die Gesellschaft, falls nichts anderes vereinbart worden ist, 
Anspruch auf Entschädigung. Wenn die Arbeiten, durch die die Unterbrechung 
veranlaßt worden ist, im Interesso des Verkehrs auf dem benutzten Wege aus¬ 
geführt werden, so ist die Aufforderung zur Aufrechterhaltung des Bahnver¬ 
kehrs und die Bezahlung der Entschädigung Sache der Behörde, die die Kon¬ 
zession erteilt hat. 

Werden die Arbeiten in einem andern Interesse als dem des Verkehrs 
auf deip benutzten Wege ffusgeführt, so darf die Aufforderung an die Bahn 
durch die Konzessionsbehörde erst erfolgen naoh Verständigung mit dem» 
in dessen Interesse die Arbeiten a/usgefiihrt werden; diese muß 6ioh 
sowohl auf die Frage der Notwendigkeit der vorläufigen Wiederherstellung 
der Bahnverbindungen, als auch auf die Höhe des Anteils der verschiedenen 
Beteiligten an der Zahlung der Entschädigung beziehen; kommt eine Einigung 
nicht zustande, so kann die vorläufige Wiederherstellung der Bahnverbindungen 
nur auf Grund einer ministeriellen Ermächtigung verfügt werden; in dieser 
wird auch der Anteil der Konzessionsbehörde an den später festzustellenden 
Entschädigungen festgesetzt Ein etwaiger Mehrbetrag steht zu Lasten der an 
den Arbeiten interessierten Dienststellen. 

Art. 9 (nur auf die auf öffentlichen Wegen hergestell¬ 
ten Nebenbahnstrecken anwendbar). — Auf Antrag der für die 
Straßenverwaltung zuständigen Behörde kann, in der im Paragraph 4 des 
Artikels 36 des Gesetzes vom 31. Juli 1913 vorgesehenen Form, die Verlegung 
oder die endgültige Aufhebung eines Teiles von auf öffentlichen Wegen ange¬ 
legten Eisenbahnen verfügt werden. Dabei bleibt die Frage der Entschädigung 
dieser Behörde an die Gesellschaft oder an die Konzeseiensstelle Vorbehalten. 
Uber die Entschädigung wird in dem durch Art. 38 des genannten Gesetzes vor¬ 
gesehenen Verfahren entschieden. 

Wenn die Eisenbahn endgültig verlegt wird und die Straßenverwaltung 
die Verlegung, weil sie für die Unterhaltung und die Verbesserung der Straße 
notwendig ist, zu eigenen Lasten übernimmt, so ist, abgesehen von dem Falle des 
Art. 8, keine weitere Entschädigung zu leisten. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



/ 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


487 


Art 10. Wird die Legung von Leitschienen im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit für notwendig erachtet, so ist die Gesellschaft verpflichtet, solche 
an den ihr vom Minister der öffentlichen Arbeiten bezekbneten Stellen an¬ 
zubringen. 

Art 11 (nur auf die auf öffentlichen Wegen hergestell¬ 
ten Nebenbahnstrecken anwendbar). Die Konzessionsbehörde be¬ 
zeichnet a) die Teilstrecken, auf denen die Linie in Straßenhöhe mit einge¬ 
bauten Schienen zu legen ist, damit die Straße für gewöhnliche Wagen zugäng¬ 
lich und fahrbar bleibt, sowie b) die Teilstrecken, wo die Linie in der Weise 
gelegt werden soll, daß die eine Seite des Fahrweges nur für Fußgänger, nicht 
aber für Wagen benutzbar ist. 

Das Pflichtenheft bestimmt die Straßenbreite, die für den Verkehr frei 
bleiben muß, und zwar so, daß eine Kreuzung zweier Wagen stets möglich ist, 
wobei im ersten der im Absatz 1 bezeichneten beiden Fälle einer dieser zwei 
Wagen das Eisenbahnfahrzeug selbst sein kann. 

Die im Pflichtenheft enthaltenen Vorschriften müssen unter allen Um¬ 
ständen so festgestellt werden, daß die Sicherheit der auf dem öffentlichen Wege 
verkehrenden Fußgänger und der Bewohner der an der Linie gelegenen Häuser 
gewährleistet ist. 

Wenn der durch die Eisenbahn beanspruchte Raum für gewöhnliche Wagen 
zugänglich und fahrbar bleibt, so müssen die Gleise aus Rillenschienen bestehen 
oder mit Leitschienen versehen sein; die Zwischenräume oder die Rinnen dürfen 
nicht breiter sein als fünfunddreißig Millimeter (0,035 m) auf den geraden und 
einundvierzig Millimeter (0,04im) auf den Krümmungsstrecken. Die Gleise 
müssen auf Straßenhöhe gelegt sein und dürfen weder über noch unter dem 
Normalprofil der Straße liegen. 

Die Konzessionsbehörde kann die Gesellschaft widerruflich von der Ver¬ 
pflichtung entbinden, den von der Eisenbahn beanspruchten öffentlichen Weg auf 
der ganzen Länge oder auf einer Teilstrecke mit Rillen- oder Leitschienen zu ver¬ 
sehen, sofern die Erfordernisse des Verkehrs dies gestatten und die Behörde, der 
der betreffende Weg unterstellt ist, zustimmt. 

Art. 12. Die Eisenbahnen und ihre Anlagen sind dauernd in gutem Zu¬ 
stande zu erhalten. Die Gesellschaft hat dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten in der von ihm vorgesohriebenen Form die von ihr zu diesem Zweck 
getroffenen Maßnahmen mitzuteilen. 

Die Gleise und übrigen Einrichtungen der Bahnhöfe müssen so angelegt 
sein, daß die Sicherheit des Versohiebungsdienstes und des Zugverkehrs ge' 
währleistet ist. 

Wenn die getroffenen Maßnahmen für die gute Erhaltung der Eisenbahn, 
für die Sicherheit des Zugverkehrs und für die öffentliche Sicherheit überhaupt 
nicht hinreichen, so trifft der Minister, nach Anhörung der Gesellschaft, die von 
ihm für notwendig erachteten Anordnungen. 

In den Fällen, wo infolge Unzulänglichkeit der Einrichtungen der Betrieb 
nicht als genügend gesichert erscheint, wird, je nach den Umständen, nach den 
Bestimmungen des Artikels 86 oder, denen des Artikels 87 verfahren. 

Art. 13 (nur auf die auf öffentlich eh Wegen herge¬ 
stellten Nebenbahnstrecken anwendbar). Für die Teilstrecken 
mit versenkten Schienen, die auch gewöhnlichen Fuhrwerken zugänglich sind, 
regelt das Pflichtenheft, bei jeder einzelnen Konzession besonders, die Frage 
der Unterhaltung des Pflasters oder der Beschotterung mit Steinen auf der dem 
Eisenbahnverkehr dienenden Strecke; das Pflichtenheft bestimmt auch, welche 
Dienststelle diese Unterhaltung zu besorgen hat und wie die Ausgaben zu ver¬ 
teilen sind. Da, wo die benutzten Wegstrecken nicht der Konzessionsbehörde 
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unterstellt sind, obliegt die Unterhaltung zwischen den Gleisen sowie auf 
< iner Breite von fünfzig Zentimetern (0,50 m) auf iedor Seite der Gleise der 
Gesellschaft, es sei demn, daß das Pfliehtenheft nach Vereinbarung mit der Be¬ 
hörde, der diese Wege unterstellt sind, anders bestimmen sollte. 

Auf den Teilstrecken, wo die Bahnanlage den gewöhnlichen Fuhrwerken 
nicht zugänglich ist, umfaßt die der Gesellschaft obliegende Unterhaltung die 
ganze Gleisbreite und außerdem nötigenfalls noch eine durch das Pflichtenbeft 
zu bestimmende Anschlußstrecke. 

Werden die Bahn und die Teile des öffentlichen Weges, deren Unter¬ 
haltung der Gesellschaft übertragen ist. nicht ständig in gutem Zustande erhallen, 
so hat der Präfekt von Amts wegen lind auf Kosten der Gesellschaft das Erfor¬ 
derliche zu veranlassen, vorbehaltlich etwaiger Entziehung der Konzession. 

Mit den Ausgaben wird die Gesellschaft vorschußweise belastet, sie 
werden nach Prüfung durch den Präfekten von der Gesellschaft cingezugen. 

A r t. 14 (auf städtische S t r a ß e n b a h n e n n i c li t a n w e n i - 
bar). Wo erforderlich, sind Personen in genügender Anzahl zur Überwachung 
und Bedienung der Signale. Weichen und anderer Stierkcnnpparate aufzustellen. 

Im Falle der Unzulänglichkeit wird die Zahl des Personals, nach An¬ 
hörung der Gesellschaft, durch den Minister der öffentlichen Arbeiten bestimmt: 
dieser kann ferner aiiordnen, daß das Personal, dessen Dienst für die Sicheiuug 
des Betiiebs betondeis wichtig ist, zu keiner anderen Arbeit verwendet werden 
darf. 

Art. 15. Vorbehaltlich der auf Grund gesetzlicher Ermächtigung durch 
den Minister der öffentlichen Arbeiten gestatteten Aufnahmen sind an allen 
Stellen, wo eine Hauptbahn in gleicher Höhe von einer Straße duiehkrouzi 
wird, Wegschranken zu errichten. 

Die Vorschriften über die Art, die Bewegung und die näheren Verhält¬ 
nisse des Schrankendienstes werden auf Antrag der Eisenbaluigeselischaft vom 
Minister erlassen. 

Das Gleiche gilt, wenn nach Anhörung der Gesellschaft, und in Anwen¬ 
dung von Absatz 2 des Artikels 43 des Gesetzes vom 31. Juli 1913 die Errichtung 
einer Schranke bei Wegübergängen von Nt benbalmen verfügt worden ist. 

Gestattet der Minister die Kicuzung zweier Eisenbahnlinien auf gleich« r 
Höhe, so bestimmt er nach Anhörung der beiden Gesellschaften die technischen 
Vorkehrungen, die für den Bau und Betrieb dieser Linien beim Übergänge zu 
treffen sind. Er schreibt ebenfalls die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen 
an den Kreuzungsstellen vor. 

Wenn eine Eisenbahn einen öffentlichen Weg benutzt, so muß die Bahn¬ 
gesellschaft auf ihre Kosten an allen den •Stellen, wo der Minister dies angesichts 
der Betriebsart der Bahn und nach Anhörung der Aufsichtsbehörde für notwendig 
befunden hat, die erforderlichen Vorkehrungen treffen zur Sicherstellung eines "un¬ 
gehinderten und ungefährlichen Fahrens der Wagen uml der Züge auf der Eisen¬ 
bahn sowie zur Sicherung des gewöhnlichen Verkehrs auf der ganzen Strecke 
des öffentlichen Weges, die durch das Bahngleise benutzt oder gekreuzt wird. 

Art. 16 (auf die städtischen Straßenbahnen n i c h t a n - 
wendbar). Die Bahnhöfe und ihre Umgebung müssen des Nachts während 
der Dauer des Betriebs beleuchtet sein. 

Die Bedingungen für diese Beleuchtung der Bahnübergänge und Tunnel 
werden vom Minister nach Anhörung der Gesellschaft festgesetzt. 

Art. 17 (nur auf die städtischen Straßenbahnen an¬ 
wendbar). Die Bahnhöfe, Stationen, Haltestellen und Warteräume, denen ein 
ständiges Personal zugeteilt ist, müssen des Nachts während der Betriebszeiten 
beleuchtet sein. 
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Falls besondere Umstände dies erfordern, kann der Präfekt nach dem be¬ 
richt der Aufsichtsbehörde und nach Anhörung dfcr Gesellschaft die Be¬ 
leuchtung während der gleichen Dauer auch für solche Schutz- und Warteräume 
vorschreiben, denen kein ständiges Personal zugeteilt ist. 

Titel III. 

Das beim Betriebe verwendete Material. 

A r t. 18. Die Lokomotiven, Tender und Fahrzeuge aller Art, aus denen 
die Eisenbahnzüge gebildet werden, müssen nach Genehmigung des Ministeis 
der öffentlichen Arbeiten nach den besten Mustern und» mit erstklassigem 
Material gebaut sein. Bei Einreichung des Gonehmigurtg&gesuches hat die Ge¬ 
sellschaft Tlie Pläne, Zeichnungen und alle vom Minister bezeichnten Unter¬ 
lagen vorzulegen. 

Der Minister setzt die Bedingungen fest, unter denen das Rollmaterial, das 
nicht der die Strecke betreibenden Gesellschaft gehört, zur Fahrt auf den Linien 
dieser Gesellschaft zugelassen werden kann. 

Art. 19. Die Lokomotiven, Tender und Fahrzeuge aller Art, aus denen 
die Eiseubahnzüge gebildet werden, müssen den vom Minister für die Sicherheit 
der Reisenden und des Personals während der Fahrt und während* der Zusammen¬ 
stellung der Züge für notwendig erachteten Bedingungen entsprechen. 

A r t. 20. Über alle Lokomot iven sind Konf roll reg ister zu führen. Diese 
beständig auf dem laufenden zu haltenden Register enthalten für jede 
Maschine Angaben über das Datum ihrer Inbetriebsetzung, die von ihr geleistete 
Arbeit die Ausbesserungen oder Umänderungen, die an ihr vorgenommen wurden, 
und über den Ersatz ihrer verschiedenen Bestandteile. 

Für die Lokomotiv- und Tendemehsen sind besondere Register zu führen, 
die neben der laufenden Nummer einer jeden Achse Mitteilungen über deren 
Herkunft*, über das Datum ihrer Inbetriebsetzung, über etwa vorgenommene 
Versuche, über ihre Leistungen, die erlittenen Schäden und ihre Ausbesserung 
enthalten. 

Die in den vorstehenden Absätzen bezeichnetcn Register müssen den mit 
der Aufsicht über das Material und den Betrieb betrauten Ingenieuren und 
Beamten zu jeder Zeit auf Verlangen vorgelegt werden. 

Die Achsen der Fahrzeuge aller Art tragen einen Stempel, der über Her¬ 
kunft und Datum ihrer Lieferung Aufschluß gibt. 

Art. 21. Die Lokomotiven dürfen nur auf Grund einer Bewilligung 
iler Aufsichtsbehörde und erst dann in Betrieb gesetzt werden, w'enn sämtliche 
durch die geltende Bestimmung vorgeschri ebenen Versuche statt gefunden haben. 

Art. 22. Vorbehaltlich der vom Minister der öffentlichen Arbeiten be¬ 
willigten Ausnahmen müssen die Lokomotiven mit Vorrichtungen versehen sein, 
die das Herausfallen von Brennstoffteilchen beim Rost und das Entweichen von 
Funken durch den Schornstein verhindern sowie die Erzeugung von für die 
Reisenden und die Nachbarschaft lästigem Rauche vermindern. 

A r t. 23. Die Personenw agen müssen bequem sein und die vom Minister 
zur Sicherheit der Reisenden für notwendig erachteten Einrichtungen besitzen. 

Der Minister bestimmt nach Anhörung der Gesellschaft die Mindestmaße 
für den jedem Reisenden zugewiesenen Platz. 

Im Innern eines jeden Wagens kst mit sichtbaren Ziffern die Anzahl der 
Steh- und Sitzplätze für die Reisenden anzugeben. 

Abgesehen von den offenen Anhängewagen muß der Zugang zu den 
Wagen mit stets einfach zu handhabenden Schließvorriohtungen versehen sein. 

Über die auf den Wagen zur Erzeugung der Triebkraft angebrachten 
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Druckbehälter für Gas oder Dampf sind besondere Register zu führen, in dbnen 
neben der laufenden Nummer eines jeden Wagens die Herkunft und das Datum 
der Inbetriebsetzung der einzelnen Behälter verzeichnet sind, sowie die An- 
fangsprobo und die nachträglichen Versuche, die man mit dem Behälter vorge¬ 
nommen-hat, die erlittenen Schäden und ihre Ausbesserung. Diese Register 
sind den Aufsichtsbeamten jederzeit auf Verlangen vorzulegen. 

A r t. 24. Es darf kein Personenwagen in Dienst gesetzt werden ohne 
Ermächtigung der Aufsichtsbehörde, die diese erst erteilt, nachdem festgestellt 
worden ist, daß der Wagen den Bedingungen der vorhergehenden Artikel ent¬ 
spricht. 

Die Ermächtigung zur Indienststellung ist erst wirksam nach Verabfol¬ 
gung der durch Artikel 117 des Gesetzes vom 25. März 1817 für die öffentlichen 
Wagen vorgeschriebenen Stempelmarke durch den Direktor der Indirekten 
Steuern. 

A r t. 25. Die Lokomotiven, Tender der Fahrzeuge aller Art müssen 

1. den vollen Namen oder die Anfangsbuchstaben der Eisenbahn, der sie 
gehören, und 

2. eine Ordnungsnummer aufwjeisen. 

An den Personenwagen müssen außerdem die Bezeichnung der Klasse 
eines jeden Abteils und das durch die Verwaltung der indirekten Steuern verüb-_ 
folgte Stempelzeichen angebracht sein. Alle diese Angaben sind in deutlich sicht¬ 
barer Weise am Wagenkasten oder auf den Seilen des Wagengestells anzubringen. 

Art. 26. Die Lokomotiven, Tender und Fahrzeuge aller Art und das 
ganze Betriebsmaterial sind stets in gutem Zustande zu erhalten. 

Die Bahngesellschaft hat die von ihr in dieser Hinsicht getroffenen Maß¬ 
nahmen dem Minister der öffentlichen Arbeiten in der von ihm vorgeschriebenen 
Form bekanntzugeben; im Falle der Unzulänglichkeit bestimmt der Minister 
nach Anhörung der Eisenbahn die von ihm für die Sicherheit und die öffentliche: 
Gesundheit als notwendig erachteten Maßnahmen. 

Der Minister kann nach Anhörung N der Bahngesellschaft anordnen, daß 
die Lokomotiven, Tender und anderen Fahrzeuge, die sich in einem Zustande 
befinden, der für die Betriebssicherheit nicht genügend Gewähr bietet, außer 
Dienst gestellt werden oder solche Fahrzeuge, die aus irgend einer Ursache die 
erforderliche Gewähr für die Betriebssicherheit nicht bieten, aus einem be¬ 
stimmten Zuge ausschließen. 

Titel IV. 

Zusammensetzung der Züge. 

Art. 27 (auf die städtischen Straßenbahnen nicht an¬ 
wendbar). Jeder Personenzug muß, wenn nicht eine besondere Ermächti¬ 
gung des Ministers der öffentlichen Arbeiten vorliegt, Wagen aller Klassen in 
genügender Anzahl mitftihren. 

Art. 28. Außer in den im nachfolgenden Artikel 29 vorgesehenen Fällen 
muß jeder Personen-, Güter oder gemischte Zug wie folgt begleitet sein: 

1. von einem Lokomotivführer und einem Heizer auf jeder Maschine; der 
Heizer muß befähigt sein, die Maschine anzuhalten und zu speisen sowie 
die Bremsen zu handhaben; 

2. von einer gewissen, vom Minister der öffentlichen Arbeiten auf Vorschlag 
der Bahngesellschaft nach der Zahl der Wagen, nach den Steigungen 
und nach den vorhandenen Vorrichtungen für das Anhalten der Züge oder 
die Verminderung der Fahrgeschwindigkeit bestimmten Anzahl Schaffner 
und Bremser. 
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Das letzte Fahrzeug oder eines der letzten Fahrzeuge eines jeden Zuges 
mutt stets'nrit einer Bremse versehen und mit einem Schaffner zu deren Bedie¬ 
nung besetzt sein. 

Hat ein Zug mehrere Schaffner, so muß stets einer von ihnen als Vorge¬ 
setzter der übrigen bezeichnet werden. 

Die Höchstzahl von Fahrzeugen für jede Art von Zügen mit Personen¬ 
beförderung wird vom Minister auf Vorschlag der Bahngesellschaft festgesetzt. 

Art. 29. In Abweichung vom vorhergehenden^Artikel gilt die Ver¬ 
pflichtung, jede Lokomotive mit einem Führer und einem Heizer zu besetzen, 
gewöhnlich entweder auf der Maschine oder im vordersten Fahrzeuge des Zuges 
nicht für leichte vom Minister bewiTli^e Züge, wenn der Oberschaffner sich 
aufhält und auf jeden Fall leicht auf die Maschine gelangen kann und imstande 
ist, sie nötigenfalls anzuhalten. 

Wenn sämtliche Personen- und Güterwagen eines leichten Zuges mit 
durchgehender Bremse versehen sind, so kann d>er Minister außerdem gestatten, 
daß davon abgesehen wird, daß auf dem letzten oder einem der letzten 
Fahrzeuge ein besonderer, mit der Bedienung der Bremse beauftragter Schaffner 
vorhanden ist. 

Nur solche Züge können als leichte angesehen werden, deren Fahrzeuge 
zusammen höchstens sechzehn Achsen haben, die Achsen der Lokomotive und 
ihres Tenders nicht inbegriffen, wenn eine solche vorhanden ist, jedoch ein¬ 
schließlich der Achsen des Motorwagens, wenn der Motor sich in einem Fahr¬ 
zeuge befindet, welches Personen oder Güter aufnimmt. 

Als leichte Züge sind alle Züge der städtischen Straßenbahnen anzusehen, 
auf die das vorstehende Verbot nicht anwendbar ist. 

Art. 30. Die Lokomotiven müssen an die Spitze der Züge gestellt werden. 
Eine Ausnahme von dieser Vorschrift ist nur für diewin den Bahnhöfen oder 
in ihrer Umgebung auszuführenden Verschiebungen für die Dienstzüge und 
den Fall der Hilfeleistung oder der Verstärkung gestattet. In diesen besonderen 
Fällen darf die Fahrgeschwindigkeit dio vom Minister der öffentlichen Arbeiten 
festgesetzten Grenzen nicht übersteigen. 

Art. 31. Dio Personenzü&e dürfen nur durch eine Lokomotive fort¬ 
bewegt werden, abgesehen von den Fällen, wo die Verwendung einer Vorspann¬ 
maschine nötig wird zur Überwindung einer starken Steigung oder wegen 
eines außerordentlichen Andranges von Reisenden oder infolge von Witterungs- 
einflüssen oder wegen eines Unfalles oder einer Verspätung, die Hilfe er¬ 
heischen, oder aus irgend einem anderen, vom Minister bestimmten Grunde. 

In anderen Fällen als der Hilfeleistung ist es untersagt, gleichzeitig mehr 
als zwei Lokomotiven vor einen Personenzug zu spannen. 

Der Gang des Zuges wird durch die an der Spitze befindliche Lokomotive 
geregelt. 

Die Fälle, in denen mehr als eine Lokomotive an den Zug gespannt wird, 
sind in einem besonderen Register vorzumerken unter Angabe der Ursache 
dieser Maßnahme, der Station, auf der sie als notwendig erachtet worden ist, und 
der Stunde, zu der der Zug diese Station verlassen hat. Dieses Register muß den 
Beamten und Angestellten des Aufsichtsdienstes auf Verlangen stets vorgezeigt 
werden. 

An der Spitze eines jeden Zuges muß zwischen dem Tender und dem 
ersten Personenwagen mindestens ein Wagen eingestellt werden, in dem sich 
keine Reisenden befinden. Diese Verpflichtung besteht jedoch weder für leichte 
Züge, noch für Hilfszüge, noch für Sonderzüge, die vom Minister davon ent¬ 
bunden worden sind, noch für Züge der städtischen Straßenbahnen. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1910. 33 
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Art. 32. Die Vorschriften des obigen Artikels finden auf Züge mit Trieb¬ 
wagen keine Anwendung. Die Zusammensetzung dieser Züge unterliegt der 
Genehmigung des Ministers auf Vorschlag der Bahngesellschaft und nach Be¬ 
gutachtung durch die Aufsichtsbehörde. 

Art. 33. Der Minister öffentlichen Arbeiten setzt nach Anhörung 
der Eisenbahn die Bestimmungen über die Beförderung gefährlicher Stoffe (explo¬ 
sive. leichtentzündliche, giftige Stoffe usw.) und ekelerregender Gegenstände 
fest und bestimmt insbesondere die Fälle, in denen die Beförderung solcher 
Gegenstände in Personenzügen verboten ist. 

Art. 34. Der Minister bestimmt nach Anhörung der Eisenbahn, welche 
Anordnungen bei der Zusammensetzung ^er Züge zu treffen sind, um jeden 
gefährlichen oder belästigenden Zusammenstoß der Wagen unter sich bei der 
Ab- oder Einfahrt oder während der Fahrt zu verhüten. 

Art. 35 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Der vorderste Schaffner und, vorbehaltlich der vom Minister zuge- 
losscnen Ausnahmen, die Bremser sind mit dem Maschinenführer in Verbindung 
zu setzen, um bei einem Unfall das Notsignal in der vom Minister, auf Voi- 
schlag der Eisenbahn, genehmigten Form geben zu können. 

Vorbehaltlich der vom Minister zugelassenen Ausnahmen, sind alle Ab¬ 
teile der Personenwagen mit dem Lokmotivf(ihrer oder dem Zugführer in Ver¬ 
bindung zu bringen, damit ein Notsignal gegeben werden kann. 

A r t. 36 ( n u rauf die städ tischen Straßenb ahnen anwend¬ 
bar). Der Fahrkartenschaffner eines jeden Wagens muß mit dem 
Führer eines jeden Triebwagens durch ein vom Präfekten auf Vorschlag der 
Bahngesellschaft nach Begutachtung durch die Aufsichtsbehörde genehmigtes 
Haltsignal in Verbindung stehen. 

Für den Fall, daß ^ich kein Fahrkartenschaffner im Wagen befindet, muß 
ein Haltsignal für die Reisenden vorhanden sein. 

A r t. 37 (auf s t ä d t i.s c h e Straßenbahnen nicht a n w e n d - 
bar). In der Nacht und bei der Durchfahrt der vom Minister der öffent¬ 
lichen Arbeiten bezeiehncten Tunnel auch bei Tage müssen die Laternen der 
Züge angeziindet und die Personenwagen irn Innern beleuchtet sein. 

Während der kalten Jahreszeit müssen diese Wagen in der vom Minister 
vorgeschriebenen Weise geheizt sein. 

Wenn die von der Eisenbahn für die Beleuchtung oder Heizung der 
Züge und Wagen getroffenen Anordnungen nicht genügen, so bestimmt der 
Minister, nach Anhörung der Eisenbahn, die notwendigen Änderungen. 

Vorbehaltlich der vom Minister bewilligten Ausnahmen, muß jeder Per¬ 
sonenzug mit einem \ erbandkasten ausgerüstet sein, dessen Inhalt vom Minister 
zu genehmigen ist. 

Art. 38 (nur auf die städtischen Straßenbahnen anwend¬ 
bar). Die Personenwagen müssen im Innern beleuchtet sein; auf Verlangen des 
Präfekten muß auch der obere Stock beleuchtet sein, falls er gedeckt und ge¬ 
schützt ist. 

Vorbehaltlich einer anderen Bestimmung im Pfliehtenheft, müssen diese 
Wagen auf Verlangen des Präfekten während der von ihm auf Antrag der Auf- 
sichtsbehörde und nach Anhörung der Gesellschaft bestimmten Zeitdauer ge¬ 
heizt sein. 

T i t e 1 V. 

Abfahrt, Verkehr und Ankunft der Züge. 

Art. 39 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Der Minister der öffentlichen Arbeiten bestimmt, nach Anhörung der 
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Eisenbahn, bei mehrgleisigen Linien die Gleise für die Fahrt in beiden Richtun¬ 
gen und bei eingleisigen Linien die Stellen, wo Kreuzungen stattfinden müssen. 

Von den vom Minister erlassenen Vorschriften darf unter keinen Umstän¬ 
den abgewichen werden, es sei denn, daß das Gleis unterbrochen ist. In diesem 
Falle muß der Gleisweohsel nach der Bestimmung der genehmigten Dienst¬ 
ordnungen der Eisenbahn statt finden. 

Art. 40 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Vor Abgang eines Zuges muß sich der Lokomotivführer vergewissern, 
daß alle Teile der Lokomotive und des Tenders in gutem Zustande sind« 

Auch die Untersuchung nach den in den Dienstordnungen der Eisenbahn fest¬ 
gesetzten Bestimmungen muß bei den Wagen und Bremsen erfolgen. 

Der Zug darf erst nach dem Abfahrtssignal in Bewegung gesetzt werden. 

Die auf der Seite, von der aus der Zug bedient wird, geöffneten Aufien- 
türen müssen, sobald sich der Zug in Bewegung setzt, geschlossen sein. 

Art. 41 (nur auf die städtischen Straßenbahnen anwend¬ 
bar). Der Führer muß sich bei jedem Dienstantritt vergewissern, daß die Ma¬ 
schine, besonders die Vorrichtungen für die Inbetriebsetzung und die Bremsen, in 
Ordnung sind. 

Der Zug darf erst nach dem Abfahrtsignal in Bewegung gesetzt werden. 

Auf Antrag der Aufsichtsbehörde und nach Anhörung der Gesellschaft be¬ 
stimmt erforderlichenfalls der Präfekt, unter welchen Umständen die äußern 
Türen zu schließen und die Verschlußketten anzulegen sind, sobald sich der Zug 
in Bewegung setzt. 

Art. 42 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend- 
b ar). Kein Zug darf vor der durch die Fahrordnung der Züge festgesetzten Zeit 
von einer Station abgehen oder an einer solchen ankommen. 

Für die Ankunft kann jedoch der Minister Abweichungen zulassen. 

. Nach Anhörung der Eisenbahn bestimmt der Minister, welche Maßnahmen 
geeignet sind, den für die Sicherheit de3 Zugverkehrs erforderlichen Raum- und 
Zeitabstand zwischen den sich folgenden Zügen aufrecht zu halten. • 

Beim Eingang der Bahnhöfe, in den Bahnhöfen und auf der Strecke sind 
überall da, wo es nötig erscheint, Signale aufzustelleu, um den Lokomotivführern 
anzuzeigen, ob sie den Zug anhalten oder seinen Lauf verlangsamen sollen. 

Bei Unzulänglichkeit der von der Eisenbahn aufgestellten Signale schreibt 
<ler Minister nach Anhörung der Bahnverwaltung die Signale vor, deren Errich¬ 
tung er als erforderlich erachtet. 

Art. 43 (auf städtische Straßenbahnen nicht auwenil; 
bar). Abgesehen vom Falle höherer Gewalt oder der Ausbesserung der Strecke, 
dürfen die Züge sich nur in den dafür bestimmten Bahnhöfen und Haltepunkten 
aufhalten. 

Die dem Zugverkehr dienenden Gleise, auf denen Lokomotiven, Personen¬ 
oder Güterwagen vorübergehend aufgestellt werden können, müssen nach der 
Bestimmung des Artikels 49 durch Signale gedeckt sein. 

Art. 44 (nur auf die auf öffentlichen Wegen hergestell¬ 
ten Nebenbahnstrecken anwendbar). Auf Verlangen der Eisen¬ 
bahn und Antrag der Aufsichtsbehörde kann der Präfekt das Anhalten gewisser 
Züge zur Aufnahme oder zum Absetzen von Reisenden oder Gütern auch an Orten 
der Bahnstrecke gestatten, die außerhalb der Bahnhöfe, Stationen oder Haltestellen 
liegen. Die Dauer de9 Aufenthaltes wird durch den Fahrplan bestimmt. 

Dei; Präfekt bestimmt die Maßnahmen, die erforderlich sind, um dem Publi¬ 
kum die Punkte bekannt zu machen, wo ein derartiges Anhalten des Zuges auf 
offener Strecke gestattet ist. 

33 * 
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Ist ein solches Anhalten in den Pflichtenheften nicht vorgesehen, so kann 
es nur auf Widerruf gestattet werden. 

Außer im obigen Falle dürfen die Züge und die Lokomotiven nur während 
der für den Dienst unbedingt notwendigen Zeit außerhalb der Stationen stehen 
bleiben. Lokomotiven oder einzelne Wagen dürfen nicht auf Gleisen, <Ke dem 
Zugverkehr dienen, aufgestellt werden. 

Art. 45 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend- 
bar). Auf Vorschlag der Eisenbahn bestimmt der Minister der öffentlichen 
Arbeiten die besonderen Maßnahmen, die für den Zugverkehr auf solchen Strecken 
der Eisenbahn zu treffen sind, die besonders gefährdet sind. 

Auf Vorschlag der Eisenbahn setzt er ferner die Höchstgeschwindigkeit 
für Züge aller Art auf den verschiedenen Strecken jeder Linie fest 

Art. 46 (nur auf die auf öffentlichen Wegen hergestell¬ 
ten Nebenbahnstrecken anwendbar). Die höchste zulässige Länge 
der Züge wird durch das Pflichtenheft bestimmt. 

Die Lokomotive und der Tender müssen mit einer Bremse versehen sein, 
die mit der Hand bedient werden kann. Ihre Bremsvorrichtungen müssen in 
ihrer Gesamtheit hinreichend wirksam sein, um bei einer Fahrgeschwindigkeit 
von 20 Kilometern in der Stunde auf trockenen und reinen Schienen und ebener 
Strecke diese Fahrzeuge auf eine Entfernung von höchstens 20 Metern, von der 
Stelle an, wo das Bremsen angeordnet worden ist, zum Stehen bringen zu 
können. 

Dem Lokomotivführer muß ein stets in gutem gebrauchsfähigen Zustande 
erhaltener Sandstreuer oder eine andere vom Präfekten auf Vorschlag der Eisen¬ 
bahn und auf das Gutachten der Aufsichtsbehörde hin genehmigte Vorrichtung 
zur Verfügung stehen, um damit nötigenfalls den Reibungswiderstand der Trieb¬ 
räder auf den Schienen zu verstärken. 

Die Bremsvorrichtungen eines jeden Zuges müssen in ihrer Gesamtheit hin. 
reichend wirksam sein, mii dessen Anhalten nach den im zweiten Absatz dieses 
Artikels angegebenen Bedingungen zu ermöglichen. 

Nach dem Gutachten der Aufsichtsbehörde und nach Anhörung der Eisen¬ 
bahn kann der Präfekt die ihm im Interesse der Betriebssicherheit notwendig er¬ 
scheinenden besonderen Bremsvorschriften sowohl für Personen- als auch für 
Güterzüge erlassen. Insbesondere kann er die Anwendung durchgehender oder 
selbsttätiger Bremsen vorschreiben. 

Auf den städtischen Straßenbahnen ist jeder Wagen ohne Ausnahme mit 
Bremsen zu versehen. 

Art. 47 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Nach Einholung der Vorschläge der Eisenbahn bestimmt der Minister der 
öffentlichen Arbeiten die besonderen Vorsichtsmaßnahmen, die für die Abfertir 
gung und die Fahrt von Sonderzügen zu treffen sind. 

Sobald die Abfertigung eines Sonderzuges beschlossen worden ist, muß den 
Beamten der Aufsichtsbehörde und den vom Minister bezeiebnjeten Beamten so¬ 
gleich davon Meldung gemacht werden, unter Angabe des Grundes dieser Zug¬ 
abfertigung und des Fahrplanes. 

Art. 48 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Zur Sicherung eines ungehinderten Verkehrs der Züge ist auf der Eisen¬ 
bahnlinie das für die Unterhaltung und die Überwachung der Strecke ausreichende 
Personal anzustellen. 

Dieses Personal muß sowohl für den Tag als für die Nacht mit Signalen 
zum Anhalten und zum Langsamfahren der Züge ausgerüstet sein. 

Außerdem sind an bestimmten Orten Leute zur Bedienung der feststehen¬ 
den Signale und, wenn nötig, zur Meldung der Züge von Ort zu Ort auf zustell en._ 
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Im /Falle der Unzulänglichkeit bestimmt der Minister der öffentlichen Ar¬ 
beiten nach Anhörung der Eisenbahn, wieviel dieser Leute angestellt werden 
müssen. 

Art. 49 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Falls ein Zug oder eine einzelne Lokomotive ausnahmsweise auf der 
Strecke anhalten muß, sind Deckungssignale zu geben, nach den Bestimmungen 
der von der zuständigen Behörde genehmigten Dienstordnungen der Eisenbahn. 

Die Lokomotivführer, die Zugführer und die Schaffner müssen während 
ihres Dienstes mit den in diesen Dienstordnungen vorgesehenen Signalen ver¬ 
sehen sein. 

Zur Sicherung der Züge sind besondere Maßnahmen für den Fall zu treffen, 
daß es unmöglich werden sollte, ihre normale Geschwindigkeit einzuhalten. 

Art. 50 (nur auf die auf öffentlichen Wegen hergestell¬ 
ten Nebenbahnstrecken anwendbar). Jeder einzeln fahrende 
Wagen oder jeder Zug muß außen mit zwei Laternen versehen sein, die eine 
vorne, die andere hinten; die vordere Laterne muß weißes Licht haben und im¬ 
stande sein, unter gewöhnlichen atmosphärischen Verhältnissen eine Strecke von 
20 Metern zu erhellen; die Schlußlaterne muß mit einem roten Licht versehen 
sein. 

Die Laternen müssen vom Beginn der Dunkelheit an bis Dienstschluß uhd 
vom Dienstbeginn an bis zum Eintritt der Tageshelle angezündet sein. 

Sie müssen bei Nebel gleichfalls bei Tage angezündet sein, sowie über¬ 
haupt in allen Fällen, wo der Wagen nicht deutlich gesehen werden kann. 

Art. 51. Werden auf einer Strecke Ausbesserungen ausgeftihrt, die deren 
Festigkeit vorübergehend verändern; so hat Deckung durch Signale auf'Anhalten 
oder Langsamfahren zu erfolgen. 

Art. 52 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Muß infolge eines Unfalles, einer Ausbesserung oder aus irgend einer 
andern Ursache der Zugverkehr vorübergehend auf einem Gleise etattfinden, 
so ist hei den Weichen an den beiden äußeren Streckenenden, wo der Gleiswechsel 
stattfindet, ein Wärter aufzustellen. 

Die Wärter dürfen die Züge auf das für den Verkehr bestimmte Gleis nur 
unter den durch die behördlich genehmigten Dienstordnungen oder die Dienst¬ 
befehle der Eisenbahn festgestellten Bedingungen einfahren lassen. 

Der Aufsichtsbehörde ist von den zur Sicherung des Verkehrs auf dem Ein¬ 
zelgleis getroffenen Maßnahmen Kenntnis zu gehen. 

Art. 53 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Die Eisenbahn hat dem Minister der öffentlichen Arbeiten das Signal¬ 
system anzuzeigen, das sie für die in diesem Titel vorgesehenen Fälle ange» 
nommen hat oder anzunehmen gedenkt. Der Minister veranlaßt die ihm nötig 
erscheinenden Änderungen. 

Art. 54. Der Lokomotivführer muß seine Aufmerksamkeit beständig auf 
den Zustand der Strecke richten, bei Hindernissen je nach den Umständen an- 
halten oder langsamer fahren, die ihm übermittelten Signale beachten und heim 
nächsten Halt die von ihm bemerkten Unregelmäßigkeiten zur Anzeige bringen. 
Er überwacht sämtliche Teile der Lokomotive, die Spannung des Dampfes und den 
Wasserstand im Kessel und sorgt dafür, daß die Bremsvorrichtungen ordnungs¬ 
mäßig arbeiten. j 

Fährt eine Lokomotive oder ein Zug auf einer Bahnlinie, die einen öffent¬ 
lichen Weg benutzt, so hat der Lokomotivführer das Nahen des Zuges mit einem 
8challapparat nach dem vom Mimst er der öffentlichen Arbeiten bestimmten 
Muster anzukündigen. 
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Die Lokomotiven, die* auf Bahnen fahren, die öffentliche Wege benutzen, 
' dürfen weder Rostschlacken, noch Asche, Wasser, öl oder Fett auf diese Wege 
ausstreuen. 

Es ist ausdrücklich untersagt, die Reinigung der Roste auf dem öffentlichen 
Wcgo vorzunehmen. 

Art. 55 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Die Vorsichtsmaßnahmen, die der Lokomotivführer bei der Annäherung 
und bei der Fahrt über Kreuzungen, Abzweigungen und Gleisübergänge zu be¬ 
obachten hat, werden durch Dienstordnungen festgesetzt, die vom Minister zu ge¬ 
nehmigen sind. 

An den Abzweigstellen müssen Signale die Richtung angeben, in der die 
Weichen gestellt sind. 

Bei Annäherung an die Station, wo der Zug zu halten hat, trifft der Loko¬ 
motivführer die erforderlichen Anordnungen, daß der Zug über die Stelle, an der 
die Reisenden auszusteigen haben, nicht hinausfahren kann. 

Art. 56 (auf städtische Straßenbahnen nicht anwend¬ 
bar). Vor der Abfahrt, bei der Annäherung an die Stationen, an die in einer 
Kiümmung liegenden Wegübergänge, sowie an andere vom Minister der öffent¬ 
lichen 'Arbeiten bezeichnctc ti>ergänge und Abzweigungen, bei der Einfahrt in 
Einschnitte, die in Krümmungen liegen und in Tunnel, sowie bei der Ausfahrt 
aus diesen Einschnitten und Tunneln muß der Lokomotivführer die Dampfpfeife 
ertönen lassen, um das Nahen des Zuges anzuzeigen. 

Wenn ihm zw eifelhaft ist, ob die Strecke vollständig frei ist, hat der Loko¬ 
motivführer sich ebenfalls der Dampfpfeife als Warn ungleichen zu bedienen. 

Die Dampfpfeife kann durch ein anderes, vom Minister genehmigtes, akusti¬ 
sches Zeichen ersetzt werden. 

Art. 57. Außer dem Lokomotivführer und dem Heizer dürfen auf die 
Lokomotive und den Tender nur solche Personen steigen, die eine besondere, 
schriftliche Ermächtigung des Direktors der Eisenbahn oder seines Stellvertreters 
erhalten haben. m 

Von diesem Verbote sind ausgenommen die mit der Kontrolle betrauten 
Brücken-, Straßenbau- und Bergwerksingenieure sowie die Beamten des technischen 
Kontrolldiensles. Die Beamten der Staatsaufsichtsbehörde dürfen sieh ebenfalls 
auf die Lokomotive und den Tender begeben, w r enn sie dem Bahnhofsvorstand 
oder dem Zugführer vorher ein schriftliches und begründetes Gesuch vorlegen. 

‘Bei Triebwagen, die Reisende und Güter befördern, beziehen sich die vor¬ 
stehenden Bestimmungen nur auf den Führerstand.' 

Die Bedingungen, unter denen diese Bestimmungen noch auf andere Trieb¬ 
wagen als die Dampfw'agen anwendbar sind, werden nach Anhörung der Eisen¬ 
bahn durch Ministerialverordnungeri festgesetzt werden. 

Art. 58. An den vom Minister der öffentlichen Arbeiten nach Anhörung 
der Eisenbahn bezeichne ton Orten müssen ständig Hilfs- oder Reservernaschhieu 
zur Abfahrt beieitstehen, die, w r enn der Betrieb mit Dampfkraft erfolgt, auch 
stets unter Dampf zu halten sind. 

Die Bestimmungen über den Dienst dieser Maschinen w r erden durch den 
Minister auf Vorschlag der Eisenbahn erlassen. 

.A r t. 59. In den Lokomotivschuppen muß sieh beständig ein mit allen bei 
Unfällen erforderlichen Geräten und Werkzeugen versehener Wagen befinden. 

Außerdem muß jeder Zug mit den unentbehrlichsten Werkzeugen aus¬ 
gerüstet sein. 

Art. 60. Auf den vom Minister der öffentlichen Arbeiten bezeichneten 
Stationen sind Listen zu führen, in die die Zugverspätungen einzutragen sind. 
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die die vom Minister festgesetzten Grenzen überschreiten. Diese Listen müssen 
Aufschluß geben über die Art und Zusammensetzung der Züge, über Anfangs¬ 
und Endpunkte ihrer Fahrt, über die Nummern ihrer Lokomotiven sowie über die 
Abfahrts- und Ankunftszeiten und den Grund und die Dauer der Verspätung. 

Diese Listen sind den Beamten des Aufsichtsdienstes auf Verlangen jeder¬ 
zeit vorzulegen. 

Die Eisenbahn ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
um in den mit ständigem Personal besetzten Bahnhöfen und Stationen Jede 
die vom Minister festgesetzten Grenzen überschreitende Verspätung dein Publi¬ 
kum sobald als möglich zur Kenntnis zu bringen. 

Auf die Nebenbahnen finden die vorstehenden Bestimmungen nur soweit An¬ 
wendung, als die Bau- und Betriebsverhältnisse es gestatten und wenn ihre An¬ 
wendung, nach Anhörung der Eisenbahn, vom Präfekten verfügt worden ist. Sie 
können auch nur bei vorübergehenden Verkehrsunterbrechungen angewendet 
werden. 

Art, 61. Die Fahrpläne für gewöhnliche Züge sind von der Eisenbahn 
dem Minister der öffentlichen Arbeiten zur Genehmigung zu unterbreiten; zu 
diesem Zweck muß die Bahn sie vor ihrer Inkraftsetzung und innerhalb der vom 
Minister festgesetzten Fristen diesem sowie den von ihm bezeichneten 'Beamten 
und der Aufsichtsbehörde vorlegen. 

Wenn der Eisenbahn bis zu dem für die Inkraftsetzung des neuen Fahr¬ 
planes angekündigten Tage ein Einspruch des Ministers nicht zugeht, so kann 
sie diesen Fahrplan einstweilen in Kraft treten lassen. 

Der Minister kann jederzeit die ihm für die Sicherheit des Verkehrs oder 
di© Bedürfnisse des Publikums notwendig erscheinenden Abänderungen oder Er¬ 
gänzungen der Fahrpläne anordnen. 

Die Fahrpläne der Personenzüge sind dem Publikum vor ihrem Inkrafttreten 
durch Aushang, nach den vom Minister erlassenen Vorschriften, bekannt zu 
machen. ♦ 

In diesem Aushang sind die Züge besonders zu bezeichnen, bei denen die 
Eisenbahn von der Verpflichtung zur Beförderung von Expreßgut entbunden ist. 

Art. 62 (nur auf die städtischen Straßenbahnen anwend¬ 
bar). Das Pflichtenheft der städtischen Straßenbahnen bestimmt, ob dio Wagen 
auf offener Strecke anzuhalten haben, um Reisende auf- oder absteigen zu lassen, 
.sei es an einer beliebigen Stelle der Strecke oder an den vom Präfekten auf 
Vorschlag der Eisenbahn und nach dem Gutachten der Aufsichtsbehörde zu be¬ 
zeichnenden Stellen. 

In den im letzten Absatz des vorhergehenden Artikels 61 vorgesehenen 
Aushängen oder den sie ersetzenden Fahrplanbüchern muß das Publikum hier¬ 
über unterrichtet werden, wobei der Zeifpunkt der Durchfahrt des Zuges an den 
Haltestellen auf offener Strecke nicht angegeben zu werden braucht. 

Bei Zügen, die einen regelmäßigen Verkehr mit nicht mehr als 15 Minuten 
Abstand haben, sind auf diesen Aushängen oder in den Fahrplanbüchern nur die 
Zeiten der ersten und der letzten Abfahrt und die Dauer der Zugpausen anzu¬ 
geben. 

Wenn nötig, sind nach den vom Präfekten auf Vorschlag der Aufsichts¬ 
behörde und nach Anhörung der Eisenbahn erlassenen Vorschriften in den Wagen 
Auszüge der auf die Fahrpläne und auf die Haltestellen bezüglichen Bestimmun¬ 
gen anzuschlagen. 

Auf Antrag der Aufsichtsbehörde und nach Anhörung der Eisenbahn kann 
der Präfekt innerhalb der im Pflichtenheft vorgesehenen Grenzen für die ver¬ 
schiedenen Teilstrecken der Bahn Höchstgeschwindigkeiten der Züge festsetzen. 
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Titel VI. 

Fahrpreise und Nebengebtthren. 

A r t. 63. Fahrpreise aller Art dürfen von\ier Gesellschaft nur auf Grund 
einer Bewilligung des ‘Ministers der öffentlichen Arbeiten erhoben werden. 

A r t. 64. Zur Ausführung des vorstehenden Artikels hat die Gesellschaft 
ein Verzeichnis der Preise, die sie innerhalb der nachdem Pflichtenheft zulässigen 
Höchstgrenze für die Beförderung der Reisenden, des Viehes, der Güter und 
anderer* Gegenstände zu erheben beabsichtigt, aufzustellen und gleichzeitig dem 
Minister, den Präfekten der von der Eisenbahn durchzogenen Departements und 
der Aufsichtsbehörde Abschriften davon zu übermitteln. 

Art. 65. Außerdem muß die Eisenbahngesellschaffc binnen kürzester 
Frist und in der im vorigen Artikel vorgeschriebenen Form dem Minister ihre 
Vorschläge für die im Pflichtenheft nicht vorgesehenen Beförderungsgebühren, 
über die der Minister zu entscheiden hat, unterbreiten. 

A r t. 66. Die Eisenbahn hat im 10. Monat eines jeden Jahres dem Minister 
der öffentlichen Arbeiten alle Vorschriften, die sie über Nebengebübren, wie Lade- 
und Entladegebühren, Gebühren für die Lagerung auf den 'Bahnhöfen und in den 
Güterschuppen der Eisenbahn, sowie über die festzusetzencten Fahrpreise zu er¬ 
lassen beabsichtigt, zur Genehmigung vorzulegen. 

Die alten Gebühren bleiben in Kraft, bis die Entscheidung über die neuen 
Gebühren getroffen worden ist. 

A r t. 67. Die genehmigten Beförderungspreise und Nebengebührenver- 
eeichnisse sind durch Aushang an den sichtbarsten Stellen der Bahnhöfe und 
Stationen der Eisenbahn zu veröffentlichen. 

A r t. 68. Will die Eisenbahn an den genehmigten Preisen Änderungen 
vornehmen, so muß sie den Minister der öffentlichen Arbeiten, die Präfekten der 
beteiligten Departements und die Aufsichtsbehörde davon benachrichtigen. 

Gleichzeitig ist das Publikum durch Aushang von den der Genehmigung 
des Ministers unterbreiteten Änderungen zu unterrichten. 

Die genannten Gebühren können nach Ablauf eines Monats seit dem Tage 
des Aushanges erhoben werden, wenn der Minister dfcr .öffentlichen Arbeiten 
sie inzwischen genehmigt hat. 

Hat der Minister für einzelne der veröffentlichten Preise Änderungen vor¬ 
geschrieben, so müssen die abgeänderten Preise durch Aushang veröffentlicht 
werden und können erst einen Monat vom Tage der neuen Veröffentlichung an 
zur Erhebung gelangen. 

Art. 69. Die Eisenbahn ist verpflichtet, die Beförderung der ihr über¬ 
gebenen Güter, Tiere und Gegenstände aller Art sorgfältig, pünktlich und rasch 
und ohne irgendwelche Bevorzugung vorzunehmen. 

JSobald Frachtgüter, Tiere oder andere Gegenstände der Eisenbahn über¬ 
geben werden, erfolgt unverzüglich ihre Eintragung unter Angabe der für die 
Beförderung zu zahlenden Gesamtfrächt. Die Beförderung findet in der Reihen¬ 
folge der Eintragungen statt, es sei denn, daß der Versender einen Aufschub 
verlangt oder zugesteht, der in der Eintragung vorzumerken ist. 

Dem Verfrachter ist auf Verlangen neben dem Frachtbrief eine Quittung 
auszustellen. In der Quittung sind die Gattung und das Gewicht der Frachtgüter 
anzugeben, sowie die Gesamtfracht und die Frist, innerhalb der der Transport 
ausgeführt werden muß. 

Die vorstehenden Verzeichnisse sind auf Verlangen den mit der Über¬ 
wachung der Ausführung dieser Verordnung beauftragten Beamten und Bedienste¬ 
ten vonzuzeiigen. 
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Titel VII. 

Polizei und Überwachung. 

A rt. 70. Die Aufsicht über den Betrieb der Hauptbahnen wird gleichzeitig 
ausgeübt: 

durch die Ingenieure des Brücken- und Straßenbaues oder der Bergwerke, 
-die Bauführer des Brücken- und Straßenbaues, die Bergwerksaufseher; 

durch die Aufsichtsbeamten des kommerziellen Betriebes; 

durch die Kommissare der Staatsaufsicht; 

durch die übrigen Beamten der Aufsichtsbehörde. 

Die Befugnisse dieser Beamten werden durch Verordnungen über die ‘Or¬ 
ganisation Ties 'Aufsichtsdienstes festgesetzt. 

Art. 71. Die Organisation der Aufsicht über die Nebenbahnen in den 
Departements wird durch eine Verordnung des Präfekten geregelt, die dieser bei 
departementalen Konzessionen oder Betrieben nach Einholung des Gutachtens 
des Generalrates und bei kommunalen oder interkommunalen Konzessionen oder 
Betrieben nach Einholung des Gutachtens des Gemednderates oder der Leitung 
des Gemeindesyndikats erläßt. Diese Verordnung unterliegt der Genehmigung 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten. 

Für die kommunalen oder interkommunalen Strecken setzt die Verordnung 
des Präfekten die Bedingungen fest, unter denen der Bürgermeister oder der 
Präsident des Syndikats über die Vorschläge zu hören ist, die einer Entscheidung 
des Präfekten oder des Ministers unterliegen, sowie die Frist, nach deren Verlauf 
sein Stillschweigen als Zustimmung zu betrachten ist 

Die Beamten der örtlichen Aufsicht werden vom Präfekten mit Geneh¬ 
migung des Ministers der öffentlichen Arbeiten ernannt, der durch Erlaß den 
Geschfiftskreis dieser Beamten feetsetzt. 

Die Organisation des zentralen Aufsichtsdienstes der Nebenbahnen, der 
nach Artikel 32 des Gesetzes vom 31. Juli 1913 dem Minister unmittelbar unter¬ 
steht, wird durch einen ministeriellen Erlaß geregelt. 

Art. 72. Den Aufsichtsbehörden der Nebenbahnen obliegt es im allge¬ 
meine^ die Ausführung der diese Bahnen betreffenden Gesetze und Dienst- % 
Ordnungen und* der für die einzelnen Netze geltenden Verträge und Pflichtenhefte 
zu überwachen und namentlich: 

1. Bau und Unterhalt: 

über die Ausführung der im Pflichtenhefte vorgeschriebenen oder sich aus 
den Bauplänen ergebenden Bestimmungen zu wachen; 

2. kommerzieller Dienst: 

sich* zu vergewissern, daß die Eisenbahn die Bestimmungen der Dienst¬ 
ordnungen und der Tarife für die Erhebung der Gebühren, sowie für die Annahme 
und Einschreibung dar Güter, ihre Beförderung und Ablieferung an die Empfänger 
beachtet; 

die Ausführung der Maßnahmen zu überwachen, nach denen der Transport¬ 
dienst an den Endpunkten der Anschlußstrecke keine Unterbrechung erleiden darf; 

die Bedingungen der Verträge zu prüfen, die von den Eisenbahnen mit den 
mit ihnen in Verbindung stehenden Unternehmungen von Land- und Wasser¬ 
transporten abgeschlossen sind; 

den Verkehr von Personen und Gütern, die Unterhaltungs- und Betriebs¬ 
kosten und die Einnahmen festzustellen; 

3. technischer Betrieb: 

den Zustand der Gleise, der Erdarbeiten, der Kunstbauten, des Roll- 
materials und der von der Eisenbahn zur Erzeugung und Übertragung der Energie 
geschaffenen Anlagen zu untersuchen; 
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die Ausführung der im Interesse der Betriebssicherheit vorgesehriebenen 
Maßnahmen zu überwachen; 

4. Polizei: 

die Zusammensetzung, die Abfahrt, die Ankunft, den Lauf und die Auf¬ 
enthalte der Züge, die Reinlichkeit der Personenwagen und der für das Publikum 
bestimmten Räume, die Einfuhr, den Aufenthalt und Verkehr der Vagen in den 
Vorhallen und auf den Stationen, die Zulassung des Publikums zum Bahnhof und 
zu den Einsteigstellen der Bahn zu überwachen; 

die Beachtung der Dienstordnungen durch das Publikum und die Eisenbahn 
zu*überwachen, die sich auf die öffentlichen, von der Eisenbahn benutzten Wege 
beziehen und mit dem Betrieb der Eisenbahn in Verbindung stehen. ^ 

Art. 73. Die Eisenbahnverwaltungen sind verpflichtet, auf Verlangen den 
Direktoren der Aufsichtsbehörde oder ihren Vertretern jederzeit ihre Listen und 
die Ausgaben- und E innah menbcle ge, ihre Rundschreiben und Dienstbofehle. die 
mit anderen Transport Unternehmungen abgeschlossenen Verträge und überhaupt 
alle Urkunden vorzuzeigen, die zur Ausübung der den Aufsichtsbehörden über¬ 
tragenen Geschäfte nötig sind. 

A r t. 74. Die Gesellschaften sind verpflichtet, soweit es sieh um Haupt¬ 
bahnen handelt, für die Kommissare der Staatskontrolle und, soweit es sich um 
Nebenbahnen handelt, für die Aufsichtsbeamten, deren ständige Anwesenheit 
auf der Bahnlinie erforderlich ist, passende Räumlichkeiten zur Verfügung zu 
halten. 

A r t. 75. Jeder Unfall, der auf einer Hauptbahn sich ereignet, muß sofort 
durch die Ebenbahngesellschaft oder ihre (Beamten dem Kommissar der Staats¬ 
kontrolle des Gebietes gemeldet werden. 

Bei Unfällen ernsterer Art muß die Betriebsgesellschaft außerdem auf 
dem schnellsten Wege dem Minister der öffentlichen Arbeiten, dem Direktor des 
Aufsichtsdienstes, dem Departements-Präfekten sowie den Ingenieuren der 
Strecken- und Betriebskontrolle Meldung erstatten. 

Handelt es sich um eine Nebenbahn, so ist die Meldung an den Vorstand 
der Aufsichtsbehörde zu erstatten; wenn der Unfall ernsterer Art ist, geht die 
Anzeige an den Präfekten. 

Unfälle, die ein strafrechtliches Einschreiten nötig machen, sowie 
Tötungen und Verletzungen sind auch dem Staatsanwalt zu melden. 

Art. 76. Die Eisenbahnen haben ihre auf den Dienst bezüglichen Ord¬ 
nungen dem Minister der öffentlichen Arbeiten zur Genehmigung vorzulegen. der 
die ihm notwendig erscheinenden Änderungen vorschreibt. 

A r t. 77. Es ist jedermann verboten: * 

1. die Bahnlinie, die Böschungen, Einfriedigungen, Wegschranken, Ge¬ 
bäude und Kunstbauten, die Anlagen zur Energie-Erzeugung, -Übertragung und 
-Verteilung, sowie die Apparate uml das dem Betriebe dienende Material aller 
Art ohne Ermächtigung zu verändern oder zu versetzen oder zu beschädigen, 
in Unordnung zu bringen oder zu verderben; 

2. einen Gegenstand auf die Leitungen für die Übertragung oder Verteilung 
von Energie zu werfen oder zu legen; 

* 3. die Wirkung der Signale oder anderer Apparate zu hemmen und ohne 

Auftrag die Einrichtungen in Tätigkeit zu setzen, die nicht dem Publikum zur 
Verfügung stehen; 

4. durch außerhalb des Dienstes oder in anderer Weise abgegebene Signale 
das Ablassen oder den Verkehr der Züge zu stören oder zu hindern; 

5. ohne Ermächtigung die Teile des eingefriedigten oder sonstigen Bahn¬ 
gebietes, die nicht dem öffentlichen Verkehr dienen, zu betreten, sich dort zu 
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bewegen oder aufzuhalten; Tiere dorthin zu bringen oder laufen zu lassen 
Fahrzeuge, die nicht zum Eisenbahndienst gehören, dort fahren oder stehen zu 
lassen; Materialien oder andere Gegenstände darauf zu werfen oder abzulegen; 

6. auf den von einer Eisenbahn benutzten Teilen eines öffentlichen Weges 
Wagen und unbeaufsichtigte Tiere stehen zu lassen; Materialien oder andere 
Gegenstände darauf zu werfen oder abzulegen; mit Fahrzeugen, die nicht zum 
Eisenbahndienste gehören, auf den Bahngleieen zu fahren. 

A r t. 78. Den Reisenden ist untersagt: 

1. da, wo die Erhebung der Fahrpreise in den Bahnhöfen, Stationen oder 
Haltestellen besorgt wird, in die Wagen einausteigen, ohne eine Fahrkarte ge¬ 
löst zu haben; den Platz in einer höheren Klasse, als der eiuzunehmen, zu der 
die Fahrkarte berechtigt, oder eine längere Strecke zu befahren als die, auf die 
diese Fahrkarte lautet, ohne vorher den) Zuschlag bezahlt zu haben; 

2. den von einem anderen Reisenden bereits rechtmäßig belegten Platz 
einzunehmen und raißbräuchlicherweise die Plätze und Gepäcknetze mit Gepäck¬ 
stücken und anderen Gegenständen zu belegen, da jeder Reisende nur über den 
Raum verfügen kann, der sich über oder unter dem Platze befindet, auf den er 
Anspruch hat; 

3. einen für die Reisenden nicht bestimmten Raum zu betreten oder in 
Wagenabteilen Platz zu nehmen, die eine besondere Bestimmung haben, oder den 
Verkehr in den Gängen oder den Zugängen zu den Abteilen zu hemmen; 

4. in größerer Anzahl in die Wagen einzusteigen, als gemäß Artikel 23 
der gegenwärtigen Verordnung Plätze vorgesehen sind; 

5. nach dem Abfahrtssignal die Türen zu öffnen; an anderen Stellen als 
den Zugängen auf der Seite, auf der sich der Zugdienst abwickelt, die Wagen zu 
betreten oder zu verlassen; an andern Orten als in den Bahnhöfen, Stationen, 
Haltestellen oder auf den Haltepunkten und bevor der Zug stillsteht, auf- oder 
abzusteigen; 

6. von einem Wagen in den andern anders als unter Benutzung der zu 
diesem Zweck bestimmten Durchgänge hinüberzugehen; sich hinauszulehnen und 
während der Fahrt auf den Vordersteigen stehen zu bleiben; 

7. in den Wartesälen, sowie in den geschlossenen Wagenabteilen zu 
rauchen, mit Ausnahme der mit der Aufschrift , y Raucher“ versehenen Abteile; 

8. anderswohin auszuspucken, als in die eigens aufgestellten Spucknäpfe; 

9. sich ohne triftigen Grund des Not- oder Haltesignals zu bedienen, das 
den Reisenden zur Verfügung steht, um die Beamten der Eisenbahn herbei¬ 
zurufen; 

10. die Beklebezettel, Aushänge und Aufschriften, die sich auf den Eisen¬ 
bahndienst beziehen, zu entfernen oder zu verderben. 

Muß die Erl^bung der Fahrpreise nach dem Pflichtenheft oder auf Grund 
einer auf Vorschlag der Eisenbahn vom Minister der öffentlichen Arbeiten er¬ 
teilten Ermächtigung in den Wagen stattfinden, so ist jeder Reisende verpflichtet, 
den Preis für den von ihm eingenommenen Platz sogleich bedm Erscheinen des 
mit der Erhebung der Preise beauftragten Beamten zu entrichten, oder, wenn 
dieser Beamte auf der Fahrt sich nicht zeigt, je nach den Umständen entweder 
vor dem Verlassen des Wagens oder vor dem Austritt aus dem Anikunftsbahnhofe. 
Der Beamte, der den Fahrpreis in Empfang nimmt, ist verpflichtet, dem Redsenden 
eine Fahrkarte zu verabfolgen. 

Die Reisenden sind gehalten, die Anordnungen der Beamten der Eisenbahn 
zur Beachtung der in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Vorschriften und 
zur Vermeidung von Unordnungen zu befolgen. 

Art. 79'(nur auf die auf öffentlichen Wegen hergestell¬ 
ten Nebenbahnstrecken anwendbar). Fußgänger, Reiter, Rad- und 
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Automobilfahrer oder Führer eines mit lebendiger Kraft fortbewegten Fahrzeuges 
müssen beim Herannahen eines zum Betriebsdienst der Eisenbahn gehörenden 
Wagens oder Zuges die Gleise sofort räumen und sich davon soweit entfernen, 
daß die auf der Strecke verkehrenden Eisenbahnfahrzeuge unbehindert fahren 
können. 

Jeder Führer einer Herde oder von Tieren muß bei Annäherung eines 
Zuges oder eines zum Betriebsdienst der Bahn gehörigen Wagens die Tiere vom 
Gleise vertreiben. 

A rt. 80. Es ist untersagt, mehr Reisende in die Wagen steigen zu lassen, 
als die nach Artikel 23 angegebene Anzahl der vorhandenen Plätte beträgt. 

A r t. 81. Der Zutritt und der Aufenthalt innerhalb der Bahneinfriedigung 
oder auf den Nebenanlagen des Bahnkörpers ist Betrunkenen verboten. 

Der Eintritt in die Wagen ist den Personen untersagt, die geladene 
Schußwaffen oder Gegenstände mit sich führen, die durch ihre Beschaffenheit, 
ihren Umfang oder ihren Geruch die Mitreisenden belästigen könnten. 

Wer eine Schußwaffe mit sich führt, muß, bevor er zu den Bahnsteigen zu¬ 
gelassen wird, feststellen lassen, daß seine Waffe nicht geladen ist. Die Beamten 
des öffentlichen Dienstes können jedoch, wenn ihr Dienst es erfordert, geladene 
Waffen in den Wagen unter der Bedingung mit sich führen, daß sie in besonderen 
Abteilen Platz nehmen. 

Von den für das Publikum bestimmten Abteilen können solche Personen 
ausgeschlossen werden, die sichtbar oder notorisch mit ansteckenden Krank¬ 
heiten behaftet sind. Die Abteile, in denen solche Personen Platz genommen 
haben, sind sofort nach Ankunft zu desinfizieren. 

A r t. 82. Wer Güter der im Artikel 33 aufgeführten Art zur Beförderung 
aufgeben will, muß sofort nach Abgabe auf der Eisenbahnstation ihren Inhalt 
angeben. 

Art. 83. In die zur Beförderung von Personen dienenden Wegen werden 
Tiere nicht zugelassen. 

Die Eisenbahn kann jedoch Personen, die sich nicht von ihren Hunden 
trennen möchten, in besonderen Abteilen unterbringen, sofern diese Tiere mit 
Maulkörben versehen sind. 

Ausnahmen können ferner für kleine Tiere in Käfigen zugestanden werden. 

Art. 84. Die. Streckenwärter, die Schrankenwärter und die anderen Be¬ 
diensteten der Eisenbahn sind gehalten, einen jeden, der sich, ohne dazu berechtigt 
eu sein, innerhalb der Einfriedigung der Bahn oder in eine Nebenanlage des 
Bahnkörpers eingeschlichen hat, sofort daraus ausauweisen. 

Im Falle des Widerstandes kann der Bahnbedienstete die Hilfe der Beamten 
des öffentlichen Dienstes in Anspruch nehmen. * 

Auf dem Bahngebiet frei umherlaufende Tiere werden festgenoimnen un<i 
eingesperrt. 


Titel VIII. 

Verschiedene Bestimmungen. 

Art. 85. In allen Fällen, wo nach den Vorschriften der gegenwärtigen 
Verordnung der Minister der öffentlichen Arbeiten auf Grund eines Antrages 
der Bahngesellechaft zu bestimmen hat, ist diese verpflichtet, dem Minister diesen 
Antrag innerhalb der von ihm festgesetzten Frist zu unterbreiten, widrigenfalls 
er unmitelbar verfügen kann. 

Ist der Minister der Ansicht, daß der Antrag der Gesellschaft abzuändern 
ist, so muß er, dringliche Fälle ausgenommen, die Gesellschaft anhöreu, bevor er 
die Änderungen vorschreibt. 
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Art. 86 (auf die städtischen Straßenbahnen nicht an¬ 
wendbar). Wenn die Einrichtungen einzelner Bahnhöfe, ihr Personal oder 
das Rollmaterial nicht genügen, um der Gesellschaft zu ermöglichen, bei normalen 
Verhältnissen und unter Beobachtung der durch die Dienstvorschriften und die 
Tarife festgesetzten Bestimmungen und Fristen einen regelmäßigen Dienstbetrieb zu 
gewährleisten, so ist die Gesellschaft auf Aufforderung des Ministers hin ge¬ 
halten, die zur Behebung dieses Zustandes nötigen Vorkehrungen zu treffen. 

Unterbreitet die Gesellschaft dem Minister innerhalb der in der Aufforde¬ 
rung anberaumten Frist keine brauchbaren Vorschläge oder Pläne, so trifft der 
Minister seine Verfügungen unmittelbar. 

Bei Nebenbahnen erfolgen diese Aufforderung und die Anordnung etwa 
notwendiger Maßnahmen durch den Minister nach Einholung der Vorschläge des 
Präfekten und auf den Bericht des Generalinspektors, der die Aufsicht über diese 
Bahnen führt. 

Art. 87 (nur auf die städtischen Straßenbahnen an¬ 
wendbar). Wenn die Einrichtung der Abstellgleise oder das Rollmaterial nicht 
genügend sind, um bei normalen Verhältnissen unter Berücksichtigung der aus 
den Dienstordnungen und dem Pflichtenheft über die Fahrpläne und die Zugbildung 
sich ergebenden Bestimmungen einen regelmäßigen Dienstbetrieb zu gewähr¬ 
leisten, so hat die Gesellschaft auf Verlangen des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten die zur Behebung dieses Zustandes nötigen Vorkehrungen zu treffen. 

Unterbreitet sie dem Präfekten innerhalb der in der Aufforderung ge¬ 
währten Frist keine genügenden Vorschläge oder Pläne, so verfügt der Mi¬ 
nister unmittelbar auf Vorschlag des Präfekten und nach Einholung eines Be¬ 
richtes des Generalinspektors, der die Aufsicht über die Nebenbahn führt. 

Art. 88 (auf die städtischen Straßenbahnen nicht an¬ 
wendbar). In den vom Minister bezeichncten Bahnhöfen haben die Gesell¬ 
schaften die bei Unfällen nötigen Arzeneien und Hilfsmittel stets bereit zu 
halten. 

Art. 89. Die Gesellschaften dürfen ohne besondere Ermächtigung des 
Präfekten des betreffenden Departements keinem Ausrufer, Verkäufer oder 
Verteiler von Gegenständen die Ausübung seines Gewerbes in den Hallen oder 
Baulichkeiten der Bahnhöfe gestatten; für die Ausübung dieses Gewerbes in 
den Zügen bedarf es einer besonderen Ermächtigung des Ministers der öffent¬ 
lichen Arbeiten. 

Art. SO. Es ist untersagt, zum Verzehr durch das Personal in das Gebiet 
der Eisenbahn andere alkoholische Getränke als Wein, Bier, Äpfel- und Birnen¬ 
most oder Met ohne Alkoholzusalz einzuführen. 

Es ist den Organen der innerhalb des Bahngebietes befindlichen Gasthöfe, 
Büffets, Trinkstellen und Speisewagen verboten, den Beamten und Angestellten 
der Eisenbahn andere alkoholische Getränke als die vorstehend bezeichneten zu 
verkaufen. 

Eine von der Gesellschaft erlassene und vom Minister der öffentlichen 
Arbeiten genehmigte Anordnung bestimmt die Menge von Wein, Bier, Äpfel- und 
Birnenmost oder Met ohne Alkoholzusatz, die die Bahnbediensteten der ver¬ 
schiedenen Dienstzweige zu ihrem persönlichen Bedarf während des Dienstes 
mit sich führen dürfen. 

A r t. 91. Der Minister setzt nach Anhörung der Bahnverwaltung die 
von ihm im Interesse der Betriebssicherheit für. erforderlich erachteten Be¬ 
stimmungen über die Arbeitszeit dep Personals fest. 

Art. 92. Jeder bei der Eisenbahn angestellte Bedienstete trägt eine 
Uniform oder ein Abzeichen. 
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Art. 93. Niemand kann als Führer oder als Heizer eines Zuges angestellt 
werden, der nicht ein Bef&higungszeugnis vorweist, das in der vom Minister dei 
öffentlichen Arbeiten bestimmten Form ausgestellt ist. 

Art. 94. In jedem Bahnhofe wird ein Register für die Eintragung der 
Beschwerden von Reisenden, Versendern und Empfängern geführt. Dieses Register 
ist den Reisenden, Versendern oder Empfängern auf Verlangen vorzulegen; es ist 
an Ort und Stelle den Beamten und Angestellten der Aufsichtsbehörden davon 
Kenntnis zu geben. 

Sobald eine Beschwerde in das Register eingetragen werden ist, muß der 
Bahnhofvorstand eine Abschrift davon dem Bezirkskommissar der Staats- 
kontrolle über die Hauptbahnen oder dom Vorsteher des Aufsichtsdienstes über 
die Nebenbahnen zusteilen. 

A r t. 95; Die in den Artikeln 20, 31, 60 und 94 erwähnten Listen werden 
vom Kommissar der Staatskontrolle oder von dem hierzu bestimmten Beamten 
des Aufsichtsdienstes über die Nebenbahnen mit Seitenzahlen versehen und auf 
ihre Richtigkeit geprüft und abgestempelt. 

Art. 96. Die Gesellschaft hat dafür zu sorgen, daß Abdrucke der gegen¬ 
wärtigen Verordnung dauernd in den Bahnhöfen angeschlagen sind. 

Der Zugführer eines fahrenden Zuges muß ebenfalls mit einem Abdruck 
dieser Verordnung versehen sein. 

Ferner sind Auszüge daraus, die d'ie sie betreffenden Bestimmungen ent¬ 
halten, an die Lokomotivführer. Heizer, Bremser. Streckenwärter, Schranken¬ 
wärter und andere auf der Linie beschäftigten Bediensteten auszuhändiken. 

Außerdem sind in jedem Wagenabteil Auszüge anzubringen, die sich auf 
die von den Reisenden während der Fahrt zu beachtenden Bestimmungen be¬ 
ziehen. 

Art. 97. Übertretungen der gegenwärtigen Verordnung sowie der Ent¬ 
scheidungen des Ministers der öffentlichen Arbeiten und der von den Präfekten 
nötigenfalls mit Genehmigung des Ministers über die Ausführung dieser Ver¬ 
ordnung getroffenen Verfügungen sind gemäß Titel III des Gesetzes vom 
15. Juli 1845 über die Polizei der Eisenbahnen festzustellen, zu verfolgen und 
zu bestrafen. 

Art. 98. Die durch die gegenwärtige Verordnung den Präfekten der De? 
partements eingeräumten Befugnisse werden im Gebiete seines Amtskieises 
durch den Polizeipräfokten ausgeübt. 

jA r t. 99. Dio durch Erlaß vom 1. März 1901 abge&nderte Verordnung 
vom 15. November 1846, betreffend die Polizei, di^ Sicherheit und den Betrieb 
der Eisenbahnen, und der Vollzugsorlaß vom 16. Juli 1907 zum Gesetze vom 
11. Juni 1880, betreffend die auf öffentlichen Wegen hergestellten Eisenbahnen, 
sind mit dem im Artikel 100 ausgesprochenen Vorbehalt aufgehoben. 

Art. 100. Vorübergehend bleiben in Geltung: 

1. Für die nach den Vorschriften des Erlasses vom 6.August 1881, betreffend die 
Verw altungsverordnung über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen auf öffentlichen 
Wegen konzessionierten Nebenbahnen, die Artikel 1 bis 15, 17 und 18 des Titels I 
(Bau), der Artikel 41 des Titels III (Polizei und Überwachung), die Artikel 42. 
43, 47 bis 50 und 52 des Titels IV (Verschiedene Bestimmungen) dieses Erlasses. 

2. Für die nach den Vorschriften des weiter oben genannten Erlasses 
vom 16. Juli 1907 konzessionierten Nebenbahnen die Artikel 1 bis 15, 17 und 
18 des Titels I (Bau), 63 bis 65, 69 bis 72 und 74 des Titels VIII (Bedingungen, 
die bei allen Konzessionen auferlegt werden) dieses Erlasses. 

Die gleichen Artikel behalten Gültigkeit für die Abzweigungen und Ver¬ 
längerungen der vorstehend unter Ziffer 1 und 2 genannten Eben bahnen, die 
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nach der Veröffentlichung des gegenwärtigen Erlasses konzessioniert werden, 
jedoch dem früher genehmigten Pflichtenheft für die Bahnnetze, denen sie an- 
geechlossen sind, unterstehen. 

Die Gültigkeit dieser Übergangsbestimmungen hört für jede der 
vorstehend bezeichneten Strecken auf, sobald ihr Pflichtenheft durch die Artikel 
ergänzt sein wird, die an die Stelle der einstweilen in Kraft belassenen Artikel der 
früheren Ordnungen treten. 


Italien. 1 ) Gesetz vom 19. März 1914, Nr. 197, betr. Genehmigung der 
internationalen Verträge über den Rücklauf der Gotthardbahn. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Uffieiale del Regno, Nr. 76 vom 
31. März 1914.) 

Durch dieses Gesetz wird der internationale Vertrag genehmigt, der am 
13. Oktober 1909 in Bern zwischen den Vertretern Deutschlands, Italiens und der 
Schweiz über den Rückkauf der Gotthardbahn abgeschlossen worden ist, ferner 
das Schlußprotokoll und ein Spezialabkommen zwischen Italien und der Schweiz 
vom gleichen Tage. In de<m Hauptvertrage stffnmt Italien der Aufhebung der 
bisherigen Gotthardverträge vom 15. Oktober 1869, vom 28. Oktober 1871, vom 
12. März 1878 und vom 16. Juni 1879 zu, wogegen die Schweiz eine Reihe von 
Verpflichtungen eingeht, namentlich, den deutschen und italienischen Eisen¬ 
bahnen mindestens dieselben Begünstigungen einzuräumen, die sie anderen nicht¬ 
schweizerischen Eisenbahnen oder Teilstrecken oder schweizerischen Grenz¬ 
stationen gewähren könnte (Art. 8), und die Bergzuschläge auf den Strecken 
Erstfeld—Chiasso und Erstfeld—Pino herabzusetzen (Art. 12). 

In dem Spezialabkommen wird bestimmt, daß die in Brunnen- lagernden 
und innerhalb eines Jahres in der Richtung naoh Schwyz weitergehenden 
italienischen Getreidetransporte auch über Brunnen hinaus die direkten italie¬ 
nisch-schweizerischen Tarife genießen sollen (Art. 1). Die schweizerischen 
Vorschriften über die Tarife auf den Bundesbahnen sollen a-uch für den Verkehr 
^zwischen Italien und den Gotthardhahnstationen gelten (Art. 2). Für italienische 
Südfrüchte (agrumi) wird ein neuer Speziältarif bewilligt (Art. 3). 


Königliche Verordnung vom 3. Mai 1914, Nr. 393, betr. 
Konzession einer Eisenbahn von Massalombarda über Imola 
nach Castel del Rio. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Uffieiale del Regno, Nr. 119 vom 
20. Mai 1914.) 

Der Societä Italiana ferroviaria anonima costruzioni ed eeercizii mit 
Sitz in (Mailand wind # die Konzession für den Bau und Betrieb einer vollspurigen 
Eisenbahn mit Dampfbetrieb von Massalombarda (zwischen Bologna und R'avenna) 
nach Imola (an der Hauptbahn Bologna—Rimini) und weiter nach Castel del Rio 
mit einer Baulänge von 39,120 km erteilt. Die Kosten für den Bau und die Be¬ 
schaffung der ersten Betriebsmittel sind auf 4 974 208 Lire veranschlagt. Die 
Bahn soll in zwei Jahren vollendet sein. Die Konzessionsdauer beträgt 70 Jahre, 
der Staat gewährt einen kilometrischon Zuschuß von 5561 Lire auf die Dauer 
von 50 Jahren und erhält dafür eine Beteiligung von 15% der Roheinnahme, 
soweit diese 4200 Lire für das Kilometer übersteigt. 


0 Schluß von S. 316-324. 
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Königliche Verordnung vom3. Mai 1914 (ohne Nummer)* 
betr. Einsetzung einer Kommission zur Prüfung der Personal¬ 
verhältnisse auf der Staatsbahn. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno, Nr. 123, vom 
26. Mai 1914.) 

Anläßlich der letzten Lohnbewegung des Staatseißenbahnpersonals hat die 
Regierung die Zusicherung abgegeben, daß eie dem Parlament Vorschläge unter- 
breiten werde, die eine Verbesserung der Pensionsverhältnisse, eine Erhöhung 
der niedrigsten Tagelohnsätze und eine Nachprüfung der Dienst- und Ruhezeiten 
des Personals zum Ziele haben sollten. Bei den Vorarbeiten hat sich die Not¬ 
wendigkeit hcrausgestellt, in eine genaue Prüfung der gesamten Personal- 
Verhältnisse einzutreten. Zu diesem Zweck wird eine Kommission von 21 be¬ 
sonders sachverständigen Personen (Parlamentariern und Fachleuten) eingesetzt* 
der auch Vertreter des unteren Personals als Mitglieder angehören. Vorsitzender 
i»t. der frühere Minister Carlo Ferraris. 

% 

Königliche Verordnung vom 28. Juni 1914* Nr. 759* 
betr. Rückkauf der Eisenbahn Alessandria—Xovi—Piacenza. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regn«o, Nr. 186 vom 
5. August 1914.) 

^ Diese Eisenbahn setzte sich aus zwei Abschnitten zusammen. Der eine 
wurde von der sardischen Regierung in den Jahren 1854 und 1856 einer Privat¬ 
gesellschaft konzessioniert und führte im Gebiet des Königreichs Sardinien 
von Alessandria über Tortona — mit Abzweigung nach Novi — und Voghera 
nach Stradella bis zur Grenze des Herzogtums Parma. Die Fortsetzung dieser 
Bahn von der Grenze bis Piacenza wurde im Jahre 1857 von der Regierung des 
Herzogtums Parma einer anderen Gesellschaft konzessioniert. Beide Gesell¬ 
schaften verschmolzen sich im Jahre 1859. Am 12. Juli 1859 wurde der Betrieb 
dem Staat übertragen, der 33 806 von den 35 700 Aktien erwarb und sich den. 
Rückkauf nach Ablauf von 30 Jahren, bei einjähriger Kündigungsfrist, vorbe¬ 
hielt, Die Kündigung ist am 20. Dezember 1903 zum 1. Januar 1905 ausge¬ 
sprochen worden. Sie wird unter Beseitigung der noch bestehenden Streitpunkte 
durch vorstehende Verordnung genehmigt, desgleichen der Vertrag von! 27. Ja¬ 
nuar 1912, der die näheren Bedingungen des Rücklaufs vereinbart. Die Kauf- 
sumnio wird mit rückwirkender Kraft auf den 1. Januar 1905 auf rund 44 Millionen 
Lire festgesetzt. 


Königliche Verordnung vom 2. Ju 1 i 1.914, Nr. 776, betr. 
Ausführungsbestimmungen über die Bearbeitung der Rechts- 
angelegenheiten bei den Staatseisenbahnverwaltungen. 

(Veröffentlicht in der Grazzetta Ufficiale del Regno, Nr. 212 vom 
4. September 1914.) 

Die grundlegenden Bestimmungen für die Bearbeitung der Rechts- 
angelegenheiten bei der Staatseisenbahnverwaltung sind in dem Gesetz vom 
7, Juli 1907, Nr. 429 (Archiv 1908, S. 300), und in der königlichen Verordnung 
vom 28. Juni 1912, Nr. 728 (Archiv 1913, S. 1656), enthalten. Nunmehr werden 
über die Ausgestaltung dieses Dienstzweiges Ausführungsvorsebriften gegeben* 
von denen die nachfolgenden die wichtigsten sind: 
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Nach Artikel 1 bildet die Rechtsabteidung bei der Verwaltung der Staats- 
eisenba hne n eine der Zentral Abteilungen der Generaldirektion (vergl. 
Archiv 1913, S. 1446). Die Zentralabteilung hat ihren Sitz in Rom; daneben be¬ 
stehen detachierte Ämter oder Beamte, deren örtliche Zuständigkeit durch den 
\erwaltungsrat bestimmt wird, bei den Bezirksdirektionen. Bei der Zentral- 
abteilung kann auch ein Amt für einen durch den Verwaltungsrat zu bestimmen¬ 
den Bezirk mit den Rechten und Pflichten eines detachierten Amtes gebildet 
werden. 

An der Spitze der Rechtsabteilung steht ein juristischer Beamter mit dem 
Range eines Abteilungschefs. Die innere Organisation der Zentralabteilung 
und der detachierten Ämter sowie die Regelung ihrer Personal Verhältnisse richten 
sich nach den flir alle anderen Staatsverwaltungen geltenden Normen (Arf. 2). 

Die Zuständigkeit der Zentralabteilung und der detachierten Ämter er¬ 
streckt sich nach Art. 3 auf folgende Tätigkeit: 

a) in allen gewöhnlichen (Zivil- oder Straf-)Rechtsangelegenheiten, im 
Verwaltungsstreitverfahren oder in Sohiedsgerichtssachen die Vertretung 
und Verteidigung der Staatseisenbahnverwaltung zu übernehmen so¬ 
weit diese an dem Streitfall beteiligt oder sonstwie interessiert ist; 

b) die Vertretung und Verteidigung der Eiseubahnangestellten in Zivil¬ 
und Strafsachen, die sich auf die Ausübung ihres Dienstes beziehen, in 
den Fällen zu übernehmen, in denen die Verwaltung glaubt, ihnen Bei¬ 
stand leisten zu müssen; 

c) den in die I/iste der Bevollmächtigten — s. unten — eingetragenen 
• Rechtsanwälten und Prokuratoren für die Verwaltung die Vertretung in 

Reohtsstreitigkeiten zu übertragen, die vor einem Gericht außerhalb des 
Sitzes der Zentralabteilung und der Ämter verhandelt werden, und sie 
mit Instruktionen zu versehen; 

d) den einzelnen Organen der Eisenbahnverwaltung in allen Fällen Rechts¬ 
auskunft und Hilfe zu gewähren; 

e) die Bearbeitung der zur Zuständigkeit der Prätoren und Friedensrichter 
gehörenden, Verwaltungsbeamten zur Vertretung übertragenen Ange¬ 
legenheiten zu überwachen. 

Die Zentralabteilung steht dem Generaldirektor, den Abteilungen der 
Generaldirektion und anderen zur Generaldirektion gehörenden Bureaus sowie 
dem Minister der öffentlichen Arbeiten beratend zur Seite und vertritt die Ver¬ 
waltung und gegebenenfalls die Eisenbahnbeamten in allen Rechtsangelegen¬ 
heiten, die vor Gerichten in Rem verhandelt werden. Sie hat aber auch das 
Recht, jede Rechtssache, die im Reiche schwebt, zur eigenen Bearbeitung an sich 
zu ziehen (Art. 4). ähnliche Befugnisse und Pflichten haben die Rechtsabtei¬ 
lungen bei den Bezirksdirektionen für deren örtliches Gebiet (Abt. 5). 

In Fällen von besonderer Bedeutung und Schwierigkeit kann der Minister 
der öffentlichen Arbeiten auf Vorschlag des Verwaltungsrats und nach Anhörung 
des Chefs der Rechtabteilung die Bearbeitung selbständigen Rechtsanwälten 
der freien Gerichtsbarkeit, die nicht zu den unten genannten regelmäßigen Ver¬ 
tretern der Eisenbahnverwaltung gehören, mit Ausschluß der Parlaments¬ 
mitglieder, übertragen (Art. 7). Die Zentralabteilung und die Rechtsabteilungen 
der Bezirksdirektionen setzen sich zusammen aus Rechtsanwälten und Proku¬ 
ratoren und aus Verwaltungsbeamten. Jedes Mitglied ist persönlich für die 
Wahrnehmung der Termine und für die ordnungsmäßige Führung der ihm über¬ 
tragenen Rechtssachen verantwortlich. Der Abteilungschef hat die allgemeine 
Aufsicht über die Abteilung und ihren Dienet. In besonders wichtigen Sachen 
•entscheidet er oder macht er für die Entscheidung dem Verwaltungsrat oder dem 
Generaldirektor Vorschläge, soweit diese zuständig sind. Insbesondere wirkt er 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1910. t 34 
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mit bei Vergleichen, Verzichten, Vereinbarung von Schiedsgerichten, Anfechtung 
von Sohiedsgerichtsurteilen, Entscheidungen über die Vertretung von Eisenbahn- 
beamten 4n Zivil- oder Strafsachen, bei Vergleichen in Haftpflichtsachen, Er¬ 
hebung des Konfliktes usw. (Art. 11). 

Die Vorstände der Rechtsabteilungen bei den Bezirksdirektionen haben für 
ihren Geschäftskreis eine ähnliche Zuständigkeit (Art. 12). Die Beamten 
der Rechtsabteilungen werden nicht in die Liste der Bevollmächtigten —s.* unten 
— eingetragen und bedürfen, vorausgesetzt, daß ihre Dienststellung bekannt ist, 
keiner besonderen Vollmacht, um die Vertretung und Verteidigung der Verwaltung 
vor irgendeiner Behörde des Königreiches zu übernehmen und um rechtsgültige 
Erklärungen für sie abzugeben. Die Beamten der Zentralabteilung üben ihre 
Funktionen vor allen Gerichten des Reiches aus, die der detachierten Ämter nur 
bei den Gerichten, die örtlich zur Zuständigkeit ihrer Behörde gehören. 

Die gerichtliche Vertretung der Eisenbahnverwaltung vor den Gerichten, 
die nicht am Sitz einer Abteilung oder eines detachierten Amtes liegen, wird 
durch Bevollmächtigte geführt, die in einer Liste enthalten sind, die für jedes 
Gericht, jeden Appellationshof und Kassationshof besonders aufgeetellt wird. 
Wievielo Bevollmächtigte in die Liste aufzunehmen sind, begutachtet je nach den 
Bedürfnissen des Dienstes ein Ausschuß, der für jede Bezirksdirektion besonders 
gebildet wird und sich zusammensetzt aus dem 1. Präsidenten und dem General¬ 
anwalt des Appellationsgerichtshofes. dem königl. Staatsanwalt, dem Präsidenten 
der Anwaltskainmer und dem Chef der Rechtsabteilung der zuständigen Bczirke- 
direktion. Die Entscheidung über die Aufnahme in die Liste obliegt dem Ver¬ 
waltungsrat. Wenn eine Stelle frei wird, ist eie öffentlich guszuschreiben. • Die 
Bevollmächtigten der Elsenbalin dürfen gegen andere Staatsverwaltungen keine 
Prozesse übernehmen. Die Übertragung der Vertretung der einzelnen Rechts¬ 
sachen auf dio Bevollmächtigten erfolgt von Fall zu Fall durch die Abteilungs¬ 
chefs unter Berücksichtigung der besonderen Fähigkeiten des einzelnen Anwalts 
und unter möglichst gleichmäßiger Verteilung der Aufträge. Der Bevollmäch¬ 
tigte ist für die regelrechte Führung des* Prozesses und für die Einhaltung 
der Termine verantwortlich. Er muß mit der Rechtsabteilung, die einen Be¬ 
vollmächtigten hat, ständig Fühlung halten. Die Gebührnisse der Bevollmächtig¬ 
ten entsprechen den jeweiligen Gebühren der Rechtsanwälte; sie werden von der 
Verwaltung angewiesen; der Abteilungschef entscheidet über die Anweisung 
endgültig. Wenn eine Rechtsache besondere Bedeutung und Schwierigkeiten 
aufweist, kann ein höheres Honorar mit Genehmigung der Zentralabteilung zu¬ 
gebilligt werden (Art 35). 


Königliche Verordnung vom 9. Juli 1914, Nr 730, betr. 

Änderungen der Betriebsordnung. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 179, vom 
29. Juli 1914.) 

In Abänderung des Art. 13 der Betriebsordnung vom 31. Oktober 1873 
Nr. 1678 wird bestimmt, daß der Bahnkörper ordnungsmäßig abgeschlossen sein 
soll und daß Wegeübergänge in Schienenhöhe mit beweglichen Schranken in 
angemessener Entfernung von den Gleisen nach den von der Regierung zu geneh¬ 
migenden Mustern versehen werden müssen. Die Schranken müssen mindestens 
5 Minuten vor der Durchfahrt der Züge geschlossen werden; der Verschluß muß 
mit einem Schlüssel stattfinden, wenn die Wegeübergänge nicht durch einen be¬ 
sonderen Schrankenwärter überwacht sind. < 
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Gesetz vom 23. Juli 1914, Nr. 742, betr. die Personalverhältnisse der 
Staatsbahnangestellten und die Abänderung der Tarife. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 181 vom 
30. Juli 1914.) 

Zur Verbesserung der Anstellungsbedingungen des Eisenbahnpersonals 
werden in diesem Gesetz zahlreiche neue Vorschriften erlassen. Nach der königl. 
Verordnung vom 22. April 1909 Nr. 229 (Archiv 1910, S. 1530) betrug die Pension 
*/io einer Summe, die sich zusammensetzte aus 3 % der Gehälter oder der auf ein 
Jahr bezogenen Tagelöhne nebst Nebenbezügen, die den Abzügen für die Pen- 
sionskasse unterworfen sind, und aus den Zwölfteln des Jahresgehalts, die bei 
jeder Gehaltserhöhung einmalig abzuführen waren. Diese */io werden nunmehr 
um 1 /io, also auf den vollen Betrag der genannten Summe erhöht (Art. 1). 
Die Vorschrift, daß die Witwe und die Kinder eines Angestellten nur dann 
Versorgungsansprüche hatten, wenn die Ehe vor seinem 50. Lebensjahr ge¬ 
schlossen war, wird aufgehoben (Art. 3). 

Pensionsansprüche verjähren in zwei Jahren nach’Eintritt ihrer Fälligkeit. 
Wer nicht innerhalb eines Jahres nach Fälligkeit die Zahlung beantragt, erhält 
die Pension ej-st vom ersten Tage des auf seinen Antrag folgenden Monats an. 

Weiter werden Bestimmungen über die Anrechnung der im Vorbereitungs¬ 
dienst verbrachten Dienstzeit (Art. 4), über die Berechnung der Nebengebühren 
der Führer elektrischer Eisenbahnen (Art. 6), über die aus anderen Verwaltungen 
in den ßtaatsbahndienst übertretenden Personen (Art. 5), über eine Neuregelung 
der Nebengebühren des Lokomotivpersonals (Art. 11) usw. getroffen. 

Nach Art. 12 sollen innerhalb eines Monats Vorschriften über die Dienst- 
und Ruhezeiten des Staatseisenbahnpersonals unter Berücksichtigung des Ge¬ 
sichtspunktes der Betriebsicherheit erlassen werden. Diese Vorschriften sollen 
erst allmählich, je nach Einstellung des infolge davon erforderlichen neuen 
Personals eingeführt werden. Gleichzeitig sollen die Vorschriften über die 
Nebengebührnisse des Lokomotiv- und Zugbegleitungspersonals nachgeprüft wer¬ 
den im Hinblick auf die durch diese. Verkürzung der Dienstzeit eintretenden 
Verdienstaus fälle. Die sich ergebenden Mehrkosten dürfen jährlich 6,8 Millionen 
Lire nicht übersteigen. 

Zur Aufbringung der durch alle diese Besserstellungen des Personals ent¬ 
stehenden Mehrkosten werden in den Artikeln 13 u. ff. Tariferhöhungen ein¬ 
geführt. 

‘Nach Art. 13 wird die Staatseisenbahn Verwaltung ermächtigt: 

a) alle Tarife für Fahrkarten, für Eil-, Schnell- und Luxuszüge (treni 
diretti, direttissimi e di lusso) zu erhöhen, und zwar um 10 % für die 1. Klasse 
und um 5 % für die 2. Klasse (mit Ausnahme einiger ermäßigter Tarife); 

b) die auf alle Rückfahrkarten gewährten Ermäßigungen um ein Drittel 
zu kürzen; 

c) den Preis der Fahrkarten 1. und 2. Klasse jeder Art für Reisen auf 
den Sohififahrslinien des Staates um 10% au erhöhen; 

d) für jeden Reisenden und jede Reise auf den letzteren Linien eine 
Brtickengebühr zu erheben, einerlei, auf welche Art Fahrkarte oder Fahrschein 
er fährt. Gleichzeitig wird die bisherige Gebühr für die Ausgabe von Fahr¬ 
karten an Bord aufgehoben. Die genannte Brückengebühr wird festgesetzt auf 
1,50,1 und 0,50 Lire für die 1., 2. und 3. Klasse auf den Linien Civitavecchia—Golfo 
Aranci und Neapel—Palermo und auf 0,50, 0,30 und 0,15 Lire auf den Linien 
Golfo Aranci—Terranova und Golfo Aranci—(Maddalena; 

e) auf alle gewöhnlichen Frachtsendungen, einschließlich der Reexpedi- 
tionen, die auf Staatsbahnlinien nicht mehr als 26 km durchlaufen und in vollen 
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Wagenladungen verfrachtet werden, einen Zuschlag für jede Tonne zu erheben,, 
der für Entfernungen bis 5 km 0,44 Lire beträgt und allmählich sinkt, bis er 0,02 
Lire bei 26 km erreicht 

Für Transporte in direkten Verkehren mit anderen Bahnen (servizio- 
cumulativo) wird der Zuschlag auf die Hälfte ermäßigt. 

Der Zuschlag wird berechnet für das der Frachtberechnung zugrunde zu 
legende Gewicht und schließt die Staatstempel (tasse erariali) gemäß den. 
früheren Gesetzen (vom 6! April 1862, Nr. 542, vom 14. Juni 1874, Nr. 1945 und 
vom 29. März 1900, Nr. 101) ein. 

Bei Transporten, die nicht nach dem Gewicht berechnet werden und einen 
oder mehrere Wagen in Anspruch nehmen, wird der Zuschlag für 10 Tonnen für 
jeden Wagen berechnet; 

f) die Fracht für Güter, die als gewöhnliche FrachtseaKlungen, aber 
nicht in vollen Wagenladungen befördert oder als solche berechnet werden, un> 
2% zu erhöhen, abgesehen von den feßten Gebühren oder Nebengebühren; 

g) eine ßtationsgebühr für die als Sammelladung oder in vollen 'Wagen¬ 
ladungen versandten Frachtgüter zu erheben in Höhe von 0,io Lire (einschließ¬ 
lich der Staatstempel (tasse erariali) für jede Tonne des der Berechnung zu¬ 
grunde liegenden Gewichts, mindestens aber 0.05 Lire für jede TSendung. Bei 
Sendungen, die nicht nach Gewicht berechnet werden, wird die Gebühr für 10 
Tonnen für jeden Wagen -berechnet. Für Transporte in direkten Verkehren wird 
der Zuschlag auf die Hälfte ermäßigt; 

h) für jede Sendung Eilgut oder beschleunigtes Frachtgut, die nicht ln 
vollen Wagenladungen befördert oder als solche berechnet wird, eine Stations¬ 
gebühr von 0 ; 05 Lire zu erheben und eine solche von 1 Lire für jede ßend»mg 
Eilgut oder beschleunigtes Frachtgut, die als volle Wagenladung befördert oder 
verrechnet wird, und für jede Sendung von Fahrzeugen. 

Für Transporte in direkten Verkehren wird der Zuschlag auf die Hälfte 
ermäßigt. 

Die genannten Zuschläge umfassen auch die Staatstempel (tasse erariali). 

Nach Art. 14 beziehen sich die Erhöhungen zu a), b) und f) auch auf die 
gesamte Beförderung im direkten Verkehr mit Linien, die Eigentum des Staates 
sind, aber nicht von ihm betrieben werden, und fallen vollständig den Staats¬ 
bahnen zu. Sämtlich© Gebühren nach Art. 13 werden auch auf den vom Staat be¬ 
triebenen Privatbahnen erhoben. Sie treten vier Monate nach Veröffentlichung 
dieses Gesetzes in Kraft 1 ). 

In den Art. 16 und 17 werden erleichternde Vorschriften für den Schranken¬ 
dienst bei Wegeübergängen getroffen. 

Nach Art. 18 werden im Interesse der Sonntagsruhe Eil-, Fracht- und be¬ 
schleunigte Frachtgüter an Sonntagen nicht zur Beförderung angenommen oder 
ausgeliefert. Für gewisse Güter werden Ausnahmen zugelassen. 

Zur Prüfung der gesamten Organisation und der Betriebsführung der 
Staatseisenbahnverwaltung wird die Bildung einer fachmännischen Kommission in 
Aussicht genommen (Art, 22), die sich aus 6 vom Senat erwählten Senatoren, aus 
6 vom Abgeordnetenhaus gewählten Abgeordneten und aus 5 nach Anhörung des 


*) Durch königliche Verordnung vom 1. November 1914, Nr. 1285 (Gazz. 
Uff. Nr. 283, vom 26. November 1914) ist bestimmt worden, daß im Hinblick auf 
die gegenwärtigen schwierigen internationalen Verhältnisse, die sich der Ein¬ 
führung von Tarifänderungen in den direkten Verkehren entgegenstellen, die vier- 
monatige Frist für die Einführung der neuen Tarifvorschriften, soweit sie nicht 
bereits durchgeführt waren, hinausgeschoben wird. 
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Ministerrates durch königliche Verordnung ernannten Mitgliedern zusammen- 
setzen soll (Art. 23). 

Für die in diesem Gesotz getroffenen neuen Bestimmungen über Pensions¬ 
angelegenheiten und die früheren noch geltenden Vorschriften des Pensions¬ 
wesens soll difreh königliche Verordnung auf Vorschlag des Ministers der öffent¬ 
lichen Arbeiten und des Schatzministers nach Anhörung des Verwaltungsrats der 
4Staatsbahnen und des Staatsrats ein neuer einheitlicher Text herausgegeben 
werden (Art. 25). Endlich ist auch f#r die Zusammenfassung aller seit dem 
Jahre 1905 erlassenen Vorschriften über die Staatseisenbahnen (mit einigen be¬ 
sonders auf geführten Ausnahmen) die Herausgabe eines neuen einheitlichen 
«Gesetzeetextes vorgesehen. 


Königliche Verordnung vom 29. Juli 1914, Nr. 850, betr. 
Reglement über die Pfändbarkeit der Gehälter, Löhne und Pen¬ 
sionen und über die Abtretung der Gehälter und Löhne der Staats¬ 
eisenbahnangestellten. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 213 vom 
6. September 1914.) 

Das Reglement beruht auf den in verschiedenen Gesetzen enthaltenen Vor¬ 
schriften über die Pfändung und Abtretung von Gehältern (Artikel 30 des Ge¬ 
setzes vom 7. Juli 1907, Nr. 429, Archiv 1908, Seite 285; ZuSatzbestimmung hier¬ 
zu im Art. 1 des Gesetzes vom 25. Juni 1909, Nr. 372, Archiv 1910, Seite 238; 
Art. 10 des vorgenannten Gesetzes vom 25. Juni 1909, Archiv 1910, Seite 241: 
Gesetz vom 30. Juni 1908, Nr. 335, Archiv 1910, Seite 1525 [für Beamte] und 
Gesetz vom 13. Juli 1910, Nr. 144, Archiv 1911, Seite 1324 [für Arbeiter])/ 
Hierzu werden Ausführungsbestimmungen gegeben, die sich vorwiegend auf die 
verwaltungseilige Behandlung der Pfändungen und Abtretungen beziehen. 
Pfändungen aller Art von Gehältern und Löhnen sind dem Generaldirektor als 
Vertreter des Drittschuldners zuzustellen. Sie werden im Rechnungebureau (Ser- 
vizio di ragioneria) bearbeitet und, in der Reihenfolge ihres Einganges geordnet, 
in eine Liste eingetragen, in die der Schuldner Einsicht nehmen darf. Die Bearbei¬ 
tung von Rechtsfragen, die mit der Pfändung Zusammenhängen, die Abgabe voiT* 
Erklärungen der Eisenbahnverwaltung in gerichtlichen Verfahren usw. obliegen 
der Rechtsabteilung. Wenn diese rechtliche Behandlung erledigt ist, obliegt 
4lera Rechnungsbureau die weitere Bearbeitung, dio Vornahme der Zahlungen usw. 
Weitere Abschnitte des R’cgiements betreffen die Bildung, die Verwaltung und 
die Funktionen des Garantiefonrls (Gesetze vom 30. Juni 1908, Nr. 335, und vom 
IS. Juli 1910, Nr. 441), die Zession von Gehaltsansprüchen an Sparkassen, Leih¬ 
häuser, Kredit- und Versicherungsanstalten. Besondere Bestimmungen werden 
für die Zessionen des nur zur Probe und im Vorbereitungsdienst Angestellten 
Personals gegeben. 


Königliche Verordnung vom 29. Juli 1914, Nr. 922, 
betr. Konzession einer schmalspurigen Eisenbahn von Modena 
nach Lama di Mocogno. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 212 vom 
4. September 1914.) 

Der Provinz Modena, die ihrerseits die Konzession an die Societa Anonima 
Elettrovio Emiliane weitergibt, wird eine schmalspurige (0,95 in), elektrisch zu 
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betreibende Eisenbahn von Modena über Pavullo nach Lama di Mocogno 
(Apenninen) konzessioniert. Die Baulänge beträgt 60,187 km, die Baukosten sind 
auf rund 9 l A Millionen Lire veranschlagt. Der Bau muß für drei Teilstrecken 
in 18, 30 und 12 Monaten vollendet sein. Die Konzessionsdauer reicht bis zum 
22. Mai 1970, dem Tage des Ablaufs der Konzession der dem gleicfien Eisenbahn¬ 
netz angehörenden Eisenbahn Sassuolo—Modena—Mirandola—Finale. Der Staat 
zahlt einen kilometrischen Zuschuß von 7399 Lire auf 50 Jahre und nimmt mit 
15 % an den Rohoinnnhmen teil, soweit diese 7200 und — auf der einen Teil¬ 
strecke — 3130 Lire übersteigen. 


Königliche Verordnung vom 20. August 1914, Nr. 993, 
betr. die Dienst- und Ruhezeiten des Staatseisenbahnpersonals. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 244 vom 
18. September 1914.) 

Nach Art. 12 des Gesetzes vom 23. Juli 1914, Nr. 742 — s. oben — sollten 
innerhalb eines Monats Vorschriften über die Dienst- und Ruhezeiten des Staats- 
eisenbahnpersonals unter Berücksichtigung des Gesichtspunkts der Betriebs¬ 
sicherheit erlassen werden. Ihre Anwendung sollte allmählich io nach Einstel¬ 
lung des erforderlichen neuen Personals durchgeführt werden. In Ausführung 
dieser Bestimmung sind nunmehr Vorschriften herausgegeben worden, die in 
solche für das Lokomotiv-, für das Zug-, für das Stations-'und für das Strecken- 
personal eingeteilt sind. 

I. Für das Lokomotiv personal (Führer und Heizer der Dampf¬ 
lokomotiven und Führer der elektrischen Züge) ist als tatsächliche Dienstzeit 
zu rechnen (Art. 1): 

a) die Zeit, wo der Angestellte auf der Lokomotive bleiben muß oder sich 
von ihr nicht entfernen darf, vom Zeitpunkt ab, wo er sich im Lokomotivschuppen 
oder auf der Station einzufinden hat, um die Maschine zu übernehmen, bis zu 
dem Augenblick, wo er sie verlassen darf, einschließlich der Unterbrechungen 
bis zu 1^ Stunden zwischen Ankunft und Abfahrt der Züge, auf denen er Dienst 
tun muß; 

b) die Zeit, wo er auf der Station oder im Schuppen Arbeiten verrichten 

muß; 

c) die Zeit, die er, ohne Dienst zu leisten, braucht, um in Zügen sich von 
einer zur anderen Dienststelle zu begeben, zuzüglich 15 Minuten vor Abfahrt 
und 15 Minuten nach Ankunft. 

Nach Art. 2 darf die gesamte Dienstdauer an 30 auf einander folgenden 
Tagen (einschließlich Reserve-, Bereitschafts- und Ruhetage) 270 Stunden nicht 
überschreiten. Zu dieser Dienstdauer rechnet auch: 

a) die Hälfte der Rcservezeit, während der das Personal nicht bei der 
Lokomotive bleiben muß, an Orten, wo kein besonderer Dienst für das An¬ 
heizen eingerichtet ist; 

b) ein Viertel der Reservezeit, während der das Personal nicht bei der 
Lokomotive bleiben muß, an Orten, wo ein besonderer Dienst für das Anheizen 
eingerichtet ist; 

c) ein Viertel der Zeit, während der das Personal im Schuppen zur Ver¬ 
fügung bleiben muß. 

Die gesamte Dienstdauer ist für Beamte, die dauernd eine Rangierloko¬ 
motive allein bedienen, um ein Zehntel zu kürzen. Der Dienst des Lokomotiv- 
per8onal8 wechselt mit Ruhezeiten ab, die in kurze Ruhepausen, gewöhn!iche und 
große Ruhezeiten eingeteilt werden (Art 3). Gewöhnliche Ruhezeiten betragen 
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mindestens 10 Stunden, wenn sie am Wohnort und 8 Stunden, wenn sie außerhalb 
desselben verbracht werden. Letztere können ausnahmsweise mit Zustimmung 
des Dienstleiters auf 7 Stunden herabgesetzt werden, vorausgesetzt, daß die 
Verminderung durch eine frühere oder spätere größere Ruhepause, vorzugsweise 
am Wohnort, ausgeglichen wird. Zu der gewöhnlichen Ruhezeit zählen auch 
gegebenenfalls die Reserve- und Bereitschaftezeit für die Hälfte ihrer Dauer im 
Fall des Art. 2 a) und für drei Viertel in den Fällen 2 b) und c). 

Zwischen 2 Ruhepausen dürfen nicht mehr als 15 Dienststunden liegen, 
welche den wirklichen Dienst, die dazwischen liegenden kleinen Ruhepausen und 
die Reserve- und Bereitschaftszeit am Wohnort in ihrer ganzen Dauer umfassen. 
Die Dienstzeit kann auf 16 Stunden ausgedehnt werden, wenn sie durch kurze 
Ruhepausen unterbrochen wird, von denen eine mindestens vier volle Stunden 
dauert (Art. 4). 

Unter den genannten Ruhezeiten im Wohnort müssen jährlich 36 Ruhe¬ 
zeiten von mindestens 34 Stunden Dauer (große Ruhezeiten) gewährt werden. 
Allmonatlich darf eine dieser großen 1 Ruhezeiten durch 2 von mindestens 24 Stun¬ 
den am Wohnort ersetzt werden. Zwischen 2 großen Ruhezeiten dürfen in der 
Regel nicht mehr als 20 Tage liegen. 

Das Rangierpersonal mit dauernd abwechselndem Tag- und Nachtdienst 
enthält an Stelle der genannten großen Ruhezeiten allwöchentlich eine solche von 
24 Stunden anläßlich des Übergangs vom Tages- zum Nachtdienst oder umgekehrt 
und außerdem alle 2 Monate eine -zusätzliche Ruhezeit von 24 Stunden, die mit 
einer der wöchentlichen Ruhezeiten zu verbinden ist. Diese zusätzliche Ruhezeit 
erstreckt sich nicht auf das Personal, das mit einer Ruhepause von 24 Stunden 
häufiger als allwöchentlich den Dienst wechselt (Art. 5). 

Die gesamte tatsächliche Dienstdauer zwischen 2 «gewöhnlichen (Art. 4) 
oder großen (Art. 5) Ruhezeiten darf nicht übersteigen: 

a) 10 Stunden für Angestellte, die eine Rangierlokomotive dauernd allein 
bedienen; 

b) 11 Stunden für das Personal der iKil- und Schnedlzüge; 

c) 12 Stunden in allen anderen Fällen (Art. 3). 

Die Gesaratdauer der Ruhezeiten muß in 30 Tagen 300 Stunden erreichen; 
dabei werden die großen Ruhezeiten mit einem Abzug von je 14 Stunden und die 
kleinen Ruhepausen gar nicht berechnet (Art. 6). 

Das ständig litm Rangierdienst oder in fester Reserve beschäftigte Personal 
darf nicht mehr als 6*Nächte hintereinander Dienst tun. 

II. Für das Zugpersonal (Zugführer, Schaffner, Bremser) ist als 
tatsächliche Dienstzeit zu rechnen (Art. 8): 

a) Der in den Zügen geleistete Dienst — einschließlich der damit zu¬ 
sammenhängenden Dienstleistungen — von dem Zeitpunkt ab, wo sich der An¬ 
gestellte im Schuppen oder auf der Station einfinden muß, um den Dienst zu über¬ 
nehmen, bis zu dem Augenblick, wo er ihn verlassen darf, einschließlich der 
Unterbrechungen bis*zu VA Stunden zwischen Ankunft und Abfahrt der Züge, 
auf denen er Dienst tun muß; 

b) die Zeit, die er, ohne Dienst zu leisten, braucht, um in Zügen sich 
von einer Dienststelle zur andern zu begeben, zuzüglich 15 Minuten vor Abfahrt 
und 15 Minuten nach Ankunft. 

Nach Art. 9 darf die gesamte Dienstdauer in 30 aufeinanderfolgenden 
Tagen (einschließlich Reserve- und Ruhetage) 300 Stunden nicht Überschreiten. 
Zu dieser Dienstdauer rechnet auch ein Viertel der Zeit, während der das Per¬ 
sonal nicht fährt, sondern auf der Station in Reserve bleibt. 

Der Dienst des Zugpersonals wechselt mit 'Ruhezeiten ab,'die in kurze 
Ruhepausen, gewöhnliche und große Ruhezeiten eingeteilt werden (Art, 10). 
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Gewöhnliche Ruhezeiten betragen mindestens 9 Stunden, wenn sie am 
Wohnort, und 7 Stunden, wenn sie außerhalb desselben verbracht werden. 

Zwischen 2 Ruhezeiten dürfen nicht mehr als 16 Dienststunden liegen, 
welche den wirklichen Dienst, die dazwischenliegenden kleinen Ruhepausen und 
die Reservezeit am Wohnort in ihrer ganzen Dauer umfassen (Art. XI). 

Unter den genannten Ruhezeiten am Wohnort müssen jährlich 32 Ruhe¬ 
zeiten von mindestens 34 Stunden Dauer (große Ruhezeiten) gewährt werden. 
Allmonatlich darf eine dieser goßen Ruhezeiten durch 2 von mindestens 24 Stun¬ 
den am Wortort ersetzt werden. Zwischen 2 großen Ruhezeiten dürfen in der 
Regel nicht mehr als 20 Tage liegen (Art. 12). 

Die gesamte tatsächliche Dienstdauer zwischen 2 gewöhnlichen (Art. 11) 
oder großen (Art. 12) Ruhezeiten darf 12 Stunden nicht überschreiten (Art. 10). 
Sie kann jedoch um höchstens eine Stunde überschritten werden, wenn die darauf 
folgende Ruhezeit am Wohnort mindestens 12 Stunden beträgt. 

Die Gesamtdauer der Ruhezeiten muß in 30 Tagen 300 Stunden erreichen; 
dabei werden die großen Ruhezeiten mit einem Abzug von je 14 Stunden und 
die kleinen Ruhepausen garnicht berechnet (Art. 13). 

III. Für das Stationspersonal (Vorsteher, Fahrdienstleiter, Ilalte- 
stellenaufsoher. Telegraphisten, Weichensteller, Blockwärter, Rangierpersonal) 
wechselt der Dienst mit Ruhezeiten, die in kurzen Ruhepausen, gewöhnliche und 
große Ruhezeiten eingeteilt werden (Art. 14). 

In jeder Periode von 24 Stauden ist eine gewöhnliche Ruhezeit zu gewähren 
von mindestens: 

a) 8 Stunden, wenn der Angestellte auf der Station oder nicht weiter als 
500 m von der Stelle wohnt, wo er seinen Dienst antreten muß; 

b) 9 Stunden in allen übrigen Fällen (Art. 15). 

Folgende großen Ruhezeiten werden dem Personal gewährt: 

a) im ausschließlichen Tagesdienst: 24 Stunden (außer der gewöhnlichen 
Ruhezeit, die auf den Dienst folgt) durchschnittlich alle 14 Tage, wobei die 
Ruhe- und gewöhnlichen Urlaubstage mitgerechnet werden; 

b) Ihm abwechselndem Tages- und Nachtdienst: 21 Stunden alle 7 Tage an¬ 
läßlich des Ul>erganigis vom Tages- zum Nachtdienst, oder umgekehrt. 

Abgesehen von den Fällen zu a) und b) wird eine zusätzliche Ruhezeit von 
24 Stunden gewährt, die angeschlossen wird an eine dor genannten Ruhezeiten. 
Diese zusätzliche Ruhezeit erstreckt sich nicht auf das Personal unter b), wenn 
es mit einer Ruhepause von 24 Stunden häufiger als allwöchentlich den Dienst 
wechselt (Art. 16). 

Die Dauer des täglichen Dienstes richtet sich nach der Art und Intensität 
der Arbeit selbst,'so daß in einer Periode von 24 Stunden Dienst zu leisten ist: 

a) bis 12 Stunden unter gewöhnlichen Arbeitsbedingungen; 

b) bis 10 Stunden bei schwierigeren Arbeitsbedingungen; 

c) 8 Stunden bei schwierigem, angestrengtem und ständigem Dienst (ins¬ 
besondere Fahrdienstleiter und Rangierpersonal). 

Jode Dienstunterbrechung unter einer Stunde wird als Dienst gerechnet. 

In den Fällen zu a) und b) ist der Dienstplan so einzuteilen, daß gegen 
Mittag eine Pause von mindestens einer Stunde für die Mahlzeit eingeschaltet 
wird. Diese muß, wenn der Dienst es erfordert, auf der Dienststelle eingenommen 
werden. In diesem Falle gilt die Pause als Dienst. 

Das Personal der Stellwerke von besonderer Wichtigkeit darf nicht mehr 
als 8 Stunden innerhalb des Stellwerks Dienst tun. Die nach dem Dienstplan zu 
b) verbleibenden Stunden sind für den Dienst außerhalb des Stellwerks zu ver¬ 
wenden (Art. 11). 
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Das Personal darf nicht mehr als 7 Nächte hintereinander und nicht mehr 
als 20 Nächte innerhalb 30 Tbge Nachtdienst tun. 

IV. Für das Streckenpersonal (Bahnwärter, Schrankenwärter, 
Weichensteller im Streckendienst) wechselt der Dienst mit kurzen Ruhepausen 
und gewöhnlichen und großen Ruhezeiten (Art. 19). 

Der Dienst dauert 12 Stunden innerhalb 24 Stunden (Art. 20) 

Täglich wird eine gewöhnliche Ruhezeit gewährt von mindestens 

a) 8 Stunden, wenn der Angestellte nicht weiter als 1 km von seinem 
Posten entfernt wohnt; 

b) 9 Stunden in allen übrigen Fällen. 

Auf den Linien mit unterbrochenem Dienst und geringem Verkehr können 
diese Ruhezeiten auf 7 bezw. 8 Stunden herabgesetzt werden. 

Für Bahnwärter, die Schrankendienst tun, beträgt die gewöhnliche Ruhe- 
3&eit mindestens 9 Stunden, außer der Zeit» die für den Weg von und nach der 
Wohnstätte erforderlich ist (Art. 21). 

Außer der auf die Dienstzeit folgenden Ruhezeit wird durchschnittlich alle 
14 Tage eine große Ruhezeit von 24 Stunden gewährt. Zu den 14 Tagen rechnen 
auch die Ruhe- und gewöhnlichen Tage. Den Angestellten, die abwechselnd Tag- 
und Nachtdienst tun, wird eine große Ruhezeit von 24 Stunden alle 7 Tage an¬ 
läßlich des Wechsels vom Tages- zum Nachtdienst oder umgekehrt gewährt 
(Art 22). 

Auf die Blockwärter und Weichensteller auf Strecken von besonderer 
Wichtigkeit können die Vorschriften zu III (Stationspersonal) angewendet wer¬ 
den (Art. 23). 

Für Schrank enwärter innen darf der Dienst 12 Stunden innerhalb 
24 Stunden nicht überschreiten. Sie sind vom Nachtdienst befreit (Art 24). 

Ihnen wird täglich eine ^gewöhnliche Ruhezeit von mindestens 9 Stunden 
gewährt (Art. 26). 

Außer der genannten gewöhnlichen Ruhezeit erhalten sie eine große Ruhe¬ 
zeit von 24 Stunden durchschnittlich alle 14 Tage, wobei die Ruhetage mitzählen. 

V. Allgemeine Bestimmungen. 

Als Nachtdienst gilt der Dienst, der ganz oder teilweise zwischen 1 und 4 Uhr 
nachts geleistet wird (Art. 27). 

In Zeiten, in denen der Dienst außergewöhnlich gesteigerte Anforderungen 
stellt, Jkönnen die großen Ruhezeiten bis zu 2 Monaten hinauegesohoben werden, 
abgeeeiiW von denen, die beim Übergang vom Tages- zum Nachtdienst und um¬ 
gekehrt zu gewähren sind. Sie können auch, aber nicht mehr als zu zweien, zu¬ 
sammengefaßt werden. In diesem Falle darf die gesamte Ruhezeit nicht geringer 
sein als die Dauer der ersten Ruhezeit zuzüglich 24 Stunden (Art. 28). Die Zahl 
der großen Ruhezeiten (Art. 28) kann im Verhältnis zu den Abwesenheitstagen 
ermäßigt werden, wobei die Ruhe- und die gewöhnlichen Urlaubstage nicht mit¬ 
zurechnen sind. 

Während der großen «Ruhezeiten dürfen sich die Angestellten von ihrem 
Wohnsitz entfernen (Art. 29). 

Bei außergewöhnlichen Ereignissen (Unfällen, Verspätungen usw.) können 
von dem Personal besondere Dienstleistungen gefordert werden. Der Vorgesetzte, 
der sie verlangt, muß unverzüglich der Division oder dem Amt Meldung machen. 

In keinem Fall und unter keinem Vorwand darf sich das Personal auf die 
Verlängerung seiner Dienstleistung berufen, um seinen Dienet zu verlassen. 

Wenn durch eine Verlängerung der Dienstschichten die Ruhezeiten des 
Personals unter die vorgeschriebene Mindestgrenze herabgesetzt werden, 
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muß, soweit möglich, bei der nächsten Dienstschicht für Entschädigung gesorgt 
werden (Art 30). 

Eine Abschrift der Dienstpläne muß an geeigneten Stellen in den Stationen* 
Aufenthaltsräumen usw. angeschlagen werden (Art. 33). 


Königliche Verordnung vom 20. August 1914, Nr. 994, 
betr. Nebengebührnisse des Staatseisenbahnpersonals. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Uffioiale del Regno Nr. 226 vom 
21. September 1914.) 

In Ausführung der Artikel 11 und 12 des Gesetzes vom 23. Juli 1914^ 
Nr. 742 — s. oben —, werden den Lokomotivführern und Heizern für jede 
Arbeitstunde im Dienst an Nebengebührnissen 0,13 bezw. 0,07 Lire bewilligt. 


Königliche Verordnung vom 1. Oktober 1914, Nr. 1160, 
betr. Konzession einer elektrischen Eisenbahn von Salerno nach 
Amalfi. • 

(Veröffentlicht in der Gazaetta Ufficiale del Regno Nr. 261 vom 
31. Oktober 1914.) 

Der Compagnia Italiana «li ferrovie economiche wird eine schmalspurige 
(1 m), elektrisch zu betreibende Eisenbahn von Salerno nach Amalfi konzessio¬ 
niert. Die Kosten für den Bau und die Beschaffung der Betriebsmittel werden 
auf 6,842 Mill. Lire veranschlagt. Die 18.700 km lange Bahn soll 30 Monate nach 
Genehmigung des Projekts vollendet sein. Konzessionsdauer 70 Jahre. Der 
Staat leistet 50 Jahre lang einen kilometrischerv Zuschuß von 10000 Lire und 
wird mit 20 % an den Roheinnahmen, soweit sie 19 465 Lire übersteigen, beteiligt. 


Königliche Verordnung vom 11. Oktober 1914. Nr. 1161, 
betr. Rückkauf der Eisenbahn Allessandria—Acqui. 

(Veröffentlicht in der Gazaetta Ufficiale del Regno Nr. 261 vom 
31. Oktober 1914.) 

Die Eisenbahn Allessandria—Acqui ist durch Gesetz vom 14. Juni 1856, 
Nr. 1695, konzessioniert und am 3. Januar 1858 eröffnet worden. Die vertrags¬ 
mäßige Rückkaufsankündigung ist bereits am 24./27. Dezember 1907 zum 1. Januar 
1909 erfolgt. Obwohl also der Staat den Rückkauf schon längst tatsächlich durch- 
geführt hat, wird zur Beseitigung der noch unerledigt gebliebenen Meinungs¬ 
verschiedenheiten nunmehr der Rückkauf vertraglich zum 1. Januar 1909 mit rück¬ 
wirkender Kraft vereinbart und die vom Staat dem Konzessionär zu zahlende 
Kaufsumme auf 7 613831,43 Lire festgesetzt. 


Königliche Verordnung vom 1. November 1914. 
Nr. 1241, betr. den Bau von Staatseisenbahnstrecken. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 278 vom 
20. November 1914.) 

Es wird der Bau folgender Staatsbahnstrecken in Venetien genehmigt: 
1. Montebelluna—Susegana (Verlängerung der Staatsbahn Padua—Castel- 
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franco—Montebelluna) zur Verbindung der Linien Treviso—Belluno 
und Trevieo—Udine; 

2. Udine—Mariano (österreichische Grenze); 

3. Sacile—Aviano. Diese Bahn führt von der Station Sacile der Strecke 
Treviso—'Udine in nördlicher Richtung ans Gebirge. 

Ferner wird zur Ausführung dringender oder ergänzender Arbeiten auf den 
im Bau begriffenen Staatsbahnetrecken für das Etatsjahr 1914/15 ein besonderer 
Posten von 6 600000 Lire bewilligt. 


Gesetz vom 16. Dezember 1914, Nr. 1362, betr. Abtretung 
der Gehälter der Beamten und der Löhne der Arbeiter der Staats¬ 
eisenbahnverwaltung. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 301 vom 
17. Dezember 1914.) 

Die wesentlichen Vorschriften über Pfändung und Abtretung der Be¬ 
soldungen von Eisenbahnangestellten sind in verschiedenen, bereits' im Archiv 
veröffentlichten Gesetzen enthalten: Artikel 30 des Gesetzes vom 7. Juli 1907 
Nr. 429 — Archiv 1908, S. 285 —; Zusatzbestimmung hierzu im Art. 1 des 
Gesetzes vom 25. Juni 1909 Nr. 372 — Archiv 1910, S. 238 —; Art. 10 des vor¬ 
genannten Gesetzes vom 25. Juni 1909 — Archiv 1910, S. 244 —; Gesetz vom 
30. Juni 1908 Nr. 336 — Archiv 1910, S. 1525 — (für Beamte) und Gesetz 
vom 13. Juli 1910 Nr. 444 — Archiv 1911, ß. 1324 — (für Arbeiter). Das 
neue Gesetz bezieht sich auf B e amte un d A rbe i ter und ändert die grund¬ 
legenden Vorschriften über die Abtretbarkeit von Besoldungen nicht, sondern 
trifft nähere Bestimmungen über die auf Grund von Beeoldungsäbtretungen durch 
die Depot- und Darlehenskasse (Gasea dei Depositi e Prestiti) den Angestellten 
gewährten Darlehen. Für solche Darlehen zahlen die Angestellten monatliche 
Zinsen nach dem von der Kasse festgesetzten normalen Zinsfuß, unter Zu¬ 
schlag von 0,50 Lire. Dieser Zuschlag fließt in die Garantiefonds, die nach 
den Gesetzen vom 30. Juni 1908 Nr. 336 und vom 13. Juli 1910 (Nr. 444 gebildet 
sind (Art. 1). Die Garantie, die dem Zessionär durch diese Fonds gewährt wird, 
hat volle Wirksamkeit vom Tage der Zahlung des Darlehens ab (Art. 2). Dar¬ 
lehen, die von den Angestellten, die inzwischen aus dem Dienst geschieden sind, 
nicht zurückerstattet werden, können durch Zwangsvollstreckung auf alle be¬ 
weglichen und unbeweglichen Güter des Schuldners oder seiner Erben beigetriefcen 
werden. Diesen Forderungen werden gewisse Vorrechte eingeräumt. Unpfändbar 
bleibt nur die Pension oder die einmalige Entschädigung, die der Witwe und den 
Waisen eines verstorbenen Angestellten gezahlt werden (Art. 3). Die Darlehen, die 
die Darlehenskassen den ßtaatseisenbahnangestellten nach diesem Gesetz zahlen, 
können nicht beschlagnahmt, gepfändet oder abgetreten werden (Art. 5). 

Die Regierung wird ermächtigt, in einen einheitlichen Text alle Gesetzes¬ 
bestimmungen zusammenzufassen, die die Pfändbarkeit und Abtretbarkeit der 
Gehälter, Besoldungen und Pensionen und die Abtretung der Gehälter der 
Beamten und der Löhne der Arbeiter der StaatseisenbahnveTwaltung betreffen» 


Königliche Verordnung vom 21. Januar 1915, Nr. 39, 
betr. Beförderungserleichterungen im Hinblick auf das Erdbeben 
vom 13. Januar 1915. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 23 vom 
28. Januar 1915.) 
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Im Interesse der durch das Erdbeben vom 13. Januar 1915 geschädigten 
Landeeteile wird auf den ßtaatebehnen freie Beförderung gewährt: 

a) für die unmittelbar betroffenen Personen, die den Schauplatz des Erd¬ 
bebens verlassen müssen, und für ihr Reisegepäck; 

b) für die Personen, die im Hilfsdienst nach und von den geschädigten 
Gebieten reisen, und für ihr Reisegepäck; 

c) für Material zur Errichtung von Baracken und anderen Hilfsbauten 
zur Ausbesserung beschädigter Baulichkeiten usw. 

Außerdem werden Fahrpreis- und Frachtpreiserm&ßigungen für andere 
mit dem Erdbeben zusammenhängende Beförderungen gewährt. 


Königliche Verordnung vom 21. Januar 1915, Nr. 40, 
betr. Beschaffung von Materialien zur Behebung der durch das 
Erdbeben vom 13. Januar 1915 verursachten Schäden. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno Nr. 23 vom 
28. Januar 1915.) 

Die Generaldirektion der ßtaatsbahnen wird ermächtigt, für Rechnung 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten im In- und Ausland Materialien, Vorräte 
und Arbeitsgerät aller Art zur Behebung der durch das Erdbeben verursachten 
Schäden zu beschaffen. Für die Form und Verrechnung dieser Beschaffungen 
werden erleichternde Bestimmungen getroffen. 
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Blum, Otto, Dr. Ing., ordentl. Professor an der technischen Hochschule 
zu Hannover. Der Wiederaufbau unseres Verkehrs¬ 
wesens (mit Ausnahme des Seeverkehrs). Drittes 
Heft der Sammlung: Der Aufbau, herausgegeben von Conrad 
Haußmann. 32 S. 8°. Stuttgart und Berlin 1919. Deutsche 
Verlagsanstalt. 1 <M. 

Ausgehend von dem richtigen Gedanken, daß es . nach Friedens¬ 
schluß eine unserer ersten Aufgaben sein wird, den Binnenverkehr wieder 
zu heben, schildert der Verfasser in der Einleitung die verkehrsgeographi¬ 
schen Grundlagen unseres Heimatlandes, die uns unsere Feinde nicht 
nehmen können. In diesen liegt die volle Gewähr, daß Deutschland von 
dem Verkehr auf die Dauer nicht ausgeschlossen wird. Liegt es doch 
im allereigensten Interesse unserer J^egner, sich dieser besten und 
leistungsfähigsten deutschen Verkehrswege mit zu bedienen. Es folgt eine 
Darstellung der Aufgaben, die wir bei dem Ausbau unserer Wasser¬ 
straßen und der Wiederherstellung und Vervollkommnung unserer Eisen¬ 
bahnen zu lösen haben. Der Verfasser warnt vor einer Überschätzung 
der Kanäle. Die allzu eifrigen Wasserstraßenfreunde müssen ihre hoch¬ 
gespannten Pläne zurückschrauben, und wir haben uns auf das not¬ 
wendigste, wozu der Verfasser hauptsächlich den Ausbau des Mittelland¬ 
kanals rechnet, zu beschränken. Im Eisenbahnwesen empfiehlt der Ver¬ 
fasser einen Verzicht auf den Luxus des Personenverkehrs. Sparsam¬ 
keit und hohe Fahrpreise sollen hier oberstes Gesetz sein. An Neu¬ 
bauten ist auch viel zu sparen. Statt des Eisens wird man mehr mit Holz 
und Steinen bauen müssen, auch hölzerne Brücken, die sich im Kriege 
als vollkommen ausreichend erwiesen haben, sollen an Stelle der eisernen 
treten da, wo es der Verkehr zuläßt. Für die Betriebsmittel wird 
Standardisierung und Typisierung empfohlen, für Kleinbahnen eine Spur 
von 75 cm, als Mittel zwischen 60 cm und 1 m. In einem letzten Kapitel 
bespricht der Verfasser die Aufgaben, die den Eisenbahnen zur Förderung 
des Siedlungswesens und für die Landesverteidigung zufallen. Seiner 
Meinung nach sind bei der Anlage der Eisenbahnen bisher die Interessen 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



520 


Bücherschau. 


der Landesverteidigung zu sehr in den Vordergrund getreten und infolge¬ 
dessen mancherlei Fehler gemacht, die uns teuer zu stehen gekommen 
sind, „Was wir militärisch brauchen,“ so bemerkt der Verfasser S. 29, 
„ißt zunächst die Auswertung der Ergebnisse des Krieges, damit wir 
überhaupt erst einmal übersehen, was in militärischer Beziehung not¬ 
wendig ist.“ Vor allem aber hält der. Verfasser die Vereinheitlichung 
des gesamten Verkehrswesens, d. h. auch den Übergang zum Reichseisen¬ 
bahnsystem und dip Errichtung eines Reichsverkehrsamts, für dringend . 
erforderlich. 

Solche und eine Reihe anderer, nicht immer gerade neuer Gedanken 
werden vom Verfasser in frischer und lebendiger Sprache und mit einem 
gesunden, gerade in den jetzigen Zeiten erfreulichen Optimismus vorge¬ 
tragen. Die Schrift ist wohl in erster Linie für einen nichtfachmänni¬ 
schen Leserkreis bestimmt und wird einem solchen vielerlei Anregung 
bieten. Mit den meisten Vorschlägen des Verfassers bin ich im allge¬ 
meinen einverstanden. Nur e i n grundsätzliches Bedenken möchte ich 
nicht unterdrücken. Woher soll Deutschland die Geldmittel nehmen, um 
selbst diese Pläne alle auszuführen? v. d. L. 


Devin, Adolf, Dr.-Ing. Wirtschaftliche Betriebs- und Ver¬ 
walt u.n gsfragen städtischer Straßenbahnen. 
Eine technisch-wirtschaftliche Untersuchung des Probleme der 
Unternehmungsform. 105 S. groß 8° mit 7 Abb. im Text und 
10 Zahlentafeln. Karlsruhe 1919. C. F. Müllersche Hofbuch¬ 
handlung. 5 M. 

In unseren Tagen wird die Frage der Sozialisierung privater Be¬ 
triebe ernsthaft erwogen und der Lösung näher gebracht. Unter Sozia¬ 
lisierung will man im Gegensatz zur reinen Verstaatlichung eine Betriebs¬ 
form verstehen, die der Allgemeinheit die Überschüsse des Betriebs ganz 
oder überwiegend sichert, ohne dabei die Vorteile des Privatbetriebs, 
insbesondere Unternehmungslust und Verantwortlichkeitsgefühl zu er¬ 
töten, weil durch diese Organisation höhere Einnahmen gewährleistet 
werden, als wenn die Betriebe von uninteressierten Beamten verwaltet 
statt betrieben werden. 

Ähnliche Gedanken haben den Verfasser der vorliegenden Abhand¬ 
lung veranlaßt, für das Gebiet des Straßenbahnwesens eine Form des 
Kommunalbetriebes zu suchen, die in privater Rechtsform die Entschluß¬ 
freudigkeit eines an den Betriebsergebnissen auch geldlich beteiligten 
Betriebsleiters verbürgt. 

Devin geht davon aus, daß der Straßenbahnbetrieb ein Monopol ist. 
Die Monopolstellung ist eine in der Natur der Sache begründete Not¬ 
wendigkeit; denn in einer Hauptstraße kann nur ein Gleispaar angelegt 
werden, und es ist nicht möglich, beliebig vielen Unternehmern den Be¬ 
trieb auf diesem Gleispaar zu überlassen. Nur eine Gesellschaft kann 
daher das in den Hauptstraßen liegende Gleisnetz betreiben, und über- 
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läßt man die Nebenstraßen einer zweiten Betriebsgesellschaft, so entsteht 
ein ungleiches Wettbewerbsverhältnis. Die zweite Gesellschaft, der die 
geringeren Verkehrseinnahmen zufließen, wird notleidend und wird 
schließlich von der stärkeren Gesellschaft übernommen. So haben sich 
•die Verhältnisse in vielen Großstädten entwickelt. Eine Monopolstellung 
in der Hand einer privaten Gesellschaft bringt aber stets Mißstände für 
die Allgemeinheit mit sich, namentlich dann, wenn die Wege des Monopol¬ 
betriebes, die Straßen, der Allgemeinheit, das heißt der Stadtverwaltung^ 
gehören. So gilt heute der Kommunalbetrieb der Straßenbahnen als der 
zweckmäßigste. 

Auf der anderen Seite aber haben kommunale Betriebe den Nach¬ 
teil, daß der Betriebsleiter in eine unerwünschte Abhängigkeit von der 
städtischen Verwaltung gerät, und daß es nicht möglich ist, die Bahn 
nach kaufmännischen Gesichtspunkten zu betreiben. Welche technisch- 
wirtschaftlichen Probleme dem Leiter eines Straßenbahnbetriebs ent¬ 
gegentreten, zeigt Devin an einer Reihe von Beispielen der Linien¬ 
führung und des Fahrplans der Straßenbahnen. Diese Beispiele treten 
freilich in dem Buche so unvermittelt hervor, als wenn sie selbst Zweck 
der Darstellung und nicht nur Mittel zu dem Zwecke wären, die wirtschaft¬ 
liche Verantwortlichkeit des Betriebsleiters darzutun. 

Die Stadtverwaltungen haben nun vielfach nach Mitteln gesucht? 
den kommunalen Besitz der Straßenbahnen mit den Vorzügen der freien, 
geschäftsmäßigen Verwaltung und Betriebsführung zu vereinigen. Als 
eines dieser Aushilfsmittel gilt die gemischt-wirtschaftliche Unter¬ 
nehmung. Devin beschäftigt sich eingehend mit dieser Unternehmungs¬ 
form. wobei er dem bekannten Buche von Passow folgt. Er kommt zu 
dem Schluß, daß der G. W. U. eine Reihe von Nachteilen anhaftet, und daß 
insbesondere das Vorwiegen des kommunalen Interesses selbst dann noch 
nicht völlig verbürgt ist, wenn die Stadt mehr als die Hälfte 
des Aktienkapitals und mehr als die Hälfte der Stellen im Auf¬ 
sichtsrat, darunter die des Vorsitzenden, besitzt, weil die an der 
Gesellschaft beteiligten Privatinteressen unter Umständen durch höhere 
Persönlichkeitsleistung ihre zahlenmäßige Minderheit mehr als aus- 
gleichen können. Devin meint also, man solle die G. W. U. entweder 
als eine Zwischenstufe ansehen oder auf die Fälle beschränken, wo ein 
Straßenbahnunternehmen sich weit über die Grenzen des Gemeinde¬ 
bezirks hinaus erstreckt. Für ein im Gemeindebezirk gelegenes Unter¬ 
nehmen schlägt Devin die Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haf¬ 
tung vor. Sie soll aus zwei Gesellschaftern gebildet werden. Der eine 
Gesellschafter ist die Gemeinde, der andere der Betriebsleiter, der durch 
einen besonderen Anetellungsvertrag gebunden wird und von der Ge¬ 
meinde die von ihm zu stellende Einlage in das Gesellschaftsvermögen 
vorgeschossen erhält. Die dem Betriebsleiter auf diese Weise zufallende 
Verzinsung seines Anlagekapitals stellt für ihn eine Gewinnbeteiligung 
dar. Die privatrechtliche Form gibt dem Unternehmen eine Befreiung 
von dem Zwange der städtischen Verwaltung und alle Vorzüge des 
Privatbetriebes. An Stelle des Aufsichtsrats tritt die Straßenbahn¬ 
deputation des Magistrats und an Stelle der Generalversammlung nötigen- 
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falls die Stadtverordnetenversammlung, in der der Betriebsleiter Sitz 
und Stimme erhält. 

Der Vorschlag ist zweifellos eigenartig und besitzt eine ganze 
Reihe von Vorzügen. Der Verfasser meint, daß er sich außer für das 
Straßenbahn wesen auch für die städtischen Betriebe eignen würde. 
Kr nennt dabei die Versorgung mit Energie. Man könnte die vorgeschla- 
irene Organisation aber auch auf die Beschaffung von Lebensmitteln und 
auf die Grundstücksverwaltung und Bodenpolitik ausdehnen. Freilich 
wird mancher, der in den herrschenden Formen des Beamtentums groß 
geworden ist, gewaltig umlernen müssen, ehe er sich mit der vorge¬ 
schlagenen Stellung eines Kommunalbeamten wird abfinden können. 
Andererseits wird man das Bedenken nicht unterdrücken können, daß 
cs nicht so leicht sein wird, einen untüchtigen Straßenbahndirektor durch 
Kündigung los zu werden, wenn er Gesellschafter der G. W. U. ist. 

Schimpff. 


<*estesehi, Th., Dr.-Ing. Der wirtschaftliche Wettbewerb 
von Eisen und Eisenbeton im Brückenbau. 
Massen und Kosten, sowie Kostenvergleiche 
von Eisen- und Eisenbetonbrücken. VIII und 
118 S., 24 Abbildungen, 30 Zahlentafeln im Text und 4 Tafeln 
im Anhang. Berlin 1918. Wilhelm Ernst und Sohn. Geh. 8 <M, 
geb. 9,50 M. 

Die Zeit ist glücklicherweise vorüber, wo die Technik sich wenig 
um wirtschaftliche Fragen kümmerte. Schon seit einer Reihe von Jahren 
finden wir im technischen Schrifttum immer wieder Ermunterungen und 
Ermahnungen, auch in allen technischen Angelegenheiten die wirtschaft¬ 
lichen Fragen in den Vordergrund zu stellen. Diese Hinweise sind nicht 
erfolglos gewesen. Es ist heute wohl jedem Techniker in Fleisch und 
Blut übergegangen, seine Entwürfe auch nach der wirtschaftlichen Seite 
hin so einwandfrei wie möglich zu gestalten. Nun ist aber die Beurtei¬ 
lung der Frage, ob der eine oder der andere Baustoff für ein bestimmtes 
Bauwerk wirtschaftliche Vorteile bietet und welche Ausführungsform 
nach Wahl des Baustoffes für das Bauwerk die wirtschaftlichste Lösung 
darstellt, in den weitaus meisten Fällen sehr verwickelt. Zu den 
teuersten Bauten einer Verkehrsanlage gehören in der Regel die Brücken. 
Bei ihnen ist daher die Beantwortung der Frage, welche Lösung die 
wirtschaftlichste ist, ganz besonders wichtig, und Mittel und Wege, die 
die Schwierigkeiten der Beurteilung der Frage nach der wirtschaft¬ 
lichsten Lösung überwinden helfen, sind hier besonders willkommen. 
Das technische Schrifttum zeigte in diesen Fragen bis vor kurzem eine 
sehr fühlbare Lücke. Im Verlage von Wilhelm Ernst und Sohn sind nun 
zwei Bücher erschienen, die diese Lücke ausfüllen und daher als wert¬ 
volle Bereicherung des technischen Schrifttums angesprochen werden 
müssen. Es ist dies das 1916 erschienene und auf S. 827 in demselben 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Bücherschau. 


523 


Jahre in dieser Zeitschrift eingehend besprochene Buch „Die wirt¬ 
schaftlich günstigste Anordnung einer Brückenaulage“ von Schönhöfer 
und das 1918 erschienene, oben genannte Buch von Gesteschi, der es 
unternommen hat, die außerordentlich schwierige und verwickelte Frage, 
ob und unter welchen Verhältnissen der Eisenbau oder der Eisenbeton¬ 
bau im Brückenbau wirtschaftlich überlegen sei, so allgemein wie mög¬ 
lich zu beantworten. 

Das Buch ist in vier Abschnitte gegliedert. Der erste Abschnitt 
bringt allgemeine Angaben über Kosten und Kostenvergleiche von 
Brücken, der zweite Abschnitt behandelt die Massen der Überbauten auB 
Eisen und Eisenbeton, der dritte Abschnitt die Kosten der Brücken aus 
Eisen und Eisenbeton einschließlich der Widerlager, und im vierten 
Abschnitt werden die Kosten verglichen und die Schlußfolgerungen 
gezogen. Den Schluß bilden vier Tafeln mit außerordentlich wertvollen 
Angaben über Abmessungen, Bauarten, Belastungsannahmen, zulässige 
Beanspruchungen und Eisengewichte von Wettbewerbsentwürfen und 
Ausführungen von eisernen Bogenbrücken und über Abmessungen, 
Belastungsannahmen, Masse und Kosten von ausgeführten Platten- 
balkenbrücken und ausgeführten Eisenbeton-Bogenbrücken. Gesteschi 
beschränkt seine Darlegungen auf Straßenbrücken, da der Eisenbeton in 
diesem Gebiet weit mehr als im Eisenbahnbrückenbau vorgedrungen ist. 
Die Schlußfolgerungen, die aus den Betrachtungen über die Straßen¬ 
brücken gezogen werden, sind aber auch auf Eisenbahnbrücken sinn¬ 
gemäß anwendbar. Die Untersuchungen setzen guten Baugrund und 
nur eine Brückenöffnung voraus und erstrecken sich auf Balken¬ 
brücken bis zu 20 m Stützweite und auf Bogenbrücken bis zu 100 m 
Spannweite, d. h. bis zu den Grenzen, bis zu denen Eisen¬ 
betonbrücken als Balkenträger oder Bogenbrücken heute überhaupt aus¬ 
geführt werden. Die Erörterungen über die Balkenbrücken beschränken 
sich bei der Eisenbetonbauweise auf die Plattenbalkenbrücken. Die 
eisernen Bogenbrücken Werden in der Ausführungsform mit und ohnb 
Zugband betrachtet und mit Eisenbetonbögen in der Form von Gewölben 
mit Überschüttung, von Gewölben mit aufgelösten Zwickeln und von ein¬ 
zelnen Bogenträgern mit und ohne Zugband verglichen. Da der Unter¬ 
schied der Gewichte von eisernen Fachwerkbalkenbrücken und eisernen 
Bogenträgern mit Zugband bekannt ist, so ist zugleich auch ein Vergleich 
der Kosten von Eisenbetonbogenbrücken und eisernen Fachwerkbalken¬ 
brücken von 20—100 m Stützweite möglich. Die den Betrachtungen zu Grunde 
gelegten Baustoff preise und Arbeitslöhne entsprechen den Verhältnissen 
vor dem Kriege. Die Schlußfolgerungen haben also jetzt nur bedingte 
Gültigkeit. Immerhin ist es als sicher anzunehmen, daß die gegenwärtigen 
Verhältnisse den Vergleich nicht zu ungunsten der Eisenbetonbauweise 
verschieben werden. 

Die Erhebungen und Berechnungen für die Ermittlung der Kosten, 
namentlich der Eisenbetonbrücken, sind sehr verwickelt und umfangreich; 
das Buch beschränkt sich daher auf die Angabe der Rechnungsgrundlagen 
und der Ergebnisse. Die Schlüsse, die aus den Rechnungsergebnissen ge¬ 
zogen werden, sind nun folgende: 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1019 . 35 
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Bei den Plattenbalkenbrücken sind bis zu 20 m Lichtweite die 
Eisenbetonbrücken fast stets billiger als eiserne Brücken. Dies kann auch 
für die anderen Arten von Eisenbetonbalkenbrücken mit einzelnen Haupt- 
trägem (Brücken mit unten liegender Fahrbahn) in Form von vollwan- 
digen Trägem, Vierendeelträgern und Fachwerkträgern behauptet werden. 
Die Eisenbetongewölbe mit Überschüttung sind bis 60 m Lichtweite im 
Mittel um 37 % billiger als eiserne Bogenträger mit zwei Gelenken. Eisen¬ 
betongewölbe mit aufgelösten Zwickeln sind im Mittel um 11 % billiger 
als eiserne Brücken, bei 91 m Lichtweite sind für beide Baustoffe die 
Kosten gleich, bei kleineren Lichtweiten steigt der Kostenunterschied zu¬ 
gunsten der Eisenbetongewölbe bis -auf 21 %. Die Eisenbetonbrücken mit 
einzelnen Bogenträgem ohne Zugband stellen sich im Mittel 18 % billiger 
als die eisernen Bogenträger. Der Kostengleichwert für beide Baustoffe 
liegt bei dieser Brückenform etwa bei 97 m Lichtweite; bei kleinen Licht- 
wedten nimmt der Kostenunterschied zugunsten des Eisenbetons bis 36 % zu. 
Die Kosten für Eisenbetonbrücken mit einzelnen Bogenträgern mit Zugband 
sind im Mittel 19 % geringer als für eiserne Bogenträger mit Zugband; 
bei kleinen Stützweiten steigt der Unterschied in den Kosten bis zu 37 %. 
Der Kostengleichwert liegt etwa bei 89 m Lichtweite. Für größere Stütz¬ 
weiten sind die eisernen Bogenträger mit Zugband wirtschaftlicher als 
Eisenbetonbogenträger mit Zugband. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß 
bei größeren Spannweiten die Eisenbetonbogenträger erheblich breiter aus- 
fallen als eiserne Bogenträger, und daß daher bei Eisenbetonbrücken der 
Hauptträgerabstand um etwa 10 % größer als der Hauptträgerabstand der 
eisernen Brücken gewählt werden muß, um die gleiche nutzbare Breite 
zu erzielen. Hierdurch verringert sich der Preisunterschied entsprechend. 
Der Kostengleichwert liegt dann schon bei 82 m Lichtweite. — Der Kosten¬ 
vergleich fällt also bei Balken- und Bogen brücken überraschenderweise 
sehr zugunsten der Eisenbetonbauweise aus. Es liegt die Annahme nahe, 
daß einzelne Hechnungsgrundlagen — selbstverständlich ohne irgendwelche 
Absicht des Verfassers — für die Eisenbetonbauweise zu günstig sind. 
So ist z. B. vorausgesetzt, daß die eisernen Brücken alle 4 Jahre einen 
neuen Anstrich erfordern. Das ist entschieden für die eisernen Brücken 
eine zu ungünstige Annahme. Dann ist weiter angenommen, daß die 
Lebensdauer der Eisenbetonbrücken 125 Jahre, die der eisernen Brücken 
nur 100 Jahre betrage. Auch diese Voraussetzung trifft nicht zu. Die 
Lebensdauer beider Brückenarten ist gleich zu setzen. Denn wie die Er¬ 
fahrung gezeigt hat, macht nur die Verlegung des Verkehrsweges oder die 
Zunahme der Belastung den Abbruch einer eisernen Brücke erforderlich, 
nicht aber die Alterschwäche an und für sich. Dies trifft ebenso auf die 
eisernen Brücken wie auf die Eisenbetonbrücken zu. Schließlich ist aber auch 
darauf keine Rücksicht genommen, daß der Abbruch der Eisenbetonbrücken 
teurer als der Abbruch der Eisenbrücken ist, und daß beim Abbruch der 
Eisenbetoubrücken keine wiederverwendbaren Stoffe zurückgewonnen 
werden, während beim Abbruch der eisernen Brücken das ganze Eisen mit 
seinem Altstoffwert wücdergewonnen wird. Wenn infolgedessen die 
Schlußfolgerungen auch einiger Berichtigungen bedürfen, so behält das 
Buch doch seinen außerordentlich hohen Wert. Denn es enthält eine Fülle 
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ausgezeichneter Angaben über die Gewichte und Masse von Brücken in 
Eisen und Eisenbeton und zeigt den Weg, der unter Zugrundelegung dieser 
Angaben zu einem richtigen Kostenvergleich zwischen Ausführungen in 
beiden Baustoffen auch unter anderen Annahmen für die Preise der Bau¬ 
stoffe und für die Arbeitslöhne führt. 

Das Buch gehört daher auf den Arbeitstisch jedes Ingenieurs, der sich 
mit dem Entwurf von eisernen Brücken und von Eisenbetonbrücken befaßt, 
vor allem aber auf den Arbeitstisch solcher Ingenieure, welche sich dar¬ 
über zu entscheiden haben, ob eine Brücke in Eisen oder Eisenbeton aus¬ 
zuführen ist. Das Buch sei deshalb allen Brückeningenieuren und be¬ 
sonders den Behörden und Körperschaften, die Brücken bauen, angelegent¬ 
lichst empfohlen. 

Stettin, im Februar 1919. Schaper. 


Besemfelder, Dr. E. B. Dipl. - Chemiker. Die staatswirtschaft¬ 
liche Verwertung der Kohle. 76 Seiten. 4 M.. 
Berlin 1919. . Carl Heymanns Verlag. 

Die seit 4# Jahren bestehende Abschließung unseres Landes vom 
Bezug von Nahrungsmitteln und Rohstoffen aller Art lenkte die schaffen- 
4m» Geister der Technik auf die Frage, wie der Ertrag der heimischen Land¬ 
wirtschaft gesteigert werden könnte, obwohl die abgeschnittene Zufuhr 
uns auch das so wichtige Stickstoffdüngemittel, den Chilesalpeter, vorent¬ 
hielt Auch der durch die Kriegswirtschaft aufs äußerste gesteigerte Ver¬ 
brauch inländischer Rohstoffe — zumal der Bodenschätze — zeigte, daß wir 
Raubbau an unseren Erzen, und ganz besonders unseren Kohlen trieben, 
mit deren Unerschöpflichkeit nicht gerechnet werden kann. Hier gilt es 
sparen durch äußerste Ausnutzung aller Werte im Interesse unserer ganzen 
Volkswirtschaft, und auch um die Kosten des verlorenen Krieges aufzu¬ 
bringen. 4 

Besemfelder hat das Verdienst, al9 einer der ersten in dieser Hinsicht 
mahnend und mit positiven Vorschlägen — schon 1915 — hervorgetreten 
zu sein. Stickstoffproblem und Brennstoffausnutzung vereinigt er in seinen 
Vorschlägen der allgemeinen Brennstoffvergasung mit Gewinnung der in 
den Brennstoffen enthaltenen Wertstoffe. Schon lang ist bekannt, daß 
beispielsweise die Steinkohle außer ihrer wärmespendenden Kraft viele 
wertvolle Stoffe wie Teer, Benzol u. a. m. liefert, die wieder die Grundlage 
großer Industrien geworden sind. Immer neue Wertstoffe der Brenn¬ 
stoffe werden gefunden und immer klarer tritt es hervor, welche Ver¬ 
schwendung mit der gewöhnlichen Verbrennung, bei der die Wertstoffe 
verloren gehen, getrieben wird. 

Kohlen sind nicht „Brennstoffe“, sondern „Rohstoffe“ sagt daher 
Besemfelder und fordert kategorisch: Abwendung von der allgemeinen 
Verbrennung und Übergang zur allgemeinen ausschließlichen Vergasung, 
die er als Staatsmonopol zu betreiben empfiehlt. 

In ausgedehnten Rohrnetzen unter Mitbenutzung der städtischen Gas¬ 
leitungen soll das Gas aius großen Vergasungsanlagen als .Kraft- und 
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Wärmeträger über Stadt und Land verteilt werden neben der ebenfalls zu 
den kleinsten Verbrauchsstellen zu führenden Elektrizität, die ihrerseits 
wieder aus den Brennstoffen auf dem Umweg Uber die Vergasring erzeugt 
Wird.' 

Einer der wesentlichsten Wertstoffe der Kohle ist der Stickstoff, 
der schon jetzt in beschränktem Umfang bei der Leuchtgaserzeugung 
und der Kokerei in der Form \oh Ammoniak gewonnen wird. Auf über 
1,5 Millionen t berechnet Besemfelder den nach seinen Vorschlägen faßbaren 
Ertrag an gebundenem Stickstoff, wenn die heute im Hausbrand und in 
der Industrie verbrannte Kohlenmenge der Vergasung zugeführt wird. 
Ein unschätzbarer Gewinn für die deutsche Landwirtschaft, die nicht 
einmal in der Lage wäre, diese Menge aufzubrauchen, so daß Deutsch' 
land Stickstoff noch ausführen könnte. 

Für die Vergasung, die die Kohle in wärmewirtschaftlichster Weis© 
in Gas, ihre Destillate und Asche zerlegen soll, schlägt Besemfelder nach rein 
theoretischen Ermittlungen ein Verfahren vor, das ein von ihm „Leu- 
wasgas“ genanntes Mischgas von 3200 bis 4000 WE/cbm erzeugt. Leider 
. ist die Durchführbarkeit dieser Vergasung und ihr hoher wärmetech¬ 
nischer Wirkungsgrad noch nicht durch eine praktische Ausführung be¬ 
wiesen, was aber dringend nötig wäre, um berechtigte Zweifel zu ent¬ 
kräften. 

Besemfelder nennt Beine kleine Schrift „eine Gegenschrift“, da er sich 
in ihr mit 4 Gutachten über seine Vorschläge auseinander zu setzen sucht, 
die das Reichsschatzamt herangezogen und deren Berichte dieses auch ver¬ 
öffentlicht hat'). Die Gutachter, die wohl sämtlich nicht geneigt gewesen 
sind, den Boden der heutigen Brennstoffwirtschaft allzuweit zu verlassen 
und Schlüssen beizustimmen, die durch die vorliegenden festen Ergebnisse 
in chemisch-technischer und wirtschaftlicher Hinsicht noch nicht gestützt 
werden können, lehnen Besemfelders Vorschläge teilweise ab. Infolgedessen 
hat vielleicht auch, wie sich der Verfasser einmal beklagt, der Reichsschatz¬ 
sekretär ihn von der Tribüne des Reichstags herab als Utopisten bezeichnet 
Die Zurückweisung, die Besemfelder seinen Kritikern widerfahren läßt, ist 
nicht immer maßvoll und verrät häufig eine Gereiztheit, die gegen ihn ein¬ 
nehmen könnte. 

Die Probleme, die das Werkchen behandelt, sind von hoher Bedeu¬ 
tung. Wenn die Ausführungen des Verfassers vielleicht noch einer ge¬ 
wissen Einschränkung bedürfen, so kann die Lektüre dieses Buches doch 
allen empfohlen werden, die für die darin erörterten Fragen — und es sind 
Lebensfragen unseres Volkes — Interesse haben. 

Essich, O. A., Dr.-Ing. Die ö 1 f e u e r u n g s t e c li n i k. Berlin 1919. 

Julius Springer. 8,oo $tt. 

Bisher fehlte eine zusammenhängende, ausführliche Darstellung des 
gegenwärtigen Standes der ölfeuerung;technik, und der Verfasser hat sieh 

*) „Die rationelle Atisnutzung der Kohle“. Technische Gutachten zur Ver¬ 
gasung und Nebenproduktengewinnung. Herausgegeben vom Reich3sehatzanit. 
Carl Heynianna Verlag. Berlin 1918. 
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die (Aufgabe gestellt, diese Lücke durch das vorliegende Buch auszufüHen. 
Er stützt sich dabei auf die bisher erschienenen Einzelveröffentlichungen so¬ 
wie auf die in der Praxis namentlich beim Bau von Ölfeuerungsanlagen ge¬ 
sammelten Erfahrungen und auf Mittelungen, die ihm von entsprechenden 
Firmen in Deutschland, Österreich und der Schweiz zugegangen sind. 

Im ersten Hauptabschnitt des Buches werden die Heizöle 
nach ihrer chemischen Zusammensetzung, ihrem Heizwert, Luftbedarf bei 
der Verbrennung und ihrem Flammpunkt behandelt. 

Der zweite Hauptabschnitt behandelt die Grundlagen 
der Wirtschaftlichkeit der Ölfeuerung; die nach den 
Kosten, dem Heizwert und dem Wirkungsgrad erörtert Werden unter Be¬ 
rücksichtigung der Anlage- und Bedienungskosten sowie der Regelbarkeit 
der Anlagen, sowie der Güte der durch die Feuerung erzeugten Stoffe und 
des Brennstoffgewichtes mit Aktionsradius. 

Im dritten Hauptabschnitt erörtert der Verfasser die 
Technik der Ölfeuerung. Er gliedert sich in 4 Unterabschnitte, 
in denen die nachstehenden Gebiete behandelt, werden: 

1. Die physikalischen Vorgänge bei der ölver-' 
bronnung, wobei drei Lösungen in Betracht kommen, nämlich 
dieT ropff euerung mit hocherhitzter Luft, dieFeuerung durch 
Verdam p f e rbr enner und die durch Zerstäuber¬ 
brenner. Bei diesem letzten Verfahren wird die Aufgabe der 
möglichst restlosen Ölverbrennung am vollkommensten gelöst. 

2. Die gebläselosen Feuerungen, das sind die Tropf¬ 
feuerung und die Feuerung durch Verdampferbrenner, werden be¬ 
sprochen. 

3. Die Zerstäuberbronner. Hierbei kommen zwei Verfahren 
in Betracht, nämlich die Druckzerstäuber und die Zerstäuber durch 
strömende Gase, nämlich Preßluft oder Dampf. Die hierbei in Be¬ 
tracht kommenden einzelnen Anlagen und Einrichtungen werden 
näher beschrieben und miteinander verglichen, auch werden ihre 
Vorzüge und Nachteile heTvorgehoben. Bei den Luft- und Dampf¬ 
zerstäubern unterscheidet man noch zwischen Hochdruck- und 
Niederdruckzerstäubern. 

4. Die Hilfsmaschinen und Apparate der Ölfeue¬ 
rungstechnik. Hierher gehören die Ölbehälter, die Ölleitun¬ 
gen, die man zweckmäßig neben Dampfleitungen anlegt, um sie vor 
Frostschäden zu schützen, dio Ölventile, ölfilter, Olpumpen und 
Ölvorwärmer, die zur Herbeiführung der Zerstäubung und Ver¬ 
brennungsluft dienenden Gebläse sowie die Luftleitungen. Alle 
diese Anlagen werden näher beschrieben. 

Im letzten Hauptabschnitt werden die Anwendungs¬ 
gebiete der Ölfeuerung besprochen, wobei zwischen Dampfkessel¬ 
feuerungen und Industrieofenfeuerungen zu unterscheiden 
ist Dio ersteren kommen namentlich bei Schiffskesseln in Betracht, wo sie 
gegenüber der Kohle manche Vorteile bieten; bei Lokomotiven kommt die 
ölfeuerung in der Regel nur dort in Frage, wo preiswertes öl in aus¬ 
reichender Menge zur Verfügung steht. Bei der Industrieofen- 
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feuerung ist es namentlich geboten, für möglichst gute Wänneaus- 
nutzung und richtige Temperaturverteilung zu sorgen. Die gute Wärmeaus¬ 
nutzung erfordert eine recht zweckmäß'ge Brennerkonstruktion, «ne mög¬ 
lichst gute Ausnutzung der Abgase und eine Anlage, durch die die zu be¬ 
heizenden Körper möglichst unmittelbar der Einwirkung der Flamme ausge¬ 
setzt sind. Dieses letztgenannte Verfahren ist aber dann nicht zulässig, 
wenn die betreffenden Körper Wärmegraden von 1600—1800° C nicht aus¬ 
gesetzt werden dürfen. Dio zur Erreichung einer möglichst vollkommenen 
Wärmeausnutzung und einer richtigen Temperaturverteilung dienenden 
Anlagen und Einrichtungen «verden beschrieben und miteinander verglichen. 
Auch werden che einzelnen Ofenarten beschrieben und die Vorzüge der 
Ölheizung gegenüber der Kohlenheizung in technischer und wirtschaft¬ 
licher Beziehung hervorgehoben. 

Alle Beschreibungen und Erörterungen sind durch zahlreiche Abbil¬ 
dungen erläutert Das vorliegende Buch stellt zweifellos eine sehr wert¬ 
volle Ergänzung und Vervollständigung der auf diesem wichtigen Gebiet 
bisher zur Verfügung stehenden Schriften dar und kann allen beteiligten 
Kreisen zu eingehendem Studium wärmstens empfohlen werden. B — nt. 


Bierbaumer, A., Ing., Inspektor der K. K. österr. Staatsbahnen. D i e 
Dimensionierung des Tunnelmauerwerkes. Leip¬ 
zig und Berlin 1913. Wilhelm Engelmann. 

Die Dimensionierung des Tunnelmauerwerkes ist eine Aufgabe, die 
wegen des Fehlens sicherer Rechnungsgrundlagen meist nicht auf rech¬ 
nerischem Wege, sondern mehr gefühls- und erfahrungsmäßig gelöst zu 
werden pflegt. Dabei kommt es zwar seltener vor, daß zu schwache 
Abmessungen gewählt und deshalb Wiederherstellungsarbeiten not¬ 
wendig werden, häufig aber sucht der bauloitende Ingenieur einen Mangel 
an Erfahrung durch weitgehende Vörsicht auszugleichen, und in vielen 
Fällen werden dann für überstarke Gestaltung der Mauerungsquer¬ 
schnitte große Kosten unnötig aufgewendet 

Dem Mangel guter Rechnungsgrundlagen sucht die vorliegende Ar¬ 
beit abzuhelfen. Bierbaumer gibt darin zunächst einen Überblick über 
die zurzeit herrschenden Anschauungen und Rechnungsweisen, zeigt 
dann, wie man auf Grund des Verhaltens der Tunnelzimmerung wichtige 
Anhaltspunkte für die Stärke des Tunneldruckes gewinnen kann, unter¬ 
sucht in einem dritten Abschnitt nach theoretischen Erwägungen den 
in zusammenhanglosem Gebirge zu erwartenden Höchstdruck, überprüft 
weiter unter Heranziehung der Untersuchungsergebnisse des österreichischen 
Gewölbeausschusses die für Tunnelmauerwerk zulässigen Beanspruchungen 
und weist in einem fünften Abschnitt die außerordentliche Wichtigkeit 
der „Stabilisierung“ des Tunnelmauerwerks nach, wobei er zugleich zeigt, 
wie sich diese durch geeignete Gestaltung der Wölblinie, durch Aus¬ 
nutzung des passiven Erddruckes und sorgfältigstes Vorgehen beim Aus¬ 
brechen der Tunnethoh'räume erreichen läßt. Ein weiterer Abschnitt 
behandelt das Problem langer und tiefliegender Alpentunnel, der Schluß 
bringt eine (Zusammenfassung der Untersuehungsergebnisse. und ein 
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Anhang beschäftigt sich noch mit der Ausführung der Gewölbemauerung, 
insbesondere in nassen Tunnelstrecken. 

Die Bedeutung der Bierbaumerschen „Studien“ liegt vor allem darin, 
daß sie für die Praxis verwendbare Rechnungsgrundlagen geben. Das 
Buch ist deshalb für die bei der Neubauverwaltung der preußischen 
Staatsbahnen vorliegenden Verhältnisse besonders wertvoll. Hier bringt 
es ja das Streben nach möglichst vielseitiger Ausbildung der höheren 
Beamten mitunter mit sich, daß eine mit Tunnelbauten beauftragte Bau¬ 
abteilung einen Vorstand erhält, der noch nie einen Tunnel gebaut hat 
und nun gleich bei seinem ersten Tunnelbau die wichtigsten Entschei¬ 
dungen als verantwortlicher Bauleiter treffen muß. Mangel an eigener 
Erfahrung zwingt dann den Bauleiter, sich mehr oder weniger auf das 
Urteil des Unternehmers zu verlassen. In solchen Fällen wird das Bier- 
baumersche Buch gute Dienste leisten. Auch zur Schulung des angehen¬ 
den Ingenieurs ist es zu empfehlen. 

An einige österreichische Spracheigentümlichkeiten gewöhnt sich der 
Leser wohl rasch. Störend wirken aber die außergewöhnlich zahlreichen 
Druckfehler, namentlich bei der Anführung von Eigennamen, z. B. in 
Fußnote 19 Prenl und Kaufmann statt Pressei und Kauffmann; auch im 
Litteraturverzeichnis sind Autorennamen (z. B. Mackenseh und Pressei) 
falsch wiedergegeben. Dem guten Buche wäre eine sorgfältigere Druck¬ 
legung zu wünschen gewesen. v. Willmann. 

Kaufmann, Georg, Dipl.-Ing. Tabellen für Eisenkonstruk¬ 
tionen. Band I.: Platten und Plattenbalken. Zusammengestellt 
im Rahmen der neuesten Eisenbetonbestimmungen 1916. Dritte, 
vollkommen neubearbeitete Auflage. 169 S. Mit zahlreichen Ab- 
, bi klungen. Berlin 1919. Wilhelm Ernst & Sohn. Preis geh. 7,so <M. 

In der 3. neubearbeiteten Auflage hat der Verfasser entsprechend den 
neuesten ministeriellen „Bestimmungen für Ausführung von Bauwerken aus 
Eisenbeton“ vom 13. Januar 1916 unter Benutzung vielfacher Erfahrungen 
der Praxis in Band I eine Neuberechnung für Platten und Plattenbalken 
herausgegeben. Die in den früheren Auflagen 1 ) enthaltenen Tabellen für 
Stützen sind diesmal fortgelassen und sollen in einem besonderen Band er¬ 
scheinen. 

Da sich dio ministeriellen Bestimmungen vom Jahre 1916 mit den vom 
„Deutschen Ausschuß für Eisenbeton“ im Jahre 1915 aufgestellten Be¬ 
stimmungen, die von fast sämtlichen Bundesstaaten als maßgebend einge¬ 
führt sind, decken, so können dio Tabellen in der neubearbeiteten Form 
nunmehr allgemein beim Entwerfen von Betonbauten und beim Nachprüfen 
von Entwürfen als nützliches Hilfsmittel angewendet werden. D. 

Krev. H., Kegierungs- und Baurat. Erddruck, E r d w i d e r s t An d 
, und Tragfähigkeit dos Baugrundes in größerer 
Tiefe. Gesichtspunkte für die Berechnung, praktische Bei- 

i) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1906, S. 259; 1908, S. 1558. 
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spiele und Erddrucktabellen. VII und 81 S., 12 Tafeln, 80 Text¬ 
abbildungen. Zweite umgearbeitete Auflage. Berlin 1918. Wil¬ 
helm Ernst & Sohn. Geh. 7,&o Jt. 

Das Buch ist in 2 Abschnitte und in einen Anhang von 'Erddruck¬ 
tabellen gegliedert. Der erste Abschnitt handelt von der Berechnung der 
Grenzwerte des aktiven und passiven Erddrucks, von der Benutzung der 
im Anhang gegebenen Erddruck tabeilen und von der Wirkung von 
Einzellasten oder örtlich konzentrierten Lasten. Die Tabellen sind sehr 
umfangreich, sie umfassen -11000 Werte. Sie ermöglichen es, für alle 
erdenklichen Fälle die Größe des Erddrucks schnell zu ermitteln. Im 
zweiten Abschnitt wird die Berechnung von freistehenden, unveranker- 
ten Spundwänden, von einzelstehenden Pfählen, von verankerten Spund- 
und Bohlwänden, von Ankerwänden und Ankerplatten und von Fange¬ 
dämmen vorgeführt. Er enthält außerdem wertvolle Betrachtungen über 
den Einfluß des Wassers im Boden, über Betongründungen mit Ver¬ 
wendung von Spundwänden und über die Tragkraft der Rammpfähle und 
Spundwände und ihren Widerstand gegen Herausziehen. Die Benutzung 
der Erddrucktabellen kürzt die Arbeit für die Berechnung des Erddrucks 
wesentlich gegpn das sonst übliche analytische oder graphische Berech¬ 
nungsverfahren ab. Die Rechnungsbeispiele führen den Leser in schwie¬ 
rige, bisher noch wenig erforschte Gebiete und sind daher äußerst will¬ 
kommen. 

Krey wendet sich mit seinen Darlegungen an Fachgenossen, die in 
der Erkenntnis der Gesetze der Mechanik und auch des Erddruckes schon 
weit vorgeschritten sind. Sein Buch würde an Wert noch erheblich ge¬ 
winnen, wenn er die Erddrucktheorie von Grund auf und in einer auch 
für den Anfänger leicht verständlichen Art und Weise behandelte. Viel¬ 
leicht nimmt der Verfasser hierzu bei der Neubearbeitung der nächsten 
Auflage Gelegenheit. Er würde sich den Dank vieler Fachgenossen er¬ 
werben. und der Wissenschaft einen wesentlichen Dienst leisten. 

Stettin. Sehaper. 


Lauffer, Adolf, Betriebsingenieur. - Die wirtschaftliche Ar¬ 
beitsweise in den Werkstätten der Maschinen¬ 
fabriken, ihre Kontrolle und Einführung mit besonderer 
Berücksichtigung des Taylor-Verfahrens. 86 Seiten. Berlin 
1919. Julius Springer. Geh. 4,60 Ji. 

Der Verfasser hat sich das Verdienst erworben, aus seinen reichen 
Erfahrungen heraus, am Beispiel einer Maschinenfabrik im einzelnen 
die grundlegenden Momente zur Erzielung einer wirtschaftlichen Ar¬ 
beitsweise eingehend zu erörtern. 

„Wissenschaftliche Betriebsführung“ nach den Anweisungen Tay¬ 
lors 1 ), also geistige Durchdringung aller, auch der einfachsten Arbeits- 


Vergl. auch Archiv 1917 S. 1011. 
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Vorgänge und ihre Pestlegung und Durchführung nach der als zweck¬ 
mäßigste gefundenen Form ist die Lösung der wichtigen Frage, die sich 
der Verfasser gestellt hat. Ihre Anwendung auf die mannigfachsten Vor¬ 
gänge und Einrichtungen der Fabrik wird behandelt. Vieles Selbstver¬ 
ständliche und Bekannte wird besprochen, es ist aber dennoch wichtig und 
seine nachdrückliche Betonung daher keinenfalls zwecklos. 

Lauffer stellt an die Spite seiner Betrachtungen, gewissermaßen als 
allgemeine Begründung, den Satz, daß heute fast die gesamte deutsche In¬ 
dustrie auf dem Standpunkt stehe, daß die systematische Bearbeitung der 
Organisationsfrage für jedes Werk eine Lebensfrage sei. 

Die Gesamtorganisation eines Werks umfaßt nach Lauffer die Grund¬ 
bedingungen und die organisatorischen Einrichtungen. Besonders die 
ereteren werden ausführlicher behandelt in den Kapiteln: Arbeiter, 
Meister, Werkstattschreiber, Betriebsingenieur. Es werden die Forderungen 
aufgestellt, die sich für diese eigentlichen Träger der Produktion herleiten 
aus ihrer Tätigkeit und ihrem gegenseitigen Verhältnis. 

Hervorgehoben seien hier die Ausführungen über die Stellung der 
Meister in den Betrieben, in denen von vielen ein großes Hindernis für die 
Durchführung neuzeitiger Fabrikorganisation erblickt wird. Lauffer wür¬ 
digt den Wert des Meisters und gibt Ratschläge, wie seine Stellung bei der 
Organisation auszugestalten sei. Während Taylor die Meist er tätigkeit in 
viele Einzelbestandteile auflösen und diese einer Reihe von Einzelpersön¬ 
lichkeiten übertragen will, sieht Lauffer gerade einen Vorteil in der Er¬ 
haltung des umfassenden Arbeitsgebietes des Einzelmeisters, dem in der 
Person von Werkführern Gehilfen beigegeben werden sollen, die ihn von 
zahlreichen Einzelarbeiten — allerdings unter Beibehaltung seiner Verant¬ 
wortung — entlasten. Diese Entlastung muß soweit reichen, daß der Meister 
auch tatsächlich dauernd sein ganzes Arbeitsgebiet so vor Augen haben 
und bearbeiten' kann, wie es richtig verstandene „wissenschaftliche Be¬ 
triebsführung“ verlangt. Einer Ersparung von Aufsichtspersonal, die leider 
so oft aus falschem Verständnis der Grundbedingungen technischer Pro¬ 
duktion heraus für wirtschaftlich gehalten wird, wird in vorliegendem 
Werk also keinenfalls das Wort geredet. 

Im zweiten Teil des Buchs nehmen unter der Gesamtüberschrift: 
„Kontrolle der Werkstätten auf ihre Arbeitsweise“ ausführliche Betrach¬ 
tungen über die Ermittlung, Zusammenstellung und Verteilung der Un¬ 
kosten, sowie über die Bestimmung der Eigenkosten der Einzelabteilun¬ 
gen den größten Raum ein. Hierbei kommt der Verfasser unter anderem 
zu dem beachtenswerten Vorschlag, gegenüber dem noch meist üblichen, 
ziemlich rohen Verfahren der Kostenermittlung von Fabriken durch pro¬ 
zentuale Unkostenzuschläge zu den produktiven Löhnen sich der Wirk¬ 
lichkeit mehr zu nähern, durch Unkostenzuschläge sowohl im Verhält¬ 
nis der Löhne als auch des Werts der verbrauchten Werkstoffe. An Bei¬ 
spielen wird diese Art der Kostenfestsetzung erläutert. 

Auch im zweiten Teil finden die Grundsätze der „wissenschaftlichen 
Betriebsführung“ überall Anwendung. Die ganze Ermittlung und Ver¬ 
teilung der Kosten erfüllt nur dann ihren vollen Zweck, wenn sie dauernd 
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der sachlichen Kritik unterworfen wird und Anlaß zu Verbesserungen 
gibt. 

Als weitere Forderungen, die sich bei den Betrachtungen über Un¬ 
kosten ergeben, seien u. a. erwähnt: 

Untersuchungen der Baulichkeiten und Einrichtungen auf ihren 
Unterhaltungszustand nach einem besonderen Revisionsplan; 

fachliche Beurteilung und Beaufsichtigung auszufilhrender Repara¬ 
turarbeiten; 

ständige Vornahme von Versuchen zur Herabdrückung des Werk¬ 
stoffverbrauchs und Unterweisung der Arbeiter an Hand der 
Ergebnisse der Versuche durch schriftliche Gebrauchs- und 
Verbrauchsvorschriften und durch mündliche Belehrung. 

Immer wieder muß aber betont werden, es ist nicht genug, daß die 
zweckmäßigste Arbeitsmethode ermittelt wird, sondern ebenso wesentlich 
ist es, daß eine genaue, möglichst schriftliche Ausführungsanweisung er¬ 
folgt, daß diese allen Beteiligten bekannt ist, und daß ohne Unterlaß stets 
auf ihre Befolgung mit Nachdruck hingewirkt wird. Der Geist „wissen¬ 
schaftlicher Betriebsführung“ muß den ganzen Betrieb durchdringen, wenn 
anders sich im wirtschaftlichen Betriebsergebnis ein günstiger Erfolg 
geltend machen soll. 

Wenn auch die Ausführungen des Buchs sich zunächst an die Neu¬ 
herstellung anlehnen, so sind sie doch zum großen Teil — in vollem Um¬ 
fang gilt dies für den ersten Teil „die Grundbedingungen“ — ohne weiteres 
auf die Verhältnisse der Eisenbahnreparaturwerkstätten übertragbar. Ge¬ 
rade in diesen, während 'des Kriegs teilweise zu Großbetrieben ange¬ 
wachsenen Werken dürfte noch, ein fruchtbarer Boden für neuzeitige 
Fabrikorganisation auf der Grundlage „wissenschaftlicher Betriebsführung“ 
bestehen. Dem Buch wird daher weite Verbreitung, insbesondere auch in 
den in Frage kommenden Kreisen der Eisenbahnverwaltung gewünscht. 

Wd. 


Soziale Forderungen für die Übergangswirtschaft. Eine Kundgebung. 
Unter Mitwirkung zahlreicher gemeinnütziger Vereine, Aus¬ 
schüsse und Gesellschaften herausgegeben von der Kriegs¬ 
wirtschaftlichen Vereinigung E. V., Berlin. 
64 S. 8 °. Leipzig und Berlin 1918. B. G. Teubner. 1,50 dt. 

Die vorliegende Arbeit ist im Mai 1918 abgeschlossen. Aus Ver¬ 
schiedenen Gründen konnte sie erst im Spätherbst 1918 herausgegeben 
werden. In den Vorschlägen wird davon ausgegangen, daß der Krieg 
zwar nicht mit einem glänzenden Siege der Mittelmächte, aber doch so 
endigen werde, daß die Demobilisierung in normaler, ruhiger Weise vor 
sich gehen könne. Dann würde auch möglich sein, die Übergangswirt¬ 
schaft den Bedürfnissen und der wirtschaftlichen Lage Deutschlands 
richtig anzupassen. Nun ist es — leider Gottes — ganz anders ge¬ 
kommen. Unter dem Drucke der grausamen Waffenstillstandsbedingun¬ 
gen mußten unsere siegreichen Truppen die besetzten Gebiete mit größter 
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Beschleunigung räumen, der politische Umsturz trug dazu bei, daß unsere 
ganze'Wehrmacht sich auflöste, mit gewaltiger Überstürzung mußte alles 
geschehen, um den Arbeitslosen tunlichst Beschäftigung zu gewähren 
und die großen Betriebe einigermaßen aufrecht zu erhalten. Und 
alle diese Notstandsmaßnahmen wurden gestört und erschwert durch die 
sich immer wiederholenden Arbedterausstände und politischen Unruhen. — 
Die in der vorliegenden Schrift gemachten Vorschläge sind nun zwar, 
wie im Vorwort bemerkt und in der Einleitung ausgeführt wird, „von 
vornherein für den schlimmsten Fall ausgearbeitet worden“. Aber, daü 
es so schlimm kommen würde, wie es tatsächlich gekommen ist, das 
konnten die Verfasser im Mai 1918 nicht ahnen. Auf einen solchen 
Zusammenbruch konnte bei den Vorschlägen nicht gerechnet werden. 
Wenngleich also gern zugegeben wird, daß diese Vorschläge und Pläne 
heute nicht nur historischen Wert besitzen, so haben sie infolgedessen 
für die praktische Anwendung, auf die es den Verfassern doch wesent¬ 
lich ankam, einen erheblichen Teil ihres Wertes eingebüßt. 

Gleichwohl ist die Schrift auch unter den gänzlich veränderten Um¬ 
ständen ein verdienstliches Werk, das ernster Beachtung würdig er¬ 
scheint. Sie enthält ein von den berufensten Sachkundigen ausge¬ 
arbeitetes klares und durchsichtiges Programm, die einzelnen Vorschläge 
beruhen auf gesunder Grundlage, und es darf wohl angenommen werden, 
daß manche von ihnen bei den Demobilisierungsarbeiten verwertet wor¬ 
den sind, auf andere später, wenn einmal eine größere wirtschaftliche 
Ruhe eingetreten ist, zurückzukommen sein wird. Die Schrift zerfällt 
nach einer klaren und kurzen Einführung, in der ihr Zweck dargelegt 
wird, in drei Kapitel. Das erste behandelt die gewerbliche Arbeit, 
das zweite den städtischen Konsum, das drit'te die landwirtschaft¬ 
liche Produktion und die ländliche Sozialreform, alles in den Zeiten der 
Übergangswirtschaft. . ... n. 


Wygodzinski, Prof. Dr. Einführung in die Volkswirt¬ 
schaftslehre. Band 113 der Sammlung Wissenschaft und 
Bildung. Zweite durchgearbeitete Auflage. 147 S. 8°. Leipzig 
1918. Quelle & Meyer. Geb. 1,50 M. 

Die erste, im Jahre 1912 erschienene Auflage dieses anregenden, 
seinen Zweck der Einführung in die Volkswirtschaftlehre voll ent¬ 
sprechenden Büchleins ist im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrg. 1913. 
S. 1180, angezeigt. In der zweiten Auflage ist versucht, die einzelnen 
Begriffe der Volkswirtschaftlehre schärfer zu fassen, auch ist ein neuer 
Abschnitt (S. 19—29) eingeführt, in dem die Grundbegriffe (Wirtschaft, 
Bedürfnis, Gut, Wert und Preis) kurz erläutert werden. Die Notwendig¬ 
keit, wenige Jahre nach der ersten eine zweite Auflage in dieser Kriegs¬ 
zeit herauszugeben, zeigt, daß das Buch seine Leser gefunden hat; auch 
der zweiten Auflage ist weiteste Verbreitung zu wünschen. 

A. v. d. L. 
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Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 

Grenzgebiete der Deutschen Republik. 1 . Sudetenländer. 2. Alpenländer. Her- 
auegegeben von der Deoitschösterreichisehen Mittelstelle. Berlin 1919. 

Gnillery, G. f Baurat a. D. Handbuch über Triebwagen für Eisenbahnen. Er¬ 
gänzungsheft. München und Berlin 1919. 

Hawranek, Dr.-Ing. Alfred. Nebenspannungen von Eisenbeton-Bogrenbrücken 
mit besonderer Berücksichtigung der Berechnung bei räumlichem Kraft* 

; , angriff mittels Einflußlinien. Berlin 1919. 

Kaplun-Kogan, Dr. Wlad. W. Russisches Wirtschaftsleben ©eit der Herrschaft 
der Bolschewik!. Nach russischen Zeitungen. Osteuropa-Institut in Breslau. 
Quellen und Studien. Erste Abteilung. Recht und Wirtschaft. Heft 1. 
Leipzig und Berlin. 1919. 

Meyer, F. Wie erhalte ich als Kriegsbeschädigter oder als Kriegerwitwe eine 
Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsversorgung? Erläuterung des Ka- 
pitalabfindungsgesetzee. 3. neubearbeitete Auflage. Bearbeitet von Geh. 
Kriegsrat 0. Hartenstein. Oldenburg i. Gr. 1919. 

Saitzew, Dr. Manuel. Die Kosten der Wasserkraft und ihre Abhängigkeit von 
der Höhe des Arbeitslohnes. Zürich 1919. 


Zeitschriften. 

Allgemeiner Tarifanzeiger. Zeitschrift für internationales Verkehrswesen, 
Finanz- und Volkswirtschaft. Wien.« 

38. Jahrgang. Nr. 9—17. Vom 23. Februar bis 20. April 1919. 

(9:) Ist der „Ankunft“ des Gutes (Art 16, iAbe. 2 I. Ü., § 76, Abs. 2 
E. B. R. u. D. E. V. 0.) dessen „Ankommcnsollen“ gleichzuhalten? — 
(12:) Abbau der vortibergehond eingeführten Änderungen des E. B. R. 
— Irreführung. — Deutsch österreichische Verkehrsprobleme. — (14 u. 
15:) Die Durchrechnung der Staatsbahntarife aufgehoben. — (14:) Die 
Aufhebung der adriatischen Tarife. — (15:) Die Durchrechnung des 
Staatshnhntnrifes auch in Ungarn aufgehoben. — (17:) Neuerliche 
Tariferhöhung der oberschlesischen und niedorschlesischen Kohle nach 
der ehemaligen Monarchie. — Die Ausnahmetarife der Staatsbahnen 
gölten auch von den Übergangstationen. — Einführung des Frankle- 
rungszwnnges für Transporte nach Polen. — Welche Tarife werden in 
Polen und ln der Ukraine berechnet? — Die Auszahlung von Nach¬ 
nahmen nach Eingang. 

Deutsche Banzeitung. Berlin. 

58. Jahrgang. Nr. 20 u. 23. Vom 8. und 19. März 1919. 

Die Vollendung des Mittelland-Kanals. 
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Nr. 82. Vom 19. April 1919. 

Die Vereinheitlichung dos Verkehrswesens und die deutsche Reichs- 
verfassung. 

Deutsche Eisenbahnbeamten-Zeitimg. Stuttgart. 

22. Jahrgang. Nr. 5bis 8. Vom 1. März bis 16. April 1919. 

(5:) Die Eisenbahnbeamten, die Eisenbahnarbeiter und der Staat. — 
Was heißt Sozialisierung? — (6:) Die neue Erhöhung der Personen¬ 
tarife. — (7:) Der kollektive Arbeitsvertrag und die Beamten. — (8:) 
Die wirtschaftliche Selbsthilfe der Festbesoldeten. 

Deutsches Eisenbahnwesen, Berlin. 

10. Jahrgang. Nr. 2. Februar 1919. 

Vorschlag für eine Neuorganisation der preußischen Staatsbahnen. — 
Betriebsergehnisse des Panamakanals. — Die soziale Arbeiterftlrsorge 
Deutschlands und seine Gegner. 

Nr. 8. März 1919. 

Die Kontrolleure der Staatsbahnen in ihrem Wert und ihrer Bewertung. 
— Eisenbahnschulen. 

Nr. 4. April 1919.. 

Ausbildung und Weiterbildung des Eisenbahnpersonals. — Zur Frage 
'der Haftung der Eisenbahn bei Verlust und Beschädigung von einge¬ 
stellten Privatwagen. 

Deutsche Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

82. Jahrgang. Nr. 9 bis 15. Vom 1. März bis 12. April 1919. 

(9:) Eine 14-achsige elektrische Lokomotive von 3300 PS. — Der elek¬ 
trische Betrieb der Schweizer Bahnen. — (10:) Straßenbahnbrücke aus 
armiertem Beton. — Reinigen von Lokomotiv-Siederöhren. — Elek¬ 
trisches Löten und Schweißen. — Besondere Kraltwagen für Heeree- 
zwecke. — (11:) Fahrbarer und drehbarer Kipper für Kleinbahnen. — 
1200 PS.-Wechselstrom-Lokomotiven. — Der elektrische Widerstand 
von unbewehrtem Beton. — Verwendung von Cellon-Lack im Straßen¬ 
bahnbetrieb. — Elektrischer Betrieb der Schöllenenbahn. — (12 u. 13:) 
Schwere Lokomotiven. — (12:) Der Wiederaufbau unseres Verkehrs¬ 
wesens. — (15:) Die Lohnbewegung ::n Kriege bei den Berliner städti¬ 
schen Straßenbahnen. — Isolierte Leitungen bei Starkstromanlagen. 

Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 

15. Jahrgang. Nr. 6. Vom 15. März 1919. 

Der Wiederaufbau unserer Eisenbahnen. 

Eisenbahn und Industrie .und Mitteilungen für die Förderung des Lokal- und 
Straßenbahnwesens. Wien — Prag — Berlin. 

26. Jahrgang. Heft 3. März 1919. 

Die Kohlennot und die Elektrisierung der Bahnen. — Die Internatio- 
nalisierung der Südbahn. 

Das Eisenbahnblatt. (J&rnbanebladet.) Stockholm. 

1919- Nr. 1—5. Januar—März 1919. 

(1:) Danmark. Krigsfangetransporter paa danske Statsbaner. — T&g- 
olyckan vid Get&. — Ifr&gasatt järnväg tili Marstrand. — Föroslagen 
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järnväg Hultebo—Riddarhyttan. — Föreslag en j&rn vägsf örbindels e 
mellan Sverige och Danmark modelst tunnlar under Öresund. — Taxe&t- 
gärder i olika länder i anledning av kriget-. — Österrike-Ungerns upp- 
deluing och järnvägärna. — (2:) .Expressbolag i Amerika. — Tunnel 
under japanska Mogi-sundet — Japans jämvägar. — (u. 3:) Svene* 
Undervisningsväsendets ordnande vid statens järnvägar. — J&rnv&gs- 
ärenden vid 1919 &rs riksdag. — ßammanslagning av järnvägärna 
Växjö—Klavreström, Klavreström—Aeheda och Asheda—Virsenun tili 
en iärnv&g.— Bro öfvor Suez-kanalen. — (4:) Norge. Ombygning av 
Fetsund Bro. — Sverige. Löneregleringen. — (5:) Sverige. Uppet&ll- 
ning af formier för beräkning af änglokomotivens hufvuddiroensioner. — 
Kungl. jämvägestyrelsens kostnadsstater für drift och underh&ll under 
&r 1019. 

Eisenhahnblatt. Wien. 

24. Jahrgang. Nr. 6 bis 9. Vom 28. Februar bis 30. März 1919. 

(6:) Die Kohlenversorgung Deutschösterreichs. — Deutschösterreichi- 
scber Staatseisenbahnrat — Dio deutschen Eisenbahninteressen in der 
Türkei. — (7:) Die Paßvorschriften für den Reiseverkehr innerhalb der 
Nationalstaaten. — Die Verhinderung der Wasserkräfte. — (9:) Spar¬ 
samere Verwendung der Kohle. — Die Finanzlage der französischen 
Eisenbahnen. — Die Elektrisierung der Schweizerischen Bundesbahnen. 
— Von der Furkabahn. 

Eisenbahn- und verkehrsrechtliehe Entscheidungen lind Abhandlungen. Berlin 
und Leipzig. 

35. Band. Heft 2. 

Dio Haftung des preußischen Eisenbalmfiskus für Verlust oder Be¬ 
schädigungen von Postsendungen. — Die Verpflichtung der Eisenbahn zur 
Auskunfterteilung über ihre Erörterungen bei Verlust, Beschädigung 
und Minderung von Gütern. 

Elektrische Kraftbetricbe und Bahnen. Berlin — München. 

17. Jahrgang. Heft 5. Vom 14. Februar 1919. 

Die elektrische Zugförderung auf der PugetrSound-Strecke der Chi¬ 
cago-Mil waukee-St. Paul-Bahn als Anregung und Vorbild für den elek¬ 
trischen Betrieb auf den österreichischen Gebirgsbahnen. 

Heft 7. Vom 4. März 1919. 

Ein Beitrag zur Frage der günstigsten Entfernung der Haltestellen für 
Straßenbahnen vom Betriebs- und wirtschaftlichen Standpunkt. 

Elektrotechnische Rundschau. Berlin. 

36. Jahrgang. Nr. 5/6 u. 7/8. Vom 5. und 19. Februar 1919. 

Studien über elektrische Lokomotiven im SchnellzugsdienBte der Voll¬ 
bahnen. 

Elektrotechnische Zeitschrift Berlin. 

40. Jahrgang. Heft 15. Vom 10, April 1919. 

Dio geplante elektrische Zugförderung auf den Berliner Stadt-, Ring- 
und Vorortbahnen. 

Heft 16* Vom 17. April 1919. 

Bayern und seine Wasserwirtschaft. 
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Engineering. London. / 

107. Band. Nr. 2778 bis 2777. Vom 21. Februar bis 21. März 1919. 

(2773:) The Southampton steam ferry. — Germany's production of Steel 
and iron during the war. — The case for the concrete road. — The 
German iron industry interests in Lorraine. — (2774:) Kailway läbour 
conditions. — Lighting of Railway premises. — The German motor car 
market. — (2775:) The minister of ways and Communications. — (2776:) 
The Railway Situation. — The Standardisation of Railway wagons. — 
(2777:) Ministry of ways and Communications. 

Engineering Newe-Record. New York. 

82. Band. Nr. 1 bis 9- Vom 2. Januar bis 27. Februar 1919. 

(1:) Fourteen points essential to establishing a sound Railway policy. — 
Motor trucks operate over steep grades an Hetch Hetchy project. — 
Alaska govemment Railway nearly half completed. — New law for Ve¬ 
nezuela Railroad concessions. — (2:) Committee analyzes track-elevation 
costs on Rock Island work in Chicago. — Characteristics of war-time 
highway work in Great Britain and United States. — (3:) Unusual 
features in Wilamette river bridge at Salem, Oregon- — (4:) Director 
general reviews Railroad Operation for year. — Accidents on Railro&ds 
reported by Interstate Commerce Commission. — Rail ways form indu¬ 
strial district at S. Paul. — (5:) Pay and Position of engineers in Rail¬ 
way Service. — Flanning a stream to unwater a tunnel. — Comparison of 
Railroad terminal projects at Cleveland (6:) What ehall be done 
about the Railroad question? * — (8:) University dean urges better 

conditions for Railway engineers. — New York bärge caaaPs first 
operating season. — Omaha track-elevation bridges Vary in type to meet 
local conditions. — (9:) Dump cars and wagons ejnlarge Railway fills. 

Europäische Staats- und Wirtschafts-Zeitung. Berlin. 

* 4. Jahrgang. Nr. ,14. 

Zur Vereinheitlichung des deutschen Eisenbahnwesens. 

9 

Le Genie Civil. Paris. 

74. Band. Nr. 1 bis 11. Vom 4. Januar bis 15. März 1919. 

(1:) L’ölectrification partielle des chemins de for de la Compagnie 
d’Orteans. — Le port d’Ostia Nuova, pr ks de Rome, et le chemin de 
fer d’Ostia 4 Rome. — (4:) L’exploitation des ports francais pendant 
la guerre. — (6:) L’6volution de la locomotive 4 grande vitesse de 1878 
4 1914 et l’influence de P6coie Alsacienne sur cette 6volution. — 
(7 bis 9:) L*6tat actuel et ravenir de nos chemins de fer d’intdrßt local. 
Les chemins de fer agricoles. — (Nr. 10:) Nouveaux derricks de 3 tonnes 
de T6cole des chemins de fer de Versailles. — La rdglementation natio¬ 
nale et internationale de la duröe du travail. — (11:) Dispositifs pour 
le raccourcissement des travorsdes-jonctione. 

Glasers Annalen fttr Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

84. Band. Heft 5 bis 7. Vom 1. März bis 1. April 1919. 

(5 u. 7:) Der Weg des Eisens. — (5:) Der gegenwärtige Zustand des 
deutschen rollenden Materials in englischem Lichte. — (6:) Die Verwen¬ 
dung von Selbstenladewagen im öffentlichen Verkehre der Eisenbahnen. 
— (7:) Vorrichtungen zum Gangbaraachen von Schraubenkupplungen 
mit Druckhiftbetrieh 
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Hanomag-Nadu-ichten. Hannöver-Linden. 

6. Jahrgang. Heft 2. Februar 1919. 

Lokomotiven gedrängter Bauart 
Heft 8. März 1919. 

Reinigung von Kesselroliren. 

De Ingenieur. ’s-Gravenhage. 

84. Jahrgang. Nr. 8. Vom 22. Februar 1919. 

Normalo spoorstaafprofielcn. 

Nr. 9. Vom 1. März 1919. 

Mededeelingen ointrcnt de verzwaring van den bovenbouw der briiggen 
in de lijn Goendih—Soerabaja der Nederlandsch-Indieclie Spoorweg- 
Maatbchappij. 

Nr. 13. Vom 29. März 1919. 

Stalen spoorweg rijtnigen in Amerika. 

Nr. 15. Vom 12. April 1919. 

Herstelling van do spoorwegbrug ovor het Menvedekanaal nabij Weesp. 

Die Lokomotive. Wien. 

16. Jahrgang. Heft 3. März 1919. 

Entwurf und Vergleich einer Naßdampf-Zwilling-, Naßdampf-Verbund-, 
Hoißdampf-Zwilling- und Heißdampf-Verbund-Lokomotive für gleiche 
Leistung am Tenderzughaken. III. — Neue Ausführung der 1 D-Ver- 
bund-Güterzuglokoniotive Reihe G 7 der preußischen Staatebahnen. — 
Uber die Steigerung der Arbeiten in den preußischen Eiseubahnwerk- 
stätten. 

Österreichische Eisenbahn-Zeitung. Wien. 

42. Jahrgang. Heft 3 bis 4. Vom 1. März bis 1. April 1919. 

(3:) Zur Frage der Pragmatisierung der Staatsbahnbediensteten. 

Die Wiederherstellung unseres Eisenbahnverkehrs. — Die Kohlenversor- 
gung DeuL>chösterreichs in der Gegen warf und Zukunft. — (4:) Zur 
Neuordnung des SLuitscisenbahnrates. — 

Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 

73. Band. Nr. 7 bis 13. Vom 15. Februar bis 29. März 1919. 

(7:) Die Ventilationsanlage des Simplontunnels. — (8:) Die Erwei¬ 
terung de 3 Hauptbahnhofes Zürich. — (u. 10, 12, 13:) Der Bau dar 

Bagdadbahn im Licht der Kriegswirtschaft. — (11:) Umschlagsverkehr 
in Häfen, mit besonderer Berücksichtigung schweizerischer Verhält- 
nisse. — (12:) Akkumulatoren-Verschiebelokomotive mit Windwerk. — 
(13:) Die Elektrifizierung der Schweizerischen Bundesbahnen. — Elek¬ 
trische Lokomotiven für die Gotthardiinien. 

Technik und Wirtschaft. Berlin. 

12. Jahrgang, lieft 3. März 1919. 

Die Neuordnung unseres Verkehrswesens. 

Technisches Wochenblatt. (Tcknisk Ukeblad.) Kristiania. 

1919: Nr. 7—13. Vom 14. Februar bis 28. März 1919. 

(7 u. 13.) Om Lagring og Lasting av Kul og Malm. — (8.) Riksveien 
Ly*e—Sacte dal—Telemarken. — Nye Jernbaneprojekter. — Et vaeldig 
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Jernbaneprojekt i Stockholm. — (9, 11—13:) Statens Forhold til Vund- 
kraften. — (10:) Kristiania elektriske Sporveis 25-Aars Jubileum. — 
Jernbaneforbindelsen Lilleström eller Fetsund—Smaalensbanen og Faer- 
geplanene Norge—Jylland. — (11:) Vore Jernbaners Transportforhold 
under Krigcn. — (12:) Litt om Utstikning av Jernbaner. — Store 
Elektrificeringsplaner i Sverige.— Sporveisplanene for Kristiania og 
Aker. — Drammenbanens Ombygning og Elektrificoring. — Jaederbanens 
Elektrifioering. — 

Wochenschrift für dön öffentlichen Baudienst. Wien. 

25. Jahrgang. Heft 9/10. Vom 27. Februar und 6. Mär/* 1919. 

Versuche mit Lokomotiven der österreichischen Staatsbahnen. 

Zeitschrift für Bahn- und Bahnkassenärzte. Melsungen. 

14. Jahrgang. Nr. 1. Januar 1919. 

Über die Prüfung des Farbensinns mit dem Cohnschen Täfelchen. — 
Auch ein Beitrag zur Psychologie der Unfallverletzten. 

Nr. 2. Februar 1919. 

Psychoteohnische Prüfungen sächsischer Eisenbahnbediensteten. — 
Müssen Unfälle nervöse Folgen haben? 

Nr. 3. März 1919. 

Anleitung für die bahnärztlichen Untersuchungen des Eisenbahn¬ 
personals. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

27. Jahrgang. Nr. 2. Februar 1919. 

Die transafrikanischen Eisenbahnen. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architekten-Vereins. Wien. 

71. Jahrgang. Heft 8 bis 16. Vom 21. Februar bis 18. April 1919. 

Zur Neuordnung der deutschösterreiohischen Staatsbahnverwaltung. 

Heft 11. Vom 14. März 1919. 

Über den Ausbau der deutschösterreiohischen Wasserkräfte. 

Heft 12. Vom 21. März 1919. 

Die Ausgestaltung des Wiener Donaukanals zum Hafen. 

Zeitschrift für Transportwesen and Straßcnbaa. Berlin. 

36. Jahrgang. Nr. 9. Vom 20. März 1919. 

Beförderungsarten für Massengut. — Güterverkehr auf Wasserstraßen. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

59. Jahrgang. Nr. 15 bis 30. Vom 22. Februar bis 19. April 1919. 

(15:) Die Gewinnbeteiligung der Eisenbahnbediensteten zur Erzielung 
eines raschen Wagenlaufes und -Umsatzes. — Zum Umbau des Züricher 
Hauptbahnhofs. — Abänderung des § 80( 6 ) des österreichischen Eisen¬ 
bahn-Betriebsreglements. — (16:) Landbeschaffung für staatliche Neben¬ 
bahnen in Sachsen. — Die Gütertarife der Kleinbahnen. — (17:) Der 
preußische Eisenbahnminister über die Eisenbahnfrage in der Reichs- 
Verfassung. — Die ältesten Stimmen über die militärische Bedeutung 
der Eisenbahnen 1833—1842. — Die Fahrgeschwindigkeiten der engli- 
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sehen Eisenbahnen im Kriege. — (18 u. 19:) Zur Bewertung von Gleis¬ 
entwicklungen. — (18:) Bereithaltung der Signalmil tel zur Zugdeckung. 
— (19 bis 21:) Zur Neuordnung der deutsch-österreichischen Staats¬ 
bahnverwaltung. — (20:) Achtstundenarbeitstag. — Zur Frage der Iuter- 
nationalisierung der Südbahn. — (21:) Stetigkeit oder Beweglichkeit 
der Gütertarife? — (22:) Die Seehafenpolitik der deutschen Eisen¬ 
bahnen und die Rohstoffversorgung. — Erhöhung der deutschen Per¬ 
sonentarife. — Der Generalstreik in Leipzig. — (23:) Die Zukunft des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. — Der Stand der Reichs¬ 
eisenbahnfrage. — Die Notstandsaufträge des Eisenbahn-Zentralamts. — 
(24:) Staatsminister Hoff. — Die Eisenbahnen im Entwurf des preußi¬ 
schen Staatshaushaltsplans für 1919. — Gepäckladelisten. — (25:) Der 
Haushalt der preußischen Staatsbahnverwaltung für das Rechnungsjahr 
1919. — Wie ist es zurzeit möglich, die Zugleistungen in das richtige 
Verhältnis zu den vorhandenen Lokomotiven zu setzen? — (26:) Be¬ 
trachtungen über die Bedeutung der angewandten Psychologie für das 
Eisenbahnwesen. — Zur Wiedereröffnung des Badischen Bahnhofs in 
Basel. — (27. u. 28:) Das Reich und die Eisenbahnen. — (27:) Präsident 
Dr. ph. Dr.-Ing. Ulbricht. — (28:) Zusammenwirken der Bevölkerung 
und der Staatseisenbahnverwaltung. — (29:) Zur Entwicklungsgeschichte 
der rein selbsttätigen Einrichtungen für räumliche Zugdeckung:. — 
1200-pferdige Wechselstromlokomotiven für die preußische Staatsbahn¬ 
verwaltung. — (30:) Beiträge zur Frachtbriefreforro. — Finanzielle 
Erfolge einiger Kolonialeisenbahnen. 

Zentralblatt für das deutsche Baugewerbe. Berlin. 

18. Jahrgang. Nr. 18. Vom 16. April 1919. 

Schnellstraßenbahnen und Siedlungswesen. 

Zentralblatt der Banverwaltung. Berlin. 

39. Jahrgang« Nr. 29 und 31. Vom 5. und 12. April 1919. 

Gleisanlagen mit Drehscheiben und Schiebebühnen vor Maschinen- 
häusem. 


Heranagegebcn Im Aufträge de« Ministerium. der öffentlichen Arbeiten. 

VerUg von Jullua Springer, Berlin W - Druck von II. ö. Hermann & Co., Berlin 8W 19, Beuth.tr 8. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Betriebskosten der Eisenbahnen und ihre Bedeutung 

flir die Tarifbildung. 

% 

Von 

Dr. Ahlberg und Dp. Norrman in Stockholm. 

(Fortsetzung.) J ) 


- C. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen. 

1. Zusammenfassung der erhaltenen Resultate. 

Aus den bisherigen Untersuchungen ergibt sich, daß die Ausgaben 
der Eisenbahnen größtenteils veränderlicher Natur, und zwar von den 
folgenden Betriebseinheiten abhängig sind: 

Anzahl der Zugkilometer einer der verschiedenen Zuggattungen, 

Anzahl der Bruttotonnenkilometer einer der verschiedenen Zuggattungen, 
A nzahl der Kuppelungen in Zügen von verschiedenen Wagengattungen, 
Anzahl der Wagenachskilometer (oder Wagenkilometer) einer der ver¬ 
schiedenen Wagengattungen, 

Anzahl der Sendungen von beladenen oder leeren Wagen, 

Anzahl der verkauften Fahrkarten, 

Anzahl der Sendungen von Reisegepäck qder von Gütern verschiedener 
Arten oder deren Gewicht. 

Die verschiedenen Verhältniszahlen sind an den einzelnen Stellen an¬ 
gegeben worden. Aus ihnen kann man also die Mehrkosten berechnen, die 

4 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 869, 1917 S. 43,288,494. — Da die 
Veröffentlichung des Schlusses dieses Aufsatzes durch verschiedene Ursachen ver¬ 
spätet worden ist, dürfte es sich empfehlen, daran zu erinnern, daß die Untersuchung 
in «inen allgemeinen Teil (Abt. A 1—3) und einen besonderen Teil 
(Abt. B 1—9) zerfällt, von denen ersteror den Zweck, die Methode und die allgemei¬ 
nen Voraussetzungen der Untersuchungen darlegt, während letzterer die verschie¬ 
denen Betriebskosten der Eisenbahnen im Anschluß an eine bei den schwedischen 
Staatsbahnen ausgeführte Arbeit durchgeht, um zu zeigen, ob und in welcher 
Weise sie von der Größe des Verkehrs abhängen. Die vorliegende Abteilung 
faßt die Ergebnisse der Abt. B zusammen und gibt die daraus mit Rücksicht auf 
die Grundsätze der Abt. A zu ziehenden Schlüsse. 

ArchlT für ElMiib«htiv«ttti. 1919. 37 
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durch eine Vermehrung einer oder mehrerer der erwähnten Betriebs¬ 
einheiten entstehen. 

Die übrigen Kosten dagegen sind fest; sie sind unabhängig von der 
Größe der Betriebsarbeit, insofern als sie nicht vermehrt oder vermindert 
werden bei einer nicht allzu großen Vermehrung oder Verminderung der 
Betriebsarbeit (d. h. der eben erwähnten Betriebseinhehen). Natürlich gilt 
dies jedoch nur unter der Voraussetzung, daß alle anderen, die Betriebs¬ 
kosten beeinflussenden Umstände — Materialpreise, Besoldungen, Organi¬ 
sation, Betriebsführung, Fahrgeschwindigkeit usw. — unverändert bleiben; 
wir haben ja schon betont, daß die Untersuchung nicht auf die durch 
Veränderungen der letzterwähnten Faktoren hervorgerufene Einwirkung 
Rücksicht nimmt, und dies auch nicht, wenn sie, wie beispielsweise bei der 
Organisation und der Betriebeführung, mehr oder weniger mit der Größe 
der Betriebsarbeit Zusammenhängen. 

Die erste in der Einleitung aufgestellte Aufgabe unserer Untersuchung 
— die Feststellung der in Betracht zu ziehenden Betriebseinheiten und der 
Beträge der Verhältniszahlen — ist also hiermit gelöst; es bedarf nur noch 
der Zusammenfassung der Zahlen. Es würde hierbei eigentlich genügen, 
die erhaltenen Durchschnittszahlen (z. B. die Mehrkosten für die Brutto- 
tonnenkm in Schnellzügen usw.) in Anrechnung zu. bringen, indessen 
werden vielleicht die Resultate durch Beifügung der absoluten Zahlen, die 
zur Berechnung der Durchschnittszahlen angewandt worden sind, an Über¬ 
sichtlichkeit gewinnen. Wir betonen jedoch, daß diese absoluten Zahlen 
streng genommen nichts anderes als die Produkte der erwähnten Durch¬ 
schnittszahlen ixnd der jetzigen Beträge der Betriebseinheiten bezeichnen. 

Eine solche Zusammenfassung der Zahlen der absoluten Kosten geben 
die nachfolgenden Tabellen. Die veränderlichen Kosten sind dort in vier 
Hauptgruppen zusammengefaßt worden, die wir Zug-, Verschiebe-, Wagen- 
und Stationskosten nennen werden 1 ). 

Unter Zugkosten verstehen wir im folgenden die Kosten, die ent¬ 
weder den Zugkm oder den Bruttoto nnenkm verschiedener Zuggattungen 
proportional sind; die Verachiebekosten sind proporttonal der 
Anzahl der zu- oder abgekuppelten Wagen, die Wagenkosten den 
Wagenkm oder der Anzahl der Wagensendungen; als Stationskosten 
fassen wir endlich die Kosten zusammen, die von der Anzahl der verkauften 
Fahrkarten oder der abgefertigten Gütersendungen oder deren Gewicht ab- 
hängen. 

l ) Da drei dieser Ausdrücke gewissen in Abt. B benutzten (aber für die 
Folge überflüssigen) Ausdrücken ähnlich sind, ist, um Mißverständnisse zu ver¬ 
meiden, hier zu betonen, daß sie nunmehr eine abweichende Bedeutung haben. 


Digitized by 


Gck igle 


Original frorn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Betriebskosten der Eisenbahnen u. ihre Bedeutung für die Tarifbiklung. 543 


Zusammenstellung der Betriebskosten nach Abteilung B. 
A. Veränderliche Kosten. 

Al. Zngkosten (1000 Kr.). 



□ 

Per¬ 

sonen¬ 

züge 

Ge¬ 

mischte 

Züge 

Güter- 

züge 

Erz- 

r.iige 

Ar¬ 

beits¬ 

züge 

Summe 

Den Zugkilometern 
porportional 








Lokomotirendienst (Abs.B 2) 

1626 

4619 

2 329 

3782 

1020 

136 

13612 

Schatzwagen (Abs. B8) . . . 

51 

126 

62 

78 

16 


333 

Zagbegleitpersonal (Abs.B 4) 

238 

602 

269 

489 

28 

— 

1621 

Zagabfertigung (Abs. B 6) . . 

392 

680 

823 

611 

109 

22 

2037 

Bahnbewachung und -Unter¬ 








haltung (Abs. B 6) . . . . 

132 

237 

118 

206 

61 

4 

747 

Summe . . . 

2434 

6264 

3101 

6066 

1224 

162 

18 260 

Den Bruttotonnenkm 



1 





porportional 
Lokomotivendlenst (B2) . . 

692 

1 159 

946 

1966 

627 1 

! 66 

6344 

Bremsen usw. (B4). 

79 

196 

378 

804 

42 

— 

1493 

Bahnbewachung und -Unter¬ 

1 


; 1 

1 

1 




haltung (B6). 

180 

167 

1 169 | 

488 

229 

9 

1192 

Summe . . . 

801 

1621 | 

1488 

3267 

898 

64 

8029 

Summe A 1 Zugkosten 

3236 

7786 ! 

4689 

8322 

2122 

226 

26 279 


A2. Verschiebekosten. 



Verschiebung .von Wagen für 


. 

Personen¬ 
verkehr 
(auch Post, 
Gepäck, 
Eilgüter) 

Güter¬ 

verkehr 

(auch 

Arbeitszüge) 

Erzverkehr 

Summe 

Lokomotivendienst (B 2) . . 

666 

3 824 

416 

4306 

Verschiebepersonal usw. (B 6) 

309 


104 

2233 

Somme A2 Verschiebekosten 

876 

— 

5144 

619 

6638 


A3. Wagenkosten. 



Wagen für 

I 

i 

: 

1 

| Summe 

1 

Personen¬ 
verkehr 
(auch Post, 
Gepäck, 
Eilgüter) 

Güter¬ 

verkehr 

Erz¬ 

verkehr 

Arbeits¬ 

züge 

Wagendienst (B3). 

Bohnhofselnrichtungen (B 6) 

3 847 

4433 

61 

860 

16 

86 

8726 

67 

Summe A3. Wagenkosten 

3 347 

4 484 1 876 

1 

85 

8 792 


37* 
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i 

A4. Stationskosten (1000 Kr.). 

ji 

Personenverkehr 

(auch 

Gepäck, Eilgüter) 

Eigentlicher 

Güterverkehr 

Stationsdienst (B6): ■' 

Fahrkartenverkauf. 

.Reisegepäck. 

Paketgüter.i 

Eilgüter. 

Stückgüter. i 

Auf- und Abgabeleistung. n 

Umladung zwisch. Zügen d. Staatsbahneu 
Umladung zu und von Privatbahnen . . J 
Wagenladungsgüter, Fahrzeuge, Tiere . . . ! 

Kontrolle und Fahrkartendruck (B 7) . . ! 

! 

922 

996 — 

652 - 

• 543 

— 1411 

1578 

424 

204 

260 

214 \ 466 

Summe A4. Stationskosten .... 1 

3 327 

4 333 


i 7 660 


i 7 660 

B. Feste Kosten (l 000 Kr ). 

Stationsdienst (Abs. Bö). 2643 

Bahnbewachung und -Unterhaltung (B 6) . . . 8 415 
Allgemeine Leitung der Eisenbahnen (B 7i . . 6 527 

Verschiedene Kosten (B 8). 1048 

Dampffährenbetrieb (B 9).. . . 1292 

Zinsenkosten, nicht anderswo angegeben (B 10) 11647 


Summe B. Feste Kosten . . 30667 

Zusammenstellung. 

Zugkosten.26279000 Kronen 33,0 o / 0 

Verschiebekoston. 6 638000 , 8,s w 

Wagenkosten. 8 792000 „ 11,o * 

Stationskosten. 7660000 , _ 9£ , 

Summe der veränderlichen Kosten . . . 49 269 000 Kronen 

Feste Kosten. . 30 667 000 ,, _ 38,» , _ 

Summe . . . . 79836000 Kronen 100,0% 

Auf Grund der obigen Ergebnisse werden jetvt die durchschnittlichen 
Kosten für die Betriebseinheiten folgenderweise berechnet: 


1 . Zugkosten. 


Zuggattungen 

Kosten (1000 Kr.) ab¬ 
hängig von 

Zug- 

km 

(1000 

km) 

Brutto- 
tkm 
der be¬ 
förderten 
Wagen 

(in MU1.) 

D urchachnittskosten 
(Öre) 

«) 

Zug- 

km 

b) Brutto- 
tkm der 
befürd. 
Wagen 

Summe 

a) 

für 

Zug- 

km 

b) 

für 

Bruito- 

tkm 

Summe 

für 

Brutto- 

tkm 

Schnellzüge . . 

2434 

801 

3 285 

3211 

628 

76 

0,148 

0,516 

Personenzüge . 

6264 

1521 

7 785 

7921 

842 

79 

0,181 

0,945 

Gemischte Züge 

8 101 

1488 

4 589 

3859 1 

777 

80 

0^199 

0^591 

Güterzüge . . . 

5065 

3 257 

8 322 

6106 

2161 

88 

0,151 | 

0,886 

Erzzüge .... 

1224 

898 

2122 

1305 

990 

94 

0,091 , 

0,214 

Arbeitszüge . . 

162 

64 

226 

264 

89 

61 

0,164 

0,579 

Summe. . 

18260 

8029 

26279 

22668 

6 437 

81 ! 

0,148 | 

0,488 
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Wie aus den Tabelle ersichtlich, sind die von den Zugkm abhän¬ 
gigen, also von der Größe der Züge unabhängigen Kosten (a) beinahe 
•die gleichen für sämtliche vier Hauptzuggattungen. Dies kann auffällig, 
•erscheinen, da nach der allgemeinen Auffassung die Schnellzüge kost¬ 
spieliger sind. Die Sache liegt indes so, daß diese Kosten nicht nur 
Ausgaben für Brennmaterial und andere derartige Kosten umfassen, die 
bei größerer Fahrgeschwindigkeit wachsen, sondern auch Personal- 
kosten u. a., für die die angewandte Zeit hauptsächlich maßgebend ist. 
und die darum-bei größerer Geschwindigkeit für das Kilometer sogar nie¬ 
driger werden. Das Resultat ist also, daß diese beiden jn entgegen¬ 
gesetzten Richtungen wirkenden Faktoren einander fast vollständig auf- 
heben (vergl. besoders die Lokomotivenkosten, Arch. 1917, S. 80). 

Dagegen beziffern sich natürlich solche Zugkosten, die nicht nur von 
der Anzahl der Züge und der zurückgelegten Wegstrecke, sondern auch 
von der Größe der Züge (b) abhängen, für die Bruttotonnenkm der ver¬ 
schiedenen Zuggattungen wesentlich verschieden 1 ). Auch hier ist jedoch 
der Unterschied zwischen Schnellzügen und Güterzügen nicht groß, und 
dieser Koetenteil ist sogar für ein Bruttotkm ein wenig niedriger für 
Schnellzüge als für Güterzüge. Dagegen sind diese Kosten für Per¬ 
sonenzüge und gemischte Züge bedeutend höher. Dieses Resultat ist 
hauptsächlich auf zwei Umstände zurückzuführen. Teils werden in 
Personenzügen und gemischten Zügen Lokomotiven von zum großen 
Teile älteren Typen angewandt, während <^e Schnellzuglokomotiven fast 
■ausschließlich und die der Güterzüge zu. einem sehr wesentlichen Teile 
von modernen, Brennmaterial sparenden, kräftigen Typen sind. Ferner 
ist die Zugkraft der Lokomotiven von Schnell- und Güterzügen in der 
Regel voll ausgenutzt, während die Personenzüge verhältnismäßig 
klein sind und meistenteils nur kurze Strecken befahren, was natürlich 
die Kosten für das Kilometer erhöht, und die gemischten Züge in beträchtlicher 
Ausdehnung über Strecken mit so schwachem Verkehr fahren, daß die 
Zugkraft nicht völlig ausgenutzt werdep kann. Die Tabelle zeigt, daß 
beträchliche Ersparungen erwachsen würden, falls die Personen- und 
gemischten Züge ebenso billig wie die Schnell- und Güterzüge gefahren 
werden könnten. 

« 

In der Tabelle haben wir auch die Beträge der zusammengerechneten 
Zugkosten für Bruttotonnenkm angegeben; diese Zahlen sind jedoch 
nur unter der Voraussetzung von Bedeutung, daß das jetzige Zuggewicht 
unverändert bleibt. 

‘) Es ist zu bemerken, daß die Zugkosten nicht alle solche Aufwendungen 
in sich schließen, sondern daß sok-ho auch .unter den Verschiebe- und Wagen¬ 
kosten Vorkommen. . 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-rn 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



546 Die Betriebskosten der Eisenbahnen u. ihre Bedeutung für die TariibUdung. 


2 . Die Betr&ge der Verschiebekosten sind aus der folgenden 
Zusammenstellung zu entnehmen (siehe oben Abs. A 2): 


j 

Verschiebung von Wagen, 

angewandt für 
• 

Kronen 

Anzahl 

der in Züge 
eingekoppelten 
Wagen 1 ) 

Kotten 
für einen 
cu gekuppelten. 
Wagen*) 

Kronen 

Personenverkehr (einschließlich Post, 
Reisegepäck, Eilgüter). 

875000 

1 460000 

0,eo 

Güterverkehr (einschließlich Arbeits- 
züge, aber ansscblleßl. Hafengleise, 

* siehe nnten). 

4944000 

8 759000 

1,3t 

Erzverkehr . 

&19000 

228000 

24« 

Summe .... 

6888000 

— 

— 

Hierzu: Verschiebung auf Hafen- und 
Nebengleisen, für welche besondere 
Gebühren eingerichtet werden 
(Schätzung). j 

1 

i 

200000 

! 


1 

i 


Die Verschiebekostien für einen Güterwagen stellen sich natur¬ 
gemäß bedeutend höher als die für einen Personenwagen. 

Von den Kosten für Güterverkehr können 127 000 Kr. (96 000 
Kuppelungen zu 1,32 Kr.) als aaif die Arbeitszüge und 4 817 000 Kr. al» 
auf den eigentlichen Güterverkehr fallend angesehen werden, und von 
dem letzteren Betrage 854 000 Kr. (647 000 Kuppelungen zu 1,32 Kr.) auf 
Stückgüter und der Best 396S000 Kr. auf Wagenladungsgüter und fracht¬ 
freie Güter. 

Die Kosten einer Kuppelung, 1,32 Kr., sind hoch, besonders 
wenn man in Betracht zieht, daß es sich ufh eine Durchschnittszahl 
handelt. Tatsächlich sind sie nunmehr auf den schwedischen Staats¬ 
bahnen bedeutend erniedrigt worden. Es darf jedoch nicht unbeachtet 
bleiben, daß die Verschiebekosten einen sehr beträchtlichen Anteil der 
Transportkosten des Güterverkehrs bilden müssen. 

*) Vierachsige Personen- usw. Wagen als zwei gerechnet; Kuppelungen, 
die eine Verechiebungearbeit nicht verursachen (z. B. bei Nachtaufenthalt eines 
Güterzugee), nicht mitgerechnet. Die Anzahl der abgekuppelten Wagen kann 
als der Anzahl der zn gekuppelten gleichkommend angesehen werden. 

*) Zusammengerechnete Kosten für die Zu- und Abkuppelung einea 
Wagens. 
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3. Die Hauptziffern der Wagenk o sten ergeben sich ans der fol¬ 
genden Zusammenstellung (siehe oben Abs. A 3): 


1! 

\ 

Wagen für den t 

\ 

Kronen 

Wagen- 

achskm 1 ) 

in Mill. 

Kosten für 
ein 

Wagen- * 
ach s km 

Öre 

Personenverkehr (einscbl. Post, Reisegepäck, 
Eilgüter). 

3847000 

234,5 

1,43 

eigentlichen Güterverkehr*) 

4484000 

479,2 

0,94 

Erzverkehr. 

876000 

116,0 

0,76 

Arbeitszüge. 

86000 

1 

7,7 

1,10 

Summe .... 

8 792000 

837,4 

1,06 

*) hiervon Stückgüter. 

626000 

; 133,4 ' 

0,47 


Wie schon hervor gehoben, ist die Zahl der Wagenachskm (oder 
Wagenkm) nicht die einzige in Betracht zu ziehende Betriebseinheit; 
für Personen- und Wagenladungsgttterwagen muß vielmehr auch die 
Zahl der Wagen unberücksichtigt werden- Die Kosten, die Von der 
Zeit der Inanspruchnahme eines Wagens abhängen, und zwar in erster Linie 
die Verzinsungs- und Tilgungskosten, sind in Anbetracht der bedeutenden 
Zeit auf den Abgang- und Ankunftstationen in der Hegel für kurze 
Transporte höher als für weitere; es wäre also ganz fehlerhaft, wenn man 
die Wagenchaskm als die einzig maßgebende Betriebseinheit betrachtete. 

Die regelmäßige Statistik gibt keine sicheren Anhaltspunkte für 
die Beurteilung der Zeitdauer, die die Güterwagen für verschiedene 
Zwecke brauchen. Es ist notwendig gewesen, eine besondere Unter¬ 
suchung hierüber anzustellen und dabei nicht nur die vorhandenen 
statistischen Angaben über Wagengestellung, Beförderungsmenge und 
-weg der verschiedenen Warengattungen, Leerwagentransporte usw. 
möglichst zu verwerten, sondern auch besondere Erhebungen anzustellen 
über Beladung verschiedener Wagengattungen, Weglänge und Beladung 
der Stückgutwagen u. a. Das Ergebnis dieser Untersuchung ist in einer 
Anlage des Berichts zusammengefaßt, aus der die Verwendung der Güter¬ 
wagen, gedeckte und offene je für sich, teils für Stückgüter, teils fttr 
Wagenladungen einschL lebender Tiere zu ersehen ist*). 

*) Ausschließlich Schutz- und Schaffnerwagen (41,7 Mill. Kilometer). 

*) Die 'Methoden dieser Untersuchung könnten wohl vielleicht z. T. von 
Interesse sein; da die Resultate jedoch auch auf anderem Wege erreicht werden 
können, als den wir — mit Rücksicht auf die vorhandene Statistik — benutzt 
haben, glauben wir darauf verzichten zu sollen. 
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Nur die Endzahlen dieser Untersuchung werden wir hier- angeben, 
und zwar erstens die Durchschnittszeit für jede Wageo- 
sendung mit Wagenladungsgütern (d. h. die Weise, in der 
die durchschnittliche Umlaufszeit — 6,43 und 6 , 3 « Tage — verwandt wurde). 


l’ 

r 

Gedeckte 

Wagen 

Ya 

I Offene 
Wagen 

g e 

Als beladen verwandte Zeit: 

~1 

I 

n 

Abfertigungszeit (Beladung, Entladung usw.) . . . . J 

' 2,09 

3.6 

Unterwegszeit (in Zügen und auf Zwischenstationen) 

1.09 

0,75 

Leerlauf. i 

1,06 

1 0,74 

Nicht auBgenuUte Zeit (Reserve).j 

1,90 

, 

1,90 

I 

Zusammen . . . i 

I 6,43 

1 

6,9b 


Man sieht hieraus, daß die Umlaufszeit mehr als 6 Tage dauerte, und 
daß der wirklich nutzbringende Teil, die Unterwegszeit, nur einen ver¬ 
hältnismäßig kleinen Teil davon bildet, woraus zu folgern ist, daß die 
Länge des Transportwegs von verhältnismäßig geringer 
Bedeutung für das Wagenbedürfnis und die Zeit- 
kosten ist. 


Zu ähnlichen Ergebnissen kommt man bei Berechnung der Tage, 
die ein Durchschnittswagen während eines Jahres für verschiedene 
Zwecke braucht. Die folgende Tabelle gibt diese an: 



Gedeckte Wagen für 

Offene 


Stückgüter 

I Wagenladungs- 
güter 

Wagen 

Be- und Entladung. 

* \ 994 

1 / "» 

195 

Fahrten mit Ladung .'cinschl. Aufenthalte) 

t 1 *** 

j 

! \ 59 

39 

Leerfahrten. 

25 

56 

40 

Reservezeit . 

| 26 ' 

70 

71 

Revision und Unterhaltung. 

1 20 

i 20 

20 

Zusammen .... 

* 365 

i 

365 

::65 


Hiernach ist eine Verteilung der verschiedenen Wagenkosten für 
Wagenladungen in solche, die von der Zahl der Wagenkm und die von 
der Zahl der geladenen und leeren Wagensendungen abh&ngen, möglich. 
Diese Verteilung ist im Abschnitt B 8 ausgeftihrt und das Resultat ist 
dort angegeben worden (Archiv 1917, S. 295). 
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Unter Zurechnung der auf offene und gedeckte Wagen verteilten Kosten 
für Bahnhof sein rieh t ungen werden die Zahlen für Wagenladung s- 
güter die folgenden 1 ): 


Kosten (Kronen) 


:j Gedeckte 

j Wagen 

Offene 

Wagen 

Nach der Zahl: 

der Wagenkilometer. 


490000 

913000 

der abgesandten beladenen Wagen . . 

. . . 

j ■ 661 000 

1 399000 

„ „ leeren Wagen . . . . 


78000 

117000 

Zusammen 


; 

1129000 

2 429000 

und für Einheit (vgl. Archiv 1917 S. 297): 




Unterwegskosten für jedes Wagenkm . 

Öre 

0,86 

0,79 

Abfertigungsgebühren für Wagen: 

beladen im Binnenverkehre. 

Kr. 

3,10 

2,42 

„ „ Verbandsverkehre‘'0 .... 

» 

1,86 

1,48 

Leerwagen . 

i* ! 

0,39 

0,25 


Unter Abfertigungsgebühren verstehen wir solche Ge¬ 
bühren, die nicht von der Länge der Transporte, sondern nur von ihrer 
Anzahl Abhängig 1 sind, und die also für kurze und lange Sendungen gleich 
groß sind. Solche Kosten kommen auch unter den Verschiebungs- und 
Stat-ionskosten vor.- Unter Unterwegskosten verstehen wir da¬ 
gegen die Kosten, die mit der Entfernung zunehmen. 

4. Diel Stationskosten sind Abfertigungskosten, die Umladungs¬ 
kosten für Stückgüter zwischen den Zügen der Staatsbahnen jedoch aus¬ 
genommen; diese steigen mit der Entfernung. Wir fassen die Stations¬ 
kosten unter zwei Hauptrubriken zusammen (siehe oben Abs. A 4): 

Stationskosten, beruhend auf 

Personenverkehr (einschl. Post, Reisegepäck, Eilgüter) . . 3 327 000 Kr. 
eigentlichen Güterverkehr (Stück- und Wagenladungsgüter) 4 333000 „ 

7 660 000 „ 

Für Erzverkehr und Arbeitszüge kann von den Stationskosten in 
diesem Sinne abgesehen werden. 

*) Ausschließlich der Kosten, die durch Wagenstandgelder ersetzt werden. 
Diese Gelder sind auf 100000 Kr. für gedeckte und 200000 Kr. für offene Wagen 
geschätzt worden. 

*). Die Kosten einer Eisenbahn sind geringer im Verbandsverkehr als im 
Binnenverehr, weil die Be- und Entladung der Bahn in der Regel nur auf der 
oinen Endstation vorkommt, und die Kosten für die Überführung auf den Über¬ 
gangsstationen von Wagen nach oder von einer anderen Bahn verhältnismäßig 
gering sind. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 










550 Die Betriebskosten der Eisenbahnen u. ihre Bedeutung für die TarifbUdung. 


Die auf den Personenverkehr (in weiterem Sinne) fallenden Kosten 
verteilen sich auf die folgenden Gruppen (vgl. oben A4), die Kosten der 
Kontrolle proportional verteilt: 

Fahrkartenverkauf. 985000 Kr. 

Reisegepäck. 1065000 „ 

Paketgüter . 697 000 „ 

Eilgüter . 580 000 „ 

3 327 000 Kr. 

In Abt. B 4 (Archiv 1917, S. 496) haben wir nachgewiesen, daß diese 
Kosten als mit der Anzahl der verkauften Fahrkarten oder der Sendungen 
verschiedener Gattungen proportional wachsend angesehen werden können. 
Auf die Einheiten verteilt, beziffern sich die durchschnittlichen Kosten 
folgendermaßen (einschl. Kosten für Kontrolle): 

Stationskosten im Personenverkehr usw. für Einheit. 

Fahrkartenverkauf ... Öre für Fahrkarte, 


Reisegepäck.60,* „ „ Reisegepäcksendung, 

Paketgüter.35,l , „ Paketsendung, 

Eilgüter.57,9 „ , Eilgutsendung. 


Wie ersichtlich, sind die Beträge sehr bedeutend; auf die Schlüsse, 
die für die Höhe der Mindesttarife aus diesen Ziffern gezogen' werden kön¬ 
nen, kommen wir später zurück. 

Die auf den Stück- und Wagenladungtsgüterve^kehren beruhenden 
Stationskosten verteilen sich auf die folgenden Gruppen (oben A 4): 


Auf- und Abgabeleistung: 

Stückgüter. 1411000 Kr. 

Wagenladungsgüter (einschl. Fahrzeuge, lebende Tiere) . . 260 000 „ 

Kontrolle und Abrechnung . . . 456 000 „ 

Auf- und Abladung von Stückgütern. 1578 000 ,„ 

Umladung von Stückgütern 

zwischen den Zügen der Staatsbahnen. 424 000 ,, 

nach und von den Privatbahnen. 204000 „ 

4 333000 Kr. 

Hiervon kommen — die Kosten der Kontrolle und Abrechnung nach 
denen der Auf- und Abgabeleistung verteilt — 3 998000 Kr. auf Stückgut 
and 335 000 Kr. auf Wagenladungen. 


Auch diese Kosten stehen (vgl. Abt B 4) im Verhältnis zu der Anzahl 
oder dem Gewicht der Sendungen. Hierbei ist zu bemerken, daß im Ver¬ 
bandsverkehr keine nennenswerte Erhöhung der Kosten für die Auf- 
und Abgabe auf den Übergangstadonan entsteht, während die Kontrolle- 
kosten für jede am Transport beteiligte Bahn sich vermehren. Die Kosten 
für Auf- und Abgabeleistungen werden daher auf alle Sendungen gleich 
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▼erteilt, die Eontroll- und Abrechnungskosten dagegen derart, daß Sendun¬ 
gen, die zwei Bahnen berühren, doppelt gerechnet werden. 

Die Verhältniszahlen werden dann die folgenden: 


Stationskosten im Güterverkehr für die Einheit. 
Anf- pnd Abgabeleistung.32,8 Öre für jede Stückgutsendung, 


» m n 

Kontrolle und Abrechnung 


64* 

6* 


Auf- und Abladung von Stückgütern 
Umladung von Stückgütern .... 


13.0 


24,1 

14,4 


Wagenladung8gut8endung, 
Stückgutsendung für jede 
am Transport betei¬ 
ligte Bahn, 
Wagcnladungsgutsendung 
für jede am Transport 
beteiligte Bahn, 

100 kg, 

umgeladene Sendung. 


Auch diese Ziffern sind hoch, besonders bei den Stückgütern. Auf die 
Schlußfolgerungen daraus kommen wir später zurück. Die zusammengerech- 
neten Kosten für Auf- und Abgabeleistungen sowie Kontrolle beziffern sich 
nach der Tabelle im Binnenverkehrs auf 38,8 und 77,e Öre, für Sendungen 
im Verbandsverkehre erhöhen sich diese Beträge um 6,0 und 13 ,0 Öre für 
jede Bahn außer der abfertigenden. 


* 


Die Kosten sind also hierdurch als Funktion der Betriebsarbeit 
(Zugkm usw.) dargestellt; in der Tat ist es möglich, mit Hilfe dieser Zahlen 
die Kosten für eine bestimmte Betriebsarbeit (nicht zu klein und unter regel¬ 
mäßigen Verhältnissen ausgeführt) ohne weiteres zu berechnen, und zwar 
mit einer ganz anderen Genauigkeit, als wenn man ohne diese Unterlagen 
versucht hätte, die Durchschnittskosten der Tonne und des Tonnenkm direkt 
au-^zu rechnen. 

Jetzt aber kommt die zweite Aufgabe (vgl. Archiv 1916, S. 877). Um 
die Mindesttarife feststellen zu können, müssen die Kosten doch endlich als 
Funktion tariftechnischverwendbarerEinheiten erscheinen, 
also der Personen- und Tonnenkm sowie der Anzahl von Reisen¬ 
den und GÜtertonnen. — Die für den Verkehr geleistete Arbeit ist somit auf 
den Verkehr selbst zurückzuführen. Diese Berechnung machen wir zuerst 
für den eigentlichen Güterverkehr in Abschnitt C 2 und sodann für den 
Personen-, Post-, Reisegepäck- und Eilgüterverkehr in Abschnitt C 3. 

Zuvor wollen wir indes eine annähernde Berechnung der direk¬ 
ten Kosten für verschiedene Verkehrsarten ausführen. 
Wie wir schon dargelegt haben, ist es nicht möglich, alle Kosten auf die 
verschiedenen Verkehrsarten zu verteilen. Dagegen kann man, in einer 
wenigstens im großen und ganzen genügenden Weises eine Verteilung der 
Kosten vornehmen, die von den Hauptarten des Verkehrs direkt verursacht. 
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d. h. von der Größe des Verkehrs der betreffenden Art abhängig 
sind. Unter direkten Kosten z. B. für den Personenverkehr sind dann die 
Kosten zu verstehen, die bei einem Aufhören des Personenverkehrs ver¬ 
schwinden würden. 

Bei einer überschläglichen Berechnung können wir hier die soeben 
■erhaltenen Zahlen verwenden 1 ). Wir zerlegen die veränderlichen Kosten 
in Kosten für Personenverkehr (in weiterem Sinne, also einschließlich 
Post, Reisegepäck und Eilgüter), für den eigentlichen Güterverkehr, für 
Erzverkehr und für Arbeitszüge, woneben wir die sonstigen Leistun¬ 
gen (Transporte auf Hafengleisen und Leistungen gegen Wagen¬ 
standgelder) besonders anführen. Bei den Zugkosten rechnen wir 
die Schnell- und Personenzüge zum Personenverkehr und die Gther- 
ztige zum Güterverkehr und betrachten somit den unbedeutenden 
Güterverkehr in Personenzügen als durch den geringen Personenverkehr 
in Güterzügen ausgeglichen. Die Kosten der gemischten Züge werden 
auf den Personen- und Güterverkehr im Verhältnis zu den Brutto- 
tonnenkm (29 :71) verteilt. Das Resultat geht aus der folgenden Tabelle 
hervor, die auch die entsprechenden Einnahmen angibt: 


Annähernde direkte Kosten sowie Einualimeu für ver¬ 
schiedene Verkehrsarten in 1910 (1000 Kronen): 



:! Zug- I Ver - 

1 schiebe- 

| kosten | kosten 

Wagen- 

kosten 

i 

Station»* 

kosten 

Summe 

der 

Kosten 

1 Ein¬ 
nahmen 

Personenverkehr .... 

i 12361 

876 

3 347 1 

1 3 327 

19900 

1 28 442 

Güterverkehr. 

I 11680 

4 817 

4184 

1 4 333 

24914 

34088 

Erzverkehr . 

1 2122 

519 

876 


3517 

9802 

Arbeitszüge. 

Hafengleise und Wagen¬ 

226 

i. i 

1 

127 

i 85 

i 

[ 

438 

422 

1 

standgelder ..... 

!j - 1 

j 200 

300 

1 - 

1 

j . 500 

j 500 

Zusammen . 

ii 

j 26279 

' 6638 

1 

! 8 792 

1 

• 7660 

! 49 269 

Ii 

j 73254 


Bei den Arbeitszügen zeigt diese Zusammenstellung nur, daß der 
fingierte Tarif, nach dem die Kosten dieser Züge berechnet worden sind 
(vgl. Einleitung), befriedigend ist, da jene Kosten den nach dem erwähnten 
Tarife berechneten Einnahmen nahezu entsprechen. 

*) Dies wäre ganz genau, wenn der in der Einleitung (Archiv 1916, S. 876) 
aufgeetellte Zusammenhang zwischen Verkehr und Kosten genau wäre. Da dies 
nicht der Fall ist, wird auch die folgende Berechnung nicht genau richtig, und zwar 
sind die Kosten etwas zu niedrig. Zur Verwertung jener Ziffern sind aber die 
sehr verwickelten und unsicheren Berechnungen kaum erforderlich, dio zur Er¬ 
zielung eines genaueren Resultats nötig sein würden. 
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Der Güterverkehr umfaßt sowohl frachtpflichtige als frachtfreie (für 
die Eisenbahn selbst mit den gewöhnlichen Zügen beförderte) Sendungen. 
Hier sind die Einnahmen (nach dem fingierten Tarife auf’S. 58 Archiv 1917) 
auf 2 048 000 Kr. berechnet worden, während die direkten Kosten nach der 
Abt. C2 auf 1982 000 Kr. berechnet werden können. Dies zeigt, daß der 
fingierte Tarif ein wenig zu hoch ist. Werden jedoch die kleinen Diffe¬ 
renzen für frachtfreies Gut und für Arbeitszüge derart ausgeglichen, , 
daß die direkten Kosten dafür zu dem Betrage der berechneten Ein¬ 
nahmen festgestellt werden, wobei der Unterschied (66 000 — 16 000 
= 50000 Kr.) von den direkten Kosten für den frachtpflichtigen Güter¬ 
verkehr abgezogen wird, wird das Resultat das folgende: ' 


i 

i 

! 

• I 

1 

Einnahmen 

j Direkte ^ 
j Kosten 

; Uberschuß zur 
Deckung der 
festen Kosten 

■ t 

Personenverkehr. 

28 442 000 

19900000 

8542000 

Frachtpflichtige Güter. 

32040000 

22882000 

9 158000 

Erzverkehr . . 

j 9802000 

3 517 000 

6285000 

Eigene Transporte (einschl. Arbeitszüge) ; 

! 2470000 

2 470000 

— 

Hafengleise, Wagenstandgelder. 1 

600000 

| 500000 

| — 

Summe . . . . j 

73264 000 

49269000 

23986000 

Hierzu: i 


1 


Dampfführenbetrieb *). 

874000 , 


874000 

Verschiedene Einnahmen. 1 

| 473000 I 

— 

473000 

Summe . . . . \ 

74601000 ^ 

49269000 1 

25 332000 

Betrag der festen Kosten (8. oben B) . 

— | 

— 

30 667 000 

Somit ein Fehlbetrag.| 



5 236000 


Wenn schließlich die frachtpflichtigen Güter auf Stückgüter*) und 
Wagenladungsgüter (einschl. Fahrzeuge und lebender Tiere) verteilt 
und die Kosten und Einnahme für bahneigene Transporte ausgeschlossen 
werden, so kann die obige Tabelle durch die folgende ersetzt werden: 


*) Alle Auslagen für den Dampffährenbetrieb werden als fest angesehen 
(Archiv 1917, S. 582), und die Einnahmen daraus sind somit als Beiträge zur 
Deckung der festen Kosten zu betrachten. 

*) Direkte Kosten für Stückgüter (überschläglich): 


Zngkosten (24,6 % — nach Bruttotonnenkm — von 

11580000 Kr.). 2849000 Kr. 

Verschdebekosteu.... 854 000 „ 

Wagenkosten . 626000 „ 

Stationskosten . 3 998000 „ 


Summe 8 327 000 Kr. 
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Annäherndes Budget für verschiedene Verkehrsarten. (Kx.> 



| Einnahmen 

. 

Direkte 

Kosten 

Uberschuß zur 
Deckung der 
festen Kosten 

Personenverkehr. 

28442000 

19900000 

8542000 

Stückgüter. 

| 10166000 

8827000 

1688000 

Frachtpflichtige Wagenladungsgüter (ein¬ 
schließlich Fahrzeuge und lebender 
Tiere) . 

Hafengleise und Wagenstandgelder. . . 
Er* verkehr.j 

I 

i 

21875000 

500000 

| 9808000 

14665000 

600000 

j 8617000 

J 7320000 
6285000 

Summe . . . . 1 

70784000 

46799000 

28985000 

Feste Kosten mit Abzug der Einnahmen < 
vom Dampffährenbetrieb sowie ver¬ 
schiedener Einnahmen. 

|| 


29220000 

Fehlbetrag. 1 



5 235000 


t i 


Wir erinnern nochmals daran, daß diese Rechnung nach verschie¬ 
denen Verkehrsarten nur eine ungefähre Vorstellung von ihrer Wirt¬ 
schaftlichkeit bezweckt. Eine genauere Berechnung der direkten Kosten 
der verschiedenen Verkehrsarten ist allerdings durchführbar, wenigstens 
bei dem größeren Teil der veränderlichen Ausgaben; sie ist aber mit be¬ 
sonders großen Schwierigkeiten verknüpft und würde mehr Arbeit er¬ 
fordern, als die Sache wert ist. 

Ein Punkt ist wieder hervo r zuheben. Da die Kosten des Personenverkehrs 
in der obigen Weise berechnet worden sind, sind, wie gesagt, die Kosten für 
Nechtbewacfrung nicht berücksichtigt worden. Diese können aus bereits er¬ 
wähnten Gründen nicht zu den nunmehr veränderlichen Kesten geführt werden. 
Jedoch sind diese Kosten im wesentlichen von der Art, daß bie verschwinden 
würden, falls der Personenverkehr in Wegfall käme, gleichwie ihre Entstehung 
dem Bedarf jenes Verkehrs an Nachtzilgen zuzuschreiben ist (daß die Nacht¬ 
bewachung, wenn einmal angeordnet, auch einem Teil der Güterzüge zugute 
kommt, ändert an diesem Verhältnis nichts). Man kann also mit vollem Recht 
die Kosten für die Nachtbewachung (die auf 521000 Kr. für das Jahr berechnet 
werden s. Abs. B 5) zu den direkten Kosten für den Personenverkehr hmzu- 
fügen. 

Von dem Anlagekapital beziehen eich ebenso gewisse Beträge ausschließ¬ 
lich entweder auf den Personen- oder auf den Güterverkehr. Eine Berechnung ist 
natürlich ausführbar; sie würde aber sicherlich dartun, daß der Verzinsung und 
Tilgung dieser Beträge — etwas anderes steht ja bei einer Betriebskostenunter- 
Buchung nicht in Frage — eine nur geringe Bedeutung beizulegen ist. Zu dem 
Personenverkehr wären hauptsächlich die Anlagekosten für Poppelgleise sowie 
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für §*gnal- und Sicherheitsanordnungen m redmen, zum Güterverkehr die Kosten 
für Güterschuppen und Bahöhofseinriohtungen, ferner ein sebr wesentlicher 
Teil der Kosten für Gleise auf den Stationen sowie einige weniger bedeutende 
Posten. Eine eingehendere Untersuchung dieser Verhältnisse hat keine große 
Bedeutung und wird dahier hier nicht vorgenommen. Indes ist zu bemerken, daß 
die Anlagekosten für Doppelgleise sowie für Signal- und Sicherheitsanordnungen 
am Ende des Jahres 1910 sich auf etwa 12,6 Mill. Kr. beliefen, deren Zinsen etwa 
470000 Kr. für das Jahr betrugen. 

Schließlich kann darauf hingewiesen werden, daß die gleichzeitige Be¬ 
sorgung der Personen- und Güterverkehrs einige besondere Ausgaben zur Folge 
hat, die nicht Vorkommen würden, falls jene Verkehre je für sich besorgt würden. 
Da dib Schnell- und Pereonenzüge auf den Stationen nicht aufgehalten werden 
dürfen, wird die Folge nicht selten die, daß die Güter- und bisweilen auch die ge¬ 
mischten Züge auf den Stationen wegen Kreuzungen oder Überholungen durch 
die Schnell- und Personenzüge angehalten werden müssen. Ein Teil der Kosten, 
die oben zu den Kosten des Güterverkehrs hinzugerechnet worden sind, kann also 
mit demselben Rechte dem Personenverkehr zugeschrieben werden. Man kann 
nicht sagen, daß sie ausschließlich mit dem Personenverkehr Zusammenhängen, 
aber ebenso wenig sind sie ausschließlich durch den Güterverkehr hervorgerufen; 
sie entstehen in der Tat durch die gleichzeitige Besorgung der beiden Verkehrs¬ 
arten. Eine überschlägliche Berechnung der Zeit, während der die fahrplan¬ 
mäßigen Güterzüge wegen Kreuzungen und Überholungen durch Schnell- und 
PersonenzUge angehalten werden müssen, ist von uns auf Grund des Sommer¬ 
fahrplans 1913 gemacht Worden. Aus dieser Untersuchung hat eich ergeben, daß 
die verlorene Zeit auf etwa 41 Stunden für den Tag oder 15 000 Stunden für das 
Jahr geschätzt werden kann. Andererseits können die Kosten der Güterzüge, 
die von der Dauer der Aufenthalte abhängig sind, auf etwa 20 Kr. für die 
Stunde geschätzt werden, woraus also folgt, daß ein Betrag von etwa 300 000 Kr., 
der vorstehend zu den direkten Kosten des Güterverkehres hinzugerechnet 
worden ist, mit demselben Recht den Kosten des Personenverkehres zugeschie¬ 
den werden könnte. Die fraglichen Kosten würden verschwinden, falls entweder 
der Personenverkehr oder der Güterverkehr in Wegfall käme, und sie sollten 
demnach als direkte Kosten sowohl der einen als der anderen Verkehrsart zu¬ 
gerechnet werden. 

Summiert man die obigen Beträge, um nach den vorstehenden Er¬ 
örterungen die direkten Kosten de» Personenverkehrs zu vermehren, so kommt 
man zu etwa 1300 000 Kr. Der größere Teil dieses Betrages kommt auf 
die Schnellzüge, der kleinere auf die Personenzüge. 

/ 

Bei der Unsicherheit und der verhältnismäßig geringen Bedeutung 
der letztgenannten Beträge wollen wir von ihnen absehen und die Zahlen 
so annehmen, wie sie in der letzten Tabelle angegeben worden sind. Wir 
schreiben die Tabelle nochmals hin, indem wir den hier so genannten 
Personenverkehr (Fahrkarten, Gepäck, Post, Eilgüter) nach den in Ab¬ 
teilung C 3 später ermittelten Teilzahlen verteilen und auch die Ver¬ 
hältniszahlen zwischen den festen und den veränderlichen Kosten hinzu¬ 
fügen. 
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* 


1 

j 

i Einnahmen 

1 

1000 Kr. j 

11 

Verändcr- 1 
liehe 

(direkte) j 

1 Kosteu : 

1000 Kr. ^ 

i 

j- ; -^- 

1 Beiträge 

Dieselben 

su 

den festen in 

Konten j der d " ektea 
Konten 

1000 Kr. | 

Reisende. 

i 

231% | 

i ' 

14968 ; 

8237 

55 

Reisegepäck. 

643 

1649 

1 

— 906 

— 

Post. 

1 881 

1124 

i 757 

07 

Eilgut., 

2 723 

2269 

i 454 

20 

Stückgut. 

10165 

8 827 

1838 

22 

Wagenladungen (e i n sc h 1. Hafen¬ 



1 1 


gleise usw.) . 

22375 

16 066 

‘ 7 320 

40 


9802 

3 517 | 

6286 

179 

Summe . . . \ 

r 

70 784 

46799 

23 985 

1 

51 


Man sieht jetzt ganz deutlich, daß Eil- und Stückgüter wenig zu den 
festen Kosten beitragen; noch mehr gilt dies für das Reisegepäck, das 
seine veränderlichen Kosten sogar bei weitem nicht bezahlt. 

Was ist hieraus zu folgern? Nicht etwa, daß es notwendig 
wäre, die Tarife für Eil- und Stückgüter derart jsu erhöhen, daß auch 
für sie die Verhültniszahl z. B. 51 % würde, noch weniger daß die 
Erztarife derartig zu erniedrigen wären. Wir müssen nochmals vor 
der nahe liegenden Folgerung warnen, die festen Kosten auf die ver¬ 
schiedenen Verkehrsarten proportional den veränderlichen Kosten (oder 
auch den Einnahmen oder irgendwelchem anderen Schlüssel) zu ver¬ 
teilen und dann zu schließen, daß eine Erhöhung notwendig wäre, wenn 
ein scheinbarer Fehlbetrag sich herausstellt. Das wäre in der Tat ganz 
fehlerhaft; niemand kann sagen, daß die eine oder andere Verteilung 
der festen Kosten die richtige wäre. In diesem Umstand liegt eben die 
Unmöglichkeit einer vollständigen Verteilung sämtlicher Betriebskosten. 

Man gelangt hier vom Gebiet der strengen Untersuchung der ver- 
schiedenen Kosten auf das tarifpolitische Gebiet. Eigentlich könnte nur 
die Rücksicht auf die Bedürfnisse und die Tragfähigkeit des Verkehrs, 
sowie auf die Notwendigkeit gewisser Erhöhungen für die Eisenbahnen 
einen endgültigen Aufschluß darüber geben, ob gewisse Tarifänderungen 
zu empfehlen sind. Immerhin ist es sehr schwierig, meistens sogar un¬ 
möglich, eine auch nur annäherungsweise genaue Schätzung der Trag¬ 
fähigkeit der Verkehrsarten, besonders im Vergleich zueinander, zu 
machen. Diese theoretisch wohl richtigste Methode ist daher sehr oft, wir 
möchten sagen beinahe immer, praktisch nicht verwendbar. Nur insofern 
kann man ein ziemlich zuverlässiges Urteil abgeben, als man sagen 
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kann, daß z. B. eine so und so große Erhöhung für den Stückgutverkehr 
möglich ist, ohne den Verkehr ernstlich zu schädigen. Das ist doch für 
die richtige Bemessung des Verhältnisses der Tarife zueinander nicht 
hinreichend. 

Dann kommen obige Berechnungen zur Hilfe. Sie zeigen, daß gewisse 
Verkehrsgruppen sich schlechter als andere bewähren. Einige geben 
mehr, andere weniger als die Durchscbnittsziffem. Wenn dann eine Er¬ 
höhung oder eine allgemeine Regelung der Tarife geplant ist, so hat 
man sich zu fragen, einerseits ob ein gewisser Verkehrszweig fähig ist, 
eine Erhöhung zu tragen, andererseits, ob er einen Beitrag zu den festen 
Kosten liefert, der normal ist. Trifft beides zu, so ist es selbstverständ¬ 
lich, daß jener Verkehrszweig in erster Reihe von der Erhöhung getroffen 
werden muß. Wenn dagegen eine gewisse Verkehrsart einen verhältnis¬ 
mäßig guten Beitrag zu den festen Kosten schon zahlt, so wird man Be¬ 
denken tragen, diese noch zu erhöhen, auch wenn Ais vielleicht möglich 
wäre. 

Von solchen Erwägungen ausgehend, hat die Kommission zur Ord¬ 
nung der schwedischen Tarife in den niedrigen Erträgen der Stückgut-, Eil¬ 
gut- und Gepäckverkehre einen starken Anlaß gefunden, eine bedeutende 
Erhöhung für diese Verkelirsarten vorzuschlagen, da man überzeugt war, daß 
eine Erhöhung des Gesamtertrags der schwedischen Staatsbahnen notwendig 
war, und auch daß jene Verkehrsarten eine Erhöhung sehr wohl tragen 
konnten. Dagegen ist eine allgemeine Erhöhung für die Wagenladungen 
nicht Vorgeschlagen worden, vielmehr sind für manche Güter und auch 
allgemein für weitere Entfernungen Ermäßigungen empfohlen wonlen, 
so daß tatsächlich der Beitrag der Wagenladungen zu den festen Kosten 
etwas herabgesetzt werden würde. 

Kurz gesprochen, kann man sagen: Berechnungen wie die hier vor¬ 
genommenen dürfen nicht zu dem Versuch führen, die Tarife so zu ge¬ 
stalten, daß die Verhältniszahlen zwischen einerseits den Beiträgen zu den 
festen Kosten und andererseits den veränderlichen Kosten für die ver* 
schiedenen Verkehrsarten einander gleich werden; sie sollten aber die Tarif¬ 
bildung in der Art beeinflussen, daß größere unmotivierte Unterschiede 
zwischen jenen Verhältniszahlen vermieden werden, somit eine gewisse 
Tendenz zu ihrer Gleichstellung herbeiführen, jedoch immer mit Rück¬ 
sicht darauf, ob eine Erhöhung getragen werden könne oder ob eine Herab¬ 
setzung vorteilhaft und gemeinwirtschaftlich nützlich sei. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1919, 
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2. Veränderliche Kosten im Güterverkehr >). 

Im Abschnitt. Cl haben wir feetgestellt, in welcher Weise die ver¬ 
änderlichen Kosten von den Einheiteil abhängen, die zusammen das bilden, 
was wir die Betriebsarbeit genannt haben, und zwar was den 
Güterverkehr anbetrifft, die Anzahl der Zugkilometer, der Bruttotonnenkilo - 
meter, der Wagenkilometer, der den Zügen zugekuppelten Wagen, der 
Wagensendungen sowie der abgefertigten Gütersendungen. Um die 
Bedeutung der Kosten für die Tarifbildung darzulegen, sind aber, 
wie m der Einleitung hervorgehoben, die Kosten in Abhängig¬ 
keit von dem Verkehr, also von Tonnen und Tonnenkilo¬ 
metern von verschiedenen Gütergattungen ;u setzen. Es ist ein¬ 
leuchtend, daß diese Aufgabe gelöst ist, wenn man die Betriebsarbeit an¬ 
geben kann, die zur Besorgung eines bestimmten Verkehrs erforderlich ist. 

Der Ausgangspunkt hierfür muß offenbar das Verhältnis zwischen 
Verkehr und Be tri erarbeit sein, der zu der Zeit für die Ausführung der 
Untersuchung vorhanden war. Da es sich um Berechnungen für die Zu¬ 
kunft handelt, muß man sich aber klarlegen, ob vielleicht ein Änderung 
dieses Verhältnisses mit wachsendem Verkehr zu erwarten ist. 

Erstens ließe es sich vielleicht denken, daß eine Verkehrsteigerung 
dahin einwirken würde, daß der Verkehr durch ein verhältnismäßig ge¬ 
ringeres Maß von Betriebsarbeit besorgt werden könne. Dies ist ja inso¬ 
fern richtig, als beim Massenverkehr — und im allgemeinen bei 
'einem regelmäßig geordneten Verkehr, d. h. wenn dieselben Eisenbahn¬ 
fahrzeuge mit bestimmten Zwischenzeiten hin und zurück zwischen den¬ 
selben Stationen laufen, es sei denn mit Nutzlast in beiden Richtungen oder 
nur in einer — sowohl Lokomotiven als Wagen in der Regel besser aus¬ 
genutzt werden als im allgemeinen. Es sind nämlich solchenfalls eine ge¬ 
ringere Anzahl von Zugkilometern, Bruttotonnenkilometern, Wagenkuppelun¬ 
gen usw. erforderlich als im allgemeinen; auch wird eine kürzere Um¬ 
laufszeit für die Fahrzeuge erzielt als bei gewöhnlichem Verkehr derselben 
Stärke. Dies bedeutet hier aber nur, daß für den Massenverkehr beson¬ 
dere Berechnungen nötig sind, bei denen auf die für jeden einzelnen Fall 
gültigen Voraussetzungen Rücksicht genommen werden muß. Hier können 
wir selbstverständlich nur den gewöhnlichen Verkehr zwischen beliebigen 
Stationen ins Auge fassen, der auf Zeiten und in einem Umfange, die im 
voraus nicht bekannt sind, eich vollzieht. Für diesen Verkehr kann es 
kaum vorausgesetzt werden, daß eine Steigerung z. B. das Verhältnis 

*) Anmerkung. Unter Güterverkehr werden hier, gleichwie im Ab¬ 
schnitt C1, Stückgüter, Wagenladungsgüter, Fahrzeuge und lebende Tiere, da¬ 
gegen nicht Eilgüter und die als Mas enverkehr betriebenen Erztransporte ein¬ 
begriffen. 
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zwischen Brutto- und Nettogewicht wesentlich verbessern würde, wenig¬ 
stens nicht bei solchen Bahnstrecken, wo der Verkehr die Züge befrie¬ 
digend ausnutzt und somit eine Steigerung einen — im großen und ganzen 
proportionalen — Bedarf an neuen Zügen hervorruft. Jedenfalls findet 
eine derartige Verbesserung, falls sie vorhanden wäre, so langsam statt, 
daß eie bei im voraus gemachten Berechnungen nicht berücksichtigt wer¬ 
den kann; höchstens könnte sie eine kleine Herabsetzung der jetzigen 
Durchschnittsziffern veranlassen, die aber beinahe ganz willkürlich ge¬ 
schätzt werden müßte und von der hier Abstand genommen werden soll 1 ). 

Dagegen übt es natürlich eine wesentliche Einwirkung auf die Be¬ 
triebsarbeit aus, wenn betriebstechnische Verbesserungen 
durchgeführt werden, z. B. bei den Zugplänen, der Tragfähigkeit der 
Wagen im Verhältnis zu deren Tara, der Zugkraft der Lokomotiven im 
Verhältnis zum Brennstoffverbrauch usw. Falls derartige Verbesserungen 
bevorsbehen, so ist dies zu berücksichtigen durch eine Schätzung der ent¬ 
sprechenden Verbesserungen des Verhältnisses zwischen der Betriebs¬ 
arbeit und dem besorgten Verkehre. 

Die hier zunächst in Frage stehende Untersuchung über die Verhält¬ 
nisse der schwedischen Staatsbahnen bezieht sich, wie schon erwähnt, auf 
das Jahr 1910. 'Die bisher angegebenen Ziffern für die Bedingtheit der 
Betriebskosten von der Betriebsarbeit gelten also für jenes Jahr. Während 
der nächstfolgenden Jahre kamen indes wichtige Änderungen zustande, 
vor allem eine mehr durchgeführte Teilung der Güterzüge auf Nah- und 
Ferngüterzüge sowie eine mehr systematische Ausnutzung der Zugkraft 
der Lokomotiven und eine Neuordnung des Stückgüterverkehrs. Auf Grund 
dieser Änderungen wurde die Anzahl der Bruttotonnenkilometer auf das 
-Zugkilometer in den Güterzügen wesentlich gesteigert; diese betrug 1910 
432 und 1912 472 (ausschL Lokomotive). Im Jahre 1914 betrug das Gewicht 
für Nahgüterzüge 354 und für Ferngüterzüge 503 t. Da die Berechnungen 
bezweckten, Material zu künftigen Tarifanordnungen zu erhalten, mußte 
offenbar Rücksicht auf jene Verbesserungen genommen werden. 

Hieraus folgt aber nicht, daß die ganze Untersuchung auf ein spä¬ 
teres Jahr zu beziehen war. Der Anlaß dazu, daß die Verhältnisse wäh¬ 
rend des Jahres 1910 als Qrundlagen der Koatenuntersuchungen gewählt 
worden sind, war, wie schon erwähnt, daß jenes Jahr damals als ein 
Durchschnittsjahr für die Einheitziffern der Kosten (also z. B. den 
Kohlenpreis) erachtet wurde. Dies hindert aber gar nicht, daß als Grund¬ 
lage für die rein betriebstechnischen Verhältnisse ein späteres Jahr ge- 

*) Wir erinnern daran, daß es sich hier nur um die ver&nderl ichen, 
nicht um die festen Kosten handelt. Was diese betrifft, liegt ja die Sache ganz 
andere, wie schon in der Einleitung dargelegt worden ist. 

38* 
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wählt worden kann. Die Bedeutung hierron beschränkt sich darauf, daß 
die für das Jahr 1910 gemachte Berechnung auf die Voraussetzung ge¬ 
gründet wird, daß die während 1914 angewandten Betriebspläne der Züge 
bereits 1910 durchgeführt waren. E 3 ist dies also nur eine Korrektion 
wegen zufälliger Umstände, die für die Methode der Berechnung be¬ 
langlos ist. 

Zugkoste n. 

Von den in der Tabelle auf Seite 544 angegebenen Zugkosten, in denen 
die ganze vorhergehende Untersuchung über diese Kosten konzentriert 
ist, beziehen sieh auf den Güterverkehr, teils die Kosten der Güterzüge, 
0,385 Öre für das Bruttotonnenkilometer, teils ein Teil der Kosten der ge¬ 
mischten Züge, 0,591 Öre für das Bruttotonnenkilometer. Es ist ohne wei¬ 
teres klar und geht auch aus der Tabelle hervor, daß diese Durchschnitts¬ 
kosten von der Größe der Züge abhängen und unter sonst gleichen 
Verhältnissen sinken, wenn diese wächst. Hierin hat man den Haupt¬ 
grund dafür zu suchen, daß die gemischten Züge, die in der Regel kleiner 
als die Gttterzüge sind, kostspieliger werden, wenn sie auf die Bruttotonnen¬ 
kilometer verteilt werden. 

Eis ist zu untersuchen, inwieweit diese Ziffern für das Jahr 1910 
auch für die folgende Zeit stimmen. 

Bei den gemischten Zügen ergab eine Untersuchung über ihre 
Mittelgröße auf verschiedenen Bahnstrecken, daß auf betriebsschwächeren 
Strecken, wo der Güterverkehr nicht liinreichend stark war, um beson¬ 
dere Güterzüge zu fahren, sondern den gemischten Zügen überlassen 
wurde, die Mittelgröße dieser Züge klein war. Hier kann somit ausnahms¬ 
weise eine Verkehrssteigerung ohne einen proportionalen Zuwachs der 
Zahl der Zugkilometer und also mit verhältnismäßig geringen Kosten be¬ 
wältigt werden. Die geringe Größe der Züge und die deswegen hohen 
Durchschnitts kosten des gegenwärtigen Verkehrs bedeuten somit 
keineswegs, daß neu hinzukommender Verkehr gleich teuer 
werden würde; im Gegenteil ist es wahrscheinlich, daß er billiger wird. 
Allein die Berechnung der Mindosttarife, die ja unser Zweck ist, beab¬ 
sichtigt, die Kostenvermehrung für neu .hinzutretenden Verkehr heraus- 
7,11 finden. Hieraus folgt also, daß die hohen Kosten der jetzigen gemischten 
Züge bei dieser Untersuchung nicht in Betracht gezogen werden sollen 1 ). 

Die Güterzüge dagegen, die den Güterverkehr auf Linien mit einiger- 

x ) Es würde sogar ©ine Rücksichtnahme auf die gemischten Züge zu einer 
Verminderung der Ziffern führen, die unten ausschließlich auf Grund des 
(.»Uterzugverkehrs berechnet worden sind. Da indes der Verkehr jener Züge eine 
verhältnismäßig geringfügige Rollo spielt, kann davon abgesehen werden. 
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»laßen großem Güterverkehr besorgen — der weitaus größte Teil des 
Güterverkehrs — sind in der Regel so groß wie möglich, abgesehen vom 
Einfluß rein betriebstechnischer Anordnungen. Eine einigermaßen be¬ 
trächtliche Verkehrsteigerung wird also eine ganz entsprechende Ver¬ 
größerung der Zahl der Zugkm herbeiführen, vorausgesetzt, daß diese be¬ 
triebstechnischen Vorkehrungen in beiden Fällen als durchgeführt ange¬ 
nommen werden, und daß somit vor allem das Bruttogewicht des Zuges 
auf die Ziffer feetgestellt wird, die nach deren Durchführung als wahr¬ 
scheinlich erachtet werden kann. 

Hieraus folgt, daß die angegebene Ziffer für die Güterzüge, 0,385 Öre 
für das Bruttotonnenkm, auch für neu hinzukommenden Verkehr gülGg 
wäre, falls man annehmen könnte, daß das Zuggewicht, auf das sie ge¬ 
gründet ist, 432 Tonnen brutto, bestehen bleiben würde. Da inzwischen eine 
Änderung dieses Zuggewichts vorausgesetzt werden muß, entsteht die Auf¬ 
gabe, zu untersuchen, welche Änderung die Kosten eines Bruttotonnenkm 
infolgedessen erleiden werden. 

Die wichtigste Veränderung ist die Trennung der Güterzüge in Nah- 
giiterzüge und Femgüterzüge. Zur Beurteilung ihrer Wirkungen mußten 
die vorher zu den sämtlichen Güterzügen hingeführten Kosten auf jene 
beiden Zuggattungen besonders verteilt werden. Eine derartige Verteilung 
ist auf Grund der im vorhergehenden angegebenen Detailziffern, die zu 
der eben erwähnten Tabelle geführt haben, angestellt worden. Da 
indes jene Verteilung von keinem prinzipiellen Interesse ist — wenn die 
Zerlegung in Fern- und Nahgüterzüge schon im Jahre 1910 systematisch 
durchgeführt worden wäre, hätte sie natürlich direkt in Betracht gezogen 
werden können und sollen; statt daß im Abschnitt B 1—7 sämtliche Güter¬ 
züge in einer Gruppe behandelt werden, wären sie in zwei Gruppen be¬ 
handelt worden, was weder prinzipiell noch rechnerisch irgendwelche 
Schwierigkeiten dargeboten hätte — werden wir uns hier beschränken auf 
Angabe des Endergebnisses 1 ), welches lautet: 

Zugkosten eines Bruttotonnenkm: 

in Nahgüterzügen.O.ioi Öre, 

in Femgüterzügen . 0,306 Öre. 

(den in der genannten Tabelle angegebenen Durchschnittskosten 0,385 Öre 
entsprechend). 

*) Die fragliche Trennung findet sich im Teil III, S. 153 ff., der Denk¬ 
schrift des Eieenbahntarifkomitees. Die Methode geht darauf hinaus, die Kosten- 
Ziffern, die zur erwähnten Tabelle geführt haben, auf verschiedene Gruppen zu 
verteilen, je nach dem sie Punktionen von Zugkm (Lokomotivkm), Brutto¬ 
tonnenkm (Wagenachskm) oder der Zuggeschwindigkeit sind, und dann zu redu¬ 
zieren mit Rücksicht auf das vorhandene Zuggcwicbt oder die Transport- 
gr-sehwindigkeit für die beiden Zuggattungen. 
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Von diesen Ziffern sind wir somit bei Berechnung der Einwirkung 
der Zugkosten auf die Mindesttarife des Güterverkehrs ausgegangen. 

• Verschiebekosten. N 

Als Ausgangspunkt für diese dienen die im Vorigen angegebenen 
Verschiebekosten eines zugekuppelten Güterwagens, 1,32 Kr. Es ist na¬ 
türlich denkbar, daß diese Kosten bei gesteigertem Verkehr vermindert 
werden könnten, besonders durch die größere Möglichkeit, maschinelle 
Vorkehrungen zu treffen. In Anbetracht der großen Anzahl der Loko¬ 
motiven und der Personale, die auf den schwedischen Stationen schon für 
Verschiebungszwecke verwendet werden, dürfte es indes nicht wahrschein¬ 
lich sein, daß die Verkehrstärke eine größere Einwirkung in der frag¬ 
lichen Richtung ausüben könnte. Dagegen hat es sich schon heraus¬ 
gestellt, daß gewisse nach 1910 durchgeführte betriebstechnische Ver¬ 
besserungen ein Herabsinken der Kosten herbeigeführt haben, und daß so¬ 
mit die angegebene Ziffer etwas zu hoch ist Jene Verbesserungen waren 
aber unbekannt zu der Zeit, als die Berechnutigen gemacht wurden. Diese 
sind daher auf der Ziffer 1,32 Kr. für den zugekuppelten Wagen begründet 
Die Größe dieser Ziffer veranlaßt also, daß die im folgenden angegebenen 
Mindesttarife etwas — jedoch nicht viel — zu hoch bemessen worden sind. 
Prinzipiell, d. h. wenn es darauf ankommt, die Methoden für die Berech¬ 
nung der Mindesttarife darzulegen, hat jenes Verhältnis offenbar gar keine 
Bedeutung. 


Wagenkoste n. 

Aus ‘ den Erörterungen auf S. 547 gehen folgende Schlußziffern für 
die veränderlichen Güterwagenkosten des gegenwärtigen Verkehrs 
hervor: 

Für Stückgüter 2 x 0,47 := 0,94 Öre für das Wagenkm. 


Für Wagenladungsgüter 


Gedeckte 

Wagen 


Offene 

Wagen 


Unterwegskosten für das Wagenkm 
Abfertigungskosten für den Wagen: 


Mit 


Last im Binncnvcrkehrc . 
„ „ Vcrbaudsvcrkehre 


Öre |i 

0,86 

1 0,79 

Kr. jj 

0,39 

0,25 

» !j 

3,10 

2,42 

w 

1,86 

],4o 

t 7 

nennenswerte 

Einwirkung 


üben; dagegen hat die Trennung auf Nah- und Ferngüterzüge eine gewisse 
Bedeutung. Dies ist darauf zurückzuführen, daß, wie vorher erwähnt, die 
von der Anwendungszeit abhängigen Kosten einen sehr wesentlichen Teil 
der Gesamtkosten bilden, und daher der Aushützungszeit der Wagen ein 
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bedeutender Einfluß zuzuschreiben ist. Infolgedessen werden die fraglichen 
Kosten niedriger für Fern- als für Nahgüterzüge. 

Ganz wie für die Zugkosten hätte das schon anfangs (Abt. B 3) berück¬ 
sichtigt werden können, wenn damals zureichende Statistik Vorgelegen hätte. Da 
dies nicht der Fall war, mußte eine besondere Berechnung in der folgenden 
Weise durchgeführt werden: Gedeckte Offene 

Wagen Wagen 

Die Unterwegskosten aller Wagen im Wagenladungsverkehr Kr. Kr. 

waren (Archiv 1917 S. 297). 490 000 913000 

wovon von der Transportzeit abhängig. 318000 418 000 

Die Transportzeit zerfällt indes in eigentliche Laufzeit — etwa 34 % — 
und Zeit auf Umkuppelungsstationen — etwa 66 %. Nur jener Kostenteil wird 
bei größerer Zuggeschwindigkeit vermindert. 

Dieser beträgt ..Kr. 108000 142 000 


oder für das Wagenkm.Öre 0.19 0,ia 

in die obigen Beträge. 0,86 0,79 

eingeschlossen. 


Von der eigentlichen Laufzeit der Wagen fallen nach angestellten Be¬ 
rechnungen im Durchschnitt für gedeckte und offene Wagen 56,9 % auf die Nah¬ 
güterzüge und 43,1 % auf die Ferngüterzüge, während für das Wagenkm das 
Verhältnis 46,2 und 53,8 % ist. Die Verteilung der angeführten Ziffern 0,19 und 
0,12 Öre nach der Zeit anstatt nach km bedeutet dann, daß sie für die Nahgüterzüge 
im Verhältnis 56,9 :46,2 oder 23 % höher, für die Ferngüterzüge in dem Ver¬ 
hältnis 43,1 :53,8 oder um 20 % herabzusetzen sind. 

Demzufolge entstehen, vorausgesetzt, daß gedeckte und offene Wagen 
in den beiden Zuggattungen im gleichen Verhältnisse eingehen, die fol¬ 
genden Unterwegskosten für das Wagenkm: 

Gedeckte OfiVu«* 

Wagen Wagen 

Nahgüterzüge. Öre 0,90 0.82 

Forngüterzüge. „ 0,82 0,77 

Diese Ziffern sollen also die soeben angegebenen (0,so und 0 ,to) er¬ 
setzen und bei den folgenden Berechnungen angewandt werden. 

Stationskosten. 

Diese Kosten sind oben in Abs. € 1 schon berechnet worden, hauptsäch¬ 
lich kn Verhältnis zur Verkehrsstärke, die bei diesen Kosten gleichzeitig als 
Betriebsarbeit zu betrachten ist. Im Abschnitt B 5 sind auch die Beweise 
dafür angeführt, daß nicht zu erwarten ist, daß eine Verkehrssteigerung 
eine Änderung der jetzigen Stationskosten der Einheit lierbeiführen 
kann! 


Die Aufgabe, die Mindesttarife aus den obigen sowie — was die 
Stationskosten anbetrifft — aus den in Abschnitt C1 angegebenen Durch¬ 
schnittskosten zu berechnen, ist nunmehr kaum mehr als eine Rechen¬ 
operation. Wir führen sie hier erstens für Stückgüter und zweitens für 
Wagenladungsgüter aus. 
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Stückgüter. 

Der Mindesttarif für Stückgüter, der sich aus Abfertigungs- und Unter¬ 
wegskosten zusammensetzt, wird auf Grund der obigen Erörterung folgender¬ 
weise erhalten: 


Zugkosten 0,377 Öre für das Bruttotonnenkm 1 ) 


Nettotonnenkm 
Taratonnenkm . 
Bruttotonnenkm 


von Stückgütern 
im Jahre 1910 


116,4 Milk 
542,6 „ 

659,o „ 

Auf jedes Nettotonnenkm kommen somit 5,06 Bruttotonnenkm. Es 
ist aber in Betracht zu ziehen, daß zufolge der in Aussicht stehenden Um¬ 
legung des Stückgutverkehrs auch eine Steigerung des Lastgewichts zu 
erwarten war, die von 1,75 bis 2 t für den Wagen geschätzt wurde 2 ); dem¬ 
zufolge sinkt jene Ziffer auf 5,os herab. Also Konten für das Nettotonnenkm 
5.08 X 0,377 r_- 1,02 Öre. 


Vorschiebungskosten werden als Unterwegskosteu ange¬ 
sehen, obwohl sicherlich ein kleinerer, seiner Größe nach unberechenbarer 
Teil Terminalkosten darstellt. 

Anzahl zugekuppelter Wagen, die Verschiebungsarbeit 


verursacht haben. 6-17 000 

Wagenkm im Stückgutverkehr.06,7 Mill. 

also Anzahl Kuppelungen für 100 Wagenkm .... 0,07 

. Kosten des zugekuppelten Wagens (s. oben) .... 1,32 Kr. 
also Kosten für das Wagenkm (0,ot X I.32) . . 1,28 Öre 

Nettotonnenkm für das Wagenkm.2.o 

also Kosten für das Nettotonnenkm.0.G4 Öre 

W a g e n k o s t e n. 

Unterwegskosten für das Wagenkm (s. oben) . . . 0,94 Öre 

Nettolast des Wagens.2 t 

also Kosten für das Nettotonnenkm.0,47 Öre 


Statiouskosten im eigene n^ r erkehr (Abt (' 1). 

Abfertigung und Kontrolle 38,8 Öre für die Sendung. 

Auf- und Abladung . . 21,i „ .. 100 kg. 

Umladung.14,4 „ die umgeladene Sendung. 

Die zwei erstgenannten Kostengattungen sind Abfertigungskosten'. Die 
Umladungskosten sind dagegen Unterwegskosten, weil die Anzahl der Um¬ 
ladungen von der Wegelängc abhängt. 


x ) Der Einfachheit halber haben wir, tla für tleu SUickgittverkeäir ©in 
Unterschied in den Zugkoston von verhältnismäßig geringem Einfluß ist, statt 
verschiedener Zahlen für Nah- und Fernzüge einen Durchschnitt eingesetzt. 

*) Tatsächlich wurde die Steigerung noch größer. 
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Die Abfertigungskosten sind auf eine gemeinsame Einheit zurück- 
zufilhren. Da das Gewicht einer SUickgutsendung wesentlich' ver¬ 
schieden ist für wertvollere (Tar. 1—2: 112 kg) und für billigere Güter 
(Tar. 3—5: 195 kg, Durchschnittsgewicht für sämtliche Stückgüter 
148 kg), wird das Resultat verschieden für diese beiden Gütergattungen. 
Abfertigungskosten im Tar. 1—2 für eine Sendung von 

Mittelgröße (38,8 + 24,l X 1,12) . # .65,8 Öre, 

also für 100 kg.‘.58.8 , 

Abfertigungskosten im Tar. 3—5 für eine Sendung von 

Mittelgröße (38,8 + 24, 1 X l,or>).85,8 ,. . 

also für 100 kg.44 ,0 ,, , 

Die Umladungskosten für Nettotonnenkm werden folgendermaßen 
berechnet: 

Anzahl umgeladener Sendungen.2.5*4 MiII. 

Gesamtzahl der die Staatsbahnen berührenden Stück¬ 
gütersendungen .5,8.1 „ , 

Kosten für die Stückgutsendung (14,4 X 2.oi: 5,83) . . 7,3 Öre, 

Kosten für eine Tonne (7,3:0,148). 49.3 ,. , 

Kosten für ein Tonnenkm (49.3:135 km Durchschnitts¬ 
transportlänge) .O .37 ,. . 

Zusammenfassung für Stückgut. 
Unterwegskosten in Ören für das Tonnenkm: 

Zugkosten. 1 , 02 , 

Verschiebungskosten . . . 0,c», / 

Wagenkosten. 0 , 47 , 

Umladungskosten .... 0.37, 

Summe . . 3,40 

oder für das km und 100 kg .... 0,34 Öre. 

Abfertigungskosten in Ören für 100 kg: 

Tar. 1—2 Tar. 3—5 

(Stationskosten). 59 41 

Bei Transporten im V er b a n d s ve r k eh r e werden die Gesamt- 
kosten höher, denn es entstehen auf jeder Ubergangsstation folgende 
neue Kosten (für beide Bahnen zusammen): 

Umladung (s. oben) . . . 14,4 Öre für die Sendung, 

Kontrolle u. a. (Abt. C1) 6,5 Öre für die Sendung, 

Summe . . 20 ,0 Öre für die Sendung; 

Also für 100 kg: 

für Tar. 1—2 (112 kg für die Sendung) . . 19 Öre, 
für Tar. 3—6 (195 kg für die Sendung) . . 11 Öre. 
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Wir erhalten somit folgende 

Mindesttarife für Stückgüter 1 ) (in Öre für 100 kg): 


km 

Tar. 1-2 

Tar. 3-5 

10 

62,4 

47,4 

50 

76,e 

61,o 

100 

93,o 

78,o 

200 

127,o 

112,o 

300 

161,o 

146,o 

400 

195,o 

180,o 

500 

229,o 

214,0 

1000 

399,o 

384,o 

2000 

739,o 

724,o 


Diese Ziffern gelten im eigenen Verkehr. Im Verbandsverkehr 
erhöhen sie sich, wie' gesagt, für jede Übergangsstation um 19 und 
11 Öre. Dies bedeutet z. B. für eine Endbahn, daß die Abfertigungs¬ 
kosten sich auf die Hälfte erniedrigen, also zu . . . 29,5 und 22 Öre, 
wozu kommen die halben Übergangskosfen . 9,5 „ 5,5 „ , 

zusammen (aufgerundet) . . 89 und 28 Öre, 

gegen im eigenen Verkehr ....... 59 ,* 44 „ , 

also Erniedrigung.20 „ 16 „ 

Dies sind die Beträge, mit denen eine Eisenbahn ihre gewöhn¬ 
lichen Sttickguttarife wegen der Kostenersparnis im direkten 
Verkehre ermäßigen kann, wenn sie als Endbahn teilnimmt. Ist sie eine 
Transitbahn, so kann die Ermäßigung, wie leicht zu ersehen, doppelt 
so groß bemessen werden. 

Für Eisenbahnfachleute bedarf es keines besonderen Nachweises, 
daß die obigen Beträge hoch sind. In der Tat sind sie, und dies nicht 
nur für kürzere Entfernungen, höher, teilweise weit höher als die bis¬ 
herigen Sätze der schwedischen Staatsbahnen, die übrigens vor dem 
Kriege auf so ziemlich derselben Höhe wie die Stückgutsätze anderer 
entsprechender Eisenbahnen standen. Es ist nichts Neues, daß die Fracht¬ 
sätze für Stückgut im allgemeinen zu niedrig waren. Aber es ist uns 
nicht bekannt, daß dies jemals ziffermäßig festgestellt worden ist, und 
es dürfte somit berechtigt sein, wenn wir dies als eines der wichtigsten 

’) Mit gesonderten Berechnungen für Nah- und Ferngüterzüge entstehen 
für Entfernungen bis etwa 300 km unbedeutende Erhöhungen, für weitere Ent¬ 
fernungen ziemlich große Erniedrigungen (z. B. für 600 km 9, 1000 km 23 und 
2000 km 58 Öre). 
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Ergebnisse unserer Untersuchung betrachten. Auf dieselbe sich stützend, 
hat das mehrgenannte schwedische Komitee eine bedeutende Erhöhung 
dieser Tarife, insbesondere der höheren Tarife 1 und 2, vorgeschlagen. 

"Wagenladungsgtiter in Ferngüterzügen. 

Die verschiedenen Arten von Kosten für Wagenladungsgüter in 
Ferngüterzügen belaufen sich nach dem vorhergehende^ auf folgende 
Beträge: 

1. Zugkosten. 0,306 Öre für das Bruttotonnenkm. Man kann 
hier nicht wie bei den Stückgütern auf Nettotonnenkm direkt übergehen, 
weil Sendungen von ungleicher Größe getrennt behandelt werden müssen. 
Der angegebene Betrag entspricht 

a) 0,306 Öre für das Nettotonnenkm, zuzüglich 

b) 0,306 Öre für das Taratonnenkm, was,' da das Durchschnitts¬ 
gewicht für gedeckte und offene Wagen 1910 8,io und 6,oe Tonnen 
betrug, * 

für einen gedeckten Wagen (mit oder ohne Last) 2,so Öre 
für das Wagenkm und 

für einen offenen Wagen (mit oder ohne Last) 1,55 Öre für 
das Wagenkm entspricht. 

Um die letztgenannten Kosten (b) für jedes Nettotonnenkm be¬ 
rechnen zu können, was ja geschehen muß, wenn sie für Tarifzwecke 
verwertet werden sollen, muß man die Beladung der Wagen berücksich¬ 
tigen, und das Ergebnis wird also ungleich für verschiedene Gewichts¬ 
klassen. Wir kommen unten hierauf zurück. 

2 . Verschiebungskosten entstehen teils auf den Abgangs¬ 
und Bestimmungstationen, teils bei Umkuppelungen unterwegs, auf der 
eigenen Bahn und auf Übergangsstationen im Verbandsverkehr. Jene 
Kosten sind Abfertigungsgebühren, die Umkuppelungskosten, die mit der 
Wegelänge wachsen, können als Unterwegskosten angesehen werden. Be¬ 
rechnung: Terminkosten: 1,32 Kr. für die Wagensendung (mit oder ohne 


Last) : 

Unterwegskosten: 

Unterwegskuppelungen. 137ä 000 

Wagenkm.. . . . , 172 900 000 

Mithin Kuppelungen für das Wagenkm .... O.ousn 

Kosten eines gekuppelten Wagens. 1,32 Kr. 

also Kosten für jedes km . l.oc Öre. 


Im Verbandsverkehr kommt hierzu der Betrag von 1,32 Kr. für den 
Wagen für jede Übergangstation. 
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3. Die Wagenkosten bestehen aus (s. oben): 


a) Untorwegskosten für das Wagenkm .... 

Öre 1' 

O.Si 

0,77 

b) Abfertigungsgebühren einer Wagensendung 

ti 

r 



im Binnenvorkehr: 

( 



beladene Wagen. 

Kr. 

3.l’> 

1 2.« 


leere n . „ o,*) ; o.» 


Im Verbandsverkehr betragen die Abfertigungskosten der Staatseisen¬ 
bahnen für den Wagen mit Last (Abt. B 3) l,sß und 1,45 Kr.; im 
Verbandsverkehr über zwei Bahnen werden also die Kosten für beide 
Bahnen 3,72 und'2.oo Kr. oder für eine Wagensendung mit Last Ü.ö 2 und 
0,48 Kr. mehr als im Binnenverkehr der »Staatsbahnen. Die- letztge¬ 
nannten Beträgo stellen dio hinzukommenden Übergangskosten im Ver¬ 
bandsverkehr für jede Übergangstation dar. . 

4. Die Stationskosten betragen nach der Abt C 1 im Binnen¬ 
verkehr 77,.% Öre für eine Gütersendung (Terminalkosten. zuzüglich 
13,o Oro iin Verband.svrrkehr für eine Gütersendung für jeden Übergang). 
Wenn man diese Kosten im Verhältnis zum Gewicht anstatt zur Sen¬ 
dung berechnen will, hätte man eigentlich auf die Größe der Sendungen 
Rücksicht zu nehmen; da die Kosten gering sind, sehen wir indes davon 
ab und setzen sie, gleichwie sonstige Abfertigungskosten, zu einem be¬ 
stimmten Betrage für die W T agensend u n g (mit Last). Die Stations¬ 
kosten betragen dann’): 

im Binnenverkehr (0,77:.: l,oy) - 0 , 4 « Kr. 

zuzüglich im Verbandsverkehr für jede Übergangsstation (O.is : 1 ,C 9 ) — 
0,os Kr. für die- Wagensendung mit* Last. 

’) Eiue Si'inluiur umfaßt durchschnittlich 1 ,«'>:» Wagen mit East. 

folgt.' 


Offene 

Wagen 


Gedeckte 
j Wagen 










Die Entwicklung der schweizerischen Bundesbahnen 
seit dem Jahre 1912. 


'Aus der Feder des ausgezeichneten früheren Präsidenten der schweize¬ 
rischen Bundesbahnen (S. B. B.), Placid Weißenbach,- ist Uber die 
Verstaatlichung der wichtigsten schweizerischen Eisenbahnen und über die 
Organisation und Entwicklung der Bundesbahnen in dieser Zeitschrift eine 
Reihe vortrefflicher Aufsätze erschienen (Archiv 1904 S. 1259, 1905 S. 105, 
1912 S. 815 und 1127), die dem Leser ein anschauliches Bild des eid¬ 
genössischen Verkehrslebens in den letzten Jahrzehnten gewährt haben. 
Einen ähnlichen Inhalt hat der den Bundesbahnen gewidmete Teil des im 
Aufträge der Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren von Professor 
Dr. J. Steiger herausgegebenen Werkes „Der Finanzhaushalt der 
Schweiz“ 1 ) • Auch hier wird ein Überblick über die Entwicklung und die 
Leistungen des Bundesbahnnetzos seit Beginn der Verstaatlichungen ge¬ 
geben, diesmal von einem Verfasser, der sie nicht, wie Weißeinbach, an lei¬ 
tender Stelle betrieben und mitgemacht hat, der dafür aber für sich in 
Anspruch nehmen darf, über die Erfolge der nicht von allen Parteien in 
gleicher Welse gebilligten Eisenbahnpolitik des Bundes ganz unbeeinflußt 
und unparteiisch urteilen zu können. Um so erfreulicher ist es zu sehen, 
daß beide zu dem gleichen Ergebnis kommen, nämlich, daß der Bund und 
das Schweizer Volk allen Anlaß haben, mit ^en Ergebnissen des Staats¬ 
betriebes zufrieden zu sein. 

Die Darstellung Steigers bietet insofern Neues, als sie bis in eine 
spätere Zeit hinübergreift. Während Weißenbach mit dem Jahre 1911 ab¬ 
schloß, konnte Steiger schon über die Statistik von fünf weiteren Jahren 
verfügen und darüber hinaus noch über wichtigere Maßnahmen der neuesten 
Zeit berichten und urteilen. Djj Wirkungen des Krieges auf die schwcize- 

*) Dr. J. Steiger, Professor. Die Schweizerischen Bundesbahnen, ihro 
Entwicklung und ihre Leistungen. Auszug aus dem Werk: „Der Finanzhaushalt 
der Schweiz“, 2. Band „Der Bund“. Bern 1919. St&mpfli & Gie. 
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rischen Eisenbahnen sind bis 1916 vollständig, von da ab bis Ende 1918 
wenigstens in der Hauptsache berücksichtigt worden. 

Mit dem Rückkauf der Gotthardbahn (Archiv 1912, S. 815) war das 
Verstaatliohungswerk im wesentlichen durchgeführt. Seitdem hat sich das 
Rundesbahnnetz aber noch durch die Verstaatlichung von drei kleineren 
Bahnen abgerundet. 

Am 1. Juli 1913 wurde die Neuenburger Jurabahn vom 
Bund übernommen. Sie ist 38 km lang und führt von Neuenburg über 
Chaux de Fonds und Locle nach der französischen Grenze bei Brenets. 
Das Anlagekapital des Unternehmens war Ende 1911 auf 13 422 629 Fr. 
angewachsen, während der zu 314 j% kapitalisierte Reinertrag nur 
9 000 000 Fr. betrug. Im Laufe der Verhandlungen wurde das auf 9 000 000 
Francs bemessene Angebot des Bundes bis auf 9 800 000 Fr. erhöht, zu 
denen noch der Kaufpreis für einige in das Anlagekapital nicht einbe¬ 
griffene Vermögenswerte mit 221 927 Fr. trat. Der Rückkaufpreis wurde 
hiernach auf 10 021927 Fr. festgesetzt. 

Die im Kanton Zürich belegene, 40 km lange, von Winterthur nach 
Wald führende Tößtalbahn 1 ), die bereits von den Bundesbahnen be¬ 
trieben wurde, hat den Antrag auf Rückkauf selbst gestellt. Dieser er¬ 
folgte deshalb nicht auf Grund der Konzessionsbedingungen, sondern es 
wurde von vornherein festgestellt, daß nur die Vergütung des Ertragswertes 
im Zeitpunkt der Übernahme gewährt werden solle. Der zu 4 % kapitali¬ 
sierte Reinertrag betrug 1913: 1388 250 Fr. und 1916 : 2 445 475 Fr. Der 
Bund ist über diese Summen hinausgegangen. Er erklärte sich zur Zah¬ 
lung einer Kaufsumme von 2^ Millionen Fr. bereit, die sich mit Hinzu¬ 
rechnung des Wertes der Materialvorräte auf 2 924 779 Fr. erhöhte. 

Die an die Tößtalbahn in Wald anschließende, 7 km lange Wald- 
R ü t i - B a h n *) wurde zum 1. Oktober 1918 verstaatlicht, und «war aus den 
gleichen Gründen wie die Tößtalbahn nicht auf Grund der Konzessions¬ 
bedingungen. Diese Bahn besaß keinen Ertragswert. Der Bund, der bereits 
im Besitz der Aktienmehrheit war, verstand sich indessen zu einer Bezah¬ 
lung der übrigen Aktien mit 50 Fr. pro Stück. Hieraus ergab sich ein 
Kaufpreis von 56 050 Fr. 

Schließlich ist noch der Rückkauf des Bahnhofs Genf-Cornavin 
und der Eisenbahn von Genf nach La Plaine*) (Landesgrenze) zu 
erwähnen, der am 10. Juli 1912 erfolgte. Nach der kantonalen Konzession 
an die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn war die Rückkaufsumme in Form einer 
Annuität zu bestimmen. Sie wurde auf 516197 Fr., dem Durchschnitts- 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 858. 

2 ) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913, S. 567. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Die Entwicklung,der achweizeriscbeaBundesbahnen seit 1912. 571 


ertragö einer Reihe von Betrtebsjahren, festgesetzt, zahlbar in dreimonat¬ 
lichen Raten vom 1. Januar 1913 Ws 30. April 1958. Für besonders zu ver¬ 
gütende Anlagen und Mobiliar wurde außerdem ein Kapitalbetrag von 
1832470 Fr. zugebilligt Wenn die Annuität mit 4% kapitalisiert wird, 
ergibt sich ein Gesamtkaufpeis von 12 613 458 Fr. Rechnet man zu diesen 
Neuerwerbungen die in früheren Jahren abgeschlossenen Rückkäufe hinzu, 
so ergibt 6ich für den Bund aus dem Verstaatlichungswerk folgende Be¬ 
lastung: 


Schweizerische Zentralbahn 

Nordost-Bahn. 

Vereinigte Schweizer Bahnen 
Jura-Simplon-Bahn . . . 

Gotthard-Bahn. 

Neuenburger Jura-Bahn 

Tößtal-Bahn. 

Wald-Rüti-Bahn. 

Genf—La Plaine .... 


215 070039,85 Fr. 
295 419134,38 „ 
93 913167,ii „ 
366188 875,43 „ 
210 920 254,64 „ 
10 021927,— „ 

2 924 778,80 „ 
56 050,— „ 
12 746 765,u „ 


1207 260 992,32 Fr. 

Die Gesamtbelastung beläuft sich also beinahe auf 1*4 Milliarde Fr. 
Hiermit ist im ganzen, allen Ansprüchen der Gesellschaften Rechnung ge¬ 
tragen worden, die Bundesbahnen haben sich aber auch die Möglichkeit 
eines ersprießlichen Gedeihens gesichert 

Dieses Bahnnetz hat sich aber als sehr ergänzungs- und verbesse¬ 
rungsbedürftig erwiesen. Es sind denn auch in den 14 Jahren des Staats¬ 
betriebes recht erhebliche Aufwendungen für die Ausgestaltung der S'. B. B. 
gemacht worden. Über die Entwicklung seit 1903 seien einige wenige 
statistische Mitteilungen hervorgehoben: 




1903 

1906 

1909 

1913 

1914 

1915 

1916 

Baul&nge. 

km 

2 395 

2411 

2682 

2761 

2 751 

2 760 

2782 

Betriebslänge. 

n 

2433 

2463 

2738 

2802 

2802 

2802 

2836 

Doppelspur in Prozen¬ 
ten aller Gleise . . 

°/o 

18,23 

21,41 

26,61 

29,15 

30,75 

31,02 

31,63 

Wert' der Bahnanlagen 
(abgerundet in Tau¬ 
senden) . 

Frs. 

J 

652264 

i 

972058 

1081290 

1 115 869 

1 119872 

1 157 502 

Wert der Fahrzeuge 
(abgerundet in Tau¬ 
senden) . 


j 630 254 

| 122 018 

149 957 

215 334 

234 268 

242216 

i 

249 424 

| 253 840 

auf 1 km Betriebs¬ 
länge . 

j 

V \ 

!j 

i! 49086 

61082 

78 877 

I 

83 847 

86691 

89271 

1 

90110 
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1908 

1906 

1909 


m 

1916 

| 1916 

Davon Wert der Dampf¬ 
lokomotiven u.Ten- 
dor (abgerundet in 
Tausenden) .... Frs. 

63 040 

64 296 

88880 

92304 

94 247 

■ 

94 802 

» 

92 085 

Durchschnittswert ei- 








ner Lokomotive . . „ 

65 000 

68 987 

75 394 

76 659 

76874 

77 138 

79 178 

Wert der Personenwa¬ 








gen (abgerundet in 
Tausenden) .... „ 

26163 

38 264 

62 228 

73 525 

76 698 

78 977 i 

79 898 

Durchschnittswert ei¬ 
nes Personenwag. . „ 

12813 

16 152 

19 793 

1 

21 067 ' 

•21 466 

j 

21 667 J 

-1 806 

Wert der Güterwagen 
(abgerundet in Tau¬ 
senden) . „ 

43414 : 

j 

47 398 j 

63 686 

67 899; 

70 542 

1 

1 

64 292 

70 389 

Durchschnittswert ei¬ 

1 


I 





nes Güterwagens . „ 

4 003 i 

4 111 

4 279 i 

4 401 

4 488 

4 182 

4 382 


Der Personalbestand der S. B. B. konnte für die 14jährige 
Staatsbahnzeit nur schätzungsweise berechnet werden, da für die verstaat¬ 
lichten Bahnen zum Teil nur lückenhaftes statistisches Material vorhanden 
war. So viel geht jedoch aus der Statistik hervor, daß der auf die kilo- 
metrische Länge bezogene Personalbestand zu den höchsten der größeren 
europäischen Bahnen gehört. .Nur von den deutschen Bahnen als Ganzem, 
von den elsaß-lothringischen, sächsischen und badischen Staatsbahnen so¬ 
wie von der französischen Nordbahn, d. h. von Bahnen mit sehr dichtem 
Verkehr, wird er noch übertroffen. Die Personalausgaben im 
Verhältnis zu den Einnahmen (44,oc %) und zu den Ausgaben (66,71 %) 
und dio Personalausgaben auf 1 Wagenachskilometer (7,oo Ct.) sind sogar 
dio höchsten aller europäischen Bahnen. Der zahlenmäßige Bestand an 
Eisenbahnangestellten ist seit Ausbruch des Krieges plaumäßig verringert 
worden. Ende 1916 war er seit 1913 um rund 2500 Köpfe gesunken; es Ist 
aber anzunehmen, daß er angesichts der Bestrebungen auf Ermäßigung der 
täglichen Arbeitsdauer wieder steigen wird. Dio Personal ausgaben 
sind auch während des Krieges ständig gewachsen. 

Die Tarife der Bundesbahnen sind auf Grund der Bestimmungen 
des Riickkaufsgesetze8, das jede Erhöhung bestehender Beförderungspreise 
vermeiden wollte und deshalb die niedrigsten der bestehenden Sätze der 
Privatbahnen für das ganze Bundesbahnnetz vorgeschrieben hat, gegenüber 
den Privatbahntarifen erheblich gesunken. Während unter der Privatbahn¬ 
herrschaft im Jahre 1902 im Personenverkehr durchschnittlich 4,04 Ct. für 
das Personenkilometer und 8,r>3 Ct. für das t-km eingenommen wurden. 
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fielen diese Zahlen bei den S. B. B. bis 1913 auf 3,68 und 7,99 Ct. Dieser 
Einnahmeausfall wird unter reichlicher Berücksichtigung der durch die Er¬ 
mäßigungen bewirkten Verkehrssteigerung auf 60 Mill. Fr. geschätzt. Be¬ 
sonders billig waren im Personenverkehr die Rückfahrkarten, von denen 
1913 rund dreimal soviel ausgegeben worden sand, als einfache Fahrkarten. 
Infolge des Krieges sahen sich die S. B. B. gezwungen, ihre Einnahmen 
durch besondere Tarifmaßnahmen zu erhöhen, insbesondere durch die Er¬ 
hebung von Kriegszuschlfigen seit dem 1. Oktober 1916 und durch die Ein¬ 
stellung der Anwendung der meisten Ausnahmetarife. Andererseits wurden 
auch im Kriege sehr einschneidende tarifarische Opfer gebracht.» Seit 
August 1914 bis Ende 1917 haben die schweizerischen Bundesbahnen fitr 
Militärtransporte des Grenzbesetzungsdienstes rund 390 Millionen Personen¬ 
kilometer geleistet und dafür nur 1,35 Ct. für das Pkm. einschließlich des 
Kriegszuschlages bezogen. Da die "Selbstkosten unter Berücksichtigung 
der Kriegspreise, wenn Verzinsung und Amortisation eingerechnet werden, 
auf 7,6 und sonst auf 4,9 Ct. für das Pkm. geschätzt werden, ergibt dies 
einen ungedeckten Ausfall von 13 845 000 Pr. Dazu traten noch die nicht 
besonders feststellbaren, häufigen Fahrten von aktiven Militärpersonen 
gegen Zahlung der Vierteltaxe (Urlauber) und der halben Taxe (Ent¬ 
lassene). .Für den Transport von Pferden, Vieh, Armeebedürfnissen wird 
ein Ausfall von rund 20 Mill. Fr. errechnet. Schließlich haben die S. B. B. 
für Transporte der kriegführenden Staaten bedeutende Tarifermäßigungen 
gewährt, die sich auf nahezu 2 Mill. Fr. belaufen. Es kommt in Frage die 
Beförderung v 

1. verwundeter Kriegsgefangener und Sanitätsmannschaften durch die 
Schweiz, 

2. von Zivilinternierten und Evakuierten durch die Schweiz, 

3. von Mitgliedern des schweizerischen Hilfskomitees, 

4. von in der Schweiz internierten Kriegsgefangenen, 

5. von erholungsbedürftigen Krankenschwestern kriegführender 
Staaten, die in der Sclweiz einen kostenfreien Urlaub genießen und zum 
halben Fahrpreis befördert werden. 

Sehr groß ist ferner die Belastung, die der Eisenbahnverwaltung für 
die Post auferlegt wird. Wie in Deutschland stammt die Verpflichtung der 
Eisenbahnen, für die Post bedeutende Leistungen unentgeltlich zu über¬ 
nehmen, aus* der Zeit der Privatbahnen (Bundesgesetz vom 23. Dezember 
1872). Sie entsprang dem Wunsche des Staates, seine Einnahmen aus dem 
Postregal nicht ohne Gegenleistung an ein privates Monopolunternehmen 
abzutreten. Mit der Verstaatlichung der Eisnbahnen gingen diese Lasten 
auf die S. B. B. über. Diese müssen also Bahnpostwagen, Briefpost, Pakete 
bis 5 kg und Fahrpostpersonal unentgeltlich, Pakete über 5 kg zu ermäßig- 

Archiv für Eisenbahn wesen. 1919. 39 
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ten Sätzen befördern. Der seit 1903 den S. B. B. hierdurch erwachsene 
Ausfall wird auf 125 Mill. Fr. berechnet. Gegen dieses Verfahren, wonach 
eine Bundesanstalt durch die andere unterstützt wird und ihre Rentabilität 
infolgedessen nicht klar und richtig erkennbar ist, bestehen erhebliche Be¬ 
denken.- Ähnlich steht es mit den oben erwähnten Leistungen der Eisen¬ 
bahn für die Militärverwaltung. 

Im Fahrplanwesen hat die Verstaatlichung den bis dahin 
weniger begünstigten Landesteilen erhebliche Vorteile gebracht, weil die 
Gleichbehandlung aller Gebiete oberster Grundsatz geworden ist. In den 
ersteff Jahren des Bundesbahnbetriebes wurde vor allem der Arbeiter-, Vor¬ 
ort- und Lokalverkehr entwickelt, aber auch der Fern- und Durchgangs¬ 
verkehr wurde, zumal nach Erhöhung der Höchstgeschwindigkeit der 
Schnellzüge von 75 auf 90 km-Std., allmählich zu großer Blüte gebracht. 
Die Zahl der Strecken, die mit dieser Geschwindigkeit befahrbar sind, wurde 
durch allmähliche Verbesserung der Linienführung- und des Oberbaues 
ständig vermehrt. Die Einstellung durchgehender Wagen im innerschweize¬ 
rischen und internationalen Verkehr, der früher zu wünschen übrig ließ, 
wurde nach und nach in immer stärkerem Maße durchgeführt. Die Schlaf- 
und Speisewagenkurse wurden vermehrt. Alles in allem waren die Ge¬ 
samtfahrleistungen im Personen- und Güterverkehr bi» 1913 seit 
Beginn des Staatsbetriebes um 62 % gestiegen. 

Der Kriegsausbruch und die daraus entstandene Knappheit an Loko- 
motivfeuerung8material haben den Bestrebungen zur Verbesserung des 
Fahrplanes vorübergehend ein Ende gemacht. Auch in seinen Ansprüchen auf 
Bequemlichkeit und Annehmlichkeit des Reisens mußten dem Publikum 
Opfer auferlegt werden. Neben dieser tatsächlichen Unmöglichkeit, den 
Friedensfahrplan aufrecht zu erhalten, war der Verkehrsrückgang der 
Jahre 1914 und 1915 zum wesentlichen Teil dem jähen Abbruch des 
P'remdenverkehrs zuzuschreiben. Den Tiefstand erreichte der Verkehr 
im Jahre 1915, als auch Italien in den Krieg eintrat. Im Jahre 1916 
hat er sich dann wieder etwas belebt. Die Entwicklung der k i 1 o - 
metrischen Betriebsleistungen der S. B. B. in den Jahren 
1903 bis 1916 ist aus folgender Zusammenstellung zu ersehen: 


i 

! 

1903 | 

1906 

.. i 

1909 

1913 

1914 

1915 

19H'. 

Personenzugkilometer (ab¬ 
gerundet in Tausenden) 

: 

15 977 

19077 

22 593 

25708 

23456 

, 

20 788 

21 47 

Güterzugkilometer (abgerun- ! 
det in Tausenden) . . ,h 

G 827 

7 731 

. 

9 330 

_ 

11 1(>4 

i 

9 9541 

1 

8 834 

89* 

Zugkilometer insgesamt (ab¬ 
gerundet in Tausenden) |, 

22 804! 

26 808 

31 923 

i 

36 8721 

33 410 1 

29 622 S 

80 4 d 
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1903 

' 

1906 

1909 

Bi 

1914 

1915 

1916 

Personenkilometer(abgerun- 








det in TauBenden) . . . 

1048 631 

1434483 

1 754 121 

2301 728 

2058465 

1692987 

1 874 329 

auf 1 km Betriebslange. . 

431057 

584549 

662432 

827662 

734 641 

6Ö4206 

663 479 

Tonnenkilometer (abgerun¬ 
det in Tausenden) . . . 

! 646 652 

787 263! 

1031 837 

1 348 230 

1 283 745 

1425 377 

1527 878 

auf 1 km Betriebslange. . 

I 205 784 

320808 ) 389666 

484 800 

458 153 

508700 

640 842 

Durchschnittlich von 1 t zu¬ 








rückgelegte Strecke km 

! 74,84 

! 

74,25 

87,88 

94,82 

102,85 

100,57 

102, 70 . 


Die auffallende Vergrößerung der Tonnenkilometerzahl und vor 
allem der im Güterverkehr durchfahrenen Strecken auch während des 
Krieges ist auf die Verstaatlichung der Gotthardbahn mit ihrem großen 
Durchgangsverkehr und auf die Verkehrsverschiebungen im Kriege zu¬ 
rückzuführen, da die ausländischen Massengüter nur noch über wenige 
Grenzpunkte in die Schweiz eintreten konnten und von dort aus lange 
schweizerische Strecken zu durchfahren hatten (Kohlen und Eisen fast 
ausschließlich über Basel; Getreide, Mehl, Fette, Zucker, Kaffee, öle, 
Futtermittel, Baumwolle usw. über Genf). Diese Erscheinung brachte 
zugleich eine Minderung des Ertrages auf 1 t-km mit sieh, weil gerade 
diese überwiegenden Massengüterfransporte auf Grund von fallenden 
Staffeltarifen verfrachtet wurden. 


Über die finanziellen Ergebnisse der S. B. B. sind folgende wenige 
Zahlen anzuführen: 




1903 

1906 

1909 

1913 

1914 

1915 

1916 

Betriebseinnahmen (ab¬ 
gerundet in Tausen- 




- 





den). 

auf 1 km Betriebslange 
(abgerundet in Tau- 

Fr. 

111162 

; 

132838 

165541 

212721 

183 539 

176 271 

192598 

senden). 

Betriebsausgaben (ab¬ 
gerundet in Tausen¬ 


45 689 

1 1 

54131 

62515 

76 491 

65503 

62 909 

1 

j 

68 176 

den) . 

auf 1 km Betriebs¬ 

n 

1 72 843 

87 403 

111550 

142 406 

135195 

125 529 ! 

138 763 

länge . 

» 

1 29940 1 

35619 

42 126* 

61207 

48 249 

44 800 ' 

49 120 

Betriebszahl. 

Überschuß der Betriebs¬ 
einnahmen (abge¬ 
rundet in Tausen¬ 

°/o 

f 

65,53 

-1 

j 

67,<9 

i 

70,32 , 

1 

1 

66,94 

73,66 

71,21 

i 

73.72 

den) . 

Fr. 

! 38319 

45 430 

53 999 

70 316 

48 344 j 

50 742 , 

:>9* 

53 835 
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1903 

1906 - 

1909 

1913 

1 

1914 

1915 

1916 

1 

Zinsenlast (abgerundet 

in Tausenden) ... Fr. | 

31979 

f \ 

i * 

34 676 i 

42926 

48996 

60 814 1 

61166 

54 977 

Vom Betriebsüberschuß 
bleibt übrig (abge¬ 
rundet in Tausen- 
den) . * j 

| 0 340 1 

1 

10854 

11066 

21321 

’ 1 
— 2469 ’ 

— 424 

— 1 142 


• In den Kriegsjahren 1914 bis 1916 reichten somit die Betriebsüber- 
sehüsse nicht einmal mehr zur Deckung der Zinsenlast aus. Es mußten 
nach Vornahme der gesetzlichen Tilgungen in der Gewinn- und Veilust- 
reehnung hohe Passivsaldi übertragen werden; nach Abschluß des Rech¬ 
nungsjahres 1916 betrug dieses Saldo rund 44% Millionen Fr. 

Die Ursachen dieses Rückschlages sind oben schon erklärt worden, 
soweit sie auf den Ergebnissen des Betriebes “beruhten. Die in den 
14 Jahren des Staatsbahnbetriebes durch große Leistungen im Ausbau, 
in der Ausstattung und dem Betrieb der verstaatlichten Bahnen über¬ 
nommenen finanziellen Belastungen gestatteten es nicht, nebenbei noch 
Reserven zu sammeln, die über die Kriegsjahre hätten hinweghelfen 
können. Die Hauptschuld daran trägt? wie man annimmt, die beim Rück¬ 
kauf versprochene und im Tarifgesetz durchgeführte zu niedrige, mit 
hohen Einnahmeausfällen verbundene Ansetzung der Tarife und ihre 
Weiterentwicklung. Dieser Umstand hatte zugleich als Begleit¬ 
erscheinung eine so rasche und starke Verkehrszunahme zur Folge, daß 
die vorhandenen baulichen und technischen Einrichtungen vielfach den 
Verkehrsbedürfnissen nicht mehr genügten und daher mit großen Kosten 
erweitert und verbessert werden mußten. Mittel für diese Bauarbeiten 
und für die Vermehrung des Rollmaterials mußten im Wege der Anleihe 
beschafft werden. Tilgung und Verzinsung dieser neuen Anleihen 
führten zu einer weiteren Belastung der Jahresrechnung. So bestand 
für die Bundesbahnen keine Möglichkeit, die im Rückkaufgesetz vor¬ 
gesehene Reserve von 20 % des jährlichen Reingewinns zu schaffen. 
Die befriedigende Entwicklung der Bundesbahnen wäre ohne Kriegs¬ 
ausbruch ohne Zweifel weitergegangen. Durch den Krieg, den niemand 
voraussehen konnte, trat eine Wendung zuip Schlimmen ein. Die Aus¬ 
gabenüberschüsse der Gewinn- und Verlustrechnung, einschließlich der 
Aufwendungen für Tilgungen, für Einlagen in die Spezialfonds usw., 
stellten sich 
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Ende 1914 auf rund. 9000 000 Fr., 


»J 

1915 *„ 

. 

26 000 000 

tf 

1916 „ 

. 

45 000 000 

M. 

1917 „ 

1) .. 

74000 000 

»1 

1918 „ 

„ (ungefähr) . 

. . 125 000 000 


1919 1 ) „ 

„ (nach Voranschlag) 197000 000 


Dieser Fehlbetrag muß verzinst Und getilgt werden. . Dazu kommt, 
daß die Petriebsführung noch viele Jahre nach dem Kriege infolge hoher 
Personal- und Sachausgaben wesentlich teurer sein wird als früher. 
Unter diesen Umständen wird sich die Bundesbahnverwaltung auf allen 
Gebieten, insbesondere im Tarif-, Fahrplan- und Bauwesen, auf Jahre 
hinaus größte Zurückhaltung auferlegen müssen. —r. 

1 ) Aus den monatlich von den S. B. B. veröffentlichten Betriebsergebnissen 
ist zu ersehen, daß die Verhältnisse im Jahr 1919 sich weiter verschlechtert 
haben. Während in den beiden Monaten Januar-Februar im Jahre 1918 noch ein 
Uberschuß der Betriebseinnahmen Über die Betriebsausgaben von 
1802 920,06 Fr. und 1 88? 751,20 Fr. erzielt wurde, brachten die gleichen Monate 
des Jahres 1919 3550000 und 4 825000 Fr. Betriebsverlust, da seit dem 
Vorjahr die Einnahmen nur wenig, die Ausgaben dagegen um rd. 50% ge¬ 
stiegen sind, 
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Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen' . 

Von Dr.-Ing. Weber. 

(Mit einer Karte.) 

(Schluß) i). 


3. Abschnitt. Der Reinertrag. 

Im vorangegangenen Abschnitt ist gezeigt worden, daß die ver¬ 
schiedenen Nebenbahngruppen selbständig in der Lage sind, ihren ein¬ 
gegangenen Schuldverpflichtungen nachzukommen." Wie aus dem Ver¬ 
gleich zwischen dem kilometrischen Mindestüberschuß und dem tatsäch¬ 
lich von einer Bahngruppe im Durchschnitt erzielten hervorgeht, ist es 
den verschiedenen Bahngattungen sogar möglich, noch über die Schuld- 
verzinsung hinaus auch für das Gesellschaftskapdtal einen gewissen Ertrag 
herauszuwirtschaften. Nach den Zahlenwerten zu schließen, fällt dieser 
für die Bergbahnen am höchsten aus. 

In folgender Zusammenstellung sollen in Bahngruppen gesondert 
die ertragreichsten Unternehmungen ziffernmäßig aufgeführt werden. 

Aus dem Verhältnis der Anzahl dieser Bahnen zur Gesamtanzahl einer 
Gruppe läßt sich ein weiteres Bild über die Güte der einzelnen Bahn¬ 
gattungen gewinnen. 

Anzahl der ertragreichen Unternehmungen (1918). Tafel 29 



| 1 

1 2 1 

3 ! 

4 

5 

6 

7 

. 

B a h n g a 11 u n g 

Bahn¬ 

gesellschaften 

Ertrag¬ 
reiche 
Bahnen in 
Prozenten 
der 

gesamten 
Bahnen | 

Anzahl der Bahnen, die ihren» 
Gesellschaftskapital einen Ertrag* 
abwarfen von 


1 Anzahl 
! derselben 
(1913) 

davon 

ertrag¬ 

reich 

4% 

und 

darüber 

6% 

und 

darüber 

6% 

und 

darüber 

10% 

und 

darüber 

1. Talbahnen: 

a) regelspurig . . . . 

35 

10 

i i 

30 !' 

0 

2 



b) schmalspurig . . . 

50 

10 

20 ! 

5 

4 

— 


<•) gemischt. 

9 

5 

55 

5 

5 

3 

1 

2. Bergbahnen: 

a> Zahnradbahnen . . 

; 16 

7 

44 

7 | 

3 

3 

I 

b) Seilbahnen .... 

1 48 

23 

48 

15 

6 

2 I 

1 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 191(1, S. 409. 
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A\is Spalte 3 ergibt sich, daß je rund die Hälfte der gemischten und 
der Berghahnen ertragreich ist. Von den regelspurigen Talbahnen weist 
knapp ein Drittel einen Reinertrag auf, während von den Schmalspur¬ 
bahnen nur noch ein Fünftel aller Unternehmungen einen Reingewinn zu 
erzielen vermochte. Aber nicht nur in der Anzahl von ertrag¬ 
reichen Unternehmungen stehen die Berg- un<f gemischten Bahnen an der - 
Spitze, auch die von den einzelnen Gesellschaften ausgezahlten Gewinn¬ 
anteile sind bei diesen Bahngruppen die höchsten. Drei Bahngesell¬ 
schaften war es sogar möglich, eine Rente von über 10 % zu erzielen (1913). 

Auch hier zeigt sich wiederum, daß im schweizerischen Nebenbahn¬ 
wesen die Unternehmungen die ertragreichsten sind, die der Klasse 
von Berg- und Vergntigungsbahnen angehören. Das beruht darauf, daß 
sie größtenteils nur vom Standpunkte der Spekulation aus erstellt wurden 
und zum Teil auch außergewöhnlich hohe Fahrpreise erheben. 

Die Überlandnebenbahnen sind hingegen wegen ihrer gemeinwirtschaft¬ 
lichen Bedeutung erbaut worden, ja .oft von vornherein schon unter Ver¬ 
zichtleistung auf Dividende. Es entspricht darum die Tarifhöhe hier oft¬ 
mals nidht der von der Bahn zur Beförderung aufgewandten Arbeits¬ 
leistung. Namentlich trifft dies bei den Überlandnebenbahnen zu, die 
hauptsächlich der Personenbeförderung dienen und bei denen der ertrag¬ 
reichere Güterverkehr in den Hintergrund tritt. 

Bei den Schmalspurbahnen kann kaum mehr von einem auf das 
Aktienkapital fallenden Reingewinn gesprochen werden. Der noch 
über die Schuldverzinsung hinaus übrigbleibende Betrag von nur 470 
Fr./km dürfte hier kaum zur Verteilung gelangen. Nach früheren An¬ 
gaben wird für diese Bahngruppe die eine Hälfte der Anlagekosten durch 
Schuldverschreibungen, die andere durch das Gesellschaftskapital aufge¬ 
bracht. Die mittleren Baukosten können zu 140000 Fr./km angenommen 
werden. Damit beträgt das Gesellschaftskapital 70 000 Fr./km. Der Ein¬ 
nahmeüberschuß von 470 Fr./km reicht' nicht einmal zu einer Gewinn¬ 
verteilung von 1 % auf dieses aus. Derart kleine Betriebsüberschüsse werden 
aber, sofern sie nicht besonderen Rücklagen zugewiesen werden, stets auf 
neue Rechnung vorgetragen. 

Demnach ist das Gesellschaftskapital der Schmalspurbahnen im all¬ 
gemeinen ertraglos. Diese Erscheinung ist auch in Deutschland be¬ 
obachtet worden und ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß Schmal¬ 
spurbahnen meistens dort gebaut werden, wo der Verkehrsumfang von 
vornherein einen Ertrag regelspuriger Bahnen ausschließt. Im allge¬ 
meinen bedienen die Schmalspurbahnen die Seitentäler, d. h. sie durch¬ 
laufen Gegenden, die wenig Industrie und gewöhnlich nur eine geringe 
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ßevölkerungszahl aufweisen; auch hängen sie in der Kegel stark vom 
Fremdenverkehr ab. Daraus ergibt sich die Ertraglosigkeit der Schmal¬ 
spurbahnen nicht als eine Folgeerscheinung der Spur, sondern 
es hat sich umgekehrt die Wahl der Spur nach der erwarteten Verkehrsart 
und -dichte gerichtet. ^ 

Im folgenden sei die Durchschnittsverzinsung jeder Bahngattung 
wiedergegeben, bezogen 1. auf das Aktienkapital der ertragreichen Bah¬ 
nen (Spalte 1), 2. auf das Gesamt-Aktienkapital (Spalte 2) und 3. auf 
das gesamte Anlagekapital (Spalte 4). Sodann ist noch der mittlere Zins 
fuß des Obligationskapitals auf geführt (Spalte 3). 


Da^phschnittüche Verzinsungen jeder Bahng&ttung. Tafel 30. 


1 

1 1 

2 

3 

1 4 


t Bezogen auf das 

Mittlerer 

^ Bezogen 

Bahngruppen 

/ 

Aktienkapital I 

ertragreicher 

# 

Bahnen 

! % 

gesamte 

Aktienkapital 

% 

Zinsfuß des i 
Obligations¬ 
kapitals 

% 

1 auf 

! das gesamte 
i Anlagekapital 

i % 

1. Hauptbahnen: S. B. B. 

2. Nebenbahnen: 

i 

Anleihen. 

1 I 1 


3,55 

. 

a) Talbahnen: 

1 

! 

|! i 

1 

1. regelspurige. 

3,9 

1,15 

4,2 

1,94 

2. schmalspurige. 

3,05 

0,73 

! 4,1 i 


3. gemischte. 

7 

8,9 1 

4,2 

' 3,6 

b) Bergbahnen: 


! i 

i 


1. Zahnradbahnen . 

5,0 

i 3 

4,3 

3.35 

2. Seilbahnen. 

i 4,3 

2,9 ! 

4,5 

3,1 


Auch an dieser Zahlenzusammenstellung kann wieder der verhält¬ 
nismäßig gute Stand der Berg- und Vergnügungsbahnen beobachtet wer¬ 
den. Nicht allein in bezug auf das Aktienkapital, sondern auch in Hin¬ 
sicht auf das gesamte Anlagekapital kommt ihre Verzinsung dem landes¬ 
üblichen Zinsfuß am nächsten. Zum Teil geht sie sogar über die Durch¬ 
schnittsverzinsung der S. B. B.-Anleihen hinaus. 

Die verhältnismäßig geringe Ertragfähigkeit der schmalspurigen 
Talbahnen läßt sich auch hier deutlich erkennen. Während der auf das 
Aktienkapital der ertragreichen Gesellschaften bezogene Durchschnitts¬ 
ertrag 3,65 % beträgt, fällt er, auf die gesamte Bahngruppe bezogen, auf 
0,78 %. Der Durchschnittsertrag sinkt demnach auf rund ein Fünftel. 
Bei den regelspurigen Talbahnen geht er nur auf rund ein Drittel und 
bei den anderen Bahngruppen nicht einmal auf die Hälfte zurück. 
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Nach der Statistik beträgt die durchschnittliche Verzinsung der in 
den schweizerischen Nebenbahnen angelegten Gelder in den Jahren 1910 
bis 1913 rund 2,75 %. Diese niedrige Durchschnittsverzinsung ließ sich 
schon aus dem in Zahlentafel 23 a (S. 413) dargestellten Gesamtüberschuß 
herauslesen. Er wurde dort für das Jahr 1913 zu 14 852 000 Fr. angegeben, 
was im Verhältnis zum Anlagekapital 2,94 % ausmacht. Der kleinere Er¬ 
trag von % ergibt sich daraus, daß vom Gesamtüberschuß, bevor 

dieser als auf das ganze Aktienkapital fallender Reingewinn ange- 
*sehen werden kann, noch die Reserven und die Einlagen in den Erneue¬ 
rungsfonds abgehen. Setzt man für den oben betrachteten Zeitabschnitt 
den landesüblichen Zins zu 4 % an, so ergibt sich bei einer in den Tal¬ 
bahnen und Zahnradbahnen angelegten Bausumme von rund 450 Millionen 
Franken ein Verlust von jährlich 4,5 (4 — 2, 75) = 5,5 Millionen Franken. 
Diese Einbuße am Landesvermögen wird zum Teil wieder durch die He¬ 
bung des Wohlstandes der von der Bahn durchzogenen Gegend wettge¬ 
macht. Der Verlust ist demnach nur' scheinbar. Zudem rührt er in 
erster Linie von volkswirtschaftlich wichtigen Unternehmungen her, da, 
wie aus Tafel 30 hervorgeht, die Berg- und Vergnügungsbahnen einen 
mittleren jährlichen Reinertrag von 3,i bis 3,e % abwerfen. 

Zufolge der an schweizerischen Nebenbahnen im Durchschnitt be¬ 
obachteten jährlichen Verkehrszunahme (Güter- und Personenverkehr 
zusammengerechnet) von rund 4,5 %‘) ifhd der in gleicher Weise an¬ 
wachsenden Betriebseinnahmen und Ausgaben*) vermehrt sich der Ein¬ 
nahmeüberschuß jährlich im Durchschnitt um 3,5 %. 

') Unter Zugrundelegung des 20jährigen Zeitabschnittes von 1893 bis 1913 
konnten bei den Nebenbahnen jährliche Zunahmen an Personenkilometer von 5,5 % 
(Frauenfeld-Wilbahn bis 6,8 %, Eminentalbahn), im Durchschnitt aller unter¬ 
suchten Bahnen von 5,2 % beobachtet werden. Geringer gestaltete sich der jähr¬ 
liche Zuwachs an GUtertkm. Er bewegte sich zwischen 2 % (Tößtalbahn) und 
5,9 % (Appenzeller-Straßenbahn) und betrug im Mittel 4,1 %. 

Bei der Mehrzahl der untersuchten Bahnen machte eich im Laufe der Jahre 
ein ZurUckgehen in den auf das Personenkm. bezogenen Einnahmen geltend. 
Diese Abnahme belief sich im Durchschnitt auf jährlich 0,5 %. Sie weist somit 
unmittelbar auf eine nach und nach stattgefundene Tarifermäßigung im Personen¬ 
verkehr hin. Die stärkere Zunahme im Personenverkehr gegenüber der des 
Güterverkehrs wird zum goßen Teil auf diese Fahrpreisermäßigungen zurück¬ 
zuführen sein. 

Da nach dem Kriege die Zeit der Fahrpreisermäßigungen endgültig vorbei 
sein wird, so dürfte dann auch der jährliche Verkehrszuwachs an Reisenden gegen¬ 
über demjenigen vor dem Kriege nachlassen. Daher soll gegenüber dem ehe¬ 
maligen Verkehrszuwachs von 5,2 % der nach Friedensschluß zu erwartende im 
Mittel nur noch zu 4,5 % angenommen werden. Demzufolge wird auch der Be¬ 
triebsüberschuß, Personen und Güter zusammengerechnet, jährlich im Mittel nur 
noch um 3,5 % anwachsen. 

*) Ohne weiteres liegt es auf der Hand, daß bei ungefähr gleichbleibendcu 
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Bliebe das Anlagekapital die Jahre hindurch in gleicher ursprüng¬ 
licher Höhe bestehen, so müßte die durchschnittliche Verzinsung der in 
den Nebenbahnen angelegten Gelder einen gleichen jährlichen -Zuwachs 
erfahren. Es müßte sich also der Ertrag einer Bahn nach rund 25 bis 
30 Jahren ihres Bestehens verdoppelt haben. Dem ist aber nicht so. 
Unter Zugrundelegung eines Zeitraumes von 10 bis 20 Jahren konnte 
eine . durchschnittliche Erhöhung des Anlagekapitals von rqpd 2 % be¬ 
obachtet werden 1 ). Demnach wächst auch der auf das gesamte Anlage¬ 
kapital (Aktien und Obligationen) sich beziehende Ertrag um jährlich 

3.5 — 2 % oder um nur rund 1,5 %. Mit den Angaben der Statistik über 
die Zunahme der durchschnittlichen Verzinsung des Gesamtanlagekapi¬ 
tals von Nebenbahnen stimmt diese Zahl gut überein. 

Nach 30 Jahren wird unter der Annahme dieses jährlichen Rein¬ 
ertragzuwachses der Ertrag einer Bahn erst auf das Einundeinhalbfache 
des ursprünglichen Wertes angewachsen sein. Es ist dies der Zeitpunkt, 
den die neueren Genehmigungsurkunden für den frühesten Rückkauf einer 
Bahn angesetzt haben.. Der Festlegung dieser 30jährigen Frist lag der 
Gedanke zugrunde, daß eine im. volkswirtschaftlichen Interesse ange¬ 
legte Bahn im Laufe dieser Zeit genügend erstarken könne, um einen 
der Verzinsung des Anlagekapitals entsprechenden jährlichen Ertrag ab¬ 
zuwerfen. Damit dieser in diesem Zeitraum auf 4 % anwachse und der 
Gesellschaft durch dieses Rückkaufsverfahren kein Verlust entsteht, muß 
jedoch bei einem jährlichen Zuwachs von 1,5 % der Ertrag der ersten Be¬ 
triebsjahre schon mindestens 2,7 % betragen haben. 

Die wenigsten, im volkswirtschaftlichen Interesse angelegten Li¬ 
nien werden aber schon in den Anfangsjahren einen Ertrag von nahezu 
3 % abwerfen. Dieser Zeitraum ist daher zu knapp bemessen und seine 
Verlängerung auf 45 Jahre würde den Verhältnissen besser entsprechen. 
Innerhalb dieses Zeitabschnittes könnte sich der Ertrag unter vorerwähn¬ 
ter Voraussetzung verdoppeln. Der Reingewinn der ersten Betriebejahre 
müßte dann nur 2 % betragen, um bei einem jährlichen Zuwachs von 

1.5 % dem Aktienkapital nach 45 Jahren eine Verzinsung von 4 % gewähr- 

Tarifen die Betriebseinnahmen wie die Verkehrsmengen anwachsen. Weniger 
offensichtlich ist dies bei den Betriebsausgaben, doch trifft es nach früherem auch 
hier zu. 

’) Dio durchschnittliche Zunahme in den kilometrischen Baukosten beläuft 
sich für das Jahr auf rund 3,3 %. Das Anlagekapital wächst aber nicht im glei¬ 
chen Muße an. Wäre dies der Fall, so könnte auch auf Jahrzehnte hinaus keine 
Erstarkung im schweizerischen Nebonbahnwe-cn eintreten. da der Botriebsüber- 
schuli jährlich selbst nur um höchstens 3.5 % anwächst. Die jährlichen Auf¬ 
wendungen fiir den Bau werden zum großen Teil aus dem Betriebe gedeckt, ohne 
daß hierfür (leider neu aufziinehmcn sind. 
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leisten zu können. Erst hierbei würde die Gesellschaft durch den Rückkauf 
keine Einbuße er laden. , 

Die den Gesellschaftern ausgezahlte Jahresdividende bildet in den we¬ 
nigsten Fällen einen richtigen Maßstab für die Höhe des tatsächlich er¬ 
zielten Reinertrages. Sie kann von ihnen willkürlich höher oder niedriger, 
als es durch die Verlust- und Gewinnrechnung bedingt ist, angeeetzt wer¬ 
den. Bei Taxherabsetzungen, Feststellung von Genehmigungsgebühren und 
Entschädigungsbemessungen für Postbeförderungen gehen daher die Be¬ 
hörden von dem durch die Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen 
Reingewinn aus. Um den Nebenbahnen auch hierin möglichst entgegenzu¬ 
kommen, werden nach der Verordnung vom 29. September 1914 über die Be¬ 
rechnung des Reinertrages zu diesem nicht mehr gerechnet: 1. die Postver¬ 
gütungen, 2. die Einlagen in Reservefonds bis zu einer vom Bundesrat fest¬ 
gesetzten Höhe und 3. Rückstellungen zur Schaffung von Hilfskassen für 
die Angestellten. Durch diese letzte Anordnung soll nicht nur der Bahn¬ 
gesellschaft ein Vorteil erwachsen, sondern es soll damit zugleich eine 
Besserstellung der Angestellten bewirkt werden. 

Zur Ermittlung des prozentualenErträges wird der Einnahmeüberschuß 
von der Behörde in Verhältnis zum Aktienkapital gebracht In neuerer 
Zeit suchten ihn gewisse ertragreiche Unternehmungen in Verhältnis zum 
Gesamtanlagekapital zu bringen, um ihn auf diese Weise möglichst klein 
erscheinen zu lassen. Durch dieses Verfahren hofften sie eine Taxherab- 
setzung verhindern zu können. 

Wenn sich die Genehmigungsurkunden in diesem Punkte auch nicht 
klar ausdrücken, so findet doch die von der Behörde befolgte Berechnungs¬ 
weise in der geschichtlichen Entwicklung ihre volle Bestätigung. Für die 
Taxherabsetzung ist in der Normalkonzession die maßgebende Ertrags¬ 
grenze auf 6 % angesetzt worden. Für die Entrichtung der Postentschädi¬ 
gung ist erforderlich, daß der Reinertrag sich unter 4 % bewegt Geht er 

darüber hinaus, so werden von der ertragreichen Bahn zudem noch 

/ 

gewisse Genehmigungsgebühren J ) erhoben, deren Höhe vom erzielten Er¬ 
trag abh&ngt. Dadurch verringert sich der Gewinn solcher Unternehmun¬ 
gen in doppelter Weise. Seine Schmälerung ist jedoch nur gering und 
dürfte kaum über einige Prozent hinausgehen. 

Für einige im Jahre 1913 ertragreich gewesene Bahnen seien zum 
Schluß sowohl die ausgezahlten Dividenden, als auch der behördlich berech¬ 
nete Reinertrag angegeben. 

* 

*) Vgl. hierüber Soite 127, unter Bundessteuer. 
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Dividende und Reinertrag (1913). Tafel 31. 


Hahn e n 

i 

Dividende 

(1913) 

°/o 

Reinertrag, 
berechnet 
nach der 
Verordnung 
von 1904 

% 

1 

Verhältnis 

von 

| Reinertrag 
| zur 

! Dividende 

i 

Aigle—Leysin. 

12 

16,75 

! 

1,39 

Lugano—Stationo. 

12.2 

14,71 

1,* 

Territet—-Glion. 

11 

10,12 

0,91 

Vitznau—Rigi. 

10 

9,87 

j 1 

Glion—Kochers de Nave. 

7 

7,65 

1,0» 

Yisp—Zermatt .. 

0.5 

6,93 

1,07 

Berner Oberlandbahn. 

5,5 

6,05 

1,1 

Birsigtalbahn. 

5 

8,36 

1,67 

Oensingen—Baisthal . 

5 

7,35 

1,17 

Emmentalh&hn. 

4,5 | 

5,45 

1,21 

Khätische Bahn. 

! 

2 

4,08 *) 

2,04 

im Mittel . . . . 

. 

_ j 

1,3 

• 

Zufolge der Speisung von Reserven und 

Fonds liegt 

demnach der 


berechnete Reinertrag im Durchschnitt um */« bis */» höher, als es die aus¬ 
gezahlten Renten anzeigen. Besonders auffallend ist der Unterschied 
zwischen Dividende und tatsächlich erzieltem Reinertrag bei der Rhätischen 
Bahn. Hier steigt dieser sogar auf rund das Doppelte von jener an. Die 
Gewinn- und Verlustrechnung weist sodann auch für das Jahr 1913 Rück¬ 
lagen in 'Reserven in der Höhe von 4250 Fr./km auf. Der Betriebeüber¬ 
schuß betrug für das gleiche Jahr 13 359 Fr./km, wovon 6750 Fr./km durch 
die Verzinsung der Anleihen aufgezehrt wurden. Demnach belief sich der 
tatsächlich auf das Aktienkapital fallende Gewinn auf 6609 Fr./km, wäh¬ 
rend sich der ausgezahlte infolge der Rückstellungen nur auf 2159 Fr./km 
berechnete. 


Zusammenfassung. 

Im Durchschnitt erzielt jede Bahngruppe einen Reingewinn. Dieser 
ist jedoch bei den Schmalspurbahnen derart gering (470 Fr./km), daß er 


*) Ungeachtet des 4 % übersteigenden Reinertrages wurde der Rhätischen 
Rahn die im Gesetz festgelegte Postentschädigung ausbezahlt. Das beruhte 
wohl darauf, daß der Reinertrag diese Höchstgrenze nur wenig überschritt, 
und zwischen Bund und Eisenbahngesellschaft keine Einigkeit über seine 
Vierechnungsweise erzielt werden konnte. Nach, der Berechnungsart der Rhätischen 
Rahn erreichte der Reingewinn nicht die maßgebenden 4 %. 
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kaum unter die Aktionäre verteilt werden würde, wenn sich alle Schmal¬ 
spurbahnen in einer Hand befänden und ihre Verwaltung von einer Stelle 
ausginge. Die schmalspurigen Nebenbahnen sind daher zum größten Teil 
unverzinslich. Den erheblichsten durchschnittlichen Reingewinn werfen die 
Seilbahnen ab. Es ist demnach hier vielen Bahnen möglich, einen verhält¬ 
nismäßig hohen Gewinn zu erzielen. So war 1913 rund die Hälfte aller 
Seilbahnen ertragreich. Ähnlich vorteilhaft stehen auch die Zahnrad- und 
gemischten Bahnen da. Von den Schmalspurbahnen sind jedoch nur ein 

Fünftel, von den regelspurigen Bahnen ein Drittel erfolgreich. 

- * « 

Demnach haben im schweizerischen Nebenbahn- 
wesen die Berg- und Vergniiguiigsbahnen das günstig¬ 
ste Betriebsergebnis. Der kleinste Gewinn wird von 
den schmalspurigen Übe r 1 and n eben bahnen erzielt. Das 
geht auch aus der durchschnittlichen Verzinsung des Gesamtanlagekapitals 
hervor. Während diese bei den gemischten und Bergbahnen 3 % über¬ 
steigt, erreicht sie bei den regelspurigen und schmalspurigen Talbahnen 
nicht einmal 2 %. 

Der geringe Ertrag der Nebenbahnen ist volkswirtschaftlich nicht sehr 
schwerwiegend, weil die Aktien meistens im Besitze der Anlieger sind, die 
durch die Bahn großen mittelbaren Gewinn haben. 


I. Abschnitt. Die Zwangsauflösung. 

Das Ende einer Bahngesellschaft wird durch die Zwangsauflösung 
herbeigeführt Ist diese ausgesprochen, so entscheidet der Bundesrat, ob 
die Unternehmung weiterbetrieben oder auf Abbruch veräußert werden soll. 
Handelt es sich um Unternehmungen, denen kein oder nur ein ganz ge¬ 
ringer volkswirtschaftlicher Wert zukommt, so wird er dem Erwerber 
beide Möglichkeiten offen lassen. Beispielsweise wurde die Brienz-Rothorn- 
bahn und die kleine Trambahn Stans—Stansstad auf Weiterbetrieb oder Ab¬ 
bruch veräußert 1 ). Das Höchstangebot für die Trambahn betrug bei dem 
Versuch der Veräußerung aiif konzessionsgemäßen Weiterbetrieb nur 
1385 Fr. Es stieg sogleich auf 42 385 Fr., als dem Erwerber auch das Ab¬ 
bruchsrecht gewährt wurde. 

*) Nachdem die Trambahn Stans—Stansstad an den Meistbietenden ver¬ 
äußert war, wurde sie daraufhin sofort abgebrochen. Das Unternehmen der 
Brienz-Rothornbabn ist hingegen bis heute weitergeführt worden. Zur Aufrecht¬ 
erhaltung des Betriebes hat die Gemeinde Brienz jährliche Betriebsunteretützun- 
gen zu leisten. 
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Die Zwangsauflösung einer schweizerischen Nebenbahn ist ein ziem¬ 
lich seltenes Ereignis. Es geht dies auch aus dem Abschnitt über den Zin¬ 
sendienst hervor. Dort wurde nachgewiesen, daß im Durchschnitt die ver¬ 
schiedenen Nebenbahnen aus dem bloßen Betriebsüberschuß imstande sind, 
ihren Schuldverpflichtungen nachzukommen. Daher waren bis zum Jahre 
1913 nur 5 Liquidationen zu verzeichnen. Eine sechste Zwangsauflösung 
(zweite Zwangsauflösung der Monte Generosobahn) harrte noch der Er¬ 
ledigung. Aufgelöst wurden die in folgender Tafel zusammengestellten 
Bahngesellscliaftem 

Tafel 32. Bis 1913 vollzogene Zwangszuflöaungen. 


Bahnen 

i 1 

t 

i Gesamt- 1 

Baukosten 

j 

! Fr. 

Verlust 

1 Netto- 

Baukosten 

(Erlös) 

Fr. 

insgesamt 

Fr. 

iuProzenten 
der Gesamt¬ 
baukosten 

Rigi-Scheideggbahn. . 

jj 1401063 

1 331 563 

95 

69500 

Brienz-Rothornbahn . 

2001894 

1616214 

80 

1 396 680 

-Generosobahn .... 

1942 424 

1561 434 

80 

380 890 

Saignetegier-Glovelier 

! ! 3181606 

2155 807 

68 

1025 801 

Stans-Stansstadbahn . 

238 400 

196615 

83 

42385 

Gesamtverlust 

— 

| 6 861 133 

78 ; 

— 


i 


Ferner sind 4 Unternehmungen 1 ) mit einem Verlust von rund 4,4 Mil¬ 
lionen Franken durch Verkauf in andere Hände übergegangen. Andere 
Bahnen wieder suchten sowohl eine Zwangsauflösung als auch einen ver¬ 
lustreichen Verkauf dadurch zu umgehen, daß sie eine Gesundung ihrer Bi¬ 
lanz Vornahmen. Beispiele sind: Die Uetlibergbahn, die im Jahre 1910 durch 
Übereinkunft mit ihren Gläubigern das Obligationenkapital in Vorrechts¬ 
aktien umwandelte, ferner die Seetalbahn, die eine Gesundung durch 
größere Abschreibungen auf die Nennwerte der Aküen erzielte. 

Alles in allem kann der sichtbare Verlust, der durch die Zahlungs¬ 
unfähigkeit von Bahngesellschaften entstanden ist, zu rund 15 Millionen 
Franken oder zu rund 2,25 % der in Nebenbahnwerten angelegten Gelder 
angenommen werden. Er ist daher als gering zu bezeichnen. 

*) Dies betrifft die regelspurige Seetalbahn, di© Schmalspurbahnen: 
Biere—Apples—Morges und Ponts—Sagne—Chaux-de-Fds. und die Zahnradbahn 
nach der Schynigen-Platte. Bei der Seetalbahn steht di© Bahnanlage nur noch 
mit 33 %, bei der Bahn Biere—Apples—Morges mit 52 %, bei der Bahn Ponts— 
Sagne—Chaux^de-Fds. mit 64 " 0 und endlich bei der Schynigen-Plattebahn mit 
.‘>5 % ihres alten Bilanzwertes zu Buch. 
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Bedeutend erheblicher, ist der unsichtbare, d. h. der alljährlich wie- 
derkehrende Verlust, der durch die Minderverzinsung der in Nebenbahnen 
angelegten Gelder entsteht. Da der mittlere Ertrag der letzten Jahre nur 
2,75 % gegenüber dem landesüblichen Zinsfuß von 4 % betrug, beläuft sich 
die hierdurch entstandene Einbuße kapitalisiert auf rund 180 Millionen 
Franken. Zieht man die von den Nebenbahnen herbeigeführte Hebung der 
Volkswohlfahrt nicht in Betracht, so ist das eine ungeheure Summe, die 
dem schweizerischen Landesvermögen durch die Anlage von Nebenbahnen 
entzogen ist. 

Ein richtiges Urteil über die tatsächlichen Verhältnisse ließe sich na¬ 
türlich erst dann fällen, wenn ziffermäßig auch der durch die Nebenbah¬ 
nen veranlaßte Zuwachs an Volksvermögen dargestellt werden könnte. 1 ) 
Jenem Verlust wäre der von den Nebenbahnen herbeigeführte allgemeine 
Gewinn gegenüberzustellen. Vielleicht ergäbe *sich sodann ein Überschuß, 
demzufolge man den Minderwert der in den Nebenbahnen angelegten Gelder 
nicht zu bedauern hätte. Schmerzlich bliebe dabei nur noch der Umstand, 
daß im allgemeinen der Verlust von einigen wenigen zu tragen ist, wäh¬ 
rend der Vorteil der großen Allgemeinheit zugute kommt. 

" Sind Zwangsauflösungen vor 1914 nur selten aufgetreten, so hätte 
diese Sachlage zufolge des Weltkrieges eine höchst ungünstige Wendung 
nehmen können. Bereits Ende 1914, nachdem der Krieg kaum ein halbes 
Jahr gedauert hatte, waren 25 Nebenbahnunternehmungen außer¬ 
stande, ihren Schuldverpflichtungen nachzukommen. Ihr Zusammenbruch 


*) Der Zuwachs an Volksvermögen läßt sich nicht kurzerhand bestimmen. 
Die vermehrte Steuerkraft, in der sich der Vermögeneizuwachs einer Geigend 
wiederspiegelt, hängt nicht allein von den verbesserten Verkehrsverhältnissen ab. 
Er wird namentlich atich von der Gestaltung des allgemeinen Wirtschaftslebens 
beeinflußt. Zudem wird infolge eines neuen Schienenweges eine industriereiche 
Gegend einen größeren Aufschwung nehmen, als eine nur landwirtschaftliche 
Erzeugnisse hervorbringende Talschaft. 

Schon aus diesen wenigen Angaben läßt sich erkennen, daß auf die Hebung 
der Steuerkraft die mannigfaltigsten Umstände einwirken, die nur durch größere 
Untersuchungen gegeneinander abgewogen und voneinander geschieden werden 
können. Ungeachtet dessen soll hier noch kurz auf die Verhältnisse des Surbtals: 
.Niederwenningen-Döttingen hingewiesen werden. Da dieses Tal bis heute noch 
keine iBahn besitzt, so konnten bei der Steuerkraft die umgekehrten 
Beobachtungen gemacht werden, wie bei jenen Tälern, die von Schienenwegen 
durchzogen sind. Diese nahm hier insofern ab, als die gewerbetreibende Be¬ 
völkerung nach anderen, besser aufgeschlossenen Gegenden auswanderte. So 
zeigte die Volkszählung von 1900 eine größere Abnahme in der Bevölkerung 
dos Tales. Zudem konnte festgestellt werden, daß infolge unzulänglicher Ver¬ 
kehrsverhältnisse der Ackerbau und die Viehzucht gegenüber anderen Orten 
zui ilckgeblieben sind. 
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wäre unvermeidlich gewesen, wenn nicht der Bundesrat der Notlage’) der 
Nebenbahnen Rechnung getragen hätte. Kurz hintereinander faßte er zwei 
Beschlüsse, daß während der Kriegsdauer keinem Antrag auf Zwangsauf¬ 
lösung Folge geleistet werden dürfe. 

Unmittelbar nach Beendigung des Weltkrieges hätten diese Beschlüsse 
jedoch ihre Rechtskraft wieder verloren. Der Zusammenbruch, den der 
Bundesrat zur Kriegszeit durch diese Maßregel zu verhindern suchte, wäre 
mit um so größerer Wucht unmittelbar nach Friedensschluß eingetreten. 
Die durch diese außergewöhnlichen Verhältnisse hervorgerufenen Geld¬ 
verluste hätten sich während' der Kriegsjahre schnell vermehrt. Es 
mußte also irgend etwas geschehen, um den Bahnen auch nach Kriegsende 
noch eine mehrjährige Erholungszeit einzuräumen. Diesem Umstand ist 
nun durch die Einführung des Zwangsnachlaßvertrages ins schweizerische 
Eisenbahnrecht Rechnung getragen worden. 

Als für die Nebenbahnen wichtigste Gesetzesneuerung kann hierbei 
die gelten, nach der der schuldnerischen Gesellschaft vom Bundesrat eine 
entsprechende Stundung eingeräumt werden kann. Für außergewöhnliche 
Verhältnisse kann diese auch in solchen Fällen gewährt werden, in denen 
kein entsprechendes Abkommen mit den Gläubigem getroffen ist. 

Diese Einrichtung kann auch von den Obligationären ohne Bedenken 
hingenommen werden. Zum Schutze ihrer Forderungen soll diese Bestim : 
mung nur bei den Unternehmungen in Anwendung kommen, deren Geld- 
lage durch unvorhergesehene, plötzlich eingetretene Verhältnisse erschüt¬ 
tert worden ist (Krieg, Überschwemmungen, Zerstörung großer Strecken 
durch Naturgewalten oder Massenunglücke). 

Bei einer entsprechenden Stundung werden derart betroffene Gesell¬ 
schaften sich bald wieder erholen können, während sie ohne diese Maßregel 


*) Es muß hier allerdings darauf hingewiesen werden, ' daß einige 
schweizerische Talbahnen, die im Anfang des Krieges einen starken Verkehrs¬ 
nickgang hatten, im Kaufe des Krieges wieder eine erfreuliche Verkehrszunahme zu 
verzeichnen hatten (Emmentalbahn, Seetal-, Sihltal- und Tüßtalbahn). Diese 
konnten sich, da dio Gehälter und Löhne während des Krieges in der Schweiz 
(nicht in demselben Maße gestiegen sind, wie in den kriegführenden Ländern, 
trotz des zwei- bi3 dreifachen Kohlenpreises von ihrer im Anfang des Krieges 
mißlichen Lage wieder mehr oder weniger erholen. 

Anders die Bergbahnen, die besonders auf den Fremdenverkehr ange¬ 
wiesen sind. Der Fremdenverkehr in der Schweiz, der im ersten Kriegsjahr 
fast vollständig aussetzte, hat auch im zweiten und dritten Kriegsjahre nur 
einen geringen Bruchteil des Friedensverkehrs erreicht. Die Bergbahnen mußten, 
um den Betrieb nicht ganz einzustellen, sogar zu Fahrpreisermäßigungen schrei¬ 
ten. Sie konnten daher eine den Friedensverhältniseen entsprechende Einnahme 
nicht erreichen, geschweige denn den Fehlbetrag des ersten Kriegsjahres decken. 
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in Liquidation geraten würden. In keinem Fall aber sollen solche Unterneh¬ 
mungen in den Genuß dieser außerordentlichen Stundung treten, die nach 
und nach ihrem Untergange entgegeragehen. Hier würde selbst 
eine außerordentliche Stundung die Gesellschaft nicht mehr vor einer Auf¬ 
lösung schützen können. 

Die Schöpfung des Zwangsnachlaßvertrages, den bis 1918 das eidge¬ 
nössische Eisenbahnrecht nicht kannte, bringt gegenüber früheren Verhält¬ 
nissen eine gewisse Unsicherheit für die Gläubiger mit sich. Diese beteht 
darin, daß eine Mehrheit die Minderheit übereinstimmen und zum Bei¬ 
tritt zu einem ihr vielleicht lästigen Abkommen zwingen kann. Immerhin 
wirkt ein solcher Zustand auf den zukünftigen Eisenbahnkredit und auf 
den Geldmarkt weniger abschreckend als allzu häufige Zwangsauflösungen. 

Da jedoch die Forderungen der Gläubiger hierdurch nicht mehr voll 
geschützt sind, werden sie im Verleihen ihrer Gelder vorsichtiger werden 
und diese den Bahnunternehmungen nur noch gegen erste Sicherheiten und 
Bürgschaften zur Verfügung stellen. Zudem dürfte die Einführung des 
Nachlaßvertrages auf die Höhe des zukünftigen Zinsfußes von wesentlichem 
Einfluß sein, da eine wachsende Unsicherheit eine entsprechend größere Ge¬ 
winnmöglichkeit erheischt. Das hat zur Folge, daß der auf das Geeell- 
schaftskapital fallende Reingewinn noch mehr geschmälert wird. 

Die Kosten dieser Wohltat, die den notleidenden Gesellschaften durch 
den Nachlaßvertrag erwiesen wird, sind also in Zukunft von den gesamten 
Nebenbahnen zu tragen. Dies findet vielleicht seine Rechtfertigung darin, 
daß fast jede neue Bahn zu der Verschärfung des Wettbewerbs mit beige¬ 
tragen und dadurch gewissermaßen die bereits bestehenden Gesellschaften 
benachteiligt hat. 

Zusammenfassung. 

Da die Nebenbahnen im Durchschnitt von sich aus imstande sind, 
ihren Schuldverpflichtungen nachzukomipen, gerieten bis heute erst fünf 
Gesellschaften in Zwangsliquidation. "Dabei trat auf ihr Anlagekapital ein 
Verlust von 78 % oder von rund 7 Millionen Franken ein. 

Vor dem Kriege konnte ein einziger unbefriedigt gebliebener Obliga¬ 
tionengläubiger die Versteigerung einer schuldnerischen Gesellschaft herbei¬ 
führen. Dies soll in Zukunft durch die Aufnahme des Zwangsnachlaßver¬ 
trages in das Eisenbahnrecht verhindert werden. Zudem kann der Bundes¬ 
rat der schuldnerischen Bahn in gewissen Fällen eine Stundung einräumen, 
ohne daß sie eine Übereinkunft mit ihren Gläubigern treffen müßte. Eine 
durch diese Maßnahme bewirkte Erholungszeit soll aber nur solchen Ge¬ 
sellschaften zugute kommen, deren Geldverhältnisse plötzlich und unvorher¬ 
gesehen erschüttert, worden sind. 


Archiv fQr Eisenbahnwesen. 1010. 40 
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5. Abschnitt. Der Rückkauf. 0 

Neben dem unfreiwilligen Eigentumswechsel, wie ihn eine Zwangsauf¬ 
lösung mit sich bringt, können Nebenbahnen auch noch durch freiwilligen 
Verkauf in andere Hände übergehen. Ein derartiger Geschäfts Wechsel 
ist jedoch im schweizerischen Nebenbahnwesen noch seltener, als eine 
Zwangsauflösung. Die wenigen Verschmelzungen mehrerer Nebenbahnen 
zu einem gemeinsamen Netz sind fast ausschließlich Betriebs- und keine Ka¬ 
pitalsvereinigungen*) . Jede Gesellschaft hat ihre getrennte Rechnung. Eine 
eigentliche Kapitalvereinigung brachte nur der Übergang der Thuner- 
seebahn und der Spiez-Fruttigenbahn an die Berner Alpenbalmgesellschaft 
(Bern—Lötschberg—Simplon) mit sich, von der beide Linien angekauft 
wurden. 

Demnach haben ertragreiche Nebenbahnen sozusagen bis heute noch 
nie den Eigentümer gewechselt. Nach ertraglosen Unternehmungen besteht 
hingegen kaum Nachfrage. Kommt eine solche dennoch vor, so ist das An¬ 
gebot derart niedrig, daß dabei gewöhnlich das gesamte Aktienkapital ver¬ 
loren ginge. Die ertraglosen Bahnen, die größtenteils volkswirtschaftliche 
Unternehmungen sind, erhoffen deshalb durch die Verstaatlichung noch den 
höchsten Kaufpreis zu erzielen. 

Daher kam beim Rückkauf der 5 Hauptbahnen 3 ) auch der der 
Nebenbahnen zur Sprache. Etliche Volksvertreter machten ihre Zustim¬ 
mung zum Erwerb der Hauptbahnen von entsprechenden Zusicherungen an 
die Nebenbahnen abhängig. Demzufolge ermächtigt nun das Rückkaufs¬ 
gesetz vom 15. Oktober 1897 den Bundesrat auch zum Ankauf von Neben¬ 
bahnen. 


3 ) Über die Verstaatlichung der Hauptbahnen vergleiche P lacid-Weißen- 
baoh, Das Eisenbahnwesen der Schweiz, 1. Teil, ferner Julius Qetiker, Die Eisen¬ 
bahngesetzgebung des Bundes, 3. Teil. 

*) Unter einer Verwaltung ohne Kapital Verschmelzung stehen beispiels¬ 
weise die Emmentalbahn mit der Burgdorf-Thun- und der Solothum-Münsterbahn, 
die Langenthal-Hutwilbahn mit der Hutwil-Wolhusen-, Hutwil-Briswil- und Ram- 
sey-Sumiewald-Hutwilbahn, ferner die Sensetalbahn mit der BerarGümlingen- 
Worbbahn, der Bem-Zollikofen- und der Worblentalbahn, endlich die Aarau- 
Schöftlandbahn mit der Wynentalbahn. 

*) Das betrifft folgende 5 Bahnen: Die Schweizerische Zentralbahn, die 
Vereinigten Schwedzerbahnen und die Gotthardbahn, die sämtlich auf Grund des 
kapitalisierten Reinertrages zurückerworben wurden, ferner die Jura-Simplon- 
bahn und die Nordostbahn, für deren Rückkauf der Anlagewert maßgebend war. 
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Nach Art. 1 haben alle die Bahnen Aussicht, vom Bund ange¬ 
kauft zu werden, die wegen,ihrer volkswirtschaftlichen oder militärischen 
Bedeutung dem Interesse der Eidgenossenschaft oder eines größeren Teils 
derselben dienen. Immerhin soll selbst dort, wo diese Voraussetzungen er¬ 
füllt sind, ein Rückkauf nur dann stattfinden, wenn er sich ohne zu große 
Opfer ermöglichen läßt. Demnach kommen sozusagen nur regelspurige 
Nebenbahnen in Betracht, vom Bunde angekauft zu werden, namentlich 
solche mit iptemationalen Anschlüssen, aber auch jene, die wichtige Ver¬ 
bindungsglieder zwischen den Hauptbahnen im Innern der Schweiz dar- 
stellen. Von den Schmalspurbahnen dürften höchstens folgende zwei 
Linien darauf Aussicht haben: die Rhätische mit der Furka- und Schöllenen* 
bahn und die Appenzellerbahn. Diesen Unternehmungen kommt, wie ge¬ 
wissen regelspurigen Nebenbahnen', eine allgemeinere wirtschaftliche und 
zum Teil auch militärische Bedeutung zu. 

Bei den Verstaatlichung der Hauptbahnen gingen auch deren regel¬ 
spurige Nebenlinien in einer Gesamtlänge von 383 km an den Bund über. 
Zudem wurde mit der Jura-Simplonbahn auch die ihr gehörende schmalspu¬ 
rige Brüningbahn vom Bund erworben. Ferner sind bis heute auch drei 
selbständige Nebenbahnen in einer Gesamtlänge von rund 69 km zurück- 
gekauft worden, nämlich die Toggenburger Bahn, Wil—Wattwil (25 km), 
die Neuenburg-Jurabahn (40 km) als Anschlußlinie an die P. L. M. und die 
auf Genfer Gebiet liegende Bahnstrecke Genf—Annemasse (4 km). Im ge¬ 
wissen Sinne ist auch noch die kleine Nebenlinie Wohlen—Bremgarten dazu 
zu rechnen, insofern sie zu ein Fünftel Eigentum der Gemeinde Bremgarten 
war und von ihr zurückgekauft werden mußte Zu vier Fünftel war sie 
schon im Besitz der Nordost- und Centralbahn, mit denen gemeinsam sie 
erworben wurde. In neuester Zeit gingen noch zwei weitere Nebenbahnen 
durch Rückkauf an dm Bund über. Es sind dies die 39 km lange Töfltal- 
bahn und die 6 km lange Wald-Rütlibahn (Vergl. Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen 1918, S. 858), deren Betrieb schon des längeren von den S. B. B. be¬ 
sorgt wurde 1 ). Somit sind bis 1919 alles in allem rund 562 Nebenbahnkm 
von Staat angekauft worden. Sie machen ziemlich genau ein Fünftel des 
2856 km umfassenden Bundesbahnnetzes aus. 

Zufolge der Genehmigtmgsurkunden kann der Rückkauf der vor 1886 
genehmigten Nebenbahnen nach Maßgabe entweder des Reinertrages 1 ) oder 
des Anlagewertes erfolgen. Zur Feststellung der Rückkaufsumme soll die 
für die Bahn günstigere Berechnungsweise entscheidend sein. Durch diese 

‘) Zur Ermittlung der Rückkaufsumme ist der auf das gesamte Anlage¬ 
kapital (Aktien und Obligationen) entfallende Reinertrag maßgebend. Zur Fest¬ 
setzung der Konzes8ionsgebUhren und der Postvergütungen hingegen wird der 
Reinertrag nach früherem ins Verhältnis zum Aktienkapital gebracht. 

40* 
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Bestimmung wollte man ihr eine Mindestrück kauf summe in der Höhe des 
erstmaligen Anlagewertes sichern. 

Vollzieht sich der Kauf auf Grund des Reinertrages, so beträgt die 
Rückkauf summe in den ersten 15 Jahren nach dem Zeitpunkt der erst¬ 
maligen Erwerbsmöglichkeit den 25fachen Wert. Für spätere Zeitpunkte 
sinkt sie bis auf den 20fachen Wert des Reinertrages. 

Späterhin erachtete es der Bund für unbillig, Bahnen zu einem höheren 
als dem durch den Ertrag ausgewiesenen Preis ankaufen zU müssen. Daher 
wurde für die nach 1886 genehmigten Bahnen die Bestimmung weggelassen, 
daß die Entschädigung in keinem Falle weniger als die erstmaligen Anlage¬ 
kosten betragen dürfe. Diese vom Bundesrat angeordnete Maßregel führte 
für diese Bahnen eine scheinbar schwerwiegende Benachteiligung herbei. 
Da die meisten keinen 4prozentigen Ertrag zu erzielen vermögen, so wird 
für sie die Entschädigungssumme stets unter dem Anlagewert liegen. Je 
nach dem durchschnittlichen Ertrag der dem Rückkauf vorausgehenden 
zehn Jahre werden die Gesellschaften mit einem größeren oder kleineren 
Verlust zü rechnen haben. 

Im Jahre 1913 vermochten nur 12 Talbahnen, 5 regelspurige und 7 
schmalspurige, einen über 4% hinausgehenden Reinertrag aufzuweisen'). 
Bei allen anderen nach 1886 dem Betrieb übergebenen regelspurigen Bah¬ 
nen, 23 an der Zahl, wäre ein Rückkauf auf diesem Zeitpunkt hin verlust¬ 
bringend gewesen. 

Um den nach 1886 dem Betrieb übergebenen Bahnen entgegenzukom- 
inen, wurde daher der Zeitpunkt- der ersten Rückkaufsmöglichkeit auf 30 
Jahre nach ihrer Eröffnung angesetzt. Die früher genehmigten Bahnen 
konnte der Bund bereits nach 15 Jahren erwerben. 

Bei der Verstaatlichung der Hauptbahnen lag das Hauptinteresse auf 
Seiten des Bundes. Beim Rückkauf von Nebenbahnen hingegen liegt es 
umgekehrt auf Seiten der Bahngesellschaften, namentlich aber auf der der 
Anlieger, die aus dem Übergang der Nebenbahn auf den Bund alle mög¬ 
lichen Vorteile (billigere Tarife, Betriebsverbesserungen, Wagendurchgang, 
Verkürzung der Lieferzeit) erhoffen. Am Erwerb von Nebenbahnen ist 
«lein Bund nicht viel gelegen, da sie zur Gestaltung dcis Eisenbahnnetzes 
nur wenig beitragen. 

Ertraglose Nebenbahnen werden daher nicht auf einer Mindestrück¬ 
kauf.summe in der Höhe des Anlagekapitals bestehen, auch wenn sie zu¬ 
folge der Genehmigungsurkunde dazu berechtigt wären. Derartige Be¬ 
gehren müßten die Kaufsverhandlungen unfehlbar zum Scheitern bringen, 
da der Bund nur in den Fällen die Hand zum Ankauf bietet, wo er ihn 

') \ orgl. hierüber mich Seite 127 unter Runde^sleuer. 
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ohne zu große Opfer abschließen kann. Vielmehr' werden die Gesell¬ 
schafter schon dann befriedigt sein, wenn sich der Kauf wenigstens nach 
Maßgabe des Reinertrages abschließen läßt. Dadurch erhalten sie voraus¬ 
sichtlich immerhin wieder einen Teil ihrer im Unternehmen steckenden 
Gelder zurück und können diese anderorts vorteilhafter unterbringen. 

Mit Ausnahme der Wohlen-Bremgartenbahn, die gleich der ehemaligen 
Nordostbahn zum Anlagewerte zurückgekauft wurde, war beim Erwerb 
der anderen selbständigen Nebenbahnen ihr Reinertrag maßgebend. 

Nach gleichem Verfahren ist nun auch die bereits 1875 eröffnete, 
jedoch stets ertraglos gebliebene Tößtalbahn zurückgekauft worden. Unter 
Abzug der Einlagen in den Erneuerungsfonds berechnet sich hier für 1913 
der auf das gesamte Beförderungsgeschäft fallende Reinertrag auf rund 
100 000 Fr., was kapitalisiert 2,5 Millionen Fr. ergibt. Es kommt dies der 
vom Bund gebotenen Kaufsumme gleich. Die erstmaligen Anlagekosten 
betrugen jedoch rund 8 Millionen Fr. Hiervon wurden 1200 000 Fr. durch 
Obligationen aufgebracht. Auf Vorrechtsaktien fielen 3X Millionen Fr., 
der Rest wurde durch Stammaktien gedeckt.- 

Da die Obligationsschuld voll eingelöst und, wie sie. ist, vom Bund 
übernommen wurde, kommt auf das Aktienkapital von 6 800 000 Fr. nur 
noch eine Kaufsumme von 1300 000 Fr. Gehen die Stammaktien leer aus, 
dann berechnet sich der auf die Vorrechtsaktien fallende Verlust immer¬ 
hin noch auf 2 200 000 Fr. oder auf rund 63 %. Diese auf 100 Fr. lau¬ 
tenden Wertpapiere dürften demnach höchstens mit 37 Fr. eingelöst werden. 
Käme hingegen die Kaufsumme auf das gesamte Aktienkapital (Stamm- 
und Vorrechtsaktien) gleichmäßig zur Verteilung, so würde auf die einzelne 
Aktie nur noch ein Erlös von rund 19 Fr. zu erzielen sein. 

Es ist ohne Bedeutung, ob in den Genehmigungsurkunden die 
Bestimmung enthalten ist oder nicht, daß die Rückkaufsumme in keinem 
Falle weniger als die Anlagekosten betragen darf. Beim Ankauf ertrag¬ 
reicher Unternehmungen fallen die Anlagekosten von vornherein außer 
Betracht. Ertraglose Bahnen hingegen hätten wiederum nie Aussicht, nach 
Maßgabe dieser Berechnungsweise vom Bund erworben zu werden. 

Zu erwähnen ist hier noch das Rechnungsgesetz von 1896, das eine 
Folge der Eisenbahnverstaatlichung war. Es hatte den Zweck, den Rück¬ 
kauf der Bahnen vorzubereiten und zu erleichtern. Da sich die Rückkauf¬ 
summen entweder nach dem Reinertrag oder dem Anlagekapital berechnen 
können, sorgt das Gesetz namentlich dafür, daß in der Rechnungsführung 
der Bahngesellschaften weder der Reinertrag noch der Anlagewert 
zu hoch angegeben wird. 
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Zusammenfassung. 

Neben dem zwangsweisen Eigen tumswechsel besteht noch der, der 
auf der freiwilligen Entschließung der Gesellschaft beruht Hier ist nament¬ 
lich der Verkauf an den Staat, der sogenannte Rückkauf, zu erwähnen. 

Nur Nebenbahnen mit volkswirtschaftlicher oder 
militärischer Bedeutung haben Aussicht, vom Bund 
erworben zu werden. Hierunter fallen neben gewissen regelspurig-en, 
auch folgende schmalspurige Bahnen: die Rhätische Bahn mit der Furka- 
und Schöllenenbahn und die Appenzellerbahn. 

Die Rückkaufsumme berechnet sich bei allen Nebenbahnen, ertrags¬ 
reichen und ertragsarmen, tatsächlich auf Grund des kapitalisierten Rein¬ 
ertrages, auch dort, wo eine Rückkaufsmöglichkeit nach Maßgabe des An¬ 
lagewertes besteht 

Bis 1919 hat der Bund im ganzen 5 selbständige Nebenbahnen in einer 
Gesamtlänge von 115 km angekauft. Rechnet man die mit der Verstaat¬ 
lichung der Hauptbahnen erworbenen Nebenbahnstrecken mit ein, so ergibt 
das insgesamt 562 zurückgekaufte Nebenbahnkm. 


6. Abschnitt. Maßnahmen zur Steigerung der Ertragsfähigkeit 

Im folgenden ist noch zu erörtern, wie sich der Ertrag der schweize¬ 
rischen Nebenbahnen heben läßt und wie diese damit auf einen sichereren 
Boden gestellt werden können, als es vor Kriegsausbruch der Fall war. 
Hierbei soll auf zukünftige, erst noch entstehende Bahnanlagen nicht ein¬ 
gegangen werden. Damit diese einer gesicherten Zukunft entgegensehen 
können, sind ihre Ertragsberechnungen und Tarife unter sorgfältiger Er¬ 
mittelung der Baukosten und der zukünftig zu erwartenden Verkehrsmenge 
aufzustellen. Dies wird sich um so leichter bewerkstelligen lassen, als 
hierzu viele statistische Angaben. vorliegen, zudem die Verhältnisse der 
schon ip großer Zahl bestehenden Nebenbahnen zum Vergleich herange¬ 
zogen werden können. 

Der Ertrag bestehender Bahnen läßt sich durch nachstehende Maß¬ 
nahmen kräftigen: 

1. durch die Schaffung günstiger Tarifverhältnisse. 

Dies läßt sich erreichen durch: 

a) die Erhöhung der Tarife, 

b) die Einschränkung der Ausnahmetarife und Rabattgewährung, 

c) die Einführung der Einheitsklasse bei gewissen Bahnen; 

2. durch eine bessere Platzausnützung, indem 

a) gewisse Züge zusammengelegt und 

b) der Frachtbeförderung längere Lieferfristen eingeräumt werden; 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Die Ertragsfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


595 


3. durch die Umwandlung in elektrischen Betrieb. 

Punkt 1 a läßt sich hier ganz kurz erledigen, da schon früher gezeigt 
worden ist, daß eine Tariferhöhung bis zu 15 % genügt, um viele Neben¬ 
bahnen ertragreich zu gestalten. 

Bei den meisten der untersuchten Bahnen machte sich eine stetige, 
zum Teil recht erhebliche Abnahme in den auf das tkm bezogenen Ein¬ 
nahmen aus dem Personenverkehr geltend. Diese ist notgedrungen auf eine 
verminderte Gewährung anderer Preisnachlässe und Fahrterleichterungen, 
als auf eine Abänderung in den Grundtarifen zurückzuführen. Eine Er¬ 
mäßigung in den Grundtarifsätzen konnte nur ganz selten beobachtet 
werden. 1 ) 

Mit außerordentlichen Fahrpreisermäßigungen sollte man aber unter 
keinen Umständen so weit gehen, daß dadurch ein auf das tkm bezogener 
Einnabmerückgang verursacht wird. Tritt dies ein, so ist nur mit einem 
ganz geringen oder auch keinem jährlichen Anwachsen des Betriebsüber¬ 
schusses zu rechnen. Bei gleichbleibenden Tarifverhältnissen wächst jedoch 
der Einnahmeüberschuß jährlich gleichlaufend mit dem Verkehrszuwachs 
um rund 3,5 % und trägt damit wesentlich zur Erstarkung der Gesellschaft 
bei. Es kann allerdings der Einwand gemacht werden, daß ohne weit¬ 
gehendste Fahrpreisermäßigungen der Verkehrszuwachs ausgeblieben und 
damit der Gesellschaft ein noch größerer Verlust entstanden wäre, als durch 
diese tariftechnischen Maßnahmen. 

Ausnahmsweise Preisermäßigungen rechtfertigen sich nur, falls die 
Bahn von einem Reisenden häufig benutzt wird, oder wo di» Ermäßigungen 
einer bestimmten Bevölkerungschicht zugute kommen sollen. Sie führen 
überall dort zu Einnahmeausfällen, wo durch den Reisenden selbst bei 
wenigen Fahrten schon die viel höheren Grundtarife umgangen werden 
können. Während bei der Rhätischen Bahn mit ihren hohen Grundtarifen 
die für die einheimische Bevölkerung geschaffenen Kilometerkarten gerecht¬ 
fertigt sind, ist dies nicht mehr bei der Thunerseebahn (Spiez—Erlenbach) 
der Fall. Ungeachtet ihrer verhältnismäßig hohen Betriebskosten veraus¬ 
gabt sie schon für die geringe Anzahl von 100 bis 200 km ermäßigte Kilo¬ 
meterkarten. Da diese Fahrtausweise zudem unpersönlich sind, werden sie 
nicht nur von den Anwohnern, sondern auch von den Fremden ausgiebig 
benützt Die Bahn hat zudem eine Länge von 12 km. Daher können 
hier schon von einer 4 bis 5 Kopf starken Familie oder Gesellschaft bei 
nur einmaliger Hin- und Rückfahrt die bereits ermäßigten Rückfahrkarten 


*) Beispielsweise führte die Sihltalbahn im Jahre 1901 eine Tarifermäfli- 
gtmg, jedoch ohne Erfolg durch. Das Sinken der Einnahmen dauerte gleichwohl 
fort und es wurden erst 1907 wieder die Einnahmen von 1900 erreicht. 
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umgangen, und die Reise kann nach einem noch billigeren Tarif ausgeführt 
werden. Infolge dieser unzweckmäßigen Rabattgewährung erwuchsen der 
Thunerseebahn auch erhebliche Einnahmeausfälle. Diese betrugen im 
Jahre 1900 2000 Fr./km. “ 

Eine Einnahmesteigerung kann eines Teils durch Aufheben derart 
unwirtschaftlicher Preisnachlässe, anderen Teils auch durch die Einschrän¬ 
kung in der Ausgabe allzuvieler und verschiedenartiger Preisermäßigungs¬ 
hefte erzielt werden. Eine größere Vereinheitlichung wird nicht nur die 
Abfertigung erleichtern, sondern es tritt auch eine Ersparnis in den Papier- 
und Druckkosten ein. 


Die oben angesbellten Erörterungen lassen sich jedoch nicht ohne wei¬ 
teres verallgemeinern. Sie müssen von jeder Gesellschaft nach Maßgabe 
der Betriebsgestaltung und der Betriebsergebnisse' für sich erwogen und 
behandelt werden. 

Wo die Nebenbahnen in der Hauptsache nur e ine Bevölkerungssohicht 
befördern, d. h. wo die Einnahmen aus der Polsterklasse nicht mehr als 
10 bis 15 % der Gesamteinnahmen aus dem Personenverkehr erreichen, 
wird sich in jedem Fall die Führung nur einer Einheitsklasse rechtfer¬ 
tigen. Dabei ist für den neuen Fahrpreis ungefähr das Mittel aus den 
beiden ehedem geführten Tarifen anzusetzen. Durch die Einheitsklasse 
tritt erstens eine bessere Plaitzausnutzung ein, und es kann an Zugkraft in 
dem Maße gespart werden, als auf die mitgeführte Nutzlast weniger totes 
Gewicht kommt. Zweitens verringern sich auch die Anlagekosten, indem 
durch die bessere Platzausnutzung und das Wegfallen der Polsterklasse so¬ 
wohl weniger, als auch billigere Wagen angeschafft werden. Demnach 
verbessert sich der Einnahmeüberschuß in doppelter Weise. Folgendes Bei¬ 
spiel soll zeigen, wie sich allein schon durch den für die Bahn günstigeren 
Einheitspreis eine erhebliche Einnahmesteigörung erzielen läßt. Es betrifft 
dies die regelspurige, 9 km lange Wohlen-Meisterschwandenbahn. Anfäng¬ 
lich zweiklassig vorgesehen, mit Fahrpreisen von 12 und 7 Rp./km, fand 
bereits während des Baues eine Genehmigungsumänderung in dem Sinne 
statt, daß sie nur noch eine Wagenklasse zu führen hatte. Für diese konnte 
sie 10 Rp./km erheben. Bei einem Einnahmeverhältnis von III. zur II. Wa¬ 
genklasse wie rund 9:1 (Tafel 22, Spalte 2), fallen dadurch die Einnahmen 


um 


10-10- (9- 7 + 1.12) 
(9.7 + 1.12) 


= 33 % % größer aus. 


Bei bereits im Betrieb stehenden Bahnen würde eine derartige Fahr¬ 


preiserhöhung der 3. Klasse zweifellos einen Verkehrsrückgang zur Folge 
haben. Ein gleichbleibender Personenverkehr darf hier nur in den Fällen 


angenommen werden, wo der neue Einheitsfahrpreis in der Nähe des alten - 
3. Klasse-Tarifes liegt. 
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Durch di« Einführung der Einheitsklasse • ließen sich Ertragiteige 
rangen noch bei einer ganzen Reihe anderer Nebenbahnen erzielen. Bei 
der nur kurzen Reisedauer dürften daraus keine Unbequemlichkeiten, somit 
auch keine Verkehrsausfälle entstehen. Zur Steigerung der Reiseannehm¬ 
lichkeit ist es empfehlenswert, die Einheitsklasse bequemer als die 3. Wagen¬ 
klasse auszustatten. 

Namentlich bei Nebenbahnen erscheint es sehr fraglich, ob durch den 
Ausfall von Zügen eine Ertragsteigerung herbeigeführt werden kann. 
Mancherorts wird der Fall gerade umgekehrt liegen, daß sich im Gegenteil 
durch eine vermehrte Zugzahl eine Ertragsteigerung: erzielen ließe. Es 
hängt dies ganz von der Anlage der Bahn, der zu befördernden Personen¬ 
menge und von den Zeiten des größten Personenandranges ab. Da sich 
durch einen Zugausfall der Ertrag nur bei einzelnen Bahnen verbessern 
wird, diese betriebstechnische Maßnahme daher nicht allgemein von Erfolg 
begleitet sein dürfte, so soll hier nicht weiter darauf eingegangen werden. 

Bei längeren Lieferfristen kann man zwecks voller Wagenauslastung 
das Gut für ein bestimmtes Reiseziel auflaufen lassen. Dabei handelt es 
sich aber nur um Stückgut. Diese Maßnahme' wird daher nur dort auf 
den Verbrauch an Zugkraft günstig einwirken können, wo der Stückgut¬ 
verkehr gegenüber dem Wagenladungsverkehr im Vordergrund steht. Ein 
derartiges Verfrachtungsverhältnis ist aber nur bei einzelnen Zahnrad¬ 
bahnen zu beobachten. Bei allen anderen Bahnen tritt das Stückgut gegen¬ 
über den Wagenladungen stark zurück. Nach früherem ist sein Anteil 
am ganzen Güterverkehr bei Schmalspur- und gemischten Bahnen nur rund 
ein Sechstel und sinkt bei den regelspurigen Bahnen im Durchschnitt bis 
atfl ein Zwölftel. 

Da die meisten Nebenbahnen über Land führen, ihre Stückgüter sich 
daher zum großen Teil aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen, <L h. oft leicht 
verderblichen Waren zusammensetzen, so wird bei ihnen der durch längere 
Lieferfristen erhoffte Erfolg nur klein sein. Die bestehenden Lieferfristen 
für Frachtgut betragen 2 bis 3 Tage. Wegen der voraussichtlichen nur 
geringen Verbesserung, die sich durch noch längere Lieferfristen in der 
Auslastung von' Zügen erzielen ließe, wäre es daher unzweckmäßig, die 
an und für sich schon lange Beförderungszeit noch weiter ausdehnen zu 
wollen. 

Der Ertrag einer in elektrischen Betrieb umgewandelten Bahn hängt 
im wesentlichen von den Umwandlungs- und den nach dem Krieg zu erwar¬ 
tenden Krafterzeugungskosten ab. Bei zukünftigen hohen Kohlen- und 
verhältnismäßig niedrigen Strompreisen werden sich die meisten Neben¬ 
bahnen mit größerem wirtschaftlichen Erfolg elektrisieren lassen. 
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Im folgenden soll untersucht werden, wie sich der elektrische 
Strompreis zum Eohlenpreise verhalten muH, damit durch die elektrische 
Umwandlung kein Verlust ersteht Der Gang der Rechnung, der eine Zug¬ 
förderung mit elektrischer Lokomotive zugrunde gelegt worden ist, ist fol¬ 
gender: Aus der Arbeitsleistung des Zuges wird für das geleistete tkm ein¬ 
mal der Kohlenverbrauch, 1 ) das andere Mal der Stromverbrauch berechnet. 
Ist der Kohlenpreis bekannt, so bestimmt sich daraus der Preis des 
Stromes, den dieser höchstens für die KW/Std. annehmen darf, indem man 
den Kohlenverbrauch unter Einbeziehung der Umwandlungskosten dem 
Stromverbrauch gleich setzt. Bei einem derart berechneten Strompreis ist 
die Wirtschaftlichkeit der Bahn bei beiden Betriebsarten die gleiche. 

Die Arbeitsleistung der Dampf- und der elektrischen Lokomotive 
(Triebwagen) setzt sich zusammen aus der, die zum Durchfahren einer 
bestimmten Strecke benötigt wird, ferner aus der Beschleunigungsarbeit, die 
ein oftmaliges Anfahren auf dieser Strecke erfordert. 

Unter der Annahme eines Wirkungsgrades der Keseelanlage bei 
Dampfbetrieb von 0,6 und eines Nutzeffektes der gesamten Kraftübertragung 
bei elektrischer Zugförderung von 0,75 erhält man den Preis, den der elek¬ 
trische Strom für die KW/Std. höchstens haben darf, damit sich die 
Umwandlung wirtschaftlich gestalte, zu: 


e — 


2,22 (K - 'V) 

K 


- k (Iip.). 


(18 


Hierin stellen e und k den Strompreis für die KW/Std. und den Kohlen¬ 
preis für das kg in Rappen dar. Durch K werden die in der Statistik für 
jede Bahn aufgeführten Kosten der Zugkraft bei Dampfbetrieb und durch 
V die Verzinsung des zur Umwandlung erforderlichen Geldaufwandes^in 
Franken wiedergegeben. 

Bei gegebenem Kohlenpreis bedeutet der Unterschied zwischen dem 
aus dieser Gleichung berechneten Strompreis und dem tatsächlich nach 
vollzogener Umwandlung von der Bahn zu bezahlenden Strompreis eine 
unmittelbare Mehreinnahme. Diese führt eine Ertragsteigerung der Unter¬ 
nehmung herbei. Im weiteren wird sich der Ertrag noch dadurch etwas 
heben, daß bei elektrischem Betrieb der Heizer gespart werden kann. 


*) Der Kohlenrerbrauch bestimmt sich auf Grund folgender Angaben: Der 
Heizwert der Kohlen kann zu 7500 W.-E. angenommen werden, da zur Ver¬ 
teuerung auf Lokomotiven nur hochwertige Kohle verwendet wird. Entsprechend 
den 10 at. Überdrucklokomotiven, wie solche fast allgemein im Gebrauch sind, 
soll der Wärmeinhalt des Dampfes 660 W.-E. betragen. Ferner sei der Kohlen¬ 
bedarf für die PS.-St, da es sich hier meist um ältere Maschinen handelt, während 
der Fahrt zu 15 kg und für das Anfahren zu 20 kg angenommen. 
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Durch die Einführung des elektrischen Betriebs mit Triebwagen wird 
der Ertrag noch insofern anwachsen, als sich dadurch eine bessere Aus¬ 
nützung der Zugkraft erzielen läßt und auf eine bestimmte Nutzlast, d. h. 
auf einen bestimmten Laderaum, weniger totes Zuggewicht entfällt. Na¬ 
mentlich bei kleineren Zuglängen wird dies zutreffen, bei denen das Loko- 
motivgewicht einen wesentlichen Bestandteil des gesamten toten Zuggewich¬ 
tes ausmacht 

Bei gleichbleibender Gesamtlast vergrößert sich dadurch die mitge¬ 
führte Nutzlast im Mittel um rund 10 %. Gleichbleibenden’ Betriebsaus¬ 
gaben stehen demnach um 10 % höhere Betriebseinnahmen gegenüber. Da¬ 
mit kann der Strompreis unter der Voraussetzung gleicher Wirtschaftlich¬ 
keit beider Betriebsarten bei der Einführung von Triebwagen einen um 
10 % höheren Wert erreichen, als beim Betrieb mit elektrischen Loko¬ 
motiven. Demzufolge erhöht sich auch die in Gleichung 18 vorkommende 
Konstante von 2,22 auf 2,5. Eine Bahnlinie wird sich folglich durch An¬ 
wendung von Triebwagen bei einem bestimmten Strompreis wirtschaftlich 
oft noch mit Vorteil umwandeln lassen, während dies beim Betrieb mit 
elektrischen Lokomotiven nicht mehr der Fall ist. 

Ferner kommt beim Triebwagenbetrieb noch folgender günstiger Um¬ 
stand hinzu. Die Zugkraft läßt sich viel besser teilen, und es kann durch 
Vermehrung der Zugzahl eine Verkehrsteigerung erzielt werden 1 ). Es 
wird sich daher bei der Umwandlung von Nebenbahnen in elektrischen Be¬ 
trieb meistens empfehlen, als Triebfahrzeuge Triebwagen vorzusehen. 

Ist jedoch ein großer Güterverkehr vorhanden und sind weite Strecken 
zu durchlaufen, so wird man vorteilhafter zur leistungsfähigeren Loko¬ 
motive greifen*). Auf größeren Nebenbahnnetzen, die neben der elektri¬ 
schen Zugförderung auch noch die Dampfkraft auf gewissen Strecken bei¬ 
behalten wollen, wird bei der Wahl der elektrischen Lokomotive als Trieb¬ 
fahrzeug auch noch der Wunsch der einheitlichen Zugzusammensetzung mit¬ 
sprechen. Hier ist namentlich auf die Rhätische Bahn hinzuweisen, die 
ihre Strecke St. Moritz—Bevers-Schuls mit elektrischen Lokomotiven be¬ 
fährt, während ihr übriges Netz noch unter Dampfkraft steht. 

Bei der Aufstellung nachstehender Zahlentafel ist eine Umwandlung 
in elektrischen Betrieb unter Einführung von Triebwagen gedacht. Hierin 

1 ), Beispielsweise fährt die Montreux-Oberlandbahn und die Berninabahn 
mit Triebwagen. Dennoch kommt bei ihnen diese Art der Zugförderung nicht 
▼oll zur Geltung, weil der Fahrplan durch die Anschlüsse in Zweisimmen und 
Pontresina beschränkt ist. 

-*) Beispielsweise hat die Wohlen-Meisterschwandenbahn eine verschiedene 
Betriebsart, je nachdem es sich um Güter- oder Personenbeförderungen handelt. 
Für jene dient eine 4-achsige Lokomotive, für diese 4- und 2-acbsige Triebwagen' 
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wurden für verschiedene Nebenbahnen 1. die aus der Differenz zwischen dem 
berechneten und dem voraussichtlich zu bezahlenden Strompreis entsprin¬ 
genden Minderausgaben auf das km Bahnlänge bezogen (Spalte 10); 2. sind 


Tafel 38. Steigerung der Ertragefähigkeit durch 
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clhso in Verhältnis zu den reinen Betriebsausgaben gesetzt worden 
(Spalte 12). Ferner wurden sie mit dem Überschuß von 1913 verglichen 
(Spalte 11) und in Prozenten des Aktienkapitals (Spalte 13) ausgedrückt. 
Durch diese Darstellung läßt sich am deutlichsten der wirtschaftliche Nutzen 
einer Umwandlung in elektrischen Betrieb vor Augen führen. 

Die in dieser Tafel zusammengestellten Zahlenwerte stützen sich auf 
folgende voraussichtlich• nach dem Krieg zutreffende Annahmen: Die Um¬ 
wandlungskosten sollen sich auf 25000 Fr./km 1 )*) belaufen und durch eine zu 

*) ln einem Ertragsbericht Uber die Tößtalbahn in der Neuen Zürcher 
Zeitung vom 8. August 1917 wurden die kilonietrischen Umwandlungskosten auf 
25 000 Fr. angesetzt. Auch wurde an gleicher Stelle der mutmaßliche Kohlen¬ 
preis nach dem Kriege zu 45 Fr./t angenommen. Dieser dürfte voraussichtlich 
zu niedrig bemessen sein und 50 Fr./t eher den kommenden Verhältnissen ent¬ 
sprechen. 

Während der Kohlenpreie zu Friedenszeiten (1913) 32 bis 35 Fr./t (Ror- 
scliach-Heidenbahn: 35,5 Fr./t, Appenzellerbahn 35 Fr./t und Sihltalbahn 32 Fr./t) 
betragen hat, steigerte er sich während der Kriegsjahre rasch auf 60 bis 70 Fr 
(1917). 

2 ) In diesem Ansatz sind sowohl die Kosten für die Umwandlung der 
Linie, als auch die für *die Beschaffung neuer Triebfahrzeuge enthalten. Di« 
übrigem Fahrzeuge können unter Umständen in ihrem alten Zustande oder mit 
nur kleinen Umänderungen weiter im Betrieb bleiben. Dieser verhältnismäßig 
niedrige Voranschlag findet seine Begründung namentlich in den bisherigen 
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4 % verzinsliche Anleihe gedeckt werden. Der Eohlenpreis in kg und 
der Strompreis in kW/Std. betrage 5 Rp. 1 ) Als Triebfahrzeuge dienen 
Triebwagen. Daraus berechnet sich der Stromhöchstpreis zu den in 


Umwandlung in elektrischen Betrieb. Tafel 33. 


9 

10 

11 

12 

13 

V 

15 | 

“ i . 

Auf 

die 

Aktie 

fallend 

Rp. 

! 

Ersparnis 

in den 

Kraft¬ 
bedarf s- 

auslagen 

Fr./km 

Erspar 

des 
Über¬ 
schusses 
von 1913 

% 

nis in Pro 

der Be- 
triebs- 
e in¬ 
nahmen 

% 

zenten 

des 

Aktien¬ 

kapitals 

% 

Verzi 

d 

Aktien 

vor 

der Umi 

% 

nsung 

es 

Kapitals 

nach 

Wandlung 

% 

! 

I 

Bahn. 

4,1 

; 

1650 ! 

j 19,4 

6,2 

I 

2,25 | 

1 4,5 

6,75 

Emmentalbahn. 

4,2 | 

1760 | 

38 

9.2 

1,32 ! 

! 0 

1,82 

Sihltalbahn. 

6 

2450 j 

j 35 

11,4 

i 1,73 

2 

3,73 

Süd-Ostbahn. 

3,45 ' 

1 260 i 

! 64 

9 1 

1 0,74 

0 

0,74 

* Tößtalbahn. 

3,8 i 

1480 

: 88 

9,7 

1,6 

! 0 

1,6 

Appenzeller Bahn. 

M | 

1 350 

j 63,4 

• 3,8 

1,46 

0 

1,46 

Frauenfeld-Wilbahn. 

— 

— ' 

! - 

— 

— | 

1 3,5 

3,5 

Yverdon-Ste. Croixbahn. 

2,7 | 

: 900 j 

j 100 

9 

0,86 

i 0 

0,86 

Uetlibergbahn. 


Spalte 7 angegebenen Werten. Um die mutmaßlichen Kosten der Zug¬ 
kraft für die Zeit nach dem Kriege zu erhalten, wurden jene des Jahres 


Durchschnittskosten elektrischer Bahnanlagen. Für die elektrische Einrichtung 
beliefen sie sich bei regelspurigen und schmalspurigen Bahnen auf 12 000 Fr./km 
und 10000 Fr./km und steigerten sich bei den , gemischten und Zahnradbahnen 
auf rund 23 000 Fr./km. Für Triebfahrzeuge wurden im Mittel bei den ersten 
beiden Bahnarten 15 000 Fr./km, bei den Berg- und Vergnügungsbahnen 
28000 Fr./km angelegt. Zusammen ergibt dies voraussichtliche Umwandlungs- 
kosten von 25000 bis 27 000 Fr./km bei den Reibungstalbahnen und rund 
51 000 Fr./km bei den gemischten und Zahnradbahnen. Die Richtigkeit dieser 
Zahlen geht daraus hervor, daß sich die tatsächlichen Umwandlungskosten der 
^Berner-Oborlandbahn und der kSchynigeplatle-Bahn auf 57000 FV./kin und 
50000 Fr./km beliefen, wovon auf die Fahrzeuge allein 30000 Fr./km und 
25 000 Fr./km kamen. 

*) Der Strom kostet beispielsweise: 

der Seetalbahn .4,ir> Rp.-/k.-W. Std. (1913) 

der Seetalbahn. ... 4,01 Rp.-/k.-W. Std. (1915) 

der WetzikonnMeilenbahn.4,30 Rp.-/k.-AV. Std. (1913) 

der Wohlon-Meisterschwandenbahn . . . 5,— Rp.-/k.-W. Std. (1916) 

der Biel-T-Insbahn .5,— Rp.-/k.-\V. Std. (1917). 

Eine Verringerung der Strompreise wird auch bei weiterem Ausbau der 
schweizerischen Wasserkräfte kaum möglich sein, da die Anlagekosten der Kraft¬ 
werke und damit gleichlaufend die Selbstkosten schon sehr hohe sind. Die>e 
belaufen sich für das neue, 1917 in Angriff genommene Heidseewerk der Stadt 
Zürich allein schon auf 4 bis 4,5 Rp. für die KW.-Std. 
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602 Die Ertragfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 

1913 durch den alten Kohlenpreis (3,5 Rp.) geteilt und hierauf mit dem 
neuen (5,Rp.) vervielfältigt. 

Aus Tafel 33 geht hervor, daß bei allen Bahnen, außer der von 
Yverdon nach Ste. Croix, infolge der Umwandlung auch noch ein Gewinn 
auf das Gesellschaftskapital kommen würde. Dieser liegt zwischen 0.74 %. 
(Tößtalbahn) und 2,25 % (Emmentalbahn). Nimmt man an, daß die Ta¬ 
rife, wie die Kosten für die Zugkraft und Besoldung anwachsen, so wird 
sich bei vollzogener Umwandlung das Aktienkapital voraussichtlich zu 
dem in Spalte 15 angegebenen Prozentsatz verzinsen können. 1 ) 

Sollte sich bei durchgeführter Umwandlung kein unmittelbarer privat- 
wirtschaftlicher Erfolg erzielen lassen, so ist der damit verbundene gemein¬ 
wirtschaftliche Nutzen dennoch ein sehr hoher. Der ganze Betrieb gestaltet 
sich reinlicher und die Tunnel können ohne die früher damit verbundenen 
Unannehmlichkeiten befahren werden. 

Vor allem aber enthebt es die Bahnen von der durch den Kohlenbedarf 
hervorgerufenen hohen Abgabepflicht an das Ausland. Der von den Bahnen 
benötigte Betriebetrom wird durch inländische Wasserkräfte erzeugt. Durch 
die Einführung der elektrischen Betriebsart erfolgt damit eine namhafte Er¬ 
starkung des Volksvermögens. Es liegt daher im Sinne der Volkswirt¬ 
schaft, wenn der Bund und die Kantone 3 ) die Umwandlung schweizerischer 
Nebenbahnen in elektrischen Betrieb nicht nur befürworten, sondern auch 
geldlich tatkräftig unterstützen. Allein um den Kraftbedarf nur dieser acht 
angeführten Bahnen zu decken, wandert jährlich die runde Summe von einer 
halben Million Franken ins Ausland. Das entspricht aber kapitalisiert 
einem Verlust an Volksvermögen von 10 bis 12 Millionen Franken. 

Zur besseren Beurteilung, wie sich bei Berücksichtigung dieser Vor¬ 
schläge das Betriebsergebnis einer Nebenbahn vorteilhaft verbessern läßt, 
sei im einzelnen noch auf die 39 km lange regelspurige Tößtalbahn hinge¬ 
wiesen. Diese nimmt ihren Anfang im Industrieort Winterthur, steigt 
im Tößtial empor und stellt eine Verbindung mit dem oberen Zürichseetal 
her. Ihre Betriebskraft ist der Dampf. Nach Tafel 16 (S. 224/225) steht sie 
mit dem zur Gesundung ihrer Geldverhältnisse erforderlichen Tarifzuschlag 
von 80 % als ungünstigste der aufgeführten Talbahnen da. Es sollen hier 

*) Hierbei wurde angenommen, daß der Einnahmeüberschuß nach dem Kriege 
und ohne Umwandlung ungefähr gleich groß sein wird, wie vorher. 

*) So sichert heute schon der Kanton Bern Bahnen, die eine Umwandlung 
in elektrischen Betrieb beabsichtigen, weitgehende geldliche. Unterstützungen 
zu. Das Subventionsgesetz vom 17. Juli 1912 stellt regelspurigen Dampfhahnen 
40 % der Umwandlungskosten, jedoch höchstens 16 000 FrJkm der auf bernischem 
Gebiet liegenden Strecken in Aussicht Den schmalspurigen Nebenbahnen kommt 
eine Beihilfe von höchstens 10000 Fr./km zu. Voraussetzung ist, daß es eich 
hierbei um volkswirtschaftlich wichtige Linien handelt. 
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schrittweise die aus den einzelnen Punkten erzielten Ersparnisse und Aus¬ 
gabenverminderungen berechnet werden. 

Punkt 1 a) Die Tarife dieser Bahn sollen durch Entfernungszuschläge 
von 15 % erhöht werden. Da durch diese mäßige Fahrpreiserhöhung noch 
kein Rückgang im Verkehr zu befürchten ist, belaufen sich die Mehrein¬ 
nahmen gegenüber 1913 auf: 0,15.15 746 Fr./km = 2362 Fr./km, wenn 1913 * 
der Personenverkehr 15 746 Fr./km erbrachte. Hierbei wurde angenommen, 
daß die Verkehrsstärke nach dem Kriege wenigstens diejenige von 1913 
sein wird. 1 ) 

Punkt lb) Die aus der günstigeren Gestaltung der Rabattgewährung 
hervorgegangenen Gewinne können hier nicht zahlenmäßig angegeben wer¬ 
den, da dies umfangreiche Untersuchungen und Vergleiche erfordern würde, 
um zu einem der Wirklichkeit nahekommenden Zahlenwert zu gelangen. 

Punkt 1 c) Der aus der Führung nur einer Einheib^klasse erzielte Mehr¬ 
ertrag berechnet sich hier aus folgenden, zum Teil aus der Statistik für das 
Jahr 1913 entnommenen Angaben. Die 3. und 2. Wagenklasse teilen sich 
in die Verkehrseinnahme wie rund 9 :1. Die Tarife betragen im Durch¬ 
schnitt 6,5 und 9,15 Rp./km. Setzt man den Fahrpreis für die Einheitsklasse 
nur auf 8 Rp. an, dann ergibt sidh daraus eine Mehreinnahme von: 

- i ~ 100 % = 18,5 % der Betriebseinnahmen aus dem Per- 

(9 • b,5 + 1 • 9,5) 

sonenverkehr. Da sich diese für 1913 auf 7347 Fr./km beliefen, so ließe sich 

18 o 

daraus eine Mehreinnahme von: -y~r-7347 Fr./km = 1360 Fr./km erzielen. 


Ferner soll die Einheitsklasse eine Verbesserung der Wagenaus¬ 
nutzung von 6 % mit sich bringen. Da diese 1913 für den Personenverkehr 
26 % betrug, beläuft sich die neue auf 32 %. Berücksichtigt man, daß 
sich bei der Tößtalbahn die Züge im Jahresdurchschnitt zur Hälfte aus Per¬ 
sonenwagen, zur Hälfte aus Güterwagen zusammensetzen, so berechnet sich 
nach Gleichung 10 die Verminderung des Kraftverbrauchs zu: 

(10,4 +3,7) -(9.2 + 3,7) 

-(92^f 37)-— 8.5 e i nem nac b dem Krieg zu er¬ 
wartenden Kohlenpreis von 50 Fr./t würden sich demnach die hierdurch 
erzielten Ersparnisse auf 260 Fr./km belaufen, wenn 1913 rund 2150 Fr./km 
für den Kohlenbedarf ausgegeben wurden. 

Punkt 2 a und b) Die hieraus entspringenden Ersparnisse sind nicht 
nennenswert und sollen daher unberücksichtigt bleiben.. 


*) Diese Annahme ist eher zu ungünstig, da der Verkehr im Jahre 1916 
gegenüber demjenigen 1913 schon wieder etwas zugenommen hatte. (Reisende: 
826000 gegenüber 815000; Gütertonnen: 116000 gegenüber 113000.) 

(Fortsetzung des Textes siebe S. ooh.) 
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Tafel 34. 


Die Ertragfähigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 

Die Verteilung der verschiedenen Bahngattangen 1 ) Iber die 



i 

l 

Nebenbahnen 


K a n t o n e 

, Haupt- 

bahnen 

regel- 

schmal- 

ge¬ 

Tram¬ 

! 1 

! j 

spurige 

; j: 

spurige 

mischte i, 

bahnen 


6 | St. Gallen . 

7 | Genf. . . . 

8 ^ Glarus . . . 

9 Graubiinden 

10 Luzern . . 

11 1 Neuenburg 

12 Rchaffhausen 

13 i Sehwvz . . 

14 ! Solothurn . 
i:> | Tessin . . . 

16 ! Thurgau . . 

t 

17 Unterwalden 

18 | Uri .... 
ly Waadt . . . 

20 Wallis . . . 

21 ! Zug .... 

22 Zürich . . . 


1 Aargau 

175 

65 ' 

96 

30 51 

| 

15 

1 

2 Appenzell . . . 

0 

0 S 

11 

16.5 30.2 

45 

3 j Basel., 

59 

40 

— 

o 

© 

1 

27 

4 | Bern. 

5-22 

44,5 ; 

320 

26,5 j: 207,s 

17, 

5 Freiburg. . . . | 

67 

31,5 

86 

40,5 j 54 

25 


26,5 14 23,5 


28 

; 6 

2.8, 

8 

30 

15 ! 


19 

25,.) i, 

36,5 

I 

1 

32 

15 

12 , 

4,5 

87 

3! 

28 

18 

9 \ 

15,5 

222,5 

_ 

6 

— 

— ■ 

i 

l 

24 

35 :| 

27,5 1 

*55 

9 !: 


— 

“ ji 

6 

3 

6 


24 

8 


— ! 

122 

78 

— 

— 

— 

— 

19 

3,5 

i 

1 

0,2 

7 

3,2 

11 

5 

- 

I 

30 

15 


ll 

5 

7 


— 1 

7 . 

5 r 5 


- 

— 

— 

— , 

|: 

24 

8,5 

— 1 

— j 

— 

— 

57 

84 

— 

— 

27 

30,5 | 

3 

3.5 

20,5 

i* 

” 1 

83 

13.5 

136.5 , 

40,5 | 

0,5 ^ 

— 

— ! 

— i; 

3 

4.5 


Ganze Schweiz 


11) | 1267,5 21,5 337,2 5,5 


l » Dieselben sind in Betriebslängen angegeben, die rund 2% bis 4% größer 
Darunter sind alle Nebenbahnen außer den eigentlichen Bergbahnen 


Difitized by Gougle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 






















Die Ertragsf&higkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


005 


Schweis, nach Kantonen geordnet und znsam inengestellt. (1914.) Tafel 34 


* i 

| 

19 | 

13 ! 

14 

» ; 

16 

17 

18 

19 

mm 

21 

22 


Neben bahn c 

i 

il- .j 

1 e n j 

in % j 

v. 16 1 

Alle 

schwei¬ 

zeri¬ 

schen 

Bahnen 

zusam¬ 

men 

km 

Neben- 

bahneu 

Volkswirt- j 
schaftlich 
wichtige | 
Nebenbahn-; 
linien*) 

Nebenbahnen 

in Metern 

. auf 

u, 

O 

s 

s 

3 

o- 

TJ 

d 

«M 

3 

Zahnrad¬ 

bahnen 

Se 

bahi 

1 

km 

ü 


km 

> n % 
V. 16 

km 

in O/o ; 

V. 10 ! 

ajä 

den Ein¬ 
wohner 


— 

! 

— 

— 1 

322 

147 

46 

147 

1 

46 | 

105 

0,64 ^ 

1 


3 

4.5, 

— 

l 

67 

67 

100 

64 

96; 

163 

0,9^ 

0 

. 

- ! 

- 

— 

150,6 

91, k 

61 

70 

47 1 

196 

0,36 

3 

4« 

4 1 

15 

1,5 

1 178.2 

656,3 

56 

586 

50 1 

96 

1,08 

4 

_ 

- i 


i 

213.1 

146,i 

68 

140 

65 

48 

1.06 

5 

: 4 > 5 

1 

1 

2 

0,5 

313 

113 

36 

100 

32 j 

56 

0,38 

6 


-- 

1 

- ^ 


-- 

156 

127 

81 

100 

64 

455 

0.82 

7 


- 


1,2 

1,5 

66,2 

81, t 

50 

30 

50 

45 

0,09 

8 


— 

— 

1 

0,3 

426 

406 

95 

402 

95 | 

57 

2,26 

9 


7 


| 3,6 

1,5 

223,5 

100,6 

45 

86 

39 1 

1 

67 

0,60 

10 


— 


1,5 

1 

196.6 

76,6 

39 

60 

30 

94 

_ 0,58 

11 


_ 

i 



74 

24 

33 

21 

29 | 

82 

0,05 

12 


12 

9 1 


— 

126 

65 

51 

53 

4*2 

72 

ü,u 

13 


— 

! 

-- 

— 

129 

57 

44 

67 

44 

72 

0,49 

14 


9 

3 

4,5 

1.5 

280 

137 

46 

112 

i 

4° i 

' 60 

0,86 

15 



— 


-- 

199 

T4 

37 

I 

74 

37 

74 

0,55 

16 


5 

7,6 

5,5 

8,5 

67,5 

67,5 

100 

56 

84 

88 

2,16 

17 


4 

5 

— 

— 

88 

34 

39 

34 

39 

32 

1,55 

18 


avs 

8,5 

6.5 

1 

609 

442 

72 

406 

67 t 

136 

1.40 

19 


10 

3 ' 

l 

4,5 

r 

1.5 

331,s 

171,5 

51 

156 

47 

33 

1,32 

20 


— 

1 

~ j 

1,1 

1,5 

68,3 

28,3 

42 

24 

; 21 1 

117 

0,10 

21 


— 


! 

! “ 1 

i 621,3 

297,3 

48 

263 

42 

173 

0,59 

22 


121,0 

1 

2 ! 

! 

47,7 

i 1 
1 1 | 

5 899,4 

3358,4 

j 

67 

1 

3041 

52 

1 81 

! 

0,9 



als die Baolftngen sind. 

(Zahnrad* und Seilbahnen) und den Straßenbahnen in den Städten verstanden. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 
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Die Ertragfähigkeit der Schwelgerischen Nebenbahnen. 


Tafel 86. Das Anlagekapital in den verschiedenen Neben- 


1 

2 

3 

1 4 | 

5 


i 

Bahngattuug 

Elektrizit.-, 
Kraft- und 

I' Wasser- 
Anlagen 

Wasser¬ 

leitung 

j 

Park- und 
Wege- J 
* Anlagen 

! ' ! 

Sport- 
Anlagen ! 



Fr i 

Fr. 

! fr. | 

Fr. 


Regelspurige Bahnen. 

589659 

— 

1 



Schmalspurige und gemischte B. 

1328029 

175 000 1 

1 

18 877 


4 Trambahnen.j 

7 119961 

— 


— 

1005 

Zahnradbahnen. 

; . 33292 

~~ 

2074 

— 

Seilbahnen. 

j 3 492649 

i 

620098 

— 


zusanufien . . . j 

12 558 590 

175 000 

522 172 

18 877 


in Prozenten der Baukosten 

3.7:» 

0 ,«r »2 

0 .1."• 

1 

0 ,oo;. 


Regelspurige Balmen . .... 

618 342 

— 


— 


Schmalspurige und gemischte B. 

2 539 697 

169 000 

■ 

- 


Trambahnen. 

8 776 957 


, 

io m 

1910 - 

Zahnradbahnen ... . 

25 659 

— 

26 543 

— 

Seilbahnen. 

2196485 

— 

501726 

> 1 


zusammen . . . 

14 157 140 

169 000 

i 

! . 528 269 

10000 


in Prozenten der Baukosten 

1 . i 

L 3,l 

]_ _ 

0,03(3 

0,115 

0 .00? 


Regelspurige Bahnen . j 

605 781 

— 

— 

— 


Schmalspurige und gemischte B. 

3 202 107 

155 000 

- 

r 


Trambahnen . 

7 221221 


1 

15000 

1914 ' 

Zahnradbahnen . 

1000000 

-- 

30 782 

21864 

Seilbahnen . 

3 476 185 

,i 

557 165 

— 


f 

zusammen . . . 1 

! 15 505 294 

155000 1 

587 897 

i 

j 36864 


in Prozenten der Baukosten 

. 2.7 

0,027 | 

, °>‘ 

0,006 


1) Dies betrifft die von der Generosobahn auf dem Monte Gcneroso betrie- 

2 ) Dies bezieht sich auf das im Besitz der Berner Oberlandbahn sich he* 
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gescharten der Nebenbahnunternehnrangen. Tafel 35. 


— 

6 I 

7 I 

8 I 

9 ! 

10 

11 

12 

13 


! 

Ver- 

Wohn- 

f 



Gesamtan- 

in 


Gastliofe 

waltungs- 

häuser, Be- 

Liegen- j 

Tram- 


lagekosten 

Pro- 


amten-und 

bahnen 

zusammen 

der Bahn- 

zenten 


gebäudo 

Dienst- 

schäften | 

. 


unterneh- 

der- 

! I 

und Post 

wohnnngen 

i 



mungen 

selben 

i Fr - 1 

Fr. 

Fr. 

Fr. ! 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

°/o 


650623 

_ 

44 986 

1 

108 531 

— 

1 393 699 

102000 343 

1,36 

717 149 

— 

818000 

27 334 ! 

— 

3079389 

126497604 

2,45 




448 173 

— : 

— 

7 668 134 

52303 406 

14,5 


1323014 


35000 

14 500 


1427880 

39148 481 

3,71 


2 489 769 

- 


3 661981 

— 

10 164 497 

15 843 857 

64,0 


5180455 


1 346 159 

* 

3 812 346 

20000 

23 633599 

336 798690 

7,0 


1,5J 

_ 

0,405 

1,14 

0,006 

7,0 

— 

— 


248141 

_ 

98804 

54 528 j 

— 

1019 815 

! 115927 337 

0,83 


802 227 

115 800 2) 

1703 446 

72409 

t 

— 

6402679 

i 

i 

1 2,6 


— 

— 

608 332 

1 

-- 

9395289 

68081192 

! 13,8 


3 049060 

— 

36007 

367058 1 

20000 

3 524 327 

48 159 762 

1 b 3 


3538673 


1 

4 570 811 

— 

10 807 695 

! 

24 644268 

44,0 

7 638101 

115800 

2446589 

5064806 

2000Ö 

I 

80149705 

459 973 524 

6,5 

1,66 

— J _ 

j 0,025 

0,53 

1,10 1 

0,004 

6,5 

— 

— 


367 916 

— 

130 735 

55 675 

_ 

! 

1 160107 

130682054 

0,9 


868676 

115 800 

2565141 

268 776 


7176500 

268657 970 

2 ,- 


— 

— 

539 513 

1 - 

— 

7 775 734 

81 588 282 

9,6 


3132423 

— 

45809 

| 242390 

- 20000 

3 693 218 

68 347 748 

6,3 


4 717 323 

— 

— 

j 2 723 366 

— 

11474012 

30841428 

37,0 


9 086338 

115 800 

3 281 189 

| 3290 207 

20000 

31178 571 

! 

570117 482 

5,5 


M 

0,09 

1 0,58 

, 0,58 

0,0035 

1 

' 5.5 • ■ j 

il ... 1 

; — 

— 


bene 0,54 km lange Pferd etrambahn. 

Endliche Postgebftnde in Qrindelwald und Verwaltungsgebäude in Intorlaken. 
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Die Ertragsläbigkeit der Schweizerischen Nebenbahnen. 


(Fortsetzung von S. (503.) 

Punkt 3. Für den aus der Umwandlung in elektrischen Betrieb zu 
erwartenden Mehrertrag zeigt Tafel 33 (S. 600/601) eine Summe von 

1260 Fi 1 ./km. 

Zusammen ergibt sich eine Einnahmesteigerung aus Punkt: 


la) Erhöhung der Tarife von. 2362 Fr./km, 

1 c) Führung nur einer Einheitsklasse von . . . 1360 Fr./km, 

lc) Günstigere Platzausnutzung von. 260 Fr./km, 

3 Umwandlung in elektrischen Betrieb von . . 1260 Fr./km, 


Zusammen von 5242 Fr./km. 

Aus dieser Zusammenstellung geht deutlich hervor, welch namhafter 
Einnahmesteigerung eine Bahnanlage bei wirtschaftlicher Betriebsgestaltung 
fähig ist. Auch erkennt man, daß die Hauptbeiträge aus der Tariferhöhung, 
der Führung der Einheitsklasse und der Umwandlung in elektrischen Be* 
trieb herrühren. Die Ersparnisse infolge günstigerer Platzausnutzung 
fallen weniger ins Gewicht. 

Bringt man von dieser Mehreinnahme die infolge der neuen Zeitlage 
eingetretene Preissteigerung in den Betriebsausgaben von rund 20 % in 
Abzug, so errechnet sich zufolge dieser Betriebsmaßnahmen immerhin 
noch eine dem Gesellschaftskapital zufallende Mehreinnahme von 
20 

(5242— “ 13790) Fr./km oder von rund 2500 Fr./km. 

1 Oü 

Da sich bei der Tößtalbahn das bis heute unverzinsliche 
Aktienkapital auf rund 6% Millionen Franken beläuft, wäre es nach 
Einführung dieser Maßnahmen wenigstens möglich, ihm eine jähr¬ 
liche Dividende von l,r> %, dem Vorrechtsaktienkapital 
in der Höhe von 3% Millionen Fr. sogar eine solche 
von 3 % zuzuweisen. Beliefen sich die Preissteigerungen beispiels¬ 
weise auf nur 10 % der Betriebsausgaben und würde der Bahn eine Tarif¬ 
erhöhung von 20% eingeräumt, so steigerte sich dadurch der Mehrüber¬ 
schuß sogar auf rund 5000 Fr./km. Dann könnten das Gesell¬ 
schaftskapital sogar mit 3%, die V-o rrechtsaktien 
^ . 
aber mit 6 % verzinst werden. 1 

Man ersieht daraus die Möglichkeit, selbst bis heute ertraglos geblie¬ 
bene Unternehmungen durch entsprechende betriebs- und verwaltungstech¬ 
nische Vorkehrungen in gewinnbringende Anlagen umwandeln zu können^ 

Durch solche auf jede notleidende Nebenbahn anzuwendende Maßnah¬ 
men könnte das schweizerische Nebenbahnwesen trotz der voraussichtlich 
eintretenden Preissteigerungen einer günstigen und gesicherten Zukunft ent- 
gegengeführt werden. 
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Schlußwort. 

■w 

In vorliegender Arbeit ist versucht worden, die Ertragsverhältnisse der 
schweizerischen Nebenbahnen klarzulegcn. Im großen und ganzen bilden 
dieselben keine ertragreichen Geldanlagen. Das durchschnittlich günstigste 
Betriebsergebnis zeigen die Berg- und Vergnügungsbahnen. Die nach volks¬ 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten angelegten und betriebenen Uberlandneben¬ 
bahnen werfen hingegen nur einen sehr mäßigen, meistens aber keinen Ge¬ 
winn ab. 

Diese Feststellung ist jedoch nicht eine nur den schweizerischen Ne¬ 
benbahnen zukommende Eigentümlichkeit. Vielmehr sind die meisten 
Eisenbahnunternehmungen der Welt ertragsarm oder gar ertragslos. 

Ein Einblick in die Sonderheiten der schweizerischen Nebenbahnen 
und in ihre Wirtschaftlichkeit läßt sich daher nur durch eine eingehende 
Klarlegung der örtlichen Verhältnisse und durch ein sorgfältiges Studium 
aller Einzelfragen gewinnen. 
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Bte Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall¬ 
versicherung bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 

im Jahr 1917. 1 ) 

Von 

M. Stephan, Geh. exped. Sekretär im Ministerium der öffentlichen Arbeiten. 

A. Allgemeine Eisenbahn-Betriebskrankenk^ssen. 

Für jeden der 21 Eisenbahndirektionsbezirke ist eine Allgemeine 
Betriebskrankenkasso errichtet. Jede dieser Kassen umfaßt sämtliche im 
Direktionsbezirk außerhalb des Beamtenverbältnisses beschäftigten ver¬ 
sicherungspflichtigen Bediensteten (Bahnuuterhaitungs-, Betriebs- und 
Werkstättenarbeiter). Die bei dem Eisenbahn-Zentralamt beschäftigten 
krankenversicherungspflichligcn Bediensteten sind der Allgemeinen Betriebs¬ 
krankenkasse für den Eisenbahndirektionsbezirk Berlin zugeteilt. 

Einen Überblick über Umfang und Wirksamkeit der allgemeinen 
Eisenbahnbetriebskrankenkassen im Jahr 1917 gewähren die Darstellungen 
über die Zahl der Mitglieder (Anlage III), Uber die Zahl der Krankheits¬ 
fälle, Krankheitstage und Sterbefälle (Anlage IV), über die Einnahmen (An¬ 
lage V), über die Ausgaben und die Vermögensbesländo (Anlage VI) und 
über die Leistungen (Anlage VII) jeder einzelnen allgemeinen Betriebs¬ 
krankenkasse und der Gesamtheit der Kassen (s. 8. Gib ff.). 

An Beiträgen erhoben von den 21 Kassen 

3% 3,3% | 8,6% | 8,9% 4 , 9 % 4,5% 

am Schlüsse des Grundlohnes 

des Jahres----— 

Anzahl der Kassen 



Als Grundlohn gilt das wirkliche Lohn- oder Diensteinkommen des 
einzelnen Versicherten, soweit es 6 tM, für den Arbeitstag nicht übersteigt. 
(Dieser Betrag ist, wie auf Seite 393 ausgeführt ist, im November 1917 auf 
10 Jt erhöht worden.) Die Beiträge sind im Berichtsjahr bei je einer Kasse 
von 3,o, auf 3,3, 3,9 und 4,5 %, bei 1 Kasse von 3,a auf 3,n %, bei 4 Kassen von 
3,c auf 3,9 %, bei 1 Kasse von-3,o auf 4,*j % und bei 1 Kasse von 3,s» auf 4,5 % 

■) Vcrgt. Archiv für Eisenbahnwesen 1910, S. 3G5. 
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erhöht worden. Eine Herabsetzung der Leistungen hat keine Kasse vorge- 
nomraen; dagegen haben 3 Kassen ihre Leistungen erhöht. Die Beiträge 
werden zu zwei Dritteln von den Mitgliedern und zu einem Drittel von der 
Eisenbahnverwaltung gezahlt. 

Der Umfang der Leistungen der Krankenkassen — freie ärztliche Be* 
Handlung, Arznei und sonstige Heilmittel, Krankengeld, Hausgeld, Taschen¬ 
geld, Kur und Verpflegung, Wochen- und Stillgeld, Schwangerengeld sowie 
Sterbegeld — ist, wie die Anlage VII (S. 656) ergibt, bei den einzelnen 
Krankenkassen je nach ihrer Vermögenslage verschieden gewesen. Alle 
Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen sind teils in der Dauer, teils 
in der Höhe ihrer Leistungen, teils in beiden, über die durch die Reichs- 
Versicherungsordnung vorgeschriebenen Regel leistungen hinausgegangen. 

Am Schluß des Jahres 1917 zahlten, wie am Schluß des^ Jahres 1916, 
14 Kassen Krankengeld über die gesetzliche Mindestdauer von 26 Wochen 
hinaus, und zwar 3 auf 30 Wochen, 8 auf 39 Wochen, 1 auf 45 Wochen 
und 2 Kassen auf 1 Jahr, d. i. auf die höchste gesetzlich zulässige Dauer. 
Von sämtlichen Kassen gewährten, wie im Jahr 1916, 14 Kassen mehr als 
die Hälfte bis zu zwei Dritteln des für die Beitragsberechnung zuletzt maß¬ 
gebend gewesenen Grundlohnes als Krankengeld. Von der Mehrzahl der 
Eisenbahnbetriebskrankenkassen wurde das Krankengeld vom ersten Tage 
der Erkrankung ab gezahlt, wenn die Krankheit mit dem Tode endete oder 
dio Erwerbsunfähigkeit durch eine bei der Arbeit erlittene Verletzung her¬ 
vorgerufen war. Besonders umfangreich war, wie in den- früheren Jahren, 
die Fürsorge ftir erkrankte Angehörige der Kassenmitglieder, indem ihnen 
bei sämtlichen Kassen freie ärztliche Behandlung und bei fast sämtlichen 
Kassen (18) auch auf die gleiche Dauer wie den Kassenmitgliedern geboten 
war. Ferner wurden von sämtlichen Kassen die Kosten der für die,Ange¬ 
hörigen gelieferten Arzneien ganz oder zum Teil übernommen. Außerdem 
zahlten sämtliche Kassen beim Ableben von Angehörigen Sterbegeld. Wenn 
nur ein Drittel der Arztgebühren und Krankenhauskosten als Kosten der 
ärztlichen Behandlung der Familienangehörigen gerechnet wird, so haben 
die Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen infolge von Erkrankung 
oder Absterben von Familienangehörigen der Kassenmitglieder im Jahr 
1917 im ganzen rund 4 153 100 Ji aufgewendet. 

Bei der Mehrzahl der Krankenkassen ist an verschiedenen Orten eine 
beschränkte freie Arztwahl in der Weise eingeführt, daß es den Kassen¬ 
mitgliedern eines bestimmten Kurbezirks gestattet ist, unter mehreren für 
diesen Bezirk vom Kasseiworstand vertraglich bestellten Kassenärzten einen 
zu wählen, und zwar mindestens für ein Jahr. Innerhalb der festgesetzten 
Frist ist ein Wechsel nur aus dringenden Gründen mit Genehmigung des 
Kassenvorstandes zulässig. 

Nachstehende Zusammenstellung ergibt die Zahl der Krankenkassen¬ 
mitglieder in den drei letzten Jahren und dio Bewegung der Mitgliederzahl 
in den einzelnen Monaten: 
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Zeitpunkt 

Zahl der Mitglieder 
der Allgemeinen 1 ) 
Betriebskrankenkassen 

1915 

1916 | 

1917 

am 1. Januar. 

394 885 

415245 ! 

• 

463663 ' 

„ 1. Februar. 

899144 

420412 ' 

465501 

„ 1. März. 

402686 

423240 | 

467 205 

» 1- April .. 

407 975 

424476 

468532 

, 1. Mai.. 

413185 

427 609 

472093 

„ 1. Juni. 

412550 

429 721 i 

477 304 

, 1. Juli. 

412667 

429 654 ! 

476174 

„ 1. August. 

412952 

427 471} 

480898 

„ 1. September. 

413605 

42625V 

488 260 

„ 1. Oktober. 

412897 

426 340 

495 532 

, 1. November. 

413 329 

443800 

502306 

» 1. Dezember. 

414 771 

456664 

609868 

„ 31. Dezember. 

415246 

463663 

| 516 833 

am ersten Tage jedes Monats durchschnittlich 

409668 

431889 

483 398 

Nach Abzug der nicht versicherungspflichtigen 




Kassenmitglieder. 

1 790 

1894 

1902 

verbleiben als versicherungspflichtig durch¬ 




schnittlich ... 

407 878 

429 995 

I 481496 


An weiblichen Mitgliedern zählten die .Krankenkassen am Schluß, 
dea Jahres 1914 = 11 374, 1915 = 31191, 1916 = 85 397, 1917 = 108 730. 

Die außerordentliche Zunahme der Zahl der weiblichen Mitglieder in den 
letzten drei Jahren — sie hat sich in den Jahren 1915 und 1916 gegen das 
Vorjahr nahezu verdreifacht und ist im Jahr 1917 wiederum um 23 333 
gegen das Vorjahr gestiegen — ist darauf zurückzuführen, daß für die zum 
Heeresdienst einberufenen männlichen Bediensteten zumeist Frauen einge¬ 
stellt werden mußten. 

Die Durchschnittszahl betrug bei Zugrundelegung des mittleren Mit¬ 
gliederbestandes für je eine Allgemeine Betriebskrankenkasse im Jahr 1917 
= 23019 (gegen 20 566 im Jahre 1916). Die größte Zahl hatte die Allge¬ 
meine Betriebskrankenkasse für den Eisenbahndirektionsbezirk Essen mit 
34 008, die kleinste Zahl die Allgemeine Betriebskrankenkasso für den 
Eisenbahndirektionsbezirk-Münster mit 15 295 Mitgliedern. 

Unter den am 31.-Dezember vorhandenen Mitgliedern der Allgemeinen 
Betriebskrankenkassen befanden sich rund 100 500 Kriegsteilnehmer und 
beim Feldeisenbahnwesen tätige Bedienstete, die von den Kassen wie die 
eigentlichen Kriegsteilnehmer behandelt worden sind. Da die Kriegsteil- • 
nehuüar nach den Bestimmungen das im Jahr 1917 noch in Geltung ge- 


') Eine besondere Belriobskrankenkasse bestand im Jahr 15)17 nicht. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



















616 


Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall* 


wesenen § 16 der Satzungen (s. S. 394) zwar Kassenmitglieder blieben, je¬ 
doch keine Beiträge entrichteten und auch keinen Anspruch auf Kasäen- 
leistungen hatten, konnte bei der Berechnung der Durckschnittsätze für ein 
Mitglied ihre Zahl nur insoweit berücksichtigt werden, als sie ira Berichts¬ 
jahr an der Beitragsentrichtung und den Kassenleistungen teilgenommen 
haben. Den Durchschnittsberechnungen ist deshalb mehrfach nicht die 
Durchschnittszahl der Mitglieder von 483 398, sondern die entsprechend 
gekürzte Zahl von 388143 zugrunde gelegt worden. Bei Durchschnitts¬ 
berechnungen für die Familienangehörigen sind die Kriegsteilnehmer jedoch 
mit ihrer ganzen Zahl berücksichtigt worden, weil sie von dem ihnen 
satzungsmäßig zustehenden Rechte, für ihre Familienangehörigen die Ver¬ 
sicherung freiwillig fortzusetzen, zumeist Gebrauch gemacht haben. 

Die Zahl der Sterbefälle unter den Kassenmitgliederu belief sich im 
Jahr 1917 auf 3284 gegen 2464 ira Jahr 1916. (Außerdem sind ira Jahr 
1917 noch weitere 1875 Mitglieder bei den Fahnen und beim Feldeisenbalm- 
weeen gestorben.) 

Auf je 100 Mitglieder kamen im Jahr 1917 = O.w Sterbefälle gegen 0,n» 
im Jahr 1916. 

Beim Tode von Familienangehörigen (Ehefrauen und 
Kindtern) ist im Jahr 1917 in 9996, im Jahr 1916 in 10 290 Fällen Sterbe¬ 
geld gezahlt worden. 

Im Durchschnitt kamen an Todesfällen von Familienangehörigen auf 
je 100 Mitglieder im Jahr 1916 = 2,38, ira Jahr 1917 = 2,07. 

Die Zahl der Krankheitsfälle und Krankheitstage unter den Kassen- 
mitgliedern 1 ) in dem Berichtsjahr und dem voraufgegangenen Jahr er¬ 
gibt eich aus der nachstehenden Übersicht: 


Krankheitsfälle 


für je 


Jahrj! über¬ 
haupt 



Mit- 1 J 

' über- ' 100 

glie- I Mit- 

... haupt glie- 


Krankheitstage 


davon infolge von 
für TT 

für . Unfällen 

einen > 

ein Krank-j 

Mit* heita- ) über" ©in Krtok 



1916 

159890 

45,60 

35892 

10,34 

{3 513 547 I 

10,02 

^ 21,97 

■ 704 657 1 

2,01 

19,63 

1917 

1 221206: 

66,99 

! 41432 

10,67 

14 604 3481 

11,86 

* 20,81 

842364 

2.17 

20,33 


l ) Als Krankheitsfälle und Krankheitstage sind nur die gezählt, für die 
Ausgaben an Krankengeld, Verpflegungskosten an Krankenanstalten, Ersats- 
• leistungen an die Eisenbahnverwaltung oder Dritte für gewährte Krankenunter¬ 
stützung entstanden sind. Krankheitsfälle, in denen keine Erwerbsunfähigkeit 
eingetreten, also kein Krankengeld gezahlt ist, und Krankheitstage, die innerhalb 
der Wartezeit (§ 182 Ziffer 2 der RVO.) liegen, sowie die Erkrankungen in den 
Familien der Kassenmitglieder sind unberücksichtigt geblieben 
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Ein Vergleich der Zahl der Krankheitsfälle unter den Mitgliedern der 
Allgemeinen Eis^nbahnbetriebskrankenkassen mit den gleichen Zahlen 
anderer Kassen zeigt, daß die Gesundheitsverhältnisse der Eisenbahnarbeiter 
nicht ungünstig siüd. Beispielsweise erkrankten auf je 100 Mitglieder: 


' : “.“ ' i 

i 

im Jahr 

bei 

den Eisenbahn- 
Betriebs¬ 
krankenkassen 

bei den 

Knapp schaftskassen 
im 

preußischen Staat 

bei sämtlichen 
Betriebskrankenkassen 
des 

Deutschen Reichs 

1913 

t 

36,15 

! 64,9 

47,2 

1914 

36,69 

i 68,* 

?*) 

1915 

37,21 

! 63,0 

y 

1916 

( 45,60 

?») 

- y 

1917 

50,99 

y 

y 


Bei der Zahl der Krankheitstago ist zu berücksichtigen, daß die 
Allgemeinen Eisenbahnbetriebskrankenkassen weit über das gesetzliche 
Mindestmaß und weit über die Leistungen der meisten anderen Kassen hin¬ 
aus eine .Fürsorge gewährleisten. 


Es zahlten durchschnittlich jedem Erkrankten Krankenunterstützung 
für Tage: 


im Jahr 

die Allgemeinen 
Eisenbahnbetriebs¬ 
krankenkassen 

die Knappschafts¬ 
kassen 
in Preußen 

die Betriebskranken¬ 
kassen 

i des Deutschen Reich* 

1913 

. 

23,7* 

16,2 

! 19,1 

1914 

24,64 

1 18,6 

1 ?*) 

1916 

23,94 

1 17,2 

! ? 

1916 | 

1 21,97 

l ? 1) 

y 

1917 

| 20.81 

1 ■ 1 

1 ? 1 

| y 


Wie sich bei den einzelnen Allgemeinen Betriebskrankenkassen der 
Eisenbahnverwaltung die Krankheits- und Sterblichkeitsziffem im Jahr 
1917 gestellt haben, zeigt die Anlage IV (S. 648). 

Die eigentlichen Einnahmen sind gegenüber dem Vorjahr um 
7 033153 c# ge-tiegen. Diese beträchtliche'Steigerung dürfte nur zum kleineren 
Teil auf die Zunahme der Zahl der Mitglieder und die Erhöhung der Bei¬ 
träge bei mehreren Kassen zurückzuführen sein. In der Hauptsache ist sie 
eine Folge der im Jahr 1917 vorgenommenen erheblichen Lohnaufbesse¬ 
rungen (s. S. 382). Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Kriegsteil¬ 
nehmer, deren Zahl im Jahr 1917 durchschnittlich 95 255 betragen hat 
(gegen 81 219 im Vorjahr), satzungsmäßig für sich keine und für die Fort¬ 
setzung der Versicherung für ihre Familienangehörigen erheblich niedrigere 
Beiträge (meist nur 1 %) entrichtet haben. 


i) Die entsprechenden Zahlen sind noch nicht veröffentlicht. 
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Das beitragspflichtige Lohneinkommen betrag bei den 


1914 

i tu 

1915 

Jahr 

1916 

1917 

1 398 

1 475 

1 657 

2318 

969 

1017 

1 233 

; 1 77Ü 

1 590 

1 765, 

2115 

2 799 


Betriebsarbeitern cinschl. Gehilfen und Hilfs¬ 
bediensteten . 

Bahnunterhaltungsarbeiieru. * 

Werkstättenarbeitern cinschl. Lehrlingen . „ 


Der von den Versicherungspflichtigen Mitgliedern aus ihren eigenen 
Mitteln zu leistende Beitrag belief sich im'Durchschnitt für ein Mitglied im 
Jahr 1914 auf 29,oo ( ff , im Jahr 1915 auf 31,ao <//, im Jahr 1916 auf 31,8?) Jl, 
im Jahr 1917 auf 40,ns Ji. Die Steigerung in dem Berichtsjahr gegen das 
Vorjahr ist eine Folge der Erhöhung des beitragspflichtigen Lohneinkoin- 
ineiL«. 

Die Jahreseinnahmen der Krankenkassen worden durch nachstehende 
Übersicht veranschaulicht: 


Bezeichnung der Einnahmen 
der 


Betrag 


für 

ein Mitglied 


In % zur 
Summe der 
! eigentlichen 
Einnahmen 


Krankenkassen 

19 17 

1913 

1914 

1915 

1916 

1 

1917 

für 

1917 

i 


! | 

M 

M 

M ' 

* 

M 

% 

Zinsen . 

Laufende Beiträge 

932 673 

i 

i 

1,62 

1,84 

2,23 

2,48 ^ 

2,53 

3,01 

der versicherungspflichtigen Mitglieder | 

15 594 952 





I 


der Eisenbahnverwaltung. 

7G35 407 

41,13 

44,59 

47,20 

47,24 


93,28 

der versicherungsberechtigten Mitglie- 

I 

60,33 

der. 

135 020 







Ersatzleistungen der Eisenbahn Verwal¬ 








tung und anderer Dritter für gewährte 
Krankenunterstützung. 

I 584164 

0,90 , 

i 

1,16 

1,12 : 

1,62 

i 

l,50i 

2,33 

-Geldstrafen und sonstigo Einnahmen 

120 285 

0,16 

0,20 

0,27 i 

0,2» 

0,31 ; 

| 0,48 

Summe der eigentlichen Einnahmen . 

| 25 102 501 

43,80 1 

47,79 

50,82 j 

61,53 

64,6: | 

100,00 

Dazu nachrichtlich: j 

| 



i 


i 

i 

aus verkauften Wertpapieren, zurück¬ 




1 



1 

gezogenen Bankeinlagen, aufgenom¬ 






- 


menen Darlehen usw. | 

I 2 471 350 

— 

— 

i - ! 

— 

— 

ä ~ 

insgesamt . . . | 

27 573 851 ■ 

— 

— 

: _ i 

— 

— 



Dio Eisenbahnverwaltung leistete an Zuschüssen halb soviel wie die 
versicherungspflichtigen Mitglieder und bestritt außerdem die gesamten 
Kosten der Kassen- und Rechnungsführung. 
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An Zinsen sind auf je 100 <M, des am Anfang des Jahres vorhandenen 
Vermögens durchschnittlich erzielt worden im Jahr 1914 = 3,os . t(. 1915 
= 3,sj M, 1916 = 3,tu 1917 = 4,13 M. 

Eine Übersicht über die Einnahmen der einzelnen Krankenkassen im 
Jahr 1917 ist als Anlage V (S. 550) beigefügt. 

Die Jahresausgaben der Krankenkassen sind in der nachfolgenden 
Übersicht zusammengestellt: 


Bezeichnung der Ausgaben 

Betrag 


e i n 

für 

Mitelied 


In °/ 0 zur 
Summe der 
eigentliche}* 

der 







Ausgaben 

Krankenkassen 

19 17 

1913 

1914 

1916 

1916 

1917 

1917 


dt 

06 

06 

<46 

06 

06 

% 

für ärztliche Behandlung. 

!' 5273 604 

11,07 

12,91 

13,66 

13,98 

13,59 

22,56 

, Arzneien und sonstige Heilmittel: 

1 





i 


a) für Kassenmitglieder. 

1489 314 | 

2,39 

2,51 

2,49 

3,06 

3,84 

6,37 

b) für ihre Angehörigen...... 

1020486 | 

2,29 

2,17 

2,34 

2,73 

2,63 

4,? 6 

für Krankengeld: 

j ; 





1 

1 


a) an Kassenmitglieder. 

b) an Angehörige von in Kranken¬ 
anstalten untergebrachten 

11024 657 1 

f 

17,24 

19,72 

19,68 

21,72 

29,58 

49,11 

Kassenmitgliedern (Hausgeld) . 

!-*• 456 740 . 







Wochen- und Stillgeld: 

a) für weibliche Mitglieder .... 

223 177 

0,03 

0,06 

0,15 

0,21 

1 

0,57 j 

0,96 

b) „ Ehefrauen von Mitgliedern . 

, Schwangerengeld: 

105 641 

i 

0,08 

0,19 j 

0,17 

0,27 | 

0,15 

a) für weibliche Mitglieder .... 

5 496 


0,oo 

0,oo 

0,oi 

0,01 

' 0,02 

b) für Ehefrauen von Mitgliedern 

— 

J — 

’— 

— 

— 

— | 

— 

» Hauspflege. 

— ! 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

» Fürsorge für Genesende. 

2 189 | 

— 

— 

— ' 

— 

0,oi- 

0,01 

, Kur- und Verpflegungskosten an 






1 


Krankenanstalten usw. 

1 999 023 

| 3,30 

3,25 

3,38 j 

4,18 

5,15 

8,55 

„ Sterbegeld: 

1 





1 


a) beim Tode von Mitgliedern . . 

b) „ , „ Angehörigen der 

661 856 

0,76 

0,87 

i 

1,04 

i 1,10 

1 

1,70 

2,83 

Mitglieder . 

703 412 

1 1,85 

1,65 

1,77 

1,62 

1,83 

3,08 

* Ersatzleistungen für anderweit ge¬ 




i 




währte Unterstützungen .... 

1634 

0,00 

0,04 

1 0,02 

1 0,03 

0,00 1 

0,01 

« Verwaltungskosten. 

154 781 

. 0,39 

0,54 

0,37 

0,34 

0,40 

0,66 

* sonstige Ausgaben. 

252 762 

J 0,07 

0,10 | 

0,08 

0,07 

0,66 

i 

! 1,08 

Summe der eigentlichen Ausgaben . . 

|j 23 379 672 

38,94 

j 

1 43,90 

45,17 

| 49,22 

60,2« 

1 100,00 

dazu für Kapitalanlagen usw. . . . 

i 1 2923 643 



i 

; 


i 

insgesamt . . . 

' 26 303 315 


■ 

1. 

I 

■ 
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Die eigentlichen Aufwendungen», d. h. alle Ausgaben der Kassen ohne 
die Kapitalanlagen und zurückgezahlten Darlehen, haben im Jahr 1917 
93,14 % der Gesamtsumme der eigentlichen Einnahmen (gegen 95,.v> % im 
Jahr 1916) betragen. 

Wenn die Krankheitskosten, d. h. die Ausgaben für ärztliche Behand¬ 
lung, Hauspflege, Arznei und sonstige Heilmittel, an Krankengeld, Haus¬ 
geld, Wochen- und Stillgeld, Schwangerengeld, Kur- und Verpflegungs¬ 
kosten, Sterbegeld auf ein Mitglied, einen Krankheitsfall und einen Krank¬ 
heitstag zurückgeführt werden, so ergeben sich: 


bei den Allgemeinen bei allen Betriebskrankenkassen 

Eisenbahnbetriebskrankenkassen des Reichsgebietes 


im 

Jahr 

! 

überhaupt 

i 

cH 

i 

auf ein | 
Mitgliedj 

c« 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitsfall 

M 

auf j 
einen , 
Krank¬ 
heitstag 

j 

I 

auf ein i 
Mitglied j 

cH 

i 

i 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitsfall 

M 

auf 

einen 

Krank¬ 

heitstag 

M 

1913 

| ! 

14 520062 

l 

38,47 I 

106,48 

i ii 

| 4,49 |l 

t 

85,36 | 

74,84 

3,92 

1914 

15993 769 

43,26 ' 

117,92 

! 4,79 ' 

?l) * 

?*) 

? l > 

1915 , 

16538638 

44,71 

120,15 

; V 2 | 

? 

? 

? 

1916 

17119 487 

48.82 

107.07 

j. 4,87 J 

y 

y 

V 

1917 i 

22972129 

' 59,18 

103,8* 

! 4,99 

y 

y 

y 


Die Kosten der ärztlichen Behandlung der Kassenmitglieder und 
ihrer Familienangehörigen sind, wie die Übersicht über die Jahresaus¬ 
gaben ergibt, bis zum Jahre 1916 infolge Erhöhung der Vergütungen für 
die Bahnkrankenkassenärzte stetig gestiegen. Im Berichtsjahr hingegen 
ist der Durchschnitteatz für ein Mitglied von 13,»s M (im Jahre 1916) auf 
13 .ro M, d. h. um 0,so <M zurückgegangen. Anscheinend ist die Durch¬ 
schnittszahl*) der beim Feldeisenbahnwesen tätig gewesenen Mitglieder 
hinter der Wirklichkeit zurückgeblieben, so daß die Zahl der an den 
Kassenleistungen beteiligten Mitglieder zu hoch bemessen und dadurch 
der Durohschnittsatz ermäßigt worden ist 


!) Die entsprechenden Zahlen sind noch nicht veröffentlicht. 

*) Die Jahresdorchschnittszahl der beim Feldeisenbahnwesen tätig gewese¬ 
nen Kassenmitglieder ist in der Weise ermittelt, daß die in den Unterlagen für 
den Anfang und das Ende des Berichtsjahres angegebenen Bestandszahlen 
dieser Mitglieder zusammengesählt und die Gesamtsumme durch zwei geteilt 
worden ist. 
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In Wirklichkeit stellten sich die Durchschnittsbeträge des Sterbegeldes 
noch etwas höher, weil in der Zahl der Verstorbenen auch die durch Unfälle 
Getöteten mitberücksichtigt sind, deren Hinterbliebene das Sterbegeld in Höhe 
der nach der Unfallversicherung (Buch III der Reichsversicherungsordnung) 
zu vergütenden Sätze aus Mitteln der Eisenbahnverwaltung erhalten haben. 

Im Jahr 1917 betrug das Sterbegeld: für Mitglieder bei 2 (wie im Vor¬ 
jahr) Kassen das 80 fache, bei 2 (3) Kassen das 35 fache und bei 17 (16) 
Kassen das 40 fache des für die Beitragsberechnung zuletzt maßgebenden 
Grundlohnes. 

Die Ausgabe an Sterbegeld für Todesfälle bei den Angehörigen von 
Kassenmitgliedern übersteigt die Ausgabe an Sterbegeld für Todesfälle bei 
Kassenmitgliedern um 46 556 M. 

Da die Eisenbahnverwaltung die Kosten der gesamten Rechnungs¬ 
und Ka8senftihrung sowie der Krankenüberwachung bestreitet, so sind die 
den Krankenkassen zur Last fallenden Verwaltungskosten (Ent¬ 
schädigungen der Vertreter der KassenmÄglieder für entgangenen Arbeits¬ 
verdienst und für Auslagen bei Reisen in Angelegenheiten der Kranken¬ 
kassen, Kosten einzelner Drucksachen und dergl.) gering. Die sonstigen 
Ausgaben (zurückerstattete Beiträge und dergl.) sind von 23 593 <M im 
Jahr 1916 auf 252 762 JÜ im Jahr 1917 gestiegen. Der Grund hierfür 
dürfte sein, daß einige Kassen, die während des Kriegs für die zum. Heeres¬ 
dienst eingeaogenen Mitglieder bei freiwilliger Fortsetzung der Mitgliedschaft 
für ihre Familienangehörigen von der Eisenbahnverwaltung den unverkürz¬ 
ten Arbeitgeberbeilrag eingezogen hatten, die auf diese Weise zu Unrecht 
erhobenen Beiträge im Berichtsjahr an die Eisenbahnverwaltung zurück¬ 
gezahlt haben. 

Die Anlagen VI und VII (S. 652 bis 657) gewähren einen Überblick 
über die Ausgaben und die Vermögenslage sowie über den Umfang der 
satzungsmäßigen Beiträge und Leistungen der sämtlichen Allgemeinen Be¬ 
triebekrankenkassen der Staatseisenbahnverwaltung im Jahr 1917. 

Das Gesamtvermögen dieser Kassen belief sich nach dem Anschaffungs¬ 
preis der Wertpapiere am 1. Januar 1917 auf 23 798 598 M, am 1. Januar 
1918 auf 26 004970 M. Durchschnittlich kamen auf ein Mitglied 55,io M 
und 53,80 <M. 


B. Besondere Eisenbahn-Betriebskrankenkassen. 

Besondere Betriebskrankenkassen der Eisenbalmverwaltung, 
die, wie im Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 11 ausgeführt ist, auf Grund 
der Reichsversicherungsordnung am 1. Januar 1914 an die Stelle der Eisen¬ 
bahn bau krankenkassen getreten sind, waren im Berichtsjahr, wie im 
Vorjahr, nicht vorhanden. Größere Bauten, bei denen ihre Errichtung 
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überhaupt nur in Frage kommt, gelangten während des Krieges nicht zur 
Ausführung. Auch sind die Bauarbeiter meist bei Orts- oder anderen 
Krankenkassen versichert. 

C. Kranken- und Hinterbliebenenkasse des Allgemeinen Verbandes 
der Eisenbahnvereine der preußisch-hessischen Staatsbahnen und der 
Reichseisenbahnen (Verbandskranken- und Hinterbliebenenkasse). 

Nachdem, wie auf S. 82 des Archivs für 1914 näher ausgeführt worden 
ist, durch den am 1. April 1913 in Kraft getretenen IV. Nachtrag als Tarif III 
eine Hinterbliebenenversicherung in die Satzungen aufgenommen worden ist, 
führt die Kasse vom genannten Zeitpunkt ab die Bezeichnung „Verbands¬ 
kranken- und Hinterbliebenenkasse 1 *. 

Die Kasse umfaJU demnach: 

a) eine Krankengeldversicherung (Tarif I), 

b) eine Arzneiversicherung (Tarif II), 

c) eine Witwen-und Waisenversicherung (Tarif III). 

Mit Tarif I und II ist eine Versicherung von Sterbegeld verbunden. 
Da dieses Sterbegeld den Hinterbliebenen der als Kriegsteilnehmer gefallenen 
Kassenmitglieder nach der bei Ausbruch des Kriegs gültigen Fassung der 
Satzung nicht gezahlt werden konnte, hatte der Hauptvorstand nach schrift¬ 
licher Zustimmung sämtlicher zur Hauptversammlung gewählten Mitglieder¬ 
vertreter in der Sitzung am 16. September 1914 vorbehaltlich der späteren 
Genehmigung durch die Hauptversammlung beschlossen, den Hinterblie¬ 
benen jedes während des Kriegs als Kriegsteilnehmer verstorbenen Mit¬ 
glieds der Tarife I und II eine Ehrengabe von 150 c 11 aus Kassenmitteln 
zu gewähren. Auf Grund dieses vom Minister der öffentlichen Arbeiten ge¬ 
nehmigten Beschlusses wurde bis zu der im Juni 1918 abgehaltenen ordent¬ 
lichen Hauptversammlung die Ehrengabe den Hinterbliebenen solcher Mit¬ 
glieder gezahlt, die seit Beginn des Kriegs zum Waffendienst 
(einschließlich des Feldeisenbahndienstes und Samariterdienstes) oder aus 
anderem Anlaß zu einer Kriegsdienstleistung herangezogen waren. An der¬ 
artigen Ehrengaben sind seit Beginn des Krieges bis zum Schlüsse des Rech¬ 
nungsjahres 1917 insgesamt 598 900 beim Tarif I und 12150 M beim 
Tarif II gezahlt worden«. Die Hauptversammlung hat diesen Vorstands¬ 
beschluß nachträglich genehmigt, gleichzeitig aber beschlossen, daß vom 
1. Oktober 1918 ab für alle Mitglieder, die von diesem Zeitpunkt an während 
der weiteren Dauer des Kriegs als Kriegsteilnehmer sterben, an Stelle der 
bisherigen Ehrengabe das satzungsmäßige Sterbegeld zu zahlen ist. Ferner 
hat die Hauptversammlung! aus Anlaß des Kriegs noch die nachstehenden 
Bestimmungen getroffen: 

42* 
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a) Frühere Mitglieder, die zur Ableistung ihrer Dienstpflicht im Heere 
oder in der Marine einberufen sind, sind von der Zahlung des Ein¬ 
trittsgeldes und der Erfüllung der Wartezeit (§ 8 Abs. 1 der Satzun¬ 
gen) nur dann befreit, wenn £ie innerhalb dreier Monate oder, so¬ 
fern dies dem Milgliede nachweislich ohne sein Verschulden unmög¬ 
lich gewesen sein sollte, spätestens innerhalb eines Jahres nach 
Erfüllung ihrer Dienstpflicht wieder in den Eisenbahndienst ein- 
treten und der Kasse beitreten zu wollen erklären. 

b) Für Kaseennritglieder, die während eines Kriegs zur 
Ableistung ihrer aktiven Dienstpflicht einberufen werden, und 
frühere Kassenmitglieder, die bei Ausbruch eines Kriegs 
ihrer aktiven Dienstpflicht genügen und bis zur Einziehung zum 
Militärdienst der Kasse angehört haben, wird das satzungsmäßige 
Sterbegeld gezahlt. Nach Beendigung ihrer militärischen Dienst¬ 
leistungen gelten sie unter den vorstehend unter a) angegebenen 
Bedingungen wieder als Mitglied der Kasse. 

c) Kassenmitglieder, die nach abgeleisteter Dienstpflicht zeitweilig zu 
Übungen einberufen werden, und Kassenmitglieder, die in Erfüllung 
der Wehrpflicht oder freiwillig Kriegs- oder Sanitätsdienste im 
deutschen Heer oder in der deutschen Marino oder ähnliche Dienste 
(z. B. Feldeisenbahndienste) verrichten, verbleiben Mitglieder der 
Kasse. Während der Dauer dieser Dienstleistungen werden die 
Beiträge nur von den Mitgliedern erhoben, die freie Arznei oder 
Witwen- und Waisenrenten versichert haben (§§ 10 und 11 der 
Satzungen). Den Mitgliedern des Tarifs I bleibt der Anspruch auf 
Sterbegeld, den Familienangehörigen der Mitglieder des Tarifs II 
der Anspruch auf freie Arznei und Sterbegeld für das Mitglied so¬ 
wie die Ehefrau und den Familienangehörigen der Mitglieder des 
Tarifs III der Anspruch auf Witwen- und Waisenrenten während 
der Dauer der bezeichneten Dienstleistungen erhalten, im übrigen 
ruhen die Kassenleistungen. 

Diese Änderungen sind rückwirkend vom 1. August 1914, 
d. i. dem Tage des Kriegsbeginns, in Kraft getreten, jedoch mit der 
Einschränkung, daß das satzungsmäßige Sterbegeld nicht gewährt 
wird, soweit und solange an Stelle des Sterbegeldes die Ehrengabe 
gezahlt ist oder noch gezahlt wird. 

d) Kriegsbeschädigte, die vor ihrer Einberufung zum Kriegsdienst 
noch nicht im Dienst der Eisenbahnverwaltung gestanden oder, 
wenn dies der Fall gewesen ist, der Kasse noch nicht angehört 
haben, sollen unter nachstehenden Erleichterungen in den Tarif I 
und II aufgenommen werden: 

1. eine Altersgrenze wird nicht gezogen; 

2. von der Beibringung des Gesundheitsnachweises wird abge¬ 
sehen ; 

3. die Frist für die Einbringung des Aufnahmeantrages ist nicht 
begrenzt. 
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Diese Übergangsbestimmung ist jedoch an die Bedingung geknüpft, daß 
die erforderlichen Deckungsmittel (bei Tarif I = 150 000 M, bei Tarif 11 = 
36000 JC) in Gestalt einer einmaligen Zuwendung der Kasse überwiesen 
werden, und soll mit dem Tage der Überweisung dieser Beträge an die Kasse 
in Kraft treten. Da die Deckungsbeträge im Februar 1919 aus der Kriegs¬ 
sammlung der Eisenbahn der Kasse überwiesen worden sind, ist die Über¬ 
gangsbestimmung entsprechend in Kraft gesetzt worden. Beim Tarif I sollen 
bis 10000 Kriegsbeschädigte ohne Gesundheitsnachweis, beim Tarif II bis 
zu 3000 derartige Kriegsbeschädigte aufgenommen werden. Eine weitere 
Bedingung hierbei ist, daß die angegebenen Deckungsbeträge auch dann der 
Kasse verbleiben, wenn die Zahl dieser Kriegsbeschädigten 10 000 und 3000 
nicht voll erreicht. 

Die sonst noch von der Hauptversammlung im Jahre 1918 beschlossenen 
zahlreichen Satzungsänderungen betreffen vorzugsweise die 'Leistungen deV 
Kasse und die Höhe der Beiträge. Die wichtigsten von ihnen sind nach¬ 
stehend bei den Ausführungen zu den einzelnen Tarifen angegeben. Sämt¬ 
liche Änderungen sind durch den VI. Nachtrag zu den Satzungen eingeführt 
und am 1. Oktober 1918 in Kraft getreten. Nur 3 Beschlüsse, die die Jahre# - 
höchstleistungen des Tarifs II ändern, gelten erst vom 1. Januar 1919 ab. 

Die Einnahmen, Ausgaben und Vermögensbestände der Kasse werden 
für jeden der drei Tarife gesondert nachgewiesen. 

I. Krankengeldversicherung (Tarif I). 

An der Krankengeldversicherung können nur die nach der Reichs¬ 
versicherungsordnung krankenversicherungspflichtigen Eisenbahnbedienste- 
ten für die Dauer der Versicherungspflicht teilnehmen.^ Der Zeitpunkt des 
Beitritts war bisher bis zum 40. Lebensjahre in das Belieben der Arbeiter 
gestellt. Nachdem jedoch die Wahrnehmung gemacht worden war, daß die 
Arbeiter in jungen Jahren der Kasse fernbleiben und erst kurz vor Er¬ 
reichung des 40. Lebensjahres oder nach Verschlechterung ihres Gesund¬ 
heitszustandes die Aufnahme beantragen, ist von der Hauptversammlung im 
Jahre 1918 beschlossen worden, daß vom 1. Oktober 1918 ab der Beitritt bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahres jederzeit, nach Erreichung dieses 
Alters aber nur noch innerhalb eines Jahres vom Tage des Beginns der 
ständigen Beschäftigung an stattfinden darf. Durch diese Versicherung 
wird den Bediensteten Gelegenheit geboten, gegen Entrichtung äußerst nied¬ 
riger Beiträge sich zudicm von den Allgemeinen Eisenbalinbetriebskranken- 
kassen oder anderen Krankenkassen gewährten Krankengeld einen Kranken¬ 
geldzuschuß in solcher Höhe zu versichern, daß sie während der Krankheit 
einen Ausfall an Verdienst nicht erleiden. Als niedrigste Versicherung war 
bis zum 1. Oktober 1918 ein tägliches Krankengeld von 50 $ nebst 80 < fl 
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Sterbegeld und als höchste Versicherung ein tägliches Krankengeld von 3 JC 
nebst 180 JC Sterbegeld zugelassen. Von diesem Zeitpunkt ab ist durch 
den VI. Nachtrag die Höchstgrenze der zulässigen Versicherung beim täg¬ 
lichen Krankengeld von 3 M auf 6 JC und beim Sterbegeld von 180 JC auf 
360 JC erhöht worden. Zur nachträglichen Erhöhung ihrer Versicherung 
innerhalb der neuen Höchstgrenze sind auf Grund einer Übergangsbestim¬ 
mung alle Mitglieder berechtigt, sofern sie körperlich und geistig- gesund 
sowie vollständig dienst- und arbeitsfähig sind. Der Antrag auf Erhöhung 
muß jedoch bis zum 31. März 1919 beim zuständigen Bezirksvorstand ein¬ 
gegangen sein, der in zweifelhaften Fällen die Vorlage eines ärztlichen 
Gutachtens auf Kosten des Mitglieds verlangen kann. Der Beitrag, der 
bisher für je 25 -St tägliches oder l,7. r > M wöchentliches Krankengeld nebst 
15 JC Sterbegeld wöchentlich 5 S> betrug, ist vom 1. Oktober 1918 ab auf 
7 4 wöchentlich erhöht worden. Bei Versicherungen von 3,ts M bis 6 JC 
täglichem Krankengeld und von 225 JC bis 360 JC Sterbegeld ist für den Ver¬ 
sicherungsteil bis einschl. 3,oo JC tägliches Krankengeld ein Beitrag von 7 <$► 
wöchentlich und für den 3,&o JC übersteigenden Versicherungsteil «in Beitrag 
von 10 wöchentlich für je 25 -St tägliches Krankengeld zu zahlen. Es be¬ 
trägt demnach bei Versicherung eines täglichen Krankengeldzuschussee 
von 0,60 M und eines Sterbegeldes von 30 M der Wochenbeitrag 0,H M 
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Auf Grund des VI. Nachtrags ist vom 1. Oktober 1918 ab die Er- 
höhung der Versicherung für alle Mitglieder, gleichviel ob sie das 
45. Lebensjahr überschritten haben oder nicht — mit Ausnahme des Falls, 
daß ein Mitglied aus der Betriebskraaikenkas^e weniger Krankengeld erhält 
als bisher —, nur zulässig, sofern sie körperlich und geistig gesund sowie 
vollständig dienst- und arbeitsfähig sind und nicht innerhalb eines Jahres 
(bisher zweier Jahre) vor der Stellung des Antrags Krankheiten über¬ 
standen haben, die auf gesteigerte Krankheits- oder Sterblichkeitsgefahr 
schließen lassen. In zweifelhaften Fällen ist der Bezirksvorstand fortan be¬ 
rechtigt, die Vorlage eines ärztlichen Gutachtens auf Kosten des Mitgliedes 
zu verlangen. 

Der Anspruch auf Krankengeld beginnt erat nach Ablauf von einem 
Monat nach dem Tage der Aufnahme, während das mit der Krankengeld- 
Versicherung verbundene Sterbegeld erst nach einer Mitglieds- und Beitrags¬ 
zeit von 6 Monaten gezahlt wird. Das versicherte Krankengeld wird vom 
1. Januar 1912 ab nur noch auf die Dauer von 45 Wochen (früher 
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52 Wpchen) geiwährt. Im Lauf eines Zeitraums von zwei Jahren wird 
jedoch das Krankengeld nur auf die Dauer von 65 Wochen gezahlt. Vom 
1. Januar 1915 ab war, wie auf Seite 289 des Archivs für 1918 näher ausge¬ 
führt ist, das Krankengeld, das satzungemäßig allgemein erst vom dritten 
Tage nach dem Tage der Erkrankung ab zu gewähren war, bei Krankheiten, 
die zum Tode führten oder sich aus Unfällen (nicht 
nur aus Betriebsunfällen) ergaben, versuchsweise schon 
vom ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit an gezahlt worden. Da 
sich hierdurch jedoch eine allzu große Belastung der Kasse ergab, ist von 
einer dauernden Einführung dieser Bestimmung abgesehen worden. Das 
Krankengeld wird, wie bei den Allgemeinen Eisenbahn-Betriebekranken¬ 
kassen, vom vierten Krankheitstage an gewährt und nur dann gezahlt, 
wenn nicht gleichzeitig Lohn oder Gehalt gezahlt wird. Vom gleichen Zeit¬ 
punkte ab ist auch die Satzungsvorschrift aufgehoben worden, nach der 
solchen Kassenmitgliedem, die sich eine Krankheit durch Trunkfälligkeit 
zugezogen haben, das Krankengeld ganz oder teilweise vorenthalten werden 
konnte. Über da 9 Ruhen des Anspruchs auf Krankengeld sind zur Herbei¬ 
führung der erwünschten Gleichmäßigkeit durch den VI. Nachtrag die 
gleichen Bestimmungen in die Satzungen aufgenommen worden, wie sie in 
den Satzungen der Allgemeinen Eisenbahn-Betriebskrankdnkassen auf Grund 
der Reichsversicherungsordnung enthalten sind. Danach ruht das Kranken¬ 
geld 

a) solange der Berechtigte eine Freiheitsstrafe verbüßt oder sich in 
Untersuchungshaft befindet oder in einem Arbeitshaus oder in einer 
Besserungsanstalt untergebracht ist. Hat das Mitglied von seinem 
Arbeitsverdienste bisher Angehörige ganz oder teilweise unter¬ 
halten, so wird ihnen das Krankengeld gewährt; 

b) für Berechtigte, die sich nach Eintritt des Versioherungsfalls frei¬ 
willig ohne Zustimmung des Bezirksvorstandes ins Ausland be¬ 
geben, solange sie sich dort ohne diese aufhalten; 

c) für berechtigte Ausländer, solange sie wegen Verurteilung in einem 
Strafverfahren aus dem Reichsgebiet ausgewiesen sind. Das gleiche 
gilt für berechtigte Ausländer, die aus Anlaß der Verurteilung in 
einem Strafverfahren aus dem Gebiet eines Bundesstaats ausgewie¬ 
sen sind, solange sie sich nicht in einem anderen Bundesstaat auf¬ 
halten. 

Mit dem Ausscheiden aus der Beschäftigung oder mit dem Erlöschen 
der Versicherungspflicht endet auch die Mitgliedschaft bei Tarif I mit. der 
Maßgabe, daß den Mitgliedern, die beim Ausscheiden aus der Beschäftigung 
eine Pension oder eine Invaliden- (Alters-) oder Unfallrente erhalten, der 
Anspruch auf das zuletzt versicherte Sterbegeld erhalten bleibt. Erfolgt 
das Ausscheiden aus der Beschäftigung wegen Krankheit, so erhalten die 
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Ausscheid enden bei Fortzahlung der Beiträge, die auch für die Dauer der 
Krankenunterstützung erhoben werden, die Kassenleistungen vom 1. Ja¬ 
nuar 1912 ab nicht mehr nur auf die Dauer von 6 Wochen nach dem 
Austritt aus der Beschäftigung, sondern auf die volle satzungsmäßige 
Dauer, d. h. für 45 (nicht 65) Wochen, wie durch den VI. Nachtrag aus¬ 
drücklich festgelegt worden ist. 


Die Zahl der Mitglieder betrug: 


Zeitpunkt 

mm 



■BEI 

■s 


am 1. Januar. 

285466 

277 878 

275091 

„ 1. Februar. 

286181 

277 826 

274698 

» 1. März. 

286039 

277962 

274 824 

» 1. April. 

266064 

277 812 

273 377 

, 1. Mal. 

284107 

277 686 

270589 

„ 1. Juni. 

282760 

277671 

268436 

„ 1. Juli. 

280876 

277 480 

266897 

, I. August. 

281037 

277226 

266344 

„• 1. September. 

280660 

277068 

264699 

„ 1. Oktober. 

279649 

277000 

\ 268 775 

„ 1. November. 

'j 279206 

276899 

{ 262824 

„ 1. Dezember.j 

i 278202 

276 826 

i 262028 

, 81. Dezember.1 

277 878 

276001 

261497 

„ ersten Tage jedes Monats durchschnittl. j 

: 282124 

277097 

267967 


Die Mitgliederzahl ist hiernach im Berichtsjahr ständig zurück¬ 
gegangen und war am Schlüsse des Jahres um 13 594 geringer als zu 
Anfang des Jahres. Die durchschnittliche Mitgliederzahl am 1. Tage 
jedes Monats war um 9130 geringer als im Varjahr. Dieser erhebliche 
Rückgang der Mitgliederzahl ist nur dadurch zu erklären, daß die während 
des Kriegs eingestellten Bediensteten der Kasse nicht beitreten können, 
weil sie meist noch nicht als ständig beschäftigt angesehen werden. 

Von den im Durchschnitt vorhandenen Mitgliedern kamen 12 004 
auf Bedienstete der Reichseisenbahnen gegen 12 086 im Jahr 1916. 

Die auf die preußisch-hessischen Staatsbahnen fallende Zahl dieser 
Mitglieder (255 96S gegen 265 011 im Jahr 1916) stellt 52,os % der Durch¬ 
schnittzahl der Mitglieder der Allgemeinen Bctriebskrankenkassen dieser 
Bahnen (gegen 61,30 % im Jahr 1916) dar. 

In den vorstehenden Mitgliederzahlen sind auch die zur Fahne ein- 
berufenen und die beim Feldeisenbahnwesen tätigen Mitglieder mitent¬ 
halten. Nach § 4 Abs. 6 der Satzung haben die zum Kriegsdienst ein- 
berufenen Mitglieder für die Dauer dieser Dienstleistung keine Beiträge 
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zu entrichten, aber auch keinen Anspruch auf Leistungen für ihre Person. 
Die beim Feldeisenbahnwesen tätigen Mitglieder werden den eigentlichen 
Kriegsteilnehmern gleichgeachtet und deshalb wie diese behandelt. Bei 
der Berechnung der Durchschnittsätze für ein Mitglied kann daher die 
Zahl der Kriegsteilnehmer (einschließlich der beim Feldeisenbahnwesen 
tätigen Bediensteten) nur insoweit berücksichtigt werden, als sie im 
Berichtsjahr an der Beitragszahlung und an den Kassenleistungen toil- 
genomraen haben. Den Durchschnittsberechnungen ist deshalb mehrfach 
nicht die Durchschnittszahl der Mitglieder von 267 967, sondern die ent¬ 
sprechend gekürzte Zahl von 215148 Mitgliedern zugrunde gelegt worden. 

Die Zahl der Mitglieder, die bei der Errichtung der Kasse bereits 
das 40. Lebensjahr überschritten hatten, ist im Jahr 1917 von 25 540 auf 
23 921 zurückgegangen. Sie bilden die Gruppe der, Mitglieder, für die 
die Verwaltung der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft einen 
einmaligen Zuschuß von 3 Millionen, die Verwaltung der Reichseisen¬ 
bahnen einen solchen von 200 000 <M der Kasse überwiesen hat. Dieser 
Zuschuß diente, wie im Jahrgang 1907 des Archivs S. 105 näher ausge¬ 
führt, zuin Ausgleich der Belastung, die der Kasse aus der Mitgliedschaft 
-dieser Personen erwächst. Der Zuschuß ist im Jahr 1915 aufgebraucht 
worden. 

Von den am Jahresschluß vorhandenen 261 197 Mitgliedern hatten 
versichert: 


I 


Gegenstand der Versicherung 

Anzahl 

In Prozenten der Mitglieder 

ein Kranken¬ 
geld von 

M 

1 

ein Sterbe¬ 
geld von 

M \ 

der 

Mitglieder 

* 1913 

!, °'- 

1914 

I 0/ » 

1 1916 

1 °/o 

! 1916 

°/o 

1917 

% 

0,60 

30 

14 326 

7,88 

8 ,n 

7,11 

1 6,76 

5,48 

0,76 

46 

29163 

, 16,0» 

16,08 

14,18 

18,66 

11,16 

1,00 

60 

71622 

1 33,43 

83,13 

32,81 

31,64 

27, «9 

1,36 

75 

36152 | 

j: 16.« 

| 14,86 

15,65 

1 16,60 

13,44 

1,60 

90 

42003 

j 

! 16,74 

15,63 

16,19 

16,41 

16, oc 

1,76 

105 

14 661 

4,86 I 

4,81 

5,08 

5,38 

5, tu 

2,00 

120 

19 781 

3,89 1 

4,29 

4,56 

! 5,46 

7,6b 

2,26 

135 

6 408 

1,10 

1.24 

1 »*« 

1 1,59 

2,45 * 

2,60 

150 

14 229 

1,60 

1,77 i 

1,86 

2 ,to 

5^44 

2,76 

165 

2000 

0,13 

0,26 

0,31 

0,39 

0,77 

3y00 

180 

12 152 

0,84 

0,94 

1,01 

1,21 

4,66 


— 

261 497 

i 

100 ,oo 

100 , oo 

1 

1100 ,oo 

1 

1 

100 ,oo 

100 ,iw 


Die vorstehende Übersicht zeigt ein stetiges Auf steigen der Ver¬ 
sicherungen in den höheren Versicherungetufen. 
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Die Zahl der Krankheitsfälle und Krankheitstage unter den Mit¬ 
gliedern in dem Berichtsjahr und dem voraufgegangenen Jahr ergibt 
sich aus der nachstehenden Übersicht: 


im Jahr 

Krankheitsfälle 

Krankheitstage 

überhaupt 

für je 

100 

Mitglieder 

überhaupt 

für ein 
Mitglied 

für einen 
Krankheits¬ 
fall 

1916 

1917 ! 

81278 

94 184 

88,<• 

43,78 

2188124 

2281994 

9,ot 

10,61 

26,86 

24,ss 


Die Zahl der Sterbefälle belief sich im Jahr 1917 auf 2174 = l,oi 
für je 100 Mitglieder (0,77 im Jahr 1916) und stellte sich um 0,16 % höher 
als die Zahl der Sterbefälle bei den Allgemeinen Betriebskrankenkassen. 
Außerdem sind noch im Jahr 1917 = 1206 Mitglieder als Kriegsteil¬ 
nehmer gestorben, für die nicht das satzungsmäßige Sterbegeld, sondern 
die Ehrengabe gezahlt worden ist. Die Zahl der letzteren ist in Er¬ 
mangelung anderer Unterlagen durch Teilung der Gesamtausgabe für 
Ehrengaben mit dem Einheitssätze von 150 M ermittelt worden. 


Die Einnahmen betrugen: 


---»- - 

- — - 

-- 

- - 

— 

— 




für ein Mitglied 


überhaupt 


im Jahr 




1913 

1914 

1916 

1916 

1917 


M 


M 

M 

M 

JH, 

an Zinsen. 

1 

0,oo 

0,00 

0,oo 

O^o 

0,oo 

, Eintrittsgeldern. 

7648 

0,16 

0,09 

0,04 

0,08 

0,04 

, laufenden Beiträgen. 

3 821818 

11,88 

12,96 

13,16 

14,91 

16,44 

, sonstigen Einnahmen .... 

4641 

0,03 

0,09 

0,09 

Ofil 

0,02 

Summe .... 

8 334106 

12,06 

12^7 

13,91 

U,S7 

: 

15,50 

1 


Die Einnahmen sind im Berichtsjahr um 112 617 < U hinter denen 
des Vorjahrs zurückgeblieben, obwohl auch im Jahr 1917, wie im Vor¬ 
jahr, gemäß § 15 Ziffer 1 Absatz 2 der Satzungen in jedem Monat ein 
Wochenbeitrag mehr erhoben worden ist. Der Rückgang der Einnahmen 
ist fast ausschließlich durch die Verminderung der Beitragseinnahmen 
entstanden, die ihren Grund in der Abnahme der Zahl der Mitglieder 
haben dürfte (s. S. 48). 
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Die Ausgaben stellten sich wie folgt: 




für ein Mitglied 


überhaupt 


im Jahr 




1913 

1914 

1916 

1916 

1917 


«ft 

«ft 

«ft 

M 

«ft 

«ft 

für Krankengeld. 

3373822 

11,40 

12*6 

12,34 

12*1 

16,68 


229604 

0,60 

0,69 

0,70 

0,74 

1,07 


, Krankenbeaufsichtigung . . . 

, Verwaltungskosten: 

— 

0,16 

0,17 

0,07 



a) persönliche . 

b) sächliche . 

1766 

7 677 

} 0,08 

0,oe 

0,08 

0,« 

0,04 

, sonstige Ausgaben .j 

, Ehrengaben an Hinterbliebene 

62948 

O,oo 

0,oo 

0,10 

i 

0,oo 

0,29 

von Kriegsteilnehmern . . . 

180900 ' 

— 

0,16 

0,97 

0,66 

0*4 

Summe . 

3866607 

12,14 

1 

13,66 

14,91 | 

14,19 

17,92 


Die Ausgaben sind gegenüber dem Vorjahr um 447 048 Jl höher 
gewesen und überstiegen die Einnahmen um 522 399 t 4C. Die Einnahmen 
haben demnach zur Deckung der Ausgaben nicht ausgereicht, obwohl 
während des ganzen Jahres auf Grund des § 15 Ziffer 1 Abs. 2 der 
Satzungen in jedem Monat ein "Wochenbeitrag mehr erhoben worden ist. 
Da die Kasse in den letzten Jahren fast regelmäßig beim Tarif I mit 
einem Fehlbetrag abgeschlossen hat, sind die laufenden Beiträge vom 
1. Oktober 1918 ab erhöht worden (s. S. 46). Ausgaben für Kranken¬ 
beaufsichtigung sind nicht mehr nachzuweisen, weil diese Kosten vom 
1. April 1915 ab von der Eisenbahnverwaltung getragen werden (s. Archiv 
für Eisenbahnwesen 1918 S. 293). Bei den sonstigen Ausgabe^, die von 
339 M im Jahr 1916 auf 62 948 <M gestiegen sind, ist ein Betrag von 
62 700 M verrechnet worden, der zur Deckung eines im Jahr 1916 ent¬ 
standenen Fehlbetrages verwendet wurden ist. 

Auf jeden Sterbefall kommt ein Sterbegeld von rd. 106 M gegen 
rd. 96 dt im Jahr 1916. 

Der Vermögensbestand des Reservefonds, der sich am Ende des 
Jahres 1916 auf 2 255 589 M belief, ist im Jahr 1917 auf 1930 293 Ji 
zurückgegangen, weil der Fonds zur Deckung des Fehlbetrages in An¬ 
spruch genommen werden mußte. 

II. Arzneiversicherung (Tarif II). 

Die Arzneiversicherung ist nur den Eisenbahnbedienstelen zugäng¬ 
lich. die der Krankenversicherungspfliclit nach der Reichsversicherungs- 
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Ordnung nicht unterliegen. Durch sie soll diesen Bediensteten eine 
Erleichterung in der Bestreitung der Ausgaben für Arznei und Heil¬ 
mittel geboten werden. 

Wie mit der Krankenversicherung, ist auch mit der Arzneiversiche¬ 
rung die Versicherung eines Sterbegeldes verbunden. Es wird seit dem 
1. April 1913 sowohl beim Tode des Mitgliedes an die Ehefrau als auch 
beim Tode der Ehefrau eines Mitgliedes gewährt. Bis zum 1. .Januar 1915 
wurden in jedem Falle einheitlich 150 A Sterbegeld gezahlt. 

Von diesem Zeitpunkt an beträgt es auf Grund des V. Nachtrages: 
a) während der ersten 10 Jahre der Mitgliedschaft 


bei diesem Tarife je.150 A, 

b) nach 10 jähriger Mitgliedschaft je. 200 „. 

h lo ,, ,, ..* 250 ,.. 


Für Witwen, die die Versicherung fortgesetzt haben, gilt hierbei als 
Beginn der Mitgliedschaft der Tag des Beitritts des Mannes. Jede Witwe, 
dio die Versicherung fortsetzt, erwirbt somit, da die frühere einschränkende 
Bestimmung hinsichtlich des Lebensalters gleichzeitig beseitigt worden ist, 
Anspruch auf Sterbegeld von mindestens 150 A und hat die Möglichkeit, 
ihren Hinterbliebenen unter T’m>tänden ein höheres Sterbegeld für sich zu 
sichern. 

Der laufende Beitrag, der bis zum 1. Oktober 1918 = 30 Pf. wöchentlich 
betrug, ist von diesem Zeitpunkt ab durch den VI. Nachtrag auf 35 Pf. wöchent¬ 
lich erhöht worden. Der Beitrag ist auch von den zum Kriegsdienste einberufe- 
nen Mitgliedern während der Dauer dieser Dienstleistungen zu entrichten, 
weil ihren Familienangehörigen der Anspruch auf freie Arznei während 
der Dauer der bezeiclincten Dienstleistungen erhalten bleibt. Für diesen 
Beitrag werden nicht nur den Mitgliedern selbst, sondern auch ihren Ange¬ 
hörigen vom Beginn der Krankheit ab Arznei, Verbandstücke, Bruchbänder 
und ähnliche Heilmittel bis zum Gesamtbetrag von 100 A während eines 
Kalenderjahres geliefert. Ferner werden dio Kosten für Weine und vom 
1. Januar 1915 ab versuchsweise auch für Milch bis zum Betrag von 
20 A während des Zeitraums eines Kalenderjahrs von der Kasse getragen, 
wenn diese Mittel vom Arzt nicht lediglich zur Stärkung verordnet werden. 
Vom 1. Januar 1915 ab übernimmt die Kasse auch die während einer Kran¬ 
kenhausbehandlung entstehenden Kosten für Arzneien, Heilmittel u. dergl. 
oder für Weine und Milch mit einem Viertel des Betrags der Gesamt- 
rechnung bis zur Höhe von 100 A in einem Kalenderjahr. Diese Kasse über¬ 
nimmt in diesem Fall also auch einen Teil der Arztkosten. Besonders 
hervorzuheben ist, daß Lungenheilstätten und Privatkliniken hierbei den 
Krankenhäusern gleich geachtet werden. Kosten für Badereisen und son¬ 
stige größere Kuren fallen indes der Kasse nicht zur Last. 
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Durch den VI. Nachtrag sind verschiedene Erhöhungen der Kranken¬ 
leistungen eingetreten: 

a) Die Kosten für Wein und Milch, für Bruchbänder und ähnliche 
Heilmittel, insbesondere Mineralwasser, Leberiran und Bäder so¬ 
wie für Massage, Einpackungen, Abreibungen und Elektrisieren 
werden in einem Kalenderjahr bis zum Betrage 49h. 30 M (bisher 
20 M) erstattet. 

b) Die Kosten von Arzneien, Verbandstücken, Brillen und Kneifern 
werden, wenn diese Gegenstände auf ärztliche Anordnung beschafft 
werden, künftig nicht nur bei der ersten Beschaffung, sondern auch 
bei einmaliger Wiederholung auf die Kasse übernommen, ohne daß 
die Wiederholung einer ärztlichen Bescheinigung bedarf. Auch die 
einmalige Aufbesserung von Brillen und Kneifern ist künftig ohne 
ärztliche Bescheinigung auf Kosten der Kasse gestattet. 

o) Mitglieder,,die keine freie ärztliche Behandlung haben, können 
Arzneien und Verbandstücke im Wert bis zu einer Mark für den 
einzelnen Fall ohne ärztliche Verordnung von den vom Bezirks¬ 
vorstand bezeichneten Apotheken und Geschäftsinhabern auf 
Kosten der Kasse entnehmen. Diese Kosten werden den. Mitglie¬ 
dern bis zum Höchstbetrag von 6 für das Geschäftsjahr am 
Jahresschluß gegen Vorlage der Quittungen erstattet. 

d) Die Kosten für sogenannte Spezialitäten werden künftig auch ohne 
die ärztliche Bescheinigung, daß sie als beste oder billigste Heil¬ 
mittel anerkannt sind, auf die Kasse übernommen, wenn sie vom 
Hauptvorstand als zulässig bekanntgegeben sind. 

e) Die Gesamtkosten für die einem Mitglied und seinen Angehörigen 
von der Kasse gewährten Leistungen dürfen in einem Kalenderjahr 
den Betrag von 150 <M (bisher 100 Jt) nicht übersteigen. 

f) Die Kosten für Arzneien, Heilmittel u. dergl. oder für Weine und 
Milch, die während einer Krankenhausbehandlung entstehen, über¬ 
nimmt die Kasse künftig entweder, wie bisher, mit einem Viertel 
der Gesamtrechnung oder sie beteiligt sich, wenn sich das Mit¬ 
glied dadurch günstiger steht, an den Gesamtkosten mit einem 
Zuschuß zu den Pflegekosten. Dieser Zuschuß beträgt für den Tag: 

für Erwachsene.2 dt, 

für Kinder, sofern seitens des Krankenhauses nicht 
die Sätze für Erwachsene in Rechnung gestellt 
werden, .1 „. 

g) Die Kosten der Behandlung durch Zahnärzte und Zahntechniker 
werden bei den Mitgliedern (aber nicht bei deren Angehörigen) 
von der Kasse übernommen. Bei Vorlage der Quittung werden 
bis zum Jahreshöchstbetrag von 30 Ji folgende Einheitsbeträge 
erstattet: 
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a) für Zahnziehen.1 J(-, 

b) für Nerv- und Wurzelbehandlung sowie Wurzel- 

füllung, für eine Sitzung.1 . 

c) für eine Zahnfüllung.2 „, 

d) für Ausbesserung künstlicher Gebisse im Einzel- 

Ale bis zu.5 „. 

Die Kosten für neue künstliche Gebisse trägt die Kasse 
nicht. 

Die unter u, c und e angegebenem Änderungen der Jahreshöchstleistun¬ 
gen sind am 1. Januar 1919, die übrigen bereits am 1. Oktober 1918 in Kraft 
getreten. 

Während bei der Krankenversicherung mit dem Ausscheiden aus der 
Beschäftigung die Mitgliedschaft erlischt, ist den Mitgliedern des Tarifs II 
bei dem Übertritt in dem Ruhestand gestattet, die Mitgliedschaft fortzusetzen. 
Auch ist den Witwen der verstorbenen Mitglieder des Tarifs II das Recht 
eingeräumt, in die Versicherung des Ehemannes einzutreten. 

Die bei der Krankenversicherung eingeführten Karenzzeiten für den 
Bezug des Krankengeldes und des Sterbegeldes gelten auch für den Tarif II. 

Die Zahl der Mitglieder betrug: 


I 

am Schlüsse 
des 

Jahres 

ins¬ 

gesamt 

davon waren 

untere | mittlere 
Beamte 

Pensionäre 

Witwen 

1916 .... 

1917 . . . 

64 745 

60827 

i 

40 288 13 179 

44 896 ! 14 348 

i 

623 

618 

i 

765 
! 965 


Die Einnahmen betrugen: 

an Zinsen . 16 dl. 

„ Eintrittsgeldern . 844 „. 

„ laufenden Beiträgen. 936 542 „, 

„ sonstigen Einnahmen .... 1 313 „ , 

zusammen 938 715 di. 

Die Ausgaben beliefen sich: 

für Arznei und Heilmittel . . auf 672 312 < ff. 


„ Sterbegeld beim Tode: 


a) versicherter Mitglieder . 

76103 

b) d. Ehefrauen v. Mitglied. „ 

34 547 

„ Verwaltumgskosten ... ,. 

3848 „. 

„ sonstige Ausgaben ... „ 

73 622 

„ Ehrengaben f. Hinterbliebene 


von Kriegsteilnehmern . . „ 

3 750 ... 

zusammen auf 

864 182 dl. 
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Die Einnahmen überstiegen demnach die Ausgaben um 74 533 dl. Die 
Einnahmen sind im Berichtsjahr um 102 338 dt, die Ausgaben um 201 147 dt 
größer gewesen als im Vorjahr. 

Der Vermögensbestand des Reservefonds betrug am Ende des Jahres 
1917 = 1543 129 dl (1 338 934 dt im Vorjahr). 

III. Witwen- und Waisenrentenversicherung (Tarif III). 

Die Witwen- und Waisenrenteiwersicherung steht allen im Beamten- - 
Verhältnis befindlichen Eisenbahnbediensteten — auch nach Vollendung 
des 40. Lebensjahres — frei, sofern sie Mitglieder eines am Staatseisembahn- 
verbande beteiligten Eisenbahnvereins sind. Ausnahmsweise können auch 
Eisenbahnbedienstete, die nicht Mitglieder solcher Eisenbahnvereine sind, 
zum Abschluß einer solchen Versicherung zugelassen werden, insbeson¬ 
dere dann, wenn sie an Orten wohnen, wo solche Eisenbahnvereine nicht 
bestehen, und ihnen die Möglichkeit nicht geboten ist, einem Eisenbahn¬ 
verein beizutreten. 


Über die zulässigen Arten der Versicherung und die Höhe der zu ent¬ 
richtenden Beiträge, die auch für die Dauer militärischer Dienstleistungen 
erhoben werden, gibt die nachstehende Übersicht Aufschluß: 


Art der Versicherung 

Verpflichtung 

zur 

Zahlung der Beitrage 
bis 

Der Beitrag betragt 
in Prozenten 
des jeweüigen diätari- 
qphen oder pensions¬ 
fähigen 

Diensteinkommens 

a) mit 10 Jahren Wartezeit . . . 

zur Pensionierung 

1 % 

b) , B , 

zum Tode 


®) » ö • „ ... 

zur Pensionierung 

4 >» 

d) ohne Wartezeit. 

zum Tode 

> U . 

«) . » . 

zur Pensionierung 

O 

- * 


Beim Eintritt ist ein Eintrittsgeld von 1 dl zu zahlen, wenn der Auf¬ 
zunehmende nicht bereits Mitglied-bei Tarif I oder II ist. 

Der Aufzunehmende muß körperlich und geistig gesund und dienst¬ 
fähig sein und darf innerhalb der letzten 2 Jahre keine Krankheiten über¬ 
standen haben, die auf eine gesteigerte Krankheits- oder Sterblichkeitsgefahr 
schließen lassen. Im allgemeinen genügt die Bestätigung der Gesundheit 
durch dvn Dienstvorsteher, die Beibringung eines ärztlichen Zeugnisses 
wird nicht verlangt. Ein solches kann jedoch — auf Kosten des Aufzu¬ 
nehmenden — in Zweifelsfällen gefordert werden und ist bei Versiche¬ 
rungen ohne Wartezeit stets beizubringen. 
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Die Mitgliedschaft beginnt mit dem ersten Tage des auf den Eingang 
des Aufnahmeantrags bei dem Bezirksvorstände folgenden Kalenderviertel¬ 
jahrs, so daß von diesem Zeitpunkt ab die Wartezeit für den Bezug der 
Kaseenleistungen zu rechnen ist. 

Die Kasse gewährt nach dem Tode eines Mitglieds mit Ablauf de& 
Kalendervierteljahrs, in das der Tod fällt: 

A. der Witwe des Mitglieds als Witwenrente einen in vierteljährlichen 
Teilbeträgen im voraus zahlbaren Prozentsatz des letzten diätarischen oder 
pensionsfähigen Diensteinkommens des Mannes, und zwar, wenn der Mann 
gestorben ist, 






bis 

zum Ablauf des 

6. 

Amtsjahrs 

10 %> 

nach 

Ablauf des 

6. 


11 

ii 

11 

9. 

ii 

9 „ 

'1 

11 

n 

9. 

11 

11 


ii 

12. 

'i 

8. „ 


11 

11 

12. 

11 

i1 

ii 

ii 

15. 

•i 

1 „ 


11 

ii 

15. 

11 

11 

ii 

11 

18. 

il 

6 n 


•1 

ri 

18. 

11 

'1 

M 


21. 

•i 

5 „ 

*1 

*1 

ii 

21. 

11 

11 


11 

24. 

ii 

4 „ 

*1 

*1 

H 

24. 

n 

11 

11 

11 

27. 

ii 

' 3V> „ 



ii 

27. 

ii 

n 

11 

11 

30. 

11 

® ii 

ii 

11 

11 

30. 

Amtsjahrs 

. • 

, . . 

. 


2V, n • 


Als Beginn der Amtsjahre gilt hierbei der Beginn des für die erste 
planmäßige Anstellung festgesetzten Beeoldungedienetalters, frühestens je¬ 
doch der Tag des Eintritts in das Beamteniverhältnis. Stirbt ein Mitglied 
vor der planmäßige Anstellung, so erhält die Witwe in allen Fällen 10 % 
des letzten Diensteinkommens des Mannes als Witwenrente. Tritt ein mit 
Wartezeit und Beitragszahlung bis zum Tode versichertes Mitglied vor Ab¬ 
lauf der Wartezeit in den Ruhestand, so werden — die Weiterzahlung der 
Beiträge vorausgesetzt — vom 1. Oktober 1918 ab auf Grund des VI. Nach¬ 
trags die für die Bemessung der Witwenrente maßgeibenden Amtsjahre nicht 
nur bis zum Tage der Pensionierung, sondern bis zum Tage des Ablaufs 
der Wartezeit gezählt. 

B. den ehelichen Kindern des Mitglieds eine jährliche, in vierteljähr¬ 
lichen Teilbeträgen im voraus zahlbare Waisenrente, die für jedes Kind 

a) sofern die Mutter lebt, ein Fünftel, 

b) sofern die Mutter nicht mehr lebt, ein Drittel der Witwenrente be¬ 
trägt. 

Der Gesamtbetrag der Waisenrente darf den Betrag der Witwenrente 
nicht übersteigen. 

Der Anspruch auf die Kassenleislungen beginnt bei Versicherungen 
ohne Wartezeit mit dem Tage des Beginns der Mitgliedschaft, im übrigen 
mit dem ersten Tago nach Ablauf der Wartezeit. Im letzteren Fall 
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ist für (Jen Bezug der Kassenleistungen, wie durch den am 1. Januar 1915 
in Kraft getretenen V. Nachtrag festgesetzt worden ist, Voraussetzung, daß 
während der ganzen Dauer der Wartezeit Beiträge gezahlt sind. Bei 
Tarif lila und IIIc besteht ein Anspruch auf die Kassenleistungen nur, 
wenn die Wartezeit am Tage der Pensionierung bereits erfüllt j^t. 

Das Recht auf den Bezug der Witwen- und Waisenrente erlischt: 

a) für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem 
er sich verheiratet oder stirbt; 

b) für jede Waise außerdem mit Ablauf des Kalendevvierteljahres, in 
dem sie das 18. Lebensjahr vollendet. 

Der freiwillige Austritt aus der Kasse ist jederzeit nach sechswöchiger 
Kündigungszeit, aber nur mit Ablauf eines Kalendervierteljahrs, zulässig. 
Die eingezahlten Beiträge werden nicht erstattet. Nur bei Versicherung mit 
Wartezeit ist dies angängig, 

a) wenn beim Tode des Mitgliedes die Wartezeit noch nicht abgelaufen 
war, und eine Witwe oder eheliche Kinder hinterbleiben; 

b) wenn ein Mitglied vor Erfüllung der Wartezeit in den Ruhestand 
' tritt oder durch Übertritt zu einer anderen Staats- oder Reichsver¬ 
waltung aus dem Eisenbahndienst ausscheidet. 

Die Versicherung nach Tarif III ist am 1. Juli 1913 in Kraft getreten. 

über die Zahl der Mitglieder und die Art der von ihnen abgeschlossenen 
Versicherungen (Seite 635) gibt die nachstehende Übersicht Aufschluß: 


il Zahl 

:l 

j IUa 

il 

der Mitglieder bei 

Hlb UIc III d 

t 

Tarif | 

! 

Ille ! 

1 

zu¬ 

sammen 

Am I. Januar 1917. 

428 

676 

387 

237 

136 

1 763 

Im Laufe des Jahres 1917 


1 





eingetreten. 

32 

32 

23 

49 

35 

171 

ausgeschieden 







a) ohne Rentenanspruch 







durch Tod. 

3 

6 

«2 

— 

— 

11 

„ Aufgabe der Versicherung 

3 

4 

i 

3 

5 

— 

15 

b) mit Rentenanspruch. 

— 

— 

— 

4 

1 

i 

5 

Am Schluß des Jahres 1917 vorhanden 

454 

598 

405 

277 

169 

1 903 


Von den vorstehenden 1903 Mitgliedern wapen 920 Unterbeamtc (807 
im Vorjahr), 945 (920) mittlere Beamte und 38 (36) höhere Beamte. 

Am Ende des Berichtsjahrs betrug die Zahl 

der Witwenrentenempfänger 8 (im Vorjahr 3), 

„ Waisenrentenempfänger 5 ( „ „ 5). 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1910 . 43 
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DiefEinnahmen betrugen: 

» 

an Zinsen. 

„ Eintrittsgeldern. 

„ laufenden Beiträgen . 

„ sonstigen Einnahmen. 

zusammen 


4 Jl, 


51 
58 456 


11 1 

11 i 


21 


11 » 


58 532 JL 


Die Ausgaben beliefen sich 


für Waisenrenten . . . 

. . auf 

110 cH 

„ Witwenrenten . . . 

• • p 

773 „ 

„ Verwaltungskosten 

• • 11 

142 „ 

„ sonstige Ausgaben . . 

• • »> 

1115 „ 


zusammen auf 2 440 Jl. 


Die Einnahmen haben demnach um 56 092 Jl die Ausgaben überstiegen. 
Die Einnahmen sind im Berichtsjahr um 3826 Jl , die Ausgaben um 1864 „K 
größer gewesen als im Vorjahr. 

Der Reservefonds betrug am Ende des Berichtsjahrs 265161 c H 
(196 231 Jl im Vorjahr). 


3. Unfallversicherung. 

Wie bei der Krankenversicherung, so sind auch bei der Unfallver¬ 
sicherung aus Anlaß des Kriegs die einschlägigen Bestimmungen der 
Reichsversicherungsordnung melirfach im Wege der Verordnung geändert 
und ergänzt worden. Hervorzuheben ist hier die Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 15. November 1917 (Reichsgesetzbl. S. 1056), nach der 
die Versiöherungspflicht auch auf Betriebsbeamte erstreckt werden kann, 
deren Jahresarbeitsverdienst den in der Reichsversicherungsordnung vor¬ 
gesehenen Höchstbetrag von 5000 Jl übersteigt. Eine derartige Höchst¬ 
grenze, die nach dem früheren Gewerbeunfallversicherungsgesetz 3000 Jl 
betragen hatte, bestand bei der Eisenbahnverwaltung nicht mehr, denn der 
Minister der öffentlichen Arbeiten hatte bereits durch Erlaß vom 20. Mai. 
1909 (Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 159) die Versicherungspflicht auf alle 
außerhalb des Staatsbeamtenverhältnisses beschäftigten Betriebsbeamten mit 
einem 3000 Jl übersteigenden Jahresarbeitsverdienst ausgedehnt 

Von besonderer Bedeutung für die Unfallrentenempfänger war die Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 17. Januar 1918 (Reichsgesetzbl. 
S. 31 ff.), nach der Verletzte, die auf Grund der reichsgesetzlichen Unfall¬ 
versicherung eine Rente beziehen, für die Zeit vom 1. Februar 1918 bis 
31. Dezember 1918 auf Antrag eine,monatliche, im voraus zahlbare Zulage 
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von 8 dl zu ihrer Rente erhalten, sofern diese zwei Drittel oder mehr der 
Vollrente beträgt, der Verletzte nicht Ausländer ist und sich nicht im Aus¬ 
lande aufhält, und sofeAx nicht Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
die Zulage nicht benötigt wird. Diese Zulage von 8 dl monatlich wird nach 
einer Verordnung des Rats der Volksbeauftragten und des Staatssekretärs 
des Reichsarbeitsamts vom 2. Dezember 1918 (Reichsgesetzbl. 'S. 1398) auch 
ftir die Zeit vom 1. Januar 1919 bis zum 81. Dezember 1919 weitergezahlt und 
auch solchen Verletzten gewährt, die auf Grund der reichgesetzlichen Unfall¬ 
versicherung mehrere Renten von je weniger als zwei Dritteln der Vollrente 
beziehen, wenn die Vomhundertsätze ihrer Renten zusammen mindestens die 
Zahl 66J$ ergeben. 

Eine weitere Verordnung von 23. Dezember 1918 (Reichsgesetzbl. 
S. 1453) hat eine während des Kriegs zu Tage getretene Härte beseitigt. 
Während des Kriegs haben vielfach die Ehefrauen von Kriegsteilnehmern, 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung angenommen und bei dieser durch 
einen Betriebsunfall den Tod erlitten. Die Kinder dieser Ehefrauen hatten 
keinen Anspruch auf Rente, weil nach § 592 Abs. 1 der Versicherungsord- 
nung die Hinterbliebenen versicherungspflichtiger Ehefrauen für die Dauer 
der Bedürftigkeit nur dann eine Rente erhalten, wenn die Ehefrau wegen 
Erwerbsunfähigkeit des Mannes ihre Familie ganz oder überwiegend aus 
ihrem Arbeitsverdienst unterhalten hat. Obwohl die Eisenbahndirektionen 
vom Minister der öffentlichen Arbeiten angewiesen waren, in derartigen 
Fällen den Kindern die Rente nach § 592 der Reichsversicherungsordnung 
als freiwillige Leistung zu gewähren, so ist es doch für die Allgemeinheit 
mit Genugtuung zu begrüßen, daß durch die Verordnung vom 23. Dezember 
1918, und zwar mit rückwirkender Kraft vom 1. August 1914 ab, bestimmt 
worden ist, daß Militärdienst des Ehemannes seiner Erwerbsunfähigkeit im 
Sinne des § 592 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung für den Anspruch 
der Kinder gleichsteht. 

Nach den Nachweisungen, die das Eisenbahn-Zentralamt und die Eisen¬ 
bahndirektion ab staatliche Ausführungsbehörden im Sinne des am 
1. Januar 1913 in Kraft getretenen III. Buches der Reichsversicherungs¬ 
ordnung dem Reichsversicherungsamt für das Berichtsjahr eingereicht haben, 
hat die Zahl der gegen Unfall versicherten Personen bei der preußisch¬ 
hessischen Eisenbahngemeinschaft im Jahr 1917 durchschnittlich 404494 
gegenüber 372 066 im Vorjahr betragen. Sie ist demnach um 32 428 gegen 
das Vorjahr gestiegen. Der Grund hierfür ist die umfangreiche Einstellung 
neuer Bediensteten zur Erhaltung und Hebung der Leistungsfähigkeit der 
Eisenbahnen gegenüber den stetig wachsenden Anforderungen des Kriegs- 
(s. S. 368). Im letzten Friedensjahr (1913) betrug die durchschnittliche 
Zahl der versicherungspflichtigen Personen nur 369 785. 

43 * 
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Bei Beginn des Jahres 1917 liefen 25359 Entschädigungen gegenüber 
24 845 beim Beginn des Jahres 1916. Die Zahl der Unfälle, für die auf 
Grund der Unfallversicherung Entschädigungen festgesetzt wurden, betrug 

im Jahr. 19 16 i 9 l 7 


Zahl der Unfälle. 2 131 2 394 

' t 

Unter den getöteten und verletzten 
Personen befanden sich: 

a) weibliche erwachsene Personen . . 23 126 

b) männliche Personen unter 16 Jahren 2 8 

c) weibliche ,, „ 16 ., — 


2 6116 


539 

22 

6 


• Im Berichtsjahr haben sich demnach 302 Unfälle mehr ereignet als 
im Vorjahr. Der Grund hierfür liegt einerseits in der Steigerung der Zahl 
der versicherungspflichtigen Personen, anderseits in der durch den Krieg 
in immer weiterem Umfange bedingten Verwendung weiblicher Personen. 
Die Zahl der verunglückten weiblichen Personen betrug im Berichtsjahre 
545 gegen 126 im Jahr 1916. 

Über die Folgen der Unfälle im Jahr 1917 und in den voraufgegange¬ 
nen Jahren gibt die nachstehende Übersicht Auskunft: 


Folgen der Unfälle 


i 

Zahl der Unfälle j 
im Jahr 


Auf je 100 Unfälle fallen 
durchschnittlich im Jahr 


I 

j 

1917 

;| 1913 

'I 

1914 

1 1915 

I 

1916 

! 1 

1917 

j 

Nur vorübergehende 
Erwerbsunfähigkeit 

1 158 

:| 

' 44,23 

44,26 

40.31 

t 

39,26 

42.su 

Dauernde beschränkte 

Erwerbsunfähigkeit .... 

841 

35,62 

34,63 

32,52 

35,13 

31.19 

Dauernde völlige Er- 

werbsnnfähigkeit. 

77 

3,68 

4.47 

3,75 

4.68 

2,86 

Tod. . . . :. 

620 

, 16.57 

16.65 

j 

23,42 

20,93 

23,ot* 

zusammen. 

•2696 

1 * _ 

_ 

__ i 

_ 

_ _ 


Hiernach ist die Zahl der Verletzungen mit dauernder völliger Er¬ 
werbsunfähigkeit, die früher von Jahr zu Jahr erfreulicherweise gefallen, 
im Jahre 1916 aber infolge der durch den Krieg veranlaßten Verwendung 
weniger geübten Personals gestiegen war, im Berichtsjahr wiederum zu¬ 
rückgegangen. 
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Die nachstehende Übersicht veranschaulicht die durchschnittliche Größe 
der Unfallgefahr des Eisenbahnpersonals in den letzten 5 Jahren: 


Es kamen auf 
Verletzungen 


Zahl 

i 

auf je 1000 


, der Verletzungen j 

1 versicherte Personen 

i 1 

i 1917 l 

| 1913 ! 

1914 

1916 

1916 1 

1917 

!i 

|i 1 158 

1 

3,28 

3,07 

1 ' 

2,47 

j 2,52 

2,66 

ij 841 

:j 

2/54 

2,40 

i 

2,00 

1 2,26 

| 

2,08 

I 77 

l 0,26 

1 0,31 

i 

0,23 

1 0,30 1 

f 1 

0,19 

' 620 

j 1,23 

| 1,15 

1,44 

! i,ss ! 

1,53 

2696 

' 7,41 

! 6^3 

! 6,14 

6^3 

I 6,66 


mit vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit.... 
mit dauernder beschränk¬ 
ter Erwerbsunfähigkeit 
mit dauernder völliger 
Erwerbsunfähigkeit. . . . 
mit tödlichem Ausgang 


zusammen 


Die Zahl der entschädigung&berechtigten Hinterbliebenen getöteter 


Arbeiter, für die Entschädigungen festgesetzt worden sind, hat betragen: 


im Jahr 

' ;i " ! 

ii Witwen 

Waisen 

Verwandte auf- 


! ! 


steigender Linie 

1916. 

1 

■ . ■ j 358 j 

693 

67 

1917. 

. . . I 350 

673 

72 


Während die durchschnittliche Anzahl der bei der Staatseisenbahn¬ 
verwaltung nach den Unfallversicherungsgesetzen entschädigten Unfälle auf 
je 1000 versicherte Personen im Jahr 1915 = 6,14 und im Jahr 1916 = 6,43 
betrug, stellte sich die Durchschnittszahl bei den gewerblichen Unfallberufs¬ 
genossenschaften nach den Vorlagen.des Reichsversicherungsamtes an den 
Reichstag insgesamt auf 6,64 im Jahr 1915 und auf 7,46 im Jahr 1916. 
Die Durchschnittszahl bei der Staatseisenbahnverwaltung bleibt hinter der 
bei einer größeren Zahl gewerblicher Genossenschaften erreichten Zahl 
zurück. 

So hatten beispielsweise von den bedeutenden Berufsgenossenschaften 
eine höhere Durchschnittszahl: 


Verletzte und Getötete 
auf je 1000 Versicherte 



1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

Nordwestliche Eisen- und Stahl-. 

T"" 

8,87 

9,65 

9,16 

7,64 

8,14 

Norddeutsche Holz-. 

8,98 

8,27 

9,06 

8,94 

9,65 

Müllerei-. 

14,85 

18,7« 

12,19 

16,44 

14,93 

Fuhrwerks-. 

17,90 

16,»i ' 

17,61 

15,67 

16,77 

Knappschafts-.. 

15,46 

14,94 

15,06 

15,60 

1 16,52 

Rhein.-Westfälische Hütten- und Walzwerk- 

14,67 | 

13,89 

13,20 

11,26 

1 12,77 

Brauerei- und Mälzerei-. 

9,25 

8,81 ; 

9,41 

10,63 

11,88 
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Die Zahl der Verletzungen und der Todesfälle von Eisenbahnarbeitern, 
über die nach den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung eine Unfall¬ 
anzeige erstattet worden ist, ist aus nachstehender Übersicht ersichtlich: 


Zahl der Unfallanzeigen 
im Jahr 


überhaupt 


durchschnittlich auf 
1000 Versicherte 


1916 .! 33877 91,05 

1917 .| 39667 97,79 


Nach § 1552 der Reichsversicherungsordnung ist eine Unfallanzeige zu 
erstatten, wenn durch den Unfall eine im Eisenbahnbetriebe beschäftigte 
Person getötet oder so verletzt ist, daß sie stirbt oder für mehr als drei Tage 
völlig oder teilweise arbeitsunfähig wird. Die Zahl dieser Unfälle, die in 
früheren Jahren infolge der Steigerung der betrieblichen Leistungen meist 
zugenommen hat, ist auch im Jahre 1917 gestiegen, obwohl die betrieblichen 
Leistungen zurückgegangen sind. Diese eigenartige Erscheinung wird u. a. 
darauf zurUckzuftlhren sein, daß das eingeübte Personal in immer weiterem 
Umfange an die Heeresverwaltung abgegeben und durch weniger geübtes 
Personal ersetzt werden mußte. Die Zahl der auf 1 km Betriebslänge fallen¬ 
den Lokomotiv- und Wagenachskilometer ist von 20 306 und 623108 im Jahr 
1916 auf 19 864 und 600 302 im Jahr 1917 gefallen. 

Die Zahl der schweren Unfälle, d. h. solcher, auf Grund deren eine 
Unfallentschädigung beansprucht werden konnte, ist im Verhältnis zu den 
Jahren 1914 bis 1916 gestiegen, hat aber nicht die Zahl dieser Unfälle im 
letzten Friedensjahr (1913 mit 2740) erreicht Dagegen ist die Zahl der 
entschädigungspflichtigen Unfälle im Vergleich zu den überhaupt gemeldeten 
Unfällen im Berichtsjahr gefallen. Auf je 1000 der Unfallmeldungen zu¬ 
rückgeführt, betrug die Zahl der Entschädigungsbewilligungen im Jahr 1913 
rd. 76, im Jahr 1914 rd. 75, im Jahr 1915 rd. 69, im Jahr 1916 rd. 71, im 
Jahr 1917 rd. 68. 

Unter den enitschädigungspflichtigen Unfällen überwiegen die Ver¬ 
letzungen, die nur in beschränktem Umfang die Erwerbsfähigkeit beein¬ 
trächtigt haben. Es hatten zur Folge von sämtlichen entschädigungspflich¬ 
tigen Unfällen: 

dauernde völlige Erwerbsunfähigkeit oder Tod: 


1916 .25,61 %, 

1917 . 25,86 „. 


Die an sich geringe Zunahme der Unfälle letzterer Art ist hauptsächlich 
darauf zurückzuführen, daß gut eingearbeitetes Personal in großer Zahl zum 
Feldeisenbahnwesen abgegeben und durch weniger erfahrenes Aushilfs¬ 
personal ersetzt werden mußte. 
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Bei welchen Beschäftigungsarten die entschädigten Unfälle sich er¬ 
eignet haben, läßt die folgende Zusammenstellung erkennen: 


Gegenstände und Vorgänge, 
bei denen 


Zahl der 

Tötungen und Verletzungen 


sich dio Unfälle ereigneten ji 

1913 

! 1914 i 

1915 

1910 

1917 

Motoren, Wellenleitungen, Arbeit«- 


1 

% 

1 

1 

1 


maschinen.' * 

83 

65 i 

63 ; 

80 | 

60 

Fahrstühle, Aufzüge, Krane, Hebezeuge 

46 

39 ! 

34 

44 

55 

Dampfkessel, Spreng- oder feuergefähr¬ 



1 



liche Stoffe u. dgl. 

36 

34 

23 

30 

5<^ 


Zusammenbruch, Herab- und Umfallen ; 

von Gegenständen.; 172 ! 171 128 '■ 117 ! 136 

Fall von Leitern, Treppen usw. 372 | 389 i 294 286 i 311 

Auf- und Abladen, Heben, Tragen von ; | ! 

Lasten. 485 382 I 305 338 i 357 

Überfahren durch Fuhrwerke. 23 20 j 30 34 32, 

Im Eisenbahnbetrieb (Uberfahren usw.) . 1 139 ■ 1079 | 1 009 ; 1207 1 442 

Handwerkszeug (einfache Geräte).... ji 182 102 | 95 j 95 104 

Sonstige Gegenstände, und Vorgänge . . l| 202 232 j 150 ! 163 | 139 

ij i ' f 

zusammen .... r 2740 ! 2463 1 2131 2394 2 696 

Mil. 


In' der nachstehenden Übersicht (S. 645) sind die einzelnen, auf Grund 
der Unfallversicherung geleisteten Ausgaben nachgewiesen und die durch¬ 
schnittlichen Aufwendungen für je einen der beteiligten Empfangsberech¬ 
tigten eingestellt. 

Sämtliche Ausgaben umfassen nur solche Entschädigungsbeträge, die, 
abgesehen von den Entschädigungen aus Anlaß tödlicher Unfälle, nach Ab¬ 
lauf der ersten dreizehn Wochen nach dem Unfall zu leisten waren. Ins* 
besondere sind bei den Heilungskosten auch die Krankengeldzuschüsse 
außer Betracht geblieben, die den Verletzten vom Beginn der fünften Woche 
nach dem Unfall in solchen Fällen zu gewähren sind, in denen die Kranken¬ 
kassen weniger als zwei Drittel des Arbeitsverdienstes als Krankengeld 
zahlen. Diese Mehrbeträge fallen nach der Reichsversicherungsordnung bei 
den gewerblichen Betrieben im allgemeinen (früher ausschließlich) den 
Arbeitgebern zur Last. Von der Berufsgenossenschaft werden sie nur dann 
getragen, wenn die Unfallfolgen die 13. Woche überdauern. Das in der¬ 
artigen Fällen von der Eilenbahnverwaltung als Berufsgenossenschaft ge¬ 
zahlte erhöhte Krankengeld betrug nach der Übersicht im Jahr 1917 = 
38 809 M (gegen 28 767 M im Jahr 1916). 

Nach der Übersicht hat die Eisenbahnverwaltung im Jahr 1917 für 
41859 (gegen 40 242 im Jahr 1916) verletzte Arbeiter, Witwen, Waisen, 
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Enkel und Verwandle aufsleigender Linie getöteter Arbeiter Zahlungen auf 
Grund der Unfallversicherung geleistet. Die Gesamtzahl der Empfänger ist 
hiernach um 1617 gegen das Vorjahr gestiegen, und zwar infolge der Zu¬ 
nahme der Zahl der gegen Unfall versicherten Personen und der Zahl der 
Unfälle (S. 639). Infolgedessen sind auch die Ausgaben im Berichtsjahr 
um 369 661 Jl größer gewesen als im Vorjahr. Hiervon kommen 103 629 <M 
auf die Renten der Verletzten, deren Zahl um 519 gegen das Vorjahr ge¬ 
stiegen ist, und 165121 Jl auf Renten der Witwen, Kinder und Enkel Ge¬ 
töteter. Die Zahl dieser Hinterbliebenen ist gegen das Vorjahr um 364 ge¬ 
wachsen. Die bei den einzelnen Ausgabeposten eingetragenen Durch¬ 
schnittsaufwendungen für eine jede der Personen, denen Unfallentschädigun¬ 
gen gewährt sind, können nur ungefähr einen Anhalt für die Höhe der 
Durchschnittsbezüge eines Empfangsberechtigten geben. Dies trifft nament¬ 
lich bei den Renten zu, weil eine große Anzahl von Personen nur für einen 
Teil des Jahres Rente bezogen hat. Die Durchschnittsrente eines Ver¬ 
letzten, die sonst von Jahr zu Jahr gestiegen ist, hat sich im Jahr 1917 um 
£,30 oll gegen das Vorjahr verringert, weil die Zahl der Unfälle mit dauernder 
völliger Erwerbsunfähigkeit zurückgegangen ist Die Renten der Witwen 
Getöteter zeigen infolge der allgemeinen Erhöhung des Diensteinkommens 
eine Steigerung um 3,77 Jl, die der Kinder und Enkel Getöteter um 11 ,00 Jl 
gegen das Vorjahr, obwohl der Zugang an Empfängern größer ist als der 
Abgang. 

Von der den Berufsgeupssenschaften erteilten Ermächtigung, über die 
Pflichtleistungen in gewissen Fällen (§§ 562, 582 Abs. 2, 590 Abs. 2, 592 
Abs. 3, 602, 613 Abs. 2 R.V.O.) hi’nauszugehen, können nach einer Anord¬ 
nung des Ministers der öffentlichen Arbeiten auch die Eisenbahndirektionen 
nach pflichtmäßigem Ermessen in geeigneten Fällen Gebrauch machen. Auf 
Grund dieser Ermächtigung sind -kn Jahr 1917 zusammen 2427 Jl gezahlt 
worden. In 202 »Fällen ist Hilflosenrente gezahlt worden (gegen 198 im 
Jahr 1916). 

Die in der Zusammenstellung außerdem erscheinenden Verwaltungs¬ 
kosten sind in der Hauptsache nur die Kosten für die Oberversicherungs¬ 
ämter und den Erlaß der Unfallverhütungsvorschriften, da alle Ausgaben, 
die durch die Tätigkeit der Behörden, Dienststellen und Beamten der Eisen¬ 
bahnverwaltung bei der Ausfülming der Unfallversicherung erwachsen, als 
Betriebsausgaben der Eisenbahnverwaltung angesehen und nicht besonders 
verbucht werden. In Wirklichkeit sind die raif der Unfallversicherung zu¬ 
sammenhängenden Verwaltungskosten erheblich höher, da die Unfallunter¬ 
suchungen, die Festsetzung der Bezüge, die Abrechnung mit den Kranken¬ 
kassen, die Erledigung der beim Oberversicherungsamt eingelegten Berufun¬ 
gen, die Änderungen der Feststellungsbescheide bei Veränderungen des Zu¬ 
standes der Verletzten usw. erhebliche Kosten verursachen. 
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Anlage IIL 

Übersicht über die Zahl der Mitglieder der 


1 

2 

3 

4 I 

6 ! 

6 

7 

8 

Allgemeine 




Zahl der Mitglieder im 

Betriebs- { 

krankenkasse 




— 

" ' - - 

- - ■ - 

—■ - 

für den 

1. 

1. 

1. 

1. 

1. 

1. 

1 . 

Eisenbahn- | 
direktionsbezirk 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

Altona. 

24 088 

23 506 

23600 

23562 

24 227 

24 317 

23 997 

Berlin. 

29 260 

29126 

28 898 

28 636 

28 370 

28 497 

28695 

Breslau 

28 569 

29 123 

29 737 ^ 

30017 

30 022 

30 312 

30 522 

Bromberg . . . 

15 802 

15 911 

15 823 

16 883 

16 028 

16 383 

16189 

Cassei. 

22 475 

22827 

22 904 

22 765 

22965 

28 172 

23 024 

Cöln. 

30 007 

30 069 

30 494 

30608 

30 359 

30 484 

30571 

Danzig. 

15 650 

15 623 

15 265 

14 998 

15 271 

15 622 

15 402 

Elberfeld . . . . 

23 630 

23 737 

24 027 

24 210 

24 183 

24 755 

24 981 

Erfurt. 

17 582 

17 543 

17 779 

1 

17846 

17 644^ 

18 052 

17 768 

Essen . 

32 187 

32453 

32 524 

32 854 

33 255 

33 178 

38 197 

Frankfurt . .! 

20 476 

26524 

26645 

26 872 

27 154 

27 329 

27 029 

Halle . 

23 867 

24 501 

24 473 

24 547 

24 723 

24 981 

24 726 

Hannover. . . 

31926 

31948 

31987 

32009 

32309 

32898 

33214 

i 

Kattowitz . . . 

21394 

i 

( 21572 

21 833 

22 509 

23542 ' 

| 

28 893 

23 777 

Königsberg . . . 

! 18073 

! 18065 

18 076 

18 185 

18400 

18 636 

18622 

1 

Magdeburg . . . 

18023 

17 949 

17 907 

18011 

18061 ( 

18346 

18009 

Mainz . 

j 17083 

16 792 

16810 

16 794 

16 795 ' 

16 929 

16 260 

Münster 

14 387 

14 346 

14 361 

14 395 

14427 

14695 

14790 

Posen .j 

Saarbrücken . . | 

| 18908 

19 219 

19 105 

19 100 

19328 

19588 

19519 

16 559 

16017 

1 16 758 

16 502 

16767 

17 065 

17 256 

Stettin. 

j 

| 17 727 

17 990 

18 194 

18229 

18 278 

18172 

18026 

Summe . . 

1 

463 663 

i 

l 

465 501 

! 467 205 

468 532 

472093 

477 304 

476 174 
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Anlage III. 

Allgemeinen Betriebskrankenkassen im Jahr 1917. 


9 i 10 11 12 13 14 l| 16 , 16 ,_17 . 18 

| I 

Jahr 1917, und zwar am am 1. Januar 1918 durch- 


schnitt- 


1. 1 1. 

August Septemb. 

1. 

Oktober 

1. 

Novemb. 

1. 

Dezemb. 

! 

über¬ 

haupt 

1 

darunter 

weib- frei¬ 
lich willig 

j_i_ 

Ins¬ 

gesamt 

lieh 

, am l. 
i jedes 

Monats 

I 

•24 233 

24 488 

24 674 

25 326 

25 494 | 

26460 

4928 

181 

317 022 

24 886 

28319 

28 738 

29136 

30171 

31093 

31 522 

5 647 

112 

360661 

29282 

30222 

30222 

30 402 

30647 

31 181 

31815 

7 270 

135 

392 791 

80215 

16058 

16 359 

16394 

16575 

16 630 

16 869 

4 361 

35 j 

210909 

16224 

24 772 

24834 

25239 

26514 

25 915 

27 068 

3 868 

24 | 

314 074 

24160 

31 144 

32470 

33905 

34025 

34 128 

34 743 

7 449 

48 

413007 

31 770 

13 436 

16 647 

15595 

15360 

15 552 i 

15 618 

3 794 

46 j 

201038 

16464 

25631 

26078 

26388 

' 

26801 

27242 | 

27 879 

6247 

44 ! 

829642 

25349 

17 706 

17 776 

17947 

17 969 

18220 j 

18348 

3817 

| 

53 

282179 

17 860 

33579 

34 332 

35294 

35935 

36467 

36862 

10 360 

253 

442107 

34008 

27182 

27662 

1 27926 

! i 

28428 , 

29030 

29 748 ! 

4 393 

114 

358006 

27639 

24 785 

25264 

26 758 1 

26043 ; 

26 476 

26697 

6587 

47 

326730 

| 

26133 

33495 

34247 

34931 

1 

35680 ' 

36422 

36 848 i 

6606 

201 

437 914 

33686 

24066 

24396 | 

i 24 734 ; 

! | 

25090 

25399 

25 328 £ 

6232 

1 

307663 

23 658 

18694 

18724 1 

18 732 i 

18821 

18921 

18989 ! 

5196 

148 

240888 

18 530 

18262 

18551 , 

I | 

18911 

19138 

19366 4 

19562 

3501 

59 

240076 

18467 

16289 

16469 i 

16597 | 

16646 1 

16761 

16926 > 

2930 

38 

217 141 

16703 

15198 : 

15576 

16043 

16427 

16883 j 

17 303 

i 2 756 

212 

198831 

15295 

19629 

j 19667 , 

19864 

20208 

20456 

20 709 

4907 

i 

31 

256194 

19630 

17857 

18186 

18 814 

18690 

19064 

19489 

2612 

37 

229064 

17 620 

18238 

18574 1 

18 748 { 

t 

18 812 

19190 i 

1 

1 

19270 

i 

5280 

88 

289443 

18419 

480896 ' 

488260 | 

495532 

502306 ^ 

509868 j 

616838 

1 

106780 

1902 ' 

i 

6284169 

'483 398 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall- 


Anlage IV. 


Übersicht Ober die Zahl der Krankheitsfälle, Krankbeitstage und 


i 1! 

i] 

Allgemeine 

Betriebskrankenkasse 

für den 

Eisenbahndirektions¬ 
bezirk j. 

r 

2 3 | 4 

Krankheitsfälle 

i 

infolge für je 100 

im ganzen von | Mitglieder 

Unfällen j (n. Spalte 2) 

' 

5 6 

Krankbeitstage 

infolge 

: im ganzen ron 

Unfällen 

i 

Altona. 

9 361 

2296 

26,02 

182 135 

42639 

Berlin. 

15 420 

2285 

52,06 

377 876 

57 279 

Breslau. 

12334 

2 582 

40,82 

238165 

56 643 

Bromberg 

6 063 

1 136 

37,31 

130917 

25 220 

Cassel. 

11 528 

1663 

47,72^ 

223 197 

29 831 

Cöln. 

17 864 

3 296 

56,23 

383 938 

79615 

Danzig. 

5 797 

i 068 

37,49 

122486 

23 837 

Elberfeld 

12 742 

2 334 

50,27 

265 427 

42 475 

Erfurt. 

9 190 

1 257 

51,46 

199 810 

29 y><» 

Essen . 

14 88(5 

3 769 

43,77 

295 739 

71 575 

Frankfurt 

14617 

2812 

53,08 

326018 

61 023 

Halle . 

11 428 

2099 

45,47 

261 074 

44583 

Hannover . 

16 119 

2 270 

47,85 

284 688 

33 709 

Kattowitz. 

11 773 

3 208 

49,76 

189 758 

52011 

Königsberg. 

6 650 

1 111 

85,35 

179 190 

35 116 

Magdeburg . 

9 286 

1 554 

>,28 

188 171 

27 5.S4 

Mainz. 

7 784 

^1 537 

4(>,6o 

180189 

->,«! 292 

Münster . # . 

7 506 

1 276 

1 

49.07 

152 249 

23 776 

Posen . 

7 241 

1 482 

36,8!' 

143 756 

29586 

Saarbrücken. 

6 367 

1 347 

36,14 t 

124 912 

25 897 

Stettin. 

7 360 i 

1 098 

39,96 

154 658 

22504 

i 

Summe ! 

oder Durchschnitt « 4 

221 206 

41 432 

45,76 

4 604 348 

842 364 


(56,99) 1 


1 ) Die eingeklammerten Durchschnittszahlen ergeben sich, wenn die Zahl 
der Kriegsteilnehmer von der durchschnittlichen Mitgliederzahl abgezogen wird 

(s. S. 629). 
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Anlage IV. 


Sterbefalle bei den Allgemeinen Betriebekrankenkaeeen im Jahr 1917. 


7 

8 ! 

9 

1 10 _ 

!. i 

Krankheitstage 

1 

Sterbef&lle 

Allgemeine 

- 




Betriebskrankenkasse 

für ein 

für einen 

unter 

unter 

für den 

Mitglied 

Krankheitsfall j 

den 

den 

Eisenbahndirektions- 

(n. Spalte 6) 

(n. Spalte 2) ; 

Mitgliedern 

Angehörigen 

1 bezirk 

t 

i 

7,47 

19,46 ! 

•207 

‘ 537 

Altona 

12,91 

24,51 

268 

1 297 ' 

Berlin 

7,88 

19,31 

208 

970- i 

BreBlau 

8,07 

21,63 

136 

445 | 

Bromberg 

9.24 

19,36 

138 

388 ; 

Cassel 

12,08 

21,49 

256 

738 j 

Cöln 

7,92 

21 ,1» 

82 

439 : 

Danzig 

10,47 

20,83 

177 

395 

Elberfeld 

11,19 

21,74 

76 

345 I 

1 Erfurt 

S,70 

19,87 

307 * 

592 j 

Essen 

! 

1 1,84 

22,30 

314 

485 1 

■ Frankfurt 

10,38 ' 

22,85 

123 

505 

Halle 

8,45 

1 1,66 

174 

439 i 

| Hannover 

8,02 , 

16,11 

98 

854 l 

: Kattowitz 

9,67 

27,36 

78 

| 361 

Königsberg 

10,19 1 

20,26 

153 

406 | 

1 Magdeburg 

10,79 

23,15 

95 

254 

; Mainz 

9,95 

20,28* 

100 

337 ! 

i Münster 

j 

7,32 

19,85 

144 

462 

i Posen 

7,09 

19,62 

103 

356 

Saarbrücken 

8,40 

1 

21,01 

47 

391 

Stettin 




1 

Summe 

9,52 

20,91 ■ 

3 284 «) 

9 996 

oder Durchschnitt 


di.nt;) i) 


7 ) Außerdem sind noch 1875 Kriegsteilnehmer und beim Feldcisenbahn- 
wesen tätige Bedienstete gestorben. 
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Anlage V. 


Übersicht über die Einnahmen der Allgemeinen 


_i _ « 

Allgemeine 
Betriebskrankenkasse 
für den 
Eisenbahn¬ 
direktionsbezirk 



Zinsen 


M 



Laufende Beiträge ; Ersatz- 


der ver- 
sicherungs- 
' pflichtigen 
!' Mitglieder 

' M 


der 

Eiaenbahn- 

verwaltung 


der ver- 
| ficherungs- i 
berechtigten ! 
| Mitglieder |j 

M j, 


leistun- 
gen für 
Kranken- 
hilfe 


ü 


Altona. 

38 307 1 

785 594 

393 247 1 

10766 ! 

| 13 830 

Berlin. 

90 991 

1 067 318 

562 <#>3 

2 951 

29 641 

Breslau. 

74 584 1 

900 125 _ 

450103 

3 697 

19 389 

Bromberg . 

24 189 

468 535 

234 602 

1 147 

12 404 

Cassel . 

54 117 

731 092 

311610 

37 534 

8 099 

C’öln . 

04 280 

1 132 674 

562 451 

1 738 

126 551 

Danzig. 

29 666 

451 463 

225 889 

1 471 

7 636 

Elberfeld. 

37 686 

815 043 

418 401 

4 090 

79 936 

Erfurt .. 

30 281 

633 768 

329 839 

2052 

11 490 

Essen. 

83 935 

1 230504 

615 389 

10 870 

133 964 

Frankfurt. 

46 352 

1 037 082 

478 680 

3 046 

12 919 

Halle. 

38 673 

865 136 

432 339 

1 164 

15 971 

Hannover. 

47 219 ! 

955 882 

426 992 

30 384 

— 

Kattowitz ........ 

49 937 1 

779 813 

390057 

19 

9 782 

Königsberg. 

£0 080 j 

642 912 

321 400 

255 

23 322 

Magdeburg . 

35133 | 

522 791 

253 324 • 

. -T;-' J 

2083 

22 719 

Mainz. 

38 967 | 

520 217 

260130 

896 

17 363 

Münster . 

33 725 

1 

434 120 

207 186 

6 298 

5 532 

Posen . 

31 188 | 

583 699 

291 860 

625 

7 681 

Saarbrücken. 

43 305 

497 956 

i 

248 981 

12001 ( 

16 956 

Stettin. 

i 

40058 

539 728 ; 

269864 | 

1933 

8 929 

Summe oder Durchschnitt ^ 

982 673 

: 

15594 952 | 

7 685 407 | 

135020 

! 

584 164 

i 


i 


*) Die eingeklammerten Durchschnittszahlen ergeben sich, wenn die Zahl 

(s. S. 629). 
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Anlage V. 

Betriebskrankenkassen im Jahr 1917. 


7 

8 

9 

1° 

11 

12 , 

13 

Geldstrafen 

und 

sonstige 

Einnahmen 

M 

Summe 

der 

eigentlichen 

Einnahmen 

(Sp. 2-7) 

M 

Aus 

Vermögens- 

anlagen 

J6 

Auf- 

genommene ! 
Darlehen, 
Vorschüsse 
des Arbeit¬ 
gebers 

M 

Gesamt- . 

summe 

der 

Einnahmen 

(Sp. 8—10) 

cf6 

Es kommt auf ein 
Mitglied 

von den von dem 
Beiträgen Betrage 
in Spalte in 

3—5 Spalte 8 

tMf dt' 

26 797 

1268 591 

27 OÖO 


1295 591 

48,78 

5*2,02 

5 533 

1 759 397 

• 

5G2 779 

2 322176 

55,78 

<>O,09 

3 016 

1 450914 

2181 


1 453 095 

44,81 

48.02 

5 522 

746 699 

40 180 

. 

786 879 

43,41 

46.02 

2 588 

1 146 040 


450000 

1 595 040 

44,71 

47,39 

6 705 

1 924 399 

99 021 

195 G00 

2219 020 

53,41 

60,;.; 

2 976 

719 101 



719 101 

13,90 

46,5" 

22 959 

1 378 115 

14 000 

695 800 

2087 915 

48,8*2 

54,37 

3412 

1010842 

91 586 


1 102 428 : 

•>4,ö * 

56.6c 

10 482 

2 085 144 



2085 144 

54, go 

61,31 

3 400 

1 581 479 



1 581 479 

5o, 15 

57.4 ; 

3 852 

1 357 135 

| 


1 357 135 

1 

51.07 

54,00 

2 914 

1 462 891 

| 


j 1462 891 

41,94 

43,43 

5 181 

1 234 789 

j 1032 


j 1235 821 

49,45 

52,u> 

1 241 

1 009 210 

i 

i 

i 

: 

1009 210 

52,05 

54,48 

2223 

838 273 

i 


838 273 

42,U 

45,39 

1 917 

839 590 


| 142 171 

981 761 

46,7: 

50,26 

3 493 

690 354 


100 000 

790 354 

42,31 

4ü,l 4 

689 

-915 742 


1 

1 

915 742 

44,63 

46,1:5 

3 441 

822640 


j 

1 

822 640 

43,07 

46,69 

1 644 

862166 

• 

j 50000 

' 912156 

i 44,06 

46,81 

1*20 -285 

25 102501 

275 000 

2 196 350 

1 

27 673 851 

48,44 

(60,33)1) 

1 

51,93 

(64,67)') 


■der Kriegsteilnehmer von der durchschnittlichen Mitgliederzahl abgezogen wird 
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Anlage VI. 


Übersicht über die Ausgaben und das Vermögen der 


1 

1 2 

3 

4 

1 5 

6 

7 

8 

Allgemeine 

i 

Arznei u.sonstige 



! Wochen- und 

Betriebs- 

Ärztliche 

Heilmittel 



Stillgeld 

krankenkasse 

! Be- 

für 

für 

1 Kranken- 

Haus- 

für 

flir Ehe- 

für den 

Handlung 

Familien- 

i seid 

seid 

weibliche 

f rauen 

Eisenbahn- 

Mit- 

an- 



Mit- 

von Mit- 

direktions- 

• 

glieder 

gehörige 

i 


glieder 

gliedern 

bezirk 

; ■ 

M 

M 

j </tö 

! J6 

j M 

M 

Altona ... 

27850» 

62 446 

47 309 

1 

! 529226 

25 894 

8446 


Berlin .... 

353 394 | 

110940 

56 533 

| 894204 

28 463 

8869 


Breslau . . . 

398 266 

96 453 

80 581 

469 272 

14 764 



Broinberg . . 

123 111 

40 278 

10090 

j 

326218 

9 821 | 

7 801 


Cassel .... 

265 875 

55 265 

33263 

i 441015 

21 1*20 ! 

2 746 

15 339 

Cöln. 

i 379 819 

141287 

103691 

905554 

47 455 1 

| 

13GS8 


Danzig . . . 

110 222 

37 380 

41065 

306914 

13 757 

23242 


Elberfeld 

292955 

i 

99046 

77 849 

571539 

13 687 

3 196 


Erfurt . . 

206791 

65 676 

27 933 

548 486 

12061 

6 770 


Essen .... 

405 461 

115 083 

85 931 

775 527 

117 567 

39028 

11 259 

Frankfurt . . 

1 286589 

73 031 

65 628 

791 032 

1 

18043 ! 

1 

6184 


HaUe .... 

289206 

76052 

33 114 

725 256 ' 

23215 

11472 


• < 

Hannover . . 

359 493 

97 257 

47 076 

727 138 

16627 

1 

2592 

15910 

Kattowitz . . j 

226924 

1 

59 592 | 

45 306 

463 939 

16927 

23 110 

63 133 

Königsberg . 

196868 

48 386 

69 772 

382 378 

14 590 J 

9 748 

- 

Magdeburg . j 

* 196 134 | 

51 654 j 

31 696 

390 181 

6 725 | 

5 167 


Mainz . . . . 

; 177 306 

49 795 

49 694 

371 468 

4269 ' 

2 382 

• 

Münster . . . j 

148 518 

47 737 

41940 

366976 

6 920 j 

u 087 


Tosen . . . . J 

199 216 

56 735 

24036 

377 237 

12 482 { 

17912 


Saarbrücken . j 

171466 

74 449 

20031 

299 869 

16 640 

| 

9 871 


Stettin. . . . i 

i 

214 390 ' 

41872 

27 929 

361 230 

15 723 1 

i 

15 876 


Summe oder 
Durchschnitt \ 

li 

|| 

5 273 504 

I 489 314 1 020 486 

i 

11 024 657 

456 740 

I 

2*23 177 ' 

105 641 
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Anlage VI. 


Allgemeinen Betriebskrankenkassen im Jahr 1917. 


_9 

Schwa 

S 

10 

11 

12 

13 

14 

16 ! 

16 

17 

ngeren- 

eld 

Haus- 

p liege 

Für¬ 

sorge 

für 

Gene¬ 

sende 

M 

• Kranken- 
hauspflege 
sowie 

Kur und 
Verpflegung 
in Wöch¬ 
nerinnen¬ 
heimen 

M 

i 

j 

Sterbegeld j 

Ersatz¬ 

lei¬ 

stungen 

M 

Gesamt¬ 

summe 

der 

Krankheits¬ 
kosten 
(Sp. 2—16) 

M 

für 

weib¬ 

liche 

Mit¬ 

glieder 

M 

für Ehe¬ 
frauen 
ron Mit¬ 
gliedern 

«M 

für 

Mit¬ 

glieder 

M 

für 

Familien¬ 

an¬ 

gehörige 

M 


i 

. 

■ 

109 454 

38 482 

27 932 

264 

1 122946 


il 


164 711 

66 936 

87 407 


1 711437 


1 • | 


74 029 

57 626 

41 876 


1226866 

. 

1 

# 

41 734 

178% 

26 466 

1 

683 

603088 

. 

i 


63 366 

26 741 

28660 

260 

963130 


. 

• 

210932 

62 749 

46118 


1900798 


■ • j • 

. j 

62071 

17 357 

43086 { 


646114 




136 687 

34 377 

33 430 

1 261 766 


• ^ • 


66680 

18 %9 

22360 ! 


964616 

5 152 


: 


299 769 

60 054 

61242 

447 

1966620 

i 

. 



• i 

82896 

27160 

28137 

l • ! 

1378689 

, 

, ! 



86 871 

33163 

32925 

. 

1311272 


. 



107 896 

40 360 

47 630 

. 

1 461 877 


. 


2189 

74 703 

36 440 

68 762 

’ 1 

1071026 


. 



49389 

21 102 

49 320 

. 

841669 


, 

. 

• i 

| 

i 68298 

28137 

26 522 


793 614 

344 

. 



66139 

23 824 

16 399 

1 

i . 

761620 


. 

. 

* 1 

66 769 

16939 

24 157 ‘ 

1 

714088 


. 


* ( 

66662 

27861 

33 146 

1 

j 

807 186 


• 



100 761 

12646 

14 273 

1 

719906 


• 



60 328 

18 149 

19678 
_i 


766176 

6 496 

• 

. 

1 

2189 

1999 023 

i ': 

661866 


1634 

22972129 
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Die Arbeiterpensionskasae, die Krankenkassen und die Unfall- 


Noch: Anlage VI. 


1 


19 1 

20 

21 

22 

Allgemeine 

Betriebs¬ 

krankenkasse 

für 

den Eisenbahn¬ 
direktionsbezirk 

' 

Ver- 

| waltungs- 
1 kosten 

i 

j M 

Sonstige 1 

Aus-- 

gaben 

Gesamt¬ 
summe der 
eigent¬ 
lichen 
Ausgaben 
(Sp. 17—19) 

M 

Vermögens¬ 

anlagen 

Zurück¬ 

gezahlte 

Darlehen 

und 

Vorschüsse 

M 

Altona. 

i 21635 

2308 

1 146888 

114 136 


Berlin . . . . . 

18 377 

3 759 

1 788 673 

557 948 

• 

Breslau. 

970 

Ö 766 

1233 601 

97270 

• 

Bromberg. 

. 6 350 

742 

610 180 

14 128 

104 900 

Cassel. 

3 435 

1 171 

967 736 

148000 

* 

Cöln. 

21 409 

2 249 

1924 451 

293 400 


Danzig. 

6 010 

2 773 

663 897 

43 184 

* 

Elberfeld. 

26490 

1 671 

1 289 927 

725914 

• 

Erfurt. 

> 2526 

82585 

1 049 727 

| 53 157 

• 

Essen. 

! 17 249 

j 

89 825 

2073 694 

i • 

1 


Frankfurt. 

! 1378 

693 

1380760 

96 581 


Halle .. 

1 5101 

695 

1317 068 

1 

i 

. 

Hannover . 

j 

ij 2 248 

• 

1464125 



Kattowitz. 

,1 2689 

627 

1074 341 

150 389 


Königsberg .... 

j. 2636 

1556 

845 760 

i 

i 

| 

107 407 

Magdeburg .... 

! 8 965 

743 

803222 

1 

• 

Mainz . 

1263 

| 

74 

752 967 

161 463 

50000 

Münster. 

2564 

11 450 

728047 

! 61761 


Posen . 

1000 

25887 

834073 

' 48228 

14 872 

Saarbrücken .... 

1310 

| 

15 118 

736 333 

| 18680 

. 

Stettin. 

1 176 

3 071 

769 422 

12226 

50000 

Summe 

oder Durchschnitt 

; i 

j 154 781 ■ 

1 

252762 

23 379672 

1 

2596464 

327 179 


1 ) Die eingeklammerten Durchschnittszahlen ergeben sich, wenn die Zahl 

(s. S. 629). 

*) Nach dem Anschaffungspreis. 
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Noch: Anlage VI. 


23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

Gesamt¬ 

summe 

sämtlicher 

Ausgaben 
<Sp. 20—22) 

M 

Von den Krankheitskosten 
(Sp. 17) fallen auf 

Von der 
Gesamtsumme 
der 

eigentlichen 

Ausgaben 

(Sp. 20) 

fallen auf 
ein Mitglied 

M 

Vermögen 3 ) 

ein 

Mitglied 

M 

einen 

Krank¬ 

heitsfall 

einen 

Krank¬ 

heitstag 

M 

am 

1. Januar 

1917 

M 

am 

1. Januar 

1918 

M 

1261024 

46,06 

119,96 

6,17 

47,03 

976922 

1072606 

2291521 

68,45 

110,99 

*4,53 

59,20 

1619 097 

1539585 

1 830 671 

40,16 

99,47 

5,12 

40,68 

1841657 

2123276 

729208 

37,17 

99,63 

4,61 

37,61 

653628 

770063 

1105 736 

39,45 

82,68 

4,27 

39,64 

# 1086766 

1626275 

2217861 

59,8$ 

106,40 

*4,96 

60,57 

2 889 470 

2586718 

697081 

41,7$ 

111,28 

5,27 

42,29 

701067 

767 680 

2015841 

49,78 
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der Kriegsteilnehmer von der durchschnittlichen Mitgliederzahl abgezogen wird 
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Die Arbeiterpensionskasse, die Krankenkassen und die Unfall- 


Anlage VII. 


Übersicht Ober die Höhe der Beiträge und über den Umfang dar 
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i) Auch beim Tode von Kindern gewähren sämtliche Allgemeine Betriebskranken- 
Sterbegeldes sind bei den einzelnen Kassen aber so verschiedenartig, daß es nicht möglich 
geld gezahlt wird, dessen Höhe ‘/, bis i/ 2 des beim Tode des Mitgliedes selbst za zahlenden 
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Anlage VH. 


Leistungen der Allgemeinen Betriebskrankenkassen am 31. Dezember 1917. 
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kassen Sterbegeld. Die Voraussetzungen, unter denen dies geschieht, sowie die Höhe des 
ist, eine tabellarische Darstellung hiervon zu geben. Im allgemeinen betrügt da, wo Sterbe- 
Sterbegeldes. 
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Die Entwicklung der Eisenbahnverhflltnisse Hamburgs 
bis zur Verstaatlichung (1884). 

Von 

Eisenbahnobersekretär O. Sehewe, Altona. 


Wie fast überall in Deutschland, zeigten sich auch in Hamburg bei Be¬ 
ginn des Eisenbahnzeitalters die amtlichen Kreise Eisenbahnunterneh- 
mungen gegenüber sehr zurückhaltend, sei es, daß man auch hier das 
allgemein verbreitete Vorurteil gegen das neue Verkehrsmittel teilte, 
sei es, daß man sich im Vertrauen auf die günstigen Waseerverbindüngen 
Hamburgs einstweilen einer hamburgischen Unternehmungsgeist sonst 
fremden Selbstgenügsamkeit auf diesem Gebiete hingeben zu dürfen 
glaubte. So blieben die ersten Anregungen zu Eisenbahnbauten auch in 
der Umgebung Hamburgs fremdem, hauptsächlich englischem Kapital 
und englischem Unternehmungsgeist Vorbehalten. 

Ganz besonders fiel für Hamburg die Engräumigkeit seines Staats¬ 
gebiets ins Gewicht, die für sich allein die Verfolgung großer Eisen¬ 
bahnbaupläne ausschloß und die hamburgischen Verkehrsinteressenten 
in die Abhängigkeit der Nachbarstaaten brachte, die, großenteils unter 
nichtdeutscher Herrschaft stehend, Eisenbahnpolitik aus allerengsten 
partikularistischen Beweggründen trieben und, eifersüchtig auf die Blüte 
der Hansestädte, deren Weiterentwicklung nach Möglichkeit Hindernisse 
zu .bereiten sich bemühten. 

Für Hamburg, das seine überraschende Bedeutung als Seehandelstadt 
seiner natürlichen Lage an der günstigsten Stelle des größten reindeut¬ 
schen Stromes verdankte, waren die Richtlinien seiner Eisenbahnpolitik 
von vorn vorgezeichnet: es mußte, wollte es sich durch andere Seestädte, 
namentlich durch Antwerpen, nicht überflügeln lassen, mit allen Mitteln 
dahin streben, sein natürliches wirtschaftliches Hinterland in möglichst 
weitem Umfange durch zweckmäßige Eisenbahnverbindungen wirtschaft¬ 
lich an sich zu fesseln. Hauptsächlich vier Richtungen waren es, die 
hierbei in Betracht kamen: eine nach dem Norden in die zimbrische 
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Halbinsel, eine nach dem Osten und nach der Ostsee durch eine Verbin¬ 
dung mit der Schwesterstadt Lübeck, eine nach dem Südosten durch Ver¬ 
bindung mit der preußischen Residenz Berlin und dem mitteldeutschen 
Handelsplatz Magdeburg und endlich eine nach dem industriellen Süd¬ 
westen Deutschlands zur Begegnung der Konkurrenz Antwerpens durch 
eine Verbindung mit dem Königreich Hannover. Die größte Aussicht 
auf Verwirklichung bot zunächst die Linie ins Hannoversche. 

Unter dem Eindruck der glänzenden Erfolge, die die im Jahre 1890 
eröffnete Eisenbahn von Liverpool nach Manchester aufzuweisen hatte, 
legte der damalige hannoversche Staatsminister dem in Hannover an¬ 
sässigen englischen Kapitän Taylor im Jahre 1832 den Gedanken nahe, 
dem Plane einer „Eisenbahn von Hannover nach den Hansestädten Ham¬ 
burg und Bremen“ nachzugehen. In Gemeinschaft mit dem englischen 
Eisenbahningenieur Vignoles legte Taylor die direkte Linie Hannover— 
Celle—Harburg mit einer Abzweigung von Celle nach Braunschweig als 
die bauwürdigste fest und stellte für sie einen allgemeinen Bauplan auf. 
Seinen Bemühungen gelang es auch, in England ein Konsortium zu bil¬ 
den, das die Baumittel aufzubringen sich bereit erklärte, wenn die ge¬ 
rade Linie Harburg—Celle beibehalten und ihre Durchführung über die 
Insel Wilhelmsburg nach Hamburg unter Überschreitung der Norder¬ 
und Süderelbe mit einer Brücke oder Dampffähre gestattet würde. Auch 
in Hamburg wurde ein Eisenbahnkomitee gegründet, das mit Eifer und 
Erfolg für dieses Projekt wirkte und erhebliche Mittel für die Bauaus¬ 
führung zur Verfügung zu stellen in der Lage war. 

Das Taylorsche Projekt wurde 1834 der von der hannoverschen • 
Regierung eingesetzten Eisenbahnkommission zur Begutachtung über¬ 
wiesen. Gestützt auf dieses Gutachten, entschied die Regierung, daß sie 
mit einer Baugesellschaft über das Projekt zu verhandeln nur dann in 
der Lage sei, wenn als Grundlage für die Verhandlungen folgende Be¬ 
dingungen festgehalten würden: 

1. die Eisenbahn hat in Harburg aufzuhören, 

2. die Linie wird von Harburg über Lüneburg nach Celle geführt, 

3. die Gesellschaft hat entweder der Regierung eine Kontrolle über 
ihre Einnahmen und Ausgaben und das Recht zur Festsetzung 
eines Höchstsatzes der jährlichen Dividende oder nach Ablauf 
einer gewissen Zeit das Heimfallsrecht an dem Unternehmen ein¬ 
zuräumen. 

Diese Bedingungen waren für das Konsortium unannehmbar. Das 
englische Kapital zog sich darauf zurück. Auch das hamburgische 
Komitee hatte nach Ausscheidung der Verbindungstrecken Harburg— 
Hamburg an der Weiterverfolgung des Planes kein Interesse mehr. 
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Inzwischen hatte sich dieses Komitee auch um das Zustandekommen 
einer Verbindung Hamburgs mit dem Südosten, um den Bau einer Bahn¬ 
linie von Hamburg nach Berlin und Magdeburg auf dem rechten Elb¬ 
ufer bemüht. Im Mai 1835 suchte es die preußische Regierung hierfür 
zu interessieren, fand dort aber kein Entgegenkommen, hauptsächlich 
deshalb, weil man hamburgischerseits auf die Mitbeteiligung englischen 
Kapitals und die Mitwirkung englischer Ingenieure nicht verzichtet! zu 
können meinte. Den gleichen Mißerfolg hatte Friedrich List in dem¬ 
selben Jahre mit seinem Anträge auf Genehmigung einer Eisenbahn 
von Hamburg nach Berlin, Magdeburg und Leipzig. Die Mitarbeiter Lists, 
der sich nach seinem Mißerfolg von dem Unternehmen zurückgezogen 
hatte, erkannten als die Quelle der Schwierigkeiten, die dem Unterneh¬ 
men entgegenstanden, die Notwendigkeit der Berührung von vier ver¬ 
schiedenen Staatsgebieten, und beschränkten deshalb in einem neuen An¬ 
trag an die preußische Regierung das Projekt auf die reinpreußische 
Linie Berlin—Wittenberge. Gleichzeitig aber verfolgte das hamburgi- 
sche Komitee von neuem das Projekt für die Gesamtstrecke Berlin—Ham¬ 
burg. Die preußische Regierung entschied auf die Eingaben beider 
Komitees unterm 16. November 1836: Der Plan einer Eisenbahn von 
Berlin nach Hamburg beruhe wesentlich auf der Voraussetzung, dtß 
von den auswärtigen Regierungen, durch deren Gebiet sie führen solle, 
die Genehmigung erteilt würde. Die Erfüllung dieser Voraussetzung 
und die Gemeinnützigkeit des Unternehmens müsse bezweifelt und eine 
Befürwortung an Allerhöchster Stelle abgelehnt werden. Damit war 
auch dieses Projekt einstweilen gescheitert. 

1. Die Hamburg-Bergedorfer Eisenbahn. 

Nach' diesen Mißerfolgen bemühte sich das hamburgische Komitee, 
auf hamburgischem Gebiet .selbst den Anfang mit dem Eisenbahnbau 
zu machen durch den Bau einer Bahn von Hamburg nach dem nahe ge¬ 
legenen Bergedorf, das sich damals noch in dem gemeinschaftlichen Be¬ 
sitz von Hamburg und Lübeck befand. Aber auch dieses Projekt zeigte 
zunächst sehr wenig Aussicht auf Erfolg. Sowohl bei der haraburgischen 
Bürgerschaft als auch bei einem Teil der hamburgischen Verkehrsinteres¬ 
senten stieß es anfänglich auf sehr ernsten Widerstand. Erst im Som¬ 
mer 1838 gelang es, ein Konsortium geldkräftiger und einflußreicher 
Bürger zu bilden, die bereit waren, die Mittel für das Unternehmen auf¬ 
zubringen. Im Oktober desselben Jahres gründete sich eine Aktienge¬ 
sellschaft unter dem Namen „Hamburg-Bergedorfeir Eisen¬ 
bahngesellschaft“ mit einem Aktienkapital von 1500 000 JÜ 
Banco = 2 250 000 M. Es vergingen jedoch noch mehr als 1H Jahre, 
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ehe das Unternehmen, das zunächst noch eine Einigung zwischen dem 
hamJburgischen und dem ltibeckischen Senate und sodann die Einführung 
eines dort bis dahin nicht gekannten Enteignungsverfahrens erforder¬ 
lich machte, endlich soweit gefördert war, daß ihm die Konzession er¬ 
teilt werden konnte (25. Mai 1840). Der Antrag des hamburgischen Se¬ 
nats (damals Rats) an die Bürgerschaft hebt ausdrücklich hervor, ^aß 
die Bahn nicht als Lokalbahn gedacht sei, sondern als der Anfang einer 
Eisenbahnverbindung nach dem Innern Deutschlands, die Linienführung 
deshalb bereits unter dem Gesichtspunkte festgelegt worden sei, daß ihre 
Fortsetzung sowohl östlich als auch westlich der Elbe möglich sei. Die 
Konzession verpflichtete deshalb die Gesellschaft, sich die Einmündung 
und den Anschluß anderer genehmigter Eisenbahnanlagen gefallen zu 
lassen, behielt außerdem dem Senat das Recht vor, die Bedingungen des 
Anschlusses festzusetzen, falls zwischen der Hamburg-Bergedonfer und 
der anschließenden Gesellschaft eine gütliche Einigung nicht zustande 
komme. Nach Erteilung der Konzesion verzögerte sich der Bau wegen 
der Schwierigkeiten des Grunderwerbs sowie wegen der Schwierigkeit 
einer genügenden Sicherung des Eisenbahndammes in der Marschniede¬ 
rung zwischen Hamburg und Bergedorf um weitere 1 % Jahre. Die 
Bauausführung lag in den Händen der Engländer Lindley als leitendem 
und Giles als ausführendem Ingenieur. Der Bahnkörper wurde gleich 
für zwei Gleise angelegt, der Oberbau aber zunächst nur für ein Gleis 
verlegt. Oberbaustoffe und Fuhrpark waren englischen Ursprungs. 
Zwischenstationen zum regelmäßigen Anhalten waren zunächst nicht 
vorgesehen. Der Eröffnungstag, der 17. Mai, fällt zusammen mit jener 
gewaltigen Brandkatastrophe des Jahres 1842, die einen großen Teil 
Hamburgs in Asche legte. „Die Tätigkeit der Eisenbahn begann an 
dem dazu bestimmten Tage, aber anstatt des feierlichen Schmucks und 
Jubels, welchen die gerechte Freude über das vollendete Werk vorbe¬ 
reitet hatte, sah man Züge sich in Bewegung setzen, um die obdachlosen 
Abgebrannten mit ihrer geretteten Habe zur Erlangung eines Unter¬ 
kommens nach Bergedorf zu schaffen“. 

Diese Katastrophe hat die Erträgnisse der Eisenbahn, die haupt¬ 
sächlich mit dem Ausflügler verkehr nach Bergedorf und Umgegend 
rechnete, im ersten Betriebsjahre naturgemäß beeinträchtigt, aber auch 
in den nächsten Jahren trat eine wesentliche Besserung nicht ein, was 
bei der Kürze der Strecke, bei ihrer anfänglichen Beschränkung auf 
den Personenverkehr, vor allem aber bei dem Mangel an Verkehrsbe¬ 
ziehungen über Bergedorf hinaus, kaum Wunder nehmen konnte. Nament¬ 
lich in den Wintermonaten war der Verkehr, obgleich man die Fahr¬ 
preise für die Monate Oktober/März nicht unwesentlich herabgesetzt 
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hatte, sehr schwach. Auch die spätere Einführung des Güterverkehrs 
brachte hierin keine wesentliche Änderung. Die zur Verfügung stehen¬ 
den Reinüberschüsse reichten fast in keinem Jahre aus, um die fälligen 
Zinsscheine sämtlich einzulösen. Einige Jahre ruhte die Einlösung ganz. 
So lag die Hoffnung auf eine Besserung der Betriebsergebnisee lediglich 
in einer möglichst baldigen Fortsetzung der Bahn über Bergedorf hinaus. 


2. Die Berlin-Hamburger Eisenbahn. 

Der ablehnende Bescheid der preußischen Regierung vom 16. No¬ 
vember 1836 hatte das Berliner Komitee zwar' enttäuscht, aber nicht 
entmutigt. Es nahm vielmehr die Bemühungen um das Zustandekommen 
der Eisenbahnverbindung von Berlin nach Hamburg sehr bald wieder 
auf, verstärkte sich durch Aufnahme neuer Mitglieder, zu denen auch 
der damalige Major, spätere Generalfeldmarschall v. Moltke gehörte, und 
erreichte Anfang des Jahres 1841, daß ihm die Konzession des Unter¬ 
nehmens in Aussicht gestellt wurde, sofern es der bauenden Gesellschaft 
gelänge, das Einverständnis der mecklenburgischen und der dänischen 
Regierung herbeizuführen und die Beschaffung des Baukapitals sicher 
zu stellen. Bereits in demselben Jahre einigten sich Preußen, Däne¬ 
mark, Mecklenburg-Schwerin, Hamburg und Lübeck durch den Staats¬ 
vertrag vom 8; November 1841 über die Bedingungen, unter denen die 
Konzession für das Unternehmen zu erteilen sei. Damit war die eine 
der beiden Voraussetzungen für die Erteilung der Konzession erfüllt. 
Bedeutend größere Schwierigkeiten bereitete die Aufbringung der Mittel 
für den Bahnbau, die auf 8 000 000 Taler veranschlagt worden waren. 
Die Aktienzeichnung, die u. a. auch durch den hamburgischen Brand 
des Jahres 1842 stark beeinflußt wurde, war so wenig zufriedenstellend, 
daß das Komitee sich im November 1842 veranlaßt sah, bei der preußischen 
Regierung um Verlängerung des Termins für den Nachweis der erfolg¬ 
ten Kapitalzeichnung und um Übernahme einer staatlichen Zinsbüfg- 
schaft nachzusuchen. Durch Kabinettsordre vom 23. Dezember 1842 
. wurde dio Fristverlängerung zugestanden, die Übernahme einer Zins- 
btirgschaft aber abgelehnt, obgleich eine solche von Hamburg und Meck¬ 
lenburg in Aussicht gestellt w'orden war. Als auch im Frühjahr 1843 
die Aktienzeichnung noch keinen wesentlichen Fortschritt zeigte und das 
ganze Unternehmen damit zu scheitern drohte, übernahmen der ham- 
burgische Senat und die mecklenburgische Regierung für je 1500 000 Ta¬ 
ler Aktien, worauf der Rest in ganz kurzer Zeit gezeichnet wurde. 
Unterm 27./28. Juli 1843 wurde die Baugesellschaft unter der Firma 
„Berlin-Hamburger Eisenbahngesellschaft" gegründet. 
Die Bestätigung der Gesellschaftstatuten und die Erteilung der 
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Konzession zogen sich wegen der Beteiligung der verschiedenen Staa¬ 
ten, deren Gesetze vielfach von einander abwichen, sehr in die Länge. 
Die Konzession fiir das hamburgische Gebiet wurde als die letzte unterm 
21. April 1845 erteilt. 

ln dem Staatsvertrage vom 8. November 1841 hatte der hamburgische 
Senat die Verpflichtung übernommen, die Bedingungen des Anschlusses 
der Berlin-Hamburger Bahn an die Hamburg-Bergedorfer Bahn festzu¬ 
setzen, falls die beiden Gesellschaften über den Anschluß nicht einig 
würden. Bereits Anfang des Jahres 1843 traten “beide 'Gesellschaften 
in Verhandlungen, denen jedoch ein Erfolg zunächst versagt blieb. 
Hauptsächlich zwei Punkte waren es, die lange Zeit hindurch einer Eini¬ 
gung hindernd im Wege standen: die völlige Unzulänglichkeit der Eisen¬ 
bahnanlagen der Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft für den nach Er¬ 
öffnung der Berlin-Hamburger Bahn zu erwartenden Verkehr und die 
Art der Betriebsführung nach Inbetriebnahme der Gesamtstrecke. Ob¬ 
gleich die Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft auch ihren Aktieninha¬ 
bern gegenüber stets betont hatte, daß ihre Bahn von vornherein auf 
die Ausmaße'eines größeren Durchgangsverkehrs zuge'schnitten worden 
sei, stellte sich bei näherer Prüfung heraus, daß weder die Strecke, noch 
die Bahnhofsanlagen in Hamburg auch nur entfernt für die Aufnahme 
des zu erwartenden Verkehrs ausreichten. Die Berlin-Hamburger Ge¬ 
sellschaft forderte deshalb zunächst den zweigleisigen Ausbau der 
Strecke und eine ganz bedeutende Erweiterung der Bahnhofsanlagen 
in Hamburg. Diese Erweiterungsbauten verursachten nach überschläg¬ 
lichen Berechnungen einen Kostenaufwand in Höhe des bereits für die 
Strecke verausgabten Stammkapitals. Die übernähme dieser Kosten be¬ 
deutete demnach für die. Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft eine Ver¬ 
doppelung ihres ursprünglichen Anlagekapitals. Nach längeren Verhand¬ 
lungen erklärte sich die Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft zur Über¬ 
nahme dieser Kosten bereit, war jedoch in der Folge nicht in der Lage, 
die erforderlichen Mittel aufzubringen. Auf ihre zur Zeichnung neuer 
Aktien auffordernde Bekanntmachung wurde während der Zeichnungs¬ 
frist keine einzige Aktie gezeichnet, auch eine andere Begebung der An¬ 
leihe zu annehmbaren Bedingungen erwies sich als unmöglich. Unter 
diesen Umständen wandte sich die Gesellschaft an den hamburgischen 
Senat, um im Wege der Staatshilfe die erforderlichen Mittel zu erlangen. 
Der Senat zögerte nicht, auf den Vorschlag einzugehen, die diesem nicht 
nur einen wesentlich größeren Einfluß auf die Geschäftsführung des 
Gesamtunternehmens einräumen mußte, sondern ihm auch die Möglich¬ 
keit in die Hand gab, dem Staat in absehbarer Zeit das vollständige 
und alleinige Eigentum an dem Berlin-Bergedorfer Unternehmen zw 
sichern. 
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Der zweite Streitpunkt in den Verhandlungen über die Frage der 
zukünftigen Betriebsführung führte zu sehr viel tiefer gehenden Mei¬ 
nungsverschiedenheiten. Während Berlin-Hamburg den Standpunkt ver¬ 
trat, daß nur eine einheitliche Verwaltung das Interesse der Wirtschaft¬ 
lichkeit und das einer einheitlichen Betriebsführung gleichzeitig ge¬ 
nügend zu wahren imstande sei und deshalb von Hamburg-Bergedorf die 
pachtweise Überlassung ihrer Bahnstrecke forderte, sträubte sich die Ge¬ 
sellschaft hartnäckig dagegen, ihren selbständigen Betrieb aufzugeben. 
Da beide Parteien sich nicht einigen konnten, trugen sie gemeinschaft¬ 
lich auf die konzessionsmäßig für diesen Fall vorgesehene Entscheidung 
des Senats an. Nach sehr langwierigen Verhandlungen kam dann 
zwischen beiden Gesellschaften ein Pachtvertrag auf folgender Grundlage 
zustande: Die Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft baut ihre Strecke und 
ihren Bahnhof in Hamburg auf eine dem Bedürfnisse der Berlin-Ham¬ 
burger Bahn völlig entsprechende Weise aus und übergibt die ausgebaute 
Bahnanlage der Berlin-Hamburger Gesellschaft vom Tage der Eröffnung 
ihrer Bahn in Pacht. Die Berlin-Hamburger Gesellschaft übernimmt den 
Fuhrpark und die Betriebstoffe zum Zeitwert und zahlt als Pacht 

a) für den Bahnhof Hamburg eine Rente von 4 % der gesamten 
Anlagekosten, 

b) für die Bahn in den ersten 5 Jahren 45, darnach 50 % des Roh¬ 
ertrages sämtlicher Personen- und Gütertransporte zwischen 
Hamburg und Bergedorf. 

Die Berlin-Hamburger Gesellschaft übernimmt die sämtlichen Kosten 
des Betriebs, die Unterhaltungskosten der gesamten Anlagen und die 
Erneuerung abgängiger Baulichkeiten auf eigene Kosten. Der Vertrag 
ist von beiden Teilen in zweijährigen Fristen, doch nur mit Zustimmung des 
Senats und niemals aus lediglich pekuniären Gründen kündbar. 

Von besonderer Wichtigkeit waren die Verhandlungen über die Aus¬ 
gestaltung der Bahnhofsanlagen in Hamburg, für die sich die Berlin- 
Hamburger Gesellschaft eine entscheidende Stimme vertraglich Vorbe¬ 
halten hatte. Ausgehend von dem Grundsatz, daß die Wettbewerbsfähig¬ 
keit- des Unternehmens in erster Linie von einer möglichst zweckmäßigen 
und geräumigen Ausbildung gerade der Verkehrsanlagen indHamburg ab- 
hänge, forderte die Berlin-Hamburger Gesellschaft nicht nur eine be¬ 
deutende Erweiterung der bestehenden Bahnhofsanlagen, sondern auch 
die Schaffung weiträumiger Sonderanlagen für den Wasserumschlag¬ 
verkehr. Hatte man sich früher damit begnügt, die wenigen Umschlag¬ 
güter auf einem von dem Bahnhofe abgelegenen Hafenplatze löschen zu 
lassen, so wurde nunmehr die Anlage eines besonderen Kanals an der 
Bankstraße (Bankskanal) unmittelbar neben dem Güterschuppen zur Er- 
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möglichung einer direkten Verfrachtung vom Güterschuppen in die Elb¬ 
schuten, eine besondere, nur für den Eisenbahnverkehr bestimmte Ver- 

V 

bindung (KastenschJeuse) zwischen diesem Kanal und dem Oberhafen 
und als Eingang zu dieser Schleuse ein besonderer, im Notfall auch zu 
Lösch- und Ladezwecken benutzbarer* Vorhafen im Obeihafen für er¬ 
forderlich gehalten. Die Herstellung aller dieser Anlagen erforderte 
einen über die ursprünglichen Umbaukosten hinausgehenden Mehraufwand 
von 2 250000 Jl, die sich die Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft, der die 
Ausführung vertraglich zur Last fiel, mit Genehmigung des Senats durch 
Ausgabe einer 5 %igen Prioritätsanleihe verschaffte. 

Die Hamburg-Bergedorfer Bahn wurde am 1. Dezember 1846 an die 
Berlin-Hamburger Gesellschaft übergeben; der Umbau des Bahnhofs 
Hamburg verzögerte sich wegen zeitweiligen Geld-, Stoff- und Arbeiter¬ 
mangels noch weitere 11 Jahre. Seine völlige Fertigstellung fällt in das 
Jahr 1857. 

Von entscheidendem Einfluß auf den Abschluß des Vertrages zwi¬ 
schen den beiden Gesellschaften war die bereits erwähnte Zusicherung 
der Vertreter Hamburgs, die zur Beschaffung der Kosten für die ur¬ 
sprünglich beabsichtigten Erweiterungsanlagen auszugebenden 5160 Stück 
neuer Aktien im Nennwerte von 2 250 000 <M, .auf die Hamburger Staats¬ 
kasse zu übernehmen. Die Bedingungen dieser Übernahme waren 
folgende: 

1. der Senat übernimmt die Aktien zum Parikurse; 

2. nach Eintritt der Verpachtung hat die Hamburg-Bergedorfer Ge¬ 
sellschaft aus dem Erlös ihres Betriebsinventars und ihres ent¬ 
behrlichen Grundbesitzes ihre Schulden und rückständigen Zinsen 
zu decken; 

3. der Jährliche Reinertrag des Unternehmens wird über sämtliche 
Aktien gleichmäßig verteilt mit folgender Einschränkung: die 
Geselschaft zahlt an den hamburgischen Staat eine jährliche 
Abgabe von Yt % des gesamten Anlagekapitals. Der Ertrag 
dieser Abgabe wird zur Begründung eines Tilgungsfonds ver¬ 
wendet, um die alten Aktien allmählich zugunsten des Ham¬ 
burgischen Staates einzuziehen. Die auf die neuen Aktien des 
hamburgischen Staates fallenden Dividenden werden dem Til¬ 
gungsfonds zugeschlagen. Mit diesen Beträgen wird allmählich 
eine entsprechende Anzahl von Aktien zum festen Kurse einge¬ 
zogen und zum Tilgungsfonds hinzugeschlagen, bis alle diese 
Aktien Staatseigentum geworden sind. 

Auf Grund dieser Vereinbarung gingen die sämtlichen Stamm¬ 
aktien der Gesellschaft allmählich in das Eigentum des hamburgischen 
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Staates über. Am 2. Mai 1870 wurden die letzten 56 Stücke von der 
hamburgischen Staatskasse eingelöst.' Damit war der hamburgische 
Staat Eigentümer der Hamburg-Bergedorfer Eisenbahn geworden. 


B. Die Verbindungsbahn. 

Der Plan einer Eisenbahnverbindung mit der zimbrischen Halbinsel 
war durch den Ausbau der Linie Altona—Kiel — allerdings ohne Zutun 
und entgegen den Wünschen der hamburgischen Verkehrsintereesenten — 
mit .wesentlicher Unterstützung der dänischen Regierung inzwischen Wirk¬ 
lichkeit geworden. Die Altona-Kieler Bahn, die am 18. September 1844 
dem öffentlichen Verkehr übergeben wurde, endigte in Altona, also ge¬ 
wissermaßen N vor den Toren Hamburgs. Die Reisenden waren für ihre 
Beförderung zwischen dem Altonaer Bahnhof der Altona-Kieler Bahn und 
dem Hamburger Bahnhof der Berlin-Hamburger Bahn auf Omnibus, Miete- 
fuhrwerk und Dampffähre angewiesen. Die Güter mußten auf Lastwagen 
durch die engen Straßen geschafft werden. Zwar War die Altona-Kieler 
Eisenbahngesellschaft von der dänischen Regierung gezwungen worden,. 
Altona und Hamburg als gemeinsame Tarifstation anzusehen derart, daß 
die aus dem Norden kommenden, für Hamburg bestimmten, ebenso wie die von 
Hamburg über Altona nach dem Norden bestimmten Eil- und Frachtgüter 
auch in Hamburg ohne Aufschlag vor dem Hause des Empfänger» abzu¬ 
liefern oder vom dortigen Absender abzuholen waren, eine Maßnahme, die 
nicht unwesentlich zur Kräftigung auch der Handelsbeziehungen Hamburgs 
zum Norden beitrug. Aber war der Fuhrwerkfeverkehr schon für den Lo¬ 
kalverkehr zwischen Hamburg und Altona zeitraubend genug, so wurde er 
ganz besonders beschwerlich für Transitgüter durch das mit sehr erheb¬ 
lichen Umständen, Zeitverlusten und Kosten verknüpfte hamburgische 
Transitodeklarierungsverfahren, das in Altona für Zollgüter neben einer 
getrennten Verfrachtung eine völlige Neuabfertigung nötig machte. Ehe 
Bemühungen, hierin Wandel zu schaffen, reichen schon in das Jahr 1845 
zurück. Sie scheiterten aber an dem Widerstande der dänischen Regierung, 
die teils aus militärischen, teils aus zollpolitischen Gründen die Geneh¬ 
migung zur Anlage eines Schienenstranges „ins Ausland“ beharrlich ‘ver¬ 
weigerte. Im Sommer 1856 bildete sich in Altona ein Komitee, das sich die 
Herstellung einer Verbindungsbahn zwischen Altona und Hamburg mit 
Abzweigung nach Blankenese zum Ziel setzte, hatte aber anfangs ebenso¬ 
wenig Erfolg. Erst nach Aufhebung des Sundzolls (durch Vertrag vom 
14. März 1857) zeigte sich die dänische Regierung dem Plane geneigter. 
Unterm 19. April 1858 wurde die Genehmigung zur Vornahme der Vor¬ 
arbeiten auf holsteinischem Gebiet erteilt. Den Bau des altonaer Teils 
Übernahm später die Altona-Kieler Eisenbahngcsellschaft. 
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Von Hamburg aus nahm der Senat eine Meinungsverschiedenheit über 
dio Auslegung des Staabsvertrages vom 8. November 1841 zum Anlaß, den 
Plan einer Verbindungsbahn von neuem anzuregen, und fand jetzt bei der 
dänischen Regierung gleichfalls Entgegenkommen. Nun aber äußerten 
sich merkwürdigerweise in den Kreisen hamburgischer Verkehrinter¬ 
essenten selbst ernste Bedenken gegen das Projekt. Befürchtete man von 
ihm doch allen Ernstes eine Verschiebung des Seeumschlagverkehrs von 
Hamburg nach Altona. Überdies begegnete man dem nunmehrigen dä¬ 
nischen Entgegenkommen mit Mißtrauen. Zwar hatte die dänische Re¬ 
gierung im Vertrage über die Ablösung des Sundzolles die Verpflichtung 
übernommen, künftig alle Straßen und Kanäle, die die Herzogtümer 
Lauenburg, Holstein» Schleswig und Jütland durchziehen, gleichmäßig zu 
behandeln, aber die Verpflichtung genügte in Hamburg offenbar nicht, um 
die Besorgnisse zu zerstreuen vor einer Übervorteilung des hamburgischen 
Handels durch Erlaß des Transitzolles für einen unterhalb Hamburgs ge¬ 
legenen dänischen Hafen. So waren die Ansichten über die Vorteile und 
Nachteile dieses Projekts für Hamburg sehr geteilt. Und nur die durchaus 
nicht unbegründete Befürchtung, daß eine ablehnende Haltung Hamburgs 
die Ausführung der so allseitig gewünschten ununterbrochenen Schienen¬ 
verbindung zwischen dem Norden und dem Süden Deutschlands unter Um¬ 
gehung Hamburgs zur Folge haben würde, vermochte den Widerstand gegen 
€as Projekt in der hamburgischen Bürgerschaft zu brechen. Ara 27. Juni 1860 
genehmigte die Bürgerschaft den Staatsvertrag zwischen dem Senat und 
dem dänischen König vom 30. April 1860, der dem Durchgangsverkehr 
neben der verkehrstechnischen Erleichterung in seinem Artikel 6 auch eine 
zollpolitische Erleichterung durch die Befreiung aller Durchgangsgüter 
auf der Verbindungsbahn von jeglicher hamburgischen Abgabe brachte 
und damit diesen Verkehr von einer sehr lästigen Fessel befreite. 

Besondere Schwierigkeiten bereitete die Auswahl der Trasse auf 
hamburgischen Gebiet. Zur Erörterung standen drei Linien: eine nörd¬ 
liche über den Vorort Uhlenhorst, die wegen ihres beträchtlichen Umweges, 
eine südliche durch den Niederhafen, die wegen der hohen Kosten und der 
Störungen, die sie der Seeschiffahrt bereitet hätte, außer Betracht blieben, 
und eine mittlere — vom Berlinerter über Klostertor, Ferdinandstor, 
Lombardsbrücke, Sternschanze, Schulterblatt gehend — die durch den Bür¬ 
gerschaftsbeschluß vom 7. Oktober 1863 genehmigt wurde. Größere Mei¬ 
nungsverschiedenheiten traten noch zutage bei der Erörterung der Frage, 
wem die Ausführung und wem die demnächstige Betriebsführung zu über¬ 
tragen sein würde. • Ein besonders lebhaftes Interesse für die Verbindungs¬ 
bahn hatte die Berlin-Hamburger Gesellschaft bekundet. Schon im Jahre 
1858 hatte sie beim Senat den Antrag auf Erteilung der Konzession für 
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dieses Unternehmen eingereicht und diesen Antrag nach Abschluß des 
Vertrages vom 30. April 1860 erneuert. Hamburg trug jedoch Bedenken, 
das Eigentum 'an dieser ausschließlich auf Staatsgrund liegenden Bahn 
selbst unter Vorbehalt jederzeitigen Rückkaufs einer Privatgesellschaft zu 
überlassen, und das um so mehr, als man hoffen durfte, binnen wenigen 
Jahren auch Eigentümer des Hamburg-Bergedorfer Unternehmens zu wer¬ 
den und damit den größten Teil des hamburgischen Eisenbahnnetzes in 
der Hand des Staates zu vereinigen. Die Kosten der Verbindungsbahn 
waren nach den Unterlagen der Berlin-Hamburger Gesellschaft auf 1500 000 
Taler Pr. Courant veranschlagt worden. Hinzu kamen die Kosten ver¬ 
schiedener Erweiterungen im Interesse des Lokalverkehrs, der in den 
Berlin-Hamburger Plänen nur sehr notdürftig berücksichtigt worden war. 
Diese Erweiterungen erhöhten die Kosten um 152 000 Taler, also das Ge¬ 
samtanlagekapital auf 1652 000 Taler. An Stationen waren vorgesehen: 
Sternschanze für Personen-, Güter- und Viehbeförderung, Dammtor für 
Personen- und Gepäckverkehr, Klostertor zunächst für Personen-, ohne 
Gepäckverkehr. 

Für die Betriebsführung konnte hamburgischer Staatsbetrieb schon 
wegen der unverhältnismäßig hohen Kosten, die eine gesonderte Verwaltung 
dieser nur kurzen Strecke notwendigerweise verursachen mußte, ernstlich 
nicht in Frage kommen. Das aus der Natur der ganzen Anlage heraus 
Gegebene war vielmehr, den Betrieb einer der beiden anschließenden Bahnen' 
zu überlassen. Von den beiden Angeboten erschien das der Altona-Kieler 
Gesellschaft schon deshalb als das vorteilhafteste, weil der auf holstei¬ 
nischem Gebiet gelegene Teil sich bereits im Eigentum dieser Gesellschaft 
befand. So wurde der Betrieb auch auf der hamburgischen Strecke durch 
den vorläufig auf drei Jahre abgeschlossenen Vertrag vom 27. Oktober 1865 
der Altona-Kieler Gesellschaft unter folgenden Bedingungen übertragen: 
Die Gesellschaft zahlt eine Pachtsumme von 80 000 M Courant = 96 000 <M 
und unterhält während der Dauer des Pachtverhältnisses den Bahnkörper 
und die Bahn einschließlich der Gebäude und aller übrigen baulichen An¬ 
lagen auf eigene Kosten. Die Kosten einer etwa nötigen Erweiterung und 
Vermehrung der Anlagen trögt Hamburg. Die Gesellschaft hat diese 
Kostenbeträge jedoch mit 4 % zu verzinsen. Die Festsetzung des Fahr¬ 
plans und seiner späteren Änderungen bedarf der Genehmigung des Senats. 
Die Tarifsätze sind im Vertrage festgesetzt; die Frachtsätze umfassen auch, 
die Kosten der Beförderung der Güter zwischen der Bahnstation und den 
Hausern der Empfänger und Versender. Da die vollständige bauliche 
Fertigstellung der Strecke infolge unerwarteter Schwierigkeiten, haupt¬ 
sächlich beim Bau der Lombardsbrücke, sich noch längere Zeit zu ver¬ 
zögern drohte, wurde der Betrieb zunächst mit provisorischen Anlagen am 
15. Juni 1866 eröffnet. 
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Inzwischen hatte sich für Hamburg das Bedürfnis herausgesteilt, in 
der Nähe des Sternschanzenbahnhofs eine besondere Vereinezollniederlage 
au errichten und diese durch eine Gleisanlage mit dem Bahnhof zu ver¬ 
binden. Die Altona-Kieler Gesellschaft sträubte sich, die Bedienung dieses 
Verbmdungsgleises auf Grund des Pachtvertrages zu übernehmen. Die 
hieraus sich ergebenden -und verschiedene andere Meinungsverschieden¬ 
heiten gaben der Gesellschaft Anlaß, den Vertrag, bei dessen Ausführung 
sie ohnehin ihre Rechnung nicht gefunden hatte, zum' 1. Januar 1870 zu 
kündigen. Es kam dann nach längeren Verhandlungen mit der Berlin- 
Hamburger Gesellschaft, die auch in der Frage der Bedienung de6 Zoll¬ 
schuppengleises von vornherein ein größeres Entgegenkommen zeigte, 
unterm 11./12. November 1869 ein neuer Pachtvertrag zustande, der in der 
Folge mehrfach abgeändert wurde, ln der letzten Fassung vom 2. No¬ 
vember 1882 ist sein Inhalt kurz folgender: Die Gesellschaft zahlt eine 
Pacht von 81260,50 <M (4 % des Baukapitals von 1920 000 M) und außer¬ 
dem den dritten Teil des Reinüberschusses, jedoch nur bis zur Erhöhung 
der Pachtsumme von 100 000 Jt und übernimmt die Kosten der Unterhaltung 
sämtlicher Anlagen. Die Kosten etwa nötiger Vermehrung oder Erweite¬ 
rung der Anlagen trägt Hamburg; die Gesellschaft hat jedoch die hierauf 
verwendeten Ausgaben mit jährlich 434 % zu verzinsen. Dieser Vertrag 
bestand noch bei der Verstaatlichung der Berlin-Hamburger Bahn. 

4. Das Lübeck-Büchener Elisenbahnunternehmen. 

Das erste Eisenbahnunternehmen, das die Verkehrsinteressenten 
Hamburgs praktisch beschäftigte, zugleich aber auch das, dessen 
Ausführung die größten Hindernisse entgegenstanden, war die Schienen¬ 
verbindung mit der Schwesterstadt Lübeck. Die Verbindung konnte nur 
durch lauenburgisches, also dänisches Gebiet geführt werden. Dänemark 
aber war, wie eingangs bereits betont, den Verkehrsbestrebungen der 
Hansastädte durchaus abhold, hauptsächlich aus zwei Gründen: einmal 
aus der Besorgnis, daß jede Landverbindung zwischen Hamburg und Lübeck 
eine Verringerung des Schiffsverkehrs im Sund und damit eine Verringerung 
der dänischen Staatseinnahme aus dem Sundzoll zur Folge haben werde, 
und sodann aus der Befürchtung, daß jede Förderung der Verkehrsinter- 
e-sen der Hansastädte eine Benachteiligung der holsteinischen Städte, na¬ 
mentlich der Städte Altona und Kiel bedeute. 

Der Plan, eine Eisenbahn von Hamburg nach Lübeck zu bauen, ent¬ 
stand 1834 — in England. Im Aufträge einiger englischer Kapitalisten 
stellten die englischen Eisenbähningenieuro Lindley und Giles einen Bau¬ 
plan nebst Anschlag auf, der eine etwa 20 % ige Verzinsung des 
Anlagekapitals versprach. Die Genehmigung des dänischen Königs hoffte 
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man dadurch zu gewinnen, daß man der dänischen Regierung einen Anteil 
an dem Reingewinn in Aussicht stellte. 1834 erhielt Giles in Kopenhagen 
die Zusage, daß sein Plan geprüft werden sollte. Daraufhin bildete sich 
in London ein förmliches Komitee, das zur Aktienzeichnung aufforderte. 
Inzwischen trat eine zweite englische Gesellschaft mit dem Plane hervor, 
eine Bahn von Altona nach Neustadt i. Holst, zu bauen. Diese beiden in 
gegenseitigem Wettbewerb stehenden Pläne veranlaßten den dänischen 
König, eine Eisenbahnkommission einzusetzen und durch sie zunächst die 
zweckmäßigsten Endpunkte einer Eisenbahnverbindung zwischen Nord- 
und Ostsee feststellen zu lassen. 

Während es der lübeckische Senat für geraten hielt, mit dem Lon¬ 
doner Komitee trotz mehrfacher Meinungsverschiedenheiten engere Fühlung 
zu nehmen, verhielt sich der hamburgische Senat ablehnend, weil er die 
Bemühungen damals von vornherein für aussichtslos hielt. Das Komitee 
hatte alle Aktien zwar untergebracht, einen weiteren Erfolg jedoch nicht zu 
verzeichnen. Demselben Schicksal verfiel ein im Jahre 1836 von Lübeck 
ausgehender Plan, eine Baugesellschaft unter Führung des Hauses Roth¬ 
schild und einiger anderer Bankhäuser von europäischer Bedeutung zu 
bilden, von deren Einfluß in Kopenhagen man eine günstigere Wendung 
erhoffte. Die Veranstalter mußten auch hierbei sehr bald die Überzeugung 
gewinnen, daß der Entschluß, eine Eisenbahn zwischen Hamburg und 
Lübeck nicht zu gestatten, ip Kopenhagen feststehe und nicht zu erschüttern 
sei. Damit war der Plan einer direkten Eisenbahnverbindung zwischen 
Hamburg upd Lübeck einstweilen gefallen. 

Für Hamburg bedeutete diese Eisenbahnverbindung eine gewisse Er¬ 
leichterung seines Ostseehandels, und sie wurde von diesem Gesichtspunkte 
aus dort auch gebührend eingeschätzt. In dem Maße jedoch, wie andere 
wichtigere Eisenbahnunternehmungen das Interesse der hamburgischen 
Verkehrsbeteiligten in Anspruch nahmen, mußte das Interesse für diese 
Eisenbahn hier in den Hintergrund treten. — Für Lübeck, das sich schon 
damals durch das Aufblühen Stettins — namentlich durch seine Eisenbalm¬ 
verbindung mit Berlin — in seiner Stellung als Handelsmetropole im mitt¬ 
leren und westlichen Ostseegebiet stark beeinträchtigt fühlte, wurde eine 
Eisenbahnverbindung mit Hamburg und dem Südwesten Deutschlands sehr 
bald zur Lebensfrage. Es war deshalb natürlich, daß die Sorge um das 
Zustandekommen dieser Verbindung Lübeck wesentlich stärker bedrückte 
als Hamburg, eine Sorge, die um so größer wurde, je deutlicher die dänische 
Eisenbahnpolitik das Ziel hervortreten ließ, Lübeck im Interesse des hol¬ 
steinischen Handels überhaupt von jeder Eisenbahnverbindung auszu¬ 
schließen. 

Aus dieser Isolierung mußte Lübeck heraus, wollte ea nicht seine 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Hamburg« bi« zur Verstaatlichung (1884). 


671 


Existenz als Seehandelsplatz ernstlich gefährdet sehen. Als der aussichts¬ 
reichste Weg hierzu erschien Anfang der 40er Jahre eine Eisenbahnverbin¬ 
dung über Büchen und Lauenburg nach Lüneburg. Ersetzte sie auch nicht 
völlig eine direkte Verbindung mit Hamburg, so war Hamburg-für Lübeck 
doch auf einem allerdings nicht unerheblichen Umwege zu erreichen, vor 
allem aber erschien diese Verbindung in ihrer zu erwartenden Fortsetzung 
über die Elbe ins Hannoversche geeignet, Lübeck zu dem bequemsten Ost¬ 
seehafen für den ganzen Westen und Südwesten Deutschlands und Europas 
zu machen. — In Hamburg war die Stimmung für diesen Plan zunächst 
günstig, sehr bald jedoch schlug sie um. Man befürchtete ■ hier einmal, 
daß die Ausführung dieser Linie späteren Bemühungen um die Geneh¬ 
migung einer direkten Verbindung mit Lübeck dauernd hinderlich sein 
würde, sodann aber von einer Verbindung Lübeck—Lüneburg, die einen 
Anschluß nach Bremen ermöglichte!, eine dauernde Schädigung Hamburgs 
in seinen Verkehrsbeziehungen nTit der Ostsee und in seinen Handelsver¬ 
mittlungen im Verkehr mit Norddeutschland einerseits, mit Mittel- und Süd- 
deutschland ahdererseits. 

Die Hoffnung auf Genehmigung dieser Linie durch die dänische Re¬ 
gierung gründete sich auf die zu erwartende Unterstützung Hannovers, das 
ein sehr lebhaftes Interesse an einer direkten Verbindung mit der Ostsee 
hatte, und auf die Unterstützung der Stände Lauenburgs, die dem Projekt 
von Anfang an eine große Teilnahme entgegenbrachten und auf die-Für¬ 
sorge der dänischen Regierung ebenso' berechtigte Ansprüche geltend zu 
machen hatten wie Holstein. Bald aber zeigte sich, daß weder die Be¬ 
ziehungen Hannovers zu Dänemark, noch die lebhaften Bemühungen der 
lauenburgischen Stände ausreichten, um von ihnen eine wesentliche Unter¬ 
stützung des Unternehmens erhoffen zu können. Vergebens verwendeten 
sich auch die Vertreter Preußens und Österreichs, Frankreichs und Eng¬ 
lands in Kopenhagen zugunsten Lübecks, vergebens trat für Lübeck auch 
der Vertreter Rußlands 'ein, das seit 1830 eine regelmäßige Dampfschiff¬ 
verbindung zwischen St. Petersburg und Lübeck unterhielt, zu deren Ak¬ 
tionären auch der Kaiser von Rußland zählte, und das deshalb ein sehr 
lebhaftes Interesse an einer direkten Verbindung mit dem Westen Deutsch¬ 
lands und dem Westen Europas hatte. Die dänische Regierung blieb un¬ 
erschütterlich fest in ihrer ablehnenden Haltung. Da entschloß sich der 
lübeckische Senat zu einem letzten Mittel, die Hilfe des Bundestages in 
Frankfurt a. M. in Anspruch zu nehmen. Am 1. Oktober 1846, in der 
letzten Sitzung vor den Ferien, wurde Lübecks Gesuch um Vertretung 
seiner Interessen zum Schutze gegen die ihm zugedachte Isolierung in 
der Bundesversammlung verlesen. Schon aus dem Verlauf der Sitzung 
in der Bundesversammlung, mehr aber noch aus den erneuten ernsten 
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Vorstellungen der Vertreter Preußens und Österreichs in Kopenhagen, 
denen sich nunmehr auch der Schwedens anschloß, mußte die dänische 
Regierung erkennen, daß die Angelegenheit internationale Bedeutung 
angenommen hatte, der gegenüber die rein lokalen Interessen Holsteins 
nicht mehr entscheidend ins Gewicht fallen konnten, und daß es deshalb 
ratsam sei, rechtzeitig einzulenken. Am 14. Januar 1847 teilte der däni¬ 
sche Minister des Äußern dem Vertreter Österreichs in Kopenhagen mit, 
daß Se. Majestät der König ein etwaiges Gesuch Lübecks um Bewilligung 
der Lübeck-Büchener Eisenbahn mit Vergnügen entgegennehmen würde. 
Am 2. Februar reichte der Senat das Gesuch ein. Am 9. Mai erwiderte 
der Ministen: Der König sei bereit, die Erlaubnis zum Bau der Eisenbahn 
zu erteilen unter der Voraussetzung, daß auf dem Wege der Verhand¬ 
lung eine Verständigung Uber die näheren Bedingungen erfolge. Diese 
Bedingungen waren für Lübeck teilweise sehr hart, wurden aber im 
Interesse des Zustandekommens des Unternehmens im wesentlichen an¬ 
genommen. Unterm 23. Juni 1847 wurde der Staatsvertrag über den 
Bahnbau abgeschlossen. Ein inzwischen gebildetes Lübeck-Lauenburger 
Generalkomitee erhielt am 28. August 1847 von Dänemark und am 
1. September desselben Jahres von Lübeck die Erlaubnis zur Vornahme 
der Vorarbeiten, die so schnell gefördert wurden, daß bereits im Früh¬ 
ling 1848 Bauplan nebst Kostenanschlag Vorlagen, wobei das Baukapital 
auf 2 558 000 Taler festgesetzt wurde. Jetzt aber bereiteten die inzwischen 
eingetretenen politischen Ereignisse des Jahres 1848 ernste Schwierig¬ 
keiten in der Beschaffung der nötigen Geldmittel. Da die lauenburgischen 
Landstände ein Gesuch des Komitees, sich mit einer Million Taler an 
dem Unternehmen zu beteiligen, ablehnten, fiel die Sorge für die Be¬ 
schaffung des Baukapitals fast ausschließlich dem Senat in Lübeck zu. 
Dieser übernahm die 12 790 Aktien zu 200 Talern zum weitaus größten 
Teile selbst. Am 18. Februar 1850 wurde die Konzession für Lauenburg, 
am 27. Februar und am 2. März für Lübeck erteilt, und bereits am 
15. Oktober desselben Jahres konnte die 47,6 km lange Strecke dem öffent¬ 
lichen Verkehr übergeben werden. 

Einige Jahre später besserten sich auch die Aussichten für das Zu¬ 
standekommen der direkten Linie Lübeck—Hamburg. Ein Vergleich der 
Betriebsergebnisse der Altona-Kieler und der Lübeck-Büchener Bahn 
für die ersten Jahre nach der Betriebseröffnung der letzteren zeigte das 
für dänische Kreise überraschende Ergebnis, daß die Entwicklung der 
Altona-Kieler Bahn durch das Lübeck-Büchener Unternehmen in 
keiner Weise behindert wurde, daß beide Bahnen nebeneinander bestehen 
und dabei gedeihen konnten, daß also die bisher dänischerseits beobachtete 
Verkehrsprotektion Holstein gegenüber gegenstandslos geworden war. 
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Damit fiel für Dänemark ein wesentlicher Grund für seine bisherige 
Stellungnahme gegen das Projekt Lübeck—Hamburg weg. Sodann wur¬ 
den im Oktober 1855 zwischen den beteiligten Mächten und Dänemark 
wegen Abschaffung des Sundzolles Verhandlungen angeknüpft, die zum 
Abschluß des Vertrages vom 14. März 1857 führten, der den Sundzoll be¬ 
seitigte, aber den dänischen Transitzoll zu Lande — allerdings unter 
Ermäßigung des Einheitsatzes von 5 auf 1 Schilling für 50 kg — be¬ 
stehen ließ. Diese Vereinbarung hatte einen völligen Umschwung in 
der Verkehrspolitik Dänemarks zur Folge. Hatte man solange den See¬ 
verkehr durch den Sund des Sundzolles wegen begünstigt, so mußte man 
nunmehr dem Uberlandverkehr diese Fürsorge angedeihen lassen, der 
durch den, wenn auch erheblich ermäßigten Transitzoll eine willkommene 
staatliche Einnahme brachte. Damit war der Weg frei für einen neuen 
Versuch zur Erlangung der direkten Verbindung Hamburg—Lübeck. Als 
der Senat in Lübeck im August 1857 sich wegen Zulassung dieser Ver¬ 
bindung an die dänische Regierung wandte, gab diese in der Überein¬ 
kunft vom 5. September 1857 die Zusicherung, daß die Konzession zum 
Bau der Bahn erteilt werden würde. 

In Hamburg zeigte man anfangs wenig Neigung für den Plan, zumal 
die dänische Regierung die Bedingung einer Befreiung der dänischen 
Durchgangsgüter auf der neuen Bahn von der hamburgischen Transito- 
deklaration stellte — eine Bedingung, auf die Hamburg nicht ohne wei¬ 
teres eingehen wollte. Sodann aber hielt man in Hamburg den Plan 
einer Verbindungsbahn zwischen dem Berlin-Hamburger und dem Altona- 
Kieler Bahnhof, der damals zur Verhandlung stand, für notwendiger als 
die Bahn nach Lübeck, und wollte sich auf diese nicht eher einlassen, 
als bis jene erreicht wäre. So dauerte es fast ein ganzes Jahr — bis 
zum 17. Juni 1858 —, bis der Staatsvertrag zwischen Dänemark, Lübeck 
und Hamburg über das Unternehmen zustande kam. Am 30. Juli des¬ 
selben Jahres beschloß die Generalversammlung der Lübeck-Büchener 
Eisenbahngesellschaft den Bau der Bahn und die Aufbringung des auf 
3 600000 Taler veranschlagten Baukapitals durch Ausgabe von 18 000 
neuen Stammaktien zu je 200 Talern. Nach Ausarbeitung der Pläne für 
das holsteinische Gebiet wurde die Bau- und Betriebskonzession von 
Dänemark unterm 20. April 1860 erteilt, obgleich die Lage des Wands¬ 
beker Bahnhofs noch nicht endgültig feststand. Erst nachdem diese Frage 
entschieden war, konnten die Pläne für das hamburgische Gebiet festge¬ 
stellt werden. Die Konzession für Lübeck wurde unterm 29. November, 
die für Hamburg unterm 1. Dezember 1862 erteilt; letztere unter folgenden 
Bedingungen: Der Gesellschaft wird gegen Abtretung von-Stammaktien 
ihres Unternehmens im Nennwerte von 250 000 Talern an den hamburgi- 
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sehen Staat das ztun Bahnhof erforderliche Sta&tsgrundeigentum im 
Werte von 1000000 <M, zu Eigentum überlassen. Nach Artikel 9 der 
Konzessionsurkunde hat sich die Gesellschaft den Anschluß anderer ge¬ 
nehmigter Eisenbahnanlagen gefallen zu lassen, wohingegen ihr die Er¬ 
laubnis zugesichert wird, ihre Bahn mit der Berlin-Hamburger Bahn, mit 
der Verbindungsbahn und mit etwa künftig in Hamburg ausmündenden 
Bahnen in ununterbrochene Schienenverbindung zu bringen. Das Unter¬ 
nehmen darf, soweit es auf hamburgischem Gebiet gelegen ist, ohne Ge¬ 
nehmigung des Senats weder ganz noch teilweise veräußert, noch zur 
Betriebsführung an andere überlassen werden. Tarife und Fahrpläne 
sind dem Senat zur Genehmigung vorzulegen. 

Im März 1863 wurde mit dem Bau begonnen, der infolge sehr 
schwieriger Erdarbeiten über zwei Jahre dauerte. Am 1. August 1865 
wurde die Strecke im eingleisigen Zustande dem öffentlichen Verkehr 
übergeben; das zweite Gleis wurde 10 Jahre später erbaut (1875—1876). 
Erst im Jahre 1865 wurden die Aktien für das neue Unternehmen aus¬ 
gegeben. Hauptinhaber wurde wieder der lübeckische Senat, der —- 
nachdem er auch einen Teil der von Hamburg übernommenen Aktien als 
Entgelt für die Abtretung seiner Herrschaftsrechte über das früher 
„beiderstädtische“ Gebiet von Bergedorf in Zahlung genommen hatte — 
von rd. 30 790 Aktien 28 144 Stück in Besitz hatte und damit das Unter¬ 
nehmen völlig beherrschte. 

5. Die Cöln-Mindener Eisenbahn. 

Der Plan einer Eisenbahnverbindung Hannover—Hamburg war, wie 
bereits erwähnt, im Jahre 1836 gescheitert an der Forderung der Han¬ 
noverschen Kegierung, die Bahn, statt von Celle auf direktem Wege, auf 
dem Umwege über Lüneburg nach Harburg zu führen und dort endigen 
zu lassen. Dieser Bedingung entsprechend war die Linie inzwischen von 
der Hannoverschen Regierung auf Staatskosten hergestellt und im Jahre 
1847 dem öffentlichen Verkehr übergeben worden. Sehr bald aber mußte 
man sich auch in Hannover davon überzeugen, daß die Nachteile, die die 
Handelsbeziehungen Hannovers durch den Abschluß der Linie in Har¬ 
burg erlitten, kaum geringer waren, als die Hamburgs, daß vor allem 
Harburg in der Entwicklung direkter Seehandelsbeziehungen durch den 
Ausschluß Hamburgs von dieser Bahnverbindung durchaus nicht so ge¬ 
fördert wurde, wie man derzeit mit Bestimmtheit annehmen zu dürfen 
sich für berechtigt hielt, und daß es deshalb schon im Interesse der 
hannoverschen Handelsbeziehungen ratsamer sei, den Standpunkt ein¬ 
seitig protektionistischer Verkehrspolitik Hamburg gegenüber aufzu¬ 
geben. Damit wurde der Weg frei für neue Verhandlungen über den 
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Anschluß Hamburgs an das hannoversche Eisenbahnnetz in Harburg, die 
im Jahre 1856 begannen. 

In Hamburg beschäftigte man sich damals mit zwei weiteren Ent¬ 
würfen, einer Eisenbahnverbindung • mit den Geestehftfen bei Geeste¬ 
münde und einer solchen mit dem hamburgischen Cuxhaven an der Elb¬ 
mündung. Die Verbindung mit Cuxhaven suchte man ungefähr in der 
Richtung der heutigen Unterelbischen Eisenbahn, die mit Geestemünde 
in der Linie Harburg—Horneburg—Bremervörde—Stubben—Geestemünde. 
Die Linie Harburg—Horneburg war beiden Strecken gemeinsam. Man 
verständigte sich dahin, daß die Konzession für beide Linien än Ham¬ 
burg erteilt, die gemeinschaftliche Strecke Hamburg—Harburg mit fester 
Elbüberbrückung aber auf gemeinschaftliche Kosten erbaut werden sollte. 

Während diese Pläne, die einen mehr örtlichen Charakter trugen, 
noch zur Beratung standen, tauchte ein Eisenbahnprojekt von weittragen¬ 
der internationaler Bedeutung auf und stellte die bisherigen Verhand¬ 
lungen mit Hamburg auf eine ganz neue Grundlage. Das niederländische 
Venlo an der deutschen Grenze war schon* damals der Endpunkt von 
Eisenbahnlinien, die unmittelbar an die französischen, belgischen und 
niederländischen Häfen der Nordsee heranführten, und deshalb auch der 
gegebene Ausgangspunkt für die Entwicklung eines Verkehrs in östlicher 
Richtung nach Deutschland hinein. Diesen Verkehrsknotenpunkt galt 
es nun mit der deutschen Nordseeküste zu verbinden. In Aussicht ge¬ 
nommen war hierfür die Linie We3el—Münster—Osnabrück—Bremen- 
Hamburg. Die Verhandlungen zwischen den beiden hierbei hauptsächlich 
beteiligten Staaten Preußen und Hannover hatten zu der Einigung ge¬ 
führt, daß die Konzession für die die beiden Staatsgebiete berührende 
Teilstrecke Venlo—Osnabrück ein und derselben Privatgesellschaft über¬ 
tragen, die Strecke Osnabrück—Hamburg aber von Hannover auf eigene 
Kosten als Staatsbahn ausgebaut werden sollte. In dem in Aussicht ge¬ 
nommenen Staatsvertrage zwischen Preußen und Hannover hatten die 
beiden Regierungen es übernommen, mit den Niederlanden und mit Ham¬ 
burg eine Verständigung darüber zu suchen, daß auf die in den Gebieten 
dieser Regierungen ausmiindenden Bahnen ein unbehinderter Übergang 
des Verkehrs der Venlo-Hamburger Bahn stattfinden könne. Nachdem 
die Verhandlungen zwischen Preußen und Hannover soweit vorgeschritten 
waren, daß der Abschluß des Staatsvertrages unmittelbar bevorstand, 
trat Hannover im Oktober 1865 an Hamburg heran und schlug unter Be¬ 
kanntgabe der inzwischen veränderten Verhältnisse vor: 

1. von dem Projekte einer direkten Verbindung Harburg—Geeste¬ 
münde zunächst abzusehen, 

2. an dem früheren Projekte einer gemeinschaftlichen Ausführung 
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der Eisenbahnverbindung .zwischen Hamburg und Harburg fest¬ 
zuhalten, 

3. in der Voraussetzung, daß Hamburg an dem Projekte einer zu¬ 
künftigen Verbindung Harburg—Cuxhaven noch weiter Interesse 
habe, eine eingleisige Verbindung zwischen Harburg und Stade 
auf gemeinschaftliche Kosten sofort auszubanen. 

Hamburg lehnte eine Beteiligung an den Kosten der Strecke Har¬ 
burg—Stade nach Aufgabe des Projekts Hamburg—Geestemünde ab, mit 
der Begründung, daß der Ausbau der Verbindung nach Cuxhaven für 
die nächstliegende Zeit hamburgischerseits nicht beabsichtigt _ sei, 
wünschte sich aber die Konzession für die Strecke schon jetzt zu sichern. 
Hiernach kam eine Vereinbarung zwischen Hamburg und Hannover auf 
folgender Grundlage zustande: 

1. Auf gemeinschaftliche Kosten wird die Strecke Harburg—Ham¬ 
burg erbaut mit einem Bahnhof auf dem Grasbrook, der so anzulegen 
ist, daß er den Anschluß an die Bahnen ermöglicht, die auf dem rechten 
Elbufer von Hamburg ausgehen. Hamburg hat die im Bau begriffene 
Verbindungsbahn derart fortzusetzen, daß die Bahnhofsgleise des ge¬ 
meinschaftlichen Unternehmens an sie angeschlossen werden können. 
Das innerhalb des hamburgischen Staatsgebiets zur Anlage des gemein¬ 
schaftlichen Unternehmens erforderliche Staatseigentum wird dem Unter¬ 
nehmen ohne besondere Vergütung überlassen. Verwaltung und Betrieb 
der Hamburg-Harburger Bahn wird auf gemeinsam zu tragende Kosten 
der hannoverschen Regierung überlassen. Der Reinertrag des Unter¬ 
nehmens wird zwischen Hamburg und Hannover geteilt. (Die Gesamt¬ 
kosten des gemeinsamen Unternehmens waren auf 9 280 000 Taler ver¬ 
anschlagt.) 

2. Die hannoversche Regierung erteilt dem hamburgischen Senat 
für das hannoversche Staatsgebiet die Konzession für den Bau und Be¬ 
trieb einer Eisenbahn von Hamburg nach Cuxhaven, sie behält sich jedoch 
das Recht vor, diese Bahn innerhalb des hannoverschen Gebiets ganz 
oder teilweise selbst zu bauen und in Betrieb zu nehmen. 

Der Staatsvertrag zwischen Preußen . und Hannover war unterm 
16. März 1866 abgeschlossen worden. Nach einer Mitteilung der han¬ 
noverschen Regierung an Hamburg vom 19. Mai 1866 war die Vorlage 
wegen der Bewilligung der Mittel für die Bahn Osnabrück—Harburg 
und für die gemeinschaftliche Strecke den hannoverschen Ständen zu¬ 
gegangen, deren Entscheidung im Laufe des Monats Juni zu erwarten 
stände. 

Soweit waren die Vorbereitungen gediehen, als der Krieg von 1866 
ausbrach, der dem hannoverschen Staat seine politische Existenz und 
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damit den hannoverschen Staatsbahnen ihre Selbständigkeit kostete. 
Noch während des Krieges wurden die Bemühungen um das Zustande¬ 
kommen dieses Unternehmens von Preußen fortgesetzt, allerdings auf 
anderer Grundlage. Der Gedanke eines Ausbaues der Strecke Osna¬ 
brück—Hamburg durch den Staat wurde aufgegeben und dafür in Aussicht 
genommen, der Cöln-Mindener Eisenbahngesellscliaft, 
an die die Strecke Venlo—Osnabrück bereits vergeben war, auch die 
Konzession für die Fortsetzung von Osnabrück nach Hamburg zu er¬ 
teilen unter der Voraussetzung, daß die Gesellschaft sich mit Hamburg 
wegen Erteilung der Konzession und der etwaigen finanziellen Betei¬ 
ligung an der auf hamburgischem Gebiet gelegenen Teilstrecke einigte. 
Die Gesellschaft schlug deshalb im Jahre 1867 Hamburg vor, es solle 
das zur Ausführung des Unternehmens auf hamburgischem Gebiet er¬ 
forderliche Staatsgrundeigentum unentgeltlich hergeben und außerdem 
für 15 Millionen Taler 4J4proz. Cöln-Mindener Prioritätsaktien zum 
Parikurse unter der Bedingung übernehmen, daß diese erst nach Fertig¬ 
stellung der Bahn auf den Markt gebracht würden. Hamburg lehnte dieses 
Opfer als nicht im richtigen Verhältnis zu seinem Interesse an dem 
Unternehmen stehend ab und erklärte sich bereit, sich durch Übernahme 
von Stammaktien in Höhe von 5 Millionen Talern nebst einer Zinsgaran¬ 
tie an dem Unternehmen zu beteiligen. Dieser Vorschlag wurde von 
Cöln-Minden abgelehnt. Als die Verhandlungen hiernach völlig ins 
Stocken gerieten, bemühte sich das preußische Handelsministerium mit 
Erfolg um einen Ausgleich der bestehenden Meinungsverschiedenheiten, 
indem es unterm 25. Oktober 1867 eine Vereinbarung zwischen den Ver¬ 
tretern Hamburgs und der Eisenbahngesellschaft zustande brachte, die 
sich inhaltlich in den wesentlichsten Punkten deckte mit dem späteren 
Vertrage zwischen Hamburg und der Cöln-MTndener Eisenbahngesell¬ 
schaft vom 7./9. Dezember 1867. In diesem Vertrage verpflichtet sich 
Hamburg 

1. von den zur Beschaffung des Baukapitals auszugebenden 4J4- 
proz. Prioritätsobligationen der Cöln-Mindener Gesellschaft im 
Gesamtbeträge von 30 Millionen Talern einen Anteil von 10 Mil¬ 
lionen Talern zum Kurse von 95 % unter der Bedingung zu über¬ 
nehmen, diese nicht vor dem 1. Juli 1873 zu veräußern; 

2. das für den Bahnhof und die Bahn erforderliche staatseigene 
Gelände innerhalb des hamburgischen Staatsgebiets der Gesell¬ 
schaft zur Benutzung für die Zwecke des Unternehmens 
unentgeltlich zu überlassen. 

Nachdem die Cöln-Mindener Gesellschaft somit die Vorbedingung 
für die Erteilung der Konzession für den preußischen Teil der Strecke 
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Osnabrück—Hamburg erfüllt hatte, einigten sich Preußen und Hamburg 
im Staatsvertrage vom 18. März 1868 über die gemeinsamen Zulassungs¬ 
bedingungen: Die Gesellschaft wurde für alle Maßnahmen, die die Be¬ 
aufsichtigung und Verwaltung ihrer Unternehmungen, insbesondere die 
Bestätigung von Umgestaltungen und Abänderungen ihrer Statuten, die 
Genehmigung von späteren Erweiterungen des Unternehmens, sowie die 
Ausgabe von Darlehen und die Emission neuer Aktien oder Prioritäten 
betrafen, lediglich der Aufsicht der preußischen Regierung unterstellt, 
auch die Genehmigung der Fahrpläne blieb allein der preußischen Re¬ 
gierung Vorbehalten- mit der Bedingung allerdings, daß die Handels¬ 
plätze Bremen und Harburg in tarifarischer Hinsicht niemals günstiger 
behandelt werden dürften, als Hamburg, und daß die Cöln-Mindener Ge¬ 
sellschaft für die Venlo-Hamburger Bahn im Verkehr mit Hamburg keine 
höheren Tarifeinheitsätze anwenden dürfte, als sie für .die Stammbahn-. 
strecke jeweilig bestanden. 

Unterm 3. Juli desselben Jahres erteilte Hamburg der Gesellschaft 
die Konzession unter der Bedingung, daß die Bahn nach dem den letzten 
Verhandlungen zwischen dem Senat und der vormaligen Hannoverschen 
Regierung zugrunde gelegten Entwurf mit einigen Änderungen und Er¬ 
gänzungen innerhalb eines Zeitraums von 5 Jahren zu vollenden sei. 
Wegen des Anschlusses an andere Bahnen wurde das Unternehmen den¬ 
selben Bedingungen unterworfen, wie sie früher für die Lübeck-Büchener 
Bahn bereits festgesetzt waren. 

Die Strecke Harburg—Hamburg wurde am 1. Dezember 1872 dem 
öffentlichen'Verkehr übergeben. 

6. Die hamburgisehen Kaigleise. 

Schon beim Ausbau der hamburgisehen Eisenbahnanlagen für die 
Aufnahme des Berlin-Hamburger Verkehrs hatte man, wie bereits er¬ 
wähnt, dem zu erwartenden Seeumschlagverkehr durch Einrichtungen 
Rechnung getragen, die einen vermittelnden Elbschutenverkehr zwischen 
den Eisenbahngüterschuppen an der Banksstraße und den Seeschiffen auf 
der Elbe ermöglichte. Diese Einrichtungen genügten indes den wachsen¬ 
den Bedürfnissen des immer gewaltigere Ausmaße annehmenden ham- 
burgischen Seehandels sehr bald nicht mehr. Man sah sich gezwungen, 
auf Einrichtungen Bedacht zu nehmen, die eine unmittelbare Verbindung 
zwischen Eisenbahn- und Seeverkehr derart .vermittelten, daß eine 
direkte Verfrachtung von den Seeschiffen in die Eisenbahnwagen und 
umgekehrt möglich wurde. Diese Einrichtungen sollten durch Her¬ 
stellung besonderer zum Anlegen von Seeschiffen geeigneter Kaianlagen 
und einer Eisenbahnverbindung zwischen diesen und den bestehenden 
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Eisenbalmanlagen geschaffen werden. Schon im Jahre 1859 erbot sich 
die Berlin-Hamburger Gesellschaft, am Sandtor eine solche provisorische 
Kaianlage mit Lösch- und Ladevorrichtungen (Hallen, Schuppen** Kränen) 
und einer Gleisverbindung zwischen dieser und ihrem Bahnhof herzu¬ 
stellen, wenn der Hamburgische Staat sich verpflichtete, das erforder¬ 
liche Bollwerk auf Staatskosten zu erbauen und der Gesellschaft den 
Betrieb auf dem Hafengleis zu übertragen. Als man indes sich bei den 
Verhandlungen über dieses Projekt in der Bürgerschaft sogleich für 
den sehr viel kostspieligeren vollständigen Ausbau unter erheblicher 
Erweiterung des ursprünglichen Planes entschied und überdies wenig 
Neigung zeigte, den unbeschränkten Betrieb auf der Hafenbahn einer 
Privatgesellschaft zu übertragen, zog die Berlin-Hamburger Gesellschaft 
ihr Anerbieten zurück. Hamburg entschloß sich daher, das ganze Pro¬ 
jekt auf Staatskosten auszubauen. Der der Bürgerschaft vorgelegte Ent¬ 
wurf, der für die Hafenbahn die Linie Berlinertor, Groß-Erikus, 
Brooktor, Sandtor unter Überbrückung des Oberhafenkanals in Aussicht 
nahm, bot die Möglichkeit einer direkten Verbindung der Hafenbahn nicht 
nur mit der Verbindungsbahn durch die Bahnhofstraße ohne Berührung 
des Berliner Bahnhofs, sondern auch mit dem in Aussicht genommenen 
Bahnhof der Hamburg-Harburger Strecke und den weiterhin geplanten 
Hafenanlagen auf dem Grasbrook. Er erforderte einen Gesamtkosten¬ 
aufwand von 1,8 Millionen Mark. In der Frage der Betriebsführung auf 
den Kaianlagen und auf der Hafenbahn schlug der Senat der Bürger¬ 
schaft vor, die Verwaltung der Kaianlagen und des Verkehrs auf ihnen 
von dem Betrieb völlig zu trennen und die erstere für Rechnung des 
Staates ausführen zu lassen, den letzteren dagegen an eine der in Ham¬ 
burg ausmündenden Bahnen zu verpachten. Der Senatsantrag wurde 
genehmigt und darauf mit der Berlin-Hamburger Gesellschaft folgender 
Vertrag abgeschlossen: Der Hamburgische Staat baut die Hafenbahn 
mit allen Erfordernissen für einen ordnungsmäßigen Eisenbahnbetrieb 
auf seine Kosten aus und verpachtet sie vom Tage der Eröffnung des 
Betriebes vorläufig auf 3 Jahre gegen eine jährliche Pacht von 31320 <M 
und gegen Übernahme der Unterhaltung des Bahnkörpers und des Ober¬ 
baus auf der Hafenbahn und auf den Kaianlagen. Ein bestimmter Fahr¬ 
plan wird nicht aufgestellt, die Züge verkehren auf der Hafenbahn nach 
Bedarf. Das Ent- und Beladen der Eisenbahnwagen obliegt der Kaiver- 
waltung gegen feste Vergütung nach Einheitsätzen. — Die Erneuerung 
des Vertragsverhältnisses unterm 29. November 1871 bringt neben der 
Erhöhung der Pachtsumme auf 37 500 Jl geringe hier nicht interessie¬ 
rende Abänderungen des alten Vertrages. 

Die so geschaffenen Seeumstfhlageinrichhingen genügten aber nicht 
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entfernt den Ansprüchen, den Hamburgs Handel an die hamburgischen 
Verkehrseinrichtungen stellen mußte. Noch während die Anlagen am 
Brooktoiv und am Sandtor im Entstehen begriffen waren, verfolgte der 
Hamburgische Senat einen weiteren Plan, der den Grasbrook vollständig 
in Hafenanlagen umwandeln sollte. Man sab zwei neue Kaianlagen, den 
Kaiserk&i und den Grasbrookkai, und ihre Verbindung sowohl mit den 
bestehenden Hafenanlagen als auch mit dem geplanten Venloer Bahnhof 
vor. Der Entwurf des Senats wurde genehmigt, seine Ausführung als¬ 
bald in Angriff genommen. Der Betrieb wurde der Cöln-Mindener Ge¬ 
sellschaft durch den Pachtvertrag vom 19. Juni 1872 im wesentlichen zu 
denselben Bedingungen überlassen wie der Betrieb der Sandtorhafen¬ 
bahn der Berlin-Hamburger Gesellschaft. Nachdem noch in den nächsten 
Jahren im Interesse des für Hamburg immer wichtigeren Petroleum¬ 
handels der Petroleumhafen am Baakenwärder mit dem Venloer Bahn¬ 
hof durch ein Schienengleis verbunden worden war, war der Ausbau des 
hamburgischen Hafeneisenbahnnetzes zu einem vorläufigen Abschluß 
gekommen. Das Jahr 1876 brachte noch eine nicht unwesentliche Er¬ 
höhung der hamburgischen Pachterträgnisse aus beiden Verträgen. 
Hierbei scheint indes Hamburg den Bogen etwas zu straff gespannt zu 
haben, denn nach Ablauf der dreijährigen Pachtperiode zeigten beide 
Gesellschaften zur Erneuerung des Pachtverhältnisses wenig Neigung. 
Hamburg beschloß deshalb die Übernahme des Betriebes auf den Kai- 
gleisen durch den Staat Hierzu bedürfte es zunächst der Erfüllung 
zweier Vorbedingungen: einmal der Aufstellung von Normen für die 
Benutzung der Kaigleise durch die anschließenden Eisenbahnen, sodann 
aber der Beschaffung der erforderlichen Betriebsmittel. Die Normen 
wurden niedergelegt in dem „Regulativ für den Betrieb auf den Kai- 
gleisen“. Die erforderlichen Betriebsmittel verschaffte sich Hamburg 
durch den Abschluß eines Vertrags mit der Berlin-Hamburger Gesell¬ 
schaft vom 31. Dezember 1879, in dem diese sich verpflichtete, das zur 
Ausführung des Betriebe auf den Kaigleisen erforderliche Material 
und Personal gegen feste Vergütung nach Einheitsätzen zur Verfügung 
zu halten. 

Aber auch dieses Abkommen war für die Berlin-Hamburger Ge¬ 
sellschaft wirtschaflich durchaus ungünstig. Die Betriebsrechnung für 
die Hafenbahn, schloß im Jahre 1880 mit einem Fehlbetrag von 144200, 
im Jahre 1881 mit einem solchen von 141000 <M ab. Erst als im Jahre 
1882 die Vergütung für die Gesellschaft erhöht wurde, bestand Aussicht 
auf Besserung d.er finanziellen Ergebnisse des Unternehmens. 
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7. Die Verstaatlichung. 

Ende Juni 1883 teilte die preußische Regierung dem h&mburgischen 
Senat mit, daß sie mit der Berlin-Hamburger Gesellschaft wegen Über¬ 
gangs dieses Unternehmens auf den preußischen Staat in Verhandlung 
stehe, und lud ihn nach Art. 14 des Staatsvertrags vom 8. November 
1841 zu einer Regelung der aus dem etwaigen Eigentumserwerb der Bahn 
durch Preußen für Hamburg sich ergebenden neuen Verhältnisse ein. 
Da ein selbständiger Staatsbetrieb für die geringfügigen, im hambur- 
gischen Eigentum stehenden Bahnstrecken schon aus wirtschaftlichen 
Gründen ernstlich nicht in Frage kommen konnte, blieb Hamburg kaum 
eine andere Wahl, als auf den Vorschlag Preußens einzugehen, auch 
den Betrieb und die Verwaltung dieser Strecken an Preußen zu über¬ 
lassen. Hamburg stellte aber bei den anschließenden Verhandlungen die 
Forderung eines vertraglich zu sichernden Mitbestimmungsrechts in 
Fahrplan- und Tarifsachen, wobei es sich mit seinem Anspruch in Fahr¬ 
plansachen auf die Bestimmungen in der Konzessionsurkunde der Lü- 
beck-Büchener Bahn, die eine Genehmigung der Fahrpläne durch den 
Senat ausdrücklich Vorbehalten hatte und auf die bisherige Praxis gegen¬ 
über der Berlin-Hamburger Gesellschaft, die ihre Fahrpläne ebenfalls 
dem hamburgischen Senatskommissar zur Genehmigung vorgelegt hatte, 
mit dem Anspruch in Tarifsachen auf einen Bundesratsbeschluß berief, 
der in einem Einzelfalle die Änderung eines Tarifsatzes der Berlin- 
Hamburger Bahn von der Zustimmung Hamburgs abhängig gemacht 
hatte. Preußen lehnte es grundsätzlich ab, sich in seinen Entschließun¬ 
gen aul dem Gebiet der Eisenbahnpolitik von der Zustimmung einer 
einzelnen Landesregierung abhängig zu machen oder in einzelnen Ver¬ 
kehrsbeziehungen durch bestimmte Zusagen zu binden. Nach längeren 
Verhandlungen gab Preußen den hamburgischen Wünschen' in soweit 
nach, als es sich zu einer vertraglichen Zusage des Inhalts verstand, 
daß Preußen bei der Tarfbildung den Interessen Hamburgs und der Er¬ 
haltung und Förderung seiner Wettbewerbsfähigkeit jede mögliche 
Rücksicht gewähren, insbesondere „die Verkehrs- und volkswirtschaft¬ 
lichen Interessen Hamburgs in seiner Eigenschaft als Seehafen in glei¬ 
cher Weise berücksichtigen werden wie die entsprechenden Interessen 
preußischer Landesteile oder Seehäfen". Es wurde ferner zugesagt, daß 
Preußen „wichtigere Änderungen der für Hamburg in Betracht kom¬ 
menden Gütertarife nur nach vorheriger, tunlichst rechtzeitiger Mittei¬ 
lung an den Senat eintreten lassen werde“. JJur über die Verkehrsver¬ 
hältnisse auf der Hamburg-Altonaer Verbindungsbahn wurde vertrag¬ 
lich vereinbart, daß die für diese Strecke durch den Vertrag vom 2. No- 
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vember 1882 festgesetzten Maximaltavifsätze für den Lokal verkehr zwi¬ 
schen den auf hamburgischem Gebiet gelegenen Stationen ohne Zustim¬ 
mung des Senats nicht erhöht werden dürften, und daß auch für die 
Aufhebung und Neueinrichtung von Stationen und Haltestellen inner¬ 
halb des hamburgischen Gebiets sowie für die Einstellung des Betriebs 
auf dieser Bahn die Zustimmung des Senats erforderlich sein sollte. 

Die weiteren Verhandlungen betrafen die Forderung Hamburgs» 
daß die obere Leitung aller in Hamburg mündenden preußischen Eisen¬ 
bahnen einer Eisenbahndirektion übertragen würde, die ihren Sitz in 
Hamburg habe. Preußen sagte zu, die Errichtung einer Eisenbahnbe¬ 
hörde (Direktion oder Betriebsamt) an Allerhöchster Stelle zu befür¬ 
worten. Bei der Besteuerung der Eisenbahnen hatte sich Hamburg be¬ 
reits im Staatsvertrag von 1841 zu einer Befreiung von kommunalen 
Abgaben verstanden. Auch bei den Verhandlungen über die Verstaat¬ 
lichung bekannte sich der Senat zu dem Grundsätze einer völligen Steuer¬ 
freiheit der Eisenbahnen und verzichtete auf jede Besteuerung der Eisen¬ 
bahnen auch für die Zukunft. 

Das Ergebnis der langwierigen Verhandlungen zwischen Preußen 
und Hamburg wurde niedergelegt in zwei Verträgen: einem „Staatsver¬ 
trag, betreffend die im hamburgischen Gebiet belegenen Eisenbahnen“, 
der die staatsrechtlichen, und einem „Vertrag, betreffend den Übergang 
des Eigentums bzw. der Verwaltung und des Betriebes der hamburgischen 
Eisenbahnen“, der die privatrechtlichen und die finanziellen Verhält¬ 
nisse des Eigentumsübergangs regelte; beide Verträge konnten nach 
dem Schlußprotokoll nur gemeinsam in Wirksamkeit treten. Nach dem 
Staatsvertrag erklärte sich Hamburg mit dem Erwerb des Berlin-Ham¬ 
burger und auch des Cöln-Mindener Unternehmens einverstanden, das 
bereits im Jahre 1880 in die preußische Verwaltung übergegangen war, 
verzichtete * auf sein Recht zum Erwerb der hamburgischen Teilstrecke 
des Berlin-Bergedorfer Unternehmens aus Artikel 14 des Staatsvertrags 
von 1841, hielt aber dieses Recht bezüglich des Cöln-Mindener Unter¬ 
nehmens aus Artikel 17 des Staatsvertrages vom 18. März 1868 zunächst 
ausdrücklich aufrecht — ein Vorbehalt, der allerdings nach dem Zoll¬ 
anschluß Hamburgs an das Deutsche Reich seine praktische Bedeutung 
verloren hat. Die staatliche Aufsicht über den Bau und Betrieb der 
Bahn wird nach dem Staatsvertrag ausschließlich von Preußen ausge- 
iibt, die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei obliegt Ham¬ 
burg. Die preußische Regierung hat sich schließlich im Artikel 6 dieses 
Vertrags ausdrücklich da% Recht Vorbehalten, alle für die aus diesem 
Vertrag hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich 
zu übertragen. 
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Der zweite der beiden Verträge regelt die Erwerbebedingungen 
ftir die einzelnen Unternehmungen. Sie bedürfen ein^r kurzen Erläu¬ 
terung. 

A. Die Hamburg-Bergedorfer Bahn. 

Nach dem Pachtvertrag vom 18. Juni 1845 bezog der Hamburgische 
Staat als Rechtsnachfolger der Hamburg-Bergedorfer Gesellschaft, wie 
bereits erwähnt, * 

a) eine feste Rente von 4 % der gesamten Anlagekost|n für den 
Hamburger Bahnhof; 

b) 50 % des Rohertrags der Einnahmen aus den sämtlichen Per-, 
sonen- und Gütertransporten auf der Strecke. 

Die feste Rente hatte in den letzten Jahren vor der Verstaat¬ 
lichung 195 405 oü betragen. An Anteilen aus den Rohefnnahmen, hatte 
Hamburg einen von 1871 ab zwischen 431 000 M mindestens und rund 
513 000 oH höchstens wechselnden, seit 1876 aber ständig fallenden 
Anteil bezogen. Aus diesen Einnahmen hatte Hamburg die Ausgaben 
für die Verzinsung und die Tilgung der Prioritätsobligationen zu 
leisten. Die jährliche Tilgungssumme betrug nach den Anleihebe¬ 
dingungen 11250 die Verzinsungssumme verminderte sich jedes Jahr 
mit dem Fortschjeiten der Tilgung. Bei den Verhandlungen, die 
zunächst auf Verpachtung der Strecke gerichtet waren, legte Preußen, 
schon um von der mit der bisherigen Vereinbarung vetdmndenen Ab¬ 
rechnungspflicht und den dadurch entstehenden Kosten und Weiterun¬ 
gen befreit zu sein — Wert darauf, auch die wechselnden Betriebsan¬ 
teile durch eine feste Rente ersetzt zu sehen. Bei den Erörterungen 
über die Höhe der festzusetzenden Rente und über die sonst zu verein¬ 
barenden Bedingungen traten zunächst Meinungsverschiedenheiten in¬ 
sofern hervor, als Preußen eine für alle Zeiten unabänderlich festge¬ 
setzte Rente, auf die Hamburg Wert legen zu müssen glaubte, mit der 
Natur des Pachtverhältnisses als nicht vereinbar erklärte. und entweder 
eine periodische Nachprüfung der Höhe der Rente oder eine Kündigung 
des Vertrags Vorbehalten wissen wollte. Die weiteren Verhandlungen 
führten schließlich zu der allseitigen Überzeugung, daß der Eigentums¬ 
erwerb unter den vorliegenden Verhältnissen als das geeignetste Mittel 
zur Herbeiführung eines reinen und festen Rechtsverhältnisses anzu¬ 
sehen sei. Der Bestimmung des Kaufpreises legte Hamburg die Durch¬ 
schnittseinnahme der letzten 5 Betriebsjahre mit 672 000 JL zugrunde 
und kam durch Kapitalisierung dieses Betrages zu einer Forderung von 
15 Millionen Mark. Man einigte sich auf einen Kaufpreis von 14 Mil¬ 
lionen Mark; Preußen übernahm außerdem die noch ungetilgte Priori- 
tätsanleihe im Werte von 1865 256 Jt. 
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Den Gegenstand des Vertrages bildete das Unternehmen in dem 
Zustande, in dem es sich zurzeit des Vertragsabschlusses im Pacht¬ 
besitze der Berlin-Hamburger Gesellschaft befand, einschließlich der 
zum Bau der Bahn verwendeten Staatsländereien, die dem preußischen 
Staat zu freiem Eigentum übergeben werden sollten. 

B. Die Berlin-Hamburger Bahn. 

An der Berlin-Bergedorfer Strecke, die nur mit 2,73 km auf ham- 
burgisehem Gebiet liegt, hatte Hamburg kein* erhebliches örtliches In¬ 
teresse. Es bezog aus ihr nur seinen Anteil an der im Artikel 11 des 
Staatsvertrages von 1841 festgesetzten Eisenbahnabgabe, die nach dem 
im Jahre 1878 getroffenen Abkommen jährlich unter die beteiligten 
Staaten nach dem Längenverhältnis der in ihrem Gebiet gelegenen 
Strecken verteil wurde. Hamburgs Anteil betrug im Jahre 1882 2891 e Ä, 
der gleichartige Anteil au6 dem Cöln-Mindener Unternehmen 220 JC. 
Der durch Kapitalisierung beider Beträge auf 77 775 JC ermittelte Ab¬ 
findungsbetrag wurde mit Rücksicht auf die zu erwartende Steigerung 
der Abgabe bei fortschreitender Tilgung der Prioritäten im Vertrag auf die 
Summe von 100 000 M erhöht. 

C. Die Venlo-Ham b u r g e r Bahn. 

Sie berührt das hamburgische Staatsgebiet mit einer Strecke von 
nur 4,65 km, die im Jahre 1880 zusammen mit dem Cöln-Mindener Unter¬ 
nehmen in di© Verwaltung und den Betrieb des preußischen Staates 
übergegangen war. Da hierbei eine Auflösung der Cöln-Mindener Ge¬ 
sellschaft zunächst nicht in Frage kam, so waren die Regierungen 
Preußens und Hamburgs im Jahre 1880 dahin übereingekommen, daß die 
Festsetzungen und Vorbehalte der Konzession vom 3. Juli 1868 durch 
diese Veränderung in der Verwaltung als nicht berührt angesehen wer¬ 
den sollten. Inzwischen aber hatte der preußische Staat die Aktien der 
Cöln-Mindener Bahn erworben; es war zu dem hiernach eich vollziehen¬ 
den Eigentumsübergang des Unternehmens an Preußen nach Artikel 1 
des Staatsvertrags vom 18. März 1868 nunmehr die förmliche Zustim¬ 
mung Hamburgs nötig. Hamburg stimmte zu unter dem bereits er¬ 
wähnten vorläufigen Vorbehalt des Rückkaufrechtes an der hamburgi- 
schen Teilstrecke. Preußen wurde Eigentümer an dem Unternehmen in 
dem Umfange, in dem die Cöln-Mindener Gesellschaft Eigentumsrechte 
an ihm bisher ausgeübt hatte, bezüglich des Grund und Bodens also mit 
der Einscliränkung, daß das dem Unternehmen überlassene Staats.- 
grundeigentum auch dem preußischen Staat nur für die Dauer des 
Betriebe auf der Strecke vorbehaltlich des Eigentumsrechts des ham- 
burgischen Staates zur Benutzung überlassen blieb. 
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D. Die Verbindungsbahn. 

Von der 6,88 km langen Verbindungsbahn liegt auf hamburgischem 
Gebiet eine Strecke von 3,98 km. Das wirtschaftliche Ergebnis dieses- 
Unternehmens war von Anfang an kein günstiges. Hamburg hat aus 
dem Pachtverhältnis nur eine mäßige Verzinsung seines Anlagekapitals, 
in den Jahren 1881/82 außer der Pacht einen Anteil am Betriebsüber¬ 
schuß von nur 11160 und 5419 M erzielt. Gleichwohl schien es ihm aus 
denselben Gründen, die derzeit für den staatsseitigen Ausbau der Strecke 
maßgebend waren, nicht erwünscht, das Eigentum an dem Unternehmen 
abzutreten. Preußen hatte ein bei weitem geringeres Interesse an dem 
Erwerb des Unternehmens als an der Vereinbarung eines festen, von 
dem jeweiligen Reinertrag unabhängigen Pachtbetrages zur Verein¬ 
fachung der gegenseitigen Abrechnung. Unter diesen Umständen kam 
man dahin überein, daß Preußen in das Rechtsverhältnis eintreten sollte, 
das zwischen Hamburg und der Berlin-Hamburger Gesellschaft auf 
Grund des Vertrages vom 2. November 1882 geschaffen worden war, 
jedoch mit der Abänderung, daß an Stelle der einjährigen fortab eine 
zweijährige Kündigungsfrist treten und an Stelle der bisherigen Ent- 
schädigungsbeträge ein fester jährlicher Pachtbetrag ‘von 86 000 Jt zu 
zahlen sein sollte. 

« 

E. DieKaigleise. 

Die Kaigleise trugen ihrer ganzen Zweckbestimmung nach rein 
örtlichen Charakter, bildeten einen wesentlichen Bestandteil der ham-' 
burgischen Hafenanlagen und waren mit den örtlichen und den Schiff¬ 
fahrtsinteressen Hamburgs so eng verknüpft, daß Hamburg die bislang 
bestandenen, durch die Erfahrung bewährten Einrichtungen hier beizu¬ 
behalten wünschte. Da preußischerseits Bedenken hiergegen nicht be¬ 
standen, so erschien der unveränderte Eintritt Preußens in den mit 
der Berlin-Hamburger Gesellschaft geschlossenen Betriebsvertrag am 
zweckmäßigsten. Dabei wurde ausdrücklich vereinbart, daß die Ver¬ 
waltung der Gleise, die zu den Kai- und Hafenanlagen, den bestehenden 
sowohl wie den künftig anzulegenden, gehörten, dem Hamburgischen 
Staate Vorbehalten bleiben sollte. 

I * 

Am 1. Juli 1884 übernahm die Preußische Regierung die Verwal¬ 
tung und den Betrieb der Berlin-Hamburger Strecke auf Grund des 
preußischen Gesetzes vom 17. Mai 1884, betreffend den weiteren Erwerb 
von Eisenbahnen für den Staat und errichtete zu diesem Zweck zunächst 
in Hamburg eine besondere Königliche Direktion, die indes auf Grund 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 46. 
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des Allerhöchsten Erlasses vom 9. März 1885 (G. S. S. 62) am 1. April 
1S85 aufgelöst wurde. Seitdem unterstehen die preußischen Eisenbahnen 
innerhalb des hamburgischen Staatsgebietes der Eisenbahndirektion 
zu Altona. 
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Dreißig Jahre russischer Eisenbahnpolitik 

und deren wirtschaftliche Rückwirkung. 

Von 

Dr. Mertens, Geh. Reg.-Rat. 

(Nebst einer Karte.) 

(Fortsetzung.)') 


XXVI 

Ein ganz besondere bedeutsames Kapitel in der wirtschaftlichen Ent¬ 
wicklung Bußlands seit 1905 stellt die Einführung der Agrarreform dar. 
Ist der Zusammenhang mit der Eisenbahnpolitik des Landes auch nacht 
überall ohne weiteres erkennbar, so besteht er gleichwohl für sehr aus¬ 
gedehnte Gebiete. Man denke nur an Westsibirien, Mittelasien usw., wo 
eine Ausnutzung des vorhandenen freien Landes erst möglich geworden ist, 
nachdem Eisenbahnen es dem Verkehr erschlossen haben und eine ziel¬ 
bewußte Tarifpolitik, die den Anforderungen der wirtschaftlichen Betätigung 
und dem Absatz der Erzeugnisse Rechnung trug, dem Handelsverkehr 
den Weg ebnete. Durch diese tarifarischen Maßnahmen wurde nicht nur 
die Produktion in jenen entfernten Besitzungen ermöglicht, sondern es 
wurde, was mindestens ebenso wichtig war, dem konsumierenden europäi¬ 
schen Rußland die Möglichkeit geschaffen, aus dem asiatischen Rußland 
wichtige Bedarfsartikel zu beziehen (z. B. Baumwolle). Ursache und Wir¬ 
kung berühren sich hier unmittelbar, deswegen sind diese Eisenbahntarif¬ 
fragen und deren glückliche Regelung für die Entwicklung der Landesteile 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 663. Die zugehörige Karte der 
rassischen Eisenbahnen, Zustand 1914, befindet sich im Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen 1917, hinter S. 626. 

Die Fortsetzung des Aufsatzes ist dadurch verzögert, daß der Verfasser 
längere Zelt dienstlich im den besetzten Gebieten tätig gewesen ist. 

Die Redaktion. 
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und namentlich deren Produktion — auf der einen Seite der Rohstoffe, auf 
der anderen der verarbeitenden Industrie — von ganz außerordentlicher Be¬ 
deutung. Werden hier weit abliegende Gebiete einander näher gebracht, so 
zeigt sich im europäischen Rußland der Zusammenhang namentlich in 
seinen Rückwirkungen auf die Entwicklung der Industrie, die die ver¬ 
hältnismäßig hohen Ansprüche auf Lieferung von landwirtschaftlichen 
Maschinen nur mit Hilfe der Dienste der Eisenbahnen und einer gesunden 
Eisenbahntarifpolitik zu erfüllen vermochte. Auch wenn dieser Zu¬ 
sammenhang nicht so ohne weiteres erkennbar wäre, müßte auf die 
Agrarreform eingegangen werden, weil die Rückwirkung auf die wirt¬ 
schaftliche Entwicklung dies Landes eine ganz außerordentlich große ist 
Es läßt sich Rußland nach der Revolution von 1905 ohne Agrarreform 
kaum mehr recht denken, so tiefeinschneidend sind die Wirkungen ge¬ 
wesen. Dabei hat der Minister Stolypin in erster Reihe gar nicht die 
wirtschaftlichen Rückwirkungen im Auge gehabt, vielmehr war sein Ziel 
in erster Linie ein politisches. Der Krieg mit Japan und die Revolution 
von 1905 hatten das Gefüge des Landes so tief erschüttert, daß der 
Minister es als notwendig erkannte, die staatserhaltenden Kräfte im 
Volke zu stärken. Als solche kamen vor allem die Bauern in Frage und 
unter diesen wiederum in vorderster Reihe die besitzenden, weil sie das 
Verlangen haben müssen, daß Haus und Hof in Ruhe sich entwickeln 
und mit ihnen der landwirtschaftliche Betrieb ungestörten Fortgang 
nehmen kann. War das zutreffend, so ergab sich leicht, daß eine Hebung 
und Mehrung dieser Klasse von Untertanen däs ruhige Element im 
Lande stärken und damit der Staatsregierung eine sehr wirksame Unter¬ 
stützung bei Aufrechterhaltung der Ordnung und der ungestörten wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung bieten würde. Obgleich nun die Agrarreform 
noch lange nicht zum Abschluß gekommen ist — der Zeitpunkt wäre erst 
eingetreten, wenn das zur Verfügung des Staates stehende Land 
unter der landlosen Bevölkerung zur Aufteilung und wirtschaftliche 
Besserungen, die die „Landeinrichtung“ (semleustroistwo) mit sich 
bringt, zur Durchführung gekommen wären — so haben gleichwohl sich 
die Folgen der eingeleiteten und geförderten Agrarreform schon fühlbar 
gemacht. Namentlich auch in der Richtung, daß die anfängliche Zurück¬ 
haltung der Bauernschaft, den Gemeindebesitz, diese eigenartige russi¬ 
sche Besitzform an dem Grund und Boden, aufzugeben, verhältnismäßig 
bald schwand. Am 5. November 1905 erschien das Gesetz über die 
Agrarreform im Ressort Stolypins. Als dieser dann bald daraT^J Minister¬ 
präsident geworden und damit sein Einfluß auf die Führung der ge¬ 
samten Staatsgeschäfte erheblich gewachsen war, schritt- auch die Agrar¬ 
reform schnell vorwärts. Die praktische Durchführung des Gesetzes fiel 
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dem ^Minister Kriwoschein zu, eine Aufgabe, die er glänzend förderte, 
solange er die Geschäfte des Ministeriums leitete. Es kann aber auch nicht 
übersehen werden, daß der ganze Aufbau der Agrargesetzgebung es nur 
scheinbar dem freiwilligen Entschluß des einzelnen Wirtes überläßt, ob 
er an der Aufrechterhaltung des Gemeindebesitzes festhalten will oder 
nicht. Tatsächlich enthält die Agrargesetzgebung jener Zeit, bei aller 
Berücksichtigung der geschichtlichen Entwicklung des bäuerlichen Ge¬ 
wohnheitsrechts, eine so reichliche Dosis Zwang, daß das durch die 
Agrarreform erstrebte Ziel der Auf- und Ablösung der bestehenden Form 
des Besitzes der Gemeinden mit ihrem wesentlichsten Teile, dem gemein¬ 
samen Besitze an dem Dorflande, in absehbarer Zeit unausbleiblich ein- 
treten mußte. Das war ja aber auch der außerordentlich gesunde Ge¬ 
danke, der auf wirtschaftlichem Gebiete mit Durchführung der Agrar¬ 
reform zum Ausdruck kommen sollte und, soweit die Reform bisher durch¬ 
geführt werden konnte, auch zum Ausdruck gekommen ist. Der Ge¬ 
meindebesitz ist überall da^wo die Agrarreform eingeführt worden ist, 
gefallen, mußte als Voraussetzung für diese fallen. Es ist ja schon oft 
genug über die verheerende Wirkung, die der Gemeindebesitz auf die 
Betätigung des Einzelnen bei der Bearbeitung und Ausnutzung des ihm 
von der Dorfgemeinde zugeteilten Landanteils ausübt, gesprochen wor¬ 
den, es ist daher auch weiten Kreisen bekannt, 

daß diese zersetzende Wirkung vor allem ihren Grund in der 
häufigen Umteilung des Dorfgemedndelandes unter die Gemeindemit¬ 
glieder hat; 

daß infolgedessen das Interesse, ja die Liebe, mit der das Land be¬ 
sorgt werden muß, nicht vorhanden sein kann, weil die stete Gefahr 
besteht, daß alle verwandte Mühe bei der nächsteü Landumteilung dem 
Nachbarn mühelos in den Schoß fallen würde; 

daß eine Haftpflicht des Dorfes, als Einheit, für den Eingang der 
Steuern besteht, somit der Einzelne keinerlei schlimme Folgen zu be¬ 
fürchten hat, falls er seine Verpflichtungen dem Staate gegenüber nicht 
erfüllt; 

daß die Notwendigkeit, jedem Gemeindemitglied ein gleich gutes 
Land zuzuteilen, die Dorfgemeinde zwang, das verfügbare Land in viele 
kleine Stücke zu zerlegen 1 ), was zur Folge hatte, daß die einzelne 
Parzelle so klein — in der Regel lang und außerordentlich schmal (häufig 


‘) Der Bote für Finanzen, Industrie und Handel 1916, Heft 3, S. 90, führt aus, 
daß schon im Jahre 1913 festgestollt werden konnte, daß von den sämtlichen neu¬ 
geschaffenen Eigentümern 75% ihr Land zusammenhängend an einer Stelle be- 
saßen, während vorher, d. h. bis zur „Einführung der Agrarreform bei 76 % der 
Landanteil in 6—100, ja sogar noch mehr Stücke zerfiel“. 
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kaum 2 m) — wurde, daß eine Bearbeitung mit den größten Schwierig¬ 
keiten verbunden war; 

daß die Folge dieser Zerstückelung eine ungenügende Bearbeitung 
sein mußte und ebenso, daß hierdurch wiederum die Erträgnisse un¬ 
günstig beeinflußt werden mußten, ergibt sich von selbst; 

daß die aus vielen kleinen Stücken bestehende Parzelle an vielen, 
häufig weit voneinander liegenden Stellen im Felde verteilt waren. „Bis 
zur Einführung der Agrarreform lagen die Land an teilte von 75 % der 
Besitzer mehr als eine Werst (= 1067 m) von der Wohnung entfernt, 
wobei über 33 % mehr als 5 Werst zu ihren Feldern zurückzulegen hatten, 
nach der Einführung der Agrarreform hatten dagegen mehr als 50 % 
der Bauern Land auf weniger als eine Werst Entfernung erhalten.“ 1 ) 

Dazu trat aber noch der weitere Umstand, daß die einzelnen Anteile 
an dem Gemeindebesitze im Laufe der Jahre immer kleiner wurden. So 

'S, 

wird in einer ausführlichen amtlichen Untersuchung*) festgestellt, daß 
infolge des Anwachsens der Zahl der berechtigten Gemeindeangehörigen 
die Landzuteilung immer mehr eingeschränkt werden mußte, so daß, 
während ein solcher Landanteil an der nadjelnaja semlja*) 1861 durch¬ 
schnittlich 5,i Deßjatinen (= 5,e ha) betrug, 1880 auf 3,8 Deßj. (= 4,2 ha) 
und 1900 bereits auf 2,7 Deßj. (= 3,o ha) zurückgegangen war. 

Mit dieser Form des Besitzrechts an dem nadjel hängen noch 
vielerlei andere Folgen zusammen, die an Stelle der beabsichtigten _ 
gleichen Behandlung der von der Leibeigenschaft befreiten Bauern 
eine sehr erhebliche Ungleichmäßigkeit allmählich entstehen ließen. So 
ist z. B. für das Gouvernement Kursk 4 ) festgeetellt worden, daß die so 
oft und mit Hecht beklagte Längenausdehnung dar einzelnen Anteile 
bei kleinen (bis zu 10 Höfen) Dörfern zweimal geringer ist, als das bei 
großen (bis zu 325 Höfen) Dörfern der Fall ist, ferner findet bei den 
kleinen Dörfern eine Umsiedlung 3,omäl seltener statt und ist die Zahl 

*) Bote für Finanzen uew. 1916, Heft 27, Seite 6 ff. 

*) Statistische Nachrichten 'zur Landfrage im europäischen Bußland. 
Herausgegeben vom Ministerium für Landwirtschaft Petersburg 1906. 

*) Nadjel = Landanteil ist die einem Bauern bei Aufhebung der Leib¬ 
eigenschaft (1861) zugewdesene Landparzelle (Landanteil). Dieser Anteil 
untersteht einem besonderen Becht, da er nicht in das Eigentum eines Bauern 
übergeht, sondern dem Hof oder Gesinde, der Familie gehört. Das älteste Glied- 
der Familie allein hat das Verfügungsrecht über die Ausnutzung des nadjel 
oder der nadjelnaja semljä. 

*) Eine Etappe zur wirtschaftlichen Gesundung des Dorfes (Odin is 
etappow k ekononiitscheskomü osdorowleniju derewni.) Bote für Finanzen usw. 
1906, Heft 28, S. 39. 
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der wirtlos gewordenen Höfe 5,6 mal und der pferdelosen Höfe 4 mal ge- 
ringer, als das bei größeren Dörfern beobachtet werden kann. 

Für das Gouvernement Woronesh findet unsere Quelle, daß in 
den kleinen (bie zu 50 Höfen), mit wenig Land ausgestatteten Ge¬ 
meinden, in denen die Gesinde weniger als 5 Deßjfttinen (= 5,5 ha) Land 
haben, 8 % überhaupt kein Land hatten, 20 % ohne Vieh und 40 % ohne 
Pferde waren. Noch schlimmer ijraren die Verhältnisse bei den großen 
Gemeinden — über 1000 Gesinde mit über 15 Deßjätinen (= 16,4 ha) 
Land —, hier waren 22,2 % Höfe ohne Vieh und 42 % ohne Pferde. Das 
alles sind sehr ungünstige Verhältnisse und ist gar nicht recht zu ver¬ 
stehen, wie ein Bauernhof von mehr als 160 Morgen Land dieses ohne 
die Arbeitskraft von Pferden bestellen kann. Zu diesen ungünstigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse treten dann ferner noch die bösen gesund¬ 
heitlichen Zustände und die große Feuergefährlichkeit, die beide eine 
Folge des engen Zusammenwohnens sind, wie es der Bau des russischen 
Dorfes mit sich bringt 

Alle diese Verhältnisse drängten mächtig zu grundlegenden Ände¬ 
rungen, wenn es gelingen sollte, das gesteckte Ziel zu erreichen. Bei 
den Erhebungen 1 ), die unter den Bauern selbst angestellt wurden, ist mit 
ihnen auch die Frage der notwendigen Größe des zuzuteilenden Grund 
und Bodens erörtert worden, und dabei hat sich bei vielen Ver¬ 
handlungen herausgestllt, daß die Bauern die Ansicht vertraten, 
daß die ursprünglich, d. h. bei Aufhebung der Leibeigenschaft ihnen 
zugedachten 5 Deßjätinen an und für sich ausreichen würden, 
falls nur die sonstigen Voraussetzungen vorhanden wären, die 
eine Anpassung an die neuzeitlichen Verhältnisse gestatteten. Dazu 
zählen diese Vertreter der Bauernschaft, daß den Bauern die Mög¬ 
lichkeit der Erlangung einer Schulbildung gegeben wird, die sie in den 
Stand setzt, die Errungenschaften in der Technik der Bodenbearbeitung, 
der Düngung, der Verwendung vollkommener Geräte und Maschinen für 
sich auszunutzen*). Namentlich legen sie aber Wert auf eine ungestörte 

1 ) Bedeutung der Landknappheit nach dem Urteil der Bauern (ßnatsche- 
nije malosemelja po otaywam kreetjan). Bote für Finanzen usw. 1906, Heft 19, 
Seiten 212 ff. 

*) Das sind Fortschritte, die sehr hoch eingeschätzt zu werden verdienen. 
Noch im Jahre 1892 berichtet Jermolow, der nschherige Minister für Land¬ 
wirtschaft, in seinem vielgelesenen und oft als Quelle angezogenen Buche: 
Mißernte und Armut des Volkes (Neurashai i narodnoje bjedstwije), daß die 
Bauern in den besten Teilen des europäischen Bußlands nicht dazu zu bewegen 
gewesen sind,'Stalldung auf das Feld zu führen. Das wäre eine Schande. Aber 
warum soll das auch geschehen, denn alles stammt „von Gott", auch „erzeugt 
nicht die Erde, sondern der Himmel“ und „mehr als Gott wirst du nicht zu- 
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Ordnung im Lande, um vorwärts zu kommen. Auch sind die Vertreter 
dieser Auffassung der Sachlage der Meinung, daß der Widerstand der 
meisten. (Bauern gegen Änderungen und Neuschaffungen, die Verbesse¬ 
rungen im Gefolge hätten, seine Erklärung in der außerordentlich ge¬ 
ringen Bildung der Bauern findet. Wenn ihnen die Möglichkeit gegeben 
werden würde, selbst lesen und das Gelesene selbst ausversuchen zu 
können, würde der Weg zu großen Fortschritten offen gelegt sein. Wenn 
diese Voraussetzungen erfüllt werden würden, so wäre der Landanteil 
von 5 Peßjätinen ausreichend. 

Das ist aber natürlich nicht das einstimmige Urteil der zu Rate 
gezogenen Bauern, vielmehr beharst ein großer Teil darauf, daß tatsäch¬ 
lich zu wenig Land den Bauern zur Verfügung steht, um alles das 
herauszuwirtschaften, was von ihnen an Abgaben und Lasten verlangt 
wird. Daneben bleibt aber als Grund für die schnell nieder¬ 
gehende Landwirtschaft bestehen, daß das Land in seiner Be¬ 
arbeitung und Pflege von den Bauern vernachlässigt worden ist. 
Nimmt man dazu die Erkenntnis vieler Bauern, daß ihnen die 
nötigen Kenntnisse fehlen, um es besser zu machen, die ihnen nur die 
Elementarschule und die landwirtschaftliche Fachschule (Lehrfarmen) 
geben kann, so hat man die Elemente beisammen, um dem Cbel auf den 
Leib zu rücken. 

Die Regierung zog hieraus vor allem den Schluß, daß 
die Bauern zu Eigentümern des ihnen zugeteilten Landanteils (nadjel) 
gemacht, daß die einzelnen Bauernhöfe so reichlich mit 
Land ausgestattet werden müssen, daß ihre wirtschaftliche Existenz 
sielmrgestellt ist und endlich, daß neben diesen wichtigen Vorgängen 

standebringen“, daher „vertraue auf Gott und tue das deine“. „Unter solchen 
Umständen“, so fährt Jermolow fort, „ist die Erörterung der Frage nach einer 
Hebung der bäuerlichen Wirtschaft, über die Steigerung ihrer Ertragfähigkeit, 
über den Schutz der bäuerlichen Bevölkerung vor den vernichtenden Folgen 
einer Mißernte natürlich außerordentlich schwer und mühselig und kann 
nur im Laufe vieler Jahre ausgetragen werden.“ Hält man das der 
Auffassung gegenüber, wie sie die befragten Bauern 1906 zum Ausdruck 
gebracht haben, so muß man zugestehen, daß die fast 25 Jahre, die inzwischen 
dahingegangen, von der Regierung nicht ungenützt gelassen worden sind. Eis 
sind Fortschritte zu verzeichnen, die zweifellos zeigen, daß der russische Bauer 
zur Einsicht, gekommen ist, daß gute Ernten nur erzielt werden können, wenn, 
das, was die Natur dem einzelnen Lande oder Volke bietet, nach Kräften aus¬ 
genützt und gefördert wird. Dieses Ziel wollte Jermolow erreichen durch 
Schaffung von Lehrfarmen, damit die Bauern vor all-eni durch ddn Augenschein 
belehrt werden können. Die Saat, die Jermolow gesät, ist offenbar nicht auf 
uufnichtbaren Boden gefallen. 
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als dritter die Durchführung der „Landeinrichtung“ (semleustroistwo) 
einhergehen und durchgeführt werden müsse. Die Landeinrichtung, 
das heißt die Anbahnung der qualitativen Verbesserung der Methoden 
der bäuerlichen Landbearbeitung, die Zusammenlegung der Gemeinde- 
ländereien in geschlossene, lebensfähige Einzelhöfe und Güter unter 
Gewährung des Eigentumsrechts an die einzelnen Besitzer, diese Re¬ 
form brachte es dann allerdings mit sich, daß das vorhandene Land der 
Dorfgemeinden an vielen «Stellen aufgefüllt werden mußte, um solche 
Einzelhöfe zu schaffen. Auch die Zusammenlegung brachte es 
mit sich, daß neues Land mit zur Verteilung herangezogen werden 
mußte. Diese Zuteilung weiterer zu den vorhandenen, im Besitze der 
Dorfgemeinde befindlichen Ländereien konnte mit Hilfe verfügbarer 
Domänenländereien ausgeführt werden. Dieses Vorgehen der Regierung 
hatte schnell die erwünschte Wirkung, denn, wie die Denkschrift des 
Ministers Kriwoschein angibt, gingen in wenigen Jahren von über 
4 Millionen Bauernhöfen, d. h. von einem Drittel des ganzen bäuerlichen 
Rußlands, Gesuche um Vermessung des Landes und Zuteilung zu Einzelbe¬ 
sitzungen ein. Deutlich läßt sich hieraus erkennen, wie richtig die Bauern¬ 
schaft die außerordentlich große Bedeutung, die die Agrarreform für die 
gesunde Entwicklung der Bauernschaft brachte, eingeschätzt hat. Auch 
die Regierung ließ es nicht an dem nötigen Eifer fehlen, möglichst bald 
in der Praxis zu zeigen, welch einen gewaltigen Fortschritt die Agrar¬ 
reform verkörpert. Schon zum Schluß des Jahres 1913 waren 2,5 Mill. 
Bauernhöfe mit 123 Mill. Deßjätinen (25 ,i Mill. ha) vermessen, davon 
endgültig von den Bauern angenommen die Arbeiten für 2 Millionen Höfe 
mit einer Fläche von 17 ,i (= 18,7 ha) Mill. Deßjätinen. Neben der 
Schaffung dieser Vorbedingung für die Durchführung der „Landeinrich¬ 
tung“ ging die Förderung dieser selbst rüstig vorwärts. Um das Ergebnis 
des fünfjährigen Arbeitsabschnittes (1909—13) festzustellen, sind auf 
ministerielle Anordnung Stichproben vorgenommen worden, weil sämt¬ 
liche inzwischen entstandenen Bauernhöfe nachzuprüfen unmöglich war. 
Es wurden 26 000 Höfe geprüft und dabei festgestellt, „daß überall die 
Pacht- und Verkaufspreise für Hof- und Parzellenland, im Vergleich zu 
dem unvermeesenen Land, gestiegen sind; 

daß die Kulturfläche auf Kosten der in der Gemeinwirtschaft unbe¬ 
arbeitet verbliebenen Stücke gewachsen ist; 

daß der Futterkräuterbau, ebenso die künstliche Düngung und die 
verbesserte Fruchtfolge um das Vierfache zugenommen hat; 

daß infolge dessen die Ernteerträge in den Jahren 1912 und 1913 in 
den Wirtschaften, die unter dem Einfluß der Landeinrichtung geführt 
worden waren, höhere waren, als in den in den Dorfgemeinschaften noch 
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verbliebenen Wirtschaften. Ja — daß nicht selten die Ernte reicher aus¬ 
gefallen war, als von den Ländereien der umliegenden Privatbesitzer; 

daß 40 % der Bauernwirte auf ihren Grundstücken bereits Melio¬ 
rationen vorgenommen haben, deren Wert für einen Hof im Durchschnitt 
53 Rbl. beträgt; 

daß der allgemeine Wert der Baulichkeiten und des Inventars um 
27,7 % gestiegen ist; 

daß unter den selbständig gewordenen Bauern die Beteiligung an ge¬ 
nossenschaftlichen Unternehmungen um das Vierfache angewachsen ist; 

daß der Staat eine Beihilfe in Geld von etwa 25 % geleistet hat, und 
daß nur 2,3 % in nichtrückzahlbaren Beträgen bestand. Diese Beihilfe 
wurde geleistet zur Tragiung der Kosten Jür die Überführung und den 
Wiederaufbau der Baulichkeit an anderer Stelle und für Verbesserungen 
bei dieser Gelegenheit. Zusammen erforderte dies durchschnittlich 238 Rbl., 
die Beihilfe betrug durchschnittlich 105 Rbl. oder 44 ,i %.“*) 

Dieses Ergebnis könnte natürlich nur als sehr befriedigend gebucht 
werden. 

Allerdings häuften sich die Aufgaben, die zu einer Lösung drängten, 
ganz gewaltig. 2 ) Die Neuvermessung und die Zusammenlegung der ver¬ 
fügbaren Ländereien waren zweifellos eine sehr große Aufgabe, aber sie 
waren'doch nur der Anfang. Sollte wirklich etwas Nachhaltiges erreicht 
werden, dann mußte vor allem den Bauern selbst die Überzeugung von der 
Wichtigkeit, der Notwendigkeit und dem Nutzen der Regierungsmaßnahmen 
beigebracht werden. Es war also eine große Aufklärungsarbeit nicht zu 
vermeiden. Diese wurde, dem Stande der bäuerlichen Bildung angepaßt, 
durch Anschauungsunterricht wirksam erläutert. 

Es wurden in den fraglichen Gouvernements Versuchsfarmen ange¬ 
legt, in denen den Bauern zunächst in einfachster Form die notwendigen 
Änderungen in der bisher beobachteten Bodenbearbeitung erläutert und 
ihnen äm Erfolge des Ernteergebnisses die Wichtigkeit der unerläßlichen Ver¬ 
besserungen klar gemacht. Die Bauern wurden so praktisch darüber be¬ 
lehrt, wie sie durch sachgemäße Bearbeitung ihres Eigentums dessen 


1 ) Siehe auch: a) Zur wirtschaftlichen Emanzipation der Bauernschaft 
(K ekonomitscheekoi emanzipaii krestjanstwa). Torgowo-Prom. Gaseta 1918, 
Nr. 134; b) Untersuchung von bäuerlichen Einzelwirtschaften (Obsljedowanije 
jedinolitschnych krestjanskich choejäistw). Bote für Finanzen uew. 1916, 
Heft 27, Seite 6 ff. 

*) Siehe auch: Prof. G. Sehwittau, Die grundlegende Voraussetzung der 
bevorstehenden Bauernreform (osnownyja poloshenija predstojaschtschei 
«emelnoi reformy). Torgowo-prom. Gaseta 1917, Nr. 187 u. 188. 
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Ertrag immer mehr zu erhöhen vermögen. Ferner wurde eine reichliche 
Anzahl niedrigster Lehranstalten ins Leben gerufen, die sich in Sonder¬ 
heit mit der Ausbildung in landwirtschaftlichen Fragen zu beschäftigen 
hatten. 

Daneben «sind für die einzelnen Bezirke Agronomen, Instrukteure und 
Meister eingestellt worden, die gleichfalls die Aufgabe hatten, die unerläßlich 
notwendigen Fortschritte durch Beispiel und Überredung erstrebenswert 
zu machen und den Bauern zu helfen, sie praktisch anzuwenden. 

Ein weiteres Stadium -für die Ausbildung der bäuerlichen Besitzer 
stellen die Versuchsanstalten dar, die für fortgeschrittene Eigentümer 
schon ein gewisses wissenschaftliches Gebiet betreten. 

Ebenso sollen besonders auch die landwirtschaftlichen Betriebe, wie 
Wiesen-, Gemüse-, Garten- und Weinbau, neben dem Ackerbau, gefördert 
werden. Endlich wird der Verbreitung besserer Geräte, größerer Sorg¬ 
falt der Viehzucht, dem Molkereibetriebe usw. ganz besondere Beachtung 
gewidmet und dem Bauern eine zutreffende Beurteilung der Bedeutung 
aller dieser Dinge beizubringen, keine Mühe unterlassen. Es sollen auf 
diesem Wege der alte Raubbau ausgerottet, an Stelle des untauglichen 
Hakenpfluges vollkommenere Geräte gesetzt und die bäuerliche Bevölke¬ 
rung darüber belehrt werden, daß man dem Boden nicht nur jahraus jahr¬ 
ein Ernten ahgewinnen darf,- sondern daß ihm als Ersatz auch geeignete 
Nahrung zugeführt werden muß. 

Gelingt es, auf dem eingeschlagenen Wege die Bauernschaft über 
die wichtigsten Dinge, die bei ihren Betrieben in Frage kommen, wirk¬ 
sam zu belehren, so ist das Werk der Agrarreform (Landeinrichtung) auf 
einen festen Boden gestellt, immer vorausgesetzt, daß es konsequent 
yreiter fortgeführt wird und nicht als Rumpf, wie das in Rußland so 
häufig geschieht, verkümmert. Vor Ausbruch des Krieges schritt die 
Agrarreform, unterstützt durch alle diese Maßnahmen der Regierung, 
rüstig vorwärts. Dazu kam der sichtliche Erfolg bei den Bauernwirt¬ 
schaften, die sich die vervollkommnete Methode zunutze gemacht hatten. 
So kam es verhältnismäßig schnell, daß der Bedarf nicht nur an land¬ 
wirtschaftlichen Maschinen außerordentlich schnell wuchs, sondern auch 
die Nachfrage nach besonders gut gereinigtem und sorgfältig ausge- 
wähltem Saatgut sehr großen Umfang annahm. Ist schon das Verwenden 
von Maschinen ein sehr erfreulicher Fortschritt, denn der ganz besonders 
konservative russische Bauer verläßt sein primitives Geräte schwer, so 
muß die Erkenntnis davon, daß auf die Auswahl des Saatgutes besonderer 
Wert gelegt werden muß, um wertvolles Korn zu ernten, noch viel höher 
eingeschätzt werden, weil dabei ganz fremde Vorstellungskreise des 
bäuerlichen Einechätzungsvermögens mobil gemacht werden mußten. Und 
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dennoch ist es in sehr großem Umfange geschehen. Es trat ferner die 
Verwendung von künstlichem Dünger hinzu. Die Nachfrage wuchs hier 
nicht langsam fortschreitend, sondern ganz sprunghaft und in solchem 
Umfange, daß die russische Industrie nicht folgen konnte. 1 ) Das bedeutet 
an und für sich nicht allzuviel, denn die russische Industrie befindet sich 
überhaupt noch in der ersten Entwicklung. Da kann es nicht auffallen, 
daß sie keine erheblichen Anstrengungen gemacht hat, Düngemittel her¬ 
zustellen auf die Gefahr hin, die Erzeugnisse nicht absetzen zu können. 
Aber die Voraussetzungen für die Herstellung von Düngemitteln sind 
ausgiebig vorhanden, so daß die Nachfrage der Landwirtschaft, die mit 
der weiteren Durchführung der Agrarreform immer größeren Umfang 
annehmen muß, gewiß . auch befriedigt werden kann. Aus dieser Be¬ 
trachtung ergibt sich deutlich die Rückwirkung der Agrarreform auf das 
übrige wirtschaftliche Leben und zusammenhängend hiermit auch auf das 
Verkehrswesen, das zur Befriedigung des inneren Bedarfs immer 
größeren Ansprüchen genügen muß. Ja es darf wohl an dieser Stelle 
darauf hingewiesen werden, daß ein Fortschreiten zum Nutzen des Landes 
nur denkbar ist, wenn die Eisenbahn, insonderheit die Eisenbahntarif¬ 
politik den Forderungen der Zeit gerecht zu werden vermag. Nur wenn 
cs gelingt, die Rohstoffe billig zu bewegen und dadurch die Herstellung 
z. B. der Düngemittel zum Wettbewerb mit ausländischen Erzeugnissen 
wohlfeil zu liefern und die Düngemittel billig an die Verbrauchsstellen 
zu schaffen, erst dann wird es den staatlichen Stellen für die Durch¬ 
führung der Agrarreform gelingen, den großen Fortschritt, der in der 
reichlichen Verwendung von Düngemitteln liegt, auch sicherzustellen. 

Nun haben die Bauern verhältnismäßig schnell die Vorteile erfaßt, 
die ihnen aus der besseren Beackerung, der Verwendung tadellosen Saat¬ 
guts erwachsen sind, und sind nunmehr noch einen Schritt weiter ge¬ 
gangen und lassen es sich angelegen sein, das geerntete Getreide sorg¬ 
fältig zu säubern, was ihnen früher gänzlich fern lag. Im Gegenteil, es 
bestand die Gepflogenheit, möglichst viel nicht zum Getreide gehöriges 
diesem beizumengen, um das Gewicht zu erhöhen. Solche Fortschritte in 

') Siehe auch Archiv für Eisenbahnwesen 1918, Seite 460. — Ferner führt 
die Denkschrift des Ministers Kriwoschein, Seite 30, hierzu noch besonders 
an, „daß die Produktion in Rußland von 13,5 Mill. Pud (= 221132 t) 1908 auf 
30 Mill. Pud (= 491400 t) 1912 stieg. Trotzdem vermochte der innere Markt 
nicht die Nachfrage der Landwirtschaft zu befriedigen, und die Einfuhr 
künstlicher Düngemittel aus dem Auslande wuchs: von 9,4 Mill. Pud 
(=153 972 t) 1908 auf 26 Mill. Pud (=425 880t) 1912. Der Gesamtverbrauch 
an künstlichen Düngemitteln erreichte demnach 1912 56 Mill. Pud (=917 280 t) 
und stieg in 5 Jahren fast um das Dreifache.*' 
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der Agrarreform können berufen sein, der russischen Landwirtschaft und 
damit dem Lande selbst ganz neue und gewaltige Kraftquellen zu er¬ 
schließen. Nicht nur werden die mit Hilfe der Agrarreform selbständig 
gewordenen Bauern die eingeleiteten Verbesserungen beibehalten, son¬ 
dern auch weitere Kreise der ländlichen ackerbautreibenden Bevölkerung 
werden zu ihnen greifen, um sich die gleichen Vorteile zu sichern. Das 
wäre für Rußland; ein unermeßlicher Gewinn, denn es würde sich der 
Übergang zu einer intensiveren Äckerkultur anbahnen, ein Fortschritt, 
der dem Lande Milliarden von Rubeln wert wäre. 

Ein Nebenerfolg wurde bei der Anlage von Einzelhöfen und bei 
Auseinanderlegung der bisherigen Dörfer erzielt, durch die zwangsweise 
Einführung der feuerfesten Bauten, mindestens der feuerfesten Ein¬ 
dockung der Häuser. Es konnte diese segensreiche Maßnahme ohne allzu¬ 
große Belastung dee Einzelnen durchgeführt werden, weil ein sehr be¬ 
trächtlicher Teil der Bauernhöfe, abgetragen und an anderer Stelle wieder 
errichtet werden mußte, um der zugeteilten Landparzelle näher zu sein. 
Bei dieser Gelegenheit war es dann nicht allzu drückend, die feuerfeste 
Eindeckung der Gebäude durchzuführen, um so mehr, als die Regierung 
an dem Tragen der Kosten sich wirksam beteiligte. Ferner wurde 
die Feuergefährlichkeit der bestehenden Dörfer auch dadurch 
wesentlich herabgedrückt, daß die einzelnen, im Dorf ver¬ 
bleibenden Hofanlagen weiter voneinander abgerückt wurden, 
weil zwischen ihnen größere Lücken entstanden. Was das bedeutet, 
läßt sich beurteilen, wenn man erfährt, daß durch Dorfbrände in dem 
Jahrfünft 1906—10 500 Mill. Rbl. Verluste an Baulichkeiten entstanden 
sind, daß eine Million Höfe verbrannten und daß im Durchschnitt das 
ganze dörfliche Rußland in 50 Jahren völlig niederbrennt. Das ist zur¬ 
zeit vor allem die Folge der Stroheindeckung der Häuser. 

Alle diese Erfolge müssen sehr hoch eingeschätzt werden, weil 
sie nicht nur aufbauend, neue Werte zu schaffen, sondern auch vor¬ 
bauend, Verluste abzuwenden, bestimmt sind. Erreicht konnte das nur 
werden, weil die Staatsregierung — der Minister Kriwoschein — mit außer¬ 
ordentlichem Geschick durch einen großangelegten „Anschauungsunter¬ 
richt“ weite Kreise der Bauernschaft von dem Nutzen und dem großen 
wirtschaftlichen Vorteil zu überzeugen vermocht hat. 

Hm da« Ergebnis der Tätigkeit der Hauptverwaltung für Agrarreform 
und Landeinrichtung auch zahlenmäßig, soweit das Land und die Anzahl 
der Bauernhöfe in Betracht kommen,- beurteilen zu können, mögen hier 
einige Angaben folgen, die der Finanzminister bei der Aufstellung des 
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Budgets 1917 gebracht hat 1 ). Daraus erfährt man, daß es möglich ge¬ 
worden ist, die nachverzeichneten Ergebnisse zu erzielen. 


Im 

Jahre 

Anzahl der 
Bauernhöfe, die 
den Antrag wegen 
der Landeinteilung 
gestellt haben 

Beendet wurden die vor¬ 
bereitenden Arbeiten für 
die Landeinteilung 

Von der Bevölkerung 
wurden die abgesteckten 
Parzellen angenommen 

Anzahl der 
Bauernhöfe 

Fläche in 
Deßjätinen 

Anzahl der 
Bauernhöfe 

Fläche in 
Deßjätinen 

1907 . . 

219332 

47 646 

678989 

26666 

262943 

1908 . . 

380691 

118903 

1094628 

86381 

789602 

1909 . . 

704 964 

326867 

2974604 

262294 

2366615 

1910 . . | 

660347 

416692 

3 896 934 

346 816 

3160825 

1911 . . 

678143 

403 795 

3 702 566 

861 160 

3270989 

1912 . . 

1226225 

741 478 

6625 680 

431736 

3 705 662 

1913 . . 1 

1106742 

807 698 

6864480 

637174 

4 408212 

1914 . . | 

828096 

647 436 

6898473 

495 720 

3 944740 

1916 . . | 

380917 

321 769 

2668115 

332202 

2 757 442 

überhaupt 

6174 467 

3831269 

34294 369 

2 868628 

24 646830 


Um diese Landzuteilung durchführen zu können, wurde zunächst 
das Land verwandt, das den einzelnen Gemeinden bereits gehörte, sodann 
alle die Landanteile (nadjely), die dadurch frei wurden, daß ihre In¬ 
haber nach Sibirien übersiedelten, wo ihnen erheblich mehr Land zur 
Verfügung gestellt werden konnte. Die Ubersiedlungsbewegung wurde 
auch ganz besonders von der Regierung unterstützt. Ferner wurde Land 
durch die Bauem-Agrarbank angekauft und zur Vergrößerung und Ab¬ 
rundung der einzelnen Bauernhöfe, wo dies nicht zu umgehen war, be¬ 
nutzt, und endlich kamen auch noch einzelne verwendungsfähige Staats¬ 
ländereien- zur Aufteilung. So wurde das Land beschafft, um den ein¬ 
zelnen Bauernhof mit soviel Land auszustatten, um ihn leistungsfähig zu 
machen, d. h. daß er aus eigener Kraft nicht nur die Versorgung von 
Haus und Hof zu leisten vermochte, sondern auch noch in den Stand 
gesetzt wurde, der Verpflegung des Volkes und dem Handel des Landes 
dienstbar sein zu können, namentlich aber auch, um ihm die Möglichkeit 
zu schaffen, anstandslos die nicht geringe Last der Steuern und Abgaben 
aufbringen zu können. . Wie weit das schon eingetreten ist und sich be¬ 
merkbar gemacht hat, darüber schweigt sich die Denkschrift des Ministers 
Kriwoschein aus, bemerkt aber doch, daß „im besprochenen Jahrfünft die 
jährliche Produktion der Landwirtschaft von 6 auf 9 Milliarden Rubel, 
die landwirtschaftliche Ausfuhr von 1 auf 1,5 Milliarden Rubel stieg“. 


*) Erläuterungsbericht des Fmanzministere zum Projekt des Reichsbadgete 
über Einnahmen und Ausgaben für 1917, Seite € ff. Beilage zu Nr. 46 des Boten 
für Finanzen usw. 1916. 
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Damit ist keineswegs zum Ausdruck gebracht, daß die Tätigkeit 
und die Folgen dieser Tätigkeit der Agrarreform die ausschließliche 
Veranlassung hierzu sind, wohl aber darf man annehmen, daß eine 
günstige Rückwirkung auf dieses-Ergebnis der Einwirkung der Agrar¬ 
reform zufällt. Darf man das als richtig anerkennen, so ist auch an¬ 
erkannt, daß die weitere Durchführung des großen Reformwerkes für 
die Zukunft Rußlands von ganz außergewöhnlicher Bedeutung werden muß. 

Neben dieser Tätigkeit der Regierung beteiligte sich noch die 
Bauern-Agrarbank an der Arbeit. Dieses Institut ist seinerzeit auf 
Wunsch und mit Hilfe der Regierung ins Leben gerufen worden, und hat 
bei Durchführung der Agrarreform wertvolle Dienste geleistet. An¬ 
fangs, indem sie selbst einzelne Bauernhöfe begründete, später, indem 
sie den Bauern und Gemeinden zur erwünschten Vergrößerung ihres 
Besitztums durch Ankauf aus ihrem Bestände verhalf. In dieser Be¬ 
ziehung teilt der Finanzminister mit 1 ), daß die Bauern-Agrarbank 
Deßjätinen :*) 


im 

Jahre 

an¬ 

kaufte 

verkaufte an: 

im 

Jahre 

! 

an¬ 

kaufte 

verkaufte an: 

einzelne 

Besitzer 

, Dorfge¬ 
meinden und 
Genossen¬ 
schaften 

einzelne 

Besitzer 

Dorfge¬ 
meinden und 
Genossen¬ 
schaften 

1906 . . 

1196012 

l&l 

33003 

1911. . 

232 835 

633 754 

46904 

1907 . . 

2032507 

4 569 

175689 

1912. . 

198085 

347 413 

24274 

1906 . . 

1497033 

126 043 

198913 

1913. . 

346525 

387 906 

22213 

1909 . . 

283561 

432487 

118 820 

1914. . 

103560 

272866 

17 760 

1910 . . 

203210 

711 207 

53 564 

1916. . 

G6229 

116076 

. 9682 




überhaupt . . . 

6172375 

2033540 

704722 


Aus diesen Angaben geht deutlich hervor, daß die Regierung von 
vornherein gezwungen war, der Bauernschaft die Möglichkeit zu geben, 
das zuerteilte Land, das nach den vorstehenden Angaben mit 
rd. 8,6 Deßjätinen (= 9,4 ha) für einen Bauernhof ausreichend bemesspn 
erschien, durch Zukauf zu vergrößern. Das Streben nach Vergrößerung 
der anzubauenden Fläche ist ganz charakteristisch. Bei allen bäuer¬ 
lichen Ansiedlungsunternehmungen tritt es zutage, auch wenn die ur¬ 
sprüngliche Landzutei’lung reichlich genug bemessen ist. Bei dem 
russischen Bauer tritt zudem dieser Landhunger noch ganz besonders stark 
hervor, ein Umstand, der seine Begründung wohl in dem ausgesprochen 
agrarischen Charakter des gesamten Eulturstandes des Volkes findet. 

1 ) Erläuterungsbericht zum Budget für 1917, Seite 8 ff. Beilage zu Heft 46 
des Boten für Finanzen usw. 1916. 

*) 1 Deßjätine = 1,0925 ha. 
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XXVII. 

Im Jahre 1892 war Rußland dazu übergegangen, die Bauarbeiten 
für eine Bahn in Angriff zu nehmen, die Sibirien von Tscheljabinsk im 
Westen bis Wladiwostok, als äußersten Punkt im Osten, durchqueren 
sollte. Dieses gewaltige Unternehmen ist für die Besiedlung mit 
gleichzeitiger Durchführung der Agrarreform in Asien von der aller¬ 
größten Bedeutung geworden. Wenn, nicht Amerika schon den Weg 
gezeigt hätte, der bei der Kolonisation weiter Länderstrecken zu be¬ 
schreiten ist, um diese wirksam zu fördern, so wäre Rußland die Führer¬ 
rolle zugefallen. Wie nun aber die Verhältnisse tatsächlich lagen, so 
brauchte Rußland nicht auf eigene Rechnung Versuche anzustellen, 
brauchte sich vielmehr nur an das amerikanische Muster zu halten. So 
geschah es denn auch. Die sibirische Eisenbahn und die großen Ströme 
gs^ben in der Hauptsache die Richtlinien für die Ansiedlerbewegung. 
Ihnen folgte dann noch der Bau von einfachen Landwegen, um auf 
diese Weise eine Ausnutzung des Landes auch der Tiefe nach zu er¬ 
möglichen, weil andernfalls zu wenig Land nutzbringend erschlossen 
worden wäre. Denn ohne Wege, die zu den Schienen- und Wasserwegen 
führen, wäre es nicht möglich gewesen, die Erzeugnisse des Landes in 
den Handel zu bringen. Die Eisenbahn übernahm hierbei natürlich die 
wichtigste Rolle, denn sie bot das bequemste Verkehrsmittel, um weite 
Strecken, um die es sich ja doch in Sibirien handelte, zunächst bei der 
Übersiedlung, später aber bei der Beförderung der Ernte und der son¬ 
stigen Erzeugnisse zu überwinden. Nun konnte zu Anfang der Über¬ 
siedlungsbewegung, die sich eng an die Bahn anlehnte, der Bedarf an 
Land befriedigend gedeckt werden. Aber bald schwoll der Strom der 
aus dem europäischen Rußland nach Asien flutenden Bauern außer¬ 
ordentlich an. Die Regierung sah sich daher gezwungen, den Bau der 
Eisenbahnen beschleunigt fortzuführen. So wird noch 1916 amtlich 1 ) 
berichtet, daß der im Jahre 1911 genehmigte Bau der Bahnen Altai, Orea- 
burg—Orsk, Orsk—Troizh, Troizk—Kustanai, Atschinsk—Minussinsk und 
mehrerer anderer begonnen worden sei. Ob sie in der Zwischenzeit 
auch vollendet worden sind, wird nicht berichtet. Der Krieg und die 
inneren Unruhen in dessen Gefolge werden wohl auch hier den Fort¬ 
gang der Unternehmungen stark behindert haben. Worauf es hier aber 
im wesentlichen ankam, war t die Tatsache festzustellen, daß Rußland 
im Laufe der letzten Dezennien ganz wesentliche Fortschritte in der 


*) Der Regierungsbote (Prnwitelstwenny Wjestnik) Nr. 269, 1916: Der 
Eisenbalmbau im Übereiedlungsgebiet (Slieljesnodoroshnojo stroit elstwo w 
peresselentecbeekich raijonach). 
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• 

Behandlung uml Vorbereitung des nach Asien geleiteten Ansiedler¬ 
stroms gemacht hat. Die Bauern werden nicht mehr in eine völlige Wüstenei 
gebracht und wird ihnen dann überlassen, sich selbst zu helfen, so 
gut es eben geht, vielmehr finden sie jetzt schon Eisenbahnen 1 ), Land¬ 
wege usw. vor. Die Landparzellen sind vermessen, so daß die Kund¬ 
schafter, die die russischen Gemeinden neuerdings aussenden, um fest¬ 
zustellen, ob das Land den erhofften Erwartungen entspricht, in die 
Heimat zurückgekehrt, ein zutreffendes Bild von den obwaltenden Ver¬ 
hältnissen entwerfen können. Indem die Staatsregierung dieses Vor¬ 
gehen unterstützte, verhinderte sie gleichzeitig bis zu einem gewissen 
Grade das wilde, ungeregelte Wandern der Bauern aus dem europäischen 
Rußland. In Sibirien w'ar Land genug vorhanden, denn dort kamen 
auf eine Quadwerst nur 0,7 Einwohner, es lag also an und für sich, 
soweit die Versorgung mit Land in Frage kam, kein Bedenken vor, 
den Zustrom der Menschen dorthin zu lenken, aber die Gefahren, die diesen 
Übersiedlern di*ohten, waren sehr groß und brachten es mit sich, daß viele 
zugrunde gingen, andere nur noch Kraft fanden, in die Heimat zuriick- 
zukehren, kein allzu großer Teil konnte sich dort halten. 

Daß das auf die Dauer unleidliche Zustände im Gefolge haben 
mußte, auch ganz und gar nicht zum Ziele führen konnte, liegt auf der 
Hand. Es war daher durchaus richtig, daß die Regierung die Leitung 
dieser wichtigen Volksbewegung in die Hand nahm, sie regelte und 
damit den einzigen Weg beschritt, der die Lösung der großen 
Fragen, die auf dem Programm standen: Besiedlung der großen, men¬ 
schenleeren Landflächen Asiens und Versorgung der europäischen, 
russischen, landlosen Bauern mit Land, tatsächlich ermöglichte. 

*) Derselben Quelle wie zu Anmerkung auf S. 700 kann entnommen werden, 
daß die Absicht besteht, den Eisenbahnbau in West.Sibirien eifrig zu fördern. 
■Während vorher das Ziel des Eiseubahnbaus die Erreichung des Stillen Ozeans 
war, so ist gegenwärtig die Absicht in den Vordergrund getreten, das Land der 
Besiedlung zu erschließen. Diesem Zwecke sollen in erster Reihe dienen die Bahn: 


1. ßüdsibirisdie (Orek—Akmolinsk—Pawlograd— Slaw- 

gorod—Bornaul). 1850 W. 

2. Seawgorod—«Sceinipalutinsk—Wjerny.111 .. 

3. Petropawlow.-k—Koktschetaw . . . . 220 „ 

4. Akmolinsk—Spasski Sawod.. 250 ,, 

5. Bernaul—Kusnezk ..... 350 .. 

6. Koltschugino—Kusnezk—Telbess ......... 268 .. 

7. Wjerny—Dsliarkent—Knklsha.. 380 

8. Pischpek—Tokmak—Iesyk-Kul . 200 ,. 

9. Atschinsk—Jenisseisk.. 307 „ 

10. Alexnndrow Guy—Emba—JCungrad—Tschardshui . . 1100 .. 

Neben diesen Bauplänen sind noch viele im Regierungsboten anfgeftihrt, 

tlitv aber erst in zweiter Reihe in Aussicht genommen werden. 

Archiv für KlM!nhalinwe»en. lim*. 
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Ich habe schon darauf hingewiesen, daß der Bau der Eisenbahnen 
die erste Möglichkeit schuf, die Besiedlung Sibiriens und ebenso auch 
Mittelasiens in Angriff zu nehmen. Aber damit war eben nur die 
erste Möglichkeit geschaffen, überhaupt einmal Sibirien zu erreichen, 
das bis dahin abgeschlossen und fast unerreichbar dalag. Die eigent¬ 
liche Erschließung des weiten Landes konnte unmöglich auf die Hilfe 
der Sibirien durchquerenden Eisenbahn beschränkt bleiben. Hierzu 
mußten vor allen Dingen Fahrwege hergestellt werden. Die Richtigkeit 
dieser Erkenntnis hat dann bald dazu geführt, daß die Staatsregierang 
in großem Umfang Fahrwege regelmäßig, alljährlich herstellen ließ, 
die die Möglichkeit boten, in den weiten Wald-, Sumpf- und Steppen¬ 
gebieten sich zu bewegen. Wie tatkräftig dort vorgegangen ist, 
zeigt eine Mitteilung der Verwaltung des Ubersiedlungswesens, der- 
zufolge im Jahr 1909 2218 Werst (= 2367 km) mit einem Kostenauf- 
wande von fast 2 Mi 11. Rubel hergestellt worden sind, die einen Flächen¬ 
raum erschlossen, auf dem 70000 Ansiedler wohnten. Für die Jahre 
1909 bis 1913 gibt der Minister Kriwoschein in seiner Denkschrift über 
die Agrarreform an, daß in dieser Zeit in und zu den Besiedlungs¬ 
bezirken 9500 Werst (= 10137 km) feste Wege angelegt worden sind. 
Diese regelmäßig fortschreitenden Arbeiten und der gleichfalls geför¬ 
derte Eisenbahnbau haben dann bewirkt, daß die Besiedlung einen 
guten Fortgang nahm und namentlich den Ansiedlern die Möglichkeit 
schaffte, mit der nächsten Umgebung in Verbindung zu treten. Ein 
weiteres Mittel, die Ansiedler auf der Scholle festzuhalten, war die Aus¬ 
stattung der für die Ansiedlung ausgewählten Landstriche mit Brunnen. 
Man ersieht aus den amtlichen Berichten, welche Schwierigkeiten über¬ 
wunden werden mußten, um den Ansiedlern brauchbares Trinkwasser 
sicherzustellen. Im westlichen Sibirien mußten 19, ja sogar 22 % 
der sonst zur Ansiedlung geeigneten Landteile verlassen werden, weil 
es nicht möglich war, brauchbares Trinkwasser 1 ) ausfindig zu machen. 
Wenn man bedenkt, daß alle derartigen vorbereitenden Arbeiten erst 
geleistet worden sind, seitdem im Jahre 1905 die Leitung des gesamten 
Übersiedlungswesens von der Hauptverwaltung für Landwirtschaft und 


*) Im Jahre 1909, so berichtet der Bote i für Finanzen usw. (Wjestnik 
finana 80 W, torgowli i promyschlennosti) 1912, Nr. 5, Seite 197, sind z. B. im Ge¬ 
biet der Kirgisensteppe beim Bohren von 16 Brunnen, die zwischen 50—100 
Faden (z= 106,5—213,3 m) hinuntergetrieben wurden, bei 7 Süßwaaser, bei 4 Salz- 
wasser, bei 5 überhaupt kein Wasser angetroffen, obgleich die große Tiefe von 
über 200 m erreicht wurde. Die verhältnismäßig große Anzahl von Rück¬ 
wanderern in früheren Jahren wird sich zum Teil wohl auch daraus erklären 
lassen, daß die Ubersiedler kaum die Möglichkeit gehabt haben, alle diese 
Schwierigkeiten aus eigener Kraft zu überwinden. , 
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Agrarreform übernommen worden war, so kann es nicht besonders be¬ 
fremden, daß der Rückstrom der zurückflutenden russischen Übersiedler 
vorher einen so großen Umfang angenommen hatte. 

Die notwendigen Baulichkeiten für die Unterkunft von Menschen 
und Tieren sind bei der Kolonisation in Asien stets von den zuziehenden 
Ansiedlern erst nach ihrer Ankunft hergestellt worden. Auch das hatte 
erklärlicherweise für die Ansiedler sehr schwere Mißstönde im Gefolge. 
Obgleich Holz in Sibirien überreichlich vorhanden, so ist es doch nicht 
überall leicht erreichtbar, wie z. B. in der Kirgisensteppe, und mußte 
nach Bearbeitung im Walde herangeführt werden. Das kostete nicht nur 
viel Zeit, sondern zwang auch die Leute, in der Zwischenzeit in Erd¬ 
höhlen oder sonst irgendwo sich Unterkunft zu beschaffen. Auch diesem 
Mißstande ist man entgegengetreten und hat durch Zubereitung von 
Bauhölzern das obdachlose Übergangsstadium gekürzt. So hat die Ver¬ 
waltung mancherlei getan, um die Verhältnisse zu bessern, und der Er¬ 
folg sprach in einem bestimmten Umfang für eie, wenngleich die Rück¬ 
wandererbewegung in einem reichlich großen Umfang ihren Fortgang 
nahm. Das zahlenmäßige Ergebnis der seit 1896 stattgehabten Über¬ 
siedlungsbewegung läßt sich in folgendem zusammenfassen. Es wan- 
derten aus: 


, 

Uber- : 
Siedler 

i 

Fuß¬ 
wanderer ' 
(Chodaki) j 

Zu¬ 

sammen 


1 

Uber¬ 

siedler 

i Fuß¬ 
wanderer 
(Chodaki) 

Zu¬ 

sammen 

1896 . . 

178 697 l ) 

11910 * « 

190607 

1905 . . 1 

38 760 

5 269 , 

44018 

1897 . . 

68896 

17 780 j 

86676 

1906 . . 

141294 

77 584 I 

218879 

1898 . . 

148 317 ! 

54 403 | 

202 720 

1907 . . , 

| 427 339 

145 240 | 

572 579 

1899 . . 

170136 1 

53 073 

223 209 

1908 . . 

! 664 777 

94035 1 

758812 

1900 . . | 

166266 

53017 

219283 

1909 . . 

I 707000 i 

88143 

795 143 

1901 . . 

89088 ■ 

, 31161 

120249 

1910 . . 

316163 

36 787 1 

352950 

1902 . . 

81921 i 

29009 

110 930 

1911 . . 

! 226000 

i 

i _ 

1903 . . 

85824 

6 731 

114 436 

1912 . .1 

259600 

- i 

i _ 

1904 . . 

i 40001 

6 731 

46732 

1913 . . 

l 327 000 

— 



Man sieht hieraus, wie die 4 804 343 aus Rußland über den Ural 
Gewanderten sich ungleichmäßig auf die einzelnen Jahre verteilen, 
denn der Jahresdurchschnitt würde für die Übersiedler 229 806 ergeben, 
während tatsächlich die Bewegung zwischen 38 750 (1905) und 707 000 
(1909) schwankte. Diesem Zugang gegenüber spielt die Rückwande- 


0 Siehe: Bote für Finanzen usw. (Wjestnik finanssow, promyschlennoeti 
i torgowli) 1911, Nr. 30, Seite 175 und Erläuterungsbericht zum Reichsbudget 
für 1913, Seite 19. Die letztere Quelle bringt keine Angabe über die Anzahl der 
Fuß Wanderer. 
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liing eine sehr erhebliche Rolle. Stimmen schon die Angaben über die 
Zahl der nach Sibirien Gewanderten, selbst in den amtlichen Quellen, 
häufig recht wenig, so gilt das für die Rückwanderer noch viel mehr. 
Für die einzelnen Jahre sind die Ergebnisse der Rückwanderung, den 
absoluten Zahlen nach, ziemlich schlecht und voneinander abweichend, 
in der Zusammenfassung größerer Zeitabschnitte kommen aber alle An¬ 
gaben dahin überein, daß mit einem durchschnittlichen Rückwanderer¬ 
strom von 10—10,i"> % gerechnet werden muß. Das bedeutet, ganz ab¬ 
gesehen von dem großen Verlust an Kapital, auch einen Verlust von 
etwa 9—12 Monaten an Arbeitskraft, daneben aber natürlich der empfind¬ 
liche Ausfall .für die Besiedlung in Asien, worauf ja doch die ganze 
Arbeit gerichtet ist. Hiernach gingen in dem 18 jährigen Abschnitt 
413,7 bis 424,o Tausend oder im Jahresdurchschnitt 22,n bis 23,o Tausend 
Ansiedler für Asien verloren, was den Verlust von etwa 4000 Wirtschafts¬ 
einheiten im Jahr bedeutet. Es ist gewiß zweifellos, daß das für das 
menschenleere Sibirien sehr empfindlich ist Dabei ist die große Zahl 
der Fußwanderer ganz aus der Berechnung gelassen. Das größere Inter¬ 
esse verdient aber die Frage nach dem Anlaß zur Rückwanderung, über 
die in der Presse und namentlich auch von den amtlichen Stellen sehr 
verschieden geurteilt wird. Fm die Stellungnahme der einzelnen Fak¬ 
toren recht zu verstehen, muß man sich gegenwärtig halten, daß die 
Russen ein wanderlustiges Volk sind, ein Volk, das ganz auffallend 
geringe Anhänglichkeit an die Scholle hat Großgezogen mag dieser 
lose Zusammenhang von Scholle und Mann wohl sein durch das System 
des Gemeindebesitzes, das es nie dazu kommen ließ, daß der Bauer fest 
mit der von ihm bearbeiteten Parzelle verwachsen konnte. Es wurde 
daher dem Bauern nicht schwer, die ‘Scholle zu verlassen und zu ver¬ 
suchen, in der Ferne von neuem sein Glück zu finden. Dieses psycho¬ 
logische Moment ist gewiß auch bei den Rückwanderern eine nicht zu 
unterschätzende Triebfeder, leichten Herzens alles liegen zu lassen, was 
sie in Asien gefunden haben, und ins verlassene Heimatsdorf zurück¬ 
zukehren. Dabei kommt diesen Leuten ihre eigene Bedürfnislosigkeit 
und die ihrer Familienglieder zustatten. Sie erheben keine Ansprüche 
an Reisebequemlichkeiten, sind von Hause aus daran gewöhnt, von der 
Befriedigung solcher Dinge nicht ihre Entschlüsse abhängig zu machen. 
Versucht man, sich so die starke Rückwanderungsbewegung zu erklären, 
so kann man es auch leichter verstehen, daß tatsächlich schon ein 
geringer Anlaß Grund genug zur Rückwanderung geben kann. So 
begegnet man mehrfach in Preß- und amtlichen Äußerungen der Angabe: 
der schlechte Ausfall der Ernte in Sibirien in zwei aufeinander fol¬ 
genden Jahren und die Nachrichten aus der verlassenen Heimat über 
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sehr gute Ernten in derselben Zeit ist der Anlaß zur Rückwanderung 
gewesen. Stimmt das wirklich, so würde hierin nur eine Bestätigung 
des Vorausgeführten zu erblicken sein, diesen Leuten genügt an¬ 
scheinend ein rein zufälliger, äußerer Anlaß zum Wandern, und eine 
Mißernte ist in der Regel ein Zufall. Diese Vorgänge, das lehrt die Erfahrung 
auch dem .'schlichtesten Mann, sind Ausnahmen. Und dennoch, dem russi¬ 
schen Bauer genügen sie, um sich ihrer Wiederholung an dieser Steile 
zu entziehen, obgleich er genau • weiß oder wenigstens wissen müßte, 
daß ihn am Endpunkt seiner Rückwanderung dasselbe Schicksal treffen 
kann. 

• * 

Allerdings spielen aber noch mancherlei andere Dinge bei der 
Größe der Zahl der Rückwanderer eine Rolifc. Hierher gehört namentlich die 
Wanderung der vielen sogen, „ssamowolnych“, Bauern, die auf „Gut¬ 
glück“ über den Ural wandern, ohne sich vorher vergewissert zu haben, 
daß ihnen eine entsprechende Landparzelle zugeteilt werden wird oder 
kann. Sie suchen, I falls ihnen ein Unterkommen im westlichen 
Sibirien nicht glückt, weiter wandernd am Armur eine Land¬ 
parzelle zu erhalten. Dieser Art Wanderung ohne bestimmtes Ziel wollte 
die Regierung ein Ende machen und organisierte das Ubersiedlungs¬ 
wesen derart, daß den Bauern, die jenseits des Urals sich ansiedeln 
wollen, schon vorher die verfügbaren Parzellen zugeteilt wurden, die 
sie sich dann besichtigen sollten oder konnten. Mit diesem Vorgehen 
hatte die Regierung aber auffallenderweise kein Glück. „Jetzt 1 ), nach 
einem dreijährigen Versuch, kann man feststellen, daß die organisierte 
Wanderung a-uch nicht einmal ihr nächstliegendes Ziel erreicht hat: 
dem ergebnislosen Wandern vorzubeugen. Wie. es vor der Organi¬ 
sierung, zur Zeit der freien Wanderung war, so ist es auch jetzt, unter 
der Mitwirkung des neuen Systems. In den Jahren 1908 und 1909 kehrten 
nur 30 % der Wanderer zurück, nachdem sie sich Land gesichert hatten. 
70 % kamen unverrichteter Sache heim. Diese negative Wirkung des 
Systems der Verteilung des vorhandenen Landes erklärt sich aus dem 
Umstand, daß in den allerbesten sibirischen Gebietsteilen, die daher 


*) Sibirien, Bericht des Präsidenten des Ministerrates und des Ver¬ 
waltenden des Ministeriums fiir Ackerbau und Agrarreform über die von ihnen 
im Herbst 1910 ausgeführt© Informationsreise nach Sibirien und in das Wolga¬ 
gebiet. Der Bericht bildet eine Anlage zu einer Darstellung der Lage der über¬ 
sied ler frage für den Kaiser, sowohl vom Standpunkt des allgemeinen Reichs¬ 
interesses, als auch in bezug auf die wirtschaftliche Stärkung dieser großen 
Kolonie. Endlich enthält der Bericht eine Charakteristik der Agrarreform, wie 
sie durch den Erlaß vom 5. November 1905 ins Leiten gerufen worden ist. Ab¬ 
gedruckt im Boten für Finanzen usw. (Wjestnik finanssow, promyschlennosti i 
torgowli) 1910, Xr. 48. 49 und 50. 
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auch ganz besonders stark begehrt wurden, die einzelnen Parzellen 
.lange Zeit für die Vorbehalten werden müssen, für die sie zunächst 
bestimmt sind, die aber zum Teil von dem Zugesprocheflen bis zur neuen 
Sommerperiode gar keinen Gebrauch machten. Die aller¬ 

traurigste Folge dieses organisierten Übersiedlungswesens ist aber die 
ganz erhebliche Verschlechterung der Lage der ssamowolnych-Familien. 
Sie warten ab, ob von den verteilten Grundstücken nicht einzelne frei 
werden, um sie zu übernehmen. Dabei vergeht häufig ein halbes, ja 
ein ganzes Jahr, und wenn dann feststeht, daß die ursprünglich mit der 
Parzelle Bedachten es aufgegeben habdn, überzusiedeln und die Parzellen 
den anderen zugeteilt werden können, so sind diese Leute in der Regel 
aber schon moralisch und fina^pell kraftlos' geworden. 

Hiernach hat sich das System des vorher zu bestimmenden Land¬ 
anteils für die Übersiedler nicht bewährt und muß abgeändert werden.“ 

Dabei wird besonders betont, daß die gesamte Übersiedlungs¬ 
bewegung „ihre wertvolle Eigenschaft für den durchaus natürlichen 
Vorgang im Leben des russischen Volkes behalten muß“. Damit soll nicht 
zum Ausdruck kommen, daß die Rückkehr zur freien, nicht organisierten 
Wanderung ein Aufgeben der Beeinflussung und Leitung der Bewegung 
durch die Staafsregierung bedeutet, vielmehr würde diese wesentlich in 
zweifacher Richtung mitwirken müssen, indem sie: „1. die Bevölkerung 
über die vorhandenen, verfügbaren Bestände in Kenntnis setzt und 
gleichzeitig über die Bedingungen der Seßhaftmachung in den ver¬ 
schiedenen Teilen Sibiriens unterrichtet; 2. dahin wirkt, daß die Eisen¬ 
bahntarife niedriger bemessen werden; hauptsächlich aber viel weiter¬ 
gehende Hilfe bei der Seßhaftmachung und bei der Leitung 'der An¬ 
siedler, vorherrschend in den schwer zu besiedelnden und Grenzgebieten, 
geleistet wird.“ 

Dieses im Jahre 1910 aufgestellte Programm ist zum Teil auch durch¬ 
geführt worden, namentlich soweit es sich auf den Punkt 1 und auf die 
Hilfe bei der Seßhaftmachung bezieht. Auf jedem Gebiet des Bedarfs 
für den Feldbau, der Verarbeitung der geernteten Feldfrüchte usw. ist 
durch Errichtung von Maschinenniederlagen, Beihilfen zum Ankauf der 
Maschinen, Unterweisung in der zweckentsprechenden Anwendung Sorge 
getragen. Gleichmäßig mit.allen diesen Vorgängen ist die Hauptfrage, 
die Regelung des Besitzstandes, eifrig gefördert worden. Diese Dinge 
wurden gleichzeitig mit der Einführung der Agrarreform, soweit das 
zurzeit in Asien möglich war, in Angriff genommen. Hierbei mußte 
vor allem das Verhältnis der alteingesessenen Bevölkerung berück¬ 
sichtigt werden, und an Stelle des freien, uneingeschränkten Nutzungs¬ 
rechts über außerordentlich große, sehr fruchtreiche Gebiete, wie 


Digitizedl by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 





1882—1911, Dreißig Jahre russischer Eisenbahnpolitik. 707 

z. B. die Kirgisensteppe, ein räumlich bestimmt umgrenztes Nutzungs¬ 
recht gesetzt werden. Das war zunächst ganz besonders dringend, 
weil die eingesessenen Sibirier es für ihr gutes Recht hielten, soviel 
vom Lande für sich in Anpruch zu nehmen, als sie gerade brauchten. 
Und da sie zum Teil, wie die Kirgisen 1 ), nomadisierende Völkerstämme 


*) Die Kirgisensteppe spielt in der Besiedlimgsgeschichte Asiens eine so 
hervorragende Rolle, daß einige Angaben hier Platz finden mögen, die über die 
Verhältnisse zu unterrichten geeignet sind, die in Asien Vorlagen, als Rußland 
dort an die Besiedlung des Landes herantrat. Dabei handelt es sich hier nur 
um ein Beispiel, nicht um einen exakten Nachweis des gesamten verfügbaren 
oder zurzeit von den nomadisierenden Volksstämmen in Besitz genommenen 
Landes, Das ganze Gebiet, das unter dem Namen Kirgisensteppe zusammen¬ 
gefaßt wird, ist außerordentlich umfangreich. Es umfaßt die Gouvernements 
Akmolinsk, ßeem i retechenak, Saemip&latdnsk, Turgai und Ural, zusammen 
2284035 qkm oder 228,4 Mill. ha. Vor Beginn der Besiedlung befanden sich 
hier 1,5 Menschen auf 1 qkm. Das Land war also fast menschenleer. Als 
nun die Besiedlungsbewegung beginnen sollte, wurde zunächst einmah ein Teil 
dieses weiten Gebiets erforscht, und zwar wurde 1896—1901 eine Fläche von 
24,e Mill. Deßjätinen (= 26,9 Mill. ha, d. h. 268755 qm) untersucht, die in den 
drei Kreisen (ujesdy) Koktschetaw, Petropawlowsk und Omsk belegen waren. 
Von der hier bezeichneten Fläche hatten die nomadisierenden Kirgisen 12,9 Mill. 
Deßjätinen oder 52,4% in Besitz. Durchschnittlich kamen 


auf eine Wirtschaft 

J896 .... 506 Deßjätinen (rr 652 ha = 5,5 qkm) 

1907 ... . 867 „ (= 390 „ = 3,9 „ ) 

1909 .... 164 * (~ 179 „ = 1.8 „ ) 


auf einen Seelenanteil 
S7 Deßjätinen (= 96,o ha) 
63 „ (= 68,8 „ ) 

29 „ (=31,7 „). 


Diese Einschränkungen in der Nutznießung durch je eine Familie sind 
eingetreten, nachdem die Staatsregierung zunächst den Umfang des den Kirgisen 
zum Nutznieß frei gegebenen Landes abgegrenzt hatte, durch Zunahme der Zahl 
der Wirtschaftseinheiten, sodann aber namentlich durch Einschränkung des 
freigegebenen Landes, nachdem festgestellt worden war, daß große Gebiete ganz 
und gar nicht genügend ausgenutzt worden sind. Der Reichtum der Kirgisen 
(siehe: Die Aufnahmefähigkeit des Kolonisationsgebiets des Akmolinsker Be¬ 
zirks [Kolondsazionnaja jomkost Akmolinskoi Obiasti], Bote für Finanzen usw. 
1910, Heft 20, S. 328 ff.) kommt zum Ausdruck in dem Bestand an Vieh; so 
besaßen sie im Kreise: 



Koktschetaw 

Petro¬ 

pawlowsk 

Omsk 

Pferde. 

315663 

226260 

161315 

Rindvieh. 

214046 

201332 

137 011 

Schafe und Ziegen .... 

476694 

347 466 

166 749 

Kamele. 

| 1466 

1 324 

1849 

zusammen Einheiten . 

1006768 

776 862 

476964 

oder es kommen Einheiten 




auf 1 Wirtschaft.... 

28,1 

25,7 

27,8 

auf 1 Einheit Deßjätinen . 

5,5 

' TU 

5,1 
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sind, so haben sie in ihren Machtbereich sehr weite Gebietsteile ge¬ 
zogen, die nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen Staats¬ 
eigentum sind, aber den eingeborenen Völkerstämmea (Kirgisen usw.) 
unbefristet zur Nutznießung freigegeben sind. Werden diese Gebiete 
nicht mehr in ihrem ganzen Umfang ihrer Bestimmung gemäß von den 

Der Wohlstand der einzelnen Wirtschaft wird in erster Reihe an dem 
Bestand der vorhandenen Pferde bemessen, daher ist die folgende Reihenfolge 
aufgestellt: 


Wirtschaften sind vorhanden 


1. die kein Vieh besitzen 


Pferd besitzen 


► 2— 5 Pferde * . 

6-10 „ 

11-25 * „ . 

26- 50 ,, 

51—100 * „ . 

110—300 „ „ . 

301 u. mehr Pferde besitzen 


Kok- 

tschetaw 

% 

Petro- 

pawlowsk 

°/o ; 

Omsk 

% 

04 

! 

0a 

0,1 

0,9 

o,6 ! 

0,7 

6.« 

7,1 

5,6 

•20,o 

25a 

26,; 

21 , 2 

18a 

21,7 

32.;» 

32,o 

29a 

12,2 

H,i 

10.5 

4,3 

3.y 

3.y 

1,7 

La 

1,4 

0.5 

0,3 

0.3 


Nun werden die Wirtschaften zu Nr. 1—7 zu den mittel reichen gerechnd. 
deren Wirtschaftsetat bei einem Bestand von 5,55 Köpfen in Ausgabe und 
Einnahme im Kreise Koktschetaw sich wie folgt zusammen setzt: 


Ausgaben 


Einnahmen 


1. für Verpflegung . 

234 

i 

1. aus 

Landwirtschaft . . 


15 

•2- , 

Bedürfnisse des Hauses 

27 

2. . 

Gewerbe. 


13 

3. * 

Wirtschaftsbedarf . . . 

11 

, 3.', 

Heuernte. 


3t> 

4- » 

Unterhaltung des Viehs 

51 

4 * 

Verschiedenem . . . 


13 

Ö. „ 

Steuern . 

4 

»• - 

Viehwirtschaft . . . 


250 


ziisanimcn . . . 

327 


zusammen . . 


327 


M it. verbältuismäßig geringen 

A lrw ( m ehu n gen g ost a 11 en si eh 

ebenso die 


Budgets der Kirgisenwirtschaften in den beiden anderen Kreisen, nur daß 
die Ausgaben etwas höher, ebenso die Einnahmen aus Punkt 1—l größere 
sind, d. h. dort, wird bereits Landwirtschaft lind anderes Gewerbe mehr be¬ 
trieben. Aus diesen (h'genüborstellungeii, einerseits der einer Wirtschaftsein¬ 
heit zur Verfügung stehenden Landparzelle mul deren Verwertung, andererseits 
der Ausgaben und Einnahmen, geht deutlich genug hervor, wo das wirtschaftliche 
Schwergewicht einer Kirgisenwirtschaft liegt und welchen Charakter die Be¬ 
völkerung der Kirgisensteppe zurzeit noch hat. Es handelt sich um ein Nomaden- 
vnlk, das verschwenderisch viel Land zur Verfügung hatte und auch gegen¬ 
wärtig noch hat, obgleich die Staatsregierung schon ganz nennenswerte Ein- 
schiänkungon eintret.cn lassen konnte, weil die Bevölkerung allmählich anfing. 
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Berechtigten genützt, so fällt das Verfügnngsrecht wieder an den Staat 
zurück. In Anlehnung an diese Bestimmung und ohhe die alterworbenen 
Ansprüche zu beseitigen, ohne die Kirgisen in ihrem nomadisierenden Leben 
zu beschränken, wurde eine Trennung vorgenommen und der Teil der 
Steppe, der für die nomadisierende Bevölkerung nicht mehr notwendig 
war, abgegrenzt. Diesem Vorgang kam der Umstand zu Hilfe, daß die 
Kirgisen selbst anfingen, allmählich dazu überzugehen, sich seßhaft zu 
machen. Ein Vorgang, der offenbar dadurch begünstigt wurde, daß sie 


sich seßhaft zu machen, was aus der Zahl der Wirtschaften, die Ackerbau be¬ 
trieben, und aus der Anzahl der mit Getreide bestellten Deßjätinen Land klar 
hervorgeht. So waren vorhanden: 



18 146 1 

10 0 7 

im Kreise 

1 Wirtschaften 

bestellte 

r - . 

Wirtschaften 

bestellte 


ii 

Deßjätinen 


Deßjätinen 

Koktschetaw . . 

i i 

• ; 2782 , 

5 594 

3027 ' 

4 691 

Petropawlowsk 

. | 2688 * 

5 683 

5 827 

15 3D8 

Omsk. 

iyr» i 

371 

2235 

5 254 

zusammen . 

5 665 

11648 ■ 

i 11081) 

25 343 


Dabei ist die Vichwirtscbaft keineswegs zurückgegangen, im Gegenteil; 
sie hat sich weiter entwickelt, was namentlich von der Rindviehhaltung gilt. 
So waren 1907 gegenüber dem Bestand von 1896 mehr vorhanden: 


1 

im Kreise 

Koktschetaw 

* Petropawlowsk 

Omsk 

1 % 

« % 

% 

Pferde . . . 

1 

75,5 

i 

104,0 

32.1 

Rindvieh . . . 

102.8 

125,0 i 

68,5 


Und als Nachweis dafür, daß sich der Wohlstand der Kirgisen bei diesem 
Übergang zur Seßhaftigkeit ganz erheblich gehoben hat, mag das Nachfolgende 
hergesetzt werden. Als Maßstab für die Gruppierung der Kirgisen nach armen 


(1—3) und mittelbegüterten (1— 1 
Seite 708 gedient. Danach waren 

7) Wirtschaften 
vorhanden 

hat dio Aufzeichnung auf 

l 

arme 

Wirtschaften <1 

mittlere Wirtschaften 

im Kreise 

1896 1907 ! 

1 6 1) 6 

19 0 7 


' % 

% i 

% 

tf /o 

Koktschetaw . . . 

74,6 

! 48 * s 

17,7 

32,5 

Petropawlowsk •. . , 

82,5 

| 50^1 '! 

12,8 

32,0 v y 

Omsk. 

66,5 

\ 54,8 

21,5 

21),i- 

Man sieht aus allen 

diesen Mitteilungen'deutlich einmal, 

eine wie große 


wirtschaftliche Bedeutung die Kirgisensteppo für die Kolonisation hat, und so¬ 
dann, wie verhältnismäßig schnell der wirtschaftliche Fortschritt hier statt- 
findet, worunter im besonderen auch der Ü!>ergaiig vom Nomadisieren zum Sel>- 
haftwerd<ui mit einzubegreifen ist. 
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sahen, wie die aus Rußland gekommenen Ansiedler in ihren Wirtschaften 
vorwärts kamen. Das Hauptmerkmal für einen Kirgisen fiir das Ge¬ 
deihen einer Wirtschaft, die Viehzucht und der Pferdebestand, traf hier 
allerdings nicht zu, wohl aber kamen die Ansiedler mit dem Ackerbau 
gut vorwärts. So wuchs z. B. die Anbaufläche für \feizen in Weet- 
sibirien in den Jahren 1905/09 um 858,000 Deßjätinen (= 937,150 ha). Aber 
das Kolonisationswerk gedieh nicht nur im Vergleich zu der Wirtschafts¬ 
führung der eingeborenen Sibirier, sondern auch zur Zufriedenheit der 
aus Rußland Übergesiedelten. Diese verfügen über erheblich mehr Land 
als in der Heimat, sind viel besser mit Inventar, namentlich auch zeit¬ 
gemäßem, ausgerüstet und besitzen mehr Vieh. Dazu kommt, daß das 
Erträgnis der Äcker durchschnittlich ein ganz erheblich besseres ist; 
so wurde nach dem Durchschnittsergebnis von 10 bis 15 Jahren von- den 
Übersiedlern von 1 Deßjätine geerntet: 


in 

Ro 

gff en 

| Weizen 

H 

af er 

Pud 

= kg ; 

Pud 

= kg 

Pud 

= kg 

Rußland. 

50 

j 819 

40 

656 

47 

770 

Asien . . .J 

60 

983 

62 

1018 | 

75 

1228 


Das sind sehr große Unterschiede zugunsten Asiens, die natürlich 
die Zufriedenheit der Übersiedler zur Folge haben mußten. Das gute 
Fortkommen der Ansiedler ergibt sich auch daraus, daß diese die Möglich¬ 
keit hatten, mit der Zeit ihren Landbesitz zu vergrößern. Nach einer Fest¬ 
stellung über den ursprünglichen Bestand an Land hatten sich als 
Durchschnittszahl 15 Deßjätinen für jede männliche „Seele“ ergeben. Dieser 
zunächst überwiesene Teil ist durch Zukauf im Lauf der Jahre noch ver¬ 
größert worden, so daß nach Ermittlungen in den Jahren 1911 und 1912 
sich feststellen ließ, daß auf eine Wirtschaft kamen: 



1 

i 

. 

im Gebiet von 




West- 

Sibirien 

Steppen- 
Sibirien t 

Ost- 

Sibirien 

Urman und 
Taiga 

Deßjätinen. 

l 

! 36,3 

39,9 j 

40,o 

37,5 

davon bearbeitet . . . 

• % i 

55,2 

34,5 | 

1 

28,0 

19,4 


Im- Durchschnitt ergibt das einen Landanteil von 38.3 Deßjätinen 
(=41,3 ha), von denen sich 35,l % in Kultur befinden. Der Umfang 
des verfügbaren Landes steigt also in der Richtung von Westen 
nach Osten, während der Anteil an kultiviertem Lande umgekehrt von 
Westen nach Osten sinkt. Das ist im großen und ganzen ein durch- 
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aus natürlicher Vorgang, denn der Bedarf im Westen ist wegen seiner 
günstigeren Läge zum europäischen Markt gesuchter, daher wird hier 
mehr Haus mit ihm gehalten. Aber es ist nicht nur der größere Land¬ 
anteil, der einen Unterschied bildet zwischen West- und Ostsibirien, 
dieser Unterschied spiegelt sich auch in der gesamten wirtschaftlichen 
-Ausstattung der einzelnen Höfe wieder, nur in umgekehrter Richtung. So 
waren vorhanden: 


bei einem Bestand der Wirtschaft von 


im Gebiet von 

j! inehr 

1 als 18 
| Jahren 

8—18 

Jahren 

4—8 | 

1 

Jahren 1 

! 

3 

Jahren 

1 weniger 

I als 3 
! Jahren 

l! 

Stück 



West-Sibirien: 

Ij 


j 

- 

i 

Vieh. 

24,0 

22.1 

13,6 § 

11,8 

11,2 

Inventar. 

8,4 

8,0 

6,6 

0,9 

4,7 

dav&n Säe- u. Mähmaschinen 

0,77 

0,97 

0,73 j 

0,6 L 

0,69 

Steppen-Sibirien: 



1 

1 



Vieh. 

20,3 

19,8 

10,9 

10,4 

7,9 

Inventar .. 

7,9 

7,6 

4,6 j 

4,5 

1 3,5 

davon Säe- u. Mähmaschinen 

0,68 

0,79 

0,82 | 

0,34 

0,22 

Ost-Sibirien: 



| 


1 

Vieh. 

16,1 

20,3 

11,4 j 

8,9 

I 6.8 

Inventar. 

6,2 

7 ’ 4 

6,1 

4,8 

. 3,8 

davon Säe- u. Mähmaschinen 

0,46 

0,48 ! 

0 ,io | 

0,07 

! 0,05 

Urnaan und Taiga: 

r 

1 




1 

j 

Vieh. 

14,1 

16,7 

8,4 j 

6,9 

5,6 

Inventar . 

;i 6,0 

5,8 

4,1 : 

3,7 

3,1 

davon Säe- u. Mähmaschinen 

!l O ,04 

0,15 ] 

1 0,27 

0,01 

0,02 


Aus allem, was über die landwirtschaftliche Entwicklung in Si¬ 
birien festgestellt werden konnte, geht deutlich genug hervor, daß Ruß¬ 
land sich mit seiner Art des Vorgehens in Sibirien auf dem richtigen 
Wege befindet, denn der Zuzug aus dem europäischen Mutterland ist 
reichlich groß, wenngleich die Rückwanderung zum Schaden der schnelle¬ 
ren Besiedlung immerhin einen großen Umfang angenommen hat, selbst 
wenn nur 10 % Sibirien wieder verlassen haben sollten. Dazu kommt, 
daß der Anteil des in Kultur befindlichen Landes mit Rücksicht auf die 
wenigen Jahre, die für die Erschließung bisher in Frage kommen, 
ein günstiger ist, also auf ein weiteres Fortschreiten in dieser Richtung 
mit einer gewissen Bestimmtheit gerechnet und damit die volle 
Ausnutzung der Leistungsfähigkeit in nicht allzu ferner Zukunft er¬ 
wartet werden kann. Ebenso ist der Bestand an lebendem und tptem 
Inventar in schnellem Wachsen begriffen. Die Perspektiven, die- sich 
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hier für die wirtschaftliche Entwicklung auftun. lassen, soweit es sich 
um rein landwirtschaftliche Betriebe handelt, sicher auf einen weiteren, 
guten Fortgang rechnen. Besonders ist noch zu erwähnen, daß im Gou¬ 
vernement Jenisseisk, in dem der Körnerbau weniger günstige Vorbe¬ 
dingungen findet, der Anbau von Flachs mit vielem Glück versucht 
worden ist. Es hat sich auch schon ergeben, daß in den wenigen Jahren 
(etwa seit 190ü), in denen die Anbauversuche gemacht worden sind. 
Flachs durchaus gut gediehen ist und bereits in größeren Mengen nach 
Europa ausgeführt werden konnte. Gelingt es, den Flachsbau auszu¬ 
breiten und wirklich namhafte Mengen in den Handel zu bringen, so wäre 
damit nicht nur der wirtschaftlichen Entwicklung des Produktions¬ 
gebiets, sondern mindestens in gleichem Maße dem Bedarf des Welt¬ 
markts gedient. 

Ein wesentlich anderes Bild zeigt Sibirien in seiner industriellen 
Entwicklung. Wenn es sich auch in Sibirien, als hauptsächlich Ackerbau 
treibendes Land, zurzeit wohl nur um landwirtschaftliche Betriebe han¬ 
deln kann, so ist doch auch vop diesen nicht allzuviel dort zu finden. 

In erster Reihe kommen hier die Molkereibetriebe mit ihrer großen 
Menge hergestellter Butter in Betracht. Über diese Industrie ist bereits 

V 

eingehend berichtet worden*). 

Neben den Molkereibetrieben ist kaum noch eine größere Industrie 
zu nennen. Was sonst noch an landwirtschaftlichen Nebenbetrieben in 
Betracht kommt, wie Müllerei, Brennerei und Gerberei, deckt mit seiner 
Produktion kaum mehr als den örtlichen Bedarf. Das gilt auch von der Holz¬ 
industrie. Die unermeßlichen Waldbestände müßten, so sollte man zu¬ 
nächst annehmen, den Anstoß dazu geben, diese auszunützen. Aber 
selbst, das geschieht nur insoweit, als Holz zur Erbauung der Nieder¬ 
lassung der Ansiedler erforderlich ist. 

Damit tritt die Frage der Absatzmöglichkeit auf die Tagesordnung. 
Daß die sibirische Bahn den Anforderungen des Absatzes allein nicht ge¬ 
nügen kann, teils wegen ihrer geringen Leistungsfähigkeit, teils wegen der 
hohen Kosten ihrer Benutzung, liegt auf der Hand. Die südsibirische Bahn 
mit der Alteibahn werden in bezug auf die Leistungsfähigkeit natürlich eine 
nicht unwesentliche Besserung herbei führen-, aber der teuere Eisenbahntrans¬ 
port bliebe doch unverändert. Das ist aber für die großen Mengen billiger 
Ausfuhrartikel, wie Getreide, Holz und manche andere, eine Frage um Sein 
oder Nichtsein. Es kostete z. B. Weizen 1910 in Omsk 14—24 Kop. weniger 
als in .Teletz. Aber schon ein durchgehend berechneter Tarif, d. h. ohne 
Tarifbruch in Tscheljabinsk, gibt dem Jeletzcr Weizen am Ausfuhrhafen einen 
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Vorsprung von 18—25 Kop., so daß Omsk unter den gegenwärtigen Ver¬ 
hältnissen mit Jeletz nicht in Wettbewerb treten kann. Das sind Zu¬ 
stände, die eine Änderung dringend heischen, denn wenn auf diese Weise 
schon Weizen Gefahr läuft, verdrängt zu werden, so steht die Frage bei 
Holz noch viel ungünstiger. Aber beide,- Weizen und Holz, haben den 
Anspruch der Menge und Güte nach, in der sie in Sibirien vorhanden 
sind, auf billige Absatzwege, um wettbewerbsfähig zu werden und damit 
die wirtschaftliche Zukunft des Landes zu sichern. Die Lösung der 
Aufgabe ist dabei nicht so einfach, wie das vielleicht auf den ersten 
Blick erscheinen mag, denn mit dem Bau von Eisenbahnen, offenbar der 
am nächsten liegenden Lösung, allein ist es nicht gemacht, denn der weite 
Weg bis zum Ausfuhrhafen an der Ostsee und die verhältnismäßig 
billigen Massenartikel (Getreide, Holz usw\) vertragen sich schlecht. 
Das Bemühen der interessierten Kreise ist daher stets gewesen, mit 
Hilfe der vorhandenen großen, wasserreichen Ströme Sibiriens einen 
Weg zum nördlichen Eismeer und durch dieses und das K&riscfie Meer 
nach Europa sicherzustellen. Allein die Schwierigkeiten, die sich hier 
entgegenstellten, waren schwer zu überwinden, sind bisher auch noch 
nicht vollständig überwunden worden, und ob in absehbarer Zeit damit 
gerechnet werden kann, ist eine Frage, die nicht leicht zu beantworten 
ist. Es darf nie übersehen werden, daß das Karische Meer durch seine 
eigenartigen Eis-Strömyngs- und Wind-Verhältnisse Aufgaben stellt, die 
wohl gelegentlich eine glückliche Fahrt gestatten, die es aber nicht zu¬ 
lassen, irgendwie bestimmte Faktoren in die Rechnung einzustellen. 
Es kommt hinzu, daß selbst nach Erreichung der Mündung des Ob 
oder Jenissei immer noch nicht die Schwierigkeiten allesamt über¬ 
wunden worden sind, vielmehr treten der ungehinderten Flußschiffahrt 
auch noch gewaltige Hemmungen entgegen, die zum Teil das unregelmäßige 
Flußbett, zum Teil die umliegende Landschaft bieten. In letzterer Be¬ 
ziehung sei nur an den gewaltigen Waldbrand im Jahre 1913 erinnert, 
der durch die sich über dem Jenissei lagernden dichten Rauchwolken 
etwa neun Wochen lang jede Bewegung ausschloß. Solche und 
ähnliche man darf wohl sagen, Naturgew r alten sind unberechenbar. 
Kurz, dieser Weg ist zurzeit noch sehr unsicher, ist auch für das Karische 
Meer höchstens 8—10 Wochen im Jahr befahrbar. 

Daher geht schon seit langem das Bestreben dahin, andere Wege, 
zusammengesetzt aus Flußläufen und Eisenbahnen, in den Dienst zu 
stellen, Dahin gehören namentlich die geplanten Verbindungen ’) des 

•') Siehe: Dr. Mertens, Der Norden des europäischen Rußlands und der 
Weg an den Ozean. Mit einer Karte. Archiv für Eisenbahnen 191t! S. 31(5 ff. 
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Ob (von ObÖorsk, Muschinsk, Malo-Altymskoje) und der Kama (von 
Ssolewarni) mit dem Weißen Meer (bei Waranda, Kuja, Mesen, 
Archangelsk), wodurch die gefährlichste Klippe — das Karische Meer — 
ausgeschaltet werden würde. Nebenher bewegen sich andere Pläne 
,in engeren Grenzen, die darauf hinzielen, die sibirischen Wasserläufe 
besser auszunutzen, wie das geschehen könnte durch den Bau eines 
kurzen, nur 7 Werst (= 7,6 km) langen Kanals von der Tschissowaja 
(Nebenfluß der Kama) zur Rjeschotkaja (Nebenfluß der Isseta, 
die eine Verbindung mit der Tura—To bol—Irtysch herstellt). Wird 
dann ferner noch die Tura und der Tobol reguliert jund durch Schleusen¬ 
anlagen für große Dampfer und Schleppprähme benutzbar gemacht, so 
ließe sich, nach den Berechnungen der zuständigen Amtsstellen, aus den 
fruchtreichsten Altaigebieten von Biisk, Barnaul, Ssemipalatinsk usw. 
ein Pud Getreide für 10 Kop. bis Tjumen auf dem Wasserweg schaffen. 
Durch den Irtysch wird der Ob erreicht, von diesem führt von der Stadt 
Narym durch den Kett und Kaß, nebst dem zwischen beiden Flüssen 
liegenden kurzen (7 W.) Kanal, die Verbindung zum Jenissei*) und 
zu seinem weiten Flußgebiet. Es wäre damit wohl denkbar, leistungs¬ 
fähige Ausfuhrwege für die in großer Menge vorhandenen billigen Aus¬ 
fuhrartikel zu schaffen, voraussichtlich sogar mit verhältnismäßig nicht 
sehr großen Kapitalaufwendungen. Aber es kann an dieser Stelle un¬ 
entschieden bleiben, ob* dieser oder jener Weg,, ob Eisenbahnen oder 
Wasserwege oder beide zusammen, einander ergänzend, beschritten wird, 
die Hauptsache ist, daß überhaupt gehandelt wird. Denn mit der Er¬ 
kenntnis allein, daß Sibirien ein reiches Land ist, ist nichts getan, wenn 
nicht gleichzeitig die Möglichkeit geschaffen wird, die Ernten und was 
sonst das Land zu liefern vermag, zu bewegen. Die Lösung dieser 
überaus wichtigen Frage wird für Sibirien mit jedem Tage, an dem 
die Übersiedlung fortschreitet und damit die Produktion wächst, drin¬ 
gender. Es hilft gar nichts, Weizen in großen Mengen zu ernten und 
gewaltige Massen vorzüglichen Holzes verkaufen zu können, wenn nicht 
gleichzeitig die Möglichkeit besteht, diese am Weltmarkt so sehr be¬ 
gehrten Artikel auch den Käufern zuzuführen. Daher müssen billige 
Verkehrswege zur Verfügung von Handel und Verkehr gestellt werden. 

(Fortsetzung folgt) 

*) Siehe: Dr. Mertens, Die Wasserwege nach und in Sibirien. Mit einer 
Karte. Archiv für Eisenbahnwesen 1896 S. 889 ff. 
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Die vereinigten preufiischen und hessischen Staatseisenbahnen 

im Rechnungsjahr 1917*). 


(Nach den amtlichen Betriebs- und Bauberichten und der Statistik 
der Eisenbahnen Deutschlands.) 


Das Bahnnetz der vereinigten preußischen und hessischen Staats¬ 
eisenbahnverwaltung hat im Rechnungsjahr 1917 durch Eröffnung neuer 
Bahnstrecken (27 km Haupt- und 11 km Nebenbahnen) einen Zuwachs 
von 38 km erfahren. 


Die Eigentumslänge der dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Bahnstrecken betrug 40 219,89 km. 




Hauptbahnen | 

Nebenbahnen 

zusammen 

Davon waren: 


km . j 

km 

km 

preußisches Eigentum . . 


21 8B5,oi 

16 986,54 

38 871,56 

hessisches „ . . 


811,46 

495,76 

1307,22 

badisches „ . . 

' ' ‘ i 

41,12 1 


1 41 >‘? 

zusammen 

! 

1 

22 787,59 

17 482,80 

40 219,89 


in % j 

56,53 

48,47 

100,00 

vollspurig. 

. . t 

22 737,69 

17 243,20 

39980,79 

schmalspurig (preußisch) 


— 

239,10 

239,10 

eingleisig. 

! 

• * * » 

5 359,82 

16863,81 

22223,63 


in % 1 

23,57 

96,46 

55,26 

zweigleisig. 


16887,95 

618,49 

17 506,44 

dreigleisig . 


84,74 

— 

• 84,74 

viergleisig . 

. . . | 

399,73 

— 

399,73 

fünfgleisig . 

1 ‘ * 

5,35 

— 

5,35 


Außerdem waren 199,40 km vollspurige und 1,28 km schmalspurige 
Anschlußbahnen ohne öffentlichen Verkehr vorhanden. 


l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 468 ff. 
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71<5 Die preußisch-hessischen Stiiatseiscnbnhuen im Rechnungsjahr 1917. 


Die B e t r i e b s 1 ä n g e‘) der dem 

öffentliche 

n Verkehr 

dienenden Bahnen betrug: 

__ __ 

__ 

am Ende des 

im Jahres- 


Jahres 

durchschnitt 

l. für Vollspurbahnen: 

km 

km 



a) im ganzen. 

40 079,16 

40 05ö,68 

b) Hauptbahnen. 

22 809,21 

22 780,71 

c) Nebenbahnen . 

17 269,90 

17 274,97 

d> für Personenverkehr. 

38 704,74 

38 691,40 

e) „ Güterverkehr. 

2. für Schmalspurbahnen: 

39 706,68 

39 690,18 

a) im ganzen sowie für Güterverkehr 

239,10 

239,10 

b) für Personenverkehr. 

80,83 

80,83 

3. zusammen: 

\ 


a) im ganzen. 

40 318,26 

40 294,78 

b) für Personenverkehr. 

38 785,67 

38 772,23 

e't ., Güterverkehr.*. 

39 945,78 

39 929,2s 

Das Anlagekapital betrug Ende 1917: 
für die 

im ganzen 

1 

auf 1 kn» 
Bahnlängc 


_ 

Vollspurbahnen. 

14 184 313 752 

354 778 

Schmalspurbahnen.. 

21562 749 

• 

9t) 183 

Anschlußbahnen ohne öffentlichen Verkehr 

12 351 066 

61 546 

insgesamt . . 

14218227 567 

351 757. 


1 nt Jahresdurchschnitt betrug das Anlagekapital 14 059 520 894 M. 
davon das der Bahnen für den öffentlichen Verkehr 14 047174175 Jt. 

Mit der Verwaltung des Eisenbahnnetzes waren (wie 1916) 21 

Eisenbahndirektionen betraut. Zur Leitung und Beaufsichti¬ 
gung des örtlichen Dienstes waren (Ende 1917) 

280 Betriebs-, 102 Maschinen-, 126 Werkstätten- und 95 Verkehrs¬ 
ämter 

errichtet. Neben den Eisenbahndirektionen besteht seit 1. April 1907 das 
Eisenbahn-Zentralamt in Berlin mit den im Archiv für Eisenbahn¬ 
wesen 1909, S. 377 und 1910, S. 429 im einzelnen aufgezählten Be¬ 
fugnissen und Obliegenheiten. Zur Ausführung und Überwachung des 
Abnahmedienstes auf den Lieferwerken, insbesondere zur Bauüher- 

*) P. li. Kigentumslänge abzüglich 62.83 kni verpachteter und zuzüglich 
150.ns kn» gepachteter und 10,.‘ü km in MitWtricb genommener Bahnstrecken. 
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wachung und Abnahme der Fahrzeuge bei den Bauanstalten bestehen 
unter dem Eisenbahn-Zentralamt Abnahmeämter in Berlin, Dortmund, 
Düsseldorf und Gleiwitz. 


An Stationen Waren auf den Vollspurbahnen 7 975 vorhanden: 
571 Bahnhöfe 1. Klasse, 1144 Bahnhöfe 2. Klasse» 1062 Bahnhöfe 
3. Klasse, 3 764 Bahnhöfe 4. Klasse, 15 besondere Werkstättenbahnhöfe 
und 1419 Haltepunkte. Die Zahl der Betriebstellen an den von der 
Staatseisenbahnverwaltung für eigene Rechnung betriebenen Bahn¬ 
strecken betrug unter Berücksichtigung der mitbenutzten fremden Bahn¬ 
höfe 7984. Hiervon dienten: 

a) ausschließlich dem Personen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr 1 317, 


b) „ „ Güterverkehr. 231 

1 

c) „ Betriebszwecken . . . 54. 


Die durchschnittliche Stationsentfernung betrug 5,02 km. — Auf den 
thüringischen Schmalspurbahnen (preußisch) waren Ende 1917 vorhanden 
24 Bahnhöfe 4. Klasse und 8 Haltepunkte. Die oberschlesisthen Schmal¬ 
spurbahnen (preußisch) hatten, auf 50 Kontroll- und Betriebsstationen 
verteilt, 219 Ladestellen. 


An Werkstätten waren 704 vorhanden: 75 Haupt-, 13 Neben- 
und 616 Betriebswerkstätten, darunter 81 mit mehr als 300 und 138 mit 
mehr als 50 Arbeitern. Die Zahl der in den Werkstätten beschäftigten 
Lehrlinge betrug am Ende des Berichtsjahrs 10 398. 


1 . 

2 

3. 

4. 

5. 

6 . 


(. 

8 . 


Staatseigene Fähranstalten waren im Betrieb: 
im Direktionsbezirk Altona zwischen Tönning und Karolinenkoog, 

„ „ Cöln zwischen Spyck und Welle, 

„ „ Cöln zwischen Bonn und Obercassel, 

„ „ Danzig zwischen Troyl und Danzig-Holm, 

„ „ Mainz zwischen Rüdesheim und Bingen, 

„ „ Stettin zwischen Stralsund Hafenbhf. und Alte- 

fähr, 

„ .. Stettin zwischen Ostswine und Swinemünde, 

„ „ Stettin zwischen Saßnitz und Trälleborg in 

Schweden. 


Der Fuhrpark bestand am Schluß des Jahres aus: 

27 117 Dampflokomotiven, 

35 elektrischen Lokomotiven, 

4 Dampftriebwagen, 

380 elektrischen Triebwagen, und zwar 54 einfachen, 308 Doppel- und 
18 dreiteiligen Wagen, 

53 085 (155 952 Achsen) Personenwagen, 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 4 g 
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14 902 ( 35 594 Achsen) Gepäckwagen 1 ), 

588 923 (1198 512 „ ) Güter- und Arbeitstagen, 

3 569 ( 8 928 „ ) Bahndienstwagen. 

Auf 10 km Betriebslänge am Ende des Jahres waren danach vor¬ 
handen: 

6,83 Lokomotiven und Triebwagen, 40,21 Achsen Personenwagen. 
9,18 Achsen Gepäckwagen und 302,27 Achsen Güter-, Arbeits- und 
Bahndienstwagen. 

Auf 1 Million Wagenachskilometer kommen von dem Bestand am 
Jahresschluß: 

1,14 Lokomotiven und Triebwagen, 27,69 Achsen Personen-, 30,m 
Achsen Gepäck- und 70,84 Achsen Güter-, Arbeits- und Bahn¬ 
dienstwagen. 

Im Jahresdurchschnitt standen zur Verfügung unter Berücksichti¬ 
gung der leihweise abgegebenen eigenen Fahrzeuge einerseits und der in 
den eigenen. Fuhrpark aufgenommenen fremden Fahrzeuge anderseits: 
26 790 K Lokomotiven und Triebwagen, 52 269 Yt (153 741 Achsen) 
Personenwagen, 14749K (35 315 Achsen) Gepäckwagen, 603 482 
(1227 663 Achsen) Güter- und Arbeitswagen und 3556 J4 (8875 K 
Achsen) Bahndienstwagen, insgesamt 674 057 H (1425 594H 
Achsen) Wagen. 

Von dem Gesamtwert des Fuhrparks am Jahresschluß 1917 = 
4 673 705 235 M (32,90 % des Anlagekapitals) kamen 


auf 

Dampflokomotiven . . 

1 877 792 186 M 

(auf 1 Lokomotive 69 248 

«.#) 

11 

elektr. Lokomotiven . 

7 297 325 

ü 

'( 

n 

l 

11 

208 495 



Dampftriebwagen . . 

136 600 

11 

( 

n 

1 Wagen . 

. 34 160 

„X 

n 

einfache elektrische 










Triebwagen . . . . 

2 377 698 

11 

( 

n 

1 

11 

. 44 031 

«X 

n 

zweiteilige elektrische 










Triebwagen . . . . 

28 882 771 

n 

( 

ii 

1 

li 

. 93 775 

«X 

n 

dreiteilige elektrische 










Triebwagen . . . . 

2 656 259 

w 

( 

n 

1 

il 

. 147 570 

»X 

ii 

Personenwagen . . . 

893 877 409 

n 

( 

ii 

1 

Achse . 

. 5 813 

»X 

il 

Gepäckwagen . . . . 

132 433 006 

ü 

( 

ii 

1 

11 

. 3 721 

»X 

n 

Güterwagen. 

1 728 251 981 

t! 

( 

ii 

1 

11 

. 1431 

«X 


Beschafft wurden im 

Berichtsjahr: 

1677 Dampflokomotiven, 4 elek- 


trische Lokomotiven, 1 Triebwagen, 1987 Personen-, 403 Gepäck- und 
30519 Güterwagen, ausgemustert dagegen 191 Lokomotiven, 169 Per¬ 
sonen-, 98 Gepäck- und 2770 Güterwagen. Von den Beschaffungskosten 
der neuen Wagen wurden 183 661 306 <M, aus Bau- und außerordentlichen 


1 ) Mit Einschluß der Gliterzug-Gepäckwagen (Mannschaftswagen). 
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Fonds. 230 314 773 Ji aus den Mitteln des ordentlichen Haushaltsplans be¬ 
stritten. 

Die eigenen Loko in o tive n und Triebwagen haben auf 
eigenen und fremden Betriebsstrecken sowie auf eigenen 
Xeub&ustrecken geleistet: 

452 556 286 Nutzkilometer (jede Lokomotive durchschnittlich 19 961), 

56 976 745 Leerfahrtkilometer, 

29 397 004 Stunden Verschiebedienst, 

1936 975 Stunden Dienet beim Vorheizen der Personenzüge, beim Rei¬ 
nigen der Viehwagen und beim Wasserpumpen, 

5 308 992 Stunden Bereitschaftsdienst, 

23 063 258 Stunden Ruhe bei unterhaltenem Feuer, im ganzen 
822872 821 — jede Lokomotive durchschnittlich 36 295 — Lokomotiv¬ 
kilometer für die Berechnung der Unterhaltungskosten der 
Lokomotiven, wobei, dem Verschleiß entsprechend, 1 Stunde 
Verschiebe- und sonstiger Stationsdienst (Vorheizen, Wagen¬ 
reinigen, Wasserpumpen) = 10 km gerechnet ist, und 
722 947 426 Lokomotivkilometer für die Berechnung der Kosten der Züge, 
wobei, dem Kohlen-, öl- usw. Verbrauch entsprechend, 1 Stunde Ver r 
schiebe- und sonstiger Stationsdienst = 5 und 1 Stunde Bereitschaftsdienst 
und Ruhe im Feuer = 2 km gerechnet wurde. Bleibt entsprechend der 
für die Statistik der Eisenbahnen Deutschlands maßgebenden Berech¬ 
nungsweise die Feuerunterhaltung während der Ruhezeiten außer Be¬ 
tracht, so beträgt die Zahl der Lokomotivkilometer für die Berechnung 
der Kosten der Züge 676 820 910. 

Auf eigenen Betriebsstrecken wurden von eigenen 
und fremden Lokomotiven und Triebwagen geleistet: 
451464 987 Nutzkilometer (davon 14 420 015 = 3,19 % im Vorspann- und 
Schiebedienst) — auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
11204 —, * 

56 888 796 Leerfahrtkilometer (= 12,60 % der Nutzkilometer), 

29 207 603 Stunden Verschiebedienst, 

1932868 Stunden Dienst beim Vorheizen der Personenzüge, beim 
Reinigen der Viehwagen und beim Wasserpumpen, 

5296 612 Stunden Bereitschaftsdienst, 

22 985 412 Stunden Ruhe bei unterhaltenem Feuer, im ganzen 
800429813 — auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 19864 — Loko¬ 
motivkilometer zur Berechnung der Kosten für die Unterhaltung und 
Erneuerung des Oberbaues, wobei, dem Verschleiß der Schienen ent¬ 
sprechend, 1 Stunde Verschiebedienst mit 10 km in Ansatz gebracht ist. 

■h* 
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Von den Wagen sind Achskilometer geleistet worden: 


1 

Personen- 

Gepäck- 

Güter- 

Postwagen 

auf eigenen Betriebs- 

wagen 

wagen 

_ 

wagen 






strecke n: 



•) 

16763 654 803 


von eigenen Wagen . ! 

5450515113 

1 125 113 109 

— 

1 

„ fremden(auchPost-) , 





Wagen. • • 

181674 584 

30906 245 

281 177 645 

866006 336 

zusammen . 

i 

5632169697 

. 

l 156019 354 

“ "V 

17 044 632 448 

366 006336 


= 24189 047 885 


auf 1 km durchschnittlicher 





Betriebslänge. 

145 263 

29816 

426 876 

9 182 

darunter: 


= 600 302 


Leerfahrten der Güterwagen 





und Postwagen. 

— 

— 

4 641 685 510 

740 444 

Leistungen für die Reichs¬ 

• 


(27,23%) 


postverwaltung . 

1 5 127 187 

19062923 

55 603 555 

355 329 155. 

auf fremden Betriebs¬ 

= 435 142820 ( 1,80 % der Gesamtleistung) 




1 

strecken: 





von eigenen Wagen . 

319111764 

25 313 422 

— 

i 

auf Neubaustrecken: 





von eigenen Wagen . 

153 982 

52 554 

863 571 

1 

Gesamtleistung der eigenen 



2 ) 

i 

] 

Wagen. 

5 769780869 

1 150 479 085 

18 431 060 637 

- 



= 25 351 310 581 


durchschnittlich auf eine 





Achse. 

37 629 

32578 

14905 

— 







- 17 783. 


D Als eigene Güterwagen sind die Güterwagen aller dem Deutschen Staats- 
bahnwagenverbande angehörenden Eieenbahnverwaltungen, als fremde Güter¬ 
wagen die Nichtverbandswagen berücksichtigt. 

*) Diese Zahl ist nach dem Verhältnis errechnet, in dem in früheren Jahren 
die Leistungen aller Güterwagen auf den eigenen Betriebsstreeken zu den 
Leistungen der eigenen Güterwagen auf eigenen und fremden Betriebestrecken 
und auf Neubaustrecken standen. Die Achskilometer der eigenen Güterwagen 
der preußisch-hessischen Staatsbahnen werden seit Errichtung des Deutschen 
Staatsbahnwagenverbandes nur noch insoweit ermittelt, als sie auf Strecken der 
nicht diesem Verbände angehörenden Eisenbahnverwaltungen zurückgelegt 
worden sind. 
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In den einzelnen Zuggattungen wurde geleistet: 


/ 



bei einer durch¬ 
schnittlichen 

Zugkilometer 

Wagenachs- 

i n I 

Zugstärke von 

kilometer 

Achsen 


* 

Schnell- und Eilzügen. ! 

41,96 1 

42211081 

1 771 067 874 

Personenzügen mit Einschluß der i ( 
Triebwagenfahrten. 

28,20 

154131219 

4 346838 474 

Militärzügen. 

71,37 

22 331 249 

1 593 854116 

Eilgüterzügen. 

39,95 

16668192 

665 471 435 

Güterzügen. 

79,41 

197 759 460 

15 709966994 

Werkstättenprobe-, Bahnbesichti- : 
gungs-, Hilfs- und sonstigen !: 
dienstlichen Sonderzügen ... 

12,88 

1399 158 

18026721 

Arbeits-, Kies- usw. Zügen .... 

32,81 

2554613 | 

83822221 

zusammen . . . 

55,3.') 

437 044972 

24 189047 835. 


Zum Betrieb der Fähranstalten waren Ende 1917 vorhanden: 2 See- 
fährsclliffe, 11 Fhißfährschiffe, 5 Dampfboote, 4 Motorboote, 2 Prahme, 
3 Dampfponten, 2 eiserne Schalden, 1 Bagger, zusammen 30 Fahrzeuge. 

Die Einnahmen haben im ganzen 3 492 210704 oH, betragen, auf 

» 

1 km durchschnittlicher Betriebslänge 86 667 JC, auf 1000 Lokomotiv- 
Nutzkilometer auf eigener Bahn 7735 JC und auf 1000 Achskilometer aller 
Art auf' eigener Bahn 144 M. Es brachten ein: 

in auf 1 km 


die Personenbeförderung des bürger- 

1 

im ganzen 

Hundertteilen * 

im im ! 

einzel- gan- 
nen zen 

i 

durch¬ 

schnittlicher 

Betriebs- 

länge 

M 





liehen Verkehrs. 

732466179 

67,42 | 

— 

18 892 

die Militärbeförderung. 

| 327 899 745 

30,18 

— 

8 457 

die gesamte Personenbeförderung. . 

1060866924 

l 97,60 

— 

27 349 

auf 10000 Achskm der Personenwagen 
in Zügen aller Art . . 1 883 J6, 


i 



die Gepäckbeförderung. ! 

18 230 384 

i 1,68 

— 

470 

die Beförderung von Hunden .... 

554 650 

, 0,05 

— 

14 

die Nebenerträge. 

7243999 

0,67 

— 

187 

1 

der Personen- und Gepäck- j 





verkehr (1) im ganzen . . . 

1086394 957 

100 ,oo 

31,n 

28 020 

auf 10000 Achskm der Personen- und 
Gepäckwagen. 

1600 

_ 

_ ' 
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2. die Güterbeförderung des bürger¬ 
lichen Verkehrs. 

der Tierverkehr. 

die Beförderung von: 

Postgut. 

Militärgut . 

frachtpflichtigem Dienstgut. . . . 
die Nebenerträge. 

der Güterverkehr (2) im ganzen 
auf 10000 Achskm der Güterwagen . 

der Personen- und Güterver¬ 
kehr (1 u. 2) zusammen . . . . 

8. die Verpachtung von Bahnstrecken, 
die Mitbenutzung von Bahnstrecken 
und Bahnhöfen durch fremde Ver¬ 
waltungen, die Wahrnehmung des 
Dienstes in fremden oder gemein¬ 
schaftlichen Verkehren, die Verwal¬ 
tung von Eisenbahnverbänden und 

Abrechnungsstellen. 

die Arbeiten der Werkstätten für 

fremde Verwaltungen. 

die Leistungen für die Post: u. a. Her¬ 
gabe von Wagenabteilungen zum 
Postdienst, Beförderung von Eisen¬ 
bahnpostwagen, Stellung von Bei¬ 
wagen, Unterstellen, Reinigen, Be¬ 
leuchten usw. der Eisenbahnpost¬ 
wagen . 

die Leistungen für die Neubauver¬ 
waltung . 

die Überlassung von Bahn¬ 
anlagen und die Leistun¬ 
gen zugunsten Dritter (3) 
im ganzen. 

4. die Überlassung von Fahr¬ 
zeugen an fremde Verwaltungen 



1 

1 in 

auf 1 km 


Hundertteilcn 

durch- 

im ganzen 



»chnittlicher 

im 

f im 

Betriebs¬ 


einzel- . 

gan¬ 

lange 

«.# 

| nen 

zen 

, cH 

1 597 242 424 

76,66 

j 

i 

40002 

27 546 367 

1,32 

i — 

690 

| 

2 629 277 

0,18 

i 1 

1 _ ! 

1 

! . 66 

376 766236 

1 18,18 

— 

9 486 

3 206074 

0,15 

1 — 

80 

! 74 244 664 

3,56 

— 

| 1869 

2063636941 

1 

100,oo | 

i 

59,66 

52183 

1 1222 

l 1 

i ; 

_ 1 

— 

i 3 170 031 696 


90,77 . 

78 671 


! 


I 

I 

l 


I 


18 373 015 

— 

— 

— 

20 124 492 

1 

; ! 

i 


10 216619 

i 

1 

i 


10106 922 

— 

J 

! 

— 

58 821 048 1 

: 

I 

1 1 

18.26 

1 ' i 

i 

1 

1 

i 

1,69 

1 

i 

1 460 

121 310 050 1 

i 

37,65 ! 

3 , 4 : ; 

3 011 
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5. der Verkauf von Betriebs- usw. 

Stoffen, Abfällen und sonsti¬ 
gen Gegenständen, die Abgabe 
von Rohstoffen, Wasser, Gas und 
Elektrizität an fremde Verwaltun¬ 
gen usw. 

6. die Beförderung von Privatdepeschen 

(194 486 <M), die wirtschaftliche 
. Nutzung der Gebäude und Grund¬ 
stücke (20 453 591 u. a. m. . . . 

die sonstigen Einnahmen (3 
bis 6) im ganzen. 


I auf 1 km 



Huudertteilen 

durch¬ 

im gahzen 



schnittlicher 

,i | 

im ( 

im 

Betriebs¬ 

’ 1 1 

einzel- 1 

gan¬ 

länge 

M 

j nen 

zen 

L ii{ 

■i 

! 1125O0849 

i 

j 34,92 

! 

1 3,22 

2 792 

1 

1 

1 

29 546 869 

1 

1 

9,1: j 

0,95 

733 

■i 

i 

i 322178 806 

| 

100,oo 

9,23 

7 996. 


Die Ausgaben haben betragen: im ganzen 2 925 273 635 di, auf 
1 km durchschnittlicher Betriebelänge 72 597 di, auf 1000 Lokomotiv- 
Nutzkilometer auf eigener Bahn 6480 di, auf 1000 Wagenachskilometer 
aller Art auf eigener Bahn 120,93 di, im Verhältnis zur Einnahme (Be¬ 
triebezahl) 83,77 %. Es wurden ausgegeben: 


1 

1 " 1 

in 

auf 1 km 



Hundertteilen 

durch- 

j 

j im ganzen 

■— - 

f . 

schnittlicher 


im 

im 

1 Betriebs- 



i einzel- 

gan- 

länge 



nen 

1 zen 

c# 

1. Besoldungen. 

391262 894 

, 33.3: 

13,37 

~ 9 710 

2 . Wohnungsgeldzuschüsse 

(durch Überweisung von Dienst¬ 
wohnungen an Beamte ist gesetz¬ 
licher Wohnungsgeldzuschuß im 
Betrage von 8 517 090 M in Weg¬ 
fall gekommen) 

68 258 278 

| 

5,92 

2,33 

1 694 

1 




zusammen. 

459521 172 

89,: 9 J 

15,70 

11404 

(für 1 394 höhere, 66 986 mittlere und 


l 



150 274 untere, insgesamt 218 654 
— darunter 1609 weibliche — 
planmäßige Beamte) 


i 



3 . Vergütungen für Hilfs¬ 

1 

i , 

i 

1 

i 

arbeiter im Beamtenver- 

hältnis . 

(für 348 höhere, 4 036 mittlere und 

i 

8 273 958 

| — 

1 

— 

256 untere, insgesamt 4 640 — 
darunter 3 weibliche — außer¬ 
planmäßige Beamte 


' 

1 1 
i 
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Tagesvergütungon der Gehilfen und 
Löhne der Hilfskräfte iin unteren 
Dienst mit Einschluß der Schran¬ 
kenwärter und Schrankenwärte¬ 
rinnen . 

(105 997 — darunter 30 545 weib¬ 
liche — Personen' 

Lohne der Betriebsarbeiter . . . . 

(89 473 — darunter 25 687 weibliche 
— Personen') 1 ) 

Stellenzulagen. 

Dienstkleiderzuschüsse für Unter¬ 
beamte und Hilfsunterbeamte . . 

Zulagen an Beamte. 


im ganzen 

<iC 

243 152 371 

210 538 975 

5 053 819 

4 096 625 

4 137 


in 

Hundertteilen 

im im 

^an- 
in 1 n zen 


i auf 1 km 
durch¬ 
schnittlich ►- r 
Betriebs¬ 
länge 

M 


zusammen (3) . . 

4. Reisekosten . 

Umzugskosten . 

Fahr-, Stunden- und Nachtgelder . . 
Belohnungen für sachgemäßes 
Schmieren der Wagen, für Ent¬ 
deckung von Rad-, Achs- und 

Schienenbrüchen usw. 

Verlustentschädigungen an Kassen¬ 
führer, für Bewachung der Reichs¬ 
telegraphenanlagen usw. 

zusammen (4) . . 


471 119886 40,19 16, n 11692 

8 343 158 - — 

720 088 — 

75 050 337 ' - — — 


3 500 621 


349022 — — — 

87 963 226 7,:>o 3,oi ^ 2183 


J ) Einschließlich der aus Titel 8 gelöhnten 68 095 Bahmmterhaltimgs- 
arbeiter und der aus Titel 9 gelöhnten 110238 Werkstättenarbeiter waren im 
Jahresdurchschnitt insgesamt 597 097 Bedienstete (darunter 89 051 weibliche) vor¬ 
handen, d. s. 14,82 auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge, 13,23 auf 10000 
Lokomotivnutzkm und 2,47 auf 100 000 Wagenachskm aller Art. — Außerdem 
waren noch vorhanden: 60 Kegierungsbauführer sowie 169 Zivilsupernumerare 
in der Ausbildung ohne Besoldung und 1041 Gepäckträger, die wegen gewerblicher 
Einnahmen keine Vergütung aus der Staatskasse empfingen. Ferner wurden beim 
Bau neuer Bahnstrecken und bei den außerordentlichen Ergänzungs. und Erweite¬ 
rungsbauten auf den im Betrieb befindlichen Strecken 2031 — darunter 99 weib¬ 
liche — Arbeiter beschäftigt, deren Löhne aus Allleihegesetzen oder als außer¬ 
ordentliche Bauausgaben gezahlt sind. — Die Zahl der Bediensteten ist nach dem 
Jahresdurchschnitt berechnet worden. Hierbei sind die aus dem Ausgabetitel 3 
gelöhnten Tagewerke der Hilfskräfte im unteren Dienste und der Betriebs- 
(Stations-) Arbeiter mit 365, die aus den Titeln 8 und 9 gelöhnten Tagewerke 
der Bahnunterhaltungs- und der Werkstättenarbeiter — jedoch mit Ausschluß 
der Tagewerke, die sich aus den vor oder nach der ordnungsmäßigen Arbeitszeit 
geleisteten Überstunden und aus der Sonntagsarbeit ergeben — mit 300 Arbeits¬ 
tagen für das Jahr in die Kopfzahl umgerechnet. Die aus der Überarbeit er- 
rechneten Tagewerke entsprechen bei Titel 8 einer Zahl von 751 und bei Titel 9 
einer Zahl von 16 987 Köpfen. 
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5. außerordentliche Vergü¬ 

tungen und Unterstüt¬ 
zungen . 

6. für den bahnärztlichen Dienst sowie 

für sonstige ärztliche Unter¬ 
suchung und Behandlung von Be¬ 
amten und Arbeitern einschließ¬ 
lich der Heilmittel.! 

gesetzliches Ruhegehalt und Witwen- j 

und Waisengeld. 

widerrufliche Ruhegehaltszulagen für j 
die in der Provinz Posen und den j 
gemischtsprachigen Kreisen der 
Provinz Westpreußen angestellt j 
gewesenen und dort verbleibenden ; 
mittleren, Kanzlei- und Unter¬ 
beamten . 

satzungsmäßige und andere Ruhe¬ 
gehaltszahlungen an Beamte und 

deren Hinterbliebene. 

Zuschüsse zu Krankenkassen ... 
Zuschüsse zur Pensionskasse für die 
Arbeiter. 

■' i 

Zuschüsse nach dem Versicherungs¬ 
gesetz für Angestellte. 

Gesetzliche Kosten der Unfallver- j 
Sicherung. 

Renten, Heilungskosten und Sterbe- I 
gelder auf Grund des Unfall- , 

fürsorgegesetzes. 

Verwaltungskosten der gesetzlichen ' 
Unfall-, Invaliden- und Hinter- 1 

bliebenenversicherung. 

Beiträge zu Einrichtungen der Kran- 1 
ken- und Kleinkinderfürsorge an 
kleinen Orten mit zahlreichen j 
Eisenbahnbediensteten, zur Unter- , 
Stützung von Vereinen, die durch ; 
die Krankenpflege in Familien der i 
Eisenbahnbediensteten besonders 
in Anspruch genommen werden, j 

U8W. ' 


Digitized by Gougle 



i in 

auf 1 km 


HuDdertteilen j 

durch- 

im ganzen 

im | 

i 

im 

| schnittliclier 
Betriebs¬ 


einzel- 

gan¬ 

länge 

dt 

1 non 

zen 

dl 

18 170 001 

1,55 

I 

0,62 

451 


4 438 252 — 

81034 652 

I 


162 252 


12 481 939 
9 276 035 

17 966 763 

202 788 

9 407 728 


371 551 


26 079 


195 226 
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in auf 1 km 

Hundertteileu durch- 


Beihilfen zur Herstellung und Unter¬ 
stützung von Genesungsheimen, 
die von Beamten- und Arbeiter- 

im ganzen 

im 

! einzel- 
! nen 

im 

gan¬ 

zen 

schnittlicher 
Betriebs- 
länge 

M 

vereinen der Staatseisenbahnen 


i 


' 

errichtet werden. 

75 000 

i - i 

— 

1 — 

zusammen (6) für Wohlfahrts¬ 
zwecke . 1 

l 

135 638 265 

| 

4,64 

3 366 

1 

im ganzen persönliche Aus¬ 
gaben (1 bis' 6)., 

1 172 412649 

1 

100,oo 

40,us 

1 29 096 

auf 100 M der Gesamteinnahme . . 

33,57 

i 


— 

auf 1000 Lokomotivnutzkilometer auf 
eigener Bahn. 

2 597 

I 

— 

— 

auf 1000 Wagenachskilometer aller Art 
auf eigener Bahn. 

48,47 

— 

— 

— 

für Unterhaltung und Er¬ 
gänzung der Geräte, Be¬ 
schaffung der Betriebs¬ 
stoffe: 

Unterhaltung und Ergänzung der 
Geräte. 

1 

19604 593 

1 

1 1 


485 

Drucksachen, Schreib- und Zeichen¬ 
bedarf . 

! 11276 483 

1 

_ 

_ 

1 280 

Kohlen, Koks und Preßkohlen . . . 

1 341036629 

— 

— 

8 464 

sonstige Betriebsstoffe (Rüböl, Petro¬ 
leum U8W.). 

39081463 

— 

_ 

970 

Bezug von Wasser, Gas und Elektri¬ 
zität von fremden Werken . . . . 

28 915 787 

_ 

— 

j 718 

zusammen (7). . 

439 914 955 

25,10 

15,04 

10917 

auf 1000 Lokomotivkilometer der eige¬ 
nen Lokomotiven und Triebwagen 
auf eigener und fremder Bahn 

| 

009 

1 


i 

auf 1000 Wagenachskilometer aller j 
Art auf eigener Bahn. 

18, 19 

1 

- 

— 

für Unterhaltung, Erneue¬ 
rung und Ergänzung der 
baulichen Anlagen auf 
40323,70 km Bahnstrecken mit 
59 141 km durchgehenden Gleisen 
und rd. 30500 km Nebengleisen: 
a) Löhne der Bahnunterhaltungs¬ 
arbeiter . . .. 

119 596 104 

1 

• 

1 
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b) Beschaffung der Oberbau- und 
Baustoffe auf Vorrat: 

1. Schienen. 

2. Kleineisen. 

3. Weichen .. 

4. Schwellen. 

5. Baustoffe. 

c) Sonstige Ausgaben einschließlich 
der Kosten kleinerer Ergänzungen 

d) Kosten erheblicher Ergänzungen 

zusammen (8) . . 

auf 1 000 Lokomotivkilometer eigener 
und fremder Lokomotiven und 
Triebwagen auf eigener Bahn, aus¬ 
schließlich. des Bereitschaft»- und 
sonstigen Stationsdienstes .... 
auf 1000 Wagenachskilometer aller 
Art auf eigener Bahn. 

9. für Unterhaltung, Erneue¬ 
rung und Ergänzung 
der Fahrzeuge und der 
maschinellen Anlagen: 

a) Löhne der Werkstättenarbeiter 

(nach Abzug der Löhne für 
Unterhaltung der Geräte und 

baulichen Anlagen). 

(auf 1000 Lokomotivkm . . . 364,12 tM, 
auf 1000 Wagenachskm aller Art 11,82 * ) 

b) Beschaffung der Werkstoffe (nach 

Abzug der Kosten für die zur 
Unterhaltung der Geräte und 
baulichen Anlagen verwendeten 

Stoffe). 

(auf 1000 Lokomotivkm . . . 106,69 Jl , 
auf 1000 Wagenachskm aller Art 3,46 , ) 

c) sonstige Kosten (im wesentlichen 

Kosten für Lieferungen und Lei-, 
stungen der Unternehmer und 
Handwerker). 

(auf 1000 Lokomotivkm . . . . 66.88 Jt y 
auf 1000 Wagenachskm aller Art 2,17 .. ) 

zusammen (a bis c) 
(auf 1000 Lokomotivkm . . . 537,69 
auf 1000 Wagenachskmaller Art 17,45 „ ) 

] ) Siehe Anmerkung auf S. 728 mit 


.1 

1 

im ganzen 

i in 

Hundertteilen 

? i 

im im 

einzel- gan- 

auf 1km 
durch¬ 
schnittlicher 
Betriebs¬ 
länge 

j di 

jF--—- : 

j 28 256 044 

| nen 1 

zen 

t Air 

j 

_ 

_ 

18 893 396 

: — • 

— 

— 

10445 222 

— 

— 

— 

| 33 339 178 

i — | 

— 

— 

12207047 

— 

— 

— 

! 88 740009 

, t 

-- | 

— 

m 

| 11 113 000 

~~ | 

I 

— 

' 322590000 

i 

1 18,40 

1 

11,03 

8 006 

403 

1 

— 

t 

_ 

! 13,34 

_ 

1 

— 


299 626 453 


j 87 790 772 — 


55 032 884 | — 

442 450 109 1 ) . — 


er 



Original fro-m 

UNIVERSITf OF MICHIGAN 












728 Dis preußisch-hessischen Staatseisenbahnen im Rechnungsjahr 1917. 


' auf 1 km 

Hundertteilen durch- 


d) Beschaffung ganzer Fahrzeuge: 2 ) 

im ganzen 

M 

im 

1 einzel¬ 
nen 

i 

im 

gan¬ 

zen 

schnittlicher 

Betriebs¬ 

länge 

M 

560 Lokomotiven. 

61830000 

i ~ 

— 


770 Personenwagen. 

16722000 

! — 

— 

— 

200 Gepftckwagen. 

| 26 448 000 

j _ 

— 

— 

6 200 Güterwagen . . 

zusammen (9) . . 

547 450 109 

31,23 

18,71 

13 586 

% auf 1000 Lokomotivkni der eigenen Lo¬ 
komotiven und Triebwagen auf eige- 
ner und fremder Bahn. 

665 

1 


i 

auf 1000 Wagenachskm der eigenen Wa¬ 
gen auf eigener und fremder Bahn . 

21,59 

I 

— 


10. für Benutzung fremder Bahn¬ 
anlagen und für Dienstlei¬ 
stungen fremder Beamten . 

11879 060 

l 

1 

0,68 1 

0,40 

1 

295 

11. für Benutzung fremder Fahr¬ 
zeuge . 

17465298 

1 1,00 

0,60 

j 434 

12. Steuern, Gemeindeabgaben und 
öffentliche Lasten 3 ). 

3 2 355 693 

_ 

_ 

— 

- Entschädigungen auf Grund der 
Haftpflichtgesetze. 

7 389 07« 

— 

— 

— 


(auf 1 km durchschnittlicherBetriebs- 
lange 183 *44, auf 1000 Zugkrn 
16,91 M, auf 10000 Wagenachskm 
aller Art 8,05 M % auf 1000 Achskm 
der Personenwagen 1,31 J6) 


l ) (Siehe Seite 727.) Hiervon beanspruchte: 
a) die Unterhaltung: 

der Lokomotiven und Tender (auf 1000 Lokomotivkni 

281,01 M) .. 231972 223 M y 

der Personenwagen (auf 1000 Achskm 7,45 M) . . 43001792 

der Gepäck-, Güter-, Arbeite- usw. Wagen (auf 

1000 Achskm 6,92 M) .. 135 565 507 .. , 

der mechanischen und maschinellen Anlagen und 

Einrichtungen . * . « 16 ^15 332 . 

zusammen 426 954 854 M 

während 


b) die Arbeiten der Werkstätten für die Neubauver¬ 
waltung, die Postverwaltung, fremde Eisenbahnen 

usw. eine Ausgabe von .. 15495255 „ 

verursachten. 

2 ) Ohne die umgebauten Fahrzeuge (34 Lokomotiven, 12 Personenwagen 
und 173 Güter-, Arbeite- und Bahndienstwagen). 

•) Das nach den Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes vom 14-Juli 
1893 (Ges.-S. S. 152) abgabepflichtige Reineinkommen der vom preußischen Staat 
für eigene Rechnung betriebenen Eisenbahnen betrug für 1916 370856198 M (für 
1915 274 001487 M). 
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Ersatzleistungen für verlorene, ver¬ 
dorbene und beschädigte Sen¬ 
dungen, für Ergänzung beschä¬ 
digter Verpackungen, sowie für 
Lieferfristüberschreitungen . . . 
(auf 10000 Achskm der Gepäck- uad 
Güterwagen 43,94 <M>) 

sonstige Entschädigungen, insbeson¬ 
dere für Wald- und Feldbrände . 
für Benutzung fremder Grundstücke, 
Miete für Dienstgebäude usw.. . 
für Reinigung der Diensträume, An¬ 
fahrten usw. 

Beihilfen an Angehörige von dauernd 
im Staatsdienste beschäftigten, 
zum Kriegsdienst einberufenen 

Lohnempfängern. 

Kriegsbeihilfen und Kriegsteue¬ 
rungszulagen an Beamte . . . . 
Kriegsbeihilfen und Kriegsteue¬ 
rungszulagen an Ruhegehalts- 
erapfänger und Hinterbliebene 

von Beamten. 

sonstige Kriegsentschädigungen an 

Beamte und Arbeiter. 

Außerordentliche Vergütungen für 
Beamte, Unterstützungen für Be¬ 
amte, sowie für ausgeschiedene 
Arbeiter und deren Hinterbliebene 
sonstige und unvorhergesehene Aus¬ 
gaben . 

zusammen (12) . 

im ganzen sächliche Ausgaben (7/12) 
auf 100 M der Gesamteinnahme . . . 
• 1000 Nutzkm eigener und fremder 

Lokomotiven und Triebwagen auf 

eigener Bahn . 

„ 1000 Wagenachskm aller Art auf 

eigener Bahn. 

& 


1! 

in 

auf 1 km 


llundertteilen 

durch¬ 

im ganzen 

i — - - 

schnittlicher 


| im j 

im 

Betriebs- 

( | 

i 

, einzel- ' 

gan¬ 

| länge 

m 

nen 

zen 



79 978 377 

1 — 

1 

— 

1 527 324 

- 

— 

— 

935 580 

— 

— 

— 

2 085 589 

— 

' — 

— 

38 500 271 

— 

— 

— 

200 888 769 

— 

— 

— 

18 741 255 

: — ' 

' — 

— 

330 478 

— 


— 

8 650 291 

— 

— 

— 

22178961 

— 1 

| 


413 561664 

i 

1 23,59 

14,14 

' 10263 

1 762861066 

' 100,oo 

69,92 

43 501 

50,20 

— 

— 

— 

3 883 

1 

- 

— 

72,46 

— 

— 

— 


Der Überschuß der Einnahmen über die Ausgaben betrug: 
im ganzen 566 937 069 «#, auf 100 Ji der Gesamteinnahme 16,23 «#, 
auf 1km durchschnittlicher Betriebslänge 14 070 p# und auf 100«# 
des im Jahresdurchschnitt verwendeten Anlagekapitals 4,03 «#. 
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Von dem Überschuß haben erhalten: 

Preußen . 554062 865 di, 

(d. 9. 4,06 % des durchschnittlichen preußischen 
Anlagekapitals von 13 645 245 502 <44), 

Hessen. 12 316 731 dl-, 

(d. s. 3,07% des durchschnittlichen hessischen An¬ 
lagekapitals von 400961962 «44), 

Baden .• . . . . 557 473 d(., 

(d. s. 4,19% des durchschnittlichen badischen An¬ 
lagekapitals von 13 313 428 «44). 


Gegendas Vorjahr ergeben sich folgende Unterschiede: 
Die Gesamteinnahme ist im ganzen um 472655 276 di oder 15,65 % und 
auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge um 11646 dl oder 15,52 % ge¬ 
stiegen. Im Personen- und Gepäck verkehr sind 288 860 107 di oder 36,22 %, 
im Güterverkehr 158 090 000 di oder 8,21 % mehr aufgekommen. 
Die Gesamtausgabe ist ebenfalls gestiegen: im ganzen um 760 878018 di 
oder 35,15 % , auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge um 18 822 dl oder 
35,oo %, auf 1000 Nutzkilometer eigener und fremder Lokomotiven and 
Triebwagen auf eigener Bahn um 2032 <M oder 45,68 %, auf 1000 Wagen¬ 
achskilometer aller Art auf eigener Bahn um 34,63 di oder 40,13 % und 
auf 100 dl der Gesamteinnahme um 12,09 dl oder 16,87 %. Die persön¬ 
lichen Ausgaben sind um 204 422 716 dl oder 21,12 % , die sächlichen Aus¬ 
gaben um 556 455 302 di oder 46,51 % gestiegen. Der Überschuß ist im 
ganzen um 288 222 742 dl oder 33,70 % , auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebelänge um 7176 di oder 33,78 % gestiegen. 

Von Ermittlung der Zahl der beförderten Personen (Fahrten), der 
beförderten Tonnen, der gefahrenen Personen- und Tonnenkilometer so¬ 
wie des Erträgnisses der einzelnen Wagen- und Tarifklassen ist wegen 
des Krieges — im Einvernehmen mit dem Reichs-Eisenbahnamt — ab¬ 
gesehen worden. 

Im Berichtsjahr haben sich auf den Vollspurbahnen folgende Un¬ 
fälle ereignet: ; ^ " 

!, auf. ] auf 

1 ' freier Bahn I Bahnhöfen 


a) Entgleisungen. . 1 * 128 304 

b) Zusammenstöße. J _ 10t | _422 

1 232 ' 726 

d. i. 958 

auf 100 km durchschnittlicher Betriebslänge !■ 2.39 

„ 1 000000 Lokomotivkm.Hj 1.» 

„ 1000C00 Wagenachskm aller Art.'! O .04 

c) sonstige Unfälle 1 ).' 603 2 209 


') Hierher gehören Überfahren von Fuhrwerken usw., Feuer im Zuge, 
Platzeu von Lokomotivkesseln und andere Ereignisse, bei denen Menschen ge¬ 
tötet öder verletzt worden sind. 
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" auf 

auf 

i 

d) Unfälle im ganzen. 

i freier Bahn . 

895 l 

Bahnhöfen 

2936 

d. i. 

| 3 830 

auf 100 km durchschnittlicher Betriebslftnge 

9,56 

„ 1000000 Lok omotivkm.i 

1 4,78 

„ 1000000 Wagenachskm aller Art. 

| 0,16 

Es wurden: | 

a) Reisende: I 


__ . __ 

j getötet 1 ) j 

verletzt 1 ) 

unverschuldet: | 


- - 

«) bei Zngunf&llen.| 

1 216 

997 

ß) , sonstigen Betriebsunfällen. 

; 3 

58 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Benutzen, 
Besteigen und Verlassen in Bewegung befind- 



licher Züge. 

186 

263 

zusammen a). 

404 

1 318 

auf 1000 000 Personenwagenachskm. 

0,072 

0,984 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im Dienst beim 
eigentlichen Betrieb: 

j 


bei ZugunfiUien.1 

i 91 

432 

auf andere Weise. 

I 908 

968 

zusammen b).j 

| 999 

1400 

auf 1000000 Zugkm . 

! 2,29 

3,21 

„ 1000000 Wagenachskm aller Art. 

1 0,04 

0,06 

c) Post-, Steuer-, Telegraphen-, Polizei- und son¬ 
stige im Dienst befindliche Beamte: 

1 

! 


unverschuldet. 

1 — 

29 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Besteigen | 
oder Verlassen in Bewegung befindlicher Fahr¬ 

i 


zeuge oder beim Betreten der Bahn. 

! 40 

29 

zusammen c) . 

40 

58 

d) fremde Personen: 

• durch falsche Handhabung der Wegübergangs¬ 



schranken usw. '. 

! 17 

39 

infolge eigener Unvorsichtigkeit beim Betreten 
der Bahn. 

i 

1 283 

■■ 

156 

zusammen d) . 

300 

195 

im ganzen a) bis d) . 

i 1743 

2971 

i 

auf 1000 000 Zugkm . i 

4 714 

1 10,81 

. 1000000 Wagenachskm aller Art. 

0,90 


1 ) Hierin sind die Tötungen und Verletzungen nicht enthalten, die auf 
Selbstmord oder Selbstmordversuche zurückzuftlhren sind: 246 Tötungen und 
24 Verletzungen. 
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Für fremde Rechnung wurden von der Staatseisenhahnver¬ 


waltung folgende Bahnen betrieben: 

I. Vollspurige Nebenbahnen: 

1. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kreis-Olden¬ 
burger Eisenbahn durch die E.-D. in Altona .... 43.65 km, 

2. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die llmebahn 

(Einbeck-Dassel) durch die E-D. in Cassel.13.25 ... , 

3. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Farge-Vege- 

sackcr Eisenbahn durch die E.-D. in Hannover .... IO .44 .. . 

4. für Rechnung der Stadt Birkenfeld die Birkenfelden 

Zweigbahn durch die E.-D. in Saarbrücken . ... . . 5 , 2.5 .. , 

zusammen 72.57 km. 


II. Vollspurige nebenbahnähnliche Kleinbahnen: 

1. für Rechnung der Kreis-Oldenburger Eisenbahn die 

Kleinbahn Lütjenbrode—Fehmarnsund—Burg a. Feh¬ 
marn—Orth durch die E.-D. in Altona. 28.22 km, 

2. für Rechnung des Kreises Friedeberg (Neumark) die 
Kleinbahn Friedeberg Ostbf.—Friedeberg Stadt durch die 

E.-D. in Bromberg. O.c- 

3. für Rechnung einer Gesellschaft rn. b. H. die Kleinbahn 

Friedeberg Stadt—Alt Libbehne durch die E.-D. in 
Bromberg. 30.27 .. . 

4. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 

Thom-Mocker—Leibitsch durch die E.-D. in Bromberg . 10 .27 .. 

5. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 

Thorn Nord—Scharnau durch die E.-D. in Bromberg . . 32,24 .. , 

0. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 

Grifte—Gudensberg durch die E.-D. in Cassel .... 7.72 .. , 

7. für Rechnung einer Aktiengesellschaft die Kleinbahn 

Freest b. Leba—Bergensin durch die E.-D. in Danzig . 6.S5 ,, . 

8. für Rechnung des Kreises Schmalkalden die Kleinbahn 

Kleinschmalkalden—Brotterode durch die E.-D. in Erfurt 8,45 ., , 

9. für Rechnung des Kreises Schmalkalden die Kleinbahn 
Kirchhain—Landesgrenze bei Schweinsberg durch die 

E.-D. in Frankfurt (Main). 9, 40 •„ , 

10. für Rechnung einer Gesellschaft m. b. H. die Kleinbahn 

Oeionz—Moltkesruhm durch die E.-D. in Posen . . . 12,04 ., , 

11. für Rechnung des Kreises Grimmen die Kleinbahn Toitz- 

Rustow—Lttilz durch die E.-D. in Stettin. 7,io „ , 

zusammen 159,32 km. 
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Dem Bauberichtder preußischen Staatseisenbahn- 
verwaitung für das Rechnungsjahr 1917, der dem Landtag zusammen 
mit dem Betriebsbericht vorgelegt worden ist, sind folgende Angaben 
entnommen: 

Im Rechnungsjahr 1917 sind an Bauausgaben verrechnet worden: 
auf Bewilligungen durch Eisenbahnanleihegeeetze 252 377 596 Jl, 
auf Bewilligungen durch den außerordentlichen 

Haushalt. 68171 936 M 

zusammen 320 549 532 Jl, 

und zwar 

für Bauten. 140681 995 Jl, 

für Fahrzeugbeschaffungen 179 867 537 „ . 

Am Schluß des Rechnungsjahres 1917 standen einschließlich der 
durch das Gesetz vom 2. Juli 1918 bewilligten 724,9 Mill. noch 
1833,4 Mill. JL Baugelder — davon zur Beschaffung von Fahrzeugen 
757 Mill. Jl .-r- zur Verfügung. 

Von den Eisenbahnen, die für Rechnung der Anleihegesetze herzu¬ 
stellen sind, waren nach dem Baubericht noch nicht dem Betrieb über¬ 


geben: 

1. Eisenbahndirektionsbezirk Altona: 

Altona—Ulzburg—Neumünster (Hauptbahn) . . . 61,70 km, 

Hamburg - Altonaer Güterumgehungsbahn Bill- 

w&rder-Eidelstedt. 

Kiel—Holtenau. 8,90 „ 

Neustadt (Holst,)—Schwartau. 24 ,10 „ 

Niebüll—Westerland (Sylt). 41 ,00 „ 135,70 km. 


2. Eisenbahndirektion Berlin: 

Michendorf—Mahlsdbrf [Teilausführung] (Hauptb.). 52,oo „ 

3. Eisenbahndirektionsbezirk Breslau: 

Arnsdorf (Kr. Liegnitz)—Neuhof (Hauptbahn) . . 12 ,«0 km, 

Maltsch—Leubus. 8,78 „ 

Nikolausdorf— Küpper. 11 ,60 , 

Schlaney-Reichsgrenze gegen Nachod. 

Schottwitz—Wüstendorf. 9,97 „ 42,66 * 


4. Eisenbahndirektionsbezirk Bromberg: 

Gembitz—Orchheim. 10,54 km, 

Hohensalza—Luisenfelde. 21,80 „ 31,84 » 


5. Eisenbahndirektionsbezirk Cassel: 

Stolberg-Rottleberode—Stolberg (Harz). 5,40 km, 

Uslar—Schönhagen. 9,60 „ 15 ,00 „ 

Archiv fOr Eisenbahnwesen. 1919. 49 
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6. Eisenbahndirektionsbezirk Cb ln: 

Adenau— Rengen (Daun) .\ . . . 33,50 km, 

Güterumgehungabahn Stolberg—Kornelimünster— 

Astenet—Herbesthal (Hauptbahn). 26,oo „ 

Liblar—Ahrtal (Dernau) (Hauptbahn). 49,oo n 


Mors—Geldern mit Abzw. nach dem Rhein und der 

Bahnstrecke Oberhausen—Cleve (Hauptbahn) . 34,oo „ 

(Neuß)' Holzheim—Rommerskirchen (Hauptbahn) . 20,w „ 103,oo kin. 


7. Eisenbahndirektionsbezirk Danzig: 

Czersk—Lienfelde. 42,so km, 

Pollnow—Zollbrück (Pom.). 35,60 „ 78,40 


8. Eisenbahndirektionsbezirk Elberfeld: 

Derschlag—Eckenbagen. 6,90 km. 

Herscheid—Lüdenscheid :. 13,so „ 

Meinerzhagen—Olpe. 25, oo „ 

Olpe—Kreuztal. 17,io „ 

Velbert—Kettwig. 18,94 „ 

Verbindungsbahn bei Ohligs (Hauptbahn) .... 2,oo , 

Wipperfürth—Bergisch Gladbach. 29,90 „ 

Witten West—Schwelm (Hauptbahn). 19,72 „ 128,46 


9. Eisenbahndirektionsbezirk Erfurt: 

Weidhausen (S.-Coburg)—Neustadt (S.-Coburg). 22,40 


10. Eisenbahndirektfonsbezirk Essen: 

Buer Süd—Haltern. 

(Dortmund) Preußen—Lünen. 

(Essen Hbf.) Katernberg Nord—Buer Süd 

Lünen Nord—Lünen Süd. 

Verbindung Borbeck—Frintrop—Bottrop . 

11. Eisenbahndirektionsbezirk Frankfurt (Main): 


Haiger—Gusternhain. 1 Ü ,70 km, 

Stockhausen (Kr. Wetzlar)—Beilstein. 16 ,m „ 

Verbindungsbahn bei Gießen (Hauptbahn) .... 4,79 „ ') 

Verbindungsbahn bei Hanau. 36 ,99 „ 


's 27,40 km, 

. |j 7,60 „ 

. . gj 5»so „ 

« s* 0,76 ,, 

“ m 

X 3,30 r 44,56 r 


12. Eisenbahndirektionsbezirk Halle (Saale): 

Merseburg—Zöschen. 12 ,60 km, *) 

Wiesenburg (Mark)—Roßlau (Anh.) (Hauptbahn) . 26,91 „ 39,5» 


*) Inzwischen am 1. Juli 1918 eröffnet. 

*) Hiervon ist am 28. April 1919 die Teilstrecke Merseburg—Rössen 
(4,30 km) eröffnet. 
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13. Eisenbahndirektionsbezirk Hannover: 

Arondsee—Geestgottberg (Wittenberge). 20 ,16 km, 

Celle—Gliesmarode (Braunschweig) mit Abzw. 

Plockhorst—Peine. 73,4; „ 

Celle—Langenhagen (Han.)—Hannover (Hauptb.). 41,2» „ 

Nienburg (Weser) Leese-Minden (Westf.l (52,99km 

Hauptbahn) mit Abzw. Leese—Stadthagen . .. 79,95 „ 

Salzwedel—Arendsee. 22,64 „ 

Ulzen—Dannenberg. 45 ,20 r 

Verden (Aller)—Rotenburg (Han.) (Hauptbahn) . 27,20 „ 309,v km. 


14. Eisenbahndirektionsbezirk Kattowitz: 

Hultschin—Annaberg (Oberschles.). 13,74 km, 

Hultschin—Haatsch. 6,34 „ 

Mikultscbtitz—Tarnowitz. 20,80 * 

Stahlhammer—Woischnik. 15,90 „ 56,78 , 


15. Eisenbahndirektionsbezirk Königsberg (Pr.): 

Blindgallen—Szittkehmen. 17,03 km, 

Goldap (Buttkuhnen)—Blindgallen. 18, 40 „ 

Gumbinnen—Naujeningken. 41,80 * 

Marggrabowa—Czymochen (bereits im Betriebe 

der Heeresverwaltung). 16,28 „ 

Wormditt—Schlobitten. 31,65 „ 

Zinten—Preußisch Eylau..* 29, 00 „ 

Zinton—Rosenberg. 33, 30 „ 187,4« „ 


#6. Eisenbahndirektionsbezirk Magdeburg: 

Mansfeld—Wippra.*. 19,88 , 

17. Eisenbahndirektionsbezirk Münster (Westf.): 

Borgholzhausen—Bünde (Westf.). 30 ,20 km, 

Nienburg (Lemke)—Diepholz . 61,90 „ 

Lünen—Münster (Westf.) (Hauptbahn) . . . . . 42,io „ 133 ,60 „ 


18. Eisenbahndirektionsbezirk Posen: 

Züllichau—Schwiebus. 28,54 „ 

19. Eisenbahndirektionsbezirk Saarbrücken: 

Neuerburg (Kr. Bitburg)—Bitburg. 27,eo km, 

• Simmem—Gemünden (Hunsrück). 14 ,90 „ 42, 50 „ 


20. Eisenbahndirektionsbezirk Stettin: 

Fürstenwerder—Strasburg (Uckerm.). 19,i« km, 

Güterverbindungsbahn Stettin Verschiebebahn- 

hof—Scheune (Hauptbahn). 6,00 „ 

Tempelburg—Bürwalde (Pom.) . 31,20 „ 55,36 „ 


insgesamt.1624,45 km, 

darunter Hauptbahnen. 522,07 „ . 


49* 
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Oie sächsischen Staatseisenbahnen 

in den Jahren 1916 nnd 1917. 


Die nachstehenden Mitteilungen sind den vom sächsischen Finanz¬ 
ministerium herausgegebenen statistischen Berichten über den Betrieb 
der. unter sächsischer Staatsverwaltung stehenden Staats- und Privat¬ 
eisenbahnen in den Jahren 1916 und 1917 entnommen 1 ). 


I. Längen. 



19 16 

19 17 

• 

Kilometer m 

1 

1. Eigentumslänge am Ende des Jahres . 

, 3 352,64 

3 360,21 

2. Betriebslänge „ „ „ „ 

• 3 382,73 

3 390,30 

Davon waren: 



mehrgleisig . . f . 

1 065,76 

1 066,76 

Haupteisenbahnen. 

1 841,22 

1 841,22 

Nebeneisenbahnen. 

1 541,61 

1 649,08 

Vollspurbahnen. 

2 867,79 

2 870,40 

Schmalspurbahnen.! 

514,94 

519,90 

3. Betriebslftngc im Jahresdurchschnitt: 



a) für den Personenverkehr . . . . 

3 284,68 

3 292,26 

b) „ „ Güterverkehr.. 

3 378,73 

3 386,35 

c) im ganzen. 

3 378,73 

3 387,46 

Außerdem waren am Ende des Jahres 



noch Anschlußbahnen ohne öffent¬ 



lichen Verkehr (vorwiegend Privat¬ 



eigentum) vorhanden . . . Anzahl 

1 130 

1 130 


’) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 666 ff. 
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II. Anlagekapital. 


Das verwendete Anlagekapital betrug: 

1. am Ende des Jahres überhaupt . <M> 

auf 1 km Eigentumslänge ... „ 

2. im Jahresdurchschnitt (ohne Zu¬ 
schüsse Dritter). „ 


Fuhrpark. 


1. Bestand am Ende des Jahres: 

Lokomotiven. 

Triebwagen. 


zusammen . . 

Tender . 

Personenwagen (eingerechnet die Per¬ 
sonenabteile- der Triebwagen) . . 

mit Achsen.. 

in den Personenwagen befanden sich 
überhaupt Plätze........ 

durchschnittlich auf 1 Achse . . . 

Gepäckwagen. 

mit Achsen. 

Güterwagen einschl. Bahndienstwagen 

mit Achsen. 

Ladegewicht auf 1 Achse ..... t 

Postwagen. 

mit Achsen. 

Außerdem Privat-Güterwagen .... 
mit Achsen. 

Beschaffungswert dieser Fahrzeuge 
(ohne Post- und Privat-Güterwagen): 

insgesamt . .. M 

Davon kamen auf: 

1 Lokomotive. „ 

1 Triebwagen (mit Personenabteil) „ 

1 Personenwagen.„ 

1 Gepäckwagen. „ 

1 Güterwagen usw. „ 


19 16 

19 17 

1 263 ‘770 469 

1 280 065 661 

376 948 

380 948 

1 255 269 785 

1 272 106 951 



1 731 

1 785 

4 

4 

1 735 

1789 

1 065 

1 100 

4 820 

i 

4 875 

• 12 956 

13 100 

250 826 

255 778 

19,36 | 

19,53 

807 

805 

1 885 

1 881 

48 051 | 

50 945 

100 413 

106 294 

6,39 

6,48 

265 

269 

755 | 

163 

2 070 1 

2 362 

4 178 i 

4 766 


311 655 489 332 612 527 


59 595 
37 046 
14 028 

2 882 


61 545 
37 046 
14 458 

2 940 
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Die sächsischen ßtaatseiseubahueii in 1916 und 1917. 


3. Im Jahresdurchschnitt standen zur Ver- if 

1916 1917 

fügung: • __ -- _ 


Lokomotiven und Triebwagen 

Stück 

1 714 

1 762 

Personenwagen mit den Personen- 




abteilen der Triebwagen . . 


4 792 

4 847 V-, 

mit Achsen. 

n i 

12 862 

13 028 

Gepäckwagen. 

n 

811 j 

806 

mit Achsen. 

l 

1 893 

1 883 

Güterwagen usw. (einschl. Privat¬ 


l 


güterwagen) . 

'! 

48 896 J / 2 

51 714 

mit Achsen. 

i 

ii i 

102 044 

107 825V 2 

im ganzen Wagen. 

* i 

54 499'/ 2 

57 367Vs 

mit Achsen. 

" |! 

116 799 1 

\ 

122 736 l /o 


Leistungen der Fahrzeuge. 


a) Lokomotivkilometer der eigenen 
und fremden Lokomotiven nnd Trieb¬ 
wagen auf den eigenen Betriebstrecken . 
auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge. 

Lokomotivnutzkilometer der eigenen Lo¬ 
komotiven usw. leisteten auf eige¬ 
nen und fremden Strecken . . . . 
durchschnittlich auf 1 Lokomotive . . 


19 16 


53 487 870 
15 827 


34 357 798 
20 057 


19 17 


51 266 810 
15 134 


31 801 935 
18 049 


b) Auf den eigenen Betriebsstrecken sind von den eigenen und 
fremden Wagen zurückgelegt worden: 



19 16 i 

i 

( 19 17 

1 

von 

1 

- 

Achskilometer 


überhaupt 

! 

auf 1 km 
durchschn. 
Betriebs¬ 
länge | 

überhaupt 

auf 1 km 
durchschn. 
Betriebs¬ 
länge 

den Personenwagen .... 

i 

425 459 069 

129528 

377 839 363 

i 

114 766 

„ Gepäckwagen. 

83942804 

25 556 

76 733086 

j 23 003 

„ Güterwagen. 

736643 387 

218024 

786930760 

i 217 323 

„ Eisenbahnpostwagen . 

_ii 

32469675 

9885 

31066063 

! 9 442 

sämtlichen Wagen . . ,i 

1278 614 935 

378 306 

1220589201 

1 

360 326 . 
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c) Die Zahl der geleisteten 1 

19 16 

.. i 

j 19 17 

Zugkilometer and die durchschnitt- 1 

liehe Stärke der geförderten Züge | 
betrugen . | 

Zugkm 

Achsen 

; Zugkm 

Achsen 

r 


i 


bei den Schnellzügen. 

2272806 

31 

2486020 

31 

* » Eilzügen. 

634 646 

29 

61469 

22 

. „ Personenzügen .... 

18093268 

27 

16731578 

28 

„ , Güterzügen.•. 

11084 889 

63 

11525 549 

61 

, , Arbeitszügen. 

99116 

28 

58615 

21 

bei allen Zügen.j 

32184676 

1 

40 i 

1 29 863231 

41 


IV. Verkehr. 

1. Personenverkehr, 
a) im ganzen. 



1916 

1917 


insgesamt 

% 

insgesamt 

% 

1. Es wurden befördert: 

in der 1. Wagenklasse Reisende 

67 606 

0,06 

68353 

0,05 

n » 2. 9 9 

6079964 

4,09 

7666401 

4,97 

» » 3. 9 y > 

41070248 

33,0« 

. 60646646 

33,27 

V 9 7 » » 

66138 470 

62,44 

61 414098 

53,48 

auf Militärfahrkarten „ 

12862048 

10,36 

12526684 

8,28 

insgesamt. . Reisende | 

124218226 

i 100,oo 

152221062 

100,oo 

2. Von den beförderten Reisenden ; 
wurden durchfahren: 1 

in der 1. Wagenklasse Perskm ; 

5629473 

! 

0,20 

i 

6191669 

0,18 

V ® 2* 9 ft 

144232332 

5,09 

203667089 

6,05 

» » 3. » » 

743246046 

26,23 

899 744 466 

26,71 

» i» 4. „ » 

1163308792 

40,71 

1 466 804 301 

43,54 

auf Militärfahrkarten . „ j 

786940110 

27,77 

792 401316 

23,52 

insgesamt . . Perskm 

2 833 366 763 

i 100,00 

3368808830 

100,oo 

3. Die Einnahmen betrugen: J 

für Fahrkarten 1. Klasse . .J6 

445 677 

! 0,79 

1 

607 463 

0,88 

7 f r> 2. ff » I 

6 292 759 

11,17 

9235 634 

13,30 

» n » 

20021 612 

l 

35,64 

! 24 912927 

36,89 

77 7» *1* » * * » , 

i 21 617 132 

38,19 

! 26529706 

38,22 

9 Militärfahrkarten 

j 8060985 

I 14,31 

| 8 132006 

11,71 

insgesamt. 

\ 56338066 

1 100, oo 

69 417 736 

100,oo 
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Die sächsischen Staatseisenbahnen in 1916 und 1917. 


4. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebsl&nge für den Personen¬ 


verkehr kamen: • 

Reisende. 

Personenkilometer. 

Einnahmen. 


!l 1916 


1 9 1 T 


37 817 46 236 

862 597 1 023 251 

17 152 21 085 


5. Im Durchschnitt betrugen«: 


bei den Reisen 


19 16 

I 


19 17 


die 

durch- 
| fahren© 

, Wege- 
strecke 
km 

die Einnahmen ' 
fUr | 

die 

i durch- 
; fahren© 

! Wege- 
1 strecke 
km | 

die Einnahmen 
| für 

1 Person ! 
(Fahrt) 

1 Per- 
sonenkm 

4 

11 Person 
j (Fahrt) 

1 Per- 
sonenkm 

4 

auf Fahrkarten 1. Klasse 

83,s$ 

6,60 

7,92 

90,58 

8,89 ! 

9,81 

n » 2. „ 

28,39 

1,24 

4,36 

26,92 

1,22 

1 4,53 _ 

r » 3 - * 

I 18,10 

0,49 

2^9 

1 17,77 

0,49 

I *2^ 

v n 4* » 

; n,7i 

0,33 

1,87 

| 18.02 

0,33 

1,81 

„ Militärfahrkarten . . 

I 61,18 

0,63 

1,02 

63,26 

0,65 

1,03 

insgesamt . . 

1 22,81 

ii 

0,45 

1,99 

j 22,13 

0,46 

2,06 


6. Von* dem Gesamtpersonenverkehr kamen: 


! 

■ 

auf den 

i Reisende | 

19 16 

\ 

19 17 

Per- 

sonenkm 

■ 

Ein¬ 

nahmen 

Reisende 

1 ! 

Per- ' 

sonenkm 1 

1 

Ein¬ 

nahmen 

Binnenverkehr. . . 

. % 

! 96,26 

81,31 

82,88 

96,44 1 

82,61 

83,99 

Wechselverkehr . . 

• rs 

1 3,15 1 

11,44 

12,16 

3,00 

10,97 

11,72 

Durchgangsverkehr 

V 

0,59 

7,25 

4.97 

0,5« 

0,42 

4,29 


b) Nach den Arten der benutzten Fahrkarten geordnet: 


1916 1917 



insgesamt 

% 

insgesamt 

% 

Anzahl der beförd. Reisenden: 
auf einfache Fahrkarten (mit 
Doppelkarten). 

i 

' 

i 72 926 515 

i 

58,70 i 

i 

87 421959 

57,42 

„ Militärfahrkarten. 

12 862048 

■ 10,36 , 

12526684 

8^3 

„ Rückfahrkarten aller Art . 

38 421 736 1 

30,93 !| 

52266386 

34.3t 

, Rundreisekarten und -hefte 

7 926 

0,01 ji 

1 - 

6063 

0,oi 

zusammen . . 

124 218225 

i ! 

100,oo 

152221082 

100,oo 
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! 19 16 

1 . . 

19 17 

insgesamt 

% 

i < 

insgesamt 

% 

1 

2. Anzahl der gefahrenen Per- 



1 

i 

1 

sonenkilometer? 

, 




auf einfache Fahrkarten . . . 

1620778676 

57,31 

1973 894930 

68,59 

„ Militärfahrkarteii. 

786940110 

27,77 

792401315 

23,52 

„ Rückfahrkarten aller Art. 

424697572 

14,98 

601 649 974 

1 17,86 

„ Rundreisekarten und -hefte 

1040395 

0,04 

862611 

0,03 

» Fahrkarten zu bestellten 

1 


! 

j 

Sonderzügen.j 

— 

_ 

1 ~~ 

— 

zusammen . . . j 

! 2833 356 753 

i 

100, oo j 

3 368808830 

100,oo 

Einnahmen aus dem Absatz: 

1 

1 




von einfachen Fahrkarten . . i 

44 140717 

78,34 

* 65 460 774 

79,90 

„ Milit&rfahrkarten. 

8060986 

14,31 | 

l 8132006 

11,71 

„ Rückfahrkarten aller Art. j 

4091726 

7,37 

5 786 950 

8,34 

„ Rundreisekarten u. -heften 

1 44 637 

0,08 

88006 

0,05 

„ Fahrkarten zu bestellten 

j 




Sonderzügen. 

} — ' 

— 

— 

— 

zusammen . . . 

56 338 065 

lOO.oo j 

69 417 736 

100,oo 


4 Im Durchschnitt ergaben sich: 




19 16 



19 17 


bei den Reisen 

i 

durch- 

i fahrene 
■ Wege¬ 
strecke 

km 

Einnahmen für 

durch¬ 
fahrene 
Wege¬ 
strecke | 

; km 

Einnahmen für 

auf 

i 

Person 

(Fahrt) 

1 Per- 

sonen- 

km 

1 . 
Person 
(Fahrt) 

cH 

1 Per- 

sonen- 

km 

1 Jl 

einfache Fahrkarten . . 

22,23 

0,61 

2,72 

1 

! 22,58 ! 

0,63 

2,81 

Militärfahrkarten . . . . j 

i 

61,18 

0,63 

1,02 

63,26 

0.65 

1,03 

Rückfahrkarten aller Art 

11,05 

0,11 

0,96 

11,51 

0,11 

0,96 

Rundreisekarten u. -hefte 

131,26 

5,63 J 

4,29 

142,51 

1 

6,28 

4,41 

insgesamt . . 

22,81 

0,45 .! 

1,99 

22,13 

0,46 

2,06 
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2. Gepäckverkehr. 


19 16 


19 17 


1. Reisegepäck wurde befördert . . t : 88 365 

Zurückgelegte Tonnenkilometer 
(von der Gesamtlast des 

Reisegepäcks).tkm I 4 939 020 

Erzielte Einnahmen. <M> V 1419 414 

r 

2. Hunde (bei Reisenden) wurden be¬ 

fördert .Stück 1 185 327 

Erzielte Einnahmen. M 68 669 


96 168 


5 729 737 
1 710461 

141 493 
56 058 


8. Güter- und Tierverkehr. 
1. Es wurden befördert: 


1 

*19 16 

Tonnen 

i 

% 

* 19 17 

^Tonnen 

% 

Eil- und Expreßgut. 

423 745 

1,16 

464 976 

1,27 

Stückgut. 

1729568 

4,67 

1468522 

4,01 

Wagenladungsgut: . 

Allgemeine Klasse A 1 . 

1 

, 

433 902 

: 

1,17 

555 136 

1*52 

» » B. 

997 767 

2,70 

1200427 

3.98 

Spezialtarif A 2 . 

676518 

1,83 : 

1 1 

721 736 

1*97 

* I. 

2 574 319 

6,96 

1989817 

5,44 

„ II (in Ladungen v. 10000 kg) j 

929 232 

2,51 ' 

1038601 

2.84 

„ 11 („ „ „ 6000 „) 

638012 

1 j | 

762867 

2j» 

n HI. 

11360555 

30,71 . 

11030095 

30,ig 

Ausnahmetarife . 

14 500 625 ! 

1 1 

39,90 i 

j 14 776 982 

40,41 

Militärgrit. . .J 

, 2249347 

6,08 ! 

| 2 349 649 

6,43 

Tiere.! 

95684 

0,36 

f 

141911 

0,39 

Baumaterialien. 

, 386438 i 

1,04 

! 69 991 

i 

0,19 

zusammen: 

gegen Frachtberechnung . . 

i i 

36994607 | 

100,oo 

i 

' 36669660 

100,00 

ohne „ . . 

• 986234 

— 

934 342 | 

— 

im ganzen. 1 

37 980 841 

_ , 

! 

37 504 002 

— 


i 


! 
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2. Es haben zurückgelegt: 



| 19 16 

19 17 

Tonnenkm 

! % 

Tonnenkm 

°/o 

Eil- und Expreßgut. 

27 604 728 

i 

1,12 | 

37 293634 

1,51 

Stückgut. 

132632633 

6,41 ! 

113 822 712 

4,61 

Wagenladungsgut: 


1 



Allgemeine Klasse A 1 .j 

36660282 

1,49 ! 

48049834 

1,9« 

, ' „ B. 

89860 839 

3,66 | 

104 774116 

4,24 

Spezialtarif A 2 .j 

48318 406 

1,97 

51066446 

2,07 

. *. 

186 364 490 

7,60* 

146971 786 

5,95 

„ II (in Ladungen v. 10000 kg) 

79320801 

3,23 | 

86088226 

3,48 

, II (. * . 5000 „) 

36625986 

1,46 

42104 746 

1,70 

» III. 

621168197 

26,82 

684121855 

23,63 

Ausnahmetarife. 

986434 419 

40,28 j 

1067097834 

42,76 

Militärgut.. 

194 047 660 

7,91 1 

189726477 

7,68 

Tiere.. 

5868 816 

0,24 

9237 848 

0,37 

Baumaterialien.^ . 

7 728 660 

0,32 

1399820 

0,06 

zusammen: gegen Frachtberechnung 

2453 515901 

100,00 

2 471 765 234 

100,00 

ohne „ 

52389786 

— 

48 861416 

— 

im ganzen . # . 

2606905637 

i 

— 

2 520616649 

— 


3. Die Einnahmen aus der Güterbeförderung betrugen t 


für 

19 16 

! 19 17 


1 % 

J6 

%. 

Eil- und Expreßgut.1 

5601688 

6,27 

7 584 892 

7,oi 

Stückgut.*4j 

i 14 376 449 

| 18,63 

12209476 

11,29 

Wagenladungsgut: j 

Allgemeine Klasse A 1 . 

I 

2904728 

2,73 

3 806 879 

3,52 

» » B. 

! 6 843 654' 

5,60 

6849462 

6,83 

Spezialtarif A 3 . 

2856019 

2,69 ; 

3033 606 

2,80 

- i.; 

1 9601260 

8,94 

7458008 

6,89 

„ IT (in Ladungen v. 10000 kg) 

' 3 362770 

3,16 

3674 863 

3,40 

, II (. n , 5000 „) ! 

1 1620483 

1,62 

1929 633 

1,78 

n III.! 

20241837 

19,06 

19210664 | 

1 17,76 

Ausnahmetarife. 

i 

28356839 

*26,68 

30060 366 

• 27,79 

Militärgut. 

10162818 

9,56 

10463616 

9,66 

Tiere.. 

1 1188162 

1,12 

1856699 

1.72 

Baumaterialien. 

270604 

°> M | 

48994 


im ganzen . . . 

1 106286211 | 

ioo,oo: 

108 175 956 

K0,ik> 
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Die sächsischen Staatseisenbahnen in 1916 und 1917. 
4- Im Durchschnitt betrugen: 


1; 

19 16 

i 

i 

. J 

19 17 


• F 

i, 

ji 

die 

durch¬ 

fahrene 

Wege¬ 

strecke 

km 

die 

Einnahmen 

für 

i die 
j dnrch- 
j fahrene 

1 Wege- 

! strecke l 

1 

km 

die 

Einnahmen 

für 

i 

!l 

J 

! ’ " 

1 t 

c 46 

1 tkm 

14 ! 
M 

1 tkm 

•A 

Eil- und Expreßgut.'' 

64,91 

13,29 

20,37 

| 80,21 

i 

| 16^1 

20,34 

Stückgut.! 

76,69 

! 8,31 

10,84 

77,50 

8,31 

10,82 

Wagenladungsgut: 




i 

1 


Allgemeine Klasse A 1 . 

84,47 

6,69 

7,93 

86,56 

6,86 

7,92 

» . B. 

90,06 

5,86 

6,50 

87,28 

5,71 

6,54 

Spezialtarif A 2 ........ 

71,53 

4,23 

5,91 

70,76 

4,20 

5,94 

7! 1.•• 

72,39 

3,69 

6,10 

; 73,86 

! 3,75 

! 6.07 

„ II (in Ladungen v. 10 t) 

85,36 

^,62 

4,24 

82,89 

i 3,54 

4,27 

„ H(. . . 5.) ■ 

55,84 

2,54 

4,55 

! 55,19 

2,53 

4^8 

, Hl . 

54.cs 

1,78 

3,26 

52,96 

1,74 

3,29 

Ausnahmetarife. 

68,17 

1,96 

2,87 

71,55 ! 

|* 2,04 

2.84 

Militärgut. 

86,27* 

4,52 

5,24 

80,75 

4,45 

5,51 

Tiere.; 

61,34 

12,42 

20,25 

65,10 

13,08 

20,10 

Baumaterialien. 

20, oo : 

0,70 

3,50 | 

20,oo 

0,70 

3,50 

zusammen: | 

! 






gegen Frachtberechnung 

66,32 

2,87 

4,33 I 

67,59 , 

2,96 

4.38 

ohne n j 

53,12 i 

— ; 

•_ | 

52,30 1 

1 

— 

im ganzen.. . . . j 

65,98 

2,87 

4,33 

67,21 , 

2,96 

4.ss 


5. Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge für den Güterverkehr 

kamen: ___ 

1916 1917 

gegen Frachtberechnung beför- - — - -- 


dertes Gut. 

t 

10 949 

10 799 

* 

tkm | 

726 165 

729 917 

Einnahmen an Fracht. 

Gut überhaupt (mit den fracht¬ 


31 457 

31 945 

freien Sendungen). 

t ] 

11 241 

11 075 


tkm 

741 671 

744 346 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 


















Die sächsischen Staatseisenbahnen in 1916 nnd 1917. 


745 


6. An der Gesamtgüterbeförderung gegen Frachtberechnung waren 
beteiligt: 



| 

I ! 

| 1916 


19 17 


der 

1 

gefahrene 

Ein- 

gefahrene 

Ein- 



t 

tkm 

nahmen 

t j 

tkm 

nahmen 

Binnenverkehr . . 

. mit % j 

39,<m 

27,58 

34,ü 

41,62 

29,31 

! 36,09 

Wechsel verkehr . . 


54,58 

59,83 

57,95 | 

52,89 

58,09 

56,31 

Durchgangsverkehr 

• y> ' n 

1 

I 6,38 

1 

12,59 

8,60 

5,66 

12,60 

8,60 


V. Betriebsergebnisse. 
1. Einnahmen. 



1916 

j 

19 17 

1 

Ji 


M 1 

1 ° /o 

a) Aus dem Personen- und Ge¬ 
päckverkehr: . 

insgesamt. 

i 

i 

62439 583 

31,12 

" 

I 

81 953 243 

35,92 

auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslänge. 

19009 

— 

24 893 

i 

— 

b) Aus dem Güterverkehr: j 

insgesamt. 

1 

114 516 364 

57,07 

118 256207 

51,84 

auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslänge. ■ 

33893 

— 

34921 

i 

i 

Verkehrseinnahmen im ganzen 

176955937 

88,19 

200208450 

87,76 

c) Sonstige Einnahmen. 

23 696083 

11,81 

27 927 660 

12,34 

Gesamteinnahmen. 

i 

200652020 

i 

ICO, oo 

1 

228136110 

• 

! 100,oo 

2. 

a) Persönliche Ausgaben .... 

Ausgaben. 

i 89886595 

1 58,01 

j 109290481 

56,38 

b) Sächliche „ .... 

65051024 

' 41,99 ' 

1 

1 84 569465 

| 43,62 

1 

Gesamtausgaben. 

154 937 619 

100,oo 

193 859946 

1 100,oo 

im Verhältnis zu den Gesamt- 1 
einnahmen (Betriebszahl) . 

• 

— 

77,22 

1 

i — 

84,98 
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I.Jie sächsischen StaatseisenbaUnen in 15)16 und 1917. 


3. Überschuß. 


1916 j 1917 


1 

j 

M | 

% | : 

|i 

M 

°/o 

Insgesamt. 

im Verhältnis: j 

l 

46 714 401 

" J 

1 

i 

34276164 

~ 

zu den Gesamteinnahmen . 

zum durchschnittlichen An¬ 

1 

22,78 

— 

lo.ei 

lagekapital . 

4. Im Durchschnitt 

j 

kamen: 

3,64 


2,69 


I 

!_ 

19 16 

; 


19 17 



| auf 1 km 
durch- 
schnittl. 
Betriebs- 
| länge 

J M 

auf 

1 Loko- 
motiv- 
nutzkm 

<M> 

auf 

1 

Wagen- 

ach8km 

M 

i auf 1 km 
durch- 
schnittl. 
Betriebs- 
l&nge 
! M 

auf 

1 Loko- 
motiv- 
nutzkm 

M 

auf 

1 

Wageu- 

achskni 

«44 

von den Einnahmen . 

59387 

6,87 

0,16 

67 369. 

7,23 

0,19 

» „ Ausgaben . . 

45 857 

4,58 

1 0,12 i 

57 247 

6,14 

0,16 

vom Uberschuß .... 

| 

13 530 

1,34 

0,04 ; 

10122 

1,09 

, 0,os 


I 


VI. Zahl der Beamten und Arbeiter am Ende des Jahres. 


. 

%' ^ T; :r t ^ t *?-***?^ 

1916 

i 

19 17 


insgesamt 


1 

! insgesamt 

o/o 

A. Verwaltungsdienst. 

! 

: 1598 

1 

2,77 

1709 

2,76 

B. Bahnbewachungs- und Bahn¬ 
unterhaltungsdienst .... 

1 

13 289 

23,06 

13 516 

21,80 

C. Bahnhofs-, Abfertigungs- und 
Zugbegleitdienst. 

29275 

■ 

50,80 

! 32383 

52,23 

D. Zugförderungs- und Werk- ■ 
Stättendienst. 

! 

[ 13162 

, 

22,85 

14 180 

22,87 

E. Bei Bauten. 

1 298 

0,52 

j 214 

0,34 

zusammen . . . 

i 

57622 

1 

100,00 

62002 

! 

i lOO.oo 
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VII. Unfälle. 


1 

Zahl der: 

r - . . 

19 16 

19 17 

27 

34 

Entgleisungen. 

Zusammenstöße. 

10 

39 

sonstigen Unfälle. 

178 

310 

Unfälle im ganzen. 

215 

383 

davon kamen: 



auf 100 km durchschnittl. Betriebslänge 

1 6,36 

11,30 

„ 1 Million Lokomotivkilometer . . 

5,70 

11,02 

„1 „ Wagenachskilometer . . 

l! 0,17 

|l 

0,31 


2. Zahl der beim Eisenbahnbetrieb getöteten oder verletzten Per¬ 
sonen (ohne die Selbstmörder): 


I 

19 16 

19 17 

- 

getötet 

verletzt | 

1 

getötet 

verletzt 

a) Reisende überhaupt ........ 

6 

46 

12 

63 

auf 1 Million: 





beförderte Reisende. 

6,048 

0,370 j 

0,079 

| 0,348 

Personenkilometer. 

0,002 

0,016 ' 

0,004 

, 0,016 

b) Bahnbeamte und Bahnarbeiter im ; 


1 

1 

1 

Dienst überhaupt. 

28 

124 

j 45 

232 

auf 1 Million: 

1 


i 


Zugkilometer. 

0,870 

3,853 

1,507 

7,771 

Wagenachskilometer aller Art. . 

! 0,032 

0,097 

1 0,037 

1 0,190 

c) Fremde Personen 1 ). | 

I 8 

16 

18 

25 

Gesamtzahl .* . . . 

42 | 

186 

75 

310 

auf 1 Million: I 

227 

386 

1 

Zugkilometer. 

' 7,06 ' 

I 12,90 

Wagenachskilometer aller Art. . 

0,18 

l 

0,32 

i 

3. Infolge von Selbstmordversuchen . ; 

1 

56 

13 ! 

1 

i 52 ! 

3 


*) Eingerechnet die Post-, Steuer-, Polizei- und sonstigen im Dienst be¬ 
findlichen Beamten. 
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Die finnischen Staatseisenbahnen 

im Jahre 1916.*) 


Am 31. Dezember 1916 umfaßte das Eisenbahnnetz Finnlands 
4127 km. Davon waren 3793 km Staatsbahnen und 334 km Privat¬ 
bahnen. s Von den letzteren waren 205 km eclunal- und 129 km breit¬ 
spurig; alle Staatsbahnen sind breitspurig (1,524 m). Von der Bahnlänge 
der Staatsbahnen waren doppelgleisig 262 km oder 6,9 %. Die mittlere 
Betriebslänge betrug 3744 km. ____ 


Dezember 


Von der Bahnlänge der 
kommen: 

Staatsbahnen 

19 15 

• 

| 19 16 


r 


auf 10 000 Einwohner . . 


11,04 

11,26 

„ 100 qkm Fläche. 1 

Von der gesamten Bahnlänge kommen: 

j 0,99 

0,99 

auf 10 000 Einwohner . . 


12,17 

12,29 

„ 100 qkm Fläche. 

Das für die Staatsbahnen verwendete 
Anlagekapital betrug ursprünglich: 

1,09 

i 

1,08 

überhaupt . 

. . . . F. M 1 

296 581000 

312 263 000 

für 1 km . 

• • • • « ! 

80500 

82 300 

und mit Erweiterungen: 

I 



überhaupt . 

• * * • D 1 

469 535 000 

5Q2 348 000 

für 1 km . 

• * * ’ » 1 

127 400 

141 700 

davon für Betriebsmittel . 

. . . . „ 

' 106 619 000 

115 654 000 


Für Erweiterungsanlagen während des Betriete sind bis 1915 = 
172 954 000 und bis 1916 = 190 085 000 F. Mark aufgewendet worden. 

U - ■ - . ■ 

An Betriebsmitteln waren auf dem Ge- jl 1915 19 16 

samtnetz vorhanden: l—.I 

Lokomotiven.Stück j 527 ' 543 

Personenwagen. „ , 1174 1194 

*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913, S. 277; die Staatseisenbahnen 
Finnlands in den Jahren 1909 und 1910 und daselbst 1915, S. 1016: Finnland und 
seine Eisenbahnen. 
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1 

i 

| 19 15 

1 ' 

19 16 

Güterwagen . . 

. Stück 

15 565 

16 457 

Postwagen. 

* 7) 

; 48 

48 

Personenwagenplätze .... 

. Anz. 

41365 

42 551 

desgl. auf 1 km . 

* 7? 

» 11,23 

11,37 

Die eigenen und fremden Betriebsmittel 

1 

t 

t 


haben geleistet: 
Lokomotivkilometer: 




überhaupt .. 

. km 

! 20 242 850 

23 087 055 

für 1 km Bahn. 

* 77 

i 5 493 

6 166 

darunter Zugkm (mit Zügen) 

! 

• 77 

17 980 701 

20 060 123 

für 1 km Bahn •. 

' 77 

: 4 879 

5 358 

"W agenachskilometer: 


1 

| 

überhaupt . 

77 

! 797 682 000 

927 221 000 

für 1 km Bahn. 

77 

i 216 176 

247 655 

darunter: 


1 


von Personenwagen .... 

* 77 

195 172 200 

| 

. 218 705 100 

„ Postwagen. 

' 77 

I 17 582 900 

16 118 700 

„ Güterwagen. 

* 77 

584 926 900 

692 397 200 

Durchschnittsertrag für 1 Zugkm 

. F.M 

4,73 

5,71 

Kosten für 1 Zugkm . . . . 

* 77 

2,89 

3,93 


Die wesentlichsten Betriebsergebnisse des finnischen Eisenbahnnetzes 
1915 und 1916 sind nachstehend zusammengestellt: 


Mittlere Betriebslftnge. 

km 

r 3 685 j 

3 744 

Verwendetes Anlagekapital: 

überhaupt. 

F. M 

\- 4 1 

469 535 000 

502 348000 

für 1 km Bahnlänge. 

77 

127 400 

141 700 

Geleistete Zugkilometer: 

überhaupt . 

Anz. 

; 

17 340 805 

19 528178 

für 1 km Bahnlähge. 

77 

1 4 706 

5 216 

Beförderte Reisende. 

77 

18 102 086 

23 327 700 

Geleistete Personenkilometer: 
überhaupt. 

77 

773 088 000 

i 

1 074 351 000 

für 1 km Bahn länge"'. 

77 

209 793 

| 286 953 

Mittlere Fahrt einer Person .... 

km 

42,71 

! 42,63 

Beförderte Güter (Eil- u. Frachtgut) 

t 

5 167 009 

6 160 776 


*Archtv für Eisenhahnwesen. 1919. 50 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 























750 


Die finnischen Staatsedsenbnhnen im Jahre 1916. 


Geleistete Giitertonnenkilometer: 

überhaupt.tkm 

für 1 km Bahnlänge. „ 

Mittlere Fahrt einer Gütertonne . . km 
Gesamteinnahme: 

überhaupt.F. M 

für 1 km Bahnlänge. „ 

und zwar: 

im Personenverkehr. „ 

„ Güterverkehr. „ 

Durchschnittsertrag: 

für 1 Personenkilometer .... Penni 
„ 1 Gütertonnenkilometer ... „ 

Gesamtausgabe: 

überhaupt.F. 

für 1 km Bahnlänge. „ 

davon kommen (für 1 km): 
auf allgemeine Verwaltung ... ., 

„ Verkehrsdienst. „ 

„ Maschinendienst. „ 

Bahnunterhaltung. „ 

Betriebszahl E fSä1r.°/° 

Überschuß: 

überhaupt.F «« 

• für 1 km. „ 

in Prozenten des Anlagekapitals ,, 


; ! 19 15 

19 16 

1 278 636 000 

1 483 295 000 

11 347 278 

396 179 

247 

! l 

241 

■i 

, 81 801 166 

111 730 322 

22 198 

29 848 

6 599 

9 488 

j 14 780 

: l 

19 635 

; 3,v 

3,19 

4,3*2 

4,99 

| 50 101 360 

76 880 346 

13 596 

20 534 

: i 

977 ' 

1 218 

4 705 

6 635 

5 559 1 

| 

9 202 

2 355 

; _ i 

3 479 

61,25 

| ; 

68,81 

' . t 

31 699 806 

34 849 976 

!| 8 602 

9 309 

1 6,75 

7,21 


Über den Personen- und Güterverkehr der finnischen Staatsbahnen 
ergibt die amtliche Statistik folgende Vergleichszahlen: 



1915 

1916 

Es kamen 

Personen- 
Personen . 1 

km | 

~ Personen- 

Personen . 

i km 

i 


in Prozenten der Gesamtzahl 


auf I. Klasse.j 

i 

0,3 ; 

0,8 j 

. °>* 

| o,. 

-II. » .' 

8,4 

14,9 1 

10,1 

17,5 

• III. , . 1 

1 83,2 

■ 64,9 x 

76,5 

64,7 

„ Rundreise-und andere Karton i 

5,1 

1,9 !! 

5,6 1 

1,7 

, Militär.i 

2,9 

16,9 

7.3 

15,0 

„ Gefangene. 

0,1 

0,6 'j 

0,1 

0,4 
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Die durchschnittliche Fahrt 

I 

eines i 

19 15 

19 16 

Reisenden betrug: 




in I. Klasse. 

km 

110,3 

82,0 

• II „ . 


80,9 

vH 

00 

• dl „ . 

71 

31,9 

34,0 

überhaupt für sämtliche zivile 

| 


1 

Reisende. 

71 

36,3 

39,0 

Militär ... . 

71 

. 253,0 

88,0 

Gefangene. 

11 1 

225,7 

228,5 

überhaupt. 

71 

42,7 

1 42,6 

Die durchschnittliche Besetzung der 



1 

Personenwagenplätze ergab (in 

i 



Hundertteilen): 

1 



überhaupt. 

% 

Anz. j| 

28,02 

34,38 

Für den Güterverkehr ergaben sich 




nachstehende Zahlen: 




Beförderte Gütertonnen (einschl. 




Vieh und Fahrzeuge) ... 

t 

5 229 342 

6 704 502 

Geleistete Gütertonnenkm . 

Anz. 

1 278 636 000 

1 483 295 000 

Durchschnittliche Fahrt einer 

! 

« 


Gütertonne. 

km 

244,51 

235,28 


1 

1 

1915 

1916 

Die Einnahme betrug 

! für 

1 

Person 

1 

für 

1 Per- 
8onenkm 

1 für 

! 1 
j Person 

für 

1 Per- 
1 sonenkm 

• 

Pe ; 

n n i 

P e n n i 

a) im Personenverkehr: 

in I. Klasse. 

763 

i 

1 • 6,9 i 

| 

610 

7,4 

1» n. ff •. 

331 

4,1 

342 

4,2 

,ni. „ . 

89 

2,8 

96 

2,8 

für Milit&rtransport. 

198 

0,8 

88 

1,0 

„ Gefangene. 

539 

2,3 

517 

2,3 

überhaupt .... 

130 

i 

3,04 

146 

3,19 

b) im*Güterverkehr (Frachtgut und 
Vieh): 

für 1 Gütertonnenkilometer . . . 

4,33 

4,99 


50* 
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Di« finnischen Staatseisenbahnen im Jahre 1916. 


Auf 1 Betriebskilometer kommen 

| 

! 1915 

1 

1916 

F.Ji j 

in % 

j F. M 

in % 

a) an Einnahme: 

i 


; 


im Personenverkehr. 

6599 

29,7 

1 9 488 

31,8 

„ Güterverkehr. 

! 14 780 

66,6 

1 19460 

66,3 

auf sonstige Einnahmen. 

! 819 

3,7 ' 

j 895 

2,9 

überhaupt .... 

22 198 

[1 

— '■ 

29843 

— 

b) an Ausgabe überhaupt 
davon: 

auf allgemeine Verwaltung . . . 

1' 

1, 

j 977 

I 

1 

7,2 

1 218 

! 5,9 

„ Verkehrsverwaltung. 

| 4 705 

84,6 

6 635 

32,3 

„ Maschinenverwaltung .... 

6 559 

40,9 

9202 

1 

| 44,9 

„ Bahnverwaltung. 

2 355 

17,s 

i 3 479 

! • 16,9 

Das Personal der finnischen Staatsbahnen —----- 

betrug. 

19 15 

20 393 

19 16 

23 405 

davon kommen: 

auf allgemeine Verwaltung . . 
„ Verkehrsverwaltung . . . 

! 

756 

8 693 

780 

9 921 

„ Maschinenverwaltung . . . 


5 160 

! 5 920 

„ Bahnverwaltung. 


5 784 

6 784 


Die nachstehende Zusammenstellung gibt einen Überblick über die 
Hauptbetriebsergebnisse der finnischen Staatseisenbahnen im letzten Jahr¬ 
fünft 1912—1916: 


Es betrugen 

1 1912 

1 

1913 

1914 

1916 

1916 

Mittlere Betriebsl&nge.... km 

1 ' - 

3 421 

! 

3 480 

I 

3562 

3 686 

3 744 

Auf 1 km kommen: • 

jl 


1 



an Anlagekapital . F.M 

; 121 800 

123 700 

124 500 

127400 

132400 

„ Zngkilomctcr.Anz. 

4 167 

4167 

3 809 

4 706 

5 216 

„ Persononkilometer . . „ 

181 944 

202 441 

205 096 

209 793 

286963 

„ Gütertonnenkm (Eil- u. 






Frachtgut).tkm 

Ü 174 150 

186634 

191167 

347 278 

396179 

„ Einnahmen.F. t W 

15 633 

16 837 

16339 

22 198 

l 29 843 

und zwar: 





• 

a) im Personenverkehr * 

6 441 

6985 

6666 

6 699 

9488 

b) „ Güterverkehr usw. * 

9 192 

9 852 

9678 

15699 

! 20 355 

i 
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l 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

an Ausgaben .. 

F.M 

11305 

11591 

11720 

13596 

20534 

„ Uberschuß. 

T) 

4 328 

5 246 

8 619 

8602 

9 300 

Verhältnis von Ausgabe/Ein- 







nähme. 

% 

72,81 

68,84 

71,73 

61,25 

68,81 

Durchschnittsertrag: 

für 1 Personenkilometer . 

Penni 

3,64 

3,46 

3,26 

3,04 

3,19 

„ 1 Gütertonnenkm . . . 

rt 

5,ii 

5,10 

4,87 

4,32 

4,99 

Durchschnittliche Fahrt: 







einer Person. 

km 

38,31 

38,48 

37,68 

42,71 

42,63 

» Gütertonne. 

9 

128,04 

130,65 

153,20 

244,61 

235,28 

Durchschnitt!. Ausnutzung: 
derPersonenwagenplätze. 

% 

25,90 

26,60 

29,08 

28,09 

34,88 

„ Tragfähigkeit der Gü¬ 







terwagen . 

9 

37,4 

37,5 

34,6 

45,4 

43,06 
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Die schwedischen Staatsbahnen 

in den Jahren 1914 bis 1917 *). 


Dem ersten aus der Zeit nach Kriegsausbruch frier eingegangenen Be¬ 
triebsbericht der schwedischen Staatsbahnen*) sind die nachstehenden An¬ 
gaben entnommen. * Sie veranschaulichen den Einfluß des Weltkrieges auf 
das Wirtschaftsleben Schwedens. 


• 

• 

1 

19 14 

19 15 

| 19 16 

j 19 17 



1. Bahnlängen. 



Eigentumslänge am Jahres- 

i 

1 

1 



Schluß. 

km ' 

4 784,6 

4 910,0 

4 953, a 

5 262,2 

davon zweigleisig .... 


198,6 



294,1 

Betriebslänge am Jahres- 





i 

Schluß. 

* 

j 4 788,8 

4 914,2 

4 957,0 

5 266,0 

Betriebslange im Jahres- 


1 

1 



, 

durchschnitt. 

* 

4 702,9 1 

4 818,6 

4 921,4 

! 5 245,s 

Bahn- u. Fährbetriebslänge 






im Jahresdurchschnitt . 

fl 

4 771,4 | 

4 887,1 

4 989,s 

' 5 314,s 


2. Anlagekapital. 



Anlagekapital am Jahres¬ 

! 





schluß: 






im ganzen . 

Kr. 

589 069 348 

619 814 452 

642 946 930 

681790143 

auf 1 km Bahnlänge . . . 

n 

123 121 

126 285 , 

129804 

129564 

Anlagekapital im Jahres¬ 

| 


1 

1 



durchschnitt . 

n 

i 578 033254 

601620970 

630 134 822 

! 667 053 311 


3. Fuhrpark. 


Bestand am Jahresschluß: 

Lokomotiven.Stück 

davon waren langer als 
26 Jahre im Betrieb „ 


930 

133 



133 | 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 967 ff. 

*) Svergee officiella Statistik. Statens Järnvägwr Ar 1917 
vägastryrelsen. Stockholm, K. L. Beckinane Bocktryckeri, 1919. 


997 1 052 

133 146 


av Kungl. J&rn- 
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Die schwedischen Staatöbahnen in den Jahren 1914 bis 1917. 
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19 14 | 

19 15 ' 

19 16 

19 17 

Triebwagen.Stück 

2 

3 

1 

3j 

3 

Tender . „ 

707 

720 

734, 

751 

Personenwagen .... . 

1 741 

1831 

1842'; 

1867 

mit Plätzen. „ 

83 162 

88523 

89569 

91526 

Postwagen. „ 

62 

62 

62< 

62 

Gepäckwagen. , 

486 

540 

633 

639 

mit Ladefähigkeit . . t 

4 731 

6496 

5 458 

6448 

Güterwagen.Stück 

23 014 

23860 

24 893 

26 780 

mit Ladefähigkeit . . t 

346613 

365 170 

389699 

406261 

Bahndienstwagen . . . Stück 

44 

47 

48 

65 

Auf 1 km Bahnlänge standen 

• 




zur Verfügung: 





Lokomotiven.Stück 

0,196 

0,198 

0,202 

0,200 

Personenwagen . . . Achsen 

0,905 

0,988 

0,931 

0,894 

Postwagen. „ 

0,047 

0,046 

0,046 

0,043 

Gepäckwagen. „ 

0,248 

0,264 

0,261 

0,249 

Güterwagen. „ 

10,111 

10,245 

10,682 

10,334 

Leistungen der eigenen 





Lokomotiven u. Wagen | 





auf eigener u. fremder 





Bahn. 



4 

» 

Die Lokomotiven haben ge¬ 

| 




leistet : 

j j 




auf eigener Bahn . ... km 

I 41098647 

470064631 

64 926268’ 

45 815111 

„ fremder „ . . . . „ 

| 43 392 

68239; 

197084; 

318 932 

im ganzen . . . „ 

1 41 142039 

47 073 702' 

55 123 362 

46 134 043 

Die Durchschnittsleistung einer 

| 

! 



Lokomotive im Zug- und 

| 

1 




Verschiebedienst betrug km 

| 46 541 

51603 

57 480 

46506 

Von den Wagen haben geleistet: 

# 




die Personenwagen .Achskm 

227 488 794 

243 (»4 117 

276 642968 

214 994177 

* Postwagen .... „ 

22372994 

22802202 

23472866 

21 319836 

„ Gepäckwagen . . „ 

72481976 

76770 516 

82263947 

68912928 

„ Güterwagen ... 

706236033 

, 840 178 142 

978706267 

854 499925 

zusammen . „ 

1027 679797 

| 1 181804 977 

1860086038 

1 159 726 866 

Durchschnittsleistung einer 


i 

J 



Achse: 


i 



der Personenwagen . . . km ; 

53 818 

54 460 

59961 

46 037 

» Postwagen ..... „ 

99 879 

101 796 

106269 

j 94 766 

„ Gepäckwagen .... „ 

61 373 

60 279 

63 870 

62645 

. Güterwagen., 

! 14690 

16 807 

18 401 

15 250 

„ Wagen aller Art . . „ 

j 19167 

1 21 129 

22937 

18 634 
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Die schwedischen Staate bahnen in den Jahren 1914 bis 1917. 


In den einzelnen Zuggattungen wurden auf den eigenen Betriebe¬ 
strecken von Lokomotiven und Wagen geleistet: 


1 

in 

! 

Lokom 
! Zugkilo 

! überhaupt 

otiv- i 

in e t e r i 

auf 1 km 
Betriebs- 1 
lang;« j 

| Auf 1 km | 
Betriebs- ! 

lange | 
kommen ■ 
demnach 
Züge auf ! 
1 Ta» j 

Wagen- 

| Achskilometer 

i 

i 

| Zug- 

! stärke 

1 

I 

Achsen 

Schnellzügen . . 1914 

8688 662 

I 762 

2.09 

; r; 

106 273 684 ' 

| 29.4 

1915 

4276 464 

j 887 | 

! 2,48 , 

1 117 027 468 

' *27.« 

1916 

’ 6 187 613 

1064 j 

2,88 

j 146686968 ) 

| *28.3 

1917 1 

2 867 970 

1 545 j 

1,49 

i 93637 796 

! 32,7 

Personenzügen . 1914 | 

10830 286 

•2803 1 

6,31 

183229616 

! 16,» 

1916 j 

11 632647 

| 2393 

6,66 

194 073 814 i. 

i 16.8 

1916 ' 

12 138 123 

! 2466 

6,74 

196632103 

16,4 

1917 

8902498 

1697 

4,66 

j 167608882 

18,s 

gemischten Zügen 1914 

2 843 760 

606 

1,66 

90961 688 

32,0 

1916 

2 812034 

584 

1,60 

86416131 | 

30.7 

1916 

2678749 

1 524 f 

1,48 

71399486 , 

*27,7 

1917 

2064 213 

392 

1,07 

66280168 | 

*27.« 

Kilgüterzügen . . 1914 

— 

1 

— 

i — ! 

- 

1916 

1 

— 

— 

— ; 

| 

1916 

1 174 804 

35 

Oao 

> 3669384 ! 

i 21,o 

1917 i 

162 613 

31 

< 

0,09 

! 3 481 260 j 

21,4 

Ortsgüterzügen . 1914 , 

3868083 

820 

*2,26 

i £12028137 | 

I- 57,& 

1916 

4 629 431 

1 961 

2,68 

260968 783 

56.« 

1916 1 

6268907 

1071 

*2,98 

274572368 

| 52, L 

1917 I 

! 5 119166 

976 

*2,67 

1 266 083 662 | 

j 1 

| 50, 

Ferngüterzügen . 1914 

3 208597 

i 68*2 1 

1,87 ! 

* 259066 07*2 

80.7 

1916 

5021034 

1 1042 1 

*2,86 | 

i 377 621278 j 

1 75,2 

1916 ; 

8022126 

1 630 1 

4,46 1 

I 539 392682 1 

67.» 

1917 

7 332606 

1 1398 

| 3,83 ' 

i 477 926 768 ! 

j 65,2 

Erzzügen .... 1914 , 

1 717 406 

I 365 

1 1,00 

! 146684158 » 84,8 

1916 

1768451 

366 

S 1,00 , 

149924 848 { 

! 86,8. 

1916 

1898984 

[ 386 

| 1.0» 1 

168 296 £>6 1 

! *3,4 

1917 

1486 998 

283 

0,78 

| 123 59*2234 , 

j 83.1 

Militärzügen . . . 1914 1 

68 026 

! 14 

1 0,04 

2786280 

• 40,2 

1916 1 

1 140071 

! 29 

| 0,08 

6109782 1 

j 36,8 

1916 

I 108760 

| 22 

| 0,06 

4 460 514 

| 41,o 

1917 

111 682 

21 

i 0,06 

1 

4 870 104 | 

| 43,6 

Arbeitszügen . . 1914 , 

| 414 796 

89 i 

I 

0,24 i 

i 12 874 28» 

i 31-e 

1916 1 

291216 

60 

; 0.17 

8973694 1 

1 30.» 

1916 

262 488 

54 

i 0,16 

7660796 I 

! 28.s 

1917 

> 301 329 

57 

0,15 i 

1 9 500 242 ; 

j 31.5 

zusammen . 1914 

1 26524466 

5 640 

16,45 

1 021 743 823 

1 36.5 

1916 

1 30 460 347 

6 321 

17.82 

j 1200114 198 

i 39.« 

1916 1 

1 35 640 063 

7 242 

19,79 

1 404 668 662 

39,4 

1917 1 

1 28 829014 

5 400 

14,79 

1 192 781 106 

42.i 
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Auf 1 km Bahn- und Fährbetriebs- f 
länge wurden durchschnittlich 1 

19 14. 

1 

19 15 

.. J 

19 16 

19 17 

geleistet: 


i 



von Lokomotiven im Zug- und 

Verschiebedien8t.Lok.-km } 

8539 

9 587 ; 

10990 

6 567 

„ Personenwagen . . Achskm 

47 741 

49 584 1 

55407 

40 498 

„ Postwagen. „ r 

4637 

5671 j 

6178 

6143 

, Gepäckwagen ... „ •! 

15 655 

15 828 ! 

17 184 

13418 

. Güterwagen .... , J 

- i 

147247 

175 832 j 

204 031 

165152 

zusammen . . 9 

215280 

246 915 1 

282 760 

225 211 

Mit Einschluß des Aufenthalts auf j 
den Zwischenstationen legten j 
von den regelmäßigen Zügen 
in einer Stunde durchscbnitt- 
lieh zurück: j 

Schnellzüge ......... km 

51,2 

' 

1 

1 

i 

50,7 i 

50,4 

i 

48,9 

Personenzüge ... | 

35,9 

36,o 

36,8 

36,9 

gemischte Züge . .„ 

24,9 

25.2 

25,5 

25,1 

Eilgüterzügo.. 

— 

— 

32,9 

32,0- 

Ortsgüterzüge.„ 

12,8 

12,8 

13,5 

13,i 

Ferngüterzüge., 

19,7 

19,7 

19,2 

18,8 

Erzzüge .„ 

20,9 

23,5 * 

23,5 

22,4 

Jeder Personenzug, mit Einschluß j 
der gemischten Züge, wurde > 
durchschnittlich benutzt von | 
Personen . * . .. j 

67,4 

I 

1 

i 

1 . ! 

j 67,3 i 

72,7 

105,8 

Von den bewegten Plätzen 
waren durchschnittlich be¬ 
setzt . % 

i 

31,99 

j 1 

32,31 

33,24 

1 39,88 

Von den kilometrischen Lei- 1 

stungen der Güterwagen 
auf eigener Bahn waren 
Lderläufe .. 

31,79 

. i 

i 

t 

i 

26,86 

i 

! 

23,10 

22,11 

Die durchschnittliche Nutzlast 
jeder Güterwagenachse 
betrug im Verhältnis zum 
Ladegewicht: 

a) wenn nur die beladenen 
Wagen in Betracht ge¬ 
zogen werden .„ 


j 

65,31 

67,34 

62,87 

b) wenn auch die leeren 
Wagen berücksichtigt 

werden .„ 

^ 60,69 

' 41,44 

48,09 

51,78 

48,97 
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Die schwedischen Staatebahnen in den Jahren 1914 bis 1917. 


4. Personenverkehr. 


Es betrug: 


die Zahl 

der 

be¬ 

förderten 

die Zahl 

der 

gefahrenen 
Personen- ! 

die durch¬ 
schnittliche 
Wegstrecke 
für 

1 Person 



Personen 

km | 

km 

in der I. Klasse . . 

. . . 1914 

1 

40 759 

. 

16809110 ' 

412,4 


1915 

33 786 

21128689 

625.4 

/ 

1916 

52301 

81960615 

611,5 


1917 

19922 

11 164962 

560,« 

| 

„ . n. „ . . 

. . . 1914 

1309519 

225978 306 

172,6 


1916 

| 1236 469 

233-029266 

'188,5 


1916 

1 1440019 

289465467 

201,o 


1917 

1443 487 

293847 982 

203,6 

* » m. „ • • 

. . . 1914 

24123 114 

878 378 183 

36,4 


1915 

24 509933 

861 772066 

. 35.* 


1916 

26888 140 

989300964 

I 36,s 


1917 

29174 658 

1 

1021522025 

35,o 

Personenbeförderung 

dos öffent- 

. 

1 


1 

liehen Verkehrs . 

. . . . 1914 

25 473 392 

1 121 165 599 

j ' 44.0 


1916 

1 25 780 1»< 

1 116 929 941 

1 43.3 


1916 

28380460 

1810 737036 

! 46,2 


1917 

30638067 

1 

1326634969 

! 43,3 

Militär. 

. .. . 1914 

! 659 046 

42612931 

64.7 


1915 : 

909165 

136 322091 | 

149.9 


1916 

| 738649 

137 222833 

185,8 


1917 

660630 

I 1 

134 967724 

204,3 

zusammen. 

. . . . 1914 

j 26132488 ! 

1 163 778 530 

44,5 


1915 

| 26689843 

1262252032 

46,9 


1916 

, 29119109 

1 447 969 869 

49,7 


1917 

31298697 

1 461602683 

46,7 

auf 1 km Bahnbotriebslänge 1914 

6657 

247470 

— 


1915 

i 5 639 

259979 

I 


1916 

5917 

294217 

| 


1917 

6966 

278604 

1 

1 
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die Einnahme 


Es betrug: 


im 

j ganzen 

Kr. 

°/o 

für 

1 Person 

Kr. 

für 1 

Personenkm 

Öre 

in der I. Klasse. 

. . . 1914 

920350 

8,26 

22,68 

5,48 


1915 

1 061 595 

3,61 

31,42 

5,02 


1916 

1 637 767 

4,61 

31,31 

5,12 


1917 

683039 

1,72 

34,29 

6,12 

n if II* „ 

. . . 1914 

7 299081 

25,81 

i 6,57 

3,23 


1915 

7 352 386 

25,02 

1 5,95 

3,16 


1916 

9288880 

26,u 

6,46 

3,21 


1917 

f 11 193 451 

28,16 

7,75 

3,81 

. , iu. » . . 

. . . 1914 

18914 142 

66,89 

0,78 

2,16 


1915 

19429234 

66 ,u 

0,79 

2,25 


1916 

23239489 

65,89 

0,86 

2,35 


1917 

26565 529 

66,82 

0,91 

2, GO 

Personenbeförderung 

des öffent- 



j 


liehen Verkehrs . 

. . . . 1914 

27133573'' 

95,96 

1.07 

2,42 


1915 

27843215 

94,74 

, 1,08 

2,50 


1916 

34 166136 

96,14 

1,20 

2,61 


1917 

38 442019 

96,70 ! 

1.26 " 

2,90 

Militär. 

. . . . 1914 

J 1143 020 

4,04 | 

1,73 

2,68 


1915 

1 546 514 

5,26 

1,70 

1,13 


1916 

, 1 371 339 

3,86 

, 1,86 

1,00 


1917 

1313 139 

3,80 

1.99 

0,97 

zusammen. 

... 1914 

1 

i 28 276 593 

100 ,oo 

1 

Dos 

2,43 


1915 

! 29 389729 

100 ,oo 

j 1,10 

2,35 


1916 

1 35 537 475 ! 

100 , oo 

1,22 

2.45 


1917 

! 39 766158 1 

100 , oo 

1,27 

2,72 

auf 1 km Bahnbetriebslänge 1914 

6013 j 

— 

— 

— 


1915 

6099 

— 

— 

— 


1916 

7 221 

— ; 

— 

— 


1917 

7 578 

_ 

— 

— 


Im übrigen brachten noch ein: 
die Personenbeförderung auf 

19 14 

19 15 

19 16 

19 17 

den Fahrstrecken Malmö— 





Kopenhagen und Trftlle- 





borg—Saßnitz.Kr. 

204 360 

251825 

140 345 

141612 

„ Schnellzugzuschläge . . . „ 

1 154 467 

1 184 436 

1 501937 

1251 840 

der Schlafwagenverkehr . . . „ 

1146962 

1488656 

1961362 

1941^8 

die Zuschlagkarten.„ 

184124 

203 932 

225 920 1 

305805 

„ Sitz- und Liegeplatzkarten „ 

3 704 

4 327 

4 «07 

20007 

„ Kabinen-, Schlafplatz-und 





Badkarten. 

5 319 

2 459 

2 152 

2 199 
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Die schwedischen Staatebehnen in den Jahren 1914 bis 1917. 


|j 1914 1915 1916 1917 


die Bahnsteigkarten . . . . 

. Kr., 

1 

47*216 

56 703 

67 156 

65 052 

„ Beförderung 

! 





von Gefangenen . . . 

V 

69687 , 

75 638 

67 321 

69402 

„ Hunden . 


51248 1 

60 797 

61 211 

63004 

der Gepäckverkehr . . . . 

■ 

* » 

697 609 

895970 

1 309426 

1603706 

die Beförderung v. Fahrrädern * 

89 102 

101742 

130024 

213926 

Die Einnahme aus dem Personen- 
und Gepäckverkehr belief sich ; 
hiernach j 

im ganzen auf . Kr. ( 

31930 381 33 

706 214 

41008 926 

45 433559 

auf 1 km Bahn- und Fähr¬ 
betriebslänge auf .„ ! 

6 692 

6 897 

8 218 

8549 

im Verhältnis zur Gesaintein- 
nahme . % 

34,23 

28,54 

26,93 

27,67 


öy Güterverkehr. 






Es wurden befördert 

- ■:.- - - : 

durch¬ 

schnittliche 


1 

Tonnen 

Tonnenkni 

W egstrecke 
km 

Eil-, Expreß- und Stückgut . 

1914 , 

1 115 956 

167 827 822 j 

150,4 


1915 1 

1259 483 

258004225 

204,8 


1916 

1423 999 

262076019 

1 184,4 


1917 

1 493 709 

290655433 

194,8 

Wagenladungsgut . 

1914 1 

9026 687 

984 461 777 

109.1 


1915 ■ 

11 832804 

1687 612667 

142,6 


1916 

18 585 507 

2 454 794 594 

180,7 


1917 | 

12 327 039 

1976 229410 

160,3 

Erze. 

191» ! 

4276 744 

740 821588 

173,3 


1916 i 

3 767 723 

778172915 

207,1 


1916 

3 810643 

833 270 265 

218,7 


1917 | 

B096055 

633 778463 

204,7 

zusammen Eil-, Expreß- und 
Frachtgut. 

1914 1 

r 

14 418 287 

1 893 111 187 

131,3 


1915 

16 860010 

2 723 789 807 

161,8 


1916 i 

18 820 149 

3 550140878 

188,6 


1917 

16 916 803 

2900663 296 

171,5 

Eisenbahnfahrzeuge auf eige¬ 


1 



107,» 

nen Rädern. 

1914 

23 408 

2 504 786 


1915 

21 112 

4 095 016 

194,0 


1916 

18 296 

4 447 680 

243,1 


1917 

13 664 

3 087 762 

222,3 
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Die schwedischen Staatsbahnen in den Jahren 1914 bis 1917. 
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Sonstige Fahrzeuge und 

1 

1 

I 

Es wurden befördert 
Tonnen j Tonnenkm 

durch¬ 

schnittliche 

Wegstrecke 

km 





Leichen. 

1914 j 

13 992 

2628496 

187,9 


1915 

15112 

2785946 

184,4 


1916 

19204 

3659290 

190,5 


1917 

21204 

4009084 

189,1 

lebende Tiere. 

1914 

138 630 

18 732684 

135,1 


1915 

162897 

23 872830 j 

146.6 


1916 

143 063 

21 891 035 

153,0 


1917 

158270 

24 329613 

1o3,7 

zusammen frachtpflichtige 





Güter. 

1914 | 

14 594 317 

1916 977 103 

131,4 


1915 

17 049 131 

2 764543 599 

161,6 


1916 

19000712 

3 580138883 

188,4 


1917 i 

17 109 941 

2932 039 745 

171,4 

auf 1 km Bahn- und Fähr- 





betriebslängo. 

1914 

3058 

401 781 

1 


1915 

3 489 

563 636 

— 

• 

1916 

3808 

717 477 

| — 


1917 

3 220 

561726 

| 

außerdem frachtpflichtige 
Dienstgüter und fracht¬ 


i 

! 1 


1 

freie Güter.. 

1914 

1 1418612 

139475020 1 

98,3 


1915 ! 

| 1 641 310 

163 457 899 

99,6 


1916 

1 422 162 

1 167 012 197 

117,4 


1917 

1077980 

129564606 

120,2 

im ganzen Güter. 

1914 

16012929 

2056 452123 

128,4 


1915 

18690441 

2918001498 

166,i 


1916 

20 422874 

3 747151080 

183,5 

auf 1 km Bahn- und Fähr- 

1917 

18187 921 

| 

i 

3061 604 351 

168,3 

betriebslSnge. 

1914 

3 356 

431 014 

— 


1915 

3 824 / 

4 093 / 

597 082 

— 


1916 

750947 

— 


1917 

! 3 422 

! 

i 

i 

576 107 j 

1 
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Dio schwedischen Staatsbahnen in den Jahren 1914 bis 191 i. 


Die Einnahme betrag 


im ganzen 
Kr. 


für 1 t 
Kr. 


für 1 tkm 
Öre 


Eil-, Expreß- und Frachtgut 


Eisenbahnfahrzeuge auf 
eigenen Rädern . . 


Sonstige Fahrzeuge und 
Leichen. 


lebende Tiere 


zusammen frachtpflichtige 
Güter. 


auf 1 km Bahn- und Fähr¬ 
betriebslänge . 


Frachtpflichtige Dienstgüter 


im ganzen Güterverkehr . 


auf 1 km Bahn und Fahr¬ 
betriebslänge . 


1914 

56 163 160 

3.90 

±97 

1915 

78016738 

4.83 

2JB6 

1916 

102286800 

5.43 

2^8 

1917 

109022867 

6.44 

3,76 

1914 

43 061 

1^4 

1,72 

1915 

43 6U3 ; 

2.07 

1,07 

1916 

51 687 

2.83 

1,16 

1917 

44 822 

3,28 

1.48 

1914 

168 178 

12.02 

6.40 

1915 

159 931 

10,58 

5.74 

191b 

233 835 

12.18 

6.39 

1917 

304919 

14.38 

7.61 

1914 

1 253 230 

9.04 

6.69 

1915 

1 479 477 

9.08 

6,30 

191b 

1 492644 

10,43 

6,82 

1917 

1769528 

11,12 

7,13 

1914 

57 627 619 

3.95 

• 

3,01 

1915 

79 699 749 

4,67 

2,89 

1916 

104064 966 

j 5.48 

2,91 

1917 

111 132136 

| 6,50 

3,7* 

1914 

12078 

j 

— 

— 

1915 

16308 

1 

— 

1916 

20865 i — 

20912 1 — 

— 

1917 

— 

1914 i 

— 

1 

— 

1915 

— 

[ 

— 

1916 

2 127 632 

— 

— 

1917 1 

2 348968 

— 

. — 

1914 

67 627 619 

— 

— 

1915 

79 699 749 

— 

— 

1916 ' 

106 192698 

— 

— 

1917 

113 481094 



1914 

12078 

— 

— 

1915 . 

16 308 

— 

— 

1916 

21282 

— 

— 

1917 

21 354 

— 

— 
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Die schwedischen Staatsbaimen in den Jahren 1914 bis 1917. 


Rechnet man zu den Einnahmen aus der Güterbeförderung, wie in 
der deutschen Statistik, die Einnahmen aus der Postbeförderung, so be¬ 
läuft sich das Erträgnis des Güterverkehrs: 




19 14 

19 15 

19 16 

19 17 

im ganzen.auf 

Kr. 

59907 724 

82 480 722 

109 309 442 

116916267 

auf 1 km Bahn- und Fähr- 






betriebslftnge.„ 

» 

12556 

16 877 

21 906 

22000 

im Verhältnis zur Gesamt- 






einnahme. „ 

% 

64,29 

69,83 

71,77 

70,96 

6. Finanzielles Gesamtergebnis. 

Eisenbahn -Verkehrseinnahmen Kr. II 90 516 968 , 114 630 346 

148678233 

161 112 950 

auf 1 km Bahnbetriebslänge 

7) 

19248 

23 789 

30211 

30713 

„ 1000 Zugkm. 

n 

3 413 

3 768 

4172 

5 687 

„ 100000 Wagenachskm 

i» 

8812 

9 499 

10 538 

13 461 

im Verhältnis zur Gesamt- ; 

einnahme. 

°/o 

9^03 

97,06 

97,69 

97,77 

Gesamteinnahme. 

Kr. 

93288 795 

118 114329 

162302018 

164 786 311 

auf 1 km Bahn- und Fähr¬ 
betriebslänge . 

7 ) 

19 552 

24 169 

30522 

31 008 

Gesamtausgabe. 

n 

69860068 

90574 655 

127 681264 

157 528791 

auf 1 km Bahn- und Fähr- 

betriebslänge. 

V 

14 642 

18 534 

25 588 

29 642 

im Verhältnis zur Gesamt- 






einnahme. 

% 

74,89 

76,68 

88,83 

95,60 

Überschuß. 

Kr., 

23 428 727 

27 639674 , 

24620749 

7 257 620 

auf 1 km Bahn- und Fähr- 






betriebslänge. 


4 910 

5 635 1 

4 934 

1366 

im Verhältnis zur Gesamt- i • 

einnahme. 

% | 

25,u 

23,39 

16,17 

4,40 

im Verhältnis zum Anlage¬ 
kapital im Jahresdurch- 


| 

' 

1 


schnitt. 

*! 

4,oi 

4,63 

3,86 ' 

1 

1,08 


ii 


7. Fährbetrieb (vorstehend schon berücksichtigt), 
a) Malmö — Kopenhagen (30,o km). 


Einnahmen . . . 

. .Kr. | 309669 


447 026 

Ausgaben . . . . 

. * 283286 — 

— 

i 484140 

1 

im Verhältnis 

zu den Eiu- 



nahmen . . 

. % 91,48 — 

— 

| 108, so 
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7£4 Die schwedischen ßtaatebahnen in den Jahren 1914 bis 1917. 


Uberschuß .... 

. Kr. 

1 ■" r 

! 1 9 1 4 

1 

. _ __ _ _J 

I + 26 883 

1916 

19 10 1 

_ 1 

i • — 1 

19 17 

— 37 114 

im Verhältnis 
kapital im 
schnitt . . . 

zum Anlage- 
Jahresdurch- 

. 0/0 ! 

1 

i i 

+ 2,45 


i 

1 

— 12,76 

Anlagekapital am 

1 

Jahresschlufi Kr. 

j 1075 179 | 

— 

— 

1 075 179 

b) Trälleborg — Saßnitz (107,0 km). 


Einnahmen . . . 

. Kr. 

1016 882 

i 

j — 

! 7*9 898 

Ausgaben . . . . 

." I 

959 904 ^ 

t — 

— 

! 1 527 337 

im Verhältnis 
nahmen . . 

zu den Ein- 

. % 

94,54 

— 

i _ 

| 

193,36 

Tberschuß . . . . 

. Kr. 

+ 55 428 

— 

— 

1 — 737 439 

im Verhältnis 
kapital im 
schnitt . . . 

zum Anlage- 
Jahresdurch- 

.% ; 

j + 0,96 



1 

1 — 3.45 

Anlagekapital am 

Jahresschluß Kr. 

| 5 771009 


— 

5 778 871 
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Die Eisenbahnen in Norwegen 

io den Jahren 1915/16 und 1916/17 1 ) v ). 


1. Längen 3 ). 


Das Eisenbahnnetz Norwegens 
Faßte: 

um- 

i 1915/16 

1916/17 




am Schluß der Berichtsjahre . . . 

km 

! 3176,5 

! 3179,2 

davon waren: 




Staatsbahnen . 

11 

2 713,1 

2 713,1 

Privatbahnen. 


! 463,4 . 

466,1 

Es hatten eine Spurweite: 


1 

! 1940,6 


von 1,435 m. 

„ 

1 940,6 

„ 1,067 „. 

1 

V | 

1 126,8 

1 129,6 

» 1 ,000 jy . 

11 I 

26,0 

25,9 

n 0,750 w . 

” i 

■ 83,1 

83,1 

Zweigleisig waren. 

1 

n 1 

20,0 

! 3185,0 

20,0 

Die mittlere Betriebslänge betrug 
Von der. Bahnlänge kommen: 

1 

w j 

3 187,0 

i 

1 

auf 10 000 Einwohner 4 ). . . 

n 

1 13,274 

13,274 

„ 100 qm Fläche . . . 

- ! 

| 0,9882 

0,9882 


Elektrisch betrieben werden: 


1. die am 10. Juli 1903 mit 19,5 km Betriebsl&nge eröffnete und am 
15. August 1910 auf 26 km verlängerte Thamshavnb&hn (Privatbahn 
mit 1 m Spurweite), 

2. die am 9. August 1909 mit 46 km Betriebslänge eröffnete, ursprüng¬ 
lich für den Dampfbetrieb eingerichtete Rjukanbahn (Privatbahn 
mit 1,435 m Spurweite) seit Ende 1911. 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916, S. 974 ff. für das Jahr 1914/15. 

*) E>ie Zahlen beziehen sich auf die Berichtsjahre (1. Juli bis 30. Juni). 

*) Vgl. Norges Officielle Statistik VI. 101 und VI. 126. De offentlige 
J«rnbaner, Beretning om de Norske Jembaners Drift 1. Juli 1915 — 30. Juni 1916 
(1. Juli 1916 — 30. Juni 1917). Avgit til det Kgl. Norske Regjerings Departe¬ 
ment for de offentlige Arbeider fra Hovedstyret for Statsbanerne. Kristiania 
1917 und 1918. 

*) Einwohnerzahl = 2392698 (1. Dezember 1910). Flächeninhalt = 321477 • 
Quadratkilometer, nach den letzten Feststellungen (Übersicht über Norwegens 
zivile, geistliche und fudizielle Einteilung vom 16. Juni 1902 und Volkszählung 
am 1. Dezember 1910). 

Archir für Elsenb»bnwe»eo. 1919. 51 
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766 Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1915/16 and 1916/17. 


2. Anlagekapital. 

Das verwendete Anlagekapital betjng am t| 
Schloß der Berichtsjahre: 
für die Staatsbahnen (2 713,1 km): 


1915/16 


Ir 


1916/17 


überhaupt . 

Kr. 

307 156 360 I 

306 624 544 

auf 1 km. 

für die Privatbahnen: 

rt 

| 113 212 

i' i 

113016 

a) für die Hauptbahn (67,8 km) 

: 

i • 


überhaupt . . .. 

Kr. 

| 20 146 607 | 

20 240 577 

auf 1 km. 

n 

297 148 

298 534 


b) für die übrigen Privatbahnen (ein¬ 
schließlich der schmalspurigen) 
(1915/16: 395,6 km, 1916/17: 
398,3 km): 

überhaupt.Kr. 

für 1 km. „ 

zusammen Staats- und Privatbahnen: 

überhaupt.Kr. 

auf 1 km. „ 

Für Erweiterungs- usw. Anlagen sind bis 
zum Ende der Berichtsjahre im ganzen 

aufgewendet.Kr. 

Das Kilometer Bahnlänge kostete: 
für die vollspurigen Bah nen ( 1 ,435 m) „ 

„ „ schmalspurigen „ (1,067 „) „ 

n (1 >600 n ) „ 

(0,750 „ ) „ 


24 786 273 
62 655 

352 089 240 
110 842 


74 731 085 

128 289 
86 301 
133 474 
26 923 


3. Betriebsmittel und ihre Leistungen. 

Es waren vorhanden am Ende der Berichtsjahre: 
Lokomotiven für den Dampf¬ 
betrieb 1 ) .Stück 

Lokomotiven für den elektrischen 

Betrieb 2 ). „ 

Elektrische Motorwagen .... 

Personenwagen. 

Postwagen. 


W 

» 


427 

9 

3 

855 

98 


25 370 984 
63 698 

352 236 105 
110 794 


74 102 665 

127 378 
87 576 
143 553 
26 923 


430 

11 

3 

857 

100 


I ) Davon 1915/16: 138 Stück 4-gekuppelte, 239 Stück 6-gekuppelte, 46 Stück 

8-gekuppelte und 4 Stück 10-gekuppelte. 

1916/17: 134 Stück 4-gekuppelte, 246 Stück 6-gekuppelte, 46 Stück 
8-gekuppelte-und 4 Stück 10-gekuppelto. 

J ) Davon 1915/16: 5 Stück 4-gekuppelte und 4 Stück 8-gekuppelte. 

1916/17: 7 Stück 4-gekuppelte und 4 Stück 8-gekuppelte., 


Digitized by 


Go. igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 

















Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1915/16 nnd 1916/17.- 707 



1 

1915/16 

1916/17 

Gepäck- und Güterwagenachsen . Stück | 

19 887 

20 463 

Personenwagenplätze. 

Die Ladefähigkeit der Güterwagen 

Anz. 

l 

j 

40 635 

40 576 

betrug. 

Die Beschaffungskosten der Be- 

t 

i 

98 335 

. 

102 408 

triebsmittel stellten sich bis zum 

!i 


Ende der Berichtsjahre auf . . 

Davon kommen auf die Staats- 

Kr. | 

51 326 000 

51 360 000 

bahnen. „ j 

Die eigenen und fremden Be- | 
triebsmittel haben auf den Staatsbahnen j 
und der Hauptbahn während der Berichts- j 

43 898 983 

43 858 846 

jahre geleistet: 

,an Lokomotivkilometern: 




überhaupt.. . . . 

Anz. 

17 125 464 

16 325 517 

für 1 km. 

r> 

6 151 

5 864 

darunter Zugkilometer (vor 




Zügen) 1 ). 

n 

12 589 479 

11 754 392 

für 1 km. 

an Wagenachskilometern: 


4 522 

4 222 

überhaupt . 

» 

367 693111 

367 711 198 

für 1 km. 

w 

132 074 

132 08D 

darunter 




von Personenwagen .... 

n 

118 344 921 

116 680 546 

„ Post- und Gepäckwagen 

n 

47 938 139 

44 489 374 

„ Güterwagen. 

Die durchschnittliche Achsenzahl 


201410051 

I 

206 541 278 

der Züge betrug: 




an Personenwagenachsen . . 


9,4 

9,9 

„ Post- und Gepäckwagen- 




achsen. 

7) 

3,8 

3,8 

„ Güterwagenachsen . . . . 

m 

16,0 

17,6 

überhaupt. 

m 

29,2 

j 

31,8 

Durchschnittsertrag für 1 Zugkm 

Kr. 

! 3,42 

4,54 

Kosten „1 „ 

rt 

jl 2,97 

4,12 


1 ) Ohne Arbeite hü ge. 

61* 
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768 Oie Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1915/16 und 1916/17. 

4. Verkehr auf den Staatsbahnen nnd der Hauptbahn. 


a) Personenverkehr. 


Es betrag: 

’i 

1916/16 

i 

1916/17 

Die Anzahl der Reisenden. 

i: 

20 667 227 

25 i41 798 

davon kamen auf die I. Klasse 

Anz. |i 

14 643 

- 14 980 


= % ; 

0,07 

0,06 

11 11 

Anz. ■ 

730118 

975 173 


= % 

3,53 j 

3,88 

n n HI- » 

Anz. ' 

i 19 922 466 i 

24 151 645 


= % 

| 96,40 

96,06 

Die Anzahl der geleisteten Personenkm 

. 558 447 009 ! 

661 935 837 

davon kamen auf die I. Klasse 

Anz. 

; 4 834 868 

4 819 139 

• 

= °/o 

! 0,87 

0,73 

11 11 11 

Anz. 

69 805 482 

92 773 853 


= % 

12,60 

14,01 

ii ii n 

Anz. 

483 806 659 

564 342 84u 


= % ! 

86,63 

85,26 

Die darchschnittlich von jedem Reisen- 

i 

1 


den zurückgelegte 

Fahrt in der I. Klasse . . 

km 

1 

330,9 

321,7 

n W 11 .... 

H 

! 95,6 

95,1 

HI 

1» w w . . . . 

11 

24,3 

! 23,4 

überhaupt. . .. 

11 

27,0 

26,3 

Die durchschnittliche Besetzung der Per- 

i 

i 


sonenwagenplätze 


i 


in der I. Klasse .... 

°/o 

| 15,2 

17,2 

11 *1 11 .... 

11 

j 21 > 7 

29,6 

11 11 il .... 

li 

33,1 

40,0 

überhaupt . 

ll 

30,8 

37,8 

Auf Zeitkarten beförderte Personen 

Anz. 

5 985 860 

8 258 540 

„ „ geleistete Personenkm 

M 

76 262 362 

1 

102 140 373 

b) Güterverkehr. 


Es wurden befördert: 


i 


Eil- und Frachtgut. 

t 

5 732 407 

> 5 937 180 

frachtfreies Gut. 

11 

1 127 446 . 

! 53 6C4 

lebende Tiere und Fahrzeuge . . 

1 

71 

45 672 

I 

1 34 861 

zusammen. 

11 ■ 

5 905 525 

1 6 025 705 
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Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 19.15/16 nnd 1916/17. 769 



! 

1916/16 

1916/17 

Es wurden geleistet: 



— 

Eil- nnd Frachtgut. 

tkm 

478064 141 

504 181 669 

frachtfreies Gnt. 

V 

6173112 

2 809 087 

lebende Tiere nnd Fahrzeuge . . 

J 1 

6 436 700 

5 177 125 

Gepäck- und Poststtlcke .... 

V 

19 508 836 

14 491 939 

zusammen. 

* 

510 182 789 

526 659 820 

Die durchschnittliche Beförderungs- 

1 



länge betrug: 


j 


bei Eil- und Frachtgut. 

km 

’ 83,4 

84,9 

„ frachtfreiem Gut. 

11 

1 48,4 

52,3 

„ lebenden Tieren u. Fahrzeugen 

i 

w 

140,9 

148,6 

für eine Gütertonne überhaupt . 

” | 

83,1 

85,0 

Durchschnittliche Belastung einer 




Güterwagenachse . 

t 

! 2,44 

2,48 

Durchschnittliche Ausnutzung der 


1 


Tragfähigkeit. 

% . 

47,0 

46,9 


5. Finanzielle Ergebnisse. 
Die Einnahme der Staatsbahnen i| 


und der Hauptbahn betrug: 

i 



a) im Personenverkehr: 




für Personenbeförderung x ) 

. . Kr. 

16 943 436 

21 026 557 

„ Gepäck-u. Postbeförderung „ 

1 493 644 

1 629 406 

zusammen . 

• • V 

18 437 080 

22 655 963 

Es kommen von der Personengeld- 



einnahme 




auf die I. Klasse. . . 

. . Kr. ; 

522 802 

552 821 


= °/o 

3,1 

2,7 

11 H U* « ... 

Kr. 

3 344 033 

4 738 309 


= % | 

20,1 

23,0 

. . HI. .... 

..Kr. 

12 790 588 

15 325 478 


= % i 

76,8 

74,3 

Der Durchschnittsertrag stellte sich 1 



für die Person 




in der I. Klasse . . 

auf Öre 1 

| 3 571 

3 690 

T»' fl ü 


1 458 

486 

n v HI* r> 

n w 

64 

68 

überhaupt . 

n n 

82 

82 


*) Einschließlich der Einnahmen für 
(1915/16 : 331 334 Kr., 1916/17: 184 699 Kr.). 
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770 Die Eisenbahnen in Norwegen in den Jahren 1915/16 und 1916/17. 


• 


1915/16 

1916/17 


i 

1 


iux aas jl ersouenKiiuineier 

1 



in der I. Klasse aut . . . 

Öre | 

10,6 | 

11,5 

i» n »i 11 

i 

» 1 

4,8 : 

5,1 

n rt IW* 71 ii 

1 

11 1 

2,6 

2,7 

überhaupt . 

n 

i 

3,0 ! 

3,1 

b) im Güterverkehr: 

l 

I 


für Eil- und Frachtgut.... 

Kr. j 

23 221086. j 

28 917 225 

„ lebende Tiere. 

, | 

491860 j 

551 558 

„ Fahrzeuge. 

i 

11 1 

89 762 

— 

zusammen. 

1 

” 1 

23 802 708 

29 468 783 

Durchschnittsertrag: 




für 1 tkm Frachtgut . . . 

Öre 

4,5 

5,0 

„ 1 Gütertonnenkm . . 

" i 

4,9 ! 

5,7 

c) sonstige Einnahmen. . .'. 

Kr. ! 

867 874 

1 195 412 

Gesamteinnahme. 

n 

43 107 662 

53 320 158 

für 1 Zugkm. 

n 

3,42 

4,54 

„ 1 Wagenachskm ...... 

Öre 

11,7 

14,5 

Die Ausgaben haben betragen: 


| 


für die Hauptverwaltung .... 

Kr. 

i 692 448 

776 672 

„ „ Bezirks Verwaltung .... 

i 

11 | 

1 209 407 

l 

1 442 769 

„ Stations- u. Telegraphendienst 

n i 

8 186 303 

10 045 761 

„ Zugdienst. 

„ Wagenreinigung, -heizung und 

< 

V 

, 

j! 1 525 931 

1 651 338 

-beleuchtung. 

ii 

| 942 252 

1 462.458 

„ Unterhaltung und 


j 


Betrieb 4 er Lokomotiven . 

n 

j 13 626 645 

21 444 932 

« * Wagen .... 

n 

! 2 317 526 

2 737 836 

„ Unterhaltung und Bewachung 


i 1 


der Bahn . 

ii 

j 1 5 975 598 

6 859 408 

an Zuschüssen zu den Pensions¬ 
und Unterstützungskassen . . 
„ Abschreibungen zum Erneue¬ 

n 

1 

|j 532 371 

1 

'i 553 539 

rungsfonds . 

17 

j 901 700 

920 900 

„ sonstigen Ausgaben. 

n 

486 841 

531 783 

Gesamtausgabe . 

n 

36 397 022 

48 426 396 

für 1 Zugkm. 

n 

2,97 

! 4,12 

„ 1 Wagenachskm. 

Öre 

9,9. 

; 13,2 

Verhältnis von . . . . 

Einnahme 

% 

| »4,4 

90,8 
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Zusammen: 


L 

1915/16 j 

1916/17 


r 



Einnahmen. 

Kr. 


43 107 662 

53 320 158 

Ausgaben . 

* 

i 

n 

36 397 022 

48 426 396 

Überschuß. 

n 


6 710 640 

4 893 762 

Überschuß auf 1 km Bahn .... 

n 


2 410 

1 758 

„ in Prozenten des Anlage- 

f 




kapitals.% I 2,02 1,43 


Auf 1 Betriebskm kommen 

1915/16 

1916/17 

Kronen 

% 

Kronen 

% 

a) an Einnahme: j 

im Personenverkehr . .. 

6 623 

42,8 

8138 

42,5 

„ Güterverkehr. 

8 550 

55,2 

10585 

65,2 

an sonstigen Einnahmen. 

311 

2,o 

430 

2,3 

überhaupt. 

15 484 

— 

19 153 

' 

b) an Ausgaben: 

überhaupt. 

13Ü74 


17 395 


davon: 



1 


auf Hauptverwaltung. 

249 

1,9 

278 

1,6 

„ Bezirksverwaltung. 

434 

3,3 

618 

* 3,0 

„ Stations- und Telegraphendienst 

2941 

22,& 

3608 

20,6 

„ Zugdienst.. 

548 

4,2 

693 

3,5 

„ Wagenreinigung, -heizung und 
-beleuchtung. 

839 

2,6 

i 

! 526 

3,0 

„ Unterhaltung und Betrieb: 

der Lokomotiven. 

4895 

37,4 

i 

j 7 703 

44,2 

„ Wagen •. 

832 

«,« 

984 

I 

5,7 

„ Unterhaltung und Bewachung ; 



| 


der Bahn.j 

2146 

16,4 

) 2464 

14,3 

„ Zuschüsse zu den Pensions- und 
Unterstützungskassen . . . . j 

191 

1,5 

i 

199 

1,* 

„ Abschreibungen zum Erneue- | 
rungsfonds. 

324 

2^ 

331 

1,9 

„ sonstige Ausgaben . 

175 

l*s 

191 

1,1 


Von der beförderten Qesamtgütermenge 

1915/16 

1916/17 

, Jpomjnon in den Berichtsjahren -1 

t • 

% 

t 

'% 

auf Erze aller Art.| 

1328009 

23,17 

1408664 

23,73 

_ Bau* und Brennholz. 

V —1 

1233 895 

21.53 

' 1 

1 247 744 

! 1 

21,01 
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t 

* 

1915/16 | 

1916/17 

1 

1 

1 

t 

% 

t 

% 

auf Holzmasse.| 

553090 

9,65 

409398 

6,8» 

n Holzkohlen, Steinkohleu, Koks und t 
Briketts.. i 

384 753 

6,71 

256346 

4,38 

„ Steine, Schiefer, Erde, Kalk usw. . I 

276399 

4,83 

388480 

6,54 

„ Metalle aller Art und Erzeugwisse j 
daraus . > 

342796 

5,#8 

369027 

6,31 

„ Heu und Stroh. ( 

141 575 

2,47 

144 159 

2,43 

„ Getreide und Mehl. 

j 133 801 

2,33' 

200841 

3,38 

» Düngemittel.. 

! 100360 

1,75 1 

118417 

1,9» 

, Papier und Pappe. 

136 172 

. 2,86 j 

116319 

1,96 

„ Milch. 

98 782 

1,73 

I 106610 

1,80 

* Mauersteine, Dachpfannen, Ton- , 
röhren. 1 

95 614 | 

| 1)67 

1 

98200 

1,65 


Die wesentlichsten Betriebsergebnisse des norwegischen Ge- 
samteisenbahnnetzes (einschließlich der Schmalspurbahnen) für 
die beiden Berichtsjahre sind nachstehend zusammengestellt: 




1916/16 

1916/17 

Mittlere Betriebslfinge . 

km 

3 185 

3 187 

Verwendetes Anlagekapital: 




überhaupt . 

Kr. 

352 089 240 

352 236105 

für 1 km Bahnlftnge. 

Y> 

110 842 

1 

110 794 

Geleistete Zugkilometer: 




überhaupt ... . 

Anz. 

13 419 505 

12 623 820 

für 1 km. 

yy 

4 i98 

3 945 

Beförderte Reisende. 

Geleistete Personenkilometer: 


21 437 605 

26 759 404 

überhaupt . 

Anz. | 

' 573 269 568 

677554 311 

für 1 km . 

Yt 

i 179 990 

i 

! 212 599 

Durchschnittliche Fahrt einer Person 

km 

| 26,7 

26,3 

Beförderte Güter (Eli- und Frachtgut) 

Geleistete Gütertonnenkilometer: 

t 

j 6 413 481 

! 

i 

6 767 278 

überhaupt . 

Anz. 

| 502 224 149 

532 767 340 

für 1 km . 

' v | 

157 684 

167 169 

Durchschnittliche Fahrt einer Güter¬ 



i. 

78,8 

tonne . 

km 

78,3 ! 
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i 

i 

i 

1915/16 

1916/17 

Gesamteinnahme: 




überhaupt. 

Kr. : 

1 

46112 704 

57 074 118 

für 1 km. 

1 

14 478 

17 908 

. tfnd zwar: 

• 

1 



im Personenverkehr ..*.... 

t 

?! 

5 993 

7 352 

„ Güterverkehr. 

Durchschnittsertrag: 

?! ! 

8 197 

10 154 

für 1 Personenkilometer .... 

Öre 

3,1 

3,3 

„ 1 Gütertonnenkilometer . . . 
Gesamtausgabe: 

?! 

5,0 

5,3 

überhaupt. 

Kr. 

38 731 474 

51 655 310 

für 1 km. 

?? 

12161 

16 208 

Verhältnis von Einn f hme • • • 

% 

! 84,0 

90,5 

Überschuß: 

i 

! 


überhaupt . 

Kr. i 

7 381 230 

5 418 808 

für 1 km . .. 

i 

71 ! 

1 2 317 

1 700 

in Prozenten des Anlagekapitals 

°/o ! 

2,10 

1,54 

Die Anzahl der im Dienet der norwegischen Eisenbahnen beschäl- 

tigten Beamten betrug: 


, 


bei den Staatsbahnen. 


6 380 

6 514 

„ „ Privatbahnen. 

• • 

1 765 

1 797 

zusammen 

. , 

8145 

8311 


Auf den norwegischen Staatsbahneo und Privatbahnen sind ver¬ 
unglückt: 



1915/16 

1916/17 

getötet 

verletzt 

getötet 

verletzt 

Reisende. 

2 

6 

3 

—- 

Beamte und Arbeiter. 

4 

62 

6 

31 

Fremde Personen. 

16 

14 

■ 18 

4 

zusammen . . . 

22 

1 

! 72 

27 

35 



! 1 
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Die Eisenbahnen der Erde im Jahre 1917. Nach, unseren letzten 
Ermittlungen (Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 1198) hatte das Eisen¬ 
bahnnetz der Erde Ende 1914 eine Länge von 1114129 km. Nachdem in 
den Jahren 1917 und 1918 nur ganz vereinzelt Zahlen über die weitere Ent¬ 
wicklung der Eisenbahnen zu unserer Kenntnis gekommen sind, liegen 
jetzt einige brauchbare Zahlen vor, und wir haben in Nachstehendem den 
Versuch gemacht, eine neue Tabelle über den Umfang des Eisenbahnnetzes 
aufzustellen. Soweit auch jetzt noch neue Zahlen nicht vorliegen, sind die 
zuletzt bekannt gwordenen Zahlen 1 ) in die Nachweisungen eingetragen wor¬ 
den. Danach waren Ende des Jahres 1917 im ganzen 11S7 369 km im Be¬ 
trieb. Der Zuwachs betrug somit in den 3 Jahren von 1914 bis 1917 
23 240 km oder in einem Jahre durchschnittlich 7747 km. Das würde einer 
Steigerung von 0,7 % im Jahr entsprechen, während diese in den letzten 
Jahren vor dem Weltkrieg 2,i bis 2,5 % betrug. 

In der im Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 678/680 veröffent¬ 
lichten, einer englischen Zeitschrift entnommenen Mitteilung über die 
Staats eisenbahnen der Erde ist auch die Gesamtlänge aller Eisenbahnen 
der Erde auf 1141411 km angegeben. Gegen die nachstehende Zusammen¬ 
stellung ist dies ein Mehr von 4042 km, das sich wie folgt erklären dürfte: 
In der englischen Zeitschrift sind für verschiedene Länder keine einzelnen 
Längenangaben gemacht, sondern am Schluß ist für „nicht besonders ge¬ 
nannte Länder“ eine Gesamt-Längenzahl von 52117 kin angegeben, die 
nicht nachgeprüft werden kann. Ein Vergleich der Zahlen der übrigen 
Länder ergibt verschiedene Abweichungen, teils sind die Zahlen der eng¬ 
lischen Quelle, teils unsere Zahlen höher. Dies mag z. T. daran liegen, 
daß die englischen Zahlen sich auf einen anderen Zeitpunkt beziehen, z. T. 
auch daran, daß in der englischen Zusammenstellung auch Strecken aufge¬ 
nommen sind, die sich in Vorbereitung oder im Bau befinden. Ein augen¬ 
scheinlicher Irrtum ist die Angabe der englischen Zeitschrift für Europa 
über die Eisenbahnen in der europäischen Türkei: 7363 km, die nach unseren 
Ermittlungen nur 2303 km Eisenbahnen besitzt Hieraus allein würde sich 
schon der Unterschied zwischen der vorjährigen englischen und unserer 
neuesten Berechnung erklären. 


*) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 512 1916 S. 664/866. Für die 

neuen Zusammenstellungen sind, wie i. J. 1916, Otto Hübners geographisch-statis¬ 
tische Tabellen mit verwertet worden. 
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Sollte es spätET wieder möglich sein, genügendes Zahlenmaterial über 
die einzelnen Länder zu erhalten, so soll der Versuch einer Neuberechnung 
des Eisenbahnnetzes der Erde fortgesetzt werden. 


Ende des Jahres 1917 waren Eisenbahnen im Betrieb: 


Länder 

Länge 

km 

Länder 

Länge 

km 

1. Europa. 


II. Amerika.. 


Deutschland: ! 

! 

Canada.. 

49 549 

Preußen. 1 

38883 

Vereinigte Staaten von 

1 

Bayern. ( 

8 721 

Amerika (einschl. Alaska, 


Sachsen . 

3 208 

1 054 km). 

418 768 

Württemberg. 

2239 

Neufundland. 

1407 

Baden . 

2427 

Mexiko ........... 

25 492 

Elsaß-Lothringen.j 

2130 

Mittelamerika (Guatemala 


übrige deutsche Staaten . ' 

7 379 

987 km, Honduras 241 km, 




Salvador 320 km, Nicara- 


zusammen Deutschland 

64 967 

gua 322 km, Costarica 


Österreich - Ungarn einschl. 


878 km, Panama 479 km) . 

3 227 

Bosnien und Herzegowina 

46195 

Große Antillen (Cuba 3762 km, 


Großbritannien. 

S8135 

Dominikanische Republik 


Frankreich . 

51431 

644 km, Haiti 226 km. Ja- 


Kußland, europäisches, 


maika 316 km, Portoriko 

I 

einschl. Finnland (8 909 km) 

62198 


! 



647 km). .4 . 

5 484 

Italien. . . 

J 18245 



Belgien. 

1 8814 

Kleine Antillen (Martinique 

1 ; 

Luxemburg. 1 

525 

224 km, Barbados 176 km, 

i 

f! 

Niederlande. 

3400 

Trinidad 174 km). 

573 

Schweiz .. 

j 5299 

Vereinigte Staaten von Co¬ 

i 

li 

Spanien.j 

| 15850 

lumbien .. 

! 1 139 

Portugal. .i 

2983 

Venezuela. 

1020 

|l 

Dänemark. 

4252 

Britisch-Gnyana. 

167 

Norwegen. 

3 179 

Niederländisch-Guyana . . . 

ji . 60 

Schweden. 

| 14951 

Ecuador . 

,! 1049 

Serbien. 

1672 

Peru.. 

!| 2 781 

Kumänien. 

3843 

Bolivia.. 

2418 

|j 

Griechenland. 

' 1628 

Brasilien. 

| 26 646 

Bulgarien. 

| 2428 

Paraguay. 

468 

|, 

Montenegro. 

1 18 

Uruguay. 

,| 2 638 

Europäische Türkei. ! 

! 2303 

Chile. 

; 8 069 

Malta, Jersey, Man. 

110 

Argentinien. 

35 904 

'! 

zusammen Europa. . . 

361 846 

zusammen Amerika . . 

|l 

586 859 

ll 
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Länder J 

Länge 

Länder 

Länge 


km 


km 

III. Asien. 1 


England (Britisch - Ostafrika 


Rassisches mittelasiatisches 


1099 km, Britisch-Zentral- 


Gebiet und Sibirien . . . j 

15 910 

Afrika 192, Sierra Leone418, 


China. : 

11004 

Goldküste 302, Nigerien 


Japan einscbl. Chosen (Korea) j 

14 251 

1667, Mauritius 212 km). . 

3 790 

Britisch Ostindien .. 

66773 

Frankreich (Franz. Sudan 


Ceylon. 

1060 

2656 km, Somaliküste (Abes- 


Persien.. . 

54 

sinien) 762 km, Madagas- 


Kleinasien, Syrien, Arabien 


kar 39? km, Räunion 127 km) 

3 941 

mit Cypern (98 km). . . . 

6 468 

Italien (Eritrea). 

170 

Portugiesisch Indien. 

82 

Portugal (Angola 1316 km, 

! 

i 

Malavische Staaten (Borneo, 


Mozambique 588 km) . . . 

1904 

Celebes usw.). 

Niederländisch Indien (Java, 

1380 

zusammen Afrika . . . 

48153 

Sumatra).I 

2864 

V. Australien. 


Siam. 

1 570 

Neuseeland. 

4 784 

Cocbinchina, Kambodscha, j 


Viktoria. 

6230 

Annam, Tonkln (2898 km), 
Pondichöry (96), Malakka | 


Neu-Süd-Wales. 

6661 

(92), Philippinen (1112) . . 

3 697 

Süd-Australien.! 

Queensland. 

3489 

zusammen Asien . 


7833 

114123 

Tasmanien . 

1128 

IV. Afrika. 

I 


West-Australien . 

6898 

Ägypten (einschl. Sudan) . . 

! 6 375 

Nordterritorium . 

233 

Algier und Tunis. 

6 791 

Hawai (40 km) mit den Inseln 


Marokko.' 

1250 

Maui (11) und Oahu (91) 

142 

Belgische Congo-Kolonie . . i 
Südafrikanische Union: ! 

1671 

zusammen Australien . 

36388 

Kapkolonie. 

6 399 

Wiederholung. 


Natal. 1 

Zentral - Südafrikanische j 

1 872 

Europa . 

861846 

Bahnen 1 ) . ! 

5 848 

Amerika . 

686869 

Rhodesische Bahnen . . . j 

8971 

Asien . 

114123 

Deutschland: j 


Afrika . 

48163 

Deutsch-Ostafrika . 1 

Deutsch-Südwestafrika . . 

1436 

Australien . 

86388 

2 104 



Togo . | 

327 

zusammen auf der Erde 

1137 369 

Kamerun . ► 

310 




') Enthaltend Oranje-Freistaat mit Basutoland, Transvaal mit Swaziland. 
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Die spanische Eisenbahnspur. Aus militärischen Gründen wurde 
beim Bau der Eisenbahnen in Spanien die Spur von 1,676 m gewählt. 
Wegen des beträchtlichen Unterschiedes von 241 mm zwischen dieser 
Spurweite und der des französischen und portugiesischen Bahnnetzes, die 
1 ,4S& mm, also Normalspur hat, ist eine ungehinderte Beförderung des 
gleichen Rollmaterials von einem Bahnnetz auf das andere nicht möglich. 
Bei Einfahrt der Züge aus Frankreich ist in Port-Bou und in Irun und 
bei Ausfahrt aus Spanien in Cerbiere und in Hendaye eine vollständige 
Umladung nötig. Ebenso muß auf den spanisch-portugiesischen Über¬ 
gangsstationen umgeladen bezw. umgestiegen werden. 

Aus dieser Verschiedenheit der Spurweite erwachsen Kosten und 
Zeitverluste, die neuerdings Anlaß zur Wiederaufnahme von Verhand¬ 
lungen gegeben haben, die einen schon vor etwa 15 Jahren gemachten 
Vorschlag der beteiligten Regierungen und Verwaltungen auf Verein¬ 
heitlichung der Spurweite betreffen. Neuerdings wird angeregt, 
wenigstens die Eisenbahnstrecken zwischen Biarritz und S. Sebastian zu 
Ändern. Da dieses kurze Teilstück noch keine wesentliche Verbesserung 
bringen würde, hat dieser, von den französischen Südbahnen ausgehende 
Vorschlag in Frankreich keine günstige Aufnahme gefunden. 

Ein anderer Vorschlag bildet zurzeit den Gegenstand eingehender 
Verhandlungen zwischen den beteiligten Regierungen. Wie das Journal 
des Chambres de commerce francaises et ätrangeres, Jahrgang 1918, 
Nr. 9, S. 464, mitteilt, ist seine Verwirklichung durch den Bau der zwei 
transpyrenäischen Bahnen von Oloron nach Jaca und Aix-les Thermes 
nach Ripoll sehr nahe gerückt. Die Arbeiten für diese beiden Linien 
sind schon beträchtlich fortgeschritten und wären wohl bereits beendigt, 
wenn nicht der europäische Krieg die Weiterführung des Baues ver¬ 
hindert hätte. 

Mehrere Wirtschaftsverbände Kataloniens und Aragoniens verlangen 
Einführung der Normalspur: 

1. zwischen Puycerda und Ripoll mit Verlängerung von dort aus 
bis nach Valencia und Carthagena; 

2. zwischen dem Bahnhof von Los Aranones, am Ausgang des 
Tunnels von Samport, und Jaca, mit Verlängerung von da bis 
nach Madrid. 

Nach Ausführung dieser notwendigen Verlängerungen würde man 
also unter Benutzung der Linie Aix-Ripoll von Paris bis nach Barcelona, 
ohne umzusteigen, reisen können. Bei einer Verlängerung der französi¬ 
schen Spurweite bis nach Carthagena würden sogar die Verbindungen 
zwischen Frankreich und den französischen Besitzungen in Afrika er¬ 
heblich gebessert werden. 

Die zweite Linie Oloron—Jaca—Saragossa wäre die unmittelbare Ver¬ 
bindung zwschen Paris und Madrid. Außer einer Verbesserung des 
Personenverkehrs muß aber auch in erster Linie auf die Ausdehnung 
des Güterverkehrs Rücksicht genommen werden. 

Das Bulletin des Transports internst, par Chemins de fer weist 
auf. ein zwischen den Regierungen von Spanien und Frankreich abge¬ 
schlossenes Handelsübereinkommen hin, nach dem Spanien an Frankreich 
Mineralien, verarbeitete Wollprodukte, Gewebe, Garne, Hanf-, Baumwolle- 
und Jutewaren, Schuhwaren, verarbeitete Eisen- und Stahlprodukte, 
Wagen und Fuhrwerke aller Art, Reis, Zwiebeln, Kartoffeln, Olivenöl, 
getrocknete Feigen und Trauben, sowie Konserven zu liefern hat, wäh¬ 
rend Frankreich als Gegenleistung phosphorhaltigen Kalk aus Algerien, 
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Kopra aus Madagascar, Teer, Maschinen und Werkzeuge, Material für 
elektrische Industrie, chemische und pharmazeutische Produkte, Ersatz¬ 
teile für Maschinen. Seide, Flockseide und Pflanzenfasern zu liefern 
verpflichtet ist. Frankreich wird in einem gewissen Umfang die Ein¬ 
fuhr nach seinem Gebiet von Wein, Orangen, Bananen und anderen 
frischen Früchten gestatten, und die spanische Regierung könnte Aus¬ 
fuhrgebühren erheben, die als Preisregler auf dem innern Markt dienen 
würden. Die französische Regierung würde die freie Durchfuhr von der 
Schweiz nach Spanien für in der Schweiz erstellte elektrische Maschinen 
und Turbinen, sowie für Runkelrübensamen und Nadeln, und Spanien 
die freie Durchfahrt einiger Produkte nach seinen Kolonien gestatten. 

Der Umbau wenigstens eines Teils dtes spanischen Eisenbahn¬ 
netzes von 1676 mm auf europäische Normalspur von 1435 mm würde 
einen sehr günstigen Einfluß auf die Entwicklung der internationalen 
Eisenbahnbeziehungen Spaniens sowohl mit Frankreich und darüber hin¬ 
aus. als auch mit Portugal ausiiben können. Winkler. 


Die Abrechnungsstelle des Vereins Deutscher Eisenbahn Verwal¬ 
tungen in Berlin 1 ) hat in der Zeit vom 1. April 1918 bis 31. März 1919 
im ganzen 21g 640 Guthaben- und Schuldposten ausgeglichen und zwar in: 

a) deutscher Währung. 201 723 = 2 355 059 970 .Ä, 

b) - Frankenwährung. 6 359= 13 594 645 Fr., 

c) österreichisch-ungarischer Währung . 7 558= 192 662 310 Kr. 

Die Zahl der bearbeiteten Posten ist also gegen da« Vorjahr um 

rund 12 000 Posten (5,5 %) zurückgegangen. Der Rückgang machte sich 
hauptsächlich in den Monaten November 1918 bis März 1919 bemerkbar 
und dürfte auf die bedeutenden Verkehrseinschränkungen in diesem Zeit¬ 
raum zurückzuführen sein. Trotzdem ist im Berichtsjahr eine Steige¬ 
rung der angemeldeten Geldbeträge eingetreten. Sie betrug in der öster¬ 
reichischen Kronenwährung 35 %, in der Markwährung 10 %. In der 
Frankenwährung ist ein weiterer Rückgang von 30 % eingetreten. 

Durch Ausgleichung verringert wurden: in Markwährung (einschl. 
der in diese umgerechneten Franken) 208 082 auf 1752 Rechnungsposten 
und 2 374 544 052 M auf 368 870 235 <M\ in österreichischer Kronenwäh¬ 
rung 7558 auf 540 Rechnungsposten und 192 662 310 Kr. auf 158167 745 
Kronen, im ganzen 215 640 auf 2292 Rechnungsposten. Durch je eine 
Zahlung wurden durchschnittlich 94 (im Vorjahr 98) angemeldete Posten 
ausgeglichen. Bei den Geldbeträgen ergibt sich durch Umrechnung der 
außerdeutschen Währung in die Markwährung eine Gesamtsumme von 
2 538 307 016 M, die durch Ausgleichung auf 503 312818 <M verringert 
wurde. 

Das Verhältnis dieser Beträge stellte sich also wie 1 :0,198, das 
heißt, es wurden statt je 1000 Jl nur je 198 JL (1917 = 186 JK, 1916 = 
185 1915 = 165 <M, 1914 = 155 JC) bar gezahlt. 


) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 686 flg. 
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Verkehrs Verbesserung in der Schweiz. Nach einem Bundesrats¬ 
beschluß vom 22. April 1919 (Schweizerische Gesetzsammlung Nr. 21 vom 
23. April 1919, S. 285) ist die Wiederaufnahme des vierten eingeschränkten 
Fahrplans vom 1. März 1918 1 ) mit den nötig erscheinenden Verbesserun¬ 
gen zur Einführung im Laufe des Sommers 1919 vorzubereiten, wobei vor¬ 
ausgesetzt wird, daß die Verhältnisse demnächst die Aufnahme vermehrter 
Fahrleistungen überhaupt gestatten. Durch einen weiteren Bundesrats¬ 
beschluß vom 22. April 1919 (Gesetzsammlung S. 286) wird die Bestimmung 
d&3 Bundesratsbeschlusses vom 22. November 1918 2 ), betreffend Einstellung 
des Personenverkehrs auf sämtlichen mit Dampf betriebenen Strecken an 
Sonn- und allgemeinen Feiertagen, aufgehoben. Die Transportanstalten 
werden ermächtigt, bis auf weiteres die im gegenwärtig gültigen Fahrplan 
für dir* Sonn- und allgemeinen Feiertage vorgesehenen Züge und Schiffs¬ 
kurse sowie die für die Bewältigung des Verkehrs nötigen Ergänzungszüge 
und Schiffskurse wieder verkehren zu lassen. 


Über den’ Manchester-Schiffskanal, seinen Verkehr und seine Ein¬ 
nahmen entnehmen wir der englischen Wochenschrift „Economist“ einige 
weitere, aus den Geschäftsberichten der Kanalgesellschaft stammende An¬ 
gaben. 3 ) Es betrugen der 



Seeschiffs- 

verkdhr 

in t 

Kanal¬ 

schiffs¬ 

verkehr 

in t 

Gesamt¬ 

verkehr 

in t 

Roh¬ 

einnahme 

in £ 

Über¬ 

schüsse 

in £ 

Überschüsse 
in °/o 

des Kapitals 
(Aktien und 
Obligation) 

1910 . . 

4618 070 

319 561 

4 997 631 

820909 

301326 

1,79 

1911 . . 

4 894 670 

323 142 

5217 812 

857 976 

299238 

1,78 

1912 . . 

6021691 

318 193 

5 339884 

902526 

313 743 

1,86 

1913 . . 

6457 218 

322943 

5 780161 

1062 030 

.341089 

2,02 

1914 . . 

6109285 

315 447 

5 424 732 

1034 455 

347 189 

2,06 

1916 . . 

6115964 

318 092 

5 434 046 

1 190 450 

447 253 

2,65 

1916 . . 

4540167 

318582 

4 858749 

1 296300 

529171 

3,14 

1917 . . 

3 843 324 

309 430 

4152754 

1405058 

555609 

3,29 

1918 . . 

3 229 293 

268 702 

3497995 

1638 799 

601 058 

3,56 


Hieraus ergibt sich, daß der Gesamtverkehr, der von 1910 bis 1913- 
langsam gestiegen war (im Jahr 1907 stellte er sich schon einmal auf 
5210 000 t, ging aber in den beiden folgenden Jahren wieder zurück), seit 
1915 ununterbrochen, und zwar ziemlich erheblich gesunken ist. Der Ver¬ 
kehr von 1918 ist noch etwas bedeutender als der von 190 2 (3 418 000 t) 1 
Wenn gleichwohl die Roheinnahmen und die Überschüsse von 1915 ab sich 
nicht unerheblich vermehrt haben, so liegt dies daran, daß die Kanalgebüh¬ 
ren im Jahr 1915 erhöht worden sind. Die Reineinnahmen haben in den 
letzten Jahren ausgereicht zur Zahlung der Zinsen zu 5 % für die von 
der Stadt Manchester seinerzeit gewährte Anleihe von 5 Millionen f und 
zur Zahlung einer kleinen Dividende auf die Vorzugsaktien (die 1904 aus- 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 366. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 144. 

*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1902 6. 519,1903 S. 249,1910 S. 193, 1295. 
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gegeben wurden zur Deckung der bis dahin nicht gezahlten Obligationen¬ 
zinsen) und auch auf die Stammaktien. Diese betrug in Hundertteilen: 


Vorzugsaktien 
Stammaktien . 


1 1915 

| 1916 

1917 

1918 

iVi 

2 

2V> 

3 

*U 

! 1 

1V4 

l 1 /. 


Man sieht, immer noch ein recht bescheidenes Ergebnis eines Unter¬ 
nehmens, von dem man sich seinerzeit nicht nur großen Verkehr, sondern 
auch glänzende Einnahmen versprochen hatte. 


Die mecklenburgische Friedrich-Franz-Eisenbahn im Jahre 1917/18. 1 ) 


Am Ende des Jahres 1917/18 waren im Betrieb: 

1. vollspurige Hauptbahnen, eigene. 452,8 km, 

davon sind zweigleisig.134,2 km, 

2. vollspurige Nebenbahnen, eigene. 641,5 „ 

zusammen ... 1094,3 km. 

3. vollspurige Kleinbahnen. 67,8 „ 

4. schmalspurige Kleinbahnen. 15,4 „ 


zusammen . . . 1 177,5 km, 

5. dem öffentlichen Güterverkehr dienende Anschluß¬ 


bahnen: 

a) eigene Strecken, vollspurig. 6,4 km, 

b) mitverwaltete fremde Strecke, vollspurig . . 0,8 „ 


zusammen ... 1 184,7 km, 

6 . dem nichtöffentlichen Güterverkehr dienende An¬ 
schlußbahnen: 


a) vollspurige Strecken. 15,l km, 

b) schmalspurige Strecken. 15,8 „ 

im ganzen ... 1 215,6 km. 

Davon kommen: 

auf Mecklenbifrg-Schwerin.1 115,4 km, 

„ Mecklenburg-Strelitz. 88,8 „ 

„ Preußen. 1,9 „ 

„ das Gebiet der Freien und Hansestadt Lübeck 9,5 „ 

An Betriebsstellen sind vorhanden: 203 Bahnhöfe, 


19 Haltepunkte, 

zusammen . . . 222 Bahnstationen, 

außerdem sind 97 Betriebshilfsstellen auf freier Strecke vorhanden. 


0 Nach dem Bericht über die Verwaltung der mecklenburgischen Friedrich- 
Franz-Eisenbahn für 1917/18. Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. 296. 
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Zwischen Warnemünde und Gjedser auf Falster ist ein Dampffähren - 
betrieb eingerichtet, der von der Bahn gemeinschaftlich mit der dänischen 
Staatsbahn ausgeführt wird. Benutzt werden vier Fährendampfschiffe 
(zwei von jedem der Beteiligten). Der Seeweg beträgt 42 km. 

Außerdem ist eine Kraftwagenlinie eingerichtet, die eine 5,6 km lange 
Chausseestrecke benutzt. 

Die Hauptbetriebsergebnisse im Jahre 1917/18, verglichen mit 
denen im Jahre 1916/17, sind folgende: - - . _ . - 


I. Betriebseinnahme: 
Personen- und Gepäckverkehr: 

Beförderte Personen (auf den Haupt- 

und Nebenbahnen).Anz. 

Geleistete Personenkilometer . . „ 

und für jede Person.„ 

Gesamteinnahme aus dem Per¬ 
sonen- und Gepäckverkehr M 
auf 1 km Betriebslänge ... „ 

Güterverkehr: 

Güter aller Art, einschl. Dienst¬ 
gut (auf den Haupt- und Neben¬ 
bahnen) . t 

Geleistete Tonnenkilometer. . . tkm 

und -für jede Tonne.km 

Gesamteinnahme aus dem Güter¬ 
verkehr . oU 

auf 1 km Betriebslänge ... „ 

Vergütung für Überlassung von 

Bahnanlagen .. „ 

desgl. von Fahrzeugen. ... „ 

Erträge aus Veräußerungen . . „ 

verschiedene Einnahmen .... „ 

Schiffsverkehr: 

Beförderte Personen.Anz. 

Frachtgut. t 

Einnahme aus dem Schiffsverkehr <<( 
Gesamte Betriebseinnahme . . . L 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 


1916/17 


- >) 


10 442 524 
8 869 


Digitized fr, 


Google 


1917/18 


13 624 120 
11 571 


16 224 085 

18 307 115 

13 779 

15 547 

594 571 

804 773 

1 055 702 

1 226 102 

366 294 

822 856 

1 201 789 

1 382 092 

37 556 

26 481 

323 891 

198 762 

933 255 

727 741 

30 818 220 

36 894 799 

i-den. 
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11. Betriebsausgabe: 


1910/17 

1917/18 

Persönliche Ausgaben: 

Anzahl der Beamten einBcbL der- 







jenigen bei der Werkstätten- 
und Gasanstaltsverwaltung . . 

Anz. 

I 

3 495 

3 497 

Zahl der Arbeiter desgl. 


4 12(5 

3 856 

Gesamtbetrag der persönlichen 
Ausgaben. 

M 

1 

9 551 814 

12 363 804 

auf 1 km Betriebslftnge . . . 


8 112 

10 500 

Unterhaltung und Ergänzung der 
Ausstattungsgegenstände so¬ 
wie Beschaffung der Betriebs¬ 
materialien . 

J6 1 

i 

1 

3 999 788 

6 626 102 

davon: * 

* Kosten für Beschaffung von Be- 

triebsmaterialieu (hauptsäch¬ 
lich Kohlen). 

j 

i 

u ! 

3 326 677 

5 829 133 

und auf 1 km mittlerer Be¬ 
triebslänge . 


2 825 

4 950 

Leistungen der Fahrzeuge: 

Gesamtzahl der beförderten Züge 

Anz. 

124 257 

113 136 

täglich. 

, 1 

?? 

340 

310 

Kosten für Unterhaltung, Erneue¬ 
rung und Ergänzung der bau¬ 
lichen Anlagen. 

M 

2 968 323 

2 794 812 

davon für erhebliche bau¬ 
liche Ergänzungen . . . 

i 

' 

* \ 

1 394 871 

437 880 

Kosten für Unterhaltung, Erneue¬ 
rung und Ergänzung der Fahr¬ 
zeuge und maschinellen Anlagen 

j| 

M 

\ 

2 541 553 

3 150 709 

Kosten der Benutzung fremder 
Bahnanlagen usw. 


1 

1 514 615 

633 413 

Kosten der Benutzung fremder 
Fahrzeuge . 

•i 

ii 

l| 

i 

1 057 329 

1 121 003 

Verschiedene sachliche Ausgaben 

ii 

u 

468 314 

1 219 979 

Kosten des Schiffsverkehrs . . . 

! i 

767 513 

722 546 

Gesamte Betriebsausgabe. 


21 869 249 

28 632 368 

im Verhältnis zur gesamten Be¬ 
triebseinnahme (nur für Haupt- 

•i 



und Nebenbahnen) ..... 

% | 

70,61 

77,17 
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III. Betriebsüberschuß M 

Gegenüber dem durchschnittlichen 

Anlagekapital von .. „ . 

ergibt der Betriebsüberschuß eine 

Verzinsung von.% 

und gegenüber den noch bestehenden 
Verpflichtungen des Landes für den 
Erwerb von Eisenbahnen im Be¬ 
trag von. M 

eine Verzinsung von*.% 

Unfälle haben sich ereignet: 
Entgleisungen: 

auf freier Bahn. 

in Stationen. 

Zusammenstöße: 

auf freier Bahn ^ . 

in Stationen. 

Sonstige Betriebsunfälle: 

auf freier Bahn.’ . . 

in Stationen. 


zusammen . . 
Getötet oder verletzt sind: 

Reisende: 

getötet . 

verletzt. 

Beamte und Bahnarbeiter im Dienst: 

getötet . 

verletzt. 

andere Personen: 

unverschuldet durch Unfälle der Züge: 

getötet. 

verletzt. 

infolge eigener Unvorsichtigkeit: 

getötet . 

. verletzt. 

infolge falscher Handhabung der Wege¬ 
übergangsschranken : 

getötet. 

verletzt. 

• durch Selbstmord. 


zusammen . . 


| 1916/17 j 

1917/18 

' 8 948 970 

j i 

8 262 431 

1 

1 160 704 872 i ■ 

163 606 956 

5,57 

5,05 

- 

103 074 671 

101 934 611 

8,68 

8,11 

8 

3 

3 

4 

2 . 

9 

9 

i 

3 

7 

28 

33 

' 45 

; i 

i 

58 

i 

2 : 

3 



11 

16 

| 12 

12 

j 22 

i 

| ' 

27 

1 1 ! 

_ 

i __ 

j 

— 

i 

i i 

6 

i 

2 

1 o 


! 

1 

_ 

' i 

4 

; 1 1 

1 

?—ü 
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In den Wohlfahrtseinrichtungen für Beamte und Arbeiter — vgl. 
Archiv für Eisenbahnwesen 1912, S. 746 — sind im Berichtsjahr keine 
nennenswerten Änderungen eingetreten. 


Die chinesischen Eisenbahnen. In der Zeitschrift Le Genie Civil 
Nr. 14 vom 5. April 1919 veröffentlicht der Chefingenieur der chinesischen 
Staatsbahnen Bouillard eine Übersicht über die im Betrieb und im Bau be¬ 
findlichen Eisenbahnen in China sowie über die Eisenbahnenprojekte, über 
die Vorarbeiten im Gange sind. 

Eisenbahnen im Betrieb. 


Eisenbahnlinie 

Name 

der 

Eisenbahn 

Betriebsführer 

1 

Jahr der 
Betriebs- 
| eröffnunf 

Länge 

km 

Mantchouli— 

Linien in der 

1 Chines. Ostbahn 

Mandschurei. 

Chines. Ostbahn 

1901 

1 558 

Sui-fen-ho 

i 


!■ 

1 

Harbin— 

i » 


;! 1903 

214 

Kuan-tscheng-tze 





Kuan-tscheng-tze 

| Tschang-tchun 

(Chinesischer Staat 


1 128 

(Tschang-tchun)— 

1 Eisenbahn 


!' 1912 | 

1 

Kirin 

1 




Kuan-tscheng-tze — 

Südmandschurische 

Südmandschurische 

1902 

830 

Port-Arthur 
An-tung—Muckden 

i Eisenbahn 

! 

i * i 

Eisenbahn 

n 

1 1912 

! 305 

zusammen . . . 

Linien nördlich des Yang-tze-Kiang. 

3 035 

Peking— Muckden 

Peking-Muckden 

Chinesischer Staat 

1903 

1 180 

Peking—Kalgan 

Eisenbahn 

Peking-Kalgan 

r> 

1 

1909 

226 

Peking—Hankow 

Eisenbahn 

Peking-Hankow 

ff 

iooö 

l 348 

Shc-kia-tchuang— 

Eisenbahn 

Siiansi Eisenbahn 

1 

Französische Gesell- 

\ 

ltK)7 ' 

243 

Tai-yuan 

Tao-kow— | 

Peking Syndikat ; 

Schaft 

Chinesischer Sthat 

1904 

150 

Tsing-lma 
Kaifeng—Ho-nan 

Eisenbahn 

Kaifeng-Ho-nan 

Franzos-belgische 

i 

um ! 

*86 

Tsing-tao—Tsi-nan 

Eisenbahn 

Shantung 

Gesellschaft j 

Eine vorläufige Be- l| 

ii 

ü 

1904 ii 

453 

I 

Tientsin—Pu-kow ' 

Eisenbahn') 
Tientsin-Pu-kow 

triebsleitung 
Chinesischer Staat 

i' 

1912 1 

1 186 


Eisenbahn 

■ 

,1 



l ) Deutsche Gesellschaft. 


zusammen 


4 972 
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Eisenbahnlinie 

1 Name 

, der 
Eisenbahn 

:| 

Betriebsführer 

1 >i 

, ' t! 

Jahr der 

Betriebs- 

eröffnung 

Länge 

1 kin 

Linien südlich des Yang-tze-Kian 

e ■ 


Wusung—Nanking 

Shanghai-Nanking 

Eisenbahn 

Chinesischer Staat | 

1908 

350 

Shanghai - 

Hang-tchow 

- 

- 

1908 

245 

Ping-siang— 

y* 


1902 

113 

Tchu-tchow 





Can ton—Sam-shu i 

• 

- 

Provinzielle Gesell¬ 
schaft 

1904 

52 

Oanton—Kow-loon 


n 

1911 

181 

Ho-kow—Yu-nan-fu 

Yunnan Eisenbahn 

Indo-chinesische u. 
Yunnan Eisenbahn-, 
geseilschaft , 

1910 

| 4f>5 

Sun-ning— 

- 

Private Gesellschaft l[ 

1912 

02 

Kong-moon 


i 

i 



Swatow— 


w 

1904 

42 

Tchao-tchow-fu 



i| 


Kin-kiang— 

Nan-tchang 

n J 

Provinzielle Gesell¬ 
schaft 1 

1915 

140 

Tie-shan-pu— 

Huang-shc-kang 

Tai je Bergwerk 
Eisenbahn 

Private Gesellschaft 

1*15 

27 

Yi-hsien— 

Tai-crh-tchuang 

Tchung-singKohlen 

Eisenbahn 

il 

1915 

i 

;i 

43 


zusammen ... 1 720 


Eisenbahnen im Bau und teilweise im Betrieb. 


Eisenbahnlinie 

Name 

der 

Eisenbahn 

Erbauer ! 

und 

Betriebsführer j 

J “^r j! Länge im 

Be- I- „ —-- 

1 triehs-1 " e * • ß HU 
| erSfT- 1 trieb 

1 || km km 


Linien in der 

Mandschurei. 



Sze-ping-Kai— 

Südmandschurische 

i! Südmandschurische 

; - - ! — 1 

84 

Tscheng-kia-tung 

Eisenbahn 

Eisenbahn 

’i 


Kai-yuan— 


r 

i 

176 

Hai-lung-tcheng 



J 




zusammen 


260 
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: 


» J f hr 

Länge im 


Name 

; der 



Eisenbahnlinie 

der 

Eisenbahn 

Betriebsführer L 

tricbs- 
1 eröff- 

!! Be- ! 
|; trieb ; 

, Bau 



1 nun; 

km 

km 


• Linien nördlich des Yang-tze-Kiang. 


Kalgan—Ta-tung-fu 

IVking-Kalgan 1 

Chinesischer Staat i| 

1915 

; iöo 

— 


Eisenbahn 





Ta-tung-fu— 


7t 

1916 ! 

50 i 

— 

Feng-tehen 






Feng-tchen— 

V 

n 

1 

— 

176 

Sui-yuan 






Lan-tchow—Si-an 

Nord-West Grand 

Fra n zös.-b elgis ch e 

- < 

• — 

l ) 060 

* 

Trunk Eisenbahn 

Gesellschaft 





oder 




1 

EisenbahnLan-tchow 




i 

. 

nach dem Meer 





Si-an- 

V 

* 

— 

— 

l ) 136 

Tung-kuan-ting 

Tung-kuan-ting— 





[ ) 162 

Mien-sbe 






Mien-she Ho-nan 

,, 

Chinesischer Staat , 

1917 

eo 

— 

Kai-feng -Sü-tchow 


* 

1915 

‘280 

-- 

Sü-tchow — 


Französ.-belgische 

— 

— 

l ) 192 

Tsing-kifrn-pu 


Gesellschaft 




Tsing-fcian-pu— 

r* 

rt 

— 

— 

>) 112 

Hai-tchow 


\ 




Tschung-king— 

Sze-tchuin Hupe 

Amerikanische Ge¬ 

- 

— 

i) 420 

Kuei-tchow 

Eisenbahn 

sellschaft 

■ 

! 


Kuei-tehow— 

r 

n 

— ; 

1 — 

M 240 

i- 

I-tcha ng 





1 -tchang — Hankow 


Deutsche Gesell- 

— 

— 

340 



Schaft *) _i_ 

: 



. 


zusammen . 

■ • • 

590 

2 438 

U n i e n südlich des Yang-tze-Kian g. 



Canton—Siii-tchnw 1 

Hankow-Canton 

Provinzielle Gesell¬ 

1909— 

224 

‘ " — 


Eisenbahn 

schaft 

1914 


l 

Siii-tchow— 






Tchen-tchow t 





1 

(GrenzeKwang-tiing); 

1 


— 

— 

334 


Tchon-tchow— I 

Heng-tehow , J 

') Demnächstiger Bchiebsfiihror: Chinesischer Staat. 
s ) Seit 1015: Chinesische Regierung. 
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| | 

Name i 

Betriebsführer 

1 Jahr 
der 
Be- 

jtriebs- 

eröflf- 

i 

| nung 

jj Lunge im 

Eisenbahnlinie 

der 

Eisenbahn j 

I 

| Be- 
1 trieb 

* km 

Bau 

km 

Heng-tchow— 

Hanko.w-Canton ' 

Chinesischer Staat 

1916 

\ *' 


Tchu-tchow 

Eisenbahn ‘ 





Tchu-tchow— 


j 

1 


155 

Tchang- 9 ho 


1 


! | 


Tchang-sho— 

» 

V 

, - 


192 

Yo-tchow 



1. ' 

j 



Yo-tchow—Wu- 

n 

m 

1917 

250 


tchang (Hankow) 






Hang-tchow— 

Kiangsn-Tchekiang * 

Provinzielle Gesell¬ 

;l — 

i: — 

112 

Po-kuan ' 

Eisenbahn 

schaft 




Po-kuan—Ning-po j 

f * 


! 1910 

I 85 

— 

Verbindungsbahn in ! 

m 

V 


— 


10 

Canton zwischen 






Canton—Kowloon 


1 

i ! 

i 



und 


1 

1 



Canton—Hankow 

1 


! 

1 i 

i 


Amoy— 

Amoy Eisenbahn 

j 

r \ 

— 

1 

j 29 

24 

Tchang-tchow-fu 

i 





Wu-hu- 

Animi Eisenbahn , 


1 

i 40 


Ning-kuo-fu 

1 

i 




Ning-kuo-fu— 


i 

y* 1 

- ; 

— 

70 

Kuang-te-tchow 


il ! 

li 

i : i 




ziisanunen 


G87 

903 


Hiernach sind z. Zt. in China Eisenbahnen 
im Betrieb: 3035 + 4972 + 1720 + 590 + 087 = 11 004 1cm, 
im Bau: 260 + 2438 + 903 = 3 601 km. 

Im Jahr 1912, über welches Jahr die letzten. Nachrichten vorliegen 1 ), waren 
dagegen 9854 km im Betrieb und 1442 km im Bau. 

Eisenbahnprojekte, die zum Teil bereits konzessioniert, zum 
Teil fertig bearbeitet oder geplant sind, liegen noch in folgendem Um¬ 


fang vor: 

Linien in der Mandschurei und Mongolei ... 3 360 km 

,, nördlich des Yang-tze-Kiang. 8 860 .. 

„ südlich „ 7 830 „ 


zusammen: 20 050 km. 

1 ) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913 S. 1000/1001. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht. 

Erkenntnis des Reichsgerichts. VI. Zivilsenats, vom 30. Januar 1919 in Sachen 
des Kutschers Franz B. in N., Klägers, Revisionsklägers, wider den bayerischen 
Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Eisenbahndirektion in L., Beklagten, Revi- 

sionsbeklagtcn. 

Haftung der Eisenbahn bei Betriebsunfällen, die sieh beim Einsteigen von Reisenden in einen 
Zug infolge ungewöhnlich starken Personenandranges ereignen. Die Annahme höherer Gewalt 

ist nicht als begründet anerkannt worden. 

Tatbestand. 

Am 14. Oktober 1912 sollte auf dem Flugplätze L. ein von (fern Flug¬ 
verein N. zu veranstaltendes großes Schaufliegen stattfinden, für das in den 
Zeitungen eine umfangreiche Werbetätigkeit entfaltet wurde. Es strömte 
denn auch an dem genannten Tage eine nach Tausenden zählende Men¬ 
schenmenge herbei, die auf der am Westende des Flugplatzes befind¬ 
lichen Haltestelle I/. der Nebenbahn N.-S. die Rückreise anzutreten hatte. 
Zur Bewältigung des zu erwartenden starken Verkehrs hatte die Bahnver¬ 
waltung umfassende Maßnahmen getroffen; insbesondere waren 8 Sonder¬ 
zugpaare mit 9 Personenwagen auf den einzelnen Zug eingelegt und die 
Personenwagen der fahrplanmäßigen Züge von 4 auf 9 vermehrt worden, 
auch das Zugbegleitung«- und das Stationspersonal war verstärkt. Am 
Nachmittag des 14. Oktober, kurz nach 4 Uhr, wurde auf dem Flugplätze 
bekanntgegeben, daß das Wettfliegen wegen des nebligen Wetters nicht 
stattfinden könne. Daraufhin strömte eine auf mindestens 1500 Personen 
geschätzte Menschenmenge der mit Bahnsperre nicht versehenen Halte¬ 
stelle N. zu, um den 4 Uhr 45 Min. dort abgehenden ersten Sonderzug zur 
Rückfahrt nach N. z.u erreichen. Beim Einfahren dieses Zuges stürmte 
die Menge derart auf den noch in Bewegung befindlichen Zug los, daß 
7 Personen unter den Zug gerieten, darunter die Ehefrau 
des Klägers, die tot vom Platze getragen wurde. 

Der Kläger verlangt nunmehr vom Beklagten Schadensersatz, luid 

zwar 

1. Erstattung von 99.50 <// Beerdigungskosten nebst 4% Prozeß¬ 
zinsen hieraus, 
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2. Feststellung, daß der Beklagte verpflichtet sei, dem Kläger vom 
Tage seiner Untorhaltsbedürftigkeit bis zu dem Tage, da seine Frau d*s 
65. Lebensjahr vollendet haben würde; Unterhalt zu gewähren, 

3. Zahlung einer bezüglich der Höhe nach richterlichem Ermessen 
festzusetzenden Rente als Entschädigung für die dem Kläger entgangenen 
Dienste seiner Ehefrau im Hauswesen, und zwar vom 14. Oktober 1912 
bis zu dem Tage, da die Getötete das 70. oder jedenfalls das 65. Lebens¬ 
jahr vollendet haben würde. 

Der Beklagte hat jede Haftbarkeit bestritten und die Abweisung 
der Klage beantragt. x # 

Das Landgericht in F. hat mit Urteil vom 14. Februar 1917 dem 
Klageantrag Ziff. 1 entsprochen und (zu £iff. 2) festgestellt, daß der Be¬ 
klagte dem Kläger im Falle künftiger Unterhaltsbedürftigkeit insoweit 
Schadensersatz zu leisten habe, als di^ Ehefrau des Klägers während 
der mutmaßlichen Dauer ihres Lebens zur Gewährung von Unterhalt 
hätte verpflichtet sein können. Im übrigen wurde die Klage abgewiesen. 

Auf die von beiden Teilen eingelegte Berufung hat das Oberlandes¬ 
gericht durch Urteil vom 18. Juni 1918 die Klage in vollem Umfang ab¬ 
gewiesen. 

Hiergegen hat der Kläger ordnungsmäßig Revision erhoben. Er 
beantragt, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils dem Klagebe¬ 
gehren in ganzem Umfang zu entsprechen. 

Der Beklagte hat um Zurückweisung der Revision gebeten. 

Im übrigen ist der Sachverhalt gemäß den Urteilen der Vorinstanzen 
vorgetragen worden. 


Entscheidungsgründe. 

1. Soweit das Berufungsgericht die vertragliche Haftung des Be¬ 
klagten verneint, sind seine Ausführungen nicht zu beanstanden, ln 
dieser Hinsicht ist auch von der Revision eine Rüge nicht erhoben. 

2. Dagegen ist die Begründung, mit der das Berufungsgericht die 
Annahme eines zur Anwendung des § 823 BGB. führenden Verschuldens 
verfassungmäßig berufener Vertreter des Beklagten (BGB. §§ 31, 89) 
ablehnt, im einzelnen nicht bedenkenfrei, jedenfalls nicht ausreichend. 

Bei der Prüfung, ob die Vorkehrungen der Bahnverwaltung zur 
Bewältigung des für den 14. Oktober 1912 zu erwartenden außergewöhn¬ 
lich starken Verkehrs hinreichten, geht das Oberlandesgericht davon aus: 
es sei für die Bahnverwaltung in keiner Weise vorauszusehen gewesen, 
daß die ungünstigen Witterungsverhältnisse ein plötzliches Abströmen 
der Menge in einem Zeitpunkte verursachen könnten und daß dann 
die Menge in der Weise, wie geschehen, d. h. so ungestüm und zügellos 
sich benehmen würde. Es kann nun schon zweifelhaft sein, ob durch 
die Absage der Veranstaltung ein stärkeres Zuströmen von Menschen 
nach dem Bahnhofe bewirkt wurde, als es der Fall gewesen wäre, wenn 
das Wettfliegen stattgefunden hätte, ob nicht vielmehr der Zustrom, 
nur mit einiger zeitlicher Verschiebung, im letzteren Falle vermutlich 
ebenso stark gewesen sein würde. Überdies ist es erfahrungsgemäß 
nichts Außergewöhnliches, daß eine Veranstaltung, wie die hier fragliche, 
aus Witterungsgründen ein vorzeitiges Ende nimmt. Keinenfalls ent¬ 
spricht aber der Lebenserfahrung die Annahme, daß die Bahnverwaltung 
ein so stürmisches und zügelloses Verhalten der Menge, wie es beim 
Einfahren des Sonderzuges in die Erscheinung trat, nicht habe in Aus- 
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sieht nehmen können. Im vorliegenden Falle kam eine durch stunden¬ 
langen Aufenthalt auf dem Flugplätze müde und ungeduldig gewordene 
Menge in Frage; bei ihr war Von vornherein mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß sie sich in unvernünftigem Drängen und Stürmen des 
Zuges zu bemächtigen suchen werde, und danach mußte die Bahn Ver¬ 
waltung ihre Vorkehrungen treffen. Wie das Urteil feststellt, waren 
am 14. Oktober 1912 sechs weitere Beamte (abgesehen von dem Agenten 
S., der sonst die Station allein bediente) an verschiedenen Stellen des 
Bahnhofes verteilt, tun das Publikum zu überwachen und in Ordnung zu 
halten. Deren Sache \t%r es daher auch, die Menge nach Möglichkeit 
von dem noch in Bewegung befindlichen Zuge fornzuhalten, soweit sie 
nach Maßgabe des ihnen angewiesenen Platzes zu solchem Eingreifen 
überhaupt in der Lage waren. Über die Art der Verteilung dieser sechs 
Leute gibt das Urteil keine nähere Auskunft. Selbst wenn aber alle 
sechs zwischen dem Gleis und der wartenden Menge aufgestellt gewesen 
sein sollten, so waren sie, wie ohne weiteres einleuchtet, dem Andrängen 
von mehreren Hunderten von Menschen gegenüber machtlos. Diese Er¬ 
wägung lag auch für den Fall nahe, daß sich die Menge weniger zügel¬ 
los, als dann geschehen, benehmen würde; das Berufungsurteil nimmt 
jedoch hierzu keine Stellung. Das Berufungsgericht hält es für ,,kaum 
denkbar“, daß die sich wie unsinnig gebärdende Menge durch andere 
„vernünftigerweise zu verlangende Vorkehrungen“ hätte im Zaum ge¬ 
halten werden können, stellt aber dann selbst fest, daß die zum nächst¬ 
folgenden Zug aufgebotene Feuerwehr der Menge, wenn auch mit Mühe. 
Herr geworden sei. Davon, daß bei Abgang des zweiten Zuges die 
Menge weniger zahlreich und ungestüm gewesen sei, ist im Urteil nicht 
die Rede. Es war zu prüfen, ob es nicht möglich gewesen wäre, die 
F euer wehr mannsch« f ten schon vor der -Abfahrt des ersten Zuges her¬ 
anzuziehen und ob nicht die Bahnverwaltung, im besonderen der Ober¬ 
inspektor F., die Verpflichtung hatte, zum Zwecke der Sicherung des 
Publikums für die Beiziehung der Feuerwehr — oder anderer geeigneter 
Mannschaften schon für die Abfahrt des ersten Sonderzuges zu sor¬ 
gen. Das angefochtone Urteil läßt ein Eingehen darauf vermissen, ob 
nicht aus dem Gesichtspunkte des Schutzes des wartenden 
Publikums weitere Maßnahmen, als die getroffenen, erforderlich 
waren. Eine Erörterung hierüber war auch vom Standpunkte des Be¬ 
rufungsrichters, aus, daß ein so zügelloses Verhalten der Menge, wie 
geschehen, nicht vorhersehbar gewesen sei, nicht überflüssig. Denn 
bei einer Menge von einigen Hundert Personen mußte auch von der. 
Auffassung des Vorderrichters aus zum mindesten mit einem gewissen 
Nachdrängen von hinten her gerechnet werden, das für die vorne Stehen¬ 
den angesichts des einfahrenden Zuges gefährlich werden konnte. 

In diesem Zusammenhang ist endlich noch auf folgendes hinzuweisen: 
Das Berufungsgericht stellt fest, daß bei den getroffenen Maßnahmen 
eine Verständigung des Lokomotivführers des einfahrenden Zuges durch 
die weiter hinten befindlichen Beamten, namentlich auch durch diejeni¬ 
gen, die auf den Trittbrettern verschiedener Personenwagen standen, un¬ 
tunlich gewesen sei; denn jedes Signal durch Pfeifen wäre durch den 
Lärm der Menge verschlungen worden, ein optisches Signal aber hätte 
der pflichtgemäß nach vorne schauende Führer nicht gesehen. Die 
Möglichkeit einer derartigen Verständigung des Lokomotivführers war 
aber für den Fall, daß durch rasches Anhalten des Zuges vielleicht noch 
Hnem Unglücksfall vorgebeugt werden konnte, dringend geboten. Die 
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Ausführungen des Berufungsgerichts, das ein Verschulden irgend eines 
von den am 14. Oktober 1912 auf der Station L. tätig gewesenen Be¬ 
amten und Angestellten inbezug auf die Unterlassung des Anhaltens des 
Zuges verneint (vergl. § 831 BGB.), lassen insoweit einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen. Dagegen hat sich das Berufungsgericht mit der Frage 
nicht beschäftigt, ob nicht ein Verschulden eines verfassungsmäßig be¬ 
rufenen Vertreters des Beklagten (etwa des Oberinspektors F.) darin 
zu erblicken ist, daß die Herstellung einer Verbindung zwischen dem 
Lokomotivführer und den weiter hinten befindlichen Beamten unterlassen 
und damit die Unmöglichkeit herbeigeführt wurde, den Zug jederzeit auf 
ein entsprechendes Zeichen eines dieser Beamten sofort zum Halten zu 
bringen. 

3. Die Aufhebung des angefochtenen Urteils ergibt sich aber noch 
aus einem anderen Grunde, nämlich .daraus, daß das Berufungsgericht 
den eingetretenen Unfall als auf „höhere Gewalt“ beruhend angenommen 
und dadurch den § 1 Haftpflichtgesetzes verletzt hat. 

Daran, daß die Ehefrau des Klägers „bei dem Betriebe einer Eisen- 
- bahn“ getötet worden ist, kann kein Zweifel sein. Auch ein beim Ein¬ 
steigen erlittener Unfall kann ein solcher im Sinne des § 1 a. a. O. sein; 
Voraussetzung ist nur, daß ein erkennbarer Zusammenhang zwischen 
dem Unfall und der dem Eisenbahnbetriebe eigentümlichen Gefährlichkeit 
stattfindet. Diese Voraussetzung liegt, wie auch der Vorderrichter an¬ 
nimmt, hier vor; denn die Ehefrau des Klägers fand den Tod dadurch, 
daß sie beim Versuch des Einsteigens unter die Räder des gerade ein¬ 
fahrenden Zuges kam, und der Unfall wurde durch das starke Gedränge, 
das kurz vor Zugabgang auf dem Bahnsteig entstanden war, ursächlich 
beeinflußt. 

Bei Prüfung der Frage, ob der Unfall durch höhere Gewalt ver¬ 
ursacht sei, geht das Berufungsgericht davon aus, daß das ordnungs¬ 
widrige Verhalten der Menge, die in unvernünftigem Andrängen den 
einfahrenden Zug gestürmt habe, für die Bahnverwaltung nach Sachlage 
nicht vorhersehbar gewesen sei. Zunächst — so führt das Urteil aus — 
sei die Veranstaltung eines Fliegtages in dortiger Gegend etwas ganz 
Neuartiges gewesen, so daß die Balm einschlägige Erfahrungen vorher 
nicht habe sammeln können. Sodann habe sich infolge der unvermuteten 
Absage der Veranstaltung der Flugplatz ganz plötzlich entleert, und sei 
eine unverhältnismäßig große Menschenmenge dem Bahnhofe L. zuge¬ 
strömt. Mit solchen Zufälligkeiten habe die Bahnverwaltung nicht rech¬ 
nen können, zumal noch keinerlei Erfahrungen auf dem Gebiete der 
Fliegerveranstaltungen sie darauf aufmerksam gemacht hätten, wie sehr 
derartige Veranstaltungen vom Wetter abhängig seien. Unter solchen 
Umständen sei der Tod der Ehefrau des Klägers durch einen „äußeren 
Zufall“ herbeigeführt worden. — Der erkennende Senat vermag dieser 
Auffassung nicht beizutreten. Die Bahnverwaltung wußte von vorn¬ 
herein, daß am 14. Oktober 1912 ein außergewöhnlich starker Eisenbahn¬ 
verkehr, auch zur Rückfahrt von L. nach N., stattfinden würde; in dieser 
Annahme hat sie auch umfassende Vorkehrungen getroffen. Ob der 
Zustrom nach dem Bahnhofe L. infolge der Absage des Schaufliegens 
in nennenswertem Maße stärker geworden ist, ob er nicht vielmehr — 
nur mit einiger Verschiebung in der Zeit — gleich stark oder annähernd 
gleich stark gewesen wäre bei planmäßiger Abwickelung der Veran¬ 
staltung, kann dahinstehen. Jedcnfals mußte die 'Bahnverwaltung, zumal 
im Hinblick auf das unmittelbare Anstoßendes Flugplatzes an das Bahn- 
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hofgebäude, die Möglichkeit, daß aus irgend welchem Grunde unver¬ 
mutet ein ganz besonders starker Andrang von Menschen vom Flug¬ 
plätze her stattfinden könnte, als etwas bei derartigen Massenansamm- 
lungen nicht Außergewöhnliches in Rechnung nehmen. Besondere Er¬ 
fahrungen auf dem Gebiete des Schauflugwesens sind hierzu nicht er¬ 
forderlich. Damit aber, daß eine vom Flugplätze her bei geströmte, auf 
der Station das Einfahren des Zuges erwartende größere Menschenmenge 
im allgemeinen Ruhe und Ordnung halten und ihr Benehmen den Ge¬ 
fahren des Betriebes anpasen werde, durfte die Bahnverwaltung nicht 
rechnen. Die gegenteilige Erwägung entspricht der Erfahrung. In die¬ 
ser Beziehung kann auf das oben in Ziffer 2 Gesagte verwiesen werden. 
Der Umstand, daß es sieh .vorliegend nicht, wie bei der in Seuff. Arch. 48 
Nr. 245 abgedruckten Entscheidung, um einen in regelmäßigen Zwischen¬ 
räumen wiederkehrenden Anlaß, sondern um eine für die fragliche Ge¬ 
gend neue Veranstaltung handelte, fällt nicht entscheidend ins Gewicht. 
Maßgebend ist nur, ob die Bahnverwaltung nach dem, was ihr über die 
Veranstaltung vor dem 14. Oktober 1912 bekannt war, mit den be¬ 
sprochenen Möglichkeiten rechnen konnte und mußte. Dies ist aber zu 
bejahen. Demnach stand die Bahnverwaltung am Nachmittage des 14. Ok¬ 
tober 1912 nicht einem außerhalb aller Berechnung liegenden, von außer¬ 
halb des Eisenbahnbetriebes und seiner Einrichtungen wirkenden Er¬ 
eignis gegenüber. Dieses Ereignis (das unvernünftige Gebahren der 
Menge) stand vielmehr mit dem Betriebe und seinen Einrichtungen im 
Zusammenhang. Der Beklagte hat aber auch nicht dargetan, daß alles, 
was bei Anwendung der erforderlichen Vorsicht geschehen konnte, vor¬ 
gekehrt worden sei, um einen Erfolg, wie den eingetretenen, zu ver¬ 
meiden. Die Zuziehung von Absperrungsniannscliaften, wie sie zum Ab¬ 
gang des zweiten Sonderzuges geschah, wäre — um ein Beispiel zu 
nennen — auch schon zum ersten Zuge wohl möglich gewesen. Auch 
die oben Ziff. 2 am Schluß besprochene Anordnung (betreffend die Her¬ 
stellung einer Verbindung zwischen dem Lokomotivführer und den wei¬ 
ter hinten befindlichen Beamten) kann hier in Frage kommen. Bei 
dieser Sachlage hat. die Bahnverwaltung „die äußerste von ihr noch zu 
verlangende Sorgfalt“ (wie es im Berufungsurteile heißt) nicht ange¬ 
wendet, und es liegt auch nichts vor für die Annahme, daß der einge¬ 
tretene Unfall auch durch das äußerste Maß von Sorgfalt nicht abwendbar 
gewesen wäre. Von entscheidender Bedeutung muß sein, daß das Ein¬ 
steigen in die Eisenbahnzüge von der Bahnverwaltung durch sachliche 
Einrichtungen und durch geeignete Verwendung und Unterweisung ihrer 
Angestellten zu regeln ist, daß diese zur Sicherung des Publikums ge¬ 
botene Regelung in der Gefährlichkeit des Eisenbahnunternehmens ihren 
Anlaß findet und daß, wenn infolge ungenügender Vorkehrungen Perso¬ 
nen beim Einsteigen oder beim Versuch dazu unter einen Zug geraten, 
ihre Verletzung auf den Eisenbahnbetrieb selbst als die unmittelbare 
Ursache zurückzuführen ist. Im vorliegenden Falle handelt es sich daher 
— wie schon oben bemerkt — nicht um ein von außerhalb des Betriebs- 
Unternehmens wirkendes Ereignis. Die Annahme höherer Gewalt ist 
sonach nicht begründet. 

4. Hiernach war das Berufungsurteil aufzuheben und die Sache, 
ohne Rücksicht darauf, ob nicht über einen Teil des Klageantrages auf 
Grund des Haftpflichtgesetzes schon jetzt endgültig entschieden werden 
könnte, zweckmäßigerweise im ganzen Umfang an das Berufungsgericht 
zurückzuverweisen. 
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Rechtsgrundsätze aus den Entscheidungen des Reichsgerichts. 1 ) 

Reichsreeht. Bürgerliches Recht. 

Bürgerliches Gesetzbuch § 823. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 20. März 1917. 

Entscheidungen Band 90, 8. 65. 

Vertrags- und Deliktshaftung. 

Ein jeder, der di« Einwirkung seiner Sache auf den Körper eines anderen 
gestattet, hat die Pflicht, die von ihr diesem drohenden Gefahren, soweit 
er sie kennt oder bei Anwendung der verkehrsgebotenen Sorgfalt kennen 
muß, mit den ihm zu Gebote stehenden Mitteln möglichst hintanzuhalten. 
Tut er dies nicht, macht er sich aus § 823 BGB. verantwortlich. Ist er 
dem anderen zu der gleichen Maßnahme auf Grund eines Vertrages noch 
besonders verbunden, so wird dadurch jene allgemeine Rechtspflicht dem 
Vertragsgegner gegenüber nicht berührt. Sie besteht jedenfalls neben 
der Vertragspflicht des Schuldners und unabhängig von ihr fort, und die 
Verletzung beider löst neben den vertraglichen Folgen die Rechtsnachteile 
aus § 823 BGB. aus. 


Bürgerliches Gesetzbuch § 147 Ab«. 1. 

Erkenntnis dos Reichsgerichts vom 20. April l'.)17. 

Entscheidungen Band 90, S. 166. 

MiSverstehen bei telefonischen Gesprächen. 

Ein mit Fernsprecher von Person zu Person geführtes Gespräch 
gilt als unter Anwesenden geführt (§ 147 Abs. 1 BGB.); es haben daher 
grundsätzlich auch die gleichen Regeln wie für Gespräche unter An¬ 
wesenden Platz zu greifen. Hat nun bei einem solchen Gespräche, bei 
dem das Gesprochene als dem Gegner sofort zugegangen zu erachten ist, 
der eine Teil zu der von dem andern Teil ausdrücklich abgegebenen Er¬ 
klärung sich in einem zustimmenden Sinne geäußert, weil er die Er¬ 
klärung des anderen Teiles falsch verstanden hatte, so mögen zwar 
Zweifel darüber bestehen können, ob ein Vertrag zustande gekommen 
ist und der, dem gegenüber die Erklärung unzweideutig abgegeben war, 
seine nur infolge des falschen Verstehens dem Vertragsabschlüsse zu¬ 
stimmende Erklärung wegen Irrtums (§ 119 BGB.) anfechten kann; oder 
ob bei dem Auseinanderfallen der beiden Erklärungen mangels Willens¬ 
einigung ein Vertrag überhaupt nicht zustande gekommen ist. Aber 
keinesfalls kann der, der seine Erklärung infolge seines falschen Ver¬ 
stehens irrtümlich abgegeben hat, nun das, was er irrtümlich als vom 
Gegner erklärt angenommen hatte, als wirklich erklärt und als Ver¬ 
tragsinhalt seinen Ansprüchen zugrunde legen. 

Bürgerliches Gesetzbuch § 844. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 14. Mai 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 226. 

Dauer der Geldreute im Fell des § 844 BGB. 

Es liegt eine Verletzung des § 844 BGB. vor, wenn die Ehefrau eines 
tödlich Verunglückten die, Unterhaltsrente auf ihre Lebenszeit zuge- 

J ) Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen, Band 90. Leipzig, 
Veit & Comp. — Vgl. zuletzt Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 841 ff. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



794 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


sprochen und es unterlassen ist, diese zeitlich auf die mutmaßliche Le¬ 
bensdauer des Verunglückten abzugrenzen. Dies ergibt sich aus dem 
klaren Wortlaut des Gesetzes. Dies gewährt nämlich der durch den 
.Tod eines Unterhaltungspfliehtigen geschädigten Person eine Geldrente 
gegenüber dem Schädiger nicht schlechthin, sondern nur soweit, „als- 
der Getötete während der mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur Ge¬ 
währung des Unterhalts verpflichtet gewesen sein würde“. Daraus ergibt 
sich, daß die nach § 844 Abs. 2 BGB. zu leistende Rente von vornherein auf 
die mutmaßliche ILebensdauer des getöteten Unterhaltungspflichtigen zeitlich 
begrenzt ist. Dieser Zeitpunkt allein ist deshalb für die Abgrenzung der 
zeitlichen Dauer der Rente maßgebend und muß vom Gericht durch ent¬ 
sprechende Feststellung und Schätzung gemäß § 287 ZPO. ermittelt wer¬ 
den. Es ist somit grundsätzlich verfehlt, die Rente unter Zugrunde¬ 
legung der Lebensdauer des Unterhaltsberechtigten zeitlich zu be¬ 
grenzen; und es geht auch nicht an, eine derartige Begrenzung mit der 
Erwägung vorzunehmen, daß der unterhaltspflichtige Getötete ebenso 
lange gelebt haben würde, wie der Unterhaltsberechtigte, der die Rente 
begehrt. Denn mit einem derartigen, auf die Lebensdauer des Berech¬ 
tigten lautenden Anspruch wird in Wirklichkeit die Dauer der Rente 
zeitlich nicht auf einen bestimmten Zeitpunkt begrenzt, sondern auf 
einen Zeitraum von ganz ungewisser Dauer (nämlich auf die Lebens¬ 
dauer des Berechtigten) zugesprochen, während cs die Aufgabe des über 
den Rentenanspruch entscheidenden Richters ist, die dem Unterhalts¬ 
berechtigten zustehende Rente gemäß § 841 Abs. 2 BGB. zeitlich genau 
zu begrenzen, mag die Ermittlung des Zeitpunkts in manchen Fällen auch 
mit Schwierigkeiten verknüpft sein. Zu dem gleichen Ergebnis gelangt 
man auf Grund der Entstehungsgeschichte des Gesetzes. Endlich weist 
auch die gemäß § 844 Abs. 2 BGB. entsprechend anwendbare Vorschrift 
des § 843 Abs. 3 BGB. darauf hin, daß der Zeitpunkt, bis zu-welchem die 
Geldrente zu gewähren ist, genau, und zwar kalendermäßig, bestimmt 
sein soll. Denn danach kann statt der Rente eine Abfindung in Kapital 
verlangt werden, wenn ein wuchtiger Grund vorliegt. Eine solche Ka¬ 
pitalabfindung läßt sich aber dann viel einfacher, genauer und leichter 
berechnen, wenn es sich um die Umwandlung einer zeitlich abgegrenzten 
Rente handelt, als wenn die Rente auf die ganz ungewisse Lebensdauer 
des Berechtigten zugesprochen wird. 


Bürgerliches Gesetzbuch §§ 130, 611. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 15. Juni 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 320. 

Dienstvertrag; Vergütung für außergewöhnliche Leistungen. 

In einem zwischen dem Reichsmarineamt und einem Techniker ab¬ 
geschlossenen Privatdienstvertrag ist die Bestimmung enthalten: „Für 
außergewöhnliche Leistungen können mit Genehmigung des Reichs- 
marineamts außerordentliche' Vergütungen gewährt werden.“ In Ge¬ 
mäßheit dieser Bestimmung ist vom Reichsmarineamt den auf Dienstver¬ 
trag angenommenen Personen für die Dauer des Krieges eine bestimmte 
Vergütung für sämtliche Überstunden zugesproehen worden. Diese Ver¬ 
gütung ist nach einiger Zeit herabgesetzt worden. Es fragt sich, ob 
der Dienstherr Vergütungen für außergewöhnliche Leistungen, deren 
Bewilligung in seinem Ermesse» steht, ohne Zustimmung der Angestell- 
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ten nachträglich diesen wieder entziehen oder herabsetzen kann. Die 
einmal ausgesprochene Bewilligung einer außerordentlichen Vergütung 
ist unwiderruflich. Das Wort „können“ besagt nur, daß die Bewilligung 
an sich im freien Ermessen des Dienstherrn stand, schließt aber eine 
rechtliche Bindung für den Fall einer erfolgten Bewilligung nicht aus. 
Die freie Widerruflichkeit würde der Bestimmung jede rechtliche Be¬ 
deutung nehmen. Dem Ermessen des Dienstherrn war es überlassen, 
eine Vergütung zu bewilligen, nicht aber, die bewilligte Vergütung dem 
Inhalte der Bewilligung zuwider nachträglich wieder zu entziehen oder 
herabzusetzen. Der Dienstherr hätte die Bewilligung mit Einschrän¬ 
kungen erteilen oder einen Widerruf Vorbehalten können. Hat er aber 
die Bewilligung ohne jeden Vorbehalt für die Dauer des Krieges erteilt, 
dann ist er daran gebunden. t 

Die Bewilligung der Vergütung enthält' auch nicht etwa lediglich 
eine Anweisung an die nachgeordneten Dienststellen, sondern auch für 
die Angestellten und ist dafür bestimmt, deren Rechtsverhältnis zum 
Dienstherrn zu regeln. Um ein Vertragsangebot, durch dessen Annahme 
erst ein Rechtsverhältnis begründet werden soll, handelt es sich dabei 
nicht. § 130 BGB. gilt auch keineswegs nur für Vertragsangebote, son¬ 
dern für empfangsbedürftige Willenserklärungen jeder Art. 


Bürgerliches Gesetzbuch § 249. 

Allgemeines Berggesetz für die PreuS. Staaten vom 24. Jml 1865 (G.-S. S. 705) § 148. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 14. April 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 154. 

Beschädigung von Eisenbahnanlagen durch Bergwerksbetrieb. 

Werden durch einen Bergwerksbetrieb Bodensenkungen auf einer 
Eisenbahnstrecke hervorgerufen, so hat der das Bergwerk Betreibende 
nach § 148 BergG. für den durch den Bergwerksbetrieb verursachten 
Schaden vollständige Entschädigung zu leisten. Über Art und Umfang 
der Entschädigung findet mangels besonderer berggesetzlicher Vor¬ 
schriften § 249 BGB. Anwendung. Diese Bestimmung berechtigt den 
Eisenbahnunternehmer nicht, für Frachten, die er zur Wiederherstellung 
der infolge bergbaulicher Einwirkungen gesunkenen Bahngleise hat aus- 
ftihren müssen, Vergütung nach Maßgabe der Tarifsätze zu beanspruchen. 
Wenn es sich darum handelt, den gesunkenen Bahnkörper wieder zu 
heben, wird der Fachmann regelmäßig der Eisenbahnunternehmer selbst sein, 
er wird vor allem auch über das erforderliche Personal und Material verfügen, 
und er wird, schon um Betriebsstörungen und Betriebsgefahren fernzu¬ 
halten, stets in der Lage bleiben müssen, nach Zeit und Ort über die Aus¬ 
führung nach eigenem Ermessen zu befinden. Jedenfalls kann nicht unter¬ 
stellt werden, daß solche Arbeiten regelmäßig an fremde Unternehmer, die 
sich dann der Eisenbahn als Frachtführers bedienen müssen, verdungen zu 
werden pflegen, vielmehr ist mangels entgegenstehender Feststellungen 
davon auszugehen, der fachgemäße und auch der verkehrsübliche Weg 
werdo sein, daß die Eisenbahn selbst die Arbeiten ausführen läßt. Dann 
aber müssen auch bei Anwendung der objektiven Berechnungsart die Tarif¬ 
sätze für die Kostenberechnung außer Betracht bleiben. Der Eisenbahn- 
nntemehmer, der selbst die Ausbesserung besorgt und damit wegen seines 
Herstellungsanspruchs sich selbst befriedigt, besorgt auch die Transporte 
für sich, und die tarifmäßigen Frachtsätze, die nach der getroffenen Fest 
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.Stellung im vorliegenden Fall die Selbstkosten um 40% übersteigen, er¬ 
wachsen ihm als Kosten nicht. Der zn ersetzende Herstellungspreis würde 
nicht der im Verkehr übliche Preis sein, wenn er auf der Grundlage von 
Verhältnissen bemessen würde, unter denen tatsächlich im Verkehr die Her¬ 
stellung sich nicht zu vollziehen pflegt. Ist es die Regel, daß der Eisen bah n- 
unternehmer selbst die beschädigten Anlagen herstellt, so haben als übliche 
Frachtkosten nur die Selbstkosten zu gelten in der Höhe, wie sie unter den 
gegebenen Verhältnissen jeder Inhaber eines solchen Unternehmens hätte 
aufwenden müssen. 


Büryerttohes Gesetzbuch §§ 195, 852. Kraftfahrzeuggewtz §§ 14, 17. 

Reichshaftpflichtgesetz 1, 8. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 24. Mai 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 291. 

Verjährung von SchulensersatzanspräohM am dem Kraftfahrzeaggesetz. 

Die Klage eines Vorprozesses unterbricht die Verjährung eines 
Schadensersatzanspruchs nur für den damals eingeklagten Teil des An¬ 
spruchs. Soll die.-er Erfolg für den ganzen Anspruch herbeigeführt werden, 
so muß mit der Leistungsklage eine positive Feststellungsklage für den der 
Höhe nach noch nicht ermittelten oder zu schätzenden weiteren Schaden 
verbunden werden. Die Erhebung der negativen Feststellungsklage durch 
den Beklagtem.vermag diese nicht zu ersetzen; der Antrag auf Abweisung 
der Widerklage durch den Gegner steht der Erhebung einer eigenen Klage 
nicht gleich. 

Die rechtskräftige Abweisung der negativen Feststellungs-Widerklage 
eines Beklagten im Vorprozeß schafft für den Kläger zugunsten eines 
später eingeklagten weiteren Schadensersatzanspruchs nicht ohne weiteres 
Rechtskraft. Der Umfang der Rechtskraft einer solchen Entscheidung er¬ 
gibt sich erst aus der Bedeutung und Tragweite der abweisenden Ent¬ 
scheidung selbst, die sich im Einzel fall verschieden gestalten kann. Für 
die Feststellung dieser Tragweite ist im Zusammenhang mit der Urteils- 
formel die Begründung des abweisenden Urteils maßgebend. 

Das Kraftfahrzeuggesetz enthält in den $$ 7—13 die Regelung der 
Schadensersatzanspriiehe, die infolge einer Tötung oder Körperverletzung 
durch den Betrieb eines Kraftfahrzeugs den Betroffenen gegenüber dem 
Kraftzeughalter entstehen. Diese Bestimmungen finden eine Ergänzung 
im § 18 Abs. 1 des Gesetzes, wonach auch der Kraftfahrzeugführer zum 
Schadensersatz verpflichtet ist, wenn er nicht seine Schuldlosigkeit bei dem 
Betriebsunfall nachweist. Auf diese Schadensersatzansprüche findet die 
Verjährungsvorschrift des § 14 des Gesetzes Anwendung. Anderer Natur 
ist jedoch die Bestimmung des § 17 des Gesetzes. Die Bestimmung des 
§ 17 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes setzt wie die übrigen Bestimmungen des 
Paragraphen einen bestehenden Sehadensersatzansprueh des Beschädigten 
voraus, der sich aus dem KFG. oder aus einer anderen gesetzlichen Haf¬ 
tungsvorschrift (§§ 823, 831 BGB.), nach Abs. 2 insbesondere auch aus § 1 
RHaftPflG. oder § 833 BGB. ergeben kann. Der Klage des Beschädigten 
gegen den Ersatzpflichtigen kann selbstverständlich gleich anderen rechts¬ 
zerstörenden Einreden die Einrede der Verjährung cm gegengesetzt, d. h. es 
kann auf die Klage erwidert werden, daß der in § 17 vorausgesetzte gesetz¬ 
liche Schadensersatzanspruch des Beschädigten gegen den Schädiger nicht 
besteht, da er durch Verjährung erloschen sei. Diese Verjährung ist aber 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


797 


nicht die Verjährung des § 14 des Gesetzes schlechthin, sondern diejenige 
Verjährung, die auf den gerade vorliegenden gesetzlichen SchadeßsersAtz- 
anspruch des Beschädigten Anwendung findet. Sie kann 1 also die Verjäh¬ 
rung aus § 14 KFG., aus § 3 EHaftPflG. und aus § 852 BGB. sein. 


Kraftfahrzeuggesetz §§ 17, 18. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 16. April 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 157. 

Begriff des Kraftfahrzeugfdhrers. 

Wer nach § 18 Abs. 3 KFG. als Führer eine® Kraftfahrzeuges an- 
zusehen ist, ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Bestimmung. Dritten 
gegenüber, dem Verletzten sowie anderen bei einem Unfall Beteiligten 
kommt es nicht darauf an, welche Personen zum Führer des Kraftwagens, 
durch dessen Betrieb ein Unfall verursacht wurde, bestellt war und den 
Wagen hätte leiten sollen. Nicht die mit der Führung betraute Person', die 
aber tatsächlich bei der Unfallsfahrt diese Tätigkeit nicht ausgeübt hat, 
sondern die Person, die in Wirklichkeit die Maschine des Kraftwagens ge- 
handhabt hat und den Wagen gelenkt hat, ist als Führer anzusprechen und 
den Personen verantwortlich, die durch die Führung zu Schaden gekommen 
sind. Ausnahmsweise ist auch eine andere als diese Person als Führer 
anzusehen, dann. nämlich, wenn jemand im Fahren von Kraftfahrzeugen 
ausgebildet wird'und unter Aufsicht der Lehrperson die maschinellen Ein¬ 
richtungen handhabt; hier ist in der Tat die letztere der Kraftwagenführer, 
weil ihr tatsächlich die Verfügung über die Maschine und ebenso die Herr¬ 
schaftsgewalt über den Lernenden zustelit, der ihren Weisungen zu ge¬ 
horchen hat und lediglich als ihr Werkzeug handelt. Ob die Abzweigung 
der Bedienung der Hupe von der Handhabung der sonstigen Betriebsein¬ 
richtungen de§ Fahrzeugs genügen kann, um neben dem Lenker, der Steuer 
und Bremse führt, als Führer erscheinen zu lassen, muß im einzelnen 
Fall geprüft werden. 


Handelsrecht. 

Handelsgesetzbuch §§ 263, 264, 271 ff. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 11. Mai 1917. 

Entscheidungen Bond 90, S. 206. 

Aktienrechtliche Anfechtungsklage. Vertagungsverlangen. 

Nach § 263 Abs. 1,3 HGB. sind die der Generalversammlung zu unter¬ 
breitenden Vorlagen (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Geschäfts¬ 
bericht) mit den Bemerkungen des Aufsichtsrats während der letzten zwei 
Wochen vor Ablauf der satzungsmäßigen Aktienhinterlegungsfrist zur Ein¬ 
sicht der Aktionäre auszulegen. Das ist keine Sollvorschrift Daraus, daß 
die Vorstandsmitglieder zur Befolgung der Vorschrift durch Ordnungs¬ 
strafen anzuhalten sind (§ 319 HGB.), ergibt sich nicht, daß die Zuwider¬ 
handlung nicht auch die Anfechtung begründen könnte. Daß die Gründ¬ 
lichkeit der Vorbereitung der Generalversammlungsbeschlüsse dem Gesetz¬ 
geber wichtig genug erscheint, um Verstöße gegen die betreffenden. Vor¬ 
schriften der Anfechtungsklage zu unterwerfen, wird durch § 271 Abs. 3 
Satz 1 (mangelhafte Ankündigung der Tagesordnung) bestätigt. Hat nur. 
der Vorsitzende und nicht der Aufsichtsrat als solcher die Jahresrechnungen 
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geprüft und seinen Prüfungsvermerk zur Einsicht mi tauslegen lassen, so 
ist den Vorschriften nicht genügt und Grund zur Anfechtung gegeben. . 

Dä*s Gesetz will dem Aktionär, der einen bestimmten Ansatz der Bilanz 
in gehöriger Weise bemängelt und über 10 % des Grundkapitals verfügt, eine 
Frist zur Überlegung bis zur nächsten Verhandlung gewähren; er soll 
nicht genötigt sein, in dem engbemessenen Zeitraum der Generalversamm¬ 
lung sich sofort ein Urteil zu bilden. Deshalb ist in einem solchen Fall 
nach § 264 HGB. ein Vertagungsantrag begründet. — Einen Ansatz der 
Bilanz „bemängelt“ auch derjenige, der geltend macht, daß der Posten bei 
richtiger Geschäftsführung in die Bilanz nicht habe aufgenommen werden 
dürfen. Es genügt, wenn - die Minderheit- einen Bilanzposten überhaupt 
bemängelt; ein Unterschied, je nachdem der Mangel das materielle Bilanz¬ 
recht oder die Pflichten der Geschäftsführung betrifft, darf nicht gemacht 
werden. — Der Anspruch auf Vertagung ist ein Verteidigungsmittel, das 
das Gesetz der Minderheit in die Hand gibt, um sie nicht ungehört der Über¬ 
macht der Mehrheit erliegen zu lassen. Muß sie sich fügen, so soll sie 
doch wenigstens auf Klarheit dringen dürfen. 


Öffentliches Recht 

BelebMtew p e f pwetz vom 3. Juli 1913. Tarifnr. 1 A t, k, c. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 20. März 1917. 

- Entscheidungen Band 90, S. 73. 

Reiohsstempel; Eisenbahnbau-Gesellschaften. 

Nach der Tarifnr. 1A a des Reichsstempelgesetzes unterliegen dem Reichs¬ 
stempel unter anderem die Beurkundungen von Gesellschaftsverträgen, wenn 
sie die Errichtung von Aktiengesellschaften betreffen. Von der Sbeanpel- 
abgabe zu a, b, c der Tarifnr. 1 A sind auf Grund der Befreiungsvorschrift 
Nr. 2 befreit inländische Gesellschaften und Genossenschaften, wenn sie 
die Herstellung oder den Betrieb von inländischen Eisenbahnen „unter Be¬ 
teiligung oder Zinsbürgschaft“ des Reichs, der Bundesstaaten, der Provinzen, 
Gemeinden oder Kreise zum Zweck haben. Im zweiten, erst durch die 
Fassung des Gesetzes vom 3. Juli 1913 hinzugefligtem Satze der Vorschrift 
ist dann bestimmt: „Die Beteiligung muß eine Voraussetzung! für das Zu¬ 
standekommen des Eisenbahnunternehmens gebildet haben, und für die be¬ 
teiligte öffentliche Körperschaft entweder ein im Verhältnis zur Bedeutung 
oder zu dem Kosten des Eisenbahnunternehmens erhebliches finanzielles 
oder sonstiges Opfer oder ein entsprechendes geschäftliches Risiko dar- 
stellen.“ Das in der Befreiungsvorschrift gebrauchte Wort „Beteiligung“ ist 
sowohl engerer als auch weiterer Deutung zugänglich. Es hat keinen be¬ 
stimmten juristisch-technischen Inhalt, wird vielmehr im der Rechtssprache 
im verschiedenen Sinne gebraucht, nicht nur dann, wenn — wie beim Ge- 
sellscliaftsverhältnis — die Rechte und Verpflichtungen der Gesellschaft den 
Teilnehmer unmittelbar treffen, sondern auch bei den sogenannten par¬ 
tiarischen Geschäften, also dann, wenn jemand zwar wirtschaftlich, rechtlich 
aber nur auf Grund schuldrechtlicher Beziehungen, also mittelbar, am 
Gewinn oder Verlust eines Unternehmens teilnimmt Ist hiernach das Wort 
„Beteiligung“ im weitesten Sinne gemeint, so genügt doch selbstverständlich 
nicht ein nur tasächlich vorhandenes, mittelbares wirtschaftliches Interesse 
am Gedeihen des Unternehmens, es müssen vielmehr zur Sicherung; dieses 
Interesses Rechtsansprüche oder Rechtspflichten, wenn auch nur schuld- 
nerischer Art, begründet sein. 
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Reidrastempeigesetz von 3. Juli 1913, § 7 Abs. 5. Handelsgesetzbuch § 278. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 5. Juni 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 297. 

Reichsstempel, Anrechnung des Aktienausreiobungsstempels. 

Nach § 7 Abs. 5 des KStG, ist, falls Urkunden der Tarifnr. 1 unter A 
Geschäfte enthalten, die dem Stempel der Tarifnr. 4 a unterliegen, letzterer 
auf den Stempel der Tarifnr. 1 unter A anzurechnen. Die Meinung, daß die 
Anrechnung des Stempels der Tarifnr. 4 a auf den Reichsgesellschaftsstempel 
nur dann stattfinden dürfe, wenn es sich um den Fall des Einbringens von 
Wertpapieren handelt, ist nicht zutreffend. Eine solche einengende Aus¬ 
legung des Abs. 5 ist abzulehnen. Weder der Wortlaut und Sinn der Vor¬ 
schrift noch auch ihre Entstehungsgeschichte bieten für eine solche Ein¬ 
schränkung irgendwelchen Anhalt. Es muß deshalb ohne Bedeutung blei¬ 
ben, ob es zweckmäßiger und dem früheren Rechtszustand entsprechender 
gewesen wäre, das Gesetz einer solchen Einschränkung gemäß zu fassen, 
und ob eine der Gesetzgebungsstellen, durch deren Zusammenwirken das Ge¬ 
setz zustande gekommen ist, die Absicht gehabt hat, die Vorschrift des Abs. 5 
nur mit dieser Einschränkung in Wirkung zu setzen. Entscheidend ist, daß 
v diese Absicht nirgends erkennbar zum Ausdruck gelangt ist. 

Unter „Ausreichen“ der Aktien ist nicht der physische Vorgang der 
Aushändigung zu verstehen, sondern das Geschäft, durch das für den ersten 
Erwerber der Aktien der Anspruch auf Auslieferung der Papiere an ihn 
begründet wird. Die. Anrechnung kann daher nur erfolgen, wenn der 
schuldrechtliche Anspruch der Übernahme der Aktien auf deren Aushändi¬ 
gung im Erhöhungsbeschluß als ein Bestandteil des Erhöhungsgeschäfts 
(§ 278 HGB.) beurkundet ist. Ist diese Beurkundung erst in einer be¬ 
sonderen Urkunde erfolgt, nachdem im Erhöhungsbeschluß nur allgemein 
"'die Verbindlichkeit zur Ausgabe der neuen Aktien zu einem bestimmten 
Kurse festgestellt worden ist, so fehlt es an der gesetzlichen Voraussetzung 
für die Anrechnung des Ausreichungsstempels.' 


Telographenwege-6esetz vom 18. Dezember 1899 (RgBI. S. 705), § 6 Abo. 2. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 2. April 1917. 

Entscheidungen Bafid 90, 8. 114. 

Voraussetzung der Wegeunterstiitzungpfllcht nach § 6. 

Die. Vergünstigung nach § 6 Abs. 2 TelWG. ist solchen Unler- 
* nehmem gemeinnütziger besonderer Anlagen zugedacht, die neben dem an 
der Anlage bestehenden öffentlichen Interesse auch noch das Recht aus dem 
Eigentum an dem von der Telegraphenverwaltung benutzten Verkehrswege 
für sich haben und deren Interesse deshalb im Streite der beiderseitigen 
und beiderseits öffentlichen Interessen als das stärkere anzusehen ist Mit 
Rücksicht darauf, daß in den deutschen Einzelrechtsgebieten zwar meist 
aber doch nicht immer, das Eigentum am Wege mit der Wegeunterhaltungs- 
pflicht zusammenfällt hat man bei Fassung der Gesetzesbestimmungen vor¬ 
gezogen, auf die Wegeunterhaltungspflicht, nicht auf das Wegeeigentum ab¬ 
zustellen. Dem zur Wegeunterhaltung Verpflichteten als dem damit auch 
zur Herrschaft und Verfügung über den Verkehrsweg Berechtigten soll die 
Errichtung gemeinnütziger besonderer Anlagen bei Konkurrenz mit einer 
Telegraphenanlage tunlichst ermöglicht und erleichtert werden (vgl. dazu 
bes, den Bericht der R.-T.-Komm., 10. Legi-Per. I. Sess. 1898/1901, Drucks. 
Band 7 Nr. 498). 
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Telegraphen wege-Gesetz vom 18. Dezember 1899 (RgBI. S. 705), § 6 Abs. 2. 

Erkenntnis dos Reichsgerichts vom 2. April 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 119. 

Einheitliche Anlage im Sinn des Gesetzes. 

Im Sinn des § 6 Abs. 2 des Telegxaphenwege-Gesetzes kann eine 
Anlage von elektrischen Vorortbahnen auch dann als einheitlich angesehen 
werden, wenn die Bahnen nicht ausschließlich auf öffentlichen Wegen, son¬ 
dern streckenweise auf eigenem Bahnkörper verlaufen. Die Einheitlichkeit 
der Anlage ist im wesentlichen nach tatsächlichen Gesichtspunkten zu be¬ 
urteilen. Die Einheitlichkeit ist daher dann anzunehmen, wenn die Linien¬ 
führung der Bahn eine einheitliche und dadurch — wenn auch teilweise auf 
eigenem Bahnkörper — der tatsächliche Zusammenhang auch in Ansehung 
der im übrigen benutzten Wege hergestellt ist Wortlaut und Zweck des 
Gesetzes stehen dem nicht entgegen. Auch ist kein innerer Grund dafür 
ersichtlich, den Wegeunterhaltungspflichtigen die Vergünstigung aus § 6 
Abs. 2 des Gesetzes dann nicht zu gewähren, wenn durch eine strecken¬ 
weise bestehende Abseitsfülming der Anlage vom öffentlichen Wege für den 
Reichspost fiskus die Möglichkeit einer Störung der Telegraphenanlage ver¬ 
ringert, damit die ihn gegebenenfalls treffende Herstellungs- und Kosten¬ 
pflicht nicht vergrößert, sondern verringert wird. 


Landesrecht. 

Preußisches Stempelsteuergesetz vom 30. iuni 1909, Tarifnr. 25 zu a Nr. 1. 

Erkenntnis dos Reichsgerichts vom 13. März 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 30. 

Stempelsteuer; Kapitalerhöhungen bei Aktiengesellschaften. 

Nach Tarifst. 26 zu a Nr. 1 preuß. StStG. ist die Erhöhung des 
Grundkapitals einer Aktiengesellschaft einer Abgabe von 1. v. H. dieses 
Erhöhungsbetrages unterworfen, wenn das Grundkapital nicht mehr als 
5 Millionen Mark beträgt, aber einem Steuersätze von D/4 v. H. dann, wenn 
das Grundkapital mehr als 5 Millionen Mark, aber nicht mehr als 10 Mil¬ 
lionen Mark beträgt. Es fragt sich-, ob man für die Bestimmung des Steuer¬ 
satzes das nicht erhöhte Grundkapital oder ob man das erhöhte Grund¬ 
kapital als maßgebend ansieht. Dio Zweifel, die für die eine sowohl als 
auch für die andere Auslegung der Tarifstelle sich aufdrängen, haben ihre 
Ursache darin, daß wesentliche Änderungen der Regierungsvorlage in der 
Kommission des Abgeordnetenhauses vorgenommen worden sind und daß 
dabei die Gesetzesvorschrift nicht einheitlich neu gefaßt, die alte Fassung 
vielmehr zum größten Teil beibehalten und dadurch der Gesetzesinhalt un¬ 
übersichtlich geworden ist. Für die Gesellschaften m. b. H. war schon im 
Stempelsteuergesetz vom 31. Juli 1895 und ist auch in der Neufassung von 
1909 durch ausdrückliche Vorschrift angeordnet worden, daß die An¬ 
wendung des gestaffelten Steuersatzes bei Kapitalerhöhungen sich nach dem 
Betrag des Stammkapitals unter Hinzurechnung des Betrags der Er¬ 
höhung regelt. In der dieser Vorschrift örtlich vorangehenden Vorschrift 
der Nr. 1 der Tarifst. 25 zu a, in der die Versteuerung der Kapitalerhöhun¬ 
gen für Aktiengesellschaften geordnet ist, fehlt es im Abs. 1 in beiden Ge¬ 
setzen an einer gleichen oder ähnlichen Bestimmung, obschon durch die 
neue Fassung auch für die Versteuerung der Erhöhung des Grundkapitals 
der Aktiengesellschaften eine Staffelung des Steuersatzes eingeführt worden 
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war und deshalb Anlaß vorlag, auch hier eine Vorschrift darüber zu er¬ 
lassen, ob «ine Hinzurechnung zu erfolgen habe. Faßt man daher nur den 
Abs. 1 der Tarifstelle ins Auge, so muß man zu der Auffassung gelangen, 
daß für die Versteuerung der Kapitalerhöhungen der Erhöhungsbetrag bei 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung dem Stammkapital, nicht aber bei 
Aktiengesellschaften dem Grundkapital hinzuzurechnen ist. Erst in dem 
durch die Neufassung vom 30. Juni 1909 eingefügten Abs. 2 findet sich ein 
unzweideutiger Anhalt dafür, daß auch für Aktiengesellschaften eine solche 
Hinzurechnung vom Gesetz bezweckt. ist. Nach der Regierungsvorlage 
sollte diese neue Vorschrift nur für die Erhöhungen bei Gesellschaften m. 
b. H. gelten, und deshalb war in ihr nur von Hinzurechnung der Erhöhungs¬ 
beträge zum Stammkapital, nicht auch zum Grundkapital die Rede. Erst 
in der Kommission wurden durch die Annahme des Antrages 43 Nr. 2 vor 
dem Worte „Stammkapital“ die Worte „Grund- oder“ eingefügt und dadurch 
der ganze Abs. 2 auch für Aktiengesellschaften anwendbar gemacht Da 
der Absatz die Zusammenrechnung ganz allgemein und ohne Einschränkung 
vorsieht, wird man ihn nicht nur für den Fall der Nachversteuerung früherer 
Verträge und Beschlüsse, betreffend die Errichtung von Aktiengesell¬ 
schaften und Erhöhungen des Grundkapitals, obgleich er im erster Reihe 
gerade für die' Nachversteuerungen gegeben war, sondern auch für die Erst- 
■tersteuerungen des letzten Erhöhungsbeschlusses aazuwenden haben. Ist 
hiernach eine Aktiengesellschaft nach dem 30. Juni 1909 errichtet, so ist 
bei einer Kapitalerhöhung die Nachversteuerung unter Anwendung des er¬ 
höhten Steuersatzes nicht nur für das ursprüngliche Grundkapital und die 
vorangegangenen Erhöhungen vorzunehmen, sondern auch für die letzte 
Erhöhung der Steuersatz nach dem Betrag zu bestimmen, der sich aus der 
Zusammenrechnung des Grundkapitals und der sämtlichen Erhöhungen, 
auch der letzten, ergibt. 


Preußisches Pensionsgesetz vom 27. März 1872 und 29. Mai 1907. 

§ 27 Abs. 1 Nr. 2 Abs. 2. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 22. Mai 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 259. 

' Ruhegehaltskürzung, Dienstaufwandsentschädigung. 

Tritt ein Beamter nach seiner Zuruhesetzung ein anderes Amt an und 
fließt sein neues Einkommen ebenfalls aus öffentlich-rechtlichen Mitteln, 
so kann sein Ruhegehalt gekürzt werden. Daraus, daß ein Beamter in 
seiner neuen Stellung als mittelbarer Staatsbeamter anzusehen ist, folgt da¬ 
gegen für das Zutreffen der gesetzlichen Kündigiungsvorschriften gar nichts; 
eine entsprechende, freie Ausdehnung dieser rein positiven Vorschriften ist 
durchaus auszuschließen. 

Eine Kürzung tritt dagegen nicht ein, wenn es sich in der neuen 
Stelle um eine Dienstaufwandisentschädigung handelt Ob dieser Dienst¬ 
aufwand durch die gewöhnlichen Reisekosten und Tagegelder gedeckt wird 
oder über diese hinausgeht und darum einen besonderen Entschädigungs¬ 
zuschlag erfordert, hat weder die Verwaltungsbehörde noch der Richter zu 
prüfen. Die Bestimmung eines Teils des Diensteinkommens als Dienst- 
aufwandsentschädigung durch die Anstellungsbehörde ist ausschlaggebend. 
Nur wenn ein Einkommensteil als Dienstaufwandsentschädigung bezeichnet 
wird, obwohl ein Dienstaufwand überhaupt nicht erwächst, und lediglich zur 
Bestreitung der standesgemäßen Lebenshaltung, also gerade nur dem 
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Zwecke dient, zu dessen Erreichung das Gehalt bestimmt ist. Megt ein Ver¬ 
stoß gegen den objektiven Begriff des Einkommens in § 65 der Städte¬ 
ordnung und ein objektiver Mißbrauch des Wortes „persönliche Dienst¬ 
aufwandsentschädigung“ vor. 


Beamten-Unfal tftirsorgegesetz vom 2. Juni 1902 (G.-S. S. 153). 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 8. Juni 1917. 

Entscheidungen Band: 90, S. 303. 

Kosten des Heilverfahrens. 

Ist der Sommeraufenthalt zur Linderung und Milderung des Leidens 
eines wegen Betriebsunfalls pensionierten Beamten dienlich, so sind die er¬ 
wachsenen Kosten solche des Heilverfahrens. Auch das Unfallsruhegehalt 
hat den Gesundheitszwecken des Unfallverletzten zu dienen, aber nicht in 
dem Sinn, daß der Verletzte von den gewöhnlichen, regelmäßigen, wirt¬ 
schaftlichen Maßnahmen absehen und statt deren seine Lebenshaltung in 
besonderer, ungewöhnlicher, ihm wirtschaftlich nachteiliger Weise regeln 
müßt». Umgekehrt vielmehr hat der Unfallpensionierte sein Ruhegehalt zu 
Gesundheitszwecken zu verwenden nur innerhalb des gewöhnlichen Laufs 
der Dinge; soweit er davon abweichen und darum besondere Kosten auf¬ 
wenden muß, entstehen besondere Heilkosten, deren Ersatz dem Fiskus 
obliegt. 


Beamten-UnfallfiirMrgofleoelz vom 2. Juni 1902 (6.-S. S. 153) § 1 Abs. 3. 

Oewerbe-URfUlveroioheningogeaetz vom 30. Juni 1900, § 9 Abo. 3. 

Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911, § 560. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 8. Juni 1917. 

Entscheidungen Band 90, ß. 312. 

HilfloMiirmrte. 

Ist ein Unfallverletzter beim An- und Auskleiden, beim Eßsen und 
beim Verrichten der Notdurft auf die Hilfe anderer Personen angewiesen 
und nicht in der Lage, sich die künstlichen Glieder, die er zum Ersätze der 
verlorenen Gliedmaßen erhalten hat, oline fremde Hilfe anzulegen, so ist 
seine Hilflosigkeit eine so erhebliche, daß sie die Gewährung der soge¬ 
nannten Hilflosenrente nach § 1 Abs. 3 des Unfallfürsorgegesetzes vom 
2. Juni 1902 rechtfertigt. Wenn das Reichsversicherungsamt in seiner 
Rekarsentscheidung vom 1. Juni 1901 — Amtl. -Nachr. des R.-V.-Amts 1902 
S. 181 — für die Bestimmung des § 9 Abs. 3 des Gewerbe-Unfallvensiche- 
rungsgesetzes ausgeführt hat, daß das Gesetz mit dem Ausdruck „ohne 
fremde Wartung und Pflege nicht bestehen 1 kann“ nicht die Fälle meine, in 
denen nur eine teilweise Unterstützung durch fremde Personen notwendig 
sei, sondern den hohen Grad von Gebrechlichkeit und Hilflosigkeit be¬ 
zeichne, bei dem der Verletzte fast in jeder Lage und zu jeder Zeit die fort¬ 
währende Unterstützung einer anderen Person nicht entbehren kann, so 
kann dieser Auffassung nicht beigetreten werden. Die Erfordernisse, die 
hier für die Gewährung der Hilflosenrente aufgestellt werden, sind derart 
hohe, daß ein höherer Grad der Hilflosigkeit kaum denkbar wäre, einem 
derart hilflosen Verletzten also das höchste Maß der Rente, nämlich bei 
der Arbedterversicherung der volle Jahresarbeitsverdienet, bei der Beamten- 
Unfallftirsorge das volle Dieni-teinkoinmen zu gewähren wäre. Das Gesetz 
gibt aber bei der Beamten-Unfallfürsorge und nach dem Gewerbe-Unfall- 
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Versicherungsgesetz einen Spielraum zwischen zwei Dritteln und dem vollen 
Betrag des Diensteinkommens, oder des Jahresarbeitsverdienstes für die 
Bemessung der Hilflosenirente. Einen noch größeren Spielraum gewährt 
die Reichsvensicherungsordnung, da sie nicht, wie die vorgenannten Gesetze, 
die volle Erwerbsunfähigkeit zur Voraussetzung der Bewilligung der Hilf- 
losenrente macht. Hieraus aber ergibt sich, daß auch geringere als die in 
der Entscheidung vom 1. Juni 1901 bezeichneten Grade der Hilflosigkeit 
geeignet sein müssen, den Anspruch auf diese Rente zu rechtfertigen. Aller¬ 
dings muß die Hilfsbedürftigkeit eine andauernde und nicht unerhebliche 
sein. Denn ein gewisses Maß von fremder Hilfe wird regelmäßig jeder 
brauchen, der gänzlich, erwerbsunfähig ist, während die völlige Erwerbs¬ 
unfähigkeit an sich — und also auch der damit notwendig verbundene Grad 
der Hilfsbedürftigkeit — den Anspruch auf die Hilflosenrente noch nicht 
begründet. 

In einer späteren Entscheidung vom 14. Juli 1904 — auszugsweise 
mitgeteilt bei Breithaupt, Rechtspr. des Reichsversicherungeamts auf Grund 
der Unfallversicherungsgesetze, Bern. 8 zu § 9 Abs. 3 GUVG. — ist das 
Reichsversicherungsamt selbst seiner strengen Auffassung des Begriffs 
der Hilflosigkeit ausdrücklich entgegengetreten. 


PreaMsdira Getetz, betr. dto Reisekosten der Staatsbeamten vom 26. Mi 1910 (G.-S. S. 150) § 9. 

Bttrgerilohes Ge s etzbuch §§ 812 f, 394. Zivffprozefiordmmg § 850 Abs. 1 Nr. 8 Abs. 2. 

Erkenntnis des Reichsgerichts vom 12. Juni 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 314. 

Reisekosten der Staatsbeamten in PreuBen. 

Nach den Bestimmungen des Redsekostengesetzes vom 26. Juli 1910 
ist der Oberlandeegeriohtspräsident zur Vereinbarung und Festsetzung von 
Pauschvergütungen an Stelle der gesetzlichen Reisekosten nicht befugt; 
nach § 9 dieses Gesetzes ist hierzu eine von dem Ressortminister in Gemein¬ 
schaft mit dem Finanzminister erlassene Verfügung erforderlich. Steht 
einem Beamten nur ein geringerer Betrag an Reisekosten zu, als er erhallen 
hat, so ist er durch Zahlung des Mehrbetrags ungerechtfertigt bereichert 
worden und nach den auf das öffentlich-rechtliche Beamtenverhältnis ent¬ 
sprechend anwendbaren §§ 812 f. BGB. zur Rückzahlung des Mehr¬ 
betrags verpflichtet. Zur Begründung seines Rückforderungsanspruchs 
braucht der Fiskus keineswegs das Vorliegen eines Irrtums bei der Zahlung 
der nicht geschuldeten Beträge zu behaupten und zu beweisen, sondern dem , 
Beamten liegt die Behauptungs- und Beweislast dafür ob, daß der Fiskus 
bei der Zahlung wußte, er sei zu der Zahlung nicht verpflichtet, und deshalb 
nach § S14 BGB. zur Rückforderung nicht befugt. Die Zulässigkeit der 
Einbehaltung des Gehalts zwecks Tilgung des Rückforderungsanspruchs 
des Fiskus kann nicht bezweifelt werden. Die darin liegende Aufrechnung 
gegen die Gehaltsforderung des Beamten ist nach § 394 BGB. in Ver¬ 
bindung mit § 850 Abs.q 1 Nr. 8 Abs. 2 ZPO. und der Bundesratsverordnung 
vom 17. Mai 1915 (RGBl. S. 285) nur dann unzulässig, wenn dem Be¬ 
amten mehr als der dritte Teil des 2000 Jf übersteigenden Betrags seines 
Gehalts einbehalten wird. 
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Preufl. ALB. II. 10 §88. 

Erkenntnis des Reichegerichts vom 3. Juli 1917. 

Entscheidungen Band 90, S. 385. 

Überlastung der Beamten. 

Ist ein Beamter mit Dienstgeschäften dauernd überlastet, so hat er 
nur die Wahl, entweder einen Teil der ihm übertragenen Amtsgeschäfte 
je unter besonderer Anzeige unerledigt zu lassen oder sich um Erledigung 
aller Amtsgesohäfte, so gut es ihm möglich ist, zu bemühen. Das erstere 
kann dem Beamten nicht zugemutet werden, weil dadurch schwere Störun¬ 
gen des Dienstbetriebs herbeigeführt werden würden, und weil der Beamte 
dann eines Disziplinarverfahrens und seines ungewissen Ausgangs ge¬ 
wärtig sein muß. — Eine dauernde, den Vorgesetzten Stellen wiederholt ver¬ 
geblich vorgestellte Überlastung hat schlechthin mit Notwendigkeit zur 
Folge, daß der Beamte nicht sämtliche ihm übertragenein' Dienstgeschäfte 
ordnungsmäßig erledigen kann: so lange die Überlastung nicht durch Ab¬ 
nahme des einen oder anderen Teils der Geschäfte behoben wird, versteht 
es sich also von selbst, daß der Beamte dem oder jenem Teil der Geschäfte 
die pflichtmäßige Sorgfalt nicht widmen kann und nicht gewidmet hat, weil 
er dazu eben außerstande w r ar. Diese Folgerung liegt für die Vorgesetzten 
Stellen., die die Abhilfegesuche des Beamten als begründet erkennen mußten 
und erkannten, klar zutage. — Hat der Beamte mangels jedes abhelfenden 
Eingreifens der Vorgesetzten Stellen selbst erwogen und entschieden, bei 
welchem Teil der Geschäfte eine nicht ordnungsmäßige, sondern nur flüch¬ 
tige Erledigung die geringste Gefahr für die öffentlichen Interessen bietet, 
und hat er alle die Geschäftszweige, welche unmittelbar die Rechte des be¬ 
teiligten Publikums zum Gegenstand haben, deren Vernachlässigung dem¬ 
gemäß eine Haftung des Staats Dritten gegenüber zur Folge haben konnte, 
mit pflichtmäßiger Sorgfalt bearbeitet, sieh jedoch bei den anderen Arbeiten 
mit Stichproben begnügt, so kann in einem solchen Verhalten ein Ver¬ 
schulden überhaupt nicht gefunden werden. Der Beamte w r ar in eine Not¬ 
lage versetzt und trotz seiner wiederholten Vorstellungen darin belassen 
worden; er mußte sich mit dieser Notlage abfinden, und er hat diesen 
ernsten, ihm ohne sein Verschulden durch das tatsächliche Ergebnis 
der damaligen staatlichen Organisation aufgedrängten Gewissenskonflikt 
zwischen der Pflicht zu ausnahmsloser Sorgfalt und der Unmöglichkeit 
gleichmäßiger genauer Sorgfalt für alle seine Amtsgeschäfte nach besten 
Kräften und nach billigen und richtigen Erwägungen zu lösen versucht. 
Die dem Beamten zur Last fallende fortgesetzte, bewußt" systematische 
Zuwiderhandlung gegen eine klare Dienstvorschrift steht auch nicht im 
Widerspruch mit der genausten Aufmerksamkeit, die der Beamte nach 
§ 88 ALR. II. 10 auf die pflichtmäßige Führung des Amts zu verwen¬ 
den hat, weil diese genauste Aufmerksamkeit dem Beamten wegen seiner 
Überlastung schlechthin unmöglich war und die Vorgesetzten Stellen 
wissen mußten, daß der Beamte bei dem oder jenem Geschäftszweig die 
pflichtmäßige genaue Sorgfalt nicht leisten werde. Ein Beamter kann 
also unter besonderen Umständen wegen Überlastung mit Dienstgeschäf¬ 
ten von jedem Verschulden daran entlastet sein, daß er auf die Führung 
seines Amts nicht die genaueste Aufmerksamkeit verwendet. 
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Deutsches Reich. Bekanntmachung des Reichs-Eisenbahn- 
Amts vom 24. April 1919, betr. Änderung der Anlage C zur 
Eisenbahn-V erkehrsordnung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 71. R.-G.-B1. S. 437.) 

Bekanntmachung des Reichspostministers vom 
8. April 1919, betr. Änderung der Postscheckordnung vom 
22. Mai 1914. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 67. R.-G.-B1. S. 382.) 


Preußen. Erlaß der Preußischen Staatsregierung vom 
26. März 1919, betr. Anwendung des vereinfachten Enteignungs¬ 
verfahrens bei dem Bau der Hoch- und Untergrundbahn vom 
Gesundbrunnen in Berlin nach Neukölln nach dem teilweise ge- 
. änderten Bauplan. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 68. G.»S. S. 80.) 

Allgemeine Verfügung des Justiznjinisters vom 
2. April 1919 über die Zuziehung von Sachverständigen in 
Strafverfahren wegen Transportgefährdung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 69. J.-M.-Bl. S. 199.) 

E -V -Bl 

Erlasse des Ministers der öffentlichen Arbeiten: * Se jj e 

Vom 12. April 1919, betr. Abkürzung der Ausbildung im 
- höheren Staatsbaudienst für Kriegsteilnehmer...... 68 

Vom 23. April 1919, betr. Zulassung von hochschulmäßig 
vorgebildeten Bewerbern zur Laufbahn zum technischen 

Eisenbahnsekretär. 68 

Vom 21. Mai 1919, betr. allgemeine Bedingungen für die Zu¬ 
lassung von Privatanschlüssen . 73 


Deutschösterreich. Gesetz vom 15. Mai 1919, betreffend die Errichtung 
von Betriebsräten. 1 ) 

§ 1 . 

1. Betriebsräte der Arbeiter und Angestellten yerden errichtet in allen 
fabriksmäßigen Betrieben sowie in allen anderen Betrieben, wenn in diesen 
mindestens 20 Arbeiter oder -Angestellte dauernd gegen Entgelt beschäftigt sind, 
insbesondere: 

a) in allen gewerblichen Betrieben einschließlich der Ilandelsgewerbe; 

b) in allen industriellen Nebenbetrieben der Landwirtschaft und in den 
f orstw irtschaftl ichen Betrieben; 

c) in den Betrieben des Bergbaues und dessen Nebenbetrieben; 


x ) Veröffentlicht in dem am 24. Mai 1919 ausgegebenen 101. Stücke des 
Staatsgesetzblatts für den Staat Deutschösterreich unter Nr. 283 und im Ver¬ 
ordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiffahrt Nr. 62 vom 31. Mai 1919 8. 257. 
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d) in allen dem Personen- und Güterverkehr dienenden Betrieben; 

e) bei allen privaten und öffentlichen Bauarbeiten; 

* f) in allen dem Geld- und Kreditverkehr dienenden Betrieben, wie Banken, 
Sparkassen, Kreditgenossenschaften, Pfandleihanstalten; 

g) in Versicherungsinstituten jeder Arfc f wie Versicherungsgesellschaften, 
Anstalten der Sozialversicherung, Versorgungs- und Renteninstituten, 
Kranken- und registrierten Hilfskassen sowie deren Verbänden; 

lr) in den Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie deren Ver¬ 
bänden; 

i) in den Betrieben der Monopolverwaltung; 

k) in den Kanzleien von Advokaten, Notaren, Patentanwälten, behördlich 
autorisierten Zivilingenieuren, Handelsmäklern, Privatgeschäfts- und 
Arbeitsvermittlungsinstituten, Auskunftsinstituten; 

l) in Sanitätsanstalten jeder Art, wie Spitälern, Heil- sowie Erholungs¬ 
instituten und -heimen; 

m) in Hotel-, Pensions-, Gast- und Schankbetrieben; 

n) in den Betrieben von Unternehmungen für Belehrung, Unterhaltung und 

Schaustellungen, wie Unterrichtsinstituten, Theatern, Singspielhallen, 
Kinos; - ; 

o) in den Betrieben von Unternehmungen für die Herstellung von Druck¬ 
erzeugnissen oder deren Verschleiß. 

2. In Betrieben, in welchen nicht nach Absatz 1 Betriebsräte zu errichten 
sind, werden Vertrauensmänner mit der Besorgung einzelner Aufgaben der Be¬ 
triebsräte im Sinne dieses Gesetzes, soweit dies dem Umfange und der Art des 
Betriebes entspricht, betraut (§ 4). Voraussetzung hierfür ist, daß in dem Be¬ 
triebe mindestens fünf Arbeiter oder Angestellte dauernd gegen Entgelt be¬ 
schäftigt sind, welche das 18. Lebensjahr vollendet haben. In Betrk*ben mit 
5 bis 10 Beschäftigten ist ein Vertrauensmann, in solchen mit 10 bis 20 Beschäf¬ 
tigten sind zwei Vertrauensmänner zu bestellen. 

3. Die Rechtsverhältnisse der in landwirtschaftlichen Betrieben Beschäf¬ 
tigten und die Einrichtungen zur Wahrung ihrer Interessen werden durch ein 
besonderes Gesetz geregelt. 


§ 2 . 

Bei den öffentlichen Ämtern sowie bei den vom Staatsamte für Verkehrs¬ 
wesen betriebenen oder seiner Aufsicht unterstellten Unternehmungen der Eisen¬ 
bahnen, der Schiffahrt, der Post, des Telegraphen und Telephons werden den 
Betriebsräten im Sinne dieses Gesetzes entsprechende Einrichtungen auf Grund 
besonderer Vereinbarungen zwischen den zuständigen Verwaltungen und dem be¬ 
teiligten Personal durch Vollzugsanweisung geschaffen. 

§ 8. 

Die Betriebsräte sind berufen, die wirtschaftlichen, sozialen und kultu¬ 
rellen Interessen der Arbeiter und Angestellten im Betriebe wahrzunehroen und 
zu fördern. Ihre Tätigkeit hat sich tunlichst ohne Störung des ^Betriebes zu voll¬ 
ziehen. 

Insbesondere fallen folgende Aufgaben in ihren Rechts- und Pflichtenkreis: 

1. Wo kollektive Arbeitsverträge bestehen, die zwischen dem Unternehmer 
oder dem Untornehmerverbando einerseits, den Gewerkschaften der Arbeiter und 
den Angestelltenorganisationen anderseits abgeschlossen sind, haben die 
Betriebsräte 

a) die Durchführung und Einhaltung dieser kollektiven Arbeitsverträge 
zu überwachen; 
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b) unter Mitwirkung der Gewerkschaften der Arbeiter und der Ange¬ 
stelltenorganisationen mit dem Betriebsinhaber, der zur Beiziehung der 
Unternehmerorganisation berechtigt ist, Ergänzungen in jenen Punkten 
der Kollektivverträge zu vereinbaren, deren Sonderregelung in den 
letzteren selbst vorgesehen ist. Diesen Ergänzungen kommt der Cha¬ 
rakter eines Kollektivvertrages zu. 

2. Wo kollektive Arbeitsverträge nicht ^bestehen, sollen die Betriebsräte 
solche Verträge im Einvernehmen mit den Gewerkschaften der Arbeiter und den 
Angestelltenorganisationen anbahnen. 

3. Im allgemeinen kann die Festsetzung von Akkord-, Stück- und Geding- 
löhnen, sowie von bestimmten Durchschnitts- oder Mindestverdiensten, soweit diese 
nicht durch kollektive ArbeitsVerträge geregelt sind, nur mit Zustimmung des 
Betriebsrates unter Mitwirkung der zuständigen Gewerkschaften der Arbeiter 
sowie der Unternehmerorganisationen erfolgen. 

Akkord-, Stück- oder Gedinglöhne für die einzelnen Arbeiter oder einzelne 
Arbeiten, die kollektiv nicht vereinbart werden können, werden einzeln zwischen 
dem Betriebsinhaber und Arbeiter festgesetzt. 

Wenn über den dem einzelnen Arbeiter oder für die einzelne Arbeit zu¬ 
gesprochenen Akkord-, Stück- oder Gedinglohn eine Einigung zwischen dem Be¬ 
triebsinhaber und Arbeiter nicht zustande kommt, so erfolgt die Festsetzung 
dieses Akkord-, Stück- oder Gedinglohnes unter Beiziehung zweier Mitglieder 
des Betriebsrates. Im Streitfall entscheidet das Einigungsamt. 

Auf Antrag des Betriebsrates kann das Einigungsamt durch beeidete Sach¬ 
verständige behufs Feststellung der für die Berechnung der Akkord-, Stück¬ 
oder Gedinglöhne in Betracht kommenden Umstände in jene Aufzeichnungen 
des Betriebsinhabers Einsicht nehmen lassen, die über die Erzeugungs- und Lohn¬ 
verhältnisse Aufschluß geben. Die Sachverständigen sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. 

4. Die Erlassung und Änderung der Arbeitsordnung kann, soweit eie nicht 
zwischen den Gewerkschaften der Arbeiter oder den Angeetelltenorganisationen 
und den Unternehrnerorganisationen vereinbart ist, nur mit Zustimmung des 
Betriebsrats erfolgen. 

5. Die Betriebsräte haben die Durchführung und Einhaltung der Gesetze 
und Vorschriften über Arbeiterschutz, Betriebshygiene und Unfallverhütung und 
Arbeiterversicherung zu überwachen, erforderlichenfalls die zuständigen Aufsichts¬ 
behörden anzurufen und zur Teilnahme an deren Erhebungen Mitglieder zu 
entsenden. 

In den der Gewerbe- und Bergwerkinspektion unterliegenden Betrieben sind 
die vorgeschriebenen Besichtigungen unter Teilnahme von Mitgliedern des Be¬ 
triebsrats durchzuführen. 

6. Die Betriebsräte haben an der Aufrechterhaltung der Disziplin in d8n 
Betrieben mitzuwirken. 

Disziplinarstrafen können nur gemäß der Arbeitsordnung und nur durch 
einen Ausschuß verhängt werden, in welchen sowohl der Betriebsinhaber als der 
Betriebsrat je einen Vertreter entsenden. 

7. Die Betriebsräte haben das Recht, die Lohnlisten zu prüfen und die 
Lohnauszahlung zu kontrollieren. 

8. Der Betriebsrat nimmt teil an der Verwaltung der Wohlfahrtseinrich¬ 
tungen, wie Werkswohnungen, Betriebskonsumanstalten, Pensions- und Unter¬ 
stützungskassen sowie der Einrichtungen zur Abgabe von Lebensmitteln und 
sonstigen Bedarfsartikeln. Die nähere Regelung dieser Teilnahme erfolgt durch 
das Staateamt für soziale Verwaltung. 
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9. Die Betriebsräte können die Kündigung oder Entlassung eines Ar¬ 
beiters oder Angestellten mit der Begründung anfechten, daß sie aus politischen 
Gründen, im Zusammenhänge mit der Tätigkeit als Mitglied des Betriebsrats 
oder deswegen erfolgt sei, weil der Betroffene vom'Vereins- oder Koalitionsrecht 
Gebrauch gemacht habe. 

Die Anfechtung hat binnen acht Tagen schriftlich beim Eiuigungsamt zu 
erfolgen, die Tage des Postenlaufes werden nicht eingerechnet. Erachtet daa 
Einigungsamt die Gründe der Anfechtung als »gegeben, so ist die Kündigung 
oder Entlassung ungültig. 

10. Der Betrietsinhaber ist berechtigt und auf Verlangen des Betriebs¬ 
rats verpflichtet, gemeinsame Beratungen über Verbesserungen der Betriebs- 
einriehtungen und über allgemeine Grundsätze der Betriebsführung allmonatlich 
abzuhalten. 

In Handelsunternelimungen mit mindestens 30 Angestellten oder Arbeitern 
und in allen Industrie- und Bergwerksunternehmungen können die Betriebsräte 
alljährlich vom 1. Januar 1920 ab die Vorlage einer Bilanz für das verflossene 
Geschäftsjahr und eines Gewinn- und Verlustausweises sowie einer lohnstatisti¬ 
schen Aufstellung verlangen. 

11. In Unternehmungen, welche in der Rech'tsform der Aktiengesellschaft 
gebildet sind, entsenden dio Betriebsräte der Arbeiter und Angestellten in den 
Verwaltungsrat oder Direktionsrat, unbeschadet der im Statut vorgesehenen 
Mitglioderzahl, zwei Vertreter aus dem Kreise jener Betriebsratsmitglieder, denen 
das aktive Wahlrecht in den Betriebsrat (§ 7) zusteht. Diese haben dieselben 
Rechte und Pflichten wie dio anderen Mitglieder des Verwaltungs- oder Direk- 
tionärat-s, sie haben jedoch keine Yertretungs- und Zeichnungsbefugnis und 
keinen Anspruch auf eine andere Vergütung als den Ersatz ihres in dieser 
Tätigkeit gemachten Aufwandes. 

Die vorstehenden Bestimmungen sind sinngemäß anzuwenden hinsichtlich 
des Aufsichtsrates von Kommanditgesellschaften auf Aktien und des Aufsichts¬ 
rates von solchen Gesellschaften mit beschränkter Haftung, bei denen das 
Stammkapital eine Million Kronen übersteigt und ein Aufsichtsrat besteht. 

12. Die Betriebsräte können auch sonst eigene Anregungen beim Be¬ 

triebsinhaber und; bei den Behörden Vorbringen. 

Nach Maßgabe etwa zu ihrer Verfügung stehender Mittel können sie zur 
Wohlfahrt der im Betriebe Beschäftigten dienende Einrichtungen treffen oder 
sich an derartigen Maßnahmen und Veranstaltungen beteiligen. 

§ 4. 

Den Vertrauensmännern (§ 1, Absatz 2) stehen die in § 3, Z. 1. 2, 3. 5. 6, 
Absatz 1, 7, 8, 9 und 12, Absatz 1, aufgezählten Befugnisse zu. 

§ 5. 

1. Wenn eine Unternehmung mehrere Betriebe umfaßt, sind für jeden 

einzelnen Betrieb Betriebsräte zu bestellen. Zur Besorgung gemeinsamer An¬ 
gelegenheiten können diese Betriebsräte Vertreter zu gemeinsamen Beratungen 
entsenden. Nähere Bestimmungen hierüber enthält die Geschäftsordnung. 

2. Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung, wenn ein 
Betrieb in selbständige Betriebsabteilungen zerfällt. Hierbei ist bei der Berech¬ 
nung der Gesamtzahl der Betriebsratsmitglieder der Betrieb als Einheit auf- 
zufassen. (§ 9.) 

§ 6 . 

1. Dio Mitglieder des Betriebsrats werden von den Arbeitern und An¬ 
gestelltern des Betriebes oder der Betriebsabteilung in unmittelbarer geheimer 
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Wahl, und zwar für Betriebsräte mit mindestens vier Mitgliedern naeh den 
Grundsätzen der Verhältniswahl, bestellt. 

2. Wahlberechtigt sind; sämtliche am Tage der Wahl seit mindestens 
einem Monat im Betriebe beschäftigte Personen ohne Unterschied des Geschlechts, 
wenn sie im Zeitpunkte der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben und im 
Vollgenusse der bürgerliclikn Rechte stehen. 

3. Wählbar sind die Wahlberechtigten, wenn sie mindestens sechs Monate 
im Betriebe beschäftigt sind und das 24. Lebensjahr vollendet haben, ferner in 
Betriebsräten Von mindestens vier Mitgliedern die Vorstandsmitglieder und Be¬ 
amten von Berufsorganisationen der Arbeiter und Angestellten. Loch dürfen 
von den Mitgliedern des Betriebsrats nicht mehr als ein Viertel Nichtwähler 
sein. Doch können die Vorstandsmitglieder und Beamten der Organisationen 
der Arbeiter und Angestellten gleichzeitig nur einem Betriebsrat oder, wenn eine 
Unternehmung mehrere Betriebe umfaßt oder ein Betrieb in mehrere selbständige 
Betriebsabteilungen (§5) zerfällt, nur den Betriebsräten dieser Unternehmung 
oder dieses Betriebes angehören. Durch Vollzugsanweisung kann für bestimmte 
Betriebsgruppen bestimmt werden, daß auch Wahlberechtigte wählbar sind, die 
durch weniger als sechs Monate im Betriebe beschäftigt sind. 

4. Bei nichtständigen oder neuentstandenen Betrieben sind die in der Be¬ 
stimmung der Absätze 2 und 3 bezeichneten Personen auch dann wahlberechtigt, 
wenn sie noch nicht einen Monat, und wählbar, wenn sie noch nicht sechs Monate 
im Betriebe beschäftigt sind. 


§ 7 . 

1. Die Tätigkeit des Betriebsrats beträgt ein Jahr. 

2. Erfolgte die Wahl de9 Betriebsrats nach den Grundsätzen der Ver¬ 
hältniswahl (§ 6), so hat der Betriebsrat zurückzutreten, wenn dies von so viel 
Wahlberechtigten verlangt wird, als die Hauptwahlliste Stimmen auf sich ver¬ 
einigt hat. In Betriebsräten mit weniger als vier Mitgliedern hat der Betriebsrat 
zfurfcckzutreten, wenn die Mehrheit der Wahlberechtigten es fordert. Die Neu¬ 
wahl ist unverzüglich vorzunehmen. 

3. Die Mitgliedschaft erlischt, wenn Umstände eintreten oder bekannt 
werden, welche die Wählbarkeit ausschließen. 

§ 8 . 

1. Die erstmalige Wahl eines Betriebsrats ist durch die drei ältesten 
Wahlberechtigten des Betriebes oder der Betriebsabteilung durchzuführen. 

2. Die späteren Wahlen sind durch den zurücktretenden Betriebsrat zu 
leiten. Die vollzogene Wahl ist dem Betriebsinhaber und dem Einigungsamte 
anzuzeigen und von diesem den Gewerkschaften der Arbeiter und den Organi¬ 
sationen der Angestellten und der Unternehmer mitzuteilen. 

3. Bei Betrieben des Bergbaues treten nach der ersten allgemeinen Wahl 
des Betriebsrats die Vorschriften des § 23 des Gesetzes vom 14. August 1896, 
R.-G.-B1. Nr. 156, über die Lokalarbeiterausschtisse außer Wirksamkeit. 

§ 9. 

In Betrieben, die bis 50 Arbeiter oder Angestellte beschäftigen, besteht 
der Betriebsrat aus drei Mitgliedern, in Betrieben mit mehr als 50 Beschäftigten 
erhöht sich die Mitgliederzahl für je weitere 100 Beschäftigte um eines. Bruch¬ 
teile von 100 werden für voll gerechnet. In Betrieben mit mehr als 1000 Be¬ 
schäftigten entfällt auf je weitere 500 ein Vertreter, wobei Bruchteile für voll 
gerechnet werden. 
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§ 10 . 

1. Sind in demselben Betriebe dauernd mehr als 10 Arbeiter und 10 An¬ 
gestellte beschäftigt, so wählt jede Gruppe einen besonderen Betriebsrat, der die 
seine Gruppe betreffenden Geschäfte führt; gemeinsame Angelegenheiten werden 
gemeinsam geführt. Nähere Bestimmungen werden in der Geschäftsordnung 
getroffen. 

2. In jenen Betrieben, in welchen Arbeiter und Angestellte gemeinsam 
den Betriebsrat wählen, hat mindestens ein Angestellter dem Betriebsrat an¬ 
zugehören. 

3. Bei der Wahl der besonderen Betriebsräte (Absatz 1) finden die Be¬ 
stimmungen des § 9 sinngemäß Anwendung. 

§ 11 .- 

Der Betriebsrat beschließt auf Grund einer vom Staatsamte für soziale 
Verwaltung erlassenen Mustergeschäftsordnung seine Geschäftsordnung mit 
St i mme nmehrhei t. 

§ 12 . 

1. Die Mitgliedschaft im Betriebsrat ist ein Ehrenamt, das neben den 
eigentlichen Berufspflichten ausgeübt wird (§ 3, Absatz 1); für unvermeidlichen 
Verdienstentgang und für erwachsene Barauslagen gebührt den Mitgliedern des 
Betriebsrats eine Entschädigung. 

2. Die Betriebsräte sind berechtigt, zur Deckung dieser sowie der 
sonstigen Kosten ihrer Geschäftsführung und zur Errichtung und Erhaltung 
von Wohlfahrtseinrichtungen, die den Arbeitern und Angestellten dee Betriebes 
und ihren Familien gewidmet sind, eine Umlage von höchstens Vj vom Hundert 
des Arbeitsverdienstes auf die im Betriebe Beschäftigten umzulegen, wenn die 
Mehrheit der letzteren durch Urabstimmung der Ausschreibung einer solchen Um¬ 
lage zustimmt. Inwieweit für den Verdienstentgang nach dem Gesetze der Be¬ 
triebsinhaber aufzukommen hat, entscheidet im Streitfälle das EinigungsamiU* 

3. Die Umlagen sind vom Betriebsinbaber in den durch die Geschäfts¬ 
ordnung bestimmten Fristen bei der Lohnzahlung den Arbeitern und Angestellten 
anzurechnen und an den Betriebsrat abzuführen. 

4. über die Verwaltung dieser Beträge muß der Betriebsrat mindestens 
14 Tage vor Ablauf seiner Wirksamkeit oder bei deren vorzeitiger Beendigung 
binnen acht Tagen schriftliche Rechnung legen. 

5. Das Staatsamt für soziale Verwaltung kann über die Verwendung dieser 

Beträge Vorschriften' erlassen. Das Staatsamt hat für die Revision der Gebarung 

der Betriebsräte Sorge zu tragen. Es kann diese Revision den Gewerkschaften 

der Arbeiter und den Angostelltenorganisationen übertragen. 

% 

§ 13. 

Über Streitigkeiten, die zwischen den Beschäftigten eines Betriebes oder 
zwischen ihnen und dem Betriebsinhaber aus der Errichtung und Geschäfts¬ 
führung eines Betriebsrats, insbesondere über den Umfang des Rechts- und 
Pflichtenkreises der Betriebsräte entstehen, entscheidet das Einigungsamt. 

§ 14 

1. Der Betriebsinhaber darf seine Arbeiter und Angestellten in der Aus¬ 
übung des Wahlrechtes zum Betriebsrat und in der Tätigkeit als Mitglied dee 
Betriebsrats oder Wahlvorstand9 nicht beschränken und säe nicht aus diesen 
Gründen benachteiligen. Ein Mitglied dee Betriebsrats darf nur entlassen wer¬ 
den, wenn es sich einer Handlang schuldig macht, die nach den bestehenden 
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Gesetzen die Entlassung rechtfertigt. Kündigungen oder Entlassungen aus an¬ 
deren Gründen dürfen nur mit Zustimmung des Einigungsamts erfolgen. 

2. Vertragsbestimmungen, die diesen Bestimmungen zuwiderlaufen, sind 
nichtig. 

3. Übertretungen dieser Vorschriften werden von der politischen Behörde 
mit Geldstrafen bis zu 2000 Kronen oder mit Arrest bis zu acht Tagen bestraft. 

§ 15. 

1. Nähere Bestimmungen über die Wahlordnung und die Durchführung der 
Wahl (§ 6), über die Geschäftsordnung (§ 11) und über die Art der Geschäfts¬ 
führung der Betriebsräte, ferner über die Wahl und die Geschäftsführung der 
Vertrauensmänner (§1, Absatz 2) werden durch Vollzugsanjweisung erlassen. 

2. Auf die Vertrauensmänner sind die Bestimmungen der § 6, 7, 8, 13 
und 14 sinngemäß anzuwenden. 

3. Die Schaffung von Einigungsämtern erfolgt durch ein besonderes 
Gesetz. 

4. Insolange das Gesetz über die Einigungsämter noch nicht in Kraft ge¬ 
treten ist und diese ihre Tätigkeit noch nicht aufgenommen haben, wird‘das 
gemäß der Vollzugsanweisung vom 4. November 1918 bestellte Einigungsamt zur 
Durchführung der in diesem Gesetze den Einigungsämtern zugewiesenen Auf¬ 
gaben berufen. In diesen Fällen setzt sich das Einigungsamt lediglich aus je 
einem Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und einem vom Staatssekretär 
für Justiz ernannten Vorsitzenden zusammen. Die Entscheidungen dieses Eini¬ 
gungsamts in den ihm durch dieses Gesetz zugewiesenen Fällen sind mit Aus¬ 
schluß des Rechtsweges endgültig. 

§ 16. 

1. Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist das Staatsamt für soziale Ver¬ 
waltung im Einvernehmen mit den beteiligten Staatsämtern betraut. 

2. Das Gesetz tritt zwei Monate nach seiner Kundmachung in Kraft 
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Deutschösterreichische Verkehrsprobleme. Denkschrift anläßlich des 

25jährigen Bestandes des Vereins Communication 1893 bis 1918. 

Unter Mitwirkung zahlreicher Fachmänner. 187 S. 8 ". Wien 1919. 

Selbstverlag des Vereins Communication. 

Zu dem Verein Communication haben sich im Jahre 1893 eine Anzahl 
wirtschaftlicher Interessenten zusammengeschlossen, um, wie es in den 
Satzungen heißt, „unter Ausschluß einer auf Gewinn berechneten Absicht 
die Interessen seiner Mitglieder als Versender und Empfänger von Trans¬ 
portgütern zu schützen und zu fördern und bei vorkommenden Beschwerden 
zur Geltendmachung berechtigter Ansprüche geeignete gesetzliche Mittel 
an die Hand zu geben“. Die gegenwärtige Zeit „politischer und wirtschaft¬ 
licher Bedrängnisse“ hält der Vereinsvorstand nicht für geeignet zu einer 
festlichen Begehung der Feier seines fünfundzwanzigjährigen Bestehens. * 
Er hat es mit Rocht vorgezogen, eine Denkschrift herauszugeben, in der 
einmal (S. 140—188) seine Geschichte kurz dargestellt wird, und sodann eine 
Reihe, im ganzen 11 Abhandlungen hervorragender Sachkenner aus ver¬ 
schiedenen Gebieten des Verkehrswesens vereinigt sind. An der Spitze der 
Denkschrift steht ein Geleitwort des (früheren) Staatssekretärs des Verkehrs¬ 
wesens Karl Jukel, der den Verein herzlich begrüßt und sein Verdienst 
in allen Zweigen des Verkehrswesens warm anerkennt. Aus der Geschichte 
des Vereins entnehmen wir, daß er eine umfassende Tätigkeit als freiwilliger 
Beirat der staatlichen Behörden in allen Zweigen des Verkehrswesens ent¬ 
faltet hat So hat er sich wiederholt gutachtlich geäußert über das 
Eisenbahnbetriebsreglement und über das internationale Übereinkommen. 
Es wird darin darüber geklagt, daß seine allerdings, wie es scheint, oft recht 
scharfe Kritik nicht die gebührende Beachtung gefunden habe, obgleich seine 
Gutachten von der Regierung stets mit freundlicher Anerkennung entgegen- 
genoinmen sind. Es wäre immerhin von Interesse gewesen, wenn in dem 
Rückblick auf die Geschichto des Vereins wenigstens einige der Haupt¬ 
bedenken gegen dais Betriebsreglement — das der Deutschen Eisenbahn¬ 
verkehrsordnung ja ganz gleich ist — angedeutet wären. Außerdem hat 
sich der Verein geäußert über wichtige Tarif fragen der Eisenbahnen und 
Wasserstraßen, über allgemeine Verkehrsfragen, Wagenmangel, Organi¬ 
sationsfragen u. dgl., man möchte sagen über alle wichtigen Verkehrs¬ 
angel ogenlieiten im w’edtesten Sinn, die in den letzten 25 Jahren in Österreich 
auf der Tagesordnung gestanden haben. Auch die elf Abhandlungen be¬ 
wegen sich auf diesem Gebiet: Zusammenwirken der Bevölkerung und der 
Staatseisenbahnverwaltung, Automobihvesen, Wagengestellung, beratende 
Körperschaften in der Verkehrsverwaltung, die Zukunft der Wiener Ver¬ 
kehrsanlagen und Wiener Verkehrsnot, Güterverkehr und Zollabfertigung, 
Luftverkehr, der privatwirtschaftliche Charakter der öffentlichen Verkehrs- 
anstalten, die Zukunft der Eiseinbahntarife, die Freiheit des Güterverkehrs. 
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der Wiederaufbau des Eisenbahnverkehrs'. Die Abhandlungen, deren jede 
einen Umfang von 10 bis 12, einige auch weniger Seiten haben, beschränken 
sich darauf, die Hauptgesichtspunkte klar und erschöpfend darzulegen. Ihr 
Zweck ist nebenbei auch, einen Beitrag zu den wichtigen Problemen der 
Gegen wart, in der neugebildeten Republik Deutschösterreich zu liefern. Sie 
sind ebenso anregend wie belehrend. Die llenkschrift ist auch dem deutschen 
Fachmann schon aus dem Grunde bestens zu empfehlen, weil wir doch 
sicherlich in enge wirtschaftliche und politische Beziehungen zu unseren 
deutschen Volksgenossen im Nachbarstaat treten werden, und es daher 
erwünscht, ja notwendig ist, uns mit den österreichischen Verkehrsfragen 
eingehend zu beschäftigen. A. v. d. L. 


Handbuch über Triebwagen für Eisenbahnen, Ergänzungsheft, von Baurat 
a. D. C. Guillery. 1919. Verlag von R. Oldenbourg. München und 
Berlin. 5 ,öo <M. 

Zu dem im Jahr 1908 erschienenen, im Auftrag des Vereins Deutscher 
Maschineningenieure von Baurat a. D. C. Guillery bearbeiteten Handbuch 
über Triebwagen für Eisenbahnen (Archiv 1909, Seite 536/37) ist nunmehr 
ein Ergänzungsband erschienen, der über die Ergebnisse der bis 1908 ein¬ 
geleiteten Versuche mit Triebwagen und die weiteren Neuerungen auf diesem 
Gebiet hauptsächlich bei den preußisch-hessischen Staatsbahnen nach amt¬ 
lichen Quellen berichtet. 

Dampfwagen haben wegen der Betriebserschwerungen, die aus der 
nötigen sorgsamen Behandlung der kleinen Kessel entspringen, an Aus¬ 
breitung nicht gewinnen können. Die preußisch-hessischen Staatsbahnen 
haben ihre Bemühungen ganz der Vervollkommnung der elektrischen 
Speicherwagen upd der Wagen mit Verbrennungsmaschine und elektrischer 
Kraftübertragung zugewandt. Bei den Speicherwagen ist der Fahrbereich 
von 100 auf 130 und 180 km gesteigert, die Stromrückgewinnung mit Neben¬ 
schluß- und Verbundmotoren studiert und die zweckmäßigste Raumeintei¬ 
lung bei den verschiedenen Verkehrsanforderungeu durch Erprobung im 
Betrieb ermittelt worden. Die Betriebsergebnisse sind nach den Durch¬ 
schnittszahlen für 177 Speicherwagen günstig. Die Einnahmen übersteigen 
die Ausgaben um rund 16 %. Die Unterhaltung der Speicher durch den 
Lieferer hat keine Anstände ergeben, ebenso ein Versuch der Unterhaltung 
durch eigene Leute. Uber Edisonspeicher liegen genügende Erfahrungen 
noch nicht vor. Billiger Ladestrom wird der eingeleifceten Ausbreitung 
dieser Wagen förderlich sein. Der Verfasser erwartet von weiterer Aus¬ 
bildung der Quecksilberdampf-Gleichrichter Herabsetzung der Kosten für 
Unterhaltung und Bedienung der Ladestellen. Bei den Triebwagen mit Ver¬ 
brennungsmaschinen kann- der Fahrbereich als unbegrenzt angenommen 
werden. Ihre stete Betriebsbereitschaft ist ein Vorzug, der allerdings bei 
fahrplanmäßigen Fahrten zurücktritt. Auf Vereinfachung der Ausrüstung 
ist dauernd hingearbeitet worden. Die Feuersgefahr, die bei den benzol¬ 
elektrischen Wagen zu besonderen Schutzeinrichtungen nötigt, tritt bei den 
neueingeführten Diesel-elektrischen Wagen zurück. Weitere Fortschritte 
dürften zu erwarten sein. Die Betriebskosten der vorhandenen! zwanzig 
• Wagen sind im Durchschnitt zu 72 $ für das Wagenkilometer ermittelt, 
also etwas höher als bei den Speicherwagen. Bei den Königsberger 
Kleinbahnen konnte eine erhebliche Steigerung des Personenverkehrs und 
der Einnahmen durch benzol-elektrische Triebwagen erreicht werden. 

Das verdienstvolle Werk des Baurats Guillery ermöglicht dem Fach- 

ArchW fQr Eisenbahnwesen. 1919. 54 
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mann, an Hand der Abbildungen und besonders der vielen Zahlen angaben 
im Text und der Übersichten eine eingehendere Unterrichtung und Beur¬ 
teilung der fraglichen Triebwagen. Die Ausstattung ist die beim Verlag 
Oldenbourg bewährte gute. M. 


Vater, Richard, Geh. Bergrat, ord. Professor an der Techn. Hochschule, 
Berlin. Die Dampfmaschine: 

I. Wirkungsweise des Dampfes im Kessel und in der Maschine. 

II. Ihre Gestaltung und Verwendung. > 

Leipzig und Berlin 1918 B. G. Teubner, Preis für jeden Band 
gebunden 1,50 M. 

Zu den mustergültigen kleinen Handbüchern, die in kurzgefaßter 
klarer Darstellung einen weitgehenden Überblick über ein technisches Ge¬ 
biet geben, gehören auch die unter dem obigen Titel herausgegebenen Bänd¬ 
chen der Sammlung „Aus Natur und Geisteswelt“. Sie werden in der gegen¬ 
wärtigen Zeit von besonderer Bedeutung sein, da es jetzt für Viele, die 
während der langen Kriegsdauer nicht in der Lage waren, in den zu wählen¬ 
den Lebensberuf einzutreten, darauf ankommt, sieh schnellstens die aller¬ 
notwendigsten Kenntnisse anzueignen oder zum wenigsten sich einen Über¬ 
blick über das Gebiet zu verschaffen. Das erste der beiden obengenannten 
Bändchen gibt zunächst eine allgemeine Einführung in die Theorie der 
Kraftmaschinen, um dann auf die besonders zu behandelnde Dampfmaschine 
einzugehen. Die Eigenschaften das gesättigten und überhitzten Dampfes 
sowie ihre Wirkungsweise im Kessel und in der Dampfmaschine gelangen 
zur Erörterung. Für die weitgehendste Ausnutzung der erzeugten Wärme 
werden Bedingungen aufgestellt, und schließlich wird auf die Nachteile 
hingewiesen, die die Kolbendampfmaschine hat. Der Aufbau der Dampf¬ 
maschine im allgemeinen und in ihren Einzelheiten wird im zweiten Bänd¬ 
chen behandelt. Der Beschreibung der wichtigsten Teile, wie Steuerung, 
Regulator, Schwungrad und Kondensator nebst Rückkühlanlagen wird ein¬ 
gehendere Aufmerksamkeit gewidmet, worauf zum Schluß die verschiedenen 
Verwendungsarten der Dampfmaschine erörtert werden. Fortlassung alles 
Überflüssigen bei sorgfältiger Vorführung des Wichtigsten zeichnet die 
kleinen Handbücher aus, deren leicht verständlicher Text durch zahlreiche 
Abbildungen erläutert wird. Zur Einführung in das technische Studium 
für angehende Ingenieure sind eie von gleicher Bedeutung, wie für den 
Laien, der sich einen Überblick über das Wesen und die Wirkungsweise 
der Dampfmaschine verschaffen will. Auch die zweite und die vierte 
Auflage 1 ) der Bändchen werden ihre Freunde finden. v. H. 


Schulz-Mehrin, Otto, Ingenieur: Die Bedeutung der Speziali¬ 
sierung im Arbeitsplan eines industriellen 
Unternehmens. Druckschrift Nr. 2 des Ausschusses für 
wirtschaftliche Fertigung. Mai 1919. 8 °. 16 Seiten. Preis 0,70 M. 
Verlagsabteilung des Vereins deutscher Ingenieure, Berlin. 

Normung, Spezialisierung und Typisierung sind drei Begriffe, 
denen man in neuester Zeit in der technischen Literatur und in Vor- 

Ü Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1913 S. 1412. 
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trägen auf Schritt und Tritt begegnet. Sie kennzeichnen die Richtung, 
in der ein großer Teil der deutschen Ingenieure vor allem durch Hebung 
der Wirtschaftlichkeit in der Gütererzeugung in weitestem Sinn dem 
schwer erschütterten heimischen Wirtschaftsleben eine wesentliche Stütze 
bieten wilL 

Erreichung höchsten technisch-wirtschaftlichen Wirkungsgrades 
durch äußerste Zweckmäßigkeit und Vollkommenheit in der Herstellung 
unter Beschränkung auf das Notwendigste ist die Lösung der Aufgabe. 

Sie wurde während des Kriegs klar erkannt und ihre Bearbeitung 
kraftvoll ins Werk gesetzt gelegentlich der Beschaffung des Heeresge¬ 
räts und Schießbedarfs, dessen Lieferung zur Erzielung von Höchst¬ 
leistungen auf zahlreiche Einzelunternehmungen verteilt werden mußte. 

Die Normung bearbeitet der „Normenausschuß der deutschen In¬ 
dustrie“, während für die Förderung der Spezialisierung und Typisie¬ 
rung der vom Verein deutscher Ingenieure in Verbindung mit dem 
Reichswirtschaftsministerium gegründete „Ausschuß für wirtschaftliche 
Fertigung“ Sorge trägt, auf deren fortlaufende Veröffentlichungen, ins¬ 
besondere in der Zeitschrift „Der Betrieb“ auch an dieser Stelle aufmerk¬ 
sam gemacht sei. 

Über Wesen und Bedeutung der Spezialisierung sucht dieser Aus¬ 
schuß durch die kleine, inhaltsreiche, in 5 Abschnitten übersichtlich ge¬ 
gliederte Druckschrift aufzuklären. 

Spezialisierung einer Fabrik ist: ' 

Die Beschränkung auf die ihren Mitteln und Fähig¬ 
keiten am besten entsprechenden Fabrikationsgegen¬ 
stände. 

Für den Fertigungs- oder Arbeitsplan einer Fabrik können mannig¬ 
fache Gesichtspunkte maßgebend sein, von denen die folgenden besondere 
Wichtigkeit beanspruchen: 

Bestmögliche und billigste Herstellung jedes einzelnen Fabri¬ 
kationsgegenstandes. 

Bestmögliche Erfüllung der Gebrauchsforderungen. 

Zusammenfassung von Erzeugnissen, deren Fabrikationsbedin¬ 
gungen sich ergänzen oder unterstützen. 

Zusammenfassung der verschiedenen Herstellungsstuf eu eines 
Erzeugnisses. 

Bestmögliche Ausnutzung des Rohstoffs und der vorhandenen 
Einrichtungen. 

Gleichmäßigkeit in der Beschäftigung der Werkstätten. 

, Belieferung eines bestimmten Kundenkreises mit möglichst 
allen von ihm gebrauchten Gegenständen oder eines möglichst großen 
Kundenkreises in der Nähe der Fabrik. 

Weitgehendste Ausnutzung der allgemeinen Einrichtungen und 
Kräfte des Unternehmens. 

Nur der erste dieser Gesichtspunkte: bestmögliche und billigste 
Herstellung der einzelnen Fabrikationsgegenstände, fordert klar die 
Spezialisierung. Alle anderen deuten mehr odier weniger auf Vorteile 
einer gewissen Vielseitigkeit in der Fabrikation hin. 

Der Verfasser weist jedoch in Abschnitt V einen Weg, wie die Spe- 
zialiaerung auch den übrigen Forderungen gerecht werden kann; sie 
muß hierzu bestimmte Formen annehmen. 

Beispielsweise gestattet der Großbetrieb die wirtschaftliche 
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Vereinigung verschiedener Fabrikationsgegenstände mit technischer 
Spezialisierung in der Herstellung. 

Der Zusammenschluß kleiner und mittlerer Be¬ 
trieb e zu Herstellungs- und Vertriebsgemeinschaften kann die Einstellung 
der Einzelwerke auf ein einziges oder wenige Sondererzeugnisse bei weit¬ 
gehender Herabsetzung der Vertriebskosten ermöglichen. Es gibt schon 
zahlreiche solcher Vereinigungen (Kartelle und Trusts), aber es ist nicht 
zu verkennen, daß bei ihnen bisher wohl immer der dem Volkswirt und 
Kaufmann näherliegende Standpunkt der Absatz- und Preisregelung im 
Vordergrund stand, und daß die hier behandelten, vom Ingenieur gefor¬ 
derten Möglielikeiten der Produktionsverbesserung weniger ausgenutzt 
worden sind. 

Auch die spezialisierte Herstellung von Teilen durch 
Spezialfabriken in Zusammenarbeit mit Hauptfabriken kann große wirt¬ 
schaftliche Erfolge haben. Voraussetzung gerade hierfür ist weitgehende 
Normung und Tolerierung, d. h. Herstellung nach allgemein anerkannten 
Normalien und Einhaltung bestimmter, ebenfalls allgemein vorgeschrie¬ 
bener Grenzen der Maßabweichungen. 

Der Schlußabschnitt ist einer kurzen Stellungnahme zur Frage der 
Typisierung — Beschränkung der Zahl der Ausführungsformen, z. B. 
gleichartiger Maschinen — und der Normung und dem Zusammenhang 
dieser beiden Maßnahmen mit der Spezialisierung gewidmet. 

Die gedrängte und gleichwohl übersichtliche Darstellung der kleinen 
Schrift regt zu der Überlegung an, ob und wie die Vorteile der Spezialisie¬ 
rung auch auf anderen Gebieten, insbesondere auch in dem den Lesern 
nahestehenden Eisenbahnwesen nutzbar gemacht werden können. Es kann 
wohl behauptet werden, daß noch manche Ausgabe wird vermieden werden 
können, wenn die Grundsätze der Spezialisierung, beispielsweise in der 
Fahrzeugunterhaltung, in den fabrikmäßig arbeitenden Eisenbahnwerk¬ 
statten mehr und mehr Eingang fänden. Beschränkung der Zahl der Bau¬ 
arten der einzelnen Fahrzeuggattungen, wirkliche Normung der Einzelteile 
und weitgehende Tolerierung, Zuweisung weniger bestimmter Fahrzeug¬ 
arten an die einzelnen Werkstätten sind Fragen, die in diesem Zusammen¬ 
hang auftauchen und, wenn auch wohl schon in' Bearbeitung, doch größten- 
teils noch der Lösung harren. - Wd. 


Sven Hedln, B a g d a d—B a b y 1 o n—N i n i v e. Große Ausgabe. 420 S. 
groß 8°, 240 Abbildungen und 1 Karte. Leipzig, F. A. Brockhaus. 
Geh. 11 dl, geb. 14 cU. 

Derselbe, B a g d a d—B a b y 1 o n—N i n i v e. 165 S. kl. 8°, 26 Abbildungen 
(16 Photographien, 10 Zeichnungen Hedins). Leipzig, F. A. Brock¬ 
haus. Feldpostausgabe 2 J(. 

In den beiden Büchern — das kleine ist ein Auszug aus dem großen, 
stattlichen Werke — schildert der Verfasser Reisen, die er von März 
bis Ende Juni 1916 von Aleppo aus durch ganz Mesopotamien unternommen 
hat. Er hat dabei die fertiggestellten Strecken der Bagdadbahn benutzt, er¬ 
zählt auch von den im Bau begriffenen und vorbereiteten Abschnitten dieser 
Bahn. Sonst reiste er zu Wasser, auf dem Euphrat und Tigris, benutzte 
Automobile, Wagen und Zugtiere auf gebahnten und ungebahnten Pfaden. 
Für den Verkehrspolitiker ist es interessant, sich in die ältesten Zeiten des 
Beförderungswesens zurückzuverselzen und dann wieder zu beobachten, wie 
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überlegen die Eisenbahnen schließlich allen anderen Verkehrsmitteln, be¬ 
sonders auch den Automobilen, sind. Die erste, mit aller Sorgfalt vorbe» 
reitete und vortrefflich ausgerüstete Autofahrt verunglückte vollständig 
infolge der Unbill der Witterung. Der Verfasser mußte bis nach Aleppo 
zurückkehren und benutzte nunmehr die Wasserstraße des Euphrat, um 
sein erstes Reiseziel, -Bagdad, zu erreichen. Auch diese Wasserfahrt war 
nicht nur mit vielen Unbequemlichkeiten, sondern an mehreren Stellen- mit 
großen Gefahren verbunden. 

Indes, die Schilderung dieser Reiseerlebnisse, so anziehend wie auf¬ 
regend sie sind, bilden nur einen kleinen Abschnitt in dem neuen Werke 
Sven Hedins. Im größten Teil beschäftigt er sich mit einer eingehenden, 
lebendigen Darstellung von ganz Mesopotamien in seiner jetzigen' Gestalt 
und mit seinen alten Kulturstätten Babylon, Ninive usw., ihren Baudenk¬ 
mälern, deren Geschichte und den neuen Ausgrabungen. Seinen Schilderungen 
liegen nicht allein eigene Beobachtungen zugrunde, sondern, er hat auch 
sorgfältig die Literatur benutzt. — Während seiner Reise erlebte der Verfasser 
den gewaltigen Sieg unserer ehemaligen Bundesgenossen über die Engländer 
und die Einnahme von Kut el Amara. Es muß uns heute mit Wehmut er¬ 
füllen, wie der Verfasser, ein begeisterter Anhänger Deutschlands, unsere 
Triumphe mit herzlichen Worten schildert und die baldige Niederlage unseres 
Hauptfeindes, Englands, als nahe bevorstehend prophezeit. Gerade in den 
jetzigen fürchterlichen Zeiten können wir uns aufrichten an solchen Schil¬ 
derungen wahrer Großtaten. Wir werden dann nicht verzweifeln und die 
Hoffnung nicht aufgeben, daß einmal wieder bessere Zeiten kommen. 

Die beiden Bücher, hauptsächlich das größere Hauptwerk, sind glän¬ 
zend ausgestattet. J)ie vielen Bilder, nach Photographien und Zeichnungen 
des Verfassers, veranschaulichen trefflich die durchreisten Gebiete. Beson¬ 
ders wertvoll scheint die große Anzahl der Bildnisse von Bewohnern Meso¬ 
potamiens und seiner Nachbargebiete. .n. 


Langenbeck, Wilhelm. Geschichte des deutschen Handels 
seit dem Ausgang des Mittelalters. 237. Bändchen 
der Sammlung: Aus Natur und Geisteswelt. 2. Aufl. 141 S.. 
kl. 8° mit 16 Tabellen. Leipzig und Berlin 1918. B. G. Teubner. 
Preis geh. 1,20 M, geb. 1,50 M. 

Nach einer Einleitung über die Entwicklung des deutschen Handels 
bis zum Ausgang des Mittelalters wird in vier Kapiteln Deutschlands 
Handel vom Zeitalter der 'Entdeckungen bis zur Zeit vor Ausbruch des 
Weltkriegs unter Benutzung der einschlägigen Literatur in gemeinver¬ 
ständlicher Sprache kurz und klar dargestellt. Bei dem knappen Raum 
können selbstverständlich nur die wichtigsten, den Gang des Handels be¬ 
stimmenden Ereignisse vorgeführt werden. Die schwungvolle Schilderung 
der neuesten Zeit von der Gründung des Deutschen Reichs bis zum Auf¬ 
steigen Deutschlands zur Welthandelsmacht und das Schlußwort: Die 
Zukunft des deutschen Handels, sind zu einer Zeit geschrieben, als wir 
noch auf einen für uns siegreichen Ausgang des Weltkriegs rechnen 
konnten. Heute würde der Verfasser manche Vorgänge aus dieser Zeit 
vielleicht anders und mehr mit kritischen Augen betrachten. v. d. L. 
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Kaplun-Kogan, Dr. Wald. W., wirtschaftlicher Beirat am Osteuropa- 
. Institut in Breslau, Russisches Wirtschaftsleben 

seit der Herrschaft der Bolschewiki nach rus¬ 
sischen Zeitungen. Mit einer Einleitung vom Verfasser. 
266 Seiten. Leipzig und Berlin 1919. B. G. Teubner. Geh. 
5 M, geb. 6 Jt. 

Das, 1918 begründete Osteuropa-Institut in Breslau ist eine' selbst¬ 
ständige Forschungsanstalt, die sich eng an die Schlesische Friedrich- 
Wilhelms-Universität und die Technische Hochschule in Breslau anlehnt 
Das Institut hat den Zweck, so führt der § 1 der Satzungen aus, die Grund¬ 
lagen und die Entwicklungsbedingungen des geistigen und wirtschaftlichen 
Lebens in Osteuropa und den angrenzenden Gebieten zu studieren und die 
dabei gewonnenen Ergebnisse für den akademischen Unterricht, die Ver¬ 
waltung und die wirtschaftliche Praxis nutfcbar zu machen. 

Jede wirtschaftliche, politische und religiöse Parteibestrebung bleibt 
ausgeschlossen. 

Nach dieser .grundsätzlichen Festlegung von Zweck und Ziel der Ar¬ 
beiten tritt das Osteuropa-Institut mit seiner ersten, größeren Veröffent¬ 
lichung hervor, und kündet dabei gleichzeitig an, daß die Publikationen über 
das russische Wirtschaftsleben zunächst in dreifacher Form und zwang¬ 
loser Folge erscheinen werden, nämlich unter dem Titel: 

1. Quellen und Studien, die in 6 Abteilungen erscheinen: 

a) Recht und Wirtschaft; 

b) Land- und Forstwirtschaft; 

c) Bergbau und Hüttenkunde; 

d) Geographie und Landeskunde; 

e) Religionswissenschaft; 

f) Sprachwissenschaft. 

2. Vorträge und Aufsätze, populärwissenschaftliche Schrif¬ 
ten. 

3. Osteuropa, Vierteljahrsschrift des Osteuropa-Instituts in Bres¬ 
lau, eine streng, wissenschaftlich zu haltende Zeitschrift 

Das Arbeitsgebiet und die Aufgaben, die sich das Institut stellt sind 
hiernach reichlich umfangreich. Zurzeit liegt der erste Band der „Quellen 
und Studien“, der Recht und Wirtschaft behandelt, vor. Der Verfasser 
gruppiert die umfangreiche, außerordentlich interessante, zurzeit namentlich 
auch für nichtosteuropäische Gebiete äußerst aktuelle Materie in 9 Ab¬ 
schnitte: 

a) Allgemeine Wirtschaftsfragen; 

b) Handel; 

c) Industrie; 

d) Transportwesen; 

e) Staatsschulden und Steuerwesen; 

f) Geld-, Bank- und Börsenwesen; 

g) Agrarfragen; 

h) Verpflegungswesen; 

i) Verschiedenes. 

Die Quellen, auf die sich die Arbeit stützt, bilden vier russische Zei¬ 
tungen. Die „Prawda“ (Die Wahrheit), das offizelle Organ der Allrussi¬ 
schen kommunistischen Partei (Bolschewiki), sodann die „Iswestija sso- 
wjetow rabotschich, soldatskich i krestjanskich Deputatow Moskwy“ (Nach¬ 
richten der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte Moskaus). Diese beiden 
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Zeitungen vertreten also die zurzeit in Rußland herrschenden Anschauungen 
der Regierung. Ferner von der .bürgerlichen Presse: „Nasche sslowo“ 
(Unser Wort), frühen: „Russkoje sslowo (Russisches Wort) genannt, und 
endlich: „Nasch Wjek“ (Unser Zeitalter), die frühere „Rjetsch“ (Die 
Rede). Damit hat der Verfasser die beiden, einander widerstrebenden 
und sich bekämpfenden Richtungen zu Wort kommen lassen. Und man 
muß gestehen, der Leser dieser lehrreichen Sammelarbeit wird in ganz be¬ 
sonders starker Weise an den bearbeiteten Stoff gefesselt. Es ist das in 
diesem Augenblick hier in Deutschland nicht gar auffallend, wo in einzelnen 
Kreisen Bestrebungen ‘immer deutlicher hervortreten, Deutschland durch 
die gleichen Theorien zu beglücken. Beim Lesen der verschiedenen Ab¬ 
schnitte tritt das Radikale in dem Vorgehen der Bolschewiki, das mit Allem 
und Jedem bricht, worauf bisher die staatliche und gesellschaftliche Existenz 
aufgebaut war, ganz besonders stark und deutlich hervor, weil der Stoff, 
der aus den bezeichnten Quellen, zerstreut über ein ganzes Jahr, zusam¬ 
mengetragen worden ist, hier auf einem engen Raum vereinigt ist. Die 
Wirkung wird bei dem Leser auch dadurch erreicht, daß der Verfasser 
nicht unterlassen hat, die maßgebendsten Erlasse der bolschewistischen 
Regierung im Wortlaut zu bringen. So wird der vorliegende Band einge¬ 
leitet durch den Abdruck der: „Deklaration der Rechte des ar¬ 
beitenden und ausgebeuteten Volkes“, da kann man den 
Satz lesen: „Die Konstituante verlangt den endgültigen Bruch mit der 
barbarischen Politik der bürgerlichen Zivilisation, die den Wohlstand der 
Ausbeuter in einigen wenigen auserwählten Ländern auf der Versklavung 
von Millionen von Arbeitenden.gründete.“ 

Oder: D e k r e t v o n d e r A n n u 11 i e r u n g der Staatsan¬ 
leihen, da heißt es: „Alle von den Regierungen der russischen Guts¬ 
besitzer und der russischen Bourgeoisie abgeschlossenen Staatsanleihen.... 
werden vom 1. Dezember 1917 an annulliert“. „In gleicher Weise werden 
auch alle Garantien, die die genannten Regierungen für die Anleihen der 
verschiedenen Unternehmungen und Institute geleistet haben, annulliert.“ 
„Alle ausländischen Anleihen werden bedingungslos und ausnahmslos 
annulliert.“ 

Oder: Dekret vom Landbesitz, sagt kurz und 

bündig Punkt I: „Das Besitzrecht der Gutsbesitzer an Grund und Boden 
wird unverzüglich aufgehoben. Eine Entschädigung wird nicht geleistet“, 
aber Punkt V bestimmt: „Der Landbesitz der gemeinen Kosaken und der 
Bauern wird nicht konfisziert.“ Und in der beigefügten Instruktion heißt 
es: ,^Diejenigen, die durch diese Reform geschädigt werden, haben das 
Recht auf Unterstützung aus öffentlichen Mitteln nur für den Zeitraum, 
der zur Gewöhnung an die neuen Existenzbedingungen nötig ist.“ 

Oder: Dekret von der Aufhebung des Erbrechts: 
„Jedes «Erbrecht wie nach dem Gesetz, so nach dem Testament wird 
aufgehoben. Nach dem Tode des Erblassers geht sein ganzes bewegliches 
und unbewegliches Eigentum in den Besitz der Russischen sozialistischen 
föderativen Räterepublik über“. (Pkt. II.): ,3*s zur Veröffentlichung 

eines Dekrets von der sozialen Fürsorge werden die notleidenden (d. h. 
solche, die das für den Lebensunterhalt notwendige Mindesteinkommen 
nicht besitzen) und arbeitsunfähigen Verwandten.sowie der Ehe¬ 

gatte des Verstorbenen aus dem hinterlassenen Vermögen unterstützt.“ 
(Pkt IV.): „Die Höhe der Unterstützung bestimmt der örtliche Arbeiter¬ 
und Bauernrat“ 

Oder: Gesetz von der Versicherung gegen Arbeits- 
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1 o s i g k e i t. Das .mjII eigentlich heißen: gegen die Folgen der Arbeits¬ 
losigkeit. Der Funkt 6 dieses Gesetzes bestimmt: ..Die Mittel zur Unter¬ 
stützung der Arbeitslosen werden von den Beiträgen der Arbeitgeber 
geliefert." 

Die Arbeitnehmer kommen in den Bestimmungen des Gesetzes 
nur als Empfangende vor. 

Die Brutalität, mit der die herrschende Bolsehewisten-Regierung in 
Rußland vorgeht, kann ruhig als unübertrefflich bezeichnet werden, denn 
mehr als alles, was bisher zu Recht bestand, ins genaue Gegenteil ver¬ 
kehren, kann man natürlich nicht. Die von mir angeführten Dekrete und 
Gesetze tun das aber mit einer selten erreichten Vollständigkeit. 

Ein Kapitel von ganz besonders großem Interesse berührt die In¬ 
dustrie und deren Niedergang, die Schließung der großen Werke mit allen 
unvermeidlichen Folgeerscheinungen, wie Arbeitslosigkeit, Mittellosigkeit 
und Hunger, der in die Reihen der Arbeiter starke Lücken reißt. Es ist 
außerordentlich verführerisch, dem zusammengetragenen Stoff, der hier 
geordnet nach Materien dem Leser geboten wird, näher nachzugehen, 
denn es sind alles Fragen, die augenblicklich allerdings erst in Rußland 
akut geworden und dort auch bis zu einem gewissen Grade ausgetragen 
worden sind, ja, deren Folgen sich sogar in mehrfacher Richtung schon 
jetzt übersehen lassen, von denen es aber ganz und gar nicht feststeht, 
daß sie an den Grenzpfählen der russischen sozialistischen-föderativen 
Räterepublik Halt machen werden. Man sollte an den traurigen Folgen, 
die Rußland bei seinen „Errungenschaften der Freiheit“, oder treffender 
gesagt: der „Zerstörung“, gemacht hat, sich eine Lehie nehmen. Die 
„I’rawda“, also das Organ der Regierung, berichtet über die Natio¬ 
nalisierung einzelner Großbetriebe der Textilindustrie, 
bekanntlich die größte Industrie des Landes, die den kämpfenden Ar- 
heitern geglückt ist, und bemerkt dazu: „bei einer solchen Nationali¬ 
sierung erhält aber der Staat unter allen Umständen ein blutleeres und 
verkrüppeltes Unternehmen!“ Das ist offenbar eine harte, wenn sicher 
auch eine unbeabsichtigte Verurteilung des Vorgehens der Bolschewiken. 

Dabei sind die Staatsfinanzen und der Staatskredit gänzlich zerstört. 
..Nasche Wjek“ gibt an, daß, während die Staatsschuld zur Zeit des 
russisch-japanischen Krieges um 1280 Mill. Rubel anwuchs, die Staats¬ 
schuld während des Weltkrieges um 56 200 Mill. Rubel zugenommen hat. 
Ferner, daß der Kurs des Rubels damals 100 % betrug, er gegenwärtig 
auf 4,3 % gesunken ist, ein Ergebnis, das die Zeitung findet, indem sie 
den Notenumlauf, 30 Milliarden, der übrig gebliebenen Goldreserve, 
l,:» Milliarden, gegenüberstellt. 

Außerordehtlieh interessant sind auch die Ergebnisse auf dem Ge¬ 
biet der Preissteigerung für alle Bedarfsgegenstände, wie auch für die 
unentbehrlichsten Nahrungsmittel. Aber es würde leider den ftahmen, 
der hier von selbst gegeben ist, weit überschreiten, wollte ich noch näher 
auf die Einzelheiten, die in großer Fülle sich in dem reichen Stoff finden, 
eingehen. Nur noch einige Worte zu dem Kapitel: Transportwesen, in 
Sonderheit Eisenbahnen, seien hierhergesetzt. Das Material für 
diesen Teil des Sammelwerkes liegt auffallepd weit zurück und be¬ 
handelt die Geschehnisse meist nach dem Stand vom Ende 1917 und 
Anfang 1918, wie denn überhaupt dieses Kapitel spärlicher behandelt ist. 
als der übrige Stoff und als er es seiner Bedeutung nach wohl bean¬ 
spruchen könnte. 

In welchem Umfang in Rußland Tariferhöhungen vorgenommen 
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-worden sind, dafür nur ein Beispiel. Der Gepäoktarif sah für jeden 
Reisenden 1 Pud (= 16,:ts kg) Freigepäck vor. Diese Vergünstigung ist 
aufgehoben, dagegen der Tarif für die Beförderung von Gepäck außer¬ 
ordentlich erhöht worden. Z. B. auf der Strecke Petersburg—Moskau 
604 Werst (= 644 km) ist für 1 Pud 10 Rbl. (d. h. 21,oo cH nach dem ehe¬ 
maligen Normalkurs) zu zahlen. 

Über den Anlaß zu dem gegenwärtig eingetretenen Zusammenbruch 
des Eisenbahnwesens in Rußland gehen die führenden Geister ziemlich 
weit auseinander. Während die Leiter des Verkehrswesens in der Haupt¬ 
sache dem Krieg und der den Krieg ablösenden Revolution die Schuld 
zuschreiben, vertritt der Diktator Lenin den Standpunkt, daß das Eisen¬ 
bahnwesen schon vor Ausbruch des Krieges in seinen Grundfesten unter¬ 
graben gewesen ist. Es habe sich allerdings in der ersten Hälfte des 
Kriegs gut gehalten, dann seien aber die schon lange vor Ausbruch 
der Revolution vorhandenen Mängel, wie namentlich der zu geringe Be¬ 
stand an Lokomotiven und Wagen, die ungenügende Ausgestaltung der 
Bahnhöfe, wodurch nicht nur Verkehrsstockungen, sondern völlige Ver¬ 
stopfungen eingetreten sind, und nicht zuletzt „die unsagbar’ schweren 
Bedingungen, unter denen die Angestellten arbeiten mußten“, mit ele¬ 
mentarer Gewalt zum Durchbruch gekommen. Die Folgen haben sich 
dann vor den Augen aller abgespielt. 

Ob die Ursachen nicht doch viel tiefer liegen, darüber wird wohl 
später einmal die Geschichte gerechter urteilen, als das augenblicklich 
schon geschehen kann von Personen, die zum Teil mit tätig gewesen und 
natürlich bestrebt sind, die Ursachen des verhängnisvollen Zustands im 
Eisenbahnwesen in einen Zeitabschnitt zu verlegen, in dem ihr Einfluß 
noch nicht der maßgebende w'ar. 

Gleich den Eisenbahnen sollen auch die Schiffahrtsunternehmungen 
nationalisiert werden, und zwar „sollen alle Handelsschiffe, Unter¬ 
nehmungen, Lager, Werke usw., die Aktiengesellschaften gehören, ohne 
Entschädigung .... in den Besitz der russischen Republik übergehen, 
falls sie Objekte kapitalistischer Ausbeutung darstellen“. Also auch 
hier radikal! . 

Die vorstehenden kurzen Betrachtungen sollen nur einen Einblick 
in den Aufbau des Stoffs gewähren und den Anlaß bieten, das Buch 
mit seinem reichen Anhalt zu studferen, das auch besonders geeignet ist, 
als Nachschlagewerk über die wichtigen Vorgänge zu dienen, di© sich 
in der verhängnisschwexen Zeit, in der der Bolschewismus in Rußland 
zur Herrschaft kam, zugetragen haben. Für das vom Bolschewismus 
bedrohte Europa sind die Ergebnisse des Umsturzes in Rußland be¬ 
sonders lehrreich. Dr. Mertens. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 

Brich, H., Ober-Postinspektor. Drähte und Kabel, ihre Anfertigung und An¬ 
wendung in der Elektrotechnik. Zweite Auflage. Aus Natur und Geistes- 
welt. 285. Bändchen. Leipzig und Berlin 1919. 

Dolezalek, Dr.-lD,g., Geheimer Begierungsrat, Professor. Der Eisenbahn¬ 
tunnel. Ein Leitfaden des Tunnelbaues. 1. Berlin-Wien 1919. 

Giene, Dr., Erich, Professor, verkehrstechnischer Oberbeamter des Verbandes 
Groß-Berlin. Das zukünftige Schnellbahnnetz für Groß-Berlin, mit 120 
Textabbildungen, 15 Tabellen und 15 Tafeln. Berlin 1919. . 
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Högg und Schultz. Der Wohnungsbau nach dem Kriege. 180. Flugschrift, des 
Dürerbundes. München 1919. 

Kühn, Ernst, Professor. Übergangs-Heimstätten-Siedlung (Zellenbau). 181. Flug¬ 
schrift des Dürerbundes. München 1919. 

Rieser, Heinrich. Technischer Index, Ausgabe für 1918. Berlin und Wien 1919. 

Schanz, Dr., Georg, Professor. Finanz-Archiv. Zeitschrift für das gesamte 
Finanzwesen. 36. Jahrgang. 1. Band. Stuttgart und Berlin 1919. 

Schilling, A., Professor. Theorie der Lohnmethoden. Berlin 1919. 

Schulz-Mchrin, Otto, Ingenieur. »Sozialisierung und Räteorganisation als Mittel 
zur Verbesserung der Gütererzeugung und -Verteilung. Ausschuß für 
wirtschaftliche Fertigung. Druckschrift Nr. 1. April 1919. Berlin 1919. 

Statistik der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen Deutschlands nach den An¬ 
gaben der Eisenbahnverwaltungen bearbeitet im Reichs-Eisenbahnamt. 
38. Band. Rechnungsjahr 1917. Berlin 1919. 


Zeitschriften. 

Allgemeiner Tarif-Anzeiger. Wien. 

38. Jahrgang. Nr. 18 bis 25. Vom 27. April bis 15. Juni 1919. 

(18 u. 19:) Der privatwirtschaftliche Charakter der öffentlichen Ver¬ 
kehrsunternehmungen. — (18:) Der tarifarische Zerfall. — Beibehal¬ 
tung auf Kriegsdauer eingeführter Tarifmaßnahmen in Deutschland. 
— Notwendige Änderung der Verjährungsbestiminungen für Ansprüche 
gegen die Eisenbahn. — (19 u. 20:) 200-prozentige Tariferhöhung im 
8. II. S.-Staate. — (20:) Aufnahme des Güterverkehrs mit Triest über 
Tarvis. — Die schwedischen Staatseisenbahnen im Jahre 1918. — (21:) 
Neuerliche Tarifmaßnahinen im S. II. S.-Staate. — Der Frankaturzwang 
im Verkehr mit dem S. H. S.-Staate. — Ein besonderes Reglement für 
die Eisenbahnen im S. H. S.-Staate. — (22:) Mängel der früheren 
Eisenbahngütertarife. — Errichtung einer* Staatshahndirektion Wien- 
Nordost. — Die Tarife in Frankreich und in Italien. — (23:) Fran¬ 
kierungszwang und Nachnahmevert>ot im Verkehr der tschecho-slowa- 
kischen Republik mit Ungarn. — Neue Frachtbriefformulare im 
tsohecho-slowakischen Staat. — Der Frankaturzwang im Verkehre mit 
Polen. — Die Friedensforderungen der Entente an Deutschland. — 
Die derzeitigen Tarife in Italien. — (24 u. 25:) Die verkehrspolitiscben 
Friedensforderungen der Entente an Deutschösterreich. — Der Güter¬ 
verkehr nach Triest über Tarvis. — Die Gütertarife Polens. 

Archiv für Post und Telegraphie. Berlin. 

Nr. 4. April 1919. 

Die Beförderung von Paketen mit der Straßenbahn in Berlin. 

Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

53. Jahrgang. Nr. 36. Vom 3. Mai 1919. 

Die Vereinheitlichung des Verkehrsw r escns und die deutsche Reichs¬ 
verfassung. 

Nr. 43. Vom 28. Mai 1919. 

Die Zukunft des frei werdenden Bahnhofsgeländes in Stuttgart. 

Nr. 45. Vom 4. Juni 1919. 

Zur Vollendung des Mittelland-Kanales. 
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Deutsche Eisenbahnbeamten-Zeitung. Stuttgart-. 

22. Jahrgang. Nr. 9 bis 11. Vom 1. Mai bis 1. Juni 1919. 

(9:) Zusammenbruch und Aufbau. — Luftverkehr und Luft recht. — 
(10:) Der Reichshaushalteplan für 1919. — (11:) Zum Friedensentwurf. 
— Ausbau der Vereineorganisation in Baden. — Gedanken und Vor¬ 
schläge. — Sozialpolitik und Standesfragen. 

Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

10. Jahrgang. ’ Nr. 5. Mai 1919. 

Beisegepäckverßicherung mittels Wertmarken. — Selbsttätige Strecken¬ 
sicherungen. — Verkehrspläne der westlichen Nachbarländer. 

Deutsche Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

32. Jahrgang. Nr. 16 bis 23. Vom 19. April bis 7. Juni 1919. 

(16:) Der Eisenbahn-Nahverkehr im neuen Verfassungsentwurf. — 
Salztransport mit Eisenbahn oder Schiff? — Die Eisenbahnen in der 
Reichsverfassung. — (17:) Das richtige Kuppeln der Eisenbahnwagen. 
— (u. 18:) Die Rechtsverhältnisse der Privatanschlußbahnen. — (18:) 
3000 PS. elektrische Schnellzuglokomotive der preußischen Staate¬ 
bahnen. — (19:) Rauchverbrennung bei Lokomotiven. — Der Haushalt 
1919 der preußischen Staatebahnen. — (20:) Teerölfeuerung für Loko¬ 
motiven. — Feldbahnen hinter der französischen Front. — Ventilierte 
Bahnmotoren. — (21:) Die österreichischen Eisenbahnen nach dem 
Kriege. — Elektrische Eisenbahnen in Schweden. — (22:) Schienen- 
und Laschenbruche. — Ersatzschmiermittel und Gewerbehygiene. — 
Schienenstoß mit Exzenterschrauben und Spannplatten. — (23:) Die 
Eisenbahnen Rußlands. — Eisenbahn-Überbauten. — (24:) Der Straßen¬ 
bahnerberuf. — Elektrischer Betrieb der Bahn Berlin—Oranienburg. — 
Zur Verstaatlichung der englischen Eisenbahnen. — Eine neue amerika¬ 
nische Riesenlokomotive. 

Eisenbahn und Industrie und Mitteilungen für die Förderung des Lokalbahn- 
und Straßenwesens. Wien—Ppag—Berlin. 

26. Jahrgang, Heft 4. April 1919. 

PensionserhÖhungsfonds für Beamte der Eisenbahn und Industrie. — 
— Die Bagdadbahn vor und nach dem Weltkriege. — Die Kohlennot 
und die Elektrisierung der Bahnen. 

Heft 5. Mai 1919. 

Die Bagdadbahn vor und nach dem Weltkriege. 

Eisenbahnblatt. Wien. 

24. Jahrgang. Nr. 11 bis 15. Vom 20. April bis 30. Mai 1919. 

(11:) Zur neuen Diensteinteilung im Staateamte für Verkehrswesen. — 
Die Personal Verhältnisse der Angestellten bei den Staatebahnen. — 
Die neuen Eisenbahnfahrpreise in Deutschland. — Bau und Aus¬ 
besserung von Personenwagen in Preußen. — (12:) Erhöhung des 
Personen- und Gepäcktarifes. — Die Elektrisierung der preußischen 
Staatebahnen. — (13 u. 14:) Staatssekretär Paul über die Eisenbahn¬ 
politik Deutschösterreichs. — (14:) Die Unübersichtliohkeit der gegen¬ 
wärtigen Eisenbahntarife und ihre Ursachen. — Zur Elektrisierung der 
Streoke Attnang—Steinach—Irdning. — Tariferhöhungen in den Entente- 
ländern. — Staatliche Regelung des Reise- und Sommerverkehrs. — 
(15:) Flüchtige Kleinbahnen als Verkehrsnotbehelf in der Übergangs¬ 
wirtschaft. — Elektrisierung der Schweizer Eisenbahnen. — Der Auf¬ 
marsch des englischen Heeres. 
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Das Eisenbahnblatt. (J änibanebladet.) Stockholm. 

1919. Nr. 6—11. März-Mai 1919. 

(6:) Ombyguing av Fetsund Bro. (Forts. aus Nr. 5.) — (7:) Jernbanens 
Boligkomite. — Ihrägasatt järnvägsförbindelse mellan Köpenhanm 
och Malmö. — (u. 8:) Jämvägsarenden vid 1919 4rs rikedag. — (u. 10:) 
Sverigo. rppställning af formier för beräkning af änglokomotivens 
hufvuddimensioner. (Forts, aus Nr. 5.) — (9:) Sverige. Dagliga sjöfarts- 
forbindelser mellan Sverige och England. — Rysslands järnvägar. — 
Bessarabien« järnvägar. — (10:) Danmark. Forslag til danvsk Finanslov 
1919—1920, f. s. v. Statshanerne angaar. — Utveckiing af Indiens 
msiiiM'r. — Definitiv plan för vis« del af statsbanen Sveg—Hede. — 
(11:) Norge. Transportforhold under krigen ved Norges Statsbaner. — 
Taxeätgärder i olika 1 ander (Forts. aus Nr. 1). 

Eisenbahn- und Verkehrsrechtliche Entscheidungen und Abhandlungen. Berlin 
und Leipzig. 

35. Band. Heft 3. 

Der Anspruch auf den billigsten Tarif bei Sendungen im internatio¬ 
nalen Eisenbahnfrachtverkehr, wenn im Frachtbrief ein bestimmter 
Tarif nicht genannt ist. — Der Einfluß des Krieges auf die Eisen¬ 
bahn vertrüge. — Ein Fortschritt in der Rechtsprechung zur Frage des 
eigenen Verschuldens (§ 1 R.Hpfl.G.). 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. Berlin-München. 

17. Jahrgang. Heft 11. Vom 14. April 1919. 

Versuche zur Ermittlung des Fahrwiderstande« der Mittenwaldbahu- 
Lokoraotive. 

Elektrotechnik und Maschinenbau* Wien. 

37. Jahrgang. Heft 20 bis 24. Vom In. Mai bis 15. Juni 1919. 

(20 u. 21:) Elektrische Vollbahntraktion in Italien. — (23 u. 24:) Die 
. Entwicklung des elektrischen Bahnbetriebes in der Schweiz. 

Elektrotechnische Rundschau. Berlin. 

36. Jahrgang. Nr. 18/19. Vom 7. Mai 1919. 

Schwere Güterzuglokomotiven für Schmalspurbahnen. 

Engineering. London. 

106. Band. Nr. 2763 bis 2765. Vom 13. bi* 27. Dezember 1918. 

(2763:) The present position of Gennan roMing stock. — Railway natio- 
nalisation. — (2765:) The Railway problem. 

107. Band. Nr. 2780 bis 2784. Vom 11. April bis 9. Mai 1919. 

(2780:) The Ventilation plant of the Simplon tunnel. — All-metal pas¬ 
senger Railway cars. — (2781:) Automatic signalling on the Liverpool 
overhead Railway. — (2783 u. 2784:) Brown-Boveri locomotives for 
tho Sw iss Federal Railway«. 

Engineering News-Record. New York. - 

82. Band. Nr. 10 bis 17. Vom 6. März bis 24. April 1919. 

(10:) What the govermnent did in inland waterway navigation. — (11:) 
A solution of the Railway problem based on plans presen ted to con- 
gress. — Operation of New York Central’« Cleveland freight terminal. 
— Detroit plans comprehensi ve scheme for grade-crossing removal. 
— Double-track iniprovement on Big Four Railroad. — Chicago Union 
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Station to spend 5 300000 $ in 1919. — Trans verse fissures in rails and 
phosphorus 9€gregation. — (13:)^ Railway Engineering association has 
active meating. — Zinc as an alternative for creosote in treating Rail¬ 
way lies. — Progress in study of rail quality. — Rail-joint teste »how 
heat treatment and short bars advisable. — Switching cars into Station 
Order at largo freight yards. — Railway engineers' Conference. — (14:) 
Compares Principal plans for Railroad poiicy. — Elimination of dange- 
rous road junction and its cost. — (15:) How should a federal depart- 
ment of public works be organized? — (17:) 23rd Engineers being 
held to repair French roads. 

Le G6nie Civil. Paris. 

74, Band. Nr. 14. Vom 5. April 1919. 

La destruction par les Allemands des voies ferrees, des routes et des 
voies navigables. Mesures prises pour leur reconstruction. — L'ctat 
actuel des chemins de fer chinois. 

Nr. 17. Vom 26. April 1919. 

L’electrifieation des chemins de fer francais. La repercussion sur les 
Services telöphoniques et tel&graphiques. 

Nr. 18. Vom 3. Mai 1919. 

L'emploi du charbon pulverig sur les locomotives. 

Nr. 19. Vom 10. Mai 1919. 

La reconstruction de la gare de Weimar (Saxe). 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

84. Band. Heft 9 bis 10. Vom 1. bis 15. Mai 1919. 

(9:) Der Weg des Eisens. — Schweres Scheibenrader-Preß- und Walz¬ 
werk nach Slick. — (10:) Die wesentlichsten Mängel der selbsttätigen 
Saugluft-Sohnellbremse. 

Hanomag-Nachrichten. Hannover-Linden. 

6. Jahrgang. Heft 4. 

Reinigung von Kesselrohren. — Eine neue Siederohrbearbeitungs- 

maschin*. 

Die Lokomotive. Wien. 

16. Jahrgang. Heft 4. April 1919. 

1 D-Vierzylinder-Verbund-Heißdampf-Güterzuglokomotive mit Rauch¬ 
röhrenüberhitzer, Patent Schmidt, Gruppe G 4/5 der bayerischen Staats¬ 
bahnen. — Die Neuordnung der deutschösterreichischen Staatsbaimen 
auf technisch-wirtschaftlicher Grundlage. — 1 B-Heißdampf-Personen- 
zugtenderlokomotive, Gattung Pt 2/3, der bayrischen Staatsbahnen mit 
Rauchröhrenüberhitzer, Patent Schmidt. — Verzeichnis historischer 
Lokomotiven, enthaltend 202 Lokomotiven von 1904—1918. III—IV. 

Magazin für Technik und Industriepolitik. Berlin-Wilmersdorf. 

10. Jahrgang. Nr. 2/3 und 3/4. Februar/März und April/Mai 1919. 
Techniker und Technik im Feldeisenbahnwesen. 

österreichische Eisenhahn-Zeitung. Wien. 

42. Jahrgang. Heft 5 bis 6. Vom 1. Mai bis 1. Juni 1919. 

(5:) Zur Vereinheitlichung der deutschen und deutschösterreichischen 
Tarife. — Stetigkeit oder Beweglichkeit der Gütertarife? — Die 
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stärkste Belastungsprobe unserer Eisenbahnen. — Der Zusammen¬ 
bruch der direkten Eisenbalmtarifc. — (6:) Die wirtschaftliche Tätig¬ 
keit der Staatsbahndirektion Linz während des Krieges. 

Railway Age. New York. Chicago. 

64. Jahrgang. I. Hälfte von 1919. Nr. 14 bis 17. Vom 4. bis 25. April 1919. 
(14:) A new cycle of Railway wage«. — Canadian Pacific. — Railway 
buying and industrial leadjustment. — Distribution of Railway eecu- 
rity holdinge. — A poesible solution of the Railroad problem, part. IL 
— Work of American Railway force« in France. — A rectangular 
reinforced concreto engine-house. — (u. 15:) An important development 
in the Railways of Spain, part. II. — (14:) Traffic performance in 1918. — 
Temporary treating plant pays big retums. — Labor saving in shop ac- 
counting. — (bis 17:) Orders of regional directors. — Döings of the 
United States Railroad administration. — (14:) Railroad men. 

— A radical departure in swing bridge design. — Train 
accident« in february. — (u. 15, 16:) Railway development« in foreign 
countriU\s. — (14:) What yardmen can do to «ave fuel. — Experience 
of French argument against guaranteed inoomes. — (15:) The British 
transport bill. — Train Service employees’ wage eettlement. — The 
need for another advance in rates. — Heavy Railway oonstruction 
along Mexican border. — Railroad purchases as a stabilizer of business. 
— The ticket agent as a salesman. — Railroad construction in spite of 
snovv, glaciers, floods and forest fires. — .American Railway engineering 
association committee w ork. — Light and heavy Standard Pacific type lo- 
comotives. — Increasing trainloads by redueing grades. — Professional 
engineers given hearing. — (16:) The perplexing dining car question. 
— The Alaskan Government Railway. — Railroad administration and 
Government price-fixing. — Radical departure in loading oeenn 
fneighters. — Train employees granted wage increase. — Aocident 
bulletin Nr. 68. — Price controversy up to president. — A complete 
modern epgine terminal instalLation. — Waterway policy of the Rail¬ 
road administration. — (il 17:) The Railroad development of the Argen- 
tine. — (16:) Ru los for competitivo bidding under Clayton law. — Report 
on South Byron collision. — Unified shop record and management con- 
ditions. — Storago battery cars for Mexican Railroad. — A portable 
electric sta’cking crane. — New type of cinder conveyor. — Under¬ 
ground gasoline storage. — (17:) Senator Cummins on the Railroad 
problem. — Present prioes and Railway rate«. — Fuel Conservation 
on the Northern Pacific. — A statesman’« view of the Railroad pro¬ 
blem. — War cost of Railw r ay equipinent. —Securing maximuih efficiency 
in train loading. — Railway developments in foreign countriee. — Side- 
lights on the Russian Railroad Situation. — The Canadian govemment 
and the Grand Trunk Pacific. — Train accidents in march. 

Rundschau für Technik und Wirtschaft. Wien—Leipzig. 

12. Jahrgang. Nr. 7 and 8. Vom 15. April 1919. 

Der Tunnel durch die Stubalpe. — Die Verwertung unserer Wasser¬ 
kräfte. 

Nr. 9 und 10. Vom 15. Mai 1919. 

Sozialisierung der Wasserkräfte Deutschösterreichs. 
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Stahl und Eisen. Düsseldorf. 

39. Jahrgang. Heft 20 bis 24. Vom 15. Mai bis 12. Juni 1919. 

Die» Verwendung von gestücktem Koks zur Dampferzeugung. — Der 
Haushalt der preußischen Eisenbahnverwaltung für das Rechnungs¬ 
jahr 1919. 

Heft 23 und 24. Vom 5. und 12. Juni 1919. 

Über das Verkehrs- und Eisenbahnwesen Japans. 

Technisches Wochenblatt. (Teknisk Ukeblad.) Kristiania. 

1919. Nr. 14 bis 22. 'Vom 4. April bis 30. Mai 1919. 

(14:) Om tekniske Maalinger og Justering av Maaleinstrum enter. — 
Om Lagring og Lasting av Kul og Malm. — (15 bis 17 :) Statens For- 
hold til Vandkraften. — Forsök med Jembanesviller av Beton. —. (16:) 
Sveriges Statsjernbaner i 1917. — (17 :) Tryktunneläer. — Litt om Ut- 
stikning av Jernbaner. — Det extraordinaere Vandfaldsbudget. — (18 :) 
Lokalbanenettet i Aker. L i 1 leakerbanen. — (19:) Statsbanene Admini¬ 
strationsordningen og Lönsspörsmaalene. — (20:) Elektrificeringen av 
de schweiziske Baner. — Lilleakerhanens aapning. — Ombygning av 
Vossebanen. — (21:) Konservering av Troe. — De amerikanske Jem- 
baner under Krigen. — Elektro-Hurtigtransportören. — Sugetransfor- 
matorer til Skinneanloeg for Enfasebaner. — (22:) Sporveisplaner i 
Hangesund. 

• 

Verkehrstechnische Woche nnd Eisenbahntechnische Zeitschrift. Berlin. 

13. Jahrgang. Nr. 17. Vom 21. Mai 1919. 

Die Lokomotiv-Fembekohlungsanlage für den Betriebsbahnhof Cöln. 
— Der neue Personenbahnhof in Karlsruhe. — Der freizügige Selbst¬ 
entladewagen im öffentlichen Verkehr der Eisenbahnen. 

Weltwirtschaftliche Zeitnng. Berlin—Wien—Budapest. 

4. Jahrgang. Nr. 23. Vom 6. Juni 1919. 

Die Zukunft dies internationalen Güterverkehrs: das Schicksal des 
Berner Übereinkommens. 

Zeitschrift für Banwesen. Berlin. 

69. Jahrgang. Heft 4. bis 6. 

Berechnung der Biegungsmomente infolge der Eisenbahnverkehrslast 
für durchlaufende Träger auf 3 Stützen. 

Zeitschrift für den internationalen Eisenbahntransport. Bern. 

27. Jahrgang. Nr. 4. April 1919. 

(u. 5:) Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von Amerika unter der 
Verwaltung des Staates und nach Friedensschluß. 

Nr. 5. Mai 1919. 

Zuständigkeit und Befugnisse des Zentralamte«. — Internationales 
Eisenbahntransportkomitee. 

Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- nnd Architekten-Vereins. Wien. 
71. Jahrgang. Heft 5. Vom 31. Januar 1919. 

Zur Neuordnung der deutschösterreichischen Staatsbahnverwaltung. — 
(5:) Diskussion über den Vortrag des Unterstaatssekretärs Ing. Bruno 
R. v. Enderes „Zur Neüordnug der deutschösterreiehischen Staatsbahn- 
verwaltung*. 
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Heft 17, Vom 25. April 1919. 

Die mechanische Besandungs- und Ascheabfuhranlage im Heizhause 
Wörgl der österreichischen Staatsbahnen. 

Heft 21. Vom 23. Mai 1919. 

Die KohLennot und die Elektrisierung der Bahnen. 

Zeitschrift für ßozialwisscnschaft. Leipzig. 

10. Jahrgang. Heft 3 and 4. Vom 23. April 1919. 

Die finanziellen Ergebnisse der französischen Eisenbahnen im Kriege. 

Zeitschrift für Transportwesen and Straßenbau. Berlin. 

36. Jahrgang. Nr, 13. Vom 1. Mai 1919. 

Pflastersteine und Pflasterhahn. — Vereinheitlichung des deutschen 
Verkehrswesens. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenieure. Berlin. 

63. Band. Nr. 18. Vom 3. Mai 1919. 

Die Steuerungen der Dreizylinderlokomotiven. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahn Verwaltungen. Berlin. 
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Die Betriebskosten der Eisenbahnen und ihre Bedeutung 

für die Tarifbildung. 

Von 

Dr. Ahlberg and Dr. Norrman in Stockholm. 

(Schluß) i). 


Zusammenfassung der Kosten für Wagenladungen in Ferngüterzügen. 

Unter.wegskosten: 
a) Für das Nettotonnenkm 0,806 Öre (s. S. 667). 



(Gedeckte Wagen 

Offene Wagen 

b) Für das Wagenkm: Nr. 1 . 

. . Öre 

2^o 

1,86 

» 2 . 

• • * 

1,08 

1,06 

. 3 . 

* • n 

0,83 

0,77 

Somme 

. . Öre 

4,38 

3,68 


Terminalkosten für jede Wagensendung (Kr.) : 



Beladene Wagen 

Leere Wagen 

Gedeckte 

Offehe 

Gedeckte 

Offene 

Nr. 2. 

1,8t 

1,83 

1,82 

1,33 

, 3. 

3,10 

2,43 

0,89 

0,36 

» ^. 

0,46 

0,48 

— 

— 

Somme. 

4,88 

. 

4,30 

1,71 

1,57 


übergangskosten im Verbandsverkehr 
(auf jede Übergangsstation für einen beladenen Wagen (Kr.): 



Gedeckte Wagen 

Offene Wagen 

Nr. 2. 

1,88 


. 3. 

0,63 

0,48 

,4. 

0,06 

0,08 

Summe. 

%0t 

l>w 


i) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1916 S. 869, 1917 S. 48,288,494, 1919 S. 641. 

Archiv für BUcnfcahnwesta, 1919. kr 
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830 Die Betriebskosten der Eisenbahnen u. ihre Bedeutung für die TarifbUdung. 

Beim Übergang leerer Wagen entstehen die gleichen Kosten wie bei 
ihrer Absendung. 

Die Ziffern fußen, wie aus dem Gesagten hervorgeht, aber 
hier zusammengefaßt werden soll, auf der Voraussetzung, daß der 
fragliche Verkehr in (hauptsächlich) den folgenden Hinsichten als 
durchschnittlich zu betrachten ist: 

1. Zugstärke (Bruttotonnenkm auf das Zugkm) und selbstverständ¬ 
lich Lokomotivkraft (auch Bahntrasse u. dgl.); 

2. Zugbildungsdienst, Verschiebungskosten; 

3. Wagenstellung, Umlaufszeit der Wagen; 

4. Stationsdienst (von verhältnismäßig geringer Bedeutung für die 
Kosten der Wagenladungen, wie aus den Ziffern hervorgeht). 

Dagegen ist noch nichts gesagt über die Wagenausnutzung und 
über das Verhältnis der Leerläufe zu den Nutzläufen der Wagen. Dies 
bedeutet, daß den Ziffern eine wesentlich größere Bedeutung zukommt, 
als wenn wir sogleich zu den Kosten für die Tonne und das Tonnenkm 
übergegangen wären. In der Praxis kommen sehr oft Fälle vor, bei 
denen man weiß, daß die Wagen besonders gut oder besonders schlecht 
ausgenutzt werden, oder daß der Verkehr einen besonders großen oder 
schlechten Leerlauf mit sich führt. Solche Fälle können nach obiger 
Tabelle unmittelbar behandelt werden; wir werden bald einige Beispiele 
davon zeigen. 

Ihre wichtigste und allgemeinste Anwendung finden die erwähnten 
Durchschnittskosten jedoch bei Berechnung der durchschnitt¬ 
lichen Mindesttarife für Wagenladungsguter in La¬ 
dungen von 2,5—5 1 ), 5—10 und mindestens 10 Tonnen für den Wagen. Um 
diese Mindesttarife zu ermitteln, hat man. die Kostenziffern, die für 
Wagenkm oder Wagen ausgerechnet sind, in Kosten für Tonnenkm und 
Tonnen zu überführen. Dies erfordert also gewisse Voraussetzungen 
teils bezüglich des Verhältnisses zwischen Förderung von Leer- und 
Lastwagen, teils bezüglich des Ladegewichts der Wagen. Für das Jahr 
1910 galten auf den schwedischen Staatsbahnen folgende Ziffern: 

a) Leerlauf für Wagenladungsgüter: 

km von Leerwagen = 58 % der km von Lastwagen, 
abgefertigte leere gedeckte Wagen = 84 % der abgefertigten 
Lastwagen, 

äbgefertigte lere offene Wagen = 65 % der abgefertigten 
Lastwagen. 

1 ) Die schwedischen Staatehahnen haben besondere Tarife auch für 2,5—51. 
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Dali die Prozentzahl der abgefertigten Leerwagen größer ist als dieselbe 
der entsprechenden Wegel&nge, ist natürlich darauf zurückzuführen, daß die 
Leerwagen durchschnittlich einen kürzeren Weg als die Lastwagen laufen. 

• 

b) Durchschnittslast in mit Wagenladungsgütern 
geladenen Wagen (nach besonderer Ermittlung): 


Sendungen von 2,5 bis 5 Tonnen. 2,8 Tonnen 

» » 5 » 10 „ . 6,7 „ 

* » 10 u. mehr „ .11,7 „ . 


Mit Anwendung dieser Zahlen kann man die Kosten für Tonne 
und Tonnenkm unmittelbar erhalten: 

Unterwegskosten (Öre für Nettotonnenkm): 
Gedeckte Wagen: 

Tarif für 2,8 Tonnen : 0,aoe + 4,88 • L 88: 2,8 = 2,78 
» »5 • S 0,806 + 4^8 • 1,68: 6,7 = 1,84 

„ „ 10 „ * 0,806 -f- 4,88- 1,68: 11,7 — 0,90 

Off ene'Wagen: 

Tarif für 2,3 Tonnen: 0,306 -f* 3,68 • 1,68 : 2# = 2,38 
„ „ 5 „ : 0,806 + 3,68.1,68: 6,7 = 1,17 

„ „ 10 „ : 0,806 + 3,68.1,58: 11,7 = 0,80 

Terminalkosten (Kr. für die Tonne) : 

Gedeckte Wagen: 

Tarif für 2,6 Tonnen : (4,88 + 1,71 • 0,84) 6,3»: 2,8 = 2,36 
» n 6 i? : 6,8»: 6,7 — 0,94 

r- » 10 „ : 6*»: 11,7 = 0,54 

Offene Wagen: 

Tarif für %i Tonnen: (4, so + 1,87 • 0,6») 6,3»: 2,8 = 1,86 
» » 6 „ : 6,»a: 6,7 = 0,78 

» 10 „ : 6,»»: 11,7 = 0,46 

Überführungskosten (Kr. für die Tonne): 
Gedeckte Wagen: 

Tarif für 2^ Tonnen: (2,09 + 1,7t • 0,84) 8,46: 2,8 = 1,24 
„ „ 6 » : 3,46: 6,7 — 0,52 

» » 10 « 8,46: 11,7 — 0,80 

Offene Wagen: 

Tarif für 2,6 Tonnen: (1,88 -f 1,67-0,65) 2,80: 2,8 = 1,04 
ff » B „ 2,90: 6,7 = 0.48 

ff „ 10 „ 2*): 11,7 = 0,96 

Wenn man schließlich eine gemeinsame Durchschnittszahl für ge¬ 
deckte und offene Wagen berechnet unter Berücksichtigung des 
Umstandes, daß jene innerhalb der drei Gewichtsgruppen etwa 40, 30 
und 20 % von sämtlichen Lastwagen umfassen, so erhält man folgende 
Ergebnisse (in Ören): 

66* 
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Unterwegs¬ 
kosten 
für 1 km 
und 100 kg 

Terminal¬ 
kosteil 
für 100 kg 

Uber- - 
führunge- 
kosten 
für 100 kg 

2,6 Tonnen. 

0,854 

20,3 

IM 

5 * .. • 

0 ,1» 

8,3 

4,6 

10 , . 

0,063 

4,7 

2,6 


Hieraus ergeben sich unmittelbar die Mindesttarife für alle Ent¬ 
fernungen: 


.Mindesttarife für Wagenladungsgüter in Fern¬ 
güterzügen (Öre für 100 kg): 


km 

2,5 Tonnen 

5 Tonnen 

10 Tonnen 

.10 . 

22,7 

9,6 - 

5,6 

60 . 

32^9 

14,4 

8 ^ 

100 . 

45,6 

20,5 

12 ^ 

200 . 

71,0 

32,7 

2 l,i 

800 . 

96,4 

44,9 

29,3 

400 .*. 

111,8 

67,1 

87,5 

600 . 

147,3 

69,3 

45,7 

1000 .] 

274,8 

180,8 

86,7 

2000 . 

528,3 

262,3 

168,7 

Im Verbandsverkehr kommt für jede Über¬ 
gangsstation hinzu. 

11,8 

4,6 

1 

2,6 


Hiermit ist die Berechnung aber noch nicht erledigt. Es liegt auf 
der Hand, daß man mit getrennten MincLesttarifen für Fern- und: Nah- 
güterzüge nicht auskommen kann; vielmehr ist es für die Praxis nötig, 
nur einen gemeinsamen Mindesttarif zu erhalten, ebenso wie die gewöhn¬ 
lichen Tarife nicht getrennt festgestellt werden können. Die Mindest¬ 
tarife für Nahgüter züge werden in ganz derselben Weise berechnet, 
wie eben für die Femgüterzüge dargelegt worden ist, wenn man nur von 
den höheren Ausgangziffern für die Zug- und Wagenkosten ausgeht, die 
früher angegeben worden sind. Wir geben nur das Resultat für 10 Tonnen 
an: die Unterwegskosten werden 0,U2 Öre für 100 kg und km (der Ziffer 
0,082 für Ferngüterzüge entsprechend), die Terminal- und Überführungs¬ 
kosten ändern sich nicht. Um den Unterschied zu zeigen, seizen wir die 
Mindesttarife für 10-Tonnen-Sendungen nebeneinander: 


. • ' * 

km 

Ferngüterzüge 

Nahgüterzüge 


10 

5,5 

5,8 


50 

8,8 

10,8 


100 

12,9 

15,9 


200 

21,1 

27,1 


300 

29,8 

38,8 
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km 

Ferngüterzüge 

Nahgüterzüge 

400 

37,b 

49,5 

500 

45,t 

60,7 

600 

53,9 

71,9 

700 

62,i 

83,i 

1000 

86,7 

116,7 

2000 

168,7 

228,7 


Also für weitere Entfernungen ein bedeutender Unterschied. Die 
Mindesttarife für alle Züge liegen natürlich zwischen diesen Zahlen, und 
es ist klar, daß eie sich für kürzere Entfernungen den Tarifen für Nah¬ 
güterzüge, für weitere Entfernungen den Tarifen für Ferngttterzüge nähern. 
Ihre richtige Lage hängt von der Ausdehnung ab, in der sich der Verkehr 
für die verschiedenen Entfernungen von den beiden Züggattungen bewegt. 
Es kann ziemlich schwierig sein, dieses genau festzustellen, und man kann 
sich fragen, ob eine genaue Untersuchung hierüber nötig ist Wir haben 
uns damit begnügt, für die schwedischen Staatsbahnen annähernd feetzu- 
stellen, daß 

bei 60 km fast.100% 

B 100—200 km etwa . . . ' 76 „ 
b über 600 „ n • • * 10 ], 

des Verkehrs in Nahgüterzügen stattfindet Mit Hilfe dieser Zahlen läßt 
sich der Mindesttarif für alle Züge auch annähernd richtig feststellen. 

Wenn die Mindesttarife für 5 Tonnen-Sendungen in derselben Weise 
ausgerechnet werden (von den kleineren sehen wir ab), kommt man zu 
dem Endergebnis, daß die Mindesttarife mit einer sehr guten Annäherung 
durch die folgenden Formeln dargestellt werden können: 

10 Tonnen 4,» + 0,i x — 0,02 (x — 200) 

5 Tonnen 8,6 + 0,iöx— 0,03 (x — 200), 
m Ore für 100 kg; x bedeutet die Entfernung in km. Die ausgerechneten 
Mindesttarife gehen aus der folgenden Tabelle hervor: 

Mindesttarife für Wagenladungen 
(ohne Rückeicht auf die Zuggattung). 


km 

5 Tonnen 

10 Tonnen 

10 

10,i 

5,9 

50 

16,i 

‘ 9,9 

100 

23,6 

14,9 

200 

38,« 

24,9 

300 

50,6 

32,9 

400 

62,6 

40,9 

500 

74,6 

£8,9 

600 

86,6 

56,9 

700 

98,6 

64,9 

1000 

134,6 

88,9 

2000 

254,6 

168,9 

Digitized by 


4 

Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 




834 Die Betriebekosten der Eisenbahnen u. ihre Bedentnns für die Tarifbiklun*. 

Diese Zahlenetellen also die direkten Kosten für 
neu hinzukommenden Darchschnittsverkehr von einem 
gewissen Umfang dar. Mit ihrer Hilfe kann man, wie schon in der 
Einleitung angegeben worden ist, direkt ablesen, ob ein Frachtsatz für die 
Eisenbahnen genügt, um keinen direkten Verlust zu bringen, und auch 
wieviel ein Verkehr von bestimmter Größe mit jenem Frachtsatz zu den 
festen Kosten beiträgt Daß sich die Eisenbahnen mit den Mindesttarifen 
nicht begnügen können, haben wir schon mehrmals hervorgehoben. Sie 
bedeuten nur die Grenze nach unten für die tatsächlich möglichen 
Frachtsätze, eine Grenze, der man sich übrigens nähern kann, wenn es 
sich um einen Verkehr handelt, den man ohnedies nicht erhalten würde, 
oder wenn besondere Gründe vorliegen, billige Frachten zu gewähren (z. B. 
Notstand). Auch sind sie als Frachten fürbahneigeneTransporte 
verwendbar; im allgemeinen ist es jedoch in diesem Fall vorzuziehen, die 
Frachtsätze für Wagen statt für Gewicht zu berechnen. 


Beispiele für besondere Fälle. 

Die Methode, nach der wir hier vorgegangen sind, hat die größte 
Wichtigkeit bei der Berechnung der Mindesttarife, sie kann jedoch für alle 
Berechnungen von Betriebskosten für Tarifzwecke, sei es allgemeine oder 
Ausnahmetarife, benutzt werden. Wir werden dies an einigen Beispielen 
erläutern, und zwar erstens an einigen Fällen, bei denen besondere Voraus 
Setzungen, z. B. Leerläufe oder Wagen ausnutzomg, vorliegen, und für die 
somit die in der „Zusammenfassung“ S. 829 angegebenen Zahlen gelten 
und zweitens an Fällen, bei denen dies nicht zutrifft, da die tatsächlichen 
Verhältnisse wesentlich abweichen und demzufolge auch die genannten 
Zahlen abgeändert werden müssen. 

Beispiel 1. Es kann ein Bedürfnis vorliegen zur Feststellung der 
Mindesttarife unterder Voraussetzung, daß die Wagen leer 
zurüokgehen, also 100 % Leerlauf. In solchem Falle entstehen (siehe 
„Zusammenfassung“: z. B. im eigenen Verkehr für offene Wagen in Fern¬ 
zügen) folgende Kosten: 

Unterwegskosten: O.soe Öre für das Tonnenkm + (2 X 3, es =) 7,36 Öre 
für den beladenen Wagen und das km, 

Abfertigungskosten für den beladenen Wagen: 4,20 + 1,57 = 5,77 Kr. 

Mithin bei Durchschnittslast und Sendung von 10 Tonnen ( 11,7 Tonnen 
für den Wagen): 

Unterwegskosten: 0,o»4 Öre für das km und 100 kg, 
Abfertigungskosten: 4,9 Öre für 100 kg. 
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Hieraus ergeben sich folgende Mindesttarife für 100 kg: 

km Öre 

100 14,s 

400 42,5 

1000 98,9, 

zwischen 10 und 15 % höher als die gewöhnlichen. 

Beispiel 2. Bei 15 Tonnen Ladegewicht auf offenen 
Wagen und 100% Leerlauf betragen die Unterwegskosten 0,30« 
7,36 :15 Öre für das Tonnenkm oder 0,oso Öre für das km und 100 
und die Abfertigungskosten 5,77:15 Kr. für die Tonne oder 3,8 Öre 
100 kg, und also die Mindesttarife bei 


km 

Öre 

10 

4,6 

20 

5,4 

30 

6,2 

40 

7,o 

50 

7,8 

100 

11,8 

200 

19,8, 


etwa 1 Öre niedriger als die durchschnittlichen und allmählich unter 1 Öre 
für das Tonnenkm herabsinkend. 

Beispiel 3. Mindesttarife für Transporte in zurück¬ 
gehenden Leerwagen. Sie kommen dem Unter^hiede zwischen den 
Kosten für einen beladenen und einen leeren Wagen gleich. Im vorteil¬ 
haftesten Falle, wo der Leerwagen an der Absendungsstation des Gutes 
vorhanden ist und an dessen 'Empfangsstation zu senden wäre, entstehen 
durch seine Beladung die folgenden neuen Kosten (s. „Zusammenfassung“): 

1. Unterwegskosten nurfürdieLast: 0,so6 Öre für das Tonnenkm. 

2. Abfertigungskosten für jeden Wagen: der Unterschied zwischen den 
Kosten für beladene und leere Wagen (dieser hängt fast ausschließlich 
von dem größeren Zeitverlust beim Laden und Entladen ab) : 3,17 Kr. für 
einen gedeckten oder 2,63 Kr. für einen offenen Wagen. 

Die Kosten werden für nicht allzu kurze Entfernungen sehr niedrig, 
z. B. für 10 Tonnen Last in einem offenen Wagen: 

50 km .... 4,i Öre für 100 km 

100 km .... 5,6 „ „ 100 km 

200 km .... 8,e „ „ 100 km 

500 km .... 17,6 „ „ 100 km . 

Im allgemeinen ist der Wagen wohl nicht unter ganz so günstigen 
Umständen vorhanden, sondern muß entweder auf der einen oder dm* anderen 
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Station eine Strecke leer gefahren werden; dann eind natürlich die Kosten 
hierfür um die vorstehenden Abfertigungskosten zu erhöhen. 

Beiepiel 4. Bei ungewöhnlich sperrigen Gütern, bei denen der 
Wagen nur bis zu dem im Tarif angegebenen Mindestgewicht belastet wird, 
sind die Mindesttarife höher als die durchschnittlichen. Ihre Höhe ergibt 
sich, wenn man in den vorigen Berechnungen die Zahlen 2,8, * 6,7 und 11,7 
Tonnen durch die Zahlen 2 , 5 , 5,o und 10 ,o ersetzt 


Beispiel 5. Man kann ferner die Ersparnis berechnen, d ie 
durch Erhöhung des Ladegewichts eines Wagens er¬ 
zielt wird. 


Diese beträgt bei normalem Leerwagentransport, wenn das Lade¬ 
gewicht von a auf b Tonnen gesteigert wird und die Zahl——die das 

a b 

für jede Tonne Ladegewicht ersparte Wagengewicht bedeutet 
mit k bezeichnet wird: 


1. Ersparte Unterwegskosten, Öre für das Tonnenkilometer: 

Gedeckte Wagen: 1,58 X 4,ss k = 6,9 k, 

offene „ 1,68 X 3,68 k = 5,8 k. 

2. Ersparte Abfertigungskosten, Er. für die Tonne: 

Gedeckte Wagen: (4,88 + 0,84 X l, 7 i) k = 6,82 k, 

offene „ (4 ,20 + 0,65 X 1,67) k = 5,22 k. 

Wenn beispielsweise das Ladegewicht eines Wagens von 8 auf 10 t 
erhöht wird, beträgt k */•—*/m> = 0,025 und mithin die Ersparnis für ge¬ 
deckte Wagen 0,i7a Öre für das Tonnenkilometer + 15,8 Öre für die Tonne 
und für offene Wagen 0,146 Öre für das Tonnenkilometer + 13,i Öre für 
die Tonne. 


Im folgenden Fall können die in der „Zusammenfassung“ angegebenen 
Zahlen wegen besonderer Voraussetzungen nicht verwendet werden, son¬ 
dern sind zu ändern. 

Beispiel 6. Einige Versender stellen eigene Wagen zur Ver¬ 
fügung, und Wagen fremder Verwaltungen können gegen Wagenmiete be¬ 
nutzt werden. Hier fragt sich, wie hoch die Kosten für Bereithaltung von 
Güterwagen zu bemessen sind. Diese Kosten bestehen aus den Wagen¬ 
kosten, ausschließlich der Ausgaben für die Wagenbedienung. Diese be¬ 
tragen (nach der Abt B 3) 0,20 und 0,32 Öre für das Wagenkilometer 
bei gedeckten und offenen Wegen. Von den in der „Zusammenfassung“ 
angebenen Wagenkosten (Nr. 3) treffen die übrigen die Eigentümer der 
Wagen, somit: 
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Oedeckte Offene 


Unterwegskasten für das Wagenkilometer (mit und ohne Wagen 

Last; Durchschnittszahl für Nah- und Ferngüterzüge) 0,ae 0,47 Öre 
Abfertigungskosten für die Wagensendung im Binnen¬ 
verkehre: mit Last.3,io 2,42 Kr. 

ohne „. 0,39 0,25 „ 

Überführungskosten für den Wagen. 0,62 0,48 „ 


Diese Kosten können somit als normale für die Wagenmiete angesehen 
werden (falls man nicht bei den Unterwegskosten vorzieht, sie — was 
richtiger ist — für den Tag anstatt für das Kilometer zu berechnen und 
falls nicht spezielle Umstände vorliegen). 

Nach Abzug dieser ersparten Kosten von den in der „Zusammen¬ 
fassung“ angegebenen Beträgen erhält man folgende Kosten für Transporte 
in zur Verfügung der Eisenbahn gestellten bahnfremden Wagen: 


Unterwegakosten 

für das Nettotonnenkilometer in Ferngüterzügen. 0,306 Öre 

„ „ Wagenkilometer, für gedeckte Wagen.3,72 „ 

e 

», m m » »» offene ,, .3,41 ,, 

Abfertigungskosten 

für beladenen Wagen (gedeckten oder offenen).1,78 Kr. 

„ Leerwagen.. . ..1,32 „ 


Endlich wollen wir an zwei Beispielen zeigen, wie die Berechnungen 
für Massentransporte durchzuführen sind und wie sich die Ergebnisse ab- 
ändera können. 

Beispiel 7: Es wurde nach den direkten Kosten für Erzträns¬ 
porte auf einer Strecke von 230 km gefragt, unter den folgenden Voraus¬ 
setzungen: 

Zuggewicht ohne Lokomotive: hin 392t Erz, 130 t Wagen, zusammen 
522 t; zurück leer 130 t; durchschnittlich 326 t. 

Verkehr während etwa 7 Monate jährlich alle 2 Tage; laut Verein¬ 
barung 40 000 t jährlich. Umlaufszeit nur 2 Tage zufolge spezieller Lade- 
und Verladeanordnungen sowie der vollständigen Regelmäßigkeit der Trans¬ 
porte, die auch alle Rangierung entbehrlich macht und die Verschiebungs- 
kosten überhaupt auf ein Minimum herabsetzt. 

Bedarf an Wagen für jeden gestellten Zug: 14, dazu 4 Reservewagen. 
Erzwagen mit 28 t Ladegewicht und durchgehender Bremsvorrichtung. 

Die Kosten für die Tonne Erz (392 t für jeden Umlauf) stellen sich 
wie folgt: 

Zugkosten: 83 Öre für das Zugkilometer -f- 0,ii4 Öre für das 
Bruttotonnenkilometer (s. Tabelle S. 544, die Zahl 0,m Öre für das Brutto- 
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4 

tonnenkilometer soll hier ermäßigt werden, weil die Kosten für Bremser 
wegfallen) = 83 + 0,ii4 X 326 = 120 Öre für das Zugkiltjmeter, al80 für 
460 km 552 Kr. oder 1,« Kr. für die Tonne. 

Verschiebungskosten werden auf 8 Kr. für jeden Zug ge¬ 
schätzt = 0,02 Kr. für die Tonne. 

Wagenkosten : Hier muß eine Spezialberechnung auf Grund 
des in der Abt. B 3 (Jahrg. 1917, S. 288) angeführten Materials ausgeführt 
werden; von den später auch einbegriffenen Kosten für Bahnhofsgeräte 
konnte abgesehen werden, da das Be- und Entladen ganz vom Versender 
auszuführen war. Die Tabelle (Jahrg. 1917 S. 291) gibt die Jahreskosten 
für Erzwagen zu 860 000 Kr. an; da sie 6ich auf 1940 Wagen beziehen, 
belaufen sich die Kosten für jeden Wagen auf 443 Kr. Zufolge der 
durch den weiten Transport entstehenden besseren Ausnutzung sollte 
dieser Betrag für die fraglichen Transporte etwas ermäßigt werden, da 
er sich auf das ganze Jahr bezieht; dagegen stellen sich die Unterhaltung 
und die Wagenwartung etwas höher. Die Untersuchung hat gezeigt, daß 
diese Quellen einer Änderung sich gegenseitig ausgleichen, und daß 
somit mit der unveränderten Ziffer gerechnet werden kann, was für 
18 Wagen 8000 Kr. und für die Tonne Erz somit 20 ö r e ergibt 

Die Stationskosten sind sehr unbedeutend und können außer 
Betracht bleiben. 

Die Gesamtkosten betragen also 1,03 Kr. für dieTonneErz, ein¬ 
schließlich der Kosten der Leerzüge und der Kosten der Lokomotive und 
der Wagen. Die Ziffer entspricht etwa 0,7 Öre für das Tonnenkilometer 
und ist somit sehr niedrig. Sie bezieht sich selbstverständlich auf die 
Verhältnisse vor dem Kriege; jetzt paßt sie nicht mehr. 

Beispiel 8. Kosten für den Holzkohlenverkehr der schwedi¬ 
schen Staatsbahnen. Dieser Verkehr, der sehr bedeutend ist, drängt sich 
wegen besonderer Verhältnisse auf die ersten Monate des Jahres zu¬ 
sammen und wird dann fast ausschließlich in ganzen Zügen besorgt, die 
eine weite Entfernung, mindestens 400 km laufen und leer zurück¬ 
fahren. Auch ist wegen des geringen Gewichtes der Holzkohlen das Lade¬ 
gewicht der Wagen geringer als gewöhnlich und beträgt nur 7,8 t, obgleich 
in großen Mengen Spezialwagen verwendet werden. 

Die Berechnung ist in der Denkschrift des Komitees, Teil IVA, 
S. 202—212, mitgeteilt worden. Wir werden sie hier nicht wiedergeben. 
Sie zeigt, wie man auf die besonderen Umstände Rücksicht nehmen kann. 
Die Erhöhung der Kosten wird beeinflußt durch die Anlage der -Bahn 
und die klimatischen Verhältnisse der nördlichen schwedischen Eisen¬ 
bahnen, die sich vor allem in erhöhten Brennstoffkosten zeigen. Er- 
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mäßigt werden dagegen, wie immer bei Massentransporten, sowohl die 
Wagenkosten, zufolge des sehr guten Wagenumsatzes, als die Verschie¬ 
bungskosten. Diese Umstände gleichen sich beinahe aus, so daß die 
Kosten für den Holzkohlenverkehr, wenn in derselben Weise wie in der 
Tabelle S. 829 zusammengestellt, den dort angegebenen Kosten für den 
Durchschnittsverkehr nahe kommen. Dann kommt aber die Einwirkung 
des 100-prozentigen Leerlaufs und vor allem die des niedrigen Lade¬ 
gewichts hinzu, und diese wirken dahin, daß der Mindeettarif durch die 
Formel 

10,2 -H 0,129 x 

(in Öre für 100 kg, wo x die Entfernung bedeutet) dargestellt wird, wäh¬ 
rend der allgemeine Mindesttarif für 10-t-Sendungen (S. 833) 

4,9 -1- 0,1 x — 0,02 (x — 200) 
ist. Jener ist bedeutend höher, z. B. bei 


km 

Holzkohlen 

10 t 

200 

36 

25 

400 

62 

41 

600 

88 

57 

800 

114 

73 


Die angeführten Beispiele dürften gezeigt haben, daß und in wel¬ 
cher Weise nach unserer Methode die sehr verschiedenen Umstände, die 
im Eisenbahnverkehr Vorkommen und auf die Transportkosten einwirken 
können, berücksichtigt werden können. In der Tat liegt in de<r Vertei¬ 
lung aller veränderlichen Kosten auf die vier natürlichen Gruppen, und 
zwar Zug-, Verschiebungs-, Wagen- und Stationskosten, die dann ohne 
Schwierigkeiten mit der Betriebslage des einzelnen Falles verbunden 
werden können, der Kern der ganzen Methode, die es ermöglicht, die 
Kosten nach den tatsächlichen Verhältnissen zu berechnen (oder, wen# 
ein hinreichendes Material nicht zur Verfügung steht, innerhalb gewisser 
Grenzen zu schätzen) und den Einfluß geänderter Verhältnisse mit großer 
Sicherheit zu bewirken. 

3. Veränderliche Kosten im Personenverkehr 

(im weiteren Sinne: Reisende, Gepäck, Post, Paket- und Eilgüter 

umfassend). 

Die Kosten des Personenverkehrs in den verschiedenen Wagenklassen 
weichen natürlich voneinander ab, infolge teils der verschied Wien Größe 
der Beschaffungskosten sowie der Unterhaltung und Wartung der Wagen, 
teils des Unterschiedes in der Anzahl der Plätze und des Wagengewichtes. 
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Die Kosten wechseln aber auch nach den verschiedenen Zuggattungen. 
Da außerdem die Züge den Verkehr über ungleiche Strecken besorgen — 
die Schnellzüge den Fernverkehr, die Personenzüge den Verkehr über mitt¬ 
lere und kleine Beförderungsstrecken, die Lokalzüge den Nahverkehr in 
der Umgebung größerer Städte —, so ergibt sich von selbst, daß die frag¬ 
lichen Kosten, auf das km berechnet, für verschiedene Entfernungen nicht 
die gleichen sein können. Hierzu kommt, daß die Kosten für den Fahr¬ 
kartenverkauf u. dgl. sich bei einer Verteilung auf das km beträchtlich 
niedriger stellen im Fern- als im Nahverkehr. 

Außer auf die ungleiche Höhe der Zugkosten muß indes Rücksicht 
genommen werden nicht allein auf die Größe der Züge und die mög¬ 
liche Anzahl der Reisenden, sondern auch auf die Anzahl der tatsäch¬ 
lich beförderten Reisenden. Im Personenverkehr gibt es ja keine der 
Einteilung der Güter in Stück* und Wagenladungsgüter entsprechende 
Einteilung, aber nichtsdestoweniger liegen gewissermaßen entsprechende 
Verhältnisse vor, indem die Durdisschnittszahl der Reisenden bei einem 
Zug und Wagen bei verschiedenen Verkehrsarten sehr ungleich ist 

Für die kleinsten Entfernungen, z. B. Vorortbahnen größerer Städte, ist 
eine beträchtliche Anzahl von Zügen erforderlich, und diese Anzahl wächst 
— wie die Erfahrung lehrt — je stärker der Verkehr wird. Die Reisen¬ 
den stellen (wir sprechen von normalen Zeiten) die Forderung, fast zu 
jeder Tageszeit hin- und zurückfahren zu können, und je stärker der Ver¬ 
kehr im ganzen ist, in desto größerem Umfange müssen — und können — 
die Eisenbahnen jener Anforderung genügen. Die Platzausnutzung ist ab¬ 
hängig teils davon, daß der Verkehr sich in verschiedenen Richtungen 
bei verschiedenen Tageszeiten bewegt — hinfahrende Züge sind am Mor¬ 
gen und rückfahrende am Nachmittag meistens schlecht besetzt —, teils 
davon, daß der Verkehr abnimmt, je weiter man sich vom Zentrum ent¬ 
fernt, während die Anzahl und die Größe der Züge nicht in demselben 
%faße vermindert werden können. Die Platzausnutzung ist deshalb, wenn¬ 
gleich ziemlich gut, hier in der Regel beträchtlich schlechter als in den 
Schnellzügen; sie kann aber wegen der Steigerung der Anzahl der Züge 
bei wachsendem Verkehr nicht wesentlich verbessert werden, vielmehr führt 
eine Verkehrszunahme eine im großen und ganzen entsprechende Er¬ 
höhung des Bruttogewichts herbei. 

Der Schnellzugverkehr ist meistens auf wenige* große und wohl be¬ 
setzte Züge beschränkt, die Orte mit großem, öfters sehr regelmäßigem 
Verkehre verbinden. Eine beträchtlichere Steigerung eines Verkehrs dieser 
Art hat daher bald einen Bedarf an mehr Zügen oder wenigstens Wagen 
zur Folge, also eine, im ganzen genommen, verhältnismäßige Erhöhung 
des zu befördernden Bruttogewichts der Züge. 
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Der Personenzugverkehr (und der Verkehr mit gemischten Zügen) 
dagegen, der eine verhältnismäßig bedeutende Anzahl Züge erfordert, leidet 
darunter, daß der Verkehr ziemlich unregelmäßig ist, sowie daß die Rei¬ 
senden im allgemeinen mir einen Teil der Zugstrecke befahren. Die frag¬ 
lichen Züge werden daher schlechter besetzt. Die Anzahl der Reisenden 
mit diesen Zügen kann deshalb oft steigen, ohne daß eine Vergrößerung 
des Bruttogewichts ein treten muß. 

Die Mehrkosten für neu hinzukommenden Verkehr mit 
Schnell* und Lokalzügen sind hiernach ebenso groß für die Be¬ 
triebeeinheit wie die Durchschnittskosten. Die Mehrkosten für 
neuen Verkehr mit Personen - und gemischten Zügen sind da¬ 
gegen geringer als die Durchschnittskosten, weil hier der neue Ver¬ 
kehr eine der Verkehrssteigerung entsprechende Vergrößerung des Zug¬ 
gewichtes nicht mit sich bringt Es besteht also etwa derselbe Unterschied, 
wie zwischen Güterzügen und gemischten Zügen im Güterverkehr. 

Die erste Aufgabe ist die veränderlichen Kosten für die verschie¬ 
denen Zuggattungen festzustellen, und zwar für Schnellzüge, Lokalzüge, 
sonstige Personenzüge sowie für gemischte Züge, die bei verhältnismäßig ver¬ 
kehrsschwächeren Strecken dieselbe Rolle im Personenverkehr spielen, wie 
die Personenzüge. Wenn man von den Stationskosten absieht, können 
die übrigen veränderlichen Kosten in einer in der Hauptsache richtigen 
Weise auf die verschiedenen Zuggattungen verteilt werden, deren ^ jeder 
ihr besonderer Fahrpark, ihr eigenes Personal usw. zugeteilt werden 
könnte, und deren Kosten getrennt für sich gebucht werden könnten. Daß 
dies tatsächlich aus betriebstechnischen und wirtschaftlichen Gründen 
nicht geschieht, ist kein prinzipielles Hindernis für die Berechnung der 
Kosten der verschiedenen Zuggattungen. Die Berechnung wird jedoch 
infolgedessen nicht ganz genau, sondern nur annähernd richtig sein. 

Die Kosten, die als Zugkosten bezeichnet worden sind, betrugen 


im Jahre 1910 (Abt. Cl):. Kr. 

für Schnellzüge. 3235000 


„ Personenzüge (einschl. Lokalzüge) .... 7 785000 

„ gemischte Züge (Personenverkehr = 29 % ) . 1331000 

Summe 12 351000 

Auf die Lok&lztige kamen 1910 969000 Zugkm und 13,63 Mill. Wagen- 
achskm; auf sonstige Personenzttge 6932000 Zug km und 120,14 Mill. Wagen- 
achakm (einschl. Achs km von Zug- und Schaffnerwagen). 

Unter den Zugkosten sind es eigentlich die Ausgaben für Lokomotivbrenn- 
stoff, Besoldungen und Abnutzung, die, für Zugkm berechnet, sich in LokelzUgen 
und in sonstigen Zügen verschieden stellen. 
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Nach einer für 3 Monate angee teilten Erhebung bezifferte sich der Kohlen- 
verbrauch der im Lokatoerkehr überwiegend benutzten Lokomotiven auf 19,3 kg 
englische Steinkohlen für das Lokomotivkm, gegen 15,0 kg in PersonenzUgen im 
allgemeinen. Der größere Kohlenverbrauch hängt nicht ab von dem Lokomotiv- 
typus, sondern teils davon, daß die Lokomotiven in Lokalzügen eine so geringe 
Anzahl Zugkm in der Stunde während der Zeit, während der sie ajch unter 
Dampf befinden, leisten können, teils von den vielen Aufenthalten. Jenen 
Ziffern, auf Lokalzüge im allgemeinen angewendet, entspricht ein Kostenbetrag 
von 35,0 Öre für das Lokomotivkm gegen 27,2 Öre für Personenzüge überhaupt. 

Des weiteren werden, nach besonderer Untersuchung, die Ausgaben für Be¬ 
soldung des Lokomq,tivpersonals der Personenzüge — für das Lokomotivkm 
12,9 Öre — einem Kostenbeträge von 17,2 Öre in den Lokalzügen entsprechen. 
Der größere Betrag ist natürlich dem Umstande zuzuschreiben, daß das Personal 
dieser Züge eine geringere Anzahl Kilometer in der Dienststunde zurücklegt. 

Schließlich ist zu erwähnen, daß die jährliche Abnutzung für das Loko¬ 
motivkm in Lokalzügen 8,5 Öre gegen 5,7 Öre in Personenzügen im allgemeinen 
betrug. 

Die soeben besprochenen drei Kostengattungen bezifferten sich somit für 
Lokalzüge «ftif 60,7 und für Personenzüge im Durchschnitt auf 46,8 Öre für das 
Lokomotivkm. Auf das Zugkm (mit Rücksicht auf die Lokomotiwerdoppekmg) 
werden die fraglichen Ziffern 60,7 und 47,0 Öre, d. h. die Kosten für Lokalzüge 
übersteigen die Durchschnittskosten mit 13,7 Öre. 

In betreff der übrigen Zugkosten kann angenommen werden, daß.sie für 
das Zugkm die gleichen sind für Lokalzüge und für Personenzüge im allge¬ 
meinen. Daß dies von den Kosten für Zugbedienung gilt, ist folgendem Ergeb¬ 
nisse einer Untersuchung für das Jahr 1910 zu entnehmen: 


% 

Lokalzüge 

Sonstige 

PersoneMÜge 

Besoldung für Beamte und Tag.Kr. 

4,73 

6,40 . 

Zurückgelegte Kilometer für Beamte und Tag „ 

90 

192 

Somit Besoldung für Beamte und Kilometer . Öre 

6,33 

3,33 

Anzahl der Beamten für das Zugkilometer ..... 

1,35 

2,13 

Mithin Besoldung für das Zagkilometer.... Öre 

7,0 

7,1 


Bei den Kosten für Bremsen, Beleuchtung usw. der Züge sowie gewisse 
Kosten für die Bewachung und Unterhaltung der Bahn, welche Kosten in der 
Regel den Bruttotonnenkm des Wagenzugs entsprechen, ist zu bemerken, daß 
die fraglichen Kosten für die Lokalzüge größer sind, als eine Verteilung nach 
Bruttotonnenkm ergeben würde, und zwar besonders weil diese Züge häufigere 
Aufenthalte haben, und das viele Bremsen die Schienen verschleißt und größere 
Unterhaltungskosten verursacht. Auch bei diesen Posten kann somit angenom¬ 
men werden, daß sie den der Zugkm entsprechen, trotz des geringeren Gewichts 
der Lokalzüge. 

Wir berechnen also die Zugkosten für Lokalzüge auf 13,7 Öre mehr 
für das Zugkm als für Personenzüge im Durchschnitt, 98,3 Öre, oder auf 
112,o Öre. Hieraus: 
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Wagenkosten im Personenverkehr (1000 Kr.): 



Schnell¬ 

züge 

Lokal« 

züge 

Sonstige 

Personen¬ 

züge 

Ge¬ 

mischte 

Züge 

Somme 

I. und n. Klasse. 

. 699 

31 

691 

147 

1468 

III. Klasse (u. Gefangenen wagen) 

289 

160 

629 

814 

1582 

Gepäckwagen 1 ). 

71 

6 

89 

38 

198 

Postwagen. 

66 

— 

36 

9 

99 

Summe .... 

1114 

186 

1644 

606 

8347 


Hiernach werden sämtliche Zug-, Verschiebungs- und Wagenkosten 
für den Personenverkehr folgenderweise zusammengestellt (1000 Kr.): 



Schnell¬ 

züge 

Lokal¬ 

züge 

Personen¬ 

züge 

Ge¬ 

mischte 

Züge 

Somme 

Zugkosten. 

3286 . 

1 108 

6677 

1331 

12361 

Verschiebungskosten. 

* 138 

66 

466 

206 

876 

Wagenkosten. 

1114 

186 

1644 

608 

8347 

Summe . . . . j 

4487*) 

1360 

8686 

2040 

16573 


Für das Zugkm und das Wagenachskm (ausschließlich der Wagen- 
achskm von Schutz- und Schaffnerwagen) erhalten wir folgende Durch¬ 
schnittskosten : 



Kosten für ein 

Zugkilometer 

Kr. 

.Die Mittelgröße 
der Züge 
(ausschließlich 
Schutz- und 
Schaffnerwagen) 
Achsen 

Kosten für ein 
Wagen^ 
Achskilometer 

Öre 

Schnellzüge. 

1,40 

26,8 

6,83 

Lokalzüge .. 

1,88 

11,7 

11,79 

Sonstige Personenzüge. 

1,J6 


8,17 

Gemischte Züge (Anteil des Per¬ 
sonenverkehrs) . 

1,83 

27,7») 

6^7 

Im Durchschnitt . .. 

1,85 

19,o 

7,u 


*) Ausschließlich der Kosten für Schutz- und Schaffnerwagen, die in die 
Zugkosten schon eingerechnet sind, aber einschließlich der Kosten für 1,8 Milk 
Wagenachskm von Guterwagen im Eilgüterverkehr. Verteilung auf verschie¬ 
dene Züge mit Rücksicht auf die Kosten der Wagen und die von ihnen nurück- 
gelegte Entfernung. 

*) Außer mit diesen Kosten sollte der Schnellzugverkehr mit dem Haupt¬ 
teil der auf S. 556 angegebenen besonderen Kosten für Personenverkehr zu be¬ 
lasten sein. — •) Siehe Anmerkung auf S. 845. 
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• 

Die berechneten Kosten für das Zugkm sind sehr gleichmäßig. Da¬ 
gegen schwanken die Kosten für das Wagenachskm in hohem Grade, was 
auf der sehr verschiedenen Mittelgröße der verschiedenen Zuggattungen be¬ 
ruht. Die niedrigsten Kosten weisen die Schnellzüge auf, die im allge¬ 
meinen aus vielen Wagen bestehen; die Lokalzüge fordern für das Wagen¬ 
achskm mehr als die doppelten Kosten der Schnellzüge, die Kosten für 
sonstige Personenzüge und für gemischte Züge liegen zwischen diesen 
Extremen. 

Die angegebenen Kosten eines Zugkm in Schnellzügen, in Lokalzügen 
und sonstigen Personenzügen stellen dieDurchschnittskostendes 
Kilometers für Einlegung von neuen Zügen (von Mittel¬ 
größe) der einzelnen Gattungen dar. Bei den Lokalzügen — so¬ 
wie gewissen Personenzügen im Nahverkehr — können die Kosten eines 
neuen Zuges auf einer bestimmten Strecke von jenen Durchschnittskosten 
beträchtlich abweichen und sich entweder niedriger (falls auf der Strecke 
schon vorhandene Fahrzeuge und Personal zur Verfügung stehen) oder höher 
(wenn neue Fahrzeuge und Personal ausschließlich für den Zug 
erforderlich sind) beziffern; allein die angeführte Ziffer 1 Kr 38 Öre 
für das Kilometer hat für Lokalzüge im Durchschnitt Gültig¬ 
keit; und darauf kommt es bei einer Berechnung für Tarifzwecke allein an. 

Ein Vergleich der berechneten Kosten und der Einnahmen der ver¬ 
schiedenen Zuggattungen liefert interessante Aufschlüsse über ihre Wirt- 

(Zu Anmerkung 3 auf S. 844 gehörig:) „ 

Dies ist eine fingierte Ziffer ohne größere reale Bedeutung. Wie vor¬ 
her erwähnt, sind von den Zugkm und Kosten der gemischten Züge 29 % (nach 
Brnttotonnenkm) als auf den Dienst dieser Züge im Personenverkehr (im 
weiteren Sinne) fallend berechnet worden. Die Ziffer 27,7 Achsen für den Zug 
bedeutet also lediglich die Quote der wirklichen Zahl der Wagenachskm im Per¬ 
sonenverkehr und 29 % der Anzahl Zugkm von gemischten Zügen. Falls diese 
in der Wirklichkeit in Personenzüge und Güterzüge getrennt werden 
sollten, würde das ökonomische Ergebnis sich in wesentlich folgender Weise 
darstellen: Da die Anzahl der Zugverbindungen im Personenverkehr einer, 
wesentlichen Einschränkung nicht unterworfen werden kann, würden die aus¬ 
geschiedenen Zugkm im Personenverkehr sich auf beinahe dieselbe Zahl be¬ 
ziffern, wie sämtliche Zugkm von gemischten Zügen, oder wahrscheinlich auf 
mehr als 3 Mill. anstatt auf die oben berechneten 1,1 Mill. (29 % von 3,9 Mill.), 
während die Zahl der Wagenachskm unverändert bleiben würde. Die mittlere 
Größe der Züge würde auf etwa 10 Achsen herabsinken. Das wirtschaftliche Er¬ 
gebnis im Personenverkehr würde darin bestehen, daß die absoluten Kosten sich 
wesentlich steigerten, die Kosten für das Zugkm, wie oben berechnet, sich er¬ 
mäßigten. dio Kosten für das Wagenachskm sich beträchtlich erhöhten. Der 
Gütervorkehr der gemischten Züge würde dagegen auf eine geringere Anzahl 
Züge konzentriert werden können, soweit nicht der Lebensmittelverkehr die 
Förderung von Zügen ohne Rücksicht auf ihre Größe erforderte. Im ganzen 
würde die gedachte Trennung der Züge eine Betriebsverteuerung, wenigstens des 
Personenverkehrs, hervorrufen. 
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schaftlichkeit. Hierbei — und im folgenden — werden „sonstige Personen¬ 
züge“ und gemischte Züge im «Personenverkehr, die, im ganzen genommen, 
dieselben Betriebsaufgaben erfüllen, zusammengelegt. 

Die Anzahl der Reisenden und der Personenkm in Schnellzügen und 
in Lokalzügen ist mit Hilfe von Frequenzrechnungen, die jede Woche auf 
den Zügen angestellt worden sind, sowie von anderen vorhandenen An¬ 
gaben ermittelt worden, wonach die Fahrkarteneinnahmen ohne Schwierig¬ 
keit berechnet werden können. Die Anzahl der Reisenden und die Fahr¬ 
karteneinnahmen in den übrigen Zügen erhält man sodann durch Sub¬ 
traktion. Die Einnahmen der Postbeförderung werden auf die Schnellzüge 
und die übrigen Züge nach Wagenachskm verteilt. Von den feinnahmen 
von Gepäck und Eilgütern' fällt auf die Lokalzüge nur ein geringer Teil 
(auf 1 % geschätzt), und vom Reste ist annäherungsweise X den Schnell¬ 
zügen zugeführt worden. 

Das Ergebnis stellt sich folgendermaßen: 

Einnahmen aus dem Personenverkehr in ver¬ 


schiedenen Zuggattungen (1000 Kr.). 



Schnell¬ 

züge 


Übrige 

Züge 

Summe 

Reisende I. und II. Klasse . 

6094 

160 

2104 

8348 

Reisende III. Klasse (einschließl. Militär 





und Gefangene). 

3 989 

1011 

9897 

14 847 

Gepäck und Eilgüter. 

1111 

33 

2222 

3366 

Post. *. . 

| 760 

— 

! 1121 | 

1881 

Summe . . ] 

j 11904 

1 194 

16344 

| 28442 

Falls man die oben berechneten | 
Zug-, Verschiebungs- und Wagenkosten < 

i 

| 4 487 

1360 

10 726 

1 

16573 

in Abzug bringt, so geben die Unter¬ 

1 



1 

schiede . 

1 

7 417 

— 166 

4618 | 

| 11869 


die Beträge an, womit der Verkehr in den betreffenden Zügen zur Deckung 
teils der Stationskösten, teils der festen Kosten beiträgt. 

Schon aus diesen Ziffern geht hervor, daß die Schnellzüge sich am 
besten bezahlen, während die Lokalzüge einen direkten Verlust aufweisen. 

Eine völlig befriedigende Verteilung der Stationskosten auf die 
verschiedenen Züge ist nicht möglich, aber eine annäherungsweise Schätzung 
hat zu folgendem Ergebnisse geführt (1000 Kr.): 



Schnell- 

züge 

Lokal¬ 

züge 

Übrige 

Ziifre 

Summe 

i 

Reisende. 

134 

96 

755 

985 

Gepäck . 

295 

! 2t 

749 

1065 

Eil- und Paketgüter . 

354 

25 

898 

1277 

Summe . . j 

783 

142 

2402 

3 327 
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Aus diesen Berechnungen geht folgendes hervor: 

Die Schnellzüge decken ihre eigenen Beförderung®- und Stations¬ 
kosten und liefern außerdem einen sehr beträchtlichen Uberschuß; etwa 
11,9 Mill. Er. Einnahmen sind etwa 5,3 Mill. Er. direkte Eosfcen gegen- 
Uberzustellen. Auch bei der Annahme, daß der Schnellzugsverkehr mit dem 
größten Teil des oben genannten Betrages von etwa 1,3 Mill. Er. eigentlich 
zu belasten ist, der, obgleich den festen Eosten hinzugerechnet, durch den 
Personenverkehr entsteht, geht es jedoch hervor, daß die direkten Eosten 
der Schnellzüge kaum mehr als die Hälfte der Einnahmen betragen. 

Die Gründe dieses Verhältnisses gehen aus dem oben Angeführten 
hervor. Hier mag indes, abgesehen von minder wesentlichen Faktoren, 
wiederholt worden, daß die Zugkosten für das Zugkm der Schnellzüge nur 
unwesentlich höher als in den übrigen Personenzügen sind, daß dagegen, 
da die Schnellzüge verhältnismäßig groß sind, jene Eosten sich für das 
Wagenachskm beträchtlich niedriger als in anderen Personenzügen 
stellen, sowie daß die Wagenkosten der Schnellzüge, kilometrisch verteilt, 
wegen der großen Wegelänge, die die Wagen in Schnellzügen jährlich zu- 
rüoklegen, trotz kostspieligerer Fahrzeuge verhältnismäßig niedrig für das 
Wagenachskm werden. Und schließlich ist zu bemerken, daß die Platz¬ 
ausnutzung in den Schnellzügen ungefähr doppelt so groß ist wie in 
sonstigen Zügen. 

Auf jedes Personenwagenachskm in Nachtschnellzügen kamen 4,« 
Reisende gegen 5,47 in Tagesschnellzügen. Im Durchschnitt bringt indes 
ein Personenkm in Nachtzügen ein wesentlich größeres Einkommen ein als 
ein Personenkm in Tageszügen, weshalb die Reineinnahme für das Wagen¬ 
achskm in den Nachtzügen ungefähr dieselbe ist wie in den Tagesschnell¬ 
zügen oder mehr als 15 Öre (im Durchschnitt für Personenverkehr 12 Öre). 

Die Lokalzüge decken nicht ihre direkten Eosten; es ist hier ein 
Fehlbetrag von etwa 300000 Er. (20 %) vorhanden. Dies bedeutet natür¬ 
lich nicht, daß es besser wäre, die Lokalzüge einzuziehen; denn wahr¬ 
scheinlich würde es sich noch kostspieliger stellen, den von ihnen zu be¬ 
sorgenden Verkehr auf die übrigen Züge zu überwälzen. Allein die Sache 
liegt 60 , daß der ganze Nahverkehr, wovon die Lokalzüge einen sehr 
wesentlichen Teil besorgen, bei den gegenwärtigen Gebühren besonders un¬ 
wirtschaftlich für die Eisenbahnen ist Die Gründe hiervon sind oben an¬ 
geführt worden. Sie sind in der Hauptsache teils die schlechte Aus¬ 
nutzung des Personals und der Fahrzeuge, was hohe Zugkosten für das 
Eilometer mit sich bringt, teils die Verteilung der Stationskosten auf eine 
kurze Wegelänge, teils endlich die — nicht abzuändernde — schlechte 
durchschnittliche Platzausnutzung. „ 

66 * 
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Die sonstigen Personenzüge sowie die gemischten 
Z ü g e, die im ganzen einen Betrag von etwa 2,2 Mill. Kr. zur Deckung der 
festen Kosten beitragen, bilden eine ganz heterogene Gruppe, da gewisse 
fernverkehrende Personenzüge den Schnellzügen ähnlich sind, aber viele 
Züge, besonders auf Zweigstrecken, den Lokalzügen nahe stehen, mit 
dem Unterschiede, daß die Platzausnutzung bei jenen Zügen oft noch 
schlechter als bei diesen sein dürfte. Eine nähere Untersuchung würde 
unzweifelhaft zu dem Ergebnis führen, daß jene Züge sich in verschie¬ 
dene Gruppen reihen, und zwar mit wesentlich abweichenden finanziellen Re¬ 
sultaten, von einem befriedigenden Überschuß bis auf einen reinen Verlust. 


Unsere Untersuchung behandelt indes nicht die Wirtschaftlichkeit der 
verschiedenen Zuggattungen, sondern die Wirtschaftlichkeit des von 
ihnen besorgten Verkehre verschiedener Arten, d. h. im we¬ 
sentlichen der Wagen verschiedener Gattungen, die in den 
Zügen gefahren werden. Die angegebenen Kosten für das Wagenachskm 
geben allerdings eine allgemeine Vorstellung davon, daß der Fernverkehr 
billiger als der Nahverkehr ist, allein eine ziffermäßige Schätzung des 
Unterschieds der verschiedenen Verkehrsarten kann lediglich durch eine 
weitere Zerlegung der Kosten erzielt werden. Bei den Schnell- und Lokal- 
zügen kann eine Untersuchung für verschiedene Wagengattungen Auf¬ 
schluß für die Tarifbildung geben, weil, wie erwähnt, diese Züge im 
allgemeinen so gut ausgenutzt sind, als es möglich ist, so daß bei ihnen 
eine Steigerung des Verkehrs einer besümmten Art eine Vermehrung der 
Zahl der Zugkm herbeiführen muß, woraus folgt, daß die Kosten eines 
neuen Wagenachskm gleich hoch gerechnet werden müssen für Verkehr 
verschiedener Arten, nur abgesehen von kleinen Modifikationen, die un¬ 
gleiche Bruttogewichte und ungleich hohe Beschaffungskosten für die Wagen 
mit sich führen. Die übrigen Züge dagegen sind, wie gesagt, nicht voll 
ausgenutzt, und neu hinzukommender Verkehr bewirkt also geringere 
Kosten für das Kilometer als der vorhandene. Wenn wir unten dieselbe Ver- 

V 

teilungsmethode für diese Züge wie für Schnell- und Lokalzüge anwenden, 
so ist dies daher zunächst als eine formelle Berechnung anzusehen 1 ); auch 
werden wir nicht die so ermittelten Ziffern zur Berechnung von Mindest¬ 
tarifen verwenden. 

Wie oben (vgl. Abt. B 2 und C 1) angeführt, hängen die eigentlichen 
Zugkosten teilweise nur von der Zahl der Zugkm ab, teilweise aber auch 

*) Dies bedeutet, daß die verschiedenen Beförderungsgegenstände, Rei¬ 
sende, Post, Gepäck und Eilgüter, als gleichberechtigt zu dem in den Zügen zur 
Verfügung stehenden Raume angesehen werden. 
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von dem Gewicht der Züge, also der Zahl der Bruttotonnenkm. In 
Schnellzügen beläuft sich das Bruttogewicht auf 24,8 %, in Personenzügen 
auf 19,5 % des Zuggewichts. Die letztere Verhältniszahl wird auch für 
gemischte Züge im Personenverkehr angewendet. 

Die Kosten, die von den Zugkm abhängen, können meistens für jede 
besondere Zuggattung als den Wagenachskm der verschiedenen Verkehrs¬ 
arten proportional angesehen werden. Die wichtigste Ausnahme hiervon 
bilden die Ausgaben für Schutz- und Dienstwagen sowie für Zugpersonal, 
welche Ausgaben zum kleinen Teile von dem Postverkehr verursacht sind 1 ). 
Man erhält somit (vgl. S. 543): 



Zugkosten, entsprechend den 

l 

i 


Brutto¬ 

tonnenkm 

sämtlichen 

Wagen- 

achskni 

i 

Summe 


von 

Wagen- 

ausschl. der 



Wagenzng 

achskm 

Postwagen 



Kr. 

Kr. 

Kr. 

Kr. 

Schnellzüge. 

{ 801000 

2160000 

284000 

3 235 000 

Lokalzüge. 

‘ 216000 

892000 

— 

1 108000 

Übrige Züge . 

i 1562000 

! 

5 622000 

i 

824000 

! 8008000 

1 


Bei der Verteilung dieser Kosten auf verschiedene Wagengattungen 
kann davon abgesehen werden, daß die Personenzüge auch eine gewisse 
Menge von Güterwagen fortschaffen, weil in den Güterzügen eine 
ungefähr gleiche Anzahl Wagen für Personenverkehr gefahren wird. 


Bei Verteilung nach Bruttotonnenkm der verschiedenen Wagen und 
nach Wagenachskm erhält man folgende Zugkosten (1000 Kr.): 



Schnell¬ 

züge 

Lokal¬ 

züge 

Übrige 

Züge 

1 Summe 

* 

I. und II. Klasse. 

1802 

j 

153 

2265 

j 4220 

III. Klasse. 

1 811 

898 

4 277 

j 5986 

Gepäckwagen.| 

331 

57 

836 

1224 

Postwagen. 1 

291 

i 

630 

921 


Summe 

i ; 

1 3 235 

1 108 j 

-n- 

8008 :! 12 351 


i * i 

| 

i! 


l ) Es liegt auf der Hand, daß in den Zugkosten andere Ausgaben stecken, 
die für Wagen verschiedener Gattungen ungleich sind, z. B. Beleuchtungskoston. 
aber diese anderen Ausgaben sind verhältnismäßig so gering, daß eie das End¬ 
ergebnis rechnerisch nicht beeinflussen. 
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Die vorher berechneten Vefschiebungskosten werden dach Wagen 
achskm verteilt und ergeben (1000 Kr.) : 


t 

1 

! 

Schnell¬ 

züge 

Lokal- j übrige j 
zöge Züge 

| Summe 

I. und II. Klasse. ! 

i 76 

i 

9 186 

271 

III. Klasse.!j 

35 

54 357 

1 | 

446 

Gepäckwagen. 1 

14 

3 ! 70 | 

87 

Postwagen .! 

13 

- j 58 | 

71 

i 

Summe . 

ll 

138 

66 671 

1 

875 


Werden endlich die im vorigen berechneten Wageijkosten zuge¬ 
schlagen, so erhält man folgende 


Unterwegskosten für verschiedene Wagengattungen 

(1000 Kr.): 


i 

j Schnell- i 
| zügo 

Lokal- 

züge 

1 Übrige | 
Züge j 

| Summe 

I. und 11. Klasse. 

1 2577 

193 

3189 

i 

| 5959 

III. Klasse. ' 

1 135 

1 102 

6 777 

! 8014 

Gepäck und Eilgut. j 

416 

65 

1028 

1509 

Post. j 

359 1 

i 

1 

i 

732 

1091 

Summe . 

j 4 487 

1360 

10726 

16573 


Die Unterwegskesten betragen für das Wagenachskm (Öre): 


1 

i 

Schnell- 
| zöge 

Lokal¬ 

züge 

übrige 

Züge 

Sämtliche 

Personen 

befördernde 

Züge 

I. und II. Klasse. 

5,64 

12,37 

8,81 

6,97») 

III. Klasse. i 

5,44 

11,91 

7,87 

7,74 

Gepäck und Eilgüter. 

4,91 

11,02 

7,11 

6,47 

Post. 

4>«l 

! _ 1 

. 

6,n | 

j 5,47 

Der gesamte Personenverkehr (ausschl. 
Schutz- und Schaffherwagen) . . . . j 

5,40 

1 

1 

11,93 

j 

7,76 1 

I 7,1? 


*) Daß die Durchschnittskosten für I. und II. Kl. der sämtlichen Züge 
niedriger als die für die III. Kl. sind, während sie für jede einzelne Zuggattung 
sich höher stellen, ist darauf zurückzuführen, daß die Wagen I. und II. Kl. 
in verhältnismäßig größerem Umfang in den Schnellzügen gefahren werden, 
wo die Kosten ja niedrig sind. 
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Zusammenstellung von Einkommen und Ausgaben 
in verschiedenen Arten von Personenverkehr. 

Fügt man den Unterwegskosten des Personenverkehrs verschiedener 
Arten die Stationskosten laut Abschnitt C 1 hinzu, so erhält man eine Ver¬ 
teilung sämtlicher Kosten. Eine Zusammenstellung mit den entsprechen¬ 
den Einnahmen gibt folgendes Resultat: 


Annähernde Veranschlagung der Kosten des Per¬ 
sonen- usw. Verkehrs verschiedener Arten 

(1000 Kr.): 


1 

1 

1 

i 

i 

1 

1 

, Unter¬ 
wegs¬ 
kosten 

Terminal-; 

kosten i 

! 

Summe 

der 

direkten 

Kosten 

Ein¬ 

nahmen 

j Beitrag zur 
Deckung der 
festen Kosten 
oder Verlust 

I. und II. Klasse. 

5 959 

108 

6067 

8 348 

2281 

III. Klasse (sowie Militärrei¬ 
sende und Gefangene) 

8 014 

I 

j 877 

8891 

14 847 

6956 

Gepäck . 

i 484 

1065 

1649 

j 643 ' 

-906 

Eilgüter (und Pakete) . . . 

992 

1277 

2269 

2 723 

464 

Post. 

i 124 

* — 

1124 

1881 

767 

Summe . . 

i 

! 16673 

' 3327 1 

19900 

l 

| 28442 

8 642 


Diese Tabelle bezweckt, ebenso wie die entsprechende Tabelle S. 552, 
lediglich, einen ungefähren Begriff von der Wirtschaftlichkeit der 
verschiedenen Verkehrsarten zu geben, nämlich einen, der hinreichend ist, 
um eine Unterlage für eine allgemein^ Besprechung der relativen Höhe der 
Tarife zu geben. Hier mag indes nur hervorgehoben werden, daß der große 
Verlust des Gepäckverkehrs vor allem darauf beruht, daß Ge¬ 
päck von einem Gewicht bis 25 kg für den Fahrtausweis ira Jahre 
1910 frei befördert wurde, d. h. daß die Kosten dieser Beförderung 
als im Fahrkarten preis eingeschlossen zu betrachten sind. Dieser Verlust 
soll daher eigentlich dem Personenverkehr (mit schätzungsweise 20 % oder 
181 000 Kr. für I. und II. und 725 000 Kr. für III. Kl.) zugerechnet werden. 
Beim Gepäck- sowohl als dem Eilgutverkehr wird übrigens daran erinnert, 
daß keine besonderen Kosten -für Transporte in Schutz- und Dienstwagen 
berechnet worden sind, weshalb diese Kosten überwiegend auf den Per¬ 
sonenverkehr kommen. 

Beim eigentlichen Personenverkehr werden in der folgenden 
Tabelle die berechneten Kosten (einschl. Stationskosten) für verschiedene 
Wagenk lassen und Zuggattungen mit den Einnahmen zusammen ge- 
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stellt; der unbeträchtliche Verkehr in II. Klasse der LokälzÜge ist mit dem 
Verkehr derselben Art in „Übrige Züge“ zusammengelegt (1000 Kr.): 



Einkommen 

Ausgaben 

Beitrag zur 
Deckung der 
festen Kosten 
(oder Verlost) 

Schnellzüge: I. und II. Klasse . . . . 

6094 

2622 

+ 3 472 

III. Klasse.| 

3989 

1224 

+ 2716 

Summe für Schnellzüge . . . . ! 

1 10 033 

3 846 

+ 6187 

Lok alzüge: III. Klasse. 

1011 

1 194 

— 183 

Übrige Züge: II. Klasse. 

' 2264 

3 445 

— 1 191 

III. Klasse. 

! 9897 

6 473 

1 +3424 

Summe für übrige Züge . . . . 

12 151 

9 918 

+ 2233 


Es ist hieraus ersichtlich, daß in den Schnellzügen die III. Klasse 
ein relativ noch besseres Ergebnis als die beiden höheren Klassen aufweist, 
sowie daß in „Übrige Züge“ die III. Klasse sich weitaus besser bewährt 
als die II. Klasse. Wir erinnern indes daran, daß die gemachte Ver¬ 
teilungsrechnung !für „Übrige Züge“ lediglich auf einer formellen An¬ 
nahme beruht; eine genauere »Rechnung kann für diese Züge nicht ange¬ 
stellt werden, weil die unseren Berechnungen zugrunde liegende Voraus¬ 
setzung, daß neu hinzukommender Verkehr dieselben (oder beinahe die¬ 
selben) veränderlichen Kosten für die Einheit hat, wie der vorhandene Ver¬ 
kehr, in diesem Falle nicht zutrifft. 

Es wäre also fehlerhaft, den Schluß zu ziehen, daß der Verlust, den die 
II. Klasse der Personenzüge laut der obigen Tabelle aufweist, bedeuten würde, 
daß es fiir die Eisenbahn besser wäre, daß der fragliche Verkehr fortfiele. Eine 
derartige Maßnahme würde, wenn der ganze Verkehr der II. Wagen- 
klasee auf die III. Klasse überwälzt würde, mit sich bringen, daß die Ein¬ 
nahmen um etwa 750 000 Kr. vermindert werden würden. Wenngleich dies auch 
eine gewisse Ausgabeverminderung herbeiführen würde (hauptsächlich 
wegen verminderter Wagenkosten, aber auch wegen verminderter Zugko3ten, 
insoweit sie auf Bruttotonnenkm beruhen), so ist es keineswegs sicher, daß 
sie der Einnahmeverminderung entspräche. Wir haben dies hervorheben wollen 
als eine Warnung vor übereilten Schlüssen aus dergleichen Ziffern. 

Obgleich, wie gesagt, die Zahlen für Schnell- und Lokalzüge auf weit 
sichereren Grundlagen beruhen, als die für die übrigen Züge; so mag auch 
bezüglich jener Zahlen betont werden, daß sie als ganz genau nicht be- 
trachtet werden dürfen. Alle diese Zahlen über die Wirtschaftlichkeit der 
verschiedenen Verkehrsarten sind Nebenergebnisse der Untersuchung, deren 
eigentlicher Zweck ja eine Feststellung der Mindesttarife ist Wir haben 
indes nicht unterlassen wollen, jene Nebenergebnisse vorzulegen, da sie. 
wenn auch mit gewissen Lücken in den Einzelheiten, jedoch sicher ein 
im wesentlichen richtiges Bild von der Wirtschaftlichkeit des Personenver- 
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kehrs geben, welches Bild in vielen Hinsichten von der vielfach bestehen¬ 
den Auffassung abweicht. 

Die Untersuchung hat bisher die Betriebseinheiten, Zug- 
und Wagenachskin, Anzahl der verkauften Fahrtausweise usw., berücksich¬ 
tigt. Wir kommen jetzt auf die V erkehrseinheiten, die Anzahl der 
Reisenden und Tonnen, Gepäck usw. Wir heben hierbei nochmals hervor, 
daß hierbei feste Unterlagen nur für Schnell- und LokalziLge nach der 
gegenwärtigen Platzausnutzung vorliegen, die bei den übrigen Zügen 
fehlen. 

Mindesttarife für den Personenverkehr. 

Im folgenden werden Fahrtausweise I. Kl. in solche II. »Klasse nach 
dem Verhältnis 2:1 umgerechnet, in Übereinstimmung sowohl mit 
dem von den Reisenden I. Kl. (in normalen Fällen) 1 ) in Anspruch ge¬ 
nommenen Wagenraum als mit dem von dem schwedischen Tarifkomitcr 
vorgeschlagenen Verhältnis zwischen den Fahrpreisen. 


Die Kosten für das Personenkm im Jahre 1910 ergeben sich durch die 
folgende Berechnung: 



I. und II. Kl; 

i 

■ Schnell- , I hrige 
züge Züge 5 ) 

StSSC 

Sämtliche 

Personen- 

ziige 

Wagenachskm. 

. . . Mill. 

45, G4 

39,91 

86,55 

Personenkm 3 ). 

. . . r> 

142,4 

63,5 

206,9 

Personenkm für das Wagenachskm 


3,i* 

1,59 

2,41 

Kosten, einschl. Stationskosten . . 

. . 1000 Kr. 

2622 

3 445 

6067 

Kosten für das Personenkm .... 

. . . Öre 

1,84 

5,43 

2,95 

! 

i III. Klasse (einschl. Militär und Gefangene) 


j 

Schnell- J 

Lokul- 

Ihrige 

Sämtliche 

Personen- 

! 

1 zöge i 

il 

züge 

Züge 

züge 

Wagenachskm.Mill. 

20,87 

9,23 j 

73,38 

103,5« 

Personenkm. * 

162,1 

53,0 i 

439,1 

654,2 

Personenkm für das Wagenachskm 

7,77 

5,73 , 

5,98 

6.3' 

Kosten.1000 Kr. 

1 1224 

1 194 

G 473 

8 891 

Kosten für das Personenkm Öre 

0,76 


1,47 

1.-., 

1 ) Nur ein geringer Teil des Verkehrs der I. Klasse erfolgt in den Toges 


zügen und in den Sitzwagen der NaclitzUge, wo dos Verhältnis 3 :2 sein sollte. 
*) Einschi, in den Lokalzügen. 

3 ) In II. Kl. umgerechnet. 
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\ 

Die Ungleichheiten der so ermittelten Kosten des Personenkm stehen 
in genauer Übereinstimmung mit den vorher erwähnten Kosten für 
verschiedene Zuggattungen und erklären sich aus denselben Umständen 
wie die Ungleichheiten dieser Kosten. Bemerkenswert sind besonders die 
hohen Kosten der II. Klasse der „Übrigen Züge“, die hauptsächlich von 
der sehr schlechten Platzausnutzung abhängen. 

Wie bereits angeführt, sind diese Durchschnittskosten des schon vorhan¬ 
denen Verkehrs bei den „Übrigen Zügen 1 — und dasselbe gilt für die II. Klasse 
in den Lokalztigen — zur Feststellung von Mindesttarifen für neu hinzukommen- 
den Verkehr nicht verwendbar. Die^ Sache ist nämlich die, daß* diese Züge 
einen beträchtlich größeren Verkehr als den gegenwärtigen besorgen können. 
Falls neuer Verkehr erzielt werden kann, kann er somit, wenigstens in der 
II. und in gewissem Umfang auch in der III. Wagenklasse, unter nur einer 
verhältnismäßig kleinen, bisweilen gar keiner Kostenvermehrung bewältigt 
werden, d. h. der Mindesttarif ist niedrig — wie niedrig, kann nur im ein¬ 
zelnen Fall berechnet werden. 

Hieraus folgt natürlich nicht, daß die Fahrpredse auf ein Minimum her¬ 
abgesetzt werden können. Da es nicht ausführbar ist, verschiedene Preise für 
vorhandenen und neuen Verkehr fostzustellen, würde eine derartige Ermäßigung 
eine beträchtliche Einnahmovermindcrung für deil schon vorhandenen Verkehr 

m 

mit eich bringen, welche Verminderung von den Einnahmen des von der Er¬ 
mäßigung hervorgerufenen neuen Verkehrs sicherlich nicht ausgeglichen wenden 
würde. Außerdem würde ja die Grenze für die Fähigkeit der_jetzigen Züge, 
neuen Verkehr aufzunehmen, bald überschritten werden, woraus neue beträcht¬ 
lich© Kosten erwachsen würden. 

Bei den Schnellzügen und der III. Wagenklasse der Lokalzüge liegt 
die Sache anders. Hier ist in der Regel eine beträchtliche Steigerung des 
Verkehrs nicht möglich ohne eine entsprechende Vermehrung der Züge 
und der Wagen; der neue Verkehr wird daher dieselben veränderlichen 
Kosten für das Personenkm wie der vorhandene mit sich bringen, und die 
angeführten Kosten für das Personenkm bedeuten daher tatsächlich, so an¬ 
nähernd wie es berechnet werden kann, auch die des neu hinzu wachsenden 
Verkehrs. 

Es wäre vielleicht wünschenswert, diese Mehrkosten oder Mindest- 
larife, in derselben Weise wie für den Güterverkehr, für verschiedene Wege¬ 
längen anzugeben. Allein eine derartige Berechnung wäre von geringem 
"Wert. Wir ziehen es deshalb vor, die Betriebsgruppen, auf die die Zahlen 
sich beziehen, festzustellen und ihre Durchschnittskosten anzugeben. 

Der Schnellzugsverkehr der schwedischen Staatsbahnen ist im ganzen 
als ein Verkehr auf Entfernungen von 400—700 km anzusehen. Die Per¬ 
sonenzüge, die Verkehr über so lange Strecken besorgen, können mit 
Schnellzügen verglichen werden. Schnellzugsverkehr auf kleine Entfer¬ 
nungen kommt nur in geringerem Umfang vor. Der Verkehr auf Ent¬ 
fernungen über 700 kn» hinaus wird dagegen zufolge lokaler Verhältnisse 
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zum erheblichen Teil von Zügen besorgt, die nur teilweise Schnellzugs¬ 
charakter haben; er ist auch verhältnismäßig klein. 

Der Lokalzugverkehr kann als Verkehr auf Entfernungen unter 
40 km in der Nähe von großen Städten angesehen werden. Die in der 
letzten Tabelle angeführte Ziffer 2,25 Öre für das Personenkm ist jedoch 
eine Durchschnittszahl für verschiedene Arten von Fahrtausweisen und des¬ 
halb nicht ohne weiteres verwendbar. Die Kosten zerfallen in Unterwegs¬ 
kosten 1102 000 Kr. = 2,08 für das Personenkm, und Stationskosten 
(für Fahrkartenverkauf) 92 000 Kr. = 8,3 Öre für den Ausweis. Die 
Kosten für derartigen Verkehr auf einfache Fahrkarten betragen dem¬ 
zufolge durchschnittlich 2 ,50 Öre. 1 ) Für Bündelbillette (20 Reisen 
auf einem Ausweis) betragen die Kosten 2, 11 Öre für das Personenkm.*) 
Für Monatskarten könnte man die Kosten auf 2, 10 Öre') setzen, falls 
man nicht in Betracht zu nehmen hätte, daß diese Ausweise ganz über¬ 
wiegend für Fahrt auf den kürzesten Entfernungen benutzt werden, wo 
die Kosten wegen der Möglichkeit einer besseren Wagenausnutzung wohl 
als niedriger anzusehen sind — in welchem Maße, läßt sich schwerlich all¬ 
gemein feststellen. 

Unser Ergebnis wird demnach: 

M ehrkost en für jedes neu hinzukommende 
Personenkilometer. 

Reisen auf Entfernungen von 400—700 km: 

I. Kl.3,68 Öre 

II. „ .1,84 „ 

III „ . 0,76 „ , 

Reisen auf Entfernungen unter 40 km in der Nähe von größeren 
Städten: 

III. Kl., einfache Fahrkarten 2 ,50 Öre 

III. „ , Bündelkarten . . 2, 11 . 

Sonstiger Verkehr: Die Mehrkosten können nicht ohne willkürliche 
Annahmen über die Platzausnutzung festgestellt werden. Dem bereits Ange¬ 
führten zufolge kann man indes behaupten, daß, wenn ein normal aufge¬ 
bauter Tarif hergestellt wird, der wenigstens den obigen Kostenbeträgen 


‘) 2,08 + 


8,3 

20 


(Durchschnittswegelänge 20 km). 


’> **+»-£w 


’> **+«rJr,o, 


(Durchschnittswegelänge 14,7 km. Von den höheren Druck- 
kosten wird abgesehen). 

(Darehschnittswegelänge 10,4 km. Anzahl Reisen im Monat 
auf 50 geschätzt). 
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entspricht, ein neu hinzukommender Verkehr seine Mehrkosten auch bei 
den übrigen Entfernungen deckt. 

Obgleich diese Zahlen nicht in der Form eines Mindesttarifs (wie 
für den Güterverkehr) aufgestellt sind, reichen sie vollständig hin, den 
v Einfluß einer Änderung der Tarife zu beurteilen. Wenn z. B. eine Er¬ 
mäßigung der Preise der III. Kl. auf weite Entfernungen in Frage ist, 
sagen wir von 2 Öre auf 1,5 für Personenkm, hat man den Verlust von 
0,5 Öre nach den jetzigen Personenkm gegen den Gewinn für die z u 
erwartenden neuen Personenkm abzuschätzen; dieser wird 
entstehen mit Anwendung des Faktors 0,74 Öre für km (1,5 Öre abzüg¬ 
lich der direkten Kosten von 0,76 Öre). 

Es ist einleuchtend, daß die Zahlen stark auf einen Staffeltarif hin- 
weisen. Natürlich darf man daraus, daß die direkten Kosten eines Per¬ 
sonenkilometers im Nahverkehr mehr als dreimal so hoch sind wie im 
Fernverkehr, nicht schließen, daß die kilometrischen Fahrpreise ebenfalls 
dreimal so hoch sein müßten. Aber andererseits wäre es kaum richtig, 
den Preis z. B. auf 3 Öre für das Kilometer zu setzen, sowohl für den Nah¬ 
ais für den Fernverkehr; dies bedeutete tatsächlich, daß jener nur mit 
0,5 Öre oder 20 %, dieser aber mit 2,24 Öre oder beinahe 300 % zu den festen 
Kosten beitragen müßte, was teils an eich nicht gerechtfertigt ist, teils auch 
den Interessen der Eisenbahnen widerspricht, die einen wesentlich größeren 
Vorteil davon haben, Fernverkehr mit neuen Kosten von 0,70 Öre als Nah¬ 
verkehr zu 2,50 Öre heranzuziehen. Eine vernünftige Tarifbildung auf 
der Grundlage der angeführten Zahlen, mit sachgemäßer Berücksichtigung 
der vorhandenen Verhältnisse, insbesondere der Tariflage und der Ver¬ 
teilung des Verkehrs auf die verschiedenen Entfernungen, dürfte wohl dazu 
führen, die weiten Entfernungen relativ mehr als die kürzeren mit Bei¬ 
trägen zu den festen Kosten zu belasten, nicht aber in höherem Maße, 
als daß jedoch ein ziemlich stark fallender Staffeltarif entsteht. 

Bei den schwedischen Staatsbahnen haben Erwägungen, die gefußt 
sind auf die genannten Zahlen, auf die jetzigen Tarife (die ziemlich stark 
fallen, z. B. in der dritten Klasse bis 100 km 2,5 Öre für das Kilometer — mit 
Rücksicht auf die Aufrundung 2,oc Öre —, für 600 km in Schnellzügen 13 Kr. 
oder 2,17 Öre für das Kilometer), auf die Verkehrsverteilung und endlich 
auf die Notwendigkeit, höhere Einnahmen aus dem Personenverkehr zu er¬ 
zielen, dazu geführt, die Staffel stärker zu machen als vorher. In der Tat 
geht der Vorschlag darauf aus, für Entfernungen bis 40 km 2,86 Öre (auf¬ 
gerundet etwas mehr als 3 Öre) für das Kilometer zu berechnen, für 600 km 
aber 13,40 Kr. oder 2,23 Öre für das Kilometer. 
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Der Vollständigkeit halber wollen wir endlich die Mindesttarife für Ge¬ 
päck, Pakete und Eilgüter kurz berühren. Die nötigen^ Ziffern sind oben schon 
enthalten. Wir erinnern auch daran, daß die Mindesttarife für den eigentlichen 
Personenverkehr kein Entgelt für Gepäck (weder freies noch frachtpflichtiges) 
in sich schließen (ausgenommen die Zugkosten für das Gepäck usw., das in 
Schutz- und Dienstwagen mitgeführt wird). 

Die Unterwegskosten (Zug-, Verschiebungs- und Wagenkosten) betragen: 



Schnell- 

Übrige 


züge 

Zügel) 

Für das Wagenachskm (S. 850, Öre) 

.4,81 

7,11 

Durchschnittliche Belastung für Wagenachskm 

(Tonnenkm*) 0,85 

0.80 

Demnach die Kosten für Tonnenkm (Öre) 

.5,8 

8,9 


Man kann bei diesem Verkehr kaum annehmen, daß die Belastung verbessert 
werden wird, und daher die Kosten bei stärkerem Verkehr herabsinken werden. 
Die ermittelten Zahlen werden alfco vermutlich die Mehrkosten für neu hinzu- 
kommenden Verkehr darstellen, und zwar teils für die Entfernungen von 400 
bis 700 km, teils für kürzere Entfernungen. Für größere Entfernungen als 
700 km kann eine Berechnung mangels hinreichender »Angaben schwerlich ge¬ 
macht werden. 

Die Stationskosten für die Sendung sind (S. 550) auf 60,2 35,1 und 
57,9 Öre für Gepäck, Pakete und Eilgüter angegeben worden. Mit Rücksicht 
auf gewisse Verhältnisse werden die Stationskosten für die Gepäcksendungen 
.mit Übergewicht 54 Öre und ohne Übergewicht 44 Öre oder (da das 
Durchschnittsgewicht 17 und 60 kg ist) für 10 kg 31,8 und 7,3 Öre betragen. 
Für Eilgüter sind die Kosten zweckmäßig für das Gewicht auszudrücken und 
belaufen sich dann auf 18 Öre für 10 kg (Durchschnittsgewicht für die Sendung 
33 kg). Diese Beträge sind indes zu niedrig für kleine und zu hoch für große 
Sendungen bemessen. 

Für Pakete ist der Mindesttarif am besten für eine Sendung fest¬ 
zusetzen, wobei die Beförderungskosten-nach einem Durchschnittsgewicht von 
^,9 kg für die Sendung zu berechnen sind. 


*) Einschi. Lokalzüge. Die höheren Kosten für die Beförderung mit diesen 
wird durch eine größere Beladung für den Wagen ausgeglichen. 

*) Hier wird davon abgesehen, daß Gepäck und Eilgüter in großer Aus¬ 
dehnung in Schutz- und Dienstwagen befördert werden. Die "tatsächliche Be¬ 
lastung ist weitaus geringer als die hier berechnete. 
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1882 - 1911 . 

Dreißig Jahre russischer Eisenbahnpoiitik 

und deren wirtschaftliche Rückwirkung. 

Von 

Dr. Mertens, Geh. Reg.-Rat 
(Nebst einer Karte.) 

(Schluß.)‘) 

XXVIII. 

In den Zeitabschnitt der wirtschaftlichen Entwicklungsgeschichte Ruß¬ 
lands, der hier untersucht wird, fällt auch der große Aufstieg, den die In¬ 
dustrie erlebt hat. Allerdings fällt in diese Zeit auch die nicht nur auf Ruß¬ 
land allein, sondern auf ganz Westeuropa lastende schwere Krisis zu 
Ende des vorigen und zu Anfang des 20. Jahrhunderts. Sieht man 
von diesem Zwischentakt ab, so kommt man zu dem Gesamturteil, 
daß die Zeit von 1882—1911 Jahre des Aufstieges für Rußland ge¬ 
wesen sind. Nach den Darstellungen in den früheren Abschnitten tritt 
uns Rußland da zweifellos als ein mächtig aufsteigender Agrarstaat 
Entgegen, der in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ganz gewaltige 
Fortschritte gemacht hat. Diese Fortschritte zeigen sich keineswegs 
nur in der Erschließung großer Anbauflächen durch den Bau von Eisen¬ 
bahnen, sondern auch in der allmählich eingeführten besseren Bearbeitung 
des Bodens. Diese war nur angängig mit Zuhilfenahme viel voll¬ 
kommenerer Gerätschaften. In beiden Beziehungen, Bau der 
Eisenbahnen und Versorgung der Landwirtschaft mit Maschinen und 
Geräten, war Rußland vollkommen abhängig vom Auslande. Diese 
Verhältnisse dVängten gewaltsam zu der Forderung, die notwendigsten 
Maschinen und Werkzeuge im eigenen Lande herzustellen. 

Sollte der Bedarf auf diesen beiden wichtigen wirtschaftlichen 
Gebieten aus eigener Kraft befriedigt werden, dann ergab sich für den 

l ) Vergl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, S. (»87 ft. 
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Aufbau der Industrie schon ein ganz außerordentlich weites Gebiet, das 
gleichzeitig die gesamte Eisenerzerzeugung, Kohlengewinnung und den 
Maschinenbau umfaßte. Daneben regiten sich gleichmäßig die 
Forderungen auf fast allen Gebieten: der Chemie, der Textil¬ 
industrie, und was das tägliche Leben alles fordert, wenn dem 
Einzelnen und ganzen, großen Gemeinschaften Mittel zufließen sollen, 
die die Möglichkeit zur Leistung vollkommener Arbeit gewähren. Es 
fragt sich nur, ob Rußland die Möglichkeit hatte, diesen Bedarf zu be¬ 
friedigen. Diese Möglichkeit hatte es, soweit die materiellen Voraus¬ 
setzungen in Frage kamen, zweifellos, denn auf den weiten Länder- 
gebieten fanden und finden sich alle die Rohstoffe vor, die fast jeder Industrie 
das notwendige Material zu liefern vermochten. Es braucht, wenn man 
sich auf das europäische Rußland beschränkt, nur an die reichen Eisen¬ 
erzlager im Ural, im Gebiet- von Kriwoi-Rog, im Kaukasus, auf die 
Schätze an Steinkohlen im Gebiet von Dombrowo, im Donezbecken — 
hder auch Anthrazit —, bei Moskau und im Ural erinnert zu werden, 
so ist es klar, daß die beiden wichtigsten Rohstoffe, Erz und Kohle, 
im Lande reichlich vorhanden sind. Abgesehen von Holz, das einen ganz 
besonders großen Reichtum darstellt, liefert der Ackerbau der Textil¬ 
industrie den wertvollen Flachs und den Hanf,, den Zuckerfabriken die 
Rüben, um den Bedarf der Bevölkerung und des Handels für die Aus¬ 
fuhr zu decken. Dazu tritt der Ural mit seinem Reichtum an Edelmetallen 
— Platina, Gold, Kupfer usw. —, der Kaukasus mit seinen unermeßlichen 
Schätzen an Naphtha, den hochwertigen Manganerzen und ebenfalls 
Kupfer in großen Mengen. Es kann natürlich an dieser Stelle nicht die 
Aufgabe sein, eine vollständige Aufzählung der vorhandenen Bodenschätze 
zu liefern, die das Land der industriellen Entwickelung bietet. Erinnert 
sei nur noch an die in Südrußland abgelagerten Phosphorite und Kopro¬ 
lithen, die der chemischen Industrie übergenug Rohstoffe zur Herstellung 
von Dungstoffen liefern könnten 1 ). 

Liegt also schon im europäischen Rußland Rohstoff, um eine große 
Industrie ausgiebig zu versorgen, überreichlich vor, so darf die asiatische 
Reichshälfte mit ihren Steinkohlen-, Erz- und Naphthaschätzen, vor allem 
mit der Lieferung von Baumwolle aus Mittelasien (Transkaspien), nicht 
übersehen werden. Für Asien liegen zurzeit nur Andeutungen dafür vor, 
was dort nooh alles an Rohstoffen gefunden werden könnte, diese 
Gebiete sind noch viel zu wenig erforscht. Schrittweise rückt man vor, 
und fast regelmäßig entdeckt man unerwartet reiche Schätze. Aus dieser 
Erfahrung hat sich dann schließlich die Überzeugung in weiten Kreisen 

*) Siehe Archiv ftir Eisenbahnwesen 1918 S. 460. 
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der Bevölkerung Rußlands festgesetzt, daß Asien — namentlich Sibirien 
und das Altaigebiet — ganz ungeahnte Reichtümer an Metallen, -Erzen, 
Kohlen, Salz, Naphtha usw. birgt, obgleich niemand z. Z. zu sagen vermag, 
wo diese Reichtümer aulgesucht werden können. Trotz alledem steht es im 
Volksbewußtsein fest, daß Sibirien und die asiatischen Besitzungen Rußlands 
überhaupt mit ihren verborgenen Schätzen das Land von Rußlands Zukunft 
ist. Vielleicht ist das richtig — vielleicht. 

Jedenfalls kann aber schon jetzt gesagt werden, daß Rußland von 
der Natur fast mit allen Rohstoffen ausgestattet ist, die zur Begründung und 
zum Betriebe einer selbständigen Industrie erforderlich sind. Diese 
Möglichkeit reicht aber natürlich noch lange nicht hin, um eine schaffende 
Industrie ins Leben zu rufen und weiterzuführen. Der zweite, außer¬ 
ordentlich wichtige und maßgebende Faktor ist das in der Industrie arbei¬ 
tende Kapital. Damit wird der erste Punkt berührt, der in Rußland zu 
ganz erheblichen Schwierigkeiten der Anlaß gewesen ist, mit dem gleich¬ 
zeitig die Frage der Zollschutzpolitik Rußlands und nicht zuletzt die der Lö¬ 
sung der Arbeiterfrage, d. h. der leitenden, technischen und nicht minder 
der ausführenden Kräfte, aufgerollt wird. 

Es fehlte in Rußland an Kapital, das sich an dem Aufbau der Industrie 
ohne weiteres zu beteiligen bereit war. Das ist für Rußland, als Agrar¬ 
staat, auch durchaus erklärlich, weil seine Kapitalien in seinem großen 
Landbesitz festliegen. Es ist dadurch, bis zu einem gewissen Grade, viel 
schwerer beweglich als andere westeuropäische Staaten. Damit soll aber 
keineswegs eine besondere Eigentümlichkeit Rußlands hervorgShoben wer¬ 
den, vielmehr soll nur gesagt sein, daß Rußland zu jener Zeit sich noch 
in dem ersten Stadium der wirtschaftlichen Entwicklung befunden hat, 
das von den höher kultivierten, westeuropäischen Staaten, nämlich das 
des reinen Agrarstaates, bereits seit langer Zeit überwunden worden ist. 
Der Charakter des Agrarstaates ist übrigens durch den Kapitalzufluß 
in den Jahren 1893—1902 und später keineswegs verschwunden. Es 
ist nur der Anfang damit gemacht worden, neben und in dem Agrar¬ 
staat eine Industrie zu schaffen, die die vorhandenen Naturschätze für 
das eigene Land nutzbringend verwerten soll, und damit einen Weg zu 
betreten, der zu dem Ziele führt, das erreicht werden muß, um das Land 
einer höheren Kulturstufe entgegenzuführen. Rußland befindet sich 
hiermit ganz im Einklang mit dem Entwicklungsgang der westeuropä- 
z ischen Staaten, nur daß es mehr ausländisches Kapital zu dem Zweck 
heranziehen mußte, also den Fortschritt nicht ganz aus eigener Kraft 
vollziehen konnte. Bei Besprechung der Naphthaindustrie werden wir 
sehen, daß für den Geldzufluß drei Zeitabschnitte festgestellt werden 
können. Was dort für die Naphthaindustrie gefunden worden ist, das 
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gilt genau für die Beteiligung des ausländischen Kapitals in Rußland 
ganz allgemein. Während der Finanzminister Witte zu Anfang der 
90 er Jahre des vorigen Jahrhunderts lebhaft dafür ein trat, daß ein 
breiter Strgm ausländischer Kapitalien Rußland zugeleitet werden 
müsse, um seine industrielle Entwicklung zu ermöglichen, tritt 1909 der 
Minister für Handel und Industrie, Timirjäsew, in der Reichsduma für 
die Zuführung besonders des englischen Kapitals ein: „In England gibt 
es einen Uberschuß an Kapital, Erfahrung, Wissen und Unternehmungs¬ 
lust, d. h. an alledem, woran es Rußland mangelt, um seine Produktions¬ 
kräfte gehörig zu entwickeln. Die Annäherung (d. h. an England) muß 
dazu führen, englisches Kapital und englische Unternehmungslust nach 
Rußland zu ziehen . . Dieser Wunsch des Ministers ist vollkommen 
in Erfüllung gegangen, namentlich auf dem Gebiet der Naphthaindu¬ 
strie, die, wie wir sehen werden, ganz von England beherrscht wird. 
Wie hemmend der Mangel an Kapital war, der sich bis in das letzte 
Viertel des 19. Jahrhunderts schwer fühlbar machte, läßt sich auch 
daraus erkennen, daß Rußland noch um die Mitte des vorigen Jahr¬ 
hunderts nicht einmal in der Lage war, seiner Landwirtschaft das Al¬ 
lernotwendigste — nämlich Wege, auf denen die Ernten an den Markt 
gebracht werden konnten — zu schaffen. Der Krimkrieg hatte die 
finanziellen Kräfte des Landes gänzlich aufgebraucht, das Land mußte 
sich erst wieder erholen. Am ehesten konnte darauf gehofft werden, 
wenn die Landwirtschaft die Möglichkeit erhielt, sich zu entwickeln. Das 
wurde angestrebt mit dem Bau von Eisenbahnen 1 ). Aber ein Fort¬ 
schreiten auf diesem Gebiet, wenn der Gewinn im Lande bleiben soll, 
konnte nicht erreicht werden, denn es fehlte die Industrie, die die er¬ 
forderlichen Schienen, das rollende Material und was der Bau von Eisen¬ 
bahnen und ihr Betrieb alles für Anforderungen an eine leistungsfähige 
Industrie stellen nluß, liefern konnte. Es mußte zunächst also das Aus¬ 
land herangezogen werden, um das Fehlende herzugeben. Daß ein sol¬ 
cher Zustand als äußerst drückend in einem großen Lande empfunden wer¬ 
den mußte, wenn es wußte, daß die Vorbedingungen für die Beschaffung 
innerhalb seiner Grenzen zum größten Teil vorhanden sind, ist ohne weiteres 
klaa. Aber um die im Boden ruhenden Schätze in den Dienst der Ent¬ 
wicklung des wirtschaftlichen Lebens des Landes stellen zu können, 
dazu gehört Kapital, und zwar sehr viel flüssiges Kapital. Das fehlte. 
Es konnte daher der Kreislauf nicht, wie in anderen wirtschaftlich fort¬ 
geschrittenen Ländern, in Funktion treten, in denen eine Industrie durch 
große Kapitalien geschaffen wird und diese dann wiederum die gemachten 

i) Siehe Archiv für Eisenbahnwesen 1917, Seite 423—153. 

Archiv fQr Ei§enbahnwe*en. 1919. 67 
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Gewinne in den Dienst des Landes stellt, um weitere, gewinnbringende 
Unternehmungen zu ermöglichen. Dieser Kreislauf war in Rußland 
nicht möglich, weil die Voraussetzung — das flüssige Kapital — fehlte. 
Dieses mußte beschafft werden, ilm zunächst über die erste Vor¬ 
bedingung für jede Industrie zu verfügen, nämlich Eisen und Kohle. 
Aber es handelte sich keineswegs bei der von dem Finanzminister Witte 
(1893—1902) unternommenen, sehr kräftig durch die Regierung geförderten 
Aktion, Geld aus dem Auslande Rußland zuzuführen, nur um die Hebung 
der Kohlen- und Eisen-Industrie zu fördern. Witte erkannte mit- 
dem ihm eigenen scharfen Blick hatürlich sehr bald, daß in erster Reihe 
durch Zuleitung ausländischen Kapitals die vorhandenen Anfänge von 
Industrien leistungsfähig gemacht und neue Industrien geschaffen werden 
müssen. Das Unternehmen ist dem Finanzminister während der Zeit, 
da er am Ruder stand, tatsächlich zu einem erheblichen Teil auch ge¬ 
glückt. Mit Hilfe dieses Kapitals erfuhr die russische Industrie einen 
gewaltigen Aufschwung. Wie groß diese Kapitalien gewesen sind, läßt 
sich außerordentlich schwer feststellen. Nur ein Teil dieses Geldes ist 
in Unternehmungen angelegt worden, die zu einer öffentlichen Rechen¬ 
schaftslegung verpflichtet sind, und selbst bei diesen ist eine genaue 
Trennung nicht durchführbar. Es kommt noch hinzu, daß, außer in 
Aktien-Gesellschaften und Genossenschaften auf Anteilscheine, auch in 
Unternehmungen einzelner Personen große Kapitalien arbeiten, die vom 
Ausland zugeflossen sind. Nur in wenigen Industrien läßt sich dieses 
ausländische Kapital mit einiger Sicherheit feststellen (Naphtha, 
Chemie). Bei den meisten Industrien läßt sich nur aus dem Erblühen 
und dem Umsatz, den die Werke zeigen, schließen, daß neue, mächtige 
Kräfte an der Arbeit sind. Witte selbst bat das Urteil abgegeben, daß 
„für die Industrie im Lande keine Mittel verfügbar sind, wo Kapitalien vor¬ 
handen sind, da liegen sie fest“. War diese Auffassung zutreffend, so war 
es folgerichtig, daß der Finanzminister von außen dem Lande Geld zuführte. 
Es kann dahingestellt bleiben, wie groß das aus dem Ausland Rußland zu¬ 
geführte Kapital *) gewesen ist, Tatsache bleibt es, wie wir später sehen 

’) Sergei Prokopowitsch in 1 „Über die Bedingungen der industriellen Ent¬ 
wicklung Rußlands“ spricht es, im Gegensatz zu fast allen, die sich mit der 
Frage beschäftigt haben, aus, daß Rußland mit seinem Bemühen, mit Hilfe 
einer protektionistischen Zollpolitik ausländisches Kapital heranzuziehen, ein 
„völliges Fiasko erlitten hat“. Warum? Nach Berechnung des Verfassers sind 
der russischen Industrie in den Jahren 1893—1908 durchschnittlich rd. je 55 Mil¬ 
lionen Rubel vom Ausland zugeflossen. „Um jährlich 55 Mill. Rbl. zu erhalten, 
»brauchte man nicht die Zollsätze generell heraufzuschrauben und einen ent¬ 
sprechenden Zoll für unseren Export zu provozieren. Durch eine Anspannung 
des Reichskredits könnte man diese 55 Mill. Rbl. billiger erhalten.“ Über den 
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werden, daß die Industrie in Bußland in dem Zeitabschnitt um 1900 einen 
großen Aufschwung genommen hat, auch daß allerseits anerkannt ist, daß 
ausländisches Kapital hierzu wesentlich beigetragen hat, und daß die einmal 
in jener Anfangsperiode erblühte Industrie sich kräftig weiter entwickelt 
hat, so daß heute bereits von einer immerhin namhaften Industrie in Ruß¬ 
land, wenn auch nicht von einer russischen Industrie, mit Recht gesprochen 
werden kann 1 ). 

Weg, der gewählt worden ist, soll hier nicht gestritten werden, es ist möglich, 
daß die Opfer zu groß gewesen sind, die von der Finanz-Verwaltung gebracht 
wurden, um das Ausland zur Hergabe des Geldes zu bewegen, und daß das Aus¬ 
land trotz alledem so zurückhaltend gewesen ist, daß nur 55 Mill. Rbl. durch¬ 
schnittlich an Kapital nach Rußland geflossen sind, von denen jedoch, nach 
unserer Quelle, nur 20 % in der Privat-Industrie finanziert worden sind, wäh¬ 
rend 80 % die Reichsfonds verstärkten. Es fragt sich außerdem, ob die herge¬ 
rechnete Beteiligungssumme zutreffend ist. Das ist eine Frage, die außer¬ 
ordentlich schwer zu bejahen ist, denn auch Prokopowitsch macht mit Recht 
darauf aufmerksam, daß in Rußland das zur Beurteilung dieser wichtigen Frage 
erforderliche Zahlenmaterial nicht gesammelt worden ist. Mit Behelfen ist die 
Aufrechnung sonach zustande gekommen, die zutreffend sein können, es aber 
keineswegs zu sein brauchen. Außerdem — und auch darauf weist Prokopo¬ 
witsch selbst hin — handelt es sich bei jenen 55 Mill. Rbl. um Kapitalien, 
die Aktien-Gesellschaften zugeflossen sind, die zu einer öffentlichen Rechen¬ 
schaftslegung verpflichtet sind. Also nicht erfaßt sind alle jene Kapitalien, 
die allen sonstigen, in Rußland sicher sehr zahlreichen Privat-TJnternehmungen 
vom Ausland zugeführt worden sind. Das sind, wie es mir scheint, alles 
Faktoren, die jene Aufrechnung in ein Licht rücken, das für die Beurteilung 
ihrer Richtigkeit nicht günstig ist, denn das Endergebnis der Maßnahmen des 
Finanzministeriums wird von Prokopowitsch selbst als ein glänzendes Beispiel 
des Einflusses der Regierung auf das Aufblühen der russischen Industrie in 
den Jahren 1895—1901 bezeichnet. Vergißt man nicht, daß der Finanzminister 
Witte selbst festgestellt hat, daß in Rußland flüssiges Kapital für industrielle 
Unternehmungen nicht zur Verfügung steht, „man daher einen breiten Zu¬ 
strom ausländischen Kapitals nach Möglichkeit unterstützen“ müsse, um eine 
Industrie zu schaffen, und da tatsächlich diese Industrie geschaffen worden ist, 
so ergibt sieh, daß von einem „völligen Fiasko“ doch wohl kaum die Rede sein 
kann. Man muß sich, wie die Verhältnisse in Rußland liegen, damit begnügen, 
das Gelingen oder Mißlingen der getroffenen Maßnahmen an dem Erfolge zu 
messen. 

*) Die „Prawda“, das Organ der bolschewistischen Regierung (Nr. 169 vom 
11./24. August 1918), stellt fest, daß am 1. Januar 1914 die Summe des Grund¬ 
kapitals der in Rußland registrierten, ausländischen Aktien- 
Gesellschaften überhaupt betragen habe: 587 346 700 Rbl. Von diesem 
Gesamtbeträge entfallen auf die 

TausendeRubel 


Textil-Industrie.40 537,5 

Nahrungsmittel-Industrie .. 1857,8 

Verwertung von tierischen Produkten. 375,0 

Wälder- und Holz bearbeitende Industrie. 2 562,0 

Chemische Industrie .. , , 9 316,9 


Gewinnring und Bearbeitung von Metallen (außer Eisen) 60335,1 
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Russisch ist an der Industrie zunächst nur das Rohmaterial, wäh¬ 
rend alles andere, einschließlich der geistigen, leitenden Kräfte zum aller¬ 
größten Teil das Ausland hergegeben hat und zum Teil auch noch hergibt. 

% 

Daher ist auch dem Ausland ein erheblicher Teil an dem Gewinn zu¬ 
geflossen, was den russischen Patrioten genügender Anlaß war, ein ganz 
unberechtigtes Geschrei zu erheben, daß Rußland um seine Reichtümer 
gebracht werde, daß die Habgier des fremden Kapitals eine Aussauger¬ 
politik treibe, und was % sonst diese Kurzsichtigkeit für Blüten trieb. 
Dabei wurde übersehen, daß ohne diesen ausländischen Geldzufluß di» 
Eisenerze, die Steinkohle, die Naphtha und die vielen anderen Schätze 
ruhig ihr unentdecktes Dasein weitergefristet hätten, Rußland zum 
Schaden, aber freilich auch nicht zum Vorteil der ausländischen Helfer. 
Zu alledem darf aber auch nicht übersehen werden, daß es sich in der 
Hauptsache um Aktien gesellschaften handelt, der ausländische Anteil an 
dem Gewinn sich also im wesentlichen auf eine Verzinsung des her- 
gegebenen Feldes und um einen Gewinnanteil in Form von Dividenden 
handeln kann. Alles übrige bleibt in Rußland 1 ), auch Zinsen und 


Tausende Rubel 


Gewinnung und Bearbeitung von Eisen.. 78108,2 

Maschinenbau. 100 688,8. 

Erzeugung von Metallgegenetänden. 11920,5 

Gewinnung und Bearbeitung anderer Bodenschätze . . . 178 477,7 

Bearbeitung von Mineralien. 13 233,8 

Handel . 1587,7 

Städtische Einrichtungen . 78 811,2 

Lagerhäuser, Spedition und Kommission . 9535,0 


Di« Höhe der Beteiligung des ausländischen Kapitals an russischer* 
Aktiengesellschaften ist viel schwerer, so meint das Blatt, zu be¬ 
stimmen. 


Am allerschwerstcn wird diese Feststellung aber sein in Bezug auf die 
Privatunternehmungen. 

W. S. Siw führt in seiner Broschüre „Staatsbank™ tt und ausländieohes- 
Kapital“ aus, daß die Beteiligung des ausländischen Kapitals an diesen russi¬ 
schen Handels- und Industrieunternehmungen auf mindestens 1 500 Millionen 
Hubel nach nominalem Werte eingeschätzt werden muß. Das ist ja auch nur 
eine Schätzung, da sie aber von Siw stammt, der auf diesem Gebiet sich eine 
gewisse autoritative Stellung erworben hat, so wird man annehmen dürfen* 
daß der angegebene Betrag annähernd zutreffend, jedenfalls nicht zu hoch ge¬ 
griffen ist. 


*) Eine sehr interessante Übersicht darüber, welchen Nutzen eine große 
Industrie dem Lande, in dem eie beheimatet ist, bringt oder bringen kann, selbst 
wenn eie ganz mit ausländischem Kapital begründet worden ist und mit aus¬ 
ländischem Kapital betrieben wird, findet sich in der Festschrift zum 50-jähri¬ 
gen Bestehen der Gesellschaft der Gebr. Nobel in Baku. Es wird hier den 
ordentlichen Einnahmen einzelner Positionen des Reichsbudgets und m« Schluß- 
«lern gesamten Einnahmenbudget gegenübergestellt, welchen Anteil die Lei- 
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Dividenden der Kapitalien, soweit sie sich an den Unternehmungen 
beteiligt haben. Das ist aber, soweit ee nachweisbar ist, nicht in 
großem Umfang geschehen. Übrigens ein Vorgang, der sich aus der 

«tungen des Unternehmens der Gebr. Nobel gehabt haben und welchen Prozent¬ 
anteil dieser Leistungen im einzelnen ergeben: 



Jahr 

ordentliche 
Einnahmen 
des Staats 

ausgezahlt 
von der 
Gesellschaft 
Nobel 

Prozent 

der 

letzteren 



in Millionen Rubel 

Staatsbahnen . 

1903 

453,4 

7,0 

1,54 


1904 

454,6 

6,3 

1,88 


1906 

431,5 

3,7 

0,85 


1906 

491,1 

4a 

0,84 


1907 

510,3 

4,1 

- 0,80 

Petroleumakzise. 

1906 

32,0 

11,6 

36,80 


1904 

84,8 

10,9 

31,27 


1906 

30,0 

7,3 

24,79 


1906 

29,9 

16,7 

56,09 


1997 

36,8 

19,6 

58,12 

Staatssteuern. 

| 1908 

80,7 

1,1 

1,31 


1904 

75,3 

1,0 

1,29 


1906 

71,8 

1,0 

1,41 


1906 

92,9 

1,6 

1,71 


1907 

110,4 

1,7 

1 1,58 

Post und Telegraph. 

1903 

58,2 

0,3 

0,46 


1904 

68,4 

0.2 

i 0,:» 

i 

1905 

71,2 

0,2 

1 0,28 


| 1906 

74,2 

0,3 

j 0,37 


! 1907 

76,5 

0,3 

) 0,45 

Verpachtung der Staatsländereien. . . 

, 1903 

24,o 

1,1 

4,66 


| 1904 

24,4 

1,3 

j V» 


j 1905 

20,8 

1,0 

3,92 


j 1906 

22,0 

1,3 

5,72 


1907 

211,8 

i 

1,* 

6,03 

im ganzen . 

1903 

1 1 

648,2 

21.o 

; 3,24 


1904 

055,5 

19.6 

3,0) 


1905 

631,3 

13,2 

2,io 


1906 

710,2 

24,0 

; 3,38 

die Teilnahme Nobels an dem ganzen 

' 1907 

i 703.9 

27,3 

j 3,61 

ordentlichen Budget des Staates . ■ 

1903 

2 202,8 

21,o 

! 0,95 

\ 

1904 

j 2013.3 

’ 19,6 

0,97 


1905 

! 2024,6 

13,0 ‘ 

0,65 


1906 

| 2273,5 

24,0 

1 1,05 


1907 

2 342,5 

27.5 

1,17 
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geschichtlichen Entwicklung des westlichen Europas und der meisten 
Staaten, die den Umwandlungsprozeß zum Industriestaat durchgemacht 
haben, erklärt. Hierbei werden natürlich nicht unerhebliche Unter¬ 
schiede in bezug auf den Grad der Mitwirkung des ausländischen Kapi¬ 
tals in den verschiedenen Staaten festgestellt werden können. Darauf 
kommt es aber auch bei Beurteilung des Vorganges gar nicht an, sondern 
nur darauf, daß es ein solcher ist, der keineswegs eine Besonderheit 
für Rußland darstellt, vielmehr ein Vorgang, der in der Entwicklungs¬ 
geschichte der Völker mehr oder minder regelmäßig beobachtet werden 
kann. 

Neben dieser Beteiligung des Auslandes mit Kapital ist der weitere 
Vorgang, nämlich die Zuführung geistiger Arbeitskräfte, keineswegs 
von minder großer Bedeutung. Arbeitskräfte standen Rußland mit seinen 
damals 120 Millionen und auch mehr Einwohnern zweifellos reichlich 
genug zur Verfügung, und diese Arbeiter hatten sogar mancherlei Vor¬ 
züge vor anderen Arbeitern aufzuweisen. Sie waren nicht durch hohe 
Löhne verwöhnt, waren arbeitsam und zeichneten sich durch einen nicht 
geringen Grad von Anstelligkeit aus. Ohne sich über den Zusammen¬ 
hang der Vorgänge ln Grübeleien und Nachforschungen einzulassen, be¬ 
müht sich der russische Arbeiter, möglichst genau nachzumachen, was 
ihm vorgemacht und angezeigt worden ist. Bei diesem Vorgang ent¬ 
wickelt er in der Regel eine große Geschicklichkeit. Die unvermeidliche 
Folge hiervon ist es aber dann, daß die erste Unregelmäßigkeit bei 
der Abwicklung der Arbeit ihn hilflos macht und er durch fremde Hilfe 
wieder den regelmäßigen Gang herstellen lassen muß, weil er nicht 
beurteilen kann, was die Veranlassung zu der ihm unerwartet entgegen¬ 
getretenen Unregelmäßigkeit gewesen ist. Er kann sie daher in der 
Regel auch nicht abstellen, braucht hierzu fremde Hilfe. Es waren das 
die Folgen, daß regelrecht vorgebildete Arbeiter nicht zur Verfügung 
standen. „Was dem Russen aber vor allem abgeht, ist die schöpferische 

Kraft sowie die Freude an der Arbeit selbst und an ihrem Werk. 

Er kann ein vorzüglicher Vollzugsbeamter sein, nur selten aber wird er 
zu einem Mitarbeiter, von dem Anregungen aus eigenem Trieb zur För¬ 
derung der Sache ausgehen, wie in den meisten Fällen der Deutsche. 
Für den Betrieb bleibt der russische Angestellte * daher meist ein In¬ 
ventarstück — nicht selten ein sehr nützliches und wertvolles —,.das 
man aber stets in Schwung halten muß“. 1 ) 

Um nun aber die Entstehung einer Industrie, selbst mit solchen 
Hilfskräften, zu ermöglichen und zu fördern, mußte dieses Fehlen ge¬ 
schulter, selbständiger und interessierter Arbeiter durch Zuführung 
von außen wettgemacht werden. Das ist geschehen, und zwar 

1 ) Br. E. Jenny, Die Deutschen im Wirtschaftsleben Rußlands. „Welt¬ 
wirtschaft“ 1919, Märzheft S. 81. 
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zu Anfang in großem Maßstab 1 ). Liegt dieses Stadium in der Ent¬ 
wicklungsgeschichte der Industrie Bußlands auch schon weit zurück und 
ist auch die Beteiligung ausländischer technischer Hilfskräfte sehr stark 
zurückgegangen, so ist Bußland dennoch auch heute noch nicht in der 
Lage, seinen Bedarf an technisch ordnungsmäßig geschulten Arbeits¬ 
kräften selbst zu decken. Dies gilt namentlich von den leitenden höhe¬ 
ren Technikern, aber auch die Zahl der gewöhnlichen technischen Arbeits¬ 
kräfte soll auf ein geringes Maß zurückgegangen sein. Zahlenmäßiger 
Nachweis hierfür aus neuester Zeit liegt nicht vor. Wohl aber ist noch im 
Jahre 1908 eine Erhebung darüber veranstaltet worden, wieviel höhere und 
untere Beamte in den Betrieben, die der Aufsicht der Fabrikinspektore unter¬ 
stellt, vorhanden sind, und die über eine technische Vorbildung ver¬ 
fügen*). 

Überhaupt waren 1903 beschäftigt: 



Russische Staatsbürger 

j Ausländer 


überhaupt 

% 

überhaupt 

% 

p 1 

höhere Beamte.'! 15 013 

91,3 

1421 

8,7 

untere „ . 

14 330 

83,4 

2855 

16,6 


Von der Gesamtzahl dieser Beamten haben eine technische Vor 
bildung an Hochschulen, in Mittel- und Elementarschulen genossen: 



Russische Staatsbürger 

Ausländer 


r ~ 

i überhaupt 

davon im 
Auslände 

überhaupt 

davon im 
Auslande 


1 % 

% 

% 

% 

höhere Beamte. 

13,7 

4,2 

40,0 

38,8 

untere * „ . 

13,7 

2,8 | 

1 i 

| 29,1 

26.» 


*) Nach der Statistik von 1897 hat Bußland in der Industrie, dem Bergbau 
und Bauwesen damals überhaupt 170473 Ausländer beiderlei Geschlechts (nur 
Arbeiter, nicht auch die Familienmitglieder gezählt) beschäftigt. Davon 


Deutsche . 

. 127 778 oder 76,o% 

Bulgaren . . . 

2 629 oder 

1,5% 

Chinesen . 

11103 

n 

6,4 „ 

Franzosen . . 

2019 

n 

1,2 » 

Griechen . 

8289 

» 

6,4 » 

Schweden . . 

1850 

9 

1,1 „ 

Tschechen 

5149 

n 

3,0 n 

1 Engländer . . 

1243 

f* 

0,7 „ 

Türken. . 

3 633 

» 

2,1 * 

; Italiener . . . 

967 

» 

OA» 

Perser . . 

3 158 

9 

1,8 „ 

Japaner . . . 

655 


0,4 „ 


(Fr. Ischch&nian, Die ausländischen Elemente in der russischen Volkswirt¬ 
schaft, S. 74 ff.) 

*)Sergei Prokopowitsch, Über die Bedingungen der industriellen 
Entwicklung Rußlands, S. 83 ff. 
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Dabei wurde das geradezu erstaunliche Ergebnis zutage gefördert, 
daß unter den russischen höheren Beamten sich sogar 97 Analpha¬ 
beten und unter den unteren Beamten 265 Analphabeten befanden. Das 
war noch so im Jahre 1903! Diese Feststellungen, die sich auf die amt¬ 
lichen Erhebungen der Fabrikinspektore gründen, rathüllen ein eigen¬ 
artiges Kulturbild. Wie mag es da wohl am Anfänge unserer Beob¬ 
achtungsperiode, also 30 Jahre früher, auf diesem Gebiet ausgesehen 
haben? Damals, 1881, waren im europäischen Rußland nur 22 700 
Volksschulen mit X 140 916 Schülern vorhanden, während 1911 bereits 
100 295 Schulen mit 6 ( 180510 Schülern gezählt wurden 1 ). Das ist ein 
sehr großer Fortschritt, der natürlich auch seine günstige Rückwirkung 
auf die industriellen Arbeiter ausüben wird. Dies un$ so mehr, als die Staats¬ 
regierung bei den Volksschulen keineswegs Halt gemacht hat. Es ist sogar 
ein gegenteiliger Vorgang zu beobachten, denn man hat durch tedmische 
Vorbildungsklassen bei den großen Industrien versucht, das Fehlende an 
allgemeiner Bildung zu ersetzen und wenigstens eine reinfachliche Vorbil¬ 
dung zu schaffen. Während dieser allerersten Ausbildung in verhältnis¬ 
mäßig später Zeit größere Beachtung zugewendet wurde, findet man, daß 
in Rußland der Hochschule schon sehr viel früher Aufmerksamkeit und 
Pflege geschenkt worden ist. Die Institute dieser Art in Petersburg, Riga, 
Moskau, Warschau usw. stammen zum Teil aus dem Anfang der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts. Aber die Entwicklung der Industrie 
scheint doch erheblich schneller fortgeschritten zu sein, als die Ausbildung 
der technischen Kräfte möglich war*), denn noch 1903 wurden, wie vor ge¬ 
zeigt, in staatlich kontrollierten Betrieben 4276 Ausländer als höhere und 

untere technische Beamte beschäftigt, was 12,?o % gleichkommt. Es zeigt 

. — - • 

* 

D A. W. Kolomsin, Der augenblickliche Stand der Volksbildung in Ruß¬ 
land, Petersburg 1912. 

*) Das Journal des Ministeriums der Verkehrsanstaften beschäftigt sich 
1916, Heft 10, S. 139ff., in einem Artikel: Maßnahmen zur Vergrößerung des 
technischen Personals (Mjery dljä •uwelitscheniju technitschoskawo perssonala) 
mit der Frage, wie dem überall hervortretenden Bedarf an technisch-gebildeten 
Kräften Befriedigung geschaffen werden kann. Dabei wird festgostellt, daß nur 
auf dem Gebiete des Baues von Bahnen, Wasserwegen und Chausseen jährlich 
mindestens 500 Personen weniger von den vorhandenen Lehranstalten entlas¬ 
sen werden, als der Bedarf fordert. Es müssen also minderwertige Kräfte ein¬ 
gestellt werden, falls nicht das Ausland aushelfen kann- Das amtliche Blatt 
bemerkt dazu, besonders betonend, daß genau die gleichen Verhältnisse auf 
dem Gebiet der elektrischen usw. Betriebe bestehen. Um dem abzuhelfen, be¬ 
stand 1916 die Absicht, die bestehenden Gesellschaften möglichst zu vergrößern. 
Was unter den gegenwärtigen, chaotischen Verhältnissen in Rußland unter¬ 
nommen werden wird, läßt sich schwer beurteilen^ wohl aber nicht mit Unrecht 
annehmen, daß der Krieg und die Revolution eine Verschlimmerung herbeige¬ 
führt haben werden. 
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öieh also auch hier, daß Rußland in. hohem Maße noch vom Ausland ab¬ 
hängig ist. Und seine Hilfe ist sicher erheblich größer, als durch die Be¬ 
teiligung von 12,76 % zum Ausdruck kommt, denn erstens erfaßt diese Zahl 
nur die Beamten, die an staatlich kontrollierten Betrieben angestellt sind, 
und sodann fehlen alle jenen deutschen Beamten, die dem Druck der Staats¬ 
regierung nachgegeben, ihr Deutschtum abgeechiittelt haben und in den 
russischen Staatsverband übergetreten sind- Die Zahl dieser Personen darf 
nicht niedrig veranschlagt werden. Wäre es möglich, auch alle diese Per¬ 
sonen zahlenmäßig zu erfassen und ihnen die Menge der in nichtstaatlich 
kontrollierten Betrieben beschäftigten Ausländer hinzuzuzählen, so würde 
das Abhängigkeitsverhältnis der Industrie in Rußland vom Ausland in 
einem noch ganz anderen Lichte erscheinen. 

Um die Entstehung einer Industrie und ihren Existenzkampf mit all 
den vielen Erschwernissen und Hindernissen, die ©ich ihr in den Weg 
stellten, zu unterstützen, hat dann auch die Staatsregierung mit ihren 
Machtmitteln helfend eingegriffen, indem sie dem Wettbewerb der übrigen 
Kulturstaaten durch Zollschranken den Zutritt nach Rußland erschwerte. 
Das ist keineswegs erst während des dreißigjährigen Abschnitts, der 
hier im besonderen Gegenstand deir Untersuchung ist, so gewesen, daß Ruß¬ 
land seine Grenzen durch zollpolitische Maßnahmen • bis zu einem gewissen 
Grade verschloß. Von jeher ist das geschehen, nur sind die Gründe, die 
hierzu führten, nicht immer die gleichen gewesen, denn teils verfölgte Ruß¬ 
land fiskalische Zwecke — die Zölle wurden zu einer wichtigen Einnahme¬ 
quelle für das Reich gemacht —, teils dienten sie schutzzöllnerischea Auf¬ 
gaben, — die einheimische Industrie sollte dadurch gefördert werden, daß die 
importierten Industrieerzeugnisse verteuert wurden, wodurch es der ein¬ 
heimischen Industrie ermöglicht wurde, ihre Erzeugnisse zu höheren Preisen 
an den inländischen Markt zu bringen —, endlich aber sollten sie die Lösung 
handelspolitischer Aufgaben durchführen helfen — sie sollten den Import 
möglichst einschränken, um eine für Rußland günstige Handelsbilanz zu 
ermöglichen. Man kann nicht sagen, daß Rußland sich in seiner Zoll¬ 
politik immer gleich geblieben ist, vielmehr haben mit den Zielen, die zurzeit 
verfolgt werden sollten, auch die Mittel, die angewandt wurden, eine Ände¬ 
rung erfahren und erfahren müssen. So hatte die erhebliche Zollerhöhung 
auf Eisenprodukte in den Jahren 1884 und später 1887 die Folge, daß die 
Eisengewinnung im Lande selbst stieg. Während noch 1875 *) von 3,4 Mill. 
Pud (= 55 700 t) Gußeisen, 2,2 Mill. Pud (= 42 000 Tarif-t) zollfrei ein¬ 
geführt • wurden, der Gußeisenmarkt unter dem bestimmenden Einfluß der 
ausländischen Zufuhr stand, bewirkte schon die Zollerhöhung von 1884 

*) B. Ph. Brandt, Die ausländischen Kapitalien usw. Teil 11, S. 30 ff. 
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eine Entwicklung der einheimischen Erzeugung! zur teilweisen Deckung des 
eigenen Bedarfs. Aber offenbar ist die Wirkung nicht stark genug gewesen. 
Betrug der Eingangszoll 1884 9 Kop. in Gold, so stieg er in den folgenden 
Jahren schnell •weiter und betrug 1885 — 12 Kop., 1886 — 15 Kop., 
1887 — 25 Kop. bei der Einfuhr über See, 30 Kop. bei der Einfuhr über 
die Landgrenze, endlich 1891 30 und 35 Kop. in Gold. Man sieht aus 
dieser unruhigen Zollpolitik, wie sehr die Regierung bestrebt gewesen ist, 
durch einen starken Schutz gegen die Einfuhr vom Ausland die Produktion 
im Innern möglichst zu fördern. Das ist ihr auch gelungen, aber nicht, 
wie sie das eigentlich beabsichtigt und gewünscht hatte, aus eigener Kraft, 
sondern mit Hilfe des ausländischen Kapitals. Dieses sah sich gezwungen, 
da die Ausfuhr nach Rußland sehr erschwert wurde, 6Clbst nach Rußland 
überzusiedeln, um die dort vorhandenen Erze zu verarbeiten. So ist es ge¬ 
kommen, daß z. B. deutsches Kapital zunächst in Polen an der schlesischen 
Grenze Filialen der vorhandenen deutschen Werke anlegte und damit die 
Erzeugung von Gußeisen in Rußland sehr wirksam förderte. Ganz ähn¬ 
lich ist der Verlauf bei der Produktion von Eisen und Stahl gewesen, nur 
daß der Zollschutz durch höhere Erhebungssätze wirksamer gestaltet wurde. 
Der leitende Gedanke blieb hier aber immer derselbe. Nur um hier kurz 
die Wirkung des Vorgehens zu zeigen, sei angeführt: Es wurden in Ruß¬ 
land gewonnen 1885 2,e Mill. Pud (= 42 600 t) Gußeisen, und 5,4 Mi 11. 
Pud (= 88 500 t) Stahl und Eisen, 1897 dagegen bereits 14 Mill. Pud 
(= 229 300 t) Gußeisen und 13,7 Mill. Pud (= 224 400 t) Stahl 
und Eisen. Während also 1885 nur halb soviel Gußeisen gewonnen 
werden konnte, als Stahl und Eisen hergestellt wurde, der fehlende Rest 
somit eingeführt werden mußte, hatte sich bereits nach 14 Jahren das 
Bild vollständig geändert. Ganz so hat cs sich auf dem Gebiet der Stein¬ 
kohlenproduktion abgespielt. 

Auf diesen beiden ganz besonders wichtigen Gebieten war der er¬ 
wünschte Erfolg da. Ebenso hat das Reich die Entwicklung der In¬ 
dustrie auf allen anderen Gebieten geschützt ‘) und durch diesen Schutz 
es erreicht, daß ausländische Kapitalien zur Anlage von industriellen 
Werken reichlich nach Rußland flössen. Dem Kapital folgten, wie wir 
gesehen haben, die leitenden und arbeitenden Kräfte, und in Rußland 
entstand eine Industrie. Der Minister Witte, der seit 1893 das Finanz¬ 
ministerium leitete, hat das im Jahre 1897 in einer Rede über die Auf- 

*) Im Jahre 1914 hat das Zolldepartement eine sehr interessante Unter¬ 
suchung veröffentlicht: „Einfuhr ausländischer Waren nach Rußland und die 
Eingänge an Zollabgaben'* (Priwos inostranych towarow w Rossiju i postup- 
lenije tamoshennoi poschliny), von deren ausführlichen Berechnungen die fol¬ 
genden auszugsweise hierhergoeetzt sein mögen: 
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trabe des Schutzzollsystems zum Ausdruck gebracht. Er sagte damals: 
„Das Schutzzollsystem ist eine Schule für die Industrie, deren Entfaltung 


im 

Jahr 

Eingeführt wurden i dafür 

Waren | an Zollabgaben 

im Wert von i erlegt 

in Millionen Rubel 

d. h. in % vom 
Wert der Waren 
betrug 

die Zollabgabe 

1900 .... 

550,4 1 

182,7 

33 

1901 . . . . ' 

509,7 

201,1 

39 

1902 .... 

505,4 

204,o 

40 

1903 . . . . 

579,8 

*218,4 

38 

1904 .... 

556,7 j 

208,8 

37 

1905 . . . . 

531,6 

203,3 

38 

1906 .... 

589,8 ' 

212,9 

37 

1907 ... . 

671i 

234,6 

35 

1908 .... 

731,0 

252,9 

34 

1909 .... 

j 752,4 ! 

244,6 

33 

1910 .... 

1 916,2 ! 

279.4 

31 

1911 .... 

982,1 

297,4 

1 30 

1912 .... 

994,1 . 

295,1 

i 30 


Hieraus ergibt sich, daß als Jahresdurchschnitt für 1900—1912 der 
Wert der eingefiihrten Waren 682,2 Millionen Rubel beträgt und der erhobene 
Zoll 234,2 Millionen Rubel ergeben hat, was 34,3 % vom Wert der Waren aus¬ 
macht.- Eür die einzelnen Jahre schwankt dieser Prozentsatz ziemlich erheblich» 
wobei die Tendenz, zurückzugehen, deutlich hervortritt Dieses Zurückgehen 
braucht aber keineswegs zu bedeuten, daß dio Zollabgaben geringer geworden 
sind, vielmehr ist anzunehmen, daß, wie unsere Quelle meint, eine Preiseteigerung 
eingetreten ist bei den Waren, von denen die sog. spezifischen Zollabgaben 
(die Abgaben werden nicht nach Maßgabe des Wertes, sondern von einer be¬ 
stimmten Mengo von Waren) berechnet werden, erhoben worden sind. Bei 
Erhöhung des Wertes solcher Waren tritt stets eine Verringerung des Prozent¬ 
verhältnisses zwischen Warenwert und Zollabgabe ein. Diese Tatsache wird 
bestätigt durch die folgenden Prozchtangaben. Danach betrug das Verhältnis 
zwischen Warenwert und Zollabgabe bei: 


Jahr 

Le- 

bens- 

mit- 

teln 

Roh¬ 
stoffen u. 

Halb¬ 

fabrika¬ 

ten 

i 

In- i 

i 

dustrie- 
Erzeug- 
nissen j 

Durch¬ 

schnitt 

Le- 

T , hens- 

Jahr . 

| mit- 1 

li teln 1 

!i i 

Roh¬ 
stoffen u. 

Halb¬ 

fabrika¬ 

ten 

In- 

dustrie- 

Erzeug- 

nissen 

Dmch- 
j schnitt 

1900 

81 

25 

26 

33 

1907 ' 75 

25 

29 

« 35 

1901 

9t 

1 31 

1 26 

40 

1908 1 G9 

27 

1 29 

35 

1902 

] 95 

1 o, 

{ Ü l 

27 

40 

1909 . 75 

24 

26 

33 

1903 

. 89 

j 30 

26 

i 38 

1910 1 77 

22 

26 

30 

1904 

90 

28 

| 26 

37 

1911 69 

23 

26 

30 

1905 

95 

27 

25 

38 

1912 1 67 

22 

27 

30 

1906 

90 

l 25 

i 

29 

38 

*. 


! 



Man sieht aus dieser Gegenüberstellung auch, daß die Verhältniszahlen 
bei Industrie-Erzeugnissen 4 ', abgesehen von den Jahren 1906/08, ziemlich stetig 
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allen Schichten der Bevölkerung zugute kommt. Deshalb muß man da- 
nach trachten, wie man sich von dieser Last (nämlich dem Schutzzoll¬ 
system) befreien kann. Die Befreiung davon kann erreicht werden 
durch vom Ausland nach Rußland heranzuziehende Kapitalien. 
Entsprechende Kapitalien sind bei uns nicht verfügbar; und wo sie vor¬ 
handen sind, da liegen sie fest. Die Heranziehung von Kapitalien macht 
die Schule des Protektionismus billiger. Man muß daher einen breiten 
Zustrom ausländischen Kapitals nach Möglichkeit unterstützen.“ 1 ) 

Der Minister hat diese Anschauung über die Notwendigkeit der 
Zuführung ausländischer Kapitalien mit starker Hand durchgeführt. Es 
half ihm zum Gelingen seines Vorhabens in erster Reihe der große 
Reichtum an Mineralien, Kohle, Rohmaterial für die Textilindustrie 
usw., über die Rußland verfügte und die das Fundament bildeten, auf 
dem sich die Industrie aufbauen konnte. Aber Witte hatte vollkommen 
recht, wenn er erkannte, daß das alles tote Werte sind, solange nicht 
Kapital die Möglichkeit bietet, sie mpbil zu machen. Da nun 
aber Kapital stets nur dahin fließt, wo ihm Gewinn mit einiger Sicher¬ 
heit in Aussicht steht, so war es eine unabweisliche Notwendigkeit, diese 
Voraussetzung zu schaffen. 

Das geschah durch das Schutzzollsystem. Allerdings mit der Folge, 
daß das Land die Lasten in Form von hohen Preisen tragen' mußte. 
Denn die Industrie setzte die Preise so fest, daß zu den Bezugs¬ 
kosten der ausländischen Erzeugnisse der Wert des Zolles hinzu¬ 
gerechnet wurde. Tatsächlich hat denn auch die große Mehrzahl der 
Unternehmungen die auf sie gestellten Erwartungen erfüllt, wie das 
der Bote für Finanzen (Wjestnik finanssow usw.) in einer sehr aus¬ 
führlichen Aufzählung sämtlicher Unternehmungen, die zu einer öffent¬ 
lichen Rechensehaftsablegung verpflichtet sind 2 ), durch Zusammen- 

auf derselben Höhe sieh erhalten haben. Danach hat der Zollschutz, sofern 
der Durchschnittswert der Industrie-Erzeugnisse sich nicht erheblich geändert 
hat, ziemlich gleichmäßig fortbestanden. Daß aber die russische Zollpolitik 
keineswegs nur echutzzöllnerischen Zwecken dient, sondern unmittelbar fiska¬ 
lische Zwecke verfolgt, ergibt sich unter anderem auch daraus, daß z. B. 1912 
den größten Zollbetrag Tee eingetragen hat, nämlich 44,4 Millionen Rubel oder 
15,0 % der gesamten Zollabgaben, ferner, daß Apfelsinen 5,6 Millionen Rubel 
oder 1,9 % einbrachten, obgleich weder Tee noch Apfelsinen in Rußland geerntet 
werden. 

*) W. Siew, Ausländische Kapitalien in der russischen Industrie (Inostranyje 
kapitaly w russkoi promyschlennosti), Bote für Finanzen usw. 1915, Nr. 48, 
S. 289. 

*) P. Olj, Statistik der Aktiengesellschaften und der Genossenschaften auf 
Anteilscheine, die verpflichtet sind, öffentlich Rechenschaft abzulegen (Statistika 
akzionerych obechtschestw i pajewych towarischtschestw, objäsanych publi- 
tschnoju otschctnostju), Bote für Finanzen usw. 1913, Nr. 18 ff. 
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Stellung des Endergebnisses jedes einzelnen Unternehmens zum Aus¬ 
druck bringt. Man kann sagen, das Vorgehen-, der Regierung 
hat hier zu einem Erfolg geführt, der es Rußland ermöglicht 
hat, eine%sehr großen Schritt vorwärts zu tun, indem der Anfang zum 
Aufbau einer Industrie gemacht worden ist, die, zum größten Teil ge¬ 
stützt auf die eigenen Rohmaterialien, dem Volke einen Teil seines Be- ' 
darfs zu liefern vermag. Es kann dem mit Recht nicht entgegengehalten 
werden, daß nach wie vor der Bezug von auswärts fortgehend im Steigen 
begriffen ist 1 ), also die im Lande bestehende Industrie nicht die Mög¬ 
lichkeit hat, den Zustrom vom Ausland einzudämmen oder gar auszu¬ 
schalten, was ja wohl das vorgesteckte Ziel ist. Von diesem Ziel sei 
man aberi noch sehr weit entfernt, denn in den Jahren 1898 bis 1915 
einschl. hat die Einfuhr gerade der Rohstoffe und Halbfabrikate um 
110,5 % und von fertigen Erzeugnissen um 140,7 % zugenommen. Da- 

bef wird übersehen, die außerordentliche Zunahme des Wachstums der 

« 

Bevölkerung und damit des Bedarfs in Rechnung zu stellen. Dadurch 
werden Ansprüche an die jiunge Industrie gestellt, denen diese noch, 
nicht gewachsen ist, auch schwerlich in der kurzen Zeit gewachsen sein 
kann, weil die ältere westeuropäische Industrie mit ganz anderen Mitteln 
und Erfahrungen arbeitet und daher immer noch in der Lage bleibt, 
im Wettbewerb die Oberhand zu behalten. Namentlich liebt man 
es in Kreisen, die das Vorgehen der Regierung zur Schaffung einer In¬ 
dustrie nicht gerechtfertigt finden, darauf hinzuweisen, daß die Opfer,, 
die das Land bringen muß, sehr drückend sind, denn die Schutzzölle- 
verteuern ganz mechanisch die Erzeugnisse der eigenen Industrie, 
und dennoch hat die Regierung den einzigen Weg eingeschlagen, der* 
nach den bisherigen Erfahrungen so lange der richtige ist, als die In¬ 
dustrie nicht groß und stark genug ist, auf eigenen Füßen zu stehen. 
Ein Zustand, der für Rußland noch in weitem Felde liegt. Vielleicht 
läßt sich dieser Auffassung gegenüber sogar der Standpunkt vertreten* 


x ) Eingeführt wurden für Millionen Rubel (1 Rubel = 2,16 M ): 



1896/02 

1903/07 

1906/12 

| 1912 

1913 

Nahrungsmittel. 

Rohes u. halbbearbeitetes Material 

Tiere. 

Erzeugnisse. 

ll?,o 

313,-2 

4,0 

187,1 

157,1 

361,7 

5,0 

199,4 

200,4 

508,o 

9,9 

329,0 

209.6 

555.6 
12,0 

394,0 

• 237,9 
668,0 

17,6 

450,6 

überhaupt . . . 

617,4 

723,8 

1017,4 

1 171,8 

1374,0 ‘ 


Siehe: Bericht über den auswärtigen Handel Rußlands 1913, herariegegeben 
vorn Zolldepartement (Obsor wn je schnei torgowli Rossii). 
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daß der Schutz der Industrie noch nicht wirksam genug durchgefülirt 
worden ist Denn, der Zolltarif mit seinen fast regelmäßig generell durch¬ 
geführten Erhöhungen hat vielmehr den Charakter eines fiskalischen 
Zollsystems als den eines Schutzzollsystems. Nur ganz wqpige Aus¬ 
nahmen hiervon bestehen in Rußland. S<f z. B. macht der Zolltarif bei 
der Einfuhr von Steinkohlen einen Unterschied zwischen der Grenze 
an der Ostsee und derjenigen am Schwarzen und Asowschen Meere. Er 
hat für die letztere Grenze offenbar die Aufgabe, die Steinkohlenindustrie 
irn Süden des Landes zu schützen, während er für die Ostseegrenze nur 
als fiskalischer Zoll angesprochen werden kann, weil für das ganze 
nordwestliche Rußland und dessen Industrie nur ausländische — deutsche 
oder englische — Kohle in Frage kommen kann, wenn die Industrie 
wettbewerbsfähig sein soll. Hieraus würde sich konsequenterweise er¬ 
geben, daß die Einfuhr von Steinkohlen hier ganz freigegeben werden 
müßte, wenn die Aufgabe des Zolltarifs nur der Schutz der entstehenden 
Industrie sein sollte. Für die Ausfuhr einzelner Güter hat die Regierung 
die Konsequenz gezogen und den Ausfuhrzoll gänzlich fallen lassen. Hierher 
gehören der Hauptsache nach Baumwollen-, Leinen-, Hanfgewebe, ferner 
Baumwollen- und Leinengarn, Streichhölzer und endlich einzelne Metall¬ 
waren (Schmucksachen) *), zusammen im Wert 1912 von 38119, 1913 von 
44 838 Tausend Rubel. 

In diesem Vorgang kann eine Bestätigung dafür erkannt werden, 
was vorher von der zollfreien Einfuhr, namentlich der Steinkohle, ge¬ 
sagt worden ist. Die russische Regierung hat danach richtig erkannt, 
daß' die Zollabgaben ein Hindernis für die Betätigung der Industrie ab¬ 
geben, die fallen zu lassen unter Umständen ein dringendes Gebot ist 
um die Erzeugnisse der Industrie im Ausland verkaufsfähig zu 
machen. So ist ee der Regierung durch Fortführung einer im großen 
und ganzen festen Schutzzollpolitik tatsächlich geglückt das not¬ 
wendige ausländische Kapital für die Mobilmachung der im Lande ruhen¬ 
den Naturschätze zu gewinnen und es zu veranlassen, sich an der Be¬ 
gründung neuer Industrien und an dem Ausbau bereits vorhandener zu 
beteiligen, so daß seit -dem Jahre 1887 sich eine ganz nennenswerte 
Industrie-Gründungsepoche entwickelte, die sich namentlich unter der 
Führung Wittes zu einer Hochflut auswuchs. Es wäre aber grund¬ 
falsch, wenn man, wie S.' Prokowitsch das tut annehmen wollte, es sei 
die Absicht vorherrschend gewesen, einen Industriestaat aus Rußland zu 
machen, wenn er bemerkt: Die Schutzzollpolitik vermochte somit nicht, 

l ) Nach Angabe des Berichtes des Zolldepartements über den auswärtigen 
Handel (Obsor wnjesohnei torgowli Rossii) haben sich die Beziehungen zu den 
Bestimmungsländern für die vorgenannten Artikel folgendermaßen gestaltet: 
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Rußland in einen industriellen Staat zu verwandeln. Es wird dem Mi¬ 
nister gewiß bekannt genug gewesen sein, daß die Entwicklung eines 
jeden Agrarstaatee zu einer höheren Stufe einmal auf dem Wege über die 
* Industrie geht, und sodann daß die Mittel, auf diesem Wege vorwärts zu 
kommen, im Lande selbst gesucht und genutzt werden müssen. Die erste 
Aufgabe der zu begründenden Industrie mußte daher sein, herzustellen, 
was das Land, in unserem Falle der .Agrarstaat, brauchte, um es auf 
diesem weitaus wichtigsten Gebiet allmählich selbständig zu machen. Wie 
weit aber dte Industrie von einer Lösung dieser Aufgabe entfernt war 
und noch gegenwärtig ist, das läßt sich aus dem Bericht des Zolldeparte¬ 
ments für 1913 entnehmen. Dort kann man nämlich finden, daß noch 
zehn Jahre, nachdem Witte die Leitung des Finanzministeriums nieder¬ 
gelegt hatte, Rußland gezwungen gewesen ist, zur Versorgung seiner 
Landwirtschaft vom Ausland für 40,3 Mill. Rbl. Maschinen und Geräte 
sich liefern zu lassen. Hierbei handelte es sich keineswegs nur um kom¬ 
plizierte landwirtschaftliche Maschinen, sondern es befinden sich darunter 
Gegenstände, die zu den allerunentbehrlichsten, schlichtesten gehören, 
wie z. B. Sensen (für 1,5 Mill. Rbl.), Pflüge, nicht ettva Dampfpflüge, 
(für 4,5 Mill. Rbl.), Eggen (für 1,0 Mill. Rbl.) usw. Auf anderen Ge- 
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bieten, wie z. B. dem Eisenbahnbau, ist es Rußland wohl gelungen, sich 
auf die eigenen Füße zu stellen. So sind im Jahr 1913 Lokomotiven 
überhaupt nicht, rollendes Material für 0,7 Mill. Rbl. und Schienen nur 
für 0,13 Mill. Rbl. bezogen worden. Es zeigen sich sogar schon be¬ 
scheidene Anfänge einer Ausfuhrmöglichkeit, denn in diesem Jahre (1913) 
sind bereits für 0,7 Mill. Rbl. Schienen (nach Persien und Finnland) aus¬ 
geführt worden. 

Wenn man das erfährt und sich die mitgeteilten Zahlen auf Seite S75 
vergegenwärtigt, dabei aber nicht übersieht, wohin die Indusfcrieerzeug- 
nisse ausgeführt werden sind, so darf man .immerhin getrost sagen, daß 
Rußland sich auf dem richtigen Wege für den Absatz seiner industriellen 
Erzeugnisse befindet. Denn abgesehen von Streichhölzern, die auch in 
Westeuropa Abnehmer finden, ist Asien das gegebene Absatzgebiet, 
schon wegen der Nachbarschaft, vor allem aber wegen der höheren tech¬ 
nischen Entwicklungsstufe, auf der Rußland mit seiner Industrie steht. 
Diese Abhängigkeit Asiens läßt sich auch leicht an den Ausfuhrwerten 
erkennen. Industrieerzeugnisse führte Rußland überhaupt aus 

1908 ' 1913 

Mill. Rbl. = % Mill. Rbl. = o/ 0 


für.'| 48,6 I 8-M 

davon gingen nach: 'j | 

West-Europa . . . 10,i 20,9 j 19,4 28,o 

Asien. 28,6 j 58,8 55,6 65,3 

Finnland . 9,9 j 20,3 ;] 9,9 11,6 


Wie man aus den Yerhältniszahlen ersieht, hat Asien in den elf 
Jahren den größten Zuwachs erhalten, während Finnland erheblich ein- 
gebüßt hat. Den absoluten Zahlen nach hat die Ausfuhr überhaupt um 
36,3 Mill. Rbl. zugenommen, was einer Zunahme um 74,7 % gleichkommt, 
von denen 26,o Mill. Rbl. auf Asien kommen. Asien ist jedenfalls ein 
Gebiet, das unter allen Umständen für die russische Industrie außer¬ 
ordentlich aussichtsreich werden muß, wenn sie mit den allgemeinen 
Fortschritten Schritt zu halten imstande ist. Allerdings muß auch hinzu¬ 
gesetzt werden: und so leistungsfähig wird, däß sie nicht nur den Be¬ 
darf des eigenen Landes zu decken vermag, sondern außerdem noch die 
Kraft gewinnt, auch den Bedarf der nächstliegenden Gebiete Asiens zu 
befriedigen. 
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#XXIX. 

In den vorstehenden Blättern ist versucht worden, in kurzen 
Strichen die Entwicklungsgeschichte der Industrie in Rußland darzu¬ 
stellen. Dabei ist der Nachweis geführt, wie sehr diese Industrie durch 
auswärtige Kräfte gestützt, zum größten Teil überhaupt erst durch aus¬ 
wärtige Hilfe ermöglicht worden ist. In diesem Zusammenhang muß 
anerkannt werden, daß zu Beginn.der Bewegung, der Einbürgerung der 
* Industrie, außer den Rohstoffen von Rußland selbst, aus eigener Kraft, 
sehr wenig, vielleicht ist es richtiger zu sagen: nichts beigesteuert wor¬ 
den isft Denn die führende und schaffende geistige Kraft lieferte 
das Ausland, und das unerläßlich notwendige Kapital entstammte der¬ 
selben Quelle. So blieb als Anteil Rußlands das Rohmaterial, soweit es 
das Land liefern konnte, und die menschlichen Arbeitskräfte, die in großer 
Menge vorhanden, aber ungeschult dem Aufbau der Industrie zur Ver¬ 
fügung standen. Nunmehr kommt es darauf an, zu prüfen, wie weit auf 
die Entwicklung der einzelnen Industrie das zutrifft. Es sollen nur die 
wichtigsten und größten: die Naphtha-, Eisen-, Steinkohlenindustrien 
untersucht und festgestellt werden, wie sich bei diesen die Verhältnisse bei 
ihrer Begründung und weiteren Entwicklung gestaltet haben. 

a) Die Naphthaindustrie. 

Der Beginn ihrer Entwicklung fällt annähernd in die Zeit, in. der 
im europäischen Rußland von der Entstehung einer Eisen-, Kohlen- usw. 
Industrie gesprochen werden kann. Vorher hat die Verwendung der 
Naphtha zu Brennzwecken sicher auch schon längst stattgefunden, aber 
die Ausnutzung der Schätze an Naphtha mit Hilfe der Industrie, um ihre 
Verwertung über den Bannkreis des Quellengebiets Rußland und über 
dessen Grenzen hinaus den Verbrauchern zugänglich zu machen, wird 
kaum vor Ende der 60 er Jahre des vorigen Jahrhunderts begonnen 
haben. Das Finanzministerium selbst verlegt den Beginn der industri¬ 
ellen Ausbeutung der Naphthareichtümer des Kaukasus in das Jahr 1872. 
Dieser Zeitpunkt ist allerdings weit vorgeschoben. Seine Annahme 
gründet sich darauf, daß in diesem Jahre, am 1. Februar, ein Allerhöchster 
Befehl die Naphthaausnutzung freigab, die Naphthapacht aufhob und die 
Übertragung des Eigentums an dem Grund und Boden an die betreffenden 
Erwerber gestattete, die sich allerdings eine Einschränkung des vollständig 
freien Genusses ihres Eigentumsrechtes dadurch gefallen lassen mußteu, 
daß sie, wie es in dem Befehl heißt: für die Benutzung der Ober¬ 
fläche der Parzelle eine jährliche Zahlung von 10 Rbl. für eine Deßjä- 
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tine, die nach 24 Jahren auf 100 Rbl. stieg, zu zahlen hatten. Damit war 
offenbar nur ein Modus geschaffen worden, der es dem Staate ermög¬ 
lichte, an der Ausnutzung der NaphthascÄätze einen geringen Anteil sich 
zu sichern. Jedenfalls ist durch diesen Befehl vom 1. Februar 1872 der • 
Entwicklung der Naphthaindustrie im Kaukasus die Bahn freigemacht 
worden. Die Folgen traten auch bald deutlich in die Erscheinung. Wäh¬ 
rend bis dahin die Naphtha fast ausschließlich von den Eingesessenen und 
von einzelnen russischen Kapitalisten verwertet wurde, und das ge¬ 
wonnene Erzeugnis in außerordentlich primitiver Weise — anfangs in 
Tierschläuchen — zum Versand kam, daher auch kaum sehr weite # 
Strecken überwinden konnte, um entlegene Märkte aufzusuchen, hatte 
sich das seit dem 1. Februar 1872 geändert. Drei kapitalkräftige, russi¬ 
sche Unternehmer hatten jeder einzeln Land erworben, um es, jeder für 
sich, auszunutzen. Allein sehr bald, schon 1874, taten sie sich zusammen 
und begründeten die erste größere Aktiengesellschaft, die „Baku-Naphtha- 
Gesellschaft“. Damit war ein Weg beschritten, auf dem die weitere Ent¬ 
wicklung der Industrie hier stattfinden konnte, auch stattfinden mußte, 
falls überhaupt von einer Nutzbarmachung der Naphtha, ähnlich wie es 
in Amerika schon lange geschah, die Rede sein konnte. Es war durch 
diese erste Begründung einer größeren Unternehmung der Versuch ge¬ 
macht, mit Hilfe eines größeren Kapitaleinsatzes die Möglichkeit zu 
schaffen, die Naphtha in Mengen zu verwerten, die es gestatten, die Er¬ 
zeugnisse zunächst an den russischen und demnächst an den Weltmarkt 
zu bringen. Die bis dahin mit den vorhandenen örtlichen Mitteln ver¬ 
suchten kleinen Betriebe vermochten den Anforderungen, die ein der¬ 
artiger weitreichender Vertrieb der Erzeugnisse beanspruchte, nicht zu 
genügen. Die Baku-Naphtha-Gesellschaft hatte aber auch keine Erfolge. 
Schon im Jahre 1877 mußte sie ihr ursprüngliches Aktienkapital (7,5 Mill. 
Rbl.) erheblich herabeetzen (4 Mill. Rbl.) und war schließlich 1894 auf 
ihrem niedrigsten Kapitalstande (2 Mill. Rbl.) angelangt. Wenn in diesem 
Fall sich nun auch wirklich russisches Kapital gefunden hätte, um eine 
Industrie, die alle Voraussetzungen für ein gutes Gedeihen und reichen 
Gewinn bot, ins Leben zu rufen, und dies nicht gelang, so muß offenbar 
außer dem Kapital doch noch manches gefehlt haben, was als Voraus¬ 
setzung für das Gelingen eines solchen Unternehmens gelten muß. Die 
folgenden Ereignisse bestätigen das. 1879 ließ sich die schwedische 
Firma Gebr. Nobel in Baku nieder, begründete nicht nur eine große Raf¬ 
finerie, sondern organisierte gleichzeitig großzügig die Abbeförderung 
der Erzeugnisse, gewann verhältnismäßig schnell auf dem russischen 
Markte Boden, den bis dahin das amerikanische Petroleum ausschließ¬ 
lich beherrschte, und konnte seine Produkte bald auch über die russischen 
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Grenzen hinaus verkaufen. Die Gesellschaft Gebr. Nobel zeigte ein 
ganz anderes Bild als die „Baku-Naphtha-Gesellschaft“. Ihre Geschäfte 
nahmen immer größeren Umfang an, ihr Aktienkapital mußte in schneller 
Folge von 3 auf 15 Mill. Rbl. erhöht werden, das Gesamtunternehmen 
blühte und brachte der Gesellschaft sehr reichen Gewinn. 

Trotz dieses zweifellosen Erfolges, der durch die tatkräftige Leitung 
der Geschäfte erreicht wurde, und obgleich feststand, daß die vorhan¬ 
denen reichen Naphtha Vorkommen auf viele Jahre hinaus die Industrien 
sicher mit dem erforderlichen Rohmaterial versorgen werden, fand sich 
in Rußland weder genügendes Kapital, noch Unternehmungslust, um die 
Reichtümer in erster Reihe im Interesse des eigenen Landes nutzbar zu 
machen. Anders verhielt sich das Auslandskapital. Dieses machte sich 
schnell daran, mit seinen Mitteln in den Kaukasus zu gehen, um dort die 
Naphthalager zum eigenen Vorteil auszunutzen. Das Risiko war offen¬ 
bar nicht sehr groß, denn die Naphthaindustrie mit den reichen Fund¬ 
stätten bot alle Voraussetzungen für große Gewinne. So kam es, daß 
englisches,' französisches und deutsches Kapital, namentlich die beiden 
erstgenannten Länder, sich schnell eine die gesamte Naphthaindustrie 
in Rußland beherrschende Stellung zu sichern vermochten. Ich sagte 
eben in Rußland, nicht allein im Kaukasus. Wenn man sich die Zahlen 
vergegenwärtigt, die diese Verhältnisse beleuchten, und den damit in 
engstem Zusammenhang stehenden Aufschwung dieser Industrien, dann 
kommt man unwillkürlich dazu, daß die Auffassung des Ministers Witte 
richtig ist, daß in Rußland für solche Zwecke kein Interesse und kein 
Geld verfügbar sind. Man wird kaum eine zweite Industrie in Rußland 
finden, die so gute Aussicht gewährte, das Kapital sicher mit Gewinn 
arbeiten zu lassen, als gerade die Naphthaindustrie. Und dennoch gelang 
es nicht, das heimische Kapital für diese Zwecke zu gewinnen. 

Neben dieser von der Natur begünstigten Leige der Naphtha¬ 
industrie hat außerdem die Staatsregierung sie auch durch Zölle ge¬ 
schützt. Nötig wurde dieser Schutz wohl erst, als der Staat auch seiner¬ 
seits aus der blühenden Industrie für seinen Säckel Gewinn heraus- 
schlagen wollte. Der allererste Entwicklungsabschnitt (1821—73), in 
dem die Staatsregierung die Herstellung von Leuchtöl in eigener Regie 
durchführte und dabei ganz geringfügige Gewinne — durchschnittlich 
90 000 Rbl. im Jahre —' erzielte, darf füglich übergangen werden. 

Der darauffolgende Absclyiitt (1873—77). brachte der sich langsam 
entwickelnden Industrie für die Destillate eine Belastung von- 25 Kop. 
für ein Pud (= 16,3s4cg). Aber schon ein Befehl vom b. August 1877 hob 
diese Akzise' auf. Der Fiskus opferte hierbei % Mill. Rbl., der Wett¬ 
bewerb gegen amerikanisches Petroleum sollte erleichtert werden, 
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was auch eintrat. Allein die Staatsregierung kam bald wieder von dem 
beschrittenen Wege, ab und kehrte ebermals zu der Erhebung einer 
Akzise zurück. Diesesmal wurde dieses Vorgehen aber begleitet von 
der ergänzenden Maßnahme der Erhöhung des Zollschutzes 1 ) gegen einzu- 
führendes Petroleum. So kam es, daß durch das Gesetz vom 21. Dezember 
1887*) eine Akzise von 40 Kop. auf 1 Pud leichtes und von 30 Kop. auf 
1 Pud schweres Leuchtöl eingeführt wurde. Gleichzeitig wurde aber 
auch ein Einfuhrzoll von 1 Rbl. in Gold für 1 Pud leichtes und 70 Kop. 
in Gold für 1 Pud schweres Leuchtöl festgesetzt. Die letzte Erhöhung 
der Akzise erfolgte auf Grund des Befehls vom Jahre 1892, demzufolge 
sowohl für Leuchtöle, als auch für Destillationsprodukte chemischer oder 
anderer Bearbeitung von Naphtha 60 Kop. für leichtes und 50 Kop. für 
schweres öl für 1 Pud entrichtet werden müssen. 3 ) Das waren die Vor¬ 
aussetzungen, unter denen sich die N'aphthaindustrie in Rußland zu dem 
heutigen Stande entwickelte, und in der das ausländische Kapital die durch- 
aus beherrschende Stellung an sich gerissen hat. 

Bei der Beteiligung des Auslandskapitals lassen sich drei Abschnitte 
festslellen, in denen es einen besonders starken Einfluß auf die Ent¬ 
wicklung der N'aphthaindustrie auszuüben vermochte: 

1. in den Jahren 1880—1892, 

2. „ „ „ 1898—1904 und 

3. „ „ „ 1910—1913, 

w'obei gleich hier bemerkt sei, daß diese Kapitalien sich an den russischen 
Unternehmungen beteiligt haben, ohne daß ihnen die Staatsregierung 
irgendwelche Sicherheiten oder Vorzüge in Aussicht stellte. Auch später 
sind ihnen diese nicht gewährt worden. Diese für Rußland eigenartige Er¬ 
scheinung findet sich in der Entwicklungsgeschichte der Industrie auf 
fast keinem anderen Gebiet. 


•) 1873 bestand ein Einfuhrzoll von 55 Kop. für 1 Pud (= 16,38 kg). 

*) a) Dt. Joh. v. Kcußler, Dio russische Petroleumakzise, Finanz-Archiv 
für das gesamte Finanzwesen 18S9, S. 343 ff. = b) Zum 25jährigen Bestehen 
der Akzise für Naphtha (K 25-ljetiju nephthjänawo akzisa), Industrie und 
Handel 1913. Bd. XI, S. 145 ff. 

8 ) Dr. Sodoffsky, Die Reichseinnahmequellen Rußlands, Finanz- 
Archiv für das gesamte Finanzwesen 1909. Aus dieser Einnahmequelle flössen, 
dem Reiche zu in Mill. Rubel: * 

1902 1903 1904 1905 1906 1907 1908 1909 

29,o 32,o 34.8 29,!) 29.7 36,0 38, l 38,8. 
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Im ersten Abschnitt 1 ) beherrschte unzweifelhaft die Gesellschaft der 
Gebr. Nobel die Lage in der Naphthaindustrie. Bis 1892 hatte die Gesell¬ 
schaft keine eigenen Quellen, bezog Naphtha von den vorhandenen klei¬ 
neren Unternehmungen, die sie sich angegliedert hatte. Sie konnte um 
jene Zeit über ein Kapital von rd. 40 Mill. Rbl., das in den verschiedenen 
Betrieben steckte, verfügen und stand damit "zweifellos weitaus an erster 
Stelle. 

Aus’ jenem ersten Abschnitte (1880—1892) sind bis zum Ende 1915 
zehn Unternehmungen noch erhalten, von denen nur drei mit russicliem, 


J ) Über die Entwicklung der Naphtha industrie vor diesem ersten Ab¬ 
schnitt sind, auffallenderwoise, gar kein© zahlenmäßigen Angaben in der 
sonst so redseligen amtlichen Literatur vorhanden. Nur in der Festschrift 
der Gebr, Nobel, heraus gegeben zur Feier des 30-jährigen Bestehens der Ge¬ 
sellschaft, sind Angaben hierüber zerstreut zu finden, denen ich die folgenden 
entnommen habe. Danach wurde Naphtha gewonnen durchschnittlich: 


1859/63 . . : . 0,3 Mill. Pud 1875 6,8 Mill. Pud 

1864/69 .... 0,7 „ „ 1876 . 11,o „ „ 

1870/72 - ... 1,5 „ 1877 . 15,0 „ „ 

1873 . 3,9 „ „ 1878 . 20,o „ „ 

1874 . 4,9 „ „ 1879 24,0 „ „ . 


Damit war zum ersten Male der Einfluß des ausländischen. Kapitals sioht- 
bar geworden. Von nun ab wuchs die Naphthagewinnung schnell, sie betrug. 
durchschnittlich: 

1830/84 .... 52,6 Mill. Pud 1900/04 .... 624,0 Mill. Pud 

1885/89 .... 160,o •„ „ 1905/09 .... 458,0 „ „ 

1890/94 .... 30),9 „ „ 1910/14 .... 563,9 „ „ . 

1895/99 .... 439,0 „ 

Neben der Gewinnung roher Naphtha, die die Grundlage für die ge¬ 
samte industrielle Entwicklung auf diesem Gebiet ist, zeigt auch die Aus¬ 
fuhr von Naphthaprodukten aus dem Bezirk von Baku eine. mit den vor¬ 
stehenden Angaben, parallel laufende Entwicklung, es wurden nämlich aus 
Baku ausgeführt: 



1885/89 

1890/94 

1895/99 i 

1900/04 

1905/09 

1910 1 

1911 

1 

in Millionen Pud (1 Mill. Pud == 

16 380 t) 


1. Leuchtöle. 

' 42,9 

75,6 ! 

■ 91,2 

134,5 

84,3 

80,1 

83,s 

2. Schmieröle. 

! 2,1 

5,6 ; 

9,8 

14,8 

13,6 

16,4 

16,4 

3. Naphtharückstäude. 

! 52,0 

130,9 

214,9 

304,5 

225,1 

225,0 

244,6 

4. Hohe Naphtha . . . 

: 3,1 

11,7 

26,5 

30,7 

37,9 

52,0 

47,6 

5. Sonstige Produkte . 

1 

i] 

0,4 

1,5 

1,8 

2,3 

— 

— 

6. Solaröl. 

1 1 

— 

— 


— 

4,< 

4,1 

7. Benzin und Gasolin 

'1 - 

1 ~~ 

— 


— 

1,2 

1,2 
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7 dagegen mit vorherrschend ausländischem Kapital begründet sind und 
betrieben werden. Von diesen Gesellschaften verfügten: 

bei ihrer Begründung: Ende 1015: 

a) die drei russischen über . . . 4,u 13,n Mill. Rubel Kapital 

b) die sieben andern „ ... 13,88 80,m „ „ „ 

oder das Gesellschaftskapital wuchs zu a) um 228,7 % 

. b) , 480,i „ - 

Nach Abschluß dieses ersten Abschnitts (1892) hatte sich französisches 
Kapital hierher gezogen, in Sonderheit beteiligte sich das Bankhaus Roth¬ 
schild (etwa 9 Mill. Rbl.) an der Naphthaindustrie. 

* In größerem Umfang begann der Geldzustrom erst wieder 181*8. 
Namentlich wandte England jetzt seine Aufmerksamkeit dieser Industrie 
zu, beschränkte sich aber keineswegs auf das Quellengebiet um Baku, 
sondern erstreckte seine Tätigkeit auch auf Daghestan, Kuban usw. 
Gerade in diesen letzteren Gebieten legte England in den Jahren 1898 bis 
1903 rd. 10,2 Mill. Rbl. an, während es in diesem Zeitabschnitt überhaupt 
85,7 Mill. Rbl. in der Naphthaindustrie Rußlands arbeiten ließ. 

In diesem Zeitabschnitt in der Entwicklung der russischen Naphtha¬ 
industrie tritt, nach der vorliegenden amtlichen Quelle 1 ), zum ersten Mal 
auch das deutsche Kapital unter Führung der Deutschen Bank auf. Be¬ 
sonders hat sich das deutsche Kapital dem Produktionsgebiet um Grosny 
zugewandt. Hier führt das russische Organ des Finanzministeriums auch 
die deutsche Firma Spies, Stuken & Co. mit einem Gründungskapital im 
Jahre 1902 von 7 Mill. Rbl. auf, das im Jahre 1915 auf 8,4 Mill. Rbl. an¬ 
gewachsen ist. Damit ist aber die Beteiligung deutschen Kapitals an der 
Naphthaindustrie lange nicht erschöpft. Schon bei der ersten Be¬ 
tätigung ausländischen JCapitals durch die Gesellschaft der Gebr. Nobel 
ist deutsches Kapital in hervorragendem Umfang unter Führung der 
Disconto-Gesellschaft beteiligt. Auch der „Bote für Finanzen, Industrie 
und Handel“ weiß, daß deutsches Kapital in viel größerem .Umfang hier 
arbeitet, als er es anführt, denn er weist mit Betonung darauf hin, daß das 
deutsche Kapital vielfach unter „russischer, englischer oder bel¬ 
gischer Flagge segelt“. Hierher gehört auch das „Kasbek-Syndikat“, für 
dessen Finanzierung die Deutsche Bank einen Trust: Deutsche Petroleum- 
Aktiengesellschaft ins Leben rief. 

Für den zweiten Abschnitt (1898—1904) ergibt sich, daß auslän¬ 
disches Kapital an 17 Unternehmungen ursprünglich mit 57,25 Mill. Rbl. 
beteiligt ist, zu Ende 1903 aber bereits auf 66,9 Mill. Rbl., also um 16,85 % 

*) Ausländische Kapitalien in der russischen Naphtha Industrie (Inostran- 
nyje kapitaly w russkoi neftjänoi promyschlennosti), Bote für Finanzen, In¬ 
dustrio und Handel (Wjestnik finanssow usw.) 1915, Heft 45, 48, 50, 52. 
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angewachsen war. Demgegenüber sind im gleichen Zeitraum 18 russi¬ 
sche Unternehmungen mit einem Kapitalaufwande von 22,15- Mill. Rbl. 
begründet worden, deren Gesellschaftskapital aber 1903 nur noch 21,38 
Mill. Rbl. betrug, also um 3 ,oo % zurückgegangen war. So finden wir in 
diesen wenigen Zahlen ausgedrüokt, wie hervorragend die Mitwirkung 
des ausländischen Kapitals in der Naphtbaindustrie auch während des 
zweiten Abschnitts gewesen ist. 

1904 hört der englische Geldzufluß ziemlich unvermittelt auf. In 
den folgenden Jahren (bis 1909) kommt nur französisches — nach der vor¬ 
liegenden russischen Aufstellung — und. verschwindend wenig deutsches 
Kapital für die Naphthaindustrie in Frage, überhaupt an ausländischem 
Geld 16,5 Mill. Rbl. Diesen 11 ausländischen stehen 7 russische Unterneh¬ 
mungen mit 8,2 Mill. Rbl. gegenüber. 

Erst 1910, als sich England politisch und wirtschaftlich Rußland 
nähert, ändert sich die Lage auf dem Gebiet der Naphthaindustrie; es 
fließen wiederum große Kapitalien zu. Als Endergebnis für den Zeit¬ 
abschnitt 1910—13 berichtet unsere Quelle, daß 50 englische Unternehmun¬ 
gen mit einem Gründungskapital von 293,3 Mill Rbl., von denen 134,« Mill. 
Rubel bar eingezahlt worden waren, entstanden sind, während Rußland 
nur 7 Gesellschaften mit 9,e Mill. Rbl. zu gründen die wirtschaftliche Kraft 
hatte 1 ). Neben dieser englischen Beteiligung hat nachweisbar die Gesellschaft 
der Gebr. Nobel ( 5,2 Mill. Rbl.) und ebenso das deutsche Kapital ( 6 ,o Mill. 
Rubel) sich an der russischen Naphthaindustrie während dieses Abschnitts 
beteiligt. Das sind aber immerhin geringe Beträge' gegenüber dem Ka¬ 
pital, mit d'em England in die russische Industrie gegangen ist. 

Als Endergebnis darf festge^tellt werden, daß die gesamte Naphtha¬ 
industrie Rußlands, also nicht nur die um Baku gruppierte, sondern 
ebenso die in Daghestau, im Ural, auf der Insel Ssachalin und wo sonst 
noch das wertvolle Erdöl in Rußland angetroffen worden ist, von auslän¬ 
dischem Kapital beherrscht wird. Unter diesem Kapital spielt das eng¬ 
lische die weitaus wichtigste Rolle. Es mag ja zutreffend 1 sein, daß auch 
deutsches Kapital sich an der Erschließung dieser Reichtümer sehr viel 
mehr beteiligt hat, als das unmittelbar erkennbar ist, weil es zum Teil 
unter englischer usw. Flagge segeln soll, jedenfalls kann aber kaum damit 
gerechnet werden, daß es auch nur annähernd jenen Beträgen gleich 


*) Über den Stand der Gesellschaften, geteilt nach den Fundstätten, sind 
Angaben enthalten "in Nr. 36, Seite 412 ff. vom Jahre 1913 des Boten für 
Finanzen usw. (Wjestnik finanssow usw.) .Statistik der Aktiengesellschaften 
und_der Genossenschaften auf Anteilscheine, die zu einer öffentlichen Rechen¬ 
schaftsabgabe verpflichtet sind“ (Statistika akzionernych obschteschestw i 
pajewych towarischtschestw objäsannych publitschnoju ottschetnostju). 
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kommt, die England angelegt hat. Damit ist natürlich auch der Einfluß, 
den England ausübt, sicher der ausschlaggebende, denn unter dem Ein¬ 
fluß der großen Geldmittel hat die russische Industrie erst die Entwick¬ 
lung nehmen können, die sie gegenwärtig bereits innehat. Darauf kam es 
an dieser Stelle aber an, zu zeigen, wie abhängig die Industrie Rußlands 
auch gerade auf diesem Gebiet vom Ausland ist 

Wenn das Zahlenmaterial über die Beteiligung des ausländischen 
Kapitals nicht besonders reichhaltig, jedenfalls auch nicht erschöpfend 
ist so hat das seinen Grund in den vorliegenden amtlichen Nachrichten, 
die sehr spärlich fließen, zudem, soweit sie für mich erreichbar waren, 
sich auf Mitteilung der Gründungskapitalien, von Gesellschaften und Ge¬ 
nossenschaften auf Anteilsscheine beschränken. Es fehlen also alle 
Kapitalien, die sich in Unternehmungen befanden, die von einzelnen Per¬ 
sonen betrieben werden, ebenso fehlt das ganze Betriebskapital, das in 
den einzelnen Unternehmungen arbeitet, das gewiß sehr namhaft sein 
wird. Aber selbst unter allen diesen Einschränkungen gibt das Mit¬ 
geteilte im Zusammenhang mit den Betriebsergebnissen der Naphtha¬ 
industrie in Baku immer noch ein anschauliches Bild davon, wie belebend 
und schöpferisch das ausländische Kapital in der Industrie gearbeitet, 
diese sogar in dem gewonnenen Umfang erst überhaupt ermöglicht hat. 

Neben dem Mangel an Kapital war es von Bedeutung, daß auch 
Unternehmungsgeist und Organisationskraft vom russischen Volke nicht 
zur Verfügung gestellt werden konnten. Diese beiden, überaus wichtigen 
Faktoren mußten gleichfalls vom Ausland bezogen werden, um das, zu¬ 
nächst im Kaukasus, Vorgefundene Rohmaterial, die Naphtha, zu ver¬ 
arbeiten und in den Handel zu bringen. Namentlich war letzteres mit 
großen Schwierigkeiten und auch Kosten verbunden, denn die Abbeförde¬ 
rung geschah in primitivster Form. Erst als die Gebr. Nobel den Naphtha- 
handel zu organisieren begannen, änderten sich die Zustände. Zunächst 
errichtete die Firma große Böttchereien, in denen Fässer zum Versand 
von Petroleum hergestellt wurden. Das war mit verhältnismäßig 
großen Schwierigkeiten verbunden, denn der Kaukasus lieferte nicht 
das erforderliche Holz, dieses mußte vielmehr auf der Wolga weit aus 
Rußland herangeschafft werden. Allein dieses Hilfsmittel, das Faß, war 
und ist auch noch bis in die neueste Zeit nicht entbehrlich. Aber die 
großen Kosten, auch die Unvollkommenheit, die einem Faß als Versand- 
mittel anhaftet, brachte die Gebr. Nobel dazu, den Versand des Petro¬ 
leums, der Naphtharückstände und der Rohnaphtha in ganz neuer Form zu 
organisieren. Die Firma begann damit, zunächst die Verb' d düng zwischen 
den Naphthaquellgebieten und der Fabrik durch eine Röhrenleitung herzu¬ 
stellen und damit die Zufuhr in Fässern auf Fuhrwerken auszuschalten. 
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Das war aber das weitaus geringste, viel •wichtiger war es, daß an Stelle 
des Fasses zur Beförderung des Petroleums an den russischen Markt 
das Tankschiff gesetzt wurde- Dieses Unternehmen konnte nur dann von 
großer Tragweite sein, falls das Petroleum an dem Wolgabafen wiederum 
von einem Tank aufgenommen werden kann, denn andernfalls mußte aus 
dem Tankschiff eine Abfüllung in Fässer vorgenommen werden. Die 
Ausschaltung des Fasses auf der Strecke von Baku bis z. B. Zarizyn wäre 
also nur ein sehr geringer Vorteil gewesen. Es wurden daher die Wolga¬ 
häfen mit großen Petroleumbassins ausgerüstet. Aus diesen gelangte 
das Petroleum in Eisenbahn-Kesselwagen, in denen es bis an die Ver¬ 
brauchsorte rollte. In demselben Gleise wurde , dann das Petroleum 
weiter geleitet, bis es endlich die Lampe erreicht. Rußland ist, unter 
Führung der Gesellschaft der Gebr. Nobel, hiermit als erster Produzent 
mit der Ausschaltung des Fasses vorausgegangen. Das war eine 
organisatorische Tat von ganz außerordentlicher Bedeutung. Wenn heute 
dennoch Fässer in Baku Verwendung finden, so beschränkt sich das auf 
den Versand nach solchen Gebieten, in denen das in Tankschiffen ange¬ 
brachte Petroleum nicht in gleicher Weise weiterbewegt werden kann, 
also doch in Fässer abgefüllt werden müßte. In diesen Fällen— also in 
Kleinasien, Mittelasien, Persien usw. — ist es vorteilhafter, gleich in 
Baku das Faß zu Hilfe zu nehmen. 

Im Kaukasus selbst ist die Organisation noch einen Schritt weiter¬ 
gegangen und hat an Stelle der Kesselwagen der Eisenbahnen Rohrleitungen 
gesetzt, die das Petroleum von den großen Lagerstätten zu den Hafen¬ 
plätzen, namentlich Poti und 1 Batum, bringen. In dem Ausbau des Systems 
der Fortbewegung des Petroleums usw. mit Hilfe von Röhrenleitungen ist 
Amerika vorangegangen. Für die moderne Abwicklung de3 Petroleura- 
bandels ist aber die Organisation, wie sie die Gesellschaft der Gebr. 
Nobel durchgeführt hat, weitaus das Wichtigste- Eine große Flotte von 
Tankschiffen durchkreuzt sowohl den Kaspisee, als sie auch über da? 
Schwarze Meer nach Südrußland, Kleinasien und Westeuropa die Ver¬ 
sorgung der Bedarfsländer mit Petroleum und Rohnaphtha vermittelt, von 
wo es in Kesselwagen der Eisenbahnen weiterbefördert wird. Rußland 
verfügte 1913 über 27 030 solcher Wagen. 

Ist also die Entstehung einer leistungsfähigen Industrie in Baku 
zweifellos an den Namen der Firma Gebr. Nobel geknüpft, so fällt ihr 
gleichzeitig auch das große Verdienst zu, eine geradezu glänzende Or¬ 
ganisation des Vertriebs durchgeführt zu haben. Das ^erdankt Rußland 
schwedischer Intelligenz und schwedischem Unternehmungsgeist. 

Auf einem anderen sehr wichtigen Gebiet hat deutsch-technisches 
Können zu einem großen Fortschritt verholfen. Es handelt 
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sich hier um die nutzbringende Verwendung der Destillations¬ 
rückstände der Naphtha zu Heizzwecken. Ein deutscher In¬ 
genieur 0. K. Lenz, der in Baku eine Werkzeugfaforik (namentlich zur 
Herstellung von Bohrlöchern) erbaut hatte und betrieb, hiat in ihr auch 
die Apparate zur . Verbrennung der Naphtharückstände konstruiert und 
ganz außerordentlich vervollkommnet, so daß es möglich geworden ist, 
die Rückstände als flüssiges Heizmaterial in großem Maßstab zu 
verwenden. Schon gegen Endo der 70 er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
zeigte seine Sammlung solcher Apparate die Fortschritte, die in der 
Konstruktion gemacht worden waren, die es ermöglichten, die Rückstände 
auf Lokomotiven, auf Dampfschiffen und in Fabriken beliebig zu ver¬ 
wenden. Gegenwärtig kann auch schon lange Rohnaphtha zu diesen 
Zwecken verwandt werden. Das alles ist durch deutsche Arbeit und 
Intelligenz erreicht worden, ein wirtschaftlicher Fortschritt von ganz 
besonders großer Bedeutung, die auch in den Ausfuhrzahlen aus Baku 
(siehe Seite 881) deutlich hervortritt Auch hier ist Rußland die Emp¬ 
fängerin gewesen von geistigem Auslandskapital, das ihm erst die Ver¬ 
wertung seiner Naturschätze ermöglichte. 1 ) 

b) Eisenindustrie. 

Der Beginn der Eisenindustrie in Rußland liegt ziemlich weit zu¬ 
rück. Ihr allererster Anfang führt bis zum Jahre 1569 und steht im 
Zusammenhang mit einer Konzession, die ein Engländer erhalten hatte, 
um eine Fabrik zur Verarbeitung von Eisenerzen in Wytschegda (Gou¬ 
vernement Wologda) zu erbauen. Es ist aber vsehr zweifelhaft, ob es 
geglückt ist dieses Unternehmen wirklich ins Leben zu rufen, wahr¬ 
scheinlich ist es nicht gelungen. Selbst wenn es geschehen wäre, so 
wäre ihm nur ein sehr kurzes Bestehen beschieden gewesen. Die erste 
Fabrik, die nachweislich in Betrieb genommen worden ist, findet sich 
im Ural im Jahre 1631; sie wurde vom Staate erbaut. Wenn es auch 
noch nicht gelang, durch dieses Unternehmen, das übrigens kein langes 
Leben hatte, die Industrie im Ural seßhaft zu machen, so war doch die 
Aufmerksamkeit weiterer Kreise auf sie gelenkt worden, und es wurden 
in Tula (1632 von Holländern), in Olonez (1674 von Dänen) Fabriken 
erbaut. Diese und einige andere, geleitet von Ausländern, hielten sich, 
lieferten Kanonen, Gewehre und verschiedenes Eisenzeug, auch sollten 

4 ) Als ich im Jahre 1879 in Baku war, da wurden die Straßen zweimal 
in der Woche mit «aphtharlickständen (oder auch mit Rohnaphtha) berieselt, 
um die feinen, von den Kamelherden zermahlenen Sandsteine zu binden und da¬ 
mit den lästigen Staub zu verhindern. Heute wird man die hoch im Preise ge¬ 
stiegenen Stoffe wohl kaum mehr zu solchen Zwecken verwenden. 
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sie, wie es in der Begründungsurkunde heißt: „staatlich angestellte Per¬ 
sonen in der Bearbeitung von Eisen belehren und vor ihnen keinerlei 
Handwerk geheimhalten.“ Diese den Holländern gehörigen Fabriken 
hielten sich wirtschaftlich gut und versorgten nicht nur den Staat mit 
dem notwendigen Eisen, sondern erhielten sogar die Erlaubnis, zollfrei 
ausführen zu dürfen» 1 ) 


Bisher waren es also Ausländer, die sich der Entwicklung der Eisen¬ 
industrie angenommen haben. Zum erstenmal tritt ein Russe Nikita 
Demidow im Jahre 1696 und im Jahre 1754 ein zweiter Russe Graf P. J. 


Schuwalow auf, die namentlich im Ural Gußeisen gewannen und dort eine 
Eisenindustrie begründeten. Die letzteren Fabriken haben sich sehr schnell 
entwickelt, im Verlauf von kaum 5 Jahren wuchs die Arbeiterzahl 
von 3100 auf 33 000. Damit scheint der Bann gebrochen zu sein, wenig¬ 
stens zeigen die folgenden Jahre eine große Zahl russischer Magnaten, 
die im Ural einen auch nach russischem Maßstab außerordentlich großen 
Landbesitz hatten, auf dem sie Gußeisen- und Eisenfabriken errichteten- 
Die Produktion nahm einen so schnellen Fortgang, daß der Bedarf des 
Landes gedeckt und sogar eine nennenswerte Ausfuhr verschiedener 
Eisensorten stattfinden konnte. Für die zweite Hälfte des 18. Jahr¬ 


hunderts teilt B. Th. Brandt *) die nachfolgenden Zahlen hierfür mit, 


es wurden ausgeführt in Tausenden: 
1762 . . 1168 Pud (= 19,0 t) 

1766 . . 2335 „ (= 32,2 *) 

1769 . . 2473 „ (= 40,5 „) 

1773 . . 2744 „ (= 44,9 „) 


1779 . . 3065 Pud (= 60,o t) 

1782 . . 3 849 „ (= 62,3 „) 

1793 . . 2996 „ (=49,1,) 

1794 . . 3 885 „ (= 63,6 „) 


Daß der Verbrauch im Lande selbst nicht sehr groß gewesen sein 
kann, ergibt sich wohl daraus, daß im Jahre 1767 auf allen 140 staat¬ 
lichen und privaten Fabriken 9 600 000 Pud (= 157 248 t) Gußeisen ge¬ 
wonnen worden sind. 8 ) Sehr große Anlagen sind es hiernach offenbar 


l ) Sehr bezeichnend ist die einschränkende Bedingung, die an diese Er¬ 
laubnis geknüpft wurde. Die Fabrik mußte den Preis für die Erzeugnisse in 
„klingender Münze'* sich zahlen lassen, diese jedoch bei der Staatskasse ab¬ 
liefern und dagegen russisches Geld zum festgesetzten Preise eintauschen. 
Es ist das ganz interessant festzustellen. Also schon vor 250 J ahren hatte ganz 
wio heute, das fremdländische Geld in Rußland größeren Wert, als einheimische 
Wertzeichen. 

a ) Die ausländischen Kapitalien- Ihr Einfluß auf die ökonomische Ent¬ 
wicklung des Landes. (Inostrannyje kapitaly. Jych wlijanije na ekonomitsches- 
koje raswitije strany). Teil II, S. 11. 

*) Brandt bemerkt hierzu, daß um 1790 Gußeisen erzeugt wurde in Eng¬ 
land und Frankreich je 4,5 Mill. Pud (— 73 710 t), in Preußen nicht mehr als 
1 Mill. Pud (= 16380 t) und in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 0,5 Mill 
Pud (= 8190 t). 
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nicht gewesen, immerhin hat die Produktion noch eine Ausfuhr ermög¬ 
licht, und zwar aus so weit abgelegenen Produktionsgebieten wie dem 
UraL, zu dem die primitivsten Wege führten, sofern nicht die Wolga 
und deren Nebenflüsse den Verkehr erleichterten. So sehen wir, wie die 
Eisenindustrie unter ganz besonders tätiger Mitwirkung von Ausländern 
zunächst in Gang gebracht worden ist, und daß erst nach Verlauf von 
mehr als 100 Jahren sich Russen an diese Industrie herangemacht haben. 
Die Produktion nahm auch weiterhin regelmäßig zu und erreichte 
1806 mit der Gewinnung von 12,2 Mill. Pud (= 199 836 t) zunächst ihre 
höchste Leistungsfähigkeit, und zwar waren an dem Ergebnis Privat¬ 
unternehmungen mit 10,3 Mill. Pud (= 168 714 t) beteiligt, der Rest fiel 
auf staatliche Fabriken. Von diesem Jahre an ging die Produktion 
langsam zurück, was um so auffälliger ist, als sie außerordentlich ein¬ 
träglich war, denn die Privatunternehmungen ergaben einen Gewinn von 
164,8 Aber der Wettbewerb mit Westeuropa ließ eine Steigerung des 
Absatzes, selbst eine Behauptung der errungenen Stellung nicht zu, und 
die Folge war der Rückgang der Produktion bis zu dem Augenblick, wo 
der Bedarf Rußlands selbst größer wurde. Das scheint um die Mitte der 
50 er Jahre eingetreten zu sein, denn die amtliche Statistik für das Jahr 
1860 weist 14,5 Mill. Pud (= 337 510 t) Gußeisen, hergestellt in den 
Uralfabriken, auf. Dabei muß immer im Auge behalten werden, daß in 
den Uralfabriken namentlich Eisenbleche von ganz besonders hoher 
Qualität hergestellt wurden und auch noch gegenwärtig hergestellt wer¬ 
den. Da3 wird erreicht, angeblich, weil d<JH Holzkohle zut Her¬ 
stellung gebraucht werden muß, denn bis vor kurzem waren Steinkohlen 
nicht verfügbar. Dieser Umstand bringt es wohl mit sich, daß die Eisen¬ 
industrie des Urals noch immer einen Absatz auf dem westeuropäischen 
Eisenmarkt findet. 

So bedeutungs- und wertvoll das auch sein mag, es war nicht das, 
was Rußland dringend brauchte, eine leistungsfähige, im großen ar¬ 
beitende Eisenindustrie, die den Bedarf im Lande zu Preisen und in 
Mengen zu decken vermochte, die den Wettbewerb des Auslandes auszu¬ 
schließen die Möglichkeit bot. Diese Voraussetzungen konnte die Eisen¬ 
industrie im Ural aus vielen Gründen nicht erfüllen. Vor allem fehlten 
Verkehrswege, die den Absatz wohlfeil ermöglichten. Auch war die 
Abgeschlossenheit, in der die Industrie sich dort befand, deren Entwick¬ 
lung nach jeder Richtung hin hinderlich. Noch im Jahre 1894, als in 
Südrußland die soviel jüngere Industrie lebhaft sich entwickelt hatte 
und, mit den Fortschritten und Errungenschaften der Neuzeit ausge¬ 
rüstet, arbeitete, schreibt Tieme, Prof, an dem Berginstitut der Kaiserin 
Katharina II.: „Wenn die Industrie im Ural auch einzelne Fortschritte 
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erkennen läßt, so bleibt doch alles nur Routine. Was soll man dazu 
sagen, wenn noch gegenwärtig die Roh- und Heizmaterialien — Erz und 
Holz — zu den Hochöfen mit Hilfe von Pferden herangeschafft werden. 
Als Schmiermaterial wird Birkenteer verwandt, elektrisches Licht 
findet sich nur ausnahmsweise, dagegen werden sonst zur Beleuchtung 
aufgehäufte brennende Holzhaufen und Kienspäne verwandt. Die Vor¬ 
kehrungen zum Bewegen der Gegenstände innerhalb der Fabrikräurae 
sind sehr primitiv. Diese selbst sind* in den meisten Fabriken eng, dunkel 
und werden nicht in der notwendigen Ordnung erhalten.“ 

Neben dem Ural kamen noch die Produktionsgebiete von Zentral- 
Rußland und von Polen in Betracht, die aber nur geringe Mengen liefer¬ 
ten. Erst als in den siebenziger Jahren des vorigen Jahrhunderts die 
Aufmerksamkeit der industriellen Kreise dem Süden des Landes sich 
mehr zuwandte, gewann das Bild am Eisen- und Stahlmarkte Rußlands 
mit der Zeit ein anderes Aussehen. 1 ) Die kleinen Anfänge im Süden, 
die bis auf das Jahr 1860 zurückreichen, haben sich ursprünglich auf 
die Mittel im eigenen Lande gestützt. Die Staatsregierung machte zu¬ 
nächst den Versuch, im Süden eine Eisenindustrie zu begründen, die 
die dort vorhandenen reichen Kohlenlager für* den Zweck nutzbar machen 
sollte. Der Versuch hatte keinen Erfolg. Darauf wurde versucht, die 
Privatunternehmung für die .Eisenindustrie zu gewinnen, dem Fürsten 
Kotschubed wurde eine Konzession erteilt und ihm eine Prämie von 50 Kop. 
für jedes gewonnene Pud Gußeisen gewährt. Aber auch diese Anstrengungen 
und Opfer, die der Staat im Interesse der Förderung der Industrie machte, 
waren von keinem Erfolg gekrönt, es glückte nicht, die Sache in flotten Gang 
zu bringen, ja, es konnte nicht einmal die Produktion aufrecht erhalten 
werden. Rußland war also wieder an dem Punkte angelangt, an dem es 
klar erkennen mußte, daß es aus eigener Kraft zunächst nicht die Mittel 
und die Kräfte aufzubringen vermag, die es ermöglichen würden, 
die hier, im Süden, in so reichem Maße vorhandenen Schätze 
auszunutzen. Namentlich glückte es dieses Mal zunächst nicht, 
das Ausland dazu zu bewegen, Kapital der russischen Unternehmung in 
genügendem Umfang zur Verfügung zu stellen. Endlich gelang es dem 
Fürsten Kotschubei', seine Konzession dem Engländer John Hughes zu 
übertragen, der die erste größere Unternehmung mit einem Grundkapital 
von 3 Mill. Rbl. unter der Firma: Neurussische Gesellschaft für Ge¬ 
winnung von Steinkohlen und Herstellung von Eisen und Schienen 
(Noworossiiskoje obschtschestwo kamennawo, sheljesnawo i relseowawo 
proiswodstwa) ins Leben rief. Auch bei dieser Gründung half der Staat 


*) Siehe Seite 890. 
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energisch mit, namentlich trat er das erforderliche Land zur Erbauung 
der Fabrik und zur Anlage der Kohlenschächte unentgeltlich ab. Auch hier 
wurde für 10 Jahre dem Unternehmen für jedes gelieferte und von der 
Eisenbahnverwaltung als tauglich abgenommene Pud Schienen 50 Kopeken 
als Prämie bewilligt. Man kann hieraus ersehen, mit welchen Schwierig¬ 
keiten das Zustandebringen einer lebensfähigen Industrie verknüpft gewesen 
sein muß, wenn der Staat sich zu so weitgehenden Vergünstigungen ent¬ 
schließen mußte, um für die Ausnutzung der vorhandenen reichen Natur¬ 
schätze endlich ausländische Kapitalien zu interessieren, weil es mit den 
in Rußland vorhandenen Mitteln nicht glücken wollte und auch nicht 
glücken konnte, im Süden Rußlands eine Industrie in Gang zu bringen. 
Nun ging es. Am 18. April 1869 war die Konzession erteilt, und am 
24. Januar 1872 wurde der erste Hochofen in Betrieb gesetzt. Zunächst 
ging die Entwicklung nur langsam vorwärts, aber sie gewann stetig an 
Umfang, wie aus der folgenden Aufzeichnung über die Gußeisen¬ 
produktion deutlich erkannt werden kann: 



, überhaupt 

Jahr 


davon im 

Gebiet 


des Urals 

Zentral-Rußlands 

Polens 

des Südens 

1 

in Millionen Pud (1 Mill. Pud 

= 16 380 tl 


1860 

i 

. 1 19,8 

14,5 


1,4 


1866 

. 17,4 

12,3 

3,J 

1,4 

0,2 

1870 

..... 20,8 

14,8 

3,5 

1,7 

0,4 

1875 

. 24,9 

17,7 

3,6 

2,o 

0,9 

1880 

. 26,1 

18,4 

3,8 

2,7 

M 

1885 

. 31,0 

21,6 

3,6 

2,8 

2,4 

1890 

. 56,3 

i 27,7 

5,8 

7,8 

13,4 

1896 

. 86,8 

33,t 

7,8 

11,6 

33,6 

1900 

. 176,8 

60,2 

14,1 

18,9 

91,6 

1905 

. 166,9 

j 41,1 

5,9 

15,4 

1 103,1 

1910 

. 185,6 

39,i 

4,7 

15,3 

l 126,4 

1911 

. 219,1 

44,9 

6,9 

21,2 

147,7 

1912 


Angab 

e n fehlen 


173,4 

1918 

. 280,8 | 

63,8 1 

11,9 

25,0 

189,7 

1914 

. 249,6 1 

62,4 | 

10,5 

— 

186,9 

1915 

. 227,0 1 

61,0 

8,0 


168,0 


Damit hatte Rußland im Jahre vor Ausbruch des Weltkrieges seinen 
eigenen Bedarf an Gußeisen fast vollständig gedeckt, denn es brauchten 
nur 13 Mill. Pud (= 212 940 t) 1 ) zur Ergänzung eingeführt zu werden. 


*) Nach Angaben der Nachrichten des Zentralamtes des Industriekomitees 
(Iswjestije zentr. wjedomosti promyechlennawo komiteta), abgedruckt im Journal 
des Ministeriums der Yerkchrsanetalten 1916. 
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Dieses günstige Ergebnis war erreicht, etwa 40 Jahre nachdem im Süden 
des Landes der erste Hochofen in Betrieb gesetzt war und das Ausland 
sich entschlossen hätte, dem Beispiel des Engländers John Hughes zu 
folgen. An dieser Bewegung beteiligte sich keineswegs nujr England, 
vielmehr begründeten französische, belgische, deutsche Unternehmungen 
ausgedehnte, groß angelegte Fabriken. Am Ende des 19. Jahrhunderts 
konnten bereits gegen 45 Gesellschaften mit einem Grundkapital von 
rd. 108 Mill. Rbl. festgestellt werden, die sich speziell der Eisenindustrie 
widmeten. Mit Hilfe dieser Industrie konnte der Bedarf des Landes, 
wie vor gezeigt, fast gedeckt werden. Allerdings war dieser 
zu jener .Zeit noch nicht sehr erheblich, nahm Arielmehr 
unter den Staaten Europas den letzten Platz mit l,.u Pud 
(= 21,46 kg) ein, während England 6,8 Pud (= 111,38 kg), Belgien 
6,« Pud (= 108,08 kg), Deutschland 5,4 Pud (= 88,45 kg) auf den Kopf 
der Bevölkerung gebrauchte. 1 ) Es steht also der Entwicklung der Eisen¬ 
industrie in Rußland noch ein weites Feld offen, da yit dem zunehmenden 
Fortschritt in der Kultur des Landes auch der Bedarf an Eisen wächst. 

Nach dem, was bisher über das Vorkommen von Eisenerzen in Ruß¬ 
land bekannt geworden ist, darf wohl angenommen werden, daß .eine 
Befriedigung selbst sehr erheblich gesteigerten Bedarfs der Bevölkerung 
immer noch anstandslos erfolgen kann. Inzwischen war auch das Gebiet 
von Kriwoi-Rog als neue Fundstätte von Eisenerz hinzugetretem. In dem 
Fall der Ausnutzung dieser südrussischen Eisenerzlager ist auffallender¬ 
weise die Regierung allen Vorstellungen gegenüber unzugänglich ge¬ 
wesen und hat den Personen, die immer wieder auf das reiche Vorkommen 
hinwiesen, keinerlei Unterstützung zuteil werden lassen, weil der 
Professor des Petersburger Berginstituts, der Franzose N. Barbot de 
Morni, ein wenig günstiges Urteil abgegeben hatte, ja sogar behauptete, 
daß der minderwertige Quarzit des Kriwoi-Rog-Gebietes, mit einem Eisen¬ 
gehalt von 20—42 %, für Gußeisenschmelzung unbrauchbar sei. Mit 
diesem abfälligen Urteil trat der Herr Professor aber in direkten Wider¬ 
spruch zu den Ergebnissen der wissenschaftlichen Untersuchungen des 
Freiburger Bergingenieurs Stritelmann, der das Vorhandensein von 
reichen Eisenerzlagern mit einem Eisengehalt von 70 % feststellte. Auch 
das genügte in Rußland nicht, wenigstens den Versuch zu machen, fest¬ 
zustellen, von welcher Seite das Richtige gefunden worden ist. Aber 
die russischen Interessenten, die hinter dem deutschen Bergingenieur 
standen, ließen die Sache nicht ruhen, wußten vielmehr in Frankreich 
Kapital zu' finden, um den Eisenerzbergbau in Kriwoi-Rog in Gang zu 

*) Amerika brauchte sogar 8,8 Pud (='144,14 kg). 
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bringen, so gelang es, die außerordentlich reichen Erzlager zu 
erschließen. Damit war die Eisenindustrie auf einen festen Boden 
gestellt, der für das Land so lange die erste Stelle einnehmen wird, 
als es nicht möglich geworden ist, dem Ural bessere Verkehrsmittel zu 
schaffen und namentlich auch die reichen Eisenerzlager mit Hilfe von 
Koks besser und billiger auszunutzen. Bis jetzt hat der Ural wegen 
seiner Abgelegenheit und daher schwereren Zugänglichkeit technisch 
nicht mit dem Süden Schritt halten können. Wird das überwunden, dann 
tritt der Ural sicher mit seinen wertvolleren und reicheren Erzlagern in 
sein Recht, an der Versorgung des Landes mit Eisen an erster Stelle 
teilzunelimen. # 

Tritt das ein, so kommen für das europäische Rußland in der 
Hauptsache drei Eisenerzeugungsgebiete in Frage: Kriwoi-Rog, der Ural 
und Zentralrußland — Polen kommt ja wohl für die Zukunft nicht 
mehr in Rechnung. Was Asien bereits liefert, ist wenig, was es aber 
zu liefern imstande |räre, läßt sich jetzt nicht übersehen, weil noch nie¬ 
mand sicher weiß, wo und wieviel Eisenerz dort gewonnen werden kann. 

Wie aus allem Vorstehenden hervorgeht, ist Rußland gegenwärtig in 
erster Reiho auf das Gebiet von Kriwoi-Rog angewiesen, das neben den ge¬ 
wöhnlichen Eisenerzen auch Manganerze in größerer Menge liefert. Letzte¬ 
res ist bisher im Gouvernement Jekaterinoslaw am Dnjepr festgestellt wor¬ 
den, das Gebiet umfaßt 80 qkm mit einem geschätzten Erzgehalt von 
700 Mill. Pud (= 11,5 Mill. t). Alle derartigen russischen Schätzungen 
kranken aber an einer sehr weitgehenden Ungenauigkeit, und selbst falls sie 
für den vorbezeichneten Fleck einigermaßen stimmen, so ist damit nicht ge¬ 
sagt, daß nicht in etwas entlegeneren Gebieten noch viel mehr Manganerz 
sich findet. 

Damit waren, da Kohlen und Anthrazit in großer Menge vom Donez- 
gebiet geliefert werden, die Vorbedingungen gegeben zur Schaffung 
einer Eisenindustrie, deren Erzeugnisse das Land dringend brauchte, 
wenn es den Ausbau seiner Eisenbahnen aus eigenen Kräften, wenn auch 
nur zum Teil, fördern wollte. Da im Donezbecken Eisenerze nicht in 
Mengen Vorkommen, die zurzeit einen Abbau rentabel erscheinen lassen* 
so hat sich eine völlige Scheidung zwischen der Erz- und Kohlengewin¬ 
nung sehr bald herausgebildet, was allerdings den großen Nachteil hat» 
daß entweder die Erze oder die Kohlen auf verhältnismäßig große Ent¬ 
fernung bewegt werden müssen, damit sie bei der Verarbeitung verwendet 
werden können. So muß z. B. die große Nikopol-Mariupol-Gesellschaft 
für Bergbau und metallurgische Erzeugnisse (Gründungskapital 4,5 Mill. 
Rubel belgisch-französisches Kapital) ihren Bedarf an 55 Mill. Pud 
(900 000 t) Erzen 550 Werst (= 587 km) bewegen, um der Kohlenlieferungs- 
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Wtt4lr nähe zü fconunf*i% Dü duv;^^«: Fabriken -sich in 
ahuJti^h^r: Lage blinden* .v> miiftto. fö^lgeatelit worden, wo am geMgneUiert 
dj* Fabriken mg &\ögfc -fß^tiiäh moßf en, um. die flr/pfdmm^^o^ten auf da» 
■g&rt#gst# Maß her^n^tz^fl. JSs.-foi daher durch eine. ^tg^IW>re..l T n(öi:- 
äuc&uug. 4893 -i^ daß auf 100 Pud (= .W3S kg) Er# 

49,2 Piul .{-.■'&%# kg) Gußeisen gwonöen, und ferner daß bei Vcr* 
br^ommg.yonIWiiPüd'Kots- 3 Pnd -{«=;.5t^ kg) Gußeisen erzielt wor¬ 
den. Hieraus ergab sieh die Xbi.wendigkd.ik die .Eisenerze at&'deo» Ge¬ 
biet voit Kri woi-Kug In* Dnnez-Kohi^nbe^keii tu krti&U£n wm nur mit 
Hilfe von &>.enbbbrj ? ra giwclibh&n konnte; du Wa^exläufo nicht zur Ver¬ 
fügung at^ 

Es drn/igte also &Ues daraui hin, endlich die *u*?baMenen * wutscliftfi: 
lieben Erßiie;l>es8br auazuonutm • aia bisher, um mit We»teure*p4t auf 
dem Gebiet tUn* Eteenhahnhau#* mdzukeurißfon. ö&nz tatenlos baue Ruß* 
latui sicfi AUdv achon sei) Aä£€ m^;ter^\ uidu verhalten, 
ßn \&i f^tetslmrg vorhanden* öttß&^^hrik vr&rusb yimg^auk daß 
der Bau mti Lokomotiven and Wagen (lurehgeMhrt wwk*u konnte 
nrißgiüdkik Fbi ah«r d#ch in ßußl&ftd leb; zur Aus> 
riUHmg der-Bahrie» erfordert fohbri Bedarf hemmte Iten* orlu^tre.iv.iU^ En^- 
\frsx4myJ$^&m mni Whyüena die AJexanderfabrilc bei ■p^er^fcfarjsp;S$i’;Päetit' 
und au]&erd<*vi d^ •Xnge^tßn.dtti^ 4.c^ v :^olf,lreie : h - Einfuhr der t*tdi?rderiieüeri 
Materiälisö• %mi . Ba/ti von ruiiwileiii- Inmm&r. Oiefchzeftijg '-erhielten -.sie den 
Auftrag, die i#i Bmi^ begriffene Sieoiai-Bahri (Peiejr^Wg—mit 
Jxikoinötiyea,-. zu 18* «aglfe&he UntertiebmuDg. er- 

lüijöe die überuouiid>-nep Vorpifiehl 1 1 nge$ aber nur, weil ihr tau Rüeksiclii 
auf die rü^sö&h’dige ‘ willeia^ ‘ j^l&ttet worden wbr, „fast aus¬ 
nahmslos öite ausA ü^ande zu bezWieu. Sie erhielt; uiö 

diu. ’übeniomiuenen Afbtttin ^ rk-om zu fordern* die Geuehmifirung, zollfrei 
ftites erforderliche $txhei\j\r f n£A Metalle in rohem Zu$f&tyle zu 

beziehen/' b v u w&r dieVe-r^ter Fabrik **pW&nderh die sadi mit der iLirieifonTUg 
von rollendem Inventar' be^diättigte. Neben dk^ein aji-läudi^ehou Unfer- 
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nehmen waren im Ural Fabriken entstanden, die zum Teil sogar ver¬ 
hältnismäßig gute Schienen lieferten, sie waren aber außerordentlich 
teuer. Die Fabriken waren daher nicht wettbewerbsfähig und mußten 
daher die Herstellung von Schienen bald aufgeben, namentlich ' weil 
sie ihrer Güte nach den Vergleich mit dem Ausland nicht auszuhalten 
vermochten. Besser bewährte sich die Industrie auf dem Gebiet vom 
Bau von Lokomotiven und Wagen. Für deren Bau waren neben der 
Alexanderfabrik noch zwei Fabriken in Moskau, eine in Kolomna, 
Brjänsk usw. entstanden, dio aber alle zusammen den Bedarf nicht zu 
decken vermochten- Denn bis zum Jahre 1865 1 ) wurden djp russischen 


Bahnen versorgt: 

vom Ausland: von russischen Fabriken 

mit Schienen. 20 906 116 Pud = 89,3 % 2 499 483 Pud = 10,6 % 

„ Lokomotiven . . . 450 Stück — 70,6 „ 187 Stück = 29,4 „ 

„ Wagen: Personen 1 140 „ = 92,2 „ 96 * = 7,8 „ 

Güter. . 8867 „ =74,6 „ 3 015 * = 25,4 „ 


Aus diesen wenigen Zahlen läßt sich leicht ein Urteil gewinnen 
über die Leistungsfähigkeit der damaligen russischen Fabrik. Es kommt 
noch hinzu, daß die Leistungen sich zum wichtigsten Teile wohl nur auf 
die sachgemäße Anwendung der vom Ausland zollfrei bezogenen Mate¬ 
rialien beschränkten. Kurz, von einer russischen Industrie auf diesem 
Gebiet läßt sich noch nicht reden. Es fehlte zurzeit offenbar an Roh¬ 
material, an ausreichender Beteiligung ausländischen Kapitals und den 
führenden geistigen Kräfte. Aber der Anfang war gemacht, und dabei 
war gleichzeitig der Weg gezeigt, auf dem weitere Fortschritte zu er¬ 
reichen waren; es mußte mehr Eisen geschaffen werden, wenn die In¬ 
dustrie, die im besonderen die Eisenbahnen mit dem Nötigen versorgen 
sollte, gedeihen sollte. Das Aushilfsmittel, nämlich die Verarbeitung 
vom Ausland eingeführter Altschienen, deren Einschmelzung und Ver¬ 
wendung in Schienenwalzwerken, war nur ein recht unvollkommener Be¬ 
helf, zudem auch nur ein verschleiertes Mittel, ausländisches Gußeisen 
verhältnismäßig billig zu erhalten. 

Es drängte also alles dahin, die im Lande selbst vorhandenen Quellen, 
die reichlich Eisen liefern könnten, auszunutzen, und Fabriken, nament¬ 
lich da, wo diese Quellen sich fanden, im Süden, anzusetzen. Wie nun aus 
der Aufzeichnung auf Seite 890 hervorgeht, ist die Entwicklung der Guß¬ 
eisengewinnung zunächst verhältnismäßig langsam vor sich gegangen, 
ihr folgte in ähnlichem Tempo die Industrie. Erst als der Engländer 
John Hughes (1869) mit englischem Kapital sich der Industrie im Süden 

J ) Unsere Eisenbahnpolitik (Nascha sbeljeenodoroshnaia politika) Bd. IV. 
8. 222, Petersburg 1902. 
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zuwändle. dort ’VVßike aulegte und did ilioi vöhi Steife prfeöjKni 

Aufträge glitnzi-tiä «rjedigt hatte, die Regierung zur Tjrtter?tO):nms dw 
Itulmdue nach bereil war. Immer weiten« ••.»««Ullohe Rfe^iellrmgeu /.« vor 
ge/teii, eütrt-Uvmieu iiüi'uef mehr Fabriken,; Eia wurden Schienen gewalzt, 
fti»<J öu^rwitgee gebaut; ^•hidjjunbefe^tigung'sgegeiis-täöde 
horge-ueiit und <Lmete« für da* Land der Bedgtj an Eisen fix* deu Bau- 
und Ofl.isi.eitaif goUi'fei-t. ' Fjo die Milte de* achtziger Jahre wurde tlit.- 
Aiex4«idrow«4>o MaEehiTicnfbaJr-^esrfilt'jebhft. ein ««glischfce l.'rtterriehmeh. 
und. iSH'} die i.eigischv „Süd-lhijcprov^ebe mc4ailurgi.se.hc- .Getellsdn.fi" 
v<nt' : CV mit GrumlkafrMsl v.-tyh Milt. Rbl. und 2,® Miljv 

0bfig;üttiürfliftpitöi hejfriinäet. iuzwtedien hatte, die Gußeisern 
jtulu^trte i'vT'hts ihre Prodnklion iin Süden auf xd, 50 MH1. Tud 8i>M>00 
'Timwan! geweigert. Rhttnrt war die bis dahin langsam . ■ jeadi-cßde In- 
4i*.>tne bi(i die 'Zeit gekommen, in der uuter der Füliruhg des Finariz- 
mibtette*L Witte |epe örbadungeithriiKle- eitm4'/.tc. Jo der imf «iflfcr ge* 

eu fieherliaffeit da« ausländische Rnjiitß} in das Land strömte, 

uRi sich an. der Ausbeyiüiig dpi' Nhu n. ry'e ie bf iüae i'Tuto#'>ü der Begründung 
einer fndn.side zu beteiligen, von de/: da- **e«tehropHi»ehe Kiipilnl sich 
groheri-Ci-e^inn.versprach, T* '.', . \. - ' 

Lte Zuteil' ausländischem Kapitel Hsr ater seii Aiishriicl. dos 
Krieges aufgehnii Lhe««f Zur^MiaUtmj» konnte ällmlhigs bei der {nduslrit- 
iffi liral tötet beobachtet werden. ,.ipo|t baten einzelnevo'u den voihapdetieii 
Industrien .mit Hilfe der ihnen mr Verfügung gemailten. 10 Mill. Rbl. 
ihr« Betriebe erheblich »u? heilten kiumv.n.. 

•FüK Bußlahd überhaiijit wertem IftOt! bereits größere. Fabrik- 
ardftgen mit einem .Anlagelxapitftl tütl Mia Milt. Rbl, die Von Au&lähdefü 
ins Werk gesetzt sind, ayfgezahli. 

19ii .«teilt die Statistik der linieHicbruung#!/. di« zu einer öffent¬ 
lichen Recbensohaftsablage verpflichtet sind. 177 Fabriken fesi, mit 
agekflpital ton MUL .Rbl- V on diesen l3nleTjneboQijiigcüi 
~tml angelegt im 

baltischen Gebid 41!. 27,; "> mH .121,! Mill. Rbl Anlage kapital 

Iinlastrio* .. E> - *2&u ... . Ü7.ä _ r 

■ lind- . ’J'-ä t f * „ ' ;i- ’A t i . y. . .. 

• SdfWWzenJe . -5 " „ , St»,» ,• •, 

Süd-.*. * ;n,t * . bi.s '. „ ' 

West- „ \St 3= Ti . „ 7.C : 

"Weichsel- tü - 17,/, , . »,»,$ , . 

Kätikante v i = j> » . ■ .. « 

■ ; 

DIoük 177 irntwmrbnmti.sr«n licseliürtigon «leb »nt der HersleHung oder 
Verarteiinng; 
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16,0 

22^ 

i,i 

14,6 

15,9 

8,1 

12,6 

0,2 

Lokomotiven. 

24,5 

22,0 

— 

5,2 

!),0 

— 

— 

— 

Eisenbahnwagen ..... 

17,9 

9,6 

•2.« 

— 

— 

— 

— 

— 

Bedarf der Schmalspur¬ 
bahnen . 

‘A4 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

0,7 

— 

Maschinenbau. 

24,i 

12^ 

— 

0,7 

11,8 

2,7 

16,4 

3,9 

landwirtschaftlichen 

Maschinen und Geräten 

0,«' 

8,7 


5,5 

15,1 

0,7 

• 

1 

0,4 

elektrotechnischen Gegen¬ 
ständen . 

21,9 

8,0 



_ 

0,4 

1,5 

_ 

allen sonstigen Metallen . 

1-4,6 

14,8 

— 

— 


— 

3,7 

— 


Der Ausbau leistungsfähiger . Verkehrswege war natürlich von 
allergrößter Bedeutung. Wenn die Industrie daher als erste Aufgabe 
die Ausrüstung der Eisenbahnen in Angriff nahm, so war das durchaus 
zeitgemäß, außerdem aber auch förderlich für die Industrie, denn die Be¬ 
friedigung der Ansprüche auf diesem Gebiet gab ihr viel und einträgliche 
Arbeit. Das konnte aber nicht dahin führen, die sonstigen Bedürfnisse 
des Landes unbeachtet beiseite liegen zu lassen. Ganz besonders war es die 
Landwirtschaft, die für die Bearbeitung des Ackers, nicht minder für die 
Aberntung der Felder und die sachgemäße Behandlung der Ernte Ma¬ 
schinen brauchte. Solange Rußland sich im allerersten Stadium der 
Landwirtschaft befand, es sich auch damit genügen ließ, soviel an Körner¬ 
früchten aufzubringen, als es annähernd für seinen eigenen Bedarf 
brauchte, genügten allenfalls die primitiven landwirtschaftlichen Geräte, 
die in der Dorfschniied© und in kleinen Betrieben hergestellt wurden. 
Sobald es aber darauf ankam, in den Wettbewerb mit anderen Produ¬ 
zenten zu treten und auf dem Weltmarkt von den Überschüssen der 
eigenen Ernten zum Kauf anzubieten, trat das Bedürfnis hervor, durch 
intensivere Bearbeitung und Bestellung größerer' Ackerflächen die 
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ErrUegfgebfti&se zu feigem and gut beärbeiteteA Getreido an -bet? Alanjkt 
zu bringe». Damit war die Notwendigkeit fe^gsbett, den Ma- 

-i'ltincn Wjizuzufiigpu, die zunächst vom Aurlaml bezogen #iirdt?W. 
iScbon 1802 gründete der Fngltiuder Wilson 1« Moskito dir* erste Fabrik 
r.ur Herstellung von I »ro.^ehnmschmen. bald darauf t1818) wurden tn 
Warschau nm luipop und •( 183(1) in Moskau weiten- ähnliche Fül>r^Ä| 
'erriefetet,. |£$ft&cfc}t glückte« die Unlerntdiui.wigeö"..t»khf 4 nur ln Folen 
war <pö NiicMrog«. so groß daß sic kaum befriedigt werden kotuitö ') 
Uasm-n Quelle gibt leider nicht an. was für Maschinen und Oeräle im 
LAäde »ügefertigt. und vom Ausland bezogen wurden E» wiiro ans 
solchen Angalven auch der allmähliche Fovteehriti ko erkennen, den; die 
Techmk. auf diweut Gebiet gejnaohi hat. Aber die Ltteratiir. wenigstens 
soweit si«» v.tvrzed hier nie Verfügung sieht vertagt: in dieser Beziehung 
völigtändlg. Erst iär dH* Jahre XS69 und IflÖ wird in uirdJichen .Haeh- 
rtchien angeführt. daß iftndwjftsebaftlichu Ma-sckinen .ittnl tita&t* im 
DörrltsehaiH tür 800000 ßbt - .eingefükrt- würden. iftiwx Benag wfttäfei 
in den r )«brtm 1871—7ä mt * 030000 KW. und 2870—1880 ouf 3 334000 
Rubel Ad. hetrttg dann 1 $87 J.r MUl Rbl., (Maü tltd «gone PfutUsktitm 

mit 5, : Müi. m, .mv'7 u Min. rm 


dazu dkb eigene ^rddnlttSofj mit 

A*üt. Rbl, 

Der Rückgang Im Jahre 1887 'erklärt • sich aew el'nm* plötzlichen 
Zellerhfiiwtwg aut 70 Kvp. Gcdti ftir I F'ud, die jofiooh bereit« im .iahte 
I8'H aufe<?h<>b*ü worden mußte. Die Folge iw-*? Ws . stärkerer Üe&dg. 
sw^idew .A^isud. Über die Prüdi&jfoi) .Run liAnä.*: '«e-Jbst- fehlt in rf«i 
afAtKiAeHcUnteisnu'ittingeH dieser wiehfigon FJ'ag».- von 1897 ab all und 
jede Mitteilung. Erst für das Jahr 1008 teilt der statistische Jubres- 
.befiölit der Vershmtttluug der Vertreter von Indaatrie und Handel toil- 
da& die Produktion landwirtfeciiaftlicher Maschinen nad öelüte, im elifn- 
piMsebenRußltnui cd. 3-i Mill. Rbl, (in Polen außerdem für 2,? Mill,. .RVU 
betrugen hat.*) Ferner führt dir. Statfetik <(gr AklieHgeselRcliaften nßd 


*1 Risten Material ton. dm ikr ke^ndeesu Kwiamist'uiü. zur-I jfej&uns-u'- ijbe'i- 
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der Ui^rnehmungen auf Anteilscheine, die zu einer öffentlichen 
Rechenschaftsablegung verpflichtet sind, für Ende 1911 an, daß in Ruß¬ 
land 16 Unternehmungen mit einem Gründixngskapital von 30,9 Mill. Rbl. 
im Betrieb waren, die sich speziell mit dem Bau landwirtschaftlicher 
Maschinen und der Herstellung landwirtschaftlicher Geräte beschäftigten, 
von denen sich 


im 

baltischen 

Gebiet 

l befand, 

Anlagekapital beträgt 

0,« Mill. Rubel 

>i 

Industrie- 

n 

2 befanden, 

** 


8,7 „ 

* 

Schwarzerde- 

» 

2 

r 

n 

5,6 „ 

n 

Süd- 

„ 

9 


n 

15,' * - 

T> 

West- 

w 

1 befand, 

n 

„ 

0,7 „ 

» 

Kaukasus- 

r 

1 . . 

r 

r 

0,6 . 


Es fehlt hier aber jede Angabe über die Art der hergestellten Maschinen und 
Geräte. 


Daß der Bedarf des Landes mit dieser Inlandsproduktion lange nicht 
gedeckt worden ist, ergibt die amtliche Zollstatistik. Nach deren Auf¬ 
zeichnung sind eingeführt: 



1893 j 

1896 

1908 

1908 

1912 

1913 


f 

ür Millionen 

Rubel 


überhaupt. 

davon im besonderen: 

7.« 

11,5 

17,4 

27,4 

60,1 1 

1 

48,5 

landwirtsch. Maschinen ohne Dampfmotore 
Lokomobilen nebst Dreschmaschinen und 

I 3.6 

7,2 

8,4 

14,7 

23.7 i 

24.8 

Dampfyflüge . | 

1,6 

1*8 

5,0 

3,5 

6,3 

7,3 

komplizierte landwirtschaftliche Maschi¬ 





! 

! 


nen, nicht besonders benannt. 

- 

0,6 

12,2 

7,4 

26,6 

13,8 

»Sensen, Sicheln, Spaten, Harken und an- ■ 





; 


dere Geräte . 

1,8 

1,9 

1,8* 

1,8 j 

1 3,5 

2.5 


Bei dem zweifellos auch fernerhin noch wachsenden Bedarf der Land¬ 
wirtschaft auf diesem Gebiet läßt sich in absehbarer Zeit schwer 
damit rechnen, daß der Bedarf im Lande selbst gedeckt werden kann, 
auch wenn eine sehr starke Vermehrung der Fabrikanlagen zu erwarten 
wäre, denn man sieht aus der vorstehenden Zusammenstellung über die 
eingeführten Haschinen und Geräte, daß selbst die von Hand betriebenen, 
also doch einfacheren Erzeugnisse, in überwiegendem Umfang vorherr¬ 
schen. Solange die Industrie nicht einmal diesen Bedarf zu decken ver¬ 
mag, wird das auf dem Gebiet der Herstellung komplizierterer Maschinen 
noch viel weniger zu erwarten sein. 

c) Steinkohlenindustrie. 

In engster Beziehung zur Eisenindustrie steht die Gewinnung der 
Steinkohle. Eine Eisenindustrie hat allerdings in Rußland, und zwar. 
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wie wir gesehen haben, im Ural bestanden, bevor die Steinkohle zur 
Verfügung stand. Aber der Ural verfügte auf seinem langgestreckten 
Zuge von den Gestaden des Karischen Meeres bis hinunter zur Wolga 
bei Orenburg über eine Fläche von 44,5 Mill. Deßjätinen (= 48,4 Mill. ha 
= 483 977 qkm), von der 31,2 Mill. Deßjätinen (= 34,l Mill. ha = 340 860 
Quadratkilometer) oder 70,5 % mit Wald bestanden sind, und konnten daher 
mit der aus den riesigen Waldbeständen gewonnenen Holzkohle schon 
im Jahre 1623 die erste Eisenhütte angelegt werden. Um eine große Ent¬ 
wicklung zu ermöglichen, mußte die Eisenindustrie mit Steinkohlen, Koks 
rechnen können. Nun waren Steinkohlen in Rußland vorhanden, nur war 
deren Ausnutzung eine sehr geringe, auch war ihre Qualität eine sehr ver¬ 
schiedene. Die Kohle im Ural ist nach amtlichen Angaben des gelehrten 
Bergwerkkomitees, denen diese und weiter folgende Mitteilungen über die 
Eigenschaften der Kohlen entnommen sind, soweit sie am westlichen Hang ab¬ 
gelagert ist, nicht von besonders guter Beschaffenheit- Sie enthält 20 % 
Asche und 4—6 % Schwefel; die Kohle wird gleichwohl viel gebraucht. 
Die Ablagerungen am östlichen Abhang des Ural sind erheblich wert¬ 
voller, haben nur 5—8 % Asche, 8—10 % flüchtige Bestandteile und nicht 
mehr als % % Schwefel. Aber die Fundstätten waren noch 1910 ohne 
Eisenbahnverbindung und konnten daher nicht ausgenutzt werden. 

Demnächst kommt das sogenannte Industriegebiet um Moskau in Be¬ 
tracht, dessen Kohle nach dem Urteil unserer Quelle schlecht ist. Sie ist sehr 
reich an Asche, Schwefel und zerfällt leicht an der Luft. Der stärkste 
Verbraucher ist die Eisenbahn. 

Zu der Giuppe von Steinkohlenproduktionsgebieten, die über wenig 
günstige Qualitäten verfügen, gehört auch noch der Kaukasus. Hier 
sind verhältnismäßig viele Kohlenablagerungen bekannt, aber bisher 
nicht ausgenutzt, es macht sich der mächtige Wettbewerb der Naphtha 
fühlbar. Nur im Gouvernement Kutais wird im Gebiet von Tkwibul 
seit Anfang des Jahrhunderts Kohle abgebaut. Sie ist aber recht minder¬ 
wertig, enthält erhebliche Mengen Asche, Schwefel und zerfällt bald an 
der Luft- Gut verwendungsfähig ist sie bei der Verarbeitung zu Briketts. 
Zurzeit wird die Kohle vorherrschend von den Eisenbahnen im Kaukasus 
verheizt. 

Ein anderes Bild bietet das Dombrowobecken, eine Fortsetzung des 
oberschlesischen Kohlengebiets. Die Kohle, die hier gewonnen wird, * 
ist gut, lagert in Schichten von 1 Faden (= 2,iss m) und mehr Mächtig¬ 
keit*), gestattet aber nicht eine Verkokung, auch nicht eine Gas- 

*) Die wirtschaftlichen Kräfte Rußlands (Proiswoditelnyja ssily Rossii). 
herausgegeben vom Finanzministerium, Kap. VII, S. 37 geben.an, daß die Kohlen 
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gewinnung. Das ist ein Mangel, der hier schwer empfunden wird, weil 
die Eisenindustrie in dem südwestlichen Teil Polens entwickelt ist 

Gahz an erster Stelle steht aber das Donezgebiet mit seinen un¬ 
ermeßlich reichen Kohlen- und Anthrazitlagern. Das Donezgebiet ist 
nicht nur der Menge nach so außerordentlich* reich, sondern es liefert 
auch Kohlen, geeignet zu jeglicher Verwendung. So kann als Erhärtung 


hierfür angeführt werden, daß gewonnen worden sind: 


! 

1902 

1 904 

1906 

i 

190 7 

Million 

e n Pud 

Heizkohle.J 

93 715 

152216 

183 552 

219247 

Gaskohle. 

40283 

23 957 

33 293 

40066 

Schmiedekohle. 

70818 

63 952 

56485 

67937 

zum Verkoken . 

; 351647 

455 866 

467 722 

639049 

Magerkohle. 

5 410 

4188 

10339 

30188 

Anthrazit. 

57 982 

1 

75 192 

70 722 

96522 


J. Korssuchin 1 ) bemerkt, indem er auf den Reichtum des Donez- 
gebiets gerade an den verschiedenen Gattungen hinweist: „Übrigens 
verdient es, darauf hingewiesen zu werden, daß, wenn im Donezgebiet 
auch fast alle Gattungen Kohle angetroffen werden, doch der Umfang 
der Bestände jeder einzelnen Gattung weit davon entfernt ist, gleich¬ 
mäßig zu sein. Leider fehlt Zurzeit noch eine geologische Karte des 
Donezgebiets, die es ermöglicht, auch nur einigermaßen zuverlässig den 
Umfang der Vorräte der verschiedenen Grattungen zu bestimmen. Das 
ist besonders empfindlich, weil es eine charakteristische Eigentümlich¬ 
keit des Gebiets ist, daß selbst in ein und derselben Schicht Kohlen ganz 
verschiedener Gattung angetroffen werden. Im allgemeinen unterliegt 
es aber keinem Zweifel, daß die Hauptmasse der Donez-Steinkohlen 
Magerkohle ist, sog. Halbanthrazit oder, richtiger gesagt, mehr oder 
weniger Anthrazit gleich. Auf Grund einer Aufrechnung von L. J. Lugin 
darf man annehmen, daß man bis zu einer Tiefe von 100 Faden (= 213,3 m) 
zurzeit mit einem Bestände von 210 Milliarden Pud (3,44 Milliarden 0 
rechnen kann.“ 

Damit ist das Donezgebiet das weitaus reichste Kohlengebiet in 


in Schichten in einer Mächtigkeit bi« zu 3—ö Faden (— 6,399—10,665 m) lagern, 
ja auf dem Schacht „Reden“ im Dombrowogebiet sind die Schichten im 
Durchschnitt 4—7 Faden (= 8,532—14,931 m) mächtig. Die äußersten westlichen 
Teil© dieses Schachtes — an der schlesischen Grenze belegen — gestatten eine 
Verkokung. 

1 ) Die Stednkohlenindustrie Rußlands im Jahre 1908 (Kamennougolnaja 
promyschlennost Rossii w 1908). Wjestnik finanssow usw., 1910, Nr. 2 und 3. 
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Rußland. Immer unter der Einschränkung, soweit zurzeit bekannt. 
Denn man darf nicht vergessen, daß man in Rußland sehr wenig zuver¬ 
lässig darüber unterrichtet ist, wieviel das Land besitzt und wo die 
Schätze ruhen- So ist der östliche Abhang des Ural, obgleich er auf der 
Grenze zwischen den beiden Reichsteilen liegt, noch nicht auf seine 
Kohlenbestände hin erforscht worden, obgleich man da, wo man mehr 
zufällig auf Steinkohlenlager gestoßen ist, große und brauchbare Be¬ 
stände festgestellt h%t. Es liegt daher keineswegs im Bereiche der Un¬ 
wahrscheinlichkeit, daß auch hier sehr große Mengen mit der Zeit auf¬ 
gedeckt werden können. 

Auf Grund der bisher erschlossenen Bestände an Kohlen hat sich 
die Kohlenindustrie innerhalb der nachfolgenden Grenzen entwickelt; es 
lieferten das Gebiet: 


Jahr 

* 

Donez 

Dombrowo 

Ural 

Moskau 

Kaukasus 

überhaupt 


Millionen Pud (1 Mill. Pnd = 

16380 t) 


1860 

6,0 

10,8 

0,* 

0,7 


17,9 

1870 

15,o 

20,2 

0,4 

5,0 

0,2 

4M 

1880 j 

86,3 

78^ 

7,2 

25,i 

0,4 

196,1 

1890 

183,2 

150,8 

15,2 

14,3 

0,6 

364,8 

1900 

671,7 

251,8 

22,7 

17,6 

3,9 

967,8 

1910 

1018,7 

341,1 

43,0 

13,9 

3,0 

1 419,7 

1911 | 

1 217,9 

361,1 

42,4 

10,9 

3,4 

1635,4 

1912 

1299,0 

390,0 

44,0 

12,0 

4,5 

1768,5 

1913 

1 543,8 

426,s ! 

73,5 

18,3 

4,3 

2 066,2 

1914 

1683,3 

23l,o ! 

84,2 ! 

20,0 

4,1 

2022,6 

1915 

1 623,0 ») 

— 

80,0 I 

24,6 

3,6 

1 731,1 


Koks wird nur im Donezgebiet und zu einem verschwindend 

t 

kleinen Teile (0,04 %) in Sibirien erzeugt. Die wichtige Koksgewinnung 
ist also fast ausschließlich im Donezgebiet konzentriert, so daß auch 
hier allein die Nebenprodukte der Kokerei gewonnen werden, nämlich: 



1910 

1911 

P 

u d 

Steinkohlenharz.> 

701 787 

673 193 

Ammoniakwasser (25 °/ 0 ) .... 

259316 

249122 

schwefelsaures Ammoniak . . . j 

31 339 

31813 

Salmiakspiritus. 

3 329 

18284 

Benzol . 

5 793 

3 813 

schwere Fette. 

222525 

160143 

Teer . . . 

243 796 

203922 


‘) Siehe: Schlußwort Seite 905/906. 
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Endlich werden zurzeit fast ausschließlich im Donezgebiet Briketts 
in größerem Umfang hergestellt (über 11 Mill. Pud = 180 180 t). Aus 
den hier zusammengetragenen Zahlen geht mit großer Klarheit hervor, 
eine wie große Bedeutung dem Kohlenvorkommen im Donezbecken 
zukommt. Die sonst noch in Rußland gefundenen Steinkohlen sind, wie 
schon betont, fast durchweg minderwertig und vermögen in keiner Weise 
der Donezkohle im Wettbewerb standzuhalten. Die einzige Ausnahme 
hiervon bildete die Kohle aus Dombrowo. Die kommt aber ftfr* Rußland 
infolge des unglücklichen Ausgangs des Krieges künftig wohl nicht 
mehr in Frage, so daß das Donezgebiet noch weiter an Bedeutung ge¬ 
winnen wird. 

Aus der Zusammenstellung der Kohlenproduktion für die Zeit von 
1860—1915 läßt sich leicht ersehen, wie die allgemeine industrielle Ent¬ 
wicklung Rußlands sich auch hier wiederspiegelt. Die Jahre der fieber¬ 
haften Gründungen auf vielen Gebieten der Industrie haben auch hier 
eine mächtige plötzliche Zunahme der Produktion zur Folge gehabt,*die 
im Jahrzehnt 1890/1900 ihren Anfang nimmt, um dann ohne Unterbrechung 
schnell zuzunehmen. 

Auch bei der Entwicklung der Kohlenindustrie ist ausländisches 
Kapital lebhaft beteiligt. Im Jahre 1897 wurden 15 Aktiengesellschaften 
mit einem Gesamtkapital von 83,3 Mill. Rbl. 1 ) festgestellt, während 1906 
bereits 46 solcher Gesellschaften vorhanden sind, die mit einem Kapital 
von 195,7 Mill. Rbl- 2 ) arbeiten. Für spätere Jahre liegt ein Nachweis 
über das Anwachsen der Zahl der Unternehmungen und des in ihnen 
angelegten Kapitals nicht vor, nur aus der Zunahme der Produktion darf 
der Schluß gezogen werden, daß die Industrie gerade in den Jahren nach 
1906 sich sehr lebhaft entwickelte (srehe Seite 901), was den Zufluß 
weiterer Kapitalien zur Voraussetzung hat. Bisher haben Frankreich 
und Belgien sich vorherrschend an der Kohlenindustrie mit Kapital 
beteiligt. 

Schlußwort. 

Als fester Punkt, um den sich in Rußland alles dreht, an den sich 
alles anlehnt, tritt die Landwirtschaft an die erste Stelle. Es ist daher 
mit vielem Recht diesem Zweige der nationalen Arbeit ganz besondere 
Beachtung in dem letzten Dezennium zugewendet worden. Zu den wich¬ 
tigsten Maßnahmen gehört hierher die Agrarreform (1905). Ihre Weiter- 

O Brandt, Th. II S. 235. 

2 ) Ph. A. Rassinski, Die Rentabilität der russischen Steinkohlen - Aktien- 
I ntornehmungen 1905/6 (Dochodnost russkich kamennougolnyeh akzionernych 
predprijatii w 1905/6. Bote für Finanzen usw. 1907, Nr. 6. S. 235. 
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ftihrung ist durch den unglücklichen Ausgang des Krieges wenn auch 
noch nicht zerstört, so doch voraussichtlich auf Jahre hinaus gehemmt 
worden. Die Agrarreform- und was alles mit ihr eng zusammenhängt, 
erfordert, wie gezeigt worden ist, sehr große Geldmittel. Wird Rußland 
sie bald wieder zur Verfügung stellen können? Obgleich es Sich um 
eine Lebensfrage für das große Reich handelt, wird sich schwer jemand 
finden, der den Mut hat, hierauf eine bestimmte Antwort zu erteilen. 
Selbst die Erkenntnis, daß nur von diesem Punkte aus der Aufstieg zu 
besseren Zeiten in Rußland gemacht werden kann, vermag kaum etwas 
daran zu ändern, daß Rußland nicht die Möglichkeit haben wird, sogleich 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Es kommt aber 
auch, ganz abgesehen hiervon, noch wesentlich darauf an, wie die bol¬ 
schewistischen, kommunistischen Grundsätze mit denen, die die Agrar¬ 
reform vertritt, vereinigt werden können. Zunächst läßt es eich ja nicht 
verkennen, daß da zwei Auffassungen aufeinander stoßen, die nichts 
Gemeinschaftliches haben. Denn der Schaffung eines persönlichen Eigen¬ 
tums am Grund und Boden, die die Agrarreform erreichen will, steht 
die Bestimmung des Dekrets vom 26. Oktober 1917 gegenüber: „Das 
Besitzrecht der Gutsbesitzer an Grund und Boden wird unverzüglich auf¬ 
gehoben. Eine Entschädigung wird nicht geleistet.“ Und in -der dem 
Dekret beigefügten Instruktion heißt es in Punkt 6: „Das Recht der 
Nutznießung an den konfiszierten Ländereien haben alle Bürger 
und Bürgerinnen des russische# Staates, die das Land mit eigener Kraft, 
mit Hilfe ihrer Familienmitglieder oder im Verein mit anderen bearbeiten 
wollen und nur solange sie die Kraft haben, es zu bearbeiten. D i e 
Verwendung bezahlter Arbeitskräfte wird nicht ge¬ 
statte t“ 

Der Punkt 8 dieser Instruktion bestimmt dann: „Das enteignete 
Land bildet einen dem ganzen Volke gehörenden Agrarfonds. Die Ver¬ 
teilung und Abgabe an die Ackerbauer wird von den örtlichen und zen¬ 
tralen Selbstverwaltungen .... besorgt. Der Agrarfonds wird periodisch 
nach Maßgabe des Bevölkerungszuwachses und der Hebung der Land¬ 
wirtschaft neu eingeteilt. Bei der Festsetzung neuer Grenzen darf der 

Kern der zugewiesenen Anteile nicht angetastet werden.Wenn 

in. irgend einer Gegend der vorhandene Agrarfonds zur Befriedigung der 
Bevölkerung nicht ausreicht, so muß der Überschuß der Bevölkerung 
auswandern.“ . 

Aus diesen Bestimmungen ist deutlich genug erkennbar, daß die 
bolschewistisch-kommunistischen Bestrebungen, wenn sie von Bestand 
bleiben, zwangsweise dazu führen, das persönliche Eigentum, auch wo 
es in Form von kleinen Besitzungen auftritt, zu zerstören. Es würde 
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dann der Zustand, wie er vor dem Gesetze vom 5. November 1905 in einem 
Teile von Rußland bestand, in verschärfter Form über das ganze Reich 
zur Herrschaft kommen. Dann wäre allerdings das Werk der 'Agrar¬ 
reform vernichtet. Es würden die verderblichen Folgen des Gemeinde¬ 
besitzes, die die Agrarreform aus der Welt schaffen wollte, von neuem 
in Rußland zur Herrschaft gelangen und das Land seiner festesten Stütze 
— des Gedeihens der Landwirtschaft — berauben. Man darf sich über 
die* Folgen hierbei keiner Täuschung hingeben: gelangen diese Grund¬ 
sätze zur Durchführung und werden sie in Rußland allgemein gesetzlich 
zur Norm erhoben, so ist nicht nur die Landwirtschaft in ihren Grund¬ 
festen zerstört, sondern es wird dem Lande gleichzeitig die Möglichkeit 
genommen, auf Ernteüberschüsse zu rechnen, mit denen es am Welt¬ 
märkte auftreten kann, um Gold ins Land zu bringen, weil der gänzlich 
zerstückelte Grundbesitz und die Bedingung, daß diese Teilstücke nur 
von den Familienmitgliedern selbst bearbeitet werden dürfen, es mit 
sich bringen werden, daß kaum viel mehr als der eigene Bedarf erzeugt 
werden wird. Damit fällt dann aber auch für den Bauer die Aussicht - 
weg, aus seiner Ernte erhebliche Überschüsse zu erzielen, mit denen er 
am Industriemarkt seine Bedürfnisse befriedigen kann- In dem „Econo¬ 
miste EuropCen“ 1 ) wird bereits ausgeführt: „Die wirtschaftliche Lage 
Rußlands ist erschreckend. Die Produktion geht mit Riesenschritten zu¬ 
rück. Dazu kommt, daß der Viehbestand schon jetzt nur noch ein Drittel 
desjenigen vor dem Kriege beträgt, also auch hier schon ein Notstand 
vorliegt.“ Bekanntlich hatte das europäische Rußland auch schon vor 
dem Kriege keinen Überfluß an Vieh zu verzeichnen, und von der Qualität 
des vorhandenen muß vollständig geschwiegen werden, weil gute, markt¬ 
gängige Ware nur in ganz bescheidenem Umfange geboten werden konnte. 

Ist jetzt nur noch ein Drittel hiervon übrig, wie unsere Quelle angibt, so 
bedeutet das einen Tiefstand des Viehbestandes, der die Ernährung des 
Volkes längst nicht mehr gewährleiset. 

Durch alle diese Verhältnisse sind dem Agrarstaate Rußland 
Schläge versetzt, die ihn so schwer treffen müssen, daß es für den 
ruhigen Beobachter dieser Vorgänge kaum begreiflich ist, wie das Ge¬ 
füge des Staates demgegenüber standhalten kann. 

Soll dieses alles auf dem Gebiet der Landwirtschaft erst in 
Zukunft vor sich gehen, sobald die Möglichkeit vorliegt, die Zerstücke¬ 
lung des Großgrundbesitzes und ebenso des mittleren, ja sogar des 
kleinen Besitzes durchzuführen, so hat das herrschende Regime es auf 
dem Gebiet der Industrie schon ganz erheblich viel weiter gebracht. Hier 

l ) Nr. 18 vom 10. Januar 1919. 
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ist die Ssowjet- (Räte-) Regierung zur Nationalisierung bereits überge¬ 
gangen mit dem* Erfolge, daß in kurzer Zeit 513 Unternehmungen ver¬ 
staatlicht worden sind, daß der Prozeß regelmäßig weiter fortschreitet, 
und daß das den Verfall der gesamten Industrie nach sich gezogen hat 1 ), 
denn die Zahl der Arbeitslosen stieg schnell, um das Vierfache, während 
das Ergebnis der Arbeit auf den vierten Teil sank. Die Selbstkosten der 
Produktion stiegen daher auf das Sechzehnfache. 2 ) 

Zu derselben Frage hat der Kongreß der Fabrikinspektoren Material 
gesammelt und feetgeetellt, daß ein Arbeiter im Jahre 1915 in einer Stunde 
28^ Kopeken verdiente, 1916: 44 Kop. und 1917*: 79*/% Kop-. Die geleistete 
Arbeit betrug dagegen in verarbeitetem Metall ausgedrückt 1914: 11,84 
Pfund, 1916: 9,ie Pfund und 1917: 3,47 Pfund. Es sind das wesentlich 
niedrigere Werte, wie sie „Nasche Sslowo“ geschätzt hat, bewegen sich 
aber genau in der gleichen Richtung. In der Zwischenzeit sind die 
Löhne weiter schnell gestiegen, während das, wie gezeigt, von den Leistun¬ 
gen der Arbeiter nach allen vorliegenden Beobachtungen nicht behauptet 
werden kann. 

Auch die Naphthaindustrie ist nicht dem Schicksal der Nationali¬ 
sierung entgangen. Am 20. Juni 1918 erfolgte das Dekret 3 ), das die 
Nationalisierung aussprach. Mit außerordentlicher Pünktlichkeit traten 
sofort die Folgen ein. Die Naphthagewinnung ging rapide zurück. 

Die Folgen der Nationalisierung der bei der Ssowjetrepublik ver¬ 
bliebenen Produktionsgebiete waren derart böse, daß die Regierung sich 
entschließen mußte 4 5 ), die frühere Verwaltung wieder einzusetzen und 
damit wohl auch die bereits durchgeftihrte Nationalisierung wieder aufzu¬ 
heben. 

Ebenso wurden die Banken nationalisiert. 6 ) Alle Aktienbanken und 
anderen privaten Bankgeschäfte gingen mit ihren sämtlichen Aktiven und 
Passiven auf den Staat über. 

Ein Dekret über die Nationalisierung der Kohlen- und Erzbergwerke 
in Südrußland habe ich nicht feststellen können, es scheint bisher auch 
keines ergangen zu sein. Das hat aber doch nicht zu verhindern ver¬ 
mocht, daß beide Industrien mit ihrer Erzeugung auf ein Minimum zu¬ 
rückgegangen sind. Es wurden gefördert 6 ): 

l ) ..Eoonomiste Europ6en“ vom 4. Januar 1919. 

*) ,.Nasche Sslowo" Nr. 26 vom 5./18. Mai 1918. 

*) „Agence Econom. et Fin.“ Nr. 89 vom 12. April 1919. 

4 ) „Prawda“ Nr. 127 vom 12./25. Juni 1918. 

5 ) Gesetze vom 16. Dezember 1917 und 19. Januar 1918. 

°) Agence Economiquc .et Financier« vom 3. März 1919. 
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h i 

! 1916 1 1917 

II-- 


1918 


Millionen Pud 


im Donezbecken Kohlen. 1 

! 1761 

1610- { 

535 

in Kriwoi-Rov Erze . 

314 

221 

20 

Gußeisen wurde erzeugt. 

231 

183 | 

17 

Fertigfabrikate wurden erzeugt. 

129 

86 

14 


Dazu bemerkt unsere französische Quelle, daß die außer Betrieb 
gesetzten Werke in vielen Orten überschwemmt sind. 

Im Januar 1919 waren noch 25 Hochöfen, im April 16 und im Juni 2 
im Betrieb. Also fast eine völlige Vernichtung. 

So Ist man in Rußland eifrig am Werk, alles Bestehende aufzu¬ 
heben und an dessen Stelle Neues zu setzen, was, dem kommunistischen 
Gedanken und seinen Grundsätzen Rechnung zu tragen, geeignet ist. 
Wohin der Weg führt, läßt sich zurzeit noch nicht übersehen, weil sich 
die gesamten Verhältnisse auf dem Gebiet der Nationalisierung noch 
allzu sehr im Fluß befinden. Aber es zeigen sich doch schon ein¬ 
zelne Anhaltspunkte, die darauf hinweisen, daß man in Rußland die Er¬ 
fahrung macht, z. B. in der Naphthaindustrie, im Fischereigewerbe und 
in den großen Industrien, daß es mit der Nationalisierung doch nicht 
geht, sie mindestens auf sehr große Bedenken stößt. Nebenher geben 
selbst überzeugte Kommunisten zu, daß sich „die versuchsweise einge- 
fühnte Arbeiterkontrolle über die Industrie als unhaltbar erwiesen habe, 
in einem Falle führte sie zum Übergang der ganzen Leitung in die 
Hände der Arbeiter, im anderen zur völligen Stockung des Betriebes, im 
dritten stand sie nur auf dem Papier. Vielleicht ist aber die Arbeiter¬ 
kontrolle nur eine zu schwache Form der Diktatur des Proletariats? 
Vielleicht versagte sie nur aus dem Grunde, weil sie die kapitalistische 
Wirtschaft nicht tief genug erfaßte? Leider ist es so nicht. Es haben 
sich auch die schon abgeschlossenen Versuche einer vollständigen Natio¬ 
nalisierung als unhaltbar erwiesen. 44 *) Zunächst geht das Zerstörungs¬ 
werk weiter, obgleich selbst die Arbeiter die Ansicht vertreten, daß „die 
Regierung, ohne eine feste Gewalt in Händen zu haben, ohnmächtig sei, 
die Staatswirtschaft in einem nationalen Maßstabe zu entwickeln. 441 ) 

Die 30 Jahre 1882—1911 bieten das Bild eines mächtig auf- und vor¬ 
wärts strebenden Wirtschaftslebens. Die Eisenbahnbaupolitik der Re¬ 
gierung hatte dem Lande ein Netz von Eisenbahnen geschaffen, das die 
dringendsten Bedürfnisse befriedigen konnte, dazu trat eine konsequent 

*) „Nasche Selowo“ Nr. 30 vom 10./23 Mai 1918. 
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durchgeführte Tarifpolitik, die an Stelle des vorher sich breit machenden 
wilden Wettbewerbs der Bahnen untereinander einen Zustand der Stetig¬ 
keit brachte. Es wurde hierdurch Handel und Industrie die Möglichkeit 
einer sicheren Vorherberechnung der entstehenden Kosten gegeben. 
Ein Fortschritt, der nicht hoch genug bewertet werden kann. Zu diesem allem 
trat dann noch die Erschließung des gewaltigen Produktionsgebiets, die 
der Eisenbahnbau zur Folge hatte. Es braucht hierbei gar nicht an die ge¬ 
waltige Kulturarbeit, die durch die Eisenbahnen in der asiatischen Reichs¬ 
hälfte ermöglicht worden ist, gedacht zu werden, schon im europäischen 
Rußland ist der Erfolg ein außerordentlich großer gewesen. /Mit Hilfe 
der Eisenbahnen, unterstützt durch die Agrarreform, gelang es, nicht 
nur den Bedarf der schnell wachsenden Bevölkerung zu befriedigen, 
sondern auch auf dem Weltmarkt mit größeren Mengen landwirtschaft¬ 
licher Erzeugnisse aufzutreten, daneben aber der Industrie eine große 
Entwicklungsmöglichkeit bei der Versorgung des Landes mit ihren Er¬ 
zeugnissen zu schaffen. Kurz, Rußland befand sich auf dem besten Weg, 
eine Potenz zu werden, mit der auf dem Weltmarkt sehr ernst nicht nur 

als Konsument, sondern auch als Produzent gerechnet werden mußte, 

+ 

eine Stellung zu erlangen, die einen maßgebenden Einfluß auf dem Welt¬ 
markt auszuüben im Begriff stand. Auch die Jahre 1912—1914 be¬ 
stätigen durchaus diesen starken Aufstieg. 

Der Krieg und noch viel mehr die Revolution, in deren Gefolg die 
Bolschewiki mit ihren kommunistischen Idealen alles Bestehende ver¬ 
wüsteten, haben in kurzer Zeit das vernichtet, was in vielen Dezennien 
geschaffen war. • 
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*) Vtitf: Archer für Eii^Uatowcaew- W& S. ^5», . 

V>rgi Archiv für EiÄf'nliÄbnWoscn ID13 $. ’TOS. 



sehe» ira Juhra 191& 911 

hdten V'«rbimli«igsf>ali4(i. b^müer.* aber durch die Mxa ÄtdaJi dfe 

Kriege# <^Kg^ti^te*ßexc verändert*» • WußferÄrri<mtlich-e»-, .Steigern der 

Arfarifciftl^ .-riiKl. 

um fest düi ttoßpe(&*, rcichcu .4i<a '• Mittel' nacht am. Die Mehrko^eri 

i^ iWOöO Jt 'toelmtüfeö. * W&w&fk *Uki bei^tta 491SÖ*xri Jf ita 
' luifl bet 6m Aonatlgen aoßeriH&ßmäiiiijen Aüb* 

'gatH>b.:'v<«^ '.:• 'Zur B^ireitbiig Oos, Restes. s»iwb Tiiemaeh 7 >odi rund 

SoOWö'^: :bewn.Ua<äüMJ0a r e» : . <htß sieb die ge^>tzKch4 Be^Üigruilg auf 
4 030 OOO r Ä erhöht. 

IHV;B;r-li &-hun-g'd,e : r. D'-fc:iö t/u/Q g bJ? tibi gk ei i 4 es B & lus ; xa'iE?.t 2 es, 

1, ; Atiäriiatimg writiuufcaer öttter^nglaiif^euge mit 

dir w&ldle fe&jlgH „ ; „ * , * SSOOOÖO r & 

2 . flrHiehe Einneblungen für die BetffeWülir&tfg! 

Büt der K\iRZ(&rKflö?Tte^ijEfe^;- woifere > I S i)QG(H)0 

ku^jaimueii .; 12 i(öÖ 0 ü 0 ^Ä-., 

Hforüher i^t in der Denkschrift .'bemerkt:. 

Xu 1 . 

Nach der B^griiihiiiÄg m § 1 Xi\ 1113 imü $ des EüfaA, znm 

vaW&.-Juli 1918*3 ^tyEibe Kosten für di-o Ausrüatima der v<cr' 
lHmd^»eh : Palii^äijfiVs: mH’ :4m tth&sr Zi^Hmdet^diäÄ der 

Fr^i^ d^ lehr** V.M.5 zu rund IÖ990CKW *# :emittelt. Nodid.&m-:Meraif • durch; 
dae g^c*rmU* G«*rfe tm $ I iun*e TU 2 &U m*Un- Teiiteirkg ■ G.^000. J£ bör^lg-iG 
srdlt s»rj*l Srrrl.vrjL ' tniteimürbonj dem B&apTOgf*nnu .z>J- • 

nächst, #ejW er forderlich 9300 000 wobei.; gbVudrfelU die -Preise <tes ialires 
191& mgrMtt4 &1 gelebt euüdb 

Za 2 : 

Vöü <bMi| In der^ d^wtladnrig za § 1 Nr, Itt i med ^ des £nt\furts .-tetel-... 
Ei.!*»yYd>a4uiaTUt:dii*v^^tx 'vom 2.. Juli 1918* •) axit rund #090000 ^bezifferten Kosten 
der in den Werkstätten und auf Ttehnhöfeu orf^rderihi^m EfriHrMaag«ü für die 
Helrieh&lührußg mit ifciv EütüfjE^öfa^f'^fJihes vsind <ktt£h das goiiaarite Gosels 
im '§ 1 '.unter III 3 als TcUlxiint^ 3 000000 bcreutg*>steUt ^cwt^a, Di^ 

i^eiterm 3 000 -000 <Ä sind hier Da. 000 ÖOÖ Ji 

■nttv.fr <h^n Fj^tsrö lftl5 i\rmUkdt ihn? spdiera Erh5htu 1 ^ je 

d>&a vorbeh'alten. 

B. Forderung des Baue« von Kleinbahnen 

iluit-Ü vermiedene Gesetze, zuletzt durdt Gesetz vom 2. Juli 191$, 
situ! Hit «liefen Zweck insgesamt 140 000 000 M 

Oereitg«.sielU. Davon sind -&n St-aatsbeihilXeJi bereits 
bewilligt oder in Aus^kht gestellt ......... 134900775 | 

so daß zi,ir. Zeit' noch , / - . . .. '5 099/225 

verfügbar: »LrdL 

Ußteiätöfeuugsaaträge, die bereits mH eimgex Zeit ixi BÄbÄödluitg 
srnd in Eaixxe entscheidungäreif aeia dürften^ werden vöraussiditlidi 

l ) Vergr. Archiv für EisojQbdmweeeö 1918, S. 64ß. 
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diesen Betrag annähernd verbrauchen. Weitere Anträge, die einen Auf¬ 
wand von rund 6 500000 M erfordern würden, sind zu erwarten. Da ein 
Teil von ihnen ebenfalls spruchreif werden dürfte und erfahrungsmäßig 
neue Anträge nicht ausbleiben werden, erscheint es nötig, den Kleinbahn¬ 
unterstützungsfonds mit einem größeren Betrag aufzufüllen. Es sind 
daher weitere 5 000 000 di eingestellt worden. 

C. Vervollständigung des Staatseisenbahnnetzes nach den ein* 
maligen und außerordentlichen Ausgaben des Haushalts für das 

Rechnungsjahr 1919. 

Im Haushalt für das Rechnungsjahr 1919 sind unter den einmaligen 
und außerordentlichen Ausgaben zur Vervollständigung des Staatseisen¬ 
bahnnetzes 158 800 000 dl vorgesehen gegen 155 200 000 di im Vorjahr. 


In der Gesamtsumme sind Bauraten von 1 Mill. di und darüber ent¬ 
halten für folgende größere Bauten: 


Bezeichnung des Bauwerks 

Gesamtkosten 
für den außer¬ 
ordentlichen 
Haushalt 

</# 

Haushalts¬ 
betrag 
für 1919 

Umgestaltung der Bahnanlagen bei Königsberg (Pr.) 

32 047000 

3 000000 

Umbau der Hauptwerkstätte Osterode (Ostpr.) . . 

6936000 

1000000 

Neubau einer Tenderwerkstatt und eines Altstoff- 



lagers in der Hauptwerkstätte Königsberg (Pr.) 

1680000 

1000000 

Herstellung eines neuen Rangierbahnhofes bei 



Dirschau. 

15 251000 

2000000 

Erweiterung der Lokomotivabteilung der Haupt- 



werkstätte Posen. 

6498000 

1000000 

Erbauung einer Lokomotivwerkstätte und Erweite¬ 



rung des Bahnhofes zu Oels. 

12538000 

2000000 

Errichtung einer Wagenwerkstätte am Bahnhof 



Schweidnitz N. 

14 754000 

1000000 

Erweiterung der Lokomotivwerkstätte Stargard 



(Pom.). 

7690000 

2000000 

Umgestaltung der Bahnanlagen in und bei Flens¬ 



burg . 

15 086000 

4000000 

Umgestaltung der Bahnhofsanlagen in Braunschweig 

29193000 

2000000 

Herstellung einer neuen Lokomotivschuppen- und 



Bekohl ungsanlage auf Bahnhof Lehrte .... 

2620000 

1600000 

Erweiterung der Hauptwerkstätte Paderborn . . . 

6 786-000 

2000000 

Erweiterung der Hauptwerkstätte Göttingen . . . 

7665000 

1000000 
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' Bezeichnung des Bauwerks 

Gesamtkosten 
für den außer¬ 
ordentlichen 
Haushalt 

M 

Haushalts¬ 
betrag 
für 1919 

M 

Bau einer neuen Weichenwerkstatte beim Bahnhof 


* 

Paderborn Nord. 

2768000 

1600000 

Umgestaltung der Bahnanlagen in und bei Münster 


• 

(Westf.). 

12147000 

2864000 

2000000 

1000000 

Erweiterung des Bahnhofes Altenhundem. 

Erweiterung des Bahnhofes Dieringhausen .... 

6320000 

1600000 

Verbesserung der Femgüterzuggleise bei Düssei- 

m 


>. dorf=Rath sowie Umbau der Bahnhöfe Düssei- 



dorMtath und Ratingen West. 

8876000 

2000000 

Erweiterung des Bahnhofes Kreuztal. 

10328000 

2000000 

Umbau des Bahnhofes Düsseldorf*Derendorf . . . 

19900000 

1000000 

Errichtung einer Lokomotivwerkstatte bei Schwerte 

8812000 

3000000 

Umbau des Bahnhofes Düsseldorf<Gerresheim und 
Herstellung einer Gleisverbindung Block Hardt— 



Düsseldorf^Gerresheim. 

2320000 

1000000 

Erweiterung des Bahnhofes Mülheim (Ruhr)>Heißen 

11867000 

3000000 • 

Erweiterung der Bahnanlagen bei Duisburg . . . 

36200000 

6000000 

Erweiterung des Bahnhofes Gelsenkirchen*Schalke 



und Beseitigung von Schienenüberg&ngen auf der 



Strecke Wanne—Sterkrade zwischen km 2,» u. 84 

6660000 

2000000 

Erweiterung der WagenwerkBtfttte Recklinghausen 

6077000 

1000000 

Erweiterung des Hauptbahnhofes Offenbach (Main) 

7 323000 

1000000 

Erbauung einer Lokomotivwerkstatte in der Ge¬ 



markung Nied bei Frankfurt (Main). 

12066000 

2000000 

Erweiterung des Bahnhofes Coblenz (Rbeinbf.) . . 

7200000 

1600000 

Erweiterung des Bahnhofes Cöln«Nippes zu einem 



Hauptrangierbahnhof. 

24 882000 

1000000 

Erweiterung des Bahnhofes Herzogenrath .... 

6290000 

2000000 

Erbauung einer Hauptwerkstatte bei Jülich.... 

21760000 

6000000 

Herstellung, eines neuen Rangierbahnhofes Grem¬ 



berg bei Cöln. 

25 896000 

6000000 

Herstellung von Überholungs- und Umspanngleisen 
(früher eines zweiten Oberholungsgleises) bei 



Bahnhof Wickrath. 

2206000 

1800000 

Erweiterung des Bahnhofes Neuwied. 

2 430000 

1000000 

Zu verschiedenen neuen Bauten in mehreren Eisen¬ 



bahndirektionsbezirken . 

• 

22816000 

7 160000 
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Haushalts¬ 
betrag 
für 1919 

M 

Außer den für Umbau und Erweiterung von Bahnhöfen 
und Bahnanlagen bestimmten Summen sind ferner vorge¬ 
sehen für: 

Vermehrung und Verbesserung der Vorkehrungen zur Ver¬ 
hütung von Waldbränden und Schneeverwehungen.... 

100000 

Herstellung von elektrischen Sicherungsanlagen. 

1600000 

Errichtung von Dienst- und Mietwohngebäuden für gering 
besoldete Eisenbahnbedienstete in den östlichen Grenz¬ 
gebieten . 

100000 

Zur Abbürdung der durch den Krieg verursachten Kosten- 
überteuerung solcher Wöhnungsbauten, die aus Mitteln 1 
der Wohnungsfürsorge-Kreditgesetze hergestellt oder ge¬ 
fördert werden, sowie zur Beteiligung der Eisenbahnver¬ 
waltung als Arbeitgeberin an gemeinnützigen Bauunter¬ 
nehmungen . 

* 12000000 

Als Dispositionsfonds zu unvorhergesehenen Ausgaben . . . 

16000000 


D. Übersicht über den Unfug des pr eußi s chen Eisenbahnnetzes 
in den Rechnungsjahren 1918 und 1919. 

Im Anschluß hieran und an die früheren Mitteilungen des Archivs 
folgt nachstehend die Übersicht über den Umfang des preußischen Eisen¬ 
bahnnetzes in den Rechnungsjahren 1918 und 1919. 

Die vereinigten preußischen und hessischen Staatseisen¬ 
bahnen umfaßten am Schluß des Rechnungsjahres 1918: 

a) für eigene Rechnung verwaltete Strecken . . . . 40 365 km, 

b) mitbetriebene fremde Strecken.* 10 „ , 

c) für fremde Rechnung verwaltete Strecken (ohne 

159 km neberibabn&hnliche Kleinbahnen) . . . . . 72' „ , 

zusammen . . 40447 km, 
dazu verpachtete Strecken . . 63 „ , 

„ insgesamt . . 40 510 km. 

Hierzu noch die im Bau befindlichen oder zum Bau vor¬ 
bereiteten Strecken.. 1745 „ 

insgesamt . . 42 255 km. 
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Dem Betrieb wurden im Rechnungsjahr 1918 übergeben im 
Direktionsbezirk 

1. Berlin : 

von der südlichen Umgehungsbahn Michendorf—Mahlsdorf eine 
weitere Teilstrecke bei Michendorf von. 1,80 km, 

2. C a s s e 1: 

besondere Gütergleise zwischen der Blockstelle Stein¬ 
mühle in km 155,39 der Bahnstrecke Northeim—Nord¬ 
hausen . . . .•.‘.2,74 „ , 

3. C ö 1 n : 

Verbindungsbahn bei Sinzig zwischen Block Hallen¬ 
berg und Block Ahrbrücke.1,15 km, 

Verbindung Neuwied (Block Heimbach)- 

Block Jägerhaus (Coblenz).13,34 „ , 

Verbindung Cöln Südbrücke-Gremberg . . 4,07 „ , 18, so „ , 

4. D a n z i g : 

die Verbindungen des Verschiebebahnhofs Liebenhoff 
bei Dirschau mit den anschließenden Bahnstrecken 
und dem Bahnhof Dirschau.19,69 „ , 

5. Frankfurt (Main) : 

die Vertrindungsbahn bei Gießen zwischen den Bahn¬ 
strecken Gießen—Frankfurt (Main) und Troisdorf— 

Gießen.4,79 km, 

das Verbindungsgleis bei Wetzlar zwischen 
, den Bahnstrecken Lollar—Wetzlar und 

Troisdorf—Gießen.0,07 „ , 5,46 „ , 

Münster (W e s t f.) : 

die Verbindungen des Verschiebebahnhofs Rheine mit 

den anschließenden Bahnstrecken.7,74 km, 

zusammen . . 55,99 km. 

Unter Privatverwaltung und außerpreußischeir Staatsver¬ 
waltung standen noch 2951 km 1 ) Betriebsstrecken (502 km Hauptbahnen 
und 2449 km Nebenbahnen) sowie 30 km Neubaustrecken. 

Das gesamtepreußischeEisenbahnnetz umfaßte daher: 
, a) Betriebsstrecken (40 447 + 2 951 =).-43 898 km, 

b) Neubaustrecken ( 1745 + 30=) . . . . , . . 1775 „ , 

zusammen . . 45173 km. 

Im Rechnungsjahr 1919 werden sich die Verhältnisse — abgesehen 
von den durch die Ausführung des Friedensvertrages eintretenden Ände¬ 
rungen — folgendermaßen gestalten: 

l ) Ohne rd.* 5 km der pfälzischen Eisenbahnen, die als Pachtstrecke der 
preußisch-hessischen Staatsbahnen berücksichtigt sind. 
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1. Staatsbahnen. 

Diese werden umfassen: 

( a) für eigene Rechnung verwaltete Bahnstrecken . 40 486 km, 

b) mitbetriebene fremde Bahnstrecken. 10 „ , 

c) für fremde Rechnung verwaltete Bahnstrecken 

(ohne 159 km nebenbahnähnliche Klein bahnen) . _ 72 „ , 

zusammen . . 40568 km, 

dazu verpachtete Bahnstre cken . . _ 63 „ , 

m insgesamt . . 40 631 km. 

Darunter a bis c: 

a) zwei- und mehrgleisige Hauptbahnen 17 526 km. 

b) i eingleisige Hauptbahnen. .... 5 465 „ , 

c) Nebenbahnen (mit Einschluß der 
Hauptbahnen mit Nebenbahnbetrieb 

[646 km zweigleisig]) . . .... 17577 „ ,*) 
zusammen . . 40 568 km. 

Außerdem noch im Bau oder zum Bau vorbere itet . . 1628 km, * 

insgesamt . . 42 259 km. 

2 . Privatbahnen. 

, a) Betriebsstrecken (darunter 502 km Hauptbahnen 

und 2449 km Nebenbahnen).*) 2951 km, 

b) Neubaustrecken . .. . . . . 30 „ , 

zusammen . . 2 981 km. 

Das gesamte preußische Eisenbahnnetz wird daher 
1919 umfassen: 

a) Betriebsstrecken 40 568 + 2 951 =) ...... 43 519 km, 

b) Neubaustrecken ( 1628 + 30=) . . .... 1658 „ 

zusammen . . 45177 km. 

Zur Verwaltung der Staatsbahnen sind 1919 bestellt: 21 Eisenbahn¬ 
direktionen, 280 Betriebsämter, 103 Maschinenämter, 127 Werkstätten¬ 
ämter und 95 Verkehrsämter, darunter 10 Betriebs-Nebenämter, 2 Ma- 
schinen-Nebenämter und 2 Werkstätten-Nebenämter. 

Die 2951 km Betriebsstrecken der Privat- und außerpreußischen 
• Staatsbahnen sind 67 verschiedenen Verwaltungen unterstellt. . 

Wie sich das Staatsbahnnetz auf die Eisenbahndirektionen und das 
Privatbahnnetz auf die Aufsichtsbehörden verteilt, ergeben die Über¬ 
sichten aut S. 918 bis 921. 

*) Einschließlich 174 km Schmalspurbahnen im oberschleeischen Bergwerks- 
und HUttenbezirk und 75 km thüringische Schmalspurbahnen: Dorndorf—Kalten¬ 
nordheim (28 km), Hildburghausen—dldndenau-Friedrichshall (29 km) und Eisfeld 
—Untemerubrunn (18 km). 

*) Ohne rd. 5 km der pfälzischen Bahnen, die als Pachtstrecke der preu¬ 
ßisch-hessischen Staatsbahnen berücksichtigt sind. — Von den 2449 km Neben¬ 
bahnen sind 357 km schmalspurig. 
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E* Aufwendungen des Staates seit 1880, 
dem Jahre der Begründung des Staatseisenbahnsystems in Preußen« 


- 

Länge 

der 

Bahnen 

km 

^ Vom Staat 
aufgewendete 
und noch auf¬ 
zuwendende 
Beträge 

M 

I. Für den Bau neuer Staatsbahnen sind durch 
besondere Gesetze von 1880 bis 1918 bewilligt 

16962,6 

2721793 316 

Im Anleihegesetz 1919 sind weiter be¬ 
willigt .. 

— 

47 300000 

zusammen I. 

16962,6 

2 769 093 316 

II. Beteiligung des Staates an dem Bau von 
Privateisenbahnen und einer Reichsbahn auf 
Grund verschiedener Gesetze und aus beson¬ 
deren Fonds . i.... 

963,1 

15 199170 

zusammen I und n . 

17 915,7 

2784292486 

Darin sind enthalten: 

A. Baukosten: 

1 . Hauptbahnen: 

Staatsbahnen.. 

1669,4 

786544000 

Privatbahnen mit Staatsbeteiligung . . 

,251,2 

6 799700 

2 . Nebenbahnen: 

Staatsbahnen. 

16 803,2 

1717018316 

Privatbahnen und eine Reichsbahn mit 
StaatsbeteUlgung.. 

701,9 

9 399 470 

B. Kosten der Beschaffung von Fahrzeugen 
für. neue Staatsbahnen. 

— 

266631000 

zusammen wie oben . 

17916,7 

2784292486 


Zur Deckung des Gesamtbetrages von 2 784 292 486 <M für 552 Linien 
(darunter 529 für Rechnung und 23 unter Beteiligung des Staates) sind 
heranzuziehen: die Gesellschaftsfonds der verstaatlichten Bahnen, er¬ 
sparte Bestände von Baufonds, verfallene Eautionen usw., ferner die Bar¬ 
zuschüsse der Interessenten zu den Baukosten, und zwar von 9 413100 <M 
nach den bisherigen Gesetzen, der von der Hessischen Regierung auf 
den vorläufigen Anteil Preußens an dem Kaufpreis für die hessische 
Ludwigsbahn zurückerstattete Betrag von 14 095 149 M , der von der 

(Fortsetzung des Textes s. S. 922.) 
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(Zu S. 916 gehörig.) 

A. Oesamt-Übersicht. 1. Staats* 

Vorbemerkung. Die angegebenen Kilometerzahlen umfassen die Betriebslängen der 
Rechnungsjahrs zur Eröffnung kommenden Neubaulinien, auch noch einschließlich 



] Altona. 2090 28 2 2014 44 4 2062 1838 224 

2 Berlin. 728 — — 728 — — 728 728 — 

3 Breslau. 2320 — 44 2 320 — — 2320 2 312 8 

4 Bromberg. . . . 2 364 79 — 2 276 — — 2 275 2 276 — 

6 Cassel.2119 8 — 2098 13 — 2111 1892 219 

6 Cöln. 1898 — 1 1898 — — 1898 1883 15 

7 Danzig. 2713 7 — 2706 — — 2706 2 706 — 

8 Elberfeld .... 1619 — — 1619 — — 1619 1519 — 

9 Erfurt 1 ). 2001 9 2 1 992 — — 1992 639 1 353 

10 Essen. 1242 — 12 1242 — — 1242 1228 14 

11 Frankfurt (Main) 2027 9 — 2018 — — 2018 1 409 60» 

12 Halle (Saale) . . 2127 — 2 2126 — 1 2127 1873 »4 

13 Hannover. . . . 2270 — — 2260 10 — 2270 2056 214 

14 Kattowitz *) . . . 1768 — — 1763 — 5 1 768 1 746 22 

15 Königsberg (Pr.) 2967 — — 2967 — — 2967 2 967 — 

16 Magdeburg ... 1710 — — 1710 — — 1710 1231 479 

17 Mainz. 1190 — — 1190 — — 1190 292 89S 

18 Münster (Westf.) 1476 ' — — 1476 — — 1476 1 476 — 

19 Posen. 2742 12 — 2730 — — 2780 2 730 — 

20 Saarbrücken . . 1261 — — 1246 6 — 1251 1206 45 

21 Stetti n. 2216 7 | — | 2208 — — 2208 2102 106 

Summe . . . . | 40 727 | 169 63 40486 72 10 40668 36108 4 460 

Dazu: verpachtete Strecken — — — — 63 

Insgesamt. — — — — 40631 | 

2. Eisenbahnen unter 


Kommissare: 

1 Eisenbahn-I)irekt.-Pr&sidenten . 

2 Regier.-Präsid. zu Sigmaringen . 


— 

— 

— 

— . 

2860 

91 

— 

Summe. 


— 

— 

| — 

— 

2961 

W: 

Leder- 


1. Staatsbahnen und Privatbahnen unter Staats- 

2. Eisenbahnen unter Staatsaufsicht...... 

- Gesamtlänge der im Betrieb befindlichen 

*) Einschließlich 74,38 km Schmalspurbahnen: Dorndorf—Kaltennordheim (27,16 km), Hildburg* 
*) Einschließlich 178,39 km schmalspurige Eisenbahnen im oberschleeischen Bergwerks- und 
s ) Hiervon sind 86 km drei-, 462 km vier-, 5 km fünf- und 3 km sechsgleisig. 

*) Einschließlich 367,u km Schmalspurbahnen. 
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el»cnbahö-Yew«ltangi»be1i«röefi. 

im Rechnungsjahr I9l9 fcefindlJchen Strecken mit ..Einschlag der xm Lauf des 


Längen der Haupt- und Nebenbahnen 


Ämter 


holu b 
verwaRsm# 


40 ÖÜ& km 

.M^l: 


EliBeabahfien.. . . , T 43 519 km < 

^e.m ? r*4 .<29M fcm? »pd EUfchW- V r»term*ul>ru »u U'.wknij'. 

Huttenbezlrk, wö^ou bju JMtt 


.' ' '■'*> 

Betriebes trecken 

«3 

<D 

*M 

«4 <t» 

O 

PQ 

Ö 

<0 

ö 

1 

C& 

c3 

s 

1 

fl 

s 

1 

1 

£ 

*§ 

1 

Hauptbahnen 
.zwei* i 
und mehr- i eUi ~ 
gtaiilf 

km :| km 

Neben] 
(binäcbi: Hi 
mit Neben! 
im 

jy : -kfa:'\ 

sahnen 

loptbahoen 

>&hnbetrioh) 

d*v.»o 

%+ßigUMtf 

km 

Im Bau 
oder zum Bau 
vorbereitet 
«n ganzen ] H jÄ« 
i km km 

Zahl 

m 

m 

729 

— 

143 

68 

s 

F 

7 

5 

R 

537 

106 

85 

~ . i 

&2 

6a 

10 

5 

12 

,4;.V 

1085 

m 

868 

1 : 1 

43 

12 ■ 

16 

6 

10 

.6v 

664 

. M 

1368 

•"';••/ :V I 

'■WM 

% -- 

13 

4 

6 


MIT 

v 121 
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922 Erweiterung und Vervollständigung des preuß. Staatseisenbahnnetzes. 
(Fortsetzung: von 8 . 917.) 

Oldenburgischen Regierung nach dem Eisenbahnanleihegeeetz vom 
10. Juli 1914 (Gesetzsamml. S. 97) für die Abtretung der Eisenbahnstrecke 
Wilhelmshaven—Oldenburg gezahlte Kaufpreis von 23 000000 JL nebst 
Zinsen, sowie die Zuschüsse des Reichs zu den Baukosten nach den bis¬ 
herigen Gesetzen in Höhe von 122 893 400 M. 

Die übrigen Mittel sind durch Staatsschuldverschreibungen beschafft 
oder noch zu beschaffen. 

Seit 1880 sind zur Befriedigung der außerordentlichen Geldbedürf¬ 


nisse der Eisenbahnverwaltung bewilligt: 

a) aus Anleihegesetzen.. . . 6 808(389 530 Jf, 

b} aus dem außerordentlichen Haushalt .... 2961056420 „ 


c) aus dem außerplanmäßigen Dispositionsfonds, 
ab 1903 planmäßigen 30 Millionen Mark Dis¬ 
positionsfonds und ab 1911 den außerplan¬ 


mäßigen Mitteln des außerordentlichen Dis- • 

Positionsfonds.. . 499 567 000 ,, 


zusammen . . 10 269 012 950 d. 
Die bei den gesetzlichen Krediten erzielten und daher gelöschten Er¬ 
sparnisse betragen bei den 

a) neuen Bahnen rund . 40 287 360 

b) sonstigen Bauausführungen und Beschaffungen rcL 13 229 870 „ 

zusammen . . 53 517 230 cÄ. 
Durch den ordentlichen Haushalt sind für erhebliche Erg&nzungs- 
anlagen insgesamt rd. 409 733 000 Jl bewilligt worden. 
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Die Eisenbahnen des Deutschen Reichs, 


Tra Anschluß au die Übersicht der wichtigsten Betriebscrgebnissc 
der EimnhHh'ü&ti ä$& DoutSidien Reichs, die im Archiv* für Eisonb^hiv: 
WQ0&& — Jnhtg&vg- 1018 S. 658 ff. — vefOife&tlfeht’ -/worden ist, folgt 
iiachfeielicud emo Z^imni^üstellung' der Bcericbsergebükse dieser Bahnen 
fOLrvdfo^aiire lätö t?te 1917 mir Grand; der' juntiteboa ;§uti*.tik' des Reichs- 
eiswfes&h^t« Band XXXV"? bis. XXXVIIL ©nt sprzehmü der ßtnsebriin- 
kun^ dieser Statistik • aus Anlaß des Krieges bat auch die Zusammen- 
stellüfig— durch • Wegfall der Angaben über den Fahrzeugbestand und 
die Verkebj^iclstangcn der Voibpurbalmen/— wesentlich gekürzt wer¬ 
den Müssen. 


U Eteenbahrterv-in Deutschland 


llzüpiX>ii\in6n v . . . . / 
Vollepfirlge ftebenbahoen 


zusammen * 

davon kommenr : 

. •* •, . 

dÄzu: 

fSebmafepjßtrife. Nebenbahnen ; . 
Nebeaibaiui^ißiiohc ftläinbahnqn 
Straßenbahnen . ....... . . 


Öesamtnetz 


davon JcommoD; 

auf 100 qkm GmndMebe 


1 fl 1 $ < 

..; 

1 ö 1 6 

HUT 

H—— — 

1 34G6-M0 

: ! ' 

j 27 22Ga& 

34980.?« f 

27 400:« 1 vy «51,5t- 

*j 

mw\bi 

02 340 so 

02 4*2,76 

U 3 « j 

U,S3 

11,55 

2230,51 j 

ü 20 &j79 

2191,«#. 

\ 11215.39 1 

. il*i2,n 

11549^90 

5302,61 ; 

53J8.IT 

5 842.06 

| 80039,« 

01*38^(6 

01520,41 

14»B* 

15,09 
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Die Eisenbahnen des Deutschen Reichs. 1915 bis 1917. 


II. Deutsche Haupt- und Nebenbahnen. 

1. Eigentnmslftnge. 

1 1 "9 1 5 

L_ 1 

1916 

1917 

Hauptbahnen: 

eingleisig. 

km 

10839,33 

10 826,26 

10744,18 

zweigleisig. 

» 

23 794,38 

23 811,17 

23 903,88 

dreigleisig. 

ft 

74,18 

102,13 

102,13 

yierglelsig. 

ft 

420,49 

| 463,13 

504,96 

fünfgleisig. 

ft 

5,36 

5,35 

5,35 

zusammen . . 

n 

35 133,68 

36206,08 

36260^0 

davon mehrgleisig . .. 

% 

69,16 

69,26 

69,53 

Vollspurige Nebenbahnen: 





eingleisig. 

km 

26 627,07 

26718,36 

26 769,18 

zweigleisig. 

» 

674,84 

670,38 

668/17 

zusammen . . 

n 

27 201,91 

27 383,74 

27 427,23 

Schmalspurige Nebenbahnen. 

»» 

2 230,76 

2 206,79 

2 191,69 

im ganzen Haupt- und Nebenbahnen 

» 

64566,99 

64 797,86 

64879,4» 

davon im Staatsbesitz. 

ft 

59867,49 

60077,22 

60178,u 

= 

% 

92,73 

92,7» 

92,75 

2. Betriebsl&nge: 





a) am Ende des Rechnungsjahres: 

überhaupt. 

km 

64 637,72 

64867,95 

64 949,81 

b) im Jahresdurchschnitt: 





überhaupt . 

» 

64457,69 

64 800,80 

64 892,17 

für Personenverkehr. 


62 435,46 

62 706,»4 

62774,30 

für Güterverkehr. 

V 

64039,78 

64 382,19 

. 64459,00 

3. Leistungen der Fahrzeuge auf den Haupt- 
und den vollspurigen Nebenbahnen. 




a) Lokomotiven. 





Leistungen eigener und fremder Lokomotiven 


| 


auf den eigenen Betriebsstrecken: 
Zugkilometer in: 





Schnellzügen.Millionen 

51,o 

56,6 

49,3 

Eilzügen. 

ft 

18,0 

17,3 

8,3 

Personenzügen l ). 

ft 

315.9 

299,5 

264/i 

Güterzügen. 

ft 

262,1 

2664 

274,1 

Arbeite- und sonstigen Zügen. 

» 

6,9 

6,1 

44 

im ganzen 

» 

653,9 

646,3 

601,1 

Kilometer im Vorspann- und 
Schiebedienst. 

ft 

27,4 

29,6 

27,0 

im ganzen Nutzkilometer 

»» 

681,8 

675,9 

628,1 

davon: von eigenen Lokomotiven 


672,9 

666,7 

6 I 84 

fl fremden „ 

» 

8,4 , 

9,2 

9/> 

Leerfahrtkllometer. 

ft 

75,6 

74,7 

744 

Verschiebedienststunden. 

ft 

35,1 

36.7 

38,2 

Bereitschaftsdienststunden .... 

» 

9,3 

8,1 

7,9 

Sonstige Stationsdienststunden . . 

» 

2,9 

2,7 

2,3 


l ) Einschließlich der Triebwagenfahrten. 
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Lokomotivkilometer bezüglich der Unterhal¬ 
tung und Enj/euerung des Oberbaues: 

im* ganzen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge . 

Leistungen 'der im eigenen Betrieb befind¬ 
lichen Lokomotiven auf eigenen und 
fremden Betriebsstrecken sowie auf 
Neubaustrecken: 

Nutzkilometer. .Millionen 

durchschnittlich auf 1 Lokomotive . . 

Leerfahrtkilometer.Millionen 

Verschiebedienststunden. „ 

Bereitschaftsdienststunden ... „ 

sonstige Stationsdienststunden f . „ 

Lokomotivkilometer bezüglich der 
Unterhaltung der Lokomotiven: 

im ganzen. ... .Millionen 

durchschnittlich auf 1 Lokomotive .... 
Lokomotivkilometer bezüglich der 

Kosten der Züge .Millionen 

l) Wagen. 

Auf den eigenen Betriebsstrecken sind Wagen¬ 
achskilometer geleistet worden: 

von Personenwagen.Millionen 

. auf l km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge für den Personen¬ 
verkehr . 

von Gepäckwagen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslänge für den Personen¬ 
verkehr . . . .. 

von Güterwagen: 

beladen.Millionen 

leer. 

überhaupt. „ 

auf 1 km durchschnittlicher 
Betriebslange für den 

Güterverkehr. 

von Postwagen.Millionen 

auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslange für den Personen¬ 
verkehr . 


auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 
triebslange . 


1 1915 ! 

. I 

19 16 

1917 

r " ' ' f 



1 107,4 

1 1 

1 107,6 

1 084,4 

!l 17 788 

l! 

1 

17 695 1 

17 293 

1 

J j 

! 682,7 

| 

677,2 

629,1 

21361 

22 958 | 

‘ 20 460 

| 75,8 ' 

74,9 

74,4 

35,3 j 

35,9 

38,4 

| 9,s 1 

8,1 

7,9 

| 2,9 1 

2,7 

2,8 

i i 

' 1 

\ 


1 140,8 

1138,4 , 

1 110,9 

35 696 

38 594 

36 127 

! 968,2 

1 | 

961,5 

923,1 

! 

! 

I 8034 

II 

8 353 

1 

7 573 

132 951 

137 640 

124 589 

i 

1 747 

1 725 

1 573 

28 907 

| 28 423 

f 25 877 

| 

15 637 

1 

15 895 

15 869 

6 407 

5 743 

; 5 768 

22044 

21 638 

| 21637 

356 409 

347 965 

347 359 

538 

530 

507 

8 910 

1 

8 725 

8 337 

32 363 

32 246 

31290 

619 853 

515 192 

| 498 977 . 
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Die Eisenbahnen, des Deutschen Reichs. 1915 bis 1917. 


4. Zahl und durchschnittliche Stärke der 
Zfige auf den Haupt- und den vollspurtgen 
Nebenbahnen. 

Anzahl der geförderten Züge . . . .Millionen 
Auf 1 km durchschnittlicher Betriebslänge 
kommen geförderte Züge: 

während des Jahres. 

durchschnittlich auf 1 Tag. 

darunter dem Personenverkehr dienende % 
Durchschnittliche Achsenzahl : 

bei den Schnellzügen.. 

„ „ Eilzügen. 

* „ Personen- und Militärzügen . . . 

„ „ Güterzügen. 

„ „ Arbeits- und sonstigen Zügen . 

„ sämtlichen Zügen. 

5. Baukosten und verwendetes Anlage- 9 
kapital der Haupt- und der vollspurigen 
Nebenbahnen. 

Baukosten: 

im ganzen.Millionen*# 

darunter Ausgaben für Fahr¬ 
zeuge . ,. „ » 

Gesamtbauaufwendungen (Baukosten einschl. 
Bauzinsen, Kursverluste usw., aber aus¬ 
schließlich etwaiger Kursgewinne, der 
Verwendungen aus Betriebseinnahmen, 


Zuschüsse usw.): 

im ganzen.Millionen*# 

auf 1 km Eigentumslänge.*# 

Verwendetes Anlagekapital: 

im ganzen.Millionen..# 

auf 1 km Eigentumslänge.*,# 

im Jahresdurchschnitt .... Millionen*# 


6. Betriebseinnahmen und -ausgaben der 
Haupt- und Nebenbahnen einschl. der mit 
Vollspurbahnen in ungetrennter Rechnung 
verwalteten Schmalspurbahnen. 

Betriebseinnahmen: 

aus dem Personen- und Gepäckverkehr: 
Beförderung von Personen, ausschließl. 
Militär auf Militärfahrscheine und 
Militärfahrkarten .... Millionen *# 
Beförderung von Militär auf Militärfahr¬ 
scheine und Militärfahrkarten Mill. *# 
Sonderzüge für Einzelbesteller „ „ 

zusammen aus der Personenbeförde¬ 
rung .Millionen*# 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge für den Personenverkehr . *# 
auf 1000 Achskm der Personenwagen „ 


19 15 19 16 19 17 


13,5 


9 586 
26,26 
53.59 

40,67 
35,76 

29,88 i 29,52 32,45 

77,26 76,41 74,02 

34,74 j 31,98 24,03 

49,49 49,89 62,05 




20 761 21242 21693 

4 560 4 825 5 068 


20118 20560 20 965 

322 732 328 472 334 436 

20 353 20795 21200 

326503 332 228 338 187 

20096 20575 21004 



14,5 ! * 14,1 


10508 10 326 

28,78 28,29 

58,85 57,78 

37,29 , 39,90 

29,46 ! 32,68 
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1915 

ny 6 

1917 

1 

Beförderung von Gepäck . . Millionen«/# 

17,9 

20,9 

26,4 

ft it Hunden . . *? ff 

1,1 

1,1 

0,9 

zusammen für Beförderung von Gepäck j 
und Hunden auf 1000 Achskilometer ! 
der Gepäckwagen.</# 1 

11 

13 

17 

Nebenerträge.Millionen«,# ; 

7,0 

8,6 

9,8 

zusammen aus dem Personen- und Ge- 1 
päckverkehr.Millionen«# 

789,6 

1063,7 

1 457,6 

in % der Verkehrseinnahmen. 

26,53 

29,67 

34,54 

ff ft jt Gesamteinnahme. 

I 22,95 

26,68 

31,07 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- ; 
länge für den Personenverkehr . . «/# 

12 871 

17 270 

23 627 

auf lOOOAchskm der Personen- und Ge- 
päckwagen. \ 

80 

105 

159 

aus dem Güterverkehr: , 

Eil- und Expreßgut'.Mill. M > 

95,6 

92,3 

111,2 

Frachtgut. „ » : 

1 802,2 

1862,2 

1 969,7 

Militärgut einschließlich Tiere und Fahr- ; 
zeuge auf Militärfahrscheine oder 
Frachtbriefe.Mill. M 

273,7 

443,3 

527,ä 

Tiere, ausgenommen Hunde auf Hunde¬ 
karten un<J Gepäckscheine und Tiere 
als Militärgut.Mill. J6 \ 

i 

50,l 

28,7 

! 36,o 

Leichen. * „ i 

3,4 

i 3,4 

1 4,0 

frachtpflichtiges Dienstgut ... „ „ 

6,6 

5,1 

3,7 

zusammen aus der Güterbeför- i 

cUrung. u tt 

! 

2 231,6 

2 435,0 

2 652,1 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs¬ 
länge für den Güterverkehr .... M 

i 

35 455 

38 493 

41854 

auf 1000 Achskm der Güterwagen: 
im beladenen Zustande. „ 

143 

153 

167 

im Durchschnitt bei allen Fahrten 
(beladen und leer).</# 

101 

112 

122 

Postgut.Mill.c# 

2,9 

2,2 

4,0 

Nebenertrftge. „ » 

69,3 

84,0 

105,8 

zusammen aus d. Güterverkehr „ „ 

2 303,8 

2521,2 

2761,9 

in % der Verkehrseinnahmen. 

74,47 

70,88 

65,46 

„ „ „ Gesamteinnahme.. , 

66,95 

62,85 

58,87 

auf 1 km durchschnittlicher Betriebs- | 
länge für den Güterverkehr. . . l 

36 601 

39855 

43587 

auf 1U00 Achskm der Güterwagen. „ 

104 

116 

127 

zusammen Verkehrseinnahmen Mill. M 

3 093,4 

3 584,9 

4 219,4 

in o/o der Gesamteinnahme. 

89,90 

89,37 1 

I 89,94 

für Überlassung von Bahnanlagen und für 
Leistungen zugunsten Dritter . Mill. J6 

1 

I 

97,9 

94,i 

1 

1 

105,8 

für Überlassung von Fahrzeugen . „ 

107,2 

158,2 

164,9 

Erträgo aus Veräußerungen ... ... 

1 97,8 

125,8 

141,9 

verschiedene Einnahmen .... . „ 

45,3 

52,5 

59,1 

Gesamteinnahme „ „ 

3 440,9 

4011,5 

; 4 691,1 


61* 
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| 19 15 

- 

19 16 

1917 

auf 1 km durchscbnittl. Betriebslänge M 

54324 

63009 

i 73 547 

„ 1 000 Nutzkilometer. „ 

5 017 

5 8% 

7418 

* 1 000 \^agenachskm aller Art . . „ 

106 

124 

149 

Betriebsausgaben: 



i 

Persönliche Ausgaben: 




im ganzen.Millionen »# 

1 284,3 

1 368,7 

1671,2 

in % d er Gesamtausgabe .... 

51,68 

47,31 

I 4*2,94 

auf 1 km durchschnittl. Betriebslänge J6 

20 275 

21 499 

, 26 201 

„ 1000 Nutzkilomoter.„ 

1873 

2012 

2 643 

„ 1 000 Wagenachskm aller Art . . „ 

40 

42 

1 53 

auf 100 000 M der Betriebseinnahmen „ 
Sächliche Ausgaben: 

37 323 

34 120 

35 624 

für Unterhaltung und Ergänzung der 




Ausstattungsgegenstände sowie für 
Beschaffung der Betriebs¬ 
stoffe .Millionen»# 

331,5 

391,0 

| 603.2 

in % der Gesamtausgabe .... 

13,34 

13,51 

15,50 

für Unterhaltung und Ergänzung der 




baulichen Anlagen . . . Millionen»# 

381,0 

391,1 

407,8 

in % der Gesamtausgabe .... 

15,33 

13,52 

10.48 

für Unterhaltung, Erneuerung und Er- 




gänzung der Fahrzeuge und der 



1 

maschinellen Anlagen . Millionen J6 

379,2 

551,1 

717,0 

in % d er Gesamtausgabe .... 

15,26 S 

19,04 

18,42 

für Benutzung fremder Bahnanlagen 

! I 



und für Dienstleistungen fremder 
Beamten.Millionen»# 

1 21,6 1 

21,7 

28,2 

in °/o der Gesamtausgabe .... 

0,87 

0.75 

0,73 

für Benutzung fremder Fahr¬ 

i ! 


i 

zeuge .Millionen »# 

; 28 > 9 ! 

24.5 

i 27,2 

in % der Gesamtausgabe .... 

k- i,i6 

0,85 

0,70 

verschiedene Ausgaben . . Millionen Jl 

i 58,7 1 

145,2 

1 436.8 

in % der Gesamtausgabe .... 

2,36 ! 

5,02 

11,23 

sächliche Ausgaben im ganzen Mill. J6 

1200,9 | 

1 524,6 

i 2220,2 

in % der Gesamtausgabe .... 
auf 1 km durchschnittlicher Be¬ 

48,32 ' 

1 

52,69 

| 57,06 

triebslänge . t U 

18 960 | 

23 948 

34 810 

auf 1 000 Nutzkilometer .... „ 

auf 1 000 Wagenachskilometer 

1 751 j 

i 

2 241 

i 3 511 

i 

aller Art. „ 

auf 100 000 oH der Betriebsein¬ 

37 j 

1 | 

47 

71 

nahmen . „ 

34 902 

38006 

47 329 

Gesamtausgabe.Millionen»# 

2 485,3 

2 893,3 

3 891,4 

in % der Betriebseinnahmen. 

auf 1 km durchschnittlicher Be- ■ 

72,22 

72,13 

82,95 

triebslänge. M 

39235 

4^ 446 

61010 

auf 1 000 Nutzkilometer. „ 

auf 1 000 Wagenachskilometer aller 

3 624 

| 

4 253 

| 

6 154 

Art . » [ 

77 1 

89 

124 
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965*7 
. Ö^7ft 

•1*73. 

i 

'.V-5ÄJ 


.] life 

;■ \ 

•6.4i 

I7fiin4 

jps 

35 


795,? 

’•' ’ - 

3,*79’ 

!‘J.:-:•!? 

126 1 . 


’ • 1916 f&U*. 1*/17 

B »;* 2 . f ) 6 ft ».Ü b e 115 C h ii Ä, ;• ------ - - 

BctH^^b^rschiiß' i ., ^tiÜiooen | 

|n % der >., •.'>• •* '/-: * ‘ 

in o/ 0 <!*< vfM wemieiv'H AnU^okapüui^ der . 

eigenen Stm-kea .... 
auf i kmwlurcb^c.bp^i(M*-b^r 1 

. Irmg'o . . . . . : * > *;' • v - • • ^ 

|[lif I (MK> 7sut>;kilmn»'t<*r . • - * 

iiXif i ÖOft • ■* 

7. ÄiiÄahl um* GertmltHVerliäUut^ *U>r , 

Bemteu tttid Arbeiter der flapjit- wM 
NebenbaUmm ^ »ter «oit VcdtefUtr- • 

bahnen Eoehnung verwal* t 

ttfifci* -ScliHuUspurbaUboin 
Arviahl d*>r Beamten uud Arbeiter: 

to gal^Si - , •.' : • - : r/H: 73625*4 

:«»f 1 kiM ■*iurcbeehuiMÜelji‘.rBiUrieb.su1iigo 
Per*5ühcI*e Xxtbgühtfn ; • . , •• • ^ „ .'•\. < ;J; * >./. . 

■mi* g&iikm - *■ * .-••■ • • JvUJlfiNb^p*# ‘ • \ MfZj 

auf 1 km iturr{/ 5 climttli».*hor Betriebs* 

Hinge . ^ '»<$» 

aut !‘>oouo Nutzkilonierer * 2 u3Mh 

attf IÜD90Ö ' Joit>| 

• aBor Ari i v’’ e’v.'V'b-.'- . 7. , :V 

auf l00 

&B.«TrieW- ditd . y^rJte^y«^4ltp^e. ftar ■ ■ 

; pcbiaaUimrigeis. ,:i 

B/iftrdän^it $m \Ktbl£• O j 
jStaa^bäbfl^n ^ . ton <r1 

JPnratbäluiun . 


jl$3 


4 2:>J 
40 548 


759 580 

U>94 

. V^ j 

*»;9|7 

|pp 

W«#? 


82Ö'4tö v • 

Äl# 
: ;;i54 Ä»«: 

7135 
47 733 


- 


. Kjn ■ 

ff 

. ssusamiriL»U i ?.;v W : |< 
AßXam für den Pci^oiivuverJjvLOtr \)+ 1 

fftr den CUUffrvr«rktOir . 

Be^üini d(;r 4Ui. Enfk^ de-s 

v 'Hecliriu?'i^jaCfr^?: ’ | 

f^kotriotif^iv- ,• ; v .' r y■ T . 

, -:v';2;v ••> . , •-, 

Gejdiek: - • . ■-•:■- 

4>ä'|ÜTwag4»i.:uinöU>i]. Aibti^wagufi 
LelsDingiM) der Fahrzeuge; 

•LokuTOöt^iu4®bfloiueier . ,;. :_;.M)ük»neöH. 

. ^ Wage'patlVfikUoiü^ •••. 

l'er^orienwagei! , . 

ffut^rÄ'agen .iVdicit^- 


i ‘>S4,;M 
1 140.51 

2230,75 • 
>2^0,4^ ! 


J 

(,.4i I»»«,« 

I 14^,19 1 t 123,u 

‘i20i.?9 . 4 UU^ ' 

2ÖIJ> - ItHRv» 

y m>i3, %wt* 


5»7 
i«jL 
.2(59 

i 1 






;■;. 5()7 

1607 
' 27? 
®1 


;-v 


ivtu; 

im . 
V27V ; 

il'OlpV; 


WXft&iM 


’ 

W. : 


•öi: 

1: / CT,Ö : 

00,3 

/'■■;-6t7 : , 

; ! '■•.'• v:v..i^.-;i 

16,0 

IV. 

72.9 

75,0 

73,9 

155*5 


-vv- -,l-65'.fl 


zu?;iuimen . . 
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Die ELsenbahn-en d-es Deutschen Reichs. 1915 bis 1917. 


% 

i 

1 

19 15 

1 9 1 ü 

1917 

Verkehr: 



- 

-- 

Zahl der beförderten Personen 

. .Millionen! 

31,1 

■ 2 ) 38,0 

2 ) 50,0 

•* Beförderte Güter: 


1 



gegen Frachtberechnung . 

. Millionen t 

' 9,0 

*) 9-« 

| 2 ) 9,7 

frachtfrei. 

• n n j 

Ol, 

i 2 ) 0,1 

! *) o,i 

zusammen 

• n v 

1 * 

2 ) 9,5 

2 ) 9,8 

Personenkilometer. 

. .Millionen 

| 281,2 

1 2 ) 344.4 

2 ) 470,1 

Tonnenkilometer der Güter . 

• • » 1 

100,3 

2 ) 112,3 

*) 111,7 

Verwendetes Anlagekapital: 




' 

•überhaupt. 

Millionen^ 

188,6 ! 

196,8 j 

197,» 

auf 1 km Bahnlänge. 

.... JO i 

84 502 

88 768 

90 033 

Betriebseinnahmen *): 





überhaupt . 

Millionen JO 

14,0 

15,9 

21,0 

auf 1 km Betriebslänge . . . 

.... JO ; 

7 124 

8 216 ^ 

10 787 

auf 1 (XX) Nutzkilometer . . . 

• ■ • • . | 

1 737 

1 930 ' 

2 652 

auf 1000 Wagenachskilometer aller 




Art . 

. . . . y, 

116 

130 

178 

Betriebsausgaben *): 

,i 




überhaupt . 

Millionen JO 

13,1 

14,2 

18,i 

in % der Betriebseinnahmen . 


93,48 * 

89,33 

86,04 

auf 1 km Betriebslänge . . . 

.... JO 

6 G60 

7 340 

9281 

auf 1 000 Nutzkilometer . . . 

■ ■ ■ ■ . • 

1 G23 

1 724 

2 282 

auf 1000 Wagenachskilometer 

aller 




Art . 

1 

• ■ ■ • n 

108 1 

116 

153 

Uberschuß l ): 





im ganzen . 

Millionen JO 

0,9 

1,7 

2.0 

auf 1 km Betriebslänge . . . 

1 

4G4 

876 

1 506 

in % des verwendeten Anlagekapitals . . 

0,54 

0,97 | 

1,67 


Die der Reichsaufsicht verfassungsmäßig nicht unterstehenden deut¬ 
schen Kleinbahnen sind im Abschnitt II der vorstehenden Übersicht nicht 
berücksichtigt. Eine die Betriebsleistungen, den Verkehr und den Ertrag 
dieser Bahnen umfassende Statistik liegt für 1917 nicht vor. 

1 ) Ohne die Ergebnisse der Schmalspurbahnen im Bezirk der vereinigten 
preußischen und hessischen Staatseisenbahnen. 

2 ) Ohne dio Ergebnisse der Schmalspurbahnen im Bezirk der Rcichseisen- 
bahnen in Elsaß-Lothringen. 
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Die Eisenbahnen in Dänemark 

den Betrlebajabren 1914/15 Wa 1917/1S.D 


■Nach' den äuillicJiun BUtricbtsbeiicljiBa: K.jcilifryjtlifyn, trykt l»os •> U. «Juki' & Koni» 
[E, Loviscin! 1915; >9'<S u«»l km?.; 


(pi ii Ei n f h 1 <i 1> J © r \ u» .S i a » ; ■- < i w u i \ c t *■ n I' § ; a f. - 

Iv &h »i '1 n). 

Die Efliio^ Mür/ l9l t eine L&hgj'f. von 

2<i00 km. Dazu k.itaen folgendt.Bahn^lvookeil: 
a) Durch Übermihjne ’O deii BtinUsherrkb;. 

Vcik-Öko . .. . . . (31,4 kui) am 1 Oktober t’.'ilf 

h) Durcli KeaBrölTnaiik'r 

Brarammge-Griniitsteci . liA'i ) „ i Dezember l'.Ui». 

Grind »ted-Brande . . , i >8 i l. y.-.Vcvuuuv .ja 17 

itopönbagen Döminenbahnlibf-- - 

DsterhVo-Biauievordl'uUin \< 2,9 Dezcinljei. 1 LölT»' 

0 (Uiis die Divn'jv Encic Marx Ü'lo- '2Utk? km bt'inva- ¥‘i ivr»1 ü►-? 1 r- • Isi? »n 
eehfirton .Jiäervo« wip hi4»i?r t*9 kt«/ iifünikH diu 

O.k-Dcu- • (4Zj km), VUnv.-.-- V*:!»-•-u-*n> VV< <i kmi und YViH* 

• !•• • km). Zweigleisig wore.« 27* km ? ! :>a '■*. 

Die duiTb.^chnitdiolio Ratrkdisiange kotimjr:: 

191 a/U , . 1 902,-i 

mu/ik ■ ■ 2.0W),2 

19lWt6 . . 2 02o ( i 


km 

1 0*77 , . 


I c il7yl?> 


'.ij- Vi: u.rt frfihereft.;i«D.kUe <»k*r 4-c 'liinDisM tl i 1 Ur<<-»üdni Jftltr 

Mtig ]!)!'»., 8. 1093 i! -pi'. • . - • ' t 


YulV/,A' 



932 Die Eisenbahn-en in Dänemark in den Betriehsjahnen 1914/15—1917/18. 


1. Anlagekapital. 


! 

! 

1 

1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

1917/18 

i 

Am Jahresschluß.Kr. j 

284776016 

290 508 669 

298 956 472 

307 245 360 

314027 462 

auf 1 Bahnkm. „ 

142 402 

14S009 

147 168 

148 327 

149 366 

Im Jahresdurchschnitt . . „ 

282794 971 

283 642 343 

294 732570 

703100 916 j 

310 636411 

• 

2. Bestand und Leis 

Bestand am 31. März: H 

itungen der Fahrzeuge. 

1 ' 1 


Lokomotiven . i 

G29 

633 

634 

629 

626 

Tender . i 

433 

432 

431 

427 

425 

Personenwagen. 

Zahl der Sitzplätze in den . 

1 606 

1625 

1670 

1693 

1 725 

Personenwagen . . . 
davon: 

75516 

76 458 

78 504 

79 544 

83 970 

Plätze 1. Klasse . . .* | 

2 378 

2 588 

2 588 

2225 

1530 

=% ; 

3,1 

3,4 

3,3 

2,8 

1,8 

. 2. „ ... 

11 251 

10 879 

11 187 

11630 

12 313 


14,9 

14.2 

14,2 

14,6 

14,7 

„3. „ . . . 1 

61 887 

62 991 

64 729 

65689 

70 127 

= % | 

82,0 

82,4 

82,5 

82,6 

83,5 

Postwagen . 

118 

119 

131 

131 

137 

Gepäckwagen . 

326 

345 

355 

360 

366 

Güter- und Viehwagen . . 

davon: 

9 664 

9 861 

10054 

10239 

10 376 

bedeckte . 

5072 

5 248 

5 779 

5 869 

5 998 

offene.. 

4 592 

4613 

4 275 

4 370 

4 378 

Bahndienstwagen . 

60 

63 

73 

79 

84 

Schneepflüge . 

Die Gepäck-, Güter- und Vieh¬ 
wagen hatten ^ zusammen 

64 

65 

65 

65 

65 

Tragkraft .. t 

Für den Schiffahrtsbetrieb und 
die Fähranlagen waren 
vorhanden: 

107 072 

112 343 

i 

114800 

117400 

119 636 

Schiffe . 

8 

! 8 

. 8 

6 

7 

Fährboote . 1 

Die Schiffe u. Fährboote hatten i 

: 23 

1 

23 

23 

1 

24 

24 

zusammen Tragkraft . . t i 
Beschafft wurden : l ) 1 

9 510 

i 

9510 

9 510 

9 395 

9 666 

Lokomotiven . 

10 

5 

1 

— 

1 

Tender . ; 

10 

— 

! — 

— 

1 

Personenwagen . 

52 

23 

46 

25 

38 

Postwagen . 

— 

1 

12 

— 

6 

Gepäckwagen . 

20 

22 

10 

7 

7 

bedeckt© Güterwagen . . . j 

332 

179 

143 (400) 

93 

137 

offene „ . . 

j 

46 

77 

•121 

10 (6) 

Bahndienstwagen . 

1 _ 

(3) 

(10) 

5 (1) 

(6) 

Schneepflüge .i 

1 — 

1 

— 

— 

— 


*) Die umgebauten Fahrzeuge sind in .Klammern angegeben. 
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Di-e Ei^übaimeii in Dänemark in <teo Beto^l^jabix>n I914'!5—1917 1Ä. 9#3 


1910/17 1 ‘. ; :$¥?}$■ 


1914/15 


W5/10 


Au Sgip ittUSf£ r t \v ij \d 1>■•:' }Y 
Lok»»nn.*Hv*Mi « . 

Tender ■7i ;v /’'v . 
l^rKCfUjF;^ c kgt*o •; , y. 

fV.StWUgvn i . 

i m.*vR‘<: V.tr k (iu-nvagen 
nfföiif* ../•/ y/i;; 


1 (2) a CfiFv 
25 . 1Ä <45XJ^ 


17 575 730 n»7*tö>4 . U 22*H^ 

KrWSöe f .Vß^v7>5kf : 10^207^ 
47.1665 . f . -m4;r^l: ;v^:ifjfite, 
185409 ; 4G6Ä7. ’ 


•ruU<?r»JvPi irn Vergeh i*- 
itor'llfenst . , . Shuiikn 

JWlo fca( 

^ufv i bsr'jtr»i|{]ii;b im 2u£- 
V er* »rh fVh e die Q5t 

. ktü 

Es kmniire?) im iweh^kuiU! 
r^^kotuc*ti>"Sn! auf 1 Bähnküi 
7/n#fcm 'v- V n l : • i 
Wagen auf i Zue ; y. . 

uud zVriix: l'urson^ii^ agwr 
Ib^Mvagou . I 

Reifende auf i • En# ; *i', v ; ' 

Mit FfacluhrMOrhiiung- beföf 
dort&ä Obt Aiii ZOg; 1 

Werden 4 äV frai^OfOefn*’- 
Ume tiäfi dio 

sonstigen n h 0 e FasrbUKy 

rach4?l^ 

{ F&titf? y$!i§p| •■•^ritfc fe 
*b; ; 

#eben sich als uurehru hnitt- 
liebe Fracht eine*: Xitg^ t 
Die eigenen ncid fremden 
Wagen Imhen auf den 


W*i2 i 40jö&by ^ri78: ajfr^ae 


89b0U i 7:.H^07^ V 1009191 


947945 


$8885 


240^1^^ 


•205 522457 


M Die umgcbäuleri Fahrzeuge giml in Kiaviiiur*rn angegeben 


L ei & tungen d^rLoku im>~ 

r • i •■.■:■ V 

j: • • • .| 

liven niiii W 

i:':;,' v v - : .-;I 

J*Ie I ,(>kumuri ven halrcn g# 

^ leiste*; A \ \ j 

A?. : *r**!' t %**,V‘.;*v : *’: , y ' ':■: .. '• I, v 7 ; 
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und zwar: , 

die Personenwagen . . km 

j 1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

1917/18 

57 874 491 

58 790940 

63 182 452 

66 686 457 

46 465644 

» „ Postwagen . . . . * 

4772 808 

4 673 707 

5 068 000 

5 264244 

4 037 248 

„ Gepäck- und Güter- ■■ 

wagen.» 

| 137 303 968 

153 506531 

183832805 : 

169 008612 

154 819565 

Es kommen im Durchschnitt: 
Wagenkm auf 1 Bahn km 

101902 

107 989 

124 479 

118210 

i 

98 822 

Wagenachskm „1 „ 

241 651 

248853 

284 231 

273265 

216 733 

Durchschnittlich wurden in 
einem Wagen befördert: 
Reisende.Anz. 

13,1 

12,7 

12,9 

13,9 

18, s 

Gut, für das Fracht bezahlt 
wurde.t 

3,61 

3,79 

4,17 

4,41 

3,99 

Auf 1 Achse kamen durch¬ 
schnittlich : 

Heisende.Anz. 

4,35 

4,37 

4,40 

4,82 

7.n 

Gut, für das Fracht bezahlt 
wurde.t 

1,73 

1,84 

2,03 

2,14 

1,9G 

Zahl der geleisteten 

Platzkin.Mill. r<l. 1 

| 2 705,3 

2 771,7 

3 112,i 

3 257,3 

2 180,4 

davon: 1. Klasse . . „ 

: 79,8 

83,7 

89,5 

89,3 

48,4 

*> 

“* r> » 

487,5 

439,7 

578,4 

584,9 

381,5 

3- » • • n 

2 138,0 

2 248,3 

2 444.2 

2583,1 | 

1 750,5 

Von 100 bewegten Plätzen ! 
waren durchschnittlich be¬ 
setzt .i 

27,9 v 

27,o 

27,3 

29.6 

38.3 

Die Tragkraft der Gepäck-, ' 
Güter- und Viehwagen war 
durchschnittlich ausgenutzt 

mit.% i 

38,8 

39,5 

43,4 

| 1 

45.6 

44.9 

Die Schiffe und Fährbooto 
haben geleistet . . . .‘km 

i 

675 956 

740 362 

982041 

1 

867 720 

655 268 


3. Verkehr. 

Auf den dänischen Staatsbahnen und den von ihnen betriebenen 
Danjpffähren wurden Reisende befördert: 


im Jahre 

; | 

im ganzen 

! 

i 


d a v 

o n 


' 

im 

Binnenverkehr 

im Wechsel verkehr 
nach | von 

fremden Bahnen 

im 

Durchgangs- 
m verkehr ‘ 

1913/14 

j 23 690045 

22 489 580 

589 835 

601155 

9475 

1914/15 

23 941 103 i 

22 876 227 

519137 

539 200 

, 6 539 

1915/16 i 

26 158 820 

25 09G 301 

514 697 

642864 

4 958 

1916/17 

29 394 988 

28190 977 | 

589036 

611772 

3 203 

1917/18 

26 828 268 

2o 758 469 

518 502 

549 519 

1 778 
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39310 5*31 ■. M 221 525 I 40,154 509 } 40 96590» 
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M tlB #5 
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Von den wichtigeren Güter arten wurden befördert: 



1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

i! 1917/18 

, i 


1000 t 

% 

1000 t 

% 

1000 t 

% 

1000 t 

1 

% 

j 1000 t 

% 



>) 







l! 


Steinkohlen. 

897,6 

15,0 

964,9 

15,i 

j 1296,0 

17 ; o 

868,6 

11,6 

1 620,4 

9,7 

Getreide, Mehl usw. 

' 542,0 

9,o 

561,5 

8,8 

599,7 

7,9 

699,0 

9,3 

695,0 

10.9 

Futtermittel. 

j 526,8 

8,8 

596,2 

9,3 

614,1 

8,0 

1 592,6 

7,9 

1 256,7 

4.0 

Ziegel- und Kalkwerkserzeug- 

j 



1 



1 


1 


nisse . 

480,4 

8,1 

401,0 

6,3 

452,i 

5,9.1 524,7 

7,0 

, 420,1 

6.6 

Erde und Steine. 

Bauholz und sonstige Wald- 

451,2 

7,5 

472,3 

7,4 

534,1 

7,0 

562,8 

7,6 

346,5 

5.4 

erzeugnisse. 

430,9 

7,2 

425,9 

6,7 j 

536,5 

7,0 

691,4 

9,2 

I 733,5 

11.4 

Düngemittel. 

259,8 

4,3 

266,3 

4,2 ! 

307,8 

4,0 

270,9 

3,6 

! 218,9 

3,4 

Metalle und Metallwaren . . . 

229,3 

3,8 

315,9 

5,0 

412,1 

5.4 

458,1 ' 

6,1 

; 229,5 

3.5 

Fleisch, Specl* usw. 

168,8 

2,8 

249,2 

3,9 

242,6 

3,2 

190,2 

2,6 

! 180,4 

2,s 

Mais. 

119,2 

2,0 

145,6 

2,3 

205,2 

2,7 

165.0 

2.2 

72.7 

l.i 

Milch. 

118,8 

2,0 

106,8 

1,7 

102,1 

1,3 

118,4 

1.6 

128,5 

2.0 

Butter. 

95,8 

1,6 

105,9 

1,7: 

149.1 

2,o 

126,9 

1,7 

! 78,9 

1,2 

Torf. 

61,4 

1,0 

66,3 

1,1 

93,7 

1,2 

105,4 

1-1 

484.9 

7.6 

Fische und Schaltiere .... 

50,8 

1,0 

98,8 

1,5 

152,2 

2,0 

. 146,6 

2,o 

65,5 

1,0 

Eier. 

35,3 

0,6 

34,3 

0,5 

49,8 

0,7 

51,3 

0,7 

50,o 

0* 

Margarine.. 




47,4 

0,6 

54,7 

0,7 

21,i 

0,3 

Aus Deutschland gingen 

ein: 






Ü 1913/14 

ii 

1914/15 

1916/16 

1916/17 

1.917/18 

über Vamdrup 

! 



T o n r 

e n 








: 







Steinkohlen. 

105 900 

125 000 

270800 

123 200 

189 800 

Metalle und Metallwaren . . . 

79 100 

138 400 i 

191000 

144500 

27 300 

Getreide., 

10 300 


1 

. 




. 


Düngemittel. 

13 100 

22 400 i 

21 400 

25 600 

27 600 

Futtermittel. 

7 100 

. 


. 


. 


. 


Ziegelsteine, Kalk. 

‘ 




5 300 

10 30Q 

10 000 

überYedsted 

/ 



1 







Steinkohlen. 

60 100 

35 200 

37 800 

19 300 

. 


über Gjedser 




i 







Steinkohlen . 

67 400 

87 300 

112 100 

187 

00 

. 


Getreide.| 

23 200 


j 


i 



. 


Metalle und Metallwaren . . . 

22 700 

34100 | 

36 000 j 

30 300 

15 700 

Erde und Steine. 

. 

1 



8 300 

10 300 

10600 

Ziegelsteine, Kalk. 


| 


• 

6 300 

9 800 

5600 

Düngemittel. 


1 


i 

6 800 I 

14 000 

10 200 

Holz. 

-f 


i 

i 

• 

1 


1 

■ . 


72600 

l ) Sämtlicher Güter. 










- 


INI 
■ in 
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V 






Durchschnittslänge einer 

Reise . ..hm 

1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

j 1917/18 

. 

33, * 

33,0 

32,9 

33,5 

i 

1 34,: 

Von der Gesamtzahl der Reisen¬ 
den wurden befördert: 

^ auf gewöhnliche Fahrkarten 

- 

i 19 387 190 

19 898 422 

21529 955 

24 042 036 

2161619) 

im Rundreiseverkehr . . . 

106 709 

| 

78 901 

70018 

103 550 

75 104 

auf Zeitkarten: 

Jahres- u. Monatskarten 

| 4 149240 

4 005 000 

4610680 

5188500 

5 099220 

vierzehntägige Karten . 

33 720 

29 640 

34 580 

37 540 

! 26 590 

achttägige Karten . . . 

1 11615 

7285 

, 11895 

19090 

; 7055 

Wochenkarten. 

i — 

— 

1 692 

4 272 

4 1LM 

Von den auf gewöhnliche Fahr- 
kartenund im Randreise¬ 
verkehr zurückgelegten 
Reisen kommen auf Ent- 
m fernungen: 

bis 15 km. 

6 960 957 

■ 

9 252 698 

9 852 462 

10 840528 

9059036 

oder von sämtlichen 
Reisen.% 

46,0 

46,5 

45,6 

44,9 

4L* 

von 16 bis 30 km. 

4 760 381 

4 912659 

6 423 705 

6065426 

5661643 

■ % 

24.4 

24,7 

25,1 

25,1 

20,l 

von 31 bis 50 km. 

2 577 237 

2620 394 

2870109 

3 264967 

8 166 490 

% 

i 13,2 

13,2 

I 13, S 

13,5 

14* 

von 51 bis 75 km. 

1 136 442 

1 125 612 

j 1305848 

1509916 

1 447 251 

% i 

[ 5,8 

5,6 ... 

6,0 

6,3 

6,6 

von 76 bis 100 kin. 

634 658 

534 4Ö8 

610 754 1 

709 399 

692145 

% i 

i 2,7 * 

2,7 

2,8 

2,9 

3j 

von 101 bis 196 km ... . 

| 969 408 

914005 

987 727 

1 136 268 

, 1066192 

% , 

1 5,o 

4,6 

4,6 

4,7 

4,9 

von 197 bis 400 km ... 

| 476 118 

468011 

468 695 

529 210 

495 754 

% : 

! 2,5 

2,3 

2,2 

2,2 

2,3 

über 400 km. 

83 698 

80 636 

80673 

99 872 

102588 

% 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 j 


b) Güterverkehr: 
Befördertes Reise- und Fracht¬ 
gut, einschließlich Fahr¬ 
zeuge und Leichen . . . t 

6 076 002 

6 460 200 

7 718 328 

I 

| 

7602611 

6476802 

davon waren: 

Reisegut.. 

10 998 

10543 

12 238 

13 736 

10640 

Frankatursendungen l ) . . „ j 

95 905 

94811 

100 736 

106 434 

88304 

Expreß- und Eilgut . . . „ j 

1 64311 

80519 

75 876 

95 797 

101857 

Stückgut. . j 

1 683 420 

682 409 

741 148 

813 471 

784818 

Wagenladungsgut ... n 

5152708 

6 521 645 

6 715609 

6 495 785 

5 425537 

gebrauchtes Packzeug . „ 

67 656 

69 671 

71698 

76282 

64674 

Fahrzeuge und Leichen Anz. 

2011 

1403 

2046 

2213 

1944 


*) Das sind im Binnenverkehr gegen Fr acht Vorauszahlung im Betrag 
his 2 Kr. beförderte Sendungen. 
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tförderönn Tiere . . t 215 7i#f 347 427 UK»eo” 311244 ' 422210 
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■ • \V* & : v ;c;:./; •„. 
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T&t# .^;.;; v ;Vc , . . v 
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1 Bahnkiyi > G G.G /; G; 
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lange einer Telt»TK4 Gm 
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Frachtfreie iTüler v r< 

Tonnenkui 


;"''.^38&.i,-\ 84.8514': 95 tm ' 1083 3}?' 819744 
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94,01 
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240mm 


4 Fhtarszudie Krgebni^^e 


Ä. &\ un &h jme i ..;, ;,; n .: 
G^äämteitmahnit:- . . . h 
uavnn LcaMea' 
au f den Persftäenverkein' 
Tin gunxen . . * . : , K 


rrof den Güter- undVioh 
verkelir: 
hn ganxe» * 


auf die Pustbefördemog: 
im ganaeu. i 

auf sonstige Quellen-, 
im ganzen . . . > 





' firi.8/14 ; 


JÖWtä 

1916,17 

1917/18 





s 


k 


; |}i! 

r : 65 313 

101016 

Wm 


4Ö7 293 

. 638016 ; 

Ü36 799 

646 351) 

891 199 



8JÖ18W i •: 

T.;0(V.;o 772 936 

575 226 


51 09t) !: 

49547 i 

48 W 

•(5618 ; 

82965 

5- 

t 

213 718 - 

347 427 -i 

il.«t 997 

SU S4.^ 

422210 

®vl 

? ;: 'Ä 

■ 1 

r.(A ^5,7.^94 

. 

• . V '• ••••'v*.. . : 


- -’üG-TjvT- 

•-. . 

» 1j^ ; f638!> 7St> 

6 907 627: |-': 

■48.515 aas 

7 9 IS 855 

6 899012:, 


511410978 

«)n 308668 

• 

: 

709963)2 ! 

i 

74957079 

i:\mbru 

21 !41 738 
-i4{) 

*24 164571 
49,1 

1 

.27 726308 j 

.31,L i 

'./^..ÄyAA' ■• rh 

29 7.7 HÜ 
41.» 

:!09B9ö28 

40,9 

7> : ': 

stisiö^ai 

52,o 

33 221 525 

Ij§i 

10 154 509 . 
Ö6,i 

t0 9a>lKH? 

MÄA-Uy 

40 7^5 :>4ü 
.03;*' 

T 098 057 

i 1,787 868 

2.9 

1 838066 j 

■2,o ] 

msTti 

imtw 

»ÖG9 627 

l 13-4 661 

l.i 

1 165 429 I 

I.T - i: ' 

■“ v‘ I ptÜOÖ 

\1fT 

2007434 






940 Di« Eisenbahnen in Dänemark in den Betriebejahren 1914/15—1917/18. 


Es kamen auf: 


1913/14 

1914/15 1 

1915/16 j 

1916/17 1 

1 

1917/18 


1 



1 


1 km Bahnlänge*. . . 

Kr. 

28 753 ! 

30 016 

35 014 

36 773 | 

36390 

1 Zugkm . 

. » l! 

3,91 j 

4,01 

4,25 

4,54 

6.9J 

1 Achskm.Ore 

12,0 

12,0 

12,0 

13,5 

16,8 

1 Tag. 

Kr. 

164 575 | 

165 230 

194 264 

205 362 

§07 146 

An den Einnahmen aus der Per- j 

i 





sonenbefönlerung sind 

be- 




1 


teiligt: 

i 




1 


die 1. Klasse mit . . . 

Kr. 

315 604 

221453 

211642 

246 427 j 

190 3i >8 


% 

1,3 

0,9 

0,8 

0,8 

0.6 

9 

n —• w " • • ' 

Kr. 

4 799 891 

4 353 519 

5 008555 j 

6 422 748 I 

7 897 647 


or 1 

/0 | 

20,2 

18,4 

18,4 

21,3 I 

26.0 

rt d. n n • • • 

Kr. , 

18 710 263 

19 079 600 

21 978111 

23 506 784 j 

22 324 373 


<v. ! 

78,5 

80,7 

80.8 

77,9 

73,4 

Die durchschnittl. Einnahme 






aus dem Personenver- 






kehr betrug: 

1 






für eine Person: 







in der 1. Klasse . 

Öre j 

1 003.3 

928,0 

848,9 

747,6 

933,7 

„ » 2. „ 

n 

235,7 

230,1 

222,8 

220,6 

241 r s 

, - 3. . 

* 1 

o 

s 

CD 

86,c 

92,o 

88,9 

94,8 

überhaupt . 

rt 

100, G 

98,8 

104,0 

102,7 

113,4 

für 1 Personenkm . . 

rt 

3,0 

3,0 

3,3 | 

3,1 

3.3 

„ ^ Personenwagenkm „ 

41,2 

40,2 

43,0 

45,3 

65.3 

Von den Einnahmen aus dem 




i 

1 


Güter- und Viehverkehr 





! 

i 

kamen auf: 







Reisegut. . 

Kr. 

744 086 

690 184 

i 758890 

856 904 

779 274 


% 

2,0 

2,i 

1,9 

1 2,1 

1,9 

Frank a t u r se n du n ge n 

Kr. 

.. &56 594 

874 147 

951719 

1 1 017 789 

1 016 124 


% 

2,9 

2,6 

2,4 

i 2,5 i 

2,5 , 

Expreß- und Eilgut . 

Kr. 

1 587 227 

1762147 

1940 061 

j 2 623 363 

3 031 250 


ü /o 

i 5,4 

5,3 

4,8 

| 6,3 

7,4 

Stückgut . 

Kr. 

6 746 891 

6 620046 

7 223 404 

8 105 666 

8613 784 


% 

23,0 

19,9 

18,0 

19,8 

21,9 

Wagenladungsgut . . 

Kr. 

15 946 721 

18 670 703 

24 057 005 

23664784 

21 025 342 


°0 

i 54,4 

56,2 

59,9 

57,7 

51,5 

gebrauchtes Packzeug 

Kr. 

i 362 353 

378 676 

401 760 

444029 

371031 


% 

1,3 

1,1 

- 1.0 

1,1 

0,9 

Freimarkenpakete . . 

Kr. 

679 133 

680 454 

744 354 

776 112 

| 856 738 


% 

i 2,3 

2,1 

' 1,8 

1,8 

j 2,1 

Fahrzeuge und Leichen Kr. 

; 64 163 

46645 

76615 

72 808 

| 77 436 


% 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0.3 

Tiere . 

. Kr. 

2 323 363 

3 498 623 

4 000 701 

j 3524 464 

5014366 


% 

7,9 

10,5 

10,0 

j 

12,3 


I 
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Di« Eisenbahn«« in Dänemark in den Betriebsjahren 1914/15—1917/18. 941 


Di« durchschnittliche Ein¬ 
nahme aus dem Güter- 

1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

1917/18 

verkehr betrug: 







für 1 Tonne: 







Reisegut . 

. Kr. 

67,66 

65,46 ^ 

62,01 

62.38 

' 

■w 

N 

CO 

L'» 

Frankatursendungen „ 

8,93 

9.35 

9,45 

9,56 

11,61 

Expreß- und Eilgut 

• ft 

24,68 

21,88 

25,57 

26,34 

29,76 

Stückgut. 

• I» 

9,87 

9,70 

9,75 

9,96 

10.96 

' 

Wagenladungsgut 

• " 

3,09 

3,38 

3,58 

3,64 

3,88 

gebrauchtes Packzeug „ 

5,36 

5,44 

6,60 

0,82 

5,74 

Fahrzeuge u. Leichen „ 

63,6t 

66,49 

74.89 

65,80 

79,67 

Tiere . 

• m 

10,87 

10,07 

9,98 

11,32 

11,88 

im Mittel . 

* * n 

4,66 

4,88 

4,85 ; 

5,18 

6,<u h 

für 1 Tonnenkm: 




) 

1 

! 1 


Reisegut . 

. öro 

79,8 

61,3 

79,3 

79,1 

95,i 

Frankatursendungen „ 

8,5 

8,8 

9,o 

9,1 

11,0 

Expreß- und Eilgut 

• rt 

17,1 . 

14,3 

18,5 

18,8 | 

19,9 

Stückgut . 

• f) 

8,6 

8,5 

8,3 

8,2 

9,4 

Wagenladungsgut 

n 

3,9 

3,8 

3,4 

3,6 

! ^ 

gebrauchtes Packzeug „ 

3,9 

3,9 

3,9 

3,9 

4,6 

Fahrzeuge u. Leichen „ 

46,4 

48,5 

47,9 

42,0 

52,3 

Tiere . 

• » 

11,4 

10,5 

9,7 

11,7 

11,5 

im Mittel ..... 

• n 

6,4 

,6,3 

4,7 

4,9 

0,0 

% für 1 Güterwagcnkm „ J 

21,3 

21,6 

1 

j 21,8 

24,3 

20.3 


Werden — wie in der deutschen Statistik — die Gepäckbeförderung 
ziun Personenverkehr und die Postbeförderung zum Güterverkehr ge¬ 
rechnet, so brachten ein: 


der Personen- und Gepäckver- 1 






kehr: 

im ganzen. 

Kr. 

25 085 844 

24 854 755 

28 487 198 

31588 863 

31 718 602 

auf 1 km Bahnlänge . 

ft 

12 785 

12 370 

14 067 

15 497 

15 266 

von 100«# der Verkehrs¬ 
einnahme . 

i 

" 1 

45,32 

42,00 

40,86 

42,88 

43,io 

der Güterverkehr: 

im ganzen . 

1 

1 

30 264502 

34 319 227 

41233 685 

42072 716 

41882098 

auf 1 km Bahnlänge 

ft 

15 424 

17 081 

20 361 

20 640 

20158 

von 100 M der Verkehrs¬ 
einnahme . 

1 

ff | 

54,68 

58,oo 

i 59,u 

57,12 

66,90 

B. Ausgabe: 
Gesamtausgabe . 

I 

Kr. j 

1 

47 724885 

51418613 

61 809 702 j 

1 

1 

76 710 968 

85 904 676 

davon kamen auf: 

1. die Generaldirektion . 

1 

n 

i 

536 541 

684 427 

601 482 

677 980 

751 830 


% 

El 

M 


0,9 

0,9 

| 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1 

1919. 
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942 Die Eis-cnbalinen in Dänemark in den Betriebejahren 1914/15—1917 18. 


2. unmittelbar von der 
Generaldirektion ge- 

1913/14 

1914/16 

1916/16 

1916/17 

1917/18 

leitete Dienstzweigo 

1] 

, 


1 

| 


(Rechnungs-, Kontroll-, 

i 



1 

| 



Schiffs- und Werkstüt- 

i 




1 


ten-Dienst).Kr. 





f ! 

15 970 811 

°/o 


40652 210 

48 285151 

53 430 906 

67 073 759 i 

18,6 

3. Stations-, Zug- und 





. 


Maschinendienst,Bahn- 


84,9 

84,2 

86,4 

87,5 


bewachung und Bahn- 

i 

i 



i 

i 


Unterhaltung, Telegra- 

! 






phen-und Signalwesen Kr. 





- 

58 992 747 

% 






68.7 

4. gemeinschaftliche Be- i 



t 



triebsausgaben für 2 ' 

f 



i 


und 3.Kr. | 

1 813 869 

2 509 822 

2 565 102 

3 515 877 

4 519 933 

% 

! 3,8 

4,9 

4,2 

4,6 

5.3 

6. Ruhegehälter, Warte- 

1 

1 • 




gelder, Unterstützung. 






und dergl.Kr. j 

1 070 805 

1 176607 

1 393 412 

1 614 834 

1 685 9G7 

% ; 

2,2 

2,3 

2,2 

2,1 

1,9 

6. Vergütung für gepach- ! 






tete Strecken.Kr. 

164 483 

164 483 

164 483 

164 483 

164 483 

% 

0,4 

0.3 

0.3 

0,2 

0.2 

7. kleiuere Ergänzungen 



’ 



und Verbesserungen 






der Bahnanlagen . . Kr. 

! 535 243 

617 649 

630 114 

649 10G 

694 657 

% i 

1,1 

1,2 

! M 

j 0,s 

0.» 

8. das Hauptprüfungsamt Kr. ! 

— 


, — 

' _ ! 

33 318 

% 

— 

! “ 

— 

— : 

0,ü 

9. Gerichtskosten .... Kr. 

, — 


— 

— 

6 835 

% 

i 



; — 

0,i) 

10. Eisenbahn rat.Kr. 

i 

— ] 

— 


257 

% 

! — 

— 

— 

— 

0,o 

11. Abschreibung vom An¬ 






lagekapital .Kr. | 

2 922819 

2 948 424 

2 964 202 

3 014 930 

3 083 837 

% ; 

6,2 

5,7 

4.8 

3,9 

3.6 - 

12. Gesetzliche Ertragsan¬ 



| 



teile .Kr. 

128 915 

1 132 089 

— 

— 

— 

>vo ; 

j 0,3 

0.3 

— 

1 — 

— 

Von den Ausgaben kamen: 






auf 1 Bahnkm.Kr. 

24 322 

25 691 

30522 1 

37 633 

41346 

n 1 Zugkm.„ 

1 3,31 

3,42 

3,70 

4,65 

7,86 

„ 1 Achskm.Öre 

10,0 

10,0 

10,0 

13,8 

19 ? i 

» 1 Tag.Kr. 

130 753 

140 873 

169 342 

210 167 

235 355 
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Di« Eisenbahnen in Dänemark in <l«n Betnebsjalueu 1914/15—1917/18. 943 


• 

C. Uberschuß: 
Der Überschuß betrug: 
im ganzen....... 


1913/14 

1914/15 1 

1915/10 

1916/17 

, 1917/18 

Kr. 

! 8 G95 088 

! 8 830 252 

0 096 610 

j — 1 753 889 

1 

—10 296 542 

für 1 Bahnkm. 

n 

4 431 

4 425 

4 492 

1 — 860 

— 4 956 

„ 1 Zugkm. 

n 

0.60 

0,59 

0,55 

| “ 0,11 

— 0,94 

„ 1 Achskm. 

Öre 

2 

2,0 

2,0 

— 0,3 

— 2,3 

» 1 Tag. 

Kr. 

23 822 


24 922 

— 4 805 

— 28 209 

auf 100 Kr. des Anlage¬ 
kapitals am Jahres¬ 
anfang . . . . . . 

Kr. 

3ao 

j 24 357 

i 3 ' 12 

3,is 

— 0.59 

— 3,36 


Zum Vergleich mit der deutschen Statistik wird bemerkt, daß nach 


dieser die unter B Nr. 11 und 12 nachgewiesenen Ausgaben nicht zu den 
Betriebsausgaben gerechnet werden. Bleiben sie außer Betracht, so 


stellt sich der Abschluß folgendermaßen: 


- 


Gesamteinnahme . . . . , 

Kr. 

j 56 419973 

60308865 

70 906 312 

74957 079 | 

| 75 603 134 

Gesamtausgabe. 

n 

44 673151 

48 338 100 

58 845 500 

, 73 606038 

82820839 

auf 1 Bahnkm. 

r> 

22767 

24 058 

29058 

36 154 

39 862 

„ 100 Kr. Einnahme . 

n 

79,18 

80,15 

82,99 

98,32 1 

109,54 

(Betriebszahl) 







Uberschuß. 

r 1 

11746822 

11 970 765 

120G0 312 

I 261 041 

— 7 212 705 

auf 100 Kr. Einnahme . 

» I 

20,82 

19.85 

17,or 

1.68 

— 9.54 

„ 100 Kr. des im 

| 






Jahresdurchschnitt 
verwendetenAnlage- 
kapitals ...... 

" 1, 

4,15 

1 

4,10 

\ * 

4,011 

0.42 j 

- 2.32 


Über den Fährbetrieb Gjedser—Warnemünde enthalten die Betriebs¬ 
berichte folgende Angaben: 

Es wurden befördert: II 


Reisende. 

129700 

| 88 500 

58 600 

37 600 

i 28 300 

Güter.t 

243 186 


466 362 

360679 

220262 

An Einnahmen sind aufge- 


j 281 689 



1 

kommen: 

i 

1 




aus der Personenbeför¬ 
derung .Kr. 

aus* der Güterbeförde- 

i 

1 206 800 

1 

| ! 

150 100 

1 

! 

104 HX) 

26 200 ( 

21000 

.. 

362 100 

396 000 

620 000 

495 400 

357 200 

aus der Postbeförde- 

i 



I 


rung.. j 

79900 

1 

81 600 

78 000 

64 300 ; 

57 500 

zusammen . . „ 

1 648 800 

627 600 

802 100 

585900 1 

435 700 

Die Ausgaben betrugen . „ 
Von dänischen Schiffen wur¬ 

j 483 709 ' 

456 622 

630 034 

8*2 605 

986 129 

den Fahrten ausgeführt: 
im ganzen. 

■ 1 026i 

966 

1 309 

960 

597 

„ Durchschnitt täglich . . 

! *2,. 

2,0 

3.6 

2,6 

1.6 
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944 Di« Eisenbahnen in Dänemark in den Be t riebe jahren 1914/15—1917/13. 


Auf ©ine Überfahrt kamen: 

Reisende. 

Gütertonnen. 


1913/14 

! 1914/15 

1915/16 j 

1916/17 

1917/15 

32 

23 

i ! 

1 11 

10 

I 12 

59,3 

72,9 

i 89,1 

! 93.9 

1 92.S 


5. Unfälle. 


1 . Reisende: 

ohne eigene Schuld bei Un¬ 
fällen während der Be¬ 
wegung der Züge . 

infolge eigener Unvorsich¬ 
tigkeit . 

2 . Eisenbahnbeamto und 

Arbeiter: 

A. beim eigentlichen Betrieb: 

a) ohne eigene Schuld 

bei Unfällen während 
der Bewegung der 
Züge. 

b) infolge Unvorsichtig¬ 
keit beim Besteigen 
od. Verlassen der Züge 

c) beim Rangieren von 
Zügen oder Lokomo¬ 
tiven ........ 

d) infolge Unvorsichtig¬ 

keit beim Betreten 
der Gleise. 

e) infolge sonstiger Un¬ 

vorsichtigkeit im 
Dienst. 

B. bei Arbeiten außerhalb 

des eigentlichen Bahn¬ 
betriebs . 

3. Sonstige Personen: 

a) bei Arbeiten auf Bahn¬ 
höfen . 

b) ohne eigene Schuld, 
infolge von Zugun¬ 
fällen , mangelhafter 
Bewachung von Über¬ 
gängen u. dgl. . . . 

c) beim absichtlichen 

oder u naufmerksamen 
Aufenthalt auf dem 
Bahnkörper. 

zusammen . . . 
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II. Privatbahnen. 

Die nicht vom Staate betriebenen dänischen Privatbahnen hatten 
am Schluß des Betriebsjahres 1917/18 einschließlich der von der Süd- 
fünenschen Esenbahngesllschaft verwalteten Staatsbahnstrecke Nyljprg— 
Hinge—Faaborg ( 55,73 km) eine Gesamtlänge von 2164,41 km. 

In den Betriebsjahren 1913/14—1917/18 wurden* folgende neue 


Bahnen eröffnet: 

Vandel—Grindsted.(18,90 km) am 21 . Mai 1914, 

Hammel—Thorsö .( 7,64 „ ) „ 12. Juli 1914, 

Asaa—Örsö.( 5,20 „ ) „ 11. November 4914, 

Nakskov—Kragenäs .... (26,70 „ ) „ 5. März 1915, 

Alminding—Gudhjem .... (18,10 „ ) „ 28. Juni 1916, 

Hornbäk—Gilleleje .... ( 12,00 „ ) „ 11 . Juli 1916, 

Svendborg—Faaborg .... (26,43 „ ) „ 25. November 1916, 

Prederiksvärk—Hundested . (13,30 „ ) „ 22 . Dezember 1916, 

Gjerrild—Grenaa.(12,40 „ ) „ 27. Juni 1917, 

Kjöge—Ringsted .*.... (33,20 „ ) „ 4. August 1917, 


Troldhede—Holding—Vejen . (97,40 „ ) „ 25, August 1917. 

Die hauptsächlichsten Betriebsergebnisse der Privatbahnen — mit 
Ausnahme der Bahn Troldhede—Holding—Vejen, deren Betriebsergeb¬ 
nisse noch nicht veröffentlicht sind — sind in der folgenden Übersicht 
zusammengestellt. Das Rechnungsjahr fällt bei den unter Nr. 9, 17, 18 
und 19 genannten Bahnen mit dem Kalenderjahr zusammen; bei den 
übrigen Bahnen umfaßt es wie bei den Staatsbahnen die Zeit vom 1. April 
bis 31. März. 
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1 

o 

3 

1 4 

5 

6 

• 7 



Hel- 


Hilleröd 





A mager- 

singür— 

Gribs- 

—Frede- 

Lyngby 

Slange- 

Ods- 


Hornbäk 

kov- 

rikavürk 

-Yeti- 

rup- 

herreds- 


• bahn 

—Oille- 

bahn 

—Hunde- 

bäk 

bahn 

bahn 


j 

leje 


sted 



! 

Betriebslänge im Jahres- 

i 




“1 



durchschnitt (km): 








* 1913/14 

12 

13 

32 

23 

12 

34 

49 

1914/J5 

12 

13 

32 

23 

12 

34 

49 

1910716 

12 

13 

32 

23 

12 

34 

49 

1916/17 

12 

21 

32 

27 

12 

34 

49 

1917/18 

12 

25 

32 

36 

12 

34 

49 

Auf 1 km durchschnitt- 








lieber Betriebslänge 
kamen (Kronen): 








Einnahme . . . 1913/14 

18 320 

8 647 

7 624 

7 257 

4 335 

11854 

8927 

1914 16 

22616 

8011 

7 748 

7 662 

4 438 

13 139 

8924 

1915/16 

32 300 

9 900 

8624 

8 772 

'4 595 

13889 

9748 

1916/17 

41655 

10 456 

9920 

10042 

7 182 

, 16 777 

11607 

• 1917/18 

43 160 

11673 

11 316 

11390 

4 401 

21406 

12077 

Ausgal te .... 1913/14 1 

| 10 989 

6 934 

i 5616 

5 347 

! 5 095 

' - 8 473 

5989 

1914/15 

j 11650 

7 138 

5 445 

j 6 598 

| 4 198 

I 9353 

6 659 

1915/16 

' 15990 

f 8191 

6 070 

429 

4 495 

10154 

7866 

1916/17 

' 25 593 

| 10 707 

8 333 

8218 

j 6 204 

13203 1 

10204 

1917/18 

( 33 909 

1 13 592 

i 

9578 

9094 

4 759 

17 934 j 

11406 

Überschull . . . 1913/14 

7 331 

1 713 

2009 

1 910 

— 760 

3 381 i 

2938 

1914/15 1 

10 966 

■ 873 

2 303 

; 2064 

240 

3 786 

2 265 

1916/16 
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7 653 

3 747 

3 812 

2142 j 

7 454 | 

•3911 

1916/17 | 

21 785 i 

8 231 

4173 

4 439 

1818 | 

8 383 i 

4804 

1917/18 : 

22 350 

7 724 

4310 

5 212 

487 j 

11121 : 

| 

4 878 
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Die schweizerischen Bundesbahnen 

im Jahr 1917 >). 


1. Allgemeines. 

Dfe wirtschaftlichen Folgen des europäischen Krieges haben das 
Rechnungsergebnis der Bundesbahnen auch im Jahr 1917 fortgesetzt 
stark beeinflußt. Die Betriebseinnahmen von 201441 792 Fr. sind .zwar 
um 8 844 231 Fr. höher als die des Jahres 1916 und übersteigen den Vor¬ 
anschlag um 5 256 472 Fr.; sie erreichen aber bei weitem nicht die Höhe 
des letzten Rechnungsjahres vor dem Kriege. Anderseits haben sich die 
Betriebsausgaben bedeutend vermehrt, indem ihr Betrag von 158 907 063 
Franken den der Rechnung 1916 um 16 918 148 Fr. übersteigt, aber um 
1014 397 Fr. unter dem Voranschlag geblieben ist. Dazu jist zu be¬ 
merken, daß zur besseren Vergleichung mit dem Jahr 1917 die Kriegs- 
teuerungszulagen ebenfalls in die Betriebsausgaben sowohl der Rechnung 

1916 als auch des Voranschlages 1917 eingestellt sind. Die bedeutendsten 
Mehrausgaben des Jahres 1917 wurden durch die hohen Preise der 
Brennstoffe und durch die Kriegsteuerungszulagen an das Personal ver¬ 
ursacht. Infolge dieser Ausgabenvermehrung ist der Betriebsüberschuß 
von 42 534 729 Fr. um 8 073 917 Fr. geringer als im Vorjahr; er über¬ 
steigt den Voranschlag um 6 270 869 Fr. Der Betriebsüberschuß vom 
Jahr 1917 beträgt rund 60 % des Jahres 1913; zur Deckung aller Lasten 
der Gewinn- und Verlustrechnung ist er unzureichend, weshalb sich der 
Fehlbetrag des letzteren im Jahr 1917 weiter vermehrt hat. 

Die Betriebszahl betrug in den Jahren 1913 66,94, 1914 = 73, gc; 

1915 = 71,21; 1916 = 73,72; im Jahr 1917 hat sie sich auf 78,88 erhöht. In 
beiden Jahren 1916 und 1917 sind die Aufwendungen für Kriegsteuerungs¬ 
zulagen an das Personal einbegriffen. 

Der Ausgabeüberschuß der Gewinn- und Verlustrechnung des Jahres 

1917 beträgt 29 238 394 Fr.; am Ende 1916 erreichte er 44 533 033 Fr. 
Der Fehlbetrag der Bundesbahnen mit den Zinslasten, den Aufwendungen 
für Abschreibungen und den Einlagen in die Spezialfonds beträgt somit 
am Ende des Jahres 1917 = 73 771 427 Fr. 

Die am 1. Januar 1916 durch die Bundesratsbeschlüsse vom 2. No¬ 
vember 1915 und 29. Februar 1916 bewilligten Gehalts- und Lohnerhöhun- 


*) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918, S. 449 ff. — Die Angaben sind dem 
Oesch&ftsberieht der schweizerischen Bundesbahnen für das Jahr 1917 entnommen. 
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gen h&bcri auch chu? iieohnungsjaiiir .1017 eöt.-spreohe'nd belast. Wenn 
auch i!i>rt jt die gegenüber 19tf> eingfMxnierie Venuindemrig der Personal- 
zaüi itaddurnh diu Personal Verjüngung die Meiiraaegalb&ö für die*« 
G^balfe- wä •Lobne^öBanjgc:» .^iäi8«i^^)> ;':ä^g^g'ftci[«»'- r iv»r<ie*r aind, 
ist picht ander Acht ?,«■ itoseit, daik. gti©. ifernich rt en .Vul^enduxigeö iia 
Jahr 1910 dho Summe von überh MHJ, Fr. erforderten, welcher Betrag: 
zuiB größigü Teil, auch die Roeknuing Tür 1917 weiter belastet hat 

. Die xur Yeriis^tnwg der EuiUilnfie des VistsamH infolge der go- 
vraliigeti Vec huuMutig aller täglichen .LobenHsedürfnk-e erfcirdcrlidjou 
Mittel haben eine bi-d.'i.-nnd* Ausgabe erfordert. ’/.u den feit Bundes*, 
rafsbiv/hlnli von» iü Oktober ilMd für di« Juh<«* l')l*> (ab X. April} und 1917 
;bevr Ultgfen ivrieg.steHunirigsr.alageri ist tritt Bnmlesbesnitluß vorn >7. Juni 
10,17. die 'Äüwuadtiqg eines weite wui Zuschusses ' al^.j^fl^P^deÄLUehe 
Kriegsboihilfo Kugtuisten des Persöiniis; l»>-mblue.-i,en worden. Die hier- 
ans entstandene gesamte Ausgabe betästet die Bet debarechohn'g für 1917 
inii. 17 2-is S24. Frv wozu, nocit t: S723&3 Pr. Teoeranjiajaiiagr?« an Ruhe- 
gehollHcnipfäut^fif• jpu- • zahlen sind, alle durch Rinuieshe.-KhibÄ vom- §2. Dr- 
jzr.ir.ber 191? bewilligt wiirden. 'Die gesamten Teuerungszulagun betragen 



lobn angcstelltem Arbeiter bis zu bO Uapuen zu-crböbeti/soweb dies uui- 
vrendig ersclnetii um .die Gewinnung von Rilfsatbeüerp ;zu ermöglichen;. 
Gieichzeifdg mußten auch dju wo digrAiimlestföhn eine Erhöhung erführt, 
die Tfigelöhne von bereits K-xi haftiehea Arbeitern, diu noch dun Mindest, 
löhn oder einen niedrigeren Lohn als den erhöhten Alhuiesttohti bezogen, 

auf die. Höhe dieses totstem tnifgebessert werden Die atihaliend un- 
S.'iE? iBl , 



or- 


ratc Bedacht gbHutn'fasn Werden mußte. Iler ttiindufraf besöbloß daher 
an« 5 Tafitiar oi cm Einschränkung der P'ahrUiigtungon auf ul Um EGen- 
balmeu uml Ba/n'{/?sr4,i!!,;r,, dio zu ihrem TSelrieh Koht.-ii verwenden. 
Gliiitdizeitig wurde die Ein?-tet!ung der .im Gang Iwliridhclu-n Arbeit.-, 
für den Somroerfal.rplau 1917 verfügt utni die bt-scliseunigto AufstelluoR 
eines Fäluplanes mit venviihdefton .Sän^iötsiutigie'n ungeordnet Dieser 
Fahrplan wurde am .20. Februar:¥917 in Kraft gesetzt. Er brachte für die 
Biindesbahrion eine;VerJuiinlerang. vier Kahrievi.snfsigVMi um täglich xumf 
2 ÜÖ0Q .XugkUbjneter. 

Die zurÜcfegcgongcn.AKohleüeirsföhr.zwang indessen zü weiterer Ein- 
Hi-hräiikung der Pahrii-i.-tutsgeii, Am 22. Oktober 1917 gelangte ein neuer 
Fahrplan zur Einsuhrung tuii nochmaliger Verminderung der LeusHtngen 
und Ui gl ich rund Iß 000 tbirsoueBzugkUoiaoter. Ira Vergleich zum Fahr¬ 
plan vor dein 20, Februar 1017 ergibt derjenige vom 22. Oktober 1917 ein© 
Ye rini«ilcftmg.. der.Pbrsmionzngkihmeter um etwas mehr als 50 %.. Dur 
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Di« schweizerischen Bundesbahnen im Jahr 1917. 


Verbrauch an Brennstoff verminderte sich mit der Einführung des Fahr¬ 
plans vom 20. Februar um etwa 11000 t monatlich und vom 22. Oktober 
1917 ab um rund weitere 5000 t monatlich. Die Gesamtersparnis ist also 
auf etwa 16000 t im Monat zu veranschlagen. 

2. Statistische Ergebnisse. 

1. Längen. 

Die Länge der dem Bund gehörenden Linien beträgt am Ende des 


17: 


i -- 

j Baulänge 

Betriebslange 

Kreis I . 

km 

j 698,106 

713,222 

» H . 

W 

i 487,713 

493,890 

„ HI . 

11 

! 687,246 

706,698 

. iv. 

«1 1 

i 428,701 

433,322 

„ V. 

n 

|' 480,615 

480,307 

zusammen . . 

km 

j 2 782,380 

2 827,339 


Außerdem besorgten die Bundesbahnen den Betrieb der Bodensee- 
Toggenburg-Bahn (einschl. der Strecke Ebnat—Neßlau) bis zu deren 
Übergang zum Selbstbetrieb am 1. Mai 1917, sodann während des ganzen 
Berichtsjahres denjenigen der Nebenbahnen Vevey—Chexbre, Bulle—Ro- 
mont, Cossonay-Bahnhof—Stadt, Visp—Zermatt, Nyon—Crassier samt 
Anschlußstrecke Crassier—Divonne—les-Bains, sowie der im Ausland ge¬ 
legenen Anschlußstrecken Coblenz Mitte Rhein—Waldshut, Les Verriöres 
Grenze—Pontarlier und Delle Grenze bis Delle, mit einer gesamten Be¬ 
triebslänge von 145,946 km. Ferner den Zug- und Fahrdienst auf der 
Nebenbahn Pont—Brassus (13,259 km), auf der Strecke Münster—Lengnau 
(12,979 kin) der Berner Alpenbahn-Gesellschaft Bern—Lötschberg—Simp- 
lon, sowie auf den den italienischen Staatsbahnen gehörenden Strecken 
Iselle—Domodossola (19,068 km) und Pino—Luino (14,640 km). Für die 
Wald-Rütli-Bahn (6,670 km) besorgten die Bundesbahnen die Finanz¬ 
verwaltung und den Bahnunterhaltungsdienst. 


Die betriebenen Linien hatten eine 


von 


km 


1 

1 Baulange 

Betriebslange 

1 142,640 

144,830 

! 2 925,020 

2 972,169 


mithin im ganzen für die Bundesbahnen , 

Die Betriebslänge im Jahresdurchschnitt betrug 2836 kip. 1 ) 

Im Berichtsjahr sind die nachbezeichneten neuen schweizerischen 
Eisenbahnlinien dem Betrieb übergeben worden: 

a) am 19. März das Schlußstück Sißelen—Finsterhennen—Ins B. N. 
der Biel-Täuffelen-Ins-Bahn. 


*) Betriebsläng« einschließlich der betriebenen Linien 2917 km. 
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Die sohweizeriaoben Bundesbahnen im Jahr 1917. 
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b) am 12. Juli die Schöllenenbahn (Göschenen—Andermatt), 

c) am 18. August die Strecke St. Cergue—La. Cure und' am 24. No* 
vember die Strecke Nyon halte terminus provieoire—Nyon C.F.F. 
der elektrischen Schmalspurbahn Nyon—St. Cergue—Morez, 

d) am 6. Oktober die Langethal-Melchnau-Bahn und 

e) am 15. Dezember die Strecke Bern Tierspital—Bern Bahnhof¬ 
platz der Bern-ZollilÄfen-Bahn. 


2. Anlagekapital. 

Es betrug am Schluß des Berichtsjahres das ein¬ 
gezahlte Anlagekapital. 1877 519 096 Fr. 

davon waren verwendet. 1 657 930 888 „ 

Dieses setzte sich, wie folgt, zusammen: 

1. Baukosten der im Betrieb stehenden eigenen Linien 1 467 682 750 „ 

2. Verwendungen auf die im Bau befindlichen Linien 

und Objekte ... 57577220 „ 

3. Überschuß des Kückkaufspreises über die Aktiven 

der früheren Gesellschaften. 113 917 356 „ 

4. Zu tilgende Verwendungen. 16 966 772 „ 

5. Verwendungen auf Nebengeschäfte. 7 786 790 „ 

Von den Baukosten der im Betrieb stehenden eigenen Linien kommen: 

auf allgemeine Kosten. 148 363 203 Fr. 

„ Bahnanlagen und feste Einrichtungen . . 1 022 798185 „ 

„ Betriebsmittel ... 253 876 863 „ 

„ Mobiliar und Gerätschaften. 14 611580 „ 

% „ Hilfsbetriebe. 28 032 918 „ 

3. Betriebsmittel and deren Leistangen. 


Es waren im Bestand: 

1 

19 16 

19 17 

Lokomotiven. 

Stück 

1 168 

1 129 

mit Achsen. 


7 045 

6 843 

Personenwagen. 

77 

3 654 

3515 

mit Achsen. 

7» 

10557 

10 305 

„ Sitzplätzen. 

77 

187 417 

184 052 

durchschnittlich für 1 Achse . . 
Gepäck- und Güterwagen (offene 

Plätze 

17,8 

i 

17,9 

und gedeckte). 

Stück 

17 064 

17 589 

mit 4ßhsen . . 

77 

34 458 

35 572 

„ Tragfähigkeit. 

t 

6,32 j 

6,86 

Dienstwagen. 

Stück 

1 217 

1 211 

mit Achsen. 

77 

2 472 

2 464 

Privatwagen. 

77 | 

1 

909 

1 407 
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Die 6ohweiiz>eriscben Bundesbahnen im Jahr 1917. 


Die Leistungen der eigenen Betriebsmittel auf 


fremder Bahn ergeben nachstehende Zahlen. 


Es wurden geleistet: 


19 16 

19 17 

Lokomotivkilometer: 




vonDampf- u. elektrischen Lokomotiven j 

38 285 615 

31 533 076 

durchschnittlich für 1 Lokomotive . j 

31 822 

29 523 

Achskilometer: 

! 

• 


von Personenwagen. 

. . 

326 878 115 

269 445 087 

„ Gepäckwagen. 

• • i 

76 660 474 

62 635 183 

„ Güterwagen. 


543 166 755 

632 335 708 

„ Privatwagen. 


18 203 286 

19 921 876 

„ Dienstwagen. 

• • i 

7 749 223 

8 005 §22 

Wagenachskilometer zusammen 

972 657 853 

892 343 376 

Zurückgelegt haben: 

i 

i 

• 


1 Personenwagenachse. 

km 

30 963 

26 147 

1 Lastwagenachse. 

” i 

17 984 

16 705 

Von eigenen und fremden Be 

triebsmittein wurden auf 

eigener Bahn geleistet 




Lokomotivkilometer. 


37 983 575 

30 191 196 

Personenwagenachskilometer .... 


326 741 642 

273 771 985 

durchschnittlich für 1 Achse . . . 


115 661 

96 535 

Lastwagenachskilometer .. 


604 237 137 

524 329 096 

durchschnittlich für 1 Achse. . . 


213 060 

184 883 

Von den Wagen zusammen . . . . 


930 978 779 

798 101 081 

Zugkilometer. 

i 

30 437 636 

23 432 192 

Täglicher Zugverkehr. 

. . ■' 

29,44 

22,64 * 

Durchschnittl. Stärke eines Zuges Achsen | 

30,69 

34,06 

4. Verkehr. 



a) Personenverkehr: 

i 



Anzahl der beförderten Reisenden . 


86 990 815 

82 708 596 

davon in I. Klasse . 

% 

0,21 

0,19 

1 ) n H. n . 

■ ; 

5,90 

5,89 

n n Hk n . 

n 

93,89 

93,92 

Anzahl der geleisteten Personenkilometer '[ 

1 874 329 162 ; 

1 724 236 924 

durchschnittlich für: 

1 

I 

• 

1 Bahnkilometer . 

• • II 

663 479 

G07 982 

1 Personenwagenachskilometer . 


5,74 

6,30 

1 Bahnkilometer der Reisenden . 

• • II 

30 793 

29 164 

Jeder Reisende durchfuhr durchschn. 

km 

21,66 

2d|bö 

davon fallen auf L Klasse . . . 

i 

n i 

80,84 ' 

82,02 

n .n w H. n ... 

V 

48,63 ! 

43,42 

» n «HI. n ... 

n |! 

19,71 

19,31 

Mittlere Ausnutzung der Sitzplätze . 

%' Ü 

32,29 

35,31 
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Die schweizerischen Bundesbahnen im Jahre 1917. 


Die Betriebseinnahmen 
ergaben für 

i Personenverkehr 

f 

Güterverkehr 

I 19 16 

19 17 

1916 

1917 

l Bahnkilometer. 

Fr. 

22311 

24673 

38717 

38143 

1 Achskilometer. 

Ct. 

1 19,89 

25,86 

19,56 

22,61 

1 Person. 

Fr. 

0,72 

0,84 

— 

— 

1 Personenkilometer . . . 

Ct. 

' 3,36 

4,04 

— 

— 

1 Tonnenkilometer .... 

» 

: 1 

— 

7,16 

8,79 


Im Personenverkehr kamen (in Prozenten 

1916 

19 17 

der Gesamteinnahmen): 


i 


auf die I. Klasse. 

% 

1,92 

1,63 

n n ^ n . 

77 

19,11 

16,11 

„ n HI- „ . 

1) 

78,30 

71,60 

„ n Zuschläge. 

77 

0,67 

10,66 

Die Betriebsausgaben stellten sich 

wie 



folgt: es betrugen 


1 


die reinen Betriebskosten . . . 

Fr. 

125 119 208 

129 809 186 

.verschiedene Ausgaben 1 ) .... 

71 

13 643 722 

29 097 877 

Gesamtausgabe . . 

77 

138 762 930 

168 907 063 

in Prozenten der Gesamteinnahmc 




(Betriebszahl). 

% 

73,72 

78,88 

Von den reinen Betriebskosten kommen j 



auf allgemeine Verwaltung . . . 

% 

2,77 

2,46 

Bahnunterhaltung u. Aufsicht 

77 

13,64 

11,23 

„ Verkehrs- und Zugdienst . . 

77 

34,21 

30,27 

„ Fahr- und Werkstättendienst 

77 

39,65 

37,73 

„ verschiedene Ausgaben. . . 

77 

9,83 

18,31 

Die Gesamtausgaben ergaben: 




für 1 Bahnkilometer. 

Fr. 

49120 j 

56 032 

„ 1 Zugkilometer. 

77 

4,66 

6,78 

„ 1 Lokomotivkilometer . . . 

77 

3,66 

5,26 

„ 1 Wagenachskilometer . . . 

Ct. 

14J11 

19,91 

Der Überschuß (der Gesamteinnahmen 



Uber die Gesamtausgaben) ergab: 



überhaupt. 

Fr. 

53 834 631 

42 534 729 

für 1 Bahnkilometer. 

77 

19 056 

14 998 

„ 1 Zagkilometer. 

77 

1,77 

1,82 

„ 1 Achskilometer. 

Ct. 

5,78 

5,33 


*) Für Pacht und Mietzinsen, Verlust an Hilfsgeschäften, sonstige Ausgaben. 
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6. Unfälle 



Es betrog- 

dio Zafil der Entgleisungen . i 
„ Zasamraeußtöäe . . 

„ „ sonstigen Unfälle 


19 16 

• • 

3 817 

V'-V.ü' it \< 

44 

20 

1214 

1 334: 

überhaupt 

| 

I 27b 

• y 1 4ör 

Ea wurden 


19 tö .. 

1917 



getötet 

verletzt 

j getötet 

verletzt 

Koteeode ..• 

6 


! io 

40 

Bähöbedienatetü . 

iS 

1 103 

, ; jb 

3 262 

&tfödtige Pfcreaosi*. ... 

19 ‘ 

23' ■ 

16 1 

IS 

zusammon 

43 

i 175 

! • 39 ;i 

1316 ; 

Heisende: 



l.- .. 


auf töOO OOo Reisende.. . 

0,07 

0.4 «i 

i ;0,UV \ 

K 'poj* . 

, IC 000 000 Porsonenkilometer . . 

0,03 

' • -i 

\ 

r °,»a 

f 1 OOOOOO Peraonww ag’önaebskm 

0,« 

j 0.38 

0,11* 

! , o,i> 

Babnbedieifsiete; 


i; ;■ j'.*; 

! : 


auf 3000000 Zugk'dosnetör ' . . 

0,6? 

85,79 j 

! 0.6S 0 

Lv 5;w 

„ 1009 000 Loteönjßtiv-köbatater . 

0,if 

; 28,7« 

0,43 j 

■ 41,66 

„ l DÖQOöU WagmUicd ski km* fl te r . 

o,w . 

j 1 >!B i 

!■ OM 

3.67 


. % PtMhMMial. ' 

%vi\i\ der bestifäfligten ittiJohresdurcJiecfmiU: 


. "... v\' 5 • ■' vy 

A. Babobotriobßpersonal .} 

13 10 

1 9,1 7 


. Vt.v 

Bei der allgemeinen Verwaltung , 

ms 

840 

„ „ BahtiTiDtejMhurig unil A^gicbi . 

2438 

: 2 356 

v 1 - • ■ : 

„ dem Abfertigunga- und Zugdlenst , : 

10 420 

16 473 

„ ,, Fahrdienst und den Werkstätten ; 

5 510 

! 

5 443 

zusammen , . j 

t 

25236 

i 25121 

B. Spezialkonii. j 


■’ ( 'K.;?:--.v,' •: V>. ‘Ir - 

I 

Niciit eingereilites Personal des Bahn- und ;j 

y: $'*> ' ' ■ -r 

Telegraphendienstes und Balmbaa . . { 

• 4 821 

i 4 674 
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Die schweizerischen Bun(le&b&hnen im J ah.ro 191 <. 


C. Hilfsbetriebe. 1 

1 9 l G 

19 17 

Drucksachenverwaltung, Oberbaumateria- 





lienverwaltung, Materialienverwaltun¬ 
gen mit Lebensmittelniederlagen, Werk- 


4 816 

Stätten, Gasanstalten und Kraftwerke . 

4 981 

D. Nebengeschäfte. 


69 

Dampfschiffbetrieb auf dem Bodensee. . 

• Summe A bis D . 

71 

35 108 

. 

34 680 

dazu ß Betriebene Linien. 



Personal, das ausschl. im Dienst der durch 
die schweizer. Bundesbahnen für Rech- 


111 

nung Dritter betriebenen Linien steht . 

192 

insgesamt . . 

35 300 

34 791 

Im Betriebsjahr betrug die Zahl der Beamten und Angestellten mit 

festem Gehalt 25 546. Gegen Tagelohn waren tätig 9245 Personen. 


Beamte mit 

Angestellte 


festem Gehalt 

im Tagelohn 

Davon waren beschäftigt: 


'i 


bei der Generaldirektion. 

| 757 

. 16 

beim Kreis I. 

5 533 

1 766 

., .. 

1 6 071 

2 570 

.. 

5 459 

1 936 

„ .. 

j 3 535 

1 370 

„ V. 

i 4191 

1 

1 587 

zusammen wie oben 

tl 

]; 25 546 

9 245 
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Die Eisenbahnen Argentiniens. 

Stillstand in der Entwicklung. Konzessionen. 

Von 

C. Offermann, Geheimer Baurat. 

Mit einer Karte. 


Schon vor dem Krieg halte der Neubau von Eisenbahnlinien in Ar¬ 
gentinien infolge des volkswirtschaftlichen Rückganges abgenommen, im 
Krieg aber ist er zum gänzlichen Stillstand gekommen. Der Bestand des 
Eisenbahnnetzes ist daher anfangs 1919 fast genau derselbe wie am 1. Juli 
1916 : 37 266 km (siehe Archiv für Eisenbahnwesen 1916 Seite 1149 und 
die beigefügte Karte) 1 ). 

Alle Bahnen sahen sich durch die Verminderung der Transportein¬ 
nahmen in Notlage versetzt, die zu einem großen Teil hervorgerufen wurde 
durch den Wegfall der Einfuhr von See her und deren Verbringung in das 
Landesinnere, dann aber auch durch verminderte Ausfuhr zu den Häfen in 
dem schlechten Erntejahr 1917, weiter durch verminderten Binnenverkehr 
und die Abnahme der Reisen. Bei dieser Notlago vermochten'die Bahnen 
eino Tariferhöhung von 22 % bei der Regierung durchzusetzen, die am 
20 . November 1917 in Kraft trat. Die Roheinnahmen vermehrten sich da¬ 
durch beträchtlich, aber inzwischen waren auch die Betriebskosten noch 
weiter gestiegen durch Verteuerung des Brenn- und Schmiermaterials, durch 
Vermehrung der Entlohnung der Beamten infolge der Verteuerung der 
Lebenshaltung, durch Abnahme der täglichen Leistung des Personals und 
der darauf folgenden Erhöhung der Beamtenzahl, durch Verteuerung der 
Neuanschaffungen und der Instandhaltungsmaterialien, und endlich in¬ 
folge von unsinnigen Zerstörungen bei Ausständen. Allenthalben fehlten 
die Kohlen, die durch Holzzufuhr aus dem Innern nur zum Teil ersetzt 


l ) Die zuletzt im Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrgang 1904, veröffent¬ 
lichte Übersichtskarte der argentinischen Eisenbahnen (S. 1030) nach dem Stand 
von 1900 bezog sich auf insgesamt 17069 km Eisenbahnen (s. $. 884/885). 
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werden konnten. Auch die Vermehrung der Transportmenge durch diese 
Holzzufuhren,^ die beträchtlich war, brachte in dem Einnahmeausfall nur 
zum Teil eine Linderung hervor, weil dieser Transport wenig lohnend ist 
und die Bahnen dabei auch für den Eigengehrauch transportieren. So 
wurden die Mehreinnahmen aus der Tariferhöhung bei den meisten Bahnen 
wieder aufgezehrt. Bei der Westbahn z. B., einer der ältesten und bestbe¬ 
gründeten Bahnen Argentiniens, betrug infolge der Verhältnisse im letzten 
Geschäftsjahr (30. Juni 1917 bis 30. Juni 1918) die Verzinsung nur 2%, 
bei andern fand überhaupt keine Verzinsung statt, und bei den Staatsbahnen 
überstiegen die Betriebskosten sogar nicht unwesentlich die Einnahmen. 
Die Aktienkurse der Bahnen während des Kriegs sind meist herabgegan¬ 
gen. wie aus der nachfolgenden Zusammenstellung ersichtlich ist: 


Stand im Oktober 

1915 

1918 

Große Südbahn . 

76t 

70t 

Central Argentino Bahn. 

77 

67i 

Westbahn. 

82 

724 

Pacifico Bahn. 

43 

584 

Nordeste Argentino. 

20 

27 

Entre Rios Bahnen. 

21 

43 

Central Cordoba Bahn. 

47 

44 


Unter den größten Bahnen erlitten die Südbahn, die Westbahn und 
dio Central Argentino Wertverminderungen. Die große Pacifico Bahn war 
vor dem Krieg in der Ausdehnung und Verbesserung ihrer Linien außer¬ 
ordentlich lebhaft vorgegangen und bei Eintritt' schlechterer Geschäfts¬ 
zeiten in eine schwierige Lage gekommen, die sich in einem Sinken der 
Aktienkurse auf etwa die Hälfte ausdrückte. Nach obigem Ausweis scheint 
sie dio Schwierigkeiten zum größten Teil überwunden zu haben und be¬ 
wegt sich wieder aufwärts, wenn sie auch noch nicht auf dem alten Stand 
angelangt ist. 

Bei den schwierigen Kriegszeiten war an den Ausbau der vielen 
früher konzessionierten Bahnen nicht zu denken. Die Regierung hat den 
veränderten Zeitverhältnissen entsprechend alle solcho Konzessionen einer 
genauen Prüfung unterzogen und die als verfallen erklärt, deren Inhaber 
ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen waren und bei deften es sich 
herausstellte, daß sie, unter dem Eindruck eines zu großen Optimismus er¬ 
teilt, jetzt noch für bestehende Linien schädlich zu sein schienen. Sie hat 
damit für die Gewährung neuer; den jetzigen Verhältnissen angepaßter 
Konzessionen freies Feld geschaffen. Man hofft, daß beim Eintritt nor¬ 
maler Zeiten die früher im Fluß gewesene Entwicklung wieder einsetzt und 
eine vermehrte Erzeugung die Ausdehnung des Eisenbahnnetzes herbei- 
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Hie Eisenbat! ufcu ArgemibiaoKt y$-V 

fuhrt, Hierzu wiirdu vor allen} eiii npucr Euiwiaderpritrom erforderlich 
sein. ' ; ^ 

-■Tniii dem ft^drcn^eh^jL-ljeridil. d<n? ;. Minister? der idiemlichch Arbe- 1 
ton an den Koagreü*; mufjussend ec^ijuni ISiS- hisJMai 191$, eind 

'•U erötk'rv um! Könige. jtinjnjejvi'KonzK-ssioueu f»h erloschen erklärt. Einig.« 
u 4er Ausführung be^iüifeuiv Linien grülierer IKuliviiLini' - sind im Krieg; 
um-oilKudet geht leben, leb erwübilö da runter die Siidbalmlinie von Nen- 
4ti$ri nach Chile, die nur Uber das Flilßehen Santo Doniingo bis Zapala 
sadaugtis; Uüil di*? ParfKefv 'Bahnlinie-, von ßahio X&Vbea hach Cortheq An 

A . ^ ** 

A-.tr «■• i ne- Nenkon Zession- 'ist erteilt worden. TA iD die Im -fahr 
1.9'lä für verloschen erklärte Kftuwssion stiini •IlafoiV von Satobömmfcbn 
oe'W -einen Eisenbaliiuiifukrliniorj, welcher Hilfen S.liiffpir xen AU' Tic* - 
gang |uegej*Iätac gewahren soll. Biese Kohzt^Äun rai d«.nt) Ingenieur 
Artur« Custaßo durch Gesetz. Nr !<* 2r6 vom SO OktolK i 1217 von neuem 
erteilt worden. Der Hafen soll frwLeViantisrtien Dztau -unter dem ÜÖ s sü'dl. 
Breite jioiren. seine genaue Läge durch Studie« bestimmt werden. Von ihm 
atf« lähll »iu'a Hßu|»tei-«nubribnliiiie uaeh Trenxiue I/aiiguen gehen fllutr Taus 
1 iure.',Tiipa'kjue ttod ßoliyixr, odt Zweiglioien von-Las .Fl«vcn. nach Juß'm 
über S|3adÖh>. 25 de; Slftjio Und Hrrtgadn, Und von PHa nach A&ul libcr 
Hi muh, Äußenleaii soll der Halfen mit Chsiscomus verbunden werden. Diese 
Iiiuieu sind in der beigeüisrbn Karte’ der Eisenbahnen A re cid Wiens mit 
gekri-r,7.(cr Linie aumaleuu-i 

Zu 4iWr vreiigrc-feiiden Ko>i/,<>rt«ri ist folgendes zu bemerkenS Der 
lngrtueui' Arhiro .Ca^Bh QAlankeii der .Anlage oiheseSeC" 

hiiten« an dgr Hnhja isämbnTnnibwh iävit IsQgäo .l&hn u als Lehe-na&ufffäbe 
i;. 1 hat.'tbm seine Kraft und einen guten Teil seine- A'e'nnbsen* g^idjfiet 
Alte töi : ijglidi>d:) Mlndof mäs*» sind ihm dftfei $ureh die belebenden D ,&'ter- 
iwdimungeu und durch das Ayf Und Ab <kr Zeiten iü den XV«e gelegt 
Worden. Zunäehst hatte der Gedanke Ft-euxidf. Auch in lLgforniig*k.rT??lHi. 
<md ler Kongreß itntersttitzto ihn durch Bewilligung , vint-r txunuuo von 
vS liiliioücn Alatte Du diese Hergabe über au Bfcdiae.uugeu geknüpft war, 
m bildete sie eher (in Hindernis fiir die Kardbdb^chai'fiKig, nt,-, eine Hilfe. 
A.o-h dis*«» Ifeeftigung seiden sieh, in 'England eine Gruppe für das Psm- 
ü-kt'£)i 'imi't’c-Htitren. und -nk-ht liiuge vor .Tfobrueh deic-Krieg* war-rti 'auch 
deutsche Ititeressenten. auf das Hniem&hmen aufroerksam^^ gtnvotdea löi 
Krieg war es ganz bei Seite gestdioheri. Zu- Stdrip'r .ÖurciiFiihnmg und 
T'itrclihaltnng- wahrend der drst&cr Jöht#deir Ent-yritskluna„.'npiyjitei 'ieio.'wWh' 
liches gesehlosseues Kapital zur Verttefw*g stahen. ZetsidHferte Kräfte 
können sieh gegen die voiliandcnen GegerLkraXte iiitht halten und würden 
mir verlieren. 
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Die Einflußzone des Hafens Samborombon liegt zwischen der des 
Hafens Buenos Aires und der der Häfen an der Bahia Bianca, während die 
Häfen von Mar del Plata und Necochea, die beide im Bau begriffen sind, 
vorläufig nicht so sehr in Betracht kommen, weil ihnen radiale durch¬ 
gehende Eisenbahnen fehlen. Die Stammlinie zur Erschließung der Ein¬ 
flußzone des Hafens Samborombon, oder, wie ihn früher Castaüo nannte, 
Port Argentine geht auf dem 36. Breitegrad in einer Ausdehnung von 550 
bis 600 km ins Innere, und die Zweigbahnen werden noch etwa 500 km 
Länge haben. Der Hafen ist zunächst als Anlaufplatz für die durchgehende 
Schiffahrt von Bedeutung, namentlich für Linien, denen die Fahrt ins 
Innere des Rio de la Plata nach Buenos Aires zu viel Zeit kosten würde. 
Andererseits sichert gerade die Innenlage Buenos Aires seine Bedeutung 
durch die Ersparnis an Landtransport und die Möglichkeit des leichten 
Weitertransports der umgeschlagencn Ware auf dem Flußweg. Buenos 
Aires wird daher seine Einflußzone in der Hauptsache ebenso unbestritten 
behaupten, wie Antwerpen sie gegen Vlissingen behalten hat. Samborom¬ 
bon hat zwar in seiner näheren Lage zum Meere zweifellos andere Vorteile 
und wird die ihm zugewiesene Einflußzone gewinnen, aber die Aufgabe, 
dort einen ganz neuen Handel zu gründen, dürfte gewiß nicht klein sein 
und erfordert offensichtlich, um gesund gelöst zu werden, große Kräfte an 
Einsicht und Kapital. Die technische Aufgabe des Baues des Hafens ist 
nicht klein; soviel ich mich erinnere, müssen Zufahrtskanäle zum Hafen 
in der Buchtsohle gebaggert werden, die zum Teil mit Schutz gegen 
Strömung und Wellengang zu versehen sind. Die Eisenbahnen dürften 
Schwierigkeiten besonderer Art nicht bieten. 

Folgende Konzessionen sind bei der Regierung beantragt worden: 

Die französische Eisenbaiingesellschaft Rosario—Puerto Belgrano 
will ihre Linie mit der Stadt Bahia Bianca in Verbindung setzen, um Ver¬ 
kehr mit diesem wichtigen Zentrum zu erhalten. 

Die Herren Antonio Aleu und Benjamin Dupont, Inhaber der Kon¬ 
zession des Flußhafens von Posada am Alto Parand, haben eine Eisen- 
bahnkonzesöion nachgesucht von Posadas nach Candelaria, Cerro Cora, 
Bompland, Aposteles, San Javier und Monte Agudo, in einer Länge von 
300 km. 
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^EISENBAHNEN in ARGENTINIEN 


ringer in Berfm. 


Breitspurbahn*? 7,676m 
VoJ/spurbahnen 7,bSSm 
Schmalspurbahnen 7 t ooom 
Bahnen im Bau 
Konzessionierte Bahnen 
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Kleine Mitteilungen 


für dio Emetibahn^ wob] zu erw»rl»«n 


'*} Vjgl. den Aufsatz: ÄrfUsiandeturbeStstag tn der Zeitg. i3. Vor Dcufcub 
Kisenbahoverw. r. 15. Mftrz 1919. 
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der Neuregelung soll hier nicht eingegangen werden, durch eie ist 
der Achtstundenarbeitstag im deutschen Eisenbahndienst verwirklicht 
worden. Die Entente hatte seine Einführung im besetzten links¬ 
rheinischen Gebiet zunächst untersagt, nun aber vom 26. Mai 1919 an für 
die Haupt-, Neben- und Betriebswerkstätten sowie die Bahnunterhaltung, 
vom 5. Juni ab für das Betriebs- und Abfertigungspersonal und vom 
10. Juni ab für das übrige Personal zugelassen. 

Während die Verordnung vom 23. November 1918 eine dauernde Vor¬ 
schrift darstellt, ist die vom Reichsministerium für die wirtschaftliche De¬ 
mobilmachung erlassene, inhaltlich gleiche Verordnung über die 
Regelung der Arbeitszeit der Angestellten während 
der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 
18. März 1919 (das. S. 315) zeitlich beschränkt; der Zeitpunkt ihres Außer- 
'krafttretens wird von der Reichsregierung bestimmt werden. 

Bevor der achtstündige Arbeitstag im Deutschen Reich auf breitester 
Grundlage verwirklicht worden ist, war das in ihm verkörperte Prinzip 
bereits in der Gesetzgebung anderer Staaten zur Geltung gekommen. 

In größerem Umfang ist der Achtstundentag zuerst verwirklicht in 
den australischen Kolonien Englands. Dort besteht er in einigen 
Industrien bereits sedt den fünfziger Jahren des vorig&i Jahrhunderts und hat 
sich teils infolge der Tätigkeit der Arbeiterverbände, teils auf Grund gesetz¬ 
licher Bestimmungen immer weiter ausgedehnt. Er ist unbedingt vorge¬ 
schrieben für Frauen und jugendliche Arbeiter, ferner für alle Bergwerks- 
»rbeiter und für alle die erwachsenen Arbeiter, die im Staats- oder Ge¬ 
meindedienst angestellt sind. Ende des vorigen Jahrhunderts war er tat¬ 
sächlich in etwa 60 Industriezweigen, in denen drei Viertel der Arbeiter be¬ 
schäftigt waren, eingeführt. 1 ) * 

In den Vereinigten Staaten von Amerika bestimmt ein 
aus dem Jahr 1868 herrührendes Gesetz in der Fassung vom 19. Juni 1912. 
daß die Unternehmer von Regierungsaufträgen sich in jedeip Fall 
vertraglich verpflichten müssen, die an diesen Aufträgen mitwirkenden Ar¬ 
beiter täglich nicht länger als 8 Stunden zu ihnen heranzuziehen. Aus¬ 
genommen sind aber unter anderem die Verträge über Transporte zu Wasser 
und zu Land, über Nachrichtenübermittlung sowie über Lieferungskäufe der 
Regierung, mit der Beschränkung, daß die Lieferungen der Rüstungs¬ 
industrie unter das Gesetz fallen. (Bulletin des Internationalen Arbeits¬ 
amts Band XI, S. 441.) Die Wirksamkeit des Gesetzes wird dadurch ab¬ 
geschwächt, daß die Unternehmer nach richterlicher Entscheidung die acht¬ 
stündige Arbeitszeit nur bei den Regierungsaufträgen selbst einzuhalten 
haben, daß sie aber die hierbei beschäftigten Arbeiter über diese Zeit hinaus 
noch zu anderen Arbeiten heranziehen dürfen. Auch das Bundesgesetz vom 
9./5. September 1916 über den Achtstundentag des Zugpersonals im zwischen¬ 
staatlichen Verkehr (Archiv für Eisenbahnwesen 1917, S. 460) ist nur ein 
platonisches Bekenntnis zum Prinzip des achtstündigen Arbeitstags; denn 
«s führt ihn als Maßetab für das normale Lohntagiewerk und für die Be¬ 
zahlung der Überstunden ein, ohne die Arbeitszeit des Zugpersonals irgend¬ 
wie zu beschränken. 

Dagegen haben einige andere außereuropäische Staaten den acht¬ 
stündigen Arbeitstag neuerdingis für die große Mehrheit der Arbeitnehmer 

*) Vgl. Gelesnoff, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre (1918) S. 112 fr., 
Henry Demarest Lloyd. Jfewest England (New York 1900) S. 233 ff. 
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ohne EiUBöitrtettkung. eiogeführt: Panama.'durch das Gesetz zur .Rege¬ 
lung der Arbeitszeit der Arbeiter und Handeisang&delltt'm vom 29.. Oktober 
1914- (Bulletin u?w. Band XV. 38)E eü a d o r durch das Achteln «ldcn- 
tagsgßsetz vom 4; S.ept. I9l<5, da* für die liandwerker und Arbeiter «©wie die '"•) '' : ' 
Arbeitnehmer der Haü«IetegebpiiMt»v iitirevs und gewerbüelttvn Dnlerricltmun- 
gen gilt (das. Baad XVE S. 6 t); E r.’Agday- durch dac? Gbäf&s über den 
aehtsfdiidigen Arhciislag der Arbeiter lind'■Angestellten vom 17. November 
lölt» und die Ausfuhriingsverordniing vuin 91 Januar 1916 (das. Band XV, 

8, 3(? und 137); das Gebots ist an^drtioElk-h atiidi äuf du* Eiöenbahn- 
betriebst und BahnbeTvschungypersOnal Adsgedefeiu. Endlich sehrerbt die 
revidierte .Siaatsverfa.5siing der Voroi tilgten Biaat eh ..); v o n 
Mpxj k o voüi 2-1. Jartuar 1917 (das. Band XVII, S. 16) dem Kongreß der 
Union und den Eiuzelstaateft dex» Erlaß von Arbe.iterachtttzgb^tzen vc-, 
durch di© unter drtdereradie tägliche Arbeitszeit aut 8 Btvutd^k buwhränkt 
winden soll. 

In Europa hat I* or utg-a t. .am 22. Januar l'Bö ein Gesetz 
über »ho Arbi.iMsner.. in geiverbbehfrij IbRriöbett • crl&Sfc-o; cs fco* 
schränke die tägliche Arbeitszeit ahf 8 und dib’:)W^chentljeho ArbeHszeü 
auf 48 Slöhdeht för die Betdbbö di» Staat« und der K</tmnUndn, für den 
Bergbau untbr -^age JatM©. ‘in- ge'UmlhwtscMdÜelit' 

Stoffe mengt oder verwendet werden (das. Baud XIV, $. yO). D** 
revolutionäre Rußland hat die 4^«ttihd.ti*e'.'Arbeitswoche durch einen Er 
laß des Vtdlzug-an.-.-ciitö^ der .Soldaten- und Afbeiterabeeordneten; vorri 
29. Oktober, ,11. •November 191? (das, Baud XVI; 8.232} für alle Handel--' 
ttnd)^nd#tt.bh3ßtit«.rt«i‘limong*4a eingeftibrt; als Arbeitszeit gUt die Zeit, 
wtilifßöö: <&? :d& Petsnöfttsmr^ Arbett ^rpiiichtet .i«t oder zur Verfügung 
den Arbeitgebern stellen tmiß, i.?em rUätoütohe» Beispiel ist f i n n 1 an fl 
mit dem Gesetz- beir die aehfslümlige Arhnitsduuer, vom 27. Xovwnfcer 1917 
(das. Baud XVÖ, $, A3) ■ft.u| ; dem *FütEgdföIgfc Gas Gesetz gilt für «dB' 

Gewerbe- und Martdelsbetriebe. 'imter..anderem .auch.'für den Eisenbahn-, 

Post- ahd ZoBdibtitA, einsohUcUHeh. der nicht ..bestimm? 

ten skurtliebeH lind kommunalen Xihiternelnnung^hr »hd «war soll die rege!.*.: 
mäis.ge Arbeitszeit .im EisrubaJmdicnst .tnncrUojb 4 iVotdien hoelietim* 

192 Stunden dauern.' Während das xusstoolm to-.-eiz die EmJogUtoc 
von Gbersiuttdhn nur in bestlnimfe« NotfliUeB und iß üflg^ Dauer 

«•ufc'ißt. gestattet dus, finnisch« Gesetz nebst einer« NttChtmu- »um 14. Aügu-t 
1918 (das., Baud XVH, S. 211), daß die.-mindestens' 18-jäfcrigcn Arbeiter., 
ohne daß ein N©t» tuM) vueth-gr» mit'' ihrem'.- ^tn4el^tftfHfii|h;.:|^b)ili^bi.' '$$$' z-o 
20t> Überstunden Icwtdri dürfen; in Notfällen können auß-rdrm jnii Go- 
JK-hwriisrung der Auf-iettt-Midrdo höchstehs ISO Überstunden eingelegt 
werden. .... • 2-“ 

SieM inan von Rußland ah, dessen whlscdmltlHi© Verhält rüsse zurzeit 
CoeU m ini argen liegen; daß «fine heimisch»? Produktion für den Inter- '. 
fiaiionalen Markt bedeutungslos ist, so bandcH es idbtt :lh alle» dlesef» 

Staaten «m Maßnahmt-ts, die entweder nur einen 'tputkr oder wei-.mVr b<- 
8fbr&nkt©n -Kreis von Arbeitnehmern berühren oder die dbrb den inter- 
riuiioruvlen ’VVeitl.tewiAb in Irulnstrio und Handel nicht eondcrlieh. 2». beeiij- 
fluHsen vf-rnü'ge'n. Erst das jüngste Vorgehfe'ii d-> UeuGchen Reichv bat 
die AntWleuenheü ZU tincr floleiioü von iidt-rnatimuiler Bedmitung crhola.-ti 

■O.-'i --'II <!■■■■•.'■•! -I ■ .. ' - -r- H 

dt;ü 1 ; Ät» h-^vidr-migt»hiV. r .-.y-i'-vh.. • 

ijf£« -4b iftttift ivi■••; 

So inj. der s c h \v »' i 7. c j i * uh -H o n >! P »tat' ö'n« 'Jü AlÄtU U>t'* 



968 


Kleine Mitteilungen. 


Difitized by 


der Bundesversammlung^ einen Entwurf zur Änderung dee Bundesgesetzes, 
betr. die Arbeitszeit in den Fabriken, vorgelegt (Schweizerisches Bundes¬ 
blatt vom 7. Mai 1919.) Nach dem Gesetzentwurf (Art. 40) soll die wöchent¬ 
liche Arbeitszeit auf 48 Stunden beschränkt werden; der Bundesrat soll aber 
nach Art. 41 ermächtigt sein, für einzelne Industriezweige eine wöchentliche 
Arbeitszeit von höchstens 52 Stunden zuzulassen, „wenn und solange 
zwingende Gründe es rechtfertigen, insbesondere wenn durch die Anwendung 
des vorangehenden Artikels die Konkurrenzfähigkeit itn Hinblick auf die 
in andern Ländern bestehende Arbeitsdauer in Frage gestellt wäre“. Außer¬ 
dem darf der Bundesrat auch für die einzelnen Industriezweige eine Über¬ 
gangszeit von längstens 6 Monaten für das Inkrafttreten des Art. 40 zu¬ 
lassen. Nach Art. 42 des Entwurfs dürfen Pausen nur dann von der Ar¬ 
beitsdauer abgerechnet^ werden, wenn sie gleichzeitig und regelmäßig von 
allen Arbeitern einer Fabrik oder einer Fabrikabteilung eingehalten werden 
und wenn den Arbeitern während dessen das Verlassen der Arbeitsstelle 
gestattet ist 

Wiederholte Eingaben des Eisenbahnwerkstättenarbeiterverbandes um 
Gewährung des Achtstundentags sind vom Verwaltungsrat der Schweize¬ 
rischen Bundesbahnen durch Beschluß vom 17. August und 6. September 
1918 mit ausführlicher Begründung x ) bis zur Revision des oben erwähnten 
Bundesgosetzes, betr. die Arbeitszeit in den Fabriken, zurückgestellt worden, 
worauf es zu dem mißlungene^ Generalstreik auf den Bundesbahnen ge¬ 
kommen ist. Wie sich aus der Botschaft des Bundesrats vom 29. April er¬ 
gibt, hat das Schweizerische Post- und Eisenbahndepartement inzwischen, 
am 23. Dezember 1918, den Entwurf zu einem Bundesgesetz, betr. die Ar¬ 
beitszeit beim Betrieb der Eisenbahnen und anderer Verkehrsanstalten, durch 
den das gleichnamige Bundesgesetz vom 19. Dezember 1902 ersetzt werden 
soll, aufgestellt. Bis zur endgültigen gesetzlichen Regelung hat der 
Bundesrat durch Beschluß vom 25. Juni 1919 mit Wirksamkeit vom 
1. August ab bestimmt? daß die durchschnittliche tägliche Arbeitszeit 
der im Betriebsdienst der Eisenbahnen und der andern Verkehrsanstalten 
beschäftigten Personen bei anhaltender Tätigkeit acht Stunden und bei 
Diensten mit reichlichen Zeiten bloßer Dienstbereitscliaft neun Stunden 
nicht überschreiten darf. Der Durchschnitt wird für einen längstens 
14-tägigen Zeitraum ermittelt; innerhalb der einzelnen Dienstschicht 
darf die Arbeitszeit höchstens zehn Stunden betragen. Den Privatunter¬ 
nehmungen ist mit Rücksicht auf die Reisezeit gestattet, die Dienstver¬ 
kürzungen erst am 1. Oktober eintreten zu lassen; doch müssen sie das 
Personal inzwischen für die Mehrleistungen über durchschnittlich neun 
Stunden hinaus entschädigen. 

Zur Begründung 1 des Gesetzentwurfs vom 29. April weist der Schweize¬ 
rische Bundesrat, außer auf den Gesetzentwurf des Post- und Eisenbahn¬ 
departements, auch auf die neueste Regelung der Arbeitszeit in den übrigen 
Industriestaaten hin. So erwähnt er das von der provisorischen General¬ 
versammlung der Republik Deutschösterreich beschlossene Gesetz 
über die Einführung des achtstündigen Arbeitstags in fabrikmäßig betrie¬ 
benen Gewerbeunternehmungen vom 19. Dezember 1918 (Staatsgeselzbl. 
1918, S. 221). Dies Gesetz gilt auch für die fabrikmäßigen Unternehmun¬ 
gen des Staats und der Gemeinden, unter anderem also für die Staatsbahn- 
werkstätten. Es soll zwar mit dem Friedensschluß wieder außer Kraft 


*) Vgl. die Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverw. vom 14. Sep¬ 
tember und 9. Oktober 1918. 
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treten; d«v4v ist unter den heutigen Verhältnissen - «■««>1 mit seiüer dsitiern- 
don Beibehaltung au rechnen. Niu-ii Verfügung des iiinitseiidgierreiehmehftii 
iitaaisseferatäLrs Ihr Vtjrkehi'Äwe&sj« äin4 di«? Vör£i?U$fteH über die JÖienisFi 
und ftuhejfeiten der btaalseißenbahnVerwailirag 'der Im Charta vum JD, i>e 
Äetöber äßUtc'tUnä^en Arbeüäseit bnier BtrUeksiditiginfg. 

(kr besonderen VwkMtdsisc der eiuaelneu BmBSfg.w’f-ige und mit derselben 
aeitlioUeu Btdrktuag, da< lieilH als® t-oMiiufis; kte zum Fri«leo#vdihilJ,.«.n- 
gepreßt Wörden 1 ), ' \V; 

hi Üü g a r n lud lundi der BuMchaff des HL'-b’R-eixfriwk.eii Bundes-' 
rats ae-tiou ?.u Äßfiiog de« Jahre«. 1919 e^fii ÖeifetaettWurf vorgeleg^nj. 
durch den die tägliche Arbeitszeit aller Beamten,Gehilfen Und Arbeiter 
in .■■■Industrie und ihrnde! s$b>vle in den mit stau tlk-hen . Mb'mhK'den ver- 
btiudeiten AJnierahltmftngeri (wie Ekenhaime« uml Bergvntttk m) ein- 
eehliöiili' h deri’aiiwn auf 8 Stunden besebränkt werden eoii-e. Übet 
das Sclüeksai dieses Entwurfs verlautet nichts, 

im Taebecka-'^io w akisehen Sl&atFist 4«* AehtMundeh- 
«rbeitsiäg durch Climis is>m 1Ö„ Dezember 1918 iVnd in» J u g o.« law i - 
t -durch ~ih$$bz vom & Januar 191k eüig»daiirl ? ) r 
Für F r s. n k r <t > e 1» erwähnt di« Botsehaft des «ohweizei iselien 
Btiädesrätiizunächst den Vö'a» Arbeitsminister «dt 8. April iüiü eingebracii- 
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schinenindustrie. Auch hat sich der Ständige Arbeitsrat bereits im 
Februar 1919 mit der Frage des gesetzlichen Achtstundenarbeitstags befaßt 
Dem Personal der Eisenbahnen ist er unlängst durch einen Erlaß des 
Verkehrsministers bewilligt worden 1 ). 

In England hat sich das Parlament schon im Jahre 1912 näher 
mit der gesetzlichen Regelung der Angelegenheit beschäftigt; das Un¬ 
terhaus hat auch mehrere Gesetzentwürfe seiner Mitglieder in erster 
Lesung erledigt. Die Arbeiten sind aber während des Kriegs ins 
Stocken geraten und erst neuerdings wieder in Angriff genommen. Ein 
von der Nationalen Industriekonferenz eingesetzter Sonderausschuß zur 
Untersuchung der jüngsten Arbeiterunruhen in England hat einstimmig 
beschlossen, der Regierung unter anderem die gesetzliche Einführung 
der 48-stündigen Arbeitswoche für die gesamte Arbeiterschaft mit den 
nötigen Ausnahmen vorzuschlagen*). Tatsächlich ist den Arbeitern der 
Maschinen- und Schiffbauindustrie der achtstündige Arbeitstag in Ge¬ 
stalt der 47-stündigen Arbeitswoche schon vor einigen Monaten von den 
Arbeitgebern zugestanden worden. Diese Neuerung gilt auch für die 
Eisenbahnwerkstätten; dem Betriebspersonal der Eisenbahnen ist der 
achtstündige Arbeitstag unter Vermittlung der Regierung vom 1. Februar 
1919 ab gewährt worden 3 ). Für die Bergarbeiter ist der Achtstundentag 
schon seit dem Jahr 1908 gesetzlich eingeführt*). 

Auch in den nordischen Staaten ist die gesetzliche Regelung der 
Frage teils vollendet, teils im Fluß. In Schweden ist der in der 
Botschaft des schweizerischen Bundesrats erwähnte Gesetzentwurf der 
Regierung über den Achtstundentag allerdings zunächst am Widerstand 
der Ersten Kammer gescheitert, die den Entwurf am 31. Mai mit 70 
gegen 45 Stimmen abgeleimt hat, obwohl die Regierung für dieäen Fall 
mit der Auflösung der Kammer gedroht hatte. Die Zweite Kammer hatte 
sich mit 106 gegen 45 Stimmen für die Annahme der Vorlage ausge¬ 
sprochen; nach der gesamten Sachlage ist nicht daran zu zweifeln, daß 
die Regierungsvorlage in der nächsten Tagung des Parlaments durchdrin¬ 
gen wird “). In Norwegen ist eine Geeetzesvorlage über den Acht¬ 
stundentag angenommen. In Dänemark hat die Regierung die ge¬ 
setzliche Einführung des Achtstundentags schon am 22. November 1918 
vorgeschlagen. Die Vorlage ist zwar noch nicht von den gesetzgeben¬ 
den Körperschaften erledigt, ihre Annahme ist jedoch wohl sicher*). In 
Holland hat fast die gesamte Industrie den Arbeitern den Achtstun¬ 
dentag freiwillig zugestanden. 

Angesichts der Vorgänge im Ausland kommt die Botschaft des 
schweizerischen Bundesrats zu dem Schluß, daß die Schweiz mit der ge¬ 
setzlichen Einführung des achtstündigen Arbeitstags keinen übereilten 
Schritt tue; im Gegenteil bewege sie sich nur in Bahnen, die andere 


») Zeitung des Vereins Deutscher Eieonbahnverw. vom 21. Mai 1919. 

*) Siehe „Die wirtschaftliche Demobilmachung“ vom 15. Mai 1919 S. 918. 
*) Archiv für Eisenbahnwesen 1919 S. 461. 

4 ) Coal Mines Regulation Act v. 21. Dezember 1908. 

6 ) Obige Angabe stützt sich auf einen Bericht der deutschen Gesandt¬ 
schaft in Stockholm v. 1. Juni 1919. Die Mitteilung des Reichs-Arbeitsblatts 
v. 26. Mai (Nr. 5, S. 387), daß der gesetzliche Achtstundentag in Schweden am 
1. Juni 1920 ^ Kraft treten werde, ist demnach verfrüht. 

') S. a. Reichs-Arbeitsblatt vom 26. Mai 1919 S. 887. 
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Länder schon e in geschlagen haben oder au betreten im Begriff sind, 
Damit failo oirto der hauptsächlichster» EiD«rfind«.> gegen die Verkürzung 
der Arbeitszeit forte die Erschwerung des Wei.the5re.rt»«v’jtl«!r. tdihyAttze- 
risehen Exporündustrie aut dom WoUouuki. jRgd 


Die Tätigkeit des Materialprüfungtfwnit* zu Berlin-fdehiterfeWe-West 

frei BetHebsjahr J9170. DieTätigkeit des Amts 

luteresso ist auch, iav Berichtsjahr sehr lebhaft gewesen. Fortgesetzt 
sind die Arbeiten auf dem Gebiet des Kautschuks und seiner Ersatz¬ 
stoffe sowie die Turstiche mit ZeUstulfrietben. pie Papiergaitiindustrie 
sowie die Vhrfhteed; Ahir: .EriaögUttg von Ert-nts für Sohlen und Oberleder 
konnten : wesentlich gefördert wen len. 

Von den Arbeiten der emzeloen Abteilungen des Amts sei fut- 
cendea erwähnt: 

In der A bteilttng 1 Hi t M e 1 a i 1 n r ii f u n g wurden 6j0 An- 
träge ; (SäO Im Vorjahr) erledigt. Di© Untcrsuidningeo von FeatigUeits- 
ä»iE die Richtigkeit der Krafthnzeige erstreckte Sieh 
mit 6b Ma^ebiaeij (102 im Vorjahr}. Tischlerföfei. Kalt leim. Knochen- 
rrnd Dcdepeim wurden auf Blndekraft untersucht, ein einheitliches Ver- 
fahren zur: JuiAobuhg von Keim soll ausgebUdet werden. 74 Riemen 
aus Kindutuf Zugfestigkeit und Dehpmig geprüft Kugversudie 

mit j^iet^ferbipdu^gen^ aiit biher elektrisch geschweißten- Kette und' Ztig- 
mid Biegeversuche rai.t Shibirobren .wurden angeslelH. Der Einfluß der 
AVÜrwe and Kälte auf die Zugfestigkeit wurde, &» ifdgändoti Metallen. unior- 
süchti AchsetsstoliL SchneiMrehMabl« Aluminium, «iukguß. ejnns 

im Betrieb explödiertcn Kcsaols wurden unter#,nehl. Ks ergab sidh. daß 
das AufreiÜen des Kessels durch örtliche Sprödigkeitdes Miiter»»W-.:he- 
gilnsligf war. 

Die A b t e i 1 u n g 2 für Baumate rl u 1 p tu { u n t fttlcdigt* 
246 Anträge mit S-tlD Versuchen gegen 276-Anträge mit 9807 Vnnsuehen 
im Vorjahr, Vou den Ä419 A T ersucben fj0le«k'-C6&0Ö.- ; :Ä%t'f.'Äliftdltsj»:«nd 
1913 Versuche auf Steine aller Art und Vermiedenes. AuJfer:Baustoflen 
wurden jükU Materialien anderer Art, die im Bauwesen nicht oder nur 
beschränkte Verwendung findea, gep-üft, z. B. Asbest. Speckstein, 'Quarzit, 
Tonprbbeo-, K&belproben. Natürliche Steine-, die zum Bau. von Kdhl- 
tiirmen für Sticketoff’iTerke VervreDdueg finden -soUten. wurde» auf 
Wideretäudäfähjgkelt gegen 'ßSh^iäwirklfl^.ÄVte^if'P-:;ÄingelgffefiWr.-Wür¬ 
den meist «ar ^uf Druckfestigkeit im treckenen Zuststad in ein- 

äu.Uverv Fällfeatauf SäurebhatHndigkeit untersucM, ' • ; ■ 7 

!>*.», verhiBtnismÄßig größten Raum in den, Versuch*» rhoUafi nahm 
die Prüfung von BindemitUdu (Portfaadzemtmtau,.. Eisenfwiftlähd- 
zementen, KuchofenxeGaeatoii und Kalken), so^ie vobc.Albrieb und Botbn- 
misebungeö eiß^ Atich Rohstoffe .(Dehrn. Ton. Kdlfe- BaWd, Kiea, Schlucke 
usw.) wurde» auf ihre Verwendbarkeit zu keramischen oder Mörtel¬ 
zwecken geprüft. 

Neu eingeloilei wurden Prüfungen von verschiedenen Hocbofeti- 

•4(öhll(p0^^rtlÄ8;. hhf Verwänden.» ffir 

.- !* . . • . : 1 U !: •. : ■ - - , ~ 


Tor Eiscnbahheeiiwa »yiä, 




972 


Kleine Mitteilungen. 


Digitized by 


Papierprüfungen. Auf Grund des § 7 der Bestimmungen 
über das von den Staatsbehörden zu verwendende Parier erhielten 
21 Fabriken Mitteilungen über die mit ihren Papieren im Auftrag von 
Behörden ermittelten Versuchsergebnisse. Die Anzahl der von den Be¬ 
hörden zur Prüfung vorgelegten Normalpapiere ist wiederum zurück¬ 
gegangen. Das Amt hat sich gegenüber allen Bestrebungen auf Beseiti¬ 
gung des Prüflingszwangs ablehnend verhalten. Bei Aufrechterhaltung 
des Prüfungszwangs werden unvorschriftsmäßige Papiere nur in ge¬ 
ringem Umfang geliefert werden. 

An besonderen Aufgaben lag dem Amt ob die Prüfung von Kriegs¬ 
papiergeld, von Papiersäcken, die Bearbeitung von Normen für Dach¬ 
pappe, die Erprobung von Papierdichtungsringen für Konservenbüchsen 
und die Prüfung von Lederersatzstoffen. 

Die textiltechnischen Prüfungen hingen fast aus¬ 
schließlich mit Bedürfnissen der Landesverteidigung oder mit solchen 
der Kriegswirtschaft zusammen. Einen breiten Raum nahmen wieder 
Prüfungen von Papiergarnen und Geweben aller Art ein. Für landwirt¬ 
schaftliche Verbände wurden Proben von Bindegarnen untersucht, bei 
denen Papiergarn mitverarbeitet war. In Ermangelung von Putzwolle 
aus Textilfaserstoffen wird neuerdings versucht, die Abfälle der Papier¬ 
garn Verarbeitung zu verwerten. 

Auch die textilchemischen Prüfungen standen unter 
dem Zeichen der Kriegswirtschaft. 

Umfangreiche Arbeiten wurden in Fragen der neuen Waschmittel 
ausgeführt. Das Amt hatte sich über den Wert der verschiedensten 
Seifenersatzmittel zu äußern, für die Bewertung ihrer Reinigungßwirkung 
mußte erst eine Planmäßigkeit geschaffen werden. Neben vielen wert¬ 
losen Stoffen und Mischungen konnten z. T. auch recht wertvolle Erzeug¬ 
nisse ermittelt werden. 

Die Abteilung 4 für Metallographie erledigte 123 An¬ 
träge gegen 117 im Vorjahr. Andere Anträge betrafen die Prüfung von 
Kesselblechen, dünnen Blechen, Siederohren, Sauerstoffstahlflaschen, 
Stahlwellen, Pleuelstangen, Kolbenzapfen für Schiffsmotoren, Stahlguß¬ 
stücken. Eiserne, von verschiedenen Werken stammende Eisenbahn¬ 
schwellen, die auf der gleichen Strecke unter gleichen Betriebs Verhält¬ 
nissen lagen, aber verschieden gerostet waren, wurden untersucht- Ferner 
wurden geprüft kupferplattierte Bleche, Träger aus Aluminiumlegierung, 
Laufradschaufeln aus Messing. In zahlreichen Fällen wurden auf Antrag 
der Gerichte Obergutachten in Materialfragen abgegeben. Eine größere 
Arbeit über den Einfluß der Berührung verschiedener Metalle auf den 
Rostangriff konnte zum Abschluß gebracht werden. 

In der Abteilung 5 für allgemeine Chemie wurden 
296 Anträge gegen 375 im Vorjahr mit 652 (977) Untersuchungen er¬ 
ledigt. Ein erheblicher Teil der Anträge betraf wieder die Untersuchung 
von Eisen- und Stahlproben. Von besonderen Eisenlegierungen sind zu 
erwähnen vanadinhaltige Federn und Ferromolybdänproben. Erheblich 
war die Nachfrage nach Stahlproben. Die chemische Prüfung von Me¬ 
tallen erstreckte sich in der Hauptsache auf die Ermittlung der Zu¬ 
sammensetzung von Kupfer, Zink, Nickel und Aluminium, sowie auf Le¬ 
gierungen aus Weißmetall, Messing, Bronze u. a. Von sonstigen unter¬ 
suchten Stoffen seien angeführt: Schwefel, Ätznatron, Glaubersalz, Alaun, 
Bleiweiß, Ton, Leuchtgas, Heizmaterialien, Wasser- xind Bodenproben, 
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f«eim 


^iemTOg.l&itsch'UtZ' 


nmese; Kuuta/itiM^. Tinte. 

}%$$$ tu Äei- . X)i,tCdjj ll ji g & '?$ f „ :( _. 

Vorjahr) Anträgeliul 320 (520» Brühen erledigt. - E« warTten üatensut'ht 
Km zuu und K c- rzener-tetzmiHeb Tre*büle, 8Gu«iiMr:ile. pahi^fayItnderbtej 
I»6fliurte k- i«nde, Geresiii, Braunkohle, itnprtignieruh?ma>:«te Polgteer, 
K jr-hs-töff. Af plialtklebeiim^en,, Firn«. 8d»arrlmrv,. Har?.leim, r \ »»nuntin-- 
»3ler*».ta. . Fvir thta vom ILrH»gsau*e<-hivß für ;ÖJt? iind Feite «rltiaweiie l'rei«-' 
aus-i.hreiliott zur Gewinnung eines brauchbaren LeindlersmziiiUtels .hu 11 , 
<ia., Amt die Kölle des Preisrichters *ibrrnc»uij»«n. . Keine det; dnjregatigte 
t»en Frohen hat »len gestellten AafnrdpJrHnÄeö völlig itenügt. 


Wo holländischen Eisenbahnen »iw Jahr i^ft'-'^ia-itMsel^enbfthnhelri-ejM^ 
ii.setG».-haft, rks HniliüuShehc Kisurihahngeuel.Gc'ha.lt, HAM und Vier 
ThmlGcbp pfe Be¬ 

sch tegoabm-c 4er Ki*»'Rh.aiinejt l-Iieb üin'li liw' .dnhr 10(8 bestellen, und 
ebenw» wie irj/her reichten die Einnahmen'«tetu zur Atisscbllltüntfeiner 
DivolcMe vuu.i *K-. aus: der Ata hi. mußte infuigmte;-«**n zuschteßeh bei 88 
1 «K 73H** fl . bei .11851 2:V?“Jl7;iw>| R u«<l tau V>- itGtGUvtel fl. ' 

Die Ge^.iDiiUinge der Khte.ubi)fmeu betrug Ende lÖiiS in kni; 


xaisammen 


Hauptbahnen ; v 
Nebeuhäh»en i’;■ 
KteinTiabtu.il . .. 


ssiisäinmeu 


1 ,*.tj 


ibo Kleinbahn s.ie-u—ßafirji. mukm. iiiiig ?»m i, Alsii ti)LS Fon .VA auf 
diu Gewi mb (ibrG iVmi eröffnet wunien uu» 1 .liniiiar die .Nem-o 

bahn 'Nlenw ••••».»•t.»—ter .Wr der .JhtfGndirfhen Eiektriseben • F.ternbahrt 
{i£4W> ''jijrttJ’ ntp '25, Kehrnar diu VtwbiirduugiGliipk in ÖVdlSÄ 

&&ttl »*Vteche« d-u Nfthenhahn Et»o-bed*.Otdenzaal und der Kleinbahn 

. V?lde i)za»l~4:i*0Ti au.hi!I• ipte'fc in (llßM) feiteStrecken 'Elten—EminGneb. 
Ettew—Wtelie ntni Br»{TtpCm—GhleiKWtal bliobten oftt.'h im Beirieh der 
pröoßlaebett Steat-fValuVet) ViXo t’eMmleiiinwJiinen der drei Gesell^lv.ifieii 
betrugen ll J 5 k7ß II gegen UH 5oh döO.isK ti. im Jahr 1-H7, »las 

hndf uSer eine Ziumimte hm ikt-ei %; die 3£iunähme ft :m- dem Pertemm- 
verkehr süegen auf (H Oäß TkJJ,»ai flo. d* i. »rri V 

die aus dem Oiiiervurkehr Voll 45 Odt» l*»u;a» auf 00.872084.w» Ti., tl, i. mh 
:"m<. ”•.. Aue diesen Zahlen ergibt -sieh, #|l die Einnahmen ttti« dem. 
CrOtervtMki'tir denen mie «iFTd tteruonenverkehr ah jlf»be iejtel hald 
kenrmen. Ab-irkvr eher noeh als die 'Einnähnieri <iit v iren aneji T’H8 »ii* ; 
ßeirtelHanugaiieji, nämliei» von 7i> 80a 41*J.T« 1 -vi auf H'*fi 0T5 1IK»,as G i i., <1. j. 

Vin 4-4.4T :%"■ Pementspreeherid betrug die Brdriel>»?.jffer.82 v u gegen 
> füjr 1917 und Mt* Ä für 1010. '.l ,, ■:’ : y, v . ' 


T);Vgl i- .Atdat><rbap5»M tot-’-axploUatir. •' H(>Uands?jj#>. 

fzeveoi R}a>iir«ejr5(ants<'bdj>pij. Vtersdag «ivor her jaar lliH. GtrOebt J. v;>n 8oek- 
hoveu i 9 TiF‘ v ;\ .-A’: '..V -\ , ..'•. . ' ' ~ - '' ' ' 

Ätefch tör iji*Bn|>ahBwes»n IW.. *.. ■ ’tili '■'■■’f :, ; /!' 
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Aus den Abschlußzahlen der SS sei noch folgendes hervorgehoben: 
Für Brennstoffe der Lokomotiven wurde 74,6 % mehr ausgegeben, obwohl 
13,8 % Lokomotivkilometer weniger geleistet wurden. An Krankheits¬ 
tagen kamen auf den Kopf 14,093 gegen 9,704 Tage im Jahr 1917. Aus 
dem Betrieb der NCS erhielt SS an Einnahmen 5 890 903,36 V* fl., wogegen 
an Ausgaben 6 788 261,56 Vi fl. zu zahlen waren. Von dem Gesamtüber- 
achuß wurden 180 000 fl. der Rücklage zugeführt, die außerdem 170 215 fl. 
aus den Überschußposten früherer Jahre erhielt und nunmehr 
16784 316,19 fl. (bei einem Aktienkapital von 18 000 000 fl.) beträgt. Der 
Rest diente zur Ausschüttung einer Dividende von 3 % (wie 1917). 

Bei HSM wurden für Kohlen usw. 40,7 % mehr ausgegeben, obwohl 
36,i % Lokomotivkm weniger gefahren wurden. Auch HSM verteilt wieder 
3 % Dividende; die Rücklage beträgt, nachdem ihr 1918 225 000 fl. gut¬ 
geschrieben worden ist, 6 446165,44 fl. bei einem Aktienkapital von 
22 500 000 fl. 

Im inneren Dienst der beiden Gesellschaften wurden die Wagen¬ 
verteilung und Wagenkontrolle vereinigt und ein gemeinsames Fund¬ 
bureau errichtet. In Amsterdam und Rotterdam wurden die beiden Ver¬ 
kehrsämter vereinigt, und überhaupt wurde dej: Verkehrsdienst des 
ganzen Netzes zweckmäßiger eingeteilt. 

Der Somraerfahrplan vom 3. Juni 1918 brachte keine Vermehrung 
der Züge; tatsächlich wurden 1918 nur 28 Millionen Zugkilometer ge¬ 
fahren gegen 36 Millionen im Jahr 1917. Zum ersten Mrfl jedoch wurde 
das Netz der 4 holländischen Eisenbahnen als ein Ganzes behandelt und 
hauptsächlich dabei Rücksicht genommen auf den durchgehenden Dienst. 
Auf den Strecken Hattem—Kämpen und Franeker—Tjummarum mußte 
jedoch der Verkehr ganz eingestellt werden. Bemerkenswert war 
namentlich die Einlegung durchgehender Personenzüge zwischen Apel¬ 
doorn (HSM) und Arnheim und Nijmwegen (SS), sowie zwischen 
Wintersw T ijk (HSM) und Arnheim (SS). Im Winterfahrplan 1918/1919 
wurde der Verkehr weiter eingestellt auf den Linien Enschede—Altstätte 
und auf der erst kürzlich eröffneten Verbindungsbahn in Oldenzaal; auf 
den Strecken Ede—Nijkerk und Deventer—Ommen fiel Sonntags der Ver¬ 
kehr aus. 

Auch wenn die Betriebsmittel der Gesellschaften noch nicht zu einem 
Ganzen verschmolzen sind, ging das Bestreben doch dahin, möglichst 
durchgehende Züge und Wagen usw. zu bilden. Wo es eben möglich 
war, wurden Güterzüge in gemischte Züge zur Beförderung von Reisen¬ 
den 3. Klasse umgewmndelt. Der Personenverkehr nach England über 
Hoek van Holland und Vlissingen konnte im Lauf des Jahres 1918 noch 
nicht wieder aufgenommen werden. 

Die Tarife standen auch 1918 unter dem Einfluß des Kohlenmangels. 
Zur Vermeidung eines allzu starken Personenverkehrs wurde am 1. Juli 
der 20prozentige Zuschlag für Fahrkarten und Gepäckfracht wieder auf 
50 % heraufgesetzt und gleichzeitig die Abgabe von Geeellschaftsfahr- 
karten wieder eingestellt. Diese Maßregeln blieben auch für die Winter¬ 
zeit bestehen, da andernfalls eine allzu starke Belastung der Züge ein¬ 
zutreten drohte; gleichzeitig wurden die Preise für Kilometerkarten auf 
18, 13,50 und 9 fl. erhöht. Zum 1. Oktober wurde auch für Fahrradkarten 
für Personenzüge ein Zuschlag von 50 % eingeführt. Der 1916 einge¬ 
führte und 1917 bereits erhöhte Kriegszuschlag im Güterverkehr mußte 
am 15. August 1918 um weitere 20 % auf 70 % erhöht werden. Die in- 
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läadlsc-hen Spezialtarife für Güter and. Weh wurden mit wenigen Aus¬ 
nahmen - ara 1. Mürz lÖlS vortlberEjehend außer Kraft gesetzt. Die Kik>- 
.tnetembelküi für den Güterverkehr, die bislang für de« JBimienvefkebT 
der rdederiändiachen Gesellschaften and den durchgehenden Verkehr 
zwischen diesen getrennt auagegebeo wurden, wurden am 3, August auf* 
gehoben uni durch einen Eotfermiögsanzeiger ersetzt, der nunmehr für 
de« Verkehr alle# niederländischen Bahnhöfe gilt. 

Außer nrdenl Heb g raß war die Zunahtne des Brftüüfcüldenvsrkchfg 
aus Limburg; er betrug 1357 107 i gegen 3S378 t im Jahr 1917. ebenso 
stieg dei* Kalk verkehr «ü5» Limburg von 8? 185 t aül 4ß% b Gleich 
nach dem Abschluß de* Waffenstillstands begann» die Kückg^be- der in 
Holland verbliebenen belgischen und französischen Wagen, und Ende 
1918 wirou von den 134t» Wagen nur noch <J5tS voxiumdea. These '■■Ver¬ 
minderung des Laderaums machte sich natürlich sehr unfiagewbj® be¬ 
merkbar. turnten Mich da infolge des Wagenmangels inden Nachbarländern 
niederländische' Wage« .ine' Ausland, zft laufen gezwimgeii waren; beson¬ 
ders galt das für den Rulirknhlenvwkehr. 

Ls sei noch hervorgehoben, daß SS 1913 ü neue Ijokomotiven in 
stellte, die Tön der .Firma Beijer Peabcrek und Goi io Menehester 
gebsat’vgareo ,• und daß die Lokomotivstationen der HSM in Roo.-rmiaal 
»nid Bolierdam Maas im Lauf des Jahres 1.918 aufgehoben wurden.. • 

Einige. Angaben seien noch über deu dekimebrui Betrieb der Süd- 
hoHänilLschcß Ktektriachea Eisen bahrt hküterdüiu-- Haag-—ScheveTu ngeu 
gegeben. Bei 7*191)38 .Sugltflometern (19 bk; 810 825) wurden 4 881800 
(1914; §231700) JCilbszaftaUtfidün. hergAjtftllt, Hierfür wörden,bmiMgi 
an Bromistoffen 053G fStMÖl t für 690 941 (70303) 4L.; fth 100 KUowait- 
Htuuden mußte;» 8.n fl. gegen I.sb fi. im Jahr VHi aufgewemhd werden 
oder für 100 kbigkiiometer 5D,sr II. {1914 i 8,;«) , Deutent&preeliend süegen 
die Gesamtbetriebskofite» von 392 578 fl. «»der Sfn&i fl. für JOO Kuglet lo- 
rneter im Jahr 1914 auf 049 200 fl. oder 04,L fi. im Jahr ' 19.18 

Die Abrc-.iinnni? /wischen SS und HftM zeigt folgend* * 1 .bl; Die 
der Gemeinschaft ziifalietnteu Einnahme« betrag«**»:-' 

bei SS .. ”<.* 752 77 l.tsd/-* & 

.. mUl ■ • , ■ ,. 50 900 ilTftcD- , 

zusammen . 1*27 <»53 7 5.0,4« § 


zusammen ... 

Die der Gemeinschaft rxvt Bast fallenden Ausgaben 
betragen bei SS , . . 81-313 861,6«> (I. 

„ 11SM . , 48 917 801,27)/:. ,, 

zfjs?»fftmen . . . . . . 0. , .. , 

Der Unterschied. von , . ... 

^Af!t. den geiaeingaiueu '»rlflst der hfeiden Gesen- 
a^hitften dar,, der im Verbältt»is des Aktienkapital» zu 

tragen iat (1 ft ;’.22,5), Dcr Ycbiaatantüil beträgt, somit 
Ortth." ■ 

bei amr* /j 


mh 

lö'; 


Der tatsächliche yerhiSf der SS beträgt 
Demgomftß muß HSM zum Aasgtöicb 
nu SS zahlen 


1302316A2,m>/j ,, 

h: 


1432 n$Mis 


1 145 738,r> ., 

ö 415 350,(17*/,, n. 
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Die Abrechnung zwischen SS und NCS sieht aus: 

Einnahmen NCS und SS ... . 76 752 771,80 l / 2 A* 

„ der HSM. 50 900 978,6öV 2 „ 

127 653 750,46 fl. 

n , Ge / 81 313 861,66 fl. 

Betriebsausgaben NCS und SS . j 48 917 801 27 1 /* 

130 231 662,9379 „ 

Der Verlust beträgt somit. 2 577 912,47 J / 2 fl* 

Da die Rechnung mit Verlust abschließt, erhält NCS von SS nichts. 
Die Gesamtergebnisse der drei Gesellschaften seit 1908 ergibt 
folgende Tabelle: 


Übersicht über die Gesamtergebnisse der Staatseisenbahnbetriebsgesellschaft, der 
Holländischen Eisenbahn und der Zentralbahn seit 1908. 




“| 

1908 

19 10 

19 16 

19 16 

19 17 

19 18 

1. 

Betriebslänge im Durch- 








schnitt . 

km 

3 159,7 

3 273,5 

3 565,4 

3 588,3 

3582,o 

3 58i.< 

2. 

3. 

gefahrene Zugkm . . 
Betriebseinnahmen: 


43 586 923 

44940167 

44 001 344 

47 749 632 

35 774 660 

28127112 


insgesamt. 

fl. 

56 699 992 

61 013039 

82 784 663 

93 995 433 

101 506 359 

125 879 129 

4. 

auf 1 km. 

Betriebsausgaben: 


17 944,86 

18 638,20 

23284,50 

26 194,78 

28337,69 

3o 144 a?: 


insgesamt. 

* 

, 40 385 390 

41 764 934 

54 308943 

64 841 402 

76895 420 

103 405 190 

5. 

auf 1 km 

Betriebsgewinn (Ziff. 
3 weniger 4): 

r* 

12 781,48 

12 758,31 

15 275,23 

18 070,09 

21 467,01 

28 869.;- 


insgesamt. 

V 

16 314 602 

19 248104 

28 475 719 

29154 030 

24 610939 

22 473939 

6. 

auf 1 km . . 
verschiedene Ejnnah- 

V 

j 5163,37 

5 879,89 

8 009,25 

8 124,68 

' 

6 870,67 

i 

6 274,i: 

7. 

men. 

Gesamt-Rein-Einnah- 

n 

1044 012 

715 218 

965 757 

1367 140 j 

2442 451 1 

i 

1 

5 793 139 

8. 

inen (Ziff. 6 und 6). . 
Ausgabe für Bahn¬ 
miete, Wagenmiete, 
Abschreibungen, Zin¬ 

V 

| 

1 

17 358 614 

1 

19 963 323 

29 441 476 

1 

30 521 170 

; 

27 053 390 

1 

28 267078 

9. 

sen und Rücklagen . 
davon (Ziff. 8) in die 

» 

i 

16 089 893 

18 476 763 

26 805 033 

27 885 251 

j 

25 732 739 

i 

26 946 428 

10. 

Rücklage . 

Reingewinn (Ziffer 7 
weniger 8): 

„ !■ 212 000 

1017 000 

3 135 000 

2587 000 

405 000 

405 000 


insgesamt. 


1 268 721 

1486 560 

2 636 444 

2635919 

1320651 

13*20650 


für den Staat . . . 

V 

— 

55 

448 884 

450431 

— | 

— 


für die Gesellschaft 

V 

1 268 721 

1 486 505 

2 187 559 

2185488 

1320651 1 

i 

Dr. 

1 320650 

O. 
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BetHetisergebnisae BorwifuiA« fasenbahnen, Das- 3 , 4 «öbIk»Ii»bc1'z 
N orwegens umfaßte am 30. Juni 1916 3235,2 km, di? sieb folgend' rmslien 
Verteilen. 

1020.3 -fein reine 6-inatibabneH, 

J 748,a ■ „ StÄtsbauCniwessenlokaper (bei -di«ee)iH^pteii liegt die UbeiM 
Mehrheit der Aktion,' SO—90 %, tu den IMmien dc.v 
iSlaalen, . ’&’sjhre.ud sieb Real in kujrnmmalens Besiu 

Windol)- 

4«i6,t ,, Privat bahnen 

3235,2 km. 

Außer diesM hinten weist •Kurwcgeioc 22 km slralieUbahkllbulieiie. 
Eisenbaliücn auf, • nämlich. die HolunmM kmMm. Uni der $nu*imlh&hn. 
14, km. und.die Ekebergbakn, 8 km-, beide Kahne.« .sind Priv-aii.nbr>e;., 

Im Berndi isjahr 1. Juli lijtl fei« 30. ,'dnUi .lfilb ist die- frühere 
Irdeivssentekiiitsti'eeke Trtmdlijem—St/lre« (51,1 km) nm h EioSo mDg des 
I-’e.r!e> der Aktien ?.ujr .rejrieri , otapdsbahn gewor-d*,*»: 

In den oben genannten Zahlen i.# dlo lÜr dfn! provi^mselirt» Verkehr 
am 17. Dezmöhor 191" eroffnete Staiät»?mmtere^§rutskaplh'vi6 &kion~Kg- 
rogiito-—Iljakeebo—Notodden (t'-mtsborghiihü. B6 kn») oinbegnllVn, 

Ito Bau hdiuden sich föl^bäu Idnteft•- , •••'■„• . / 

iVniihaäs-—Stnreu (Dovrebafmi . .... 157,.; km 

Demimas—.VamlnbdfH i Rauniaimho).10J-.u „ 

-.i.r!«nds)n»hn: 

Ivoriftaherg—iljiik,«ebi> ; . . .. ... 3h.<» 

Koragutn—J va.ro .... .. .. . tön . 

Sutm^n-^Grörtg (KurdinjeDiialini , ; v . . . 70,2 ,,. 

, • '*•'•■ V.. ‘"•-/ '• , , . 391),3 kin 

Man Mt iuwii eifrig mit dem Umbau der Selim&isjmr kur Vollspur 
bosehüftigt. Jm Bau befinden aieh: 

JLri Mianiu— Prummern - .Mi km 

Trondhjeui—......... 52 . 

Ukiou—Brevik .2! .. 

126 km. 

Hiervon ist dieStrecke ICristuuiia—Somivikon (13 km) bereits für voll 
spurigeri VericOltr eröffnet/ 

Ein zweite? Gleis' wird gegeowkrtig aiif der Strecke Kristiania—Ujan 
angelegt. 

Die StaatsbaUnon haben in der Zeit, vorn 1, Jttli 19IT. bis 
30- Juni 1016 .mit einer Unterbilanz von t>638762,m Kr. gearbeitet, auf 
rein« Staatsbahnen kommen davon 2 950 23b.:; - fCr.,. '•: &nf die Statsban- 
inteVt-MMontekaper 3 679532,17 Er. _ VÜ' ;, v<•'/'/" 
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Für die einzelnen Bahnen stellt sich das Verhältnis folgendermaßen 
ReineStaatabahnen : 


Kristiania—Gjövikbahn.— 1942 054,24 

Solörbahn.— 463449,3® 

Eidsvold—Dombaasbahn .— 390 530,®e 

Trondhjem—Störenbahn.— 630 737, i« 

Hell—Sunnanbahn.— 443 375,06 

Egersund—Flekkefjordbahn .... — 79 076,42 

Kristianssand—Byglandsfjordbahn . . — 87 562,i» 

Ofotenbahn.+ 1198 775,70 

Arendal—Tveitsundbahn.— 121 220,oi 


Statsbaninteressentskaper: 


Smaalensbahn . — 1175 377,27 

Kongsvingerbahn.+ 458 604,76 

Kristiania—Dtammenbahn • •. . . . + 200 333,74 

Drammen—Skienbahn.+ 230 947,5» 

Bratsbergbahn .+ 396 991,47 

Drammen—Randsfjordbahn .....— 701 388,o® 

Hamar—Grundsetbahn .— 49 071,40 

Grundset—Aamotbahn .+ 204 828,58 

Stören—Aamotbahn.. . — 619 996,05 

Merakerbahn .— 310 907,18 

Jaederbahn .+ 196187,30 

Bergensbahn.— 2 510184,n 


Bei den Privatbahnen hat der Betrieb eine Unterbilanz von 
915 583,88 Kr. ergeben, die eich auf die einzelnen Bahnen folgendermaßen ver¬ 


teilt: Hovedbahn ..— 546 480,14 

Nestun—Osbahn .+ 20 408,50 

Lillesand—Flaksvandbahn .— 7 629,88 

Sulitjelmabahn.— 202 829,85 

Urskog—Hölandsbahn.+ 12 798,7® 

Tonsberg—Eidsfosshahn .— 774,40 

Holmestrand—Vittingfossbahn . . . . + 13 240,48 

Valdresbahn.+ 15 269,3® 

, Lierbahn.+ 1082,08 

Thamshavnbahn.— 126 134,22 

Rjukanbahn.— 94 535,23 


Die straßenbahnähnlicheai Kleinbahnen Holmenkollen- und Ekeberg- 
Bahn haben einen Uberschuß von 194 752,oo Kr. und 108 394,oo Kr. erzielt. 

Über den Verkehr ist folgendes zu bemerken: 

Auf den Staatsbahnen wurden 22 859009 Personen mit 
610 700 325 Personenkm befördert, sowie 4 941 680 t Eil- und Frachtgut mit 
417 213 392 tkm. 

Auf der Hovedbahn wurden 3 645 789 Personen befördert mit 
73 086 034 Personenkm und 1171197 t Eil- und Frachtgut mit 38 5% 244 tkm, 
und auf den übrigen Privatbahnen 979 097 Personen mit 17427590 
Personenkm und 887 754 t Eil- und Frachtgut mit 30 222 716 tkm. 
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Die provisorischen T ä r i f e r h <> h u n g e » Huben &5cli nicht. «da 
erwiesen. um die stark gestiegenen Betriebskosten wahrend 
.der letzten'Jahre zu decken, wie aus den oben miigefeiPen Betr.ieh«- 
ergebnissen za ersehet) tsi. Im Budgetjahr werden -die Ge- 

HäHft' ftrnl Lnltbaö^gati^n der ; : uo rw egi sehenum 
ca. kvl MiUnuicü Kr. steigen. Es ist dahgf eum norw»Absehen Staatsrat 
»in U «Juni %*cjilunsen Wirklingvorn 

,21. Juli l9li> um Weitere 20% der Gruh.il faxe zu 0 rhß|uMt. 

Die ErlüMiungen iltr die gewfihnlielveH' Silits? .ludragen «Inhnr yob 

tl'ili ;< I!: 

Eil- rimi Frachtgut . .. 120 ')<>. 

Wrsehjktc iu> Lebensmittel; EuiiertniUtd, Judv 

Stoffe und Bmiiiiaateris! . . . .190 %, 

Lebende Tierö ... . fOO %, 

Milch • . . . . ... 80 %. 

Die pruvtsuri-rbei) Ivr.UiUtuagen der Persuneulut'ifn haben mii 
Wirkling: vom L Juli 1319 eineErhj5Inii<g' : -t'rfa!iren,.'-.und zwa.fr 
I, und Jf Klasse . . . . vrm 80 auf 100%, 

Hl. Ebicse .... . ty} „ 75 %. 

«Ue RiSlefkurtem (Sartem. lür 2*) Kdi-esu) ’ *. •”'. ••' 

HI. Klasse ... . . . >f 60 , 75%, 

Manatskarten TI.' '.Klasse- w* . •; . b ,, M n . 100%, 

.Monatskarten 111. Klösse , . . . . .. 40 50 %, 

. .Werblflgskartea (Arbejterkancn) , i .. ,50%. 

Tier gegenwärtige lööprozenfige Zuschlag lür Gef rück franlit wird 
weiter heiVx'lialk-n; 

1>k< durch diese Tariferhöhung. erzieher, MehrtMtiimümon, werdet) 
bei dgn PersnTHUtlarifun liarf: ä MiiitDutui Kr . bei den OlRurtavifen auf 
7 MilRötiön Kr. also 'ssusammen 10 Millionen .Kr, ver«n*<ehiat?t, 

Der ß e t r i e b in i t S e hl» f vrag a n Ol. K 1 n ’ ~ <• .luvt - ich in Nor* 
v-egm auch weder gut. rentiert. Es verkehrten Sdihifwage.-s IH. Klasse auf 
der iC.iru.sbiiim jTift»n,u—TrondlhinnO täglich und in den SoTulor-K«<üit- 
?uiger» zwischen Kiisiiatii«—Beriten zweimal wöchentlich in jeder RUh- 
tnng. Der BpHkari t «Ti|.reis, der ursprünglich 2,20 Kr. auf der KöiVohahi) 
und H.mi Kr auf der Bergenbalut betTru^ •nrrii'ile.' evhühi: auf J.rn Kr., und 
10,«x» Kr. Diu langer der zurückgelegfen Strecke spielt bei. der 
Thing des-Bettkartenpreis«'.* in Norwegen und Schweden keinn Kolkvso daft 
der ahgugeHen« Frei.« sowohl fOr einen TMPkie aUbli für 'di'e.'g'kftzjä’Söfdt^ ■' 

zu erlegen ist. 

Tun den 16 Jlelfplätzt'tb die der StdiJafwag^o tll. KUisse sdf der 
Streeke llantar—iTro«db|em führt, waren dureiisoiiiLittlielt 12 Plkt/,& be¬ 
legt, d. h. 7Ö %, Die Etunahnn- heigiig ungefähr 0> Ort für das Per- 
sötten kilottveter. ■ 

Auf 'wtrkeltrte- «n Sehlahrage« flf. Klassfe mi» 

.*16 Bcdtplütaen in 12 IfnlbahteiJen. Es" wdFflen^ 
sornsi ini ^ItIaf.^ig«jhi''.I)ef6Vd6#t:. so daß die 

100 % hetrisgt, was darauf znrünkznfUhren ist, daß entweder ein fvslrn 
wageti einge««lyd wo/den ist, oder daß Ber*;>nen talt Bettltttrlnn kein : 
Bct'pUdy veesduifft werden konnte. Die.Einnahme beträgt hier uuge- 
fjtHr 1» Ore ffif das PersonenkilömeleE - ' . Di\ F,' Haszkowki.- 
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Über die Eisenbahnen und Verkehrswege in Südafrika hielt der 
südafrikanische Minister der Eisenbahnen und Häfen, Hon. Henry 
B ur ton, am 26. Juli 1918 in der Afrikanischen Gesellschaft in London 
einen Vortrag, dem wir nachstehende Mitteilungen (nach dem Journal of the 
African Society, Oktoberheft 1918, Nr. 69, Yol. 18) entnehmen. 

Die Entwicklung begann mit einigen kleinen Privateisenbahngesell- 
schäften, unter anderen eine in Kapstadt 1859 und eine in Natal 1862. Im 
Jahr 1875 machte Burton als Kind die Reiso vom Orangefluß nach Kapstadt, 
600 Meilen = 965 km, noch in zehn bis elf Tagen in ununterbrochener 
Wagenfahrt bei Tag und Nacht; schließlich gelangte man an die Gleisspitze 
und dann nach Wellington, 40 Meilen (64 km) von der Anschlußstation. 
Heute geht der Reisende vom Dampfer im Dock an der Table-Bay unmittel¬ 
bar in den Saalwagen des Schnellzuges über, der ihn bis nach Elisabeth- 
ville im belgischen Kongo führt und vielleicht auch frische Fische von 
Kapstadt dahin mitbringt. Die Union von Südafrika umfajlt heute 475 000 
(ieviertmeilcn (engl.) = 1215 000 qkm, d. i. ungefähr der Inhalt von 
Deutschland, Frankreich, Dänemark, Belgien und Holland zusammen¬ 
genommen; dieses gewaltige Gebiet wird bewältigt mit der sog. Kapspur. 
l.ot 57 m, wobei starke Steigungen und scharfe Krümmungen angewendei 
werden. Dabei sind aber die Personen- und Güterwagen breiter und 
schwerer als in England, und auch die Lokomotiven übertreffen an Gewicht 
die mancher englischer Eisenbahnen. Richtung und Verlauf der Bahnen 
wurden nicht nur durch die landwirtschaftlichen Bedingungen, sondern 
auch durch die Forderung nach der schnellsten Verbindung mit den 
Diamantfeldern und später den Goldgruben bestimmt. 

Die Hauptbahn führt von Kapstadt aus gerades Wegs durch eine der 
wenigst anziehenden Gegenden des Landes, die Karroo, auf Hunderte 
von Meilen eine Art Steppe oder Wüste, die dem gewöhnlichen Reisenden 
anscheinend wenig bietet; ihre besonderen Reize kann nur empfinden, wer 
im Lande geboren ist oder jahrelang gelebt hat: die unvergleichliche 
Reinheit der Luft, die Vegetation und Flora von größtem Reichtum, dabei 
einzelne Abschnitte von reizvollster landschaftlicher Szenerie. Die Dampfer¬ 
gesellschaften sollten bessere Reiseverbindungen einrichten, dann würde 
mancher Reisende Südafrika auf suchen, der jetzt gewohnt ist, nach Süd¬ 
frankreich oder Ägypten zu gehen. 

Die südafrikanische Union hatte bei ihrer Gründung 1910 ungefähr 
7000 Meilen Eisenbahnen; seitdem hat die Regierung 2500 Meilen Neubau¬ 
strecken hinzugebaut, so daß jetzt 9500 Meilen — 15 295 km im Betrieb 
stehen. Da die Union auch einen Teil der Rhodesischen Linie bis Mafeking 
betreibt und durch den Krieg ein Teil der Eisenbahnen von Deutsch-Südwest¬ 
afrika hinzugekommen ist, so umfaßt das Gesamtnetz unter einheitlicher 
Verwaltung des Staates jetzt 11500 Meilen =' rund 18 500 km Bahnen. 
Trotz des weitverbreiteten Vorurteils gegen staatliche Betriebe dürfte sich 
niemand in Südafrika finden, der die staatliche Verwaltung und Betriebs¬ 
führung für die Bahnen und Häfen heute zugunsten irgend einer anderen 
Verwaltungsform aufgeben möchte. 

Ein wichtiger Gesichtspunkt für die Verwaltung ist, das Land mög¬ 
lichst unabhängig von andern Ländern zu machen. Bei der Beschaffung von 
Eisenbahnschwellen sind in dieser Beziehung wertvolle Fort¬ 
schritte erzielt worden. Ausgedehnte prachtvolle Wälder sind und werden 
gepflanzt zur Gewinnung von Bahnschwellen, so daß Südafrika in Zukunft 
völlig unabhängig von jeder Holzeinfuhr wird, die diesem Zweck dient. 
Auch Aufforstungen sind mit Erfolg in Angriff genommen worden, und die 
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Möglichkeiten der llotegewi>i»m)g tiad • -erxiMisung- sind in Südafrika 
gerade? u unbegrenzt 

Im K rieg wurde zunächst die ’ Eteeijbntm • von Priska «ach 
Upingfoo atu» militärischen '.Rücksichten ' hc-rgcsteUt.Die: Streeko von 
142 Meilen ss 238 km öesamtläoge führt Üur<di Stepp*. Die 

Vorarbeiten begaßnen 3fii 2-4 Augast 1214, Ende öeptoiijhor war die ganze 
Liino abgessleokl. Uio Erdarbeiteii wurden am dl. : August hegouuofi, und 
die Bahn, war am 20, November 191-1 betriebsfertig, was. eine- beachtens¬ 
werte Leistung darÄtelit Schwieriger war die Foiteeizang de? Eisenbahn 
v on Dpingtou über die Grenze von tteutecb-Siidweacuftifcb narb K aIkfon tei| 
170 Meika -- 275^ km, aunr Anschluß an das Bahiinelz von I Amt sch- 
Siidwesiafrika; diese Bahn würde lii 100 Tugeir J.i er gestellt, Dabei maßte 
derör&ftgefluß iiberbrüekl uad die Bahr» vielfach durch was.serloßes feiiul- 
iii bes Gebiet geführt werden. Diese Neubaiiliniß bat in der Folgern großem 
Umfangzur Beförderung von Mnnnsidjüfiejn.'Tioren. Vorräten, Geschützen 
und Bciiießbedttrl gedient, - «ml die ■ erfolgreichen Leistuogen der Eiseiibalvü- 
verwaltuag haben ztt dem Gelingen des bsHtteehen Feldzugs in Deutech- 
Bttdwestafrika ■wesentlich bei gor. ja goto 

Obwohl die Union, iuioige des Kriegs fast .gänzlich von der Zufuhr 
an Bohgioffen aus dem Mutterland für die Durch fühl uag: vori Ausberise- 
rungä- ünrlDnteffiftlfung^Äarbriten, »««besondere in' dön WhrirätlÜier). ent¬ 
blößt war,: konnte doch der Betrieb der Eiseniialtitea in größerem Umfang 
als vor dom Krieg, tijrd mit iwfriedjgemier ftidterheU für den Person<tn- 
mid werden, Millionen ro« T<>hnen Kohlen 

wulden iia Seehäfen ft, MiUtunPft Säcke Mais ginge« oaeh 

Englandund fanden dort im Brot Verwendung oder ‘wurde« an Vieh 
verfuttert; oder bei Bersteihmg von Scitießbedarf, verbraucht. Südafrika 
kann heute-, als ei« iß bezug auf die menschliche Bevölkerung «ich völlig 
seihst eDhiklifnides Rägestthe« werden* in dem Knappheit an Lebetiie- 
Tnittöl« nh'.iii, entstehen kuna. 

In bezug auf die Aufgaben der Zukunft bezek-hnete ns Button als 
düs WißhUgsie, diu latadwirisehuftlielun Bezirke balilKiftsltchitt mH Ver¬ 
kehrswegen auszuetafte«. Jeglicher Umfang von Isndwirtscbaftltehfn 
Giitevo könne in* Land erseugtwerde«, maette sieh aber nur dann bezahlt, 
wenn er billig m .■■&«*» V'wdjraiieher iibgösetzt wwlen kann; die hob« 
Fracht sieh re sonei, lede« Nützen auf. Viele Zweigbahnen bringe« heute 
noch keinen Überschuß, aber sie (iienen Hot iandwteteßiiaffijchen Entwick¬ 
lung und e?M Zubringer Ute <Iiö^ DrAvptbahne«:^jeder .yw<dandig«- Mann 
in Südafrika billigt dieao EiseÄbabKiadjtt^. f". 8. 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

Rechtsprechung. 


Betriebsüberlassung. Stempel. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, VII. Senats, vom 11. April 1916, in Sachen der 
T. Eisenbahn-Aktiengesellschaft in G., Klägerin, Revisionsklägerin, wider den 
preußischen Fiskus, Beklagten, Revisionsbeklagten. 

Ein Betriebsliberlauungsvertrag ist als Pachtvertrag zu versteuern. 

Tatbestand. 

Durch die schriftlichen Verträge vom 28. Dezember 1897/26. September , 
1899 und 19./23. Januar 1911 überließ die Klägerin als Eigentümerin der 
T. Eisenbahn den gesamten Betrieb und die Unterhaltung der Bahn gegen 
ein bestimmtes Entgelt der Firma V. in B. Die Steuerbehörde erblickte in 
diesen Vereinbarungen Pachtverträge und erforderte für die Zeit vom 1. April 
1909 bis 31. März 1913 einen Pachtstempel im Betrag von 18 894,50 M. Mit 
der Klage beantragt die Klägerin, festzustellen, daß dem Beklagten ein An¬ 
spruch auf diesen Abgabenbetrag nicht zustehe. Sie meint, der geschlossen« 
Vertrag sei ein Verwaltungsvertrag, der dem Pachtstempel nicht unterliege. 
Das Landgericht wies die Klage ab, und die Berufung wurde durch das Urtrtl 
des Oberlandesgerichts in H. vom 26. November 1915 zurückgewiesen. Gegen 
das Berufungeurteil, auf dessen Tatbestand verwiesen wird, legte die Klä¬ 
gerin Revision mit dem Antrag ein, die Entscheidung aufzuheben und auf 
ihre Berufung nach dem Klageantrag zu erkennen. Der Antrag des Be¬ 
klagten geht auf Zurückweisung der Revision. Die Revision wurde zurück¬ 
gewiesen aus folgenden 

Gründen: 

Daß die entgeltliche Überlassung des Betriebs einer Eisenbahn als 
ein Pachtvertrag im Sinn des § 259 T. I. Tit. 21 dps preußischen ALR. 
aufgefaßt werden kann, ist für das frühere Recht durch ständige Recht¬ 
sprechung anerkannt (Jur. Wochenschr. 1898, S. 524”). Eine gleich« 
Rechtsauffassung muß auch für den Bereich des BGB. gelten, da der darin 
(§ 581) festgestellte Begriff des Pachtvertrags in den hier wesentlichen Be¬ 
ziehungen mit dem landrechtlichen Begriff völlig tibereinstimmt. Hieran 
ist auch durch die preußischen Gesetze über die Bahneinheiten vom 
19. August 1895 und 11. Juni 1902, die nach Art il2 EG. z. BGB. vom 
Reichsgericht unberührt sind, nichts geändert Nach den §§ 1, 8, 16, 58 
des Gesetzes vom 19. August 1895 und §§ 8, 16, 54 des Gesetzes vom 11. Juni 
1902 gehören Bahneinheiten zu den Gegenständen des unbeweglichen Ver¬ 
mögens, für welche die sich auf Grundstücke beziehenden Vorschriften des 
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BGB. gelten, soweit in diesen Gesetzen selbst nichts anderes bestimmt ist. 
Daß ein anderer als der Eigentümer der Bahn den Betrieb auf ihr kraft 
eigenen Nutzungsrechts ausüben kann, ist in diesen Gesetzen ausdrücklich 
anerkannt. Der erkennende Senat hat auch schon im Urteil vom 18. März 
1902 (RGZ. Bd. 51, S. 101 ff.) eingehend dargelegt, daß die Veräußerung 
einer Bahneinheit dem Immobiliarstempel der Tarifstelle 32 a des preußi¬ 
schen StSTG. unterliegt. Hieraus ergibt sich, daß auch durch Verpachtung 
seitens des Eigentümers einer Bahneinheit ddren Nutzung für eigene Rech¬ 
nung einem anderen gegen Entgelt übertragen werden kann. Es fragt sich 
also nur, ob die durch den Berufungsrichter den Verträgen vom 28. Dezember 
1897/26. September 1899 und 19./23. Januar 1911 gegebene Auslegung dahin, 
daß darin die aus ■einem Pachtvertrag im Sinn des Gesetzes sich ergeben¬ 
den Rechto und Pflichten für die Beteiligten festgesetzt sind, auf einem 
Rechtsirrtum beruht. Diese Frage ist zu verneinen. Die Klägerin versucht 
vergebens darzutun, daß die Verträge die Natur von bloßen Verwaltungs¬ 
verträgen hätten, durch die der Firma V. nur die entgeltliche Führung des 
Bahnbetriebs für Rechnung der klagenden Eigentümerin der Bahn auf¬ 
getragen worden sei. Die Annahme einer solchen Rechtsstellung dieser 
Firma steht schon in Widerspruch mit der aus den Urkunden zu entnehmen¬ 
den Rechtsauffassung der Vertragsteilnehmer selbst; denn in den Verträgen 
wird die genannte Firma regelmäßig nicht als Verwalter, sondern als „Unter¬ 
nehmer“ des Betriebs bezeichnet, der nach § 2 Abs. 2 des älteren der beiden 
Verträge erst den der Staatsaufsichtsbehörde vorzuschlagenden „obersten 
Betriebsbeamten (Betriebsdirektor) “ zu bestimmen hat. Aber auch im übri¬ 
gen entspricht der Inhalt der Verträge den Erfordernissen des § 259 1 21 ALtR. 
und des § 5§1 BGB. Durch die Verträge wird die Klägerin verpflichtet, der 
Firma den Gebrauch der Bahneinheit als Ganzes und den Genuß der Früchte, 
soweit sie nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtschaft als Ertrag 
anzusehen sind, während der Pachtzeit zu gewähren; der Pächter wird ver¬ 
pflichtet, der Klägerin einen Pachtzins, nämlich einen bestimmten, mit 
steigenden Einnahmen fallenden Bruchteil der Roheinnahme zu entrichten, 
jedoch jedenfalls in jedem Jahr einen bestimmten Mindestbetrag als Entgelt 
zu zahlen. Schon der letztere Umstand ergibt, daß der Bahnbetrieb für 
Rechnung und Gefahr der Firma geht. Es mag der Revision zugegeben 
werden, daß es auch mit der Annahme eines Verwaltungsvertrags verträg¬ 
lich sei, wenn dem Verwalter die Garantie für eine Mindesteinnahme auf¬ 
erlegt wird, im Streitfall zieht aber die Firma die Betriebseinnahme nicht 
für die Klägerin als deren Verwalter, eie fließen vielmehr nach § 13 des 
Vertrags unmittelbar dem Vermögen der Firma zu, während hinsichtlich 
bestimmter anderer Geldeingänge bestimmt ist, daß sie von der Firma an 
die Klägerin abzuführen sind. Als Unternehmer soll die Firma aus eigenem 
Vermögen auch sämtliche Kosten der Verwaltung, des Betriebs, der Unter¬ 
haltung und der Erneuerung der Bahn und ihres Zubehörs tragen, für alle 
durch den Betrieb oder bei dem Betrieb entstehenden Beschädigungen an 
Personen und Sachen Ersatz leisten und die Kosten der Kranken-, Unfall- 
und Feuerversicherung tragen. Derartige Pflichten gehen über die Verbind¬ 
lichkeiten eines bloßen Verwalters weit hinaus. Demgegenüber legt der 
Berufungsrichter mit Recht, entsprechend den §§ 133 und 157 BGB., kein 
entscheidendes Gewicht darauf, daß nach der Wortfassung des § 16 die 
Firma zur Bestreitung sämtlicher Betriebskosten und Ausgaben den oben be- 
zeichneten Bruchteil der Roheinnahmen „erhält“. Nach dem Zusammen¬ 
hang des ganzen Vertrags durfte der Berufungsrichter diese Bestimmung 
dahin Verstehen, daß die Betriebseinnahmen, deren selbständige Gewinnung 


Digitized by 


Go igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



084 


\ 

Rechtsprechung und Gesetzgebung. 

der Firma allein oblag, freies Eigentum der Firma wurden und daß sie nur 
verpflichtet war, die überschießenden Bruchteile als Pachtzins der Klägerin 
zu übereignen, während sie die übrigen Bruchteile behält. Daß hier der 
Pachtzins in einem Teil der gezogenen Früchte bestand, steht nach an¬ 
erkanntem Recht der Natur eines Pachtvertrags nicht entgegen. Dasselbe 
gilt von dem Inhalt des § 4 Nr. 2 der beiden Gesetze, betreffend die Bahn¬ 
einheiten, den die Revision zu ihren Gunsten in Anspruch nimmt. Danach 
gehören zur Bahneinheit „die Kassenbestände der laufenden Bahnverwaltung, 
die aus dem Bahnbetrieb des Bahnunternehmens unmittelbar erwachsenen 
Forderungen“ usw. Aus dieser Vorschrift folgert die Revision, der Bahn¬ 
unternehmer könne einen anderen für den Betrieb der Bahn nur in der Weise 
bestellen, daß dieser für dep Unternehmer die zur Bahneinheit gehörigen 
Betriebseinnahmen erzielt und für den Unternehmer einnimmt, und daß er ihm 
dafür ein Entgelt, sei es in Prozenten der Einnahmen oder sonstwie, ge¬ 
währt. Dieser Schlußfolgerung steht jedoch die oben angeführte Vorschrift 
der §§ 58 bzw. 54 der genannten beiden Gesetze entgegen, wonach der Bahn¬ 
eigentümer einem anderen den Betrieb zu dessen eigener Nutzung überlassen 
darf. Mag auch nach § 4 Abs. 2 das. einem anderen als dem Unternehmer 
ein Sonderrecht auf die Kassenbestände der laufenden Bahnverwaltung 
im öffentlichen Interesse behufs Aufrechterhaltung eines ordnungsmäßigen 
Bahnbetriebs nicht überlassen werden dürfen, so darf ihm doch der Betrieb 
als Ganzes zur eigenen Nutzung, mit oder ohne Entgelt, derart übertragen 
werden, daß ihm, als Nutzer des gesamten, einheitlichen Bahnbetriebs, die 
laufenden Einnahmen zustehen. Daß sich die Klägerin hinsichtlich des 
Bahnbetriebs gewisse Aufsichtsrechte Vorbehalten und die Firma sich zu 
einer bestimmten Art der Führung des Betriebs verpflichtet haC^rklärt sich 
daraus, daß auch nach der Betriebsüberlassung die Klägerin gegenüber der 
Staatsbehörde die zum vorschriftsmäßigen Betrieb verpflichtete Inhaberin 
der staatlichen Betriebserlaubnis blieb. Diese Vertragsbestimmungen sind 
auch mit dem Begriff des Pachtvertrags völlig vereinbar. Bei der Ver¬ 
pachtung von Landgütern z. B. ist es eine häufig vorkommende Erscheinung, 
daß der Pächter sich verpflichtet, die Bestellung und Aberntung des Ackers 
und auch die sonstige Nutzung in einer im einzelnen bestimmten Art vorzu¬ 
nehmen. Weshalb dasselbe bei der Verpachtung gewerblicher Unter¬ 
nehmungen nicht gelten dürfte, ist nicht abzusehen. Dem Berufungsrichter 
ist endlich auch darin beizustimmen, daß das Vertragsverhältnis der Klä¬ 
gerin zur Firma V. nicht als ein Gesellschaftsvertrag (§ 705 BGB.) auf- 
gefaßt werden kann, schon deshalb nicht, weil es daran fehlt, daß die Ver¬ 
tragsparteien sich gegenseitig verpflichtet hätten, die Erreichung eines ge¬ 
meinsamen Zwecks zu fördern. Bei den vorliegenden Verträgen sucht 
jede der Vertragsparteien ihren Sondervorteil auf unter sich verschiedenen 
Wegen zu erreichen. 

Auch der prozessuale Angriff der Revision versagt. Die Behauptung 
der Klägerin, Verpächter und Pächter hätten schriftlich festgelegt, daß die 
Betriebseinnahmen zur Bahneinheit gehörten, wiederholt lediglich den Inhalt 
des oben gewürdigten § 4 Nr. 2 der Gesetze, betr. die Bahneinheiten. Die 
weitere Behauptung, nach der getroffenen Abrede sollten die Betriebeein¬ 
nahmen der Bahneigentümerin gehören, war schon deshalb nicht zu berück¬ 
sichtigen, weil die Bahneinheit als einheitliches Ganzes der Firma zur 
Nutzung überlassen war und daher Sonderrechte an den laufenden Betriebs¬ 
einnahmen für die Klägerin nicht begründet werden konnten. Die Revision 
mußte danach erfolglos bleiben. 
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Rechtsgrundsätze 

aus den Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 1 ). 

I. Gemeindeabgaben und Gemeindelasten. 

Zuwachssteuer bei Einräumung eines Wlederkaufsrechts. 

Urteil (VII) vom 14. April 1916. 

Entscheidungen Band 71, Seite 19 ff. * 

Wenn der Käufer eines Grundstücks sich vertragsmäßig verpflichtet, 
dem Verkäufer auf Verlangen das gekaufte Grundstück wieder zu ver¬ 
kaufen (§ 497 BGB.), so stellt diese Verpflichtung eine Leistung im Sinn 
des § 8 Absatz 2 des Zuwachssteuergesetzes dar. Der Wert dieser Leistung 
ist deshalb dem Preise bei der Ermittlung des Erwerbspreises hinzuzu¬ 
rechnen. Der "Wert ist im Wege der freien Schätzung zu ermitteln. 


StraBenbersteilungskoeten bei einem Bahngrandstück. 

Urteil (IV) vom 25. M a i 1916. 

Entscheidungen Band 71, Seite 141 ff. 

Ein Güterschuppen ist als ein Gebäude im Sinn des § 15 des Flucht¬ 
liniengesetzes vom 2. Juli 1875 anzusehen, vorausgesetzt, daß er sich in 
einer entsprechend geringen Entfernung von der Straße befindet. Eine 
Angrenzung an die Straße liegt dagegen nicht vor, wenn der unmittelbar 
an der Straße liegende Teil des Grundstücks in seiner vollen Länge in 
eine Anzahl selbständiger, an Dritte zur Benutzung vermieteter oder nach : 
weislich zu einer solchen Vermietung bestimmter Einzelgrundstücke zerlegt 
worden ist 

Der Einwand des Grundstückeigentümers, daß dieser an der Straße 
belegene Landstreifen nur teilweise in selbständige Einzelgrundstücke zer¬ 
legt sei, muß von dem Verwaltungsrichter schon deshalb berücksichtigt 
werden, weil durch die Herabminderung der Frontlänge um diese selbstän¬ 
digen Einzelgrundstücke eine Verminderung der beitragspflichtigen Gesamt¬ 
frontlänge und damit eine Herabminderung des geforderten Beitrags ein- 
treten würde. 

StraBenbersteilungskoaten. Die AnHegerbeitragspflicht als persänliohe Verpflichtung des 

jeweiligen Eigentümers. 

Urteil (IV) vom 22. Juni 1916. 

Entscheidungen Band 71, S. 146 ff. 

Das Oberverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 1. Juli 1912 
(IV. C. 136.11) entschieden, daß derjenige, der zur Zeit der Entstehung der 
Beitragspflicht aus § 15 des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875 Eigen¬ 
tümer des angrenzenden Grundstücks war, auch noch, nachdem er dasselbe 
veräußert hat, zu dem Anliegerbeitrag herangezogen werden kann. 
Diesen Grundsatz gibt der Gerichtshof auf. In Überein¬ 
stimmung mit dem Urteil vom 1. Juli 1912 wird zwar daran festgehalten, 
daß die Pflicht zur Entrichtung des Anliegerbeitrags nicht bloß mit den 


1 ) Fortsetzung der bisherigen im Archiv für Eisenbahnwesen regelmäßig 
veröffentlichten gleichartigen Zusammenstellungen. Vgl. zuletzt Archiv 1917, 
Seite 1020 ff. 
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Kräften des angrenzenden Grundstücks, auf welchem das Gelände an der 
neuen Straße errichtet worden ist, sondern mit dem ganzen Vermögen des 
Verpflichteten zu erfüllen ist, daß also die Beitragspflicht eine persönliche 
Pflicht ist und nicht als dingliche Last auf dem Grundstück in der Weise 
ruht, daß dafür nur das Grundstück haftet, sowie ferner, daß das Forde¬ 
rungsrecht der Gemeinde und ihm entsprechend die Beitragspflicht des an¬ 
grenzenden Eigentümers entsteht, sobald ihre beiden Voraussetzungen, die 
Errichtung eines Gebäudes an der Straße und die Fertigstellung der Straße 
mit der Möglichkeit, die Ausbaukosten zu berechnen und auf die Anlieger 
zu verteilen, Zusammentreffen. Das Gesetz verpflichtet indes ausdrücklich 
nur den angrenzenden Eigentümer; aus dessen Beziehungen zur 
Straße und zu den Vorteilen, die ihm regelmäßig aus deren Anlegung 
und Ausbau erwachsen, ist zum ^wesentlichen Teil die Rechtfertigung für 
die gesetzliche Einführung seiner Beitragspflicht entnommen worden. So¬ 
lange die Tilgung des Anliegerbeitrags noch nicht erfolgt ist, kann ent¬ 
sprechend dem Sinn und der Absicht des Gesetzes und im Einklang mit der 
Rechtsprechung auch der spätere Eigentümer des Grundstücks, 
der Besitznachfolger des Eigentümers bei Entstehung der Beitragsforderung, 
als pflichtig von der Gemeinde herangezogen werden. Der Besitzfol¬ 
gende kann wegen jenes Gebäudes zu demselben Beitrage herangezogen 
werden, als wenn er seinerseits das Gebäude errichtet hätte (vgl. Urteil 
vom 18. Juni 1914, Preußisches Verwaltungsblatt, Jahrgang 37, Seite 313). 
Der spätere Besitzer ist aber nicht als Rechtsnachfolger seines Besitzvor¬ 
gängers für den Beitrag verhaftet und tritt nicht in die diesem gegenüber 
entstandene Verpflichtung ein, sondern ist als nunmehriger angrenzender 
Eigentümer selbständig verpflichtet und als solcher besonders heranzu¬ 
ziehen. Mit dieser Verpflichtung des nachfolgenden Besitzers ist aber eine 
Verpflichtung des bisherigen Eigentümers über seine Besitzzeit hinaus nicht 
zu vereinigen, das Gesetz bietet dafür keine Unterlage. § 15 kann hiernach 
nur dahin verstanden werden, daß die Beitragspflicht bei dem Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen gegenüber dem angrenzenden 
Eigentümer als solchem, gegenüber dem jeweiligen 
Eigentümer und in der Begrenzung entsteht, daß sie nur für diesen 
ais solchen begründet ist, und von der Gemeinde nur dieser herangezogen 
werden kann. Damit ist aber die Verpflichtung des Veräußerers, welcher 
nicht mehr angrenzender Eigentümer ist, — vorausgesetzt, daß ihm gegenüber 
die Beitragsforderung der Gemeinde nicht bereits durch Heranziehung in 
Vollzug gesetzt und fällig gemacht worden ist — udd seine nunmehrige Heran¬ 
ziehung vom Gesetz ausgeschlossen. Dies ist wieder nicht so aufzufassen, 
als höre die entstandene Pflicht deshalb auf zu bestehen, weil ein Umstand, 
ohne welchen sie nicht bestehen könnte, nach der Entstehung fortgefallen 
ist, oder als könnte der Grundstückseigentümer sich von seiner Pflicht durch 
Veräußerung des Grundstücks freimachen, sondern die Verpflich¬ 
tung des bisherigen Eigentümers ist von vornherein 
und ihrem Entstehungsgrunde nach für ihn in seiner 
Eigenschaft als angrenzender Eigentümer und für die 
Dauer seiner Eigenschaft begründet worden. 

In einem anderen Erkenntnis ist ausgeführt, daß sich ein Grund¬ 
stückserwerber nicht auf die Bewilligung von Teilzahlungen 
für die Entrichtung eines Anliegerbeitrags berufen kann, die nur einem 
Eigentums Vorgänger gegenüber zugestanden worden war (Urteil (IV) vom 
12. Oktober 1916, Entscheidung Band 71, Seite 154). 
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StraBenherttellungskosten. Verjährung. 

Urteile (IV) vom 22. Juni 1916 und (IV) vom 15. November 1917. 

Entscheidungen Band 71, Seite 151 ff.; Band 73, Seite 139 ff. 

Ftir die Verjährung der Anliegerbeiträge kommt lediglich der § 87 
des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 in Betracht, der das Recht 
der Gemeinde, Beiträge dieser Art zu fordern, auf den Zeitraum von drei 
Jahren beschränkt. Da durch den Übergang des Eigentums an dem betref¬ 
fenden Grundstück an Stelle des früheren Verpflichteten der neue Eigen¬ 
tümer tritt, während der Zeitpunkt der Entstehung der Forderung derselbe 
bleibt, so wird auch der Beginn der dreijährigen Verjährungsfrist durch 
den Eigentumswechsel nicht berührt. Die dem früheren Eigentümer gegen¬ 
über erfolgte Unterbrechung dieser Frist ist daher für den neuen Eigen¬ 
tümer belanglos. 


StraBenheretellungskosten. Bedeutung der sogenannten Spaltungsvorschrifteo. 

Urteil (IV) vom 12. Oktober 1916. 

Entscheidungen tB&nd 71, Seite 151 ff. 

Wenn auf Grund eines Ortsstatuts von den zur Gesamtstraßenanlage 
gehörenden Aufwendungen und Arbeiten einzelne Arten zu verschiedenen 
Zeiten zur Ausführung gebracht werden, nämlich: 

a) Freilegung einschließlich Grunderwerb, 

b) erste Einrichtung, 

c) Entwässerung, 

d) Beleuchtung, 

so können die Kosten dieser einzelnen Arten getrennt zusammengestellt 
und eingezogen werden. Wird von dieser Vorschrift Gebrauch gemacht, 
so beginnt die Verjährung der Beitragsforderung für die abgespaltenen Teil¬ 
einrichtungen selbständig schon dann, wenn nach Errichtung des Gebäudes 
die in Betracht kommende Einrichtung vollendet worden ist. 


StraBenheratellungskosten. Umwandlang eines Verbindungsweges in eine OrtsstraBe. 

Urteil (IV) vom 16. November 1916. 

Entscheidungen Band 72, Seite 116 ff. 

Ein von Ort zu Ort führender Verbindungsweg kann die Eigenschaft 
einer vorhandenen Straße nicht ohne Umwandlung in eine Ortsstraße er¬ 
halten. Wird aber auf Grund eines Baugesuchs eine Fluchtlinie für ein 
Baugrundstück auf Grund des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875 durch 
die Gemeindebehörden beschlossen und demnächst, förmlich festgesetzt, so 
ist, da Fluchtlinien im Sinn dieses Gesetzes nur für Ortsstraßen in Be¬ 
tracht kommen, anzunehmen, daß der an dem Grundstück entlang führende 
Weg dadurch und von da ab die Eigenschaft einer Ortsstraße erhalten hat 
Aus der Festsetzung der Fluchtlinie für ein einzelnes Baugrundstück er¬ 
gibt sich zugleich, daß die Straße, an der das Baugrundstück liegt, nach 
dem Willen der Gemeinde noch keine vorhandene Straße gemäß § 15 
sein sollte. 
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StraBenherstellung8k08tML Wirtschaftliche Einheit mehrerer Grundstücke. 

Urteil (IT) vom 15. März 1917. 

Entscheidungen iBand 72, Seite 122 ff. 

Die Zeit der Entstehung der Beitragspflicht ist für die Entscheidung 
der Frage maßgebend, ob eine wirtschaftliche Einheit mehrerer Grund¬ 
stücke und ob wirtschaftliche Beziehungen eines Gebäudes zu einer Straße 
vorhanden sind. In der Zukunft liegende Absichten und Möglichkeiten 
sind dabei nicht zu berücksichtigen, ebenso können örtliche Veränderungen, 
die nach Errichtung eines Gebäudes eingetreten sind, die rechtliche Ent¬ 
stehung der Anliegerbeitragspflicht nicht für eine Straße erzeugen, an die 
zur Zeit der Errichtung jenes Gebäudes das Grundstück, auf dem der Bau 
vor sich ging, nicht angrenzte, und an der daher jenes Gebäude damals im 
Sinn des § 15 des Fluchtliniengesetzes weder tatsächlich noch rechtlich 
errichtet werden konnte. 


Straßenherstellungskosten. Begriff der Heranziehung gemäß § 69 des Kommunalabgabegesetzes. 

Urteil (IV) vom 19. April 1917. 

Ei^scheidungen Band 72, Seite 128. 

Ein besonderer Inhalt ist für die Heranziehung zu Anliegerbeiträgen 
nicht vorgeschrieben. Sie muß nur schriftlich erfolgen und erkennen lassen, 
daß sie von dem Gemeindevorstand ausgeht, wer zahlen soll, welche Summe 
gezahlt werden soll und daß ein Anliegerbeitrag gefordert wird. In einem 
amtsgerichtlichen- Beschluß, in dem wegen einer Straßenkostenforderung 
die Beschlagnahme eines Grundstücks ausgesprochen wird, ist eine solche 
Heranziehung zu erblicken. 

Straßefiher 8 tellungako 8 ten. Nebengebäude. 

Urteil (IV) vom 21. Juni 1917. 

Entscheidungen Band 73, Seite 126 ff. 

Aus der Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts kann nicht an¬ 
genommen werden, daß ein Nebengebäude unter allen Umständen die Lage 
des Hauptgebäudes an der Straße teilen soll; ebensowenig kann aus der 
Eigenschaft als Nebengebäude der Schluß auf die gleiche Lage an der 
Straße im Sinn des § 15 des Fluchtliniengesetzes mit dem Hauptgebäude 
gezogen werden. (Vgl. auch Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Band 55, Seite 89, Band 56, Seite 130.) Aus diesen Erkenntnissen soll nur 
entnommen werden, daß ein Nebengebäude die gleiche Lage an der Straße 
wie das Hauptgebäude haben kann. 


Stra 8 enherstellungsko 8 ten. Rechtsbeständigkeit einer Fluchtlinie. 

Urteil (IV) vom 5. Juli 1917. 

Entscheidungen Band 73, Seite 128 ff. 

In § 1 des Fluchtliniengeeetzes ist allein als Zweck der Fluchtlinien¬ 
festsetzung vorgesehen, eine öffentliche Straße dem öffentlichen Bedürfnis 
entsprechend anzulegen oder zu verändern. Sollte mit der Feststellung von 
Fluchtlinien nur bezweckt worden sein, die Bebauung einer 
Fl.äche behufs Erhaltung einer Aussicht zu verhin¬ 
dern, so wäre die Fluchtlinienfestsetzung nicht rechtsbeständig, und der 
durch sie gezeichnete Wegezug würde als trennend nioht mehr in Frage 
kommen. 
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StraAeflharstettanfBliotten. Bestimmung einer Straße zu einer vorhandenen ha Sinn des § 15 

des FlucMintongeeetzes. 

Urteil (IV) vom i5. November 1917. 

Entscheidungen Bond 73, Seite 136 ff. 

Die Bestimmung einer Straße zu einer vorhandenen im Sinn 
des § 15 des Fluchtliniengesetzes erfolgt lediglich durch den darauf ge¬ 
richteten Willen der Gemeinde; es ist aber nicht erforderlich, daß dieser 
Wille in einer für die Anwohner erkennbaren Weise kundge¬ 
geben worden ist. Ein solches Erfordernis der Erkennbarkeit für den An¬ 
lieger ist zwar für den Beginn der Anlegung der Straße, nicht aber als 
Voraussetzung für die Annahme einer vorhandenen Straße aufgestellt 
worden und ist für letztere, als des inneren Grundes entbehrend, auch nicht 
aufzustellen. 

Straßenhersteftuagskosten. Mehrkosten durch Rücksichtnahme auf eine Straßenbahn. 

Urteil (IV) vom 15. November 1917. 

Entscheidungen Band 73, Seite 136 ff. 

. Die Kosten des Großsteinpflasters der Straßenbahn gehören zu den 
erstattungsfähigen Kosten. Die Herstellung des Großsteinpflasters gehört 
ohne weiteres zur ersten Einrichtung der Straße. Auch deren Ausgestal¬ 
tung im einzelnen hat allein die Stadtgemeinde nach ihrem Ermessen zu 
bestimmen; dem Kläger steht kein Einwand dagegen zu, daß die Stadt es 
für angemessen erachtet hat, die Einrichtung der Straße in gewissen Be¬ 
ziehungen den Bedürfnissen der die Straße benutzenden Straßenbahn &n- 
zupassen. Wenn die Stadtgemeinde das Großsteinpflaster auch mit Rück¬ 
sicht auf die Straßenbahn hergestellt haben mag, so folgt daraus doch noch 
nicht, daß die dafür auf ge wendeten Kosten solcheder* Straßenbahn 
sind oder dieser zur Last fallen. Entscheidend ist allein, ob die Stadt¬ 
gemeinde die Kosten für ihre eigene Rechnung verausgabt oder ob sie sie 
nur für den Straßenbahnunternehmer verauslagt hat. 


Fluchttiiiiengesetz. Angrenzung an eine Straße. 

Urteil (IV) vom 14. Juni 1917. 

Preuß. Verwaltun<g9blatt Jahrgang 39, Seite 319. 

Ein Grundstück grenzt auch dann an die Straße, wenn das zwischen¬ 
liegende Vorgartenland (§ 1, Absatz 4 des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 
1875) einem anderen Eigentümer gehört als das übrige Baugrundstück. 
Die tatsächliche und rechtliche Beziehung des Vorgartengeländes zu dem 
Baugrundstück wird dadurch nicht aufgehoben. 


Umsatzsteuer (Sruaderwedntteuer). Steuerfreiheit auf Sruad des g 9 des Ea to i gmm g t geeetzes. 

Urteil (VII) vom 5. Dezember 1916. 

Entscheidungen Band 72, Seite 86 ff. 

Der Eisenbahnfiskus erwarb auf Grund einer vorläufigen Planfest¬ 
stellung des Ministers der öffentlichen Arbeiten, durch die ein kleiner Teil 
eines Grundstücks in Anspruch genommen wurde, auf Grund des § 9 des 
Enteignuhgsgesetzes das gesamte Grundstück. Das Oberverwaltungsgericht 
entschied hierzu: Die bloße Einigung darüber, daß die Voraussetzungen 
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des § 9 des Enteignungsgesetzes vorliegen, erbringt noch nicht den Beweis, 
daß auch wirklich ein Anspruch auf Übernahme des ganzen Grundstücks 
sachlich bestanden hat. Dieser. Beweis ist vielmehr noch besonders zu 
führen. Der Umstand, daß der Eisenbahnfiskus die Reststücke tatsächlich 
für Bahnzwecke erwerben will, ist unerheblich. 


Kanalisationegebtthrea. Voraussetzung der GeMhrenpfficht. v 

Urteil (II) vom 18. September 1917. 

Preuß. Verwaltungsblatt 39. Seite 278. 

Voraussetzung der Gebührenpflicht ist, daß die Kanalisation kraft 
öffentlichen Rechts durch einen von dem Gebührenpflichtigen gewollten An¬ 
schluß, wenn auch unter polizeilichem Zwang, benutzt wird. Wird der 
Anschluß eines Grundstücks an eine Kanalisation ohne Willen und Zutun 
des Eigentümers bewirkt, so entsteht keine Gebührenpflicht. 


Gemeindeeinkommensteuer. Gemeindebesteuerung des Militäreinkommens. 

Urteil (II) vom 11. Mai 1916 und vom 26. Februar 1917. 

Entscheidungen Band 71, Seite 218 ff., und Band 71. Seite 243. 

Die Vorschrift des § 5 Ziffer 3 des Einkommensteuergesetzes, wonach 
während der Zugehörigkeit zu einem in der Kriegs formation befindlichen 
Teil des Heeres oder der Marine das Militäreinkommen aller Angehörigen 
des aktiven Heeres und der aktiven Marine von der Besteuerung ausge¬ 
schlossen ist, kommt auf dem Gebiet der Gemeindebesteuerung nicht zur 
Anwendung. Dagegen unterliegt das Militäreinkommen aller der¬ 
jenigen, die, wie der Kläger, nicht zu den Militärpersonen des Friedens¬ 
standes gehören, auch während des Krieges der Gemeindesteuer. 
Es wird in der Entscheidung auf das die gleiche Ansicht aussprechende 
Urteil vom 14. Oktober 1915 (Entscheidungen Band 69 Seite 227 ff.) ver¬ 
wiesen und zu den abweichenden Auffassungen, wie sie in Abhandlungen 
und in eiinem Erlaß des preußischen Ministers des Innern und der Finanzen 
zum Ausdruck gekommen sind, eingehend Stellung genommen. 

In der oben angeführten zweiten Entscheidung (vom 26. Februar 1917) 
ist weiter ausgesprochen, daß sich die Gemeindesteuerpflicht nur auf die 
eigentliche Besoldung bezieht, nicht dagegen auf Bezüge, die zur 
Bestreitung von Dienstaufwand oder sonst als Ersatz für Auslagen gewährt 
werden. Dies trifft zu auf */■ io der Kriegsbesoldung, die deshalb der- Ge- 
meindebesteuerung nicht unterliegen. 


Gemeindeeinkommensteuer. Krlegsbeeoldnng der Unteroffiziere und Mannschaften. 

Urteil (II) vom 13. November 1917. 

Entscheidungen Band 73, Seite 238 ff. 

Die der Gemeindebesteuerung entzogene Kriegsbesoldung der Unter¬ 
offiziere und Mannschaften umfaßt auch die gewährten Naturalbezüge an 
Verpflegung, Wohnung und Bekleidung oder die dafür gezahlte bare Ent¬ 
schädigung. 
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Gemetndeelnkommessteiter. Beamtanprivileg. 

Urteil (II) vom 7. Juni 1917. 

Preuß. Verwaltungsblatt 39, Seite 30. 

Die nach dem 1. April 1909 angestellten Beamten, denen infolge ihrer 
Einberufung als Offiziere in das Heer 7 /i© der Offiziersbesoldung auf das 
Zivildiensteinkommen angerechnet werden, dürfen hinsichtlich dieses Teils 
ihrer Offiziersbesoldung auch nur mit höchstens 125 % Zuschlägen zur Ge¬ 
meindeeinkommensteuer herangezogen werden. 

Gemeindeoiakommensteuer. Milftärpersonen als „Neuaiiziehende“. 

Urteil (II) vom 18. M a i 1916. 

Entscheidungen Band 71, Seite 240 ff. 

Militärpersonen können, gleichviel ob sie zur Erfüllung ihrer gesetz¬ 
lichen Militärpflicht dienen oder freiwillig ohne gesetzlichen Zwang in das 
Heer eintreten, unter den in § 33 Absatz 3 des Kommunalabgabengesetzes 
gegebenen Voraussetzungen als „Neuanziehende“ zur Geraeindeeinkommen- 
steuer herangezogen werden. 


II. Wegeangelegenheiten. 

Stratofireiaigung. — Bedeutung des Gesetzes Uber die Reinigung öffentlicher Wege vom 

1. Juli 1912. 

Urteil (IV) vom 6. Juli 1916. 

Entscheidungen Band 71, Seite 334 ff. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes übef die Reinigung öffentlicher 
Wege vom 1. Juli 1912 haben alle Befreiungen von der Reinigungs¬ 
pflicht zu bestehen aufgehört, die jenem Gesetz selbst unbekannt sind. 

Durch § 5 des Gesetzes sind die Gemeinden berechtigt, die Ver¬ 
pflichtung zur polizeimäßigen Reinigung öffentlicher Wege ganz oder 
teilweise den Eigentümern der angrenzenden Grundstücke oder einzelnen 
Klassen derselben aufzuerlegen, auch wenn diese Verpflichtung für den 
Grundeigentümer bereits bei dem Inkrafttreten jenes Gesetzes bestand 
und bestehen geblieben ist. Die vorgängige Übernahme der Verpflich¬ 
tung seitens der auferlegenden Gemeinde ist nicht erforderlich. 

StraBenreinigung. Prüfung des Ortsstatuts durch den Verwaltungsrichter. 

Urteil (IV) vom 25. Januar 1917. 

Entscheidungen «Band 72, Seite 2% ff. 

.Der Verwaltungsrichter hat die Befugnis, Ortsstatuten, die auf 
Grund des § 5 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Wege vom 
1. Juli 1912 erlassen sind, daraufhin zu prüfen, ob sie unter Beachtung 
der gesetzlichen Formvorschriften zustande gekommen und veröffent¬ 
licht worden sind und ob sie sich sachlich innerhalb der durch das Ge¬ 
setz gezogenen vSchranken halten. Dagegen unterliegt es nicht der Ent¬ 
scheidung des Verwaltungsrichters, ob eine Überbürdung der Eisenbahn 
in der Übertragung der Reinigungspflicht vorliegt, und ob nicht die 
Reinigung zweckmäßiger durch die Gemeinde zu besorgen sei. In einem 
selchen Fall wäre zwar die Genehmigung (Bestätigung) des Orts- 
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Statuts zu versagen. Sofern jedoch die Genehmigungsbehörde bei ihrer 
pflichtmäßigen Prüfung das Vorhandensein entgegenstehender Bedenken 
nicht anerkennt, entfällt für den Verwaltungsrichter die Möglichkeit der 
Nachprüfung dieses von der Genehmigungsbehörde geübten Ermessens. 

StraanftaljMifl. Begriff 0er „geechloseenen“ Ortslige. 

Urteil (IV) vom 25. Januar 1917. 

Entscheidungen Band 72, Seite 299. 

Die Festsetzung dessen, was als eine „geschlossene Ortslage“ im 
Sinn des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1. Juli 
1912 anzusehen ist, . kann nicht Gegenstand einer Polizeiverordnung 
sein. Die geschlossene Ortslage ist vielmehr ein vom Gesetz selbst 
gegebener Begriff, der insofern von Bedeutung ist, als nur für diese 
Ortslage oder einzelne ihrer Teile oder einen oder mehrere in ihr be¬ 
legen© Wege oder Wegteile den Anliegern durch Ortsstatut die polizei¬ 
liche Reinigungspflicht auferlegt werden darf. Die Nachprüfung steht 
in jedem Falle dem Verwaltungsrichter zu. 


StraBeaiaWgiwgiliflirtt d#a Ei a—to alwfaka». 

Urteil (IV) vom 25. Januar 1917. 

Entscheidungen Band 72, Seite 299 ff. 

Soweit es sich um die Anwendung des Gesetzes über die Reini¬ 
gung öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912 handelt, ist das im Eigentum 
des Fiskus stehende Bahngplände ohne Rücksicht auf die Art seiner Be¬ 
nutzung für den Bahnbetrieb auch im früheren Geltungsgebiet kdes 
französischen uürgerlichen Gesetzbuchs nicht als dem privatrecht¬ 
liehen Verkehr entzogenes öffentliches Eigentum anzusehen. Der Eisen¬ 
bahnfiskus gehört daher, wenn und soweit er mit solchem Gelände an 
einem der polizeimäßigen Reinigung unterliegenden öffentlichen Weg 
angrenzt, zu den angrenzenden Eigentümern im Sinn des § 5 des Ge¬ 
setzes. 


Btto«ohtim§apflkjlit M Privatwagen. 

Urteil (IV) vom 15. März 1917. 

Entscheidungen 'Band 72, Seite 294 ff. 

Eine völlige Straßenbeleuchtung von Privatstraßen 
kann von der Polizei nicht gefordert werden. Die nach dem allgemeinen 
Landrecht von der Polizei zu fördernden Anstalten müssen zur Erhal¬ 
tung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung oder zur Abwen¬ 
dung der dem Publikum bevorstehenden Gefahren nötig sein. Soweit 
das Verkehrsinteresse in Frage kommt, scheidet bei Privatwegen ohne¬ 
hin die nach dem Polizeiverwaltungsgesetz vom 11. März 1850 bei 
öffentlichen Wegen zulässige Rücksichtnahme auf die Leichtigkeit des 
Verkehrs aus. Es ist unzulässig, Veranstaltungen zu fordern, die 
über die Grenze des zur Abwendung größerer Gefahren Nötigen hinaus¬ 
gehen und die Erleichterung und Verbesserung des Verkehrs zum 
Gegenstand haben. Andererseits braucht die Polizei in ihrer Verfügung 
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das zur Abwendung größerer Gefahren Notwendige nicht einzeln za be¬ 
zeichnen, sondern kann sich darauf beschränken, dem Kläger aufzu¬ 
geben, dafür zu sorgen, daß bei Dunkelheit der Weg erkennbar bleibt 
und Zusammenstöße vermieden werden. Wodurch das erreicht wird, 
bleibt Sache des Klägers. 


Entstehung des öffentlichen Weges. 

Urteil (IV) vom 1. März 1917. 

Preuß. Verwaltungsblatt 39. Seite 66. 

Eine Widmung der Straße für den öffentlichen Verkehr kann nicht 
schon aus der Zustimmung zum Fluchtlinienplan entnommen werden, 
ebensowenig aus dem Erwerb der Wegefläche durch die Stadt oder aus 
der durch sie betriebenen Festsetzung des Bebauungsplans. Anderer¬ 
seits kann unter Umständen schon in einem zunächst vorläufigen Aus¬ 
bau der Straße eine Widmung gefunden werden. Stets bleibt dabei er¬ 
forderlich, daß die Straße unter ausdrücklicher oder stillschweigender 
Zustimmung der Polizei tatsächlich dem öffentlichen Verkehr frei- 
gegeben wird. 

Öffentlichkeit der Wege. Materielle Rechtskraft der Entscheidung. 

Urteil (IV) vom 24. Mai 1917. 

Preuß. Verwaltungsblatt 39, Seite 293. 

In den Rechtsstreitigkeiten wegen Inanspruchnahme von Grund¬ 
flächen für den öffentlichen Verkehr gemäß § 56 Absatz 1—4 des Zu¬ 
ständigkeitsgesetzes gibt es keine materielle Rechtskraft der Entschei¬ 
dung über die Öffentlichkeit- von Wegen und Wegteilen. Das ist schon 
deshalb ausgeschlossen, weil das Gesetz keine auf die Feststellung der 
Öffentlichkeit von Wegen und Wegteilen gerichtete Klage kennt. 

III. Baupolizei. 

Zurücknahme der polizeilichen Genehmigung zur Überschreitung der Fluchtünfie. 

Urteil (IX) vom 10. Oktober 1916. 

Entscheidungen Hand 71, Seite 428 ff. 

Die Polizeiverwaltung hat eine auf jederzeitigen Widerruf ge¬ 
nehmigte Fluchtlinienüberschreitung zurückgenommen, weil der Kläger 
sich Weigert, die in einöm Revers festgelegte Anerkennungsgebühr an 
die zuständige Stadtgemeinde zu zahlen, und weil deshalb der Gemeinde¬ 
vorstand seine Zustimmung zu der Überschreitung der Fluchtlinie zurück¬ 
gezogen hat. Die Ausübung eines solchen Widerrufs setzt jedoch das Vor¬ 
handensein objektiver erkennbarer polizeilicher Beweggründe voraus. 
Durch den Streit zwischen dem Kläger und der Stadtgemeinde über die 
Rechtsverbindiiehkeit des Reverses ist jedoch in keiner Beziehung eine ver¬ 
änderte Sach- oder Rechtslage auf polizeilichem Gebiet ge¬ 
schaffen worden. Es fehlt deshalb an einem palizeiliehen Grunde für den 
Widerruf. 
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Verunstaltung von Ortschaften und landschaftlich hervorragenden Gegenden. Gesetz vom 

15. Juli 1907. 

Urteil (IX) vom 20. Juni 1916. 

Entscheidungen Band 71, S. 432 ff. 

Nur Straßen, Plätze und Bauwerke von geschichtlicher oder 
künstlerischer Bedeutung können durch Ortsstatut gegen Be¬ 
einträchtigung durch Bauten oder bauliche Änderungen geschützt werden. 


IV. Andere Entscheidungen. 

Beschwerderecht der Beamten. 

Urteil (I) vom 13. Januar 1916. 

Entscheidungen Band 73, Seite 423 ff. 

Für die Beamten besteht grundsätzlich das Recht, sich in dienstlichen 
Angelegenheiten bei der Aufsichtsbehörde zu beschweren. Ein Gesetz, 
durch welches die Ausübung dieses Rechts dahin geregelt wäre, daß Be¬ 
schwerden an eine höhere Behörde nur bei dem unmittelbaren Vorgesetzten 
eingereicht werden dürfen, besteht nicht. Eine solche Beschränkung folgt 
auch nicht aus den allgemeinen Dienstpflichten und aus der dienstlichen 
Stellung des Beamten zu seinem Vorgesetzten, kann mithin auch nicht aus 
Regeln oder Übungen des ungeschriebenen Dienstrechts abgeleitet werden. 


Residenzpflicht des Beamten. 

Urteil (I) vom 26. Oktober 1916. 

Entscheidungen Band 73, Seite 427 ff. 

Die durch § 93 Titel 10 Teil II A. Ldr. begründete Residenzpflicht 
des Beamten besteht auch für den Fall seiner Erkrankung. Selbst wenn 
er seine Erholungsbedürftigkeit außerhalb seines Amtssitzes durch Über¬ 
reichung einer ärztlichen Bescheinigung nachgewiesen hat, bedarf er zum 
Verlassen des Dienstes der vorherigen Genehmigung seiner 
Vorgesetzten Stelle. Entfernt er sich ohne diese Genehmigung von seinem 
Amtssitz, so macht er sich disziplinarisch strafbar. Dem steht auch nicht 
entgegen, daß ein Beamter am Krankheitsfall keines Urlaubs bedarf. 


Gebtihrenerstattung. Landoavorwa l t up g agos otz §103 Absatz 1 Satz 2. 

Urteil (VIII) vom 14. Juni 1916. 

Entscheidungen Band 71, Seite 444. 

Über die im § 103 des Landesverwaltungsgesetzes als erstattungsfähig 
bezeichneten Gebühren hinaus sind keinerlei sonstige Aufwendungen für 
die Wahrnehmung der mündlichen Verhandlung vor dem Bezirksausschuß 
und dem Oberverwaltungsgericht durch einen Rechtsanwalt der obsiegenden 
Partei zu erstatten; es sind also auch die behufs Wahrnehmung der münd¬ 
lichen Verhandlung aufgewendeten Reisekosten eines auswärtigen Rechts¬ 
anwalts von der Erstattung ausgeschlossen. 
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Gerichtsferien im Verwaltungsstreitverfahren. 

Bescheid (IX) vom 18. April 1916. 

Entscheidungen Band 71, Seite 446. 

Di« Gerichtsferien sind auf den Beginn und den Lauf der Aussehluß- 
fristen im Verwaltungsstreitverfahren ohne Einfluß. 


EirteignungsbeschluS au« § 32 des Enteignungsgesetzes. Kein Rechtsmittel. 

Urteil (I) vom 21. Dezember 1916. 

Entscheidungen Band 72, Seite 429. 

Für den Enteignungsbeschluß aus § 32 fehlt es im Gesetz an jeder 
Regelung des Rechtsmittelzuges, obschon mit Rücksicht auf die weit- 
tragenden privatrechtlichen Wirkungen des Beschlusses für den Gesetz¬ 
geber ein besonderer Anlaß Vorgelegen haben würde, in dieser Beziehung 
Bestimmungen zu treffen, falls er davon ausging, daß der Enteignungs¬ 
beschluß nicht endgültig sei, sondern durch ein Rechtsmittel hätte ange- 
foehten und abgeändert oder außer Kraft gesetzt werden können. Insbe¬ 
sondere hätte es in diesem Fall einer Vorschrift bedurft, daß die Wirkungen 
des Beschlusses erst mit dessen Rechtskraft eintreten, oder daß und auf 
welche Weise die eingetretenen Wirkungen im Fall erfolgreicher Be¬ 
schwerde wieder rückgängig zu machen seien. Da es an allem fehlt, muß 
angenommen werden, daß der Gesetzgeber den Enteignungsbeschluß für 
endgültig erachtet hat. (Dies wird in der Entscheidung aus der Ent¬ 
stehungsgeschichte des Gesetzes eingehend nachgewiesen; ferner wird dar¬ 
getan, daß durch die Bestimmungen der Zuständigkeitsgesetze vom 
26. Juli 1876 und vom 1. August 1883 nichts geändert worden sei.) Der 
Enteignungsbeschluß ist damit als ein endgültiger Beschluß im Sinn 
des § 126 des Landesverwaltungsgesetzes anzusehen, obgleich eine aus¬ 
drückliche gesetzliche Vorschrift, daß der Beschluß endgültig ist, nicht 
besteht 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Bekanntmachung des Reichsamts 
des Innern vom 11. Januar 1919, bctr. Ausschreibung von 
Stellen für Militäranwärter. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 75. Z.-Bl. f. d. D. R. S. 16.) 

Bekanntmachung des Reichsministers des Innern 
vom 23. April 1919, betr. Festsetzung einer angemessenen Frist 
für die nachträgliche Bewerbung von MilitäranWärtern. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 75. Z.-Bl. f. d. D. R. >S. 88.) 

Verordnung des Rei.chsministeriums vom 22. Juni 
1919, betr. die Änderung der Bekanntmachung über Lohnpfän¬ 
dung vom 13. Dezember 1917 (R.-G.-B1. S. 1102). 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 81. B.-G.-Bl. S. 587.) 
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Bekanntmachung dfcs Reichsministers der Justiz 
vom 22. Juni 1919, betr. den Wortlaut der Verordnung über Lohn¬ 
pfändung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 83. R.-G.-Bl. S. 589.) 

Bekanntmachung des Reichspos tministers' vom 
28. Juni 1919, betr. Änderung der Telegraphenordnung von 16. Juni 
1901. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 8. 98.) 

Bekanntmachungen des Reichs -Eisenbahn -Amts 
vom 1. und 2. Juli 1919, betr. Änderung der Anlage C zur Eisen¬ 
bahn-Verkehrsordnung. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 90. R.-G.-Bl. S. 629 u. 631.) 


Preußen. Verordnung der Preußischen Regierung vom 
26. Februar. 1919, betr. die einstweilige Versetzung der unmittel¬ 
baren Staatsbeamten in den Ruhestand. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 8. 93. G.-S. S. 33.) 

Nachtrag der Preußischen S t a a t s r e g i e r u n g vom 
23. Mai 1919 zu den AusführungsbestimmuBgen des Staats¬ 
ministeriums zu den Vorschriften über die Reisekosten der Staats¬ 
beamten vom 24. September 1910 (G.-S. S. 269.) 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 85. G.-S. S. 92.) 

Anweisung der Preußischen Staafsregierung 
(Staatsministeriu m) vom- 21. Juni 1919 zur Ausführung 
des § 13 der Verordnung, betr. die einstweilige Versetzung der 
unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruhestand, vom 26. Februar 
1919 (G.-S. S. 33). 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 97.) 

E -V -BI 

Erlasse des Ministers der öffentlichen Arbeiten: seit* 

Vom 5. Juni 1919, betr. Stellen für Militäranwärter .... 76 
Vom 13. Juni 1919, betr. anerkannte technischen Leliranstalten 85 
Vom 20. Juli 1919. betr. Änderung der Telegraphenordnung 98 


Schweiz. Bundesratsbeschluß vom 25. Juni 1919, betreffend 
vorläufige Verkürzung der Arbeitszeit beim Betriebe der ‘Eisen¬ 
bahnen und anderer Verkehrsanstalten. 

(Veröffentlicht in der Schweizerischen Gesetzsammlung Nr. 35 
vom 30. Juni 1919, 8. 479.) 

Der schweizerische Bundesrat, 
nach Einsicht einer Eingabe vom 24. April 1919 des FÖderartivveibandes 
eidgenössischer Beamter, Angestellter und Arbeiter und eines Berichtes seines 
Post- und Eisenbahndepartements, 
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in Erwägung: 

a) daß den Personal verbänden auf den Zeitpunkt der allgemeinen Einführung 
di h Achtstundentages in industriellen staatlichen und privaten Betrieben 
möglichst entsprechende Erleichterungen auch für das Personal der Ver- 
kehrsanstalten in Aussicht gestellt worden sind; 

b) daß in deu eidgenössischen Räten die Vorlage über die Revision, des 
Bundesgesetzes betreffend die Arbeitszeit in den Fabriken zwar noch 
nicht erledigt ist, aber die Frage im allgemeinen durch Verständigung 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern als tatsächlich gelöst be¬ 
trachtet werden darf, wonach die 48-Stundenwoche soweit möglich bis 
1. Juli, spätestens aber bis 1. Oktober 1919 eingeführt werden wird, auf 
welch letztem Termin sich u. a. auch die gesamte Metallindustrie und 
die Uhrenindustrie geeinigt haben; 

o) daß die Verwaltungen der 'Bundesbetriebe ihre Bereitwilligkeit erklärt 
haben, dem Postulat um Verkürzung der Arbeitszeit auf einen nahen 
Termin nach Möglichkeit zu entsprechen; 

d) daß jedoch beim größten Teile der übrigen Verkehrsanstalten die so¬ 
fortige Verkürzung der Anleitszeit gleichzeitig mit dem Eintritt der 
Hochsaison und der Einführung eines erweiterten Fahrplanes auf un¬ 
überwindliche Schwierigkeiten stoßen würde uud nicht ohne Gefähr¬ 
dung der Betriebssicherheit durchgeführt werden könnte; 

e) daß bis zum Erlasse eines neuen Gesetzes den heute vorliegenden 1k*- 
sonderen Verhältnissen Rechnung tragende Vbergangsmaßnahmen zu 
treffen sind; 

f) daß es Sache der eidgenössischen Räte sein wird, über allfällige, Tax- 
erhöhungen besohlageiide Konzessionsänderungsgesuche von Fall zu Fall 
zu entscheiden; 

in Anwendung der Art. 2 und 10 des Bundesgesetzes vom 19. De- 
zenilwn* 1902 betreffend die Arbeitszeit 'beim ßctriel>e der Eisenlmhnen und 
anderer Verkehrsanstalten, 1 ) 

beschließt: 

1. Bei deu ständig und vorwiegend im Betriebsdienste der Eisenbahnen 
und der andern Verkehrsanstalten beschäftigten und zu ausschließlich per¬ 
sönlicher Dienstleistung verpflichteten Personen darf die durchschnittliche 
tägliche Arbeitszeit innerhalb einer Gruppe von höchstens vierzehn auf¬ 
einanderfolgenden oder durch einzelne Ruhetage getrennten Arbeitstagen 
nicht übersteigen: 

a) acht Stunden bei Diensten, die eine anhaltende Tätigkeit erheischen; 

b) neun Stunden bei Diensten mit reichlichen Zeiten bloßer Dienstbereit¬ 
schaft. Sofern im einzelnen diese Voraussetzung zu trifft, fallen hierunter: 
Schrankenwärterdienst; Stationsdienst auf Stationen und Haltestellen; 
Reservedienst des Zugbegleitungspersonals; Reserve-, Ablöser- und 
Rangierdienst des Fahr- und Depotdienstes; Visiteurdienat; Dienst für 
Ausrüstung und Reinigung des Fahrmaterials; Dienät in den Lade¬ 
stationen; Dienst in den Kraftwerken und Kraftunterwerkeri; $tatiohs- 
nud Kursdienst der Scliiffahrtsunternehmungen; sämtliche Dienste der 
Neben betriebe; ferner Bureau dienst bei den Postbnrenux IT. Klasse; TTm- 
lade-, Bureaudiener-, Kastenleerer- und Expr^ßboteüdieüst sowie Wägen¬ 
rein igungsdienst der Postverwaltung; Bestelldienst der Telegraphen- 
verwaltung. 

4 ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1902, 711. 
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wobei überall die Grundteuerungszulage und die festen Xebenbezüge einzu¬ 
rechnen sind. 

2. Das Stundenbetref/nie ist auf die nächsten zehn Rappen aufzurunden. 

3. Bruchteile einer Stunde bis zu dreißig Minuten sind als halbe, Bruch¬ 
teile über dreißig Minuten als ganze Stunden zu vergüten. 


Italien. Königliche Verordnung vom 9. Mai 1912, Nr. 1447, 
Einheitlicher Geeetzestext. I. Teil. Vorschriften über Eisen¬ 
bahnen. 

(Veröffentlicht in der Gazzetta Ufficiale del Regno, Nr. 49 vom 
28. Februar 1913.) 1 ) 

Titel I. 

Einleitende Bestimmungen. 

Kapitel L 

Einteilung. 

Artikel 1. Die Eisenbahnen werden in Eisenbahnen für den öffent¬ 
lichen Verkehr und in solche für den Privatverkehr eingeteilt. 

Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr dienen der allgemeinen Beför¬ 
derung von Personen, Gütern oder anderen Gegenständen. 

Eisenbahnen für den Privatverkehr sind solche, die eine Privatperson oder 
eine Gesellschaft ausschließlich für den dauernden oder zeitlichen Betrieb einer 
Handels- oder Industrieunternehmung oder für irgendeinen anderen eigenen 
Zweck baut. 

Kapitel IL 

Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr. 

Artikel 2. Die Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr werden in 
Haupt- und Nebenbahnen eingeteilt. 

Hauptbahnen sind Eisenbahnen von besonderer Bedeutung, die nach fol¬ 
genden Merkmalen zu beurteilen sind: 

Länge der Bahn innerhalb des Staatsgebietes, 

Dichtigkeit des Verkehrs, 

Bedeutung als Verbindungslinie von Orten von großer Einwohnerzahl 
untereinander oder mit bedeutenden See-, Binnensee- oder Fluß¬ 
häfen, 

Anschluß an ausländische Eisenbahnen, 
militärische Wichtigkeit. 

Nebenbahnen sind alle übrigen Eisenbahnen. 

In den besonderen Verordnungen werden die Nebenbahnen je nach ihrer 
Bedeutung und ihren örtlichen Verhältnissen in zwe$ Klassen eingeteilt, nämlich 
in eigentliche Nebenbahnen und in Lokalbahnen. 

Artikel 3. Hauptbahnen haben einen eigenen Bahnkörper. 

Nebenbahnen können auch auf gewöhnlichen Straßen angelegt sein, vor¬ 
ausgesetzt: 

1. daß für den Wagenverkehr ein genügender Raum freibleibt, der keines¬ 
falls geringer sein darf als 4 m von den am meisten vorspringenden 


*) Vgl. auch Archiv für Eisenbahnwesen 1919, Seite 316, wo die wichtig¬ 
sten Bestimmungen des Gesetzes bereits auszugsweise angegeben worden sind. 
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Die Unterstützungen werden durch Königliche Verordnung gewährt auf 
Vorschlag des Ministers der öffentlichen Arbeiten und des Schatzministers nach 
Begutachtung durch den Obersten Rat der öffentlichen Arbeiten und den 
Staatsrat. 

Kapitel IV. 

Ablenkung von Wasserläufen und Binnenschiffahrt, 

Artikel 8. Das Recht der Ablenkung von öffentlichen Gewässern zum 
Zweck der Gewinnung von Strom für den elektrischen Betrieb, das den Kon¬ 
zessionären einer Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs nach Inkrafttreten des 
Gesetzes vbm 12. Juli 1908 Nr. 444 erteilt worden ist, gilt für die gleiche Dauer 
wie die Eisenbahnkonzession selbst und bildet einen wesentlichen Bestandteil 
derselben. 

Artikel 9. Hinsichtlich des Binnenechiffatortebelriebee. der für den 
öffentlichen Verkehr und in Verbindung mit Eisenbahnen geführt wird, wird 
die Aufsicht durch das Ministerium der öffentlchen Arbeiten nach den für die 
Privateisenbahnen vorgeschriebenen Giundsätzen ausgeübt. 

Titel H. 

Konzessionen. 

Kapitel 1. 

Konzessionäre. 

Artikel 10. Die Königliche Regierung ist ermächtigt, durch Königliche 
Verordnung einzelnen oder zu einem Verband zusammcngeschlossenen Privatunter¬ 
nehmern, Provinzen oder Gemeinden Konzessionen für den Bau und Betrieb von 
Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr zu erteilen. 

Die Konzession für den Betrieb von staatlichen Nebenbahnen wird durch 
Gesetz erteilt. 

Artikel 11. Die Provinzen, Gemeinden und die Provinzial- oder Kom- 
munalverbände sind berechtigt, die ihnen konzessionierten Eisenbahnen selbst 
zu bauen und zu betreiben oder sie durch Gesellschaften oder Unternehmer in 
Unterkonzessionen bauen und betreiben zu lassen. 

•Durch ein besonderes, mit Königlicher Verordnung genehmigtes Reglement 
werden die Bedingungen festgesetzt, die von den genannten Körperschaften bei 
dem Bau und Betrieb der Eisenbahnen beobachtet werden müssen. 

Artikel 12. Die Provinzial- und Kommunal verbände für die Konzession 
einer Eisenbahn oder für die.käufliche Übernahme einer Konzession dritter 
Personen werden wie folgt gebildet: 

Die Provinzial- oder # Kommunalräte beschließen über die Bildung des Ver¬ 
bandes und bestimmen den Anteil jeder Körperschaft an der Gemeinschaft, die 
Anzahl ihrer Vertreter nach Xiaßgate der Beteiligungsziffer, die Dauer ihrer 
Amtsführung und geben Vorschriften über eine neue Wahl. 

Die Vertreter des Verbandes stellen nach Maßgabe der Vorschriften diese* 
Gesetzes das Verbandstatut zusammen, das durch Königliche Verordnung auf Vor¬ 
schlag des Minister« der öffentlichen Arbeiten und des Ministers des Innern 
nach Anhörung des 6teatsrats zu genehmigen ist. 

Artikel 13. Die Vertreter des Verbandes bilden die Generalversamm¬ 
lung des Verbandes, der die Genehmigung der Verträge über den Bau, dde Ver¬ 
gebung oder Übernahme des Betriebe« der Verbandsbahn, die Genehmigung der 
außerordentlichen Kosten, der jährlichen Bilanz und der Verteilung der Kosten 
und Einnahmen nach Maßgabe der Beteiligungsziffer obliegt. 
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*K$& mul e/n«-t im &]1a<>tr##to^a fer >Ii^: ,$&■ ,: Wii^näeanter- 

apHT*¥ctts and uinmi l^u^ötfiiuiken fiir d*«* Vw.bÄad . ^;v. / y 

r>«T ständige A i -M lu>b \vAkir Ttir dk» i?jV Sutia vör£«**id**&ü Z^iUknter 
i «•■*• i'r.u-ivk^^/.'u. der doa Verbrnui aryii- x»mi vü rwr*11urur.«revh11 ick. vertritt. 

IXr tff&ptfig* Aü^huB 

?J^u Ki»rptfrsa&aft^r.. -d te. ; •At^./Äwf »arid, blld^ii, liiid &wv ! : l ffr r^kien. 
»kn*; i-'roviriüirrj \<>iv 

WUt l/vv»vu»/i-i!• *yj*>r s.'imi sn ihre Etats dk> 

dru ^»tümdn #nn 1 G -/ ' >. ♦ 1 1 ^ K • > '} - *' fS~ ',' s> '- 

:■ ■uiw>rwftcii€ssi>'dfe »¥te»er V^rpfUtriUmg; und s#rsren> 

v, eni.« ^ ii'irhi ji4vi.-<v/f\ihrt v/ird ihr di* TAü&'Uxiii* <Iei «Summ# rm Aivtä y*$$iw. 

•'• I.Hnvh- T4'ast>rn*;h im V«r^}tuugs- od*>T lto<:ht&$$g.c* kann die 

Zvffcknor d^l? rmUpreeheruteii »ufeehalWn -*r^*nd^n. ; 

Der. >%^nd. kj^Öt.-.■ bis-, mr BecndiÄUixe der :K<>cwwU>tv . 

Vi^üdi^n. ^ w -' • •• '/./, ' ; ' ?./.;•••. 

\r bi ke'i XI jViv >W* ineeih.')<»* -h*r Pruyinzeu, die .ßiä^ril^hnkon- 

7 .f«*Afaimi Ausevrinft ron dreS MUürJi<*iern mit 

d 4 \fit viij ArtikelWzekhhetpn i^hutnl^m bilden 

\ :* f ' k Vt VVenu vlu Ki>n^.-i»»n {uv den Il-a-u mid Bebn'eh:,e ! m#r Kiee^*- 

Khttädii ca YttfiMiife ,riii pmf Jl&^dr^r^äv i6tnw iilf-enw 



Mt d^/crVnproij 


di^ 

^v>? 




h, il^gp bk-, UxüvM;re^f>ii.s>diftJt niü r.uv.M* ruu.Avr. 

hu\}\UO _.&;ZyHU'\r'. ^.'rd^h S = r *d»Ml ritten )&$ 


^Mtii --. 


Kkpi^l <r 

K ^ t//nde; 

Ätrtelliä^t. 

G e ü ♦> 1» iiv:i 45A^v& ^.v : r : M 

Ib. dhd r>i.Aub;jG »•••.fhaiVeu wük «n <Art und *SMU> Vor^ 



- »iclvfvij ^ on^lUt k iiü^rfaAlb-'^j^n 

. r »] i/y Arbeit*., jXgian'cn üin-ii w4»v.‘ 


Artikisl 1t, l>i^ »m vc*rig-OH Artikel ^aajmt-t> 'SrUulml ^'.rgcwühix de»b 
Antncgelier w Mor >un . V»;imi^^r*^bi tn»^h ir^nd^np anderes 
vAieeivt fiir .dX ErinngUDg der K^m^VÄHni, wiHlrrn nur iUf* fefugni«, &ut ^rsratym 
^ Gnüwl : -Miul l)ndcn uoüor lkk>b^fct\uur dc^r g^rotrjbdvini V^r* 

'Oiinft^n 4k>. .für die* Au^ioUnu^ -dvs l’rojeku no^endi?^». und V> r• 

m^une^^ri^itfn veirv,»mv*biiK«n. 1H.» EdanlmU kann gl^khzottig fiir 

Tiini » n»ekr»>reu Di^vort^iti ;*rl.*iK werden; ^Usdit. i&il Ablanf dw Zeit, ibr 

ftiH .-ie ert -iit wru. 
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Abteilung iS.. 

Wo ü z\* 'a : s -1 n n>n u t V & £ ; 

18. Antt.&gep 'auf Wihßf Kcnm^ion tür «teil .Bau 

utid; iU^iM«eb «uk*r ■ iiiumhaim 4)jtoÄilie ( hen SH'vizvhxM sind > eiu 

WUu'.'riöi. d<M ^/entlictmx.. - di« •AflgnVo. der Mittel, jmidenen die Au*-’ 

; werdröt • Bai^UriwVg nter-'K^b« f&y 

niid *fia wifc: AUi^&ftkng ii&ü «ttröfibh du* Plaue* Queimdiöiti^ uod 
'^ä4imwg*& dte •fi,ittw< 4 udJg d^mU' i« 2 ih ^in' t^rfÄ|l;d,aröb<v^. .ge.winri*/u katioy 
Pro»if^huUvli eihworidfmi und die' 

Ut3.$i>r 

I>4? MinfeO?riam kann j# aech Tdjjo d*M* Yuvfej$)fri$*^ &üeh von fen &e- 
w^fbem dk« Verlege efe ;V'arJ>u^' ; blagÄ Ul^fste** 

Minj «her ifcü* ik>k^ifiihAhM*-ü .fonk-riv und <ik* ^M.*f ist; sehen Unter- 

frafetak ;u.if <tenori er beruht. 

T & 1 t i k fc.t XSl Th e geuÄimt^n U^werUuüiXPu unter! ioK«fetL bitter Varpruftnur 
irrd f&?vUirh\m\iZ darob; de« ■ O.twyYstep Rat der ö!f ent liehen Arbeiten ifir Am 
rc<1au^:JKvr» Toi) und du roh non »SbMUrut für <iu> zitif- brnl wY\\A<\Vi%*rw\\\ 
}?$jbZVi iYu £♦»&'• 

Abteilung W. 

K o a z v > v*‘ i M ü ,* v o x 0 v d ti ü a ^ , 

.4 r t i k i> 1 $?. I Jjft bniicion wiwtett ,a»rT 'Vyjr^ hl^ dr$» Xjkhkstej;* $kr 

Vrfkfttfkh«>n ArbeTJWxi dbroh k'«>ii55^ionivrt. * 

; Küo.?-eä^iou.s»»irkimdo bat - cm ; tkvdini?!nkh^ft ;*ur GntndlÄg^v 
'..', ;4rt ikb I 21. lü d»*,r ^IfiJe.r• £ic*mfo4ta 

fViv^Jäntorur^iTior Jiogt g't^icn/^iLisj dte &rkiftwmg, dali difis^ Anlöffe ron fr?It*nV 
iu.-hem Xutzon iVt ^ vromüMen und mU ulJori Poitou dor VoV>ctu v irU5jß' 
Aniki*l-> l^?l do 4 S>üo!i.»‘ und dor 

\t.'4.:>ii'J uijtl vom \*. 1 Kzvnd'or ]s?> Sr "*JkS übVr dfo Ent^iXinuu^^u aun Qr.aia^^ 

. vffon\-5Mi*Jö XiJtxoiir, 

• A tu kol -2 ibo }v>i>,'v- ; »oii$ ii v.u» k •:.-••-u-.iralinrH o?.f»mrbt*h»r* f i' V^k., 

kvir: ay*i(K*u Tür .-u.o ^itdmor <j»>> in ih'ron K»>tizv^.sirin5iTirk<.i.n«T?n • 1m\"- 

ÄT'NH^iyt nt»*r oiuon um v-mi ?Q jxiybt«-jl^beihörtdireitoa 

A r i i k o I Ai Ja d^» Kuu'/*^ij;ü^u)rkH;ridoiT Kordon fe^tg^ötzl ; die B;iu- 
form diu bnoliHW' ^as4iM v > ^teignu^. rfer 2 röä.^i^e KrtlmmimsCÄh^Jb- 

Tsift^r■■:«>s?c1 ollo nTiiJ^ron lU.nl iiij^irug;«» lür den Kaii tiod 4ib X^iti 

/nooifmlb dor-on otif döu Miwlavü ;^r«s k -o ;h» Ar^itöii lw<udet nnUvon 

dor >U>trb*“b ttinriktn JiiUÜ. 

In rksu Uon,MYv>i-o v >.i ir Knud^n Vio.rdvn oif V^r^Jitkir dv- .Kvuizc^k.Miu.i*•- 

utiti ^{iiAXor RaUai(iteiüaJ* ■ TüstgiN^tÄt. mit dein di^ Lirnrr idr d<ai Vörk^br; 

%‘Xu >L^ vu dU*bkT5r io*, .\r^'f€l»>a : ! ia dou 





itiara by 




lh«** ^i*l*Mjitig*TJKflrfiUo'i’i-..^i-jL'^S-tm>I -'wl dr 
fWiuarheit^n iMtüt «iit! /iiufctis&aie eiikh MzU>u )Kc 
u 1 i;i• ~ ♦;11 Vhi.-'hmr tU*r ^^iihahnanli*v'i‘n *>>>u<hirtdaOlen-wir 


**1*M;m. 

W ( -:y>C r n t v r * i n t z \i u $« n üÄf *1. 35 ii *•*> h ii * > *.. 

d\.Ww?.o;o;'>A) ' 

• Abteilung '/ c..'•• ; - 

i: tu u t &a x\ ix t ü jt k *> ij 

A i ;u k* 1 25. Die t «tMstfVUini# v*irM, -ifau \ ^6Mr •• odo*:. icUuppk|utri *:«--u 
\/,-m w\ikt\am ^ währt tfk* ntfuu<\imutier oder Mii UJotjoBimH wti Mafea 4**> 
vei'bixukü; W$P& aiiuk ife^iuko;; yvUdw Itttiu- 

^iiUea iuul rgivhe läinhx a 1&6itaf jtHcb# tdHpiikiT0^^% * *ruH^Ö^5zIik<*; CUv 
t£uuie.t .tlicv .’u^idL \fcfk*v uxul Krakau® 1 01 tr 

Ui^ü^orU; iero^r ^Uli^w • E%i^Älixi>>i 3 >*lu>n hemebeiuk Ei*tü- 

biiht^n uti^.liUeika, vor t vk*i> UMb.t au? ^loerti 

Trik ilirer fortk rjti*:$ J*4*n* -Irr rfc-Murcb •lirftäi 

b»;nkum*u2r. amrij^Ju dtftf sk t*• HviVhu&o.'c«ä, fvtt h*M)*mr l;i( : ff : ^rdbfi 

ft&fr V»ar!?riiririvii. l*‘sk-$»*i»*li«r fe*te*iä*** hfätwifc 

f »io rnfCr*!i>>j?*.un.L:«-'ii r <%f jflk bi>uiv;lfvby >{*•>: kj*i>u- du* 

Bümi djiä Bi^al*abq*b <tx ge^br^n.^rä$<:?o igi 1 * 1 , 

\Ttihf?,t wervfeq ^hbjM-.Sftw^wVhi auf riie fcfdrc*W»rt vü*-r t>ut «iw ifeft*?’* 

V.4V&U du*Mf» JS-Äbdti AMI 'Uiis'i^r 

. Vi »,fd, wwte tyiSi'rfÜf .'fÖi^iibÄlü'v^b: ddfer; 

liefen lbi'.i#adr^uid, 

K^iu^rki^^ d : nu v ^Vüif«nitg' Vö«ii : gü\\%htt w^.j^ nirhf 

luüdiÄ^ lM.:«n:« • *>)i:vk%l vr^idfü. 

tbo Vi\i<i^i(LfZUß0U Horden aiif 'At*. Mitti^ters «kr oTtfi^;. 

k?/iieu A rWsf^r • '<k#/,^;höt^a‘iddütei> uu>1 $\Uvh -Fk^Jtüvbt!«!>.♦• dvsxfr-j&ii-' 
’Kfcfe.;..A«*M iTen ^tAAf^tür liunvti 
X*?C>f*iKuriF $#V[ühii 

A r f vk l 


t}$U. Koii&ss*i<fu&t* k n kt»4iV ’täMi kU*»mv(ri?^h«; l^*kÄ;r 
bi« ^itS.^ÜCO X-jr«-iSii:.:^s , iKi voii bi# 70 Jatm'U m Mmü&x 

itftfe’d». ÄM’irHajfl, ttu - 4*«* 

wj |f i^tv ^rileii, . ' y^.yVrj’v ' ; ‘ /';>v .: v 

Die Rygieruö-gv v^ird Ui*'- Tl^h'5«!<Uiter ‘kr kiiv 

• j" - öU*VÄiftt^a*ng.eö aut‘ Jöfar<* zu- »rrniaftv^a. iÜ $ik ^kicbzrnt% ihre 

ve« -&00Q <iti£ : 5TÖ<>'.Li..t;e ^rk-ülii. 'lirK- '/Süv 

Jdie ■H«H*jiT*?^uenäfif der 'kilunietriÄ^Q' ^/iC^rrMa/uuu knun auf iU r~ 

i fu-; Mae Dauer ym\ MyiuhTcx erhöht wmtav *n .Uqa^teü ^Ikrirr.KjVfriii 
d'X'd’ •t^Ä) , -.4>ij.ti*h ( k*g^U^Ä iühk>« d»d, j^röefeltkhe 

iwAffci 1 », w - </•'.{ t ‘ " v, d; _ 

i<i \'\.kr g'vhöv?^ uM'ha<'»:\*-i* )xr .Baiikn*rWu von *n*lu ak I^hXO I.ir> f .:: 
>Iins KtiomeKr » ru>nk-Mi, 

uri«:i ötiiknkiq $hm he«(iw):mi- ^iiü.l. : • <Uo V ?-oviiuial \i r»o|tadtc, ifeirlf.-- 
liö-ui>torw oder mifougv ^ biekhÄUpvofk’ attt^.miuaildkr wk*> mit l # roviii^iai T 
iia'tti>irfctiwiteiL £ü vejkjötkxi, -otk-r Orw^täfWn. (kriü Emwohm«rz»itü zutvauturu- 
^eaKMöaiew nitkt »k »«kmÄirbt« oder - xiHH Kü«ieuiU&tui^n. äe^ 

Köaigreh I\> euier wichtig*: iuKTumiouak LLuku zu v-orbinderi. v eudlirh 
i^renzoite zu erreivheii. 
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Artikel 28. Die kilometrische Unterstützung zu Gunsten der Eisen¬ 
bahnen, denen der öffentliche Nutzen zuerkannt ist, wird in größerer oder ge¬ 
ringerer Höhe und für eine größere oder geringere Anzahl von Jahren bis zu 
der im vorhergehenden Artikel festgesetzten Höchstgrenze bewilligt, indem 
eines oder mehrere der nachstehenden Merkmale in Berücksichtigung gezogen 
werden: 

a) die Höhe der Beteiligung der in Betracht kommenden Körperschaften 
an den Kosten der Eisenbahn, die Schwierigkeit und Kostspieligkeit des Be¬ 
triebes, die wirtschaftlich-finanziellen Verhältnisse der Körperschaften, die 
an der Konzession beteiligt sind; 

b) die Dichtigkeit und Ausdehnung des Verkehrs, der voraussichtlich 
dem Eisenbahnnetz oder der Hauptbahn wird zugeführt werden können; 

c) der Vorteil, den öffentliche Betriebe daraus ziehen werden, insbeson¬ 
dere die nationale Verteidigung und die direkten oder indirekten Steuerein¬ 
nahmen ; 

d) die Einwohnerzahl und der Flächeninhalt der von’ der neuen Eisen¬ 
bahn zu bedienenden Gegenden und die landwirtschaftlichen oder industriellen 
Erträge derselben. 

Artikel 29. Vorbehaltlich der verschiedenen, aus früheren Sonder- 
gesetzen sich ergebenden Vorschriften wird bei Festsetzung der Unterstützung 
Rücksicht genommen auf die geringeren Ausgaben, die für Benutzung der ge¬ 
wöhnlichen Straßen oder der bestehenden Eisenbahnunternehmungen entstehen. 

Die Ausgaben für Anschlüsse, Verbindungsgleise und für die gemeinsame 
Benutzung von Stationen gemäß Artikel 56 müssen, auch behufs Berücksichti¬ 
gung bei der Festsetzung der kilometrischen Unterstützung, in den allgemeinen 
Projekten für die an Privatunternehmer zu konzessionierenden Linien mit¬ 
enthalten sein. 

Artikel 30 bis 32 enthalten Einzelbestimmungen über die Berechnung 
der Unterstützungen. 


Abteilung II. 

Unterstützungen und Zuschüsse der örtlichen Körper¬ 
schaften. 

Artikel 33. Die Provinzen, Gemeinden und anderen juristischen Per¬ 
sonen können, wenn ihre örtliche Interessen in Frage kommen, den Eisenbahnen 
Unterstützungen gewähren, vorzugsweise in Form einer kilometrischen Bei¬ 
hilfe vom Tage der Betriebseröffnung der Linie an. Der Artikel 3Ö3 des Ge¬ 
setzes vom 21. Mai 1908, Nr. 269, ist zu beachten; von der Anwendung der Vor¬ 
schriften dieses Artikels kann aber im Fall augenscheinlichen öffentlichen 
Nutzens auf Grund einer nach Begutachtung durch den Staatsrat erlassenen 
Königlichen Verordnung abgesehen werden. 

Es ist den genannten Körperschaften untersagt, irgendwelche Garantie 
eines kilometrischen Ertrages zu übernehmen. 

Artikel 34. Eine Staatsunterstützung darf nicht gewährt werden, 
wenn nicht nachgewiesen ist, daß seitens der juristischen oder Privatpersonen, 
die ein besonderes Interesse an der Eisenbahn haben, in gesetzlicher Form zur 
Sicherung des Baues und Betriebes der Bahn Zuschüsse gegeben werden. Es 
kann von dieser Bedingung abgesehen werden, wenn bei den beteiligten Kör¬ 
perschaften der Überschuß der Grundsteuern über die gesetzliche Grenze hinaus 
und die die Einnahmen aus dem Grundbesitz und den öffentlichen Betrieben 
überschreitenden etatlichen Lasten zur Zahlung von Anleihezinsen derart sind, 
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J(|Q6 Röditaprecbung und 

däö nach au^chl1eftlicbem ETim^-ö der Jfegfattttig ktuüo neuen La&jteh wehr 
üUvriioiiujj'ei! werden konmu. 

" 'a- , - ‘’i / . 

varau.inr d r v O •»1 * g ä t i<rü €&. u u d F i d ä nig *>•.% e Ii ii f Ö>. 

;. l# ik‘ü für <tea Bau und Betrieb 

tjiiüß mm Auedoui. k *> elMex Teil iter fcslomdriscken gtAat»tn$er- 

Stauung 1 'ul- iten Bau und wekttei <#ri dvjr> jBei?i*b gwähn wud. 

Wenn ijuekh dftrt) •'der Fkitvr^ü^hnng iust- .Bt^ti«bÄube^bußsen zu 
mdiJK ü M, duri der fü.v dvu Reem-b teMUairiit! i vii nicht wügcz als V*® und 
ni-'ihi* 5v;-vhr <tl* */m bcSräg^h ' 

Ai ukvi thc BcgBmuig iuan U>* Aktkut'c^ilsduif.^is, die Kon- 
z^ii^ivAtv ‘$Mr. Ei-eihmlm ^,na. erutäidifigkii. in: &un 4ee Artikels 171 des 
: :pMVXßfeiHäkf . Ä&* diiirbU die k^ö^iii^ebeß 
Unterstü Uungvu »^vOtuUeH; / • -.' ■;•'*, ■.'.■' \ 

ijfiii G«H*Uith> fc&rw iwto-u nar t*uf den Teil der tfftl^x^ibtouig erstreckt 
Winitauu tl<i ihr (kdd Bau der italm gx*fc£hrt ist, üb der Rest für den Betrieb 
Vkd:fügb/u M*’H‘vii uvu.b. ; ; c ' {&* ’tVdgen - bis Artikel 4 \\ ei n^ehlielk- 
t ib;4i Äe Vftnvefedu^ vjer ^um^xiamixg zur 

tfjtrsUiUe dvr Obiigadonen • und .und' der mit Banken und KreditAUöLalten 

■äur Öe^i.iraffnng; des Kapiudi» Hf^(‘^)ihvss<^ö^T\ Frunnr^^iiafi^d 

Kapitel IV. 

RoüitvvAuii r ii f u r lien dB An-Aiie i n. 

A r t i feei 4J. i'iir die zur V 1 er-. 
foiderlwh-tu Hati]»Umhülin!eu ;&&&£ .Hw? Kw^e^Jou an i*jivaiuüteimdiiner nut 
kiiou». »nv* In ?, nmi Aiin; i.us-ro \ot; tjHero^enBit iiü ßma di r 

Artikel 2ö< ■& und a*i die»e$ ÖeÄ0t^.'anf-den Ba-n al'kvm bukh^nkt' wexikn« 
•wahrend dem bHnat der fefrvel» znii eigenem l<ollmak*ml vdrbekaUeu bleibt* 
iu -olclien I'tilb ir: 

&) vsird der (diterWued dera J^Ufe^betca^e für die l'ilgimg 

(le^ fiii den Bau uowundigeit Kapitale in nü t t;^hrnn üi^ Staate- 

beihtlib hvMikjsi^thüsm, Xudurch Be* 
Uihgün^\'»n den fertr M^rä^n der Linie bczalil^ die feibji mix der Tfeehtiimg*- 
fuhnuig <k-r Äbzü^li^'h efa$& \w dex Kon* 

MfH\ v XcijbAl^ Bt o2^h1s«i $$$&', Be iri^Us ]co6 twi, er- 

göbetL ih^o lW>|«i.Bguiig. lÄlit dein Eixit «Wr ^kannten V^rwulnuie innc Last 
und fiv&t* un^.hrlielÄ Vdib i» ;<her: X^ig^tizU buxüin.e nicJbr 

ObrrhciircMen; « • ' . { a .' r ^ 

h) finilet die iht J&ud^ r«iov die Bäuko«ren ^rÄbUtei ^ind 

abfx iu'W JüXmu; . ’ • , \ ■/ , : \ a *• ' ’v* 'V ,• V 

•. , \‘ ‘cj .kiian die Kon^mroi; iix dem iA- 

:Ädipünkt ifurüekg’ekaufi; werden. I« v die?eni i v AU iki dem K^piööSÄ'totiar da« 
den rUg^ia $it die B’mer^tut^mgea und die Beteu 

äa den Betruges für 

SEVvH.ru und nach dek in ät-t Kküzefeiob i^dincb ads- 

'4&2Alil«3U •,.!;* t • t ’^V ; ;v . ' ‘ 

Zu den gUijeh.Ho ikMnngun^o.;iÄt tWr.: Slauf* Äum llückkaiüf Auf Antrag dt;-& 
Ko',-'o>^in{ ta r.> vn:rnn'o;i'ik-t,': :vvbioi i.n dein. A &irm. ■ Vtirange(?ao^en m lOjiUe 
rig«‘a AeiviauDi der in der Kouid^id*üÄUJ:kund« vorge^ltene. anfängliche' Rdh,- 
***iUig dürcli^chuHtlulV. ititbr. ist 
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lue der Bi^tlbabiiliül-en, auf dt*e dmsei Artikel Aii^veiidiiiic 

findet? ^o!,J h .uuii. tte* •. entei'a^ienden. kiloriwümc-Uo.x) Unter- 

siüuu.ßg' erfuf^i 4n«$r Ö4s«t& Gleudugeihg nuf* ihm G^tzeni^urt' sittä dem 
f^rbitaent’.'iikv tinUx^htfis des GbcV^^ti KoU der offerillu’htMi ArWutoi-» und* 
■4*4 -ulböi di« '’^ötWjE^tttVjßif' dtffi 1 dh> 

LiTiKn dem- tÄ. ’^iuvrt•"-Ü*f* vxr'büt, yprzule&^ru 

'/"A F.t i k t; 1* Ü— : 4^3 ^ntiialfvfj. nähere B-e-amranugeö über VevsHiimi; dvr 

;c*V ; l v \\ ’*• 

\ \ iiü h g ati; d e fl :E r t rii pi^ vn- 

A'f t ; i Ji>* ! 4( ; , Sobald Ak-h -aus dvj* Luc-bt nbniiig Kuüzv^siouars er~ 
.£*M, daß ßtitliviK*- aus. Eisbahnen. muh dwu l^gebuU <h?r 

ioi?:««:a- $ JaUfo iK’^KbiuM. \\}% ui^r-?re,i^t.. find ida.? ui •*dr «gor# Y^rx'f^im-.s- 

gi&üip iü der iii,. hat ; ij* ; r':3faafc «'«Jf/Biot* 

indeilnsMi«# :ua H*w\-*v>vxz . in Hoiu •;• ; di r iiied<m<ieu•. Erters 

oifcsHt ÄttäpiTw.dn, 

ofi&ufig fj&> .Retö fei4'vfcr•• i>ime* ia ‘ ifirer giwim Äöad^Mävdv: ätisft£'c?ri, woViiv 
ttk'ht us. der dC^ftices^. nufdriiekludi X^H|di4iki 

mtei i*l • *{ \a { *'; v ; * 

jÖr/tef dem. ititriH(»r1rag jjft die &u; yersiehek, :4*V V ’’ VOifc. 'dein .ftbtuyb; 

■ <\Ct.r&g ühri.i? jdpibi*• TiVd\d:?m dir Jh’tn;*!»'-. iJoU'fhuWin^— um) ;uo urtlrTji- 
Uebcxt B.nd ÄufietordftpiUch«^ AYk*ii^tte^ ?Ihv {&&-> 

bühren und AbguNn, die Auer rräiftj & g£k fH $,%’uxui ^g^fenenfallfy.-id^ ; 4 jitei . 1 • 

',di]^ ZäkiuQgesi in dru Kvsvrv<Anj4d.s: und it« de« ■pxl^ii^ß^hmH 
f»ii* dfui- b'nsO; •A.nlagcfeap'i.^ül alig^zog-^ü. ^iud. 

ilif. iiii^ierüiig kärni auf dije iJii* A ^ii k 1 <i>L3ks><*>J üdi 

«veon si-e- dafut* <kdu 
■■^elÄUa.g der -Tarife auferl^K 

A r f V k e 1 4T. J?)iy vik> uaftk' 1 d^ 

Yvm löv lt|ÖT ^ Ei^ntmii«eu viu^SUmt^uotcr- 

> &tw& \riehipl? Äich rloH fecht dea fiU f G^vrirmbei^iIigu/ig liach ten> 

vniin-rechr^drH Art!kr), *\i «nd at»rr :i»>?tiii>n*t u^cii. dem Ki>iu*;5lrag,: dpr dir 
h^r!^sii>li^«^>. Akficukapital $ßfe. AhlÄg^kÄpiial 

aÄd ite KauHaJ für dw- **?>{<•• Be» ri^feipittei beschaff äug urri für, dk A - 
führmtc geittäA dem foigentleii Arnkel abür^b-igl. 

ILfer '^ta'at hat Anspruch auf fktejlüqriu^ »u *Um lk>beirj- 
urtlm^n »U»X”.'pÄfe‘rc.*fcöiztftt .Kf^Huboltn^ die aax b 1 iikTÄf \MVtk ^ 
ljß. Juai 1907 Nr. Ü40 koa»e^ii>rviett .^iud t in »kem ia »kr v $j^j 

MäR, woU*i br^orjdrroa fW.-u j*-K>v<;-? p:(\*r ü^.^Tib>>lm 

ia Betra*Tiil $&.. zklit-u sjxü^ dbt ;lHrch»ctoit^ • des Koüoianalixaeh ' dm ■ 

/yejtraxuö^s vtat 4 J alireu den in däti K^nxf^BieaaH rknoikii’ bt^i^bm*kQ 
kilainefrUehen Bob erf ra^ « rrajeht hak 

ßf:r '^tijflt bat aneb Angprurli üitf Ikt<dl.iu-i*n.Ä. an dtn Brrntniraftbrnrn irv 
tidie, von nHit; veni^'r der Hälfte {teiu^rlruir^, der -in. hatM'Udsdb- 

li^heü ihmn auf das von dar R^i^tnrig g^^hiaut«!« Aktienkftpil^i, wenn die 
Konzo*iÄi<m eiaer A k t ienges e 11* r*b a f t» er feilt isi, oder; in den itbrigr?n FaUen f 
nuf das erste Anlag^Aap^a1 und das Kapital für die erste Bet.rieKämiltel.br^ 
Äehüffimjr und für die» Betriel^fühmng übersteigt. 

. ; ov‘* 
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Titel m. 

Rechte und Pflichten des Konzeesionars. 

Kapitel I. 

Konkurrierende Linien und Anschlüsse. 

Artikel 49. Der Konzessionär einer Eisenbahn für den öffentlichen 
Verkehr hat das ausschließliche Recht auf jede andere Konzession für eine 
gleichfalls dem öffentlichen Verkehr dienende Eisenbahn, die zwei Punkte 
seiner Linie verbindet oder die parallel zu ihr innerhalb der durch die Kon¬ 
zessionsurkunde bestimmten Zone läuft. 

Artikel 50. Die Staatsverwaltung behält jedoch, sofern nichts 
Gegenteiliges in der Konzessionsurkunde bestimmt ist, das Recht, selbst Eisen¬ 
bahnen zu bauen und zu betreiben, die von der konzessionierten Eisenbahn ab- 
zweigen, sie durchsehneiden oder verlängern, ohne die Konzession einem andern 
zu übertragen, vorbehaltlich eines Vorrechts des ersten Konzessionärs bei An¬ 
nahme gleicher Bedingungen. 

Wenn djo Staatsverwaltung von diesem Recht Gebrauch macht, hat 
der erste Konzessionär keinen Anspruch auf Schadensersatz oder andere Ent¬ 
schädigungen, sofern seinem Betrieb kein Schaden oder Hindernis erwächst. 

Die Beziehungen, die zwischen dem ersten Konzessionär und der genann¬ 
ten Verwaltung oder den neuen Konzessionären festgesetzt werden müssen, 
bilden den Gegenstand von Verein bar ungen, die im gegenseitigen Einverneh¬ 
men zu treffen sind über alles, was zu einem regelmäßigen und vollständigen 
(ömeinsdiaftsbetrieb nötig ist. Bei Meinungsverschiedenheiten w T ird die Ent¬ 
scheidung einem Schiedsgericht übertragen. 

Artikel 51. Wenn andere Konzessionäre nicht konkurrierender Eisen¬ 
bahnen eine Strecke der schon konzessionierten oder gebauten Linie benutzen 
wollen, kann die Regierung die Mitbenutzung der Strecke anordnen und hier¬ 
für die näheren Bestimmungen und Entschädigungen festsetzen. 

Die Regierungsbehörde kann Kreuzungen in Schienenhöhe zwischen ver¬ 
schiedenen Eisenbahnen gestatten und die Bedingungen dafür festsetzen. 

Artikel 52. Die unterstützten Eisenbahnen müssen, sofern es möglich 
ist, Anschlüsse an bestehende Eisenbahnen hersteLLen. Bei Nebenbahnen mit 
verschiedenen Spurweiten gilt, wenn die Regierung nicht den Einbau der 
kleineren Spur vorsclireiben zu müssen glaubt, die Vorschrift über den Anschluß 
als erfüllt-, wenn das Gleis der Nebenbahn bis an die Station der bestehenden 
Bahn derart geführt wird, daß die unmittelbare Umladung der Güter möglich ist. 

Artikel 53. Der Unternehmer einer Eisenbahn des öffentlichen Ver¬ 
kehrs kann unbeschadet seines Vorrechts gemäß Artikel 50 keinen Widerspruch 
dagegen erheben, daß durch andere Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs 
Abzw'cigungslinien auf Stationen oder Haltestellen angelegt werden, die, wenn 
auch nur durch Einbau einer anderen Spur, dazu dienen sollen, sie mit einer 
anderen Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs oder den nächstgelegenen Ort¬ 
schaften zu verbinden oder an Häfen und Landungsstellen der See-, Binnensee¬ 
oder Flußschiffahrt anzuschließen, sofern diese Anschlüsse Gegenstand oder 
Bedingung einer Konzession des Staats bilden. 

Der Eisenbahnunternehmer, dem der Anschluß auf erlegt wird, muß den 
Teil der Anlagen, der innerhalb seines Bahngebiets liegt, auf Kosten des den 
Anschluß fordernden Unternehmers herstellen. Dem letzteren fallen auch alle 
baulichen Anlagen auf der Station, dem Bahnkörper und dem Oberbau zur Last, 
die wegen dieser Anschlüsse und Verbindungsgleise erforderlich werden, des- 
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gleichen audi die. MÄRuabrueü, di* zur Erfulkaig iK^r von dem Minier .»h r 
cdTeuilkhen aiifeetfkditoa Vor*ebrifte& zui J.>e*viHjxh:kumj der Stellar 

\m% *rml Ik^iihnäßigkeit tkUrkd*« nötig sind. 

'£. waägi* ifendenlM^iieiij die&iclfc bei ö*r ••'Anf«rtd<d*u»kr ge- 

etgkb«>n, vm'deii zur Ent&cfcetdtiüg drei *S>iiueferxebVern vor- 
grlvgk deren luiantWldbac ist ümi üe.reii Erpewning gvoj&fi Artikel it 

erfolgt 
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Bei dieser Anwendung gelten als Teile der Eisenbahn: die Längsgräben, 
die Gelände, auf denen die Zäune, Mauern oder anderen festen Abschlußanlagen 
aller Art stehen, einschließlich ihrer gesetzlichen Abstände von den benach¬ 
barten Grundstücken, ferner die Gelände, die zur Durchführung von Wasser¬ 
läufen oder von öffentlichen oder privaten Wegeverbindungen und zur Anlage 
von Zugangsstraßen nötig sind, und endlich die Grundstücke, die für die Er¬ 
richtung von Stationen und für alle Werkstätten und sonstigen Anlagen aller 
Art, die zum Betrieb oder zur Erhaltung dieser Eisenbahn dienen, erforderlich 
sind. 

Artikel 58 enthält Sonderbestimmungen für besondere Eisenbahnlinien. 

Artikel 59. Wer eine Eisenbahn für den öffentlichen Verkehr baut, 
hat nicht allein das Recht, dauernd öffentliche und private Grundstücke zu 
benutzen, die für die Anlage der genannten Bahnen mit all ihren Teilen und 
ihrem Zubehör gemäß Artikel 57 erforderlich sind, sondern hat während der 
Ausführung der Bau- oder Wiederherstellungsarbeiten gegen angemessene Ver¬ 
gütung das Recht auf zeitweilige Benutzung des notwendigen Geländes, um 
daraus das für die Arbeit erforderliche Material zu gewinnen, um dort Material 
und Gegenstände aller Art unterzubringen, um Lagerräume und Schuppen zu 
errichten, um vorläufige Zugänge sowohl für die eigenen Bedürfnisse als auch 
für den Gebrauch des Publikums oder von Privatpersonen zu schaffen, denen 
die Bauarbeiten die bestehenden Zugänge unterbrochen oder unbrauchbar ge¬ 
macht haben, und um Kanäle zur Ablenkung öffentlicher oder privater Ge¬ 
wässer herzustellen, die durch die Arbeiten in ihrem Lauf gestört oder behin¬ 
dert werden. 

Artikel 00. Für die dauernde oder zeitweilige Benutzung der Ufer 
öffentlicher Gewässer, der See- oder Binnenseeufer und aller sonstigen ertrag- 
losen staatlichen Gelände ist keinerlei Vergütung oder Ersatz zu zahlen, vor¬ 
behaltlich der Wiederherstellungskosten, die in besonderen Fällen nötig sein 
könnten, um diese Gelände ihrer ursprünglichen natürlichen Bestimmung wie¬ 
der zuzuführen, und vorbehaltlich der Erhaltung oder ordnungsmäßigen Über¬ 
tragung der Servituten, die etwa auf Grund eines Rechtstitels dort bestehen 
könnten. 

Kapitel III. 

Schutz des Eigentums und zusammenhängende Arbeiten. 

Artikel 61. Wer eine Eisenbahn für den öffentlichen Verkehr baut, 
hat die Verpflichtung, auf eigene Kosten alle öffentlichen und privaten Wege¬ 
verbindungen, die durch die Anlage seiner Unternehmung unterbrochen worden 
sind, unter angemessenen Bedingungen für ihre Bequemlichkeit und Sicher¬ 
heit wiedcrherzustellen. 

Gleiche Verpflichtung trifft ihn hinsichtlich des Abflusses und freien 
Laufs der Gewässer, deren natürliches oder künstliches Bett durch die genann¬ 
ten Arbeiten unterbrochen oder beeinträchtigt worden ist. Soweit nicht nach 
der Bauausführung neue Eingriffe durch dritte Personen in Frage kommen, 
hat er jederzeit den freien Abfluß, die Gefahrlosigkeit und die Regelmäßigkeit 
des neuen Wasserlaufs sichcrzustellen. 

Die beteiligten Stellen können auf die Wiederherstellung der privaten 
Wegeverbindungen und Wasserläufe verzichten; dieser Verzicht muß aber durch 
ausdrückliche Erklärung erfolgen. 

Für private Wegeverbindungen, die mit einer öffentlichen ServUut be¬ 
lastet sind, hat der Eisenbahnbauunternehmer lediglich die Pflicht, zu Gunsten 
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der Hw*W^%?rTittit kvlvfym- iffa 3ite Wi^c^r- 
lidv&teilüijg t?el&n<k* z\\ Man kann ;; d^'&laf.b' ilen. Jßigeii- 

\ iini<*r üiühi ^idgen. <t*A (VrumhMih'k teiltet heraigei^ v:r sieh nicht 

freiwillig dazu versteht. 

Audi iio Fall ciaes V^rÄioltt^ 4c»t Idtere^tdon darf die ller«t^nau« >iog 
Lauf? *Jer v«m der Eisenbahn dnrd^dindtrijco G*wä.sser rächt unterbleiben, 
ouä cter iMundi^me des Abflüsse# dio offenfliche Ge^indhei* IrbUtn 
katm oder di* IJnhenihrthoit mal üei Keeitte Dritter g (Inh riet 

wird. 

Artikel 62, Die K inte» bauten, die aut’ deira Bab«kfirj>er em<-r Ei^-i»- 
bahn de& öffeniiurbea Verkehrs. zum gelmts und zrnt WiederbbraWihmg von 
idteMiklmi. und privaten Wa^erMulea and Wa^tuL^tTWlHck ÄixsdAfad^ß von 
deiöjeni^u ^rhulteix werden,, te$> die Unterhakang dot' Eisenbahn MdbfcV obliegt, 
äfe ÄtUktiialb d&s .ttti$, : M^lÄangi|j; : von d#r Erhaltung 

und c»iiuungÄnifiJSigeh UnterhaUung ttec Bahn liegenden dunw tagen • Anljustn 
hcu-oU. £o kauii 4ct Verrditehteie durch tesmideiu vvt.mi jhanm# hui den 
dfl’entpch«n oddjc Privattnt^r^öenien >icli vön de? Verpfiteb- 

Uiiig ?hn5r tfoterböHtiag - bofrefm. L, -v ■. ^ / \. •>'•/. J " \ ; ' 

' \y*rj>.n. Außdreib • , aUr E^t : :V ieö r;r- 

bauv siirrV hat <ki Ba tumterrudiütor dec Eiseäbäba die Konten: iki’üB. Bsucxi 211 
tragenr Nach der Ä&rmto* und ÜbOig.ftHo ad den BercehflgfexL bat ex pbor 
AaÄ|rnifli auf völlige .Befreiung von der: mi 

daß titelte ^mt&p’heYigst istArt# die frühere; in diesem F^li ist aut 
. eines " billigt Ausgleich* 

A rtikol 03 Wein» Tür euien Neubau oder 4 für ein*« von dei Begmrurrg 
;M‘^^r(Li^ea..X]?dct ^nohLnigfexi Tmüsphrfe ei m gewöhnliche Riaafa^ iV«>A"ijri^iifcI- 
odpp'^^t^^nü^frÄ'Öe, eib Kanal oder ei.to W&^tläiXf <litreh Ei^nbahn 
Verkeildio audd- dnrtdikr^ÜÄiön/fdhdüi^hg^^^ 

uv-rLvu vrb*v > ufi eittern anderen alb dem früheren SelmUtptu&t dtirebki^n^^,. 
snü^env h^nn-ivieli der «die .EibenbnUu. gebaut ..hat oder l^tceibt, öidit 

i&fötix Durchkreuzung der &i*^Jriia/Üfekeit ;üi»d HiebeiH.-Ü ij^ 

tfrh&dek • / V ’* . •/• ^ - ; 

Wen« die Ibiiy’hführnogen grivik^e. K^tea für den Betrüb, die vrufe-r- 
b^Ittthjg. üinl Bb^aelMiQ^ ^V ^senbal^/V^u^a^hmb bat tferjedi^e^ der %e~ 
hmit fiat r>k‘r 'tktreibr, An*\>r»v.li auf auvretu^ene .Enf^.lva<ügnng. • 

Aui’ jt^fen Fall hat : 0r daf - diie Dtireliführung 

E.o^i'ißn barwru/ z.ii ünterbabeu 

ut«*i zu bfewaehviw 

Artikel pAVl^iö ÄxiTgg^:ju, dtV zur Dorehtähtubg dkr Wa^erltlufe oder 
imut Sehuix der |pfe^bali.üi-u : dg «l*u iWreeUichcu Verkehr' oder «kt Fasen- 
l/ainiejä 4^.t; II. Cbdniife^rT^n^PrSyafT^rkobr dütlViv d^n ordnrnig«- 

niadigeTi Abfltiß angr^ngend^n Grum!^Uicke r die Äbten- 

knnif jter- Gowa^x, «Ht? Sehifführte uud to FtufvorhäUm*Ä£ nicht W^infKüühr 
:. • ' ' '■ ’ LA. ,,•.'. \, . .;/ ■'.; Yy' : ’iy r '^^#äffi'X ; , 


a’FF.- ; ■■ ; ; KapBcI IV* ;,: b'■^v 7 ; '': ; - >■.,■ 

Ser Vita tob ' tt fi d 'ö .Fi 1 i -ftli o AbstHn 4^7 

0k‘ ÄrCik^ 1 ,ö5 : Ikis- T3 <aü fllalteil B1 1 in nm d ge n über reehtjitlic und 
bmtli^hö. Einsrbi'ünkan^n • der Anfieg**T Filier EiHenbahji.) 
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Kapitel V. 

Benutzung gewöhnlicher Straßen. 

Artikel 74. Die Eigentümer der gewöhnlichen Straße, auf der der 
Staat den Bau einer Eisenbahn konzessioniert, können sich der Auferlegung 
dieser Servitut nicht widersetzen; aber sie haben ein Recht auf Erstattung der 
höheren Kosten, die bei der Unterhaltung der betreffenden Straßenzüge er¬ 
wachsen könnten. 

Alle Kosten für die Sicherung des Verkehrs während der Arbeiten und 
für die Anpassung und endgültige Feststellung der gewöhnlichen Straße, ein¬ 
schließlich der Kosten für die Verbreiterung und Ablenkung von Straßenteilen, 
die durch deren Benutzung durch die Eisenbahn nötig werden sollten, fallen 
dem Konzessionär zur Last. 

Die Verbreiterungen und Ablenkungen von Teilen der gewöhnlichen 
Straßen, die durch die Einfügung eines Eisenbahnkörpers erforderlich werden, 
gehen, soweit sie dem öffentlichen Wagenverkehr dienen, ohne weiteres in das 
Eigentum des Straßeneigentümers über. 

Wenn mit dem Konzessionär hinsichtlich der etwaigen Mehrkosten für 
Unterhaltung gemäß Absatz 1 dieses Artikels keine Einigung erzielt wird, wird 
der Kostenbeitrag durch drei Schiedsrichter, deren Entscheidung endgültig ist, 
festgesetzt, von denen je einer durch die Parteien und der dritte durch den 
örtlich zuständigen Präsidenten des Appellationsgerichte ernannt wird. 

Bei Streitigkeiten zwischen dem Konzessionär und dem Eigentümer der 
gewöhnlichen Straßen über die zur Sicherung des gewöhnlichen Verkehrs 
erforderlichen Arbeiten entscheidet der Präfekt nach Anhörung des Chefs des 
provinzialen Bauwesens; wenn durch den Konzessionär die rechtzeitige Aus¬ 
führung der Maßnahmen versäumt wird, wird von Amts wegen im Sinn des 
Artikels 106 eingeschritten. In diesem Fall wird der Kostenbetrag nach Maß¬ 
gabe und mit den Vorzugsrechten öffentlicher Lasten eingezogen. 

Artikel 75. Die passive Servitut im Sinn des vorigen Artikels kann 
nicht ohne Zustimmung der einzelnen Eigentümer der Straßen oder Straßenteile 
auferlegt werden, auf denen die Eisenbahnen einen von dem öffentlichen Ver¬ 
kehrsweg abgesonderten Bahnkörper erhalten sollen/ 

Artikel 76. Die Konzessionäre von Kleinbahnen auf. gewöhnlichen 
Straßen können keinerlei Entschädigung verlangen, wenn sie zeitweise zur 
Unterhaltung, Wiederherstellung oder Herrichtung der Straße selbst den Be¬ 
trieb einstellen müssen; auch müssen sie die Gleise nach Bedarf entfernen. 

Sie sind ferner verpflichtet, den vom Gleis eingenommenen Raum auf 
eigene Kosten zu unterhalten, einschließlich der Hand- und Kunstbauten, auch 
wenn sie dritten Personen gehören, und verhältnismäßig an den Kosten der 
Reinigung des Stiaßenkörpers von Schnee, vorbehaltlich besonderer Abmachun¬ 
gen, teilzunehmen. 

Artikel 77. Wenn der Staat eine Eisenbahn zurückkauft, die strecken¬ 
weise auf gewöhnlichen Straßen liegt, tritt dieser in die Verpflichtungen des 
Konzessionärs gegenüber den Straßeneigentümern ein. 

Die gleichen Vorschriften gelten im Fall des Verfalls oder Ablaufs der 
Konzessionen von Eisenbahnen, die ganz oder zum Teil auf «gewöhnlichen 
Straßen liegen. 
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Kapitel VI. 

Beschlagnahmen und Haftpflicht. 

Artikel 78 und 79 enthalten Beschränkungen in der Pfändbarkeit von 
Eisenbahnuntemehmungen und die Verpflichtung des Unternehmers zur Fort- 
führung der konzessionierten Betriebe. 

Artikel 80. Die Konzessionäre eines Eisenbahnbetriebs, seien es 
Privatpersonen oder staatlich anerkannte Gesellschaften, sind sowohl gegen¬ 
über dem Staat «als auch gegenüber juristischen und Einzelpersonen zivilrecht¬ 
lich verantwortlich für die Schäden, die ihre Leiter, Oberbeamten, Beamten und 
Angestellten aller Art, die dem Betrieb der konzessionierten Linien zugeteilt 
sind, in der Ausübung ihrer Dienstpflichten verursachen. 

Gleiche Haftung trifft die genannten Konzessionäre dem Staat gegen¬ 
über für jeden Schaden, der durch die Nichteinhaltung einer der Bedingungen 
der Konzession und durch die Nichtbeachtung der eigenen Reglements und 
Statuten erwächst. 

Die Entschädigungen, zu denen die Konzessionäre gemäß vorstehenden 
Vorschriften verpflichtet sind, sind schon auf Grund der Tatsache der Nichter¬ 
füllung der genannten Vorschriften verfallen, mit Ausnahme der Fälle ein¬ 
wandfrei nachgewiesener höherer Gewalt. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Besprechungen. 


Seydel, F. weil. Präsident der Eisenbahndirektion Halle a. Saale, Wirk¬ 
licher Geheimer Rat. Die Organisation der preußi¬ 
schen Staatseisenbahnen bis zum Kriegs¬ 
ausbruch. Geschichtliche Beiträge. 68 Seiten. Berlin 1919. 
Julius Springer. Preis 3 M. 

Das kleine Buch ist das Vermächtnis des kürzlich verstorbenen Eisen- 
bahnfaehmannes, der, wie in dem von seiner Gattin mitgeteilten Vorwort ge¬ 
sagt wird, neben einer zehnjährigen Tätigkeit im Ministerium 6 Jahre als 
Betriebsdirektor und 24 Jahre als Eisenbahndirektionspräsident der Staats- 
eisenbahnverwaltung angehört hat. Daß der Verfasser schon deshalb wie 
kein zweiter berufen ist, die Entwicklung der Organisation der preußischen 
Staatseisenbahnen darzustellen und kritisch zu beleuchten, liegt auf der Hand. 
Das Werkchen erscheint als willkommene Bereicherung der Literatur ge¬ 
rade in dem Zeitpunkt, wo infolge des bevorstehenden Übergangs der 
preußischen Eisenbahnen auf das Deutsche Reich an manchen Stellen sich 
die Geister regen, die in dem bisher gewordenen nur fehlerhaftes zu er¬ 
blicken vermeinen und deshalb abzureißen, und von Grund auf neu aufzu¬ 
bauen für das erstrebenswerte Ziel halten. Diesen Reformatoren gegen¬ 
über wird das Werk von Seydel dazu angetan sein, eine gehörige Menge 
Wasser in den Wein zu gießen. Es zeigt im übrigen vor allem, daß manche, 
heute als neu erscheinenden Vorschläge lediglich frühere Organisations¬ 
formen wieder zu neuem Leben erwecken sollen, die sich vielfach als 
fehlerhaft erwiesen haben. „Aus der Vergangenheit,“ sagt der Verfasser, 
„sollen die Lebenden lernen, damit sie das Bestehende voll begreifen, und 
in der Zukunft nicht wieder in Fehler verfallen, die in früheren Zeiten ge¬ 
macht und oft nur mühselig überwunden sind.“ 

Die Darstellung Seydels umfaßt den etwa 70jährigen Zeitraum, der 
zwischen den Anfängen des Eisenbahnwesens in Preußen und dem Aus¬ 
bruch des großen Krieges im Jahre 1914 liegt. Die .preußische Organisa¬ 
tion ist in diesem Zeitraum nicht weniger als fünfmal neu aufgebaut 
worden, und zw r ar in den Jahren 1850, 1867, 1872, 1879 und 1895. Die 
augenblicklich noch bestehende Organisation ist daher schon fast % Jahr¬ 
hundert in Kraft, allerdings auf Grund von hervorgetretenen Mängeln ab¬ 
geändert und verbessert. 

Die Organisation von 1850 erfolgte in engster Anlehnung an 
die für die Provinzialbehörden seit den Freiheitskriegen maßgebenden 
Grün d s ät z e. Das w ar schon deshalb nicht anders möglich, weil der 
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•Staat. Jahre 1850 über keinerlei Erfahrungen und nur ober 570 km 
Eisenbahnen verfügte, also über emo Gc-anitdlrerkenlän^o, die aioht die 
.HSÜ'to einer ImüUgrn EisenbaIold:rek üo n ausiruu ht. Man übernahm uni 
tiCT uilgemvmen i.»amle;-•rvrgaal-# r\oo insbesondere die Ko 1 1 03 i a 1 v.cf- 
t a s « h it #/ mudi sfer die Erddrheidung mehr ^etn Vorstand der Balun de, 
dem Xoll^gJölrt der Mitglieds J>eE Vormixende —‘ *fAt 

'3 $70 wurde die Ann>neze?nh/»nni: .„pritsidenr^ alUerneni nin^eführt -- ?vH* i*" 

•' iedSf lldi di* Ge;ulbUk\ ohrn-t viainü zu. sein, I nter den: Ihrek- 

ficme« aL=f maßgebenden 5 rnv ititnng Behörden «mnde/x (de .};»• u t r i Ei,- 
Inspektoren (tür Strecken bk zun 'Länge von etwa bO MeHimY .. denen 
ß;f^‘ ä flbal n böunieis i ejr fter Sau (in der RVgW Xdr* 'alwa 

Meilen Baknlängeh Maschi n 6 nm^Uter (für Instandknlhtnft <i*r 
.BcfriebsmiUel und die BeauBiuhtienng and iu>uder WeideUhuen u-v. ; 
und B ahn ko ntro 1 leure < v fiir den ^bCert^ungödinu^ 
wamn : v< •'/ ' , . A/A , '/"'. .// .> v v :•;.** * 7,0/;, 

Die U rg **4j £ä &*i o <tk? twjf l iin nt ri n&*e 11 . von ;!8Ö7 .ftre ^ einer 
Zeit erlassen worden, vvo das* sie-eOKvIjunetx, >ieb bereit^ ;wO jO») juo \*r- 
grnileri Untu, V-sUMnlen in der Haupvsaebe in einem A n - bet 1 ) d r> A p:>~ 
f ü h.r u n g s di e n U'i ßsA ind^ru hei größeren pirektfooieb 0 ey 0 n d ^ 4 ; e 
an die f/i rp kj in neu 1 ie d e r te Organe flp: die Wnheitiiehe 

< usoiknmg de- Aücyiehisdienstey urt ganzer'''fOr^k'Oon--ivev;irke bestellt 
werden könnt exi, die uk .Jdiri^teieiluU 5 drr Tdirek'thHjen. • aimisrimn k-ü'mi 
und al4> Mau y ebor d»a* Ob*vfbeu*k 3 Ü u 

iu^eknvr v ükerma^ehinemneDterA 'Ober^iferv-erFaiter und etfdegiupiiien* 

.J0^^afe&>r-v.: f ; *' • 1 // ’/ • 

0 i p r iien Beroieh des ganrert 'Bezirks.. 

de-' <Jbr!d»onüeu für. den Betrieb--. Maseftiaere; Ab rkeln|- -ue! 
Telrgrufybeiiilkuist; " t ■ . /,/ . . / . / *’• - 

k) begrenztn Teife Äz<* V A ' ;. ; 

*X dk/ iür Beirieh, Bäbu- 

b*‘WueUnng und IkihupoltyE» (bei Bedarf . Xueubt-i- Vtut • IA.m-u- 
6 fthnkaafwei-trrn? f 

9) die Mabuliinennieieler für Werk.-üiHeu und 

dienet. / * 's ■ / \ , /' '* / > . e ' ^ 

31tt dieser KrüiaUüng der l uivktuuH.u cutreh de- Au-OUe i 

rungstkeusttM in der 1 brektiur^instanz 4olW{. kam man jedoch auf dk v Ihtuor 
ni: er *»u- Man geh d 0 sit 0 .ll.? tro Jvh r 1S72 die ! * ?-. i i^- r fest ge!»*. j t e r* e- V<-.*- 

etrno oj^ dev ^j> 0 nll*ehen' Vetwali'mtg im einer Htoile, d. b bei der IHrek- 
' -*»p, au/ und w r teilt e d i e F u h :* u n g iU v V n r iv a 1 f n ;t t *rbü’*i| 

A? I n bf a ; n ?. e n , .auf. die T> i r e k t i <» ,1 uis Frovkub.Ok/jdrde und nie 
■ II i ä e n b/* b tt ku rix m u Auu .ul : s Lukdt- ; oder Oe/;rk^kehartiA. euuf 
af-o rlv»i‘ neue ins tu a^. In der 13 \ r e k t i o | y I u s \ u n | !t< n;itiete mon i#73 
rlift.. })feh^rig^u Oberlnui aiteu. die ud! dex I-fIt^itiis 

vier Kimrunts-ioneu nirht .vereinbar waren, um) ubtHnig H.n ue-* b-ibe den ; 

AsuslSMtgerv. /Miigiiedurn der DirekHon; tlaneiHm sühnf man u»hu* Uroße 
Din?ktiiuiMmreäiiB; an ifarzh, BpiUe man diu' 

tlviim Okerbeautnui. -<>d ;j nu i.s/| 'U«wmdere höhere Beamte sbuiie 'Hie 
K n m m i,$.*S o U mnde n in «hu- .H(ge! cuur zvrti Akmlied, n <. • ,-re. m 
trrbnisehffu und emuni udnnnt-trathem von denen den» Aheu de»* \v.rb,tz 
wUnU\ : Zur artikhhh A 

Fahr- imd Stakoi»<ditm^u? w r urdc ( 0 '; dem.;'ifomxiikrfeFmMi ’ ^.be^oft'diuu/■-:I 5 aI_V r<- _-.:‘ 
und £kMrieI^lwnTrrdl/«ure dätv ^iandhf» /•/:./;/ev;: 
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■&D. udbu.imdiu DjecMateUeH U.-pcnd» re PtneMiiunddoren für IMrhd« 
. »cid-. BahojtpUaüid nm»I ^«-'nbaEabauj nspektoreii für diu l'vwrliöltuttg und 


JViiuPjehngiyig dir • .Bahndiitegeu. beide 8(.e]len möglieln't in ef » fe r Reiutt« 
svivnukl. AfiiiJiihiiti? ptduuindij! :n> J»br»> lST r ^> wurden di>> ßetrnbs- 
jiitf« kn>mi niit. -ft-ji Ku«in^4nft<«v •vvivifrigV.-ek- dfcfi damit «Uw : 


.yzfj t>er. Vw£y#*f. 

M-biidert irt &% 



e vnitf klar gp'fthftd 


^■vr Scheit der IdirfiktäUti und >JPr Knie- 

HHsiiVni frar. <ia(j d: 

ie iivnninii—<iun 

ririefeeils der Direktiou 

i.udfrgt*ctrdneL 

*afe! \viihmid n«f 4 

er wtivu Heite d 

Ii» Jen KötuniiK'iniien *; 

isgekdfjwi Baitu- 

.fjryrkeji id* 

vndhu AMeiluti; 

?ptv; der. tbre k ? fchen * v? 

i e :> ! f.‘t wiird-.vi. 

■ ÜW auf die E r ; 


hen VerKiUtöips.e ’ fUJirfe 

n ?n einer 

.'iivh'rung der h>Äl 

CfrganieaiUm durch B e e e a 

t i. g u a g der 

K •' ! ! e # j a 1 y i< r f 

aifHna der 

.1.» i r e k l i n ö ftli ttud 

dureli a n b | - 

di». ü 11* l ai le r n 

i tt u U n ^ de 

r 'bi* h e r i ic&n Kj» 

ril <lt i - - 1 ‘t ll <r i) 

u n i e $• d i c' V; } ? i r 

ü.kl j u in»:n. :• 

Mini wiiilie dar eh < 

lift&e Ändemug 

die (!niiid-i>i:.*(- di-.r 

I»e /. e n 1 r« 1. 

fsutii'^tr' und d--r [u 

r i ti it li e b f-.n 

Y e r tv u 

h ke i t ztir Dt 

ircliftifariine bringe«. 




nlit 'J 


ünd dwlft ^vrf^iU^ifi^-ttÄter f> e f - 

)i ! i e I» tAr V p ?.a jt i iv t> .v *. i i t» k e it. d Pf L c ; i i v r $■- tih r A i> i e i - 
3 n H g .»in für u Ke und;• Wf%2täkkvja : : wurden: Alan u huf ’ JwijbpilttagiPO:: 
1 . jp i; .<dW'in*.*ino Vi-nf»ftaujjfan^cdi'genhfinM». 2. für (leu Verkehr- und Be 



^Knuipnsgio'nen Foftie Relrieb^ftüfr).•A; 
iitt- r. ; «!ii!i>.i ib-r fürfk.i*aurbo?,»!•(;••, da- Syyie.m der DirekKonaatoteÜiHigpn, 
die Tiidgkcit tii-r tnuj,>M IMrc-kikuie», dt' Xiis-iinu:H'«lf*"n'ii^' lu^Htiuiew. V.>*r- 
•■•.'iinii.(Zi iiirdaifU) tiilii du- **\ t rk.cn der .\HMtUin>bgn>rgiättu>. 

Mit Und e'njiißi .5*.Ulüß\ycrr fcbiieljl dft* hoebinter' 

:Wi?rk. 

tÜe ! -/nur di r b »• • ) «b «/n.de n 1 »rsimPiilN.ii und. Ihrer Eni* 
yi;:!)'i<r_- 'hat Mire hcu.udei-e lieifreüUHg durch die .\|{ene E r l i. i k . die veil 
dein VerfftÄyer au ,d#ti fHlhei'eu idr^Wifoaiinnen., ififittwondere den. Einneh- 



'v.>d.l ohne I in^r)ic;tnkuny »-einen ,\usfiitinmp.'ii /ti-iiimtien, Juli danui <\hu>' 
und Kd «tu für humer eine :il(hergebriu:ii»e und iii>her u«fr»>Ul-' 

. 
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«rbältf'Uö aitpreu ßtM-he EijnfbdjtU'O g v&rsekyrunüi*# sei. ,M §r eliu» iPo- 
derno Ifcu gießsv e.i*waiitjjutg v die, -wie 4tft ^Sfe^ii'baijflVerwajmDg, schnell 
und uttböhifidert iwati Jßt#cli^|daög#n erfordert, paßte dfts 

Ku|l"ii,H'-v-dem mit meiner utivvrrmüdlhdum »Schwerfälligkeit tmd dem 
Kehle» einer ..m-mvprmdtonen per eint ift’hen \ H'atitwnrilu-hkcil picht 
mehr“. "Es* v.’öy<* Jedoch dev K.'iiirr.nji.luuig wen, inwioYfeil diief 
kettung der ö>udc-rüeu H o t r \ 0 -b 6 v e < w u 11 u « g nHt vier in moy ■-•.em 
Sinn starren .Organir-aliop der a i 1 % e m p i u - n L n o 4 0 v « r vr a \ ■ 

) vi u g. die im preußischen Kkenhahiiwcsen von Anfang .»u bestanden ha», 
auch die Atifierlolge der Organi^Mimieii. ; .„¥ött 1872 und IS7!) und die 
Sdhwäeltetv dtp- ^Urzeit noch böötohßifiiPH Ckgttttf^ailprt von XW$ mir he- 
vUifiull hat. fm Gründe genoTmneh spielten ztmi Bvlopiel |m Jattr liSJ5 
'wi dem Kampf um die Bildung der PjribiiinnKbeäwke. den der Verfasser 
i 'iigeUentl and mit der ihm eigenen Anschiiultchkcft feKilderf, iifiüiicite 
Fragen der Gduitigigkou von äJigomfdtiv'ü N'erv,iai|ungäar!i(*hainingetv 
eine gotei—so Kn Ile. womt auch der StpgU, oh -als* Maßst&b für die .Bezirfs- 
hiidHhg die ■. auf den IMrobgangslfeiitireji täfcr 

die 'Verwaltung ubgrnmdoU'r Bezirke dienen Söllie* in der Jfiiupisodi» 
am? Gritndmi.. die in* Wp.se.« •der V $ r k e It r t* y e r ’-v a 1 1 n « g $ e ! i>t. 
big&i,.' •■aiilgdiuaieh' i eatsduedeh wurde. '..Und 

iorri'er darf irian zweifei'n, fw'jHIM' OrgÄittsatipn ■ ■; disiv.. v.ef^fc eb.psV 

#f r tVielt a f t l ie h en Forderungen vöfilgwerden 
kann. die, wenn besondere Anforderungen an da hcrantreien; einen A n s- 
h a u p: e hedarf. der leicht zu einer. V hv r o r g tt n i v a ! i b u führen kn »n, 
Gas w»r in Preußen schon tu gew^-vw Sinn der Fall, als die u>n- 
»iauernden B <* I r ie hs ; c h w i e r i s- ko U eit' zunächst in der ! m-!,. 
tionsinstjtnz eelhst zur Selmffnng dm Gherticü-iehsleiierÄ ftih'fteih ulilu- nd 
spiiler durdi ?Jie Grandwig T?irt>!aion alA 

h * t r i e h g lettende Behpfde, also auf eirterp fer'^ Richtigsten Gehiele des 
lid.-'-mhühriaveseas. und. ?a<ir gerade in krifiscli.nen. Seiten, wenn 

eiriit völlig, so doch in gtnUcm l'nifnng no-emehaUet. wurde H'onrt tPese 
•f,fh'i‘f<.)rgatn:saiiöR; attnh -gcweedtti ^fiff ina^k--ßo ; - :tr*giri#e. : dpch die Feago 
JSUidt W iederhers toi litng einer E tu h ei t syigftti i u a i i d n f ü v B e - 
i 11 i| n h «! V e r « a 1 1 wa g dringend nahe. 

..Ade Fohle r. d%r Gr g« n i ea t.i o ri v o;n lß72 tt n d lßT9 
srtif k'kf f'ejt’dgl in erster■ Lhii ö in der : iFreilo iterdlirteu Zwei - 
u-ühwg iier Vor eai'nng^gem-hiüte «ts.i^elicn l'j.veübahndire(ition Und Rout- 
mm —-mh. auo der inan eine wtrkm»me 1 »ezentrnlisdtioij erhofft Imtte, Atndt 
diir Fttihifdung der KiunmissiomMi in lit*trieiisärnivM‘ (IK70) und die \lrt- 
aiitielttifltrn jE^terior'duuttKMcy ieiztecefv unter tlirftklioil i»udx ? H» hieruu 
oh ln - W. -meU. he-. Die Hedeutung dieser .lofzfereji Umbildung lag ja 
t,rot«?v bmieient thu-in. daß das nette .Tleiriebmuut \ mt dosten Spitze der 
Beh , }ehedin?ktor st »ruh -außer \ nrvt ailutigsnufgithou iuudt ‘len d V t- 
liehen Dienst u a 1 e i t e ii u nd z tt 1» e n u f h t e. h H g « n halb*. 
Man, war,hierzu bnitpimh’hlie!' dv.'hftth iihergcgnngen. weil der Vorwul- 
turfg>£tppnrai durch d|e f^iifitjEdtüiitg «leirVfieued Vofwhit,ütigstnsiapÄ (Koui- 
rtSiv^iun, Betn*?hfepi»fi seitwerfäOig ggWbrtteii ujm!v tifttl iHjt.fi die .1. l’rt- 
stanz (Mittieteriou! - Ei «mahn i> mii rvikihm. • Komnii?,-uori — ?’ e t i j S - • 
i n s,p ai; i i •) u) wioder beseitige') ;tv*dUo. • Bio Mangel der Zweiteilung 
der Verwaltung K' XKt^flßn ui|d tiFlösudilbt ficydtol IS'gl, 

ff,)';a«;:®Utigoti jaubführifch s;'t»tig:0.- 

Pr,•xi-., Tm Vttsv.iijuß daran srhiideri; er den Hieiiligett llltd e- iehreopn 
Betriohedtrekl a r, dessen ..hewalirlos 1 Syvtoni darin hev:leid, tH.rt?kHb?i#r 
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sieb iliffi nicht zur Ausführung zu eignen edmrsen. hei- 
-ehe ?.u h?geu, oh ne sie in den Ge*e!m.ft-sgnns zu bringen; und demgegeti- 
tibhr dwt. korrekte» B^trieli«dicektof. der die Afiordniiugeri aua- 

iiihri, her ^iibktbewliUrimg fjegröndeteiiBeriet (‘j'SiÄUWjUid doÄUath $&£ 
der DuekÖtiiv >v'&gen gerügt wird, !A*ß der fefztbre.- 

als er Äu« Erltdmis&e io ;■.-üfriGt 'ÜUiuügii&n^jyhür Awkjpm'assetr be¬ 
trübt »tzkblt, auagelttcht wird und »eine Nach - 

}>idif,ufig unterzieht. liegt ..auf {R*r Änd. m für di«: 

gijinzeftiftr Wmt freimütige Th«rstel hing «naefUhrl. Im Übrigen 

iv.trt^JJtei«‘böt'< der Merfkksdr dit* X'nniiiglieltk^tt der A'ufreehijßrhälnmg 
dieser Zweiteilung der Veru^fltüftgyge^fduif'e aui besäen. wenn er be¬ 
merkt: ..Es; war. nicht zuviel gcangl. daß liieni«lid Beeeheid wußte.’* ins¬ 
besondere w urden die i'irek turnen durch die Organisation dom pra i; - 
t i s <■ i< e. n »• !>.,■ ?i .immer Mehr mihik-U. Mm ivaren eine Art kleiner 
- MinjsterifiijnsüHiz. aber ohne die brfurtterliebe Einwirkung und ohne die 
nötige Autorität lutyu k«num ütudi, wie sieyde» AHsfübrt, die Verschär¬ 
fung. des öägtfnuAtftijS d trieb porstjntjdhe Üome-jite; „,b«i. dj» Betricdjeämthm 
diu juftänru äHfätf«beodeii tritt! urbeilsfreltdtgeii Kräfte, bei des Iltfefc-;.' 
tinncii ditgegcjs Gebt ältwre üjhI muht mehr voll ier«(t>ngÄfältige Beamte, : 
denen, du« *Si.roben und tH'&öjgen djfir ef^üetiäi nuhl beriuem war und die 
•*• vielfui ii zu •uijreaukrttti-eiier vm.hwtvihiirtgkeh bituiejgte» " , . . 

OM ! *•-,'.• ii.n .■>;> »,i(iu,;i. die man 1S72 schuf, wurde. jAm Mb) de! darlegl. 
ferner: zum Teil voreiMl) durch ÜB» tteeeli itf i a^oVaf »im; der 
Z >• ii i r ii l ? i c Ti o >H Sp t. ..Es ist leider .nicht zu verkennen,“ sagt der 
Vertitsi'A ..duh die AfitKfiri!kpit, hi der Praxis ittt \Vi.ic^yr<«;h mit Geist 
und Äfeffi der ty'gebmvn Vorseh rifteh. zenfrallsüaehe Hisijgtüjg^ji zu rer- 
t\ irktj-'iivit. fiu i'omir *«.< wie gerade in der F.isenbaimvorwa,ily ng besteht, 
im Kieiden wie im Große».'' M.-.u ließ sich. iiauientUi-h unter item 
Miniemr AeLienbiuh (bi.- 187M) dazu verleiten, die Führung der Verwal¬ 
tung xuöht: und deh.'V^^Älf)rog’5bälrör < lf : &ü', zu entwunda» und iu die 
ZentrnUteilo zu ziehen. ,Alau meinte; alte» dlleiu -no wiAsefi Und zu 
konuen.“ Insbesciöderc riß diese zcmtrhlfstisebe BebawBwng gegenüber 
den tViiuscheu üüd Beschworden der Interessenten und des Fc*rw»naU. 
und zu ar mit dem Erfolg# ein, daß das aVnselren der BeJiärdcn Jtdeb süßen 
üvid jrijien aßuk. „Idie Si'hafftuisfrfe'üde iitacMb '•. . 

1 tdu.%{ und fdüdigkois Platz. Entsciihuifdidgkeii -und eigenes Verantwort- 
llclikt'iitkgbftild orfuhron eine eropi'iudrjcfie Mindonuig. Ürü •. 

Kniscfn>.iduligdh drörktv mau sieh möglichst bmtta." Es ist keimzeicit- 
itend für den -tanzen Geist, der dam»!«, die Verwohn hg >>es»>'-in\ daß der 
als der ..u Aiitttkrüt" hdzeUrbticte M>vdster Mu.vNeh bei am 

Ho form vun t.-Kß tfeb itii^hrhüb tat» - Man muß de» ■ fHeektioneü elnomi 
wieder den Htinkoh stürkeu.' haß tu;ui. dies tui.-hiidicl» \i>t : der Neuord- 
Jiuug von IShb «icht erreitihte .tittd errehdieß kün.nte. hig ar«. <|mv Vlangelu 
der daiiintigeu, mich von Mhybadi nur 'verbesserten Organisation. 

13le örgöntfSatiüii v«n"f;if®. 'thüßtö. : fv)wT, tridem sie die Vergntwort' 
iiebkeit des Prü&identeü iJw Eis^bahnd^rrktian durch Bosoitlgi.uig der 
KnUcgialvetthiÄsung gewaltig bub, auf der •anderem Sjcint auf aiune E n t- 
) « s ! ü i> g ttedaehl ketü; fsio tot die*,, indem Mu* dr>* A b i es t; o n g s- 
:«jr « f em von der «UgeiogiiMtn. •LandeöarbfwklfttK# ettinkkeiv/W'ö'-'-M f»ei de« • 
Bezirk.-rrcgiontrigen bestand. i>er 'Vnrlass-r, der das Abtd.lnü,g&sk*>ten-‘ ii»* 
Eisenbahn wwmy bekämpft, Weist »dl Hecht- darauf bin,.daß die ftegieninfs- 
atueilungefi, genou netfaeüiet gesonderte Ih-hdrikn in.it go.soDder.ten Auf* 
gäbe» dfiTsictleru deren .oberste' Leitung .tritt in Perswnälumoft in ßtw Hand 
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des Regierungspräsidenten vereinigt ist, während, die A^jdihnigeii Ina JEisen- 
btthnwösen nur Cfgachatte in Gruppen scheiden und. TerteUön «öde«, die im 
eugct&i. Zsä»öimepij^üg mi<eiRa«def stellen und ohoo lorig>v-rtztC lebebdigt? 
Wechselwirkung üäenaaia gedeihlich geführt wenl^i köunen. Aus aiunri; 
Erfahrung und an der iinml von Beispielen führt der Wrisser di&Saehtesi.le 
auf, die da.-j Abteiln«r»»,v>5tem bei. der preuiUsdion Eiacnbahnverwaltuiig 
zur Folge: gehabt bat; man kann sie mix dein.: Würt„toelbÄtündigkeitsdrang 
gegenüber dem PriDidenten uml gegenüber den andern AbtoiUmgenV ziisaoi- 
menfftasea. Es wird auf eine Aeußeraftg;de« Aii.njsterb Thielen,buigewk-sen,F-,''' 
der bei der Bern in lag der Frage, ob bei der •Ne^rdnung, Oer Akcwnlt ang die 
.Äbniintigeo beizüiwi'haJteu seien, gesagt' habe« soll, er habe in seiaeii, Bu4* 
langen ak -Präsident' grober Elsenbab«din/itduften stem das Ödiihi gehabt, 
hinter eiunm -Wandschirm z« sitzen, über den er nur bube binausächen 
können; wenn -es «Ion AbteüuiiKsdmgwam gemstua gekeion sd, KV er- 
si-hemt aber docU.mbt zweifelhaft, ob das baue tfeusil, das der Verbioser 
über die Abteilungen .'fallt,. sich nicht mehr gegen die Art der .i>undtldldtm:' 
des SysteuiH — imch liier: 'wieder Anlelinung iiii die Gr-ündsät^ü'fler älige- 
.uteinen LandcyverwtdUmg: ~ 'und »lie tfotnpfe zweiMlos- nkUt gerade tuosfer- 
•gühige Leitung in der ÄenirtilvenvaUuug richtet, als gegen das £ y & ;p<n 
Äesl b« t; Man knnh .doch nicht an der -Tafetiebc..Vorbeigehen, daß hot den 
Uiiberdeutschon EteeubahnverwaUuugen das »yston der möglichst 
große« SelbstaSdigkeit der cinzelim*, üruppöu der Verliehr^verurattung 
sehr stark ausgefAhbA ist; auch die d eu fc sh lv e u .Eisenbftbnvfnvaltirugen. j j 
bfe denen zuni Teil Abteilungen in der .provi!Kia!iu»ta,ii'i gchildci sind, haben 
bisher keinen Anlaß genomajen, dieses bei ihnen eingeriiitrte Bystem abzu- 
se.iiallen, Referenten dicter Verwaltungen häbvu mir lueln-laeh bestätig!, 
daß su* sieb dureh die Einglietlenüig iti eine-. Abteilung in keiner Weise in 
:iiirer Btdbsrüiidigkeit besdvrluikt fühle«. Jin EeldeiSßiibnhhweiäOxi schließ¬ 
lich, auf das der Verfasser zum Beweis Ihr die FcbferlniHigkeu des Systems 
hunveist, war. das Abteilungssystem bei dem Mitugeb eiherdaehmahniseben 
Ifeituhg der ^jiitärt'ßenbahabelibrtieit geradezu erforderbch. wenn iik.ii 
nicht die gmage.ZiLsammeDsrbeit überhaupt' g^l^a/irfeiUe.' Im tibrigen i! 
glaub« ich mit vielen ebemsUgoa FeldeidCubalmbt^liciiHfetcii darin einig zu 
sein, daß ma» gut daran tut* den AliUtii.rcisenbaiuibrtri.ob jroU seiner jahre¬ 
langen Bauer und der teil weisen iiufferJiohbti Acbßlfehffefe deiner Einrieh- 
ttrogea mit denen der; htdmatlkheü Efeehbahnvcrwaltußge« tiicdit mit 
letzteren in Parallele- zu setzen: er war auf AusnahntCverhiilüi^-e ittge- 
schniUen uud litt unter dem rnilitäriseheo Wesen sei msr gnuzeh «'leaclhjfU»- 
gefemuig durch die ui aUeii lnswuizefi vorhAhdeuen, nicht fabbtnähnkch 
gesthulten militäristhein Vorsteher der Behörden, fed.'lfes Abtfeferijfeifesleri. 
ist aber* Vas niein unbeachtet bleiben darf, auch in kivurtnünukeh g-ddieten 
Betrieben gang und. gäbe- In ihnen stehen unter dem Geiii-caidlrektoio so¬ 
fern ei« solcher vorliauden i^t, der ivitufiüäuMkche uml der technisches f)i* 
fektoä-, di« wiederttn» vit-tfaeh mit Direktoren oder Abtdlöngslciter» 'arbeiten, 
deren .SHdlung'Taue tktrcliaus selbsiähdiget fajt; ■ ' " ""• 

'VVfnvi deshalb der Verfasser, zu dera Schluß kommt, daß die Abteildii-- 
goa sich, ansthii zu urgfuiisidicti leltcndtgcn QUcdcru der GMamtwrwaltnug, 
zu ei tt&Addr wstbe ngeordneten Söh d 0 rgebi 1 d en ent¬ 
wickelt hatleii, die möglichst unahHäbgig Yooei«ander dbt Dasein ?.u führen 
suchten, t.o kann di* Erklärung iiiertür ebwt's« in der mtWstreitbnr fehler- 
höFten Vertidluog der Vi^waftungsgbschäfte; zhrisplicri Eiscnbahtidiroktlön 
und Kemmissu.iti (von 1679 ab Bclricbsami), die die Stellung des . f'nisi- 
dcoten der liHtcktlon notwfendigeDvt'ise schwikhen inußtC/forxier in Miier' 
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haften MbUftahmen ikü iJentritlven^älittug tvnö fdiU^ÜUeh in de« P&jf- 
* ö n I»eh k e 11 e u * eJ bÄt gefeliiden werderj. Ihtkmi die (Jtga.higa.twn von 
tS03 die . .Abteil OAgen befteitigte und die*ehikeiUkhi:'- llan<th»b»mg der Gfc- 
sdUSfie be^iriiink’i' hfeihgrÄppcui nhr dhreb dt« v.op, ,d«£ö ?;aBtän*ligea Ober- 
nn. ^;!böt voü.'Fkti toi«(kfc --wijuf. 

— >v>'niL'-t-?;i“ iurdi«» größerer Direktionen — die ..weitere Gefahr einer 
ÖundwWinmüung der i u n er h p 1 f> <f y Fi? \ ü >, e l n « n Fae ti¬ 

lg rp p p r n. Diese U.erabr .tag n»hf* ttail 0-t groß. . Ddtui die Wahrung der 
g5t-»rtii»äß»{f*»H ih tjundlung der Ge»«tthäfte 1 n d e h e t n *>. i. n 0 n G ru p 1 » e u 
r^f. tienj P rH ä i denjf ehsrifcm wegen der Größe des GftsGitdtefereioha sehr 
. '.a%ereh«-i> davon, dshev nicht auf «5len Gelnoten feierso genügend 

Aai*.hVnhdig kein kann. I.de § te 1 ln n g de r Oberrä te wurde aber 
durefj die Dfgaafaatiöii von I8Sf8 der&r i ges»ii w iihtiü, daß vdu einer 
w^irfclkbeiv 2> ain-fivep f a g #r Geschäft« der «uxeliien Grap- 

pen. düreh die Ofemiu* niobi mehrgöFyrüffen werden kiraftfä. ihre MH- v 
wi rfc.»m.£ . btjgohivi j»kiv rieh vielfach■'autf-■ m-aelm -• :w*hiD Äti'ißiÜfß; JJiitsrtiei- 
d.fingen und findet an der <»rgaoir-Htkmsnmßig gewähriekteten yolfetäadig- 
dieitrier Uogernenten eine iiatargomaße IfemnmHg;. .'Paß vietfarU die Hand- 
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Grwni. Wenn .Seydi-l sagt, daß eg eiiivm „er f ahmtet» mul ge.-jebij.fi.-ikutt- 
dGps ih-Hsideni-n n ie h l s >’ h w 0 1 werden könne, die Gesseiniit« überaM • . 

i:ti »iheraöUen, wF- : dtoAWaw.t J<>i Um* erforderr." s*<» wird riGi, «he R>»4- 
rigkGt. dieser. .AftgbdtF Fit r. Hi n I« g 1 Vst -wegen seihet ganz' %j 5 «pdef.?,n 
Kri ah rang h!»d der uiigevvülniliuh hmgcn Dimer «eitler Amtsführung als 
Ihi-Hcm>nrprasid.‘id unz«t*iff(Ui&f{ gehen mösseflG Kiop.GB jShrigo. 

T#f.tÄ'fcci,j in d e r 4 avI b <? ii leUende« Gleltani? gehori aber iieok' — und 
v.<t'!il in Zukunftn>n-h nu-l.r -- :■:» den .Self.euhfiieji, iuid jfe: t?rSr«‘lioiht -vhr 
KW « iWliali. o}.(die Giwrsiohi dJ^jT di« ,nÄtbyAÜirdi Ja.-größeren 

1 'irekiifinen. iGm Pni-Tidnuerj iii'Ui»- uinte nu. s p| -1 e h «i«; b e Zu-.•»oimon- 
; "i)' - ti)ig: d.'r fd riippelig':-. )!/' Mi,' dltrhh di«' < »i.r.mii«* nOighcti ^ -ist: 

Die r, | i !i - 11 11 <t I u f. 1 -i 1 .< <> v Dosjle.rn enteu,. der .Soydel 
dft! liu.-iü <i;ip ii■ •< ii-•'»:■ .Lvd. -pendel. iriid di« geweekt 'zu haben, «wei- 
ieH” '• "in.- der griihwn X'nrivile dei Grganikrtlii'n von IdihV gewesen ist darf 
neiiii ei-neiis dofei) ej.ii AFli ilaüc;^«--n-iti «n k-’Uier Weist* ge-.-eliiaSierv wer- 
•ikptti: 7 itai'ißji iitn. daß gerade aus. der •gtf*äb.rte»'. h'ejfgpfa«»»* 

•teil yeUi.-t. : it!<ii--’l-.<ir dev (»•■-eentoitteü «;iu ?!;t.rko.v I'fHciif- und Vertiiuw-.in- 
Iii'idctdts^Giihl, ein tehhaftes dntoro&'e für- den ; und eine oft : gerhite»« / ;S %. 

oupjh'kcnde Frettd« »in der: Aidtvat'Mhd «W e%n<di ’ h>cyliö.ffen «wwar^^h G 
.hen divei ither itiehl■ iO/emdien. dhG diene 1 Goit.i?.{Sindigkeii Dei-erponien' 
uu*‘li tiei eil mm ...AJitril itugssy -totn“ xmier Giivin •nji^gisrlieit Driigiderpen 
urnidiri ist, wie iiirßerpreiiilisi'bo Vcrltallnis«« «oig«’«, und daß u ; nig<‘kv.iui 
uitdjr Gn l’rKdiilont «;v h he Ahteiirtngs#3^ten) m ilyr 3dfO?e Ist, ':.' a ; - 

keil der Pwrnfeht*«-^ ,yer^h»«n»eri«» eine- Gefahr, die besuiider- ge«i;aiit»er 
■len 1 t*y.eru«ictt hretrii?. tun" den« rüder fei reffende PfiGidm gerade hervor- 
Gb Es srdl tiit^ pur als G«%f 9 iarguintnd ghgoM 
Kritik >evd"l.-- ei. dem Abieihuicgsjstein au«cesproeheti fröjn. Man darf ün 
•O-rigt u <m* h nieiit iihorsd.on, (iah dl« i « n t v » li s U | e h e 0 >; ei g \i ;> - 
& e \\. 41 e SevdG geritd*) für di.; .Zeit de« Ahteüüngss.vgter.;» d>-i 7 , <* t! 0 Ä j. 
i « ’si n n » vorw irft, sieb notwendig in v er e t ii r k 1 e m Maße m viie Di- 
rgkikrhsiijgtflnz bineiö hiripnisnaen ptußtenv. sn daß sieb nuftb ans diesem 
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< i es'telitepw.»kifc hern.us die Fehler «Io*. prtUjiüä/hot! AWeilunc-'^jj-U*tMe- ifo> 
Wären ■ iMsSit • . . ,' , •'<,•.•:•' .. ' •-• . *'•* 

fh«.S' A b t p i I U aFgVg j\s i «-t» im M 'füllte 1 i u w erörtert de 
;V>rfi»^^er. ni.t'hl näher. Fr be'tiierki nur, daß »».ht näher üu er 
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Din O r g a n i s a;tl'r h a 1895; die mit kleineren KrgöJizniigr.n, 
Verhessenuigea und 
VnrFü^er eingehend 
aus* daß- siö das ... 

Hehlagfe.i-tigkeii. der Verwaltung durchzuführen. Viel«, tliehah.-li mit der 
Frag»' seit Jahren,:. itisbesondm! «dihreud de* Kriege befuiU 



uhmbo-n demgegenüber, rlali die 'Verwaltung auch in ihrer firgniiteäUim 
einer,Attf-friaFMitig bedahf; Ändere Wullen die besteh etiiie Drgu«te&tb.m 


£'• .sv 







M'iuhm Werk ehe» uns huiteHa&teu hat, und die mir 5»Vh>t hestridenäfteii 
.a^bpiAÄöjhL'hmgewte'e«:. ' "■ •:. •':/ : r'.;.':-'-, : h'-:'' 

l „Exp er »wie. utc aut ojcguuntorisijlient Geisel darf man hm 
M>n»»- *•> grolien Verwaltung nicht machen*, jeder Fehlgriff wirkt w »* ritte 
fa itleudieavde Krankhei t die wärt erst spät, Viel leucht zu spat. H-kmni «hd 
dann ftui m srdivitefer beheben kann/* Diese Worte gehen pjnifadtraiiebi: 
baren Fingerzeig .It'ir di* Steilungii&hnie gegenüber der mit Fogedtirn 
gefordertem f/mge^laHmut 4e*t Fd#.ei»h»hnweM‘ni# Aoliiftljet». der • kv-ir* 
-'feh«*ndcn Yßri>-v<«;.Mndumg, Man darf wn|d anneittHea, daJ» gerade die 
mit der V>rrnielt'lic!tii.r«g. der iändes.«?t«atli Fiten. Eisenbahnen gesehene 
Mfigtii-hkinK dte pissKia^eam .tirgam-mtinneH der bisher »iJbteiindißen 
iti e<nt?r ; EinheM^ut’ganiwulinn — fMt *u»;>h trat kurze 
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v,''dit littetlegt aber au de re rsoit-j mehl .hi 
V» werde» darf,, hegt dabei auf dev Band Auf 
leroriigon ÄU{fbilti?aefi, iihhiwiiKwi ^hi'dv deutet 




ÄhdeningpjV vaminehtnen. bereite voll erknntit isl> 'dtk prugV, wu« ditti.ii 
uii • dte ÄtpJte titte 1 Btvicheiiden in>teu soll, metet JMw'hugkeitmi, 

bereuet, daß die ittangriffnabmo einer Nennrdouua terh »fr langer hiti- 

Äteht. ais es i«i Interesse der .Suche erwünscht tete* 

In diesem Fehler darf die ltei<-h*ci»efthöl>«vmralimig nicht. ier : 
fallen. 

,2. Bootetet* tvcrtwli sind sodann die At'ßriHmgiMi Scydnte ,:^ir,dcte 
Klitiktetll’ ■%d> : iTtihkrpV glhidclhih 

.■ MW« ttlr EltentiHhawtyec. iM. ■ 1 ' , ’ - 'li\. /' 




1 Ifii? Hhcbeidfcbsu. 

v.-i'i ihn» g.-n wmle V|» l v i,) u n u - s ;.■ - [ • m - fuiher er- 

WiÜinjt • <!.s -»eine V\ ;<nU. iviji/ühriiHjJjIß ••nc; ^r' lrtÜH'ieri iihnlivhon I -• ?rn 
i' r;r,‘ mmen und, m.-u" naimi;;.-m!j, hk-il»c«. ßW nolweniii*'*» , 

PwfWiuiÖf tiu-r iVkidwittHi.. noiuentiirth \J«m* l>i!'ekii»unm, 

(•'!•;* rt kdrnUUl* die Zusammenle-sun-t der «ioh'Hskh'm A«jZ<-- 

. »lei*- 'ftinicliifii i‘kdi£ru}jj^:rV An' dt<> 

ppRiH t im Vurilpr^niu^ «lr»** 1 m-> f «• ~ --;?dMmb*» Deamkuj- und 

■S.rt^ivtiiritk^u) ui diiw fifüftigfik tfflml. H «> k u u. £ *f e i* 

Menu <! I»!• I.- r v ;.t t <■:- der !»m»kiv.iV»-«i m eivieiiM m. f r ..:de 

V «•ni: uvlv t ''Hi^: der Ä.-ljisi.-UHlsirk'Mt der n-v.^m’UU-n Aan Iderdni'* !. iudm’- 
tf«'«nuU nicht. einUehm Man «Ifö den : -2 werk . en-eiehen : iiinl Ari-ei;-- 
irmnfigM».. «u h 1 I *’ t! Meilen du»- ] »in*kf.iii ; «Huidam, mhafuM«. vt>mn umn 

tM\dd»*m .nrMig uiifivßt »uwi in der AVah] der Per-.iuili<iikmno *»«$• 

Hcuynßt Vüttkbi. - AiHfrf'lriießfViJ huu-lne VYajfflaftg. 

}#smt& Vöf ••>< Uatiiuijl V.»u » M;ii,,i':U<!irckU'>n^n, >1, h. in Vor mv 

Kilukkvlir ?nr’ V>r£«fdAwÜoM v«.n M7.2 un.l mul »kr rker.(>re:uu- uh*«» 
•lurdi ei tu? vierte Instand, JE* ist deji Ikfürtvofton» di»>-.-r Ikmmtii- 

gimigobt*#, «laß in inwtK'lier Ulnij|i>lil tlie Z*mmnn*i»/a<sana. de- 

V . rk-f.1 - r.n IT. t y ß >• r £ ö W irir fcf 1} H. f t s v i; r h ä >. j) ß Ji V, iim-. heil- 

v Lii vse vi!.- shv hnntr ln «Vn iprc'iiß&t.'lion kk»?nb.*i»ndir<-k{ioil6)i beMeU»*:.. 
Alan Wird M»uU cün.t» A.Hnvitilvildug. SSurt < A-.-.inir..eu ^olf'Uw» AFill- 
Juni -Vdiiinuteen- Andererseii^ uxi ikat 

'• <•« r »- -« : Im ■ ' -I ' l ‘i« •< >i.,K UJrtU V'CJ>m'beft .-«Ule, an[ .Irm aur 

I .<•!■•!. ;(■->. : u:AAvi,,;i Ji ri> V\ (••.•(• d«'i- A.-ii •,!;;• !_• 

jjki^nntu'ilf'r (.k f li li vifeiUtAi r !*i r «Jt I .»««.e-ft — vinH<«n.'!ii 

«5•• r. ! t iii«MnsAiriK «Irr •{«iidk'inulMiii-n BMr.A'-i.«' von «Ivr 

iiUiMi.-' <>.)(■! auf «ß»tit<r}»ur-. 'Augen -- " Avevi MT- 'AU p !>n ui-'ü U'--! 

'die ■•vi vrrfjnclipn. f>h »iu -<• lu.tglh'K Jwt, kt oio»* andere 

Hvir ifiu&t.? :m CDU der wir »^tkeud tfe 

■ .«üb« ! iu-ii!) >u-.< \ .-••■« -util.S'ilSe Kl'tubnüVgoi. y«>- 

Kiil«er», iimi du- in ,diu' ilüüg r*«n i«e-nunil4irel<(iiO)eü jg«;-fm«ik'» 

»V«■ «■<)• n uvüet tilku l'iu'lnrulen \ eroiieilen «mkn. 

> Der tlnili- d« ■■ Verfii—-« vv iii-yiel«; .-.'u l: aul die Schaffung; 

erwritrHer Ihr «oitöter* Heamie. .ÄHjiiel 

mir Ue.’h! Vl;c i',ezeidiiuu»e- der W.dicir. um inUikmi -Ikymu-ii g-l.-u-i.e/j 
i :•«•«; r. ih-ren Keehfu 'riud I * fl x.J ,{u u vii-iv iu l;.*!/ier V« ei.'-.' v.-r* denen der 
ui.i'ig-'ii \iii'<T Ohlei s heulen, u.k ,,Nrn«-ii:iiBU‘r~- er bedauerl weil, daß »In» • 
«iH' m 3 t> Jcn 'Anknjiea ,v : 

«i.e.-Uen i'ehiiule I. m-L Mil Neel.di iirk -w vi>'U euch (v-gl S. 2ü i in; 
lihv Ue>eh:i/ii4rfiog aiöikrer Heatnkjv in . IbeieriieÄteh^teUen »1er Pir«?|>v 
'iumü > i*; Mae eiKeit!il au- kUeseu VhV deie Au.-hru-'ii >l«i 

Iteve’iiliAh jhie-df i'g»-- ; -«-lieudH'-tkn Foi'tle.runjif'n, dttii dem im I ‘ieri-t ft'u- i! i- 
gVOfe i'fäj&ü ■ &&&$&)+ lJewig»Aö^;. : t>c§("0|oia<w: liebäifeabkO*«i 

,-iHii-jUieh ihm h dem < inuie dei \«»Hnldung -ii"> Piim-Ineu nieiil mi-hr 
e.gee.eUv er-, l.em. \ eu de?«, I! e-1 r i <• I. ^ d !!• n a I sagt er fB?bes»-«rc.kr.-. -. 
..I'f.-f tmiiieiv lliensl -le'lli so nusee^ueiuu'ie Kr .Mn* «nt ihesUih e i n *• 

i .■ •; | ii 11. i, ß \ ,, r i. i | d u u g ia i <• li r et; i «> t ;t r n d e it !' i - n e i z <* - 
hi elM .; »Idii 4i> YerwftlluhK von dfcr \>r«r<?fiiiivuig: J^Jißg^viiK'T't Her *» r 
1} «1H rek «0 »ii ml e r nur V u v l e I ; 1 -e'V ;1jahi-rtAAi{diptlct.* ,; ' Man wird 
Kiipvh piiirhcn, daß das nie eile Oebiele Oeiiuhg h.vt, .Jk nielit eim* ht* «v o n - 

ii e.ce V »,. |)* t i d i:i n g ».urhuigeii l.)nß im »ibrtcmr ai.u lt die-e lir-sumie'-e 

V iniiiieis. m-.ii: sie v«.drl.si!luif<lidi, >e« !i«iiset> ftiier .JiArfcibseh fein. 5 ji 
d bin v ö 151 n %• er y x $\i eu P;eui : *s j?1vJ tu.jxtl :ii»>r noeh. in .einmn Min- 
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de-Umvh m ^#jS nA Mi bemerkt; die Fi age bedarf 

tb?r te-omier^n Behandln)*:: 

Sie darf nur uichi immer wieder von dem G^delilspiink^ 4ms 4w- 
ir;e i»n r werden. wd bube erm hS' IimIu vc—< m.s> boMbclm fdmdbilduiuä; — 

^u w oli l' (| 0,4 föga&teriiu frü? ;• ah*d nyii der j eden r äI| 4 t?ia* - e|i • wirt^Jin 11- ; -- . 

heben Atd^eJivvnug gidraehh und als «d& das, Wasdie andern Völker —; nmji 
vergleiche‘Kugland und -Amerika -- hei weil geringerer wBsmmchdflirln r 
Vorbildung ihnr Ikai'iiUaiköqxT erzielt hdtt^'#^uiger bedeViidd. So wmj'I- 
\odl auch um sich $tfe£6 WK-viWt hafilielm- .Durchbildung gewesen sein umm 
30 ist ihd lid unfe^rf^ng^ribUeklfcU^^ öo^cmelirn JSot iw wrii^heml- 
wir Werden da gründlich tudvrneu mih-dui. 

Dfe dwäauf ,%h hfl urig weiterer ArrWiekutv^ ; 

niegliciikeiten für ni.iUie.ni-- B.embtv- dhd inzwisdeo der V erwirküchn üß 
näher gebracht. JAe idmrndauug ,.;\rberiAO«it‘' id durch die Rrcewlmung . 

Amt erbeut; die Beset&ttog von ÄhiferJi; durch rmltiere Bcaihiejaf im it&ndv ’: , . • : 
Auch hi J>ezerncu!cndctiv'U rücken- ubuieie Pmnnm wn*. Hdr-inm $ 

•urmmf da* Tempo dieser Ilefürdenuj^en nicht ab: imfftHUIud g-.- 
imgr es baldäueii, flfe besondere IDmhseidmnag. des fruhorrn miiilerd) ; 

Beamten als A’Asmibahndhdaor' in den ihrckmmmSeü»:it zu be-rdidm! und 
ihn auch in der AmUt>m-idiTruns: vnltig. dem huhiuva Beamtcri dk-wlr,:*:- 
sicdlen. Nadah tn indtemrulei ^ dm n» ne .Bmd.sverkmming Titel nur noch 
;;U Aimdwzeb imune: godanei, erscheint die Zuhmdgkdt einer vej>vhitdcij.en. 
■Arntihezeidlühn.g '■£ l#i tzUu A tn i\j>s : piduUuVr <^?-edü T ,gehoretM?V‘ /’•., ■ * ‘ ’ 

oder ^gdommmP’ ItdmreL Beamter jmtdial/äl$ zvdjfdhaft. lrn uhrigzi.i 
werden die Henmnwe-'en, die tleiurtigf (VMdi-d*'tluüueft -~.es sei nur *u 4ie 
Benac.lik'iiitrurtir 4er lei h ui sehen höheren Bemmen g<gmbU»rwdeu adrnihisu;;. 
aven l.toi der Krrtmmtug mm ftcüiovtmgsrai cmuhi-rt —* bisher iii Breujh n 
; • 4 e v Aulditü)cn^>tih -dfe kaufte- 

ccrwuUmvg hcgriihdei sind, siet* indem FreiMmUe PreUifhn und bet der UU- 
shcUUchen B^iU-uitarrg der trmißisehett Fi-mdahuvm wnhuue: im Sf.-uiw. 
Organismus'wohl heseiUgen lassen. 

Pfe \ Vrm.ä*;dtnis ti"- vmMnrboirii h>--id/;'4nHi;r< CMMi.^^ni^i4ctii'*ü 
iat. wie män düSder vo^eherKlen A u a w.a h 1 sein^d * 

A usfUlrnmgeti tuitnelimei) ena g, iür die prcutlmebu EisnttfraJjhiv^rw^IMiUr 
und fiiic jcdoir hd^u^icihuhrrbii.ianF} rin kosfbares Gib: d«gr es •Aim•..->.<■ ju 
i’kdtig und ?ui( : Nub*mn für dh; Ld-uhg der groben Ah r 

ZuküiiFl vx rwendet werden. Aihjlf Sarlec, 

W rron-s-uf *u.» «ho 'incul^'Vri^etinfriicliCU lh- hob /:• 

AhmkMii. G r u nd ä ii g «• 4 ^ r V q I k s w i r i st h «I i.x I e b r e. 

XmAi ornrr vorn Verf^sw-vo- für <|ie deuurhr* Ausgabe v.»rgemmi- 
nuuuut ds'ettbearbeiit’fie d-s loid-rScsi Onginais, N“ft 

. 7 :A *: Tu', A XJI \tl d v gi\ SA .frerUfe: üml. ^ . 

T-. » 'hshMvc drU; b» //. ^cb. ts U iimiy.n lVum : oog- 

niM-hldut des Verlage und dc-c ihn itbomilüng^n 

Diu Vofsielfcnden CvCnndzhgv iuihd'i di^ ddU-re i . V>n.i IH V^r- 

irdgrA; du* der- \b*-rbtun Jebr hd*f» l^xt i.h A r' hi'.-i**vt*.♦ h;-n 

rd-dlscliul- >;o tvenr gbUdieu hnt. Jhe rnsAdbe Hut in ‘zehn 

dalirexi 7 Auf]iig<?ii:g>td^b^ Uüä 

Vorwort bmimrkg .,in Rn‘fth>p»l « s ih*?n ->oie!set« wh--mKdmfdiche?. ö^ä 
iddA^ugfeeheri ißuAhfif; ; : Ä'hSit'bgt Trfmb s ind v ttü« dAs : ^Vr.fc 

vW 
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>!.-• i >* •>!-.. i.tc x» «.» wir ift IkuiSalihitJil dk»:;h. vrahrheh a« 

Lnhrhüelu'm, und Qrtmdmseitt 

k 1 HM 1 Maiii'el •« «I UMv.U’e N tl t i < > £1 ;sl eku! tollten — ?C'J) (T • 

öjVr aw ffixkeher. iSidtä-flte, .'u'ljWinlfetk A<1> \Y&<|mn\ (jtfetav- <iV»hnv 

(kcxi.v. .< :<.mr;ul. oint* Eitrt* darin jL'v- : W>;i li.ahnn, ihr Leiirviv 
ihu-f >u pvlkut Werken zurajunieu/ufaksettl? > >c« Wt-i- 

• , luiiiuii kohlen .Vtiklaiid. diese Frage zu l<o.tuLvot k und die ßt-i.>r<'.rlia«" 

$*»;.’d?ki« dfo'-lfclt steleAeii Ttafej?, 

Afifeto*»« d.inrt UkereiÄ d»i <}$>> Bäck vti.nt GekikRuff die weif^te Vor.btei- 
iui'.iy; •.:<!!< -ii i« jh.uUsrbkmd »‘««kl M'rdim. 

feit isuiiU uii.-h. uci du« v<ii'.vu:-/.ii'iiui kett. .liesi-m' .Urteil üar aii- 
Per ■ «iv.jie Vorzug diese;: kBürhe« i.-.( die ungemein klare; 
uhÄvelteride; -ts-jfenueP prtrkxnidk I .'ai-4elliiV>g- IMhel $st sie nfehfe, 

ivwtfevr, »[ -. •(«•*. .w,u iö«i.» heuizukt-sii' murrd. Per Yertassof 

'•rii kl --<• ii im h.t au die lirnia Mo - -< - iiiurriuJiletei' uiici li.tüLigef.iüdeie.t- 
!,r -■ ( « i.i.-ui r-uhltkniti, reiferen »Studen¬ 
ten uinl leXiiti u. ilk' eine \y ilialUiehe Knttehuug gtdit&i 

haivou uuij ilftlivi A«< h in der i, ik" -iTi-i ivJa'.uim‘<.< fili«-!ier< t \t)sifüliwiiia.-ji 
folgen.' .Sruie V'.■(•: wie shsd $§jtteh<njnkt. von «eilt wi aavii judta f tltobe» 
t.iefer. -ir leihen iiicht mC tlivr. OkeHWli*. ..U'u« kann dal »er. eowoh] 

•Fe v.i'ieiiv-iiiioM ■ I;i 1 1 e .(/1 o >]»•<■ Velk,-\kir(s-i!.ifl-li'lii'e uP sollen Jett« n 

V. .r,!ll - : i r ! •. • ? i ?» ' 11 v.i'f.li-ll llt<- siri«. iltjf ll(MI V K'IWl. Zl'IUldr i(( (iii' .fel?,f£vU 

• ewiptortfcu- .vojkswirt^iikTOieiiet» i'cü’bleroeii Ijldl- 

dwü /Jet VeeJaKser <lu'niliau>< miniem pst- 
ff Fraget; ki.. ?ii- ik-eemvarl, verlnliü iir.d ui d«r Liferm '. 

fcetyieoi Aaleriuiiit Jtulilaud, 
Pr-<u,..fiiarVii. Eue!«ml, Vint-rika, l'nutkn-i. li i üesv/ijideri i.'f. Der Vin- 
ta--e<’ iiiuiiTi* iieiiei zu nlU'Tr..gt'iin>l-.;iizlii’h ! u .S'<;aj?e3^^plMÄ(wljg SteHuau 
Ihm - .imlm-li nur -.eiten (.<• I«vtrn!ieii, mH huuefi ( u-iiiuiken Uevvnt • 

•/.I'ÜVTMl 

.Per -hikalt tfis Du ein;.« ilti. i > •»t uir :m den njeisjfn. Lein iiu. ;• 

liiem»'i i- ii-ii Y»*lkMwU't>efw,ff firnUtn. f>tu v^willie ütoi ■Ireizeinita V',-.;,-. 
U'öi!. (1 ei lielir.'VM-und üondell falle,.: >.;»’•?» dej- ultii' liei, .l'uiiteitUHir 
in dü.T- , .ie?iT»’t der'|»*viiiii.*< lien N'.i {u <m<I.l-»er Verfa^et' I>elm»d5*!'ir 
vlie^e lüMlIell ( •vineii.- «tiiU mililil leiba l i-Tli \ n-rillu I» an die Lidiien •, itv 
T'Hi-t I. dt'iii Mil i I a * ,• r!- i'hi dein I i.-l.f klm! drin Kredit, d. Ii, Ui •):•> LcMire 
•v.HH fiilterunili-iiif. m;h( da laiii «i< ii ffnlii i-mdiifei-Ilgen. d«v,' Verkef',r s - 
»e-uo utel den llrtjukd ii.it !• !a •i.-iii K,.{>iteL Terk<dir«wef»'?i 

' :fÄ.;.ÄitW3 i yC»'i ii)?r »Wr: ,aussijffhlic-ßiicli 'wnf 

d;m; Eä<-i Jikaliriei!. Js%- ;ft’a^-tMktraKi:iii il«*.' <11«; Tele^Tßpirm und 

TVn!>pi>*v-l*u i-.ti.i -a i-> den mit S< yuß »iif iutny. kurz l»«*rulir*. !v' -i iuldev.' 
die l aUMvieum ii.-i !';.-^u.i-uihn' Entvii'Uniig; in England, .Frap»'- 
■ h UH.] .!’ifufjeii. -i, hi dei. 1 .HxuU-i -n. ih (fönen «lie Yeitti^iieiWneri Fiswi' 

• -■liHHYMrtne !m-. uinier- amiretuhlet. ~'iniK Serfu r Uive hednHtune f iir di*? 

\ eik-w tn«el.ajf|-.\n ei «er anderen aSteliu f«S. fkO. 1h7) fiekeßnt ai.dj der 

YVtli.Aeer e)s eiu,.. hiedener a\riliiinßfr vIck kiatxuhäU’risvsieafA v, ic .... • 
ihV-rlj.iü|.i de- Kisr!.'..u.rni, situd» -eii-i hi >b-u> Jim.’li; hi.-eegneu, 

.inj lud/*:dho.:len' «»iuziigeneu.. tSHiehte. ieh als heumdei-s 
eehnie,». i,, - *. i, ?»y Vertrag und die Vorirago vierzehn i.i« -eihz.-hn 
hih^Yhrf^vtik Iri dem -’*Y p ft'it t li i? 4*,H ii h iini) ilire 
Kiitlviettiung v«k ‘.len :ii!e.-.ii>r. Zeiten Vis zur i’iegetvtv.ul, he>otidet& aueti 
die.i?reii*iiuim(ifivurle' klar und eivi huidr-nd d;»rgf<>teili. Pein Yerfkesur 
fei & hifr. 3fj| m iS'. uiem.ii!ih;iit vor jlif.ii, gcluitgen. die vielen. gerr.Hl- in 
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dieser Lehre liegenden Schwierigkeiten in einer geradezu glänzendeil 
Darstellung zu überwinden und seinen Hörern und Lesern ein volles 
Verständnis gerade dieser vielurastrittenen Frage beizubringen. In den 
Vorträgen 14 bis 16 wird die Lehre von den Arbeitslöhnen, dem 
Arbeitsvertrag, der Gewerkschaftsbewegung, deri 
Einigungsämtern, kurz alle die Fragen, die gerade heute zu den 
brennendsten gehören, werden auf geschichtlicher Grundlage mit großer 
Ausführlichkeit behandelt. Der Verfasser nimmt seinen Ausgangspunkt in 
England, wo wir in der neuen Zeit der Arbeiterschutzbewegung zuerst 
begegnen und die Gewerkschaften auch zuerst eine bedeutendere Rolle 
gespielt haben, schildert insbesondere die geradezu vorbildlichen Ver- 
hältnise in den australischen Kolonien Neuseeland und Viktoria und geht 
auch auf die übrigen Länder ein, in denen diese Bewegung eine Rolle ge¬ 
spielt hat und noch spielt. Dem Urteil des bekannten englischen Sozial¬ 
politikers Sidney Webb über die im ganzen wohltätigen Wirkungen 
der Arbeiterstredtigkeiten und der großen Streiks, Aas der Verfasser S. 504. 
505 mitteilt und, wie es scheint, sich aneignet, würde er vielleicht nicht 
beitreten, wenn er die wilden Streikbewegungen, wie sie jetzt in allen 
von dem furchtbaren Weltkrieg heimgesuchten Ländern hervortreten, 
gekannt hätte. Bei seiner maßvollen Beurteilung der Arbeiterverhältnisse 
und ihrer Entwicklung hat der Verfasser ruhige wirtschaftliche und poli¬ 
tische Zustände vor Augen. — Bei den Betrachtungen über den Kapital¬ 
zins im siebzehnten Vortrag, besonders über die Theorie von Böhm- 
Bawerk, hat der Verfasser leider die eingehende, z. T. abfällige Kritik 
der Ausführungen dieses hochbedeutenden Gelehrten in dem Buch von 
Emil Sax über den Kapitalzins (Berlin 1916) nicht berücksichtigen können, 
da dieses Buch erst nach Vollendung seines im Juni 1914 abgeschlossenen 
Werkes erschienen ist. Die Herausgabe des Buches von Gelesnoff wurde 
durch die kriegerischen Ereignisse verzögert. Übrigens stimmt der Ver¬ 
fasser auch der Theorie von Böhm-Bawerk in vielen Punkten nicht bei. 

Diese kurzen Mitteilungen aus dem reichen Inhalt des vorliegenden 
Buches mögen genügen, um den Lesern des Archivs wenigstens einen 
Begriff zu geben von dem, was sie darin finden. Ich kann besonders allen 
den Berufsgenossen, die keine Gelegenheit zu eingehenden volkswirt¬ 
schaftlichen Studien gehabt haben, das Buch nur warm empfehlen. Die 
Übersetzung ist ausgezeichnet. Dem Urteil, das der Übersetzer in seinem 
Vorwort über die Bedeutung des Werkes ausspricht, kann ich mich nur 
anschließen. A. v. der Leiten. 


Sehulz-Mehrin, Otto, Ingenieur. Sozialisierung und Räteorga¬ 
nisation als Mittel zur Verbesserung der Gütererzeuguug 
und -Verteilung. Druckschrift Nr. 1 des Ausschusses für wirt¬ 
schaftliche Fertigung, gegründet vom Verein deutscher In¬ 
genieure in Verbindung mit dem Reichswirtschaftsrainisterium- 
32 S. 8 # . Berlin NW. 7. 1,45 cH. 

Das Erfurter Programm der deutschen Sozialdemokratie er¬ 
blickt die Aufgabe der Sozialisierung zunächst in der Überführung dos 
kapitalistischen Privateigentums an Produktionsmitteln in das gesell¬ 
schaftliche Eigentum. Hieran anknüpfend bringt der Verfasser inter¬ 
essantes Zahlenmaterial für die bekannte Auffassung bei, daß mit der 
bloßen Enteignung und der damit verbundenen Ausschaltung des Kapital- 
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ii sich ersehn 


»mir Keine wivriiiksdig di/r. Ariwnl.4»>kö!: oder il»rs Ki: 

U:t 4 R*- hi c.i »1 *Jlü 5 jun jfr H *„•- 

i« vl-ist-’. dal» diü l'-nu-jiin.uuK drr engiireW»' ü&hm'-n 

?iif $$ K«»}jf ;i--f Ikn-dik«*» ,.nu mir ducu rdndkk-it N«.-j>*n \ *.»n iS Jl ti ! - 
•' •rii'it würfe ife i'in-!. i'r;“ ' .'...fiL-miis Jost ik'iui aud; I-. Gewicht 
uni die and«*«**.* K*.»?fe«*t»fi'£ <fe feinru-r fVi,ttram#u& die l rmvumlliiüg d.r 

riir und drttidi 4i6 bei* 

M-i)d)t*rn> l'r*n)nht.i<n, - vn« der »uhi eilte tt‘«*K‘Ulli*dW' YeHiesäet nn« >Mil Yer~ 
I':!;i"nm£-d..y ife-uhfeiun mm 'Sii'ZQ'i der Ari>,'fer*<1i.a.ft and der AiJ.geinvin- 
!!• .! <•■; .!',•'•••> Id-fee; k-* !*••-< h: ?; I»i d.;c h •!,•-( fern. i- ,<! *,t; ■)••! V,- I' .- (/«.>’ 

| , | i ; ;l i, ... |.K ■> ui ei h s, | ! ; ••• i *' » h n g. iütU der Yerf,i-->T »i< ht für 
ijßi i •<ri<; ');■> ..fezhUVn'nuijr v*-u • Prndnk Iton-j-.in»(«r;K'himutjie», 

du diu KHnJduügfe,. uifer umlwikM ndi didu -iafeiife-o Kohlr-nbergbAU 
!"■ •'•'*£!. d.if V.-Hmdcf. Ifelfetkenimifeu«» An# I’reyß. Abgen »*d- 
«n--- •'•ui ■hi)a'i : feil ••»•iviilfh-uer» Bargimi lui SAitm-fefe 

.i'mPigt hativu, - ii»U idiu Aferlfefevifoiciitfe AferkTUitfurifi der Produlafei» 

fefdt’t mm} däNfe WmfefeÄii ferifeidfefeHtd: und zwar dfeiu »d 8t»hr wagen dar 

,• <!UfehH»:{d , i» !d.j.,lin'«fe>t .di-- <.Vfewvi>-sS..Hr«>fe, ;>}.>• '.ifeffeia' Y.«*g«'n 

••!.-,* ili-oirum,dir die «fe ifefem fefe-n Vvjfedinfee det feufe* und 

.tviUMjiunijÜK'iria^l plij p§ :>.ii iu-kiiM'U j.li.-cn-n Für dfe ■ ufeItt h- und 
k.uiKnfin)i!»• f'nnit der • < '< mtuift tv• r).-ch :tlt .'.u h deni AVri:*.*i*e-r 

il 11 ;* -.’l.-lie H. 11 ii..' i.Mii •.li-.'i.’i) <•!!)»■ U*'" hu ■].•!• \ >•; 1,411 

>.H«d der l't r,■•i;;.- '%$$$$ 5ff s H.v .h:e n KinnxkiMUir und An*.- 

da)«*- «nt.- te dt^ ktaatlirJtrn «dfer 

h<u.nn(}r»uit')i (’rr t -anUTJUcimn-'i -* I» v *.h k-i»«-üi ern«»uwm'‘» \v*}«ieo kann: 
v ; f-u!du* in der ii:itu. ht Aud dam (d*hiv5 dr*r OUt->ratva 
-••üi* rn iHu- h.--: da)t i:-un-hAmdernidimimarn (iir**i.'- 

verkrtiri \ * *-*,i utitm i<>il < d.a,' \\',.---*r und Kk*kfnzii:m uogöfieja -a-i.-,:. 
i iffaidtar k'di di»ie aiu'U rü«;di^tiV;;^i^nbalirdKrfi;idi).:gtd»ei»/ ztnnui aiv an- 
<(< vVv StidU: *!<•; k-!vrifi jM» ;saiH-'f;i>»uhiil*)ni»etr«rl» der Vurzug rot drin 
i 4 rivatWVuiht;tt , i^>: I,'dv^unndü, iivul» der Äliifdasutig rW- 

n>**.d«’u. ul** <«i» vii»:* /uxu-kninüi.«- ih-iih'ü’Hik *i>r hir*.*u- 
vi-rki.-hi*. wie Ui- VIIII d.,M» !.'!'"l\cri rili'naiAat.»Ul 1 1Kiiinnrt?.otv haendiirt wurde)'« 
umJv >,iud dir — m re .1 nt «m Zi ih*n .iu- !. *v in u i- tl*!t. Ii «?)■■fidir/rid.n« 
* •••.•?*-füin i-l.-a «iui .St..i;ii«-VH.'nh;da»>«’)t ! .'tia-tiv:--, Tftl'if- 

üi.ii \VirlH’i«:ifi-in«li!.ik ••<?”•• '-hin- ^f**»»..-«* Ai - t> i hni^ahrji 

Xpji.initn di.'tjkhin- vitin;. «iraointimr der »n*“<•(•«cankteri:.-;AnWf'niijarkeit 

-'I.• - Hinais- und KaivmiumiHii-ii u h- im .'rbsbdisiri une-riroAi'ü eidd'.-ki der 
‘*- i'i'hi --'* 1 ' in *h-r <: t- m i ur h 1 - a; t r fi; h a 1 1 I ii; % u V n i a t n ft Vi - 
(üäi n g i’iiu* gt/idüdfio Fiim« der S*>ÄiaJisivriu)g. du in ihr du» 

Vuiziigr- di-s m.hvtdij»}ii.sri.*i:hi-fi 1‘rivuih.'iri-t.s in rein wirisi-i» dUAdif u 
!dfiy;t*n s*.i\vih di'''f 'Hö.aiiü'fawi- und Is-Oinnmuaihetrirln» in rftKialnr ITui/ndit 
reinigt, I U'iividiadi.-uiii - 8..-/iun.-uius .<I. ai rinar iiin - 

i pstii limtd'Afti --'" u f ••,.•), .ii.* i i - n .. s - <• ;i ä h a i 1 o Ti zfdiit 
hiwdlftft, .Avetiiv- m; ns hi -üf.-rr, .. als sie k l**ini'i-i; i.'-’n* d.iin.-lv >'•" 

rWilh'-aa;' k<*>.•: 1 11n*f*«id•rkeit m ndudic» .-vei’niöjj«*»«: '‘Tnea i * 
h -i r«. • $| ?i t i «• u»> 1 i ♦:• !•’ ii h r | k lüt'di ■!• u* MusU'r des Z.aß^arke m. J.- .- 

T-k.i-ji :i.'i.i ,-•<• das Zii-I iivi >-* Uj- in dm* VeidVtrle'i.'it 

.a- sjd«dii?r r<iti'i'Mi*i 1 ninng'.'iM.nu**;i. -i!-. .in vier . -i. mu>i «* s:i(V * 

••«tukigri. hiiii'iviaaimiiii" und g^^irddoiluit-t* m* gnu-A»*« : in d«*f /*v 
üiul I'hdieii!!* diel* L**tl<iug der. ri < .,.-.|u-!.nHiS|-!*ri :-.:Ui;'**r 
II, , 11 ,in *i.*- , MiMidg'-n At'h“ttst«*t!.iing ?.*«)• 

srhru dun t>i(i.7*.din:'u: \\'*:*rki>n« in *!,«*>* ; inivatinnrl)i ui*keürH«üd 
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lUiCherschuu, 


l-kuriebe. in der Zusammen ki-urhg des fiederlA und -.einer Zer legung In 
gkdrliürtige Puhrik u»ior»sgcgcir-?ande. *o daß Mas*e?ieiv,iuigeng undYeL 
mehrte Anwendung wn Masehmen »>nimglkdd wird: ferner in der phio* 
nKtbii^n Eh er irieverwertungl. der emindlliduMi Kegelufigj #0 Waren- 
vertriel)« ttnüM* Aifig-.• ri£& Wdt.tbewejrl:i^; in der 'planmäßigen. 
WarenverVvÜtuig. wie nberhnuj/V in. der besseren AitanMfeung -der \Art> 
iw aafflLhen Moglivlikeifen. du.- um Äu.St4inmen>.<:]iiub vuri hidu.rurie um! 
Ilaiid^i zit if&rtite Syndikaten. und derglekdieu Organisation^ 

Ke^eu. \ts Bei-i»ad. für die Wirksamkeit solcher ZivsaifuniCn-ehliisse Ui 
aueh mi die mu|er\fmjrR‘s>c hin^wieMni, die fki&Jü in <U'm klassischen 

Lande der Tru-L, den Vereinigten Staaten vot, Amerika, auf diese WeLu 
errieU ,R’öe'kga'i'(^..4e/ t '.X#hl der ’Xih^ uni SÄ hkp 

:la^.ngv ; >ri»tt mehr. • alH;.äb. (KJU ;Y id^%krÄfter v£iiitö)i/'*e^en.;Äi^tVil# : rU5t‘)•. Denn 

Lende Arbei i$h>sS 


gegenüber muß auf diö im Cb^dtHPhen I^Aeli lutfr 
Uü*je\\ :‘>'’u werden. Vau dein ' Zasammeiinehluß >adlen ührrgemj Or*dK 
bOnebe, die für sieh- bereits Y^Winkthynshduinrn Liebster Ordnung dn- 

Reellen, uiebi Qrfaiii werden; denn Y^iwikfcii 

Lmzifflbetriebeu und den >><Wr OrüfV^nb^ri^Skni' 

L- Yertas-ers die sieh gegHuscuiig imlpornen und befruehlen. ersehejhi 
ifth h ihm im Jmercw-o des tecduu^elien und wur-ihafi liehen FarisebvUis 
eiwiiuseht. Oie Jier>aelluugr- und AVririebsgeatein.^ehafien der hidtmhdr 
.-^dlen ihre Spifee in einem Inddsiriepavlameut finden, in »las die eia 
seinen FnebnivgÄiH^aÜöri^n der lmtiLslrie* ihre Vertreter enksenden ^lir- 
den, öifl die z u ; cfo£r' t .pi&ßotf fiigcu'. ivnbeftlMteii Frnduktlou liotwemligetl 
Maßnahmen fcü hescidießeip Ans du»- zu Hmur rudrheu Iuduslrtepaihr- 
mm»! -eien bereits in d*un dmes.-heu industrierat vorhanden, Wie ihr 
die^ Industrie soll die.itüf^nü*• «gr ofkpw Planmäßigkeit der 'ivirlsehall- 
liehen Pudätigvüigr apeli in den . uhng.en . Zweigen uu^eres- 

Kräfte erreieht AV^.rdeti, 

Man wurde &Uö letzten .EmhAk YOe# ’ dirni. ldidüsstTfrpartanifHti atföL eltv 
.ein' YerkebrsA ein PiankenpaHanmnt u^vr,. hnbem die 
ein ?< & i r Ir* w i rj kdu. I t s p a r l * m v n t hUdnu -olieu: diese- *u 
liehen der X.ali<*nahw- v.^x nnn 1 ung he-iehrn, di- tnr die j»*e.u;-;heii, a.lige-: 
me»re<t>^ia)eu und ki?hurelleU Aitg- t^gßntieh'^fj. ;;m*I'.» udig; hlieat 1 Jh*m 
wird hu dem Plan Veriav-uu> dasueli><< >tä& Tön Kin- 
Haß auf die PiielnkVionspoUfik wugewiesen. das ilie heuh-regierung im 
IhiUvarT 7;t>r Ih'^anz-ang. des .Vrtikeis >) ilis (Cthwarfs einer Mud:\ssung 

dek . i^ui^eheti - Thm 1F April d r ’ hat. l j^ nur ehL 

'••Wh tu $3 vier Vuin Vs:i*.;eiT einpfuln«-'iuui lUMaV:/;inif un.srues Wirh 
-•i»eJl.-hd. { f>iiH ustv-U i »Ydu ~>i rn;*z weigen• n Sw.- V,e.nn er an r-mdL ik i um der 
Jiei/hst( guwung vor-, ...•IpHgenen, H e z j r k \Vft-i.seivaKstsue der Arkeit^j'- 
- half die. GliMiemng s;eh der Arbeik^udlretnUg iiiudi Pncfig^Wiueri 'her 

fhs>dukiienszvvrL< n h-rd-rt. AL dritUm TWkfer in de» • A -ameu'^iursahsuL 
iter Arbeit ;*.h*hl drx* VUm du- Mitv\ irknae der T<i hndmi mit iPe-k >A fil aal' 
ihre greife f(br..^ib FnIgelitwi(dthr^|.^^: 

rJit> Ernennung-von Vlufr«'.teeu dev ie.» h.nis» 1*.-*» VuL*e-*-hdiu::n c «di .sarfip der 
t»»-hnirel, e^^ üm' hapiif ie-e \rrhkn^> t. P. -df>■ A'v]ea)u ; h<uv luge- 

nieiire m-W «plih l -er ^aaze Phu iU w<d«! unrehdaule' Und. in aheir Lin/e|- 
ln it>u mit idrilfidea mfe der JlruAi- irtid Ob, 


Kn^ämiteneehl uß 


•• ?■).: Ih Uek^rti'he Xr. 11 ;ik»^ ■’^ptT-' 

•'eldwhen N u ihe tU m •< Unedle. _ > >V-‘a‘y. «^i.'U. 


ln js Bücherögliau. 

dar ^*«>1 Tflirde, an» 

iH •*ü‘ !i Teilet £t*ÜK*r Aitfuu!«.- m -,\ in irrx'jj .•?*. .-.*/;». !.='- ’dmuntrtetf, Auch 

vvijrfic da* vor» Verlneser •tk*knui;>fie Intreduki-atischc- Jileraem tonl 
aui'li *la« Lif?'.»riik‘ijtitm. «fern er in ofietibam Verkenno«? - festes wahren 
W&m Mfi-i,'’'! an luilsidm*- wkI -S< • Im. f Jens treütie 7u.5i-.hmbt. bei der Aus- 
nibrlinjx ,*b*v. s\ <'it>irlti!»n? Idanes de* ‘Verfuget* iVn-hl zu. entbehr™ 'sein- 
JedeufnlW »st die Schritt ein inlm^unln; Beitrag tn der pUhBlioti breuntmi 
^Mni'cnrn Fi-aee .de* Iov -ii.^hv erf i>M»-b fu<- di« nn&M-WUy 

<I* J liidit.-ti'i- rU'lHHiiicn Kreise Hi; 


Krakauer. T>i\. Viktor. ' •.«; T). in Wien. I» u s V evkelii • 

■wt» * c ii n m >:■ h rt c rr* Rr/in gh? (M.-JÄ Jteft" «ier 'flü^brißi?« • 
tiii- 1 * h< rr* iei* 1 ii' r -n cu' i-,t in. i!. i Uv'i-aM-'ire^'-br-n von Ktib&rl 
.<u .i.-S-■<•.. • Ve-rlcgf bc-I f;!t\ .-''»'iii-kf. U ich. I. n^nMh.-in-it»* 

A :mi.-dn>MiC'ipxii.'. -Itu Kj 'i-sJ-ijaiH; 10j;s. 

Ik-r rührig*? A'crfnsvcr, der dt-o iawern «!••- V.hnr >i u- dunii dir 

AiJo(Jl?o über die r.-i-a i Sinai --iialnifit. im Kriei,;*' wohl Ik*J»A.'.«U'.' 

i*V, ; boliiiinl.*di fit 4h* Autga'hph $$$ ; - : i>:iikc.ht8•: 

mich deut Kriege Irl ihrer durch den Krieg yeriiudetfejr iY>m. I>U v rr 
*&br li'iiiii»|i4 wml i reitende — iJnrsUdhi»g itd 4i\fdji iite Rifrignlnke äe» • 

I; i/’M'ii ?::!•! ••. hwu Ti-d Uta-rlndt*. Was- >-i cd** >u-h h**.;< tofikrli«)) daran - 
thui yfftf WefkHcefi ftld Ted mher fleilvi vnrt Fliig-r.lirffieit fr4< ; bb?tK*)» !<*),. 
die die W*iederhvrsi(4hu t g des . ircf r<*if'hi>< ii-M jU iari^ oii ^ieyaötl^d'.hh 
.:n für dm» heerobi h'örffii. 1 'cr völlige Xln?»(iHlU«lbmi'>h der hab-diiif- 
i! ' -<iicd i.tupimhtuMmr-.diie lm». diesen Ik-vtodmnjteÄ und damit »u*h den . 
Wünsche» iuni fdoiliuioüi')!, 4je der Vei-fassei* narh dieser Rit-hiime m*f 
«fein ß»d>i h sied Vdrkclkrsw^cid 1 liegt., den Btnleri M^dcihd-: 

weHVuUen Aöiisiiioged-hlcihett .yhoc Mitäs der I n'io :Uv.iri*ticn auf y-idi- 
ti;*elicru mini »irirvJjalüü'heiw Oe hie t zu beneiden. £H« kleiim Sehntt 
■wird jidem. d-r -s»-h nhei‘ iii.- diu’cb 4 cm KHci: iii'i'-vMi-uonirrnfn A‘erbet*?' 
hfhWeme dhh’idiehu-H e id, <-inc smgi'iHdijne Hille dcjit ' ■'*>.' litwf 
«■er itraMWliom, nhi'*r nDgortudlwyn Wert i*nd /. B die Ausrfühningen 
Yei f.TvvM - »her >f<e Leietnric^fiüdtrk^R und die Kode« wn*.> 
OnlcrkonnJ.- im- Verylekdl. zur I >■ i - i * i * * c f, • • ■ i k*M t Mini prüden Kctelen der 
AH?ge.i!>ibs)tg de!'- vii:-iifö<-hemseji B/iimM.nien. -- ——r. 


'lli*H*k, II- Mbe-rjwwU'ßsrpek'ti*r-- .I'M'ö Kt.t? u n d Ra ■'.■ ..jiit'eO'Ank-rti*-: 
ginus' / lind .Verwendung in .1* r Kleklrotv* (üdk Kvipzig und 
Beriin i"!*'. BO. Tvid.ner. Ip" ,!/. treh. %M J(. 
tu . MW* i in:-,; dalirgniigs UdO ili. -.n ’ncif.-vlmü jüt l.tei-Wlf to gv- 


.*>» g, V ■ v» * i.,. i/yi dUJidit tu i ri.i r-riiiv *•»’ • > * m -nt -.j; y, i * * m t ■ i. » • 

h'iiw iil^r %r oiolutri^v^: 

twtig^n tint ilhß. y w&wU#\it;h 

tlt*r SfviniViHniü' (RütUu Die Orrnjillag^H ß#t 


Y0. y &$isA 


$3s$$k: 




mm 


Go glc 
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Bücborscliöü. 


geeigneten Stellen' aufgomnurAwi wen km . Der (iesanitnniiVtnu: des Werk- 
•ehen* i>< tläduroii mir um \veulgift Seiten vergrdberi •worden, «> d;tß der 
V:ii-xug der Klinse, 'Übersiehtliehkeif und Fj«.iid)Sehk*fK' des Bao'iii-he».-. 
üi-.ht 'gelitten, bnt. In der Sammlung ..Aus Matui* und < lullt 

es seinen iMülii als n-firdiges 0H'ed der U«j- nit^s?3iei7 jUiMiiUtictgsc»» 

'aus; Sein IVureJtlps*«- wird tilelit allein <Je»si Luten «eu<h>V»t waiodiem 
T.vlwikm* viel News >*n«l T*ubekannte> bringen. H 


Kleinlugel« Aü Lr.-lng. li « h «i *? ri f <> r ni e 1 11 . 2Ki Seilen. 41T» Ab¬ 
bildungen Zweite Anfluge l.tedte Wille Im Idn-i n. 

20 SC 

tvrt’-lt vorhnltui^iiüUMkr va irÄt.-r Y*u'iL in flio midftni der iVeH* 
krag killt; RA m\& N^mufUige Wvtkr-. orlorrjefjidi gotfhrdt'n. Ev dm iu* 

Ft .«-wolrr frUwm wk'kHr),r*ii. IMlörJ>k i^Ammhjmg i»t> W\: 

Amm crnkpoxkeni! »teri ki iKt 

w©#rrr Anjll^rorhn.eri^^JWn • 

im V Pf wort emgdierut nütg^k-iIt. ße* Riir/klum FiUJeu i : ! der Einfiub jr> 
Wat^rHwri/dtS'eU ; .iitwi der •em<*v Amflagf rvFy.^bU^iunq- R-n. wo¬ 

bei a.ae)i die iiinflußJiruen iiir dk-' I nirrhbie^mrg. bnimioir«dr fif»u OP* 
den Hori/Amtai.^cimb außröftihrt >'m<L Emu Nebmmg Wdoi die Jnb:0r- 
ttb^rfiö.ebl in A b b i I d u n «rx? n , vaa i^rkm^Uqr \Hl , ( J ;’A k .;; ; ’ / ' , 

Tfa$ k^rUv eitlen deuerk ?j<d kfijv 

inmg vmj HaluoeTp insbesondere irn Hoeiikftu, vXi tvin habend waXiii 

Herden. Dr-hm, Ku 


Übersicht der 


und aus ^er^ndten Gebieton 


;Bifii)c*rtttani< r R. DiAltuR JDct w.k<i.l.t« W l.ii'iflir t‘iiler kifi j 

• kiitsilie»! ^fu;ii^w4]inen. IktirO.d iv\"j tfer ViaaH» Rlh* a c.yi Ki*cdö^fi. 
nkVrnek lur »li«* Fvn t-rhritf.- .. : lr^ i A^^jk.-»}insw-- i^ w. rP/. 

J.k,. K»»li: Ob^rrriThTimir^rru in iiantbuji»; Udv~ r-r.•!»'*-'’E/'r-ii'»-■'••s.-'ii. 
üdiOd Rif» 

Knllniftr, .A . fh .-luLr, AiiHHiret RR *Sj»ü. tii« o^vV- r'>A.i*!in i 

\Vlfkn.| *X^ Xisif li« tri;i%<‘rii, AHrA-^hk^i. •«:. *•!• J Waiy- 



io m 
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M ) i VijiL^r ^W><£oi<* T:iuTi»4iU»dbmf»*L — t* f ic ÄnkuuR . 

iV'«-: •\'U'klr>tl >M k M 1 )t « Are MMMM-u 

In.-'in '»•’-■ iMjV»- •. jV».) \>&t .m/Fm', k*•■!»(. 1.31 ) 1 »io -. vrk-.-ü!>•;*•' f: *>i<; iu?ii 

F);l>iU : m-mM um huiviiM ,J ‘ »r-i* h. . ( >Z \ 

Vx6»tk{; J* *.***.,'*.^ *«. dl-w..v^.* : £%}(- ;: •' • 

4 vilrk^it*. • rr 

: «kvUL^-• 

; ;Ji r<1?V |v ' 61 t* f ^ f^V ; Ü •,'. ; ÄÄ.i 

RHnn iiw»i r # isv*o. IVYlft) 

i& IhiiirKsuu;. ; fi^fi •lälj-iS.; 4 . 

.1;•*• ui;*j ■^0fö Vjräfo * 

: 1Iftlfe!**Li*-:tvnv*;J m ft — : •{$*>; ■ VVi wx£*\ ü*ru*r 

Mi'.* ni I , Mij- i».i. {/; 



,!><Hi t4 * !ir* IIIm^i» hslj nl>t*aiti i*w~£fi { «h#. . '$$3 £1‘ f 1 > 

2$, tüt?« Nr, IH uu»l f i. \ >m \ lifli} iF Fm i '>a ' 

* *•'».» ,/:*if "i./:-hiu .;• ' i- L^. fr^-y-*■ •-. ( M i • W-YiM V-P 'r ü" 
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I'.V- <;-k t . ■ J i •- s/iiLhr H..-* - 'ittm^-i, iu 

Kt-.j.•nK--.hi•<;>!**»‘<>. ^ i i. r Fi m-iü.v .u ,.>•;<» • Hr.« h Kr.-Mnv^M, - ) 

1 ••* ♦« ; *-.- F>-M,i^M<r.;v.-!i im l Mu F.M V* i.if { l<M i rii. '-lvir-vV^riv.i^i-.s 
>>* T. h.li rn‘> ' 

l't • lI^Ur^MiMVuMn. Ufte :>r./j;tii:*-i. iv.ruz ;W\-* Wj knlUM.- Ky Kru^' 

IHM (W-- ?.v Ti»» ht.!‘^ki4l ii»>r Fj^i*)tka|fri41y*J-oirr^i 

^Irct^wl vKlfinlmbu-Z^ilmi^ Hctlin F: : F r , ‘ 

>1 V*i -*»X t.i.. *»•! Ol ! l.ih .rt \ 4 • lu,.i 
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Js v v> .• V<- r/i Y\ • M . : , 
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Büejhoirsciiauu- 103;1 

EWtibtihn und Urdutffviü und für iif» fiird^vuötc <Joy Lukak und 

\V hm i - P n.^-B i^r liu. 
s & JaJtr^aufiV IMi f\ Jum itiltN 

- Mb )=.'t^'i/ic'U»aloj vor >\Uy\ iiarK -km Wf.Mkno£<\ 

Eiso!i()ii^ul»]jitL AVumu 

:M Ifolffguit*: SV. 17 fei* 2& \ ou- &K Ä&tfi kte 10. ; .u^u-r ):u.» 

i iT: ! IMO-prnz'MUüKV i.«IjppÄg i :r K’S^ülMijnUv/irv;. iii T^ InyhHS;.?- 
^«Kwüi •— v Yinir-n^ is; Hilfe für Ei>rni Wirrnis. ~ ( i&O \VuMli?wrutn$)tttn» 

jmi t >\v.r HMiUmiUi ini.l» TLJk*trOtaUna). -- En?: 

' Vt-rl; *-1ji.?■ n-*'?»^vitü in. .K-nirlaauL - - i l$.j ^w-r 

AhIi^tUV-v nom?'iKvirijiiot, in 1.1 Vn<? — ] thi Zukunft- dm*kWö, 
— Pk». sArfi.^WJivm — C*J 0 r) Eiu-> 

i ; r. >{Ht!iü*frt ü^r -dat Ivwu^liutotiiiuuungeu fks IF-rie»Jcn^.voj-t-ra.k!3i:Wit—' 

'.vurk,>- — I )‘.\ä .Arl»«*v^ncvr.nvk. — ‘ Xi -), Di*> V(;rk/M»r..^./:»Hi - ||to~ 

' t‘e^Vi *tX £Vi*vVk^Jn^ 

kt:*lK-»jt.^ !><%:krnM»-ij. • • fn>- IX-piiiMitr. #>* Kols*'- : 

i ^ r Nnutj.UyHm — : (X 2 5 Plu Xtffcuntt nv- 

<ri}t^i:v<.<t*keji^. — KrWtXU^njjiLC /kn \Virft>Mtj^kroi^ $10 *.%Wd C*„ 

. : für Y.oi-k-ehi 

Elektr.i-»*lir KrdkfeclnVbe'un<t ttaligeu. Iwiin- m ün Au u 

■57«. JsifcrjtHä?. il^ft \Hi Vom 24 Juso l‘)\". 

UhÄ 'Vnr'l!)o)l>Vk^iH‘U Vi»u VS kühn iiii Ü..>i>IfJ- 

V r ■ > * >■ V; • \ : 

mn ä Vimu j l i».n uhn 

kkktn^t h«> l’i YL-kMi-oN-; ;! HM' *U,. t "i i i 1 l*'i M;?": •' i;* f i k &yi ; £ y. 

Cfcktroitulinik mul SifatiilnwMüik. \X'r>n 

$t/ Juhrgflti#: Heft S'vfn 5$ -fiuij 1‘Y/v 

tVr Bi vt \>m \\ • l ...»f?;n:: - ..n <ji« l'n ;••••■ H-.y-.j Vor/ 

iX^rknMiii v 

iUu »7 A>n> a kix ^K Jun 'mik 

.] filn>/» -*• -^ '\v' 

H.Kt 2Ä M. fUK- Vnpi 20. u. M fe. .> ; 

Xijr . Klitji»r i]«‘r IvfOsT \ö.;* fiöt^b -V^l J VVii, 

tun ^tv Ynm x. At»fc'?i?t 191 

A... X'^v^i^vUtrMiH-’« VOi» V' i :■ SvU. 

Rnf*<!*<'h*!t. Bc , r.?u^'Y..-'' ' 
m-feferÄ^/ Nr. 2-2;^ u. 3^ ^ i n. 2" Jumi fedl« 

•• ; : far S- !,.:• i vl p 7 .o!i>?< t». 

1:1 ukfruf#*clirt^ifliWIirifk ' 

Hifi ^ br.s :1Y \Wf p ^ . ! j.ih im 

Ul' . /ü-jn.i ;h :‘Hr’ Ivm Y'^< i -Ylü>u> 

•X- 

Hrvft :^v, :B. Vu-.n 7 n U An^UUm 

|Ti0h^‘[^phon/c :unvV' -i^»^{^iWfe ;t^tV.^4n^llun; W;Wü«<>n- V- \ W:\ 

<•■ :-rM:-iH.,ihlH‘t! .'•• f ■ % • ' ; 1 ^ : | • «*•.!,« '\-r.. Mt Ml { [ i i 1 f *i h ' - f H'r VU<'* 

is !s- ! t .«-.r. hBmh : ;!>'r !*T«A/Y 











LxrpvnTr. 

207. Häim!, Nr. -JITKft h\* 2Ttifb Vuüi h Jruü b4 U loi. vm 

(276*;) •A>V)Ö;ttii l i 't:owut.iU'c IW Un' ^usr K<m\ « .<.. Co.Uoy-, — i ;i7K*:; 
TU' om* ImIuK'IH .öi tlfijöf ir.'i.'i^v-il Mlj. *fV... ..’ i(- , vy »>il ong‘r«<\- foy. 
Kt UUK >;<ibu)r»rinv 1 y)Ms, - \\ Ymtnr. trriüyiasinv - $$$ '*mu,xi‘ivUi> 
i'-’Tjtf ;) * j*lua; «t l\-uthr< ;>. -- AmWUMUn v>i! vU'oU ii, ;i 

f ■■ 'ol HiK* liseliixiltr* of i-r 

IjkiO'j .t'N.j?im: oi<ors‘ »!?••? U iutiüfi - Th<; U.T; wii oi» qi.no — 

AMail f*>r po>M‘i <jyi - U( >oio-«:• it‘U«'. 

Lajdnrerüsjr 1<*\\ York. . T t ; /V V *'* ’*, 

tä- li^u-L Sr. W bi* ffi. Vojr» i Hai ln« Yt ; »Al.tii Mi*; 

:-. Y \VS'} Lijr vu *Y&y-iüiUt.U ^nUh^i llüiifkV^].. UM:) Cofmpä-. 

r-t*mi uf ^hori-naivi trnejt »uui r*H -- jlWory .utitl-ißse üf 

ftjtr ~<vf iraü^oxt/üiYj* in 

ffl p|^ fi* i iM-oiyy p iK^v .cy^MM^rv.K'fur** of Lnu»--. 

\ iik s Wmutv v-if4 rrw-t^! yitaü. ~ >mi o.oii K .nla.U •. Nw. ..m; p 

Io ||| P UM±9 : h>: : i^J.!. 'jy/Oio- UTii.io *;> *vjr] )‘-oUUoy...- r*:-n » 

traffl'r vlai >*f IxKifevSil? bridge — t £gj||> 

of j*rotiiTuia in oy ]f3,4 m . föLshwr 

«o.i-i 0:X; o. l*fc>V U*-*.?‘it iv>»T ?Vi-KV. — JV.’c ■ 0« oiM./.to !*-*.»* 

4> I Ybi^idlir^ ttet*: KuYe 6r4*yWx£Kv 

yiU' < *>.:) - it. r. }• <?iiUo? ro i : it U »*t*!‘ >« ■ l VM.iyri, • rvotj — 

*• Ki-i'Jir.ou hhO .' ?»-•( j$$ wO"; | joVat».M HWrly-.n •■ :2oV| t 11 j-.-.t «• .h t i..,i J 

0 m 'V ‘ ' '■i : v,Vf ! »u 

. - 

Lc. i hfl 1‘oi'it 

U. Hiuuh Sr -I ln, *>f:. •. ooi ^ U,,i W,y ••>>. J a m Ü>V' 

^i:|' Lt: *\‘!»'*V < ;U'OOt J.,MO,f, ,iM < ^ ( -}K*OlihS OO. '»Ol- Motro* 

l>vhU»i.n fft <)** I*;t.rfe - (1\» rn SiirJ ‘La iv»i >lu;^ mvhI VjlV 

:.-5 iHimuVo ri»? fnur nt^nv, fliaiorionr rt *;ons6»iuo'u<‘f^v;. ••—-:'. i f j;»• V Looo- 
moVtvo oii du«rUoi i»t»L /o. in«* «in < |n ! ;vf. i..'rinr.*i 1 Km i)‘. y^ y ''.rAaglo- 

<orrt\L — J;r\jr-n>ion ,1 m pi>r* 4r S-ö■/ 

75. l\»iwL Sr. U K ^uU 

Miit> lUt /iUö'i? eil -of friVAUM tlf; rotKtrM.tö»u aUr^. 

nofcl$ Oiö^, \ - ‘ ' ’ 

Oln^er?i AMoaleii ^ür >*r{^ utiii! 

m.: 1 iAR& U«n 1 t(b 3; 'Vnv i2 ] • Joii hi* J 

(l ti ii-% :ä$?' -- (}^ Zur LY- 

kiimpfd.itc ■!?«■*■ H-^(v;hnor. f . ) ' (hiniiuii »]i>r fin-^ou^i.riü .mi In' 
»:a;k• * «Wx ivoKouioMv*/. — V;i> Aosbüdiio^ nrnl Elin- 
riobtmiy. <t’oT i'nyo)(^ s hoTHU v ij Güt^rau^bnoo-, 

OHiükatif. L^«*u 

5Ä t Jah-f’^aliisf. Sr M Vi«ü 7nni 

.^Ittlvtuilaiwn . /üf fU*; (iol’tvh) »!olii:':!' b’^ Ur.fK>«ojioi:4iUi } *»ti'-“- 

rh^Li>t? ihiLt : P^t v . 

Nr. M iu ^VA%fä;säY^i 
Ö'lö wotJ^iii Gr^ 
ilor \lryty\*fiikr 


|hvU vlTal iti** Prago 


rsviU^iAi^v-i 

Hruionu\Ä:-N;H*UriVii^«. ^Ä^rcäv^r-LjToio.i 

<», Hrft (s vi 7. iuoi n. .hiii l^j r > 

• ' ;'S- ß - ^Uvkfriwlio J/Okitiuol iv»*. 


Bücherscbau. 


!■< . ... v <iWW,r', 

tOBH- ■ 


II«ff 7. -luii 1M0. 


y •' r ; ■ ’vV?'4^- v :.Sr*. v\ ■ VA* '.*•% v * * V:'•** 

- ; • i\- '■'■ •'v■ i' - V y-^*-i£/■-'*; -}-* „-T 1 v ; w.'v.?j’ ; .?rf***«;*•• ;; 

’ ' . { •" ' 

\Wa<*i‘XU^)>jkmnoi.iveo . .lei IjesaUrlim.! Luüw:gc'Kt^v^h^ln J ifr-ciUf.tu»it 

Ab Ja>»rir*u\£* Nr. S#, V‘.j») >s. fui»i UM*,'*. 

U *h rfk van ile .»ikkmto egitom-a fschuiyi m vvrkl -'u.' f 

Sr. Xi, \ ..«»» 19. luii liUV* 

}p in o ir)o--( iu\. / - • 

Nr. Ml Jx\i) U)t# 

'rffet Yetzcikkkft stü a Alfetf $pf»r»tw^g<l?ik Xlervedekiiimäl 

natij vVeosr. i#p ia «£^> 1 . Jtilrc- 
Nr. &r Ynm 1 AntfUiA W|9: 

1‘ft 9u*JtföiiHtjkt>moi U 1 veu icjrio 71/'7S. aier Netter!. Spiwnv «■,<;- 

JouAmi.rör {»ftybdeuclituifiß. 'MüiiejWi.• / 

(>2.. ^nhr^iui^, Nr.'#!. a, 32. Vom 2. Jün #. August 

\-*H;) bw Kaiij.cn\or^orgiHj^ im komrqerulejn ./Winter.. - i\\- 32-) Hl>or die 
,Wi-ct^Kaf_iiJt.• tdoi-^er Koh lernt ms^li!<* gn ^ iu*;njt 

tiet <• ;y • 

,v v,v ; ;A v '';' * ; ■• ■ ""■■ y.. . v,v ^ 




Die L«*kMotive< Ai-ü. 

3*1 Jnhr&xvix. I*«ft B. Jutu 

Küs^k.Ri* 1 A;tH^r^i^Xfik»*t«ni>TH'OH IR - Brotmik*sse,! iu Rußland. — 
!;7i>.*k+r<v >Sk»d^roU:trüxn^aö »ieien 


Iftft 7. . W» UUU 

■^u^'ijr>r j CA^ sy i 1 litt^chn^-} f^1 t»k<*tA*^f 

Jiaudiröhren- 

JKiUU^n- 


fteite- iacheji Sfaatebahnen mH : HnwÄ 

^%h.erhU^»>r, P<it :yAm,\(h - Ver ^irtyelmfilirht ErfoU’ ü^r J 
nitKbnfu: un/'LvikiiuiulivbefH»>'?«*• 1 (*-N70iiM»lin}iTi. : -Per^of>rM»y^f<Vk;itt>-'/ 

njttiivo t? f ‘*r •nniHn',p».*h<*tl Smi«« sh/Hmm 1>«M' iia€birK^I‘n , 'lU‘. Kinbau 

f?(\i>trii\i'r 5'abrjKi-Iei »n »loa ) K rLöt^AijKoV'k^k^iMvnvet, Hs-hwen). .— 
Spkk'bf'killinon mit rlokiri^ Immu Vnlr i«:^ ißä& *b r 

}in';ilii-fdu‘u Si m ai s»»abnvr*r^:«Ii.n m' j. — Sw^n*' ^ ^r)> 

slat.nniJiülaLH-n 

Der (»iaoiiir« Wicti-Berlin. 

& .ktlinmig% N rx lv\ Ajijj \#l# 

\M& t?<Mu>Yb!K\l»e •Eisre/iti.mi p ,.k»? iognaviiMi. - Heixtt Paknuc 

t*aT «b*w toi Vv»rVti,onrxAr-}<r^tft 


. AVien ; ; ;-\ [Yüyi 

4& t 'JH|ir#j«!)#. JicD 7 V : V«>ät I. Diji ,l‘«l l <. 


ml vti$ : .Mx tirrain(jrbrtbi!i 

Orgfift füt «De- l ojAscliriDt 4$f> : ki -lie./iehu««:. \S i'^> 

74. ÜeD .Bk V.Mn 1 Jnh -M\). 

»>u- : 'üa.. n*< \i Lauuö in. d^r f^.U^pjö^ö I 4 fil<bnv^|ve. -r- 

i kn lA’-n 







; ; ... " '■■; f**<ry 

: -iY- ii« ' 

• MiV^wVfAfi w ’ > 




um 


Blleherscbuuv 


Ägf 7 '-piYi'- . V'rl’K. Viliimgo, . : 

M. ßährg&ü*. 1 iliüfte. Nr, lR bi« 


, - -:.v: -m pKwtu • ttöjJiWgy : ^Sy^t -fronte«? in 

U*'i.- * r wA Hh\ <7uU- frui&M r£rtota%l - fliv riöUttafll 



jfivKXvrr•. ^iV'rtlHiV-yrivyv> ; ; - — •ftyftit 


YftW. % .-3-^.1 .lull«. 

ö^w 

.*$$$ 

InitCN* Rinte^ iktllrcwvJ aoin?- 

<iiMX»öa«iraii»j(^ Ca. 29, 

JRk *W U l v' «<mp ratu 

Uar- 



<;X)^}ttr^*y J'fc£ U^v/lili^T 

moi*? *i'iid &vfoty* V‘ V hat ilurjrs it pt«*t te^top .* hiswmg* imn/ — \ 

:}' f Daü»g& -of" ilii» 

__ . in 

1fÜ'> onti ‘UH8. . > Canvrnntpm fo FU»llt-- The H*U- 

JjöiUhs 0 .inmknipi* Unii!><.y — Ütoürtirc «üf * .>>ftim f|$ :**,:<> Ü&ih 

jrv-/w * * h : * •: * i, v .lu'paii 4 m»|«' M;>ni <•>•“.? *.u iü VfräW £<!#♦* in 

JVlhv;,\ -inVf;k» '•;*. (••' PiÄ^I —■ • 

^jjjV|^- , ,'ifjf*;«aii»i rfl^febck^ttyWwft iliO t^lVÄ*V£Ä«. Tt^Kvif , > '£fci 4 ^i#St «Vt*t'i [ * 

'■M 


lliiUv-niufeüR 



; §:toti h 1)3 t te »r«i ui \ 


. ^ ^ v» svo ] rt<r 1 r u •' l r j ttr t - 


.Airb^ifev^ 



(9K) t&ji 

ruj>Mii ü' ihi' 


^iJjiiiafeui iu\ . 

• „ thi/irr* -mvji 

Vt >f ' 

fhr. • f*F, . '• 


rtath/a iumV?, ^ 

f»?it y»iy 

in(i;h>^iä, ^ 

*— ?R|fy- T ■ 


t|§ Whfis 

uiu'j, vp^h lii 

il.WÄ .^; _ ; ; 

' St»U.1|*Hl tt 

im j>whf 


MV Of i h.4 f V; 

oy ibifit XMUtpi*tv4 wiiH 

1 Elfi.fr f,V V|<|| 

ty , '• - 


i.\t i»‘.i: h4<h. ^J^veiiUj airou-yi 


n*v 


PI ppp 

W. — Th<^ of Xi ;.• 



►h 


of W : iri«t * ÄfUfein ■•-; 

yPuthiMvoj^. 

K JyUibar^ö W 

rivAUtrf th<*"! 

V, VV.. re<Äuj 


"Ui-' praiwäw 

i Ulfe fl>r£r?#q 

tKiUifVfe- th^c 

Hilfe:. — m 

h) A *i rp <n^r ite TU>Ü- 

w^y iüh^. 

«I.j v. . i-j ;v»tri/V*. 

r. ; | | j 

, < t' i ii T& ?} i-kt.'i 

ir^nR hv|lr *>j 

11 ji s-it ilti 11 iiY 

riXKi l 

j IhVifVi« 

UPWiuffivf 11 i'./ifiii>Mn}'iiiVi’ n 

. ui»- ß * M milM'.Wi 

'l'faiu inuü 

* *“ . Ä*“ t*?ll?*;" • 
ii,,^!, ; ;,, ,., 

^ ^ -v'TT , A Mu 1-* - 

nl - (Jsil 

l?ÄCA t H'fy v')V,U. V - v r *M V t ' f* * +--' 

wr ntfftkk \r* ivmxU** 

‘ ■’ , ; |rr'JMte'Hufi 

i \i‘Ur*Aflr.^vi*>y: 

I K, 


Ri4^^>r - UPI: 

- t>n>.I: 

IfV iüakyr^ ■■>■:•- 

i < • 1 » .-••>> 

ii.? .'VyiTl" '>•'■»<*• 

•V Hi v, y'rv»i 

is fif- ri,if hfl<rjHi'X 

pl 1 ;4y*i>l' " * y V. « 

iiv i»i !f }' *• f n 

• iH^^niXvn 

- Mt\ < h‘‘*v •>>' f ; ••' ♦ . '• 


iTi.m. - i ,viv 

p iÄM | 

nid^r ,V h 


Shtfid in*pn^tiiur |7*fthm-s 

uf | ; Vtji>f;i} 





v<».t';»i Of MtU'« Mülsc-U! :ty 

t !>uri 

k -%>i> ij>} i in t tan r-»l 

Ppi^iviiaiR >- 


— ilFj>4r>i^y # vX >>r 

tnuisp<» lat 


jy il?vU\vA> 


* v~. vl*vhuF* M r n ^Uf-r^ • 

Uu-y :4pU(id Ih> mm^I, -r 


'Ti:' 1 ' U 1 |j 

lü‘ Yru i tt'n&' 

piny(‘r>; ^ 

t} vi i nvtiö 




ttSImrt ii n*' 

pnibiiUw^. «li^‘ U: 

HH}*ä rti AV<)> 

ihujirtou. — T^y ,/t br»lt m~»>h yn 



tvpüft Äö|j Jmij£ tut fWi RjrlHniMr^ iuul < )h ia -*. ßajiroa^V Äpprug^äftA^' 
. 1«. $ T.VMloOofM* •- U*'M»*n ( in<n , m ivmrtlMl Jt*>Hrvo4 h\y;hähoT. •• 

fi^ilroml N onne Mea ? s O.hMicU» Ajmi<s%t\r t n }Afi\ ^ ~ • s,>- ; . 

rtiMf tutytfflMt* hnitt fnt iliV‘■iVnns.N tvi.iiiu - M UUr^.. ■:■. 





;: • • 

«•wESrä •* * 
wfÄr r* v ^ 



|re*a£?» S& 





49mi< 


iVon>r>n^Äf-it>T4 V'r.oiJ'^ii r~ ii« 

t/ounwm ia) eMüJU'ivjK*«-. — bburt jj|^| vni> vmli->Tt. — ( •ynThip:-'p : >. 
c>I Tiifjl- p?Ttetiwnt\e. '®n$ f ;fellsvitr (&£*: m■ 

\lU'ii?ii. §| Tuiivity attivvtz i^i*- •-- iUHwav \n:i 

^n-J . Tivi^ftt rale^. — 'T * \ trip- .;v f .; rho K:.»lw^y hm> ui U.m- jj|$ -- 

C;>v;v-^iU' 'h r'ni ulhig tJvili^ Fiv3cf'il Kuntrui. - Uailw.-iSy; p||j|j^ :p t 

T ;;. ‘. y;-- ' . : * /; T\T-/VT; ■•' 1 */A 

The.a'uii ; .$j^irJty- XewK ;,T.^ii>:iv>j... . 
sj(j w 'iii. <ü Ai^i 



»'•--■ ■:■ •• - Iräih iur Um» *.‘MjVjjian j^c-in Hiicf in I r in» »V — -><W -\jn ■ -- $••.-. •• 
miftivt* '.viiii ,.ClüTluiv.’ 1 <•> lltt.i«>r a*tÜ'i .Lastern f{.ulu:i^ - 

röwieT '.— ibiiiitAy folmui* jr^tieip: .—...Jlii4ö-y-s’ 

»j# »■;'.iivn?i!iur-»h‘«ji i . bill — (210 Tho power n|'« l r ..(-mu $f p'oii&i •'■> > 

— \VrMrn» Au^Umn knUvvj^y !Ai.-rsin£ vif tln- ( nn;Miyr;i 
NrUibn*] iwxüw&y hill. — TtaUwiiy liien an<} Mio mrny. — Wh^I 'feiöjßs? 
v!’;i'.k(,h! t>n >\wil i'ü)M:i: — Aiphhpi iiM^pue r^sul^nf-inl •.si„»?ioi. ( \. 

N*{\y Htvuili Wulisv. *r~ iXcvv mein» gUK$*'- .yi»nil>^>%‘?mu v . 

' fU{\:\\ hnlbl UfXiSshV.. — Sjirn.dj'h- 4it fcombpniT Lu<i<MshHV jipjtK 
Vorlwhin> üniUvrv: ; — Siitumuti&iitien ül lUnH-ny^ imO Ttaihn#. 
iTrs. — \<*k luefnitPiivy hrebux r* h j ks t n a*Gfar/ : .- Wall war iHipfte ; ' 

— Am*iPu«ati l*i*iJrofiU tl*x* 'b’irHfl »>? 

T uOÄ ß-V) \Ur»forry oj bil). v ' '. ; ' 


VOMJiHtU 


Traush;' 

f. fr^.jltt inufj.., - Ap «cf. Mf 

<* tl> UlO rnrnpO-iilir^S — 

EailAvaj 

i*A0i)M£ iiÖf MOjg 

t < imnh , x?| niiHlibiitrr-i in 

ivJfllWHV 

uffjCHp&y 

— The lh»y^‘ \s r;U^K-r. pMpt 

., -- f£Ä * Air v\ ; 

■ : ^^\^v r ;-.v{;-i 

■’VH '^£ ; i> 

j)() eenmnimVriitiiof^ 

» ' »iiffWM«-4 .-. Ti].- i®p 

-rmhrT 

; ;tmi i h»‘ 

iif).} U<xxy>. -r; f ,i »44e>,ti, 1 ‘fii n;Tuf. 

i? f - U? i »IW: * v,A‘ B ftJ i 

A Ml ..rlMi • 

; 

; ‘HiO!t> - n:U — Ti»».- J.- ! n i» *. \raffn 

lu .- Th- > 

«iVith;' ■'■■.•■"•' 


:\ci ^rourjfi:. — Ibnl.^.rv 

yl U|5* T'uii^I - 

vtfct 

r : ; • 

'i[)i i .Al ;P \ DüTi, ;•. - \i r. f$0jjß 

:.T Ü-rtV. ’’ »4 T:«* Aaae-b: 

iitf 

r : -»a.l- ;» 

reblet fr . ii!4 Ä ' > 

T* eff/PTin-V. — 

! ,•*?.' ;, *h 


G^ed air mbfs, -- 4??^ir.*U 

ib Huilrertd 

•päinpAir \ 


• f bHb‘fj tf.iilvy;A v hv.y\«<; . •- Si 

m\ n ufftnö'iir 


A Tiu 

r e/i^UPo iför 


’• —. • ,v : -h 


■; ’X faUure, — i ythz^ lFV 

,;a'r^ rtftiJ fixe- anii ile*. ‘h<fiU$n Mt - V. 

.< iloif: UTihuty n^v^u^Hrtn * A {{. A, Hm«*H lurtu 

^J5i^i A K.iÜTn- — I^nlway N«vx Arvr 

i'. *.*j1i- ot Lauif!c‘y, Gr- Jinil^My .Kütlit-vliprl i-nnf«!'*..' 



rrJaern»?]' ;\i’'lOuiV/^y' , 8tllAr t& : 

pAN’lti li*U !*<•;<•- - ) ?'.;♦ py ; . t i!,-. ^,w ._. ‘Tr»,»>?• 

w^ü^wn-w’i pii t?rifty*ö H^Uiv^y.s. — '(,2ti') . £ (h4 uhü tii^ ,«v^<G*.. 

TU»> f/nvate n^u^fG; — Ah**, : .3> f »nn^ «-'•:», r i ilai'l, ‘N -nb 

ErtBi»>ro Kail wav - — Seüiy reHobr Bni^nii «-A' 

''. /M.'VPriX mH tiiuM’iMu *— fytilM •• .-'I.»(i' .»in! i;‘U.Ku* ii'.-rü-r.- .,. i;, , ;- 




.. 





Bücbefsohau. 


''i'-'HÜ!/ (liuii ttn ,Uuj*te,». • -‘.v i<u V-*\' - ! *ldi ?.s»;* 

öe i^ia.pi >'•:•'■’'• 1 s-vi'y i\ • <v U?vU i* - V^ut^- a< uu |&S H-.. 

> v • ‘Tjcoru-toTi Via li.jii ’A . - ‘Mir Uattiv 

31, :BaN»L. .$*.•. I bi* Äv VYiiD 4i K> -1».!ti V>i’V 

. i J.: \ -ifeil a ~4$*: »inil ' *>U h£ # lhui war 

. : ;]vwt«*k: ; i m kkiw i'rü ilMrUmiuvu n»i j,hp 

.'•• Jnn»t : .i.mwI'*: at IU>>wkji w ,,r k-U I <uü* ;<uh«i«‘ *vt»b V ..;x- 

\-.y*k;- , : i\w. : r>>l)i^4u^k Tm : ' ; 1*3 ^liv-4^. v. — :Tfi;e 

?rv*ii-jw>#i utHU,rv rJ r KwUn*:ul rny'utu::*. Vrt’C-üiUk 

UfHtway- fajut'tfl, ' 'rtiaghä 'at .'*b»uhl* linA) junoüm^‘ y 

UiUTl^i •*iu;^!fWili- V 5" i.ifnu ,m4 > !>•»’ 

- i*ihrf.. & 4 UtV 4 y y^y^ymls aiwl liafHc gHrUhr 

- Tb.'. jfrUv > i ;•>;>! TTm* iiil^uniUnlial IkUhvaV 
- •}Vü^t i e ruti ibV /:***,*••.. **f. 'Uv-ti^.. W-?. %♦:••;lWoße uv^xUu 

s»eh*i*«»h*\s Kiw».v*t»afimv-ji«utft. iu, - n. 

1. JuhriKui#. S>. f.ktefo 7. ; V<ix» 1 M i» i,n< \ 1910, 

• tl/1 Zivi ■ «nj{ /,wveku iW - <u # M um vtus\:imfl; uu.i SovjV- 
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Der öffentliche Verkehr in Frankreich während (los Weltkriege«. 1041 


2. Zeitraum: vom 21. August bis 31. Oktober 1914: 

Wiederaufnahme des öffentlichen Verkehrt; ohne Haftung der 
Eisenbahnverwaltungen, 

Zeitraum: bis 5. April 1915: 

Haftung der Verwaltungen nur für grobes Verschulden und 
nur soweit der Schaden nicht durch die Kriegsverhältnisse 
verursacht ist, 

4 .p Zeitraum: vom 6. April 1915 an: 

Haftung nach den .Friedensgesetze 11 bei Zahlung einer beson¬ 
deren Versicherungsprämie. 

1. Zeitrau m. 

Bei Kriegsbeginn erließen der Kriegsminister und der Minister der 
öffentlichen Arbeiten die VO vom 31. Juli 1914 (Anlago 4 S. 1051), durch 
<1 io der öffentliche Verkehr je nach den militärischen Bedürfnissen ganz 
oder teilweise eingestellt werden sollte, und zwar sowohl für den Personen¬ 
ais auch für den Güterverkehr. Die Eisenbahnverwaltung wurde von jeder 
Haftung für Verspätungen befreit, ln einer weiteren Verordnung 
des Kriegsministers (Anlage 5 S. 1051) wurden diese Vorschriften weiter 
ausgedehnt; sie sind auf den .Staatsbahnen schon ,am 31. Juli, auf den 
übrigen Netzen bis spätestens 3. August in Kraft getreten. Über die Haf¬ 
tung für Verlust und Beschädigung ist in der Verordnung nichts 
gesagt. Für die ausnahmsweise zugelassenen Transporte ist also die Haf¬ 
tung nach dem Transportrcglement bestehen geblieben. 

2. Zeitraum. 

Die allgemeine Einstellung des öffentlichen Verkehrs hat schon am 
21. August 1914 ihr Endo erreicht. Von da ab wurden die in den drei 
ersten Kriegswöchon zugelassenen Ausnahmen die Regel. Die Linien¬ 
kommissionen brachten durch Anschlag eine Verordnung mit folgendem 
Wortlaut zur Kenntnis des Publikums: 

„Die Annahme von Sendungen des öffentlichen Verkehrs 
wird von der ausdrücklichen Bedingung abhängig gemacht, daß den 
militärischen Transporten dadurch keinerlei Störungen entstehen. 
Die Verwaltung behält sich das Recht vor, auf einzelnen Bahn¬ 
höfen oder einzelnen Strecken die Annahme und Ablieferung zu 
beschränken oder ganz einzustellen, wenn Erfordernisse des Mili¬ 
tärdienstes oder Betriebsgründo dies nötig machen. 

Die Beförderung erfolgt nach den gewöhnlichen Tarifen, aber 
mit Rücksicht auf die damaligen Betriebsverhältnisse der Eisen¬ 
bahn ohne Haftung 'und Garantie irgendwelcher Art. Die Ab¬ 
rollung und Zurollung von Gütern kann nicht zugesichert werden. 
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Eine spätere Verfügung wird gegebenenfalls die Bedingungen 
feststellen, 'unter denen der direkte Verkehr mit dem Netz der 
Nord- imd Ostbahn wiedereingerichtet wenden kann.“ 

Diese „Nichthaftungsklausel“ ist in Frankreich lebhaft angefochten 
worden;, sie steht im Widerspruch mit dem Artikel 103 des Code de 
commerce und seinem Zusatz nach dem Gesetz vom 17. März 1005, der 
sogenannten Loi Rabier. Diese Vorschriften lauten nämlich: 

..Der Frachtführer haftet für den Verlust der zu befördernden 
Güter, wenn keine höhere Gewalt vorliegt. Er haftet für Beschädi¬ 
gungen, sofern sie nicht auf die eigentümliche Beschaffenheit der Sen¬ 
dung und auf höhere Gewalt zurückzuführen sind. 

Jede in den Frachtbrief, den Tarif oder eine andere Urkunde ein¬ 
gesetzte gegenteilige Vereinbarung ist nichtig.“ 

• Zahlreiche Gerichtshöfe haben diese Auffassung durch Urteile 
bestätigt. 


3. Z e i t r a u in. 

Dieser Zustand völliger llaftungsbcfreiung war auf die Dauer 
nicht erträglich. Er führte zu ständigen Beschwerden der Handelswelt. 
Die als notwendig erkannten Änderungen wurden aber nicht, wie die 
öffentlich© Meinung es forderte, unter Mitwirkung des Parlaments, 
sondern wiederum im Verordnungswege eingeführt. Durch VO vom 
20. Oktober 1914 (Anlage 6 S. 1052) ermächtigte der Präsident der Republik 
nach Beschluß des Ministcrrates auf Grund des Artikels 19 der Ver¬ 
ordnung vom 8. Dezember 1913 (s. S. 1040) den Kriegsminister, für jedes 
Eisenbahnnetz auf Vorschlag der Linienkomimssion die llaftimgsbedin- 
gungen und Lieferfristen des öffentlichen Verkehrs festzusetzen. Das 
ist durch Verordnung vom 1. November 1914 (Anlage 7 S. 1052) geschehen. 
Es blieb hiernach die gänzliche Befreiung von jeder Haftung nur für 
Lieferfristüberschreitungen bestehen. ]>ie Haftung für Verlust und Be¬ 
schädigung dagegen wurde für den Fall groben Verschuldens der Eisen¬ 
hahnangestellten wieder eingeführt, soweit die Eisenbahnen dieses Ver¬ 
schulden nicht auT Kriegsverhältnisse zurückzuführen vermochten. Für 
Beschädigungen und Verluste infolge der natürlichen Beschaffenheit des 
Gutes wurde gleichfalls nicht gehaftet. 

Hiernach blieb die Eisenbahn für leichtere Verschuldungsfälle von 
der Haftung befreit. Über die Beweispflicht iur das Vorhandensein 
groben Verschuldens sagt die Verordnung nichts Bestimmtes. Die rein 
juristische Interpretation ihrer Fassung ergibt, daß der Reklamant das 
grobe Verschulden der Eisenbahn zu beweisen hat, daß diese sich aber 
durch den Nachweis befreien kann, daß das Verschulden durch die 
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Kriegsverhältnisse verursacht worden ist. Diese Lösung ist nicht 
glücklich, weil es bekanntlich für den Außenstehenden sehr schwer ist 
zu beweisen, wie die Beschädigung oder der Verlust entstanden, ins¬ 
besondere, daß sie durch eine konkrete grob schuldhafte Handlung eines 
Kisenbahnangestellten verursacht worden sind. Die Eisenbahn allein 
ist in der Lage, die tatsächlichen Vorgänge so aufzuklären, daß der 
Gründ des Verschuldens erkennbar wird. Es kommt hinzu, daß es viel¬ 
fach für den Richter ohnehin sehr schwer ist, zwischen den beiden Ver¬ 
schuldungsgraden die richtige Grenze zu ziehen, und daß es irgendwelche 
Beweisregeln (Präsumtionen) für das Vorhandensein groben Ver¬ 
schuldens nicht gibt. Der Kriegsminister hat denn auch mehreren 
Handelskammern auf Anfragen geantwortet, daß durch seine Verordnung 
eino allgemeine Verpflichtung des Frachtführers, die Beweislast zu 
1 ragen, nicht geändert werden solle. Auch einzelne Gerichte haben .sich 
in diesem Sinne ausgesprochen. Bei weitem die Mehrzahl der bekannt 
geworden Urteile nimmt aber den juristisch einzig haltbaren Standpunkt 
ein, daß die Beweislast nach dem Wortlaut der Verordnung den Rekla¬ 
manten trifft. Die dem Publikum zugedachte Erleichterung war also 
trügerisch, und es zeigte sich sehr bald wieder die Notwendigkeit, eino 
Änderung dieses Zustandes herbeizuführen. Das geschah zunächst noch 
unter Beibehaltung der grundlegenden Haftungsvorschriften der Ver¬ 
ordnung vom 1. November 1914 durch Einführung einer freiwilligen 
Versicherung gegen Transportschäden. Die Bedingun¬ 
gen dieser Versicherung ergeben sich aus der Ministerialverord- 
nung vom 1. Dezember 1914 (Anlage 8 S. 1052). Sic bezieht sich nicht auf 
die durch Lieferfristüberschreitungen entstandenen Schäden, sondern be¬ 
wirkt nur, daß für Beschädigung und Verlust die Friedenshaftung aus 
dem Transportreglement und dem Handelsgesetzbuch wieder gilt, sofern 
der Verfrachter die Versicherungsprämie zahlt. Diese Versicherung 
findet aber nur statt auf den von der Front abgelegenen Netzen (Staats¬ 
bahn, Südbahn, Orleansbahn, Paris-Lyon-Mittelmeerbahn). Der Schadens¬ 
ersatz wird nur für den nachgewiesenen wirklichen Schaden bis zur 
Höhe des versicherten Wertes geleistet. 

*1. Zeitraum. 

Mit "Wirkung vom <>. April 1915 wurden die Sendungen des öffent¬ 
lichen Verkehrs durch die-Verordnung vom 31. März 1915 (Anlage 9 
S. I (>-'»;!) neu geregelt. Die wesentlichste Neuerung i-u, daß 
die Haftung für Lieferfristüberschreitung grundsätzlich 
wieder eingeführt wurde, allerdings unter gleichzeitiger Verlängerung 
der tarifmäßigen Fristen auf das Doppelte bei Frachtgut und um ab- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



1044 P'T öffentliche Verkehr in Frankreich während des Veltkricgc.-;. 


gestufte Zuschläge bei Eilgut. Die Haftung fällt weg, wenn die Ver¬ 
spätung auf Beförderungsschwierigkeiten, die in den Kriegsverhältnissen 
liegen, zurückzuftthren sind. Das sind recht einschneidende Beschrän¬ 
kungen gegenüber der Friedenshaftung. Für Verlust und Be¬ 
schädigung wird das Zivilrecht grundsätzlich wieder in Kraft ge¬ 
setzt. Nur wenn die Schäden auf die Kriegsverhältnisse zurückzuführen 
sind, fällt die Haftung fort. Der Verfrachter kann sich jedoch auch-von 
dieser Einschränkung durch eine Versicherung befreien, für die Prämien- 
sätze festgesetzt sind, die zum Teil von denen der Verordnung vom 
1. Dezember 1914 etwas abweiohen. Wenn die Versicherutjgsumme be¬ 
zahlt wird, treten die Vorschriften und Beweisregeln des Zivilrechts ein; 
die Eisenbahn kann sich also von der Haftung nur befreien, wenn sie 
ihrerseits das Vorliegen höherer Gewalt, Verschulden des Absenders 
usw. beweist. Die Entschädigung umfaßt nur den Schaden, der nach 
dem wirklichen Wert des Gutes berechnet wird, aber keinen entgangenen 
Gewinn. 

Diese Verordnung wurde zunächst nur für die Staatsbahnen, die 
Süd-, Orleans-, P. L. M.-Balm, die Pariser Ringbahn (Gürtelbahn) sowie 
gewisse Nebenbahnlinien eingeführt, während die für den öffentlichen 
Verkehr freigegebenen Strecken der Nord- und Ostbahn den früheren 
strengen Vorschriften unterlagen. 

Für dio Postpakete ist durch die Verordnung vom 20. Juli 191'» 
(Anlage 11 S. 1057) eine ähnliche Regelung getroffen worden. 

II. Operationsgebiet. 

Die W iedcrherstcUung des öffentlichen Verkehrs auf einzelnen 
Strecken des Nord- und Ostbahnnetzes fand nach den Bestimmungen der 
Verordnung vom 31. Juli 1914 (Anlage -1) >tatt, durch dio, wie wir gesehen 
haben, die EPsenbahnvcrwaltungcn von jeder Haftung für Verspätung, Be¬ 
schädigung und Verlust befreit wurden. Diese für die Verfrachter sehr 
ungünstige Regelung blich bis zum Sommer 1915 für alle Nord- und Ost¬ 
bahnstrecken in Geltung, obwohl ein Teil dieser Bahnnetze längst wieder 
in den Dienst des öffentlichen Verkehrs gestellt worden war. Erst durch 
Ministerialverordnung vom 7. Juni 1915 (Anlage 10 8. 1056) wurde dieser 
äußerlichen Abgrenzung des Geltungsbereiche« nach der Zugehörigkeit zu 
den einzelnen PrivfilbahnverwaHungen ein Ende gemacht. Die Vorschriften 
der Verordnung vom 31. März 1015 wurden nunmehr auch auf die fiir den 
öffentlichen Verkehr freigegebenen Strecken der Ostbahn und Nordbahu 
ausgedehnt unter gleichzeitiger Bewilligung von Gebührenzuschlägen für 
die diesen Verwaltungen durch die Kriegsverhältnisse erwachsenen beson¬ 
deren Kosten. Bei der Ostbahn wurden die frei gegebenen Strecken durch 
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Anschlag und durch Veröffentlichung im Journal Officiel jeweils bekannt- 
gegeben; bei der Nordbahn wurde ein für allemal eine Zone festgelegt, dio 
im Norden durch die Linie Amiens—Reuen und im Osten durch die Linie 
Amiens—tMerreffiUe abgegrenzt war. Hiermit war die einheitliche Rege¬ 
lung der Beförderungsbedingungen für sämtliche nicht im eigentlichen Ope¬ 
rationsgebiet liegenden französischen Eisenbahnlinien durchgeführt. 

Allerdings wird die Rechtmäßigkeit der völligen Haflungsbefreiung 
auf den Frontstrecken der Nord- und Ostbahn lebhaft angefochten. Der 
Verfasser des Werkes stützt diese Auffassung auf folgende Erwägungen: 

1. die Nichthaftung stehe im Widerspruch mit dem Artikel 103 des 
französischen Handelsgesetzbuches und seiner Ergänzung durch das <be¬ 
setz vom 17. Mörz 1905. (Loi Rabier), 

2. sie widerspreche dem allgemeinen Rechtssalz, daß niemand im 
voraus von der Haftung von schuldhaften Handlungen befreit weiden könne, 

3. daß der Kriegsminister zum Erlaß der Verordnung vom 31. Juli 
1914 überhaupt nicht berechtigt gewesen sei, da der Präsident der Republik, 
selbst mit Zustimmung des Staatsmlnisteriuras, keine Befugnis gehabt habe, 
ihn zu einer mit den geltenden Oe setzen im Widerspruch stehenden 
Verordnung zu ermächtigen. 

Da auch Gerichtsurteile sich bereits in diesem Sinne ausgesprochen 
haben, steht zu erwarten, daß ein umfangreiches Nachspiel von -Prozessen 
nicht nusbleiben wird. 

Außer den vorstehend behandelten Verordnungen, die sieh in der 
Hauptsache mit der Frage der 41 a f t u n g de r E i s e n b a h n v e r w a 1 - 
t u n g e n für Transp o r t s c h ä d e n befaßten, sind im Laufe des 
Krieges zahlreiche andere Verordnungen erlassen woulen, die eine Be¬ 
schleunigung des Transportge s c hafte« und damit eine 
b e s - e r e A n s u u t z u n g der knappen B e f ö r d e r u n g s m i 11 e 1 
und ferner eine Anpassung gewisser Gebühren an die 
während des Krieges gesteigerten Kosten zum Ziele hatten. Da¬ 
hin gehören die Verordnung vom 11. Februar BUG über die K i n * i h rii n - 
kling d e r S nnntagsr u h e (Anlage 12 S. 1058) und die Verordnung 
vom 19. Dezember 191G über die \ u s n u 1 z u n g d e r L a d e f ä h i g k e i t 
der Eisenbahnwagen (Anlage 13 S. 1058). Dann wurde am 15. Januar 1917 
eine Verordnung des Ministers für öffentliche Arbeiten, Verkehrs- und Vcr- 
pflegungsweren erlassen, die zahlreiche Artikel der Transportbedingungen 
«bändert. Es handelt sieh dabei vor allem um die Erhöhung der 
tarifmäßigen Lager- und Standgelder für nicht rechtzeitig 
abgenommene Eil- und Fraehtgutsendungcn, um die Festsetzung 
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Häfen, Wasserstraßen aller Art und der Landwege-, ihm liegt die Aus¬ 
führung von Neubauten und Erhaltungs- und 'Wiederherstellungsarbeiten 
-ob. Das gesamte zivile und militärische Personal, das im Eisenbahn¬ 
betrieb und beim Bau von Eisenbahnen, Landstraßen, Wasserwegen und 
Häfen beschäftigt ist, wird dem Minister der öffentlichen Arbeiten unter¬ 
stellt. Dem Minister werden zu seiner Unterstützung beigegeben: 

1. ein General, der für die bevorzugte Durchführung der mili¬ 
tärischen Transporte und für die Ausführung militärisch angeordneter 
Bauten auf dem gesamten Eisenbahnnetz Sorgo zu tragen hat. Er be¬ 
kommt die Dienstbezeichnung: Chef des Feldeisenbahnwesens (I)irecteur 
«6n£ral des transports militaires); 

2. die Betriebschefs 

a) der Eisenbahnen, b) der Wasserstraßen, c) der militärischen Häfen. 

Sie sind, jeder für seinen Geschäftskreis, mit der fachlichen Durch¬ 
führung des Betriebs und Verkehrs beauftragt. Das Zusammenarbeiten 
dieser Organe mit den Betriebsleitern der großen Eisenbahnverwaltungen 
wird durch regelmäßige Besprechungen gewährleistet, die unter dem 
Vorsitz des Ministers der öffentlichen Arbeiten stattfinden. Ein General 
• »der Stabsoffizier tritt als Militärtransportchef zu dem Oberstkomman¬ 
dierenden der verbündeten Armeen und erhält vom Chef des Feldeisen¬ 
bahnwesens den ständigen Auftrag, in seinem Namen das Erforderliche 
zur Durchführung der militärischen Transporte (Truppen-, Kriegs¬ 
material-, Verpflegung.-?- und Käumungstransporte) und zum Studium der 
durch die Heeresleitung vorgeschlagenen Bauarbeiten zu veranlassen. 
Er erteilt den Linienkommissionen unmittelbar Befehle, muß aber den 
Chef des Feldeisenbahnwesens — womöglich vorher — davon benach¬ 
richtigen. Dringende Bauten kann er anordnen, ohne die Genehmigung 
der Projekte abzuwarten. Der Minister der öffentlichen Arbeiten übt die 
Aufsicht über den Betrieb und die Bauten durch ständige, von mili¬ 
tärischer Seite bestätigte Aufsichtsbeamte aus. Alle Dienststellen, denen 
<1 io Genehmigung der Baupläne, das Werkstättenwesen, die Beschaffung 
von Personal und Material und die Bearbeitung wirtschaftlicher und 
technischer Fragen im Verkehrswesen obliegen, unterstehen dem Mini¬ 
sterium der öffentlichen Arbeiten. 

Man sieht, daß Frankreich einen anderen Weg eingeschlagen hat 
als wir. Während der langen Okkupationszeit blieb selbst in den Teilen 
Belgiens lind Kußlands, wo ein friedensmäßiger Verkehr herrschte, die 
Leitung des deutschen Eisenbahnwesens in militärischen Händen. Die 
dort beschäftigten Eisenbulinbeamten aller Dienstgrade arbeiteten ohne 
eigene Entscheidung und Verantwortung. Mit dem Fortschreiten der 
Kriegshandlungen und trotz weiterer Festigung des friedensmäßigen Zu- 
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stände« wurden immer weitere Betriebe und Zentralstellen unter mili¬ 
tärische Leitung gestellt, ja man hat gegen Schluß des Krieges sogar f ü r 
große Teile des heimatlichen Bahnnetzes (die Reichseisenbahnen in 
Elsaß-Lothringen und Luxemburg) den Militärbetrieb eingeführt, ln 
Frankreich hat man sich mitten in der schwierigsten Zeit, wo Calais und 
Paris bedroht wurden, trotz der oder vielleicht gerade wegen der 
großen militärischen Gefahren, in denen Frankreich schwebte, zu dem 
Entschluß durchgerungen, selbst im Operationsgebiet die Entscheidung 
und Verantwortung den Fachleuten zu übertragen und die militärischen 
Interessen, soweit sie nicht von den Eisenbahnverwaltungen selbst 
wahrgenonimen werden konnten, durch Einsetzung eines militärischen 
Beirats — etwa mit dem Charakter unserer Verbindungsoffiziere — 
bei dem Minister der öffentlichen Arbeiten und bei dem Oberkommando 
der verbündeten Armeen zu sichern. Das hätte zweifellos den Vorteil, 
daß betriebliche Entschlüsse mit größerer Schnelligkeit und Sicherheit 
von der Stello aus getroffen werden konnten, die die Leistungs¬ 
fähigkeit der Eisenbahnen allein richtig zu beurteilen imstande war. 
Die Vortrefflichen Leistungen der französischen Eisenbahnen bei der 
Verschiebung der Tnippen an der Front haben bewiesen, daß Frank¬ 
reich mit dieser Regelung nicht schlecht gefahren ist. v. R. 

Anlage l. 

Gesetz von» 13. März 1875, nach der Fassung des Gesetzes vom 28. Dezember 1888. 

(Im Auszüge.) 

Artikel 22. Während des Krieges untersteht der gesamte Eisenbahn¬ 
betrieb der Heeresverwaltung. 

Artikel 23. I>er Kriegsminister verfügt über die Eisenbahnen im 
gesamten Staatsgebiet, soweit es nicht durch die Operationsarmeen besetzt 
ist. Per oberst kommandierende jeder A rineegruppe oder jeder einzeln 
operierenden Armee verfügt über die Eisenbahnen in dein Bezirke, der ihm 
für seine Operationen zugeteili. ist. 

Per Kriegsminister bestimmt, in welchem Zeitpunkt für jede Armee 
und jede Strecke diese Verfügungsgewalt «auf die Oborstkomraamlierendeu 
iibericht ; er sot/.t die Urenzcn /wischen den verseilioden-en Zonen fest. 


Anlage 2 . 

Verordnung vom 5. Februar ISS 1 .), betr. Organisation des Kriegsbetriebes auf 

den Eisenbahnen. 

(Im Auszuge.) 

T, i u i c n k o ui in i s s i o n e n. 

Artikel 2 . l>ie Ausführung des Militiirlu-triebe* auf den Eisen- 
bahnen wird auf jedem dar sechs 1 ) großen Privatbnhnnotzc und auf dom Staats- 

V» S<*it \ er.staatlielnimr der AVestbahn nur noch fünf. 
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hahnnetz einer Linienkommission übertragen, die aus zwei Mitgliedern be- 
steht, nämlich: 

dem Vertreter der Ensenbahnverwaltung, der von dieser zu bezeichnen 
und vom Kriegsminister gemäß dem Gesetz vom 28. Dezember 18S8 zu ge¬ 
nehmigen ist-, als technischem Kommissar, 

einem höheren Offizier, der von dem Kriegsminister ernannt wird, als 
militärischem Kommissar. 

Dieser Koipmission kann jo nach den dienstlichen Bedürfnissen tech¬ 
nisches und militärisches Personal angegliedert werden. 

Jeder Kommissar hat einen in der gleichen Form zu ernennenden Stell¬ 
vertreter, der ihn bei Abwesenheit und Behinderung vollständig vertreten 
kann. 

Artikel 3. Die betrieblichen Anordnungen werden auf dem Eisen¬ 
bahnnetz immer im Namen der Kommission, die kollegial entscheidet, ge¬ 
troffen. 

Jeder Kommissar l>ohnlt seine eigene Verantwortlichkeit. Der mili¬ 
tärische Kommissar ist in erster Linie für dio vom militärischen Standpunkte 
aus getroffenen Maßnahmen verantwortlich; der technische Kommissar in 
erster Linie für die Maßnahmen, die getroffen werden, um die Eisenbahnen 
betrieblich auszunutzen. 

L ii n i e n u n t e r k o m m i s s i o n e n und B a h n h ö f sk o m m i s s i o n e n. 

Artikel 7. Während des Krieges übernimmt die Linienkommission 
den gesamten Eisonbahudienst auf ihrem Netze unter der Aufsicht des Krdegs- 
nmiisters. Sie wird dabei unterstützt : 

1. durch Liuienimtcrkommissionen, dio aus je einem militärischen 
Unterkommissar bestehen, der durch den Minister ernannt wird, uud 
einem technischen Unterkommissar, der durch die Linienkommission 
bezeichnet wild; 

2. durch Bahnhofskommissionen, die aus einem Offizier und einem 
Bahnhofsvorsteher bestehen. 

Technisches und militärisches Personal kann diesen verschiedenen 
Organen ungegliedert werden, wenn es dienstliche Bedürfnisse erfordern. 

Operationsgebiet. 

Artikel 8. Im Hauptquartier jeder Armeegruppe oder jeder einzeln 
operierenden Armee wird in der von dem Minister festgesetzten Zone der 
Eisenbahnbetrieb unter der Aufsicht des Oberstkommandierenden. durch einen 
General oder höheien Offizier geleitet, dem ein technischer höherer Beamter 
der Eisenbahnverwaltung zur Seite steht. 

Die Ausführung des Betriebes wird gesichert: 

1. durch Linienkommissionen auf den Netzen der Eiscnbahnverwaltung : 

2. durch eine Klein- und Feldlmhukommission. 

Die Linienkommissionen werden, wie oben, durch einen militärischen 
und einen technischen Kommissar gebildet. - 


Anlage 3. 

Verordnung vom «8. Dezember 1913 betr. Regelung der MilHürirnnsportc auf 

den Eisenbahnen. 

(Ira Auszuge.) 

Artikel 1. Auf Erfordern des Kricgsminisiers haI hui die Eisen- 
halmVerwaltungen der Heeresverwaltung die Gesamtheit ihrer Befördernngs- 
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mittel aut* allen besonders bezeichneU*n Strecken oder auf ihrem gesamten 
Eisenbahnnetz zur Verfügung zu stellen. 

Auf den der lleercsverwalttlng zur Verfügung gestellten Strecken oder 
Eisenbahnnetzen dürfen die Eisen bahnverwaltungeil Personen, Güter usw. 
nur unter den in Mieser Verordnung (Artikel 19 und 30) vorgeschriebenen 
Bedingungen befördern. 

Das inneie Gebiet umfaßt die Eisenbahnen, die dem Kriegsminister 
unmittelbar unterstellt bleiben; das Operationsgebiet umfaßt die Eisenbahnen, 
die dein Obe rst kommandierenden der Anneen zur Verfügung gestellt sind. 

Artikel 2. Bei der Mobilmachung setzt der Minister im Einver¬ 
nehmen mit dem 01 m rst kommandierenden. die Abgrenzungslinien der beiden 
Zonen fest «und Ustimmt, von welchem Tage ab das Netz des Oporafions- 
n‘el»ii'is dem t di-erstkoinniandiei enden zu unterteilen it. 

Artikel -l. Die von dein Kriegsminister ungeordneten Transporte, 
werden durch den GeneraIstubsehef der Armee geregelt; ihre Ausführung 
wirjl den durch die Verordnung vom a. Februar 1889 (Artikel 1 und 7) ein¬ 
gesetzten Lmicukommissionen übertragen. 

Artikel 5. Die dureh den Oborstkoininandierondeii ungeordneten 
Transporte werden dureh den Präsidenten der Eisenbahn Verwaltung unter 
der Oberaufsicht des Etuppenknmmaudnntcii geregelt. 

T r a li s p o r t e auf d c m inneren Gebiet. 

Artikel 9. Pie Transporte auf dem Netz der großen Privateiscn- 
Uihneu und der Staatsbahnen (einschließlich der zugetoilten Xcbcutaihiistrcckcii) 
werden gemäß den Anordnungen und unter der Verantwortung einer Linien- 
kommission durchgeführt, die durch eine oder mehrere Liuicnunter- 
konimissionen unterstützt wird und über Bahnhofskominissionen verfügt (Ver¬ 
ordnung vom f>. Februar 1NS9, Artikel 2 und 7). 

B e f ö l* dcriiugsbcdin g u n g c n. 

G ii t e r v e v k e h r. 

Artikel 15. Auf dem gesamten Eisenbahnnetz haben die Stations¬ 
vorsteher die Verfrachter darauf hinzu weisen, daß sie die noch nicht ab- 
gegangenen Güter zu rück nehmen oder auf den Frachtbriefen erklären müssen, 
daß sie die durch die Verfügung des Kriegsministers geschaffene Rechtslage» 
Anerkennen. 

Auf den für die Bildung, die Abfahrt, den Aufenthalt oder die An¬ 
kunft der Militärzüge bezeiehneten Bahnhöfen weiden die noch nicht ab- 
.gesandten Güter gegebenenfalls entladen und können, wenn erforderlich, 
von Amts wegen auf Kosten und Gefahr der Absender nach ihrer Wohnung 
«»der in ein öffentliches oder privates Lagerhaus abgerollt werden. 

Dasselbe gilt für die von den Empfängern noch nicht abgeuoinmcn<*n 

t Jäter. 

Der militärische Bahnhof>komini>sar rcquiiicrt nötigenfalls die er¬ 
forderliehen Rollfnhr werke. 

Ö f f e n 11 i c h e r Y e r k e h r. 

Artikel 19. Die als Militärlokalzüge» oder Postzüge auf den beson¬ 
deren Buch- oder graphischen Militärfahrplänen oder in den D-imstanWei¬ 
sungen der Kisrnbahngesellschafien bezeiehneten, für dio Dauer des Krieges 
t‘ in gerichteten Züge können vom Beginn der Mobilmachung ab unter den 
durch den Minister fest gesetzten Bedingungen für den öffentlichen Verkehr 
benutzt werden. 
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Außerdom gestaltet der Minister auf Vorschlag der Linieukommissionen, 
wenn, er es für zweckmäßig hält, ganz oder teilweise die Wiederaufnahme 
iles öffentlichen Personen- und Güterverkehrs. Die von den Eiuien- 
kommissionen aufgeßtellten Dienstanweisungen unterliegen seiner Ge¬ 
nehmigung. 

Wenn für ein Eisenbahnnetz die Wiederaufnahme nur teilweise er¬ 
folgen soll, bezeichnet der Minister die Strecken und gegebenenfalls die 
Bahnhöfe, die für den öffentlichen Verkehr freigegeben werden, die Höchst- 
zahl der diesem Verkehr zur Verfügung zu stellenden Züge und endlich 
die Betriebsmittel, die hierfür verwendet werden dürfen .... 


Anlage t. 

Verordnung des Kriegsministcrs und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
vom 81. Juli 1914, betr. Einstellung des Personen- und Güterverkehrs auf 

den Eisenbahnen. 

Artikel 1. Die Eisenbahn Verwaltungen haben der Regierung als¬ 
bald dio zur Bewältigung der von dem Kriegsminister angeordneten Truppen- 
nanspom* notwendigen Betriebsmittel zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 2. Der öffentliche Verkehr wird bis auf weiteres ganz oder 
zum Teil, je nach den militärischen Bedürfnissen, für die Personen- und 
für die Eil- und Frachtgutb^förderung eingestellt. 

Die auf der Fahrt befindlichen Züge sind, soweit erforderlich, an¬ 
zuhalten und abzust rlku oder zu entladen. Infolgedessen werden die be¬ 
treffenden Verwaltungen von jeder Verantwortung für die Verspätung bei 
der Persoivnn!>cfördoniug und bei der Annahme, Beförderung und Aus¬ 
lieferung der Güter befreit. 


Anlage 5. 

Verordnung des Kriegsministers (ohne Datum), betr. völlige Einstellung 
des Eisenbahnverkehrs. Veröffentlicht im „Journal Officiel“ vom 3. Ang. 1914. 

Artikol 1. Dio Vorschriften des Artikels 22 des Gesetzes vom 
1B. März 1875 in der Fassung des Gesetzes vom 28. Dezember 1888 und de^ 
Art. 1, Abs. 8, der Verordnung vom 8. Dezember 1913 sind vom Zeitpunkt 
des öffentlichen Anschlages dieser Verordnung ab anwendbar. 

Demnach untersteht von diesem Tage ab der gesamte Eisenbahnbetrieb 
der Heeresverwaltung; sämtliche Betriebsmittel aller Eisenbahnverwal hingen 
worden in den Dienst der militärischen Bedürfnisse gestellt. 

Artikel 2. Der öffentliche Verkehr wird bis auf weiteres für die Per¬ 
sonen- und für die Eil- und Fraoktgulbeförderung eingestellt; die auf der 
'Fahrt befindlichen Züge können bis zur Zielstation durchgeführt werden, 
soweit dio Linien komm kssionen nicht anders bestimmen. 

Artikol 3. Für Zivilroisonde werden keine Fahrkarten mehr nns- 
gegeben. 

Unterwegs befindliche HcUendc, die die auf der vou ihnen gelösten 
Fahrkarte bezei ebnete Zielstation nicht, erreichen können, haben lediglich 
Anspruch auf Erstattung des Fahrpreises für die noch nicht befahrene 
Strecke. Diese Erstattung erfolgt durch die Station, auf der die Beför¬ 
derung unterbrochen wird. 

Artikel 4. Güter werden nicht mehr angenommen und befördert. Auf 
dem ganzen Eisenbahnnetz haben dio Stationsvorsteher dio Verfrachter 
darauf hinzuweiaen, daß sie die noch nicht abgegangenen Güter zurück- 
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nehmen oder auf den Beförderungsseheinen erklären müssen, daß sie die 
durch diese Verordnung geschaffene Rechtslage anerkennen. 

Sie fordern die Empfänger auf, angekommene Güter abzunehmen. 

Sowohl die noch nicht- abgefertigten wie die unterwegs befindlichen 
Güter sind gegebenenfalls &u entladen und können, wenn erforderlich, von 
Amts wegen nach der Wohnung oder in ein öffentliches oder privates Lager¬ 
haus abgerollt werden. 

Dasselbe gilt für die von den Empfängern noch nicht abgenommenen 

Güter. 

A r t ike 1 5. Die im Güterverkehr vorgesehenen Lieferfristen sind niclir 
mehr rechtsverbindlich; die Gebühien für die Umladung, für die Lagerung 
auf den Bahnhöfen oder in den Lagerhäusern und das Rollgeld fallen dem 
Coit nach den bestehenden Tarifen zur Last. 

Artikel 6. Diese Verordnung ist in Gemäßheit des Artikels 16, letzten 
Absatzes der Verordnung vom S. Dezember 1913 auf allen Bahnhöfen anzu- 
schlagen. 

Anlage 6. 

Verordnung des Präsidenten der Republik vom 29. Oktober 1914. 

Artikel 1. Die Vorschriften über die Lieferfristen und die Haftung 
für die nach Artikel 19 der Verordnung, betreffend die Regelung der 
.Militärtran^porte. zu gelassenen Sendungen des öffentlichen Verkehrs ein¬ 
schließlich der Postsendungen werden für jedes Eisenbahnnetz auf Vorschlag 
der Linienkommission durch den Kriegsminister erlassen. 

Artikel 2. Der Kriegsminister wird mit der Ausführung dieser 
Verordnung beauftragt, die im Journal Officiel und im Bulletin des Lois zu ver¬ 
öffentlichen ist. 


Anlage 7. 

Verordnung des Kriegsministers vom 1. November 1914, anwendbar auf die 
Ostbahn, Staatsbahn, Südbahn, Orliansbahn, Paris-Lyon-Mittelmeerbahn und die 

Gürtelbahnen. 

Artikel 1. Die Eisenbahn Verwaltungen sind nicht verantwortlich 
für die Dauer der Transporte des öffentlichen Verkehrs, die nach Artikel 19 
der Verordnung, betreffend die Regelung der Militärtransporte, zugelassen sind. 

Für Verlust und Beschädigung haften sic nur, wenn diese auf einem 
groben Verschulden ihrer Angestellten beruhen, das «io nicht auf die 
KriegsVerhältnisse zuriiekführeii können. 

Diese Haftung erstreckt sich jedoch nicht- auf Beschädigungen und 
Verluste, die infolge der eigentümlichen Beschaffenheit des Gutes oder 
durch die Länge des Transports verursacht sind. 

Artikel 2. Diese Verordnung tritt am 1. Xoveml>er 1914 in Kraft. 

Anlage 8. 

Verordnung des Kriegsministers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 

vom 1. Dezember 1914. 

Artikel 1. Für Transporte, die nur die Strecken des Staatsbalmnetzes, 
der Süd bah n, der Orleans bahn und der Päris-Lyon-Mätlelmeerbahn be¬ 
rühren, dürfen sich diesQ Verwaltungen auf die Vorschriften, der Verordnung 
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vom 1. November 1914, soweit sie nieli t V e r s p ä tungoa u n d 
ihre Folgen betreffen, nicht berufen, wenn der Absender eine 
besondere Versieher^u n g s g c biihr zu zahlen bereit ist, die nach 
der Höhe des versicherten Wertes in folgender Weise berechnet wird: 

1. Für Güter im allgemeinen, soweit für sie nicht zu 2. und 3. nach¬ 
stehend anders bestimmt ist: 0,05 Fr. für je augofangene ICO Fr. und 100 km, 
mindestens aber 0,50 Fr.; 

2. für Möbel, geformtes Gußeisen, Zucker, Marmor, Porzellan, Stein¬ 
gut, verpackte . Töpferwaren, Spiegel, Kristall, Glaswaren, Flüssigkeiten: 
0,10 Fr. für je angefangene 100 Fr. und 100 km, mindestens aber 1 Fr.; 

3. für Pferde, Kindvieh oder andere lebende Tiere, Eier, unverpackte 
Töpferwaren: 0,15 Fr. für je angefangene 100 Fr. und 100 km, mindestens 
aber 1,50 Fr. 

’ Der versicherte Wert umfaßt außer dem Wert des Gutes selbst das 
etwaige Interesse an der Lieferung. 

Bei Verlust oder Beschädigung wird der Berechtigte nach Maßgabe 
des von. ihm ordnungsmäßig nachgewiesenen Schadens und innerhalb des 
versicherten Betrages entschädigt. 

Kunstgegenstände und Sammlungen sowie Gepäck köuneu nicht ver¬ 
sichert werden. Dasselbe gilt für Futtermittel, die von oder nach dem Netz 
der Südbahu und der Paris-Lyon-Mittelmcerbalm befördert werden. 

Vorstehende Bestimmungen über die Versicherung von Gütern werden 
versuchsweise auf drei Monate eingeführt; ihre Anwendung kann jedoch 
mit ministerieller Genehmigung mit einer Kündigungsfrist von drei Tagen 
aufgehoben werden. 

Artikel 2. Diese Verordnung tritt am 5. DezemlxT 1914 in Kraft. 


Anlage 0. 

Verordnung des Kriegsministers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
vom 31. März 1915, betreffend die Staatsbahnen, die Süd-, Orleans-, Paris- 
Lyon-Mittelmeerbahn und die Pariser Ringbahn sowie gewisse 

N ebenbahnlinien. 

Artikel 1. Die öffentlichen Eisenbahntransporte werden nach den 
bestehenden Gesetzen, Verordnungen und Tarifen ausgeführt, mit alleiniger 
Ausnahme der nachstehenden, auf Grund der Verordnung vom 29. Ok¬ 
tober 1914 .voigeschriebenen Änderungen. 

A r t i k e 1 2. Y e r s c h i c d e n e F r i s t e n. 

A. Im Frac h t gu t v e r ke h r werden die Gosamtlieferfrjsten ein¬ 
schließlich der Zurollung für Transporte, die entweder nach den gewöhn¬ 
lichen Tarifen oder nach .Spezialtarifen befördert werden, verdoppelt; die 
hierdurch außer den in den Tarif best iminungcn festgesetzten Fristen zu- 
gostandene Zmsatzfrist beträgt mindestens fünf Tage. 

Da die Kisenbalmverwaltiingcu nur in dem Umfange Wagen stellen 
können, wie diese nicht für Militärtransporte gebraucht werden, wird der 
Beginn der ol>cn genannten Beförderungsfristen wio folgt festgesetzt: 

1. für die durch das Publikum verladenen Güter an dem Tage, wo 
die Beladung des Wagens beendigt ist, es, sei denn, daß die Eisenbahn 
wegen mangelhafter Verladung die Annahme verweigert; 

2. für die bahnseitig verladenen Güter au dem Tage, wo die Eisen¬ 
bahn sie anninnnt. weil Wagen für die Verladung verfügbar sind. 
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Fiir die zuletzt genannten Unter wird auf jedem Bahnhof eine be¬ 
sondere Liste geführt-, in die auf Verlangen der Interessenten die Sendungen 
in der Reihenfolge ihrer Anmeldung eingetragen, werden, die aus Mangel 
an Beförderungsmitteln nicht angenommen werden konnten. Diese Liste 
wird auf ihr Verlangen den Verfrachtern, deren Sendungen verzögert worden 
sind, zugestellt. 

B. Im Eilgut v e r k e h r wird zu den reglernentarfsehen Liefer¬ 
fristen eine Zusatzfrist von 24 Stunden für Transporte von weniger als 
MM) km zugestanden und von FS Stunden für Entfernungen von 300 km und 
darüber. Bei Zustellung in die Wohnung wird die Verlängerung um 
24 Stunden erhöht. 

0. Das Ab- und Zu rollen von Frachtgut und Eilgut bei Ab¬ 
sendung und Ankunft wird nicht gewährleistet, vorausgesetzt, da fl dies dein 
Publikum vorher durch öffentlichen Anschlag bekanntgemacht worden ist. 

A r t i k e 1 ß. i I a f t u n g b e i V c r s p ä lang c n. 

Die Eisenbahn Verwaltungen sind verantwortlich für den durch die 
Niehleinhaltung der im vorigen Artikel festgesetzten Lieferfristen verur¬ 
sachten Sehaden, wenn sie nicht beweisen, daß dio Verspätung auf Schwierig¬ 
keiten in der Beförderung oder Ablieferung zu nickzuführen ist, die eine 
Folge des Kriegszustandes sind. 

Was die Zurollung von Eil- und Frachtgut bei Ankunft betrifft, so 
haften sie in keiner Weise für die Verspätung, wenn sie den Empfänger 
von der Ankunft des (.«utes und der Unmöglichkeit einer Zustellung nach 
der Wohnung in den im vorigen Artikel festgesetzten Fristen benachrich¬ 
tigen. Im Personen- und Gepäck verkehr sind dio Verwaltungen nicht ver¬ 
antwortlich für Verspätungen, die auf verfehlte Anschlüsse zurück¬ 
zuführen sind. 

A r l i k e l 4. II a f t u n g b e i V e r 1 u s l o d er Be s e h ä d i g u n g. 

Die Haftung der E i sei i ba 1 m v crwaHungen erstreckt sich nicht 

1. auf Verlust und Beschädigung in den Fällen, wo dio Verwaltungen 
nach weisen, daß die Ursachen dieser Verluste und Beschädigungen 
eine Folge des Kriegszustandes waren, es sei denn, daß gegen Ge- 
fabren dieser Art unter den Bedingungen des nachstehenden Ar¬ 
tikels 0 eine Versicherung abgeschlossen worden ist; 

2. auf Beschädigungen und Gewichtsverluste, die eine Folge der Be¬ 
schaffenheit des Gutes und der Dauer der Beförderung sind, wenn 
das Gut innerhalb der obengenannten Fristen abgeliefert worden ist. 

A r t i k e 1 5. K n l > c li ü d i g u n g. 

Der für den erlittenen Schaden zu zahlende Ersatz wird beschränkt: 

bei gänzlichem oder teil weisem Verlust auf den Werl des verlorenen 
Gutes am Tage und Ort der Abscnduiig; 

bei Beschädigung auf die nach diesem Werte berechnete Höhe des 
Schadens. 

Im Fall gänzlichen Verlustes weiden die Zoll-, Transport- und anderen 
Kosten, die vorausbezahlt worden sind, ebenfalls erstattet. 

Bei teilweisem Verlust- oder Beschädigung kann ein Anteil dieser 
Kosten erstattet* werden. 

Die Entschädigung für Verspätung kann niemals höher sein als die¬ 
jenige, die fiir völligen Verlust zu zahlen wäre, wobei gegebenenfalls die 
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abgeschlossenen Versicherungen hinsichtlich des Wertes und des Interesses 
an der Lieferung zu berücksichtigen sind. Keinesfalls kann die Entschädigung 
die durch den angewendeten Tarif festgesetzte Höchstsumme überschreiten, 
wenn dieser Tarif eine solche Festsetzung enthält, 

Artikel G. Versicherungen. 

Gegen Zahlung einer Versicherungsprämie, die auf 0,05 Cts. für je 
angofangene 10 km und 10 Fr. des angegebenen Wertes festgesetzt wird, ver¬ 
zichten die Eisenbahn Verwaltungen — von dem Fall höherer Gewalt im Sinne 
des bürgerlichen Kechts abgesehen — auf die Haftungsbefreiung gemäß 
Artikel 4, Abs. 1. 

Für Futtermittel wird diese Versicherung auf 0,25 Cts. für je ange^ 
fangen« 10 km und 10 Fr. des angegebenen Wertes festgesetzt. 

Der Versender kann außerdem ein Interesse an % der Lieferung für die 
Güter erklären, deren Wert bereits versichert ist. 

Gegen Zahlung einer zweiten. Prämie, die auf 0,25 Cts. für je anger 
längen« 10 km und 10 Fr. der erklärten Summe festgesetzt wird, hat er bei 
Verlust oder Beschädigungen, die zu einem Schadensersatz berechtigen, den 
Anspruch auf Zahlung von Schadensersatz bis zur Höhe des von ihm er¬ 
klärten Interesses an der ^Lieferung, wobei er den Nachweis des entstan¬ 
denen Schadens und seiner Höhe zu führen hat. 

Der Versender muß den Wert des Gutes und das Interesse an der ver¬ 
sicherten Lieferung getrennt angeben. 

Die Mindestgebühr beträgt 0,50 Fr. für jede Sendung. 

Gepäcksendungen können nicht versichert werden. 

Artikel 7. Zustellung der Beklainat ion en. 

Die auf den Vorschriften der vorhergehenden Artikel beruhenden Re¬ 
klamationen müssen bei der Eisenbahn Verwaltung durch außergerichtliche 
Zustellung oder mittels eingeschriebenen Briefes innerhalb einer Frist von 
drei Tagen, ausschließlich der Feiertage, angebracht werden. 

Diese Frist läuft 

1. bei Verspätungen, Beschädigungen oder Teilverlusten vom Tage der 
Ablieferung des Gutes, 

2. bei vollständigem Verlust vom 30. Tage nach Ablauf der im Ar¬ 
tikel 3 festgesetzten Fristen ab; der Verfrachter darf von diesem 
Tage ab die Nichtlieferung einem vollständigen Verluste gleich¬ 
achten. 

A r t i k e 1 8. 

Durch diese Verordnung betroffene Verwaltungen. 

Die vorstehenden Bestimmungen aind anwendbar auf Trans¬ 
porte, die nur die Staatsbahnen, Orleans-, P. L. M.-, Südbahn und die Gürtel¬ 
bahnen von Paris sowie die übrigen Eisenbahnnetze oder Teile derselben 
berühren, auf dio vorstehende Regelung durch besondere Verordnungen für 
anwendbar erklärt worden ist. 

Bei Transporten, die unterwegs die Strecken anderer als der vorge¬ 
nannten Eisenbahnnetze berühren, ist für die ganze Beförderung das Recht 
desjenigen Eisenbahnnetzes anwendbar, bei dem die Haftung am geringsten 
ist, es sei denn, daß festgestellt w r ird, daß der Verlust oder die Beschädigung 
auf einem der im vorigen Absatz genannten Netze entstanden ist; in diesem 
Fall gelten dio HaftungsVorschriften, die für diese letzteren Eisenbahnnetz© 
festgesetzt sind. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1910. 70 
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Artikel 9. .Zeit des Inkrafttretens. 

Diese Verordnung tritt am 6, April 1915 in Kraft. Die Verordnungen 
vom 1. November, 1. Dezember 1914 und 29. Januar 1915 finden auf den im 
Artikel 8, Absatz 1, bezeichneten Eisenbahnnetzen für die Transporte keine 
Anwendung mehr, die vom 6. April 1915 ab ausgeführt werden. 

Artikel 10. Postpakete. 

Diese Verordnung ist auf die Beförderung von Postpaketen nicht an¬ 
wendbar, diese bleiben den gegenwärtig geltenden Bestimmungen unter¬ 
warf en, bis eine neue besondere Regelung erfolgt. 


Anlage 10. ♦ 

Verordnung des Kriegsministers and des Ministers der öffentlichen Arbeiten 

vom 7. Juni 1915. 

Artikel 1. Die Vorschriften der Verordnung vom 31. März 1915 
werden ausgedehnt: 

a) auf die Strecken der Ost bahn, die in Gemäßheit des Artikels 30 
der Militär-Transport-Ordnung für den öffentlichen Verkehr frei¬ 
gegeben sind, wie sie durch besonderen Anschlag in den Bahnhöfen 
und durch Veröffentlichung im Journal Officiel bekanntgegeben sind; 

b) auf die Strecken der Nordbahn innerhalb der Zone, die im Norden 
durch die Linie Amiens-Rouen, im Osten durch die Linie Amiens- 
Pierrefitto und die Große Gürtelbahn begrenzt wird, ausschließlich 
der Bahnhöfe der Linien von Amiens nach Rouen und Pierrefitie und 
einschließlich der Kreuzungsstationen mit der Großen Gürtelbahn. 

Artikel 2. Wegen der für die Nord- und Ostbahn aus dem Kriegs¬ 
zustand erwachsenden besonderen Aufsicht^- und Unterhaltungskosten werden 
außer den Nebengebühren und Beförderungssätzen, die sieh aus den allge¬ 
meinen oder Spezialtarifen ergeben, für jeden Transport, der die Strecken der 
im vorigen Artikel genannten Eisenbahnnetze benutzt und keine der Strecken 
berührt, auf denen die Beförderung ohirt Fristen und ohne Haftung im Sinne 
des nachstehenden Artikels 3 erfolgt, folgende weiteren Nebengebiihren 
erhoben: 

a) für jede Eilgut- oder Frachtgutbeförderung bis viuscüließlieh 1000 kg: 
10 Cts.; 

über 1CO0 kg bis einschließlich 5000 kg: 15 Cts.; 
über 5010 kg: 20 Cts. 

Ausnahmsweise bleiben "Sendungen, deren Beförderung^i>reis 
einschließlich der Nebengebühren 1,50 Fr. nicht übersteigt, von jeder 
Zusatzgebuhr tiei; 

b) für jede Gepäckabfertigung: 10 Cts. 

Artikel 3. Sendungen, die auf Grund besonderer Ermächtigung 
die für den öffentlichen Verkehr nicht freigegebenen Strecken der* Ostbahn 
benutzen, und Sendungen aller Art, die andere Strecken der Nordbahn als die 
im Artikel 1 unter b) genannten Strecken benutzen, werden nach wie vor 
ohne Zahlung von Zusatzgebühren, ohne Bestimmung von Fristen und ohne 
jegliche Haftung durch die Nord- und OstbalinVerwaltung befördert. 

Artikel 4. Diese Verordnung tritt am IG. Juni 1915 in Kraft. 
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Anlage 11. 

Verordnung des Kriegsministers vom 20. Juli 1915, betr. Versicherung von 

Postpaketen. 

Artikel 1. Die Eisenbahnbeförderung von Postpaketen wird nach 
den bestehenden Gesetzen, Reglements und Tarifen ausgeführt, mit alleiniger 
Ausnahme der nachstehenden, auf Grund der Verordnung vom 29. Oktober 1914 
getroffenen Änderungen. 


Artikel 2. 

11 e fönltrung, Ablieferung. 

Diu Pooipakcto werden durch die den Eilgutsendungen dienenden Züge 
befördert und nach dem gleichen Fahrplan wie diese geleitet. Ihre Ab¬ 
fertigung, ihre Übergabe von einer Bahnverwaltung zur anderen und ihr© Ab¬ 
lieferung finden auf französischem Gebiet innerhalb der für Eilgutsendungeu 
im Artikel 2 der Ministcrialvcrordnung vom 31. März 1915 festgesetzten 
Fristen statt. 

Die Annahme und Ablieferung außerhalb der Bahnhöfe wird nicht ge¬ 
währleistet, vorausgesetzt, daß dies dem Publikum vorher durch Anschlag be¬ 
kanntgegeben worden ist. 


Artikel 3. 

Haftung für Verlust, Beschädigung oder Beraubung. 

Di.© Haftung der Eisenbahnverwaltungen für Pakete mit oder ohne 
Wertangabe erstreckt sieh nicht: 

1. auf Verlust, Beschädigung oder Beraubung in dem Fall, daß diese 
Verwaltungen den Beweis führen, daß die Ursache dieser Verluste, 
Beschädigungen oder Beraubungen eine Folge des Kriegszustandes 
ist; 

2. auf die Beschädigungen und Teilverluste, die wegen der eigentüm¬ 
lichen Beschaffenheit des Gutes eine Folge der Transportdauer siud, 
sofern das Gut innerhalb der obengenannten Fristen abgoliefert 
worden ist. 

Artikel 4. 

Versicherung. 

Auf Antrag der Versender verzichten die Eisenbahnverwaltungen, ab¬ 
gesehen ,von Fällen höherer Gewalt im Sinne des bürgerlichen Rechtes, dar¬ 
auf, sich auf die-im Artikel 3, Absatz 1, vorgesehene Ilaftungsbefreiung zu 
berufen, wenn eine Versicherungsprämie nach folgenden Sätzen bezahlt wird: 

1. gewöhnliche Postpakete: 5 Cts. für Pakete von 3 kg und 5 kg, 
10 Cts. für Fakete von 10 kg, 

2. Postpakete mit Wertangabe: außer der normalen Gebühr für Wert¬ 
angabe, 10 Cts. bis zu 100 Fr. Wertangabe und 5 Cts. für je an¬ 
gefangene weitere 100 Fr. Wertangabe. 


Artikel 5. 

Zustellung der Reklamationen. 

Die Reklamationen müssen der Eisenbahnverwaltung in der Form uiyl 
innerhalb der Fristen zugestellt werden, die ira Reglement, betreffend dio Postpakete, 
vom 18. Juni 18b2 festgesetzt sind. 

7«»* 
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Artikel 6. 

Durch diese Verordnung betroffene Verwaltungen. 

Die voi stehenden Bestimmungen «s-ind anwendbar auf Postpakete des 
französischen inneren Gebiets, die nur die Staatsbahnen, die Orl&ms-^ P. L. M.-. 
•Süd txa.li n und uie Pariser Ringbahn *owio die übrigen Eisenbahnnetze oder 
Teile derselben berühren, nuf die die vorstehende Regelung durch besondere Ver¬ 
ordnungen für anwendbar erklärt worden ist. 

Boi versicherten oder nichtveisichelten Postpaketen, die unterwegs die 
Strecken anderer als der vorgenannten Eisenbahnnetze berühren, ist für die 
ganze Beförderung das Recht desjenigen Eisenbahnnetzes anwendbar, bei dem 
die Haftung am geringsten ist, es sei denn, daß festgestellt wird, daß der 
Verlust oder die Beschädigung auf einem der im vorigen Absatz genannten 
Netze entstanden ist; in diesem Fall gelten die Ilaftungsvorsehriften, die für 
diese letzteren Eisenbahnnetze festgesetzt sind. 

Im Verkehr mit Corsica, Algerien und dem Ausland sind gewöhnlich© 
Postpakete für die in Frankreich zurückzulegendo Strecke den Vorschriften 
dieser Verordnung, mit Ausnahme des Artikels 4, unterworfen. Das gleiche 
gilt für Pakete mit Wertangabe, wenn die Verwaltung es für möglich hält, 
für gewisse Verbindungen diesen Verkehr wieder zu zulassen. 

Artikel 7. 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1916 i^ Kraft. 

Die Verordnung vom 1. November 1914 tritt auf den im eisten Absatz 
des Artikels 6 genannten Eisenbahnnetzen Jfür die vom 1. August 1915 an 
auftgeführten Transporte außer Kraft. 

Anlage 12. 

Verordnung des Kriegsministers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
vom 11. Februar 1916, betreffend Öffnung der Bahnhöfe an Sonn- und Feier¬ 
tagen! 

(Diese Verordnung trifft Maßnahmen zur Beschleunigung des Güter¬ 
verkehrs, sie gestattet die Öffnung von Bahnhöfen an Sonn- und Feiertagen, 
bestimmt die Ein- und Ausladefristen und gestattet amtliche Zuführung der 
Güter in die Wohnung oder in Lagerhäuser.) 

Anlage 13. 

Verordnung de* Kricgsministcrs und des Ministers der Öffentlichen Arbeiten 

vom 19. Dezember 1916. 

Artikel 1. Vom 1. Januar 1917 ab werden Sendungen des öffent¬ 
lichen Verkehrs vorbehaltlich der von den Linienkommissionen bereits er¬ 
lassenen oder nocli zu erlassenden einschränkenden Bestimmungen bis auf 
weiteres folgenden Einschränkungen unterworfen, von denen nur mit beson¬ 
derer Genehmigung der Kommissionen der berührten Eisenbahnnetze abge- 
wiohen werden darf. 

Eilgutsondunge n. 

Artikel 2. Lumpen, Flüssigkeiten in Fässern, leere Fässer, Apfel¬ 
sinen, Mosläpfel und Fahrzeuge dürfen zur Beförderung als Eilgut nicht an¬ 
genommen werden. 
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Die amtliche Annahme der übrigen Sendungen als Eilgut wird auf täg¬ 
lich eine Sendung von 300 kg von dem gleichen Absender an den gleichen 
Empfänger beschränkt 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf Sendungen lebender 
Tiere in Käfigen oder Körben, auf anderes Obst als Mostäpfel und Apfel¬ 
sinen, auf frisches Gemüse, Butter, Käse, Milch, Eier, Brot, Fleisch, G^e- 
flügel, Fisch und frische Muscheln; leere Verpackungen, die zum Transporte 
der genannten Güter gedient haben, auf Artilleriematerial, Zeitungspapier, 
Zeitungen oder periodische Veröffentlichungen, Druckerschwärze, ferner auf 
die Beförderung von Särgen, endlich auf Rindvieh- oder Pferdesendungen in 
vollen Wagenladungen, vorausgesetzt, daß die gestellten Wagen bis zur 
Höchstladegrenze ausgenutzt werden und die Beladung bei der Absendung 
und Entladung bei Ankunft durch das Publikum erfolgt. 

Frachtgutsendungen. 

Artikel 3. Jeder Wagen, der einem Versender zur Selbstbeladung zur 
Verfügung gestellt wird, muß bis zur Grenze seiner Ladefähigkeit ausgenutzt 
werden, selbst wenn der anzuwendende Tarif eine geringere Ladegrenze 
zuläßt. 

Diese Regel findet auf folgende zwei Fälle keino Anwendung: 

a) auf andere als Schwergüter (mineralische Brennstoffe, Kalk, Zement, 
Oips, Baumaterialien, Steine, Erde, Metallprodukte, Düngemittel), 
wenn das normale Ladegewicht des Wagens mehr als 10 000 kg be¬ 
trägt. ln diesem Fall braucht der Absender nicht mehr als 100C0 kg 
in jeden Wagen zu laden, es sei denn, daß die Tarifbestiminungen 
eine höhere Ladung als 10CC0 kg für den Wagen vorschreiben; 

b) auf lebende Tiere und Güter, deren spezifisches Gewicht oder Eigen¬ 
art die Ladegrenzo des Wagens nicht zu erreichen gestattet, voraus¬ 
gesetzt, daß das Fassungsvermögen des letzteren durch eine geeignete 
Ladung oder Zuladung voll ausgcnutzt ist. 

Die Beladung und Entladung von unverpackten Gütern und Tieren muß 
in allen Fällen durch das Publikum erfolgen. 

Artikel 4. Wenn ein Versender den Vorschriften der Artikel 2 und 
3 nicht nachkommt, wird die Beförderung abgelehnt und der Wagen nötigen¬ 
falls durch die Eisenbahn auf Kosten des Absenders entladen, vorbehaltlich 
der Zahlung d<* durch die allgemeinen Tarifbestimmungen vorgesehenen 
Standgeldes für die ganze Dauer der Inanspruchnahme des Wagens. 


Anlage 14. 

Verordnung des Kriegsminisiers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
vom 3. Mai 1916, betreffend Erhöhung der Lieferfristen im internationalen 

Verkehr. 

Einziger Artikel. Dir iin Artikel 14 des Internationalen übe in 
cinkominens über den Eisenbahnfrachtverkehr vorgesehenen Lieferfristen 
weiden für die gesamte Beförderungsstrecke auf französischem Staatsgebiete 
verlängert ; 

1 für Eilgut 

um 24 Stunden, wenn die französische Befördorungsstreeke weniger als 
300 km beträgt, 

um 48 Stunden, wenn die französische Beförderungsstrecke 300 km oder 
mehr beträgt, 
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für Frachtgut 

a) um zwei Tage, wenn di« französisch« Beförderungsstrecke nicht 
mehr als 150 km beträgt oder für die ersten 150 km einer Sen¬ 
dung, und um einen Tag für je angefangene, die genannten 150 km 
überschreitende 125 km; 

M bei Anwendung von Spozialtarifen zu ermäßigten Preisen und mit 
verlängerten Lieferfristen . (Artikel 14 des Internationalen Über¬ 
einkommens) wird die Verlängerung der durch den Taiif vor¬ 
gesehenen Frist doppelt gerechnet mit einer Mindestdauer von fünf 
Tagen für die Gesamtheit der beiden unter a) und b) genannten 
Lieferf rist Zuschläge. 


Anlag« 15. 

Verordnung vom 10, August 1914, betreffend Unterbrechung der Verjährung. 

(Im Auszuge.) 

Artikel 1. Für di« Dauer der Mobilmachung und bis zum Aufhören 
der Feindseligkeiten werden alle Verjährungs- und Ausschlußfristen in An¬ 
gelegenheiten des Zivil-, Handels- oder Verwaltungsrechts sowie alle Fristen 
für di« Zustellung, Ausführung oder Anfechtung der gerichtlichen oder ver- 
waltungsgerichtlichen Entscheidungen unterbrochen. 

Di« Unterbrechung der Verjährungs- und Ausschlußfristen, findet 
Anwendung auf hypothekarische Eintragungen, auf ihre Erneuerung und 
Umschreibung und allgemein auf alle Rechtshandlungen, die nach dem Ge¬ 
setz innerhalb einer bestimmten Frist ausgeführt werden müssen. 

Artikel 2. Beim Aufhören der Feindseligkeiten wird der Lauf einer 
neuen Frist für die verschiedenen Rechtsmittel vor den ordentlichen und 
Verwaltungsgerichten beginnen, die der gewöhnlichen Frist entspricht. 

Für die übiigen Rechtshandlungen wird vom gleichen Zeitpunkt an 
eine Frist gewährt, die dem am ersten Mobilmacbungstage noch verbleibenden 
Rest der Frist entspricht. 

Eine Verordnung w T ird den Zeitpuukt des Beginns der in den beiden 
vorhergehenden Absätzen genannten Fristen fcstsetzen. 

Artikel 5. Während des gleichen Zeitraums hört die Rechtswirkung 
der Vertragsbestimmungen auf, die einen Rechtsnachteil im Fall der Nicht¬ 
ausführung innerhalb einer bestimmten Frist oder zu einem bestimmten 
Termine vorschreiben, vorausgesetzt, daß diese Verträge vordem 4. August 1914 
abgeschlossen sind. 

Eine Verordnung wird den Zeitpunkt bestimmen, an welchem die ge¬ 
nannten Vertragsbestimmungen ihre. Wirkung wieder erlangen. 


Anlage 16. 

Verordnung des Kriegsministers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
vom 2. März 1916, betreffend Verhinderung einer überfüllnng der Bahnhöfe 

im Operationsgebiet. 

Artikel 1. Wenn für Güter, die auf Bahnhöfen im Operations¬ 
gebiet wegen eines Beförderungshindernisses liegen geblieben sind, die 
durch die allgemeinen Tarifbostinmiungen (Artikel 58 für Eilgut und Ar¬ 
tikel 56 fiir Frachtgut) über 'ie amtliche Zurollung und durch Ar¬ 
tikel lOfi d op Handelsgesetzbuches über die Benennung von Sachver- 
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ständigen, die Feststellung des Zustandes des Gutes oder seines Verkaufs zu¬ 
gunsten der Eisenbahn bis zur Hohe der Tramspoitgebüliren vorgesehenen 
Förmlichkeiten auf der Bestimmungsstation nicht erfüllt werden können, 
sind die Linienkommissionen ermächtigt, auf Kosten des Verfügungsberech¬ 
tigten (Absenders oder Empfängers) die Güter nach einem von ihnen ge¬ 
wählten Bahnhof zurückzusenden, wo die Erfüllung der genannten Förmlich¬ 
keiten möglich ist, es sei denn, daß der Absender die Zurücksendung nach 
einem von ihm bezeichneten Bahnhof vorgeschrieben hat, der außerhalb des 
Operationsgebietes liegen muß. 

Artikel 2. Die Zurücksendung von Amts wegen erfolgt nach Ab¬ 
lauf einer Frist von vier Tagen (Sonn- und Feiertage nicht mitgerechnet), 
deren Lauf am Tage nach der Absendung der Benachrichtigung beginnt, die 
in den genannten Tarifbestimmungen (Artikel 62 für Eicgift und 59 für Fracht¬ 
gut) vorgesehen ist, und die den Absender über die vorstehenden Tatsachen 
unterrichten muß. 

Artikel 3. Der Räumvngstransport findet nach der gVichcn Befördo- 
rungsweiso (als Fracht- oder Eilgut) statt wie der ursprüngliche Transport. 

Der uispriingJiche Transport und der Raumoingstiarsport werden zu¬ 
sammen als eine einzige Beförderung betrachtet, die sich auf die Gesamtstrecke 
zwischen dem Abgangsbahnhof über den ursprünglichen Ankunftsbahnhof bis zu 
dem zu Räumungszwecken ausgewählten Bahnhof erstreckt. Dies gilt für die 
Berechnung der Abfertigungsgebühren, des Quiltungssiempels. der Nebenge¬ 
bühren für Umbchandlung und der eigentlichen Fracht; letztere muß vom An¬ 
fang bis zum Endo der genannten Gesamtbeförderungsstrecke nach den Preisen 
und Bedingungen der allgemeinen Tarife oder der Spezialtarife beieehnet wer¬ 
den. je nach den Bestimmungen der Tarife, deren Anwendung bei der Absendung 
auf dem Abgangsbahnhof im Frachtbrief gefordert worden ist. 

Für Postpakete, die zu Räumungszwecken mit der Eisenbahn befördert 
werden mibsen. wird kein Frachtzuschlag erhoben. 

Artikel 4. Das Gut ist auf dem Bahnhof, nach dein es zu Räumungs¬ 
zwecken geleitet wird, den bestehenden Gesetzen, Verordnungen und Tarifen 
unterworfen. 

Artikel 5. Diese Verordnung tritt am 25. März 1916 in Kraft. 

Sie ist 8 Tage vor diesem Datum zu veröffentlichen und anzuschlagen. 

Dann ist sie dai ernd auf den Bahnhöfen des inneren Gebiets und auf den 
für den öffentlichen Verkehr freigegebenen Bahnhöfen des Operationsgebiete« 
ajizuschlagen. 
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Alt-Griechenland in dem Sinne, wie es bis zum Jahre 1913 begrenzt 
wurde, lialto keine Verbindung mit den Eisenbahnen des übrigen Europa. 
In den Balkankriegen von 1912 und 1913 erwarb es zwar dadurch, daß ihm 
der ehemals türkische Besitz in Mazedonien zugesprochen wurde, auch die 
in Saloniki einmündenden Eisenbahnen, und Neu-Griechenland besaß somit 
von vornherein Schienenstränge, die einen durchgehenden Verkehr mit dem 
übrigen Europa ermöglichten, eine Verbindung zwischen dem alten Haupt¬ 
teil des Landes und dem neu erworbenen Gebiet war aber noch nicht her¬ 
gestellt. Er-t am 22. Mai 1916 wurde eine solche Verbindung geschaffen. 
An diesem Tago wurde die Eisenbahnstrecke Papapuli—Plati der Nord-Süd¬ 
bahn durch den König von Griechenland eröffnet, und damit die von Athen 
nach Norden führende Eisenbahn, die bis dahin bei Papapuli stumpf ge¬ 
endigt hatte, mit den Bahnen Saloniki—Monastir und Saloniki—Üsküb in 
Verbindung gebracht. Damit war der Anschluß von Alt'Griechenland an 
das Eisenbahnnetz von Neu-Griechenland und damit des übrigen Europa 
hergcstellt. 

Griechenland ist in seinem Eisenbahnwesen immer etwas rückständig 
gewesen, und ist es, wenn auch in vermindertem Grade, selbst heute noch. 
Es war eins der letzten Länder Europas, das s : ch mit dem Bau von Eisen¬ 
bahnen befaßt hat; nur seine Nachbarn Rumänien, das 1870, und Serbien, 
das erst 1884 seine erste Eisenbahn baute, sowie Montenegro, dessen ein¬ 
zige Eisenbahn aus dem Jahre 1908 stammt, sind in dieser Beziehung hinter 
ihm zurückgeblieben. Den Vergleich mit den übrigen Balkanländern kann 
es übrigens zurzeit in bezug auf die Dichte seines Eisenbahnnetzes sehr 
wohl auslialten; es nahm nach dem Stande vor den Baikaukriegen unter 
ihnen in dieser Beziehung die zweite Stelle ein. Rumänien mit 2,7 km 
Eisenbahnen auf 100 qkm übertraf es nur um ein Geringes. Der Gesamt- 
durchschnitt für ganz Griechenland betrag 2,r> km auf 100 qkm, und wenn 
man von den Inseln absieht, ergab sich sogar ein Durchschnitt von 2,9 km. 
Demgegenüber wiesen Serbien, Bulgarien und die damalige europäische 
Türkei nur 2,i, 2,n und l.o km Eisenbahnen auf 100 qkm auf. 
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Der Grund, weshalb Griechenland so lange mit dein Bau von Eisen¬ 
bahnen gezögert hat, war teils in dem Darniederliegen von Handel und 
Verkehr, teils in dem damit im Zusammenhang stehenden Fehlen von 
Mitteln für den Eisenbahnbau zu suchen. Anderseits ließ auch die für 
die Seeschiffahrt günstige Gestalt des Landes, namentlich auch der Küste, 
das Bedürfnis nach Eisenbahnen gar nicht in dem Maße aufkommen wie 
in anderen Ländern. Erst 1869 wurde die erste Eisenbahn Griechenlands, 
die 8,6 km lange vollspurige Strecke Athen—Piräus, gebaut, die mittlerweile 
bis in das Innere der Hauptstadt auf 10 km verlängert worden ist und 
schon 1904 den Übergang von dem ursprünglichen Dampfbetrieb zum elek¬ 
trischen Betrieb gemacht hat. Sie ist die ertragreichste Strecke des Landes. 
Die übrigen älteren Eisenbahnen von Alt-Grieclienland sind mit einer klei¬ 
nen Ausnahme in Meterspur angelegt. Sie dienen dem örtlichen Verkehr in 
Peloponnes, in Attika, in Thessalien und in der Gegend von Mi&solonghi. 
Sie machen von den 1574 km Eisenbahnen, die Alt-Griechenland bis zum 
Mai 1916 besaß, mehr als zwei Drittel, nämlich 1136 km aus. Die Nord-Süd¬ 
bahn, auch Transhellenische Bahn genannt, ist dagegen iii Anbetracht des 
Umstandes, daß sie den Anschluß an das Vollspurnetz Europas vermitteln 
soll, in Vollspur und in ihren wesentlichen Merkmalen auch als Hauptbahn 
hergestellt worden. Ihr Oberbau soll allerdings nicht den Anforderungen 
entsprechen, den der schnelle und schwere Verkehr einer Hauptbahn stellen 
muß. Die Nord-Südbahn beginnt im Süden im Piräus, dem bedeutendsten 
Hafen de> Landes, berührt natürlich Athen, weiter Ghimatari, Theben, 
Livadia, Lamia, Demirli und Larissa im Innern des Landes, wendet sicli 
dann nach Papapuli an die Küste des Ägäisehen Meeres und führt an 
dieser entlang bis Plati, wo sie den Anschluss an die von Saloniki aus¬ 
gehenden Eisenbahnen findet. Eho freilich dieser Anschluß erreicht war, hat 
cs geraume Zeit gedauert. Der Plan, ihn herzustellen, ging 1882 von der 
damaligen Regierung Trikupis aus. Nach Vorarbeiten, die lange Jahre in 
Anspruch nahmen und von französischen Beauftragten ausgeführt wurden, 
begann 1890 der Bau mit dem leichtesten Teil,* der Strecke Piräus—Parnes. 
1892 folgte der Beginn der Arbeiten auf der Strecke Lianokladi—Orthys. Die 
ganze Strecke, die zunächst bis zur damaligen Nordgrenze Griechenlands 
geplant war, war mit 70 000 000 Franken veranschlagt. 1889 hatte ein 
Gesetz die Regierung ermächtigt, den Bau, der mit Staatsmitteln, aber durch 
einen Unternehmer ausgeführt werden sollte, auszuschreiben. Hierzu 
sollte eine Anleihe von 80 000 000 Franken aufgenommen werdep. Aus 
dem öffentlichen Wettbewerb ging dio englische Unternehmung Godfrey 
and Liddelow als Sieger hervor. Der Preis sollte 140 000 Franken in 
Gold für 1 km der Hauptstrecke und OOOiiO Franken für die Zweigbahnen 
betragen. Hierfür sollte nicht nur dio Bahn gebaut, sondern auch ihre 
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Ausrüstung mit Betriebsmitteln geliefert werden. Streitigkeiten zwischen 
der Regierung und den Unternehmern, namentlich wegen Einhaltung der 
Fertigstellungsfrist und wegen der Gewührung von Abschlagszahlungen, 
veranlaßten schon 1801 die WLdere'nstellung des Baus, der dann bis 1902 
ruhte. Durch dio Vermittlung des britischen Gesandten wurde allerdings 
eine Verständigung zwischen Regierung und Unternehmern herbeigeführt; 
danach sollte bei den schwebenden und etwaigen weiteren Streitigkeiten 
ein von der deutschen Regierung zu ernennender Sachverständiger als 
Schiedsrichter angerufen werden. Dieses Amt wurde dem kürzlich ver¬ 
storbenen Eiscnbahndirektionsprüsidenten Scliwering übertragen, der s : ch 
in der Folge den Ruf eines Kenners der griechischen Eisenbahnen erworben 
hat. "Wie wenig berechtigt die Forderungen der Unternehmer waren, die 
Anlaß zu den Streitigkeiten gegeben hatten, grht daraus hervor, daß der 
Schiedsrichter ihnen nach eingehenden Erörterungen an Ort und Stelle 
400 000 Franken zubill'gte, während ihre Forderung 3 000000 Franken 
betragen halte. Diese Entscheidung verstimmte die Unternehmer so, daß 
sie die Arbeit einstellten und sogar auf die von ihnen hinterlegte Haftsumme 
von 2 000 000 Franken verzichteten. 

Die wirtschaftliche Lage des griechischen Staates verhinderte zunächst 
dio Wiederaufnahme der Arbeiten. Verhandlungen mit deutschen Banken 
wegen Übernahme des Baus scheiterten, namentlich wegen der Schw'erig- 
keiten, dio dio türkische Regierung wegen des mit einer Fortsetzung des 
Bahnbaus nach Norden zu erreichenden Anschlusses an ihre Bahnen be¬ 
reitete. Endlich kam ein Vertrag mit der bekannten französischen Unter¬ 
nehmung Societö de construct on de Batignollcs zustande, und der Bau 
wurde Anfang des laufenden Jahrhunderts wieder aufgenommen. 

In den folgenden Jahren wurde die Bahn schrittweise in einzelnen 
Teilstrecken von Süden her eröffnet, 1908 wurde die 304 km lauge Strecke 
Piräus—Athen—Demirli in Betrüb genommen, dann folgte die 46 km lange 
Verlängerung bis Larissa, und 1909 wurde die damalige griechische Nord¬ 
grenze erreicht. 

Auch d : esmal ging es nicht ohne Schiedsgericht ab. Die Unter¬ 
nehmung machte eine Nachforderung von 13 000 000 Franken für Mehr¬ 
leistungen gegenüber dem Vertrag geltend. Der wiederum als Schieds¬ 
richter berufene Schwcring billigte ihr aber nur etwa 5 % dieses Be¬ 
trages zu. 

Der ältere Teil der Nord-Südbahn vom Piräus bis zum ehemaligen 
türkisch-griet h'srhen Grenzflus-e Papapuli ist 394 km lang. Dazu kommen 
noch zwei Stichbahnen, die, von Chimatari und Lamia ausgehend, die Ver¬ 
bindung mit den Häfen Chalkis und Styklis herstellen, von 21 und 23 km 
Länge. An Betriebsmitteln standen 1913 für diese Strecke 30 Lokomotiven. 
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56 Personen- und 441 Güterwagen von» 10 t Tragfähigkeit zur Verfügung. 
Im Jahr 1914 waren hierzu noch 25 Güterwagen gekommen, und die durch¬ 
schnittliche Tragfähigkeit war auf 10,* t gestiegen. Es sind also Wagen 
von größerer Traglähigkeit beschafft worden. Die Hauptstrecke überquert 
auf ihrem Wege drei Gebirge: erst kreuzt sie den Parnes, in dem sie sich 
auf 300 m erhebt, fällt dann in die Ebene des ehemaligen Kopais Sees, wo¬ 
bei sie den Asopos-Fluß überschreitet, steigt dann wieder bis auf 400 m 

im Oetha-Gebirge, fällt bis zum Taie des Sperchios-Flusses, den sie über- 

% 

schreitet, und erhebt s ch dann nochmals auf 600 m Höhe im Othrys- 
Gebirge, nach dessen Überschreitung sie sich in der Ebene von Thessalien 
der Küste zuwendet. Der schwierigste Abstieg ist der vom Oetha-Gebirge 
in die Ebene von Lnrola; die schroffen Abhänge der Schlucht, in der sich 
die Eisenbahn hinzieht, werden von tief eingeschnittenen Quertälern durch¬ 
setzt, über die die Eisenbahn ihren Weg nur mit Hilfe von oft schwierigen 
Kunstbauten suchen muß. Bei dieser Linienführung ist es nicht zu ver¬ 
wundern, daß die Bahn-nicht weniger als 54 Tunnel aufwe'ist, und daß 
auch die sonstigen Kunstbauten recht zahlreich sind. Von den schwierigen 
Kunstbauten seien hier nur die drei bedeutendsten Brücken besonders ge¬ 
nannt. Die Asoposbrücke, die insgesamt 180 m lang ist, überschreitet das 
schluchtartige Bett dieses Flusses mit Hilfe eines Bogens von. 80 m Weite, 
dessen Entwurf dadurch erschwert wurde, daß d'e Bahn an der betreffenden 
Stelle in einer Krümmung von 400 m Halbmesser liegt Die Gorgopotamos- 
brücke, die nicht weit von der erstgenannten Brücke gelegen ist, ist 223 m 
lang und besteht aus 7 Öffnungen von je 30 m Spannweite. Die Talbrücke 
van Bralo auf der Abriiegstrecke vom Oetha-Gebirge in die Ebene von 
Lamia endlich ist 330 m lang und besitzt eine Öffnung von 120 m Weite. 
Die von der alten Strecke der Nordsüdbahn durchschnittenen Ebenen Attika, 
Böotien, Phtiotis und Thessalien gehören zu den fruchtbarsten Teilen von 
Griechenland. 

Ebenso wie die erste Teilstrecke der Nord-Südbahn ist auch ihre 
kürzlich fert'ggestellte Verlängerung nach Norden von der Unternehmung 
Batignolles unter Mitwirkung von englisch-französischem Kapital gebaut 
worden. 

Schon vor Beendigung des Bau- der bis zum Papapuli reiqhenden 
Strecke verhandelte die griechische Regierung im Jahre 1906 mit der tür¬ 
kischen wegen des Anschlusses ihrer Eisenbahn an dio Strecke Saloniki— 
Monastir; die Verhandlungen kamen jedoch zu keinem Ziel, weil die Griechen 
aus wirtschaftlichen und Verkehrsgründen die Führung der Strecke ent¬ 
lang der Küste des Golfs von Saloriki wünschten, während die Türken, 
jedenfalls aus militärischen Gründen, eine Verlegung der Strecke weiter 
landeinwärts in angemessener Entfernung von der Küste betrieben, wo 
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sio allerdings gegen einen feindlichen Angriff vom Meere her besser 
geschützt war, dafür aber kostspieliger geworden wäre; diese Linien¬ 
führung hätte außerdem sowohl für den Bau als auch für den Betrieb 
manche Schwierigkeiten bereitet. Nach den Umwälzungen des Jahres 
1908, als die Jungtürken die Oberhand bekamen, nahm die ottomanische 
Regierung eine freundlichere Haltung gegenüber den griechischen Eisen¬ 
bahnplänen ein, es bedurfte aber immer noch des Übergangs des Geländes 
in griechischen Besitz durch die Balkankriege von 1912 und 1913, um 
dio Durchführung des Baus zu ermöglichen. Infolge des Friedens¬ 
schlusses von 1913 wurde Griechenland Herr der von Saloniki aus¬ 
gehenden Bahnen nach Monastir bis Kinali, nach Üsküb bis Goumendje 
und nach Dedeagatsch bis Okdjilar, sowie auch der Verbindungsbahn 
Kara Suli—Kilindir. Dadurch wurde natürlich sein Interesse, den längst 
geplanten Bahnbau endlich durchzusetzen, noch erheblich vergrößert, 
andererseits wurden die Schwierigkeiten, die dem Anschluß an fremde 
Bahnen im Wege standen, beseitigt. Eingehende Vorarbeiten hatten das 
Ergebnis, daß drei Entwürfe, die eine Führung der Strecke im Inneren 
des Landes vorsahen, verworfen und der vierte Entwurf, nach dem die 
Strecke an der Kiisto hinlaufen sollte, angenommen wurde. Es kam schou 
in dem auf den Friedensschluß folgenden Jahre — 1914 — zum Abschluß 
eines Vertrags zwischen der griechischen Regierung und dem Unter¬ 
nehmer des Bahnbaus. Dio Nord-Südbahn sollte auf Grund dieses Ver¬ 
trags bis Plati an der Strecke Saloniki—Monastir verlängert werden. 
Die Einmündungsstelle liegt etwa 36 km von Saloniki entfernt. Außer¬ 
dem wurde der Bau einer 3,o km langen Verbindungstrecke zwischen 
den Eisenbahnen Saloniki—Monastir und Saloniki—Üsküb vorgesehen, 
die vom Ostende def Wardar-Brücke der erstgenannten Bahn ausgehend 
bei Topsin in die andere Strecke einmünden und so angelegt werden 
sollte, daß dio aus Griechenland kommenden Züge, ohne Saloniki zu be¬ 
rühren, auf die nach Norden und damit in das Innere von Europa führende 
Strecke üsküb—Xiseh—Belgrad übergehen können. Der dadurch aus- 
geschaltote Umweg beträgt etwa 40 km. 

Für die Bauzeit der 90 km langen Xeubaustreckc waren IV* Jahre 
vorgesehen; die Arbeiten wurden auch zunächst so tatkräftig in Angriff 
genommen, daß diese Frist hätte eingehalten werden können, wenn nicht 
der Krieg ausgebrochen wäre. Der größte Teil der Baustoffe, sowie 
auch die Betriebsmittel waren in Frankreich bestellt und wurden in den 
Fabriken angefertigt, die alsbald von den in Nordfrankreich eindringen¬ 
den Deutschen besetzt wurden; die Mobilmachung in allen Ländern entzog 
dem Bahnhau die Arbeitskräfte, deren er bedurfte; dio Störung des See¬ 
verkehrs verhinderte dio Zufuhr der Baustoffe, die von den sonstigen 
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Hindernissen für ihre Lieferung nicht betroffen wurden. Um diesen 
Hindernissen zu begegnen, nahm sich die griechische Regierung, wahr¬ 
scheinlich angetrieben von der Entente, die dadurch die Möglichkeit des 
Eingreifens von Griechenland in den Weltkrieg fördern wollte, des Bahn¬ 
baus tatkräftig an und bestellte selbst, obgleich der Bau doch einem 
Unternehmer übertragen war,, alles nötige, namentlich Schienen, 
Schwellen und einen Teil der Brücken in Amerika, Bei einem anderen 
Teil der Brücken wurden die eisernen Überbauten zunächst durch einst¬ 
weilige Tragwerke aus Holz ersetzt. Der Grund für das tatkräftige 
Einschreiten der griechischen Regierung, die sich im übrigen nicht 
durch diese Eigenschaft ausgezeichnet hat, war jedenfalls die Erkenntnis 
der großen militärischen Bedeutung der Nord-Südbahn. Hatte doch der 
alte, bis Papapuli reichende Teil bei der Mobilmachung für die Balkan- 
kriege von 1912 und 1913 sehr wesentlich zum schnellen Aufmarsch der 
griechischen Truppen beigetragen und den Nachschub erleichtert. Jetzt, 
d. h. im Jahre 1914, war eine Bahnverbindung des alten Griechenland 
mit S^joniki und seinem Hinterland noch von weit höherer Bedeutung, 
weil dieses Gebiet mittlerweile in griechischen Besitz übergegangen war. 
Der Bau war erst 4 Monate vor Ausbruch des Krieges in Angriff ge¬ 
nommen worden, befand sich also, als die erwähnten, seiner Fortsetzung 
entgegenstehenden »Schwierigkeiten auftraten, noch in den Anfängen: 
gleichwohl gelang es, ihn so fortzusetzen, daß die vertragsmäßige Bauzeit 
nur um etwa 5 % Monate überschritten wurde. 

Für den Entwurf der »Strecke Papapuli—Plati waren die Grund¬ 
lagen maßgebend, die auch für den älteren Teil der Nord-Südbahn gegolten 
hatten: Als Mindesthalbmesser der Krümmungen "wurde 300 in fest¬ 
gehalten, als Höchstmaß der »Steigungen 1: 50. Diese äußersten Werte 
brauchten aber nur selten an gewendet zu werden. An beachtenswerten 
Bauwerken sei zunächst der Tunnel von Platamona genannt, der einen 
von einer alten venetianisehen Festung bekrönten Lnndvorsprung am 
Eingang des Golfs von Saloniki durchdringt, ferner die Brücken zur 
Überschreitung des sumpfigen Mündungsgebietes der vom Olympgebirge 
herabkommenden Flüsse Mavrolougo, Mavroneri und Psari, die wild- 
bachartigo Eigenschaften haben und daher schwer zu überbrücken ge¬ 
wesen sein mögen, endlich die Brücke über den Aliakmon oder Vitritsa. 
Für die drei Öffnungen der letzteren mit 150 m W T eite war eiserner Über¬ 
bau vorgesehen; da er nicht beschafft werden konnte, "wurde einstweilen 
eine Holzbrücke gebaut. Ihr Ersatz durch das endgültige Bauwerk ohne 
Störung des Betriebes wird keine ganz leiclito Aufgabe sein. Ähnliche 
Schwierigkeiten waren übrigens auch bei der alten Strecke der Nord- 
Südbahn zu überwinden gewesen: hier mußten das südliche Landwider- 
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lager der schon erwähnten Gorgopotomosbriicke und der benachbarte 
Zwischenpfeiler zunächst einstweilig hergestellt werden, und die end¬ 
gültigen Brückenlager mußten später mit vieler Mühe untergebaut 
werden. Nördlich jener Brücke lagen nämlich 28 Tunnel und 13 Brücken 
von mehr als 15 m Weite. Wäre die den Zugang zu ihnen bildende 
Brücke nicht benutzbar gewesen, so hätten die Baustoffe für diese Bau¬ 
werke nicht herangeschafft werden können, und der Bau wäre sehr er¬ 
heblich verzögert worden. 

Die Gründungsarbeiten für die Aliakmon-Briicke hatten sehr unter 
dem Hochwasser dieses Flusses zu leiden, das zuweilen in wenigen 
Stunden ein Steigen des Flußspicgels um 3 bis 4 m mit sich bringt. Die 
Flußsohle besteht übrigens aus Triebsand, unter dem sich erst in erheb¬ 
licher Tiefe tragfähiger Baugrund findet. Ungeachtet dieser Schwierigkeiten 
ist es gelungen, die Brücke in offener Baugrube zwischen eisernen 
Spundwänden zu gründen. Ähnlich lagen auch die Verhältnisse bei der 
Mavroneri-Brüekc, die 71,43 m Weite hat. 

Daß Griechenland erst so spät angefangen hat, Eisenbahnen zu 
bauen, hatte seinen Grund, wie schon erwähnt, zum großen Teil im 
Wettbewerb des Seewegs. Wenn die Beförderung von 1 t Getreide von 
Volo nach Piräus zur See ö.Franken kostete, so war durch diesen billigen 
Preis die Beförderung zu Lande ausgeschlossen. Auch technische 
Gründe begünstigten die Schiffahrt gegenüber dem Landverkehr: die tief 
eingeschuiüenen Meerbusen bildeten günstige Häfen, während der Ver¬ 
kehr zu Lande durch die hohen Gebirge, die er überschreiten muß, be¬ 
hindert wird. Bei dem Unterschied zwischen den Schiffs- und den Eisen¬ 
bahn frachtsätzen wird auch nach Eröffnung der Eisenbahn noch 
mancherlei Gut den Seeweg vorziehen. 

Dio Bedeutung der Nord-Südbahn für den griechischen Binnengüter- 
. verkehr ist also nur gering, wichtiger ist sie für den Personenverkehr, 
der immer mehr als jener mit der Zeit rechnen muß; die Abkürzung der 
Reisedauer durch die Eisenbahn gegenüber dem Seeweg ist sehr be¬ 
deutend. Während mit dem Schiff z. B. die Ileise von Saloniki noch Volo 
und C'halkis ungefähr 10 Slunden erfordert, dauert s ! e mit der Eisenbahn 
nur etwa 12 Stunden. Dio wesentliche Bedeutung der Nord-Südbahn liegt 
aber, abgesehen von ihrem militärischen Wert, darin, daß sie, wie schon 
wiederholt erwähnt, Griechenland und namentlich seine älteren südlichen 
Teile aus ihrer abgeschnittenen Lage befreit und das Eisenbahnnetz 
jener Gegenden mit. dem des übrigen Europa in Verbindung bringt. Der 
Abschluß Griechenlands nach Norden dadurch, daß seine einzige voll* 
spurigo Eisenbahn stumpf endigte, wurde um so bitterer empfunden, als 
der Schwerpunkt Griechenlands durch den FViedenschlnß nach dem 
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Balkankrieg 1913 nach Norden gewandert ist. Griechenland war in der 
Gestalt, in der es ans dem Befreiungskrieg von 1830 hervorgegangen 
war, geradezu als ein Inselreich zu bezeichnen. Durch die Angliederung 
• von Thessalien und eines Teils des Peloponnes trat 1881 eine gewisse 
Verschiebung in dieser Beziehung ein, weit größer war aber der Schritt, 
der in dieser Richtung durch den Erwerb der großen Flächen türkischen 
Gebiets im Jahre 1913 gemacht wurde. Zwei Drittel von Griechenland 
mit etwa 80 000 qkm gehören jetzt zum europäischen Festland, während 
nur etwa ein Drittel den Teil bildet, der inselartige Eigenschaften besitzt. 
In richtiger Erkenntnis der Bedeutung der Nord-Südbahn für die Ver¬ 
bindung der alten und neuen Teile Griechenlands untereinander, die 
früher nur zu Wasser bestand, und für ihren Anschluß an das übrige 
Europa wurde denn auch die Eröffnung der neuen Eisenbahn mit großer 
Feierlichkeit vollzogen. Die Schlußstelle befand sich in der Nähe des 
Bahnhofs Livanovo, etwa 15 km südlich von Plati. Die letzten Gleisteile 
wurden von Soldaten vorgestreckt, und der König und der Kronprinz 
schraubten die letzten Schwellenschrauben ein. Ein Sonderzug, der den 
König und die Festteilnehmer herangebracht hatte, fuhr dann über die 
Schlußricllo hinweg, zunächst nach Livanovo, wo ein Festmahl stattfand, 
und dann über die Endstrecke nach Plati. 

Den Betrieb der neuen Eisenbahnstrecke hat die Gesellschaft der 
Hellenischen Eisenbahnen (Societö des chemins de fer hell6niques) über¬ 
nommen, ein französisches, mit der Unterstützung durch englisches Ka¬ 
pital gegründetes Unternehmen, das schon seit 1909 die Stammstrecken 
betreibt. Es hatte sich auch verpflichtet, bis zur Eröffnung der durch¬ 
gehenden Eisenbahnverbindung einen Dampferverkehr mit Saloniki ein¬ 
zurichten, scheint aber dieser Verpflichtung nicht nachgekommen zu 
sein. Dem alten Betriebsvertrag lag die Hauptbestimmung zu Grunde, 
daß bei Betriebseinnahmen von mehr als GOOO Franken auf 1 km der Staat 
35 % des Überschusses, bei Betriebseinnahmen von mehr als 18 000 
Franken der Staat 50 % des Überschusses erhält. In den Jahren 1913 
und 1914, den letzten, über die statistische Angaben vorliegen, betrugen 
dio Einnahmen 3,25 und 3,cs Millionen, die Ausgaben 2,75 und 3,3S Millionen 
Franken, dio Überschüsse mithin 0,5 und 0,25 Millionen. Die an den Staat 
abzuführenden Beträge waren nur gering; sie betrugen einschließlich 
der Steuern und sonstigen Abgaben nur rd. 330 000 und 310 000 Franlten. 
Der Reiseverkehr hatte bei G88 784 und 623 762 Reisenden 1948 037 und 
2 009 935 Franken eingebracht; dio Zahl der Reisenden hat also auch hier 
im ersten Jahr des Weltkriegs wie auf allen europäischen Eisenbahnen 
abgenommen, sio müssen aber längere Strecken als vorher zurückgelegt 
haben. Die Menge der beförderten Güter hat von 1913 zu 1914 erheblich 
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zugenoimnen, sie betrug 1913 71111 t Fracht- und 3 075 t Eilgüter, 1914 
92 282 t Fracht- und 3 462 t Eilgüter, die zusammen 1101153 und 1351720 
Franken einbrachten. Die Betriebszahl war von 84, 86 im Jahr 1913 auf 
die außerordentliche Höhe von 93,io im Jahr 1914 gestiegen. In diesen 
Zahlen wird sich übrigens weniger der Ausbruch des Weltkriegs, an 
dem ja Griechenland damals noch in keiner Weise beteiligt war, als 
vielmehr das Endo der letzten Balkankriege widerspiegeln. 

Neben der genannten Ge-ellsehaft ist am Betrieb der neuen Strecke 
die Internationale Sehlaiwagengesellschaft insofern beteiligt, als sie 
durch einen Vertrag die Verpflichtung übernommen hat, auf ihre Kosten 
die Schlaf-, Speise- und Salonwagen für die durchgehenden Züge zu stel¬ 
len, die auf der Nordsüdbahn verkehren, sollen. Neben einer täglichen Ver¬ 
bindung mit Schlaf- und Speisewagen zwischen dem Piräus und der ser¬ 
bischen Grenze mit Fortsetzung über Belgrad nach Wien ist zunächst auch 
ein täglicher Speisewagenverkehr Piräus-Saloniki in Aussicht genommen. 
Zu den Verpflichtungen der Schlafwagengesellschaft gehört auch die Ein¬ 
richtung eines Reisebureaus in Athen und die Durchführung der Werbe¬ 
arbeit, um der neuen Eisenbahn Verkehr zuzuführen; letztere soll sich na 
luentlieh auch auf Amerika erstrecken. In Frankreich bringt man neuerdings 
dem Verkehr mit Griechenland lebhaftes Interesse entgegen, und man plant 
dort einen ganz Europa durchquerenden Durchgangsverkehr zwischen 
Paris und damit auch London einerseits und dem Piräus andrerseits, na¬ 
türlich ans politischen Gründen unter einer solchen Führung der Züge, 
daß das Gebiet der Mittelmächte von ihnen nicht berührt wird. Die neue 
Verbindung muß sich dalier mit Eisenbahnstrecken behelfen, die auf er 
lieblichen Teilen zu einem solchen durchgehenden Verkehr bei weitem 
nicht so geeignet sind, wie es z. B. die sein würden, die vor dem 
Krieg vom Orirnt-Exprel» und im Krieg vom Balkanzug benutzt- worden 
sind und die auf einem großen Teil des Weges auch die gegebene Bahn 
für dio Verbindung Westeuropas mit Athen sein würden. Der kürzeste 
Weg von Paris nach Athen führt zurzeit über Beifort, Bern, durch den 
liötselibcrg- und den Simplontunnel nach Mailand, weiter über Mestre, also 
in der Nähe von Venedig vorbei, über Triest, Fiume, Agram, Belgrad, Nisch. 
Osküb nach Topsin, und von da über dio griechische Nord-Südbahn. Aber 
schon dio Berührung der dcutschsprechcndeu Schweiz bedeutet für die 
üucnblii kliclie Stimmung in Frankreich eine zu weit gehende Annäherung 
an Deutschland, und man will daher den Akropolis-Expreß — unter 
diesem Stichwort werden die Vorbereitungen für die neue Fernverbindung 
betrieben, — nicht auf diesem Wege, sondern über den Mont Cenis-Tunnel 
nach Mailand leiten, obgleich dadurch sein' Weg um 122 km und mithin 
«seine Fahrzeit sicher um 2 Stunden verlängert wird. Auch sonst ist die 
beabsichtigte Linienführung des Akropolis-Expreß als verunglückt zu be- 
ze : chnen. Der Weg für eine solche Verbindung ist durch den ehemaligen 
Orient-Expreß vorgezeichnet, der Paris und Konstantinopel auf dem Wege 
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über München, Salzburg, Wien, Budapest, Belgrad, Niscb, Sofia, Phi- 
lippopel verband. Er war einerseits im wesentlichen im Flachlande ge¬ 
führt, während die neue Ostwestverbindung schon im Mont Cenis-Tunnel 
eine Höhe vop 1296 m überschreiten müßte, und selbst wenn die bessere 
Verbindung über den Lötscbberg und Simplon gewählt würde, immer noch 
die erheblichen Höhen von 1244 m und 705 m zu tiberwinden haben würde, 
sowie auch beim Eintritt in die Balkanhalbinsel noch schwer zu befah¬ 
rende Gebirgstrecken vorfindet. Auch der bauliche Zustand der alten 
Orientexpreßstrecke erlaubt ein viel schnelleres Fahren, als die von den 
JFranzosen für die neue Verbindung ins Auge gefaßten Eisenbahnen. Na¬ 
mentlich müßte auch der Oberbau auf der alten Strecke der griechischen 
Nord-Südbahn erheblich verstärkt werden, ehe ihr ein so schwerer und 
schneller Verkehr zugemutet werden könnte. Weib im Zusammenhang 
mit dem Akropolis-Expreß ein neuer Orientexpreß, der in Nisch von der 
Akropolisstrecke abzweigend sich dort nach Osten wenden müßte, einge¬ 
richtet werden soll, so dürfte es wohl richtiger sein, lieber die alte Orient¬ 
strecke beizubehalten und von ihr in Nisch nach Süden abzweigend den für 
Athen bestimmten Teil des Zuges auf die neue Verbindungsbahn abzu¬ 
lenken. 

Die augenblicklichen politischen Verhältnisse sind leider derart, daß 
die Hinneigung Griechenlands zu den Westmächten auf Kosten derjenigen 
zu den Mittelmächten vergrößert und seine Verkehrsbeziehungen zu jenen 
gefördert werden. Frankreich hatte von jeher enge Beziehungen zu Grie¬ 
chenland, was auf die bequeme Seeverbindung zwischen beiden Ländern durch 
das Mittelländische Meer zurückzuführen ist. In den letzten Jahren vor dem 
Kriege näherte es sich mehr der mitteleuropäischen Staatengruppe, und diese 
Annäherung wäre durch den Anschluß an das europäische Eisenbahnnetz 
wesentlich gefördert worden, wenn nicht der Weltkrieg dazwischen ge¬ 
kommen wäre. In bezug auf die Lieferung von öl und Wein nach Deutsch¬ 
land hätte Griechenland an die Stelle von Italien treten können; schon vor 
dem Balkankrieg stand Deutschland an erster Stelle unter den Abnehmern 
dieser Erzeugnisse. Seine Einfuhr aus Griechenland hatte einen Wert von 
10 000 000 M jährlich, fast ebensoviel wie die von Österreich-Ungarn, 
das in dieser Beziehung nur von England übertroffen wurde. In bezug auf 
die Einfuhr stand Deutschland an vierter Stellt; hier ging ihm außer Eng¬ 
land und Österreich wie bei der Ausfuhr auch noch Rumänien mit seiner 
Getreideeinfuhr voran. 

Die Bedeutung der Nord-Südbahn erschöpft sich nicht in ihrer Eigen¬ 
schaft als Verbindungsglied Griechenlands mit dem übrigen Europa, sie bil¬ 
det vielmehr ein beachtenswertes Glied in dem Verkehrsweg zwischen West- 
und Mitteleuropa und dem fernen Osten und besitzt in dieser Beziehung er¬ 
hebliche Entwicklungsmöglichkeiten. Der Gedanke, den Piräus zum 
Ostende einer von Westeuropa ausgehenden Durchgangsverbindung zu 
machen, hat an sich Berechtigung, namentlich mit Rücksicht auf die Ver- 
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bindung mit Ägypten und mit Indien, auf die aus begreiflichen Gründen 
von England aus immer besonderer Wert gelegt worden ist. Der Weg, 
den dabei die Schiffe um Spanien herum zurücklegen müssen, ist einerseits 
zeitraubend und führt anderseits durch den Golf von Biscaya, der durch 
seine rauhen Stürme berüchtigt ist Deshalb wird ja auch schon dieser 
Teil der Reise von der Post und von vielen Re'senden durch die Benutzung 
des Landwegs, mindestens bis Genua, meist aber bis Brindisi umgangen 
und die Seereise erst hier angetreten. Durch den Anschluß des Piräus 
an eine europäische Schnellverbindung würde der Anfang der Seereise noch 
weiter nach Osten verlegt werden, und die Kürzung der Seestrecke wird 
wegen der damit für viele Reisenden verbundenen Unbequemlichkeiten und 
wegen der gegenüber-der Benutzung der Eisenbahn erhöhten Gefahr 
immer da3 Ziel sein^ nach dem bei Verbesserung einer aus See- und 
Landstrecken zusammengesetzten Reiseverbindung gestrebt werden muß. 
Auch Saloniki käme als Ausgangspunkt für die Seereise nach dem fernen 
Osten in Frage, doch wäre der Umweg für die Dampfer, die trotz des 
Überlandwegs nicht etwa dort endigen, sondern die ganze Seestrecke 
zurücklegen müßten, über Saloniki zu groß. Die überfahrt von Saloniki 
nach Port Said würde immer noch 69 Stunden dauern, während vom 
Piräus bis Port Said nur 57 Stunden zur See zuzubringen sein würden, 
also ein voller halber Tag weniger. Gegenüber Brindisi mit 87 Stunden 
überfahrtzcit würde die Verkürzung der Seereise durch die Benutzung des 
Piräus, der 400 km näher an Port Said liegt, sogar erheblich mehr als einen 
Tag bedeuten. In bezug au! die gesamte zurückzulegende Entfernung ist 
freilich die Verbindung über Brindisi für England und Frankreich den bei¬ 
den anderen Wettbewerblinicn erheblich überlegen. Die Entfernung London- 
Dover-Calais Brindisi beträgt einschließlich der 40 km Seereise von Dover 
nach Calais 2 340 km, die Entfernung zur See von Brindisi bis Port Said 
1741 km, die Gesamtentfernung also 4081 km. Von London bis Saloniki 
sind 3176 km, von Saloniki nach Port Said 1389 km zurückzulegen, zu¬ 
sammen also 4565 km. Uber den Piräus beträgt die Gesamtentfernung 
sogar 4930 km, nämlich 3782 km von London bis zum Piräus und 1148 von 
dort bis Port Said. Rechnet man für die Landstrecken eine Reisegeschwin¬ 
digkeit von 50 km, für die Seestrecken dagegen von 20 km in der Stunde, 
6o erg bt sich für alle drei Wege eine Reisezeit von London bis Port Said 
von 131 bis 135 Stunden. Soweit für Güter überhaupt die Wahl zwischen 
Land- und Seeweg in Frage kommt, werden die aus England und Frank¬ 
rech herrührenden also, da der Landweg keine Abkürzung der Beförde¬ 
rungsdauer mit sich bringt, aber zum Umladen zwingt und wohl auch für 
die meisten Güter zu teuer sein wird, von dem Landweg keinen Gebrauch 
machen, während die Reisenden, für die andere Gesichtspunkte maßgebend 
sind, wohl in vielen Fällen den Landweg vorziehen werden. Dies wird 
namentlich auch für aus Deutschland, Österreich und Ungarn kommende 
Reisende gelten, für die der Weg nach und über Griechenland gegenüber 
den alten Reisewegen durch die neue Verbindung beträchtlich verbessert 
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worden ist. Die Reise von Berlin nach Athen dauerte vor dem Kriege auf 
dem kürzesten Wege Uber Brindisi und Patras 90 Stunden, wovon 50 Stunden 
auf die Strecke Berlin—Brindisi, 30 Stunden auf die Überfahrt nach Patras 
und 10 Stunden auf die Eisenbahnfahrt von Patras nach Athen entfielen. Wenn 
der Verkehr über die Nordsüdbahn und von ihr ausgehend mit Mitteleuropa 
so eingerichtet sein wird, wie es die nunmehr geschaffene technische Mög¬ 
lichkeit erlaubt, kann die Fahrt Berlin-Athen in etwa 60 Stunden zurück- 
gelegt werden. Bei Bewertung dieser Verkürzung muß noch besonders 
beachtet werden, daß bei ihr die Seefahrt wegfällt und die Möglichkeit der 
Einstellung durchgehender Wagen geboten ist. Verhältnismäßig noch 
größer ist die Verkürzung der Reise von Wien und Budapest 

Einer,der Hauptzwecke, der mit dem Ban der Nord-Sttdbahn verfolgt 
wurde, war, Griechenland dem Fremdenverkehr zu eröffnen und einen Teil 
des Reisestroms, der sich vor dem Kriege nach Italien ergoß, nach Griechen¬ 
land abzulenken. In bezug auf landschaftliche Schönheiten und geschicht¬ 
liche Erinnerungen dürfte Griechenland gegen Italien kaum zurückstehen, 
und diese Gesichtspunkte könnten, wenn gute Reiseverbindungen geschaffen 
würden. Fremde wohl anlocken. Freilich müßte dann noch viel geschehen, 
um den Reisenden eine bessere Unterkunft im Lande zu bieten. Die griechi¬ 
schen Gasthöfe Jassen sehr zu wünschen übrig; in manchen Gegenden muß 
der Reisende sein Bett mit sich führen, und es wird erheblicher Neuerungen 
bedürfen, um die Möglichkeiten, die die Nord-Südbahn und die durch sie 
geschaffene Verbindung mit Mittel- und Westeuropa bietet, voll ausnutzen 
zu können. 

Von den Vorteilen, die die neue Verbindung Griechenlands mit dem 
übrigen Europa bietet, wird freilich Deutschland nur wenig zugute, kommen. 
Bei der in England und Frankreich herrschenden feindseligen Stimmung 
gegen die Mittelmächte wird man dort sicher nichts unversucht lassen, um 
den‘Verkehr von Nordwest-Europa nach dem nahen und fernen Osten 
von den Ländern der Mittelmächte abzulenken; ob diese Bestrebungen Erfolg 
haben werden, läßt sich heute nicht Voraussagen. Das Verkehrswesen von 
Europa ist durch den Krieg so gründlich in Unordnung geraten, daß es 
geraumer Zeit und erheblicher Anstrengungen auf allen Seiten bedürfen 
wird, um es wieder in den alten gewohnten Gang zu bringen oder ihm 
neue Bahnen anzuweisen, in denen sich ein dem Bedürfnis entsprechender 
Verkehr entwickeln kann. Hierbei wird der Verkehr sich sicher se : n Recht 
nach dem tatsächlich vorhandenen Bedürfnis erzwingen, und Stimmungen 
wie die bestehende Abneigung Frankreichs, mit Deutschland auf friedl ehern 
Gebiet in Berührung zu treten, werden dabei nur eine geringe Rolle spielen. 

Die durch die Nord-Südbahn zustandegekommene ist nicht die einzige 
Verbindung Griechenlands mit dem übrigen Europa, die vor dem Welt¬ 
kriege geplant war. Es bestanden vielmehr noch drei andere Planungen, 
die das gleiche Ziel verfolgten, und außerdem den Verkehr der neu erwor¬ 
benen Gebiete heben sollten. Die eine zu diesem Zweck in Aussicht ge 
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nommene Eisenbahn* sollte von Larissa ausgehen, über Elassona, Servis 
und Kozani führen und in Monastir oder Veles den Anschluß an d'e be¬ 
stehenden Eisenbahnen erreichen; sie würde ganz Mazedonien erschließen. 
Eine zweite Strecke sollte in Kalabuka beginnen, also mit dem thessalischen 
Eisenbahnnetz in Verbindung stehen, über Grevena und Kastoria führen, 
schließlich ebenso wie die erste über Florina serbisches Gebiet erreichen; 
sie würde also das westliche Mazedonien von Süden nach Norden durch¬ 
schnitten haben und die angrenzenden Gebiete von Epirus erschließen 
Die dritte Verbindung, die zur Erwägung stand, war die wichtigste: sie 
sollte von Grevena ausgehen und über Yanina-Santa-Quaranta, also damit 
das Adriatische Meer erreichen. Diese Strecke würde zweifellos zu einer 
rückwärtigen Verlängerung über Kozani oder Servia nach Verria an der 
Eisenbahn Saloniki—Monastir Anlaß geben, so daß eine Querverbindung 
zwischen dem Adriatischen und dem Ägäischen Meere zustande käme. 
Sie würde für den Verkehr Griechenlands mit dem Auslande, namentlich 
mit Westeuropa, von erheblicher Bedeutung sein. Die 2425 km lange Reise 
von Paris nach dem Piräus könnte über Brindisi—Santa Quaranta—Yanina- 
Kalabuka in etwa 55 Stunden zurückgelegt werden, wovon 6A Stunden 
auf die Überfahrt von Brindisi nach Santa Quaranta fallen würden; 
gegenüber dem Weg über Brindisi—Patras, auf dem die Reise etwa 90 Stun¬ 
den dauert, würde also rund ein voller Tag gespart, und auch gegenüber 
dem Weg über Wien würde die Verkürzung der Reisezeit noch etwa 
10 Stunden betragen. 

Neben diesen Fernverbindungen macht der Erwerb der neuen Gebiete 
noch eine Anzahl von Bahnbauten von örtlicher Bedeutung nötig. Die 
Pläne, die sich auf sie und auf die Durchgangsstrecken beziehen,»sind 
durch den Krieg natürlich arg gestört worden. Obgleich Griechenland 
sich schließlich der siegreichen Seite angeschlossen hat, wird es doch vor¬ 
aussichtlich noch einige Zeit dauern« ehe die wirtschaftlichen Verhältnisse 
wieder so günstig werden, daß an umfassende Neubauten gedacht werden 
kann, zumal wenn von diesen, wie im vorliegenden Falle, kein alsbaldiger, 
unmittelbarer Nutzen, sondern nur eine Entwicklung von Verkehr in bisher 
verkehrsarmen Gegenden und damit erst ein mittelbarer Vorteil, und auch 
dieser erst in einer ferneren Zukunft, erwartet werden kann. 

Wemekke. 
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Das Eisenbahnwesen in Bosnien und der Herzegowina 1 ). 

Von 

Dr. jur. Friedrich Lange, Referendar. 


Mit einer Karte. 


Die vorliegende Arbeit ist zu Michaelis 1918 beendet worden. Dieser 
Zeitpunkt sollte in noch ganz anderer Weise, als sich damals übersehen 
ließ, der Abschluß eines ganzen Zeitalters für den Gegenstand unserer Bo* 
trachtung werden. Glaubten wir damals, daß der Herbst 1918 die lang¬ 
ersehnte und umkämpfte Verknüpfung der bosnischen Bahnlinien unter¬ 
einander und mit den Hauptorten Dalmatiens bringen würde, so hatte er 
statt ihrer eine völlige politische Umwälzung im Gefolge, die eine wirt¬ 
schaftliche sehr bald nach sich ziehen wird. 

Österreich und Ungarn sind inzwischen zusammengebrochen, Bosnien 
hat sich dem Staate der Serben, Kroaten und Slowenen angeschlossen. 
Unsere Untersuchung, die nur einen Ausschnitt des bosnischen Eisenbahn¬ 
wesens bieten sollte, ist somit zugleich zu einer nach volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten wohl ziemlich vollständigen Beschreibung geworden. Wir 
wollten mit wissenschaftlicher Objektivität den Grundsätzen nachgehen, 
die das Eisenbahnwesen zum Schaden der wirtschaftlichen Entwicklung 
des Landes beherrschten, wenn wir auch hofften, daß Männer der Praxis 
aus unseren Ergebnissen die Nutzanwendung zögen, bevor die schon da¬ 
mals unhaltbar gewordenen Zustände im Lande zur Katastrophe führten. 
Allein es war bereits zu spät. Die besprochenen verhängnisvollen Grund¬ 
sätze, die aus dem Verkehrswesen ein Werkzeug verärgernder Interessen¬ 
politik gemacht hatten, führten selbst so heftige Gegner wie die Kroaten 

*) Der Aufsatz ist ein Auszug aus einer von der s l a a t s wissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Freiburg (Breisgau) angenommenen Dissertation. Die voll¬ 
ständige Arbeit wird demnächst im Verlag von Julius Springer, Berlin, erscheinen. 
VgL auch Archiv für Eis. 1919, S. 118. 
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und Serben zusammen, und die Machthaber, de um ihrer Lieblings¬ 
schöpfung Fiume willen Bosnien gehemmt hatten, verloren dieses Land 
und Fiume dazu. Dennoch glauben wir nicht, daß auch für unsere Arbeit 
das „Zu spät“ der Politik gilt. Um so reiner kommt jetzt ihre wissen¬ 
schaftliche Eigenart zum Ausdruck. Auch dürften die meisten der im 
Schluß gegebenen Ausblicke ihre Berechtigung behalten. Und endlich 
gewinnt unsere Arbeit dadurch an Bedeutung, daß die Umwälzungen nun¬ 
mehr sinnfällig offenbart haben, wie wichtig die subjektiv ver¬ 
kehrspolitischen Zwecke für die Entwicklung eines Landes 
werden können. 


Einleitung. 

Bosnien und die Herzegowina: 

Land, Bevölkerung, politische Verhältnisse. 

Bosnien und die Herzegowina bilden ein ziemlich regelmäßiges, 
gleichseitiges Dreieck, das im Norden begrenzt wird von der Save oder 
Sau, im Südwesten durch die Dinarischen Alpen, im Osten durch die 
Drina und weniger scharf umrissene Gebirgsmassen. Beide Länder haben 
zusammen einen Flächeninhalt von 51110 qkm, sind demnach etwas größer 
als Livland. 1 ) Die Herzegowina stellt eine Kessellandschaft dar, Bosnien 
ein ausgesprochenes Stufenland mit Gebirgszügen, die von Nordwest nach 
Südost gerichtet sind, und in dem sich zwei klimatische und dement- 
sprechend Kulturzonen unterscheiden lassen: der fruchtbare entwick¬ 
lungsfähige Nordosten und der verkarstete Südwesten. Nur ganz un¬ 
bedeutende Ebenen finden sich an der Save, Una und Bosna, dagegen 
gibt es einen großen Reichtum an Gewässern. Die nach Norden gerich¬ 
teten Flüsse Una, Sana, Vrbas, Bosna und Drina streben der Save zu 
und sind mit Ausnahme der Drina für den Verkehr als natürliche Ein¬ 
bruchslinien von Norden her bedeutsam. Dagegen sind die Grenzgebirge 
im Südostcn und die bis zu 2000 m ansteigenden Dinarischen Alpen ganz 
unwegsam. Dieser Wall sowie der Aufbau Bosniens aus gebirgigen 
Längszonen bereitet dem Verkehr von der Küste ins Innere und weiter 
zum Donaubecken schwere Hindernisse. Um so wertvoller ist, daß 
wenigstens eine leidliche Querverbindung dadurch besteht, daß die 
Narenta (Neretva) die ganze abflußlose Zone, allerdings zumeist in einem 
außerordentlich wilden Engtal, durchquert und sich in ihrem Quellgebiet 
mit der Bosna berührt. Diese durchfließt das fruchtbare Becken von 


J ) 47 030 qkm. Bis zum ersten Balkankrieg hatte Serbien einen Flächen¬ 
inhalt von 48303 qkm. 
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Sarajevo, dem Sitze der politischen Leitung. Andere bedeutende Städte 
sind Mostar an der Narenta. die Hauptstadt der Herzegowina, am Vrbas 
Banjaluka und die alte Königsstadt Jajce, zwischen diesem und dem 
ßosnatal Travnik, endlich im Nordosten am Rande der Posavinaebene 
Donja Tuzla und an der Save Bjelina. 

Ungeachtet seines Umfangs hat das Land nur 2 Millionen Ein¬ 
wohner (39 auf 1 qkm gegen 60 in dem Serbien von 1912, 65 Ungarn, 
95 öfterreich, 120 dem Deutschen Reich), es ist also dünn bevölkert. 
Das Landesbudget schloß 1913 mit 93 Millionen K. ab. Die Handels¬ 
bilanz ist passiv: 1913 betrug der Wert der Wareneinfuhr 200 Millionen K., 
der Ausfuhr 138 Millionen K.; zu beachten ist dabei aber, daß ein großer 
Teil der Einfuhrgüter Heeresmaterialien sind, die nicht von Bosnien, 
Bondern von Österreich-Ungarn bezahlt werden. Die Zahlungsbilanz 
dürfte aktiv sein. Immerhin ist die Kaufkraft der Bevölkerung gering. 
Obgleich wir es mit einem überwiegend landwirtschaftlichen Gebiet zu 
tun haben, kann es sich doch nicht selbst ernähren, ist vielmehr auf die 
Zufuhr von Getreide angewiesen. Außerdem werden noch größere Men¬ 
gen Fertigfabrikate für den täglichen Gebrauch eingeführt. Ausgeführt 
werden bisher nur Holz, Vieh und die wenigen Erzeugnisse der an¬ 
sässigen Industrie. Nur wenn man sich diese Tatsachen vor Augen hält, 
w ! jd man verstehen, warum das öffentliche Leben im Lande trotz aller 
Reformen bloß provinziellen Anstrich hat. 

Bosnien und die Herzegowina werden seit dem 7. Jahrhundert von 
Kroaten und Serben bewohnt. Sie unterscheiden sieh wen'ger nach der 
Sprache als nach dem religiösen Bekenntnis und dem Schriftgebrauch: 
Die Kroaten sind katholisch und bedienen sich der lateinischen Schrift, 
die der griech'schen Orthodoxie anhängenden Serben der Cyrillschrift. 
Im Jahr 1463 zog mit der Türkenherrschaft der Islam ein. Seine heutigen 
Anhänger sind jedoch nicht Osmanen, sondern Serben oder Kroaten, deren 
Vorfahren aus politischen Gründen die Religion der Herren annahmen. 
Trotz der südslawischen * Bewegung, die die Katholiken, Orthodoxen 
und Mohamedaner als Glieder eines Volkes ansieht, war die 
Religion noch vor kurzem das Scheiduagsmerkmal der Nationen. Die 
katholischen Kroaten suchten mit ihrem Klerus Anlehnung und Unter¬ 
stützung bei der österreichisch-ungarischen Monarchie und ihrem Herr¬ 
scherhause; dio orthodoxen Serben erstrebten auf verschiedenen Wegen 
die Vereinigung mit den Stammesgenossen jenseits der Drina, nnd die 
Mohamedaner suchten des öfteren Anlehnung an die Magyaren, da die 
ungarische allgemeine und besonders die Verkehrspolitik die Aufrecht¬ 
erhaltung der ihnen willkommenen Trennung Bosniens von den übrigen 
fehdsJawischen Ländern, in denen sie aufzugehen fürchten, begünstigte 
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Bei der letzten Volkszählung im Jahr 1910 gab es 850000 Serben (43 % 
der Bevölkerung), 400 000 Kroaten (23 %) und 650 000 Mohamedaner 
(32 %). Die 1878 erfolgte Okkupation Bosniens und der Herzegowina 
durch Österreich-Ungarn brachte Beamte, Militär- und Zivilpersonen, 
später auch bäuerliche Ansiedler fast aller Völker der Doppelmonarchie in 
das Land, vor allem Deutsche, Magyaren, Tschechen, Polen und Ukrainer 
(Ruthenen). Während die Tschechen sich meist den südslawischen, 
panslawis tisch beeinflußten Strömungen anschlossen, brachten die übri¬ 
gen Österreicher und Ungarn ihre Sonderwünsche mit und wußten sie, 
wenn auch nur selten erfolgreich, so doch nachdrücklich zu vertreten* 
Bosnien wurde ein Kampfplatz mehr für die Austragung der inner¬ 
halb der schwarz-gelben und der rot-weiß-grünen Grenzpfähle miteinander 
ringenden Gegensätze. 

Dazu trug auch seine eigenartige staatsrechtliche Stellung bei. Durch 
Artikel 25 der Berliner Kongreßakte vom 13. Juli 1878 wurden Bosnien 
und die Herzegowina „unter Wahrung der Souveränität des Sultans' 1 
unter österreichisch-ungarische Verwaltung gestellt. Die aus dieser un¬ 
klaren Lage sich ergebenden Reibungen und Schwierigkeiten wurden nicht 
sowohl beseitigt als vielmehr nur verändert durch das Patent Kaiser 
Franz Josephs vom 5. Oktober 1908, durch das er seine Souveränität auf 
das bisherige Okkupationsgebiet ausdehnte, und ebensowenig durch die 
am 17. Februar 1910 gewährte Verfassung. Entzog man nämlich hier¬ 
durch auch der aus Abneigung gegen die Donaumonarchie nach der Türkei 
liebäugelnden Irredenta den Schein der rechtlichen Grundlage, so traten 
nun doch in voller Klarheit die unterschiedlichen Bestrebungen der Wiener 
und der Budapester Politik zutage. Von Österreich wurden Bosnien und 
die Herzegowina als gemeinsames Gebiet, von Ungarn jedoch auf Grund 
seines Staatsrechtes als ungarsches Gebiet in Anspruch genommen, 
das nur noch nicht seinem rechtmäßigen Herrn übergeben worden sei. 

Österreich und Ungarn bildeten gesonderte Staaten, die außer dem 
Herrscher nur für wenige gemeinsame Angelegenheiten Ministerien 
(Äußeres, Krieg, einige Finanzsachen mit Verwaltung Bosniens) hatten. 
Die Einzelheiten waren staatsrechtlich und politisch sehr umstritten. Beide 
Staaten zusammen wurden die Monarchie genannt Ein gemeinsamer 
Ministerpräsident fehlte, ebenso wie ein gemeinsames Parlament Ab 
Ersatz für dieses dienten die beiden Delegationen, getrennt tagende Ab¬ 
ordnungen aus dem österreichischen und dem ungarischen Parlament. Die 
Verwaltung Bosniens und der Herzegowina unterstand dem gemeinsamen 
Finanzministerium. Auch hatte jede der Delegationen einen Ausschuß 
zur Beratung bosnischer Angelegenheiten. 

Da Österreich und Ungarn sich über das endgültige Schicksal Boa- 
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niens nicht einigen konnten, wurde ein Provisorium geschaffen. Bosnien 
galt danach als gemeinsames Reichsland. Seine Gesetze bedurften der 
Genehmigung der österreichischen, der ungarischen und der „gemein* 
Samen 4- Regierung (d. h. des Gemeinsamen Finanzministeriums), des 
Wiener Reichsrates, des Budapester Reichstages und des bosnischen Land¬ 
tages 1 ) in Sarajevo. Mehr noch als die Sonderwünsche der einzelnen bos¬ 
nischen Nationalitäten wurden diese staatsrechtlichen und verwaltungs- 
techuischen Bremsen der beteiligten Staaten und Länder dem Verkehr 
in unserem Gebiet zum Verhängnis. Die Eisenbahnen waren in Bosnien 
keine Partei-, sondern Länderfragen. Wie sie sich unter diesen Um¬ 
ständen entwickelt haben, wollen wir im folgenden zu beschreiben ver¬ 
suchen. 


L Abschnitt. 

Dan Eisenbahnwesen unter der Türkenherrschaft und vom Beginn der 
Okkupation bis zur Vollendung der Ostbahn (1872, 1878—1906). 

a) Die Eisenbahnbauten. 

Unter der türkischen Herrschaft war Bosnien ein der abendlän¬ 
dischen Gesittung verschlossenes Land, ein nach Westen vorgeschobener 
Keil des Islam, ein Herd dauernder Unruhen und fortwährender Be-, 
drohungen der Nachbargebiete.*) Mit den Verkehrsverhältnissen war es 
übel bestellt. Die Wege waren stets in schlechtem Zustand und auch in 
der Ebene nicht fahrbar, das landesübliche Transportmittel war das Trag¬ 
tier. Dennoch schien Bosnien eine Zeitlang berufen, im Verkehr der 
Türkei eine grolle Rolle zu spielen. Im Jahr 1869 unternahm der öster¬ 
reichische Baron Hirsch den Versuch, Konstantinopel und Dedeagatsch 
mit Mitteleuropa durch Schienenstränge zu verbinden. Der Hohen Pforte 
war dies aus militärischen Gründen sehr erwünscht, und sie unterstützte 
ihn daher nach Kräften. Die große Politik hat somit schon an der Wiege 
des bosnischen Eisenbahnwesens Pate gestanden. Eine der Linien sollte 
nämlich von Saloniki über Mitrowitza, Sarajevo, Jajce und Banjaiuka nach 
Novi an der Nordwestgrenze Bosniens führen und von dort eine Fortsetzung. 
Uber Agram durch die östliche Steiermark nach Aspang und Wien finden. 
In der Tat wurde mit dem Bau dieser Bahn von der österreichischen 


*) Bei den einzigen Wahlen im Juni 1910 eroberten von den 72 Sitzen 
die jungradikalen Serben 31, denen noch 6 Virilistenstimmen zuzuzählen 
waren. Sie kämpften für völlige Unabhängigkeit Bosniens von beiden Staaten 
der Monarchie. 

*) Andre« 526. 
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Militärgrenze bei Novi aus begonnen und bis Banjaluka (87 km) durch- 
geführt (1872). Damit endete jedoch das Werk. Hirsch und die von 
ihm gegründete Compagnie generale pour l’exploitation des chemins de 
fer de la Turquie d’Europe strich von den ihm zur Verfügung gestellten 
400 Millionen Fr. große Summen — es heißt 250 Millionen — ein und 
baute nur für 150 Millionen Bahnen, wobei er einen Durchschnittspreis 
von 200 000 Fr. für das Kilometer berechnete, dabei aber die Bahnen in 
Serpentinen anlegte und somit die Linien verlängerte und nur die aus¬ 
führte, die vom Meere oder den Ebenen aus leicht zu bauen waren, da¬ 
gegen nicht die schwierigeren, kostspieligen Gebirgsstrecken (wie z. B. die 
Durchquerung der Felsenschlucht zwischen Banjaluka und Jajcc). 1875 
konnte nicht einmal mehr der Betrieb zwischen .Novi und Banjaluka auf¬ 
rechterhalten werden. Er wurde eingestellt, und Bosnien verlor seine 
einzige Eisenbahn. 

Auch der 1873 in Österreich, besonders in Dalmatien, verfochtene 
Plan, Spalato (Split) durch eine Linie Knin—Novi—Sissek unter Benutzung 
des bosnischen Unatales mit der übrigen Monarchie zu verbinden, schei¬ 
terte vor allem an politischen Schwierigkeiten. Die Türkei wünschte 
nicht eine fremde Bahn, die den Verkehr aus der Richtung Konstantinopel— 
Reichsgrenze abgelenkt hätte und nur den benachbarten südslawischen, 
tiirkenfeindlichen Gebieten zugute gekommen wäre. 

* • 


Sofort nach dem Einmarsch der österreichisch-ungarischen Truppen 
(1878) ließ das Reichskriegsministerium die Bahn Banjaluka—Novi wieder¬ 
herstellen, bis Doberlin verlängern und an die kroatischen E : senbahnen 
anschlicßen. Schon am 1. Dezember 1878 konnte der Betrieb zwischen 
Banjaluka und Prijedör erneut aufgenommen werden, und am 24. März 1879 
wurde ihm die 104,3 km lange Strecke Banjaluka—Doberlin übergeben. Sie 
blieb der Militärverwaltung unterstellt. 

Sie ist bis heute die einzige Normalspurbahn des Landes geblieben, 
wenn man-von zwei Bahnfragmenten absicht, die an der Nordgrenze von 
Slawonien aus auf bosnisches Gebiet übergreifen, nämlich der Verbin¬ 
dungsbahn Slawonisch Brod—Bosn : sch Brod (3.6 km) und der bosnischen 
Teilstrecke der Lokalbahn Vinkovce—Brcka (0,9 km). Der Betrieb wird 
auf beiden von den ungarischen Staatsbahnen geführt, dagegen steht 
erstere im Eigentum der bosnisch-herzegowinischen Landesverwaltung, 
letztere gehört ganz der Vinkovce-Brckaer Lokaleisenbahngeeellschaft, 
nur die Savebrücke ist Eigentum des ungarischen Staates und des bos¬ 
nisch-herzegowinischen Landesärars. 
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Kalmann 1 ) meint, mit dem Tage der Wiedereröffnung der Strecke 
Banjaluka—Prijedor beginne die Geschichte der Eisenbahnen Bosniens. 
Wir können uns dem n ! cht anschließen. Denn wollte man es nur auf das 
zeitliche Moment abstellen, so müßte wohl dem Betrieb der Bahn Ban¬ 
jaluka—Novi unter der Türkenherrschaft der Vorrang gelassen werden, 
auch wenn er sich nicht mit mitteleuropäischer Pünktlichkeit und Zuver¬ 
lässigkeit abspielte. Im übrigen hat aber die Bahn Banjaluka—Doberlin 
für die Volkswirtschaft Bosniens stets nur eine geringe Bedeutung gehabt 
und eine Sonderstellung ohne jede Beziehung zu anderen Linien ein¬ 
genommen. Als die Geburtstunde des Eisenbahnwesens in Bosnien und 
der Herzegowina möchten wir vielmehr den Zeitpunkt bezeichnen, an 
dem zur Erleichterung der militärischen Operationen zur Zeit der Okku¬ 
pation eine Rollbahn (Feldbahn) bei dem auf dem rechten Saveufer gele¬ 
genen Bosnisch Brod begonnen wurde, die die in der Nachbarschaft be¬ 
findlichen Sumpfstrecken und die vor dem Bosnatal ansteigenden Hügel 
überwinden sollte. Da gerade kein besseres Material zur Stelle war, mußte 
der Oberbau eine Spurweite von 76 cm erhalten, und diese blieb für alle 
Bahnen des Landes, die bis 1914 oder noch bis zum heutigen Tage ledig¬ 
lich Ergänzungen und Zubringerlinien der in Bosnisch Brod beginnenden 
Bosnatalbahn darstellen. Die Grundlage der bosnischen Eisenbahnen ist 
demnach kein wohldurchdachtes System als das Ergebnis eines Linien- 
Jdanes, wie er etwa in Deutschland schon Jahrzehnte früher vor dem 
Bau der ersten Fernbahn ausgearbeitet worden war.*) Vielmehr war die 
erste Eisenbahn Bosniens eine Verlegenheitsbahn, wie der Augenblick sie 
erheischte. Und der Mangel eines nicht nur durchdachten, sondern auch 
ausgeführten Systems von Linien kennzeichnet den Gegenstand unserer 
Betrachtung bis in die jüngste Zeit. Augenblickserfordernisse, finanzielle 
Rücksichten und vor allem politische Schwierigkeiten tragen daran die 
Schuld. 

Die Rollbahn von Bosnisch Brod in das Bosnatal wurde schnell ver¬ 
längert, im April 1879 erreichte sie Zepze, im Juli demselben Jahres Zenica 
(185,8 km). Ein österreichisches und ein ungarisches Gesetz vom Jahr 
1881 ermächt : gten die bosnische Landesverwaltung zur Fortsetzung der 
Linie bis Sarajevo. Im Oktober 1882 3 ) wurde sie eröffnet. Der Betrieb 
wurde auf der ganzen 265 km langen Strecke Bosnisch Brod—Sarajevo, 
die den Namen k. k. (später k. u. k. Bosnabahn erhielt, von der Militär- 

*) Roll, Enzyklopädie II. S. 463 If. 

*) Lißt, „Uber ein sächsisches Eisenbahnsystem als Grundlage eines all¬ 
gemeinen deutschen Eieenbahnsystcms“ (1833). 

f ) Die genauen Daten, der Eröffnungen sämtlicher bosnischen Eisen¬ 
bahnen sind zusammengestelit in der UUrsicht > S. 1089. 
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Verwaltung versehen, deren Direktion sich anfangs in Dervent, später in 
Sarajevo befand. 

Die rasche Anlegung hatte es mit sich gebracht, daß die Bahn be¬ 
sonders in ihrem ersten Teil durchaus provisorischen Charakter trug. Sie 
schmiegte sich dem Gelände an, hatte sehr enge Krümmungen (bis zu 30 m 
Halbmesser) und zu leichten Oberbau; das Schienengewicht wechselte 
zwischen 9,8 und 17,5 kg für das Meter. 1 ) Während auf dem Abschnitt 
Zenica—Sarajevo von vornherein nicht kleinere Krümmungshalbmesser als 
100 m und Schienen von 13,9 kg/m*) verwendet und sogar normalspuriger 
Unterbau gelegt worden war, ging man erct später an die Ausgestaltung 
des nördlichen Teils: Die Krümmungen unter 60 m Halbmesser wurden 
beseitigt, die Brücken und der Oberbau verstärkt. Heute hat die ganze 
Bosnabahn Schienen von mindestens 17,8 kg Metergewicht, zum größeren 
Teil sogar von 21,8 kg. 

Nachdem so die Hauptstadt Bosniens mit der Monarchie durch eine 
Eisenbahn verbunden war, erstrebte die Landesverwaltung auch eine solche 
für die der Herzegowina, Mostar. Vielleicht hätte es nahegelegen, jetzt 
die andere schon bestehende Bahn von Banjaluka den Vrbas aufwärts 
über Jajce und Bugojno zu verlängern, da man auf diese Weise zwei 
große Schienenstränge, die leicht durch eine kurze Querverbindung — 
— etwa Donji Vakuf—Lasva — in Berührung hätten gebracht werden 
können, in das noch immer unruhige Land hinein gehabt hätte, wo es 
bedenklich erscheinen mußte, die Sicherheit der ganzen Truppenmacht, 
Beamtenschaft und Zivilbevölkerung von der Leistungsfähigkeit einer 
Linie abhängen zu lassen. War vordem das Bosnatal die gegebene Ein¬ 
fallpforte für die erste Eisenbahn, so hätte man jetzt wohl dem zweit¬ 
größten Pfade, dem Vrbas, folgen müssen. Es würde dann nicht nur 
Ungarn, sondern auch das damals viel weiter entwickelte Österreich einen 
bequemen und nach Möglichkeit unmittelbaren Zugang in das Innere des 
Okkupationsgebietes bekommen haben. Allein Gründe, die damals noch 
nicht zum allgemeinen Bewußtsein kamen und bei der in Österreich be¬ 
stehenden Gleichgültigkeit gegenüber Bosnien nicht kommen konnten, 
gaben den Ausschlag zugunsten der Linie Sarajevo—Iwansattel—Mostar. 
Die Neubaustrecke war so zwar kleiner, allein der Iwansattel bot solche 
Schwierigkeiten, daß man ihn nur mit einer Zahnstangenstrecke über¬ 
winden konnte, auch war man nun zur Beibehaltung der Schmalspur 
von 76 cm genötigt. Zudem ging der Bau so langsam vonstatten, daß 

') 1910 betrug nach Grunzei das Schienengewicht in den meisten 
Ländern 42—48, vereinzelt bis zu 52 kg/m. 

*) Das ist dasselbe Gewicht, wie bei der ersten europäischen Eisenbahn 
Stockton —Darlington im Jahre 1825. 
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normalerweise die Verlängerung der Bahn Doberlin—Banjaluka nicht 
mehr Zeit gebraucht hätte. 

Die neue Linie wurde in dem dalmatinischen Metkovich begonnen, 
einem kleinen Flußhafen im Unterlauf der Narenta, wo freilich zur Römer¬ 
zeit stattliche Ansiedlungen bestanden hatten, nunmehr aber an Stelle der 
Marmorpaläste elende Hütten mit Schilfdächern standen. Entscheidend für 
die Wahl dieses Ausgangspunktes war die Erwägung, daß man so Sara¬ 
jevo mit dem Meere verbinde. Bedacht wurde aber nicht, daß das 20 km 
von der Küste entfernte Metkovich kein Seehafen war und infolge des 
fiebergeschwängerten Klimas und der ungünstigen Raumverhältnisse auch 
schwer werden konnte. Im Juni 1885 wurde die 42,4 km lange Strecke 
bis Mostar dem Verkehr übergeben. 

Nun hätte man erwarten sollen, daß mit gehöriger Beschleunigung 
die Verbindung zwischen Mostar und Sarajevo hergestellt worden wäre, 
damit so rasch wie möglich die drei isolierten Linien in Berührung träten 
und den Anfang eines Bahnsystems, eines Netzes bildeten. Das geschah 
aber nicht. Vielmehr wurde wieder in einer anderen Richtung vorgegangen, 
und zwar dort, wo Ungarn unzweifelhaft einen Vors’prung vor dem anderen 
Staat der Monarchie haben mußte: Durch eine ebenfalls schmalspurige 
Zweigbahn im Verlauf des Sprecatales wurden Tuzla und die Salinen bei 
Siminhan mit der Bosnabahn verbunden. Die 66,7 km lange Strecke wurde 
im April 1886 eröffnet. 

Jetzt wandte man sich wieder mit größerem Eifer der Herstellung 
einer Verbindung mit der zweiten Hauptstadt Mostar zu. Die Natur bot, 
wie schon bemerkt wurde, grofy^ Schwierigkeiten. Die Gebirgsbahn folgt 
von Mostar aus zunächst der Narenta aufwärts bis Konjica und erklimmt 
dann mit Benutzung der Abtschen Zahnstange bei einer Höchststeigung 
von 60 vom Tausend deu Ivansattel, der in 876 m Seehöhe in einem 648 m 
langen Scheiteltunnel durchfahren wird, und steigt dann wieder mit Hilfe 
der Zahnstange in das Becken von Sarajevo hinab. Die Gesamtlänge der 
Zahnstangenstrecke beträgt 25,2 km, der kleinste Krümmungshalbmesser ist 
125 m. Zwischen Mostar und Konjica liegen Schienen im Gewicht' von 
17,8 kg/m, zwischen Konjica und Sarajevo solche von 21,8 kg/m. 

Die Linie Mostar—Sarajevo wurde in drei Abschnitten eröffnet, 
Mostar—Ostrozac im August 1888, Ostrozac—Konjica im November 1889 
und Konjica—Sarajewo im August 1891. 

Somit war 13 Jahre nach dem Einmarsch der österreichisch-ungari¬ 
schen Truppen ein 442 km langer Schienenweg quer durch das ganze 
Land von der Save nach den beiden Hauptstädten und über die Grenze 
im Süden hinaus bis in die Nähe des Adriatischen Meeres fertiggestellt. 
Die wirtschaftlich ähnlich bedeutsame 494 km lange Eisenbahn von Lagos 
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nach Dschebba am Niger wurde 26 Jahre nach der Übernahme Nigeriens 
durch die britische Regierung, die 940 km lange Ugandabahn 13 Jahre 
nach dem Wituvertrage, die 1260 km lange Tanganjikabahn 30 Jahre nach 
der Begründung Deutschostafrikas vollendet. Wenn man diese Bauten 
mit all der bei der Verschiedenheit der Zonen und Erdteile erforderlichen 
Vorsicht vergleicht — in dieser Beziehung wenigstens war Bosnien auch 
nur eine Kolonie — und dabei bedenkt, daß österreich-Ungarn so gut wie 
gar keine 1 ) Erfahrung im Kolonisieren hatte, so wird man zu einem für 
die bosnisch-herzegowinische Landesverwaltung keineswegs ungünstigen 
Ergebnis kommen. 

Die Linie Bosnisch Brod— Metkovich war in Schmalspur aus¬ 
geführt Hatte auch den ersten Anlaß zu ihrer Wahl die Not des Augen¬ 
blicks gegeben, so darf doch der wohltätige Einfluß ihrer Beibehaltung 
für den Beginn der Erschließung und militärisch-politischen Durchdringung 
des Okkupationsgebietes mit einer Eisenbahn nicht unterschätzt werden 
Sie ließ kleinere Krümmungen zu und gestattete daher eine weitgehende 
Anpassung der Strecke an die Eigenheiten des Geländes. Das ersparte 
Kunstbauten und somit Kosten, d. h. mit den zu Gebote stehenden Mitteln 
konnte der Ausbau des Systems rascher durchgeführt werden. Freilich 
mußte man sich von vornherein sagen, daß später die Hauptlinien auf Nor¬ 
malspur umgebaut werden müßten. Es ist aber volkswirtschaftlich gerecht¬ 
fertigt, Anlagen, deren Inanspruchnahme erst allmählich wächst, zunächst 
in dem Ausmaß der dringendsten Bedürfnisse zu errichten und erst später 
bei zunehmender Benutzung und zunehmender Rentabilität an den voll¬ 
wertigen Ausbau zu gehen. 

Ein besonderes Verdienst der bosni^^en Schmalspurbahnen wurde es. 
daß auf ihnen erst erwiesen wurde, welch großer Leistungen das Schmal¬ 
spursystem fähig ist. 

Demnächst folgte die Herstellung eines Schienenweges vom Bosnatal 
(Lasva) über Travn'k und den Komarsattel in das Vrbastal. Die Bahn 
entsprach einem politischen und militärischen Erfordernis; war sie doch 
geeignet, den bis dahin nur unvollkommen durchdrungenen westlichen 
Landesteil der Hauptstadt näherzubringen. Sonderbarerweise bog die Bahn 
aber bei Donji Vakuf nach Süden um und endete bei Bugojno. Offenbar 
dachte man dabei an eine spätere Verlängerung nach Arzano und Spalato. 
Die Verbindung dieses Hafens mit seinem natürlichen Hinterland, d. h. in 
erster Reihe Bosnien, war ein alter österreichischer (dalmatinischer) 
Wunsch, den zu erfüllen der Reichsfinanzminister von Källay keineswegs 

‘) Die österreichischen Niederlassungen auf den Nikob&ren (im Indi¬ 
schen Ozean) und in Mozambique im 18. Jahrhundert konnten sich nur ganz 
kurze Zeit halten. 
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abgeneigt war. Während die Österreicher nördlich von Bugojno eine Ver¬ 
bindung mit Banjaluka, Doberlin, Agram und Österreich ersehnten, wären 
sie nach diesem Bauplan auf den Weg Donji Vakuf—Lasva—Bosnisch 
Brod—Budapest, also über Ungarn, angewiesen gewesen. Dadurch er¬ 
klärt sich, weshalb die neue Bahn westlich des Komarsattels nach Süden 
abbiegen mußte. Zwar wurde von Donji Vakuf eine Flügelbahn nord¬ 
wärts gebaut, sie endete jedoch schon in Jajce. Das verhinderte die Sch*af- 

K 

fung einer zwar auch über ungarisches (kroatisches) Gebiet führenden, 
aber überwiegend in Österreich verlaufenden und Österreich zugute kom¬ 
menden Verbindung Wiens nicht nur mit Spalato, sondern auch mit Sara« 
jevo. Die .Nichtausführung des Zwischenstückes Banjaluka—Jajce sollte 
zu einer der politisch am meisten umstrittenen Fragen in der Geschichte 
des Eisenbahnwesens Bosniens und der Herzegowina werden. 

Die Linie Lasva—Bugojno (70,$ km) wurde bis Travnik im Oktober 
1893, bis Bugojno im Oktober 1894 vollendet Die Stichbahn Donji Vakuf— 
Jajce (33,6 km) wurde im Mai 1895 dem Verkehr übergeben. Der kleinste 
Krümmungshalbmesser beträgt 125 m, das Gewicht der Schienen durchweg 
21a kg/m. Der Übergang über den Komarsattel wurde in einer See¬ 
höhe von 779,5 m mit einem Scheiteltunnel von 1362 m Länge bewerk¬ 
stelligt und zwar auf 6,8 km Länge mit Abtscher Zahnstange. 

Da sich der Zusammenfassung der Hauptlinien zu einem organischen 
Netze, insbesondere dem Ausbau der Strecken Banjaluka—Jajce und Bu¬ 
gojno—Rama (zwischen Mostar und Konjica) politische, einstweilen un¬ 
überwindliche Schwierigkeiten*) entgegenstellten, gelangten fortan nur noch 
Seitenäste der Bosnabahn zur Ausführung, diese aber mit anerkennens¬ 
werter Planmäßigkeit und Beschleunigung. 

Der Endpunkt der Längsbahn, Metkovich, erwies sich als Hafen bald 
unzulänglich. Die Bahn mußte daher bis an die Adria verlängert werden. 
Als nächster Platz, der sieh zur' Anlage eines großen Seehafens geeignet 
hätte, kamen die auf dalmatinischem Gebiet befindliche Bucht von Kiek 
und der zur Herzegowina gehörige*) natürliche Hafen von Neum in Be¬ 
tracht. Allein politisch-militärische Rücksichten hinderten dies. Der 
Wunsch der. zuständigen Stellen, die Gegend an der montenegrinischen 
Grenze fest in die Hand zu bekommen, führte zur Wahl einer Linie von 


*) Daß sie von dem sonst allmächtigen Minister von Kdllay (einem 
Magyaren, aber zentralistisch orientierten Verwaltungsbeamten) nicht selbst 
•bereitet, sondern auch von ihm als hindernd empfunden wurden, geht u. a. 
hervor aus seinen Ausführungen in der österr. Delegation 34, 98 (34. Session, 
8. 98 der Berichte) und 36, 268. 

• *) Die Herzegowina berührt an zwei Stellen das Meer, bei Neum und 
in der Sntorina bei Cattaro (Kotor). 
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Gabela (an der Strecke Mostar—Metkovich) über Hum bis zur Landes¬ 
grenze bei Uskoplje (93 km) und von dort nach dem 16,5 km entfernten, 
allerdings vorzüglichen Hafen'von Gravosa bei Ragusa (Dubrownik). 
Eine Abzweigung geht von Hum nach der Festung Trebinje (16,7 km), 
eine zweite von Uskoplje zur Landesgrenze bei Glavska und dann durch 
die Sutorina in die Bocche di Cattaro nach Zelenika (weitere 53,4 km). 
Die österreichische Regierung führte die auf dalmatinischem Gebiet gelege¬ 
nen Anschlußstrecken ebenfalls in 76 cm Spurweite aus. Der Betrieb wurde 
im Juli 1901 eröffnet. Der kleinste angewendete Halbmesser beträgt 100 m, 
die größte Neigung 25 v. T., das Schienengewicht 21,8 kg/m. 

Waren nun auch zwei Häfen, Ragusa und Cattaro, mit Eisenbahn 
strängen an das Hinterland gekettet, so glaubten dennoch die Dalmatiner 
— und wohl auch mit Recht —, das nicht als Erfüllung der lange ge¬ 
hegten Bahnwünsche anschcn zu können. Die Linien nach Gravosa und 
Zelenika gestatteten wohl im Falle eines Krieges der Monarchie gegen 
eine Seemacht, Transporte nach ihnen unbelästigt vom Feinde zu führen, 
aber sie waren nicht geeignet, Ragusa oder gar Cattaro zu großen Um¬ 
schlagsplätzen und Exporthäfen für den bosnischen Verkehr zu machen 
Dafür lagen sie zu ungünstig zum Mittelpunkt des Okkupationsgebietes 
Auch waren die besonderen Wünsche der Dalmatiner auf Verbindung Zaras 
(Zadars), des Sitzes der dalmatinischen Landesregierung, und Spalatos, 
des größten Hafens, mit Wien gerichtet. Nach Vollendung der strate¬ 
gischen Bahnen an der montenegrinischen Grenze erhoben sie daher um 
so nachhaltiger ihre Stimme und verlangten neben einem Anschluß gegen 
Norden durch Kroatien (Likabahn) an die Linie Agram—Fiume vor 
allem den Bau einer Eisenbahn Banjaluka—Jajoe—Bugojno-Arzano mit dem 
Anschluß nach Spalato, mindestens aber die Weiterführung der Bahn 
Lasva—Bugojno bis nach Arzano und Spalato. Im österreichischen Ab¬ 
geordnetenhaus und besonders in der österreichischen Delegation (37. Ses¬ 
sion: 20. -Mai—11. Juni 1901; 38. Session: 6. Mai—9. Juni 1902)*) über¬ 
stürzten sich ihre Entschließungen und Anfragen. Meist hatten sie mit 
ihnen alle Parteien hinter sich. Anderseits wünschte Ungarn vor allem 
eine Verbeserung seines Weges nach Sarajevo durch den Bau einer Bahn 
von Samac nach Doboj, was eine starke Abkürzung in der Richtung Buda¬ 
pest-Sarajevo bedeutet hätte. 

Sowohl Österreich als auch Ungarn mußten vor den Anforderungen 
der gemeinsamen Regierung zurücktreten. Diese verlangte und setzte auch 
durch, daß abermals eine militärische Eisenbahn gebaut wurde, und zwar 


’) Jro 37, 467; Jvoevic 37, 469; Budgetausschuß 37, 499. Interpellation 
Vukovic 38, 174; 38, 183; Sylvester 38, 176. 
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von Sarajevo ostwärts gegen die serbische Grenze. Dio beiden Staaten der 
Monarchie hatten nur den Erfolg, daß in das Baugcsetz*) die Bestimmung 
des § 3 aufgenommen wurde, wonach im unmittelbaren Anschluß an die * 
Fertigstellung jener Bahn der gleichzeilige Ausbau der Linie Bugo.ino— 
Arzano und Samao—Doboj stattfinden und zu diesem Zweck die zur Fest¬ 
stellung der finanziellen Modalitäten erforderlichen Gesetzentwürfe recht¬ 
zeitig eingebracht werden sollten. 

Die nun in Angriff genommene Ostbalur) fühlt von Sarajevo im 
Miljackatale aufwärts bis zur Wasserscheide am Karolincnsattel, wo sich 
der 850 m lange Scheiteüunnel in einer Seehöhe von 91G m befindet. 
Darauf fällt die Bahn und folgt dem Lauf der l’raea bis zum Drinatal. 
Dieses wird bei der Mündung des Lim von der zur alten türkischen 
Grenze führenden Hauptlinio verlassen. Sie endet hart an der Reichs¬ 
grenze bei Uvac, 137,o km von Sarajevo entfernt. Von der Limmündung 
führt ein Flügel die Drinä abwärts bis Visegrad und dann in einem Seiten¬ 
tal bis zur serbischen Grenze bei Vardiste (31,r. km). 

Diese Gebirgsbahn mit ihren zahlreichen Stützmauern und Brücken, 
ihren 99 Tunneln und Galerien stellt ein Meisterwerk der Technik dar. • 
Der kleinste Krümmungshalbmesser beträgt 200 in, die Höchstneigung 
18 v. T., das Gewicht der Schienen 21,s kg/m. Wie schon hieraus hervor- 
geht, war ihr eine große Aufgabe zugedaeht. Sie sollte in der Tat der 
Verwirklichung des alten Planes des Barons Hirsch die Wege ebnen, 
Sarajevo mit Saloniki zu verbinden. Und ferner war sie dazu bestimmt, 
einen Anschluß des serbischen Eisenbahnnetzes an die Adria herbeizu- 
fiihrcn. § 1 des oben genannten österreichischen und des ungarischen 
Gesetzes ordnete daher an, daß sie zwar schmalspurig, jedoch im Trace 
einer normalspurigen Hauptbahn herzustellen sei. Fnbegredflicherweiso 
unterblieb das aber. Die Tunnel, Galerien usw. erhielten nur das für eine 
Bahn von 76 cm Spurweite erforderliche Profil. 

Schon am 1. August 1906 wurde dio Ostbahn eröffnet. Dieser Tag 
bildet den Abschluß des ersten, des ruhmreichen Abschnittes des Eisen¬ 
bahnwesens Bosniens und der Herzegowina. Er ist: eng verknüpft mit * 
dem Namen des Reichsministers von Källay, dessen Tatkraft in 27 Jahren 
den Ländern (neben 111,o km normalspurigen) 1517,3 km schmalspurige 
Eisenbahnen verschaffte. Wenn sie auch nur den östlichen, in Ungarns 
Interessensphäre gelegenen und militärisch bedeutsameren Teil durch¬ 
zogen, so zeichnet sie sich doch durch eine gewisse Großzügigkeit 

0 Gesetz vom 8. Juni 11)02, — österreichisches RGBl. Nr. 118; un¬ 
garischer Geeetzartikel' 1902, XIII. 

*) Vgl. Kaimans 'bei Roll a. a. O. II. 40.3. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 70 
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der Anlage aus. Sie brachten ihrem Schöpfer sowie seinen Mitarbeitern 
ein bleibendes Gedenken und dm Ländern einen achtunggebietenden Auf¬ 
schwung. 

Den bosniscli-herzegowinischen Landesbahnen ist eine größere Zahl 
von Lokal-, Industrie- und Schlepp- (Privatanschluß-)bahnen zur Seite 
getreten. 

Als erste Lokal bahn 1 ) wurde 18S4 die Stadtbahn in Sarajevo er¬ 
öffnet. Sie verbindet den Mittelpunkt der Stadt mit dem mehr als 3 km ent¬ 
fernten Bahnhof. Ursprünglich war sie als Straßenbahn mit Pferdebetrieb 
ins Leben gerufen, 1895 wurde sie elektrisiert. 

1892 wurde die 1,3 km lange Strecke llidze—Ilidze Bad (südwestlich 
Sarajevo) eröffnet. Sie verbindet das landes&rarische Bad mit der Linie 
Sarajevo— Mostar. 

189S folgte die Linie Karauovac-Gracaniea (6 km). Sie vermittelt den 
Personen- und Güterverkehr der letztgenannten Stadt mit der Balm Doboj- 
Sirainhan. 

Die älteste (1885) der Montanbaimen ist die 24,l km lange von 
Yogosoa nach Cevljanovie. Sie dient besonders der Beförderung von 
Krzen und Holz. 

Eine 1895 erölTnetc 21,7 km lange Schleppbahn verbindet Yares, 
das größte Eisenwerk Bosniens, mit der Station Podlugovi der Bosnabalm. 
Sie ist zum Unterschied von der vorigen nicht Eigentum des Landesärars, 
sondern der Vareser Eisenindustrie-Aktiengesellschaft. Neben der Zufuhr 
von Betriebstoffen und der Abfuhr der Erzeugnisse des Werkes findet 
auch ein regelrechter Personenverkehr statt. 

Kleinere Industrie- -und Schleppgleise finden sieb bei den meisten 
Landes bahnen. 

Eine besondere Stellung nehmen in Bosnien die Wald balmen ein. 
29 000 qkm oder 57 % der Länder waren 1890 mit Wald bedeckt Zu seiner 
wirtschaftlichen Erschließung und Ausbeutung wurden Bahnen angelegt 
die trotz schwieriger Bau- und Betriebsverhältnisse und der erheblichen 
Kosten große Leistungen aufweisen 9 ). Sie bestehen aus jeweilig einer 
Stammlinie, die so ungeordnet ist, daß sio für die ganze Dauer der Holzaius- 
beute in einem größeren Gebiet verbleiben kann, und davon ausstrahlenden 
Zweiglinien, die in rlie Seitentäler führen und nach deren Abholzung (meist 
3—6 Wochen) wieder entfernt werden. Einige Waldbahnen werden in ihrer 


Vgl, Kalma an a. a. O. 8. 466. 

*) Sehr anschaulich wird eine der größeren Linien beschrieben von 
Liebmann in Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen, Band 62, Heft 8. 
8. 155 ff. 
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Bedeutung für den allgemeinen Verkehr unten gewürdigt werden. Im Jahr 
1906 betrug ihre Gesamtlänge 517,o km 1 ). 

Übersicht. 


Die streckenweise Entwicklung der bosnisch-herzegowinischen Eisenbahnen. 

1878—1906. 


Bezeichnung der Linie 

t 

Datum der Eröffnung 

Betriebslftnge, 
in km 

Bosnisch Brod—Doboj. 

12. Februar 

1878 

1 

80,764 

Doboj—Zepce. 

22. April 

1879 

60,sis 

tepee—Zenica. 

8. Juni 

1879 

44,718 

Zenica—Sarajevo. 

5. Oktober 

1882 

78,867 

Semizovac—Cevljanovie. 

26. Januar 

1886 

20, mo 

Mostar—Metkovich !. 

14. Juni 

1885 

42,370 

Doboj—Siminhan . 

j 29. April 

1886 

06,741 

Mostar—Ostrozac . .. 

22. August 

1888 

65,860 

Ostrozac—Konjica. 

! 10. November 1889 

12,964 

Koiyica—Sarajevo. 

1. August 

1891 

55,849 

Üidze—Ilidze Bad. 

28. Juni 

1892 

1,214 

Las va—Travnik. 

26. Oktober 

1893 

30,066 

Travnik—Bugojno. 

14. Oktober 

1894 

40,709 

Döqji Vakuf—Jajce.r 

1. Mai 

1896 

33,619 

Ka rano vac—Gracanica. 

1. Januar 

1898 

4,064 

Gabela—Landesgrenze hei Glavska und 




Sutorina. 

16./17. Juli 

1901 

111,036 

Hnm—Trebinje. 

16-/17. Juli 

1901 

16,721 

Uskopljc—Landesgrenze bei Uskoplje . 

16./17. Juli 

1901 

2,4?« 

Sarajevo—Uvac. 

4. JuU 

19ü6 

137,626 

Megjegja—Dobrun. 

4- Juli 

1906 

21,572 

Dobrun—Vardiste . 

1. August 

1906 

7,3.16 


zusammen 915, U3 


b) Die Betriebsverhältnissc. 

Wie bereits gesagt ist, gehörte die Militfirbalm Banjaluka— Doberlin 
•«lern k. u. k. Militärärar, die Verbindungsbahn Slawonisch Brod—Bosnisch 
Brod dem bosnisch-herzegowinischcn Landesärar und die Lokalbahn von 
ürcka bis zur Landesgrenze der Vinkovee-Brckaer Lokaleisenbahngesell- 
schaft. Im Juli 1895 ging auch die Teilstrecke Bosnisch Brod—Zenica in 
das Eigentum des bosnisch-herzcgowinischen Landesärars über, dem bereits 
die Fortsetzung bis Metkovich und die Linien Doboj—Siminhan und Lasra - 
Bugojno (Jajoe) gehörten. Da gleichzeitig die Militärverwaltung den Be¬ 
trieb jener Strecke an die Landesvcrwaltung übergab, waren nunmehr alle 
öffentlichen Schmalspurbahnen bosnisch-herzegowinisehe Landesbahnen 

*) Verwaltungsbericht 1907. 190. 

72 * 
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» 

und standen als solche im Eigentum und Betrieb der Landesverw&ltung in 
Sarajewo. Dort wurde für sie eine besondere Direktion eingerichtet. 

Die Geldmittel für dio Wiederaufnahme des Betriebes auf der Militär¬ 
bahn Banjaluka—Doberlin wurdon aus den Okkupationskrediten beetritten, 
ebenso die Kosten der Verbindung zwischen Slawonisch Brod und Bosnisch 
Brod. Die Übergabe der letzteren an die Landesverwaltung geschah gleich¬ 
zeitig mit der der Linie Bosnisch Brod—Zenica gegen Anerkennung eines 
Schuldbetrages von zusammen 16 176 747,74 K. Er sollte jedoch nicht ver¬ 
zinst und erst nach Deckung aller anderen Eisenbahndarlohen an die Mo¬ 
narchie erstattet werden 1 ). 

Der.Bau der folgenden Bahnen geschah auf Grund von in beiden 
Staaten der Monarchie übereinstimmend zustande gekommenen' Gesetzen 
(vgl. Gesetz betreffend dio durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 an 
Österreich-Ungarn Übertrageno Verwaltung Bosniens und der Herzegowina, 
österreichisches RGBl. 1880 Nr. 18, Ungarischer Gesetzt. 1880, VI), auch 
dann, wenn nicht die Mittel der Monarchie in Anspruch genommen wurden. 

1881 wurde die bosnisch-herzegowiniselie Verwaltung ermächtigt, für 
den Ausbau der Bahn Zenica—Sarajevo ein Darlehn bis zum Höchstbetrag 
von 3 831000 Gulden (7 662 000 K) aus den gemeinsamen Aktiven aufzu¬ 
nehmen, was einem Kilometersatz von 9¥ 100 K. entspricht Die für den Bail 
der Linie Mostar—Metkovich auf demselben Wege zur Verfügung gestellten 
Geldmittel betrugen 1700 000 fl. (3 400 000 K; Kilometerbetrag: 80180 K.). 
Die Flügelbahn Doboj—Siminhan kostete 1300 000 fl. (2 600 000 K.), das 
Kilometer 38 980 K.; dio Summe wurde teils aus den Überschüssen der 
Landeseinkünfte, teils im Wege eines Darlehns beschafft. Sehr teuer war 
dio Gebirgsbahn Mostar—Sarajevo. Das den gemeinsamen Aktiven ent¬ 
nommene Darlehn betrug 8 300 000 fl. (16 600 000 K.), d. h. für das Kilo¬ 
meter 123 300 K. Die gleichfalls in ungünstigem Gelände angelegte Strecke 
Lasva—Bugojno mit der Abzweigung nach Jajoe erforderte auf dem gleichen 
Wege 7 300000 fl. (14 600 000 K.), das ist een Kilometersatz von 139 900 K. 
Alle genannten Schmalspurbahnen hatten sonach die Aufnahme von Ver¬ 
bindlichkeiten in Höhe von 91 639 000 K. erfordert 

Die vor allem aus strategischen Rücksichten angelegten Karststrecken 
nach Trebinje, Gravosa und Zelenika verschlangen sogar 11000 000 fl. 
(22 000 000 K.), also 134 900 K. für 1 km. Daß auch diese Summe dem Lande 
nur als Darlehn gewährt wurde, ohne Beiträge* Österreichs und Ungarns, 
erregte im Okkupationsgebiet ernste Mißstimmung*). Die durch sie geför¬ 
derten serbischen nationalistisch-irredentistiechen Bestrebungen sowie ähn- 

*) Verwaltungsbericht 1906, 658. 

*) Vgl. die gereizten Ausführungen der serbenfreundliohen, regierungs¬ 
feindlichen Tendeuzechrift von Nikaschinovitsch. 
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liehe Gefühle unter den Mohammedanern erhielten durch die Finanzierung 
der in noch größerem Maße militärischen Zwecken dienenden Ostbahn neue 
Nahrung. Für den Bau dieser insgesamt 167 km langen Strecke wurde die 
Landesverwaltung ermächtigt, ein Darlehn bis zu 75 Millionen K. aufzu¬ 
nehmen. Dieser Betrag wurde auf-gebraucht, für das Kilometer daher im 
Durchschnitt 449 200 K. Das war an. Bosnien und der Herzegowina ohne 
Beispiel. Zuerst die Aufbürdung einer in fremdem Interesse liegenden 
Schuldenlast von 22 00Q 000 K., 3 Jahre später von 75 000000 K., d. h. eine 
jährliche Zinsenlast von rund 4 860 000 K. . . . Wenn das in gleichem Maße 
weiterginge — meinten die panslawistischen Wortführer —, so würde die 
Aussaugung der Bevölkerung bald zu deren Proletarisierung führen, zum 
Nutzen der Reisegesellschaften aus Mittel- und Westeuropa, die durch den 
Besuch der Naturschönheiten den neuen Gebirgsbahnen wenigstens einen 
Schein von Verkehr einbrächten, und vor allem zu Frommen jener Militär - 
kasto in Wien und Budapest, die es auf die slawischen Brüder jenseits der 
Grenze abgesehen habe. 

Indessen konnte nicht geleugnet werden, daß das Geld im Interesse der 
einmal festgelegten und in Angriff genommenen Eisenbahnen gut ver¬ 
wendet wurde. 

So hatte mit den steigenden Anforderungen des Verkehrs die Ausge¬ 
staltung der Fahrbetriebsmittel Schritt gehalten. Längst waren die kleinen 
Lokomotiven und Wagen der ersten Jahre ersetzt worden: Kraussche Zwil¬ 
lingslokomotiven, Radiallokomotiven mit 3 gekuppelten Achsen und 200 PS.. 
für die Übergänge über Ivan- uncl Komarsattcl kombinierte Adhäsions- und 
Zahnradlokomotiveu, gut eingerichtete Personenwagen mit einem Radstand 
von 5 m und einer Gesamtlänge von 8 m, Güterwagen mit einem Lade¬ 
gewicht bk zu 10 t, das alles stellte für Schmalspurbahnen eine Glanz¬ 
leistung dar. Die Zahl- der Fahrbetriebsmittel war stark gstiegen. Es gab 

1896 1906 

Adhäsionslokomotiven. 67 145 

Kombinierte Adhäsions- und Zahnradlokomotiveu. 15 27 

Personenwagen. 179 256 

Gedeckte Güterwagen. 370 741 

Offene Gütorwagen. 811 2487 

Das 91ö km lange System der bosmsck-herzogow'inischen Landesbahn 
hatte demnach 1906 172 Lokomotiven, 256 Personenwagen und 3228 Güter¬ 
wagen. Für 1 km ergab das im Durchschnitt 0,u> Lokomotiven, 0,28 Per¬ 
sonenwagen und 3,53 Güterwagen. 

Auch die Personalverhällnissc hatten sich gut entwickelt. Nach der 
Übernahme der Bosnabahn in die Zdvilverwaltung (1$93) wurde die Leitung 
des gesamten' Betriebsdienstes der neu geschaffenen Direktion der bosnisch- 
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herzegowiuisehen Staats balinon in Sarajevo übertragen und diese der Lan- 
desrogierutig für’ Bosnien und die Herzegowina unterstellt An der Spitze 
der Direktion stand der Direktor. Sie gliederte sich in vier Abteilungen: für 
die allgemeine Verwaltung, für Bahnerhaltung, für den Verkehrs- und kom¬ 
merziellen Dienst, für den Zugförderungs- und Werkstättendienst. Der Di¬ 
rektion w urde das ganze Personal unterstellt, nämlich einmal die mit Jahres - 
geteilt angewtellten Beamten, Unterbeamten und Diener, sodann die im Tag¬ 
lohn stehenden ständigen Professionisten und endlich die Arbeiter. Die 
zur ersten Gruppe gehörigen verteilten sic-h nach Kategorien und Staats¬ 


angehörigkeit wie folgt 1 ): 


; i 

1 

Angehörige 

r 

1 

Diensteigenschaft 


-- 

— 

- - —I 

Summe 


|| Österrei 

eh» j Ungarns 

Bosniens 


Beamte. 

212 

83 

1 

1 

i 

13 

} 

308 

Unterbeamte . 

282 

138 


22 

442 

Kanzleigehilfen u. Unterbeamten- 






aspiranten. 

■ 31 

13 


10 

54 

Diener. 

i 253 

245 


236 

734 

Summe .... 

i 778 

479 


281 

1 1538 

Ans Österreich stammten also 51 % 

, aus Ungarn 31 % 

und aus Bosnien 


und der Herzegowina 18 % der Bediensteten, aus dem Okkupationsgebiet 
demnach etwa die Hälfte der aus Ungarn kommenden und nur ein 
Drittel der aus Österreich. Das entsprach den natürlichen Verhältnissen 
und dem ursprünglich so liefen Kulturzustand der Landeseinwohner, ja es 
muß als eine achtunggebietende Leistung der Landesverwallung gewertet 
werden, daß sie so rasch einen Stamm von Bahnbeamten aus den Ländern 
selbst gewann. Nichtsdestoweniger erregte das Übergewicht der Fremden 
den Unwillen der Einheimischen und mußte den politischen Einpeitschern 
als Beweismittel dafür herhalten, daß der sauer abgesparte Steuergroschen 
die Eindringlinge, die Schwaba, bereicherte. . . . 

Hoch einzuschülzcn ist, daß die Verwaltung — an der Schwelle des 
MorgenTandes — in großartiger Weise ihren sozialen Pflichten gegenüber 
den Angestellten imeltgekommcn ist. Es ist auch selbstverständlich, daß 
bei der Beurteilung nicht der Maßstab des hierin an der Spitze marschieren¬ 
den Deutschen Jleiches angelegt werden darf. 

Eingerichtet wurden ein Pensionsinstitut, ein Kranken- und Unter¬ 
stützungsfonds, ein Lebensmittelmagazin sowie eine Equipierungsan&talt 
(zur Versorgung der Angestellten mit Dienstkleidung) ; die Unfallversiehe- 

') Yenvaltungsbericlit 1907, 170. 
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rung hatte durch Vertrag mit der Staatsbuhndirektion ein Wiener Privat¬ 
im teruehmen übernommen. 

Erst die am 27. Juli 1895 erfolgte Übernahme der k. u. k. Bosnabalm 
setzte die Landesverwaltung in den Stand, durch Tarife die Entwick¬ 
lung von Handel, Industrie und Landwirtschaft zu beeinflussen. Bereits 
1896 gab sie einen Lokalgütertarif für sämtliche Landesbaimen heraus, 
dessen Hauptzüge auch bei der Tarifrevision von 1905 beibehalten 
wurden. Die den österreichischen und ungarischen Eisenbahnen gemein¬ 
samen Bestimmungen des Betriebsregloments und des gemeinsamen Tarifs 
(Teil I) bilden auch die Grundlage für die Beförderung von Gütern und 
Personen auf den bosnisch-herzegowinischen Bahnen. Das Betriebs- 
regiement behandelt das Verhältnis zwischen der Eisenbahn als Fracht¬ 
führer amd dem Verfrachter. Der allgemeine Tarif I enthält u. a. die 
Einreihung der ira einzelnen namentlich angeführten Transportgüter in 
die Klassen des Tarifschemas (Güterklassifikation) *). Der Lokaltarif 
der bosnisch-herzegowinischen Staütsbahnen von 1905 enthält außer den 
Bestimmungen über die Nebengebühren hauptsächlich die Aufstellung der 
Tarifeinheitssätze im Rahmen des gemeinsamen Tarifschemas. Für 
Massenartikel bestehen 17 Ausnahmetarife. 

Vergleichsweise sei nach dem Stande von 1906 das bosnisch-herze- 
gowinische Tarifschema zusammengestellt mit den Tarifsätzen der k. k. 
österreichischen und den kgl. ungarischen Staatsbahnen, wobei zu be¬ 
merken ist, daß die letzteren einen nach der Entfernung fallenden 
Staffeltarif haben und die hier eingesetzten Zahlen dem Durchschnitt 
von 250 km Transportweg entsprechen.*) 


Normalklnsse j 

’l 


Ermäßigte Wagen- j 
ladungskiaase 1 


Spezialtarif 


Bahnverwaltung 

I 

II 

| A 

B 

c ’ i 

1 

! 1 

2 

1 * 



in 

Hellern für l 

km und 100 

ks 


Bosnisch-herzegow. Bahnen. 

2,o 

i 1,8 

1 1> Ü 

1,4 

: j 

! 0,7 

l,* 

1 

1 0 ’ 7 

; o,n 

Österreich. Staatsbahnen . . 

1 1,18 

i 0,07 

i 0,05 

0,4$ 

• 0,20 

OJj 

0 


Ungarische Staatsbahnen . . 

1,37 

l.i 2 

0,61 

0,:ty 

' ««,»• 

0.18 

0,W 

0.2:1 


Während also das Bu reine der österreichischen Staatsbaimen von 
dem der ungarischen sieh nur wenig unterscheidet, sind die in Bosnien 
geltenden Sätze erheblich höher. Sie haben daher tatsächlich dieselbe 
Wirkling wie ein Schutzzoll. 

Der Vcrwaltungsbericht hebt hervor, dali den speziellen Inter- 


*) Verwa 11un gsk< 4 richt 1006, 571 ff., insbesondere 57*1. 
-) Ans Vcrwaltuugsbeiicht 1906, 575. 
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essen der Beiden Stauten der Monarchie pflichtgemäß mit voller Ob¬ 
jektivität und Parität“ begegnet werde. Ob das stets der Fall war, kön¬ 
nen Avir aus dem uns zur Verfügung stehenden Material nicht nach- 
prilfen, daher mich nicht die Berechtigung der ungarischen Klagen, die 
bosni.-'ch-herzeguwini.-clie Landesverwaltung benutze ihre Tarifhoheit 
zur Bevorzugung der österreichischen und Benachteiligung der un¬ 
garischen Interessen. 

Auf die au der herzegowinischen Landesgrenze anschließenden 
süddalmatinischen Linien der österreichischen Staatsbahnen findet der 
bosnUch-herzegoAvinische Tarif Ainvendung. Auch der Militärtarif ist 
den bosnischen Bahnen mit den österreichischen gemeinsam. Für den 
sonstigen Verkehr von und nach der .Monarchie sind direkte Frachtsätze 
in Verbandstarifen JV-tge.-elzi. Die Avichtigsten sind der österreichisch- 
uiigurLcli-bosnische Listnbalmverband mit den direkten Sätzen für den 
Verkehr ZAvisclien österreichischen lunl bosnischen Stationen, daun der 
ungarisch-bo-ni-che Eisenbnhnverband für den Gütertransport zwischen 
Ungarn lind Bonieii. endlich der bosni.-ch-ndriatische Eisenbahmerband 
für den Verkehr mit Triest und Fiume. 

1901 traten die bosnisch-herzeguAvinischen Staatsbahnen dem Berner 
internationalen Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr bei. 

Auch fiir die P e r s o n e n b e f ö r d e r u u g gellen die grundsätz¬ 
lichen Bestimmungen des Betriebsreglements und des Tarifs Teil I. Der 
Fahrpreis betrug seit den ersten Anfängen des bosnischen Eisenbahn* 
Avesens fiir 1 Person und 1 km in der T. Klasse 8 h., in der II. 0 li„ in der 
III. *1 h. und in der IV. 2 h. Staatshedienstete und Militärpersoneu ge¬ 
nossen wie in < f-terreich und Ungarn 50 % Ermäßigung, zahlreidie 
Touri-'tciivcreinc in der Reisezeit eine solche von OoV'j %. Zur Förderung 
des 1* remdenvcrkchrs nahmen die bosnischen Bahnen an dem internatio¬ 
nalen Rundreise-Verkehr teil. 

Die B o t r i e b s e r g e b n i s s e (im engeren Siffii) zeigt die auf 
S. 1095 abged ruckte Übersicht der Einnahmen und Ausgaben: denen des 
.Jahres liXKV) haben wir die Aon 189G-) Aorangcstelll. 

Die Einnahmen aller Linien zusammen sind hiernach gestiegen um 
100%, die Betriebsausgaben ebenfalls um 100 % 3 ), das außerordentliche 
Erfordernis um 105%. Die absolut beträchtliche Höhe des letzteren er¬ 
klärt .-ich aus den großen Nnohbesolmffungen A'on Fahrbetriebsmitteln. 


*) VorwaUuugsbeiicht 1900, 572. 

") Verwaltungslx-richt 1907, 179. 

t ^ "ii 1896—1906 wm <len 5 550‘.Hfl K. an die Eandeskatse abgeftihrt. 
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die äus den Betriebseinnahmen der Bahnen erfolgten. Von 1896—1905 
wurden für sie nicht ^weniger als 10497000 K. aufgewendet. 

Die Betriebszahl der bosnisch-hevzegowinischen Staatsbahnen 
betrag 1896 68,7 %, 1905 nur 68,4 %. 

Größeren Wert für die Würdigung der Betriebsergebnisse hat je¬ 
doch ihre kritische Beobachtung für die einzeluen Strecken, 
obgleich eine solche in der Literatur u. W. nirgends rechnungsmäßig 
durchgeführt wurde. Wir finden da, daß 1906 bei einem Gesamtüber¬ 
schuß von 738166 K. allein auf die Bosnabahn bis Sarajevo 1244 904 K. 
oder 169 (!) % fielen; auf die Strecke »Sarajevo—Motkovich 127 740 K. 
oder 17,3°. und Doboj—Siininhun 157 595 K. oder 21,4%. Die Linie 
Lnsva—Bugojno, durch politische Hemmungen zu einer Sackbalm ver¬ 
urteilt, arbeitete mit einem Fehlbetrag von 53 935 K.; die Bahn Donji 
Vakuf—Jajce, die der Verbindung mit Bnnjaluka ermangelte, mit einem 
solchen von 13 546 K., und die strategischen Linien von Gabela in die 
montenegrinischen Grenzstriche verschlangen einen Zuschuß von nicht 
weniger als 530 319 K. Die erst am 1. August 1906 eröffnete Ostbahn 
kann hier noch nicht berücksichtigt werden. 


(Zu S. 1084 gehörig.; 

Bahnlinien 

Betriebseinnahmen 
iu K. 

if " i 

Betriebsausgaben ; 

. T r- 1 

i in K. 

ii 

, Außerordentlichen 
Erfordernis in K. 


1896 

j 1906 

1896 

, 1906 

1] 18 9 6 

, 19U6 

Bosnisch Brod— Sarajevo . . 

2813930 

6212120 

| 1 573 657 

3 405 443 

1112197 

1 501 77H 

Sarajevo—Metkovich 

866674 

2 730 322 

745820 

2091536 

171 769 

511 040 

Doboj—Sinünhan. 

383238 

714 106 

304664 

614 357* j 

81686 

42 154 

Lasva—Bugojno. 

, 144 748 | 

361046 

229560 

391 932 ! 

2000 

23 049 

Ilonji Vakuf—Jajce. 

26 430 

i 107181 

52 704 

120120 i 

500 

007 

< labela—Landesgrenze : Hum 
— Trebinje. 

_ 

604 679 

f _ 

589 365 

_ 

545 683 

Sarajevo—Ostgrenzc. 

— 

264 412 

j 

444294 

1 “ 1 

14 391 

Summe . . 

4233920 

10993866 

! 

| 2906 405 

I 

7 657 047 

: 1 318 152 j 

2 698653 


An die Landoskasse abgeführtcr Betrag in K.: 
Für alle Linien zusammen 0 363 ’ 738166 


II. Abschnitt. 

Die Zeit des großen Programms (1906—1914). 

a) Die Streitfragen des Programms und der Kampf 

um sie. 

Mit Ungeduld sah man in Bosnien und Österreich der Vollendung 
der Ostbalm entgegen. Sollte doch nach den oben genannten Gesetzen 
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von 1903 alsbald mit dem Bau der Linie Bugojno—Arzano begonnen 
werden. Der Reichsfinanzminister Freiherr von Burian (Magyare) 
wurde zur Abgabe der Erklärung genötigt, daß die LandesverwaHunu 
Bosniens nunmehr die Regierungen Österreichs und Ungarns darauf auf¬ 
merksam machen werde, daß es ihre Sache sei, für die finanzielle Sicher¬ 
stellung des Ausbaues der Strecke Bugojno—Arzano und Saraac—Dolx>j 
zu sorgen. Es wurde immer offenbarer, daß die bosnischen Eisenbahnen 
trotz aller ihrer Vorzüge nur ein System von Sackbahnen waren, das 
den Verkehr und somit auch die geistigo und politische Orientierung 
eines großen Teiles des Landes nach Ungarn lenken sollte. Es fehlte 
der Ausbau zu einem tragfähigen, das ganze Okkupationsgebiet Uber- 
spannenden Netze und seine Verknüpfung mit den Nachbarländern. Bos¬ 
nien und die Herzegowina waren künstlich isoliert. Keine durchgehende 
Verbindung mit dem stammverwandten Kroatien, keine Möglichkeit, auf 
Schienen zu den prächtigen, natürlichen Häfen Nord- und Mittel¬ 
dalmatiens zu gelangen. Vom benachbarten Osten ganz zu schweigen’ 
Und selbst an der einzigen Stelle, wo die Züge von Sarajevo an die 
großo Eingangspforte — Bosnisch Brod — gelangten, verhinderte die 
bosnische Schmalspur den Durchgangsverkehr. Hier yünschten, wie 
schon betont, vor allem dio Magyaren eine Änderung. Die Normalspur 
sollte tiefer in das Okkupationsgebiet hinein^eführt werden, und zwar 
von der ungarischen Grenze unmittelbar das Bosnatal aufwärts: Die 
normalspurige Strecke Samae—Doboj bildete II n g a r n s Eiaenbalm- 
wunseh. 

Österreich bestand auf der Verbindung Mitteldalmatiens (Spalato>* 
mit seinem natürlichen Hinterlande, die durch die Linie Bugojno 
—Arzano und seine Fortsetzung auf österreichischem Gebiet bis Sinj 
(dem Endpunkt der bestehenden von Spalato heranführenden Bahn) hei- 
gestellt werden^ sollte. Daneben sollte Spalato unmittelbar nach Norden 
einen Schienenweg nach Österreich erhalten, entweder auf dem von der 
Natur vorgezeichneten Wege durch das bosnische Unatal nach Novi oder, 
falls die entgegenstehenden politischen Schwierigkeiten unüberwindlich 
wären, durch dio zu Kroatien gehörige Lika nach Ogulin an der Balm 
Agram—Fiume. Bis Knin nahe der bosnischen und kroatischen Grenze 
bestand schon eine Schmalspurbahn. Österreichs dritter Wunsch betraf 
die Schaffung eines unmittelbaren "Weges von der kroatischen Grenze 
(Doberlin) nach Sarajevo durch Ausbau der Lücke zwischen Banjaluka 
und Jajce. 

Österreich stand der ungarischen Forderung nach der Linie Samae 
—Doboj gleichgültig gegenüber, Ungarn sah jedoch in den drei For¬ 
derungen des anderen Staates der Monarchie eine Bedrohung seines Ver- 
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kehrsmonopols in Bosnien und wollte ihre Durchsetzung verhindern. 
Der österreichischen Politiker aller Völker — um Länder-, nicht um 
Nationalitätenfragen handelte es sich ja in erster Linie — bemächtigte 
sich darüber ernste Gereiztheit. Immer wieder verlangten sie ini 
Reichsrat und in der Delegation 1 ) die Förderung ihrer Wünsche, er¬ 
hielten aber von der österreichischen Regierung den Bescheid, sie allein 
könne ohne Ungarn die auch nach ihrer Ansicht gerechtfertigten For¬ 
derungen nicht durchsetzen, und von der gemeinsamen, daß wohl die 
Verwaltung der Eisenbahnen, nicht aber die Verkehrspolitik in Bosnien 
und der Herzegowina in ihrer Hand liege. Im Jahre 1902 hatte man wohl 
gesetzliche Vorsorge für den Bau der Linien Bugojno—Arzano und 
Samac—Doboj getroffen, nicht aber für ihre Finanzierung. Da hierüber 
keine Einigung mit Ungarn erzielt werden konnte, geschah oben nichts. 
Dio Ansicht des Slowenenführers Schusterschitsch, es wäre Sache Öster¬ 
reichs, die Kosten für die (im südslawischen Interesse gelegene) Strecke 
Bugojno—Arzano allein zu übernehmen*), drang in der österreichischen 
Delegation nicht durch. 

Die Geschichte der dalmatinischen Eisenbahnan - 
Schlüsse ist ein Musterbeispiel dafür, wie der Bau von volkswirt¬ 
schaftlich notwendigen Bahnen durch politische Hemmungen jahrzehnte¬ 
lang unterbunden werden kann. Mittel- und Norddalmatien ist ein 
Küstengebiet mit den besten Häfen, aber ohne Hinterland und ohne Be¬ 
deutung für den Weltverkehr. Dem Bau von Eisenbahnen nach Norden 
und besonders nach Osten — Bosnien — stehen freilich in den Gehlrgs- 
mauern des Velebit und der dinarischen Alpen große Geländeschwierig¬ 
keiten entgegen, aber sie sind der neuzeitlichen Technik nicht unüber¬ 
windlich. Vor allem steht wirtschaftlich viel auf dem Spiel. Einmal ist 
der Personenverkehr aufs äußerste erschwert. Die Fahrt von Wien 
nach Spalato über Triest und von da mit Eilschiff dauert etwa 32 Stun¬ 
den, der Landweg über Sarajevo und Gravosa (von dem auch noch 
8 Stunden auf dem Wasser zurückgelegt werden müssen) 18 Stunden! 

m 

Zur Reise von Banjaluka nach Spalato sind 44 Stunden erforderlich, ob¬ 
wohl dio Entfernung von einem Schnellzuge in 3 bis 4 Stunden zurück¬ 
gelegt werden könnte. Ein Schienenweg durch Bosnien nach Norden 
würde den Erzeugnissen Dalmatiens, wie Wein, öl, Mandeln, Feigen. 
Chrysanthemen, den' bosnischen Markt und den bosnischen Erzeugnissen 
nicht nur den dalmatinischen, sondern auch in ganz anderem Maße den 

*) Interpellation Biankiui 41, 20 und 41, 654; Sylvester 41, 050; Kink. 
41, 723 und 101G; Biankini 41/11, 985; Vukovic 42, 833; Baernreither 42, 
und 43, 206. Resolution Schusterschitsch 43. 226. Baijak 14, 283 u. a. 

’) 41, 734. 
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internationalen Markt erschlossen haben. Spalato würde nicht bloß den 
nächsten Hafen für einen beträchtlichen Teil Kroatiens-Slawoniens bil¬ 
den, vielmehr auch den Ausgangspunkt einer wertvollen Personenlinio 
für den Verkehr mit Ungarn und Österreich. Allerdings besteht die Möglich¬ 
keit, daß durch diesen Wettbewerb die Anziehungskraft Fiumes etwas 
geschwächt wird. Diesen Hafen hatten aber die Magyaren mit Geschick 
und Tatkraft zu einer Hochburg ihrer Volkswirtschaft und ihres Volks- 
mms ausgestaltet. Argwöhnisch betrachteten sie alles, was ihr Meister¬ 
werk gefährden konnte. Hatten sie daher die zum Länderverband der 
ungarischen Krone gehörigen Häfen Zengg (Senja), Buccari, Portore 
und Carlopago aus Besorgnis vor einem Wettbewerb mit Fiume ge¬ 
hemmt, so durfte man kein Wohlwollen für das zu Dalmatien gehörige 
.Spalato erwarten, das sie seit 100 Jahren „reinkorporieren“ wollten und 
das ein Haupts! titzpunkt des Panslawismus, d. h. der unbedingten 
Magyarenfeindschaft, ist. 

Schon in den GOer Jahren des vorigen Jahrhunderts traten in Dal¬ 
matien Bestrebungen nach Herstellung einer Eisenbahnverbindung mit 
der übrigen Monarchie durch das Unatal zutage. Der Plan scheiterte 
an der Türkenherrschaft in Bosnien. Waren doch gerade die Gebirgs¬ 
kessel an der obersten Unat* und Tiskovac, die von Dalmatien aus durch 
die Bahn erschlossen werden sollten, die gefährlichsten Schlupfwinkel 
_ der südslawisch-christlichen Verschwörer, die sich schon seit langem 
die Isolierung ihres Gebiets von Sarajevo zunutze machten. 

Im Jahre 1871 legte ein Kenner und Freund Dalmatiens, Admiral 
Wüllorstorff, der österreichischen Regierung den Plan einer Verbindung 
zwischen der österreichischen Südbahn und Spalato vof zugleich mit 
einer Denkschrift, die die politische und kommerzielle Dringlichkeit 
jener darlegte und die Österreich drohenden Ungelegenheiten kennzeich¬ 
nete, die durch ungarische Bestrebungen nach den Küsten der Adria 
herbeigeführt würden. Gleichsam als Wetterzeichen für die später zum 
Austrag gekommenen schweren Meinungsverschiedenheiten erklärte 
hierauf Franz Pulszky im ungarischen Reichstag, daß Dalmatien dem¬ 
jenigen Staat der Monarchie zu fallen müsse, dem es gelänge, Dalmatien 
durch eine Eisenbahnverbindung in seinen wirtschaftlichen Bereich zu 
ziehen. 

Später tauehlc ilas Molynarische Projekt auf, das eine Linie 
von Rudolfswerth in Krain über Ogulin, Sluin, Gracac und Kain nach 
Spalato vorsah, also durch dio kroatische Lika unter Umgehung bos¬ 
nischen Gebietes. Das österreichische Gesetz vom 30. April 1873, betr. 
<lio Herstellung einer Eisenbahn von Spalato über Knin an die dal¬ 
matinisch-kroatische Landesgrenze nebst Abzweigungen, (RGBl. 1873 
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Nr. 80) sollte es in die Tat umsetzen. Allein das vorgesehene Überein¬ 
kommen mit Ungarn kam nicht zustande, und so endete die dalmatinische 
Bahn in Knin. 1878 erfolgte die Okkupation Bosniens und der Herze¬ 
gowina. Sie wurde vor allem damit begründet, daß Bosnien das natür¬ 
liche Hinterland Dalmatiens sei und daß beide Länder eng verbunden 
unter einer Hut sein müßten. Die Dalmatiner rechneten daher* auf das 
sofortige Einsetzen einer großzügigen Verkehrspolitik, die ihnen 
eine Bahn von Spalato nach Sarajevo, ’Novibazar und Mitrowitza brin¬ 
gen würde, 1883 nahm das österreichische Abgeordnetenhaus eine 
Entschließung an, die die Regierung beauftragte, wegen des Baues 
der Unatalbahn mit Ungarn Verhandlungen einzuleiten. Dieses weigerte 
sich jedoch abermals, trotz der anerkannten militärischen Wichtigkeit der 
Strecke. In der österreichischen Delegation wurde 1882 und 1886 die 
Inangriffnahme der Unatal- oder Likabahn verlangt, 1882, 1894, 1896, 1897 
und 1898 die der Linie Bugojno—Arzano. Es wurde viel und überzeu¬ 
gend darüber gesprochen, z. B. dargelegt, daß deren Einnahmen das mit 
Bestimmtheit vorauszusehende Defizit der Bahn Gabela—Gravosa—Zele- 
nika wettmachen würde, selbst von Kallay wollte danach trachten, die 
dem Bau entgegenstehenden Schwierigkeiten au beseitigen. In der 
35. und 36. Session (beide 1900)' der Delegation wiederholte sich 
dasselbe, in der 37. sprach bereits ein' Delegierter von dem Ver¬ 
brechen Ungarns an der österreichischen Reichshälfte, was die 
Magyaren zu einem Entgegenkommen kaum geneigter gemacht haben 
dürfte. Neue Hoffnungen erweckten im Oktober 1901 gemeinsame 
Ministerkonferenzen über die bosnischen Bahnen. Die allgemeine Über¬ 
zeugung ging dahin, daß die unverzügliche Anlegung einer Eisenbahn 
von Spalato nach Sarajevo beschlossen würde. Ein Wiener Telegramm 
hatte dies sogar als beschlossene Sache gemeldet und in Spalato unbe¬ 
schreibliche Freude, Musik und Stadtbeleuchtung veranlaßt. Umso größer 
war die Enttäuschung, als zunächst die bosnische Ostbahn gebaut wurde. 
Der dalmatinische Landtag lehnte deshalb sogar verschiedene Regie¬ 
rungsvorlagen ab. Immerhin blieb die Hoffnung, daß nach den Gesetzen 
von 1902 (siehe oben) unmittelbar der Ausbau der Strecke Bugojno— 
Arzano folgen müßte. Als 1906 aber wieder nichts geschah, glaubte ganz 
Dalmatien, daß mit seinen Lebensinteressen ein frivoles Spiel getrieben 
würde. 

Die Stimmung wurde so bedenklich, daß die österreichische Re¬ 
gierung sich veranlaßt sah, die Angelegenheit in die Verhandlungen mit 
Ungarn über den neuen staatsrechtlichen Ausgleich einzubeziehen. In 
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<1 er Tat wurdo das Junktim 1 ) zwischen dem Bau der Bahnen Saxoac—Doboj 
und Bugojno—Arzano durch ein solches der Linien Samac—Doboj 
und Banjaluka—Jajce ersetzt. Diese beiden sollten auf Kosten Bosniens 
und der Herzegowina erbaut werden. - Für die Strecke Bugojno—Arzano 
wurde vereinbart, daß, falls nicht noch eine andere Einigung erzielt 
würde, Österreich das Recht erhielt, sie auf seine Kosten auszuführen, 
eine Lösung, mit der zwar ein großer Teil der österreichischen Politiker 
nicht zufrieden war, die die Südslawen aber immerhin befriedigte, da 
jetzt ihre Bahn gesichert schien. 

Ungarn legte großen Wert auf die Herstellung eines zweiten 
(Heises der Kaschau-Oderberger Bahn, die die kürzeste Verbindung 
Ungarns mit dem Deutschen Reich darstellt, aber auch über öster¬ 
reichisches Gebiet läuft. Österreich machte sich das bei deu Verhand¬ 
lungen zunutze. Und so wurde in dem Budapester Protokollabkommen 
vom 10. Oktober 1907, betr. die Bahnverbindungen nach Dalmatien und 
die Ausgestaltung der österreichischen Strecke der Kaschan-Oderberger 
Bahn, in Artikel III Absatz 2 ein Junktim vereinbart zwischen der Her¬ 
stellung des zweiten Gleises und der Erweiterung der Stationen dieser 
Eisenbahn einerseits, dem Ausbau der auf kroatischem Gebiet gelegenen 
Strecke der Bahnverbindung mit Dalmatien andererseits. Hierdurch 
hatte Österreich eine wichtige Handhabe gewonnen, um Ungarn zu Sem 
Bau der Likabahn zu veranlassen. Durchgeführt wurde er jedoch noch 
nicht. Als der vorgesehene Zeitpunkt hierzu (Anfang 1908) herankam, 
machte die ungarische Regierung den Vorschlag, die Likabahn durch die 
— wie bekannt — billigere und wirtschaftlich vorteilhaftere Trasse im 
Zuge des Unatals ersetzen zu dürfen. Österreich war zu einer Einwilli¬ 
gung in diese Abänderung bereit. Jetzt waren aber wieder umfangreiche 
Vorarbeiten für dio neue Linie nötig, und das beanspruchte Zeit. Später 
verzögerten die kroatischen Regierungswirren die Erfüllung der über¬ 
nommenen Verpflichtung, d. h. wieder verhinderten politische Umstände 
die Befriedigung der wirtschaftlich so wichtigen Bedürfnisse. Das trat 
abermals ein, als Ungarn im Oktober 1911 erklärte, aus staatsrechtlichen 
Gründen nicht mit eigenem Gelde eine Bahn über bosnisches Gebiet 
bauen zu können, über das Österreich mitzubestimmen h&tte^ und 
daher an Stelle der Unatallinie doch lieber die Likabahn ausführen zu 
wollen. In Österreich weckte diese abermalige Verschiebung eine recht 
unfreundliche Stimmung, der der Delegierte Baijak*) Ausdruck gab: 

*) Ein« Verbindung verschiedener Gesetzentwürfe, von denen die Aus¬ 
führung des einen abhängig gemacht wird von der gleichzeitigen Ausführung 
<l«s anderen. 

*) 44. Session der österr. Deleg., 5. Sitzung vom 11. Nov. 1910. 
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-,Das letzte der vielen Projekte bleibt unausgeführt, da es von einem 
besseren Projekt verdrängt wird, bis dieses an die Reihe kommt, von dem¬ 
selben Los ereilt zu werden .... Wir verlangen nicht die beste und 
auch nicht die bessere Eisenbahn, auch nicht eine gute, sondern daß man 
uns einmal überhaupt nur eine Eisenbahn gebe.“ 

Daß es Ungarn mit dem Bau der Likabahn nicht eilig hatte, zeigte 
sich, als bald darauf die österreichische Regierung für die ärmste Be¬ 
völkerung argentinisches Gefrierfleisch einführen wollte und hierzu das 
dabei mit seinen agrarischen Interessen beteiligte Ungarn um Erlaubnis 
bat. Die ungarische Regierung erklärte ihr Einverständnis für den Fall, 
daß Oesterreich die im Übereinkommen von 1907 zugesagle Ausgestal¬ 
tung der Kaschau-Oderberger Bahn vornehme. Es sollte sich also der 
einzigen Handhabe begeben, mit der es die Herstellung der Likabahn 
durchsetzen konnte. Das Echo im österreichischen Abgeordnetenhause 
und in der südslawischen Öffentlichkeit war dementsprechend von er¬ 
bitterter Schärfe. 1 ) 

Unter diesem Druck mußte die österreichische Regierung tat¬ 
kräftigere Schrille in Budapest unternehmen. Den Ausschlag gaben aber 
•erst die vom Generalstab betonten strategischen Rücksichten, die die 
Verknüpfung der dalmatinischen Höfen mit der Monarchie durch Schic¬ 
nonstränge aufs äußerste wünschenswert erscheinen ließen. Ungarn 
sagte nunmehr die Inangriffnahme des Baues zu. 

Es wird behauptet 2 ), daß dieser Schritt — den die österreichischen 
Unterhändler, ersiegt zu haben glaubten und den sie mit der Ausgestal¬ 
tung der Kaschau-Oderberger Bahn teuer bezahlten — im Schoße der 
ungarischen Regierung längst beschlossene Sache war, daß ihr 
Ministerpräsident Wekerle der neuen kroatischen Regierung gegenüber 
sich zum sofortigen Baubeginn verpflichtet, als Realpolitiker es aber 
verstanden hatte, das kroatische Eisenbahnprojekt auch politisch zu ver¬ 
werten. Eine Bestätigung hierfür ließ, sich nicht erbringen. 

Im Oktober 1912 wurde der Bau der 215 km langen Likabahn 
Ogulin—Landesgrenze bei Knin (Pribudie) als königlich ungarische 
Staatsbahn begonnen. Sie ist als Hauptbahn zweiten Rahges angelegt, 
die Kosten dürften 120 Millionen Kronen betragen, was einem Kilometer¬ 
satz von 571300 K. entspricht. Der Bau ging flott vonstatten. 

*) Vorgl. z. B. die Ausführungen des bejahrten dalmatinischen Landtags¬ 
präsidenten Abg. Ivöevic (Abg. H. 21. Session, 19. Sitzung vem 24. Oktober 
1911), des Abg. Biankini (eb. 25. Sitzung vom 7. Nov. 1911) sowie die Beden 
der Delegierten Mandic, Tresio und Gessmann in der 44. und 45. Session doi 
-österreichischen Delegation. 

*) Omega 59, 60. 
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Am 28. Dezember 1013 wurde die Linie von Karlstadt zur kroatiseh- 
krainischcn Landesgrenze, am 28. Mai 1911 die österreichische Ver¬ 
längerung bis Rudolfswerth dem Betrieb übergeben. Im April 1914 
wurden die Bauarbeiten für die 22.2 km lange dalmatinische Anschluß- 
Strecke von Pribudic nach Knin vergeben. Eines der umstrittensten 
Eisenbahnprojektc Europas, das am meisten umkämpfte in der Doppel¬ 
monarchie, schien sich der Vollendung zu nähern. — 

Die Bedeutung der Likabahn in der endgültigen Form darf nicht 
überschätzt werden. Sie kann nicht die Zubringerrolle für Spalato 
spielen, die die Unatalbahn eingenommen hätte. Bei dem Umweg über 
Ogulin liegt Spalato nach wie vor weiter von Budapest entfernt als 
Fiume. Die Lika selbst aber ist ein wildes Karstland ohne intensive 
Bodenbestellung, ohne Industrie und Bergbau und ohne nennenswerte 
Kaufkraft. Wertlos ist die Linie freilich nicht. 

Inzwischen hatte der Streit um eine andere für Bosnien bedeut¬ 
same Bahn noch weitere Kreise gezogen, die Frage der Sandsehak- 
bah n. Der österreichisch-ungarische Minister des Äußeren Freiherr 
von Alirentlial trat in seinem Expose vom 27. Januar 1908 im Ausschuß 
der ungarischen Delegation für die Fortsetzung der bosnischen Ostbahn 
von Uvac durch den türkischen Sandschak Novibazar bis Mitrowitza durch 
Österreich-Ungarn ein. 

Die Aulnahino in der Monarchie, besonders in den gewerblichen und 
llaudclskreisen Österreichs, war begeistert. Endlich werde mit der alten 
Überlieferung der Passivität gebrochen, ein neuer Weg sei zu den Herzen 
der Balkanvölker gefunden, es sei ein ,,Programm moderner, aktiver Poli¬ 
tik positiver Förderung“ der wirtschaftlichen Durchdringung nach dem 
Vorbild der westeuropäischen Kolonialmächte, der Sicherung der alten, der 
Erschließung neuer Wege für die Erzeugnisse der Volkswirtschaft der 
Monarchie, ein „Appell an die Initiative der Kulturfaktoren“, ja geradezu 
die „Wiedergeburt des Orients“! Von Wien und Budapest werde sieh über 
Saloniki, Athen, Ägypten, Indien eine breite Straße befruchtenden Ver¬ 
kehrs“ auftun 1 ), ja es wurde sogar davon geträumt, daß sich irgendwie 
der Verkehr zwischen London und Kalkutta über Österreich lenken ließ?! 
Es war dies eine Erscheinung, wie sie vor dem Weltkrieg so häufig, und 
nicht bloß in Österreich-Ungarn, beobachtet werden konnte: Irgendeine 
Bahn, mochte sio auch noch so unrentabel und bedeutungslos sein, wurde 
literarisch in große „Relationen“ gebracht, und wenn sieh eine Strecke 
derart an die andere reihte, daß auf der Landkarte die eine die Fortsetzung 
der anderen bildete, so wurde alsbald von einer „großen, durchgehenden 

*) Karrer in „Die Weltwirtschaft“ 1908, 26 ff. 
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Hauptverkehrslinie“ gesprochen. Es liegt hier also keine Eigentümlichkeit 
des Eisenbahnwesens im Südosten der Donaumonarchie vor. Die Sand- 
schakbahn wurde übrigens auch von ernsten österreichischen und ungari¬ 
schen Politikern hoch bewertet. So sagt z. B. Charmatz 1 ) offenbar im 
Hinblick auf den bevorstehenden Schritt der Monarchie, schon 1907: „Eine 
neue, unter österreichisch-ungarischem Einfluß erbaute Bahnlinie im 
Orient hätte mehr Wert als ein neues Stück politischen Kampfbodens.“ 

Umso unfreundlicher antwortete das Ausland auf Ährenthals An¬ 
kündigung. Zweifellos hatte dieser das formale Recht zur Seite, da Art 25 
des Berliner Vertrages ausdrücklich Österreich-Ungarn die Erlaubnis gab, 
im Sandschak Novibazar Handelstraßen zu besitzenf und es war nur noch 
eine weitere Verständigung über die Einzelheiten Vorbehalten. Allein durch 
29jährigen Nichtgebrauch hatte die Monarchie sich dieses Rechtes fast 
begeben, und so gut wie das ganze Konzert der Großmächte hatte ihr nicht 
mehr eine solche Äußerung von Lebenskraft zugetraut Alte Berechnun¬ 
gen und junge, verschwiegene Beuteaussichten wurden damit unsicher 2 ). 
Auf eine kurze Stille der Betroffenheit folgte ein wohlinszenierter Sturm 
der Entrüstung im Blätterwald von London, Paris, Rom, Petersburg, Bel¬ 
grad, Bukarest. Österreich-Ungarn wurde jeder Gewalttätigkeit, Hinter¬ 
list und Bosheit geziehen, ein Schauspiel, da© dem politischen Chronisten 
dieses Zeitabschnittes, Soenosky, ungeheuerlich und ganz überraschend 
, vorkommt, und für das er sorgfältig nach Gründen sucht Heute läßt sich 
rückblickend feststellen, daß die Ankündigung des Baues dieser von Bos¬ 
nien ausgehenden Eisenbahn zum ersten Mal ein Zusammenwirken aller 
späteren europäischen Ententemächte herbeiführte, den ersten großen Re¬ 
klamefeldzug für den bedrohten Frieden gegen die rohe Gewalt der Mittel¬ 
mächte 

Unbekümmert um dieses Geschrei ging Ährenthal seinen Weg. Den 
Ansprüchen nach Kompensationen kam er dadurch entgegen, daß er 
dem Bau einer im serbischen Interesse liegenden Eisenbahn von Serbien 
nach der albanischen Küste (Donau-Adriabahn) keine Hindernisse zu 
bereiten versprach. Am 4. Februar 1908 erhielt er die Ermächtigung des 
Sultans zur Trassierung der Sandschakbahn. See wurde im April jn 
Gegenwart von Vertretern der österreichisch-ungarischen und der ottoma¬ 
nischen Regierung begonnen. Hierbei zeigte es sich, daß die Bahn wirt¬ 
schaftlich nur geringe Bedeutung erlangen würde. Für die etwa 218 km 
lange Gebirgsbahn ersten Ranges wurden die Kosten mit rund 120 Mill. K. 


1 ) Deutsch-österreichische Politik, 393. 

*) Die Gedankengänge der Staatsmänner der einzelnen Länder sind an¬ 
schaulich bei Sosnosky dargestellt. 

Archiv för Eiscnbmhmretcu. 1919. 7a 
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ermittelt, d. h. für 1 km nicht weniger als 553000 K. Sie würde 
keineswegs eine Abkürzung des Weges von Saloniki nach Österreich- 
Ungarn bedeuten, die Entfernung Saloniki—Sarajevo—Bosnisch Brod— 
Budapest ist vielmehr um 2% km größer als die über Nisch—Belgrad. 
Deshalb kfime sie als Weg für die Ausfuhrgüter, die zwischen zwei Land¬ 
wegen den kürzeren und bei dem Bestehen eines Seeweges (hier über 
Triest oder Fiume) regelmäßig diesen wählen, nicht in Frage. Der Sand- 
schak selbst ist ein wildes, unfruchtbares Land ohne kaufkräftige Be¬ 
völkerung. 

Der Bau der Sandschakbahn ließe sich höchstens politisch recht- 
fertigen. Serbien nahm seine Stellung als Gebietsherr des Mittelstücks 
der Eisenbahn Budapest—Konstantinopel gründlich wahr und drohte bei 
Handelsvertragsverhandlungen mehrmals, seine Linie den Waren öster¬ 
reichisch-ungarischer Herkunft zu sperren. Von dieser Vormundschaft 
wollte sich die Monarchie befreien. In der Tat hätte sie mit der An¬ 
drohung, auf der neuen Strecke den Verkehr durch Begünstigungen zu 
fördern und damit Serbien zu umgehen, ein achtunggebietendes Mittel in 
der Hand gehabt. Ein politischer Grund war es auch, der den ganzen 
Plan wieder von der Tagesordnung verschwinden ließ. In Konstantinopel 
und Saloniki brach die jungtürkische Revolution aus, und ihr zuliebe, von 
der man allgemein die baldige Wiedererstarkung des Osmanentums er¬ 
wartete, nahm Ährenthal von der Sandschakbahn Abschied. Auch die 
Versuche des Grafen Berchtold auf der Londoner Botschafterreunion 
(1913), sie trotz des Übergangs Novibazars in serbische und montene¬ 
grinische Hände erstehen zu lassen, hatten keinen greifbaren Erfolg. 

Auf das immer ungestümere Drängen der österreichischen Ver¬ 
tretungskörper 1 ) und des durch die am 20. Februar 1910 proklamierte bos¬ 
nische Verfassung eingesetzten Landtags in Sarajevo kam auch die 
Frage der in Bosnien selbst neu anzulegenden und umzubauenden Bahnen 
wieder in Fluß. Im Oktober 1911 fanden in Wien Beratungen statt, 
und am 28. Oktober stimmte die gemeinsame Ministerkonferenz unter dem 
Vorsitz Ährenthals den Anträgen des gemeinsamen Finanzministers Baron 
Buridn zu. Demgemäß wurde am 22. November 1911 im bosnischen Land¬ 
tag ein Rahmengesetz, betreffend die Aufnahme einer Investitions- 
anleiho von 128 Mill. K., eingebracht. Sie sollte in erster Reihe für Eisen¬ 
bahnbauten verwendet werden, nämlich eine Linie von Tuzla nach 
Brcka mit einer Abzweigung nach Bjelina und Rata und je eine Linie 

*) "Vor allem der österreichischen Delegation (vergl. Baernreither 44, 
379; Mandio 44, 395; Ploj 44, 448; Geßmann 45, 436). Ferner im österreichi¬ 
schen Abgeordnctenhauso Anträge Dulibic (21. 7. 1911), Benkovic (eb.) und 
Anfrage Biankini (6. 10. 1911) sowie die Verhandlungen darüber. 
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von Banjaluka nach Jajce und von Bihac nach Novi. Die Beratungen 
des Gesetzes zogen sich den ganzen Dezember hin, führten aber zu keinem 
Ergebnis infolge der Unzufriedenheit der großserbischen Abgeordneten, 
die sich in einer Art Obstruktion gefielen. 

Während der bosnische Industriebund mit seiner im November 1910 
erhobenen Forderung nach Normalisierung der Schmalspurbahnen keinen 
unmittelbaren Erfolg gehabt hatte, waren die oppositionellen (auch nicht¬ 
serbischen) Kreise Bosniens mehr begünstigt. Ihre Stimmung fand Aus¬ 
druck in einem Memorandum des Landesrats, der im Sinn des § 39 des 
bosnisch-herzegowinischen Landesstatuts zur Fühlungnahme mit den Re¬ 
gierungen beider Staaten berufenen Körperschaft. Es enthielt neben zahl¬ 
reichen politischen Wünschen die Forderung nach Übernahme der Zinsen- 
und Amortkatiönsquoto für die auf Landeskosten erbauten strategischen 
Strecken Sarajevo—Ostgrenze und Gabela—Hum—Trebinje. Im Zusam¬ 
menhang mit dem Memorandum wurden im ganzen Lande Versammlungen 
gegen das Rahmengesetz abgehalten, weil es angeblich den Erforder¬ 
nissen Bosniens in keiner Weise Rechnung trug. 

In der Tat wurde daraufhin am 20. Februar 1912 der gemeinsame 
Finanzminister Freiherr von Buri&n seines Amtes enthoben und durch 
(den österreichischen Polen) Ritter von Bilinski ersetzt. Dieser sah, 
daß er so die Hemmungen nicht überwinden konnte, und wählte deshalb 
einen anderen Ausgangspunkt. Aus dem Komplex der Bahnen, für 
die sich die Monarchie interessierte, nahm er nur das Projekt Bihac—Novi 
heraus, da es lediglich lokale Bedeutung hat, vom Lande sehr gewünscht 
wurde und bei voraussichtlich baldiger Rentabilität das bosnische Budget 
nur wenig belasten dürfte. Es wurde der Gesetzgebung Bosniens über¬ 
lassen. Alles andere wurde in das große Programm aufgenommen, das 
zunächst zwischen den beiden Regierungen und dem gemeinsamen Finanz¬ 
ministerium vereinbart werden sollte. 

Bei den Verhandlungen 1 ) auf dieser Grundlage bestand Österreich 
neben der Herstellung einer Verbindung Bosniens mit Spalato auf dem Bau 
einer normalspurigen Linie nach Sarajevo. Ungarn widersetzte sich dem 
und wünschte seinerseits die Fortführung der bis Doboj geplanten Normal¬ 
spur nach der Landeshauptstadt Sarajevo*). Der gemeinsame Finanz- 


*) Vergl. Bilinskie Antrittsrede vor der österreichischen Delegation 
(16. Session) in der Sitzung des Ausschusses für Angelegenheiten Bosniens 
und der Herzegowina am 8. Oktober 1912. 

*) Der Ausgestaltung der Verbindung nach Sarajevo diente auch der 
ungarische Plan des Donau-Savekanals und des Großschiffahrtsweges Buda¬ 
pest-Fiume, indem die Mündung des Kanals zwischen Donau und mittlerer Save 
gegenüber Samao vorgesehen wurde (Volkswirtschaftliche Mitteilungen aus 

73* 
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minister machte auf das dringende Verlangen Bosniens nach dem Bau einer 
Strecke von Tuzla über Kladanj nach Sarajevo aufmerksam. Weitere 
Schwierigkeiten bot die Bestimmung der Linienführung der Posavinahahnen 
sowie der zeitlichen Reihenfolge der Bauausführungen. Österreich kämpfte 
für seine jahrzehntealten Forderungen, Ungarn für die Aufrechterbaltung 
seines Übergewichts, Bosnien für seine territorialen Sonderwünsche, wie 
Beibehaltung der Schmalspur,. Freiheit von Kostenbeiträgen, alleinigen 
Amtsgebrauch der serbokroatischen Sprache, während der gemeinsame 
Kriegsminister (neben dem Finanzminister) die Interessen der Gesamt- 
monarchie wahr nehmen sollte. Auf allen Seiten wurde mit größtem Nach¬ 
druck vorgegangen. » 

Bilinski wünschte die Interessen beider Teile zu wahren upd schlug 
daher vor, verkehrspolitisch Bosnien ideell zu teilen in eine westliche, öster¬ 
reichische Interessensphäre und eine östliche, ungarische. In jedem Teil 
sollten die Bahnen angelegt werden, die der betreffende Staat besonders 
wünschte. Durch Abwägung und Ausgleichung der Interessen beider Teile 
kam er zu einem fest umrissenen Entwurf der zeitlichen Aufeinanderfolge 
der Bauten. Das Rahmengesetz ließ er fallen. Die in ihm enthaltenen 
Investitionsgesetze sollten nunmehr einzeln vorgel'egt werden, so auch das 
Eisenbahngesetz. 

Der Wunsch der Abgeordneten nach Schaffung eines Landes eisen 
bahnraties wurde ihnen ebenfalls bewilligt, jedoch verzögerte sich die Aus 
führung bis zur Gegenwart. 

Desgleichen erreichten sie die grundsätzliche Annahme und demnächst 
die Durchführung ihrer Forderungen in der Sprachen frage. § 1 
dos neuen Sprachengesetzes bestimmt 1 ): „Die serbokroatische Sprache ist 
die Amtssprache bei allen bosnisch-hcrzegowinischen Behörden, Ämtern 
und Landesanstalten, für alle Zweige der Zivilverwalbuhg .... im inneren 
und im äußeren amtlichen Verkehr. Dasselbe gilt auch von der Unter¬ 
richts- und Amtsprache aller Zivillehranstalten, die aus Landesmitteln er¬ 
halten werden, und ebenso für den mündlichen und schriftlichen äußeren 
Dienstverkehr der bosntech-herzegowinischen Landesbahnen mit allen 
Zivilbehörden, Zivilämtern und zivilen Landesanstalten und den Parteien im 


Ungarn 1908, 505 ff.). Der Massenverkehr aus dem Becken der bosnischen 
Landeshauptstadt sollte damit einen größerty» Reiz erhalten, sich weiter nach 
Norden und nicht nach den dalmatinischen Häfen zu wenden, zumal der 
größere Teil der Ausfuhrgüter doch nach Ungarn, Österreich und Deutschland 
bestimmt ist. Zur Hebung de« ungarischen Exports nach dem Süden wurde 
ferner der Plan einer normalspurigen Bahn ven Fünfkiroben nach Doboj aas¬ 
gearbeitet (eb. 19C9, 1065 ff.). 

*) Nach Heimfelsen 67. 
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Bereich Bosniens und der Herzegowina. Dagegen wird im inneren Dienst- 
rerkehr der Landesbahnen die serbokroatische Sprache nur insoweit be¬ 
nützt, als es die militärischen Interessen gestatten." Demgemäß wurden 
hinfort die Angelegenheiten, die keine militärische Bedeutung 
hatten und nicht mit dem Betrieb zusammenhingen, wie das Rechnungs¬ 
wesen usw., serbokroatisch geführt, während der ganze innere Dienst ent¬ 
sprechend den militärischen Interessen in deutscher Sprache versehen 
wurde 1 ). Im äußeren Dienst wurden serbokroatische Gesuche serbokroa¬ 
tisch erwidert. Die Korrespondenz mit den Zentralbehörden und den 

m 

österreichischen Aemtern wurde jedoch deutsch geführt, die mit den un¬ 
garischen Behörden magyarisch, mit den kroatischen kroatisch. Eingaben 
von Privatpersonen aus der Monarchie wurden, je nachdem sie in deut¬ 
scher oder magyarischer Sprache abgefaßt waren, in eben dieser Sprache 
beantwortet. Man kann kaum sagen, daß diese Regelung einfach und 
wirtschaftlich war, aber jedenfalls schuf sie eine gewisse Beruhigung der 
erhitzten politischen Gemüter in Bosnien. 

Die Hauptschwierigkeit für Bilinski bei seinen Verhandlungen mit 
den bosnischen Parteien bestand darin, daß diese von der Normalisierung 
der Bosnabahn nichts wissen wollten und dafür entschieden den Bau der 
Strecke Tuzla—Sarajevo forderten. Wie der geschmeidige Minister sie 
zu überwinden verstand, ist wieder bezeichnend für das in Bosnien be¬ 
triebene Ränkespiel*). 

Es blieben noch zwei Punkte in den Unterhandlungen mit den 
Parteiführern zu bereinigen. Diese wünschten, wie oben erwähnt, daß 
auch die Militärbahn Banjaluka—Doberlin in das Eigentum des Landes 
überführt würde. Die militärischen Stellen stimmten dem unter der Be¬ 
dingung zu, daß der Betrieb und die Verwaltung auch weiter in ihren 
Händen bliebe. Rechtliche Schwierigkeiten verursachte die Frage, wer 
über den Eigentumswechsel zu entscheiden habe. Nach richtiger Ansicht 
jedenfalls nicht der bosnische Landtag, weil es sich um Übertragung eines 
im Eigentum beider Staaten der Monarchie befindlichen .Gutes handelte, 
vielmehr war ein übereinstimmender Beschluß des Wiener und des Buda- 
pester Parlaments neben den Beschlüssen beider Regierungen erforderlich. 

Die zweite Angelegenheit war die Tariffrage. Es hatte sich im 
Lauf der Jahre gezeigt, daß für den Güterverkehr die Erstellung guter 
Tarife nicht minder wichtig als der Bau neuer Strecken ist. Hohe Tarife 
können die Wettbewerbsfähigkeit der wohlfeilsten und besten Waren aus¬ 
schalten. Die Parteien verlangten daher, daß bei den Landesbahnen auf 

*) Bilinski, österr. Beleg. 49, 756. 

*) Vgl. die Dissertation des Verfassers 
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denselben Strecken bosnische Waren in tarifarischer Hinsicht nicht un¬ 
günstiger behandelt werden sollten als die nach Bosnien eingeführten 
oder durch Bosnien geführten Waren. Bilinski versprach, diese Forde¬ 
rung zu seiner eigenen zu machen, soweit es sich nicht um Konkurrenz¬ 
tarife handelte, d. h. Vorzugstarife für Waren, die ohne solche günstigere 
Behandlung den Seeweg an Stelle des Schienenweges nach oder durch 
Bosnien genommen hätten. 

Diese Verhandlungen nahmen den ganzen Sommer 1912 in 
Anspruch. Sie gingen deshalb so langsam vonstatten, weil jede 
der drei großen nationalen Gruppen Bosniens ihre Sonder¬ 
wünsche hatte. Besonders die fortgeschrittenste, die serbische, machte 
immer wieder Schwierigkeiten. Offenbar spielte dabei die Besorgnis mit, 
der Monarchie Bahnen zu bewilligen, die den k. u. k. Truppen den 
Aufmarsch gegen die Brüder jenseits der Grenze erleichtern könnten 1 ). 
Außerdem sprach auch die Furcht der radikalen serbischen Abgeordneten 
vor dem Verlust ihrer Volkstümlichkeit mit. Jedenfalls zogen sie sich 
in letzter Stunde von den mit Bilinski getroffenen Abmachungen zurück. 
Die Einigung mit der Mehrheit des bosnischen Landtages wurde ohne sie 
erzielt. 

Der gemeinsame Finanzminister hatte damit immerhin einen 
achtunggebietenden Erfolg errungen. 

Er trat nun wieder vor die Wiener und die Budapester Regierung 
und erziehe nach ganz außerordentlichen Schwierigkeiten*) das p r o t o - 
kollarische Übereinkommen vom 8. November 1912. Ver¬ 
tragschließende waren die kaiserlich-königliche österreichische Regie¬ 
rung und die königlich ungarische Regierung einerseits, der mit der 
Leitung der bosni?ch-herzegowinischen Verwaltung betraute kaiser¬ 
liche und königliche gemeinsame Finanzminister anderseits 1 . Der 
volle Wortlaut ist in Nr. 2110 der Beilagen zu den steno¬ 
graphischen Protokollen des (österreichischen) Abgeordnetenhauses, 
21. Session 1913 S. 10—12, abgedruckt. Da er sachlich zum größten Teil 
mit dem späteren Gesetzestext tibereinstimmt, dieser aber allein bleiben- 

*) Zwei schlagende Beweise dafür bieten Gayda 10 und Stoianovitch 64. 

*) Vgl. Bil nski im Viercrausschuß der ungarischen Delegation 8. Oktober 
1912. Wie derselbe in der österreichischen Delegation, 49. Session, 10. Sitzung 
vom 29. Mai 1914. erklärte, setzte sich der österreichische Ministerpräsident in 
zwölfstündigor Nachtsitzung in der energischsten, eindringlichsten Weis© 
für die Normalisierung der Linie Donji Vakcf-Lasva ein. Schließlich nötigt© 
die komplizierte äußere Lage die österreichisch© Regierung zur Nachgiebig¬ 
keit unter dem Vorbehalt, daß ei© wenigstens auf ihre Kosten di© Strecke 
umbauen dürfo. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Das Eisenbahnwesen in Bosnien und der Herzegowina. 1109 

den Wert hat, so geben wir ihn insoweit an Stelle jenes Übereinkommens 
hier wieder. 

Gesetz betr. die Ergänzung des bosnisch-herzego wini* 

sehen Eisenbahnnetzes. 

§ 1. Die Regierung wird ermächtigt, ihre Zustimmung zu erteilen, daß 
behufs Ausführung nachstehend bezeichneter Bahnbauten in Bosnien und 
der Herzegowina, und zwar: 

a) einer normaLsp urigen Bahnverbindung von Banjaluka nach Jajce; 

b) einer normalspurigen Bahnverbindung von Samac nach Doboj; 

c) einer schmalspurigen Bahnverbindung von Bugojno nach Arzano; 

d) der Normalisierung der Strecke von Doboj nach Sarajevo; 

e) der Normalisierung der Strecke von Jajce nach Bugojno, einer nor¬ 
malspurigen Bahnverbindung von Bugojno nach Rama und der 
Normalisierung der Strecke von Bama nach Mostar; 

f) einer normalspurigen Bahnverbindung von Bröka nach Tuzla mit 
einer Abzweigung nach Bjelina und Raöa (Posavinaer Bahnen); 

g) der Normalisierung der Linie Doboj—Tuzla, 

sowie zur Ausstattung dieser Bahnen die bosnisch-herzegowinische Landes¬ 
regierung eine Landeseisenbahnanlsihe in verzinslichen und längstens in 
€0 Jahren zu tilgenden Obligationen bis zur* Höhe einer solchen Summe auf¬ 
nehme, die zur Anschaffung eines Kapitals von höchstens 270 Millionen K. 
nötig ist. 

Zur teilweisen Deckung der mit dem Ausbau und der Ausstattung dieser 
Bahnen verbundenen Kosten tragen die im Beichsrat vertretenen Königreiche 
und Länder und die Länder der heiligen ungarischen Krone die folgenden 
Summen bei: * ■ * | j ' | %. 

a) vom 1. Baujahr an durch 60 Jahre einen Jahresbeitrag von 
4858086 K., 

b) vom 2. Baujahr an wieder durch 60 Jahre ^inen weiteren Jahres¬ 
beitrag von 2 600 000 K., # 

c) vom 3. Baujahr an wieder durch 60 Jahre einen weiteren Jahresbeitrag 
von 3 000 000 K. 

Diese Beiträge sind durch die beiden Staaten in dem jeweiligen 
QuotenVerhältnisse zu tragen. 

§ 2. Die Regierung wird ferner ermächtigt, für den Fall, daß die zwischen 
den Regierungen der beiden Staaten der Monarchie über die Normalisierung 
der schmalspurigen Eisenbahnlinie Donji Vaknf—Lasva zu führenden Ver¬ 
handlungen zu keinem anderen Ergebnisse führen, die genannte Linie aus¬ 
schließlich auf Kosten des österreichischen Staatsschatzes als bosnisch-hcrze- 
gowinische Landesbahn auszibauen, wobei die Regierung von diesem Recht 
«rst in jenem Zeitpunkt Gebrauch machen kann, in dem die normalspurige 
EisenbaKnverwaltung von Doboj nach Sarajevo vollendet sein wird. 

Vor Inangriffnahme des Ausbaues der Linie Donji Vakuf—Lasva wird 
zwischen den Regierungen eine Vereinbarung bezüglich der Tarifbildung und 
der Leitung des Verkehres zwischen Österreich und Bosnien und der Herzego¬ 
wina zu treffen sein. 

§ 3. Es wird die Ermächtigung dazu erteilt, daß Bosnien und die Her¬ 
zegowina von der Station Novi der Eisenbahn Banjaluka—Doberlin bis Bihac 
eine normalspurige Landesbahn auf eigene Kosten erbauen, 

§ 4. Die Regierung wird ermächtigt, ihre Zustimmung zu erteilen, daß 
die Militärbahn Banjaluka—Doberlin samt allem Zubehör an Bosnien und die - 
Herzegowina als integrierender Bestandteil der bosnisch-herzegowinischen 
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Landesbahn übergehe, wobei diese Bahn auch weiterhin militärisch verwaltet 
werden wird. 

§ 5. Dieses Gesetz tritt unter der Voraussetzung, daß die demselben ent¬ 
sprechenden gesetzlichen Bestimmungen auch in den Ländern der heiligen 
ungarischen Krone (bzw. den im Reichsrat vertretenen Königreichen und lin¬ 
der n) Gesetzeskraft erhalten und gleichzeitig mit diesem Gesetz kundgemacht 
werden, mit dem Tage tBeiner Kundmachung in Wirksamkeit. 

Außerdem enthielt das Übereinkommen Bestimmungen über die zeit¬ 
liche Reihenfolge cur einzelnen Bauten. Die unter § la, b'und c des 
angeführten späteren Gesetzentwurfs genannten Linien sollten im 
ersten Baujahr begonnen, die Durchführung der Normalisierung „tun¬ 
lichst“ beschleunigt werden. Nach der in die zweite Bauperiode fallenden 
Normalisierung der Linie Doboj—Sarajevo, & also erst in einem-dritten 
Zeitabschnitt, sollte der Bau einer unmittelbaren normalspurigen Verbin¬ 
dung Tuzla—Sarajevo in Aussicht genommen werden. In den zu 
normalisierenden Strecken sollte für die Aufrechterhaltung des schmal¬ 
spurigen Betriebes gesorgt werden, sofern der Zusammenhang des be¬ 
stehenden Schraalspurnetzes dies erfordert. 

Für die einzelnen Linien waren an Ausgaben vorgesehen: 


Linie 

Länge 
in km 

Kosten 
in Mill. K. 

a) Neubauten. 


Banjaluka—Jajce . . 

68 

36 

Bugojno—Ra ma . . 

* 78 

42 

Posavinabahnen . . 

100 

26 

Öamac—Doüoj • • • 

62 

20 

Bugojno—Arzano . . 

110 

84 

b) Umbauten. 


Jajco—Bugojno . . . 

41 

i 10 

Rama—Mostar . . . 

66 

23 

Doboj—Sarajevo . . 

184 

66 

Tuzlg—Doboj . . . . 

62 

10 

zusammeß *) . 

761 

i 267 


Diese 267 oder rund 270 Mill. K. sollten, wie bereits erwähnt, im 
Wege einer bosnischen Investitionsanleihe aufgebracht werden. Die 
österreichische und die ungarische Regierung verpflichteten sich, für ihre 
Verzinsung und Tilgung zwei Drittel des Jahreserfordernisses von etwa 
15 Millionen beizutragen und unter sich nach dem Quotenschlüssel auf- 


*) Dazu kamen noch flir die Linie Bihac—Novi 20,5 Millionen und für die 
Normalisierung der Strecke Donji Vakui—Lasva 20 Millionen. 
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zuteilen. Vom dritten Baujahr an handelte es sich für die "Monarchie 
um 10458086 K. 

Das gemeinsame Finanzministerium verpflichtete sich, zur Deckung 
des Restes der mit dem Ausbau und der Ausstattung der Eisenbahnlinien 
verbundenen Kosten im Jahr 1913 den Betrag von 1 Million K. in 
das bosnisch-herzegowinische Landesbudget einzustellen und in den fol¬ 
genden Jahren einen den Betrag des Vorjahres, und zwar 1914 und 1915 
um je 1 Million K., in den weiteren Jahren um je 1200 000 K. über¬ 
schreitenden Betrag bis zu jener Höchstsumme, die nach Vollendung aller 
Linien für die Bestreitung der Zinsen und der Amortisation erforderlich 
sein würde. 

Die Geldbeschaffung war in der Weise gedacht, daß der Reichs¬ 
finanzminister ein Eisenbahnlandesdarlehn in verzinslichen, binnen höch¬ 
stens 60 Jahren tilgbaren Schuldverschreibungen bis zu dem Betrag 
aufnehmen sollte, der zur Beschaffung des Gesamtkapitals von höch¬ 
stens 270 Millionen K. nötig sein würjle. Bei Annahme eines Jahres¬ 
erfordernisses für Verzinsung und Tilgung von rund 6 v. H. hätte das 
eine Jahresleistung von 16,2 Millionen K. bedeutet, zu der Österreich nach 
dem geltenden Quotenschlüssel 6 651 343 K., Ungarn 3 806 743 K. und Bos 

nien und die Herzegowina 5 741 914 K. hätten beitragen müssen. 

% 

Zur Garantierung der Durchführung der Bahnbauten war ein im 
Eigentum Bosniens stehender Eisenbahnbaufonds vorgesehen, den der 
Finanzminister verwalten und in den zunächst die zu keinem anderen 
Zweck zu verwendenden Anleihegelder fließen sollten. Die Beiträge 
Österreichs, Ungarns und Bosniens sollten vor allem zur Bestreitung 
des Anleihedienstes verwendet, der in einem Rechnungsjahr nicht be¬ 
nötigte Restbetrag grundsätzlich in den Baufonds abgeführt werden. 

Der gemeinsame Finanzminister verpflichtete sich, bei der Auf¬ 
nahme der Anleihen mit den Finanzministern Österreichs und Ungarns 
in Fühlung zu bleiben und bei Begebung der Anleihen im Inlande die 
Kreditinstitute beider Staaten der Monarchie — abgesehen von dem anaf 
bosnische Institute fallenden Anteil — quotenmäßig heranzuziehen, 
falls nicht die Kreditinstitute unter sich einen anderen Schlüssel verein¬ 
barten. Bei der Vergebung und Ausführung der Arbeiten und Liefe¬ 
rungen sollten, ohne grundsätzlichen Ausschluß bosnischer Bewerber, 
die österreichischen und ungarischen Unternehmer quotenmäßig beteiligt 
werden. 

Die Vereinbarung über die Behandlung österreichischer und un¬ 
garischer Güter auf den bosnischen Strecken sah erneut und ausdrück¬ 
lich Parität vor, was im Hinblick auf das ungarische Staatsrecht, ander¬ 
seits auf die Nationalität des jeweiligen gemeinsamen Finanzministers 
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und seine» nächsten Untergebenen, nicht ganz ohne Bedeutung war. Es 
wurde vor allem sichergestellt, daß ein gleichmäßiger Tarif für sämt¬ 
liche bosnisch-herzegowinische Strecken, gleichgültig, ob es sich um 
normal- oder schmalspurige handelte, angewendet wird. Eine für Öster¬ 
reich günstige tarifarische Unterstützung der Doberliner Route wurde 
mit der Durchrechnung der Tarife der bosnischen Landesbahnen bis Do- 
berlin unter Einschluß der Strecke der alten Militärbahn Banjaluka— 
Doberlin erzielt, da diese Tarifberechnung gegenüber der bisher ge¬ 
trennten Rechnung in zahlreichen Fällen bedeutende Frachtermäßigungen 
ergibt. Ähnlich wirkte die Vereinbarung, daß die ungarischen Staats¬ 
hahnen auf allen ihren eigenen zusammenhängenden Linien bis zu den 
bosnischen Übergangspunkten stets das für ihre Hauptbahnen gültige 
allgemeine Baröme ihres jeweiligen Lokaltarifs berechnen sollten, wo¬ 
durch die Möglichkeit für Ungarn ausgeschlossen wurde, auf der Transit¬ 
strecke Sissek—Doberlin oder der Teilstrecke Sunjtt—Sissek prohibitiv 
wirkende Frachtsätze einzuführen. 

Der Inhalt des Übereinkommens wurde in seinen Grundzügen durch 
die in solchen Fällen üblichen Kanäle der Öffentlichkeit mitgeteilt Er 
überraschte nicht, da mit einem derartigen Ausgang der Verhandlungen 
gerechnet werden mußte. Nichtsdestoweniger erhob sich in Österreich 
ein Sturm der Entrüstung, als man das längst Befürchtete eintreten sah. 
Die Ablehnung war gleich scharf bei den großösterreichisch gefärbten 
Christlichsozialen, den damals ausgesprochen ungarnfeindlichen Deutsch¬ 
nationalen, den Sozialdemokraten und den Slawen der meisten Richtun- 
gen: es zeigte sich wieder, daß der Kampf um die Eisenbahnen in Bos- 
nien mehr eine Länder* als eine Nationalitätenfrage war. 

Im einzelnen wurde beklagt, daß die Normalspur in Mostar, 42 km 
vom nächsten Hafen entfernt, enden sollte. Mostar könne sich viel¬ 
leicht in strategischer Hinsicht, aber in keiner anderen mit Sarajevo an 
Bedeutung messen. Es wurde Verwahrung dagegen eingelegt, daß Un¬ 
garn etwa die Bahn Bugojno—Mostar als ein Zugeständnis än Österreich 
bezeichnete. Entweder sei sie überflüssig, oder es müsse die Narenta- 
bahn völlig normalisiert und wegen der Unzulänglichkeit der Fluß¬ 
mündung für einen gesteigerten Schiffsverkehr bis nach Neum-Klek oder 
der Bucht von Tolero verlängert werden. 

Heftig getadelt wurde, daß die Linie Bugojno—Arzano in Schmal¬ 
spur ausgeführt werden sollte. In der Tat verhinderte dies einen durch¬ 
gehenden Zugverkehr von der Monarchie über Bosnien nach Spalato, und 
die durch die ganze Presse gehende Erregung hierüber würde wohl ver¬ 
ständlich gewesen sein, wenn sie früher eingetreten wäre. Bilinski be¬ 
tonte mit Recht, daß niemand etwas eingewendet habe, als er im April 
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1912 der Delegation mitteilte, daß eine schmalspurige Verbindung von 
Serbien nach Spalato geplant wäre. Die Öffentlichkeit und die Delegier¬ 
ten waren aber solchen Erwägungen nicht zugänglich. In der 6. Sitzung 
vom 20. November 1912 nahm der bosnische Ausschuß der österreichi¬ 
schen Delegation eine Entschließung an, die die gemeinsame Regierung 
aufforderte, die Linie Bugojno—Spalato normalspurig auszuführen oder 
wenigstens die Trasse so auszubauen, daß sie in Zukunft für eine nor- 
malspurige Bahn verwendet werden könne. Das bedeutete natürlich ein 
Provisorium, das niemanden befriedigen konnte, wohl aber doppelte 
Kosten brachte. Jede nicht unbedingt nötige Verbindung beider Systeme 
verursachte' unrentable Mehrkosten. 

Die Wahl der Schmalspur für die Strecke Bugojno—Arzano wurde 
damit begründet, daß die Fortsetzung über Donji Vakuf—Lasva—Sara¬ 
jevo—Ostbahn und ebenfalls die auf serbischem Gebiet liegende Linie 
Cacac—Uzice dieselbe Spurweite haben, und daß, falls Serbien seine 
Bahn über Uzice hinaus bis zur bosnischen Grenze bei Vardiste (rund 
€0 km) verlängern würde, eine durchgehende Verbindung von Spalato 
Bis in das Innere Serbiens vorhanden wäre. Dieses hätte dann einen 
direkten Weg zur See und könnte auf die von ihm so lebhaft geforderte 
Donau—Adriabahn über Albanien verzichten! Vv 

Diese Ansicht übersah, daß Serbien (und dem damals äußerlich 
noch befreundeten Rumänien) daran lag, einen von Österreich-Ungarn 
unabhängigen Schienenstrang nach dem Mittelmeer zu erhalten. Der 
Linie Bugojno—Arzano bedurfte es übrigens in keinem Fall. Denn 
nach Herstellung des Zwischenstücks Uzice—Vardiste hätte es bereits 
eine Eisenbahnverbindung durch das Narentatal nach Dalmatien (Met- 
kovich, Gravosa) besessen und nicht den Umweg über die zwei Wasser¬ 
scheiden des Komarsattels (Zahnstange!) und der dinarischen Alpen 
nötig gehabt. So wurde durch das Übereinkommen, wie man in Öster¬ 
reich meinte, den Serben nichts Neues geboten, dem schwergeprüften 
Dalmatien jedoch abermals seine vollwertige Verbindung mit dem natür¬ 
lichen Hinterlande vorenthalten. Die Linie Spalato—Dugopolje—Arzano 
schmalspurig zu lassen und die Förtsetzung nach Bugojno in Schmalspur 
zu bauen, hieße die Eisenbahntransporte mit zeitraubenden und kost¬ 
spieligen Umladungen in Bugojno belasten; schon im Frieden bedeute das 
die Aufrichtung einer trennenden Schranke, im Kriege werde aber un¬ 
zweifelhaft die Zufuhr von Kohle, Maschinenteilen und Ausrüstungs¬ 
gegenständen nach Spalato, dem zweiten Kriegshafen der Monarchie, dar¬ 
unter leiden*). 


*) „Volkswirt“, Jgg. 6, 70. 
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Andere Wünsche gingen auf Ausschaltung des Militärbetriebs bei 
der Bahn Doberlin—Banjaluka und Vermeidung des Doppelbetriebs bei 
den langen sowohl schmalspurig als auch vollspurig gedachten Strecken. 

Den größten Stein des Anstoßes bildete die Art, wie die Frage der 
Normalisierung der Strecke Donji Vakuf—Lasva geregelt werden sollte. 
Aus .den zahlreichen Kundgebungen der österreichischen Öffentlichkeit 
hiergegen seien als besonders eindrucksvoll die der Gemeinde Wien 1 ) 
und des österreichisch - bosnischen Interessentenverbandes*) hervor¬ 
gehoben. Es wurde darauf hingewiesen, daß, während für den Bau der 
vorwiegend ungarischen Interessen dienenden Strecke Samac—Doboj— 
Sarajevo und der gleichfalls in der ungarischen Interessensphäre liegen¬ 
den Posavinaor Bahnen sowie für die damit im Zusammenhang stehende (!) 
Normalisierung der Strecke Doboj—Tuzla*) die Beitragsleistung aui 
Grund des Quotenschlüssels zwischen beiden Staaten der Monarchie ge¬ 
teilt, zum größeren Teil daher Österreich aufgebürdet werden solle, für 
eine verhältnismäßig kurze, österreichischen Interessen dienende Linie 
dem Quotenschlüssel die Geltung versagt werde. Der ungarische Staat 
erteile vielmehr für den wahrscheinlich eintretenden Fall der Ergebnis¬ 
losigkeit der hierüber nachträglich zu pflegenden Verhandlungen die 
Zustimmung, daß Österreich außer den quotenmäßig übernommenen 
Lasten überdies noch die Kosten der Normalisierung dieser keineswegs 
als k. k. Staatsbahn, sondern als bosnisch-herzegowinische Landesbahn 
figurierenden Streckq allein auf sich nehme! Dieses Opfer werde auch 
geradezu wirkungslos gemacht durch die weitere Bedingung, daß die 
Normalisierung keinesfalls vor Vollendung der normalspurigen Verbin¬ 
dung von Doboj nach Sarajevo, mit anderen Worten vor der verkehrs- 
politischen Besitznahme Sarajevos durch Ungarn, in Angriff^genommen 
werden dürfe*). Die unmittelbare normalspurige Verbindung Öster 
reichs mit Sarajevo solle aber zudem noch von einer vorherigen Verein¬ 
barung mit Ungarn über die Tarifbildung und die Leitung des Verkehrs 
abhängig gemacht werden. Hierbei werde dem in die Rolle des Bitten¬ 
den gedrängten Österreich nachträglich niemals die Parität in dem Sinn 

’) Z 1914, 98, 99. 

*) Z 1914, 613, 614. 

*) So Czernin-Morzin in üsterr. Rundschau, Band XXXVIII, 275 ff. Wir 
haben oben gezeigt, daß die bosnischen Abgeordneten diese Normalisierung 
gegen Ungarn durchzusebzen wußten. 

*) Di© Notwendigkeit dieser Klausel wurde amtlich damit begründet, dal» 
«us politischen GrUnden jederzeit eine Verbindung von der Monarchie 
nach Sarajevo voll im Betrieb sein müsse, entweder über Banjaluka-Donji 
Vakuf-Lasva oder Uber Doboj. 
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zugestrnden werden, wie es seinen Lebensinteressen entspräche. Bis 
die Strebe Banjaluka—Sarajevo durch Umbau eine vollständige Ver¬ 
bindung darstellen werde, würden Jahre vergehen, und bis dahin hätte 
Ungarn 4 normalspurige Einbruchslinien nach Bosnien 1 ), nämlich Bos¬ 
nisch Brod—Doboj, Samac—Doboj, Brcka—Tuzla(—Doboj) und Bjelina 
—Vjetereik(—Tuzla—Doboj). Ja, Einspinner 17*) spricht gar von 5 
nach Ungarn führenden, Ungarn dienenden Eisenbahnen, indem er un 
erklärlicherweise auch die Strecke Bugojno-j-Rama dazurechnet 

Gleich schroff war die Ablehnung im Reichsrat und in der Dele 
gation. 

Die Kritik schoß jedoch über das richtige Maß weit hinaus. Trotz 
aller Mängel bildete das große Programm das Siegel auf die Annexion 
Bosniens, dessen Verschmelzung mit der Monarchie nicht nur in politischer, 
sondern auch in wirtschaftlicher Hinsicht Die bosnischen Bahnen waren 
der Schlüssel zu allen die Monarchie berührenden Verkehrsplänen auf dem 
Balkan und besonders in Albanien, die doch gerade von großösterreichischer 
Seite so sehr gewünscht und gefördert wurden. Vor allem erhielt Öster¬ 
reich nunmehr nach dem Erfolg in dem Kampf um die Likabahn jetzt auch 
die sehnlichst verlangten Strecken Banjaluka— Jajoe und Bugojno—Arzano 
zugesichert. Das sollte nicht vergessen werden. 

In Ungarn herrschte eine ruhigere Auffassung, wenn auch die 
eigenen Interessen nicht weniger fest vertreten wurden, übrigens es auch 
nicht an Wortführern fehlte, die fortiter in modo sein zu müssen glaubten. 

Beträchtlichen Widerstand erregte die in dem Uebereinkommen erzielte 
Einigung in. der Tarif frage. Aus der Verpflichtung Ungarns, auf der 
Strecke Sissck—Doberlin keine prohibitiv wirkenden Frachtsätze zu be¬ 
rechnen, ««nachte die politische Agitation die Behauptung, daß diese Linie 
an Österreich verkauft und für immerwährende Zeiten übergeben worden 
sei*). Berief man sich in Österreich auf sein natürliches Recht, sich von 
dem Königreich Dalmatien und dem Reichsland Bosnien nicht durch tari 
farische Willkür abschneiden zu lassen, so war man in Budapest der An¬ 
sicht, daß es weit natürlicher ein Ausfluß der Gebietshoheit Ungarns sei, 
in seinen Grenzen nach freiem Ermessen die Tarife zu bestimmen. Die 
Bindung gegenüber Österreich, mochte sie auch nur in wenigen Beziehungen 
ausgesprochen sein, erregte deshalb Bedenken; man solle die vielen 


*) Volkswirt Jgg. 6, 156. 

*) Dieser nennt in diesem Zusammenhang auch die Strecke Jajce-Bugojno 
für Ungarn besonders wichtig, ohne einen Beweis für diese und obige Behauptung 
auch nur zu versuche«. 

*) Vgl. z. B. Abg. Sandor iin ungarischen Reichstag am 16. Dez. 1913. 
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kühnen Forderungen Österreichs in dieser Frage auf das entschiedenste 
zurückweisen 1 ). 

Den größten und wohl einzigen ernst zu nehmenden Widerstand gegen 
das Übereinkommen verursachte die Furcht vor einer Benachteiligung 
Fiumes. Dieser Hafen war die Lieblingsschöpfung Ungarns. Obgleich 
er von der Natur durchaus nicht begünstigt ist —die offene Rhede ist dem 
Sirocco preisgegeben, die Aufschüttung von Molen durch die bis an das 
Ufer reichende Meerestiefe von 25—30 m erschwert —, haben die Magyaren 
es doch verstanden, ihn zu einem beachtlichen Wettbewerber des österreichi¬ 
schen Triest und zum Ausfalltor Ungarns nach der See zu machen. Auch 
nationalpolitisch wußten sie ihrem Volkstum hier die Wege zu ebnen. Eine 
im Jahr 1868 festgesetzte Autonomie hob Fiume aus dem Rahmen des 
Königreichs Kroatien heraus. Die in ihr begünstigten Italiener mußten, 
wollten sie nicht wie in den meisten Städten au der Ostküste der Adria (Se- 
benico, Spalato, Ragusa, Cattaro usw.) von Kroaten und Serben auf gesogen 
werden, den Magyaren weitgehende nationale Zugeständnisse machen. 
Anderseits sorgte die ungarische Regierung jahrzehntelang dafür, daß die 
von Natur günstiger gelegenen übrigen Häfen des kroatischen Litorales 
und — infolge der Eisenbahnpolitik in Bosnien — auch Dalmatiens gegen 
Fiume nicht aufkommen konnten. 

Die Bahn Bugojno—Arzano drohte nun, Spalato einen beschränkten 
Verkehr aus seinem Hinterlande zuzuführen. Allerdings hatte die unga¬ 
rische Regierung dafür gesorgt, daß infolge des Spurwechsels im Bugojno 
ein unmittelbarer Warenstrom von Ungarn über Doberlin—Banjaluka 
oder die von den deutschen Ansiedlern vergeblich geforderte Verbindungs¬ 
bahn Bosnisch Gradiska—Banjaluka*)—Jajce—Bugojno—Spalato nicht zu 
erwarten war. Aber den Fiumanern und manchen besorgten oder erreg¬ 
ten Wirtschaftspolitikern Ungarns schien jedes Wachstum eines dalma¬ 
tinischen Hafens mit dem Wohlergehen Fiumes unvereinbar. So berei¬ 
teten sie diesem Punkt des Programms Schwierigkeiten. Weniger Un¬ 
ruhe machte ihnen der kroatische Wunsch*), die Eisenbahn Novi—Bihac 
durch die Lika nach dein Hafen Zengg zu verlängern. Denn diese Linie 
hätte kroatisches, also ungarisches Gebiet benutzen müssen, konnte da¬ 
her ohne besondere Anstrengung verhindert werden. Dieser Plan lenkte 
aber die Aufmerksamkeit darauf, daß eine an die Adria führende Fort¬ 
setzung der normalspurigen Strecke Novi—Bihac einen großen Teil des 
Verkehrs aus dem Nordwesten Bosniens und durch die Linien Novi—Ban- 


*) Delcg. Chorin in der ung. Delegation (47. Session), 22. Nov. 1912. 
*) Ileimfehren 55. 

*) Polink in „Volkswirt“ Jgg. 6, 247; Steiner 54. 
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jaluka—Jajce usw. vielleicht auch aus dem Zentrum an sich ziehen kttnnte. 
So sollte unter Ablehnung der Bilinskischen Anschauung von der ideellen 
Teilung des Landes in eine westliche österreichische und eine östliche un-* 
garische Interessensphäre wenigstens der nördliche Teil Bosniens für 
Fiume gesichert werden. Was lag also näher, als Bihac mit Fiume zu 
verbinden? Zu diesem Zweck sollte ursprünglich eine Eisenbahn 
Bihac—Ogulin erbaut werden, später wollte man statt dessen die Linie 
Novi—Bihac einfach an die längs der bosnischen Grenze laufende Lika- 
bahn anschließen. 

Dieser Plan fand in den gesetzgebenden Körperschaften Ungarns 
warme Fürsprecher. Auf Veranlassung des geschickten, sehr tempera¬ 
mentvollen Vertreters Fiumes, de9 Italieners Vio, nahm die ungarische 
Delegation am 22. November 1912 eine Entschließung an, in der es heißt: 
„Der Herr gemeinsame Finanz minist er wird angewiesen (!) . . ., daß . . . 
hinsichtlich des Anschlusses Bihac-Landesgrenze . . . mit den beiden 
Regierungen (Österreichs und Ungarns) gleichzeitig eine Vereinbarung 
getroffen werde.“ Sämtliche Handelskammern Ungarns schlossen sich 
dieser Resolution an. Nicht minder energisch vertrat Vio sein Anliegen 
im ungarischen Reichstag. Seine dort eingebrachte Entschließung erhielt 
eine Anweisung (!)>an die ungarische Regierung, daß sie im bosnischen 
Eisenbahnprogramm dafür Sorge trage, daß der dringende Ausbau der 
Linie Novi—Bihac in der Form sichergestellt werde, daß diese Linie den 
Bestandteil einer nach Fiume sich richtenden Transversallinie sowohl vom 
technischen als auch vom Gesichtspunkte des Betriebs bilden könne. 
Selbst der Redner der die Mehrheit bildenden Nationalen Arbeitspartei, 
die grundsätzlich für das Programm eintrat, meinte, daß er betreffs der 
Interessen Fiumes in gewisser Beziehung mit den Ausführungen Vios 
übereinstimme. 

Weiterhin wurde als Folge der Durchführung des Übereinkommens 
ein Wagenmangel befürchtet. Bisher seien die Wagen von £issek zu¬ 
rückgeleitet worden, künftig würden^sie nach Bosnien hineingehen, und 
wenn dann die geringste militärische Maßnahme notwendig sein werde, 
würde man die ungarischen und nicht die österreichischen Wagen zu¬ 
rückhalten. 

Den heftigsten österreichischen Kritiken an dem Übereinkommen und 
ihren ungarnfeindlichen Ausfällen hielt man 1 ) eine Berechnung gegen¬ 
über, welche Strecken in ungarischem und welche in österreichischem In¬ 
teresse vorgesehen seien. Als in Ungarns Sphäre liegend, könne die neue 
Linie Samac—Doboj (62 km mit 10 Mill. K. Baukosten) und die Norma- 

*) Vgl. Pester Lloyd, 7. Dez. 1918. 
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lisierung der Bahn Doboj—Sarajevo (184 km, 66 Mül. K.) bezeichnet 
werden. Im österreichischen Interesse würden neu gebaut: Die Linien Ban- 
Jaluka—Jajce (68 km, 86 Mill. K.), Bugojno—Rama (78 km, 42 Mill. K.) 
und Bugojno—Arzano (110 km, 34 Mill. K.), ferner normalisiert die 
schmalspurigen Bahnen Jajoe—Bugojno (41 km, 10 Mill. JL) und Rama— 
Mostar (56 km, 23 Mill. K.). 


Im ganzen daher 
Im »ungarischen Interesse: 


neue Linien . 

62 

km, 

20 

Millionen 

K. 

Umbaulinien . 

. 184 

« i 

66 

■ 

* 

zusammen . . 

246 

km, 

86 

Millionen 

K 

Im österreichischen Interesse: 






neue Linien. 

256 

km v 

112 

Millionen 

K. 

Umbaulinien. ; ■ 

. 97 


33 


17 

zusammen. . . 

. 353 

km, 

145 

Millionen 

H. 


Hiernach bekomme Österreich eine neue unmittelbare vollspurige Ver¬ 
bindung von Banjaluka bis Mostar und durch Vollspurumbau der Strecke 
Donji Vakuf—Lasva auch bis Sarajevo. Für Ungarn werde die gegen¬ 
wärtige Verbindung mit der Landeshauptstadt durch den Bau der Linie 
Samac—Doboj um nahezu 40 km verkürzt Ungarn werde aber auch 
von dem Verkehr mit dem Gebiete Banjaluka—Jajce—Bugojno—Mostar 
sozusagen ausgeschaltet. Außerdem bekomme Österreich und Dalmatien 
eine unmittelbare Bahnverbindung der Häfen Spalato und Sebenico mit 
den Linien Banjaluka—Mostar und Donji Vakuf—Sarajevo—Uvac—Vardiste 
sowie nach einer Verlängerung der Ostbahn eine Verbindung mit Serbien, 
die gegenüber dem bisherigen Wege Belgrad—Semlin—Fiume bedeutend 
kürzer sei, ein Umstand, der für den Fiumaner Verkehr immerhin fühlbar 
soin werde. 

All <yese Bedenken wogen doch bei der Beurteilung des Programms 
recht schwer. Der Delegierte Issekutz 1 ) fragte geradezu, warum Ungarn 
zu Eisenbahnbauten beitragen müsse, die zur Auslieferung der wirtschaft¬ 
lichen Vorteile an Österreich führten. Vio*) beklagte sich, daß Ungarn 
100 Millionen >,zum Ausbau von Eisenbahnlinien in uns feindlich gesinn¬ 
ten Gegenden“ verwenden wolle. Und Sandor, von dem der ungarische 
Ministerpräsident meinte, er pflege auf Superlativen herumzuklettern, 
erklärte, die Opposition hätte sich für ihre Tätigkeit kein dankbareres Feld 
wählen können als die Bekämpfung dieser Vorlage; selbst wenn der Umlade- 

*) Im bosnischen Ausschuß der ung. Delegation am 5. Dez. 1913. 

' Im ung. Reichstag am 16. Dez. 1913. 
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verkehr in Bosnisch Brod aufrechtcrhalten werden müßte, wäre dies für 
Ungarn vorteilhafter als das Geeetzwerden des Programms! 

Indessen dürfen diese Stinnn^p. nicht überschätzt werden. Die Mehr¬ 
heit des •ungarischen Reichstags war von vornherein entschlossen, für die 
Ausführung des Übereinkommens das Erforderliche zu tun. Mag es auch 
für österreichische Ohren nicht schmeichelhaft gewesen sein, daß der 
Parteiredner Dobieczky Rekompensationen für dieses Opfer Ungarns 
verlangte und seine oppositionellen Landsleute mit der Möglichkeit ein¬ 
zelner paralysierender tarifaler Verfügungen tröstete, so verdient doch 
festgehalten zu werden, daß er die außenpolitische Dringlichkeit des 
Programms und seine Bedeutung für die Kultur Bosniens und der Herze¬ 
gowina richtig einschätzte und mannhaft hervorhob. Ungarn bot das 
Gegenstück zum Verhallen der Österreicher. Bei den Vorverhandlungen 
fußten seine politischen Führer auf gründlicher Sachkenntnis und hatten 
ihr Ziel fest im Auge, ließen für seine Erreichung auch alle Minen 
springen; nachher wußten sie sich aber gemessen mit dem abzufinden, 
was sie erreicht hatten. In Österreich dagegen herrschte jahre- und jahr¬ 
zehntelang bei der Mehrzahl der Politiker eine gefühlsmäßige Stellung¬ 
nahme vor, so daß im entscheidenden Stadium sich die Unterhändler nicht 
auf die realpolitisch bewußte Geschlossenheit der Abgeordneten, Dele¬ 
gierten und sonstigen Führer stützen konnten. Zu welchen unerquick¬ 
lichen Folgen die Überraschung und Verdrießlichkeit der österreichischen 
Völkerverireter nach der Einbringung im Reichsrat führten, wird unten 
noch erörtert werden. — 

In Bosnien, dessen Forderungen wir oben bei den Verhandlungen 
Bilinskis erwähnten, hatte man in dieser Zeit das unangenehme Gefühl, 
daß auf seinem Rückern, die allerschwersten Inlcressenkämpfe zwischen 
beiden Staaten der Monarchie ausgetragen würden. Man verglich 1 ) die 
eigene Lago mit der eines Esels, der zwischen zwei sich schlagende Pferde 
gestellt wird: Dann schlagen beide den Esel! 

Endlich gelangten die G e » e l z c s v o r 1 a g e n . welche sich ans 
dem Übereinkommen ergaben, an die parlamentarischen Körperschaften, 
erst in Bosnien, dann in Ungarn, zuletzt in Österreich. 

Im bosnischen Landtag wurde das Gesetz betr. den Ausbau von 
bosnisch-herzegowinischen Landesbahnen (enthalten im Gesetz- und Ver¬ 
ordnungsblatt Nr. 27, 17. Februar 1913) und das Gesetz betr. den Bau 
einer Eisenbahn von Bihac nach Bosnisch Xovi (eb. Nr. 3G, 6. März 1913) 
angenommen. Beide wurden mit Zustimmung der Regierungen beider 
.Staaten der Monarchie veröffentlicht: 


l ) Volkswirt J gg. 5, 584. 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1919. 
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Im ungarischen Reichstag wußte bei der Beratung der Vorlage der 
Ministerpräsident Graf Tisza in hervorragender Weise den Einwänden 
seiner übereifrigen und übermäßig beso^ten Landsleute zu begegnen, von 
denen der Abgeordnete Sandor es am 16. Dezember 1913 — 7 Jahre nach 
der Vollendung der letzten bosnischen Bahn, 15 Jahre nach dem er¬ 
warteten Baubeginn der Strecke Banjaluka—Jajce, 39 Jahre nach der In¬ 
angriffnahme der llirschsehen Eisenbahn Novi—Saloniki fertig brachte, 
den Gesetzentwurf als „übereilt“, „sozusagen vom einem Tag auf den 
anderen in Verhandlung gezogen“ zu bezeichnen. Tieza legte dar, 
es wäre aus dem Gesichtspunkt der ungarischen nationalen Politik am 
kurzsichtigsten gehandelt, wenn Ungarn die natürliche wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung aufhalten wellte. „Richtig ist vielmehr der Standpunkt, daß 
Ungarn von der großen wirtschaftlichen Entwicklung, die in Bosnien und 
der Herzegowina unbedingt eintreten wird, durch Ausbau des Eisenbahn¬ 
netzes den natürlichen Teil, der ihm kraft seiner geographischen Lage 
zukommt, für sich in Anspruch nehme. Prüfen wir die Frage aus diesem 
Gesichtspunkt, dann besteht der Entwurf wohl auch die strengste Kriük. 
sobald wir sie nicht auf den Standpunkt gründen, daß w r ir Österreich aus 
Bosnien ausschließen, sondern daß wir trachten sollten, die in der Ent¬ 
wicklung Bosniens liegenden wirtschaftlichen Vorteile in billiger Weise 
nach einem richtigen Schlüssel zwischen uns aufzuteiien .... Wir 
müs-en nicht darauf sehen, ob der Ausbau des Eisenbahnnetzes auch iür 
Österreich mit wirtschaftlichen Vorteilen verbunden ist, sondern darauf, 
ob er auch für Ungarn einen wirtschaftlichen Fortschritt bedeutet.“ 

Der Gesetzentwurf wurde darauf in der ersten und zweiten Lesung, 
am 19. Dezember 1913 in der dritten vom ungarischen Reichstag an¬ 
genommen. 

Im österreichischen Abgeordnetenhause vrar die Vorlage am 18. No¬ 
vember 1913 eingebracht werden. Allein die Völkerboten ließen sieh mit 
der Beratung Zeit, w r as mit Rücksicht auf die Stimmung im Lande gegen 
(tie bosnischen Bahnen verständlich erscheint. In langen Ausschußreden 
werden die alten Wünsche vorgetragen. Die Regierung versuchte, eine 
Vorlage, nach der 94 Lokalbahnen neu gebaut und 26 saniert werden 
sollten, und an denen eine genügend große Zahl Abgeordneter inter¬ 
essiert war, als Vorspann zu benutzen, indem beide Entwürfe durch 
ein Junktim verbunden werden sollten. Aber selbst dieses Mittel ver¬ 
sagte hier. Der ganze Winter verging darüber. Als im Frühling die 
Tschechen sich ansehickten, das Parlament durch Obstruktion lahmaru- 
legen, und eine weitere Verschleppung die Unmöglichkeit bedeutet hätte, 
noch im Sommer 1914 mit den Bauten zu beginnen, in Serbien und Ruß¬ 
land auch ernste Wetterzeichen am politischen Horizont auftraten, setzte 
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die Regierung das Gesetz über die bosnischen Bahnen durch eine am 
9. April 1914 in der Wiener Zeitung veröffentlichte Kaiserliche Ver¬ 
ordnung auf Grund des § 14 des Staatsgrundgesetzes 1 ) in Kraft. 

Diese Maßnahme war zwar allgemein erwartet worden, rief aber 
gleichwohl scharfe Kritik hervor. Sie sei bezeichnend für die vollständige 
Außerachtlassung der Verfassungsbestimmungen 2 ). Von einem Notstand 
könne keine Rede sein, selbst wenn man die Dringlichkeit der Bahn¬ 
bauten zugeben wolle, was aber bei dem sehr anfechtbaren Bauprogramm 
keineswegs feststehe; aber man wisse ja, daß der Bau der Bahnen längst 
in Angriff genommen sei, so daß auch eine weitere Verzögerung nichts 
geändert hätte. - Selbst ein der Finanzwclt skeptisch gegenüberstehendes 
Blatt*) hielt den Vorgang für rechtlich und finanziell bedenklich, „wenn 
es sich dabei auch nicht um eine dauernde Belastung des Staatsschatzes 
handelt, sonst wäre bekanntlich der § 14 nicht anwendbar — sondern die 
Amortisierung der nötigen Anleihen in der verblüffend kurzen Zeit von 
zwei Menschenaltem erfolgen soll! . . . .“ Dem ist entgegenzuhalten, daß 
der längst begonnene Bau sich auf gewisse im Januar 1914 in Angriff 
genommenen Vorarbeiten beschränkte, die auf alle Fälle unternommen 
werden durften, wie Trassierungen und Ausschreibungen für die Über¬ 
nahme einzelner Strecken. Entscheidendes konnte — eben mangels der 
parlamentarischen Genehmigung — nicht geschehen. Daß der soforüge 
Baubeginn eine dringende Notwendigkeit war und man nicht noch einen 

*) Gesetz vom 21. Dez. 1807 (RGBl. Nr. 141). Der § 14, der in der öster¬ 
reichischen Parlamentsgeschichte eine so große Rollo gespielt hat, lautet: 
„Wenn sich dio dringende Notwendigkeit solcher Anordnungen, zu welchen ver¬ 
fassungsmäßig die Zuständigkeit des Reichsrates erforderlich ist, zu einer Zeit 
herausstellt, wo dieser nicht versammelt Ist, so können dieselben unter Verant¬ 
wortung des Gesamtministerium« durch kaiserliche Verordnung erlassen wer¬ 
den, insofern solche keine Abänderung des Staatsgrundgesetzes bezwecken, 
keine dauernde Belastung des Staatsschatzes uud keino Veräußerung von 
■Staatsgut betreffen. Solche Verordnungen haben provisorische Gesetzeskraft, 
wenn sie von sämtlichen Ministern unterzeichnet sind und mit ausdrücklicher 
Beziehung auf die Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes kundgemacht werden. 

Die Gesetzeskraft der Verordnungen erlischt, wenn die Regierung unter¬ 
lassen hat, dieselben dem nächsten nach deren Kundmachung zusammen¬ 
tretenden Reichsrate, und zwar zuvörderst dem Ilauso der Abgeordneten, binnen 
vier Wochen nach dem Zusammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder 
wenn dieselben die Genehmigung eines der beiden Häuser des Reichsrates nicht 
erhalten. 

Das Gesamtministerium ist dafür verantwortlich, daß solche Verord¬ 
nungen, sobald sie ihre pi ovisoriselie Gesetzeskraft verloren haben, sofort 
außer Wirksamkeit gesetzt werden.“ 

2 ) Volkswirt Jgg. 6, 508. 

3 ) Deutsch-Österreich 1914, 707 ff. 
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dritten Sommer und damit ein ganzes weiteres Jahr Bosnien und Dal¬ 
matien warten lassen durfte (ganz abgesehen von der außenpolitischen 
Lage), war gerade von österreichischen Parlamentariern so oft betont 
worden, daß jede- Wort der Verteidigung überflüssig wäre. 

Mit der gesetzlichen Erledigung der Vorlage waren die Schwierig¬ 
keiten, die der Inangriffnahme der bosnischen Bahnbauten im Wege 
Stauden, noch nicht beseitigt. Vielmehr mußte die eiserne Willenskraft 
Bilinskis erst die Prolitsuclit führender einheimischer Großbanken meistern 
und den Hing der Baufinnen sprengen. Beides gelang ihm, ersteres 
dadurch, daß er die 00-Millionen-Anleihe der Dresdner Bank in Berlin 
übertrug, letztere-, indem er mit Ausführung der Bahnbauten in Staats- 
regie drohte. Da- Känkr-picl, das .-ich liieran knüpfte, dürfte zu den 
interessantesten in der Lisenbahngeschichte der Vorkriegszeit geliören 1 ). 
Leider raubte es weitere kostbare Monate. 

Endlich im Sommer 19J I war nach Ungarns Widerstand, den bos¬ 
nischen partikularislisehen Wünschen, dem österrcichisch-parlamenta- 
ri-ehen rnannehinbar, der tschechischen Obstruktion und dem Finanz¬ 
skandal jetzt mit dem Bamiuternehmerring auch das letzte Hindernis für 
die Ausführung des Eisenbahnprograinms in Bosnien und der Herzegowina 
beseitigt, nicht zuletzt dank der rücksichtslosen Tatkraft des gemeinsamen 
Finanzministcr- von Bilin-ki. Was die Vaterlandsfreunde in Österreich 
.seit mehr als vierzig Jahren ersehnt, die bedeutendsten Volkswirte seit 
einem Mensehennlter verlangt, die Siidslawen als nationalpolitische For¬ 
derung er.-tcr Ordnung aufge.-tellt, die Sozialdemokraten aller öster¬ 
reichischen und ungarläudisclien Nationen als Kulturwerk (Paeific- 
bahiKMij herbeigentfen, die militärisehen Kreise als grundlegende Be¬ 
dingung der Sicberlieit der Monarchie bezeichnet hatten, schien nun end¬ 
lich Wirklichkeit zu werden. Alle Hemmungen liescitigt! Wenige Jahre 
friedlicher Entwicklung — und die Wünsche und Kämpfe, die hier ge¬ 
schildert sind, sollten als endgültig erledigt nur noch der Geschichte an¬ 
geboren! 

Wer noch Sinn Jtir objektive Wirtschaftswissenschaft hat, wird be¬ 
urteilen können, oh das ein geeigneter Zeitpunkt war, das arme, kleine 
Serbien brutal zu überlallen und dadurch mit Vorbedacht den Weltkrieg 
zu entli.-seln. E- würde über den Kähmen dieser Untersuchung hinaus¬ 
gehen. wollten wir uns des näheren mit den Behauptungen des Vielver¬ 
bandes über die Schuld Österreichs im Sommer 1911 befassen. • Bei den 
kleinen Teilmobilmaclmngen der Jahre 190« und 1912/13 hatte sich die 
ganze l nzulängl'ohkeit der bosnischen Schmalspurbahnen gezeigt. Zwri 

eingehende Schilderung in der Dissertation des Verfassers. 
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Jahre weiter, und die Strecke Banjaluka—Jajee wäre fertig, das Umladen 
in Bosnisch Brod überflüssig gewesen, die Eisenbahnen zu einem Netze 
verknüpft, die Likabahu vollendet, die Waldbahn Prijedor—Knin aus¬ 
gebaut, die Linie Bugojno—Arzano fertiggestellt, d. h. Österreich-Ungarn 
hätte drei leistungsfähige Verbindungen nach Dalmatien gehabt anstatt — 
gar keiner! Danach muß entweder die Behauptung, daß die Donau¬ 
monarchie 1914 ohne äußeren Zwang vorsätzlich einen Überfall auf 
die kleinen Völker des Balkans gewollt habe, in ein Nichts zerfließen, 
oder cs gesellte sich hier zu einer riesenhaften Schuld ein Leichtsinn, 
für den es schwer ist, ein einer wissenschaftlichen Arbeit angemessenes 
und doch treffendes Wort zu finden. 

Am 28. Juni 1914 wurde der Erzherzog Franz Ferdinand in Sarajevo 
ermordet, am 29. über die Hauptstadt und ihren Bezirk, am 1. Juli über 
das ganze Land das Standrecht verhängt. Am 10. Juli wurde der bos¬ 
nische Landtag geschlossen, am 23. Juli das österreichisch-ungarische Ulti¬ 
matum in Belgrad überreicht, um 25. abgelehnt, am 28. von Österreich- 
Ungarn an Serbien der Krieg erklärt. Unfertig, fast ein Jahrzehnt ohne 
die notwendigen Ergänzungen gelassen, jahrzehntelang unorganisch zu- 
sammengestückt, wurde das Eisenbahnwesen in Bosnien und der Herze¬ 
gowina der Feuerprobe ausgesetzt. 

III. Abschnitt. 

Das bosnisch-herzegowinische Eisenbahnwesen im Kriege (1914 18). 

Kriegerische Einflüsse und Neubauten. 

War schon im Frieden das bosnisch-herzegowinische Eisenbahn¬ 
wesen an der Grenze seiner Leistungsfähigkeit angekonmien, hatten be¬ 
reits die Teilmobilisierungen in den Jahren 1908 und 1912/13 seine Un¬ 
zulänglichkeit bei erhöhter Beanspruchung gezeigt, so mußte der Krieg 
zu den bedenklichsten Schwierigkeiten führen. Die Schmalspur ver¬ 
hinderte, daß die erforderliche Zahl Wagen aus der Monarchie heran¬ 
gezogen wurde. Der ganze Zivilverkehr stockte daher länger und voll¬ 
ständiger als in anderen Ländern. Die industriellen Werke erhielten ihre 
Rohstoffe nicht und konnten ihre Erzeugnisse nicht ausführen. Die Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung mit Lebensrnitteln war erschwert. Von der 
Pflaumenerntc, einer Hauptverdienstquelle der* Einwohner, konnte nur 
ein kleiner Teil auf den Markt gebracht werden. • Inwieweit die militäri¬ 
schen Operationen durch die Unzulänglichkeit der Bahnen beengt wurden, 
sei liier nicht erörtert. Es rächte sich, daß der Ausbau der Verbindungen 
zwischen Tuzla und Sarajevo (über Kladanj) unterblieben war. Besonders 
die letztgenannte Linie hätte eine Verschiebung der an der Drina stehen- 
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den Truppen dicht hinter der Front erleichtert, die Etappenstraßen ver¬ 
kürzt und somit einen Teil der Verbände entbehrlich gemacht So aber 
beruhte die Sicherheit aller in Bosnien befindlichen und an seiner Grenze 
gegen Serbien und Montenegro kämpfenden Soldaten auf der einen schon 
im Frieden überlasteten Bosnatallinie! Zu alledem zerstörte noch Hoch¬ 
wasser im Herbst 1914 deren Brücke bei Doboj. 

I>ic Militärverwaltung griff da mit einer rücksichtslosen Tatkraft 
ein, die nach den jahrzehntelangen partei-, länder- und nationalistisch- 
politischen unfruchtbaren Redekämpfen geradezu erfrischend wirkt Sie 
erkannte, daß an die Verwirklichung des großen Programms in abseh¬ 
barer Zeit nicht mehr zu denken war. Die begonnenen Bahnbauten wur¬ 
den eingestellt, die laufenden Ausschreibungen abgesagt. Mit dem 
größten Eifer wurde dafür der Ausbau der Waldbahn Prijedor—Drvar 
(—-Knin) betrieben und noch im ersten Kriegsherbst beendet. Österreich 
hatte seine Verbindung mit Norddalmatien; Scbenico, Spalato und Sinj 
waren an das Eisenbahnnetz der Monarchie angeschlossen! Was der Par¬ 
teien .Mißgunst und Eifersucht anderthalb Menschenalter hindurch den 
bosnischen Behörden unmöglich gemacht hatte, hatte der eiserne Zwang 
des Krieges verwirklicht. Auf der 233 km langen Linie Prijedor—Knin 
(d. i. fa>i so weit wie von Berlin bis Weimar, genauer Berlin—Apolda 
oder Berlin—.Hirschberg i. Schl.) wurde ein regelmäßiger Verkehr auf- 
genommon, der (mit einigen Unterbrechungen) auch die Beförderung 
fremder, nicht der Buhncigentümerin gehöriger Güter umfaßte. 

Auch an der zweiten Verbindung mit Dalmatien, der Likabahn, 
wurde auf militärische Anordnung weitergebaut. Der 27 km lange Ab¬ 
schnitt Ogulin—l'laski wurde am 11. Oktober 1914 dem Betrieb über¬ 
geben. Im Jahr 1917 erhoben sieh Schwierigkeiten, weil die Baufirma 
infolge der allgemeinen Preissteigerung eine Erhöhung ihrer Vergütung 
verlangte. Auf Grund einer Aufforderung des gemeinsamen Kriegs- 
lniiiistcriums 1 ) wurden ihr höhere Preise bewilligt, damit der Bahnbau 
fortgesetzt werden könnte. Nach der Vollendung wird nicht nur die doch 
nur beschränkt leistungsfähige Steinbeißbahn*) Prijedor—Knin, sondern 
auch dio Linie Bosnisch Brod—Metkovich wesentlich entlastet werden. 

Dio Steinbeiß-Waldbahnen machte die Militärverwaltung noch nach 
einer anderen Richtung für ihre Zwecke und die der Allgemeinheit nutz¬ 
bar. Mlinisle, der Endpunkt der Forstbahn Drvar—Srnetica—Mhniste, 
wurde durch eine f>6 km lange Militärbahn mit Jajce verbunden. Wenn 

*) 3 gl. dio Ausführungen des Ministers Serenyi im ungarischen Abge- 
ordnetenhauso am 22. Februar 1918. 

-) So benannt nach dem Begründer, dem llolzinduelriellen Steinbeiß. 
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auch an die Pünktlichkeit und Sicherheit des Betriebs auf dieser Strecke 
nicht die in Deutschland und Österreich üblichen Maßstäbe gelegt werden 
dürfen — es handelt sich um eine solidere Art von Feldbahn in unweg¬ 
samen, gebirgigen Urwäldern, die später einer gründlichen Ausgestaltung 
bedarf, aber auch fähig ist —, so ist dennoch nicht zu unterschätzen, daß 
endlich der weit verästelte östliche Stamm der bosnisoh-herzegowinischen 
Eisenbahnen mit den westlichen Sümpfen organisch verknüpft ist. 
Sebenico und Banjaluka wurden der bosnischen Hauptstadt nicht nur 
näher gerückt, sondern für sie überhaupt erst erreichbar gemacht. 

Das südwestlich von Prijedor gelegene Ljubija wurde mit ihm 
gleichfalls durch eine Militärbahn verbunden. 

Durch unmittelbare kriegerische Einwirkungen litten die Eisen¬ 
bahnen Bosniens und der Herzegowina wenig. In letzterer war nur 
Trebinje längere Zeit in montenegrinischen Händen. In Bosnien hatten 
freilich die Serben einen so großen Teil der Ostbahn besetzt, daß noch 
im Mai 1915 die dicht hinter der Front gelegene Festung Sarajevo teil¬ 
weise evakuiert wurde. Allein durch den am 19. September 1915 be¬ 
gonnenen konzentrischen Angriff der Deutschen, Österreicher, Ungarn 
und Bulgaren gegen Serbien wurde bis zum 10. Dezember ganz Bosnien 
■vom Feinde befreit. Die auf seinem Rückzug an der Bahn verübten Zer¬ 
störungen waren verhältnismäßig gering. 

Bs begann nun ein neuer Zeitabschnitt voller Verdienste der k. u. k. 
Militärbehörden um das Eisenbahnwesen in den südslawischen Ländern. 
Hatte schon die rasche Vollendung der Steinbeißbahn Prijedor—Knin zur 
Befreiung aus ihrer verkehrspolitischen Vereinsamung beigetragen, lag 
die Bedeutung der Verbindung Jajces mit Mlinisto und Drvar sowie die 
Forcierung der Likabahn in derselben Richtung, so unternahmen die 
militärischen Stellen einen weiteren Schritt durch die Verlängerung der 
Linie Doboj—Tuzla über Siminhan hinaus bis nach Zwornik an der 
serbischen Grenze, von wo bereits eino weitere Bahn erst drinaabwärts, 
dann nordöstlich nach‘Belgrad führte. Eine schon 1910 so hart er¬ 
wartete Eisenbahn 1 ), abermals eine Pacific-Bahn, deren Bau bei der 
früheren politischen Lage noch \mabsehbare Zeit hätte auf sich warten 
lassen, war somit im Kriege fertiggestellt. 

Mit den größten Mitteln wurde dann an die Errichtung des Ver¬ 
bindungstückes Vardiste—Uzice gegangen, dessen Bau bereits in dem 
serbischen Eisenbahngesetz vom 25. April 1913 vorgesehen war. Die 
CO km lange gebirgige Strecke bot gewaltige Schwierigkeiten. Immerhin 
konnten die Arbeiten so gefördert werden, daß die Eröffnung dieser 

*) Heimfelsen 27. 
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zweiten Verbindungsbahn zwischen Bosnien und Serbien für den Herbst 
191£V in Aussicht genommen ist. Schon Anfang März 1916 hatte da? 
k. u. k. Militargouvemement in Serbien den Bau der Linie Lazarevac— 
Gornji Milanovac—Cacak angeordnet. Sie ist bereits fertiggestellt, so 
daß schon heute ein ununterbrochener Schienenweg von der Save bei 
Zaberez über Vlajkovac, Lazarevac, Cacak nach Uzice besteht. Es ist 
daher begründete Aussicht — soweit bei dem bosnischen Eisenbahnwesen 
eine Vorhersage überhaupt möglich ist —, daß schon bei der Drucklegung 
dieser Arbeit die politisch und wirtschaftlich so bedeutsame Eisenbahn 
Zaberez — Cacak — Sarajevo — Metkovich (Gravosa), d. h. die Donau— 
Adriabahn, vollendet ist. 

Im Jahr 1916 wurden die Arbeiten an der Linie Saume—Duboj in 
ganz bescheidenem Umfang wiederaufgenommen. Es ist bezeichnend, 
daß in Österreich bei dieser Gelegenheit nicht über eine abermalige Be¬ 
vorzugung der •ungarischen Interessen geklagt wurde; die Erörterungen 
über die bosnischen Eisenbahnen sind eben eingesehluinmert. Wir halten 
es jedoch nicht für ausgeschlossen, daß derartige Beschwerden erhoben 
werden, wenn o- der bosnischen Landesregierung, ihrem Beamtentum und 
ungarischem Zielbewußtsein gelungen ist, die Linie zu vollenden. 

Die Bahn Novi—Bihae, die nur geringe Geländeschw’ierigkeiten zu 
überwinden hat, wurde nunmehr ebenfalls derartig beschleunigt, daß sie 
auch im Herbst 1918 vollendet worden sein dürfte. 

Schluß. 

Ausblick. ' 

Wir glauben gezeigt zu haben, wie sehr durch künstliche Hemmun¬ 
gen und Antriebe das Eisenbahnwesen eines Landes beeinflußt werden 
kann. Dasjenige Bosniens und der Herzegowina ist nur zu erklären als 
Resultante der verschiedenen Faktoren, die seit der Okkupation in ihuen 
eine Rolle spielten: Eifersucht der Staaten, Lokalpolitik’ der Länder, 
Nationalitätenwirren und durch den Krieg hervorgerufene Notwendig¬ 
keiten haben den Bahnen des österreichisch-ungarischen Reichslandes die 
gegenwärtige Gestalt gegeben. Sie werden auch in Zukunft eine 
mindestens ebenso große Holle spielen wio die rein wirtschaftlichen Er¬ 
fordernisse. , 

Diese verlangen eine möglichst enge Verknüpfung der von der Natur 
aufeinander angewiesenen Gebiete. Dalmatien müßte in organische Ver¬ 
bindung mit seinem Hinterland Bosnien kommen, die tarifarische und 
vcrkehrspolitiische Schranke an der krontisch-slawonisehen Grenze, die 
Bosnien von Knin über Novi und Samac bis zur Drina umklammert, muß 
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fallen. Ob das ganze Land südlich der Drau dem Rahmen der Länder 
der ungarischen Krone eingegliedert oder ob es bosnisiert, d. h. zu 
gemeinsamem Reichsland gemacht oder als eigenes trialistisches 
Staatsgebilde neben Österreich und Ungarn sondergestellt werden sollte, 
ist für das bosnische Eisenbahnwesen von geringerer Bedeutung. Da¬ 
gegen würde eine weitere Zerstückelung der kroatisch-südslawischen 
Länder, die politisch manchem einige Vorteile zu bringen scheint 1 ), flir 
den Gegenstand unserer Betrachtung verhängnisvoll werden; selbst wenn 
nämlich die Bosna—Narenta-Linie infolge verstärkten Durchgangs¬ 
verkehrs zwischen Ungarn und der mittleren Adria gewinnen sollte, 
müßte doch das von Sarajevo noch mehr als bisher getrennte westliche 
Bosnien wirtschaftlich verkümmern. 

Hätte schon nach den Erfahrungen des Balkankrieges das grobe 
Programm abgeändert werden müssen, so bedarf es infolge der Um¬ 
wälzungen im Weltkriege erst recht einer gründlichen Durchsicht. Frei¬ 
herr von Burian erkannte das im Sommer 1917 ausdrücklich an, wobei er 
mit Recht betonte, daß die vorgesehenen Ilauptlinien sofort nach Friedens¬ 
schluß ausgeführt werden müßten. Sein Nachfolger, der am 8. September 
1917 ernannte gemeinsame Finanzminister Freiherr von Spitzmüller, wird 
dieselben Wege einzuschlagen haben. 

Auf jeden Fall muß die finanzielle Zukunft der bosnischen Bahnen 
mit Vorsicht beurteilt werden. Die zahlreichen Militärtransporte werden 
künftig fortfallon. Die Ausfuhr von Vieh wird sich nur allmählich, die 
von Holz vernünftigerweise überhaupt nicht mehr steigern lassen. Die 
letzthin gemeldeten großen Erzfundo müssen noch betätigt werden. Eine 
Entwicklung der Einfuhr ist nur bei gesteigerter Kaufkraft der Be¬ 
völkerung zu erwarten, etwa nach gerechterer Verteilung des Bodens oder 
Begründung einer umfangreichen Holzverarbeitungsindustrie. Jede 
künftige Regierung — mag sie in Agram oder Budapest sein — wird zu¬ 
nächst andere, durch den Krieg stärker geschädigte Landesteile fördern 
als Bosnien. Seine Wasserkräfte werden schwerlich jemals die Bedeutung 
der in den indu.-triell weiter vorgt-schrittenien deutschösterreichi¬ 
schen Alpenländern erhalten, der einst beträchtliche Reiseverkehr aus 
Westeuropa wird sich kaum wiedergewinnen lassen, der noch größere aus 
Deutschland dürfte sich den Schlachtfeldern des isonzotales und Sieben¬ 
bürgens zuwenden. Erst nach dieser Feststellung können wir es unter¬ 
nehmen, die Notwendigkeit weiterer Bahnbauten darzulegen. 

J ) Im Sommer UMS tauchte in Ungarn der l’lan auf. Bosnien zu teilen 
»ml die westliche Hälfte Kroatien, die östliche Ungarn anzugliedern — eine 
I.ösuiig der sihk-la wischem Frage, die als eine Fortsetzung der bisherigen 
magyarischen Verkehrspolitik erscheint. 
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Jedenfalls muß die jahrzehntelang versäumte Verknüpfung der bos¬ 
nischen Bahnen mit denen der Nachbarländer nach den Kriegserfahrungeu 
alsbald nachgeholt werden. Zru der schmalspurigen Linie Prijedor—Kniu 
muß die für den großen Durchgangsverkehr berechnete vollspurige 
Verbindung Banjaluka— (Sarajevo—) Bugojno—Arzano—Spalato treten. 
Banjaluka muß Slawonien (Richtung Budapest!) durch den Bau 
des kleinen Verbindutngstückes nach Bosnisch Gradiska nähergebracht 
werden. Der Torso Novi—Bihac ruft pßch einer Verbindung mit dem 
Meere. Ob mau dafür den Weg der einst geplanten Unatallinie oder 
den Anschluß an die jetzt so weit westlich laufende Likabahn wählt, sollte 
u. E. nicht wieder von Jahre beanspruchenden politischen Auseinander¬ 
setzungen, sondern nur von der größeren Billigkeit abhängig, gemacht wer¬ 
den. Der Geldmangel wird nach dem Kriege schon größte Beschränkung 
in Neubauten erfordern, ein Umstand, der auch gegen die Dringlichkeit der 
Eisenbahn Bugojno—Rama spricht. 

Die Beantwortung der Frage, ob dio Sandsehakbahn doch noch ge¬ 
baut werden soll, hängt von der politischen Neugestaltung auf dem Balkan 
ab. Solange Österreich-Ungarn an eine völlige Einverleibung Serbiens 
dachte, wäre sie überflüssig gewesen, da die Nordsüdlinie in diesem Lande 
von der Natur weit mehr begünstigt wird. Bleibt aber Serbien etwa in 
seinen alten, vor dem Balkankrieg innegehabten Grenzen bestehen, so 
kann die normalspurige Sandsehakbahn als Verbindung zu einem bulga¬ 
rischen Mazedonien und einem von italienischem Einfluß freien Albanien 
Bedeutung gewinnen 1 ). 

Die jetzt schmalspurige, vor der Vollendung stehende Donau—Adria¬ 
bahn wird nur dann für die Vieh- und Holzausfuhr Serbiens wertvoll 
werden können, wenn sie in einem guten Hafen endet: Ihre Fortführung 
bis zu dem leicht auszugestaltenden! Neum, Kiek oder der Bucht von Tolero 
wird unvermeidlich sein. Ob daneben noch der Bau der Bahn Tuzla— 
lvladanj — Sarajevo und die Normalisierung (unter Beibehaltung der 
Schmalspur) der Narentalinie in Betracht kommt, wird sich erat bei Kennt¬ 
nis der wirtschaftlichen Lage nach dem Kriege beurteilen lassen. 

Die Waldbahn Usora—Pribinic ließe sich vielleicht bis in die Gegend 
von Banjaluka verlängern. Nur müßte dort wie in ganz Bosnien ge¬ 
nügend o Sicherheit gegen raubbauartige Entwaldung vorgesehen werden*). 

*) Unsere Arbeit ist — wie in den Vorbemerkungen gesagt wurde — am 
1. Oktober 1918 abgeschlossen worden. Angesichts ihrer Bes timmung als 
Dissertation haben wir von einer Berücksichtigung der neuesten Ausblicke Ab¬ 
stand genommen, da sie sich u. E. noch nicht zu abschließender wissenschaft¬ 
licher Beurteilung eignen. 

*) 1890 w'aren angeblich 57 % Bosniens und der Herzegowina mit Wald 
bedeckt, 1916 angeblich nur noch 49 %. 
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Die verzweigtesten Verkehrsadern bringen keinen Nutzen mehr, wenn die 
einst fruchtbare, wasserreiche Gegend durch übermäßige Abholzung ver¬ 
karstet, d. h. zur ertraglosen, unbewohnbaren Steinwüste geworden ist. 

Daneben werde® allmählich die kleineren Bahnen, soweit sie nicht 
ausschließlich der Holzabfuhr dienen, zu normalisieren sein. Denn die 
Schmalspur, die einst der raschen Entwicklung des Eisenbahnwesens för¬ 
derlich war, erschwert heute den durchgehenden Verkehr und droht tat¬ 
sächlich, eine Mißgeburt engherziger Kurzsichtigkeit, der Fluch Bos¬ 
niens zu werden. Insbesondere wird die Aufrechterhaltung der Schmal¬ 
spur zwischen Lasva und Bosnisch Brod bald überflüssig werden- Die 
hier freiwerdenden Fahrbetriebsmittel können auf der Ostbahn und der 
Narentalinie Verwendung finden. Diese Strecken allein behielten wohl vor¬ 
teilhaft ihre Schmalspur bei. 
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I. Allgemeine*. 

Der auch im Jahr 1917 andauernde Weltkrieg erschwerte den An¬ 
kauf und die Zufuhr der für die Schweiz nötigen Lebensmittel, sowie der 
Rohstoffe für die Industrie und den Landhau. Auch der Ausfuhr der 
schweizerischen Arbeitserzeugnisse stellten sich zunehmende Hindernisse 
entgegen. Die wirtschaftliche Lage des kleinen, von den großen krieg- 
führenden Staaten umgebenden Landes verschlimmerte sich infolgedessen 
zusehends. Don Rundesbehörden gelang es, durch besondere Verein¬ 
barungen mit den beiden Mächtegruppen für die Befriedigung der 
Lebensbedürfnisse des Volkes zu sorgen, wobei sieh der schweizerische 
Handel immerhin eine lästige Kontrolle gefallen lassen mußte. Jin 
Innern des Landes wurde auf Vermehrung der landwirtschaftlichen Er¬ 
zeugnisse und bessere Ausnutzung aller verfügbaren, dem Lebensunter¬ 
halt und der Volkswirtschaft dienenden Stoffe gehalten. Die staatliche 
Fürsorge für Nahrung, Kleidung. Wohnung und ausreichenden Verdienst 
führte zur Schaffung vieler Hilfsämter und zum Erlaß zahlreicher Ver¬ 
fügungen über die Herbeischaffung und Verteilung der verschiedenen 
Bedarfsartikel. Am i. Oktober 1917 wurde die Brotkarte eingeführt. 

Die im Lau To der Jahre eingetretenen Schwankungen im Waren¬ 
verkehr mit dem Auslände gehen aus folgender, der Handelsstatistik 
entnommenen Darstellung hervor. Es betrugen: 



— 




die 

die 

die 

im Jahre 

Ei n f u h r 

Ausfuhr 

Durchfuhr 


t 


t 

um .... 

8 000 753 

884 4G3 

1 529 335 

1914 .... 

6422 662 

787 804 

1262409 

I9i:> .... 

5 993 29.'» 

1 179 030 

1 068 815 

1910 .... 

6 069 518 

l 796 920 

127 447 

1917 .... 

4 366 185 

1 320 820 

159 334 

\) \ yl. Die Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 

1910, Archiv 1918, S. 987if. 

-- Dio Angaben sind der vom 

»Schweiz. 

Post- und Eisenbahndopai toment heraus- 

cc^cbenen. schweizerischen Eis 

onhabnstat istik — IUI. XLV, Bern, Februar 1919 
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Die erwähnten Schwierigkeiten hatten eine andauernde Preis¬ 
steigerung aller Bedarfsartikel als uuliebsame Begleiterscheinung im Ge¬ 
folge. Die Landwirtschaft bot alle Kräfte auf, um ihre Erzeugnisse zu 
vermehren. Anfangs de3 Jahres litt sie unter empfindlichem Futter¬ 
mangel. Das Wachstum setzte im Frühjahr verspätet ein. Die Gras- 
und Heuernte befriedigten daun aber in hohem Maße. Der Getreidebau 
ergab eine Mittelernte. Recht gut gerieten die Kartoffeln, das Obst und 
der Wein. Bei der Mehrzahl der Bahn- und Schiffsunternehmungen ver¬ 
schärfte sich die bestehende Krisis. 

Bei dem immer mehr abnehmenden Fremden- und Durchgangs¬ 
verkehr und dem verminderten Warenaustausch blieben die Einnahmen 
im allgemeinen stark zurück. Dazu kamen stets höhere Ausgaben ftir 
das Personal und die Verbrauchstoffe. Die Bundesbahnen hatten für 
die Kohlen 51 Fr. für die Tonne anstatt 32 Fr. im Jahr 1016 aufzuwenden. 
Eine Verbesserung der Betriebsrechnungen zu erzielen, wurde durch 
wiederholte Erhöhung der Zuschläge zu den Personen- und Gütertarifen 
versucht. Andererseits nötigte jedoch die verminderte Kohlenzufuhr zu 
einer ersten Fahrplaneinschränkung am 20. Februar. Eine weitere folgte 
am 22. Oktober. 

Die seit 1911 entstandenen finanziellen Einbußen führten zu einem 
starken Rückgang des Vermögens der Bahnunternehmungen. Bis Ende 
1916 betrug die Abnahme 91 Mill. Fr. und bis Ende 1917 gegen 132 MiH. 
.Sie tritt zutage in der Zunahme der zu tilgenden Verwendungen und der 
Passivsaldi, sowie in der Abnahme der freien Reserven und der Aktiv¬ 
saldi der Gewinn- und Verlustrecliuungcn. 


II. Statistische Ergebnisse. 

1. Längen. 


Bezeichnung der Bahnen 


Bestand Ende 1917 

Baulänge Betriebslänge 
km i km 


1. Haupt- und Nebenbahnen: 

a) Vollspurbahnen: 

«) Schweizerische Bundesbahnen 1 ) 
ß) die übrigen Bahnen. 

b) Schmalspurbahnen. 

c) Zahnradbahnen . 


2 710,ow; 
872,433 

1 526,026 
109,864 


2 753,486 
919,822 
1 548,336 
109,680 


zusammen Haupt- und Nebenbahnen i 5218.473 | 5 331,324 


’J Nähere Angaben über die schweizerischen Bundesbahnen siehe Archiv 
für Eisenbahnwesen 1919, S. 952 ff. 
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Di« Eisenbahnen, der Schweiz jm Jahr 1917. 


Bestand Ende 1917 


Bezeichnung der Bahnen 


Baulängo 

km 


: Betriebslänge 
km 


2. Drahtseilbahnen. . . . 

49,096 

1 48,524 

:>. Straßenbahnen. 

4. Bahnstrecken im Betrieb auslän- i 

480,991 

487,740 

d i s c h e r Untern e li m ungen. j 

47,432 

55,485 

im ganzen . . . 

Davon gehen ab: , 

5 805,001 

5 923,078 

die wogen Mitbenutzung doppelt gerechneten 1 
Strecken. 

_ 

139,139 

im Ausland liegend. 

46,762 

52,427 

mithin Länge sämtlicher dem öffentlichen Verkehr i 
dienenden Eisenbahnen der Schweiz. | 

5 758,219 

5 731,507 

Hiervon waren im Jahr 1917 mit zweigleisigem 
Oberbau versehen: 

Betriebslänge 

Haupt- und Nebenbahnen. 

. . . km 

i 1048,900 


Bahnstrecken im Betrieb ausländischer Unternehmungen „ 
“ zusammen .. 


24,904 


1 073,804 


In den Jahren.. . 19 16 

wurden eröffnet 1 ): - 

Baulänge ..km 100,420 

Betriebslänge. „ 101,817 

An Privat verbindungsgleise n 
bestanden Anschlüsse: 

überhaupt.Anz. 709 

mit einer Glcislänge von . . . . km 316,977 

darunter normalspurige. 302,691 

davon mit Lokomotivbetrieb „ 191,267. 


19 17 


31,028 

32.105 


959 

333,997 

316,838 

205,783 


Die nachstehenden statistischen Mitteilungen beziehen sich auf die 
Haupt- und Nebenbahnen. 

2. Anlagekapital.* 

Es betrug am Schluß des Berichtsjahres das eingezahlte Anlage¬ 
kapital überhaupt. 2 705 032 224 Fr. 

Das verwendete Anlagekapital betrug . . . 2 400 509 143 “. 

‘) Unter Berücksichtigung der Veränderungen an den Bahnlfingen. 
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Dieses setzt sich wie folgt zusammen: 


1. 

Baukosten der im Betrieb stehenden eigenen 
Linien . 

2 150 224 723 

Fr., 

o. 

Verwendungen auf die im Bau befindlichen 
Linien und Objekte . 

80 339 072 


•» 

• >. 

Überschuß des Rückkatifsprciscs über die Ak¬ 
tiven der früheren Gesellschaften. 

113 917 356 

11 y 

4. 

zu tilgende Verwendungen. 

44 220 236 

n ' 

5. 

Verwendungen auf Nebengeschäfte. 

19 93t 423 

n > 

<i. 

Kapitalbeteiligung an anderen Unternehmungen 

1 876 333 

«i • 


Von den Baukosten der im Betrieb stehenden eigenen Linien 

kommen: 

auf Bahnanlagen und feste Einrichtungen 

1 729 361 131 

Fr., 


„ Betriebsmittel. 

330 796 284 

11 i 


.. Mobiliar und Gerätschaften . 

21 261 173 

11 ‘ 


Hilfsbetriebe. 

36 933 247 

V ? 


allgemeine Kosten. 

207 791 123 

11 1 


zusammen .... 

2 326 142 958 Fr., >) 


für 1 Bahnkm . . 

445 751 

11 ? 


Im Jahr 1916 betrugen die Baukosten der 
im Betrieb stehenden eigenen Linien . . . 

2 301 003 499 F*, 


für 1 Bahnkm... 

443 560 

11 * 


3. Betriebsmittel und deren Leistungen. 


Es waren im Bestand: 

Dampflokomotiven.Stück 

für 1 Bahnkilometer. 

Elektrische Lokomotiven. 

für 1 Bahnkilometer., 

Personenwagen 2 ). 

mit Achsen. 

„ Sitzplätzen., 

durchschnittlich für 1 Achse . . Plätze 


19 16 

1 162 

0.36 
114 
0.09 
5 343 
15 173 
261 452 
17,9 


19 17 

1 418 
0,35 
121 
0,09 
5 218 
14 965 
258 876 
17,3 


J ) Für dio Berechnung der Xettobaukostcn für die Bilanz gemäß Rechnungs- 
gesetz sind hiervon abzuziehen für Subventionen und Verluste bei Eigentums- 
Wechsel 175 918 235 Fr. Es verbleiben demnach 2150 224 723 Fr. Nett obaukosten. 
*) Mit Motorwagen. 
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Lastwagen (Gepäckwagen, gedeckte 

und offene Güterwagen'' . . . Stück 

mit Achsen. „ 

Tragfähigkeit. t 

durchschnittlich für 1 Achse . . „ 


20 60ii 
41 937 
257 603,7 
6,1 


19 17 

21 165 
43 143 
266 146,7 
6.2 


Die Leistungen der eigenen Betriebsmittel auf 
eigener und fremder Buhn ergeben nachstehende Zahlen: 

Es wurden geleistet: 

Lokomotivkilometer: 

a'i von Dampflokomotiven. 

durchschnittlich für 1 Lokomotive 
IV' von elektrischen Lokomotiven . . 
durchschnittlich für 1 Lokomotive 
Achskilometer: 

n't von Motorpersonenwagen. . . 

durchschnittlich für 1 Achse 
IV) von Motorgepäckwagen . . . 
durchschnittlich für 1 Achse 

<• von Personenwagen. 

durchschnittlich für 1 Achse 

d« von Güterwagen. 

durchschnittlich für 1 Achse 


eigener Balm geleistet: 

a) Lokomotivkilometer von Dampf¬ 
lokomotiven . 

b) Lokomotivkilometer von elektri 

sehen Lokomotiven. 

e) Personenwagenachskiloraeter . . 
d) Lastwagenachskilometcr .... 
e> Postwagenachskilometer .... 


von den Wagen von c bis e zusammen 
Zugkilometer: 

in Personen- und gemischten Zügen . 
,, Güterzügen mit Personenbeförderung 
., Güterzügen. 

im ganzen . . . 


43 863 491 

36 385 040 

29 240 

26 777 

1 344 195 

1 377 664 

12 002 

11 655 

23 049 005 

24 329 785 

20 331 

21092 

676 056 

1 295 476 

8 769 

14 081 

372 171 751 

312 530 753 

26637 

22 429 

600 705 412 

588 406 321 

15 772 

14 857 

triebsmittein wurden aul 

43 842 146 

35 272 642 

1 344 147 

1 377 662 

398 299 000 

343 431 238 

610 578 795 

513 456 823 

49 918 998 

44 973197 

1 058 796 793 

921 861 258 

33 296 905 

26 924 618 

2 079 076 

1 692 278 

8 283 631 

7 697 158 


43 659 612 


36 314 054 
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Auf 1 Bahnkilometer kamen durchschnitt¬ 
lich: 

Zugkilometer. 

Achskilometer . . .. 

und zwar: 

von Personenwagen. 

Lastwagen.. 

Postwagen. 

Die durchschnittliche Zusammensetzung 
der Züge ergab: 

an Personenwagenachsen . . . Stück 

Ijastwagenachsen. „ 

Postwagenachsen. „ 

überhaupt Achsen . . „ 

An Tonnenkilometern (toteB Gewicht und 
Nutzgewicht 1 ) sind geleistet: 

überhaupt.tkm 

auf 1 Bahnkilometer. „ 

„ 1'Zugkilometer. „ 

In Prozenten des Gesamtgewichts kommen: 

auf Nutzgewicht. % 

„ totes Gewicht. „ 

Zahl der täglichen Züge über die ganze Bahn: 

überhaupt . 

davon: 

Personen- und gemischte Züge . . . 
Güterzüge mit Personenbeförderung . 
Güterzüge. 


4. Verkehr. 

a) Personenverkehr: 

Anzahl der beförderten Reisenden . Anz. 


davon in I. Klasse.% 

11 71 h. 11 11 

11 '1 hl. 1, 1, 


i, „ der Einheitsklasse . . „ 

Anzahl der geleisteten Personenkm Anz. 

durchschnittlich für 1 Bahnkm . „ 

Jeder Reisende durchfuhr durchschn. km 
Mittlere Ausnutzung der Sitzplätze. % 


] 19 16 

19 17 

t 

8 222 

6 759 

199 381 

171592 

75 003 

63 925 

114 978 

99 296 

9 400 

8 371 

9,12 

9,45 

13,99 

14,70 

1,14 

1,24 

24,25 | 

; j 

25,8!» 

10 165 596 537 

8 568 795 723 

1914 281 

1 594 966 

232,9 ! 

1 

235,9 

18,0 

17,7 

82.0 

1 

82,8 

22,46 i 

I 

18,52 

17,18 

13,78 

1,07 

1,07 

4,26 

3,92 


I 


122 036 780 

119 529 576 

0,2 

0,1 

5,2 

5,1 

87,8 

80,4 

6,8 

8,4 

2 223 962 501 

2 081 209 133 

418 794 

387 389 

18,2 

17,4 

32,6 

35 jo 


*) Das N titzgewicht umfaßt das Gewicht der Reisenden, des Gepäcks, 
/'*r Tiere und der Güter. 
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Di© Eisenbahnen der Schweiz im Jahr 1917. 


1)) Güterverkehr: 

Gesamtgewicht aller beförderten Guter 
feinschl. Gepäck und Tiere) . t 

. davon Güter aller Art.. 

Poststücke über 5 kg . . 
Anzahl der geleisteten Tonnenkilometer: 


l 9 l <> 

21 416 135 
20 734 692 
105 477 


19 17 


20 346 264 
19 653 232 
129 035 


überhaupt. 

tkm ; 

1 661 461 593 

1 359 707 226 

auf 1 Bahnkilometer .'. 


312 869 

253 091 

Güter aller Art kommen . . 

t 1 

1 625 702 217 

1 322 412 033 

Poststücke über 5 kg ... 

i 

«248 890 

10 540 019 

Jede Tonne Gut durchfuhr durchschn. 

km 

77,6 

66, S 

Mittlere Ausnutzung der Tragkraft. 

% 

41,0 

38,7 

Von den beförderten Gütern kommen: 
auf Eilgut. t 

246 527 

243 164 

auf Frachtgut: 

a) Stückgut. 

i 

i 

11 

1 698 451 

1 766 168 

b) 1Vagenlndungen(Allgemeine 1 

Klassen und Spezialtarife) .' 

1 

6148 111 ! 

6 899 42« 

auf Ausnahmetarife. 

- 

12 641 603 

10 744 472 

zusammen . . 


20 734 692 

19 653 232 

Im Tierverkehr ergab sich eine Gesamtbeförderung 

von 1 600 742 

Stiiek Vieh mit einem Gewicht von 

284 353 

t. 


5* Finanzielle Ergebnisse. 


Betriebseinnahmen: 

aus dem Personenverkehr . . . 

Fr. 

80 514 641 

89 198 326 

„ ., Güterverkehr 1 ) .... 


136 084 715 

138 714 615 

Transporteinnahme. 

11 

216 599 356 j 

227 912 941 

aus verschiedenen Quellen . . . 

11 

13 382 067 , 

15 121 610 

zusammen Betriebseinnahme 

»1 

229 981 423 

243 034 551 

und zwar: 

für 1 Bahnkilometer. 

*i 

43 308 

45 238 

„ 1 Zugkilometer. 

*i 

5.*27 

6,09 

„ 1 Achskilometer. 

Ct. 

21,7 

26,4 

Von den Transporteinnahmen kommen: 
auf Personenverkehr.% 

37,2 

39,1 

,, Güterverkehr. 


02,8 

60,9 

ln Prozenten der Betriebseinnahmen 

kommen auf Transporteinnahmen 

11 

94,2 

93,8 

*) Mit Gepäck und Vieh. 
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Die j Personenverkehr Güterverkehr 

Betriebseinnahmen |— 

ergaben für I 1916 ( 1917 1916 19 17 


1 Bahnkilometcr ... Fr. 15 162 

1 Achskilometer ... Ct. 20,2 

1 Personenkilometer „ i 3,u 

1 Tonnenkilometer . . ., — 


16603 | 25 626 25 820 

26,0 20,6 24,h 

4,3 — — 

— 8,2 10,2 

Im Personenverkehr kamen (in Prozenten 

1916 

19 17 

der Gesamteinnahme): 
auf die I. Klasse. 

% 

1,7 

1,4 

- * II. „ . 

11 

i 1T >° 

14,5 

HI- „ . 

17 

77,2 

71,0 

„ Einheitsklasse . 

*1 

o - 
0,0 

•V 

., „ Tarifzuschläge . 


0.6 

9,3 

Die Betriebsausgaben stellten sieh 
folgt. Es betrugen: 
die reinen Betriebskosten . . . 

wie 

Fr. 

151 076 234 

ICO 677 598» 

verschiedene Ausgaben 1 ) .... 

'i 

16 898 047 

32 606 522 

Gesamtausgaben . . . 

11 

167 974 281 

'193 284 120 

in Proz. der Gesamteinnahme . 

% 

73,0 

79,5 


Von den reinen Betriebskosten 
kommen: 


aut' allgemeine Verwaltung . . 

TI 

3,3 

3,1 

., Bahnunterhaltung u. Aufsicht 

11 

1 14,2 

12,3 

., Verkehrs- und Zugdienst . . 

77 

32,4 

29,0 

., Fahr- und Werkstättendienst 

•1 

40,0 

38,7 

Die Gesamtausgaben ergaben: 


i 


für 1 Bahnkilometer. 

Fr. j 

31 632 \ 

35 977 

., 1 Zugkilometer. 

11 I 

3,85 

5,32 

., 1 Achskilometer . 

Ct. 1 

15,9 

21,0 

Der Übers c h u ß ''der Gesamteinnahmen ; 



über die Gesamtausgaben) ergab: 



überhaupt.. 

Fr. 

62 007 142 

49 750 431 

für 1 Bahnkilometer. 

11 

11 676 

9 261 

., 1 Zugkilometer. 

11 

1,42 | 

1,37 

., 1 Achskilometer. 

Ct. 

5,8 

5,4 

in Proz. der Gesamteinnahme . . 

% 

27,0 

20,5 


') Für Pacht und Mietzinsen. Verlust an IlilGgesehälten, sonstige 
Ausgalen. 
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Die ungarischen Staatsbahnen im Jahr 1915/16‘> l 2) 3 . 

Von Eisenbahnoberinspektor a. D. Rudolf Nagel. 


Am Ende des Berichtsjahres 1915/16 (am 30. Juni 1916) betrug die 


Betriebslänge. 19 116.055 km, 

hiervon kamen: 

auf die Eigentumslinie. 8275,608 „ 

., ,, in Betrieb genommenen Anschlußbahnen .... 138,906 „ 

,, ., auf Rechnung des Staates verwalteten Privatbahnen 450,338 „ 

.. „ gegen Vergütung der Selbstkosten betriebenen Lo¬ 
kalbahnen . 10 252.U3 „ 


Das Bahnnetz ist durch Neueröffnung der Eigentumslinie um 
0,i8i km und der gegen Vergütung der Selbstkosten betriebenen Lokal¬ 
bahn um 75.080 km, somit zusammen um 76,470 km gewachsen. 

Im Jahresdurchschnitt betrug die Betriebslänge 19 088.oto km gegen¬ 
über 18 942,ooo km im Jahr 1914/15. 

Die Anzahl der Personen-, Post-, Gepäck- und Gepäckbeiwagen, Mo¬ 
tor- und Motorbeiwagen ist auf 11806 s ) Stück angewachsen (11448)*). 
also um 358 gestiegen. Die Beschaffungskosten der Personen- und Ge¬ 
päckwagen betrugen 216061655,61 Kr. 

Die Anzahl der Güterwagen ist auf 91 258 Stück gestiegen (85 270), 
hat sich also um 5988 Stück vermehrt; ihre Beschaffungskosten betrugen 
355 109 375,16 Kr. 

Der Bestand an Lokomotiven betrug am Ende des Berichtsjahres 
1915/16 4172 Stück (3996), der Bestand an Tendern 1847 Stück (2745). 
Die Lokomotiven wurden sonach um 176 Stück, die Tender um 102 Stück 
vermehrt. Die Beschaffungskosten beliefen sich auf 317 145 704.2»; Kr. 

Außerdem waren am Ende des Berichtsjahres 129 Schneepflüge (130) 
und 2 Schneeschaufelmaschinen (2) vorhanden, deren Beschaffungskosten 
879 395,94 Kr. betrugen. 

l ) Im Sinn d>es Uesetzartikel XXVI vom Jahr 1913 beginnt das Rech¬ 
nungsjahr der ungarischen Staatsbahnen — in Übereinstimmung mit 
dom Rechnungsjahr des Staatshaushaltes — mit 1. Juli jeden Jahres und endet 
mit 30. Juni des darauffolgenden Jahres. 

*) Die Angaben sind dem Bericht »1er Direktion der ungarischen 
.Staatsbahnen über die Betriebsergebnisse im Jahr 1915/16 entnommen. (Vgl. 
Archiv für Eisenbahnwesen 1918. S. 323 ff.) 

3 ) Am Endo des Berichtsjahres 1915/16 waren 7 Motorbeiwagen II. Klasse, 
20 Motorwagen II./III. Klasse, 22 Motorwagen III. Klasse, 22 Motorboiwagen 
II./III. Klasse und 22 Motorbeiwagen ITT. Klasse vorhanden. 

*) Dio in Klammern stehenden Zahlen stellen die Ergebnisse des Jalir«- 
1911/15 dar. 
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l»ic ungarischen Staatsbaimen im Jahr 1915.16. 


Die eigenen Lokomotiven haben folgende Leistung verrichtet: 


b e i 

1914/16 


1915/16 

Zugkm 

°/o 

i, Zugkm 

% 

Personen- und gemischten Zügen 

42 474 992‘) ! 

44,8t 

|| 40265 3651) 

38,06 

Last-, Militär- u. Dienstgüterzügen | 

52310034*) 

55,18 

'! 65 521488») 

61,94 

somit zusammen . . . 

94 785 026 3 ) 

100,oo 

1 105 786 843») ' 

100,00 

Weiter versahen die Lokomotiven folgenden Dienst: 




1914/15 1915/16 




km 



mit Vorspann- und Verschublokomotiven. 2 488780 4 ) 

Leer-und Probefahrten.> . . . . ' 12656 172 5 ) 

Versebubstunden: 1914 13 — 2876 490 zu 4,3 Zugkni 
1915/16 = 3 331 166 . 4.5 
Dampfhaltestund.: 1914/15— 1 336 802 - l.r. 

1915/16 = 1629163 .1,5 
mit ungeheizten Lokomotiven . 1646819') 


4 257 399 *) 
14 982249 


14 947 939 •) 17 439 991' 


1 502 173 7 ) 


somit zusammen 


31739 710») 38 181812*) 


Die Gesamtleistung beläuft sich auf 143 96SG55 Lokomotivkilometer 
(120 524 7:56), wovon 11$ 229 112 auf die Lokomotiven (125 76G235) und 
7:59 21:1 auf die Motorwagen (758 501) kommen. 

Gefahren wurden 40 810 814 000 Brutto-Tonnenkilometer 
(.5:5 398 336 000), davon 40 799 919 (HK) mit Lokomotiven (83 359 111 000) und 
40 8G5 000 mit Motorwagen (39 235 000). 

Der Bestimmungsort der Militärtransporte während des Krieges kann 
nicht mitgeteilt werden; es wurde deshalb zwischen den österreichischen 
und ungarischen Balmverwaltungen wegen Abrechnung der Wagenmiete 
die Vereinbarung getroffen, daß während des Krieges die Eisenbahnen 
die Leistung der Wagen mit Außerachtlassung der durchlaufenen 
Kilometer, nur nach Anzahl der Benützungstagc berechnen. Demzufolge 
kann nicht nachgewiesen werden, welche Achskiloraeterleistung im Be¬ 
richtsjahr 1915/16 die Wagen der ungarischen Staatsbahnen auf fremden 
Bahnen und fremde Wagen auf den Linien der ungarischen Staatsbahnen 


geleistet haben. 

*) Hiervon waren mit 

Motorwagen 715 594 

(712 803) 

Zugkm. 

*) 

„ 1806 

(870) 

»j 

3 ) 

„ 717 400 

(713673) 


*) 

„ 2 244 

(949) 

!? 


„ 1803 

(1 2.%) 


"1 

7 370 

(3 692) 

8 » , 

7 ) 

„ 10 3% 

(8 952) 

»4 

") 

„ 21 813 

<11828) 

- 
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Die ungarischen Staatsbahnen im Jahr 1915/16. 


Es winde aus der Beförderung von Zivilreisenden im Jahr 191.VIG 

eine Einnahme von. 105 149 121 Kr. 

erzielt, was gegen das Jahr 1914/15 mit . . 86 651 740 ,, 

eine Mehreinnahme von. 18 497 381 n = + 21,85% 

bedeutet. Bei der Beförderung von sämtlichen Reisenden (Zivil und Mi¬ 
litär) ergibt sich eine Mebreinnahme von 49 612 759 Kr. = + 37.io %. 


C her die Anzahl der 

beförderten Reisenden 

und der 

von 

ihnen 

1 

! 2 1 

3 

4 

T 

5 


1 

■1 

Anzahl der beförderten 

1 

o 

Z n g g a t1 u n g 

Wagen- 

! klasse ' 

Reisenden 


0 0 


'1 | 

■ - -1 

1914/15 

1915/16 

,1 

1914.15 


;j i 

170876 

174 444 


9,1-' 

Eilzüge . 

11 

1596 740 

1965639 


85 . e : 


' in 

106108 

120027 

i 


zusammen . . 

■ 

1 878 724 

2260110 

T J 

lOO.oo 


1 

!| 1 : 

287143 

348653 


0,44 

Personen- und gemischte Züge 

TT 1 

■| 11 Ü 

6 669 021 

8455197 


12.25 


| ui ! ! 

46 752 640 

58724243 

,1 

'r 

87.s: 

zusammen . . 

j 

.i 

i 

53548804 

67 528093 

W 

ll 

■i 

lOO.oo 


.! i ' 

408019 

528 097 

t 

0,61 

Sämtliche Züge . 

" : 

8 165 761 

10420836 

1 

12,16 


j m s 

46 858748 

68844270 


69.v: 

zusammen Zivil .... ! 

,1 

55 422 528 

69788203 

"T 

,i 

ii 

82.6 

Militär .... 

'! 

;i 

11625054 

2Q318 366 

(i 

,i 

:l 

17.34 

zusammen . . 

> 

67 047 582 ■ 

. 90 106 569 

I 1 

ioo.oo 
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]>ie Einnahme betrug gegen das Jahr 1914/15 
bei den Eilzügen in der 

I. Wagenklasse — 291 723 Kr. weniger = — 8,24% 

IL ,, + 1 287 701 „ mehr = + 8,20 

III. „ — 96 896 „ weniger = - 20,71 


zusammen + 899 082 Kr. mehr 

bei den Personen- und gemischten Zügen in der 

I. Wagenklasse + 651 063 Kr. mehr 

II. ., -f 6 280 928 „ 

III. ., + 10 666 308 „ 


= 4 - 4,590/0 

— T 4 ( ,30 "/ 0 

— -f 39,63 „ 
= 4- 21,40 „ 


zusammen 4-17 598 299 Kr. mehr = 4-26,24% 
zurüekgelegten Entfernungen gibt die nachfolgende Tabelle Aufschluß: 


6 

7 

8 : 

9 

10 

■■ r 

12 

% 

i 

Der von den Reisenden zurück- ■ 
j gelegte Weg in km 

% 


Weg eines 
Reisenden in km 

1 

1915/16 

1 

j 1914/15 

1915/16 

; 1914/15 

1915/16 

1914/15 

1915/16 

7,7*2 

42885 359 

37 519 934 

1 

i 13,30 

11,48 

251 

215 

86,97 

269 283 396 

280699 444 

83,48 

85,92 

169 

143 

5,3 t 

10400609 

8 478 847 jj 

3,22 ' 

2,00 , 

9 H 

71 


I 

322569364 

! 

326 698 225 : j 

! 

100 ,00 

100 ,00 

| 172 

145 

O.5.- •' -19 889 362 

31304 707 

0,88 

1,13 

84 

90 

12,52 

367 290934 

495 473 356 ] 

16,31 

18,13 - 

56 

59 

80,!* 

1866626317 , 

2205 431055 

82,8t 

80.72 

40 

38 

1, 

100 ,00 1 

2252806613 

1 

— '| 

2 732209118 j 

* 

100 ,00 

100, 00 ' 

Hi 

40 

0,58 

62774 721 

68 824 641 

1,12 

0,58 

154 

132 

11,57 

636 574 330 

776172800 

11,37 

9,62 

78 

1 

74 

65,30 

1 876026926 

2213909902 

1 

33,4!) 

27,43 

40 

38 

77,45 

2575 375 977 

1 

3 058907 343 

45,98 

37,90 ! 46 

1 r 

1 

44 


; 3025801989 

5012554 901 

t 54,02 

I 

62,10 

t 

1 

260 

1 

247 

100, 00 

5 601 177 966 

8 071 462 244 

1 

100 ,00 

100 ,00 

84 

90 
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Die ungarischen .Staatebahnen im Jahr 1915 10. 


Hiernach hat die Anzahl der Zivilreisenden 

im Jahr 1914/15 .... 55422528 Personen, 

im Jahr 1915/IG .... «19788203 Personen 

betragen, d. s. 14 365 675 Personen = 25,9t' % mehr. 

Oip Anzahl der Reisenden betrug gegenüber dem Jahr 1914 15 
bei den Eilztigen: 

in der I. Wagenkjasse . . . -f 3 568 Personen = -f 2,09 °/„ 

., „ 11. . . . -4- 368 899 „ = + 23,10 r 

., III. „ . . . 13 919 = 4- 13,1:1 .. 

Zusammen 386 386 Personen =-f 20,62% 
bei den Personen- und gemischten Zügen: 

in der I. Wagenklasse . . 4- 111510 Personen = 47,20% 

„ „ II. „ . . f 1 896 170 B — — 28,91 ,. 

III. „ . . + 11 971 603 „ = -r 25,61 .. 

Zusammen -f- 13 979 289 Personen = 4- 26,11% 

Die Anzahl der Personenkilonieter betrug gegen das Jahr 
1914/15 bei den Eilzügen: 
in der 

I. Wagenklasse um — 5 365 425 Personenkm weniger - — 12,50 % 

II. ,, „ 4- 11 416 048 „ mehr = - 4,24,. 

III. „ „ — 1 931 762 „ weniger ~ - 18,48 „ 

Zusammen 4- 4 128 861 Personenkm weniger — 4- 1,28% 

hei Personen- und gemischten Zügen: 
in der 

I. Wagenklasse um 4- 11 415 345 Personenkm mehr — 4-57,39 % 
II. „ „ 4 128 182422 „ - + 34,üu . 

III. „ - 1 - 339 804 738 ,, „ = + 18,2>! .. 

Zusammen 4- 479 402 505 Personenkm mehr — 4- 21,58 
Die Einnahme für ein Personenkilometer betrug: 

bei Eilzügen.6,27 Heller, (0,(*8) 

„ Personen- und gemischten Zügen . 3,io „ (2,!**.' 

„ sämtlichen Zügen zusammen . . . 3,44 „ (3,sci) 

Die Einnahmen aus dem Personenverkehr liabcn sieh seit dem Jahr 
1888 — dem letzten vor Einführung des Zonentarifs — folgendermaßen 
gestaltet: 
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II 2 3 | 4 !i 5 '6 7 j; 8 9 ! 10 11 

'i 

! Roheinnahme Roheinnahme 

! (einschließlich Transportsteuer und Stempel) auf ein Bahukilometer 


in Kronen in Kronen 


J ahr 

zusammen 

I dem Vorjahr 
gegenüber 
+ mehr, 
i — weniger 

dem Jahr 1888 
gegenüber 
+ mehr, 

— weniger 

im 

allge¬ 

meinen 

dem Vorjahr 
gegenüber 
! 4* mehr, 

i * 

— weniger 

. dein Jahr 1888 
gegenüber 
+ mehr, 

— weniger 

Kronen 

Kronen 

% 

Kronen 

% 

Kronen 

;Kronen 

% 

Kronen j % 

1888 1 28 399200 

, 

— 

i — 


4070 ; 

— 

— 

j 

1889 30239800 1 

* | 

, + 1 840 600 

+ 7 

+ 1840600 

+ 7 

4 156 

I 

+ 86 

+ ‘2 

+ 86+2 

1913 1*23684500 

+ 3648 200 

+ 3 

+95 285 300 

+336 

, 14093 

+ 143 

+ 1 

+10 023 + 216 

l *u/15;. 104946200 
li 

127 034 800 . 

—18 738 300 

; 

—15 

+76 547 000 

+270 

| 11849 , 

— 2 244 

— 16 

+ 7 779 + 19! 

+22088 600 

+21 

+98635 600 

+347 ! 

14 330* 

+ 2 481 

+21 

+ 10 260 +252 


1 >ic Steiger u n g des Personofiv e r k e h r s seit dein .Tahr 
1888 ist aus nachstehender Zusammenstellung ersichtlich, wobei zu be¬ 
merken ist, daß in den Angaben für das Jahr 1888 der Personenverkehr 
der seitdem verstaatlichten Eisenbahnen mit einbegriffen ist. 


1 2 § 3 4 5 


6 


8 9 10 


Durch¬ 

schnitt¬ 

liche 


Längen- 

ver- 

mehrung 


Anzahl der beförderten 
Personen 


Anzahl der beförderten 
Personen 
auf das Bahnkm 


Länge 

Jahr 

der 

Linien 


dem Jahr 
1888 

gegenüber zu¬ 
sammen 


dein Jahr 1888 
gegenüber 
4 mehr, 

— weniger 


im i 
allge¬ 
meinen 


dem Jahr 188s 
gegenüber 
+ mehr, 

— weniger 



in 

km 

km 

i 

l 

% 

1 

i 

Personen 

°/o 

Per¬ 

sonen 

! Personen 

°,v 

1888 

7 010 

— 

■ -- 

9140100 

— 

I 

1 306 

i 


1889 

7 276 

266 

4 

13 1»1 700 

+ 4 <<#600 

1 

+ 44 

1 808 

+ 502 

+ 3'.* 

1913 

8 776 

171 

2 

70 641 100 

+ 61501000 

+ 673 

8 049 

+ 0 743 

4-510 


8 857 

81 

1 

56 422500 

+ 46 282 400 

+ 506 , 

6257 

+ 4 951 

4-379 

:•>! :>'!<• 

8 >65 

8 


09 788 200 

+ GO 648 1<X) 

+ 663 

7 872 

+ 6 566 

+ • 
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I >ie ungarischen Staatsbahoen im Jahr 1915 16. 


Wahrend die Länge des Netzes von 7010 km auf 8865, also um 2 G, 4 .~. % 
gesunken ist. ist die Anzahl der beförderten Personen für das Bahnkilo- 
meter von 1306 auf 7872 angewachsen und hat somit uin 503 % zugenommen. 
Die Einnahmen aus dom Personenverkehr haben sich jedoch nur um 252 % 
gehoben. 

Die Einnahmen aus der Gepäckbeförderung haben den Betrag 
von 2 041225,30 Kr, (2 354 091,41 Kr.) ergeben. Es wurden 79 164 (90 744) i 
Gepäck befördert und 9 380 775 (10 798 584) tkm gefahren. 

Die Entfernung, die das Gepäck im Durchschnitt zurückgclegt hat. 
betrug 118 (119) km. Die Einnahmen für die Tonne Gepäck betrug 25.79 
(25,»4) Kr. Die Einnahme für das Tonnenkilometer betrug 21 , 7 « (21.su) 
Heller. 

Die beförderte Gepäckmenge hat eine Abnahme um 11 500 = — 12.7s % 
erfahren, und die Einnahme aus der Gepäckbeförderung eine Abnahme um 
312 S66.ii Kr. —- — 13.2!) erlitten. 

Aus dom G Ute r verkehr ergab sich 

eine Gesamteinahme von .42« 276 450,44 (291 451 982,41) Kr.. 

wovon auf den Eilgutverkehr . . . 21 528 482,84 ( 22 846 489.:$o) 

,, ., Frachtgutverkehr . . . 406 747 967,«0 (268 005 493,11) 

kommen. 

Es wurden befördert: 

an Eilgüter . . . 646 649 (731 362) t, 

an Frachtgütern . 38 855 403 (29 771 065)., 

somit im ganzen 39 502 052 (30 502 427) t. 

Die Tonnenkilometer betrugen: 

bei den Eilgütern ... 103 352 867 (113 7?0 743) tkm, 

bei den Frachtgütern . 8 509 371861 (5 754 293 097) ,. 

daher zusammen 8 612 724 728 (5 868 013 840) tkm. 

Es ergibt sich somit eine Verminderung 

beim Eilgutverkehr.um — 84 713 = 4 11 ..-*% 

„ Frachtgutverkehr eine Zun^pne . . „ *4- 9 084 338 = 4- 30,:. 1 

Die Gesamtzunahme im Güterverkehr betrug -f 8 999 625 = -j- 29,50 ... 

E~ kommt auf das Bahnkilometer eine beförderte Gütermenge von 
•D56 t. gegenüber 3414 t im Jahre 1914/15. Die Zunahme beträgt 1012 t. 
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Es betrug die Einnahme für eine Tonne 


Eilgut. 3329 (3124) Heller, 

Frachtgut.1047b (902) „ , 


Eil- u. Frachtgut durchschnittlich 1084 (956) „ , 
die Einnahme für 1 tkm . . . 4,76 (4,07) „ . 

Die von einer Tonne durchschnittlich zurückgelegte Entfernung 
betrug: 

bei Eilgut. 160 (155) km, 

bei Frachtgut.219 (193) ,, , 

von Eil- und Frachtgut zusammen . 218 (192) . 

Die Mindereinnahme aus dem Eilgutverkehr 

betrug. 1 318 006 Kr. = — r»,77 °/ 0 

die Mehreinnahmc aus dem Frachtgut - 

verkehr. -f 138 142 474 „ — — 51,43 „ 

Der Wagenladungsverkehr betrug 37 270 859 t = 95,9-2 % des ge¬ 
samten Güterverkehrs. 


In den einzelnen Verkehrsgattungen ergaben sich folgende Änderungen 
bei den Einnahmen gegen das Jahr 1914/15: 

beim Personenverkehr (ausschließlich Militär) + 21,3.-. %, 


beim Gepäckverkehr 13,29 %, 

beim Eilgutverkehr.— 5,77 %, 

beim Frachtgutverkehr.+ 40,78 %. 

bei den verschiedenen Einnahmen.+ 39.53 %. 


Die Einnahme im Jahr 1915/16 betrug: 


für 1 Personenkm. 3,41 

„ 1 Person. 151 

„ 1 Gepäcktonnenkm . . 21,:;o 

., 1 t Gepäck. 2 579 

,, 1 Gütertonnenkm .... ' 4,79 

„ 1 Bahnkm.72 113,05 

„ 1 Nutzzugkm. 796,1 

„ 1 000 llohtonnenkm. 1 789,3 

„ 100 Wagenachskra .... 1 281,3 


i 3,30.1 Heller 
l l'»6 ) „ , 

t 21,80) „ , 

( 2 594 ) „ , 

( 4,97) „ . 

(49 771,13) Kr., 

( 620,2 ) Heller, 

( 1 503,5 ). „ , 

( 1 015,5 ) „ . 


Die Gesamteinnahmen haben sich nach dem bisher Angeführten fol¬ 
gendermaßen gestaltet: 
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IMS 


Di© ungarischen ßtaatsbahnen im Jahr 1915/16. 


1 

Einnahmen 

aus dem 

2 

i 

i m , 

1914/15 

1 3 !| 

Jahr 

! 1915/16 ii 

1 ____ 1! 

Kronen 

4 

+ Mehr-. 

— Minder¬ 
einnahme 
i gegenüber 
[ 1914/15 

Personenverkehr. 

86651 740,53 

105 149 121,06 X 

j + 18 497 380,54 

Militärverkehr. 

87 057 653,-4 

163 073 776,84 i 

! -f 76016123.10 

Gepäckverkehr . 

2354 091,41 

1 2041255,30 : 

— 312836,’.! 

Eilgutverkehr. 

22 846 489,30 

' 21 628 482,84 , 

— 1 318 006,4-. 

Frachtgutverkehr . 

228629 318,33 

321871047,88 jj 

+ 93 241 729.. j 

Verschiedenes 1 ). 

46 856 595,‘s j 

' 65 378 909,73 ' 

+ 18522 313,04 

zusammen . . . 

474 396 889,00 

679 042 593,65 

+ 204646 704.» 


Die Gesamteinnahmen haben sonach dem Jahr 1914/15 gegenüber eine 
Über die Betriebsausgaben gibt die folgende Tafel*) Auskunft: 


1 

Dienstzweig 

2 | 3 

i 

Ausgaben 

i 

in Kronen 

1914/16 | 1915/16 

4 

sonach 

im Jahr 
1915/16 
+ mehr, 

— weniger 
als im Jahre 
1914/15 

Zentraldienst. 




Direktion. 

11079240,71 

13 178 784,16 l| + 2099643,45 

Betriebsleitungen . 

12 204 766,47 

13 706 936.00 1 

+ 1502148^3 

zusammen . . . ( 

23 284027,18 

26 885 719,16 

+ 3601691,98 

Äußerer Dienst I 




Bahnaufsicht und Bahnerhaltung * 

60817 287,4a 

56 398270,08 | 

+ 6 580 982^9 

Stationsdienst. 

97 037 846,05 

110235 583,56 1 

+19 197 1 3 / y&i 

Zugförderungs-u. Werkstättendienst 

110 570 922.50 # 

140 273 535,38 

+29 702622,79 

Materialdienst. 

6 843 228,82 * 

13412 106,46 

+ 6 568 877,60 

Benutzung von Eisenbahnlinien | 




und Bahnhöfen. 

6 139 194,93 

7 286866,67 , 

+ 1 147 671,74 

zusammen . . . j 

271 408 479,88 

333606362,15 , 

+62197 882,27 

Umgestaltungen. 

2162269,47 

7 472 057,97 

+ 5 309 788,50 

Nicht eigentl. Eisenbahnbetricbe- 

1 

j 


u. außergewöhnliche Ausgaben 

! 17 116102,86 

84465626,30 

+ 17 349 523,41 

zusammen • • • j 

| 313 970879,39 

402429765,58 |i 

tl 

+88458 886.19 


') Hierunter fallen die für die Führung des Betriebs auf Lokalbahnen dein 
s ) Bei Berechnung der Einheitssätze wurden die ganze Länge des Netzes 
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5 

6 

7 

8 

9 

! io 

j[ 11 

12 

Einnahmen 

auf 

1 Bahnkm 

Kronen' 

Einnahmen 

auf 

1 Zugkm 

Heller 

Einnahmen 
für jo 1000 Roh- 
tonnenkm 

Heller 

Einnahmen 
für je 100 Wagen¬ 
achskm 

i Heller 

1 

1914/15 ; 

1915/16 

1914/15 

1915/16 

1914/15 

1915/16 

1914/15 

1915/16 

4 574,42 

5508,63 

93 ? i 

103,2 1 

262,0 

264,6 I 

175,4 

IST,3 

4 595,84 | 

8543,23 

93,5 

160,o 

263,2 

410.3 ! 

176.2 

' 290 .:, 

124,27 , 

106,94 

2,5 

2,° 

7,1 

5,1 

4,8 

O.'j 

1206,08 1 

1 127,85 

24,5 

21,i 

69,1 

54,2 

46,2 

38.4 

12 069,52 

16 862,42 

245,5 

315.8 

691,2 

809,8 

462,8 

573,1 

2 473,60 j 

3 425,12 

50,3 

64,2 

141,6 

164,5 { 

94,8 

116,5 

25043,73 

35 574.19 ' 

509,4 j 

666,3 

1 434,2 

1708,5 ! 

960,2 

1 209,7 


Steigerung um 1 204 64C> 704,oo Kr. oder 43,u erfahren. 


5 1 6 7 8 9 I 10 _ 11 12 

Einheitssätze 

18 942,699 19 088,070 j 93 120 538 101916802 ' 33077 1211 30 744 724 49 405 141; 66 134 904 

km I Zugkm 1000 Rohtkm !j 100 Wagenachskm 

für 1 Bahnkilometer I für 1 Zugkilometer für 1000 Rohtkm • für 100 Wagenachskm 
Kronen | Heller Heller i Heller 

1914/15 1916/16 | 1914/15 | 1916/16 ;j 1914/15 1915/16 j 1914/15 1915/16 

| ■ I . l 1 I i 

584,68 I 640,42 11,9 ! 12,9 33,5 33, l j 22,4 23,5 

644.30 718,09 13,1 i 13,5 36,9 34.5 | 24,7 24,i 


1229,18 

1 408,51 

25.0 

26,4 j! 

70,4 j 

67,6 | 

47,1 

| 47,0 

2 fl S2,69 

2 954,64 

j 54,6 

55,4 

153,6 1 

141,9 j 

102,9 

100 5 

5 122,70 

6 089,44 

j 104.2 

114.0 ! 

293,3 j 

292,5 

196,4 

207.1 

5 837.13 

7 348.75 

! 118,7 

137,6 

334,3 

352,9 

223,8 

i 247,'.* 

361.26 

702,64 , 

7,3 

13,2 j. 

20,7 

33,8 

-13,9 

23,8 

324.09 

381,75 ^ 

j 

i 6,6 

7,1 ! 

18,6 

18,3 

12,4 ! 

13,o 

14 327,87 

17 477,22 

l 

l 291,4 

327,3 

820,5 

1 

839,4 

549,4 

594,3 

903,57 

1 805,61 

j 18.4 

33.8 

51,7 ! 

i 

i 

86.7 j 

1 34,6 | 

61,4 

16 574,77 

21 082.79 

1 337,2 

394.0 ■ 

949,2 1 

1 012,5 

635,5 

716,9 


Staat« gezahlten Vergütungen. 

und di« auf ihm vollbrachten Leistungen berücksichtigt. 
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Die ungarischen Sta&tsbahnen im Jahr 1915.16. 


Das gesamte Anlagekapital belief sich am Ende des Berichts¬ 
jahres 1915/16 auf 2 994 239 640,4? Kr. 


• 

Hiervon kommen auf: 


1914/15 

19 15, 16 

Hauten. 

Kr. 

1 101120 834,11 

1 177 780 602^3 

Krginzungsarbeiten. 


788315377,51 

799 965 417,69 

Betriebsmittel. 

r 

788 124060,93 

887 805 664,» 

Inventargegenstände. 


56 042 640,53 

57 121 966.5« 

Zinsen während der Bauzeit .... 

r 

71470416,» 

71 545 928,83 

Linie Csacza—-Zwardon. 


4 551 478,51 

— 

Im Bau befindliche Linien. 

Anlagen, die aus den Zuschüssen der 


09 318971,8« : 


Lokalbahnen gedeckt werden . . 

•» 

56 097 704.?o 

— 

zusammen . . 

Kr. 

2 935 041484,54 

2994 239640^ 

Hinzurochnung der Kursverluste . . 

V 

446 796515,57 

446 796515,?: 

ergibt ein Anlagekapital von . . . 

Kr. 

3 381 837 999,81 

3 441 036 155,69 

der Betriebskoeffizient betrug . . . 

% 

66,18 

59,36 


Bei Außerachtlassung der nicht eigentlichen Eisenbahnbetrieb."- und 
außergewöhnlichen Ausgaben betrug die Betriebszahl 54,i» % (62,5S%). 
"Wenn von den Gesamteinnahmen mit 079 042 593,65 Kr. die Gesamtausgaben 
im Betrage von 402 429 765,5S Kr. abgezogen werden, ergibt sich ein Be- 
triebsübersehuß von 276 612 828,o- Kr. (160 425 009,70 Kr.). Der Betriebs- 
Überschuß im Jahr 1915/16 ist daher um 1 IG 187 818,37 Kr. - 72.« % 

größer als jener des Jahres 1914/15. 

Da die Gesamtanlagekosten nach Abzug der Kosten für die Linie 
t.'zacza— Zwardon—Landesgreuze (4 551478,3« Kr.), die von der Kasehau- 
Oderberger Bahn betrieben wird, und die Kosten der im Bau befindlichen 
Linien (72 880 231.es Ivr.), sowie die Investitionen, die aus den Zuschriften der 
Lokalbahnen gedeckt wurden (50 279 015,31 Kr.), am Ende des Berichtsjahres 
1915/16 die Höhe von 2 860 522 885,3? Kr. erreichten, verzinste sich dieses 
Kapital mit 9 ,ot %. Mit Berücksichtigung der Kursverluste —439 781 443,M 
Kronen — ergibt sich ein Anlagekapital von 3 300 304 328,se Kr. und eine 
Verzinsung von 8.38 % (4,94 %). 
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Kleine Mitteilungen. 


Deutsches Museum von Meisterwerken der Naturwissenschaft und 
Technik in München 1 ). Dem Verwaltungsbericht über das 15. Geschäfts¬ 
jahr 1917/18, der erst kürzlich der Öffentlichkeit übergeben worden ist. ent¬ 
nehmen wir folgendes: 

Das vierte Kriegsjahr ist hauptsächlich zu Vorarbeiten für die Errich¬ 
tung des Studiengebäudes mit seinen Vortragsälen, Bücher- und 
Plansammlungen usw. benutzt worden. — Der vom Museum im Jahr 1914 
ausgestattete Lazarettzug hat am 23. Juni 1918 seine 100. Fahrt ge¬ 
macht, anläßlich dieses Ereignisses konnte die Bewährung der Einrich¬ 
tungen des Zuges erneut festgestellt werden. 

Das Museum wurde besucht im Jahr 1915/16 von 142 975 Personen, 
im Jahr 1916/17 von 120 871 Personen, und im Jahr 1917/18 von 140 349 
Personen. Der stärkere Besuch im letzten Gcschäftsjaltr gegenüber dem 
Jahr 1916/17 hat seine Ursache in dem trotz aller Schwierigkeiten er¬ 
höhten Reiseverkehr. 

Die Reisestiftung des Museums umfaßte 261 Stiftungen, die haupt¬ 
sächlich fallen auf Gymnasien. Realgymnasien und Realschulen, Maschinen¬ 
bau-, Bnugewerk- und Handelsschulen, auf Lehrer- und Lehrerinnen¬ 
seminare, auf Lehrlinge und Arbeiter, und auf Mädchen in Fachschulen, 
Fabrikbetrieben und dergl. Von den Stipendiaten wurden 93 Reiselmrichte 
eingereicht, die Beurteilung dieser Berichte durch das Kuratorium der 
Reisestiftung hatte bezüglich der zu erteilenden Auszeichnungen folgendes 
Ergebnis: 4 Stipendiaten (darunter ein Ma schin ens ch losscrlehr 1 in g) er¬ 
hielten ein Diplom, 7 Stipendiaten eine lobende Erwähnung. 

Als Heft 18 der Vorträge und Berichte wurde der Vortrag von Ex¬ 
zellenz Exner über Denkmalspolitik herausgegben. 

Von den Neuerwerbungen und Stiftungen von Sammlungsgegen- 
stäuden seien hier genannt: Spiegelteleskop Gregoryseber Konstruktion: 
Original eines Kreiselkompasses von Werner Siemens aus den 80er Jahren; 
Repetitionstheodolit von Fr. W. Breithaupt, Cassel; Küstenentfernungs- 
messer System Hahn. Modell 1893; Sammlung von alten Schlosserwerk¬ 
zeugen, Schlössern und Schlüsseln; Original des ersten Gradeeindpckers 
aus dem Jahr 1910, Gewinner des Lanzprcises der Lüfte: Modell dos 
Riesendampters Vaterland. 

In der Abteilung Schiffbau wird nach Herstellung verschiedener 
Modelle eine Reihe von 19 Schiffen, darstellend die Entwicklung der Ruder- 


■) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1918 S. 180. 

Arclilv ffir Eiscnimhn wesen. 1919. 7*> 
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Kleine Mitteilungen. 


und Segelschiffe und ihrer Takelagen von den ältesten Zeiten bis zum 
'20. Jahrhundert, fertiggcstellt sein. 

Der Museumsneubau einschließlich der künstlerischen Aus¬ 
schmückung ist wiederum nach Mögliclikeit gefördert wordei^ 

Für die Ausstattung des Studiengebäudes bestehen bereits 
folgende Einrichtungen: 

Die Bücherei des Museums besitzt zurzeit mehr als 50 000 Bände natur¬ 
wissenschaftlich-technischen Inhalts. Pläne von hergestellten Apparaten 
und Instrumenten, von Maschinen und maschinellen Anlagen, von Tief- und 
Hochbauten, ebenso Briefe, Handskizzen, Originalmanuskripte, Vorlesungs¬ 
hefte werden als Studienmaterial gesammelt. Eine Sammlung von Bildern 
von Persönlichkeiten, die bestimmenden Einfluß auf die Entwicklung der 
Wissenschaft und Technik ausgeübt haben, enthält 5000 verschiedene 
Porträts. Die Sammlung, die. vermehrt werden soll, bildet eine Ergänzung 
zu den im Ehrensaal und in den Sammlungsräumen aufgestellten Denk¬ 
mälern. 

Eine Denkmünzensammlung mit Erinnerungen an die Förderer der 
Naturwissenschaft und Technik sowio an wichtige technische Ereignisse 
enthält 1500 Medaillen, eine Lichtbilder- und Filmsammlung rund 10 000 
Projektionsbilder. Ein Phonogrammarehiv mit den Stimmporträts von Ge¬ 
lehrten und Ingenieuren ist in den ersten Anfängen vorhanden. 

Der Vorstand des Museums glaubt, daß auch das Studiengebäude mit 
seinem Inhalt sich dem Aussiellungsgobäudc mit seinen Sammlungen würdig 
angliedern wird, und daß hierdurch das Deutsche Museum ein Lehr- und 
Bildungsmittel für das deutsche Volk werden wird, wie es kein anderes 
Land in gleicher Vollkommenheit besitzen dürfte. 


Die Brenn kraft technische Gesellschaft in Berlin, die sich zur Auf¬ 
gabe gemacht hat, die Vorgänge beim Vergasen und Verbrennen der 
Brennstoffe und bei der Umwandlung der Wärme in mechanische Arbeit 
zu erforschen, damit die Verbrennungsgase für Kraftzwecke ausgenützt 
werden können’), hat einen Fachausschuß für Breimstoffbcförderung ein¬ 
gesetzt, der den Aufbau eines wirtschaftlichen Transportwesens be¬ 
arbeiten soll. Nach einem herausgegebenen Merkblatt will der Fach¬ 
ausschuß Anregungen insbesondere für die Erhöhung der Leistungs¬ 
fähigkeit der Eisenbahnen und Wasserstraßen geben. Von den im Jahr 
1015 auf deutschen Eisenbahnen beförderten 500 Millionen Tonnen Gütern 
kamen 42 % auf Steinkohlen, Braunkohlen und Koks. Da diese Brenn¬ 
stoffe hei unzureichenden Beförderungsverhältnissen und -anlagen durch 
Aufnahme eines höheren Nässegehaltes, durch Verwittern und Zer¬ 
bröckeln bei mehrfachem Umladen eine wesentliche Einbuße an Heiz¬ 
wert erfahren, so stehen die Bestrebungen für den Aufbau eines 
genügenden Transportwesens in unmittelbarem Zusammenhang mit einer 
wirtschaftlicheren Ausnutzung der Brennstoffe. Der Fachausschuß will 
in einer praktisch-wissenschaftlichen Arbeit dartun, in welcher Weise 
mul mit welchen Mitteln eino wirtschaftlichere Beförderung der Brenn¬ 
stoffe vom Ort ihrer Gewinnung zu den Verbrauchern erfolgen kann. 
In erster Linie erscheint die Beseitigung der Handarbeit beim Entladen 
der Brennstoffe notwendig. Durch Einführung von Flachboden-Selbst- 

’) Veral. Archiv flir Eisenbahnwesen 1918. S. 509. 
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entladewagen können große Ersparnisse an Arbeitslöhnen und in Ver¬ 
bindung mit Verkehrs- und betriebstechnischen Maßnahmen ein besserer 
Wagemimiauf erzielt werden. Es soll ferner auf die wirtschaftlichen 
Vorteile aufmerksam gemacht werden, die die Anlegung von Kohlen¬ 
bahnhöfen mit Pfeilergleisen nebst Bunkern für Selbstentladung sowie 
die Entladeeinrichtungen auf den öffentlichen Stationen und den indu¬ 
striellen Werken bieten. Gleisanlagen; für zeitgemäße Zufuhrstraßen 
auf den Stationen sowie die Verladung von Massengütern mit den dazu 
notwendigen Einrichtungen auf den Stationen und industriellen Werken 
sollen besprochen werden. Beispiele für VerbindungsanschHisse und 
die Verwendung von Drahtseil-, Elektrohängebahnen, Bandförderern, 
Becherwerken usw. werden erörtert werden. Auch für die Beförderung 
der Brennstoffe auf dem Wasserwege sollen Vorschläge für zweck¬ 
mäßige Lade- und Löschvorrichtungen gemacht werden. Endlich ist 
beabsichtigt, die Rohrleitungen zur Beförderung gasförmiger und 
flüssiger Brennstoffe in Betrachtung-zu ziehen. 

Die ganze Arbeit des Fachausschusses wird sich auf folgende 
Hauptpunkte erstrecken, die in verschiedenen Unterabschnitten zu be¬ 
handeln sind: 

A. Beförderung der Brennstoffe auf den Eisenbahnen: 

I. Feststellung der für die gegenwärtige Beladung und Ent¬ 
ladung der Kohlen- und Kokswagen in Frage kommenden 
Verhältnisse. 

II. Bearbeitung von Vorschlägen oder Anregungen zur Behebung 
vorhandener Mißstände. 

III. Endergebnisse der Vorschläge und Anregungen. 

B. Beförderung der Brennstoffe auf den deutschen Wasserstraßen: 

I. Allgemeines. 

II. Die Wasserbeförderung der Brennstoffe von den Erzeugungs¬ 
stätten zu den Verbrauchsstätten. 

III. Die Frachtenbildung. 

IV. Das Lade- und Löschgeschäft. 

V. Schlußbetrachtungen. 

O. Mechanische Verladeeinrichtungen bei Eisenbahnen und Wasser¬ 
straßen. 

D. Beförderung gasförmiger und flüssiger Brennstoffe in Rohr¬ 
leitungen. 


Truppenbeförderung auf den Eisenbahnen der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Einer Mitteilung der in London erscheinenden Zeitschrift 
Tho Railway Gazette and Railway News, Nr. 25 vom 20. Juni 1019, 
entnehmen wir über die Beförderung von Truppen auf den Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten von Amerika während des Krieges folgendes: 
Von den Einziehungsämtern (draft boards) zu den Mobilisierungslagern, 
zwischen letzteren, oder von den Mobilisierungslagern zu den Häfen für 
die überseeische Einschiffung haben vom Mai 1917 bis zum Eintritt des 
Waffenstillstandes, November 1918. folgende Transporte stattgefunden: 

76« ' 
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Gesamtzahl der beförderten Militärpersonen . . . 8 714 582 
Durchschnittlich wurden in einem Monat befördert 

Personen 502 764 

Höchstzahl der in einem Monat (Juli 1918) be¬ 
förderten Personen. 1147 018 

Gesamtzahl der benutzten Wagen. 206 169 

Darunter Gepäck- und Expreßwageu. 16 285 

„ Güterwagen. 23 075 

Gesamtzahl der Militärzüge. 16 535 

Die von einem Militärzug zurückgelegte Strecke 

betrug durchschnittlich.Meilen 875 

Seit dem Beginn des Waffenstillstandes bis zum 30. April 1919 wurden 
befördert: 

Gesamtzahl der Militärpersonen . 3 389 665 

Durchschnittlich wurden in einem Monat befördert 

Personen 635 959 

Höchstzahl der in einem Monat (Dezember 1918) 

beförderten Personen. 734 034 

Gesamtzahl der benutzten Wagen. 45885 

Gesamtzahl der Militärzüge. 4433 


Zur Zeit der Kriegserklärung, am 6. April 1917, war der Grundplan 
der Organisation für die Truppenbeförderungen schon fertig. Dieser sah 
ein Zeutralamt in Washington mit ständiger Verbindung mit dem 
Kriegsdepartement vor, einen Generalagenten mit seinem Stab an 4 
(später 6) 1 »cpartements-Hauptquartieren mit einem Generalagenten in 

jedem .Staate zur Beaufsichtigung der Beförderung der nationalen 
Armee. Später wurden noch verschiedene Organisationen hinzugefügt. 
Für 32 große Lager und für 15, später 18 Fliegerschulen mußte das ganze 
Baumaterial befördert werden, hierfür waren allein für die Lager 139 905 
Wagenladungen erfordert lieh. 

Die Beförderung der nationalen Armee war ein verwickelter Vor¬ 
gang; sie nahm ihren Anfang an vielen Stellen (bis zu 4500) der einzelnen 
Provinzen jedes Landes. Dio Verpflegung der reisenden Mannschaften 
erfolgte in Speisewagen, .Speisehäusern oder durch Verabreichung von 
Mahlzeiten an den Zügen. Außer der militärischen. Mannschaft selbst 
mußten täglich noch 205 (»87 Personen zu und von den industriellen 
Plätzen befördert werden, wofür täglich 2319 Personenwagen gebraucht 
wurden. 

Aus vorstehenden Zahlen, namentlich aus der Angabe, daß jeder 
Militärzug eine Strecke von 875 Meilen — 1408 km (ungefähre Entfernung 
Metz—Berlin—Königsberg i. Pr.) zurückgelegt hat, kann entnommen 
werden, daß die Kriegsleistungen der Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten von Amerika ziemlich bedeutend gewesen sind. 


Fnlirbegünstigung für Arme in der Schweiz. Durch Beschluß des 
schweizerischen Bundesrats vom 5. September 1919 ist ein vom 1. Oktober 
1919 ab gültiges Reglement, betreffend Fahrbegünstigung für Arme 1 ). 

') Vtt röffentlicht in der Schweizerischen Ge&etzsammlnug Kr. 49 vom 
17. September 1919, S. 700. 
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genehmigt worden. Danach befördern die im Reglement namentlich auf- 
geführten schweizerischen Transportanstalten (Vollspurbahnen, Schmal¬ 
spurbahnen, Zahnradbahnen, Tramways, Drahtseilbahnen und Schiffahrt¬ 
unternehmungen) in der dritten Wagenklasse (2. Schiffsplatz) auf der 
direkten Route (Route der direkten Fahrkarten) zur Hälfte der ge¬ 
wöhnlichen einfachen oder Hin - und Rückfahrtpreise 

a) Arme, die auf Kosten oder mit Unterstützung einer öffent¬ 
lichen Behörde der Schweiz oder einer der im Reglement be¬ 
nannten schweizerischen Wohltätigkeitsanstalten befördert wer¬ 
den, 

b) Begleiter von vorbezeichneten Armen (einschließlich Kin¬ 
dern), die wegen ihres Alters oder ihres geistigen oder körper¬ 
lichen Zustandes oder ihres Vorhaltens nicht ohne Begleitung 
reisen können. Die Begünstigung für diese Begleiter gilt nicht 
nur für die Begleitfahrt selbst, sondern auch für dio Einzelrück¬ 
reise oder für Einzelhinfahrt im Fall der Abholung der zu Be¬ 
gleitenden, in allen Fällen aber nur dann, wenn auch die Reise 
der Begleiter auf Kosten oder mit Unterstützung einer öffent- 

> liehen Behörde oder einer der genannten schweizerischen Wohl¬ 

tätigkeitsanstalten erfolgt. 

Für Reisen der Mitglieder, Beamten und Angestellten von Armen¬ 
behörden, Wohltätigkeitsanstalten u. dgl. zu anderen Zwecken als zur 
Begleitung oder Abholung von Armen darf die Begünstigung nicht in 
Anspruch genommen werden. Die Fahrbegünstigung für aus dem Aus¬ 
lande heimkehrende mittellose Schweizer und aus der Schweiz in ihre 
Heimat zurückkehrende mittellose Ausländer bildet den Gegenstand eines 
besonderen Reglements. 

Für die Beförderung von kranken Armen in besonderen Wagen 
gelten die im Reglement und Tarif für Krankentransporte vorgesehenen 
Bestimmungen und Taxen. 

Die Fahrbegünstigung wird nur gegen Vorzeigung eines Ausweises 
gewährt, der von einer öffentlichen Behörde oder einer Wohltätigkeits¬ 
anstalt nach vorgeschriebenem Muster ausgestellt ist. Der Arme oder 
dessen Begleiter erhält für die auf dem Ausweis bezeichneto Reise an 
der Fahrkartenausgabe der Abgangsstation gegen Barzahlung eine halbe 
(Kinder im Alter von 4 bis 12 Jahren eine viertel) Fahrkarte ITT. Klasse 
(2. Schiffsplatz) für einfache Fahrt oder für Hin- und Rückfahrt. Die 
Gültigkeitsdauer der Ausweise beträgt 3 Monate. Während der Fahrrist 
der Ausweis auf Verlangen vorzuzeigen. Nach Vollendung der Reise, 
auf die der Ausweis lautet, ist er mit der Fahrkarte abzugeben. Bei 
mißbräuchlicher Ausstellung oder Verwendung von Ausweisen behalten 
sich die Transportanstalten außer der Anwendung des $ 15 des Trans- 
portreglements 1 ) Maßnahmen zivil- oder strafrechtlicher Natur vor. 

Für die Beförderung des Gepäcks der Armen und deren Be¬ 
gleiter wird eine Preisermäßigung nicht gewährt. 

>) § 15 des Transportreglements, der schweizerischen EDiitbahn- und 
Dampfschiff Unternehmungen, gültig vom 1. Januar 1S94 an (vgl, Archiv für 
Eisenbahnwesen 1894, S. 584 ff,), enthält die Bestimmung über Vorzeigen, 
der Fahrkarten und die Strafbestimmungen bei Fahrten mit ungültigen Fahrt¬ 
ausweisen. 
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Die Hannoversche Maschinenbau-Aktien-Gesellachaft (Hanomag) 

stellt« am 1. Oktober 1919 ihre 9000ste Lokomotive fertig. Es ist eine 1-E- 
Dreizylinder-Heißdampf-Einheitsgüterzug-Lokomotivo der preußischen Staats¬ 
bahn. Oie erste von dieser Eirma gebaute Lokomotive war eine 1-B- 
Güterzuglokomotivc der Braunschweigischen Eisenbahn mit einer Zugkraft 
von 1790 kg und einem Dienstgewicht von 29 t, während die 9000ste Loko¬ 
motive eine Zugkraft von 19 300 kg und ein Dienstgewicht von 150 t besitzt. 

' "Wie sehr sich seit Mitte der vierziger .fahre die Lokomotivindustrie 
entwickelt hat. geht daraus hervor, daß die Hanomag für die ersten 
tausend Lokomotiven 27 Baujahre nötig hatte, also im Monat im Durch¬ 
schnitt drei Lokomotiven fertigstellte, oder für eine Lokomotive 6.1 Ar¬ 
beitstag» gebrauchte. Kür das letzte Lokomotivtausend betrug jedoch 
der Monatsdurchschnitt 32 Lokomotiven oder für eine Lokomotive 0.8 Ar¬ 
beitstage. Die Leistungsfähigkeit hat sielt somit in dieser Zeit ungefähr 
verzehnfacht. 

Genaue Ermittlungen haben ferner ergelten. daß für den Bau einer 
lx>koinotive einschließlich der für die Herstellung der Rohmaterialien, für 
deren Transport von der Erzeugung-stätte nach der Lokomotivfabrik usw. 
rund das 3.7. r >fnelie des [yokomotivgewielito- an Kohle erforderlich ist. Die 
9000 Lokomotiven wiegen zusammen 136 (XX) t. und somit beträgt die für 
die Herstellung dieser Lokomotiven erforderliche Kohlenmenge rund 
1 635 (XX) t. Zur Beförderung dieser Kohlen werden rund 110 000 Güter¬ 
wagen von 15 t Ladegewicht, d. h. 2200 Güterzüge zu je 100 Achsen, 
gebraucht. 
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Strafrecht Transportgefährdung. 

Urteil des Reichsgerichts, IV. Strafsenats, vom 18. Mftrz 1919 in der Strafsache 
gegen den Lokomotivführer Sch. aus D. und Genossen. 

Gefährdung eines Eisenbahntransports in Sinn des § 316 Absatz 2 des Strafgesetzbuchs. 

Die Anwendung des Strafgesetzes auf den von der Strafkammer 
gegen den Beschwerdeführer festgestellten Sachverhalt gibt zu recht¬ 
lichen Bedenken keinen Anlaß. Die Ausführungen des Verteidigers in 
der schriftlichen Revisionsbegründung enthalten nur unzulässige An¬ 
griffe gegen die Beweiswürdigung der Strafkammer, verwerten überdies 
Tatsachen, die in dem angefochtenen Urteil nicht festgestellt und daher 
von dem Revisionsgericht nicht zu beachten sind. Fahrlässigkeit erfor¬ 
dert der § 316 Abs. 2 StGB, nicht, sondern nur schuldhafte Pflicht¬ 
verletzung. Diese hat die Strafkammer ohne Rechtsirrtum darin gefun¬ 
den, daß der Beschwerdeführer die ihm kraft seiner Dienstpflicht ob¬ 
liegende Aufmerksamkeit bei der Beobachtung der Strecke vernach¬ 
lässigt hat. Hätte er die von der Strafkammer geforderte Aufmerksam¬ 
keit aufgewendet, so hätte er die Schlußlichter des vorauffahrenden Zuges 
eher wahrnehmen und demgemäß früher bremsen müssen; dann wäre 
die Wucht des Zusammenstoßes beider Züge erheblich gemindert und 
der Umfang der Gefährdung verringert worden. Welches Maß von Auf¬ 
merksamkeit die Umstände des Falles erforderten, war wesentlich Sache 
der tatsächlichen Würdigung. Eine Überspannung des Pflichtbegriffs 
ist nicht ersichtlich, umso weniger als der Beschwerdeführer aus dem 
wiederholten zögernden Freiwerden der Blockstrecken den richtigen 
Schluß gezogen hatte, daß unmittelbar vor ihm ein anderer Zug fahren 
mttsse, in dem er zutreffend den Berliner D-Zug 196 vermutete; umso¬ 
mehr bestand für ihn die von der Strafkammer angenommene Pflicht zu 
verschärfter Beobachtung der Strecke vor ihm auf das Auftauchen von 
Schlußlichtern. Rechtlich bedenkenfrei hat auch die Strafkammer eine 
schuldhafte Transportgefährdung in der Steigerung der Gefährdung 
gefunden gegenüber dem Maß von Gefahr, das auch durch ordnungs¬ 
mäßige Pflichterfüllung nicht vermieden worden wäre. • Nach dieser 
Richtung hat auch der Verteidiger einen Angriff nicht erhoben. Der 
Punkt bedarf indes einer besonderen Prüfung, weil der von dem Be¬ 
schwerdeführer geführte Zug ohne Verschulden des Beschwerdeführers 
in die Gefahr eines nicht mehr vermeidbaren Zusammenstoßes mit dem 
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vorauffahrenden Zug durch die Pflichtverletzung des Mitangeklagten ge¬ 
setzt worden war, der das Überfahren des üaltezeichens verschuldet hatte. 
Durch die Pflichtverletzung des Beschwerdeführers wurde nach der 
Feststellung der Strafkammer nur bewirkt, daß die Gefahr erheblich 
vergrößert wurde, und schließlich der Zusammenstoß bei weitem heftiger 
erfolgte, als es sonst der Fall gewesen wäre, so daß mit einem holen 
Grad von Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, daß ohne die Pflichtver¬ 
letzung des Beschwerdeführers die Zahl der Getöteten und Verletzten ge¬ 
ringer gewesen wäre. 

Das Tathestandsiuerkmal des „in Gefahr setzen" erfordert nicht die 
Gefahr 1 o s i g k e i t als unmittelbar vorhergehenden Zustand. Auch be¬ 
reits Gefährdetes kann nach Begriff und Sprachgebrauch Gegenstand der 
Gefährdung sein, und der Zweck des Gesetzes, da« die Sicherheit des Eisen¬ 
bahnbetriebs schützen will, steht einer engeren Auslegung entgegen, weil 
sonst jeder Transport, der irgendwie in Gefahr geraten wäre, jeder wei¬ 
teren Gefährdung straflos preisgegeben wäre. Notwendige Voraussetzung 
ist nur, daß sich der Transport nicht schon in derjenigen Gefahr be¬ 
fand, deren Erregung dem Täter zur Last gelegt ist, weil sonst der ursäch¬ 
liche Zusammenhang zwischen der Schuld des Täters und der Gefährdung 
fehlen würde. Die Frage kann daher nur sein, ob auch die geringere Ge¬ 
fahr im Verhältnis zur größeren eine andere Gefahr iu diesem Sinn 
ist oder wenigstens sein kann. Kein denkgesetzlich (logisch) wäre die 
Frago zu verneinen, da denkgesetzlich der Größenuntersehied recht den 
Artunterschied zu begründen vermag. „Gefahr" im Sinn der §§ 315, 
316 StGB, ist aber kein donkgivetzlicher Begriff, sondern ein rechtlicher 
Zweckbegriff, nur aus dem Zweck jener Bestimmungen, wie der gesamten 
Vorschriften über die gemeingefährlichen Verbrechen und Vergehen über¬ 
haupt zu erklären. Ausschlaggebender Beweggrund für alle diese Straf¬ 
vorschriften ist nicht nur die A r t der Gefahr, sondern die aus ihrer Art 
sich ergebende Grüßo der Gefahr im Hinblick a.uf die Unltbersehbarkeit 
ihrer Folgen und die mögliche Ausdehnung auf einen weiten Kreis. Dia 
Größe der möglichen oder drohenden oder bereits eingetretenen Gefahr 
also ist es, die die Gefahr zur G em e i n gefalir macht. Die Größe wird 
mithin hier zum a r t bildenden Unterschied. Dieser alle Bestimmungen 
des 27. Abschnitts beherrschende Gesichtspunkt kann für die §§ 315, 316 
umso weniger ausgesehaltet werden, als gerade der besondere Zweck 
dieser Bestimmungen, die Verkehrssicherheit 'auf der Eisenbahn zu 
schützen, die Beachtung dieses Gesichtspunkts vornehmlich erheischt. 
Denn anderenfalls würde eine geringfügige Gefahr geradezu zum Schutz 
des Täters, auch dos vorsätzlich handelnden Verbrechers, gegen Bestrafung. 
Wollte man daher im vorliegenden fall den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen der Schuld des Beschwerdeführers und der Gefährdung verneinen, 
so müßte man folgerichtig diesen Schluß auch für den Fall ziehen, daß 
der Beschwerdeführer durch Unterlassung rechtzeitigen Bremsens die Ge¬ 
fahr vorsätzlich vergrößert hätte, ein Ergebnis, das durch seine Un¬ 
vereinbarkeit mit dem Gesetzeszweck die Unrichtigkeit der Voraussetzung 
darlegt. 

Da die Gefahr iu der Wahrscheinlichkeit eines Schadens besteht, so 
wird die Gefahr größer nicht nur, wenn die Wahrscheinlichkeit 
des Schadeneintritts größer wird, sondern auch wenn der wahrscheinlich 
drohende Schaden größer wird. Zwar besteht der Schadensei’folg des 
§ 316 nicht in der V erwirklichung der Gefahr, wie hier dem Zu¬ 
sammenstoß, noch weniger in dem durch jene schließlich verursachten 
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Schaden, sondern lediglich in dem Zustand der G e f ii h r d u n g. Aber 
der tatsächlich eingetretene Schaden beweist den Umfang des Schadens, der 
gedroht hat, und der Umfang des drohenden Schadens bestimmt die Gefahr 
als größere oder geringere. Auf diesen Standpunkt hat sich die Straf¬ 
kammer mit Recht gestellt. Allerdings läßt sich nicht der Rechtsgrundisatz 
aufstellen, daß jede noch so geringe Steigerung der Gefahr bereits eine 
andere Gefahr sei. Es steht nur rechtlich nichts entgegen, im einzelnen 
Fall die größere Gefahr als eine andere wie die vordem bestehende ge¬ 
ringere Gefahr anzusehen. 0 b dies zutrifft, ist wesentlich Sache der tat¬ 
sächlichen Würdigung. Für den vorliegenden Fall ist die Auffassung der 
Strafkammer rechtlich nicht zu beanstanden. 

Was der Verteidiger gegen die Feststellungen der Strafkammer vor- 
bringt, läuft nur auf das Verlangen nach abweichender tatsächlicher 
Würdigung hinaus. Bemerkt sei demgegenüber nur, daß nach dem ange¬ 
fochtenen Urteil die Fähigkeit des Beschwerdeführers, die Schlußlichter 
des Berliner D-Zuges als Lichter zu erkennen, durch seine Farbenblindheit 
in keiner Weise beeinträchtigt war, wie gerade auch der Sachverständige 
v. H. anerkannt hat; daß der Beschwerdeführer nach § 28 seiner Dienst¬ 
vorschriften verpflichtet war, den Zug sofort anzuhalten, gleichviel 
in welcher Farbe ihm die Schlußlichter erschienen; 
daß die drei Schlußlichter des Berliner Zuges unmittelbar vor dem Zu¬ 
sammenstoß noch hell brannten, und daß das Urteil von einem 
Widerspruch der Zeugenaussagen über diesen Punkt nichts ergibt. 

Darauf, daß die Strafkammer für ihre Feststellung, der Beschwerde¬ 
führer habe erst etwa 40 m vor der Unfallstelle zu bremsen angefangen, 
keine Beweistateaelie angeführt hat, kanji die Revis'on micht gestützt 
werden, da der § 266 Abs. 1 Satz 2 StPO. nur eino Ordnungsvorschrift 
enthält. 

Auch die übrigen Prozeßriigen sind nicht begründet Der Verteidiger 
behauptet Verletzung des § 244 StPO.; irgendwelche Tatsache zur Begrün¬ 
dung der Rüge hat er aber dabei nicht angeführt. § 3R4 Abs. 3 StPO. 
Er beschwert sich nur über dio Ablehnung eines Vertagungsantrags, der 
nach dem Sitzungsprotokoll in der Hauptverhandlung nicht gestellt worden 
ist, und ferner darüber, daß dem vor der Hauptverhandlung gestellten 
Antrag auf Ladung das Zeugen F. nicht stattgegeben worden a*i. Auf die 
Ablehnung der vor der Hauptverhandlung gestellten Beweisanträge kann 
jedoch die Revision nicht gestützt werden, da auf jener das Urteil nicht 
beruht. Der § 244 StPO, kommt auch hier nicht in Frage, da nach dem 
Protokoll Fr. in der Hauptverhandlung gar nicht erschienen war. Ebenso¬ 
wenig ist seine Vernehmung in der Hauptverhandlung beantragt worden, 
die Prozeßbeteiligten haben vielmehr nach Schluß der Beweisaufnahme 
auf jede weitere Beweiserhebung ausdrücklich verzichtet. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Verteidiger namentlich noch 
geltend gemacht, die für den Beschwerdeführer geltenden Dienstvorschriften 
seien dahin zu verstehen, daß er zu bremsen erst verpflichtet gewesen sei, 
als er die Schlußlichter des vorauf fahrenden Zuges als auf sei nom Gleis 
befindlich erkannt habe. Nicht schon bei einer Entfernung von 150 m, 
wie dio Strafkammer annehme, sondern erst von 130 m ab sei er daher zu 
bremsen verpflichtet gewesen; damit falle die ganze Berechnung der Straf¬ 
kammer. Auch habe dieso nicht beachtet, daß von der bloßen Wahrneh¬ 
mung der Lichter bis zum geistigen Erfassen der Gefahr immerhin einige 
Sekunden hätten verstreichen müssen; auch dies ergebe eine weitere Ver¬ 
schiebung in der Berechnung der Strafkammer, die nur nach Sekunden 
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"ehe, zugunsten des Beschwerdeführers. Die Dienstvorschriften sind je¬ 
doch keine Rechtsnormen, die das Revisionsgericht selbständig auslegen 
könnte. Die Strafkammer geht davon aus, daß der Beschwerdeführer nach 
den Dienstvorschriften zu bremsen bereits verpflichtet war, als er mit der 
Möglichkeit rechnen mußte, daß sich die Lichter auf seinem Gleis 
befanden. Daran ist das Rovjsionsgericht gebunden. Der Verteidiger 
schafft sich also mit seiner Auslegung der Dienstvorschriften nur eine neue 
tatsnchlic li e Voraussetzung, und mit der Unzulässigkeit der Voraus¬ 
setzung (Mitfallen die daran geknüpften Schlußfolgerungen. Das ange- 
fochteno Urteil bietet auch keinen hinreichenden Anhalt dafür, daß die 
Strafkammer übersehen habe, die geistige Erfassung des körperlich Wahr 
genommenen erfordere eine gewisse Spanne Zeit. Sie. hat vielmehr genau 
geprüft, ob und wann dem Beschwerdeführer ein Eingreifen möglich war. 
und stellt dies für den von ihr angenommenen Zeitpunkt tatsächlich fe?t. 
ohne ihm damit Unmögliches zuzumuten. Daß dabei nach Sekunden ge¬ 
rechnet wird, enthält umso weniger eine Überspannung des Pflichtbegriffs, 
als es der besondere Beruf des Lokomotivführers mit sich bringt, daß er 
darauf gefaßt sein muß, einer plötzlich auftauehendeu Gefahr unter Um¬ 
ständen in Sekunden zu begegnen. Auch diese Ausführungen des Ver¬ 
teidigers vermögen daher die Aufhebung des angefochtenen Urteils nicht 
zu begründen. 


Handelsrecht Tarife. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, -I. Zivilsenats, vom 29. März 1919 in Sachen de» 
badischen Eisenbahnfiskus, vertreten durch die Generaldirektion der badischen 
Staatseisonbahncn in K., Beklagten und Revisionsklägers, wider die Firma B.&Cie. 
Rheinische Automobil- und Motorenfabrik, Aktiengesellschaft in M.. vertreten 
durch den Vorstand, Klägerin und Revisionsbcklagte. 

Tarifierung von Flugnotoren. Auslegung der Tarifstelle: Eisen und Stahlwaren des Spezial 

tarirs I. 

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Zahlung von 15 497jo 
als Rückvergütung für zuviel liercchnete Eisenbnhnfracht mit der Begrün¬ 
dung, daß ‘Beklagte von anfangs März 1916 bis 13. Januar 1917 für die 
Eluginotorensendungen der Klägerin zu Unrecht den Frachtsatz der Güter 
der Allgemeinen Warenklasse des Deutschen Eisenhahngütertarifs in An¬ 
wondung gebrach! habe, anstatt den des Spezialtarifs I, Nelienklasse A 2 für 
Eisen- und Stalilwaren. Die Beklagte bat die Zahlung in vollem Umfang 
verweigert; das Landgericht hat die Klage abgewiosen, das Oberlandes¬ 
gericht der gegen das erstinstanzielle Urteil eingelegten Berufung statt- 
gegeben und nach dem Verlangen der Klägerin erkannt. Die Revision be¬ 
antragt, das zweitinslanziello Urteil aufzuheben.und nach dem von der Be¬ 
klagten beim (Tberlandesgerieht auf Zurückweisung der Berufung gestellten 
Antrag zu erkennen. Gerügt wird die Verletzung des materiellen Rechts, 
insbesondere der Auslegungsregcln und des § 286 ZPO. Über die Höhe de? 
Erachtunler.'chiedcs besteht unter den Parteien kein Streit. 

Das Urteil des Oberlandesgerichts ist aufgehoben und die Berufung 
der Klägerin gegen das Urteil des Landgerichts zurückgewiesen worden 

E n t s c h e i d u n g s g r ii n d c : 

Das Rechtsmittel ist begründet. 

Mit Recht geht das Oberlandesgerieht davon aus, daß die Entscheidung 
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■iles Streitfalles nur davon abhängt, wie man den für die Beförderung der 
Waren als Vertragsbestimmung zu erachtenden Deutschen Eisenbahngüter¬ 
tarif, hier im besonderen den Begriff „hauptsächlichen Bestandteil“ beim 
»Spezialtarif I auf Seite 62 auslegt. 

Nach § 8 der allgemeinen Tarifvorschriften werden die Güter in 
l Hauptklasseu eingeteilt, nämlich in solche der allgemeinen Wagenladungs¬ 
klasse und in die Güter der Spezialtarife I, II, III. Alle in den drei Spe- 
zialtarifcn nicht genannten Güter gehören zur Allgemeinen Wagen¬ 
ladungsklasse. Spezialtarif 1 führt (S. 62) als Güter seiner Klasse auf: 

„Eisen- und Stahlwaren aller Art — auch mit anderen Stoffen, außer 
edlen Metallen, verbunden oder überzogen, sofern diese Stoffe nicht einen 
hauptsächlichen Bestandteil der Ware bilden, einschließlich Maschinen und 
Geräte aller Art von Eisen und Stahl.“ Die Flugmotoren der Klägerin 
sind — abgesehen von geringen anderen Zutaten — aus Stahl und Eisen 
und aus Aluminium hergestellt. Ob sie nach Spezialtarif I zu verfrachten 
sind, hängt hiernach davon ab, ob die Aluminiumteile als hauptsächlicher 
Bestandteil anzusehen sind. Das Oberlandesgericht hat die Frage verneint. 
Es gelangte zu dieser Entscheidung auf Grund der für die sämtlichen Be¬ 
ziehungen — Umfang und Kaumbedarf, Gewicht, Wert und Konstruktions- 
bedeutung — vorgenommenen Prüfung der Aluminiumteile nebst Verglei¬ 
chung mit den übrigen Teilen des Motors und der rechtlichen Erwägung, 
daß zwar ein Gegenstand aus mehreren hauptsächlichen Teilen bestehen 
könne, daß aber diese Bestandteile nicht nur nach Umfang und Raumbedarf, 
sondern auch nach Gewicht, Wert und konstruktiver Hinsicht von 
gloicher oder annähernd gleicher Bedeutung sein müßten, um 
als Hauptbestandteile gelten zu können. 

Es kann unerörlert bleiben, ob diese, mehr oder minder mechanische 
Auslegung des Begriffs auch nach dem vom Oberlandesgericht offenbar zu 
Grunde gelegten allgemeinen Sprachgebrauch nur Billigung finden kann. 
Sio erscheint jedenfalls fchlsam, weil sie die verkehrrechtliche Bedeutung 
des Begriffs nicht genügend berücksichtigt, wie sie sieh aus Zweck und 
Absicht des Eisenbahngütertarifs ergibt. Der .Spezialtarif I ist ein Ver- 
günspgungstarif. Es sollen Eisen- und Stahlwaren — ebenso wie Glas 
(S. 78) und Tonwaren (S. 12!)) des Spezialtarifs 11, bei denen sich gleich¬ 
falls die Bestimmung über hauptsächliche Bestandteile findet — wegen ihres 
hohen spezifischen Gewichts einerseits und ihrer volkswirtschaftlichen Be¬ 
deutung andererseits den Vorteil ermäßigter Frachtsätze genießen. Aus 
Gründen der Billigkeit und der Vereinfachung in der Verkehrsabwicklung 
ist dieser Vergünstigungstarif auch offenbar dann noch zugelassen, 
wenn mit Eisen- und Stahlteilen nebensächlich andere Stoffe verbunden 
sind. Er greift dagegen nicht mehr Platz, wenn Hauptbestandteile der Ware 
aus anderen Stoffen bestehen. Für die hiernach erforderliche Abgrenzung 
von Haupt- und Nebonbestandteilen läßt sich angesichts der Vielgestaltig¬ 
keit der zu verfrachtenden Waren eine abgez'ogene, scharfe Begriffs¬ 
bestimmung nicht geben. Es muß vielmehr Würdigung von Fall zu 
Fall stattfinden. Nur muß bei dieser die verkehrrechtliche Bedeutung des 
Begriffs, wio sie sich aus seinen Zwecken ergibt, Maß geben. 

Angewendet auf den vorliegenden Fall, ergibt eine solche Prüfung 
folgendes: 

Für die Bemessung der Frachtkosten ist in erster Linie die In¬ 
anspruchnahme des Laderaums und die Belastung der Axe mit Gewicht 
ausschlaggebend. Die konstruktive Bedeutung der einzelnen Teile und 
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deren Herstellungswert oder Preis tritt dagegen zurück. Nun ist fest- 
gestellt: 

Umfang und Raumbedarf der Aluminiumteile und der Eisen- und 
Stahlteile ist etwa je auf die Hälfte des Gesamtumfangs des Gesarnt- 
raumbedarfs des Motors anzunehmen. Das Gewicht der Aluminiumteile 
beträgt etwa 24 % des Gesamtgewichts und hiermit gut , / 3 der auf 70 % 
des Gesamtgewichts anzuschlagenden Eisen- und Stahlteile. 

Konstruktiv' dient das Aluminiumgehäuse als Stütze und Träger der 
Eisen- und Stahlzylinder und als Kurbelschutz für die in ihm gelagerte 
Kurbelwelle; daneben sind auch noch Vergaser, "Wasserpumpe und Aus¬ 
saugleitung aus Aluminium hergcstellt. Hält man alle diese Tatumstände 
zusammen und erwägt namentlich noch, daß das Gewicht der Aluminiuni¬ 
teile zwar nur der Eisen- und Stahlteile ausmacht, daß aber dieses Ver¬ 
hältnis im wesentlichen nur der Ausdruck des weit geringeren spezifischen 
Gewichts des Aluminiums ist, daß die Konstruktionsbedeutung mindestens 
nicht ganz nebensächlicher Natur ist, sondern dem Motor gegenüber 
eine, wenn auch dienende, so doch wesentliche Rolle spielt, so muß man 
zu dem Ergebnis gelangen, daß verkehrrechtlich — hingesehen auf den 
Zweck der Tariffestsetzung — es sich bei den Aluminiumteilen nicht 
mehr um nebensächliche, sondern um hauptsächliche Bestandteile der 
Ware handelt. 

Hiernach war aber die Verfrachtung nach dem allgemeinen Waren- 
kla8sontarif gerechtfertigt und mußte nach dem Antrag der Revisions¬ 
klägerin mit der sich aus §§ 97, 91 ZPO. ergebenden Kostenfolge erkannt 
werden. 


Privatanschlußbahn. 

Erkenntnis des Reichsgerichts, III. Zivilsenats, vom 27. Mai 1919 in Sachen der 
Bergbau-Aktiengesellschaft C. in O., Beklagten, Revisionskiägerin, wider den 
preußischen Staat, vertreten durch dio Eisenbabndirektion in E., Kläger. 

Rc visionsbeklagten. 

KUndigungtklausel der Privatanschlußverträge. 

Tatbestand. 

Die Beklagte besaß ursprünglich bei O. die südlich der Bahnlinie 
befindlichen Schächte I—III, die einen Privatanschluß an die Staatsbahn 
beim Hauptbahnhof O. haben. Vorder Errichtung der neuen, auf der nörd¬ 
lichen Seite der Bahnlinie gelegenen Schächte IV und V schlossen dio 
Parteien am 22./26. Mai 1903 einen Vortrag (den sog. Kreuzungs¬ 
vertrag), durch den sich der Kläger zur Herstellung einer Verbindungs¬ 
bahn zwischen den Schächten der Beklagten unter Kreuzung der Staats- 
bahnlinio mittels Unterführung unter dem Bahnhof O.-West gegen näher 
bestimmto Leistungen der Beklagten verpflichtete; nach § 2 erfolgte die 
Genehmigung der Kreuzung gegen .jederzeitigen Widerruf; gemäß $ 8 
verzichtete die Beklagte auf jeden Entschädigungsanspruch, wenn der 
Kläger durch irgend welche Umstände genötigt sein sollte, dio Geneh¬ 
migung zeitweise oder dauernd zurückzuziehen, und hatte im letzteren 
Fall binnen Jahresfrist die Gleisanlagen auf dem staatlichen Eigentum 
zu entfernen. Durch einen weiteren Vertrag vom 10./18. November 
1904 (den sog. Ahschlußvertrag) hat der Kläger der Beklagten den An¬ 
schluß der Schächte II—V mit den Gleisen des Bahnhofs O.-West unter 
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den allgemeinen Bedingungen für die Zulassung von Privatanschlüssen 
und weiteren besonderen Bestimmungen gestattet. Anläßlich der im 
Jahr 1918 erfolgten Erbreiterung des Bahnhofs O.-West und der damit 
notwendigen Erbreiterung der Unterführung an der Kreuzungsstelle ge¬ 
rieten die Parteien in Streit über die Tragung der Kosten, der Kläger 
wies auf das ihm nach dem Kreuzungsvertrag zustehende Recht zur 
Kündigung der Bahnverbindung der Beklagten hin, das von der Beklagten 
bestritten wurde. Darauf erhob der Kläger Feststellungsklage dahin, 
daß er berechtigt sei, den Kreuzungsvertrag gemäß § 2 unter Einhaltung 
der einjährigen Frist des § 8 jederzeit nach freiem Ermessen zu kün¬ 
digen. Die Klage ist vom Landgericht wegen mangelnden Feststellungs¬ 
interesses abgewiesen worden. Das Berufungsgericht hat dies Urteil in 
seiner ersten Entscheidung aus demselben Grunde bestätigt. Nachdem 
das Reichsgericht das Feststellungsinteresse bejaht hatte, hat das Be¬ 
rufungsgericht mit dem jetzt angefochtenen Urteil der Feststellungsklage 
entsprochen. 

Im nunmehrigen Revisionsverfahren hat die Beklagte den Antrag 
gestellt, durch Versäumnisurteil unter Aufhebung des angefochtenen 
Urteils nach ihrem Berufungsantrage zu erkennen. 

Der Kläger war nicht vertreten. 

Entscheidungsgründe. 

Zwischen den Parteien besteht Streit über die Frage, ob der Kläger 
die Bewilligung der Verbindungsbahn zwischen den Schächten der Be¬ 
klagten, die teilweise auf dem klägerischen Eigentum läuft, jederzeit 
widerrufen könne, wie dies in § 2 des sogenannten Kreuzungsvertrags 
vorgesehen ist. Die Beklagte besti’eitet dies unter der Begründung, daß 
die Verbindungsbahn mit dem Zustandekommen des sogenannten Anschluß¬ 
vertrags zu einer Abschlußbahn im Sinn des § 43 des Gesetzes vom 
28. Juli 1892 geworden sei, und daß nach den für solche Bahnen maß¬ 
gebenden Grundsätzen die Kündigung nur aus staats hoheitlichen 
Gründen auf Grund Staatsaktes erfolgen könne. Das Berufungsgericht 
hat nun zwar zugunsten der Beklagten unterstellt, daß durch den An¬ 
schlußvertrag, der die Verbindungsbahn mitumfaßte und gleichzeitig über 
sie hinaus den Anschluß an die Staatsbahn gewährte, die Verbindungs¬ 
bahn den Charakter einer Privatanschlußbahn erlangt habe. Trotzdem 
hat es ohne Rcchtsirrtiun die Auffassung der Beklagten zurück gewiesen. 

Nach den deutschen Eisenbahnrechten sind die dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Eisenbahnen zum Anschluß solcher Bahnen, die dem 
öffentlichen Verkehr nicht dienen (Privatanschlußhahnen), nicht ver¬ 
pflichtet. Die Anschlußbewilligung erfolgt vielmehr auf Grund eines 
bürgerlich rechtlichen Vertrags. 

Fritsch, Handb. der Ehenbahngesetzgebung, S. 52, Anm. 64. 

Dem steht nicht entgegen, daß die i'rivalauschlußbahuen gemäß 
§ 43 des Gesetzes vom 28. Juli 1892 zum Betrieb einer polizeilichen Ge¬ 
nehmigung bedürfen, da diese auf Gründen der Verkehrsicherheit be¬ 
ruht. Erfolgt aber diese Begründung einer Privatanschlußbahn durch 
den Abschluß eines Vertrags, dann ist die bewilligende Bahn auch berech¬ 
tigt, die ihr freistehende Bewilligung von näheren Feststellungen, ins¬ 
besondere hinsichtlich der Kündigung, abhängig zu machen. Die Vor¬ 
schriften der §§ 453, 471 IIGB. können der Auffassung der Beklagten 
nicht zur Stütze dienen. Danach ist der dem öffentlichen Verkehr die¬ 
nenden Eisenbahn ein durch Vertrag nicht ausschließbaror Zwang zur 
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Beförderung von und nach den Bahnhöfen auferlegt. Weil nun — io 
meint die Beklagte — die Anschlußstellen der PrivatanschluSbnh.aen an 
die Hauptbahn nach den Darlegungen der Entscheidung RGZ. 58, S. 271 
den Bahnhöfen gleichgestellt seien, so geite auch für die Anschlußstellen 
der Beförderungszwang, der die vertragsmäßige Kündigung der Privat¬ 
anschlußbahn ausschließe. Dem gegenüber hat aber das Berufungsgericht 
zutreffend darauf hingewiesen, daß der in den genannten Vorschriften 
festgelegte Beförderungszwang nur so lange bestehe, als Bahnhöfe vor¬ 
handen seien, und daß er mit deren Wegfall ein Ende fände, da ein Recht 
auf den Fortbestand der Bahnhöfe nicht gegeben sei. Der Fortbestand 
der Anschlußstellen richtet sich nach dem Inhalt des Anschlußvertrags. 

§ 4 des Eisenbahngesetzes v o m 3. Novo m b e r 1&& 
nach dem dio Eisenbahn in ihrer vollständigen Durchführung durch alle 
Zwiseheiymnkte der ministeriellen Genehmigung Vorbehalten ist, vermag 
die Auffassung der Beklagten gleichfalls nicht zu tragen. Die Beklagte 
meint, daß, weil die Anschlußstelle ihrer Privatanschlußbahn einen 
Zwiuchenpunkt der Hauptbahn darstelle, sowohl deren Errichtung 
wie deren Aufhebung von der Genehmigung des Ministers abhängig sei. 
Einwandsfrei hat jedoch das Berufungsgericht dargelegt, daß es sich bei 
der in Frage stehenden Kündigung des Kreuzungsvertrags urn die Auf¬ 
hebung einer Anschlußstelle, die einen Zwischenpunkt darstellen könnte, 
und folgeilessen um die Genehmigung des Ministers nicht handele. Auch 
im Fall der Aufhebung des Kreuzungsvertrngs bleibt die Anschlußstelle 
an die Stuutsbuhu jedenfalls für die beklagten Schächte IV und V be¬ 
stehen. 

Eine S i 11 e n w i d r i g k e i t der Kündigungsklausel (§ 138 BGB.) 
ist nicht anzuerkexinen. Die Beklagte erblickt eine solche in dem Miß¬ 
brauch der Machtstellung des Staats und in der Möglichkeit, daß da- 1 
Kündigungsrecht zur Erstreitung unberechtigter Ansprüche benutzt 
werde. Es ist aber nicht anstößig, wenn der Staat als Unternehmer, der 
zur Bewilligung der Verbindungs- und der Anschlußbahn in keiner 
Weise verpflichtet ist, bei dieser Bewilligung im Hinblick auf die Mög¬ 
lichkeit der Veränderung der Verhältnisse sich ein seinem Ermessen 
untei'stelltes Kündigungsrecht vorbehält. Dem Sinn der Klausel ent¬ 
spricht es, daß dieses kündigungsrecht nicht willkürlich, sondern unter 
Berücksichtigung der Grundsätze von Treu und Glauben auf Grund 
billigen Ermessens und sachlicher Erwägungen ausgeübt werde. 

Hiernach war die Revision als unbegründet zurückzuweisen. 


Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. Gesetz vom 8. September 1919 zur Änderung des 
Postsehorkgesetzcs vorn 2<i. März 1911. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 117. R.-G.-BJ. S. 1522.) 

V e r ii r d nun" der R e i c* h s r e g i e r u n g vom 2t. August 
1919 über die Gewährung von Zulagen zu Renten aus der Inva¬ 
lidenversicherung, und Ausführungsbestinnmingen vom 23. Sep¬ 
tember 1919. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 8. 129 u. 130. lt.-G.-Bl. S. 1665, und 
Deutscher Reichs- und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 219 vom 
25. September 1919.1 
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Hekanntmachungen des Reichspost minister«* vom 
22. Juli und 18. September 1919, betr. Änderung der Postscheck¬ 
ordnung vom 22. Mai 1914. 

(Eisenbatm-Veronlmmgsblatt S. 101 u. 127. H.-< 1.-1S1. S. 1351 u. 1703.) 

Vorordnung des Reichs p o s t m i n i s I e r s vom 26. Sep¬ 
tember 1919, betr. »Änderung der Telegraphenordnung vom 
16. Juni 1904. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt. S. 123. R.-G.-Bl. S. 1720.) 

Bekanntmachungen des R c i c li s Wirtschafts¬ 
ministers: 

Vom 10. Juli 1919 über den Frachtverkehr mit dem Ausland. 

(Eisenbalm-Verordnungsblatt S. 118. R.-G.-Bl. &. 638.) 

Vom 23. Juli 1919 über Aufhebung der Verordnung, betreffend 
den Nachnahme- und Frachtverkehr mit dem Ausland. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt. S. 118. R.-G.-Bl. S. 1539.) 


Preußen. Eisenbahnanleihegesetz vom 9. September 1919. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 121. G.-S. S. 148.) 

Gesetz vom 24. September 1919 über Erhebung von Zuschlägen 
im Güter- und Tierverkehr der preußisch-hessischen Staats¬ 
eisenbahnen. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt S. 123. G.-S. S. 155.) 

Beschluß d eT Preußischen St&atsregicrung vom 
22. Juli 1919, betr. Anstellung von Offizieren. 

(Eisenbahn-Verordnungeblatt S. 113.). 

Erlasse der Preußischen Staatsregierung*: 

Vom 10. Juli 1919, betr. Anwendung des vereinfachten Enteignungs¬ 
verfahrens bei dem Bau der Kleinbahnstrecke Porz—Ztindorf 
durch die Stadtgemeinde Cöln. 

(Eisenbalm-VerotrdnungsbliaU S. 114.) 

Vom 25. Juli 1919, betr. Anwendung des vereinfachten Enteignungs- 
verfahreus bei dem Bau der der Kleinbahn-Aktiengesellschaft 
Bunzlau—Modlau genehmigten Privatanschlußbalm in Butizlau 
bis zur Niedermülilstraße. 

(EiscnbalHi-Verordnungsblatt S. 1)1.) 

Bekanntmachung des Staats ministori ums vom 
5. August 1919, betr. die Genehmigung der Notverordnung vom 
10. April 1918 (G.-S. S. 41) über dio Ergänzung der Enteignungs- 
Notverordnung vom 11. September 1914. 

(Eisenbahn-Verordnungsblatt 8. 118. G.-S. S. 142.) 

Bekanntmachungen des Ministers dei 

öffentlichen Arbeiten: E.-V.-B1. 

Vom 19. Juli 1919, betr. Arbeiter- und Angestelltenaus- Seite 
schösse bei den Privateisenbahnen und Kleinbahnen . . 104 
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E.-V.-Bl. 

Vom 30. September 1919, bctr. Bezeichnung der Eisenbahn- Seite 
Nebenämter .12'» 

Vom 1. Oktober 1919, betr. Errichtung eines neuen (zweiten) 
Werkstättenamts bei der Hauptwerkstätte in Meiningen . 129 

Erlasse dos Ministers d <? r öffentlichen 

Arbeit e n : 

Vom 6. August 1919, betr. Beamtenausschüsse.102 

Vom 12. Juli 1919, betr. Änderung der Bau- und Betriebs¬ 
vorschriften für nebenbulinähnliche Kleinbahnen mit 
Maschinenbetrieb.lüü 

V om 31. Juli 1919, betr. weitere Abkürzung der praktischen 
Beschäftigung als Maschinenbaubeflissene für Kriegs¬ 
teilnehmer .10'» 

Vom 8. August 1919, betr. Anstellung von Offizieren . . . 113 

Vom 12. August 1919, betr. Bedingungen für die Her¬ 
stellung, Bedienung und Unterhaltung von Fernschreib¬ 
oder Fernsprechverbindungen zwischen Privaten und 
Eisenbalindienststellen .llü 

Vom 20. August 1919, betr. Prüfuiigserleichterungen für 
ältere Beamte .llü 

Vom 30. August 1919, betr. Einziehung oder Kürzung der Zivil¬ 
ruhegehälter usw. bei Wiederbeschäftigungen oder Wieder- 
arastelhmgen der Iiuhcgehaltsempfänger usw.119 

Vom 10. September 1919, betr. Einsichtnahme in die Personal¬ 
akten .119 

Vom 29. September 1919, betr. Änderung der Telegraphen¬ 
ordnung vom 16. Juni 1904 . 124 

Vom 3. Oktober 1919, betr. Gewährung von Zulagen zu Renten 
aus der Invalidenversicherung.131 


Schweiz. B u u d e s b e s c h 1 u ß vom 1. Oktober 1919, betreffend Be¬ 
willigung eines Nachtragskredites von 5 000000 Fr. für die 
Anschaffung von elektrischen Lokomotiven. 

(Veröffentlicht im Schweizerischen Bundesblatt Nr. 40 vom 8. Ok¬ 
tober 1919, S. 119.) 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgonossensehalt. nach Ein¬ 
sicht 1. einer Eingabe der Generaldirektion der schweizerischen Bundesbahnen 
vom 22. Juli 1919, 2. einer Botschaft des Bundesrats vom 2. SoptombeT 1919. 
beschließt: 

1. Der Bundesbahnverwaltung wird für die Anschaffung von sieben elek¬ 
trischen Lokomotiven ein Nachtragskredit von 5000000 bewilligt. 2. Der 
Bundesnit ist mit der Vollziehung dieses Beschlusses beauftragt. 
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B \vn deßgesetz vom 2. Oktober 1919 über die Unterstützung 
von privaten Eisenbahn- und Dampfschiffsunternelimungen zum 
Zwecke der Einlührung des elektrischen Betriebes. 

(Veröffentlicht im Schweizerischen Bundesblatt Nr. 40 vom 8. Ok¬ 
tober 1919, S. 120.) 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, nach Ein¬ 
sicht einer Botschaft dos Bundosrates vom 25. April 1919, beschließt: 

Art. 1. Der Bundesrat wird ermächtigt, gemäß den nachstehenden Be¬ 
stimmungen in Verbindung mit den Kantonen und Gemeinden diejenigen* be¬ 
stehenden privaten Eisenbahn- und Dampfschiffsunternelimungen, die für den 
allgemeinen Verkehr des Landes oder eine3 Gebietes desselben von erheblicher 
Bedeutung sind, zum Zwecke der Einführung das elektrischen Betriebes zu 
unterstützen, sofern dadurch die Wirtschaftlichkeit öar Unternehmung nach¬ 
weisbar gehoben werden kann. 

Transportunternehnrungen, die im wesentlichen nur dem Ortsverkehr, 
Touristenverkehr und dem Hotelgewerbe dienen, haben auf diese Unterstützung 
keinen Anspruch. 

Art. 2. Die Transportunternehmung, die eine solche Unterstützung in 
Anspruch nehmen will, hat mit dem Gesuche um deren Anordnung eine voll¬ 
ständige Projektvorl^ge mit verbindlichem Kostenvoranschlag einzureichen und 
dabei den Nachweis zu leisten, daß ihr die nötige elektrische Energie ge¬ 
sichert ist. 

Art. 3. Das Gesuch wird durch die Verwaltung der Unternehmung dem 
Bundeerate vorgelegt., welcher endgültig darüber entscheidet, ob die Voraus¬ 
setzungen für die Unterstützung vorhanden Sind. 

Art. 4. Die Unterstützung erfolgt auf der Grundlage eines Zusammen¬ 
wirkens des Bundes mit den beteiligten Kantonen, denen anheimgestellt ist, 
auch Gemeinden beizuziehen. 

Art. 5. Es ist in jedem einzelnen Falle eine freie Vereinbarung zwischen 
der Transportunternehmung einerseits und dem Bund, sowie den beteiligten 
Kantonen bzw~. Gemeinden anderseits abzuschließen. 

Gegenstand der Vereinbarung ist »entweder die Gewiihrung von Dar¬ 
lehen an die Unternehmung in der Höhe der ganzen Kosten der Elektrifi¬ 
zierung oder eines Teiles dersellK*n oder die Leistling eines Beitrages an die 
Verzinsung der von privaten Darleihern aufgebrachten Beträge, wobei die 
Unterstützung gewährenden Gemeinwesen eine Forderung an die Unternehmung 
im Umfange ihrer Leistungen erlangen. 

Die Unterstützung in der einen oder an lern Form erfolgt in der Weise, 
daß der Bund die eine, die Kantone, eventuell mit Gemeinden, die andere Hälfte 
tragen. 

Sind bei der Unterstützung mehrere Kantone beteiligt, so sind für die 
Höhe ihrer* Beteiligung maßgebend die Länge der auf die einzelnen Kantone 
fallenden Betriebsstrecken, sowie die Zahl der Stationen und ihre Bedeutung. 
Sind mehrere Gemeinden beteiligt, so wird auf die Bedeutung der einzelnen 
Stationen abgestellt. Wenn die Jvantono bzw. Gemeinden grundsätzlich bereit 
ßind, die ihnen auffallende Hälfte der Leistung zu übernehmen, jedoch über 
die Verteilung dieser Hälfte unter sich eine Verständigung nicht erzielen kön¬ 
nen, so ist in die Vereinbarung eine Bestimmung aufzunehmen, wonach der 
Bundesrat diese Verteilung vornimmt. 

Über die Beteiligung privaten Kapitals an solchen Darlehen werden im 
einzelnen Falle die erforderlichen Vereinbarungen getroffen. 

Archiv für Eisenbahn wesen. 1019. 77 
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Art. 6. Die Elcktrifizierungsdarlehen sind zu einem in jedem lalle be¬ 
sondere zu vereinbarenden Zinsfüße, mindestens aber mit 3 %, zu verzinsen 
und mit 1 % zu amortisieren. 

Ergibt sieh ein Reingewinn, so ist dieser unter Vorbehalt von Art. 9, 
Absatz 3, des Bundcsbeechlussee vom 18. Dezember 1918 über Hilfeleistung an 
uotleidende Transport Unternehmungen 1 ) zunächst zur Rückvergütung der bei 
der Gewährung dos Elektrifizierungsdarlohens bewilligten Zinsennäßigu ng 
zu verwenden. 

Art. 7. übersteigt der Anteil des Bundes am Darlehen zwei Millionen 
Franken oder beträgt der jährliche Zinsverlust des Bundes im einzelnen Falle 
mehr als 40 000 Fr., so ist die Vereinbarung der Bundesversammlung zur Ge¬ 
nehmigung vorziilegen. 

Art. 8. Die Leistungen des Bundes, der Kantone und der Gemeinden oder 
der privaten Darleiher, die auf Grund dieses Gesetzes den Transport Unter¬ 
nehmungen zum Zwenke der Elektrifizierung gemacht werden, einschließlich 
aller rückständigen Zinsen, haben von Gesetzes wegen.ein Pfandrecht an dem 
Unternehmen, das allen im Zeitpunkte der Darlehensgewährung bereits auf 
dem Unternehmen lastenden Pfandrechten vorgeht, mit Ausnahme des Vor 
zugsp fand rechtes für Forderungen aus der Gewährung von Betriebsdefizit* 
darlehen gemäß Bundesbeschluß vom IS. Dezember 1918, in dem sie im gleichen 
ersten Range stehen. 

Art. 9. Bei einem allfälligen Rückkauf des Unternehmens durch den 
Bund kann dieser seine Darlehensforderung nebst Zinsen wie eins anderer 
Gläubiger geltend machen. Dabei kann der Bund für die Dauer des Darlehens 
diejenigen Zinsen beanspruchen, die er zur Zeit der Gewährung der Unter¬ 
stützung selbst zu entrichten hatte. Die Forderungen des Bundes werden vom 
1 i iic k k ai i fsp re i s a bgozogen. 

Besondere Vereinbarungen zwischen dem Bundo und den übrigen Bo¬ 
te! ligten bleiben Vorbehalten. 

Art. 10. Der Bundesrat wählt auf die ordentliche Aunt&dauer eine Korn* 
mission von 7 bis 9 Mitgliedern. Darin sollen die Volkswirtschaft, das Finanz¬ 
wesen, die Elektrotechnik, die Bundesbahnen, sowie die privaten Transport- 
iiuternehii.nngen vertreten sein. Das Eisenhahndepartement ist berechtigt, sich 
bei den Sitzungen der Kommission vertreten zu lassen. 

Die Kommission begutachtet die einlaufenden Unterstützungsgesuche und 
stellt dem Eisenbahndepartement Antrag darüber, ob die Voraussetzungen für 
die Unterstützung vorliegen und unter welchen finanziellen und technischen 
Bedingungen sie gewährt werden soll. Sie äußert sich überdies über alle die¬ 
jenigen allgemeinen Fragen betreffend die Elektrifizierung von Transport- 
iinteruelimungen, die ihr vom Eisenbahndepartement zur Prüfung und Bericht- 
eotuttung vorgelegt werden. 

Art. 11. Der Bundesrat entscheidet in Fällen, wo die Voraussetzungen' 
vmi Art. 1 vorliegen, ob und wieweit dieses Gesetz Anwendung findet auf Ver¬ 
bindlichkeiten, die im Hinblick auf dasselbe seit dem 1. Juli 1918 eingegangen 
worden sind. 

Art. 12. Der Bundesrat setzt den Beginn der Wirksamkeit dieses Ge¬ 
setzes fest. 

r ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919, 8. 212. 
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Italien. Königliche Verordnung vom 9. Mai 1912, Nr. 1447, 
Einheitlicher Ge9etzestext. I. Teil. Vorschriften über Eisen¬ 
bahnen. (Schluß statt Fortsetzung.) 1 ) 

Titel IV. 

Bau. 

Kapitel I. 

Bauvorschriften. 

Artikel 81 . Die Haupteisenbahnen sind von den angrenzenden Grund¬ 
stöcken und den gewöhnlichen Straßen durch lebende Zäune, Mauern oder 
andere Arten von festen und dauernden Abschlüssen abzuschließen, sofern nicht 
die Verhältnisse der Bahn derart sind, daß der Zutritt von Personen und Tieren 
verhindert ^rird. 

Der Minister der öffentlichen Arbeiten kann jedoch in Gemäßheit der im 
Reglement festzusetzenden näheren Bestimmungen die Fortlassung der Ab¬ 
schlüsse ganz oder teilweise auf den Strecken zulassen, wo dies mit der Sicher¬ 
heit des Betriebes verträglich ist. 

Für die Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs werden die Abschlüsse 
ausschließlich im Interesse der Eisenbahn aufgestellt. 

Artikel 82 . Die Haupteisenbahnen müssen, wo sie gewöhnliche öf¬ 
fentliche oder Privatstraßen in Schienenhöhe überschreiten, mit Gittern, Schran¬ 
ken oder anderen an Ort und Stelle oder von fern bedienten Abschlüssen ver¬ 
sehen sein. 

An der Seite dieser Abschlüsse können besondere Drehschranken oder 
gleichwertige Gittertüien für den Fußgängerverkehr angebracht werden. 

Fußgängerwege können durch Drehschranken oder gleichwertige Gitter¬ 
türen abgeschlossen werden. 

Privatübergänge in Schienenhöhe dürfen mit Abschlüssen versehen sein, 
deren Schlüssel Von den Benutzern unter eigener Verantwortung zu verwahren 
sind. 

Auf den Nebenbahnen sind Abschlüsse von Wegeübergängen in Schienen¬ 
höhe nur erforderlich bei übergangen von Fahrstraßen erster Ordnung und bei 
Straßenzügen, die keine genügende freie Aussicht zulassen. 

Auch auf Hauptbahnen kann der Minister der öffentlichen Arbeiten nach 
den im Reglement festzusetzenden näheren Bestimmungen zulassen, daß die 
Wegeübergänge im Zuge von Straßen mit wenig Verkehr oder von Privat- 
etraßen offen gelassen werden. 

Die nicht abgeschlossenen Wegeübergänge in Schienenhöhe müssen durch 
eine ortsfeste Bezeichnung augenfällig kenntlich gemacht werden; der Minister 
der öffentlichen Arbeiten kann jederzeit aus besonderen Gründen der öffent¬ 
lichen Sicherheit den Abschluß vorschreiben. 

In der Nähe der an Ort und Stelle zu bedienenden Abschlüsse müssen sich 
Bahnwärterhäuser oder Wächterbuden und die notwendigen Vorrichtungen zu 
ihrer ordnungsmäßigen Bedienung und zu ihrem Schutz befinden. 

An den Übergängen in Schienenhöhe muß die Bodenfläche der Eisen¬ 
bahnen derart nach Form und Festigkeit beschaffen sein, daß der gewöhnliche 
Verkehr sich mit aller Leichtigkeit vollziehen kann. 


l ) Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1919 S. 999. 
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Artikel 83. Die Anzahl der Wegeübergänge in Schienenhöhe muß auf 
ein Mindestmaß bcschiänkt werden; wo es sich mit dem öffentlichen Inter¬ 
esse verträgt, sollen mehrere gewöhnliche Stiaßon die Eisenbahn an dem glei¬ 
chen Punkto überschreiten; wo immer die örtlichen Verhältnisse es tunlich 
erscheinen lassen, sollen geeignete Über- und Unterführungen angelegt werden. 

Artikel 8t. Die Steigungen und Gefälle der Zugänge zu den Über¬ 
gängen in Schienenhöhe sowie zu den Über- und Unterführungen müssen nach 
Form, Anordnung, nach Höhe und Breite, Gestaltung des Erdbodens und hin¬ 
sichtlich aller dauernden, der Erleichterung und Sicherung des Übergangs 
dienenden Anlagen entsprechend der Bedeutung und den Verhältnissen des Ver¬ 
kehre, dem sie dienen sollen, eingerichtet sein. 

Artikel 85. Bei der Durchführung von Wasserläufen und zur Abwen¬ 
dung von Schäden, di« sie bei den Eisenbahnen anrichten könnten, muß durch 
Anlagen mit. den größten Festigkeitsbedingungen Vorsorge getroffen werden, 
wenn es die Bedeutung der genannten Bahnen und des Verkehrs, dem sie dienen, 
erfordert. 

Die Brücken, die nach ihrer Bauart legelniäßig an einzelnen Teilen der 
Wiederherstellung bedürfen, müssen derartig angelegt sein, daß die^e Arbeiten 
ausgeführt werden können, ohne daß der gewöhnliche Betrieb der Eisenbahnen 
unterbrochen zu weiden braucht. 

Artikel Sb. Die Arbeiten und die Kunstbauten einer Eisenbahn und 
ihrer .Neben an lagen müssen nach den besten Systemen und nach den Regeln der 
Baukunst ausgeführt werden. 

Art ikel 87. Durch ein Reglement, das durch Königliche Verordnung 
nach Begutachtung durch den Obersten Beiiat der öffentlichen Arbeiten und 
den Staats rat zu genehmigen ist«, werden die Abmessungen des lichten Raumes 
der Straße und das Normalprofil des Rollinaterials, die Höchstgrenze der Stei¬ 
gungen, die kleinsten Krümmungshalbmesser, die technischen Bedingungen der 
Ausstattung und des Oberbaus und im allgemeinen die hauptsächlichen Eigen¬ 
schaften des Bahnkörpers und der Kunstbauten je nach der Bedeutung der 
Eisenbahn und der Alt der Zugförderung festgesetzt. 

In diesem Reglement ist auch die geringste zugelasscne Entfernung von 
den am meisten vorspriugenden Teilen des Rollmaterials bis zu den festen 
Hindernissen, die längs der Straße liegen könnten, festzusetzen. 

Artikel 88. Damit der Bewachung und der Fürsorge für die gute 
'Unterhaltung und den sicheren Betrieb Genüge geschehen kann, sind längs der 
Eisenbahn für die Bahnwärter und Streckenwächter Häuschen zu errichten, die 
nach ihrer Zahl und ihrer Giößc der Bedeutung des Verkehrs jeder Strecke 
und den Eigentümlichkeiten ihrer Betriebsbedingungen und örtlichen Verhält¬ 
nisse entsprechen müssen. 

Längs der Nebenbahnen ist der Bau von Häuschen für Bahnwärter und 
Streckenwächter nicht erforderlich, wenn das Personal in der Nähe der Balm 
untergebracht werden kann. 

In besonderen Fällen kann die Benutzung von Privathäusern an Stelle 
von Bahnwärterhäuschen, Stationen und Haltestellen und für alle anderen 
eisenbahndienstlichen Zwecke zugelassen werden. 

Artikel 89. Die Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs bedienen die 
Gegend, durch die sie fühlen, durch Haltestellen oder Stationen, deren Anzahl 
and Lage in der Konzessionsurkunde bestimmt sind, wobei auf die Interessen 
des Publikums genügend Rücksicht zu nehmen ist. 

Der Umfang der genannten Stationen, die Art, Größe und Einrichtung 
ihrer Bauwerk<\ Anlagen und verschiedenen technischen Vorrichtungen richten 
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«ich nach der Zahl, der Art und der Bedeutung der auszuführenden betrieb«- 
dienstlichen Leistungen. 

Auf den Nebenbahnen kann, wenn es mit der Betriebssicherheit vereinbar 
ist, das Anhalten auf offener Strecke auch ohne Bauwerke, Doppelgleise, Aus¬ 
weichstellen, technische Anlagen oder andere Vorrichtungen zugelassen, ebenso 
'die Benutzung von Privatgebäuden zu Stationszwecken gestattet werden. 

Artikel 90. Die Steigungsverhältnisse und die Krümmungshalbmesser 
der Eisenbahnen, für den öffentlichen Verkehr und der Eisenbahnen der zwei¬ 
ten Ordnung für den Privatverkehr müssen sich in den Grenzen halten, die 
für den sicheren und regelmäßigen Betrieb der Eisenbahnen mit den Maschinen, 
die man zur Zugförderung anwenden will, erforderlich werden. 

A r t i k e 1 91. Die lichte Breite der Eisenbahnen für den öffentlichen Ver¬ 
kehr und der Eisenbahnen für den Privatverkehr der zweiten Ordnung zwischen 
den Kanten der Dämme, auf drnen sie gebaut sind, zwischen den Rändern der 
Seitengräben der Abflüsse, wo sie unter dem natürlichen Erdreich oder in 
gleicher Höhe mit diesem liegen, und zwischen den Brust wehren der Brücken 
und der Stützmauern darf niemals kleiner sein als es notwendig ist, nicht allein 
für den freien Verkehr der Fahrzeuge, sondern auch für die Sicherheit des 
Wärter- und Bahnunterhaltungsdienstes. Der Zwischenraum zwischen den bei¬ 
den Gleispaaren auf doppelgleisigen EisonbahnstrQpken muß immer ausreichend 
sein, damit Züge, die einander begegnen, aneinander frei vbrbeifahren können. 

Artikel 92. Bei Brücken wegen richtet sich die lichte Höhe nach der 
größten Höhe der Maschinen und Fahrzeuge, die darunter hindurch fahren 
«ollen; sowohl die Breite ihres Weges als auch die lichten Maße der Unter¬ 
führungen müssen in richtigem Verhältnis zu der Bedeutung der gewöhnlichen 
Straßen, die sie bedienen sollen, stehen und mit deren Charakter, je nachdem 
«ie mit Fuhrwerken befahren oder nur von Fußgängern benutzt werden. 

Bei Unterführungen muß die Höhe des Gewölbes um einige Dezimeter 
die Höhe übersteigen, die für Brückenwege angemessen ist, und in geeigneter 
Weise erhöht werden, wenn sie eine bedeutende Länge haben. 

Artikel 93. Die Neigungen der Böschungen und der Dämme müssen 
sich nach dem Gefälle richten, das den Geländeverhältnissen entspricht, so daß 
die Straße gegen jeden Einsturz, der sie behindern könnte, oder der die Anlage 
ihrer festen Stütze berauben könnte, geschützt ist. 

Dio Eisenbahnstrecken, die in Einschnitten oder in gleicher Höhe oder 
etwas höher liegen als das anschließende Gelände, müssen von Gräben begrenzt 
sein, die einen ordnnngmäßigen Abschluß des Wassers zu sichern geeignet sind. 

Artikel 94. Die Anlage des Bahnkörpers, die für eine Eisenbahn do» 
öffentlichen Verkehrs gewählt werden *soll, muß die nötige Festigkeit und 
Widerstandskraft aufw T eisen und derart sein, daß die Fahrzeuge und Maschinen, 
'die auf der Bahn verkehren sollen, auch auf anderen Bahnen fahren können, 
die abzweigen oder anschließen. 

Auf den Nebenbahnen muß die Anlage derart sein, daß sie den für den 
Dienst der Linie, die den Gegenstand der Konzession bildet, bestimmten Fahr¬ 
zeugen sowie den Fahrzeugen anderer Linien, mit denen ein gemeinsamer Be¬ 
trieb beabsichtigt wrird, den Verkehr ermöglicht. 

Artikel 95. Die Eisenbahnen müssen mit Telegraph, Telephon oder 
anderen ähnlichen Verständigungsmitteln zwischen den Stationen und mit Sig¬ 
nalen versehen sein, die nach Zahl und Art den Bedürfnissen des Betriebes 
entsprechen. Die betreffenden Leitungen werden in steuerlicher Hinsicht als 
Betriebsmittel angesehen. 
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Aaf Nebenbahnen mit Schmalspur kann der Minister der öffentlichen Ar» 
beiten die Aufhebung der Anwendung von Signalen zur Deckung von Stationen 
zulaseen, wenn mit besonderen Sicherheitsmaßnahmen für den Schutz des Be» 
triebes Vorsorge getroffen wird. 

Diese Zulassung kann von dem Minister der öffentlichen Arbeiten im 
Einvernehmen mit dem Kriegsminister auch für Nebenbahnen mit Vollspur und 
für Stationen oder Haltepunkte der Hauptbahnen, die nicht für Rangierzwecke 
in Frage kommen, erteilt werden. 

A r t i k-e 1 96. An dem Gestänge der Telegraphen, die von den Konzes¬ 
sionären für den Eisenbalindicnst eingerichtet werden müssen, wird der Regie¬ 
rung das Recht eingeräumt, zu jeder Zeit auf eigene Kosten andere Draht¬ 
leitungen für die Beförderung von amtlichen und privaten Telegrammen anzu¬ 
bringen und zu benutzen. * 

Kapitel II. 

Ausführung der Bauarbeiten. 

Artikel 97 bis 108 enthalten Vorschriften über den Beginn der Ar¬ 
beiten, über etwaige Abweichungen von den Bauplänen, die Eröffnung ein¬ 
zelner Strecken, die behördliche Abnahme u«w. 

Titel V. 

Betrieb. 

Kapitel I. 

Betriebsmittel. 

• 

Artikel 104. Pi« Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr und die 
Eisenbahnen der zweiten Ordnung für den Privatverkehr werden durch tie¬ 
rische oder mechanische Kraft nach den Vorschriften der Konzession betrieben. 

Es ist verboten, die vorgesehene Art der Zugkraft ohne Genehmigung 
des Ministeriums zu verändern. 

Artikel 105. In der Konzessionsurkunde oder durch spatere Verfü¬ 
gung kann eine von der sonst vorgeschriebenen normalen Art abweichende 
Streckenausrüstung zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, daß sie jede 
Gewähr für.dauernde Festigkeit bietet. 

Artikel 106. Die Konzessionäre müssen ihre Eisenbahnen mit deren 
Zubehör ständig in gutem Zustande erhalten, so daß der Verkehr darauf stets 
mit Leichtigkeit und Sicherheit durchgeführt werden kann. Wenn dies unter¬ 
bleibt, kann nach ordnungsmäßiger Ankündigung auf Kosten der Konzessionäre 
von Amts wegen vorgesorgt werden. 

Pie KostenVorschüsse, die in solchen Fällen geleistet werden, sind zu er¬ 
statten auf Grund von Rechnungen, die durch die Präfekten der von der Eisen¬ 
bahn durchquerten Provinz vollstreckbar zu machen sind. 

Artikel 1C7. Eine Eisenbahn für den öffentlichen Verkehr muß mit 
den nötigen Mitteln versehen sein, um die Stetigkeit eines regelmäßigen und 
sicheren Betriebes zu gewährleisten und um die gewöhnlichen Wiederherstel- 
lungsarbciten an Fahrzeugen, Maschinen, Werkzeugen und sonstigen Einrich¬ 
tungen vornehmen zu können. 

Artikel 108. Wer eine Eisenbahn für den öffentlichen Verkehr 
betreibt, muß die Hilfsgerätschaften, die bei Unglücksfällen am notwen¬ 
digsten sind, in den Stationen vorrätig halten, die von dem Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten bezeichnet werden. 
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Artikel 109. Die Stationen müssen mit allen Werkstätten und 
Nebenanlagen versehen sein, die im Interesse der Schnelligkeit und Regel¬ 
mäßigkeit des Dienstes erforderlich sind, und die nötigen Anlagen von durch¬ 
gehenden, Um- und Abstellgleisen besitzen. 

Die Ablenkungsgleise, Drehscheiben und anderen ortsfesten oder be¬ 
weglichen mechanischen Anlagen, die dem Übergang der Fahrzeuge und 
Maschinen von einem Gleis zum anderen dienen, sind nach einem genehmig¬ 
ten Muster herzustellen, in der Zahl und Lage, die dem Zweck entsprechen, 
dem sie dienen sollen. 

Je nach Art und Umfang des zu leistenden Betriebes müssen die Sta¬ 
tionen mit festen und beweglichen Anlagen und Maschinen zur Hebung und 
Bewegung schwerer Gewichte,* mit Brunnen oder etwaigen Wasserleitungen 
mit geeigneten Behältern, mit Wasserkranen und Hebewerken und endlich 
mit festen oder beweglichen Signalmitteln zur Ankündigung der freien 
Einfahrt in die Station versehen sein- 

Die Größe der Warteiäume muß dem Reiseverkehr entsprechen und ihre 
Ausstattung den Klassen, für die sie bestimmt sind, angemessen sein. 

Auch dürfen anständige und günstig gelegene Latrinen zum Gebrauch 
des Publikums nicht fehlen. 

In den Stationen und ihren Zugängen kann die Aufsichtsbehörde jeder¬ 
zeit die Vergrößerungs-, Ergänzungs- oder Abänderungsarbeiten vorsohrei¬ 
ben, die nach den gemachten Erfahrungen im öffentljrhen Interesse not¬ 
wendig sind. 

Artikel 110. Während des Dienstes in den Nachtstunden müssen 
die Stationen und ihre Zugänge erleuchtet sein. 

Das gleiche gilt fiir die Übergänge in Schienenhöhe, bei denen die 
Aufsichtsbehörde dies aua Gründen der öffentlichen Sicherheit für notwendig 
erachtet. 

Während der Nacht müssen die Züge nach einer'von dem Ministerium zu 
genehmigenden Ordnung äußerlich mit Lichtsignalen versehen sein. 

Die Personenwagen müssen gleichfalls im Innern während der Nacht 
und bei der Durchfahrt durch die von dem Ministerium 1« zeichneten Tunnels 
erleuchtet sein. 

Artikel 111. Der Konzessionär einer Eisenbahn ist verpflichtet, 
diese jederzeit mit allen Arten von beweglichem Material zur völligen Durch¬ 
führung des Dienstes zu versehen, desgleichen mit Fahrzeugen für die 
Beförderung von Reisenden, Tieren, Gütern lind Materialien, mit Dampf¬ 
lokomotiven oder mit allen sonstigen Mitteln, deren Anwendung für die 
Zugförderung zugelassen worden ist. 

Die Konzessionäre müssen in ihren Projekten die Menge, die Art und 
die Regelmuster dieser Materialien und Transportmittel nach Maßgabe der 
Ausdehnung der konzessionierten Linie und der voiaussiclitlichen Ausdehnung 
ttnd Art des Verkehrs bezeichnen und diese Entschließung dem Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten zur Kenntnis bringen. Dieses kann Zusätze oder 
Abänderungen anordneu, die es nach Anhörung der Ansicht der Konzessio¬ 
näre im Interesse eines regelmäßigen und guten öffentlichen Betriebes für 
notwendig hält; diese Anordnung kann sowohl bei der Eröffnung des Eisen¬ 
bahnbetriebes aLs auch im Verlauf der Betriebsfühlung erfolgen. 

Alles Material, das für den Befördei ungsdienst )>e>onders bestimmt ist, 
muß von bester Beschaffenheit und nach bewährten Mustern gebaut sein. 
Die Aufsichtsbehörde hat vor und während der Benutzung das Recht, cs 
Besichtigungen und Prüfungen zu unterziehen, die sie im Interesse der Re- 
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gelmäßigkeit und Sicherheit de* öffentlichen Betriebes für notwendig h&lt; 
sie kann verschreiben, daß aus dem Betriebe alles entfernt wird, deseee 
Benutzung sie für unzweckmäßig und gefährlich hält, 

Artikel 112. Der Betriebsführer muß jederzeit längs der Linie 
einen genügenden Vorrat von Brennmaterial haben, der auf den Haupt¬ 
bahnen mindestens für vier Monate und auf den Nebenbahnen für zwei 
Monate ausreicht; der Minister der öffentlichen Arbeiten kann im Einver¬ 
nehmen mit dem Kriegsminister in der Konzessionsurkunde für einzeln* 
Eisenbahnen dies«* Verpflichtung auf vier Monate ausdehnen. 

Wenn die Regierung es für nötig hält, größere Auflagen zu machen, 
muß der Betriebsführer, vorbehaltlich etwaiger Entschädigung, dem nach- 
kommen. 

Artikel 118. Die Eisenbahnen müssen mit dem zur Sicherung eines 
regelmäßigen Betriebes notwendigen Personal ausgestattet sein. 

Das Personal, das für Dienstvorrichtungen bestimmt ist, die die Bicjier- 
heit des Betriebes berühren, muß nach den durch besonderes Reglement fest¬ 
gesetzten Vorschriften geeignet befunden sein. 

Längs der Hauptbahnen muß genügendes Unterhaltung«-, Bewachung«- 
und Aufsichtspersonal zur Sicherung des freien Zugverkehrs vorhanden «ein. 

Die Aufsicht und Bewachung der Nebenbahnen kann dem ffnter- 
haltungspersonal übertragen sein, mit der Verpflichtung, die Strecke min¬ 
destens einmal am Tage zu begehen. 

Das Personal muß italienischer Staatsangehörigkeit sein, abgesehen 
von den durch die Regierung aus triftigen Gründen zu gelassenen Aus¬ 
nahmen. 

Artikel 111. Alle Beamten und Angestellten, die im öffentlichen 
Betriebsdienste auf einer Eisenbahn dos öffentlichen Verkehrs beschäftigt 
sind, müssen Dienstkleidung oder ein anderes Unterscheidungszeichen tragen. 

Artikel 115. Alle Angestellten der Privateisenbahnen, welchen 
Ranges und welcher Dienststellung sie auch sein mögen, werden als öffent¬ 
liche Beamte angesehen. 

Wenn in den betreffenden Reglements ähnliche Vorschriften fehlen, 
und die Dienstvorschriften der Unternehmungen dem Personal angemessene An- 
ßtellungsvcrhältnissc sichern, wenigp die Angestellten, die ihren Dienst frei¬ 
willig verlassen oder nicht anfnehmen, oder den Dienst- selbst in einer Weise 
verrichten, daß dadurch die Stetigkeit und Regelmäßigkeit des Dienstes un¬ 
terbrochen oder gestört wird, als entlassen angesehen nnd infolgedessen er¬ 
setzt. Der Betriebsführer kann jedoch je nach dem besonderen Fall und den 
vorliegenden Vera nt wort lichk ei ^Verhältnissen statt dessen im Disziplinar- 
wege e hi sch im* i ton. 


Kapitel II. 

B e t r i e b « a r \ e n. 

Artikel 116. Die Aufsichtsbehörde hat das Recht, nach Anhörung 
der Konzessionäre die Fahrpläne der Eisenbahnen für den öffentlichen Ver¬ 
kehr in der Weise festzusetzen, daß die verschiedenen Interessen in Ül>er- 
einstimmung gebracht werden, und daß sowohl für die Personen- und Schnell¬ 
züge als auch für die Güterzüge auf den genannten Fahrten das gut geregelte 
Geschwindigkeiusinaß erreicht wird, das am besten die Erfordernisse des 
Dienstes und die der öffentlichen Sicherheit l>efriedigt. 

Artikel 117. Wenn die Zahl der gewöhnlichen täglichen Fahrten 
einer Eisenbahn für den öffentlichen Verkehr noch nicht duroh Konzessions- 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


1176 


urkunde festgesetzt und verbindlich gemacht worden ist, muß eie von dem 
Konzessionär im voraus bestimmt werden; es müssen aber sowohl die ur¬ 
sprüngliche Zahl der Fahrten als auch die Abänderungen, die zu jeder Zeit 
durch die Interessen des Konzessionärs selbst geboten sein könnten, immer 
derart sein, daß sie dem öffentlichen Dienst, den die bewilligte Konzession 
im Auge hat, genügen, und unter diesem Gesichtspunkt sind sie der vor¬ 
herigen Genehmigung des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten unter¬ 
worfen. Sowohl # die Fahrten als auch ihr Fahrplan müssen zu angemessener 
Zeit durch ordnungsmäßige Veröffentlichung bekanntgegeben werden. 

Die Konzessionäre der Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr sind 
berechtigt, auf ihren Linien oder einem Teil derselben außerordentliche oder 
Sonderfahrten, entweder von Fall zu Fall oder für bestimmte Tage oder 
Zeiten, eiuzurichten, wenn sie rechtzeitig der Aufsichtsbehörde davon Mit¬ 
teilung machen. 

Von dieser Vorschrift sind unvorhergesehene oder ganz dringliche Fälle 
ausgenommen, in welchen die außerordentlichen oder Sonderfahrten zur 
Beförderung von Personen und Gütern ausgeführt werden können, sofern die 
Konzessionäre alle Maßnahmen und Vorsichtsmaßregeln ergriffen haben, die 
zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und der Regelmäßigkeit des 
gewöhnlichen Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 118. Die Fahrgeschwindigkeit der Züge darf db groß sein, 
wie es mit dem technischen Zustande der Linie, der Bauart, der Betriebs¬ 
mittel und dfcn Brems Verhältnissen vereinbar ist. 

Auf Strecken, die nicht mit Abschlüssen versehen sind, oder auf denen 
die Verhältnisse des Bahnkörpers nicht genügen, um den Zutritt voo Per¬ 
sonen und Vieh abzuhalten, muß die Fahrgeschwindigkeit unter Berück¬ 
sichtigung der besonderen örtlichen Verhältnisse beschränkt werden; sie darf 
keinesfalls 60 km in der Stunde bei Zügen mit durchgehender Bremse und 
45 km bei anderen Zügen überschreiten. 

Die gleiche Beschränkung der Geschwindigkeit ist vorgeschrieben für 
Strecken mit ständig geöffneten Übergängen in Schienenhöhe. 

Auf den auf gewöhnlichen Straßen angelegten Nebenbahnstrecken ohne 
besonderen Bahnkörper wird die Höchstgeschwindigkeit der mit durchgehen¬ 
der Bremse versehenen Züge nach den besonderen örtlichen Verhältnissen 
von dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten festgesetzt. 8ie darf aber 
in keinem Fall 50 km in der Stunde überschreiten; bei Zügen ohne durch¬ 
gehende Bremse darf sie 25 km nicht übersteigen. 

Artikel 119. Die Betriebsmittel der Eisenbahnen für den Privat¬ 
verkehr dürfen auf Eisenbahnen fiir den öffentlichen Verkehr nicht über¬ 
gehen nnd darauf nicht verkehren, und die Bctriebsmittel der Eisenbahnep 
für den öffentlichen Verkehr dürfen auf denen für den Privatverkehr nicht 
Zutritt erhalten oder verkeilten, wenn die Bauart dieser Bahnen und Be¬ 
triebsmittel es im Hinblick auf die öffentliche Sicherheit nicht gestattet. 

Artikel 120. Die Privatpersonen und Gesellschaften, denen Eisen¬ 
bahnen des öffentlichen Verkehrs konzessioniert sind, dürfen fiir ihre innere 
Verwaltung nach ihrem Ermessen Reglements aufstellen. 

Die Reglements jedoch, die sie für den äußeren Dienst und für den 
Betrieb der Eisenbahnen aufstellen, sind der vorherigen Genehmigung der 
Regierung unterworfen, und sie gelten auch' für die Privatpersonen oder 
Gesellschaften, die nachträglich die Konzession von Abzweigungen oder Ver¬ 
längerungen der genannten Eisenbahnen erhalten, soweit der gemeinsame Be¬ 
triebsdienst in Frage kommt. 
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Titel VL 

B e f ö r d e r u n g s b e d i n g u n ar o u. 

Kapitel I. 

Tarife. 

Artikel 121. Jeder Konzessionär von Eisenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs hat die Verpflichtung, ständig mit Eifer, Genauigkeit und Pünktlich¬ 
keit und ohne Bevorzugung einer Person die Beförderung von' Reisenden, Vieh* 
Lebensmitteln, kaufmännischen Waren und Gütern aller Art, die bei ihm auf¬ 
gegeben werden, zu übernehmen, mit den alleinigen Ausnahmen, die für ge¬ 
wisse Gegenstände in den Konzessionsurkunden oder in Königlichen Ver¬ 
ordnungen, die in Ausführung dieses Gesetzes erlassen werden, gemacht sind. 

Vorbehaltlich einer besonderen Ermächtigung des Ministeriums der öf¬ 
fentlichen Arbeiten, die stets widerruflich ist, und vorbehaltlich der Fälle einer 
durch nicht vorausgesehene oder schwer voiauszusehende Ereignisse entstan¬ 
denen Unmöglichkeit muß jeder Personenzug mit einer genügenden Zahl von 
Wagen ausgestattet sein, um die Beförderung der Reisenden, die sich auf den 
Bahnhöfen einfinden, durchzuführen, 

Artikel 122. Auf Grund ihrer Konzession und unter der Voraus¬ 
setzung einer genauen Beobachtung der ihnen durch die betreffenden Verein¬ 
barungen und die Vorschriften dieses Gesetzes auferlegtcn Verpflichtungen 
eind die Konzessionäre von Eisenbahnen de*s öffentlichen Verkehrs berech¬ 
tigt, für die ganze Dauer ihrer Konzession auf den gesamten konzessionierten 
Linien oder auf Teilstrecken die Beförderungspreise und anderen Gebühren 
zu erheben, die auf Grund der durch die Konzessionsurkunden aufgestellten 
Tarife festgesetzt sind. 

Die Anwendung der Tarife erfolgt stets auf Grund besonderer, durch die 
genannten Urkunden aufgestellter Normen oder in deren Ermangelung durch 
solche, die auf dem Reglement beruhen, das mit Königlicher Verordnung zur 
Ausführung dieses Gesetzes erlassen wird. 

Die Tarifsätze sind als Höchstpreise anzuschen. Die Konzessionäre kön¬ 
nen mit Ausnahme der Fälle des Artikels 127 sie ermäßigen nnd auch Güter 
von einer Tarifklasse in eine billigere Tarifklasse versetzen. Es ist ihnen 
dagegen ohne Kimäehtigung durch die Regierung jede Erhöhung der genannten 
Tarifsätze untersagt, desgleichen die Heraufset zung eines Gutes in eine höhere 
Klasse. 

Artikel 12:1 In der Konzessionsurkunde werden die Höcbsitarife für 
die Beförderung von Reisenden, Gepäck, Gütern und lebenden Tieren festge¬ 
setzt; sie dürfen nicht höher sein als die geltenden Staatseisenbahntarife» 
abgesehen von den Fällen, in denen die zu überwindenden Höhenunterschiede 
zur Anwendung einer besonderen Zugförderungsart nötigen. 

Für die nach dem Gesetz vom 12. Juli 1908 Nr. 441 erteilten Konzes¬ 
sionen kann die Regierung für den örtlichen Verkehr zeitweilig die Anwendung 
von IIochsttarifen gestatten, die höher sind als die Staatsbahntaiife. Es bleibt 
aber die Verpflichtung bestehen zur Anwendung von Tarifen, die den Staats¬ 
bahntarifen entsprechen, soweit es sich um Anschluß verkehr handelt, und um 
die Preisermäßigungen, die auf dem Differenzialtarif im Sinne des Artikel* 
138 beruhen. 

Artikel 124. Die ursprünglichen Tarife und die sie betreffenden 
Reglements sowie auch die nachfolgenden Tarifänderungen müssen dom Publi¬ 
kum bekannt,ge geben werden und ständig in den Stationen an einem Ort auf- 
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t liegen, wo sie leicht von jedermann, der daran Interesse hat, eingesehen 
werden können. 

Artikel 125. Von den Konzessionären dürfen duroh besondere Ab¬ 
machungen keinem Verfrachter oder Unternehmer von Transporten zu Lande 
und zu lüVasser Tarifermäßigungen gewährt werden, die nicht auch in gleicher 
Weise allen anderen Verfrachtern oder Unternehmern gleicher Transporte, die 
es verlangen, und die den Eisenbahnen gleiche Vorteile bieten und gleiche Ver¬ 
hältnisse aufweisen, zugute kommen. Die genannten Abmachungen müssen der 
Aufsichtsbehörde bei ihrer Vereinbai ung zur Kenntnis gebracht werden. 

Artikel 126. Die Nebengebühren, die nicht in den im vorigen Artikel 
erwähnten Tarifen aufgeführt sind, werden immer durch ein besonderes Regle¬ 
ment festgesetzt, das der Genehmigung des Ministeriums der öffentlichen Ar¬ 
beiten unterbreitet und wie die Tarife zur Kenntnis des Publikums gemäß* 
Artikel 124 gebracht werden muß. 

Was die Erhöhungen oder Ermäßigungen und die besonderen Abmachun¬ 
gen für diese Gebühren betrifft, so gelten hierfür die Vorschriften der beiden 
vorhergehenden Artikel. 

Artikel 127. Im Fall die Regierung mit Konzessionären von Eisen¬ 
bahnen des öffentlichen Verkehrs eine Zinsgarantie oder eine Beteiligung an 
dem Gewinn oder an den Einnahmen vereinbart hat, dürfen Tariferleichterun- 
gen und -ermäßigungen im Sinne der drei vorhergehenden Artikel ohne ihre 
Zustimmung nicht gewährt werden. 

Artikel 128 bis 131 enthalten Strafbestimmungen für die Übertretun¬ 
gen vorstehender Artikel. 


Kapitel 11. 

Transporte im Interesse des Staates. 

Artikel 132. Die Konzessionäre der Eisenbahnen sind verpflichtet, 
die Postbriefe unentgeltlich zu befördern und den Umtausch zu bewerkstelligen, 
ferner durch ihre Bedienst eten unmittelbar mit dem Personal der Post Verwal¬ 
tung die Briefannahme.und -aufgabe an den einzelnen Stationen besorgen zu 
lassen. Die gleiche Verpflichtung haben sie für Postpakete gegen Zahlung 
einer Gebühr von 8 Cts. für Pakete bis zum Gewicht von 3 kg und von 12 Cts. 
für Pakete von 3—5 kg. Wenn die gegenwärtig für Postpakete zugelassene 
Höchstgewichtsgrenzo erhöht wird, so wird die erwähnte Gebühr um je 2 Cts. 
für jedes Kilogramm mehr erhöht. Bestehende Übereinkommen bleiben durch 
diese Bestimmung unberührt. 

Artikel 132, Absatz 2 und 3, bis Artikel 135 enthalten weitere 
Verpflichtungen der Eisenbahnen bei Transporten im staatlichen oder militäri¬ 
schen Interesse. 


Kapitel III. 

A n s c h 1 u ß v e r k e h r. 

Artikel I3t>. Die Eisenbahnen, die aneinander angeschlossen sind, 
♦und verpflichtet, einen durchgehenden Verkehrsdienst einzurichten. 

Von dieser Verpflichtung können Sendungen im direkten Durchgangs¬ 
verkehr und solche, die auf Zwischenstationen neu abzufertigeu sind, ausge¬ 
schlossen werden. 

Wenn zwischen der Eisenbahn und anderen Transportmitteln keine Ver¬ 
bindung besteht oder aus anderen Gründen nach Begutachtung durch den 
Obersten Verkehrpbeirat die Einrichtung eines durchgehenden Verkehrs nicht 
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für zweckmäßig gehalten wird, muß vou dein Betriebsführer ein Anschluß ver¬ 
kehr eingerichtet werden. 

Die Verpflichtung zum durchgehenden oder Anschluß verkehr, je nach 
den Umständen, muß in alle neuen oder erneuerten Konzessionen für Beförde- 
rungsunternehmungen zu Lande oder zu Wasser aufgenommen werden, die in 
irgendeiner Weise durch den Staat oder örtliche Körperschaften unterstützt 
werden, und die gegen Zahlung öffentlichen Beförderungsdienst übernehmen- 

Artikel 137. Die Reglern ng hat das Rocht, einen durchgehenden Vor¬ 
kehr auf Eisenbulinen einzurichten, die von verschiedenen Unternehmungen 
abhängen, unter Bedingungen, die zwischen diesen zu vereinbaren sind. Bei 
Meinungsverschiedenheiten weiden die betreffenden Fragen durch Schieds¬ 
gericht entschieden. 

Die Bedingungen und Normen für den durchgehenden und den Anschluß- 
vcikehr und für die Benutzung gemeinsamer Stationen mit den StaatseiBenbah- 
nen werden durch die Stantsri-enbahn 1 Verwaltung mit. den anderen beteiligten 
Verwaltungen vereinbart. 

W r enn innncrbalb von 3 Monaten nach Antrag der betreibenden Partei 
oder innerhalb 6 Monate nach der direkten Eingabe eines Interessenten an 
den Generaldirektor der Staatsbabnen und an die andere Verwaltung kein Ein¬ 
vernehmen erzielt ist, werden die Bedingungen und Normen für den Betrieb 
durch drei Schiedsrichter festgesetzt, die durch die Verwaltungen gemeinsam za 
ernennen sind; wenn eine Verständigung nicht erzielt wird, wird einer von dem 
Verwaltungsrat der Staatseisenbahnen, einer durch die andere Transportunter- 
nelimung und der dritte durch den Präsidenten des Appellation&gerichts in Rom 
ernannt. 

W r enn eine Verwaltung ihren Schiedsrichter nicht ernennt, werden auf 
Ersuchen der betreibenden Partei oder eines sonstigen Interessenten der oder 
die fehlenden Schiedsrichter durch den Präsidenten des Appellationsgerichte 
ernannt. 

Die Schiedsrichter entscheiden nach bestem Ermessen. 

Artikel 138. Die Staaloeisenbahnverwaltung kann Güter auf anderem 
als dem kürzesten Wege befördern, wenn sie im Besitz der Sendungen ist und 
den Wunsch hat, sie auf ihren eigenen oder den von ihr betriebenen Linien 
bis zur Bestimmungsstation oder dem folgenden Frachtführer gelangen zu 
lassen; sie muß jedoch in allen Fällen den Tarif anwenden, der dem kürzeren 
Wege entspricht, wenn dieser aus einer Linie mit gleicher Spurweite und mit 
durchgehendem Verkehr mit den Staatsbahnen besteht; die Lieferfristen bleiben 
unverändert; eine Beteiligung der Konzessionäre der kürzeren Wege an den 
Einnahmen für die nicht durchfahrenen Strecken findet nicht statt. 

Bei Anwendung der Vorschriften über die Tarifierung der im vorher¬ 
gehenden Absatz genannten Güter bleiben die Abkürzungen unberücksichtigt, 
die mit Linien Zusammenhängen, die nach dem Gesetz vom 12. Juli 1908 Nr. 
444 Privatunternehmern konzessioniert worden sind, vorbehaltlich etwaiger 
Vereinbarungen über Wegeleitungen. 

Die Tarifermäßigungen, die sieh aus der Anwendung der Differenzial¬ 
tarife ergeben, finden auch auf die durchgehenden Transporte mit Privateisen- 
bahnen statt, vorausgesetzt, daß die Konzessionäre zugestimmt haben, und daß 
bei diesen Eisenbahnen Tarife bestehen, die denen der Staatsbahnen ent¬ 
sprechen. Bei den Privateisenbahnkonzessioneii, die nach dom Gesetz^ vom 
7- Juli 1907 Nr. 429 erteilt, sind, wird dem Konzessionär die Verpflichtung auf¬ 
erlegt, die Tarifentfernung durch zu rechnen. 
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Kapitel IV. 

Lokalverkchr. (Esercizio econoinico.) 

Abteilung I. 

Lokalverkohr auf Einzeletrecken. 

Artikel 139. Bei Zügen, die ausschließlich aus Wagen der unteren 
Klassen bestehen und die mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten für den Vorortverkehr der großen Städte und landwirtschaftlichen 
Gebiete, für den Lokalverkehr oder anläßlich bedeutender Märkte oder zur Be¬ 
förderung von Fabrik- oder Landarbeitern eingerichtet sind, findet auf die 
Transportpreise die für gewöhnliches Frachtgut festgesetzte staatliche Abgabe 
Anwendung. 

Gleiche Erleichterung wird für Wochen- oder Festtagsabonnements zur 
Beförderung von Industrie- und Landarbeitern gewährt. 

Artikel 140. Die Konzessionäre der Eisenbahnen, die am 30. Juni 1906 
bestanden oder sich im Bau befanden, und die der besonderen Vorteile gemäß 
dem vorhergehenden Artikel teilhaftig werden sollen, müssen entsprechende 
Tarifermäßigungen und Beförderungserleichterungen gewähren, unter denen 
folgende allgemein vorgeschiieben sind: 

a) Einführung von Wochen- und Festtagsabonnements für Fabrik- und 
Landarbeiter, die nach Zonen aufzubauen sind auf der Grundlage der Höchst¬ 
ermäßigung auf die normalen Tarife, die von der Regierung von Fall zu Fall 
bei der Anwendung dieses Gesetzes auf die bestehenden oder im Bau befind¬ 
lichen Eisenbahnen als zulässig erkannt wird; 

b) freie Beförderung, nach einem im Reglement festgesetzten Verfahren, 
der Erzeugnisse der Landwirtschaft, der Viehzucht und Fischerei, die die Land¬ 
leute und Fischer zum Zweck direkten Verkaufs auf dem Markte oder an dem 
Verbrauchsort mit sich führen, vorausgesetzt, daß für jeden Reisenden das 
Gesamtgewicht dieser Gegenstände 30 kg nicht übersteigt; die Rückbeförderung 
der leeren Behälter ist frei; 

c) freie Beförderung, bei gleicher Gewichtsgrenze, der landwirtschaft¬ 
lichen Werkzeuge, die die Landleute und Tagelöhner zum Zweck der Landbe¬ 
stellung mit sich führen, und der Geräte, die die Fischer zu Fischereizwecken 
mitnehmen. 

Die Vorschriften für die Einführung der Abonnemente und für die Trans¬ 
porte gemäß b) und c), für die Beschaffenheit und die Zahl der für diese 
Transporte bestimmten Züge, die Bezeichnung der Erzeugnisse und der land¬ 
wirtschaftlichen und Fischereigeräte, die zur freien Beförderung zugelassen 
sind, sowie die Bestimmungen für die Rückführung der leeren Behälter werden 
durch Reglement festgesetzt. 

Die Konzessionäre von neueif Eisenbahnen, die von Anfang an die hier 
genannten Vorteilo genießen wollen, müssen die ermäßigten Tarife annehmen, 
die in den Konzessionsurkunden vorgeschrieben sind, und wenn sie von diesen 
Vorteilen erst in der Folgezeit Gebrauch machen wollen, gelten für sie die 
gleichen Bestimmungen wie für die Eisenbahnen, die nach dem Gesetz vom 
30. Juni 1906 Nr. 272 bestanden oder im Bau begriffen waren. 

Abteilung II. • 

Vollständiger Lokalverkehr. 

Artikel 141. Auf allen Privateisenbahnen kann durch Königliche 
Verordnung der völlige Lokalverkehr zu gelassen werden. 
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Artikel 142. Das Verfahren und die technischen Bedingungen, unter 
denen der Lokalvei kehr durchzuführen ist, werden durch Verordnung des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten nach Anhörung des Obersten Beirats der 
öffentlichen Arbeiten festgesetzt. 

In dieser Verordnung werden bestimmt: die Bauart der Betriebsmittel, 
die höchste und geringste Reisegeschwindigkeit, die Zusammensetzung der 
Züge mit Rücksicht auf den Zustand des Balmkörpeis und die Vorschriften, 
die die Sicherheit des Betriebes mit seinem besonderen Charakter als Lokal¬ 
verkehr, insbesondere was die Zahl und die Dienstobliegenheiten des Personals, 
die Zusammensetzung und den Verkehr der Züge betrifft, in Einklang bringen 
«ollen. 

ln derselben Verordnung kann unter gewissen Sicherungsmaßregdo die 
Anwendung des Telephons statt des Telegraphen zur Übermittelung der Nach¬ 
richten, die für die Sicherheit und Regelmäßigkeit des Betriebes notwendig 
sind, genehmigt weiden. Das Telephon muß auch auf den Haltestellen einge¬ 
richtet- sein, wo der Güterverkehr bedient wird. 

Artikel 143 und 144 enthalten Stempel- und Steuerermäßigungen. 

Artikel 145. An Stelle der mit Gesetz vom 27. April 1885 Nr. 3048 
(Serie 3 a) genehmigten allgemeinen und Spezialtarife werden für die Linien 
oder Strecken, die dem Lokalverkehr dienen, allgemeine und Spezialtarife auf- 
gestellt, letztere im Sinn des Artikels 146 des Handelsgesetzbuches; diese 
Tarife sind vereinfacht und beruhen auf einem durchschnittlich ermäßigten 
Satz, wobei für jede Strecke die besonderen Bedürfnisse de« Verkehrs, dem sie 
dienen, zu berücksichtigen sind. 

Die Tarifeimäßigung kann sich erstrecken 

bis auf 30 % Durchsclmittocnnäßigiiug auf den Linien, die mehr als 7500 
Lire für das Kilometer eintragen, 

bis auf 35 % Durchschnittfennäßiguug auf den Linien, die 50CO—7500 
Lire für das Kilometer ab werfen, 

bis auf 40 % Durchschnittsermaßigung auf den Linien, die nicht mehr als 
6000 Liie für das Kilometer abwerfen. 

Artikel 146. Wenn die Ermäßigungen gemäß vorstehendem Artikel 
«ich nur auf die Tarife für den Verkehr von Personen, Gepäck, Hunden und 
Fahrladern beziehen, kann die Tarifermaßigiing auf 30, 35 oder 40 % Durch- 
«chnittsermüßigung erstreckt werden, je nachdem die mittleren Roheinnahmen 
für Personen, Gepäck, llumle und Fahrräder mehr als 5500, von 5500 bis 4000 
oder unter 4U00 Lire für das Kilometer betiagen. 

Artikel 147. Die "Vorschriften des Artikels 146 sind anwendbar, wenü 

a) der Betriebsführer sich verpflichtet, dem Staat- als besondere Kosten¬ 
beteiligung 10 % des Mehrei trage« abzugebeu, der erzielt wird im Verhältnis 
zu dem DurchvsehnitUeitrage der drei ertragreichsten unter den fünf der Er¬ 
mäßigung der staatlichen Abgabe vorhergehenden Jahren, zuzüglich 25%, od^r 
aber eine Summe, die aus dem gleichen Grunde alle zwei Jahre durch Verein¬ 
barung festgesetzt wird; 

b) die Anzahl der nach dein letzlen Sommer- und Wiuterfahrplan, auch 
nur versuchsweise, gefahrenen Züge nicht über die Bestimmungen der Konzes¬ 
sion und des Gesetzes hinaus vermindert wird; 

c) kein Wettbewerb mit Staatsbahnstrecken geführt wild, die gleiche 
Verkehrsmittelpunkte direkt bedienen, Und auf die die Nonnen für den Lokal¬ 
verkehr nicht angewendet sind. 
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Artikel 14S. Der Minister der öffentlichen Arbeiten hat. im Einver¬ 
nehmen mit dem Schatzminister das Recht, auf Antrag de 3 Betriebsflihrers einer 
Nebenbahn, deren Erträge eich innerhalb der im Artikel 146 genannten Gren¬ 
zen halten, die Vorschriften über den Lokalvorkehr a«f diese Eisenbahnen zu 
übertragen, auch wenn die eine oder andere der für den Lokalverkehr bestimm¬ 
ten Vorschriften ans militärischen Gründen nicht Anwendung finden kann. 

Kapitel VII. 

St cu er Vorschriften (Artikel 149 bis 163). 

(lin Artikel 149 wird eine Abgabe von 13 % auf die Beförderungapreiee 
im Personen-, Gepäck- und Eiigutvcrkebr vorgeschrieben; im Artikel 150 eine 
solche von 2 % im Frachtgutverkehr.) 

Titel VIII. 

Polizeivorschriften. 

Artikel 164. l)ic Einfahrt von Vagen und Karren, die zur Beförde¬ 
rung von Personen und Gütern dienen, in Vorhöfe und Plätze, die an Stationen 
von Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs gienzen, und ihr dortiger Ver¬ 
kehr lind Aufenthalt werden durch eine Polizeiverordnung geregelt, dio von 
dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu genehmigen ist. 

Es ist den dem Dienst fernstehenden Personen verboten, auf den Bahn¬ 
körper und in die Nebenanlagen der Eisenbahnen einzudiingen, sich dort zu 
bewegen oder aufzuhalten, mit Ausnahme der Teile der Stationen, die für den 
Zugang zu den Zügen oder für die Abfertigung der Güter bestimmt sind, und 
der Übergänge in Schienenhöhe wählend der Zeit, wo sie durch das Eisenbahn- 
personal offengehalten werden, sowie mit Ausnahme der Privat- und Fuß¬ 
gängerübergänge. Ferner ist verboten, Tiere einzuführen und Wagen oder 
Maschinen, die nicht <lera Eisenbahnbetriebe dienen, dort verkehren oder stehen 
zu lassen. 

Dieses Verbot findet keine Anwendung auf Verwaltungs- und politische 
Beamte, auf Angestellte der Staatsgewalt, der öffentlichen Sicherheit und der 
Verwaltung der Staatsfinanzen, die durch das Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten bezeichnet weiden. Dieses wird auch nach Anhörung der Konzes¬ 
sionäre die geeigneten besonderen Sicherheitsmaßnahmen festsetzen. 

Artikel 165. Die Bahnwärter, Wächter und anderen Angestellten 
einer Eisenbahn müssen alsbald jedwede Person hinausweisen, die auf das 
Gebiet ihres Bahnkörpers nebst Zubehör oder in Wagen eingedrungen ist, in 
die sie kein Recht zum Einsteigen besitzt. 

Im Fall des Widerstandes kann jeder Eisenbahnangestellte die Unter¬ 
stützung der Staatsgewalt verlangen. 

# Verlassene Tiere, die sich auf dern genannten Gebiet l>efiuden, sind ein¬ 

zufangen und festzuhalten. 

Artikel 166. Dio Bediensteten der Eisenbahnen auf gewöhnlichen 
Straßen sind den Beamten der Straßenpolizei zur Überwachung der Beachtung 
der straßenpolizeilichen Vorschriften auf den von den Eisenbahnen durch¬ 
laufenen Straßenzügen gleichgestellt. 

Artikel 167. Wer Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs zur Reise 
oder zur Beförderung von Gütern benutzt, muß alle einschlägigen Vorschriften 
beachten und sich den Anweisungen fügen, die in dieser Hinsicht durch da« 
Betriebspersonal gegeben werden. Er ist verantwortlich für die von ihm ver¬ 
schuldete Übertretung der Gesetze und Zollvorschriften. 
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Artikel lbS. Dm Übertretungen der Vorschriften des Titels III, Ka¬ 
pitel IV, werden mit Ai reststrafen bis zu 5 Tugen und mit Geldstrafen bis zu 
800 Lire bestraft, vorbehaltlich der Erstattung des Schadens und etwaiger 
höherer Strafen, denen die Schuldigen nach dem Strafgesetzbuch verfallen, und 
vorbehaltlich der Verpflichtung zur Wiederherstellung dos früheren Zustandes 
innerhalb einer bestimmten Frist, nach deren Ablauf von Amte wegen auf 
Kosten des Schuldigen zur Wiederherstellung geschritten wird. 

ln dringenden Fallen können die Eisenbahnbetriebsbeamten nach vorher¬ 
gehender Tatbestandsaufnahme auch vor dei Entscheidung über die Über¬ 
tretung alle Anlagen und Gegenstände fortschaffen lassen, die dem Betriebe 
hinderlich sind. 

Die Schuldigen können im Verwaltungswege von der Verpflichtung zur 
Wiederherstellung des früheren Zustandes in den im Artikel 71 genannten Fäl¬ 
len entbunden weiden, wenn der Minister der öffentlichen Arbeiten auf vor¬ 
herigen Antrag dies genehmigt. 

Antike! 169. Übertretungen des Artikels 165 werden im Fall von 
Widerspruch oder Wideistand mit Arrest bis zu 5 Tagen oder mit Geldstrafen 
bis 50 Lire bestraft 

Artikel 170. Wenn ein Lokomotivl lilner oder Bremser seinen Posten 
verlaßt, während der Zug im Betriebe steht, wird er mit Haft von 6 Monaten 
bis zu 2 Jahicu bestraft. 

Artikel 171. Bei Eisenhalmuiifällen sind die Eisenbahnbeamten, die 
sich auf den Lokomotiven und in den beschädigten Zügen iin Dienst befinden 
oder im Betriebe der Station Dienst tun. wo oder zwischen denen sich der 
Unfall zugetrageu hat, oder die mit der Bewachung der Linien an Orten und 
Dienstbescheinigungen betraut sind, bei denen ein Schuldverdacht in Frage 
kommen könnte, wenn sio sich keiner vorsätzlichen Straftat schuldig gemacht 
und ihren Dienst nicht verlassen haben, der Untersuchungshaft, die durch die 
geltenden Gesetze im Fall der Ergreifung auf frischer Tat zulässig ist, nicht 
unterworfen. 

,-AlIo genannten Beamten ohne Umei schied, die angesichts eines Unfalles 
oder ohne dazu Befehl zu erhalten, den Dienst verlassen, verfallen durch diese 
Tatsache allein den im vorigen Artikel genannten Strafen, vorbehaltlich der 
übrigen Vorschriften der !>esonderen Verordnungen der Eisenbahnverwaltung. 

Artikel 172 bis 170 enthalten Vorschriften über das Eingreifen bei 
Unfällen und Veibrechen, über Tatbestandsaufnahmen usw. 

Artikel 177. Die Vorschriften dieses Titels, die sich auf die Sicher¬ 
heit der Personen und Güter und auf den öffentlichen Gesundheitsdienst im 
Eisenbahnbetriebe beziehen, sind auch auf Eisenbahnen für den Privatverkehr 
anwendbar. 

Titel IX. 

B e c n d i g u n g d e r Konz e s s i o n. 

Kapitel I. 

Verfall. 

Artikel 178. Wenn bei Ablauf der Frist, die durch die Konzessions¬ 
urkunden für den Beginn der Bauarbeilen für Eisenbahnen de« öffentlichen 
Verkehrs bewilligt ist, und nach einer förmlichen Aufforderung an die Kon¬ 
zessionäre, die mindestens einen Monat vorher durch das Ministerium der öffent¬ 
lichen Arbeiten zuzu-d eilen ist, diese nicht m der Lage sind, die genannten 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung. 


1183 


Arbeiten zu beginnen und fortzusetzen, verlieren eie die Hälfte der Summe, die 
ne hinterlegt oder für die eie nach Artikel 24 Kaution gestellt haben; diese 
Hälfte verfällt der Regierung, wenn sie nicht ordnungsmäßig den Nachweis von 
Hinderungsgründen führen, die durch höhere Gewalt und unabhängig von ihrem 
eigenen Verhalten hervorgerufen sind. 

Wenn die genannte endgültige Hinterlegung nicht slattgefunden hat, oder 
die Kaution dn der in der Vorschrift vorgesehenen Zeit nicht geleistet 
worden ist, verlieren die Konzessionäre den vollen Betrag der ursprünglichen 
Kaution, die bei der Aufstellung der Konzessionsurkunde geleistet worden ist. 

Artikel 179. Unabhängig von den Vorschriften des vorhergehenden 
Artikels verfällt der Konzessionär einer Eisenbahn des öffentlichen Verkehre, 
die nach diesem Gesetz konzessioniert und unterstützt ist, ohne weiteres und 
ohne daß er in Verzug gesetzt werden müßte, dem Erlöschen der Konzession 
und der Unterstützung, wenn er nicht innerhalb zweier Jahre die Arbeiten so 
gefördert und die Anschaffungen so ausgeführt hat, daß die Eröffnung des 
Betriebes an dem durch die Konzessionsurkunde bestimmten Zeitpunkt ge¬ 
sichert ist. 

Wenn wichtige Gründe vorliegen, kann die genannte Frist um ein Jahr 
verlängert werden. 

Die hierzu notwendigen Feststellungen werden durch die Regierung unter 
Zuziehung des Konzessionärs durchgeführt; gegen die Verfallerklärung sind 
Bechtsmittel nicht zulässig. 

Artikel 180. Wenn beim Ablauf der in den Konzessionsurkunden für 
die Vollendung und Eröffnung der konzessionierten Linien für den ständigen 
und regelmäßigen Verkehr gesetzten Frist die Konzessionäre den eingegangenen 
Verpflichtungen nicht vollständig nachgekommen sind, ohne ordnungsmäßig 
feststellen zu lassen, daß Hinderungsgründe, die auf höherer Gewalt beruhen 
und von ihrem eigenen Verhalten unabhängig sind, vorliegen, so verfallen 
sie ohne weiteres und ohne daß sie in Verzug gesetzt werden müßten, dem 
Erlöschen der Konzession und dem Verlust der vollständigen endgültigen 
Kaution. 

Artikel 181: In dem genannten Fall sorgt die Regierung für die 
Fortsetzung und Beendigung aller unvollendet gebliebenen Arbeiten und für 
die Ausführung aller übrigeu durch die Konzessionäre eingegangenen Ver¬ 
pflichtungen mittelst einer öffentlichen Ausschreibung, die auf der Grundlage 
der den Konzessionsurkunden beigefügten Bedingnishefte zu eröffnen ist; hin¬ 
sichtlich der schon ansgeführten Anlagen oder Teilen von Anlagen, hinsicht¬ 
lich der eohon beschafften Materialien, der gekauften Ländereien und der schon 
ln Betrieb gesetzten Strecken findet die Ausschreibung statt auf Grund einer 
Abschätzung, die durch Schiedsrichter, deren Sprach unanfechtbar ist, vorge- 
frommen wird. Von den Schiedsrichtern wird je einer von jeder Partei und der 
dritte, falls keine Einigung erfolgt, durch das Gericht ernannt. 

Artikel 182. Die Konzessionen werden demjenigen erteilt, der alle 
Verpflichtungen des auegeschiedenen Konzessionärs, die in keinem Fall einer 
Erörterung unterworfen werden dürfen, übernimmt und alle nötige Gewähr 
bietet, daß er sich für die Unternehmung eignet und die Verantwortung tragen 
kann, und sich überdies auf den geschätzten Preis den höchsten Zuschuß zu 
kahlen erbietet. 

Der im Zuschlag festgesetzte Preis ist in dem in den Anssohreibungs- 
jyedingungen vorgesehenen Zeitpunkt von den neuen Konzessionären dem aus- 
gesebiedenen Konzessionär aaszuzahlen, nachdem vorher die Summen abge- 
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zogen sind, die dem Staat zum Ersatz des schon wiedererstatteten Teils der 
endgültigen Kautionen geschuldet werden. 

Artikel 1S3. W enn die erste Ausschreibung keinen Erfolg hat, maß 
innerhalb eines Zeitraums von mindestens zwei Monaten zu einer zweiten Aas* 
Schreibung geschritten werden, die unter Bewilligung einer Ermäßigung von 
nicht mehr als einem Viertel des ursprünglichen Schätzungspreises uer aasge¬ 
führten Arbeiten, des erworbenen Geländes und der beschafften Materialien 
eröffnet werden kann. 

Wenn auch die zweite Ausschreibung erfolglos bleibt, gehen die Kon¬ 
zessionäre endgültig aller Rechte aus der Konzession verlustig; die Strecken 
der Bahn, die schon ausgeführt sind und sich im Betriebe befinden, gehen als¬ 
bald in das vollständige Eigentum des Staates über; diesem steht es frei, sie 
zu behalten oder aufzugeben und auch die nicht ausgefübrten Arbeiten za 
vollenden oder nicht zu vollenden; in keinem Fall hat er andere Verpflich¬ 
tungen als die, den Konzessionären eine Summe zu zahlen, dio dem Preise der 
ausgeführten Arbeiten und Beschaffungen entspricht, die unabhängig von ihrer 
Bestimmung zum Bau oder Betrieb der Eisenbahnen nach dem Spruch der oben¬ 
genannten unanfechtbaren Schiedsrichter festzusetzen ist. 

Artikel 184. Wenn nach Abnahme und Eröffnung einer Privateisea- 
bahn für den öffentlichen Verkehr der Betrieb auf der ganzen oder einem Teil 
der Linie unterbrochen wird, ohne daß der Konzessionär alsbald Vorkehrungen 
trifft, oder wenn der Betrieb selbst unter schweren und wiederholten Unregel¬ 
mäßigkeiten durchgeführt wird, ergreift die Aufsichtsbehörde auf Kosten und 
Gefahr des Konzessionärs die notwendigen Maßnahmen, um vorläufig die 
Wiederherstellung, die Regelmäßigkeit und Sicherheit des öffentlichen Ver¬ 
kehrs zu sichern, und bestimmt eine Ausschlußfrist, während welcher der Kon¬ 
zessionär das Notwendige zur Wiederherstellung des endgültigen Betriebes 
veranlassen muß. 

Nach Ablauf dieser Frist verfällt die Konzession, wenn der Konzessionär' 
den ihm gemachten Auflagen nicht nachgekommen ist, ohne daß er Hinderung»- 
gründe nachweisen kann, die auf höherer Gewalt beruhen und von seinem 
eigenen Verhalten unabhängig sind; es wird alsdann nach den vier letzten 
Artikeln verfahren. 

Die Erstattung der Kosten, die di« Regierung für die in diesem Artikel 
genannten Maßnahmen ausgegeben hat, wird in der Form und mit den Vor¬ 
zugsrechten von Grundsteuern eingetrieben. 

Artikel 185. Die Fristverlängerung für den Beginn der Eisenbahn¬ 
bauarbeiten, für ihre Beendigung und für die Wiederherstellung des unter¬ 
brochenen Betriebes, auf die die Konzessionäre in ordnungsmäßig nachgewie- 
eenen Fällen von höherer Gewalt und von Mangel an eigenem Vei schulden 
Anspruch haben können, wird durch das Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
unter Festsetzung neuer Fristen bewilligt, zu deren Einhaltung die Konzessio¬ 
näre ebenso verpflichtet sind, wie bei den in der Konzession festgesetzten 
Fristen. 

In allen Fällen, wo zur Vermeidung angedrohter Strafen höhere Gewalt 
aachgewiesen werden muß, sind die Konzessionäre verpflichtet, dem Ministe¬ 
rium der öffentlichen Arbeiten die Tatsachen oder Ursachen aller Art anzu¬ 
geben, die die Erfüllung der vorgeschriebenen Bedingungen verhindert haben, 
und zwar innerhalb der kürzesten Zeit, damit die Untersuchungen, die zum 
Beweise der Wahrheit und zur Beurteilung der Folgen für notwendig erachtet 
werden, durckgeführt werden können. Anderenfalls verlieren die Konzessionäre 
ohne weiteres jedes Recht, sich auf diese Tatsache zu berufen. 
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Kapitel □. 

Ablauf. 

Artikel 186. Beim Ablauf der im Artikel 22 genannten Zeit, und 
lediglich auf Grund der Tatsache dieses Ablaufs, tritt der Staat an Stelle der 
Konzessionäre in den Genuß aller Erträgnisse und Einnahmen der Liegen¬ 
schaften und Anlagen, die die konzessionierte Eisenbahn und ihr Zubehör aus¬ 
machen. 

Bei dem genannten Ablauf müssen die Konzessionäre der Begierung die 
Eisen bahn und die Anlagen, die sie selbst und ihr Zubehör ausmachen, in 
gutem Zustande übergeben, nämlich die Ausrüstung des Bahnkörpers, die Sta¬ 
tionen mit allen Gebäuden, die darauf liegen, die Schuppen, Magazine, Werk¬ 
stätten, Hallen und Bampen für die Be- und Entladung, die Wärterhäuschen 
und -Buden, die Schalterhäuschen, die ortsfesten Maschinen und im allgemeinen 
alle anderen Immobilien, die nicht zum ausgesprochenen und besonderen Zweck 
die Beförderung der Transporte haben. 

Wenn innerhalb der Anzahl von Jahren, die in der Konzessionsurkunde 
festgesetzt ist, die Konzessionäre sich nicht in die Lage setzen, ihre Eisenbahn 
' in den guten Zustand zu bringen, in dem sie der Begierung übergeben werden 
muß, hat diese das Becht, die Einnahmen zu beschlagnahmen und sie zu ver¬ 
wenden, um von Amts wegen die unvollendet gebliebenen Arbeiten auszuführen, 

Artikel 187. Bei Ablauf der Konzessionen behalten die Konzessionär? 
außer den dinglichen Hechten das Eigentum an den beweglichen Gegenständen, 
wie Maschinen für die Zugförderung, Personen- und Güterwagen für die Trans¬ 
porte, Inventar der Stationen und zugehörigen Baulichkeiten, Geräte und Werk¬ 
zeuge, Materialien, Brennstoffe und Vorräte aller Art. 

Die Konzessionsurkunden bestimmen in iedem Falle, ob' gegen Zahlung 
des wirklichen Wertes die Konzessionäre das Becht haben zu verlangen, daß der 
Staat sie erwirbt, oder ob dieser das Becht hat, von den Konzessionären di? 
Überlassung zn verlangen, und sie setzen die Bedingungen und Einschränkunr 
gen der Ausübung dieser Bechte fest. 


Kapitel III. 
Bückkauf. 


Abteilung I. 


Vor dem Gesetz vom 12. Juli 1908 Nr. 444 konzessionierte 

Eisenbahnen. 

Artikel 188. Wenn ein längerer oder kürzerer Termin in der Kon¬ 
zessionsurkunde nicht festgesetzt ist, hat die Begierung nach Ablauf von 
SO Jahren von dem Tage ab, an dem eine Privateisenbahn für den öffentlichen 
Verkehr in ihrer ganzen Ausdehnung für den Betrieb dauernd eröffnet worden 
ist, das Becht, zu jeder Zeit zum Bückkauf zu schreiten, nachdem die Auf¬ 
kündigung an den Konzessionär mindestens 1 Jahr vorher zugestellt worden 
ist, wenn in der Konzessionsurkunde keine andere Frist vorgesehen ist. 

In diesem Fall wird dem genannten Konzessionär für die Dauer der 
Zeit, die noch bis zum Erlöschen seines Betriebsrecht« übrig bleibt, eine Jabres- 
rent« gezahlt, die dem dritten Teil der Summ« der Beineinnahmen entspricht, die 
durch die Eisenbahn in den drei ertragreichsten Jahren der fünf der Ankün¬ 
digung unmittelbar vorangegangenen Jahre erzielt worden sind. Außerdem 
wird im Augenblick des Bückkauf« oder in dem anderen von der Konzession 
etwa bestimmten Zeitpunkt der Kaufpreis für die beweglichen Gegenstände und 
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Vorräte (Artikel 187) festgesetzt, deren Überlassung die Regierung, oder deren 
Ankauf der Konzessionär fordern darf, und'zwar zu einem Preis, der sich au» 
der im gegenseitigen Einvernehmen vereinbarten Abschätzung ergibt oder bei 
'Meinungsverschiedenheiten der Entscheidung von Schiedsrichtern überlassen 
wird. 

Der genannte Jahresbeitrag kann auf Verlangen des Konzessionärs in 
ein bei dem Rückkauf zu zahlendes Kapital verwandelt werden, das unter Zu¬ 
grundelegung der Jahresrente und eines Zinssatzes von 5 % berechnet wird. 

Artikel 189. Für die vor dem Gesetz vom 12. Juli 1203 Nr. 444 kon¬ 
zessionierten Linien hat die Regierung das Recht, mit den Konzessionären über 
die Verlängerung des Rückkauftermins Vereinbarungen zu treffen, wenn wich¬ 
tige Vergrößerungen des Eisenbahnbesitzes unter ordnungsmäßiger Genehmi¬ 
gung vorgonommen worden sind. 

Abteilwg D. 

Nach dem Gesetz vom 12. Juli 1908 Nr. 444 erteilte Kouzc»- 
* sionen. * 

Artikel 190. Bei den nach dem Gesetz vom 12. Juli 1903 Nr. 444 
erteilten Bau- und Betriebskonzessionen hat der Staat, wenn ein kürzerer oder 
IBngerer Termin in der Konzessionsurkunde nicht bezeichnet ist, das Recht, 
vor dem im Artikel 188 genannten Zeitpunkt zu dem Rückkauf der Hauptlinien 
und der in Hanptlinien umgewandelten Nebenbahnstrecken zu schreiten, die zur 
Ergänzung «eines eigenen Netzes für notwendig gehalten werden; er muß 
dem Konzessionär eine Entschädigung zahlen, die unter Berücksichtigung fol> 
gender Gesichtspunkte za bestimmen ist: 

a) des Wertes der Linie, der in keinem Fall höher sein darf als das 
Kapital, das für den Bau und für die ordnungsmäßig genehmigten und nach¬ 
gewiesenen späteren Ergänzungen des Eisenbalmbesitzes verwendet worden 
ist, abzüglich der Amortisationsquoten für die bereits zurückgelegten Jahre; 
von diesem Werte werden die Teile der Unterstätznng abgezogen, die für den 
Betrieb bestimmt, für ihn aber nicht gebraucht worden sind, und die Zuschüsse 
der beteiligten Körperschaften; 

b) der Erstattung der allgemeinen Ausgaben, die mit nicht mehr als 2 % 
des Kapitals für die erste Anlage oder des Aktienkapitals gemäß Artikel 43 
berechnet werden dürfen; 

c) der Erstattung der etwa nachgewiesenen gesamten Betriebsverluste 
hw zu der für den Rückkauf festgesetzten Zeit, soweit eie den für den. Betrieb 
bestimmten Teil der Unterstützung überschreiten; 

d) der Gewährung einer Prämie für die Förderung der Volkswirtschaft, 
die in keiner Weise mehr als 5 % der gemäß a, b and c berechneten Summen 
betragen darf. 

Die Amortisationsquoten für das Kapital, das für den Bau und für die 
Ergänzungen des Eisenbahnbesitzes verwendet worden ist, werden für einen 
Zeitraum, der dem der staatlichen Unterstützung entspricht, oder, wenn eine 
Unterstützung nicht erfolgt, für die Dauer der Konzession berechnet. 

In den Amortisationsquoten für die unterstützten Linien sind die Summen 
einbegriffen, die auf den für den Bau bestimmten Teil der Unterstützung ge¬ 
zählt sind. 

Der Konzessionär hat außerdem das Recht auf Zahlung des Wertes der 
beweglichen Gegenstände und Vorräte gemäß Artikel 188. 

Uber die Frage der Notwendigkeit, daß die zurückznkaufende Linie dem 
Btaateeiscnbahnnetz ein verleibt werde, sind der Oberste Beirat der öffentlichen 
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Arbeiten und der Verwal tungerat der Staatseisenbahnen zu hören; ihre Äuße¬ 
rungen müssen dem Parlament gleichzeitig mit der Aufkündigungserklärung 
gemäß Artikel 193 vorgelegt werden. 

Artikel 191. 30 Jahre nach dem Zeitpunkt, an dem eine dem öffent¬ 
lichen Verkehr dienende, naoh dem Gesetz vom 12. Juli 1908 Nr. 444 konzes¬ 
sionierte Privatbahn auf ihrer ganzen Ausdehnung dauernd für den Betrieb 
eröffnet worden ist, oder wenn die in der Konzessionsurkunde bestimmte Frist 
abgelaufen ist, hat der Staat das Becht, jederzeit zum Bückk&uf zu schreiten: 

1. nach den Bedingungen des Artikels 188 bei den Eisenbahnen, die mit 
anderen Eisenbahn- oder Schiffahrtslinien nicht oder nur von einem ihrer 
Endpunkte aus verbunden sind; 

2. nach den Bedingungen des Artikels 188 oder denen des Artikels 190, 
nach Wahl der Regierung, bei den Eisenbahnen, die an beiden Endpunkten mit 
anderen Eisenbahn- oder Schiffahrtslinien verbunden sind. 

Artikel 192. Wenn keine Einigung erfolgt, wird die Entschädigung 
für den Rückkauf in allen Fällen durch drei Schiedsrichter festgesetzt, von 
denen der eine durch das Ministerium der öffentlichen Arbeiten, der zweite 
durch den Konzessionär und der dritte durch die Parteien gemeinsam oder 
durch den Präsidenten des Appellationsgerichts von Born ernannt werden. 

Diese Entschädigung kann nach Entscheidung der Regierung auch in eine 
Jahresrente zu dem in der Konzessionsurkunde festgesetzten Zinsfuß verwan¬ 
delt werden. 

Wenn ein Bückkauf nicht zustande kommt, fallen die Kosten des Schieds¬ 
gerichts dem Staate zur Last. 

AMeihmg III. 

Verfahren bei dem Bückkauf. 

Artikel 193. Dem Bückkauf muß stets eine Aufkündigungserklärung 
im Namen des Schatzministers und des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
vorangehen, die dem Konzessionär oder Unterkonzessionar mindestens 1 Jahr 
vor dem Zeitpunkt, an dem er in Kraft treten soll, zuzustellen ist. 

In den in der Abteilung II genannten Fällen hat die Aufkündigung keine 
Kechtswirkung, wenn ihr nicht eine Übereinkunft über die Bückkaufsentschädi- 
gnngen folgt, oder wenn sie nicht durch den Schatzminister und den Minister 
der öffentlichen Arbeiten innerhalb dreier Monate nach der im vorhergehenden 
Artikel genannten schiedsrichterlichen Entscheidung bestätigt wird. 

In allen Fällen hängt die Gültigkeit der Aufkündigung für den Staat von 
der Genehmigung des Parlaments ab, dem die Regierung rechtzeitig die Vor¬ 
schläge für den Bückkauf selbst vorlegen muß. , 

Falls die Regierung den Bückkauf nicht mehr für zweckmäßig hält, muß 
sie rechtzeitig dem Parlament davon Mitteilung machen. 

Artikel 194. Dem Personal der zurückgekauften Bahnen bleibt das 
in den eigenen Gehaltslisten vorgesehene Einkommen Vorbehalten, bis die Ein¬ 
teilung der Eisenbahn in Klassen und die Bestimmung über das Gehalt de? 
Personals der vom Staat betriebenen Nebenbahnen durchgeführt worden sind. 

Kapitel IV. 

Übernahme des Betriebes durch den Staat. 

i f 

Artikel 195. Die Übernahme des Betriebes von Eisenbahnen durch 
den Staat, die infolge des Heimfalls einer Konzession oder eines Betriebs*- 
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vertrag«« auf Grand von Gesetzen oder einer Vereinbarung erfolgt, ist durch 
Königliche Verordnung zu genehmigen. 

Die Königliche Verordnung wird auf Vorschlag des Ministers der öffent¬ 
lichen Arbeiten im Einvernehmen mit dem Schatzminister nach Beratung durch 
den Ministerrat erlassen und dem Parlament vorgelegt, damit sie mit Gesetzes¬ 
kraft versehen wird. 

Die Übernahme des Betriebes von Privateisenbahnen durch den Staat 
erfolgt durch Gesetz, auch wenn sie gegen Erstattung der Kosten oder auf 
Rechnung des Konzessionärs erfolgt. 

Kapitel V. 

Verlängerung der Dauer des Privatbstriebes. 

Artikel 196. Die Verlängerung der Dauer des Privatbetriebes auf 
Grund der Konzession«- oder besonderer Vorzugsbedingungen ist durch be¬ 
sonderes Gesetz zu genehmigen. 


Titel X. 

Aufsicht und Rechnungslegung 

Kapitel I. 

Staatliche Organe. 

Artikel 197. Die Regierung läßt die gute Ausführung der Bauarbeiten 
von Privateisenbahnen, den Fortgang und die Ausführung ihrer Unterhaltung 
und ihres Betriebs durch besondere Beamte beaufsichtigen. 

Ohne die Bewegungsfreiheit der Konzessionäre hinsichtlich der Auswahl 
und Verwendung der Angestellten und Betriebsmittel zu stören, hat die Auf¬ 
sicht durch die Beamten ueu Zweck, festzustellen, ob die Bedingungen und Ver¬ 
pflichtungen, die durch dieses Gesetz und auch durch die zu seiner Ausführung - 
erlassenen Reglements und durch die Konzessionsurkunden auferlegt 6ind, im 
Öffentlichen Interesse erfüllt werden und, wenn die Konzessionäre davon ab¬ 
weichen, ihre Erfüllung zu verlangen. 

Infolgedessen können die staatlichen Aufsichtsorgane die Abänderung 
der Arbeiten verlangen, die nach ihrer Feststellung nicht nach den Regeln der 
Baukunst und in Gemäßheit der genehmigten Pläne und festgesetzten Bedin¬ 
gungen ausgeführt werden, und ihre Fortführung unterbrechen lassen, wenn 
di« Konzessionäre die Abänderung nicht ausfühlen; in diesem Fall kann die 
Aufsichtsbehörde nach Anhörung der Erklärungen der Konzessionäre selbst 
von Amts wegen für die Erfüllung sorgen, wenn es die Umstände erfordern. 
Wenn auf den Eisenbahnen der Betrieb beieits eröffnet ist, ist es Sache der 
staatlichen Aufsichtsorgane, die gute Unterhaltung der Bahnen, ihres Zubehörs 
and ihrer Nebenanlagen sowie des ortsfesten und beweglichen Materials und 
die ordnungsmäßige Betriebsführung zu überwachen. 

Sie wachen ferner über die genaue Einhaltung der Tarife, über die 
Ausführung der Verträge, die von den Konzessionären mit der Regierung oder 
mit anderen Konzessionären unter Zustimmung der Regierung abgeschlossen 
sind, und über die Beobachtung der Gesetze und der geltenden Verordnungen, 
betreffend die Polizei und die öffentliche Ordnung. 

Die Befugnisse der Aufsichtsbeamten und ihr Verhältnis zu den Kon¬ 
zessionären werden durch eine besondere Verordnung öffentlichen Jiec,hte e 
festgesetzt. 


Digitized by 


Gck igle 


Original fro-m 

UNIVERSETY OF MICHIGAN 



Rechtsprechung und Gesetzgebung* 


1189 


Die staatlichen Aufsichtsorgane genießen freie Fahrt auf den konzes¬ 
sionierten Strecken. 

Artikel 198. Da« für die Beaufsichtigung des Baues der konzessio¬ 
nierten Eisenbahn erforderliche Hilfspersonal stellt der Minister der öffent¬ 
lichen Arbeiten aus Mitteln des Etats der öffentlichen Arbeiten an. 

Artikel 199. Die gesamten Kosten für die Bereisung, Überwachung 
und die Abnahme der Bauarbeiten der Privateisenbahnen sowie die Kosten der 
Beaufsichtigung ihrer Unterhaltung und ihres Betriebes fallen stets den Kon¬ 
zessionären zur Last, die sie in der Form und zu der Zeit zu entrichten 
haben, wie dies in den Konzessionsurkunden festgesetzt ist. 

Kapitel □. 

Aufsicht. 

Artikel 200 bis 205 enthalten besondere Bestimmungen über die Aus¬ 
übung der Staatsaufsicht. 


Kapitel UI. 

Besondere Vorschriften betreffend die Zugverspätungen. 

Artikel 206. Jede Verspätung bei der Fahrt und bei der Ankunft der 
Züge auf den Stationen gegenüber der in den von dem Ministerium genehmigten 
Fahrplänen festgesetzten Fahrzeit stellt, soweit sie nicht auf ordnungsmäßig 
nacbgewiesenen Gründen der höheren Gewalt beruht und den bewilligten Spiel¬ 
raum überschreitet, eine Übertretung dar und unterliegt folgenden Geldstrafen? 

1. für Schnellzüge werden Verspätungen von nicht mehr als 20 Mi¬ 
nuten über die in den von dem Ministerium genehmigten Fahrplänen fest¬ 
gesetzte Fahrzeit hinaus geduldet; für Verspätungen 

von 20—30 Min. einschl. beträgt die Geldstrafe 500 Lire, 

„ 30-40 , „ . , 750 „ , 

* über 40 Minuten „ „ „ 1000 „ ; 

2. für Personenzüge werden Verspätungen bis zu 25 Minuten ge¬ 
duldet; für Verspätungen 

von iti—i.0 Mm. einschl. beträgt die Geldstrafe 200 Lire, 


• 30-40 ■ 

» 

n 

n 

600 

n 40- 50 „ 

n 

n 

V 

700 

„ über 50 Minuten 

* 

n 

n 

1000 


3. für gemischte Personen - und Güterzüge wird eine Ver¬ 
spätung von 45 Minuten geduldet; für Verspätungen 

von 45 Min. bis zu 1 Std. beträgt die Geldstrafe 200 Lire, 

, über 1 Stunde „ „ , 500 „ ; 

4. bei den Linien, deren Gesamtlänge weniger als 50 km beträgt, wird 
der Spielraum in jedem der vorgenannten Fällen um ein Viertel ermäßigt. 

Artikel £07. Für diese Übertretungen sind die Generaldirektoren oder 
Betriebsdirektoren verantwortlich, die die Betriebsgesellschaft gesetzlich ver¬ 
treten; ihnen werden die im voihergehenden Art^el genannten Geldstrafen 
auferlegt. 

Artikel 208. Wenn das Protokoll über die Übertretung aufgenommen 
ist, muß mindestens 10 Tage vor Einleitung des Strafverfahrens dem in dem 
vorigen Artikel genannten Vertreter der betriebsführenden Gesellschaft über 
die Übertretung eine amtliche Anzeige zugestellt werden. Er. kann die Ein-* 
leitung des Strafverfahrens verhindern oder seinen Lauf unterbrechen, wenn 
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er vor Eröffnung der mündlichen Verhandlung die 

festgesetzten Strafe entsprechende Summe, zuzüglich der Kosten de» Ver¬ 
fahrens, zahlt. 

Kapitel IV. 

Rechnungslegung 
(Artikel 209 bis 218.) 

Kapitel V. 

Anstellungsbedingungen des Personals. 

(Artikel 214 und 215.) 

(Nach Art. 214 muß die Kleinbahn Verwaltung dem Minister der öffent¬ 
lichen Arbeiten die Vorschriften über die Regelung der Angelegenheiten des 
Personals — Gehälter, Anstellungs- und Disziplinarverhältnisse usw. — *ur 
Genehmigung vorlegen, die denen der Staatsbahnverwaltung nachgebildet senk 
müssen. Die als Arbeiter beschäftigten Angestellten müssen in die Staats¬ 
kasse für Alters- und Invaliditätsversorgung eingeschrieben, die übrigen durch 
eine Pension auf Lebenszeit versorgt werden. Die Verwaltung muß fax 
erstere mindestens 4», für letztere mindestens 6 » der Gehälter, Ix»hne und 
Nebenbezüge einzahlen. Die Einzahlungen der Angestellten dürfen nicht 

höher sein. ; . ^ ' 

Nach Art. 21Ö können von vorstehenden Best immun gen diejenigen Unter¬ 
nehmungen befreit werden, die eine eigene Pensionskasse unter mindesten# 
glei ch en Bedingungen mit Genehmigung der Regierung einrichten.. Für die 
S icher stellung dieser Kasse werden besondere Vorschriften auf gestellt.) 

Titel XI. 

Schlußbestimmungen. 

Kapitel I. 

Allgemeine Bestimmungen. * 

Artikel 216. Durch Verordnungen, die nach Begutachtung durch den 
Obersten Beirat der öffentlichen Arbeiten und den Staatsrat durch Königliche 
Verordnung zu genehmigen sind, werden die Vorschriften erlassen, die für 
den Betrieb der verschiedenen Arten von Eisenbahnen in Gemäßheit dieeos 
Gesetze« beobachtet werden müssen, ferner die Ordnungsvorschriften, betreffend 
die Reisenden und die dem Betriebe fernstehenden Personen, die Bestimmungen 
über die Erhebung der Tarife und Nebengebühren, die Vorschriften über die 
Polizei, die Sicherheit und Regelmäßigkeit des Betriebes sowie über die sta¬ 
tistischen Angaben, die die verschiedenen Eisenbahn-, Kleinbahn- und Straßei|* 
bahn Verwaltungen dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten liefern müssen. 

Die Verordnungen können Geldstrafen bis zu 2000 Lire für die von 
ihnen bezeichneten Übertretungen androben. , , 

Artikel 217. De£ Minister der öffentlichen Arbeiten hat nach An¬ 
hörung des Obersten Beirats der öffentlichen Arbeiten eine Liste aller be¬ 
stehenden Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs, die im Bau begriffen und 
schon konzessioniert sind, zusammenzustellen und sie dabei nach den Vor¬ 
schriften des Artikels 2 dieses Gesetzes in Klassen zu zergliedern. 

Die Liste wird in der Gazzetta Ufficial© veröffentlicht unter Ansetzi^np 
einer Frist von drei Monaten für etwaige Einwendungen der Interessenten. 
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Daraufhin wird nach Anhörung des Obersten Beirats der öffentliche^ Arbeiten 
und des Staatsrate über diese Einwendungen die Einteilung in Klassen duroh 
Königliche Verordnung.auf Vorschlag des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
festgesetzt. 

In der Konzessionsurkunde jeder neuen Eisenbahn ist die Klasse, der sie 
zugeteilt ist, anzngeben. 

Wenn für «ine Eisenbahn eine Änderung in der Klassenzuteilung statt¬ 
finden soll, hat der Minister der öffentlichen Arbeiten die Königliche Verord¬ 
nung nach dem in den vorhergehenden Artikeln bezeichneten Verfahren zu 
erwirken. 

Artikel 218. Die Königliche Begierung hat alljährlich dem Parlament 
ein Verzeichnis der Eisenbahnen vorzulegen, die beantragt, abgelehnt oder 
konzessioniert worden sind, und einen Bericht über die Gründe für ihre jeweilt 1 - 
gen Entscheidungen und über die Ergebnisse zu erstatten, die durch die An- 
wendüs^r dieses Gesetzes erzielt worden sind. 

A > t i k e 1 219. Die Tatsache, daß Vorschriften in diesem einheitlichen 
GesetzesU^ct enthalten sind, beschränkt die Anwendung dieser Vorschriften, 
sofern sie einen allgemeinen Charaiter tragen, nicht auf die Privatunterneh¬ 
mern konzessionierten Eisenbahnen. 

* Kapitel II. 

Besondere Vorschriften. 

Artikel 220 bis 237. (Sie betreffen besondere Erleichterungen für 
Eisenbahnen in gewissen, minder begünstigten Landesteilen.) 

Kapitel III. 

Übergangsbestimmungen. 

Artikel 231. Die Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs, die vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes vom 20. März 1865 Nr. 2248 Privatunternehmern kon¬ 
zessioniert worden sind, bleiben bis zum Ablauf der Konzession ihren Kon¬ 
zessionsurkunden und den gesetzlichen oder reglementarischen Bestimmungen, 
auf die diese Bezug nehmen, unterworfen. Die Vorschriften des Gesetzes selbst 
sind nur für Angelegenheiten der öffentlichen Ordnung und der allgemeinen 
Polizei und für solche, die in den genannten Urkunden nicht geregelt worden 
sind, anwendbar. 

Artikel 239. Die Vorschriften des Artikels 3 über die Trennung des 
Bahnkörpers von dem Straßenkörper für den Wagenverkehr finden auf Neben¬ 
bahnen keine Anwendung, die konzessioniert und noch nicht gebaut oder noch 
nicht konzessioniert sind, aber deren Pläne und finanzielle Voranschläge Ms 
zum 1. März 1908 aufgestcllt und von dem Obersten Beirat der öffentlichen 
Arbeiten als würdig zur Genehmigung der Anlage auf gewöhnlichen Straßen 
ohne besonderen, von dem Wagenverkehr getrennten Bahnkörper anerkannt 
worden sind. 

Artikel 240. Solange nicht die Verordnungen für die vollständige 
Durchführung dieses Gesetzes erlassen worden sind', bleiben die bestehenden 
Verordnungen in Kraft, soweit sie nicht zu dem Gesetz in Widerspruch stehen. 

(Artikel 241 bis 286 betreffen die Straßen- und Kleinbahnen und die 
Automobilunternehmungen. Sie sind in Übersetzung abgedruckt In der Zeit¬ 
schrift für Kleinbahnen 1919, S. 245 ff.) 
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Peru, Verordnung des Präsidenten von Peru vom 15. Januar 1919, be 
treffend achtstündige Arbeitszeit und schiedsrichterliches Ver 
fahren bei Lohnstreitigkeiten. 

(Veröffentlicht in der Limaer Nueva Union vom 16. Januar 1919.) 

1. In Erwägung, daß zwischen einigen gewerblichen Unternehmungen und 
ihren Arbeitern eine Einigung über die Dauer der Arbeitszeit und die naeh- 
geeuchten Änderungen der jetzigen Löhne nicht zustandegekomnien ist, 

2. In Erwägung, daß es Pflicht des Staates ist, in seinen eigenen Anlagen 
und bei den von ihm ausgeführten öffentlichen Arbeiten die dem Interesse des 
Staates und seiner Arbeiter am meisten entsprechenden Bedingungen zu be¬ 
stimmen, verordne ich: 

Art. 1. Für die Werkstätten des Staates, ßeine Eisenbahnen, landwirb 
schaff liehen und gewerblichen Betrieb© sowie die von der Regierung ausgeführten 
öffentlichen Arbeiten wird die tägliche Arbeitsdauer unter Aufrechterhaltung der 
gegenwärtigen Löhne auf 8 Stunden festgesetzt. 

Art. 2. Für die Fabriken, Eisenbahnen, gewerbliche?, landwirtschaftlichen 
und Bcrgw erksbetrieb© von Unternehmungen, Gesellschaften oder Privatpersonen 
wird die Dauer der täglichen Arbeitszeit durch Übereinkunft zwischen den Eigen¬ 
tümern, Gesellschaften, Gewerbetreibenden oder Verwaltern und den Arbeitern 
bestimmt. Beim Fehlen einer Einigung, und solang© der Kongreß die Frage nicht 
geregelt hat, bleibt die Dauer der Arbeit tatsächlich dem ämtlichen Achtstunden¬ 
system unter Aufrechterhaltung der gegenwärtigen Löhn© unterworfen.. 

Art. 3. Di© Streitigkeiten der Parteien über die nachgesuchte Lohn¬ 
erhöhung oder über die behufs Beibehaltung des gegenwärtigen Betrages zu be¬ 
stimmenden neuen Sätze (Stücklohn) werden von Schiedsrichtern entschieden, wenn 
die Beteiligten nicht unmittelbar zur Einigung gelangen. Die Parteien ernennen 
j© einen Schiedsrichter, und der Obmann wird von dem Präsidenten des Obersten 
Gerichtshofs bestellt. Der Schiedsspruch muß in längstens 8 Tagen gefällt 
werden 
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Quaatz, R., Regierungsrat. Die Reichseisenbahnen. Gedanken 
und Vorschläge zur Finanzwirtschaft und Organisation des deut¬ 
schen Verkehrswesens. 78 S. 8°. Berlin 1919. Julius Springer. 
2,40 J. 

Der größte Teil dieser im Juli d. J. veröffentlichten Schrift ist ein 
erweiterter Abdruck von zwei Aufsätzen des Verfassers in den im April 
und Mai d. J. erschienenen Nummern 27, 28, 36 und 37 der Zeitung des 
Vereins Deutscher Eisenbahn Verwaltungen. Die Überschriften lauteten 
damals: „Das Reich und die Eisenbahnen“ und „Die Einrichtung der 
Betriebsverwaltung der künftigen Reichseisenbahnen.“ Neu ist das letzte 
Kapitel (S. 64 bis 72) über das Kleinbahnwesen. In dem ersten dieser 
Aufsätze, der im wesentlichen dem Kapitel I seines Buches entspricht, be¬ 
fürwortet der Verfasser nachdrücklich, den vollen Übergang der Bahnen 
v in das Eigentum und die Verwaltung des Reichs, er bekennt sich als 
Gegner der früher von gewisser Seite gewünschten Betriebs- und Finanz- 
gemeiuschaft der deutschen Eisenbahnen. In den Artikeln 89 u. ff. und 171 
der Reichsverfassung ist die Verreichlichung — dieser wenig schöne Aus¬ 
druck wird hoffentlich nicht lange leben — der deutschen Hauptbahnen 
bereits vorgesehen, die Ausführungen des Verfassers hierüber sind also 
überholt. 

Die Vorschläge, die der Verfasser in den Kapiteln II und III über 
die Organisation der zukünftigen Reichsbahnen macht, sind inzwischen 
in der Fachpresse viel besprochen, teils gebilligt, teils bekämpft worden, 
der Meinungsaustausch dauert noch fort, und auch das neue Verkehrs¬ 
ministerium wird sich eingehend mit der Prüfung dieser außerordentlich 
schwierigen Frage beschäftigen. Ein näheres Eingehen darauf verbietet sich 
an dieser Stelle. Nur eines möchte ich hervorheben. Aus dem in dem 
letzten Heft des Archivs für Eisenbahnwesen (S. 1014) besprochenen Buch 
von Seydel erfahren wir, mit welchen Schwierigkeiten die Umorganisation 
der preuß'schen Eisenbahnen im Jahr 1895 verbunden gewesen ist, wie es 
jahrelanger mühevoller Arbeit der besten Köpfe bedurft hat, um ein Werk 
zustande zu bringen, das sich im großen ganzen bewährt hat. Diese 
Schwierigkeiten werden bei der Organisation der Reichsbahnen noch 
viel größer sein. Damals handelte es sich um Umformung der Organi¬ 
sation eines geschlossenen einheitlichen Staatsbahnsystems, jetzt aber um 
Umbildung und innige Verschmelzung einer Reihe selbständiger Verwal 
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tungen. So sehr es erwünscht wäre, wenn am L April, 1921 die Ver¬ 
waltungsordnung der deutschen Reichsbahnen in ebenso vollkommener 
Form in Kraft träte, wie am 1. April 1895 die Neuordnung der preußi¬ 
schen Staatsbahnen, so wird man doch kaum hoffen dürfen, daß dies ge¬ 
lingt, denn außer der Organisationsfrage sind noch eine ganze Reihe 
• anderer schwieriger Fragen zu lösen, die bis zum 1. April 1921 gelöst 
sein müssen. Vielle'cht entschließt sich das neue Verkehrsministerium 
da, dem Beispiel Preußens im Jahr 1880 zu folgen und mit den 
bisherigen Organisationen einige — natürlich nicht zu lange — Zeit weiter¬ 
zuarbeiten. 

In dem neuen Kapitel IV erörtert der Verfasser ein ganz besonders 
heikles Thema, das Verhältnis der in das Reich übergehenden Haupt 
bahnen zu den Klein bahnen. Oie Kleinbahnen (vgl. den Aufsatz 
von Sarter in der Zeitschrift für Kleinbahnen, September 1919, S. 417/18) 
unterstehen auch weiter der Gesetzgebung und Aufsicht der einzelnen 
Länder. Daraus können allerhand Schwierigkeiten entstehen, zumal tat¬ 
sächlich in vielen Fällen zweifelhaft ist, was eine Kleinbahn und was ei^ß 
Nebenbahn ist Nur in Preußen herrscht in dieser Beziehung volle Klar¬ 
heit. Der Verfasser glaubt, daß diese Schwierigkeiten überwunden wer¬ 
den können, wenn man die Kleinbahnen zu größeren Netzen zusammen¬ 
faßt und diese in gewisse Fühlung mit der Verwaltung der Reichsbahnen 
bringt. Für die Entwicklung und Organisation der Kleinbahngebiete 
schwebt ihm als Muster die Regelung des Kleinbahnwesens in Belgien 
durch die Sociötö nationale des chemins de fer vicinaux vor. Wie 
er sich die Überführung der vorhandenen Kleinbahnen in so ganz andere 
Verhältnisse denkt, darüber äußert er sich noch nicht. 

Ich beschränke mich auf diese wenigen Angaben über den Inhalt 
des Buchs. Der, wie mir scheint hauptsächlichste Zweck des Verfassers, 
zur Prüfung der vielen, infolge der bevorstehenden völligen Umgestaltung 
des deutschen Eisenbahnwesens neu entstandenen Fragen anzuregen, 
scheint mir erreicht zu sein. Seine organisatorischen. Vorschläge 
sind, wie der Verfasser im Vorwort bemerkt, aus Beratungen mit einem 
engeren Kreise von Fachmännern, die namentlich aufgeführt werden, her¬ 
vorgegangen. A. v. d. t. 


Majerczik, Wilhelm, Dr.-Ing., Kommunale gewerblicheUnter 
nehmungen als Kampfmittel gegen die finan¬ 
zielle Notlage der deutschen Städte.' 98 S. 8*. 
Berlin 1919. Julius Springer. 7 <41. « 

Die Einnahmen der Kommunen bestehen aus zwei Bestandteilen, den 
Steuern und den Erträgen gewerblicher Unternehmungen. Ausgehend von 
der Annahme, daß sich das Bedürfnis der Kommunen nach Erhöhung ihrer 
Einnahmen unter den jetzigen politischen und wirtschaftlichen Verhält¬ 
nissen steigert, daß aber eine Steigerung durch Vermehrung der Steuern 
und Abgaben, wenn überhaupt, so dann nur in mäßigem Umfang möglich 
sein wird, glaubt der Verfasser, daß größere Mehreinnahmen durch Stei¬ 
gerung der Erträge der städtischen Unternehmungen erzielt werden ken¬ 
nen. Ein Mittel zu diesem Zweck sei die allgemeine Einführung der ge 
mi,scht-wirtschaftlichen Unternehmerform für die kommunalen Werke. 
Das ist der Grundgedanke, der das Buch durchzieht Mit Aufwand einf» 
sehr reichhaltigen, den besten amtlichen und privaten Quellen entnomme 
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nen statistischen Materials schildert der Verfasser in dem ersten Teil die 
Stellung der wirtschaftlichen Unternehmungen — Gaswerke, Elektrizi¬ 
tätswerke, Wasserwerke und Bahnen — im Haushalt der Städte. Dabei 
werden drei Gruppen von Städten (A, B und C) unterschieden, solche 
von über 200 000, von 100 000 bis 200 000 und von 50"Ö00 bis 100 000 Ein¬ 
wohnern. "Ein Vergleich der durchschnittlichen Einnahmen und Steuern 
mit denen aus den gewerblichen Unternehmungen im Jahr 1912 kommt 
zu folgendem Ergebnis (S. 7, S. 50/51): 

Es betrugen die Einnahmen auf den Kopf der Bevölkerung: 


aus Steuern aus den Betriebsüberschüssen 

aller Werke 

Gruppe A.42,23 >M> 13,80 M 

s B.38,33 9 6,60 „ 

, C. 85,22 9 7,47 


Natürlich sind diese Zahlen bei den einzelnen Städten sehr ver- 
schieden und die Durchschnittszahlen geben nur einen ungefähren Anhalt 
für die Beurteilung. 

Im zweiten Teil wird untersucht, wie diese letzteren Einnahmen 
durch eine richtige Finanz- und Wirtschaftspolitik gesteigert werden kön¬ 
nen, wobei der Verfasser die Ansicht vertritt, daß im allgemeinen die 
Kommunen zu sehr nach lediglich finanzpolitischen Grundsätzen gewirt- 
echaftet haben. Das Mittel zur Erhöhung der Steuererträge der Unter¬ 
nehmungen sieht er in einer Änderung der Organisationsform. Die ver¬ 
schiedenen möglichen Organisationsformen werden kritisch beleuchtet, 
und zwar werden unterschieden rein kommunale Organisationsformeu 
und Organisationsformen unter Zuziehung Privater, und die Ergebnisse 
der unter öffentlicher und unter Privatverwaltung stehenden vier Arten 
von Werken werden verglichen. Der Verfasser gelangt dann zu dem 
oben erwähnten Ergebnis, daß die gemischt-wirtschaftliche 
jJnternehmungsform sich am besten zur Erreichung des an¬ 
gestrebten Zieles eigne. Nach den bisherigen Erfahrungen kann seiner 
Meinung nach weder von einer ganz selbständigen Kommunalisierung 
noch von einem Übergang zum reinen Privatsystem (Verpachtung oder 
Verkauf der Unternehmungen) eine Besserung der bestehenden Ver¬ 
hältnisse, d. h. der Wirtschaftlichkeit und Ergiebigkeit, erwartet werden. 

Der Hauptwert des Buches beruht m. E. auf der ungemein fleißigen 
und übersichtlichen Sammlung der Tatsachen. Der Leser gewinnt daraus 
einen fesselnden Überblick darüber, wie die Verhältnisse einerseits zwi¬ 
schen den einzelnen Kommunen, andererseits zwischen den Privatunter¬ 
nehmungen und den öffentlichen Unternehmungen so sehr verschieden 
sind. Den Gründen dieser Verschiedenheit nachzuspüren, ist außer¬ 
ordentlich schwierig, weil die tatsächlichen Verhältnisse, unter denen 
die Unternehmungen gegründet sind und bewirtschaftet werden, so sehr 
von einander abweichen. Es ist deshalb m. E. auch bedenklich, die Unter¬ 
nehmungen mit einander zu vergleichen, wie der Verfasser dies S. 77 ff., 
wenngleich mit allem Vorbehalt, tut, und noch bedenklicher scheint mir, 
aus diesen Vergleichen allgemeine Schlußfolgerungen zu ziehen. Dies 
gilt z. B. auch von den Straßenbahnen (S. 83 ff.). Der Verfasser führt 
seine Vergleiche an einzelnen Unternehmungen durch in Städten, die an¬ 
nähernd die gleiche Einwohnerzahl haben (Dortmund, Chemnitz, Stet¬ 
tin, Magdeburg). Dabei kommen die städtischen Straßenbahnen in den 
meisten — nicht in allen Beziehungen — schlechter davon, als die priva¬ 
ten. Die Gründe aber, waram z. B. die städtischen Straßenbahnen in 
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Chemnitz, die der Stadtkasse im Jahr 1905 noch rund 120000 JL ab¬ 
lieferten, im Jahr 1910 gar nichts mehr abgeliefert haben, müßten doch 
noch aufgeklärt werden, ln der Art der Verwaltung allein kann dies 
doch nicht wohl liegen, und es kommt dazu, daß die Straßenbahnen in 
Chemnitz erst im Jahr 1908 in das Eigentum der Stadt übergegangen sind, 
weshalb, um die Minderwertigkeit der städtischen Verwaltung zu be¬ 
weisen, einmal die Jahre 1905 bis 1907 und sodann die Jahre 1908 und 1910 
gegenübergestellt werden müßten. Wenn der Verfasser weiterhin zwar 
mit Hecht bemüht ist, gleichartige Größen einander gegenüber zu stellen, 
so liegt diese Gleichartigkeit doch nicht allein in der ungefähren 
Gleichheit der Einwohnerzahl der Städte. Es bedarf keiner Auslührung, 
wie verschiede^, trotz gleicher Einwohnerzahl, die wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse der verglichenen vier Städte sind. Auch von diesen hängt die 
Gestaltung und die Entwicklung der Straßenbahnen in hohem Maße ab. 

Mit seinem Herzen ist der Verfasser von der Überlegenheit „der 
privaten Erwerbswirtschaft über die bürokratische Verwaltungstätigkeit“ 
tiberzeugt. Er schließt sich (S. 76) dem Urteil von Lord Avebury in 
dessen meist sehr fragwürdigem und anfechtbarem, von echt englischer 
Unwissenheit über deutsche Verhältnisse zeugendem Buch: „Staat und 
Stadt als Betriebsunternehmer“ (1909) an. Aber das hält ihn doch nicht 
ab, auch die guten Seiten des öffentlich-rechtlichen Betriebs anzu¬ 
erkennen und zu würdigen, und sein Ideal ist dann auch, wie bereits be¬ 
merkt, die Vereinigung der beiden Betriebe in einer Gesellschaftsform, 
für deren Bildung er am Schluß Vorschläge macht, die gewiß einer nähe¬ 
ren Prüfung wert sind. 

Wenn ich auch manchen Ausführungen des Verfassers nicht bei¬ 
pflichten kann, so halte ich doch sein Buch für einen sehr beachtenswerten 
Beitrag zur Lösung der schwierigen, viel umstrittenen, darin behandelten 
Fragen. Alle, die sich heute mit der auf der Tagesordnung stehenden 
Sozialisierungsfrago beschäftigen, finden aber in diesem Buch einen 
reichen, zuverlässigen btoil, um sich ein Heutiges Urteil zu budeu üoer 
die Vorteile und die Nachteile, die mit einer Umformung gewerblicher 
Betriebe verbunden sind. A. v. d. L. 


(•uttmann, A., Dr. Die Verwendungder Hochofenschlacke 
im Baugewerbe. Herausgegeben im Aufträge des Vereins 
'Deutscher Eisenhüttenleute. VIII und 208 S., mit 73 Abbildun¬ 
gen. 8®. Düsseldorf 1919. Verlag Stahleisen m. b* H. Brosch. 
10,— M und 10 % Teuerungszuschlag. 

Nach dem Vorwort betrachtet der Verfasser die vorliegende Schrift 
als den ersten Versuch, die Gewinnung und die Eigenschallen der Bau¬ 
stoffe aus Hochofenschlacke im Zusammenhang darzustellen. Die Not¬ 
wendigkeit dieser Zusammenstellung w'ird damit begründet, daß die Be¬ 
strebungen der Hochofenwerke, für die von ihnen hergestellten Zemente 
und ihre Stückschlacke den Nachweis der Ebenbürtigkeit mit den Bau¬ 
stoffen natürlicher Herkunft zu erbringen, zu einem gewissen Abschluß 
gekommen, daß auch auf anderen Anwendungsgebieten der Hoch¬ 
ofenschlacke bemerkenswerte Fortschritte gemacht werden sind, und daß 
gerade heute, wo es gelte, alle Quellen der ßuustoffgew'innung zu erschlie¬ 
ßen, in weiten Kreisen ein großes Bedürfnis dafür vorliege, einep zu¬ 
sammenhängenden Überblick über das Erreichte und das große, der All- 
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gemeinheit weniger zugängliche, technische und wirtschaftliche Tat* 
sachenmaterial zu gewinnen. 

Die Schrift bringt zunächst eine umfassende Darstellung der Ge 
schichte und eine allgemeine Würdigung der wirtschaftlichen Bedeutung 
der Hochofenschlacke und geht dann näher auf die Arten ihrer Ent¬ 
stehung, die chemischen Zusammensetzungen, Formzustände und Begriffs¬ 
bestimmungen ein. Übersichtliche Zahlentafeln und erläuternde Dünn 
Schliffabbildungen ergänzen die Ausführungen. Einen ihrer Wichtigkeit 
entsprechenden breiteren Kaum nimmt die gleichfalls mit vergleichenden 
Zahlen! afeln reich ausgestattete Abhandlung über die praktische Ver¬ 
wendung der Hochofenschlacke bei der Mörtel- und Betonbereitung ein. 
Ausführlich wird auch die Herstellung von Mauersteinen, Zementwaren, 
gegossenen Bauteilen und Pflastersteinen aus Hochofenschlacke sowie 
die Aufbereitung der Klotzschlacke zum Verbrauch im Straßen- und 
Wasserbau und als Gleisbettung besprochen. Die Mitteilungen über die 
Bedeutung der Hochofenschlacke für die Zementherstellung beschränken 
sich dagegen im wesentlichen auf eine Aufzählung der Begriffsbestim 
mungen.für Portland-, Eisenportland- und Hochofenzement, nachdem die 
Entwicklungsgeschichte dieser Produkte und ihre wirtschaftliche Bedeu¬ 
tung schon im ersten Abschnitt gewürdigt worden ist. Für die weitere 
Unterrichtung über die einschlägigen wichtigen Fragen wird auf die 
Literatur und die Auskünfte der betreffenden Vereine verwiesen. Nach¬ 
dem noch auf die Verwendung der Hochofenschlacke als Wärmeschutz 
stoff in Form von Schlackenwolle oder Thermosit genannten Kunstbims, 
als Edelputz und Spülversatz eingegangen ist, wird im letzten Abschnitt 
die in der heutigen Zeit besonders interessierende. Verwendung der Hoch¬ 
ofenschlacke im Hausbau dargelegt, wobei insbesondere ihre bei bestimm¬ 
ten Verwendungsformen hervortretenden hygienischen Eigenschaften als 
schlechter Wärme- und Schalleiter herausgehoben werden. 

Eine Übersichtstafel über die Erzeugnisse aus Hochofenschlacke 
und ihre Verwendung, eine Literaturübersicht, Namens- und Sachver 
zeichnis, Bezugsquellennachweis und Abbildungen von Bauten aus 
Schlackensteinen beschließen und ergänzen in wünschenswerter Weise 
die Schrift. 

Der dankenswerte Versuch des Verfassers, der das reiche, ihm zur 
Verfügung stehende Material mit großer Sachkenntnis beherrscht, eine 
Monographie der Hochofenschlacke zu schaffen, kann als gelungen be¬ 
zeichnet werden. Namentlich gibt die Abhandlung den Leitern von 
Hochofenwerken vielfache Anregungen zur eindringlichen und gewis¬ 
senhaften Mitarbeit auf dem Gebiet der Hochofenschlackenverwertung. 
Darüber hinaus wendet sich die Schrift an die bauausführenden Ver¬ 
braucher von Hochofenschlackenerzeugnissen und bietet ihnen eine Fülle 
von Tatsachenmaterial, in dem sie reiche und willkommene Aufklärung 
und Gelegenheit finden, falsche Vorurteile zu berichtigen. Hier wäre 
jedoch vielleicht im Interesse der Erhöhung des heute in einigen Kreisen 
noch fehlenden Vertrauens zu der Verwendung von Ilochofenschlacken- 
erzeugnissen auch eine übersichtliche Behandlung der Maßnahmen am 
Platze gewesen, durch die sich der Verbraucher gegen etwaige nach¬ 
lässige oder falsch hergestellte Erzeugnisse und ihre nachteiligen Fol¬ 
gen zu schützen vermag. Die Schwierigkeiten in dieser Beziehung 
werden ja vom Verfasser verschiedentlich erwähnt. Aber gerade weil, 
so wie die Verhältnisse heute liegen, der Bezug von Hochofenschlacken¬ 
erzeugnissen in mancher Hinsicht eine Vertrauenssache ist, hätte nicht 
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darauf verzichtet werden sollen, dem Verbraucher, wenigstens so weit, 
wie es zurzeit schon möglich ist, die für manche Fälle notwendige und 
auch im allgemeinen Interesse der Fortentwicklung der Hochofen- 
echlackeverwendung liegende Überwachung der Herstellung zu er¬ 
leichtern. 

Im ganzen genommen zeigt die Schrift, um mit den eigenen Worten 
des Verfassers zu sprechen, „wie das früher für völlig wertlos gehaltene 
Nebenerzeugnis der Hochöfen einerseits eine überraschend große Zahl 
von unmittelbaren Verwendungsmöglichkeiten gefunden hat, und wie es 
heute andererseits für verschiedene neue blühende Industriezweige das 
Rohmaterial darstellt, aus dem sie Erzeugnisse gewinnen, die jeden Ver¬ 
gleich mit den aus natürlichen Rohstoffen bereiteten aushalten“. Die 
Notwendigkeit, alle vorhandenen wirtschaftlichen Werte aufs letzte aus¬ 
zunutzen, verpflichtet gewiß die Hochofenwerke, dem Absatz und der 
Verwertung der Schlacke gesteigerte Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Hierbei sollten sie sich aber stets bewußt bleiben, daß die technischen 
und wirtschaftlichen Vorteile, die Hochofenschlacken und ihre Erzeug¬ 
nisse bei gleichmäßiger Güte anderen Materialien gegenüber in vielen 
Fällen bieten, nur dann auf dem Baumarkte der Hochofenschlacke den 
ihr gebührenden Platz verschaffen und bewahren • können, wenn alle 
Hochofen werke ausnahmslos die bautechnischen Eigenschaften ihrer 
Schlacken fortgesetzt überwachen und alles ungeeignete Material sorg¬ 
fältig ausseheiden. 

Wenn diese Erkenntnis in den beteiligten Kreisen Allgemeingut 
wird und mit der Erfüllung der hieraus erwachsenden Pflichten auch 
in alle Kreise der bauausführenden Verbraucher volles Vertrauen zu 
den Hochofenschlackenerzeugnissen einzieht, dann darf sich die vor¬ 
liegende Schrift ein erhebliches Verdienst daran zurechnen, hierzu nicht 
wenig beigetragen zu haben. Ri 


Dyes, Dr. Wilh. A. Wärme — Kraft — Licht, einedringend 
notwendige Reform. Berlin 1918. Carl Heymanns Verlag. 

Bereits zu der ZeEt, als noch der Kampf um das Bestehen des 
Deutschen Reiches in seiner kaum halbhundertjährigen Form tobte« er¬ 
schien als Mahnwort an die deutschen Kohlenverbraucher von einem Aus¬ 
ländsdeutschen das Werk „Wärme — Kraft — Licht“. Wärme, Kraft und 
Licht sind die drei Haupterfordernisso nicht allein für das Leben des 
Einzelnen, sondern in noch viel höherem Maße für das gesamte Wirt¬ 
schaftsleben. Die Grundlage für ihre Gewinnung ist die Kohle. Ihr Vor¬ 
rat, so groß er auch sein mag, nimmt bei dem ungeheueren Verbrauch 
von Jahr zu Jahr ab, und wenn auch das gegenwärtige Menschen¬ 
geschlecht keine Sorge um die Kohlenwirtschaft zu haben braucht, in 
berechenbarer Zeit geht dieser Vorrat zur Neige, um allmählich voll¬ 
ständig verwertet zu sein. Diese Tatsache allein muß genügen, alle 
Kohlen Verbraucher auf die möglichst sparsame Bewirtschaf hing des für 
unser ganzes Dasein so wichtigen Grundstoffes hinzuweisen. Einen be¬ 
sonderen Anstoß, der bisher getriebenen Brennstoffvergeudung entgegen¬ 
zutreten, gab der Krieg. Der Mangel an Arbeitskräften für die För¬ 
derung und Beförderung der Kohlen führte zu einer scharfen Bewirt¬ 
schaftung des Brennstoffes. Willig und gern wurden alle Einschränkungen 
ertragen, wußte doch jeder, dal bald bessere Zeiten kommen würden.' 
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Das war vor einem Jahr der Standpunkt. Aber nicht von diesem Ge¬ 
dankengang ausgehend, ist der Verfasser zu seiner Arbeit angeregt wor¬ 
den, sondern durch die ungeheuere Vergeudung, die mit dem Brennstoff 
getrieben wird. Hierbei stützt er eich in erster Linie auf die Statistik und 
alsdann auf fachmännische Urteile’ des In- und Auslandes. Eine kurze 
Zusammenstellung der Wärmeverluste beim Betrieb der Kraftmaschinen 
zeigt, daß kaum 30 % der gesamten in den Kohlen/ vorhandenen Energie 
ausgenutzt wird. Der größte Teil der Energie geht also verloren, und es 
ist ferner zu sehen, daß eine große Menge von Stoffen aus den Kohlen 
gewonnen werden kann, die wir heuto aus dein Ausland beziehen. Um 
hier Wandel zu schaffen, gilt es zunächst, klar zu erkennen, was aus deri 
vorhandenen Brennstoffen gewonnen werden kann, und dann zu ermitteln, 
auf welche Weise eine weitgehendste Ausnutzung der Brennstoffe erfolgen 
kann. Im In- und Ausland sind in den letzten Jahren Einrichtungen 
für die wissenschaftliche Erforschung von Brennstoffen getroffen. Die 
Wege, die die einzelnen Einrichtungen gehen, sigd verschieden, auch 'ar¬ 
beitet das Ausland meist in anderer Weise als unser Vaterland. Das ist 
natürlich, da die Kohlenvorräte verschieden, dio Beschaffenheit eine ver¬ 
schiedenartige und die Möglichkeit, zur Kraftgewinnung andere Grund¬ 
stoffe zu verwenden, ebenfalls in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
ist. In Deutschland ist das bereits vor dem Krieg entstandene Bestreben 
zur Ausnutzung der vorhandenen Wasserkräfte erneut mit großer Energie 
aufgeuommen. Wie wichtig derartige Maßnahmen sind, geht aus der 
Tatsache hervor, daß die Brennstoffe das Hauptrohprodukt sind, das wir 
in Deutschland gewinnen. Die Verschiedenartigkeit der Rohstcinkohlc 
erfordert auch eine recht verschiedenartige Behandlung der einzelnen 
Sorten. Auf dio Wege, die die übrigen Länder, in denen Kohlen gewonnen 
werden, gehen, wird nachdrüeklichst hingewiesen. Nicht viel anders ist 
cs mit der Braunkohle Mitteldeutschlands. Es würde nicht zu verant¬ 
worten sein, wenn wir diese Braunkohlenschätze nicht derart ausnutzten, 
daß eine möglichst lange Lebensdauer für die kommenden Generationen 
gewährleistet würde. 

Daa erste Verfahren zur Veredlung von Kohlen bestellt in der Ver¬ 
kokung. Durch sie werden eine Reihe von Stoffen aus der Kohle ge- 
• gewonnen, die bei anderer Behandlung verloren gehen. Aus dem bei der 
Verkokung — auch die Gasanstalten sind Verkokungsanstaltcn — ge¬ 
wonnenen Teer müssen wertvollere Erzeugnisse gewonnen werden. Ein 
reiches Betätigungsfeld findet hier der Ingenieurchemiker, dem wir in den 
letzten Jahren so Großes verdanken. Besondere Erwähnung verdient das 
Verkokungsverfahren bei niederer Temperatur. 

Der Kampf zwischen Gas und Elektrizität hat gerade in den letzten 
Jahrzehnten vor dem Krieg zu mancherlei Verbesserungen geführt. Es 
ist jetzt an der Zeit, den Kampf gegeneinander ruhen zu lassen und ge¬ 
meinsam neue Ziele zu verfolgen. Bei der Lichtversorgung müssen beide 
Hand in Hand arbeiten. Bei der Kraflerzeugung und -Verteilung, sei es 
aus Kohle oder Koks, gebührt der Elektrizität heute der Vorrang. Für 
Gas bietet sich ein großes Betätigungsfeld in der Heizung. 

Neben, der Kohle spielen für die Erzeugung von Licht und Kraft 
die Heiz- und Treiböle cne große Rolle. Deutschland ist gezwungen, diese 
zum größten Teile aus dem Ausland zu beziehen. Beschäftigt sieh auch 
der V enasser nicht eingehend mit der Notwendigkeit der Herabminderung 
der Einfuhr, so geht doch aus den statistischen Angaben die Schwierigkeit 
der gegenwärtigen Lage hervor. Ebenso wird auf die Vor- und Nachteile 

Archiv für Eisepbahnwcaen. 1910. 
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der Spiritiasgewinnung hingewiesen. In geringerem Umfang dieneji allch 
(’alciumcarbid, dessen Erzeugung in Deutschland während des Krises 
große Fortschritte gemacht hat, Holz und Torf der Wärme-, Licht- lind 
Krafterzeugung. 

Es fragt sich nun, wo und wie kann der Vergeudung dieser Brenn¬ 
stoffe entgegengetreten werden ? Bei der Verwendung von Gas kann durch 
Komprimierung auf hohen Druck eine nicht unerhebliche Ersparnis er¬ 
zielt werden. Beim Hausbrand, bei der Heizung und Warmwasserversor¬ 
gung schätzt der Verfasser den Verlust auf rund 95%. Auch bei der 
Kesselheizung sind die Verluste durchweg viel zu hoch. Daher müssen 
die unwirtschaftlich arbeitenden Anlagen verschwinden. Eifie bessere Aus¬ 
nutzung der Abwärme muß folgen. Das wichtigste Mittel zur Ersparnis 
von Brennstoffen ist aber die Ausnutzung der Wasserkräfte zur Elektri¬ 
zitätserzeugung.- Dieses ist augenblicklich wohl eines der wichtigsten 
Gebiete der Volkswirtschaft. Mit Stolz und Genugtuung können wir hier 
feststellen, daß die Arbeiten, die seit Jahren im preußischen Arbeits- 
ministerium vorbereitet sind, sich jetzt zu großen Erfolgen verdichten. In 
der Hand des Staates oder Reiches werden die» groß angelegten Pläne bald 
befruchtend auf Industrie und Landwirtschaft wirken. 

Wissenschaftliche Erforschung aller Gebiete, Neuorganisation, Re¬ 
formation und Modernisierung im Interesse der Allgemeinheit fordert der 
Verfasser des wichtigen Werkes, das jedem empfohlen werden kann. 

v. H. 


Kngerer, Felix, Ingenieur. Das autogene Schweißen und 
.Schneiden mit, Sauerstoff. Zweite, verbesserte und 
wesentlich erweiterte Auflage. 240 S., kl. 8°. Wien 1919. Wald- 
heim-Eberle A.-G.; Leipzig, Otto Klamm. JC 5,—. 

Das vorliegende Buch legt die großen Fortschritte dar, die durch 
das autogene Schweißen und Schneiden für das gesamte Metallgewerbe, 
und zwar nicht nur für die großen Industrieunternehmungen, sondern 
namentlich auch für kleine und ganz kleine Betriebe, sowie für Werkstät¬ 
ten erzielt worden sind. Es werden zunächst in den Abschnitten über das 
autogene Schweißen und das Schneiden mit Sauerstoff die Verwendung von 
Leuchtgas und Azetylen sowie des Sauerstoffes und deren Wirkung und 
die damit erzielten wesentlichen Vorteile gegenüber den älteren Verfahren 
dargelegt, und dann werden die zum autogenen Verfahren, erforderlichen 
(rase nach ihrer Beschaffenheit und Wirkungsweise behandelt. Weiter 
werden die Gaserzeugungsapparate und -Anlagen besprochen, und dann 
folgt eine Beschreibung der zum autogenen Schweißen und zum Schneiden 
mit Sauerstoff dienenden Anlagen und Einrichtungen. In weiteren Ab¬ 
schnitten werden noch erörtert: die Gefahren und Vorsichtsmaß¬ 
regeln beim Betriebe autogener Anlagen, sowie die Beschaffenheit und 
die Eigenschaften der für den autogenön Schweißer in Betracht kommen¬ 
den Metalle, auch werden Mitteilungen über ausgeführte Schweiß- und 
Schnittversuche, sowie über den Entwurf einer Sicherheitsvorschrift bei 
Handhabung und Betrieb von autogenen Schweißanlagen gemacht. 

In 16 Tafeln und 100 Abbildungen sind die Ergebnisse der Dar¬ 
legungen zusammengestellt, sowie die Vorrichtungen und Ausführungs- 
weisen dargestellt. Auch sind in einem Anhang die gesetzlichen Vor¬ 
schriften über die Herstellung und Verwendung von Azetylen sowie den 
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Verkehr mit Kalziumkarbid in Oesterreich und die Verordnung über 
Herstellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen sowie über 
Lagerung von Kalziumkarbid im Deutschen Reich mitgeteilt. 

Das vorliegende Buch kann allen denen, die mit den genannten Ver¬ 
fahren zu tun haben, zum fleißigen Studium empfohlen werden und wird 
ihnen zweifellos in jeder Hinsicht zum Nutzen gereichen. B-m. 


Technischer Index. (Jahrbuch der technischen Zeitschriften-, Buch- und 
Broschüren-Literatur.) Auskunft über Veröffentlichungen in 
technischen Zeitschriften und über den technischen Büchermarkt 
nach Fachgebieten, mit technischem Zeitschriftenführer. Her- 
ausgegeben von Heinrich R i e s e r, VI und 144 Seiten in 8°. 
Ausgabe 1918 für die Literatur des Jahres 1917. Berlin und 
Wien, Verlag für Fachliteratur. 

Der vorliegende Jahrgang enthält 2 wesentliche Neuerungen. Die 
«'ine besteht darin, daß neben den Zeitschriften nun auch die Bücher und 
Broschüren aufgenommen sind. Bei jedem Buch ist der Verlag und der 
Preis angegeben. Die zweite Neuerung besteht in einem Verzeichnis der 
benutzten Zeitschriften. Dieses Verzeichnis enthält Angaben über den 
Herausgeber und Verleger, das Gründungsjahr, das Format, den Be¬ 
zugspreis des Jahrganges und einzelner Hefte, sowie den Anzeigenpreis. 
Ein Verlegerschlüssel enthält 160 Namen. Er - ist leider nacht vollständig, 
es fehlen einige größere technische Verlagsbuchhandlungen. Die 
Gründe hierfür sind nicht angegeben. Die Benutzung des Buches als 
Nachschlagewerk auf dem Büchermarkt würde noch durch ein buchstäb¬ 
lich geordnetes Verfasserverzeichnis sehr gewinnen. Das Jahrbuch 
wird sich durch die weitere Ausgestaltung des Inhalts neue Freunde er¬ 
werben. Schimpft. 


Übersicht der neuesten Hauptwerke über Eisenbahnwesen 

und aus verwandten Gebieten. 


Biedermann, E., Dr.-Ing., Eisenbahn-Bau- und Betriebsiuspektor a. D. Das 
Eisenbahnwesen. 144. Bändchen. Aus Natur und Geistes weit. Leipzig 
und Berlin 1919. 

Fehler, Dr.-Ing., W. Der Rahmen. Einfaches Verfahren zur Berechnung 
von Rahmen aus Eisen und Bisen beton mit ausgeführten Beispielen. 
Zweite neubearbeitete und erweiterte Auflage. Berlin 1919. 

Pforr, Ph. Berechnung von Zugbewcgungen. München und Berlin 1919. 

Bchanz, Georg, Dr. Finanz-Archiv, Zeitschrift für das gesamte Finanzwesen. 

% Jahrgang, 2. Band. Stuttgart und Berlin 1919. J. G. Pottasche Buch¬ 
handlung Nachfolger. 17,50 M. 
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Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Zeitschrift für internationales Verkehrswesen. 
Finanz- and Volkswirtschaft, Wien. 

38. Jahrgang. Nr. 34 bi« 43. Vom 17. August bi* 19. Oktober 1919. 

(34:) Deutsche Übersetzung des Gütertarifs im S. H. S.-Staate. — 
Der Stand der Gütertarife in den Nationalstaaten. —■ Verschärfte 
Bestimmungen über das Ver- und Ausladen in Deutschösterreich. — 
(und 35:) Frankierungszwang im Verkehr von Deutschland nach 
Deutsch-Österreich. — (34:) Beschränkung des Eisenbahnverkehr* 

im S. H. S.-Staate. — (35:) Frankierungszwaug im Verkehr., von den 
nordischen Ländert und den Niederlanden nach Deutschösterreich. 
— Die Lokalgütertarife der Eisenbahnen im S. II. Sw-Staate. — Er¬ 
höhung des Wagenstand- und Lagergeldes in der tschechoslowa¬ 
kischen Republik. — Aufhebung der deutschen Frachtzuschlägü im 
Auslandsverkehr. — Güterverkehr zwischen Deutschland und Italien. 

- (36:) Das Internationale Übereinkommen über den Eisenbahn¬ 
frachtverkehr. — Zur Tariferhöhung im tschechoslowakischen Staat. 

- Bevorstehende Tariferhöhungen in Deutschland. — Güterverkehr 
zwischen Deutschland und Italien. — (38:) Die Erhöhung der Güter- 

' tarifo in Polen. — Wortlaut der Bedingungen des Friodensvertrago* 
mit Österreich, soweit sie verkehrspolitische Angelegenheiten betroffen. 
— (39 u. 40:) Die Bedingungen des Friedens mit Österreich. — (39:) 
Die Rückvergütung von Frachtdifferenzen über fremde Strecken seitens 
der te^hecho-slowakischen Staatsbahnen. — (40:) Tariferhöhung in 
Österreich. — Tariferhöhung in Deutschland. — (41:) Hundertfünfzig¬ 
prozentige Tariferhöhung in Österreich. — Die Tariferhöhung in 
Deutschland. — Die Erhöhung der Kohlenfrachteatze im tschecho¬ 
slowakischen Staate nach dem Auslande. — (42 u. 43:) Der Stand der 
Gütertarife in den Nationalstaaten. — (43:) Die Frachtberechnung 
im Verkehr der Nationalstaaten untereinander. 

Beton und Eisen. Berlin. 

18. Jahrgang. Heft 14/15 bis 16. Vom 4. September bis 4. Oktober 1919. 

(14/15:) Der itohlsteinbau aus m-Steinen. — Brücke über die Alz 
bei Wiesmühl. — (16:) Eisenbeton im Tunnelbau. 

Deutsche Bauzeitung. Berlin. 

53. Jahrgang. Nr. 66 bis 83. Vom 16. August bis 15. Oktober 1919. 

(66:) Beschädigungen von Betonbau werken durch Grundwasser und 
Abwasser. — (68:) Das Schicksal der Brenner-Bahn. — (70:) 
Straßenüberführung auf Bahnhof Dausenau. — (83:) Vom Wettbewerb 
über eine Eisenbahnbrücke über die Arsta-Bucht bei Stockholm. 

Deutsche Eisenbahnbeamten-Zeitung. Stuttgart. 

22. Jahrgang. Nr. 18. Vom 16. September 1919. 

Vom „ordentlichen“ Kaufmann und Frachtführer. — Die Drei- 
gliederung des sozialen Organismus. — Mögliche Wirkungen der 
Kriegsentschädigung. 
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Deutsches Eisenbahnwesen. Berlin. 

10. Jahrgang. Nr. 0. September 1910. 

Schiebebühnen mit elektrischem Antrieb. - Die Eisenbahnen, der 
Erde sowie Preußen-Hessens im Jahr 1917. — Die deutschen Eisen- 
tbahninteroesen in der Türkei. 

Nr. 10. Oktober 1919. 

Vorschläge zur Vereinfachung des Güterabfertigungsvcrfahrcn*. 

Deutsche Straßen- und Kleinbahn-Zeitung. Berlin. 

92. Jahrgang. Nr. SB bis 41. Vom 16. August bis 11. Oktober 1919. 

(33:) Lastkraftwagen^ in deutschen Industriegebieten. — Abdichtung 
von Bahnunterführungen. — (36:/ Eine neue -Berieselung»Vorrich¬ 
tung für Lokomotiven. — Über Kleinbahnlokomotiven. — Wasso'r- 
l>ehälter auf Bahnhöfen. — Normierung und Typisierung im Kraft¬ 
wagen bau. (37:) Vereinfachung der Wagenklassen bei den Eisen¬ 
bahnen. — Biß- und Bostbildung bei Eisenbahnbrüoken aus Eisen- 
l>eton. — Die Verlaschung der Schienen. — (39:) Dde Auflagen der 
WegeunterlialtongspfHchtigen in Straßenbahn vertrügen. — Die Ver¬ 
wendung von Hebeldraisinen für Kleinbahnen. — (41:) 2-C-Schmal- 
spur-Lokomotiven der Estrado de Ferro Oeste de Minas. — Die Bau- 
und Betriebsvorschriften für nebenbahnähnliche Kleinbahnen. — Die 
Tarif-Erhöhungen der deutschen Eisenbahnen. — Die Zukunft des 
internationalen Güterverkehrs. 

Da» neue Deutschland. Gotha. 

7. Jahrgang. Heft 28. Vom 1. »September 1919. 

Vierter Klasse. 

KiM-nbahnklatt. Wien. 

24. Jahrgang. Nr. 24 bis 28. Vom 1. September bis 10. Oktober 1919. 
(24:) .Kleinverkehrsgeselllschaften nach Friedemsschlujß. — Staats¬ 
sekretär Paul über die Versorgung mit Kohle. — (25:) Der Ausbau 
von Wasserkraftwerken in Vorarlberg durch die Staatsregierung. 
Ausnützung der Kleiuwasserkräfte bei Wien. .—' Die vereinigten 
preußischen und hessischen Staatseisenbahnen im Beohnungsjahr 1917. 
— (26:) Der Niedergang des deutschen Verkehrswesens. — Die ver- 
kehrspo'lirischen Bestimmungen im Friedens vertrage. — (27:) Die 
Donaupläne Tsfchechoslowakiens. — Der Verkehr der Wiener 
Straßenbahnen. — (28:) Erhöhung der Personen- und Gepäcktarife auf 
den deutsch-österreichischen Staatsbahnen. — Die Gütertariferhöhung 
der deutsch-österreichischen Staatebahnen. — Einstellung des Per¬ 
sonenverkehrs an £k>nn tagen. — Einführung von Schnellzügen. 

Eisenbahn- und Verkehrsrechtliche Entscheidungen nnd Abhandlungen. 

Berlin und Leipzig. 

35. Band. Heft 4. 

Der Einfluß des Wohnungsgesetzes auf dos Fluchtlinien- und Ent- 
«dgnungsrecht. — Zu $ 25 des preußischen Gesetzes über die Eisen.- 
bahnunternebmongen vom 8. November 1838 und § 254 BGB. — Zur 
Bechtsnatur von Frachtbrief und Frachtbriefduplikat im deutschen 
nnd internationalen EisenhahnfrachtrechU — Tarifabreden in 
S t raften bonutzungWv'e rträgen. 
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Der Eisenbau. Wien-Leipzig. 

10. Jahrgang. Nr. 10. Oktober 1919. 

Der Wiederaufbau zerstörter Eisenbahnbrüoken in Feindesland durch 
die Brückenbauabteilung der Gutefcoffnungehütte in. ßterkrade. 

Elektrische Kraftbetriebe und Bahnen. Berlin-München. 

17. Jahrgang. Heft 28 bis 29. Vom 14. August bis 14. Oktober 1919. 
Über Sparsamkeit und Wirtecliaftlichkeit im Straßenbahnbau. — (25:) 
Elektrische Arbeitemessung unter Berücksichtigung der Phasen¬ 
verschiebung. (28:) Einige Verfahren und Schaltungen zur Nutz¬ 
barmachung von Wechselstromlokomotiven. — (290 Zauggs 

Achsenzähler. — Erfahrungen aus dem Betriebe elektrischer An- 
• lagen im obersohl es ischen Industriebezirk. 

Elektrotechnik und Maschinenbau. Wien. 

87. Jahrgang Heft 39 bis 4i. Vom 28. September bis 12. Otkobor 1919. 
(89:) Die Pluteeaumfonnerlokomotive und ihre Verwendungsmöglich¬ 
keit in Europa. — (41:) Einige Verfahren und Schaltungen zur 

Nutzbremsung von Wecheelstromlokomotiven. — Bayern werk zur 
einheitlichen Versorgung des rechtsrheinischen Bayern mit Elek¬ 
trizität. 


Elektrotechnische Rundschau. Berlin. 

36. Jahrgang. Nr. 81/32 bis 35/36. Vom 6. August bis 3. September 1919. 
(31/32): Die wissenschaftlichen und praktischen Grundbedingungen 
für die. Entstehung und Verbrennung von Benzoldampfluftgemischcn. 
— Beiträge zum Antrieb elektrischer Fördermaschinen. — (33/84:) 
Neuere Einrichtungen zur elektrischen Bcfehleiibennittlung. — Wün¬ 
schenswerte Änderungen in der Verwaltung der Eipenbahn-Haupt- 
workstätten. — (35/36:) Neuere Einrichtungen zur elektrischen IV- 

fehlsUbermittlung. 

Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 

40. Jahrgang. Heft 34 bis 87. Vom 21. August bis 11. Septeml>cr 1919. 
(34:) Die elektrische Beleuchtung von Signalen bei den schweize¬ 
rischen Bundesbahnen. — (85:) Die deutsche Elektroindustrie in 
den Kriegsjahren. — Das zukünftige öchnellbahnnetz für Groß-Berlin. 
— (86:) Die deutsche Elektrotechnik in den Kriegsjahren. — Zu dem 
Gesetzentwurf, betr. die Sozialisierung der Elektrizität«Wirtschaft. — 
Zur Reicha-ElektriaäAätwwirteehaft. — (37:) Die Keunzeiöhuung der 
Freileitungen für Luftfahrer. 

Engineering. London. # 

108. Band. Nr. 2794 bis 2801. Vom 18. Juli bis 5. .September 1919. 

(2794:) The ministry of ways and oommunication. — (2795:) Loeo- 
motiveg for Railway» in China. — (2797 u. 2799. 2801:) Hell Gate 
bridge, New York. — (2799:) James Watt. — The oentenary of James 
Watt, 1818—1918. 

Engineering News Record. New York. 

-8t. Band. Nr. 86. Vom 26. Juni 1919. 

Long conorete bridee contraet to be let in four pnrts. 
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83. Band. Nr. 1 bis 9. Vom 3. Juli bis 28. August 1911*. 

(1:) Haw wii 1 Congirese deterroino the futuro of our Railways? — 
Comparison of fivo Railway bridgo specifieations. — (2:) The relative 
economy of freight transport by Railway and by motor truck. — Union 
Station is rebuilt without interrupting traffic. — (3:) Ruling against 
discriminatory water ratee to Railway. — Opening old Raiiroad fill 
reveals reasons for track trouble. — Narrow-gage Railway Operation at 
nrunition plant. — (1:) British army timber roads in France. — South 
American Railways and the United State©. — Concreto lor Railway 
track eupport. — Pittsburgh South Hills tunnel and earlier projects. — 
Back filling tunnel trough holes bored from surface. — Rumanian 
bridge wrecked dnriüg war. — (6:) Longe st Suspension bridgo in New 
ZeaJand. — Track elovation on the Indianopolis Union Raiiroad. — 
Grade-crossing Elimination at Indiapolis. — (9:) Engineer« protest lo 
Presidenit against Plurnb plan. — Main-route construction in New 
Jersey. — Timl>er bridge problems on the Alaska Railway. 

Le G£nie Civil. P aris. 

Band 75. Nr. 9. Vom 30. August 1919. 

L’ölectrification des chemins de fcr. Impression« de la Commission 
envoyeo aux Etats Unis par le ministre des travaux publies pour l’dtude 
de la Question. 

Glasers Annalen für Gewerbe und Bauwesen. Berlin. 

85. Band. Heft 6 bis 7. Vom 15. September bis 1. Oktober 1919. 

(6 u. 7:) Die theoretische Bedeutung der Anfahrbeschleunigung für die 
Leistungsfähigkeit einer Stadtschnellbahn. — Die Konservierung von 
IToIz. — (7:) Schlackenmühlen. — 

Glückauf. Essen. v 

55. Jahrgang. Nr. 33 bis 37. Vom 16. August bis 13. September 1919. 

(33:) Die Lage der Kohlenversorgung Deutschlands. — (36 u. 37:) Die 
Krieg «kohlen zentrale ln Konstantinopel und der Braunkohlenbergbau in 
Westanatolien. — (37:) Der Anteil des Staates am deutschen Stein¬ 
kohlenbergbau. 

r 

Das Handelsmuseum. Wien. 

34. Band. Nr. 33. Vom 14. August 1919. 

Das rollende Eisenbahnmaterial Italiens. 

tftttMag-Nachrichten. Hannover-Linden. 

6. Jahrgang. Heft 8. 

Kurze Einführung in die Metallographie dovS Eisens. — Kohlen verbrauch 
im Lokomotivbau. 

Heft #. 

Von der ersten zur 9000. Lokomotive. 

Öe Ingenieur. VGravenhage. 

34. Jahrgang. Nr. 84. Vom 23. August 1919. 

Ovefr de mogelijkheid der absolute snelheidsmeting van een bewegend 
▼aartuig ten opzichte van de aarde door midtiel van reiatief bowesr**- 
lijke BiMea’e. 
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Nr. 38. Vom 20. September 1919. 

Internationale Vereeniging der spoonvegen. 

Journal für Gasbeleuchtung. München. 

62. Jahrgang. Nr. 37. Vom 13. September 1919. 

Ein Beitrag 7/Ur Brcnn£toffor.-parnD. 

l>ie Lokomotive. Wien. 

16. Jahrgang. Heft 8 . August 1919. 

Zum 100. Todestage von Jamee Watt. — Zweite Ausführung der 1D1- 
Vderzylinder-Yerbund-SchnelIzuglokomoti ve, Reihe 470 der D. ö. St. B.— 
Eor elektrische Betrieb der Arlbergbahn. — Hoizkupplungea der Eisen- 
lwhnen. — Dio Baustofrprüfanstalt der Pennsylvaniabahn in Altoona. — 
B 1-Tenderlokomot.iven (Scheronmaschineo) der preußischen St. B. 
Eisenbahnbetrieb mit Holz- oder Torffeuerung in Schweden, Norwegen 
und Dänemark. 

Heft 9. September 1919. 

J »io Scliuellzuglokoniotivcn Reihe 210 und 310 der öaterr. Staa tub a irtr ^ 
Die Schönheit im Lokomotivbau. — Eine altenglischc Kohlenbabn. — 
Die Eisenbahnen Australiens und ihre Spurweite. 

Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens in technischer Beziehung. 

•Wiesbaden. 

74. Jahrgang:, lieft 17. Vom 1. September 1019. 

Die Verbliebe mit der Kmiz<>-KDorr-Gütei*zugbrem&e in Österreich. — 
Güterwagen für die Beförderung von Eiern. — Offene AN agen und Kipper, 
oder Selbstentlader? 

ö^terreitdiische Eisenbahn-Zeitung. AVien. 

42. Jahrgang. Heft 9 bis 10. Vom 1. September bis 1. Oktober 1919. 

(9:) Altos und Neues von der Brennerbaiin. — Die Signal** und Zug- 
sichorungeanlagen des Hauenstein-Basistunnels. — (10:) Der AA T ortlaut 
des Friedensvertrages von St. Germain-en-Laye betreffend das A'erkehrs- 
wosen. — Die wirtschaftlichen Beziehungen Deutschlands zu Deutsch- 
österroicli. 

Railway Age. New York. Chicago. 

64. Jahrgang. I. Hälfte. Nr. 26. Vom 27. Juni 1919. 

Highways and Kailways. — A useful study of the eolLision Problem. — 
Railway rates and cost of living. — Army supply Ikisos useful adjuncia 
to Railroads. — Abatement of the whistle nuisance. — Train accidonts 
in may. — Country-wide .safety first. — The reorganization oi the 
American Railroad association. — Orders of the regional directore. — 
Executive suggests relieving Interstate Commerce Commission of power. 
-- Mr. Spragues automatic-stop proposals. — Containinating a water 
snpply by storage coal. — Big four increoses <*apacity at eongosted 
poinls. — Russin as a field for American Railway gonius. — Döings of 
the United States Railroad administration. — Checking peroentagee hy 
chnrt. — American society of civil engineers Convention. — A depart- 
mont of public works. — Railway affairs in congress. — Receiving the 
German Railway equipment. — Pretventing deterioration by the proper 
uso of point. — Prouty proposes plan for adequate revennes. —r 
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ty. Jahrgang. II. HÄlfte. Nr. 1 bis 10. Vom 4. Juli bis 5. September 1919. 
(1:) Why not provido for adequate revenues? — Thoughts on mainte- 
nance of way., — Grand Trunk fr-6-0 type Switching locomotives. — Co¬ 
operation. —Tie purchasing methods subject of Conferences. — Reward 
of being conspicuously good. — American concreto institute annual 
convention. — (u. 3—10:) Orders of regional directors. — The wanton 
dcstruction of Railways by the Germans. — American eociety for 
testing materials. — The permanent solution of the Railroad Problem. — 
Railway affairs in congreea — (bis 10:) Döings of the United States 
Itailroad admini&fcration. — An unusunal Service of meoeoted piles. — 
(u. 2, 3:) Railway developements in foreign countries. — June meeting 
of the signal division, American Itailroad association. — How operating 
capacity can bo increased. — One way to improve operating mothods. — 
lteasons for the increase in employees. — (2:) Mr. McAdoo’s emormous 
linderestimate of oxpenees. — Iliionis Central will build new Chicago 
tenninat — The- Amaricanization of Kailw&y shop men. Tests of Oro- 
viHo automatic train ertopa. — Axoad Government Signal bulletin. — 

A new advocate of Government Operation. — ÄUansive electrification 
proposed for Sweden. — Accident bulletin Nr. 69. — Unit price versus 
peroentage contracts. — Railway Claim agents hold annual convention. — 
Houso committee . to begin Railroad hoarings. — Non-liftingt injector 
indicator. — Reducing live-stock losses in transportation. — (3:) Atti¬ 
tüde of Interstate Commerce Commiasioners. — Government ownershij) 
in Canada. — The world’s coal shortage and electrification. — Railway 
clcetrification in France and Belgixun. — Government ownerehip a deaxl 
issue. — Casualties to Itailroad employees in april. — Extensive grade 
Separation w r ork at Indianopolis. — Plumb plan Propaganda. — Elkhart 
to Toledo, 7 cars, 70 miles an hour. — A compreheneive revised Inter¬ 
state Commerce law. — CVst of freight by motor truck. — Personal 
injurioö duo to loeomotive failurcs. — Some chapters in Canadian Govern¬ 
ment owncrsliip. — (5:> The transportation Conference plan. — Labor 
and efficiency of production. — Improving the conditions of track cir- . 
<*uit Operation. — Should engincers be paid overtime. — Attempting to 
diacreJit Railway offioers. — (u. 6:) Th© xeconstruction program for 
Fron eh Railways. — 8ome comments on the Railroad Problem. — Uni- 
fication of tho Puget Sound terminals. — Railroad hearing bofore the 
Houso committee. — Somo chapters in Canadian Government ownci- 
diip. — Results Irom concreto subgrade construction. — Commerce 
members endorso committee recoinmendation«. — Wartime conditions 
on Southern Pacific lines in Mexico. — Engineers brotherhood appeaLs 
to tho President. — Railroads handle crowd during Chicago car strike. — 
<6:) Tho wage deniands and tho Plumb plan. — Get ready for a strikt 
to force govemment ownenship.— Labor leaders fight to prevent retum 
of röads. — Pluirib plan introducod as bill in congress. — Double shea- 
thed box cars for tho Canadian Pacific. — Turn around Service on the 
Western Maryland. — The design of modern loeomotive repair shops. - 
Controlling the traffic at ito source. — Railroad democracy. — Hearing 
ou wage dem and s of the trainmen. — Chicago suburban lines demon- 
strate efficiency. — Hydrogen gas for cutting and welding. —- Plumb 
plan given hearing before House committee. — (7:) The slow growtli 
of public sentiment. — New York Central lines 1 linancing. — An 
efficiency engineer on electrification. — Plumb« Soviet plan of Rail¬ 
road management. — Tlu* Kanawha and West Virginia buihls a new 
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' line. — An efficicncy engineer* vi€ws on the electrificatioü of RaiLway*. 
— Plumb call* oonferenee on Railroad control. — Possibilitie* forsupply 
mannfacturers abroad. — An analysi* of the Plurnb plan. — Flurnb plan 
hearing bcfore House committee. — Heat treatment as applied to Kail- 
way material*. — Carolina, Chinohfield and Okio freigilt locomotive*. 
— Railroad Administration to consider wage demands. — Ilonse Com¬ 
mittee hearing* on Railroad regulation. — (8:) Government control 
and etrikc*. — Economies effected by Signals. — Ha* Railroad 
oapital or Railroad labour foccn „cxploiting 4 * ? — The important Situation 
in England and France. — Duluth ore dock is tbe largest in the worM. 
— Motive power under Government control. — Classification of techni- 
cal eniployecK in the Northwestern region. — (8:) Railroadhearings 
beforo Houee committee. — (bi* 10:) Plurnb wanls congress to in- 
veatigate. — Six months’ income 519,8 peroent öf Standard return. — New 
instruction car for the Southern Pacific. — Grand Central terminal 
handkd 189888 «paeeengers. — (9:) An engineer on tho «xmmission. -- 
Are Railroad fatalities relatively numeroua! — Unauthorized strikte 
hero and in England. — Hartl work by Railway offioers. — President 
Wilson opposcK increase* in Railway wages. — The Jersey central is 
building a modern coal pier. — The rcstauration of Railway develop¬ 
ment. — President call* a hall on wage increaeee. — Coal asso- 
ciation says transportation is insufficient. — Senator Lenroot in- 
troduees Railroad bill. — American Raiiway malerials in the far East. 
—■ Master blacksmiths hold! twonty-fifth convention. — Baggage tiucks 
witüi autonmtie brakes. — (10:) Railroad labor Situation improvos. — The 
Senate committee V» tentative Railroad bill. — General W. W. Atterbury 
contrasts Fronch and American Railroads. — A complete wood preaexving 
plant mounW on care. — Tbe British Iransport «bill bccoraes a law. — 
Labour leaders adopt more conservativo policv. — Railway supp lies for 
tho Dutsch East Indios. — The electrificatiou Problem in England. — 
Maximum earnings of engineers and conductons. — Ninth couvention 
of tool foreniena Association. — Watt-hour meter for rocording effect 
of regeneration. — A concreto foundation for a wooden water tank —- 
Train aecidonts in june. — A new depa-rturo in locomotive feedwater 
hoatere. — Locomotive hoadligbt switebes. — Prccipitation of solids 
from smoke and gassoa. 

The Railway Gazette and Railway News, London. 

31. Band. Nr. 4 bis 11. Vom 2f>. Juli bis 12. Septenil>cr 1919. 

(4:) London traffic Problem*. — Tho caec of tiio counmuiications bill 
re-stated. — A Standard loading lable for British Railway bridges. — - 
SfcVton ateam broakdown crane, Great Northern Railway. — (bis 7:) Rail¬ 
way transport in tbe United Kingdom. — (1:) Chinese Railway deve ¬ 
lopment. — The futuro of labour in the transport Industries. — 
(u. 5, 6, 7:) Jlinistry of ways and Communications bill. — (5:) The 
London t raff io report. — Arroars of maintenanoe in the United State*. 
Austrian Railway affaire. — Railway electrificatiou. — The seiest 
«ommittoo on transporfc (Metropolitan area). — Railw ay an<l canal 
commission. — 17ie eicctricity supply bill. — (6:) International gauge. 
— Rir Eric Geddes and tbe Railway executive committee. — Transport 
waste. — British engineerings Standard* Association. — The London 
traxB&port inquiry. — (7:) Advlsory counoila and the re*»poai- 

sibility of minister*. — Some thooghls on a eotlision. — Tho 
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I. W. D. (Inland Waterways Docks) Standard cranes. — Railway 6taff 
and labonr matter«.— An important telephone development. — Railway 
ooiis tru et ion in Pol au d. — (u. 11:) Modem armies and modern trans- 
port. — (8:) Stirliug looomotives broken np at Doncaeter. — (u.9:) Eu¬ 
ropean train «pceds. — (bi« 10:) Railway «taff and labonr mattere. 
— (8:) London traffic improvements. — (bis 10:) Public inquiry into 
Mr. Gattie’a propoeals. — (8:) Ministry of transport bill. — Eleotricity 
supply bill. — The control of industry: Nationalisation andi kindred 
Probleme. — (9:) Ministry of transport act, 1919. — Concrete block 
«loepers for n«e on secondary Railway«. — A new de«ign of motor 
omnibus. — Problem« of Railway Administration and Operation. — 
(10:) The high eapaeity wagon and improved 'methods of working 
freight traffic. — Some lessou« from a derailment. — Chinese Govern¬ 
ment Railway«. — Prince of Wales’ train in Canada. — New 
4—6—0 type express passenger looomotives for the Highland Railway. 
— The first Pullman vesti'buled train to Brighton. — Powdered 
eoal for locomotive«. — Recruiting and training Railway 
troop« at Longmoor. — Congestion and delay« at ports. — 
(11:) Statistic« of war transportation in France. — British Railway 
next 1 — The eoming increase in goods and mineral rate«. — Re-opening 
of the South Eastem and Chatham Railway between Folkestone and 
Dover. — The Trans-Canada limited express, Canadian Pacific 
Railway. — Public inquiry into Mr. Gattie's proposal«. — European train 
«peeds. — Railway staff and labour mattere. — The value of full 
and accnrate statistic«. — Cammel Laird and Midland carriage Company. 
— American Government contract in Operation. — 

Rundschau für Technik und Wirtschaft. \Vien — Leipzig. 

12. Jahrgang. Nr. 18/14 bis 15 nnd 16. Vom 15. Juli bi« 15. August 1919. 
(13/14:) Die Wasserkraftanlagen der Oberösterreichischen Wasserkraft- 
gesellsehaft m. b. H. — (n. 15/16:) Die Verlaschung der Schienen. 

Schweizerische Bauzeitnng. Zürich. 

74. Band. Nr. 1 bis 14. Vom 5. Juli bis 4. Oktober 1919. 

(1:) 1 D 1 — Heißdampf-Güterzug-Lokomotive der Paris—Lyon 
Möditernanöe. — (3*) Ein Projekt zu einer Eisenbahnbrücke von 
30 km Länge über da« Paranä-Delta in Argentinien. — (12:) Die Holz¬ 
feuerung der Lokomotiven. (13:) Association internationale de« 
chemins de fer. — (14:) Die Systemfrage der elektrischen Zugförde¬ 
rung in Frankreich. 


Stahl and Eisen. Düsseldorf. 

38. Jahrgang. Heft 34 hi« 37. Vom 21. August bis 11. September 1919. 

(34:) Sozialisierung. — (36:) Die Erzkipperanlage im Nordhafen von 

Hannover — (n. 37:) Die Entwicklung de« Rechte« der Großindustrie 
un Jahre 1918. 

Technisches Wochenblatt. (Tesknisk Ukeblad.) Kristiania. 

1919. Nr. 23—41. Vom 6. Juni bi« 3. Oktober 1919. 

IS 1 ! — (250 Vort land« elektricitetsforsvning. -- 

(26:) Trykluftlokomotiver. - (27:) Statsbanenes nye AdministraÜom- 
orcüung. — (28:) Vore Jernbaner, de nnvaerende og de fremtidige. -- 
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Veitrafikens fremtidige Utvikling. saerlig med Hensyn til Euter ior 
Personer og Varer. — (29--30:) Om prineippere for landeis dektriei 
tetsforsyning. — (80:) Kristiania—Drammenbanens Eiektrifioering. 
(31 s) Vest-Norges Jernbanekrav. — l>e svenske Trafikplaner. — (82:) 
Lancbelektrificoi ingeu — de ökonomisko Spocr^mal. — linder* 
grundsbaner. — Bagdadbancu. — Faergeforbindeise mellem Skandina¬ 
vien og England. — (84:) Perisdetalled ved vore Jernbaners Elektn- 
ficering. — (35:) Storenbanena Ombygning. — (36:) Palästinas 

Opdyrkning og Elektrifieering med Middelhavet som Kraftkilde. - 
(88:)Det transsibirske Jernbanenet underlaegger en international 
Körnitz. — (39:) Elektrifieering av Ofotbanen. 

Verkehrstechnik. Zentralblatt für das geturnte Land-, Wüxmi- und Luft- 
verkehrswesen. Berlin. 

1. Jahrgang. Heft 1 bis 3. Vom 5. bis 25. September 1919. 

(1:) Die Zukunft des deutschen Verkehrswesens. — Die Einführung 
elektrischer Zugförderung auf Hauptbahnen in Deutschland. — Die 
Vollendung des Mittellandkanals. — (2:) Die Auswahl und Ausbildung 
des Fahrpersonals auf psyohoteelijuschor Grundlage. - Die gesetz¬ 
liche Regelung des Verkehrs mit Kraftfahrzeugen. — Wege zur 
erhöhten Ausnutzung der Kleinbahnen. —• Die Große Berliner 
Straßenbahn als Kommunalunternehinen. — (3:) Die Frage de* 

freizügigen Selbstentladewagens. — Die Bedeutung der Verkehrs¬ 
technik für Post, und ^ Telegraph. — Die Wirtschaftlichkeit dei 
* Straßenbahnen des rheinisch-westfiil isohen Industriebezirkes. 


Weltwirtschafts-Zeitung. Berlin. 

4. Jahrgang. Nr. 35 bis 37. Vom 29. August bis 12. SepteinlxT 1919. 

(35:) Die Sprache der Weltwirtschaft. Zur Lößung der Sprachen- 
Wirrnis im Osten. — Die Kohlenkris«*. 

Werkstattstechnik. ] k*rl i n. 

13. Jahrgang. Heft 17. Vom 1. Scptein)»er 1919. 

Organisation des Lohnwest ns. 

Die Werkzeugmaschine. Bei lin-SehönelnMg. 

23. Jahrgang. Heft 24. Vom 30. August 1919. 

Die Entwicklung der Kaltsägemaschinon. 

Heft 25. Vom 10. September 1919. 

Selbststell-Fallhämmer. 


Zeitschrift des überochlcsisehcit Berg- und Hüttenmännischen Verein». 
Kattowitz. 

57. Jahrgang. Heft 3 und 4. 

Die Obersehlosisehe Schmalspurbahn. 


Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und Architckten-Vcrcins. Wien. 

71, Jahrgang. Heft 20 bis 41. Vom 10. Mai bis 10. Oktober 1919. 
(20:) Saugstrah 11urbinen ui\d Turbinen ohne Leitschaufeln. ~ (24 u 

25:) Die Donau als Vorflut der Wiener Entwässerungsanlag-iii. -_ 

(33 u. 37 u. 41:) Über die Erhöhung der zulässigen Materialinanspruch- 
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mi hro c. eiserner Bniekeu. — (34:) Der Fahrgast verkehr Groß-Beilius 
vor und während des Krieges. — (35 u. 37:) Über Bodensenkungen 
durch Berg- und Tunnelbau mit besonderer Berücksichtigung der Vor¬ 
kommnisse und Versuche in Frankreich. — (40:) Einige Fragen der 
elektrischen Vollbahntraktion. — (41:) Verkehrsfragen nach Frie- 
denssobluß. 

Zeitschrift*für Transportwesen und Straßenbau. Berlin. 

36. Jahrgang. Nr. 24. Vom 20. August 1019. 

Der Dampf-, Benzin- und elektrische Motor für den Kraftwagen¬ 
antrieb. — Grundwasserentziehung infolge von Tiefbauarbeiten. 

Zeitschrift des Vereins Deutscher Ingenicnrc. Berlin. 

Band 63. Nr. 36 bis 39. Vom 6. bis 27. September 1919. 

(36:) Die Aussichten der verschiedenen Kraftübertragungsmittel. — 
(37:) Die Entwicklung der elektrotechnischen Industrie. — (u. 39:) 
Die Spurweite der Kleinbahnen. 

Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

59. Jahrgang. Nr. 63 bis 79. Vom 23. August bis 18. Oktober 1919. 

(63:) Bahnhofsbeleuchtung. — Die Lieferfristen im Güterverkehr. — 
(64:) Betriebsräte in der Staatseisenbafyi Verwaltung. — Zur Bewer¬ 
tung von Gleisentwicklungen. — (65:) Fehlende und überzählige 

Wagenladungen. — (66:) Die Verbindungsbahn Wannseebahnhof— 
Bahnhof Friedlichstraße—Stettiner Bahnhof in Berlin. — (bis 68:) 
Die australischen Eisenbahnen. — (67:) Zur Bremsung der Güterzüge. 
(68:) Geschichte der Organisation der preußischen Staatsbahnen. — 
(69:) Vorschläge zur Verreichlichung der Eisenbahnen. — Die bel¬ 
gischen Staatsbahnen. — Das neue vcrkehrspojitischo Programm 
.Sowjet-Rußlands. — (70 u. 71:) Die Unregelmäßigkeiten und Verluste 
im Güterverkehr. — (70:) Verkehrspläne unserer Feinde. — (71:) Nor¬ 
wegens künftiges Eisenbahnnetz. — (72 bis 74:) Organisation und 
Leistung der Eisenbahn-Lokomotiv- und Wagen werke. — (72:) Das 
deutsche Beichsverkehrsministerium. — Tariferhöhungen und Spar¬ 
maßnahmen bei den schwedischen Bahnen. — (73:) Verhandlun¬ 
gen über die Erhöhung der Gütertarife in der preußischen Landes- 
versammlung. — (75 u. 76:) Bestimmung der Zahl und Art der Werk¬ 
stättenarbeiter und Beamten der Betriebswerkstätten. — (75:) Die 
Einrichtung der Betriebsverwaltung bei den neuen Reichseisenhahnen. 
(76:) Sind Bezirksstellen für den Eisenbahnbetrieb und -verkehr 
nötig? — (77:) Die Fortbildung der deutschen Eiscnbahnbeamten- 
sohaft und die Verwaltungsakademie in Berlin. — Zur beabsichtigten 
Ausschaltung Wiens aus dem internationalen Reiseverkehr. — 
(78 u. 79:) Zur Frage der Organisation der Reichseisenbahnen. — 
(78:) Tätigkeit auf den Baustrecken der Bagdadbahn während des 
Krieges. — (79:) Der Staatseisenbahnhaushalt in der preußischen 
Landesversammlung. 

Zentralblatt der Bauverwaltung. Berlin. 

39. Jahrgang. Nr. 67 bis 86. Vom 16. August bis 22. Oktober 1919. 

(67:) Erster Nachtrag zu den Bau- und Betriebsvorschriften für neben¬ 
bahnähnliche Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb vom 15. Januar 1914. 
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— Über wissensdhaftliohe Betriebsleitung uaoh der Taylorsehen Ar¬ 
beitsweise. — (70:) Die Standfestigkeit von Hatten wände® gegen Wind- 
druck. — (73:) Der neue Bahnhof Obertürk heim. — (74:) über <fen 
Einfluß des Wasserauftriebe auf die Standfestigkeit der Bauwerke. — 
(70:) Die Katangaeisenbahn und die Erschließung des Kaatangabozirk« 
für den Weltverkehr. — (77:) Über wirtschaftlichen Betrieb auf elek¬ 
trischen Bahnen. — (78:) Einbau des Schwebeträgers der .«Bisenbahn- 
hoohbrüoke über den Kaiser-Wilhelm-Kanal bei Hochdonnu. — (86:) 
Elektrische Zugförderung und Diesellokomotiven. 


19 . 


llerausgegeben im Aufträge de» Ministerium» der öffentlichen Arbeiten. 

'erlag von Julius Springer, Berlin W — Druck von II. S. Hermann k Co., Berlin 8W 10, Beuthstr. 
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